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Bürgerliche und proletariſche Preffe. 
Berlin, 28. März 1908. 


Der Streik, den die parlamentariſchen Berichterſtatter des Reichstags in⸗ 
ſzeniert hatten wegen der Kränkung, die ihnen durch einen ultramontanen 
Abgeordneten widerfahren war, hat genau den vorhergeſagten Verlauf ge⸗ 
nommen. Nach kurzer Dauer war er daran, an der Profitſucht der Zeitungs⸗ 
verleger zuſammenzubrechen, als es dazu eben doch nicht kam, aus dem von 
uns angegebenen Grunde, daß Parlament und Preſſe zu ſehr aufeinander 
angewieſen ſeien, als daß fie im letzten Augenblick nicht auf eine friedliche 
Einigung bedacht ſein würden. Unter dem Drucke der parlamentariſchen Frak⸗ 
tionen entſchloß ſich der ultramontane Übeltäter, der Journaliſtentribüne eine 
kümmerliche Entſchuldigung zu machen, die ſich dieſe dann beeilte, als einen 
rauſchenden Triumph auszupoſaunen. 

Inzwiſchen erinnern wir nicht deshalb an unſere richtige Vorherſage, um 
einen Prophetenlorbeer zu beanſpruchen, ſondern nur, um reuig zu geſtehen, 
daß wir die ganze Affäre allzu ernſthaft behandelt hatten. Sie entpuppte ſich 
im Laufe der wenigen Tage, in denen fie ſich abſpielte, mehr und mehr als 
eine reine Komödie, und es gehört die moraliſche Abgebrühtheit der kapita⸗ 

liſtiſchen Preſſe dazu, ſich noch wohlgefällig in ihrem Verlauf zu beſpiegeln. 
Dieſe Preſſe ſelbſt plaudert jetzt aus, daß der Mut in ihrer Bruſt nicht zuletzt 
deshalb ſeine Spannkraft geübt hätte, weil ſie die geheime Protektion des 
Raeeichskanzlers genoſſen habe, der ſogar bereit geweſen ſei, ihr eine „weit über 
Inhalt und Wortlaut der Gröberſchen Abbitte hinausgehende“ Ehrenerklärung 

zu geben, was nur an der „hſtillen Selbſtloſigkeit“ der Journaliſtentribüne ge⸗ 
ſcheitert ſei, die aus patriotiſcher Sorge von einer ſolchen Ehrenerklärung einen 
tiefen Zwieſpalt zwiſchen Reichskanzler und Reichstag befürchtet habe. Dabei 
hat aber dieſer geheime Protektor zuerſt dem Streik das Rückgrat gebrochen, 
indem er eine von Ihm ſelbſt gehaltene Rede in ſeinem offiziöſen Leibblatt ab⸗ 
drucken ließ, noch ehe Herr Gröber ſeine ſogenannte „Abbitte“ geleiſtet A 
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Trauriger, aber nicht weniger charakteriſtiſch, iſt eine andere Begleit⸗ 
erſcheinung dieſes famoſen Streiks. In derſelben Sitzung, wo die Verſamm⸗ 
lung der Streikenden über Herrn Gröbers dürftiges Blättchen Papier ein 
himmelhoch jauchzendes Geſchrei erhob, meldete einer der Streikenden, der 
parlamentariſche Berichterſtatter der „Rheiniſch⸗Weſtfäliſchen Zeitung“, er ſei 


wegen Teilnahme an dem Streik vom Verlag dieſer Zeitung aufs Pflaſter 


geworfen worden. Man ſollte nun denken, daß die Empörung dieſer im Ehren⸗ 
punkt ſo empfindlichen Leute mächtig aufgeſchäumt wäre und wenigſtens einen 
papierenen Proteſt gegen ſolch Attentat auf ihre „Standesehre“ gezeitigt hätte, 
aber Gott behüte! Der arme Teufel durfte ſeine Abſtrafung „zu Protokoll 
geben“, aber damit baſta! Und man darf dieſen glorreichen Siegern ihre vor⸗ 
ſichtige Sorge um des Leibes Nahrung und Notdurft auch nicht einmal jo 
ſehr ſchlimm anrechnen. Hätten ſie im geringſten gegen die Abmeuchelung 
ihres Kameraden proteſtiert, ſo wären einige Dutzend andere ihm nachgemeuchelt 
worden. Nur dies eine begreift man danach ſchwer, weshalb die reiſige Schar 
Himmel und Erde in Bewegung ſetzt wegen angeblicher Ehrenkränke, wenn 
ein immerhin gereizter Abgeordneter ſie einmal als „Saubengels“ einſchätzt. 

Doch genug von dieſen und ähnlichen Begleiterſcheinungen der ſchnurrigen 
Affäre, auf die wir überhaupt nicht zurückgekommen wären, wenn ſie nicht 
doch eine ernſte Seite gehabt hätte, in ihrer mittelbaren Rückwirkung nämlich 
auf unſere Parteipreſſe. In dem Urteil der ſozialdemokratiſchen Zeitungen 
über den Journaliſtenſtreik gab ſich eine Verwirrung kund, die wir weit ent⸗ 
fernt ſind als erfreulich zu bezeichnen. Einige Blätter erklärten den Streik 
von vornherein für einen gräßlichen Humbug, ehe noch eine tatſächliche Be⸗ 
rechtigung vorlag, ihn ſo zu nennen; andere Blätter wieder erklärten ſich mit 
ihm mehr oder weniger ſolidariſch und verfochten ihn als eine gemeinſame 
Sache auch für die Arbeiterpreſſe; zwiſchen dieſen entgegengeſetzten Stand⸗ 
punkten gab es eine Menge von Abſtufungen, und oft war die eine und die 
andere in demſelben Blatte vertreten. Dieſe allgemeine Verwirrung erreichte 
den Höhepunkt, als ſie ſich in einer allgemeinen Übereinſtimmung aufzulöſen 
ſchien, als die Parteipreſſe das beglückwünſchende Schreiben des Vereins 
Arbeiterpreſſe an die ſtreikende Journaliſtentribüne veröffentlichte, ohne daß 
irgend ein Blatt — wenigſtens ſoweit wir geſehen haben — eine prinzipielle 
Verwahrung daran knüpfte. 

Danach ſcheint uns eine prinzipielle Betrachtung der Sache durchaus not⸗ 
wendig zu ſein, und ſie iſt um ſo leichter, als dabei von jeder Kritik einzelner 
Parteiblätter oder einzelner Parteigenoſſen abgeſehen werden kann. Um das 
Prinzip klar herauszuarbeiten, wollen wir auch von allen abgeſchmackten und 
albernen Begleiterſcheinungen des Streiks abſehen und ihn als das nehmen, was 
er ſein wollte und urſprünglich auch zu ſein ſchien: als eine Empörung ver⸗ 
letzten Ehrgefühls gegen entwürdigende Behandlung. Und auch darauf wollen 
wir kein Gewicht legen, obgleich dieſer Umſtand keineswegs bedeutungslos iſt, 
daß die Adreſſe des Vereins Arbeiterpreſſe erſt erlaſſen wurde, als der Krach 
ſich bereits ſehr deutlich abzuzeichnen begann und eine Menge höchſt an⸗ 
rüchiger Vereine mit ähnlichen Kundgebungen vorangegangen waren. 
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Wenn wir unter dieſen Vorausſetzungen den prinzipiellen Kern der Frage 
herauszuſchälen ſuchen, ſo möchten wir an eine Erinnerung anknüpfen, die 
halb und halb zur Geſchichte der Partei gehört. Als Johann Jacoby im 
Frühjahr 1872 zur Partei übertrat, unter Berufung auf das ungerechte Urteil, 
das im Leipziger Hochverratsprozeß gegen Liebknecht und Bebel gefällt worden 
war, meinte ſein bedeutendſter und treueſter Anhänger, Guido Weiß, der ein 


ebenſo ehrlicher Freund der Arbeiterklaſſe war wie Jacoby, aber ganz richtig 


vorausſah, was ſich alsbald auch herausſtellte, daß nämlich Jacobys ſchiefe 
Begründung ſeines Übertritts ihn in eine ſchiefe Stellung zur Partei bringen 


werde: Wenn die Leutnants Sobbe und Putzki einen Hausknecht niederſtechen, 


ſo ſind alle meine Sympathien bei dem Hausknecht, aber ich bekunde dieſe 
Sympathie doch nicht dadurch, daß ich auch Hausknecht werde. Treffender 
noch als auf den damaligen trifft dieſer Vergleich auf den heutigen Fall zu. 
Wenn die Journaliſtentribüne ſich gegen eine ehrverletzende Behandlung auf⸗ 
bäumt, ſo hat ſie unſere Sympathie, aber deshalb erklären wir uns nicht mit 
ihr ſolidariſch, und wenn ſie uns mit ihrer verletzten „Standesehre“ und der⸗ 


gleichen Firlefanz kommt, jo antworten wir ihr: Darauf pfeifen wir, fo ſehr 


wir anerkennen und an unſerem Teil unterſtützen, daß ihr als getretene 


Würmer euch auch einmal krümmt. 


Dieſer, wie uns ſcheinen will, ſehr einfache Unterſchied zwiſchen Sympathie 


und Solidarität iſt nun in den Urteilen der Parteipreſſe über den Journaliſten⸗ 
ſtreik gänzlich verwiſcht worden. Die einen ließen es an wirklicher Sympathie 


fehlen, die anderen leiſteten um ſo mehr in angeblicher Solidarität. Unſtreitig 


war dieſer Fall der ſchlimmere, denn er verkannte ganz das Weſen der Ar⸗ 
beiterpreſſe, während jener Fall nur dadurch ſündigte, daß er eine hohe Wahr⸗ 


ſcheinlichkeit gleich als Gewißheit nahm, was ſich inzwiſchen nur als voreilig, 


aber nicht als unrichtig herausgeſtellt hat. Nun kann man ſagen, der Unter⸗ 


ſchied zwiſchen Sympathie und Solidarität laſſe ſich doch nicht ſo einfach 
durchführen; jede Sympathie bedinge eine gewiſſe Solidarität; der Verein 
Arbeiterpreſſe habe ja der ſtreikenden Journaliſtentribüne auch nur ſeine Sym⸗ 
pathie ausgeſprochen; was hätte es für einen Sinn gehabt, ihr zu ſagen: Wir 
haben alle Sympathie für euch, aber keine Solidarität mit euch; ihr tut ganz 
recht daran, euch nicht „Saubengels“ ſchimpfen zu laſſen, aber zu tun wollen 
wir ſonſt nichts mit euch haben, da ihr ja freilich Saubengels ſeid. 

Mit ſolchen Einwänden wird aber nur bewieſen, daß jeder Begriff wie 


jedes Prinzip ſeine vernünftige Grenze in ſich ſelbſt hat. In dem vorliegenden 
Falle brauchte man ſeine Sympathie nicht dadurch wirkungslos zu machen, 
daß man gleichzeitig jeglichen Mangel an Solidarität zwiſchen der bürger⸗ 

lichen und der proletariſchen Preſſe hervorhob, aber man durfte die Sympathie 


. nicht ſo weit treiben, daß man ſich ſolidariſch mit der bürgerlichen Preſſe er⸗ 


klärte. Vielmehr mußte jeder Ausdruck der Sympathie ſo bemeſſen ſein, daß 


er nicht einmal den Verdacht einer Solidarität aufkommen ließ. Dieſe Grenze 
hat das Glückwunſchſchreiben des Vereins Arbeiterpreſſe nicht innegehalten. 


Zugegeben, daß es keinen Sinn gehabt hätte, in dieſem Schreiben den Mangel 
an jeglicher Solidarität zwiſchen bürgerlicher und proletariſcher Preſſe hervor⸗ 


— 
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zubeben, jo folgt daraus nur, daß es überhaupt nicht hätte erlaſſen werden 
dürfen, ſo wenig wie irgend ein ſozialdemokratiſcher Wahlverein oder ſonſt 
eine Parteiorganiſation daran gedacht hat, die ſtreikende Journaliſtentribüne 
zu beglückwünſchen. Gerade daß ſich die Organiſation ſozialdemokratiſcher 
Journaliſten dazu herbeiließ, ruft den Schein hervor, den wir alle Urſache 


hätten zu vermeiden, den Schein, als fühle ſich unſere Preſſe eee mit 
der bürgerlichen. 


Gewiß, äußerlich ſieht der „Vorwärts“ nicht anders aus als das „Berliner 


Tageblatt“, die „Neue Zeit“ nicht anders als die „Grenzboten“ uſw. Aber 
innerlich klafft ein Abgrund, den nichts überbrücken kann. Die ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Journaliſten find keine „kommandierenden Generale“, keine „Herrſcher 
über die öffentliche Meinung“; ſie ſind abhängig von der Disziplin des 
kämpfenden Heeres, in deſſen vorderſten Reihen für eine große und gute Sache 
zu kämpfen ihre Ehre iſt. Darin ſehen die bürgerlichen Journaliſten aber eine 
Schande, eine „Unterdrückung der perſönlichen Freiheit“ und dergleichen mehr, 
wovor ſie ſich mit heiligem Schauder bekreuzigen. 

An ihrem Teil ſehen ſie ihre Ehre darin, ſich einem Kapitaliſten zu ver⸗ 
kaufen, der ihnen die „Freiheit“ gewährt, einem arbeits⸗ und zuſammenhangs⸗ 
loſen Haufen allen möglichen Hokuspokus vorzumachen, ihn nach Belieben zu 
demoraliſieren oder zu verdummen: unter der einen kleinen Bedingung, daß 


dadurch die Maſſen den ökonomiſchen und politiſchen Zwecken der kapita⸗ 


liſtiſchen Geſellſchaft dienſtbar erhalten werden, widrigenfalls der „freie Denker“ 
mit zerſchmetterten Gliedern aufs Straßenpflaſter fliegt, was ihm freilich auch 
ſchon paſſieren kann, wenn dem Herrn, der ihn gekauft hat, zur Unzeit eine 
Fliege über die Naſe kriecht. In der „Standesehre“ dieſer armen Schächer 
erblicken wir jedoch die größte Schande, die widerlichſte eee des 
menſchlichen Geiſtes. 

Zwiſchen ſolchen Gegenſätzen gibt es keine Verſöhnung, und am wenigſten 
liegt es in unſerem Intereſſe, die Grenzſcheiden zwiſchen bürgerlicher und prole⸗ 
tariſcher Preſſe zu verwiſchen. Wenn jene Sklaven einmal unter ihrem drücken⸗ 
den Joch keuchen, ſo können wir ihnen wohl unſer Mitleid ſpenden, aber nie, 
auch nicht einen Augenblick dürfen wir vergeſſen, daß ihre Ehre u Schande 
und unſere Ehre ihre Schande iſt. 


Die Bedingungen 
des erneuten Aufſchwungs der ruſſiſchen Revolution. 
Von Fh. Dahn. 
I. 5 

Die allgemein⸗hiſtoriſche Bedeutung der in Rußland vor ſich gehenden 
Umwälzung iſt wichtig genug, um bei jedem Sozialdemokraten das regſte 
Intereſſe über ihr ferneres Schickſal zu erwecken. Die gegenwärtige Lage Ruß⸗ 
lands, die Urſachen, die den Triumph des Zarismus hervorriefen, der ſich auf 
die konterrevolutionäre Koalition des Junkertums und der Bourgeoiſie ſtützt, 
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die Analyſe der Triebkräfte, die imſtande wären, der ruſſiſchen Revolution 


aus der Sackgaſſe, in die ſie anſcheinend geraten iſt, herauszuhelfen — dies 
alles beanſprucht mit Recht die Aufmerkſamkeit der ausländiſchen Genoſſen. 
In den nachfolgenden Zeilen werden wir verſuchen, auf dieſe Fragen eine 


Antwort zu geben — eine Antwort, die notgedrungen kurz und flüchtig ſein 
muß, da die Wichtigkeit und die Weitläufigkeit der Materie im ſchroffen 


Gegenſatz zu dem uns zur Verfügung ſtehenden Raume ſteht. 
Aber vorerſt möchten wir, um jeglichen Mißverſtändniſſen vorzubeugen, 
mit einigen Worten auf die allgemeine hiſtoriſche Perſpektive . aus 


welcher wir die ruſſiſche Revolution betrachten werden. 


Man kann dieſe Frage von zweierlei Standpunkten betrachten: man kann 
im Zuſammenbruch des ruſſiſchen Abſolutismus, im Siege der ruſſiſchen Re⸗ 
volution einen Faktor erblicken, der dem internationalen Sozialismus einen 
mächtigen Anſporn zur weiteren Entwicklung verleihen und ihn dem end— 
gültigen Siege näher bringen wird. Man kann andererſeits von den Miß⸗ 


erfolgen der ruſſiſchen Revolution an den Sieg des internationalen Sozia⸗ 


lismus appellieren und in dieſem Siege den Schlüſſel zur Löſung jener 
Fragen ſuchen, die die ruſſiſche Revolution bis heute nicht entſchieden hat. 
Wir verzichten von vornherein auf einen derartigen Appell. Nicht etwa, weil 
wir den Sieg des internationalen Sozialismus vor dem Siege der ruſſiſchen 
Revolution für unmöglich hielten, und auch nicht, weil wir nicht einſehen, 
daß ſich hierbei der Gang und die Aufgaben der ruſſiſchen Revolution von 
Grund aus verändern würden. Allein jetzt, wo es ſich nur um eine Unter⸗ 


ſuchung der Triebkräfte der ruſſiſchen Revolution bei den gegebenen, nicht 
aber bei Verhältniſſen, die ſein werden, handelt, an den Sieg des inter- 
nationalen Sozialismus appellieren, hieße vorzeitig den Zuſammenbruch der 
ruſſiſchen Revolution und die Unmöglichkeit ihres Sieges in der Form an⸗ 


erkennen, in welcher ſie uns bis jetzt vorgeſchwebt hat — in der Form der 


J politiſchen Emanzipation der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft in Rußland bei 


Aufrechterhaltung des Kapitalismus in Weſteuropa. Das hieße, die ſozia— 
liſtiſche Revolution als einzig mögliche Form der ruſſiſchen Revolution 
anerkennen, das hieße, das vorliegende Problem nicht löſen, ſondern ſich ſeiner 
Beantwortung entziehen. 

Doch nicht nur das allein. Um berechtigt zu ſein, den Sieg des inter— 
nationalen Sozialismus als notwendige Vorbedingung für die Löſung der 


von der ruſſiſchen Revolution aufgerollten Fragen anzuerkennen, müßte man 


vorerſt durch eine Analyſe der inneren Verhältniſſe der ruſſiſchen Geſell— 
ſchaft, auf Grund der gegebenen, allgemein-hiſtoriſchen Bedingungen nach⸗ 


weiſen, daß die politiſche Befreiung des kapitaliſtiſchen Rußland eine hiſtoriſch 


unausführbare Aufgabe ſei. 
Darum halten wir es für methodologiſch notwendig, bei unſerer Unter⸗ 


ſuchung von den inneren Verhältniſſen, wie fie ſich in der jetzigen Epoche der 
Revolution geſtaltet haben, auszugehen und in dieſer Betrachtung in erſter 


Reihe die Antwort auf die Frage über das fernere Schickſal der ruſſiſchen 


Revolution zu ſuchen. 


II. 
Genau vor fünfundzwanzig Jahren, als die ruſſiſche Sozialdemokratie zum 


erſten Male an die Offentlichkeit trat, gab ſie eine ſolche Analyſe und ſchuf 
damit eine feſte Grundlage für ihre revolutionäre Tätigkeit. Die Sozial⸗ 
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demokratie wies im Gegenſatz zu den bis dahin in Rußland herrſchenden 


Vorurteilen auf die wirkliche geſellſchaftliche Natur des ruſſiſchen Bauerntums 


hin. Sie bewies, daß der ruſſiſche Bauer in ſeiner Maſſe ein kleiner Eigen⸗ 
tümer iſt, der ſich von der Herrſchaft der feudalen Beziehungen noch nicht 
befreit hat, jedoch ſchon unter das Joch des Kapitals geraten iſt. Sie deckte 


die innere Spaltung des Bauerntums auf, die ſich infolge des Eindringens 
der Geldwirtſchaft im Dorfe vollzieht, und konſtatierte, daß die ſoziale Lage 


des Bauern auch im „heiligen Rußland“ wie in anderen profanen Ländern 
einen engen Geſichtskreis, kleinliche lokale Intereſſen, Unfähigkeit zur poli⸗ 
tiſchen Initiative und zu einer ſelbſtändigen politiſchen Bewegung, wider⸗ 
ſpruchsvolle kleinbürgerliche Inſtinkte uſw. bedingt. Weit entfernt, ein 
„geborener Sozialiſt“ zu ſein, iſt der Durchſchnittsbauer — ganz abgeſehen 
von der aus ſeiner Mitte hervorgegangenen Dorfbourgeoiſie — mit all ſeinem 
Sinnen und Trachten, welche ideologiſche Form es auch annehmen mag, darauf 
bedacht, ſeinen Beſitz zu befeſtigen. Die Analyſe der Sozialdemokratie ſtellte 
feſt, daß politiſch die kapitaliſtiſche Induſtrie ein wichtigerer Faktor der Be⸗ 
wegung ſei als die rückſtändige Landwirtſchaft, die Stadt wichtiger als das 
Dorf für das aufwärtsſtrebende Rußland. Sie bewies, daß das induſtrielle 
Proletariat, welches ſeinen Klaſſenkampf führt, der wichtigſte Vorkämpfer der 
ruſſiſchen Revolution ſein wird, während die Bourgeoiſie die direkte Erbſchaft 
des Zarismus antritt. Sie erklärte endlich, daß den Inhalt der nahenden 
Revolution — inſofern dieſer Inhalt durch die innere Entwicklung Rußlands 


bedingt wird — nicht die ſozialiſtiſche Umwälzung, ſondern die Befreiung der 


bürgerlichen kapitaliſtiſchen Geſellſchaft von den Feſſeln des Abſolutismus 
bilden wird. Sozialproletariſch in der Form, bürgerlich im Inhalt — das 
mußte nach der ſozialdemokratiſchen Analyſe der allgemeine Sinn der ruſſiſchen 
Revolution werden. 

Der Gang der ruſſiſchen Revolution beſtätigte in ſeinen Anfängen glänzend 
und für alle wahrnehmbar die Prognoſe der ruſſiſchen Sozialdemokratie. Die 
Tatſachen ſind noch ſo friſch in aller Erinnerung, daß es unnötig iſt, bei⸗ 
ſpielsweiſe darauf zurückzukommen, daß erſt der Klaſſenkampf des Proletariats 
für die Bourgeoiſie die Möglichkeit und die Notwendigkeit ſchuf, mit ihren 
eigenen politiſchen Anſprüchen hervorzutreten, wie ſie öffentlich in zahlreichen 
Denkſchriften der Induſtriellen und der ſtädtiſchen Selbſtverwaltungsorgane 
nach dem 22. Januar 1905 formuliert wurden. 

Aber je mehr ſich die Ereigniſſe in fieberhaftem Tempo entwickelten und 
einzelne blendende Erſcheinungen der Revolution die Vorſtellung über ihren 
allgemeinen Zuſammenhang verdunkelten, begannen Illuſionen aufzutauchen 
und lebendig zu werden. Dieſe Illuſionen waren nicht eine Ausgeburt der 


glühenden Phantaſie ihrer Erfinder und Adepten; im Gegenteil, jede von ihnen 
fand auch eine ſcheinbare Beſtätigung in den oder jenen temporären vorüber⸗ 


gehenden Kombinationen der geſellſchaftlichen Kräfte. 
III. 


Diktatur des Proletariats, Übergang der Macht nicht in die Hände der 


Bourgeoiſie, ſondern des Proletariats, als unmittelbarer Ausgang der revo⸗ 
lutionären Kriſis — das war eine der Hauptilluſionen der „Freiheitstage“. 
Und wie ſollten auch ſolche Illuſionen in jenen Tagen nicht entſtehen, wo 
die Bewegung des Proletariats unbeſiegbar, ſeine Kraft unerſchöpflich, die 
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Machtfülle feiner Organiſationen — der berühmten Arbeiterdeputiertenräte — 
unbegrenzt erſchienen. Das Proletariat war die einzige Klaſſe, die in ihrer 
Maſſe als aktiver Kämpfer in die Arena der Revolution trat. Dank ihm 
bürgerten ſich eine Preß⸗, Verſammlungs⸗, Rede⸗ und Vereinsfreiheit ein, wie 
ſie in ſolchem Maße Europa ſchon längſt nicht mehr kennt, wie ſie ſie nur in 
ihren Revolutionstagen kannte; den Befehlen der Arbeiterdelegiertenräte 
beugten ſich bisweilen die Staatsverwaltung und die Polizei; Vertreter der 
liberalen Berufe, ſtädtiſche Behörden, Deputierte der Bauernorganiſationen, 
Portiers, Schutzleute, Soldaten, Koſaken, Matroſen erſchienen der Reihe nach 
in den Sitzungen dieſer Delegiertenräte, um ihre Forderungen vorzubringen, 
ihr Elend zu ſchildern, dem Freiheitskampf den Eid zu leiſten und bei den 
Delegierten der Arbeiterklaſſe Schutz und Hilfe zu ſuchen. Es ſchien, der Weg 
war offen: noch eine Anſtrengung, noch ein revolutionärer Generalſtreik, und 
das Ungetüm des Abſolutismus liegt zertreten am Boden, die Konſtituante, 
das allgemeine Wahlrecht, die demokratiſche Republik, der achtſtündige Arbeits⸗ 
tag ſind mit einem Schlage erobert. 

Aber ſchon der Novemberſtreik mußte in eine Demonſtration umgewandelt 
und nach drei Tagen abgebrochen werden, und der Dezemberſtreik endete mit 
einem vollſtändigen Zuſammenbruch. Und dieſer Zuſammenbruch erſcheint 
als auffallender Gegenſatz zu den ſchnellen und rieſigen Erfolgen, von denen 
gerade ein ſolcher Streik vor nur zwei Monaten begleitet geweſen war. 

Woher dieſer Unterſchied in den Ergebniſſen? 

Die allgemein üblichen Erklärungen, daß die Kräfte der Arbeiter im 
November durch den vorhergegangenen Streik erſchöpft waren, oder daß die 
Schuld an dem Mißlingen die Eiſenbahner treffe, die ſich im November und 
Dezember dem Streik nicht anſchloſſen, ſind entweder oberflächlich oder direkt 
falſch. Im November konnten die Arbeiter nicht mehr erſchöpft ſein als im 
Oktober aus dem einfachen Grunde, weil ſie nach dem Oktoberſtreik nicht 
einmal ausgeſperrt wurden und ſogar nicht ſelten — beſonders in den Reſi⸗ 
denzen, die ja in dieſer Bewegung die führende Rolle ſpielten — für die Tage 
des Feierns von ihren Unternehmern Lohn erhielten. Was die Haltung der 


ECEiſenbahner betrifft, jo kann fie nicht nur nicht als Erklärung gelten, ſondern 


bedarf im Gegenteil ſelbſt der Erklärung. 
Der Schwerpunkt der Sache liegt nicht in der Erſchöpfung und nicht in 
der Haltung dieſer oder jener Arbeiterkategorie, er liegt in der veränderten 
geſellſchaftlichen Stimmung, in den veränderten Bedingungen des Klaſſen⸗ 
kampfes des Proletariats. 
Die ruſſiſche Großbourgeoiſie nahm ſelbſtverſtändlich keinen aktiven An⸗ 
teil am Oktoberſtreik, und ſie brachte natürlich auch keine beſonderen Opfer 
auf dem Altar der ruſſiſchen Freiheit. Das Monopol der Barrikadenkämpfe 
und der Opfer hat die Bourgeoiſie aller Länder ſtets ſehr gern den unteren 
Volksſchichten überlaſſen. Aber in den Dienſt des Oktoberſtreiks ſtellte ſich 
der ganze organiſatoriſche und ideologiſche Apparat der Bourgeoiſie: die 
Fabrikdirektoren, die Ingenieure, die Werkmeiſter, Aufſeher, Kontoriſten, Arzte, 
Rechtsanwälte, Schriftſteller, Beamte — ſie ſchloſſen ſich entweder ſelbſt dem 
Streik an oder prieſen und unterſtützten ihn. Die kapitaliſtiſche Bourgeoiſie 
ſelbſt verhielt ſich wenigſtens den Streikenden gegenüber wohlwollend und 
neutral; nicht nur in der Perſon einzelner Unternehmer, die den Arbeitern 
für die Streiktage Lohn zahlten und ſie bisweilen zum politiſchen Streik direkt 
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anſtifteten, ſondern ſogar in der Perſon der ſtädtiſchen Verwaltungen. Dieſe 
freundſchaftliche Neutralität der Bourgeoiſie — wie das auch ihrer ſozialen 
Machtſtellung in einer emporſtrebenden kapitaliſtiſchen Geſellſchaft entſpricht — 
verlieh der politiſchen Bewegung des Proletariats eine mächtige Stütze, um ſo 
mehr als der Feind, der ihr gegenüberſtand, vom , Kriege geſchwächt 
und esorganiſterk war. 

In einer ganz anderen Situation mußte das Proletariat im November 
und erſt recht im Dezember ſeinen Kampf aufnehmen. Die Regierung hatte 
ſich von ihrem erſten Schreck zu erholen angefangen, während die Bourgeoiſie 
nicht nur ihre freundſchaftliche Neutralität aufgab, ſondern der Arbeiterklaſſe 
ſogar in den Rücken fiel. Als es durch den Gang der Ereigniſſe klar wurde, 
daß das Proletariat nicht gewillt ſei, die Rolle eines ergebenen Sklaven zu 
ſpielen, der für die Bourgeoiſie die politiſchen Kaſtanien aus dem Feuer holt; 
als der ſtürmiſche Ausbruch der proletariſchen Bewegung an erſter Stelle die 
umfaſſendſte Demokratie und die Erfüllung der ökonomiſchen Forderungen der 
Arbeiterklaſſe verlangte und gleichzeitig eine ganze Reihe neuer revolutionärer 
Kämpfe in Ausſicht ſtellte, die den normalen Gang des Geſchäftslebens lahm⸗ 
gelegt hätten, begann die politiſch feige und eigennützige kapitaliſtiſche Bour⸗ 
geoiſie dem Freiheitskampf den Rücken zu kehren, ſich in die Arme der eben 
von ihr noch verfluchten Selbſtherrſchaft zu ſtürzen und mit aller Wut auf 
die Arbeiterklaſſe loszuſchlagen. Selbſtverſtändlich war nun keine Rede mehr 
von irgendwelcher Teilnahme der höheren Fabrik- und Eiſenbahnbeamten am 
Streik oder von irgendwelchem Lobgeſang der bürgerlichen Schriftſteller. Der 
politiſche Streik wird als Wahnſinn erklärt, anſtatt den Arbeitern für die 
Streiktage den Lohn auszuzahlen, wird der politiſche Kampf des Proletariats 
mit allgemeinen Ausſperrungen, Schließung der Fabriken und Werke und mit 
einer Hetze gegen die „Führer“ beantwortet. Das Proletariat bleibt in Wirk⸗ 
lichkeit iſoliert, und ſeine dargebotene Hand wird von niemand ergriffen: das 
Kleinbürgertum weicht in wildem Schrecken zurück, die Soldaten verweigern 


der proletariſchen Fahne ihre Gefolgſchaft, und die Arbeiterklaſſe, durch 


Hunger, Arbeitsloſigkeit und Not erſchöpft, aus allen Wunden der Dezembertage 
blutend, unterliegt im ungleichen Kampfe. | 

So wurde durch den Gang der Ereigniſſe zwar die Kraft des ruſſiſchen 
Proletariats, aber auch die Grenze ihres Könnens aufgedeckt. Es wurde völlig 


offenbar, daß auf der gegebenen Stufe der Entwicklung des Proletariats und 
der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft in Rußland das Proletariat zwar Kraft genug 


beſitzt, um durch ſeine Bewegung die Revolutionsmaſchine „in Gang zu ſetzen“, 
aber daß andererſeits ſeine Macht nicht ausreicht, um mit eigener Kraft allein 
gegen alle, nach allen Seiten kämpfend, die politiſche Revolution ſiegreich zu 
Ende zu führen und die politiſche Macht zu erobern. Es trat offen zutage, 
daß die kapitaliſtiſchen Verhältniſſe in Rußland nicht genügend zur Reife ge⸗ 


ı Abgeſehen von zahlreichen Fällen (zum Beiſpiel in Moskau), wo die meuternden 
Soldaten nach den Reden der Sozialdemokraten über die Republik zurück in die Kaſernen 
zogen, ſtellten zum Beiſpiel in Krasnojarsk die Soldaten als erſte Bedingung ihrer weiteren 
Teilnahme am Aufſtand die Forderung, daß es keine roten Fahnen gebe und daß auch der 
ſtädtiſche Magiſtrat, das heißt die Bourgeoiſie, an der Bewegung teilnehme. Der November⸗ 
aufſtand der Flotte des Schwarzen Meeres 1905 brach erſt dann aus, als Leutnant 
Schmidt, der die konſtitutionelle Monarchie auf ſeine Sahne geſchrieben hatte, die Führung 
übernahm. | 
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langt waren, ſo daß ſich alle fortſchrittlichen Elemente um die proletariſche 
Fahne ſammeln und dieſe Fahne zum Symbol der auf der Tagesordnung 
ſtehenden Umwälzung erheben könnten. 


IV. 


Und das Bauerntum? Iſt es möglich, daß es vom heldenmütigen Kampfe 
des Proletariats nicht mitgeriſſen wurde? Iſt es möglich, daß es die Hand 
des Proletariats, die es ihm über die Köpfe der Bourgeoiſie entgegenſtreckte, 
nicht ergriff und ihm im Kampfe für Land und Freiheit nicht folgte? 

Wenn nicht die Diktatur des Proletariats allein kam, warum dann nicht 
die Diktatur des Proletariats und des Bauerntums zuſammen, als normaler 
Ausgang der revolutionären Kriſis? Und in der Tat, je mehr es zutage trat, 
daß das Proletariat allein nicht imſtande war, die Revolution gegen den 
Zarismus und die Bourgeoiſie durchzuführen, begannen die Hoffnungen auf 
das Bauerntum wieder lebendig zu werden: es ſchien, daß die Arbeiterklaſſe 
im Bunde mit den hundert Millionen Bauern unbeſiegbar ſei und daß die 
nächſten Intereſſen des Bauernſtandes ihn zu dieſem Bunde drängen. Gleich- 
zeitig jedoch mit den Hoffnungen auf die phyſiſche Macht der Bauern wurden 
auch die alten Vorurteile über den beſonderen Charakter der ruſſiſchen Bauern⸗ 
bewegung, über ihre nicht nur politiſche, ſondern auch ſoziale Verwandtſchaft 
mit der Klaſſenbewegung des Proletariats wieder lebendig. Es erſchien 
natürlich, daß eine Revolution, die von den vereinten Kräften des Proletariats 
und der Bauernſchaft gegen die Bourgeoiſie durchgeführt wurde, nicht eine 
einfach“ bürgerliche, nicht eine „rein“ bürgerliche, ſondern eine beſondere, nie 
dageweſene — wenn auch keine ſozialiſtiſche, ſo doch eine „Revolution der 
Arbeit“ ſein werde. 
5 Ach, dieſe Illuſionen — die in neuer Form erſtandene Volkstümler⸗ 
bewegung („Narodnitſcheſtwo“) — erlitten ebenfalls die furchtbarſte Nieder: 
lage. Weder der Dezemberaufſtand, noch die Auflöſung der erſten Duma, 
noch die Auflöſung der zweiten — nichts rief eine umfaſſende politiſche vevo- 
lutionäre Bewegung im Dorfe hervor; und umſonſt waren alle Erwartungen, 
die entweder mit dem Anfang oder dem Ende der Feldarbeiten verknüpft 
waren. Im Gegenteil, mit der Niederlage und den Mißerfolgen der ſtädti— 
ſchen Revolution flaute auch die Bewegung im Dorfe ab und veränderte ſich 
gleichzeitig ihr Charakter. Solange der Umfang und die Bedeutung der 
Dezemberniederlage nicht genügend aufgeklärt waren (und das Fortbeſtehen 
der wichtigſten Eroberung der Oktobertage, der geſetzgebenden Duma, erweckte 
den Anſchein, daß die ſtädtiſche Revolution fortbeſtehe), wuchs und erſtarkte 
die Bauernbewegung: die inneren Gegenſätze des Dorfes verwiſchten ſich, und 
das Bauerntum als Ganzes begann ſich große ökonomiſche Ziele — wie zum 
Beiſpiel Beſitzergreifung der Gutsländereien — zu ſtellen und auf dem Wege 
hierzu ſich revolutionäre politiſche Loſungen anzueignen. 
Doch in dem Maße, wie die Chancen der ſtädtiſchen Revolution zu ſinken 
begannen, kamen die inneren Intereſſengegenſätze im Dorfe wieder zum Vor: 
ſchein, und in der Bauernbewegung begann immer ſtärker die Zerſplitterung, 
die Iſoliertheit, der enge Geſichtskreis des kleinen Grundbeſitzers hervor— 
zutreten. Als die Auflöſung der erſten Duma, die keine ſtädtiſche Revolution 
hervorrief und auf die die Stadt nicht reagierte, die innere Schwäche der 
ſtädtiſchen Bewegung aufdeckte, und erſt recht nach der Auflöſung der e 
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Duma, begann die Agrarpolitik des Zarismus in ihrer Art gewiſſe Forte 
ſchritte aufzuweiſen. „Laſſet jede Hoffnung auf eine allgemeine radikale 
Löſung der Agrarfrage fahren und rette ſich, wer kann!“ ſo lautete die Loſung, 
mit der ſich dieſe Politik an das Bauerntum wandte. Nur wenige von den 
hundert Millionen Bauern konnten ſich tatſächlich einzeln „retten“, aber wer 
es nur vermochte, begann ſich zu „retten“. Ein breiter Überſiedlungsſtrom 
ergoß ſich nach Sibirien; die wohlhabenden Elemente des Dorfes ſtürzten ſich 
auf den Ankauf der Gutsländereien; dieſelben Elemente begannen im Bunde 
mit den proletariſierten Elementen der Dorfbevölkerung, geſtützt auf die Hilfe 
der Regierung und der Polizei, das Geſetz über den Austritt aus der Ge⸗ 
meinde auszunutzen: die einen, um ihren Beſitz zu befeſtigen und abzurunden, 
die anderen, um nach dem Verkauf des ihnen zugeteilten Landanteils jegliches 
Band mit dem Dorfe zu zerreißen. Dies alles untergrub für das Bauerntum 
die Möglichkeit, als eine geſchloſſene revolutionäre politiſche Macht hervor⸗ 
zutreten. Bei den Wahlen zur dritten Duma wählten die Bauern bis zu 
40 Prozent ausgeſprochen reaktionäre Wahlmänner. Wie hoch wir auch den 
Einfluß des Regierungsdrucks auf die Wahlen einſchätzen, jo iſt doch dieſes 
Wahlergebnis im Vergleich mit dem der Städte, in denen das Kleinbürgertum 
bei dem gleichen Drucke faſt durchweg progreſſive Wahlmänner wählte, von 
ſymptomatiſcher Bedeutung. Im beſten Falle legt es Zeugnis ab von der 
Enttäuſchung und dem Niedergang des Vertrauens zur politiſchen Revolution 
und zur eigenen Kraft jener breiten Schichten des Bauernſtandes, die von der 
Stolypinſchen Agrarpolitik ſelbſtverſtändlich nicht befriedigt werden konnten. 
So zeigte der wirkliche Gang der Bauernbewegung, daß die politiſche 
Revolution der bürgerlichen Geſellſchaft ſich nach der Niederlage 
der Stadt nicht auf den Sieg des Dorfes ſtützen kann. Im Gegen⸗ 
teil, der Sieg der Stadt dient als unbedingte Vorausſetzung für die Entwick⸗ 
lung der Bauernrevolution. Je mehr die inneren Kräfte der ſtädtiſchen Revo⸗ 
lution erſchlaffen, deſto weniger werden ſie von der Bauernbewegung abgelöſt, 
vielmehr kommt die letztere ſelbſt dadurch zum Stillſtand und Verfall. 
Schluß folgt.). 


öſterreichiſche Kolonialpolitik. 


Von Sigmund Kaff. 


Noch hat ſich nicht die Überraſchung gelegt ob der Tatſache, daß Oſterreich⸗ 
Ungarn in Fragen der auswärtigen Politik zur Initiative ſich aufzuraffen ver⸗ 
mochte, und allgemein wird dieſes Erwachen der Selbſtändigkeit auf zwei Um⸗ 
ſtände zurückgeführt: auf die politiſche Regenerationskur, die dieſer Doppelſtaat 
— zunächſt allerdings nur Oſterreich — mit Hilfe des demokratiſchen Wahl⸗ 
rechts durchzumachen im Begriffe ſteht; ſodann aber auf die zweifelloſe Lähmung 
Rußlands, die den Augenblick für Oſterreich⸗-Ungarn beſonders günſtig er⸗ 
ſcheinen läßt. Die Überraſchung der Welt löſte vorerſt ein wahnſinniges Wut⸗ 
geſchrei der engliſchen, franzöſiſchen und ruſſiſchen Jingopreſſe aus, dann ſetzte 


1 Die Wahl der Bauernabgeordneten iſt nach dem Geſetz vom 16. Juni 1907 voll⸗ 
ſtändig von den Wahlmännern des Adels und der Großbourgeoiſie abhängig; die Wahl⸗ 
männer der Bauern jedoch werden wie früher in den Woloſtverſammlungen gewählt, wo 
nur Bauern anweſend ſind. 
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mit gedämpfteren Tönen das Orcheſter der Diplomatie ein, wobei ſich freilich 
manche Verſtimmung zeigte. 

Aber jo ſehr auch die übrigen Mächte Luſt verſpüren, Oſterreich-Ungarn 
die Suppe zu verſalzen, ſie werden nichts Ernſtliches tun, weil ſie ja ſelbſt 
nichts ſehnlicher wünſchen, als einen Vorwand dafür zu erhalten, daß ſie mit 
einigem Schein von Recht das gleiche „Verbrechen“ begehen dürfen. Die 
Kolonialpolitik iſt heute die allgemein beliebte Form, in der der Kapitalismus 
ſein Ausbeutungsbereich erweitert und die er um ſo eifriger anzuwenden ge— 
nötigt iſt, als das verrückte Hochſchutzzollſyſtem ihm die Kehle zuſchnürt. 
Protektions⸗ und Prohibitivſyſtem auf der einen — kapitaliſtiſche Kolonial⸗ 
politik auf der anderen Seite! Es iſt nur die Konſequenz des Kapitalismus, 
der von Oſterreich — geſtärkt durch die letzten Jahre günſtiger Konjunktur — 
immer mehr Beſitz ergreift und in Ungarn mit allen Mitteln von der Re⸗ 
gierung herangezüchtet wird. 

Oſterreich⸗Ungarn iſt der Typus des Agrar-⸗Induſtrieſtaats, der ſowohl 
ſeine Landwirtſchaft als auch ſeine Induſtrie zollpolitiſch „ſchützen“ zu müſſen 
glaubt und dabei fortwährend mit ſich ſelbſt in Widerſpruch gerät, denn jedes 
Jahr der Handelsvertragsdauer verſchiebt die wirtſchaftlichen Vorausſetzungen 
dieſer Verträge — und dies nicht bloß im Inland — und die politiſche Schub: 
decke, die die Vormachtſtellung der Landwirtſchaft im Staate verhüllen ſoll, 
wird immer kürzer, ſo daß der agrariſche Pferdefuß deutlich zum Vorſchein 
kommt. Es iſt begreiflich, daß der Unmut der Induſtrie darob immer größer 
wurde, und wenngleich er ſich bei der Feigheit der öſterreichiſchen Bourgeoiſie 
in ſehr zahmen Formen äußerte, ſo war die Regierung doch ſelber auch an 
der Sache intereſſiert genug, um — nachdem ſie jahrzehntelang in Untätigkeit 
verharrt — die ſehnſüchtig von der Induſtrie begehrte Exportförderung end— 
lich auch in derjenigen Form zu befriedigen, die allein die Bürgſchaft für 
fortlaufenden Gewinn in ſich tragen ſoll: in der Form einer kapitaliſtiſchen 
Kolonialpolitik. Was nützte die Ausbeutungsfreiheit, die man dem Unter⸗ 

nehmertum gegenüber den Arbeitern eingeräumt hatte, wenn ſich für die jo 
billig erzeugten Waren kein Abſatzmarkt fand? Das ungariſche Abſatzgebiet 
konnte den öſterreichiſchen Induſtriellen ſchon lange kein Genüge leiſten, und 
was ſollte erſt in Zukunft werden, wenn Ungarn ſich ſelbſt induſtrialiſiert 
haben würde? | 

Darum war man in Ofterreich-Ungarn eines Sinnes, einen Schritt nach 
vorwärts zu wagen, zumal die äußere Konſtellation dazu günſtiger als ſonſt 
erſchien. Rußland lahm, Frankreich in Marokko beſchäftigt, Italien ſchwach, 
England allerdings wie immer auf den eigenen Vorteil bedacht; aber deſſen 
Groll brauchte keine Beſorgnis einflößen: es war gewohnt, ſich für ſeine „Un⸗ 

eigennützigkeit“ ſelbſt bezahlt zu machen. 
Auch die innerpolitiſche Situation ſprach durchaus dafür. Der jubelnden 
Zuſtimmung der Hochfinanz und der Induſtrie diesſeits wie jenſeits der Leitha 
war man ſicher, und gleichzeitig gewann man mit der Sache ein Mittel, um 
militärische und politiſche Pläne durchzuſetzen, die man bisher hatte zurüc- 
ſtellen müſſen. Und auch für den unerquicklichen Sprachenſtreit war teilweiſe 
wenigſtens eine Ablenkung gegeben. 

Das Hauptmotiv war natürlich ein ökonomiſches. Die gewaltig ent— 
feſſelten Produktivkräfte des Kapitalismus üben auf die politiſchen Verhältniſſe 
in Oſterreich ſchon ſeit geraumer Zeit einen unerträglichen Druck aus, und da 
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für die Induſtrie kein Platz mehr geſchaffen werden kann, das politiſch über⸗ 
mächtige Kleinbürgertum, verſtärkt durch die agrariſchen Hilfstruppen — man 
könnte auch ſagen: das politiſch übermächtige Agrariertum, verſtärkt durch die 
kleinbürgerlichen Hilfstruppen —, der Regierung ſelbſt wachſende Verlegen⸗ 
heiten bereitet, ſo ſah man ſich nachgerade gezwungen, ein Ventil zu öffnen, 
das der Induſtrie eine kleine Erleichterung und den überſchüſſigen und un⸗ 
beſchäftigten Kräften des Kleinbürgertums mancherlei Entſchädigung im Kom⸗ 
penſationsweg zu ſchaffen verſpricht und auch tatſächlich ermöglicht. Denn die 
Induſtrie, die heute unter der Gönnerſchaft ihrer chriſtlichſozialen Gegner 
ſteht, muß dies natürlich bezahlen, und allein um der Induſtrie willen ſtürzt 
man ſich in Oſterreich-Ungarn nicht in Unkoſten. 

Kurz, die Regierung, die doch weiß, daß ſie der Induſtrie nicht entraten 
und ſie nicht verkümmern laſſen kann, die ſich aber auch mit den kleinbürger⸗ 
lichen und agrariſchen Machthabern verhalten muß, entſchloß ſich, den großen 
und kleinen Kapitalismus durch eine Diverſion nach außen von ſeiner Hoch⸗ 
ſpannung zu befreien. Sie griff deshalb zur Berliner Kongreßakte vom Jahre 
1878 und kündigte an, daß ſie von dem ihr daſelbſt eingeräumten Rechte nun⸗ 
mehr Gebrauch machen und die Sandſchakbahn bauen werde. 

Auch ohne die Aufregung der kapitaliſtiſchen Großmächte wüßte man, daß 
es ſich hierbei um mehr als um einen bloßen Bahnbau handelt. Die öſter⸗ 
reichiſche Diplomatie hätte noch länger zugewartet, wenn nicht die Verhältniſſe 
im Innern des Staates gedrängt hätten, wobei man es dahingeſtellt ſein laſſen 
kann, ob mehr die Rückſicht auf die Induſtrie oder die Vorſicht gegen die 
Folgen der Kleinbürgerei, die der Regierung ſelbſt höchſt unbequem ſind, maß⸗ 
gebend waren. Wenn ſie es unternahm, zwiſchen den bosniſchen und make⸗ 
doniſchen Bahnen die Verbindung herzuſtellen, ſo leitete ſie zunächſt der Ge⸗ 
danke, dort für die öſterreichiſche und ungariſche Bourgeoiſie einen Tummelplatz 
zu bereiten, a dem fie ſich kapitaliſtiſch austoben könne, wodurch überhaupt 
— auch im Innern des Staates — neuer Spielraum nicht bloß für den 
Kapitalismus, ſondern auch mehr Luft für die Bewegungen der Mittelſtands⸗ 
klaſſen geſchaffen würde. 

Daß die Gefahren der Kleinbürgerei für Oſterreich bedrohlich angewachſen 
und der Regierung ſchon ſehr läſtig geworden ſind, zeigt ein Blick auf die 
Zuſammenſetzung der Erwerbsklaſſen, lehrt der trotz großer Kinderſterblichkeit 
enorme Geburtenüberſchuß und die ungeachtet einer ungeheuren Auswanderung 
ſtarke Bevölkerungszunahme, die um ſo ſchwerer ins Gewicht fällt, als die 
Vermehrung der Erwerbsmöglichkeiten damit keinesfalls Schritt hält. Man 
wird alſo nicht fehlgehen, wenn man der Regierung die Furcht unterſchiebt, 
daß ſie bei ihrem Unvermögen, die Induſtrie durch eine energiſche Induſtrie⸗ 
politik vom Drucke des Kleinbürgertums zu befreien, ſich anders nicht mehr 
behelfen zu können vermeinte. Unvermeidlich kommt die Förderung des Ex⸗ 
ports ja auch den Mittelklaſſen zugute, für die ſich neue Stellen, neue Ver⸗ 
dienſtgelegenheiten und Einkommensgquellen erſchließen. Die Regierung trifft 
alſo zwei Fliegen mit einem Schlag. 

Zu dieſen ökonomiſchen Urſachen treten noch andere: Das öſterreichiſche | 
Kapital iſt heute ſchon in bedeutendem Maße auf dem Balkan engagiert — 
ganz abgeſehen von den okkupierten Provinzen Bosnien und der Herzegowina, 
wo es natürlich unumſchränkt herrſcht. Und da auch Italien ſowie Frankreich 
bereits feſten Fuß gefaßt haben, von deutſchem Kapital nicht zu ſprechen, 
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welches unter anderem die Holzexploitation in Makedonien intenſiv betreibt, 


fo befürchtet Ofterreich-Ungarn bei längerem Zuwarten, von dieſen Staaten 


überflügelt zu werden. Gilt es doch, auch zur Levante und zum Orient über- 


Agyptens aus: 


haupt eine kürzere Verbindung zu gewinnen. Iſt aber einmal das Agäiſche 
Meer erreicht, dann ſind auch Kleinaſien und Agypten nähergerückt. Und nun 
begreift man auch die Nervoſität Englands. Wenngleich der engliſche Außen— 
handel Agyptens an Umfang den aller anderen Staaten übertrifft, gleichgültig 
darf ihm das Übergreifen Oſterreichs auf Agypten nicht ſein — das Verbindungs⸗ 
glied auf dem Wege nach Oſtindien. Im Jahre 1907 betrug die Einfuhr 
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Ebenſo bedeutend iſt die Ausfuhr Agyptens 19 5 dieſen Staaten. Danach 
begreift es ſich, daß die Abſicht Oſterreich⸗Ungarns, den orientaliſchen Markt 


ſowohl als Abſatzgebiet europäiſcher Induſtrieprodukte wie als Bezugsquelle 
von Rohſtoffen ſich näher zu bringen, mit großem Aufſehen aufgenommen 


werden mußte. Die Verſtärkung der wirtſchaftlichen Poſition Oſterreich-Ungarns 
iſt eine Sache, die die europäiſchen Staaten in hohem Maße intereſſieren muß; 
denn die Balkanhalbinſel bildet die äußerſte und günſtigſt gelegene Station 
Europas auf dem Handelswege nach Aſien, ſowohl auf dem Land- wie auf 


dem Waſſerweg. 


Vor allem geht die Sache natürlich die Völker Oſterreich-Ungarns an. 
Denn darüber, daß der Ausbau der kurzen (bloß 210 Kilometer!) Strecke von 
Uvac in Bosnien nach Mitrowitza in Makedonien, wo die Salonikilinie der 
orientaliſchen Bahngeſellſchaft endet, nur der harmloſe Anfang der „friedlichen 
Durchdringung“ iſt, darf man ſich keiner Täuſchung hingeben. Der Sand— 
ſchak iſt der nördlichſte Ausläufer der türkiſchen Provinz Makedonien, ein 
ſchmaler Streifen unwirtlichen Landes, der zwiſchen Montenegro und Serbien 
eingeklemmt iſt. Daß zur Sicherung der Paſſage dieſes Defilees einige Eifen- 
bahnwächterhäuschen nicht ausreichen dürften, ſieht auch der ſtrategiſche Ver: 
ſtand des Laien ein. 

Aber die eigentliche Gefahr beginnt erſt von Mitrowitza an, wo die Bahn 


den unterwühlten Boden Makedoniens betritt. Hier, auf dem Schauplatz der 


mörderiſchen Kämpfe zwiſchen Serben, Bulgaren, Griechen, Kutzowalachen und 


Albaneſen, müßte Sſterreich⸗Ungarn mit ſtarkem Arm eingreifen, um des Vor⸗ 


teils, den ihm die Sandſchakbahn verſchafft, nicht knapp vor dem Ziele — 
dem Hafen von Saloniki — verluſtig zu gehen. Der Vormarſch nach Saloniki 
iſt denn auch eine alte Forderung der unentwegten Oſterreicher und von ihrem 
Standpunkt nur ein folgerichtiger Schritt nach der Okkupation Bosniens und 


der Herzegowina. Allein ſelbſt wenn der Vormarſch nach der Endſtation noch 
jahrzehntelang verſchoben werden ſollte, an der Sachlage würde ſich inſofern 
nicht viel ändern, als Oſterreich⸗Ungarn unter allen Umſtänden — will es 
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ſeine wirtſchaftlichen Pläne in Makedonien und auf dem Balkan überhaupt 
ausführen — ſcharfe militäriſche Wacht halten müßte. In welchem Tempo 
es dann die einzelnen Phaſen bis zur „proviſoriſchen“ Beſetzung des Landes 
à la Bosnien⸗Herzegowina durchläuft, iſt eine Frage zweiten Ranges. 

Von größter Bedeutung hingegen erſcheint die Frage, wie Oſterreich⸗Ungarn 
dieſe ſeine wirtſchaftliche Durchdringung Makedoniens — um dieſe Provinz 
handelt es ſich hauptſächlich — politiſch zu ſichern bemüht ſein wird? Daß 
es dabei nicht ſo vorgehen kann wie etwa die Franzoſen in Marokko, die 
Japaner in Korea oder die Amerikaner auf den Philippinen, liegt auf der Hand. 
Der Balkan iſt ein von ſtaatlich ziemlich kräftig organiſierten Völkerſchaften 
beſiedeltes Gebiet, und dieſe Staaten ſind trotz innerer Zerfahrenheit keine 
quantités negligeables. Ganz abgeſehen von der Türkei, vor deren Löwen⸗ 
tatze ſich die Balkanſtaaten noch immer ducken: ſelbſt das kleine Montenegro 
kann unter Umſtänden ein höchſt unangenehmer Nachbar werden, und des 
Einvernehmens mit Italien iſt man in Wien nicht ſo ſicher, als man vorgibt. 
Die Kunſt, in dieſen Gebieten ſich feſtzuſetzen, müßte daher ganz beſonderer 
Art ſein. 

Darf man Oſterreich⸗Ungarn dieſe Kunſt zutrauen? Darf man von ſeinen 
Diplomaten und Machthabern erwarten, daß ſie eine neue Sorte von 
Kolonialpolitik zu erfinden imſtande ſind, daß ſie wenigſtens das zuwege 
bringen werden, was die Engländer mit den Buren und Afrikandern zuwege 
gebracht? Die Erfahrungen in Bosnien und in der Herzegowina ſprechen 
nicht dafür. Wohl herrſcht dort Ruhe; aber Zufriedenheit iſt bei den Ein⸗ 
geborenen nicht zu finden. Die politiſche Rechtloſigkeit dauert an, und die 
wirtſchaftliche Ausbeutung des Landes durch die fremden Kapitaliſten treibt 


Tauſende alljährlich über die Grenzen. Die Grundbeſitzfrage iſt heute, dreißig 
Jahre nach der Okkupation, noch nicht gelöſt und die Unzufriedenheit der Be⸗ 


völkerung darum nicht geringer, weil ihr die Offentlichkeit verſchloſſen iſt. 


Allerdings, die öſterreichiſchen Patrioten werden ſich beſinnen und das, 


was heute ſchon für den Fortbeſtand des Staates allgemeine Vorausſetzung 
iſt, die nationale Autonomie, auch jenen Volksſtämmen einräumen müſſen, die 
heute erſt in einem loſen Verband zu ihm ſtehen. Otto Bauer hat das in 
ſeiner „Nationalitätenfrage“ auseinandergeſetzt, und es iſt zweifellos, daß die 
nationale Autonomie nicht an den alten ſchwarzgelben oder rotweißgrünen 
Grenzen Halt machen kann, ſondern auch jenen Gebieten zugute kommen muß, 
die dem alten Donaureiche angegliedert werden ſollen. Was iſt plauſibler, 
als daß der Wiener Hof und ſeine Berater den cäſariſtiſchen Nationalismus 
in ihren Dienſt ſtellen und die unerlöſten Nationen des Balkans zu „befreien“ 


—ͤ—d ü — — — 


ſich anſchicken werden? Fragt ſich bloß, ob die befreiten Nationen nicht doch 


Urſache und Veranlaſſung finden werden, eine Irredenta zu bilden, ob es den 
Nationen genügen wird, wenn die nationale Autonomie auf Grund der auto⸗ 
nomen Lokalverwaltung proklamiert und durchgeführt werden wird, und ob 
es dieſen Nationen wirklich ſo gleichgültig ſein kann, in welchen ſtaatlichen 
Rahmen ſie gepreßt werden? 

Möglich, daß alle die Bedenken und Zweifel unbegründet ſind; möglich, 
daß die betreffenden Nationen nach gehöriger Bearbeitung durch einen demokra⸗ 
tiſchen Cäſarismus und nationalliberalen und nationaltoleranten Kapitalismus 
ſogar bereit wären, ſich mit einem halben Dutzend anderer Nationen zu einem 
großen Wirtſchaftsgebiet in einem einheitlich organiſierten Staate zu vereinen: 
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kann dieſes Ziel, wenn ſchon aufs innigſte zu wünſchen, überhaupt erreicht 
werden? Iſt der Weg dahin nicht utopiſcher als das Ziel ſelbſt? Nur eine 
ſchwarzgelbe Phantaſie kann die Gefahren überſehen, die auf dem unendlich 
langen Wege dahin liegen, nur ſie dürfte die Schwierigkeiten unterſchätzen, die 
der Erreichung des Zieles entgegenſtehen. 
Dem Wiener Hofe und der Diplomatie mag es einfach erſcheinen, die füd- 
ſlawiſchen Völker von den enormen Vorteilen einer habsburgiſchen Univerſal⸗ 
monarchie zu überzeugen. Ob gerade die Habsburger und ihre „Staatsmänner“, 
ob die öſterreichiſche und ungariſche Bourgeoiſie die Fähigkeit beſitzen, dieſes 
ſchwere Werk zu vollenden, wird man nach den bisherigen hiſtoriſchen Er— 
fahrungen baß verneinen dürfen. Und die Kraft des Proletariats wird auf- 
gebraucht im Kampfe wider dieſe herrſchenden und zu noch größeren Aufgaben 
ſich „berufen“ fühlenden Klaſſen, aufgebraucht im wirtſchaftlichen Kampfe 
wider das Ausbeutertum und im politiſchen Kampfe wider den Klerikalismus. 
Wo ſoll es nur die Zeit zur nationalen und politiſchen Erziehung ſeiner 
Bourgeoiſie hernehmen, damit dieſe auch noch erfolgreiche Kolonialpolitik 
treiben kann? 
Allein davon abgeſehen: das Balkanproblem iſt eine gefährliche Klippe, an 
der auch eine geſcheitere Bourgeoiſie, als es die öſterreichiſch-ungariſche iſt, 
ſcheitern müßte, und man kann einen recht kräftigen Vorgeſchmack davon be- 
kommen, wenn man nur die kroatiſche Frage in Betracht zieht. Für die 
katholiſchen Habsburger iſt freilich auch dieſe Angelegenheit anſcheinend leicht 
zu ordnen: Man begibt ſich in den Dienſt Roms, das heißt man glaubt, durch 
deſſen Macht gefeit zu ſein, um die widerſpenſtigen Balkanvölker bezwingen 
zu können. So ſpielt man denn die römiſch-katholiſchen Kroaten gegen die 
griechiſch⸗katholiſchen und mohammedaniſchen Serben aus, ſchürt den Haß 
zwiſchen den konfeſſionell getrennten Beſtandteilen des einer Sprache ſich be— 
dienenden ſerbokroatiſchen Volkes und glaubt noch dabei wer weiß was 
Pfiffiges zu leiſten! Welcher Zündſtoff mit der römiſch-katholiſchen Propaganda 
unter die Balkanſlawen geworfen wird, wie ſehr durch die Proſelytenmacherei 
der römischen Mönche das Ziel einer politiſchen Angliederung an Oſterreich— 
Ungarn verrammelt werden muß, weiß jeder, der das Treiben des ſchwarz— 
gelben Klerus und ſein zudringliches Verhalten gegen die andersgläubige Be— 
völkerung beobachtet. 
i Dabei ſollen die römiſch⸗katholiſchen Kroaten nicht bloß Dienſte gegen ihre 

ſerbiſchen Brüder, ſondern auch gegen die kalviniſchen Magyaren tun. Iſt 
es da ein Wunder, wenn ein Teil der Serbokroaten mit den letzteren Iieb- 
äugelt, wenn zwiſchen beiden antiöſterreichiſche Bündniſſe geſchloſſen werden? 
Daß die Magyaren infolge ihres Chauvinismus täppiſch genug waren, ſich 
die Sympathien der Kroaten zu verſcherzen, iſt wahrhaftig nicht das Verdienſt 
der Wiener „Staatsmänner“. Da aber die magyariſchen Politiker politiſch 
nicht dümmer ſind als die ſchwarzgelben Oſterreicher — wozu freilich nicht 
viel gehört —, eher klüger, ſo haben ſie zum mindeſten ebenſo viele Chancen, 
die Serben für ſich zu gewinnen, als Wien, mit Hilfe der Kroaten dieſe in 
Schach zu halten. So verfehlt es ſeinerzeit war, von den Balkanſlawen als 
von Hammeldieben zu ſprechen und das Problem mit dem Schlagwort vom 
rollenden Rubel abzutun,! ebenſo unſinnig iſt dies heute. Dieſe Meinung 

! Siehe Mehring: „Aus dem literariſchen Nachlaß von Karl Marx, Fr. Engels und 
Ferd. Laſſalle“, III, Seite 78. 
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aber hat der Wiener Hof und haben ſeine Berater im weſentlichen noch 
immer, und fie bilden ſich ein, es genüge, den Traum eines kroatiſch⸗illyriſchen 
Königreichs zu verwirklichen und den Dualismus durch den Trialismus zu | 
erſetzen, um damit nicht bloß das nationale Problem der öſterreichiſchen und 
ungariſchen Reichshälfte, ſondern auch das des Balkans, mindeſtens Make⸗ | 
doniens, zu löſen. | 

Gefährlicher noch als das religiöſe Zündpulver, welches Roms dienſt⸗ 
bereite Habsburger unter die Balkanſlawen ſtreuen, iſt übrigens das wirt⸗ 
ſchaftliche Gift des Kapitalismus, das ſie die Donau und Drau hinabtragen. 
Die Handelspolitik der Monarchie geht offiziell darauf aus, Serbien zu um: 
faſſen, ihm den Weg für ſeine Erzeugniſſe der Landwirtſchaft abzuſchneiden 
und es ſo in die ſchwarzgelben Arme zu zwingen. Darum iſt man denn auch 
von den Gegenprojekten, die die Sandſchakbahn hervorrief, nichts weniger als 
erbaut, und energiſche Stimmen verlangen die Hintertreibung der ſerbiſchen 
Anſchlußbahn. Der Miniſter des Außern erklärte in feiner erſten Delegations⸗ 
rede ausdrücklich, daß man bei der Anknüpfung wirtſchaftlicher Beziehungen 
zu den Balkanſtaaten — denn nur um ſolche, nicht etwa um territoriale Er⸗ 
oberungen handle es ſich, wie man natürlich eifrig beteuert — „gehindert iſt, 
die Exportbeſtrebungen unſerer rührigen Induſtrie zu unterſtützen“, weil die 
agrariſchen Intereſſen „beſondere Berückſichtigung“ erheiſchen. Daß deswegen 
die ſerbiſchen Bauern den öſterreichiſch-ungariſchen Agrariern geopfert werden 
ſollen, werden erſtere niemals begreifen, und wenn man ihnen vollends durch 
die Handels- und Eiſenbahnpolitik das Leben erſchwert, dann kann die Folge 
nur die fein, daß dieſes als minderwertig behandelte Volk mit aller Kraft der 
gefährlichen Umarmung ſich entzieht — wozu es heute ſchon Anſtrengungen 
macht. Dann werden die religiöſen Unterſchiede verſchwinden und die Serbo⸗ 
kroaten werden, ob Orthodoxe oder Katholiken oder Mohammedaner, gemein⸗ 
ſam den Kampf gegen den gemeinſamen Peiniger führen und trachten, das 
ihnen auferlegte Joch abzuſchütteln. | 

Die öſterreichiſch⸗ungariſche „Kolonialpolitik“ iſt gerade jo volksfeindlich, 
verderblich und ſchädlich wie irgend eine andere, mag fie ſich auch mit einem 
nationalen und demokratiſchen Mäntelchen drapieren. Denn der Kapitalis⸗ 
mus iſt zwar überall, wo er ſich breit macht, nur eine Durchgangsphaſe, aber 
überall auch zugleich der Faktor, der die heimiſchen wie die auswärtigen ſtaat⸗ 
lich nicht einverleibten Proletarier unterdrückt und ausbeutet, in der Form 
der Kolonialpolitik ſogar noch grauſamer wirkt und davon auch dann nicht 
ablaſſen kann, wenn ihm die Verhältniſſe eine tolerantere äußere Form ab⸗ 
nötigen. Die Balkanſlawen find ferner keine Negervölker, mit denen man 
leicht fertig werden kann, und falls Oſterreich⸗Ungarns Machthaber ſich ein 
bilden, daß es all die ſüdſlawiſchen Völkerſplitter unter ſeinen Jeſuitengut 
ſammeln kann, wenn der nur mit der Kokarde des Kapitalismus „verziert“ 
iſt, dann wird die nächſte Zukunft ſchon den Beweis dafür erbringen, daß die 
Kolonialpolitik zwar neue Ausbeutungsmöglichkeiten ſchafft, die man mit Hilfe 
von Bajonetten eine Zeitlang ſich erhalten kann, daß ſie aber, auch nicht in 
nationaldemokratiſcher Form, niemals die fremden Völker, zumal die immer⸗ 
hin tüchtigen Südſlawen, davon abhalten kann, ihre wirtſchaftliche und nationale 
Selbſtändigkeit anzuſtreben. Das Bedürfnis nach Freiheit iſt noch immer und 
überall ſtärker als ſelbſt der . der es erzeugt. 
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Die ſtaatliche verſicherung 
und die Rettung des ‚neuen Mittelftandes’. 
Von Paul Lange (Hamburg). 


Die Privatangeſtellten ſind in der heutigen Arbeiterverſicherung ſchlechter 
geſtellt als die Arbeiter im engeren Sinne des Wortes. Von der Unfall- 
verſicherung ſind viele Gruppen der Angeſtellten gänzlich ausgeſchloſſen; 
kranken⸗ und invalidenverſicherungspflichtig find fie nur, ſoweit ihr Ein⸗ 
kommen nicht 2000 Mark überſteigt. Sie drängen nach einer Beſeitigung 
dieſer Verſicherungsgrenze und wollen auch höhere Leiſtungen aus der Ver: 
ſicherung. Dabei machen ſich Strömungen bemerkbar, die auf eine Fürſorge 
der Angeſtellten außerhalb der allgemeinen Arbeiterverſicherung hinauslaufen. 
Das Unternehmertum hat gegen die Sonderbeſtrebungen nicht nur nichts ein⸗ 
zuwenden, ſondern begünſtigt ſie im eigenen Intereſſe. Es glaubt dadurch 
den notwendigen Ausbau des Invalidenverſicherungsgeſetzes für die Arbeiter 
hintanhalten und die Privatangeſtellten bei einer Sonderverſicherung unſchwer 
übers Ohr hauen zu können. Von beſonderer Wichtigkeit aber iſt für die 
Förderer der Sonderbeſtrebungen die verſchiedentlich offen ausgeſprochene Hoff: 
nung, auf dem Wege einer Sonderverſicherung eine Kluft zwiſchen 
Angeſtellten und Arbeitern zu ſchaffen. 


1. Rückblick. 


Die Beſtrebungen auf Verbeſſerung der ſtaatlichen Alters- und In⸗ 
validenverſicherung für die Privatangeſtellten gingen zuerſt von den 
ſozialdemokratiſchen Handlungsgehilfen aus; dieſe verlangten bereits 
einen Ausbau des Invalidenverſicherungsgeſetzes, als die bürgerlichen Gehilfen 
noch grundſätzliche Gegner der Verſicherungspflicht waren. „Es iſt noch all⸗ 
gemein in der Erinnerung, daß ſeinerzeit bei der Einführung des Invaliditäts⸗ 
und Altersverſicherungsgeſetzes im Deutſchen Reiche von den Privatangeſtellten 
gegen die Ausdehnung dieſer Verſicherung auf die Handelsgehilfen, Techniker, 
Werkmeiſter uſw. mit weniger als 2000 Mark Gehalt proteſtiert wurde“ 
(Archiv für Sozialwiſſenſchaft und Sozialpolitik, XIX. Band, S. 380). So hat 
zum Beiſpiel der aus Unternehmern und Angeſtellten beſtehende Verein für 
Handlungskommis von 1858 in Hamburg in den Jahren 1887 und 1889 
gegen die Ausdehnung des Invalidenverſicherungsgeſetzes Stellung genommen. 

Nur die klaſſenbewußten Handlungsgehilfen agitierten für den Ausbau 
dieſes Geſetzes, daneben auch für die ſtaatliche Kranken- und Unfall⸗ 
verſicherung aller Angeſtellten. Der zu Oſtern 1896 in Berlin tagende „Erſte 
Kongreß der auf dem Boden der modernen Arbeiterbewegung ſtehen— 
den Handlungsgehilfen und -gehilfinnen Deutſchlands“ forderte: 

1. Das Krankenverſicherungsgeſetz iſt auf alle Handlungsgehilfen auszudehnen.. 

2. Mit Bezug auf das Alters- und Invaliditätsverſicherungsgeſetz iſt eine Ande⸗ 
rung dahin zu erſtreben, daß die Altersgrenze der Verſicherten ai 55 Jahre herab⸗ 
geſetzt und die Renten für die Empfänger erhöht werden. 

3. Die Unfallverſicherungsgeſetzgebung, in welche die Handlungsgehilfeit noch 
gar nicht inbegriffen find, iſt auch auf dieſe auszudehnen, mit der ſelbſtverſtänd— 
lichen Maßgabe, daß die Verwaltung der verſchiedenen Verſicherungsanſtalten von 
den Verſicherten ſelbſt übernommen und, wo fie bereits vorhanden, einer Verbeſſe— 


rung unterzogen wird. 
1907-1908. II. Bd. 5 


18 | a Die Neue Zeit. 


Die bürgerlichen Angeſtellten gaben zunächſt ihren gegnerischen Stand⸗ 


punkt noch nicht auf. Alfons Enneſch berichtet in ſeinem Schriftchen „Zur 
Frage der reichsgeſetzlichen Regelung der Penſions⸗ und Hinterbliebenen⸗ 
verſicherung der Privatbeamten“ (Verlag des Bundes der techniſch⸗induſtriellen 


Beamten zu Berlin), wie innerhalb des Deutſchen Verbandes kauf: 
männiſcher Vereine, Sitz Frankfurt a. M., in den Jahren 1895 und 1896 


immer wieder Anträge laut wurden, die Aufhebung der Verſicherungspflicht 


für Handlungsgehilfen zu verlangen. Ja, noch die im Jahre 1897 zu Leipzig 
abgehaltene Jahresverſammlung dieſes Verbandes ſprach von einer Mißſtim⸗ 


mung in Handlungsgehilfenkreiſen wegen ihrer Einbeziehung in die Invaliden⸗ 
verſicherungspflicht, forderte ausdrücklich deren Aufhebung und „empfahl 
allen Handlungsgehilfen und Lehrlingen dringend, von den Wohlfahrtseinrich⸗ 
tungen Gebrauch zu machen, welche ſeitens der kaufmänniſchen Vereine bereits 
mit beſtem Erfolg gepflegt“ würden. Die bürgerlichen Angeſtellten vertraten 


eben noch den Grundſatz der „Selbſthilfe“, wie ſie ſie verſtanden. Im Jahre 1897 


erklärte ſich auch der Deutſche Technikerverband gegen die Einbeziehung 
der techniſchen Angeſtellten in die ſtaatliche Verſicherung. Im ſelben Jahre 
wurde der Zentralverband der Handlungsgehilfen und ⸗gehilfinnen 
gegründet, der in der Verſicherungsfrage naturgemäß den Standpunkt ſeiner 
Vorläufer, der lokalen „Freien Vereinigungen der Kaufleute“, vertrat. 
Nunmehr begann ſich auch ein Umſchwung in den bürgerlichen Organiſationen 
bemerkbar zu machen. Nach dem Vorbild der klaſſenbewußten Gehilfen ſtellte 
der Deutſchnationale Handlungsgehilfenverband auf ſeinem 1898 in 
Leipzig abgehaltenen Handlungsgehilfentag unter anderem folgende Grundſätze 
über den Ausbau des Invalidenverſicherungsgeſetzes auf: a. Ausdehnung des 
Verſicherungszwanges auf alle Handlungsgehilfen ohne Unterſchied der Höhe 
des Gehaltes; b. Einführung neuer höherer Lohnklaſſen mit entſprechenden 
Beiträgen und höheren Renten. Der Vorſteher des Deutſchnationalen Hand⸗ 
lungsgehilfenverbandes, der jetzige antiſemitiſche Reichstagsabgeordnete 
W. Schack, vertrat in der „Deutſchen Handelswacht“ vom 1. März 1899 
ſogar die ſozialdemokratiſche Forderung nach Erhebung einer progreſſiven 


Reichseinkommenſteuer zur Deckung der ſich aus der Verſicherungsgeſetzgebung | 


ergebenden Aufwendungen. Davon iſt der Deutſchnationale Handlungsgehilfen⸗ 
verband wieder abgekommen; die ſtaatliche Verſicherung aber erwarb ſich auch 
unter den bürgerlichen Angeſtellten immer mehr Anhänger, und im Jahre 1900 
war der Umſchwung wohl vollendet. 


2. der ‚hauptausfhuß für die ſtaatliche penſionsverſicherung 
der Privatangeſtellten“. 


Eine Konferenz von Vertretern verſchiedener bürgerlicher Angeſtellten⸗ ö 


verbände, die am 7. Dezember 1901 in Hannover tagte, ſetzte eine ſechsgliedrige 


Kommiſſion ein, die für eine Verbeſſerung der ſtaatlichen Verſicherung der 
Privatangeſtellten agitieren ſollte; fie hat aber keine nennenswerte Tätigkeit ent- 
faltet und deshalb auch keine Bedeutung erlangt. Erſt eine ſpätere Konferenz, 
die am 1. März 1903 in Berlin ſtattfand, führte zu einem engeren Zuſammen⸗ 
ſchluß unter dem Namen „Hauptausſchuß für die Penſionsverſicherung der Privat⸗ 
beamten auf ſtaatlicher Grundlage“. In dieſer Sitzung ſind eine Anzahl Leit⸗ 
ſätze aufgeſtellt worden, die in einer ſpäteren Sitzung vom 16. bis 18. Januar 1904 
erweitert wurden und ſeitdem als die programmatiſchen Forderungen 
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der an dem erſten Zuſammenſchluß beteiligten Verbände anzuſehen waren. 
Dieſe Leitſätze beſagten in ihrer Faſſung vom 1. März 1903 unter anderem: 


1. Es iſt die Schaffung einer beſonderen Kaſſeneinrichtung für die Privat⸗ 
angeſtellten gemäß § 10 des Invalidenverſicherungsgeſetzes erforderlich. Dieſelbe 
hat für die von ihr gewährten Alters- und Invalidenrenten, ſoweit ſie ſich im 
Rahmen der geſetzlichen Beſtimmungen halten, den Reichszuſchuß in Anſpruch zu 
nehmen (§ 8 Abſatz 2 des Invalidenverſicherungsgeſetzes), richtet indeſſen daneben 
eigene Gehaltsklaſſen mit erhöhten Leiſtungen und Renten ein. 

2. Dieſe Gehaltsklaſſen ſollen ſich auf alle Privatangeſtellten ohne Unterſchied 
der Gehaltshöhe erſtrecken und Alters⸗, Invaliden, Witwen⸗ und Waiſenrenten ge⸗ 
währen | 

6. Angeſtellte, die bei einer vom Reichs aufſichtsamt für die privaten 
Verſicherungen zugelaſſenen Kaſſe verſichert ſind, ſind von der Zugehörigkeit 
zur ſtaatlichen Penſionsanſtalt für Angeſtellte befreit, ſofern jene Kaſſe die Mindeſt⸗ 
leiſtungen der ſtaatlichen Anſtalt erfüllt. 


Leitſatz 1 und 6 ſind ſpäter geändert worden; der letztere erklärte ſich 
daraus, daß verſchiedene Angeſtelltenorganiſationen Penſionseinrichtungen 
für ihre Mitglieder haben, deren Fortbeſtand ſie ſich ſichern wollten. Der 
Hauptausſchuß veranſtaltete ſodann im Oktober 1903 umfangreiche Erhebungen 
über die wirtſchaftliche Lage der Privatangeſtellten, ſoweit ſie Mitglieder der 
angeſchloſſenen Vereine waren. Es gelangten 157390 Fragebogen zurück, von 
denen 154843 zu ſtatiſtiſchen Zwecken brauchbar waren. Die Bearbeitung ge⸗ 
ſchah durch das Reichsamt des Innern. Das Ergebnis dieſer Statiſtik wurde in 
der dem Reichstag am 14. März 1907 zugegangenen Denkf chrift' niedergelegt. 

Bürgerliche Politiker glaubten, bei dieſer Bewegung der Angeſtellten einen 
guten Fiſchzug machen zu können, und wir finden daher, daß ſich einzelne 
Abgeordnete faſt aller bürgerlichen Parteien mit den Privatangeſtellten anzu⸗ 


freunden verſuchten. So arrangierte der Hauptausſchuß im Mai 1906 in 


Leipzig einen „Privatbeamtentag“, auf dem der Zentrumsabgeordnete Nacken, 


der Nationalliberale Patzig und der Antiſemit Schack ſprach, welch letzterer 
jetzt geſchäftsführender Vorſitzender des Hauptausſchuſſes iſt. Im Haupt⸗ 
ausſchuß gab es von jeher zwei Richtungen, von denen die eine für die 


Verſicherung der Angeſtellten in einer Sonderkaſſe, die andere für den 
Ausbau des Invalidenverſicherungsgeſetzes war. Beide Strömungen waren 
etwa gleich ſtark, aber die Befürworter der Sonderkaſſe wußten ſich im Haupt⸗ 
ausſchuß durch entſprechende Verleihung des Stimmrechts die Mehrheit zu 


ſichern, wogegen ſich die Minderheit ihre Poſition noch durch Verzagtheit bei 
der Vertretung ihrer Anſchauungen verſchlechterte. Daher konnte es geſchehen, 
daß der Hauptausſchuß in ſeiner Sitzung vom 16. November 1907 mit 17 
gegen 6 Stimmen bei 3 Stimmenthaltungen folgende Leitſätze annahm: 
1. Es iſt durch Reichsgeſetz eine beſondere Alters- und Invalidenzwangs⸗ 
verficherung? mit Witwen: und Waiſenverſorgung für die Privatangeſtellten zu 
ſchaffen. Den Privatangeſtellten ſind die Ladenangeſtellten zuzurechnen. 
2. Die Verſicherung wird in Angliederung an die Arbeiterverſicherung geſchaffen. 
VVV 6ꝓꝓ663*1a | 
Eine kritiſche Überficht der Denkſchrift befindet ſich in der „Neuen Zeit“, XXV, 2, S. 317. 
Für die Durchführung dieſer Verſicherung hat der Hauptausſchuß noch feine Leitſätze 


Nr. 3 bis 24 aufgeſtellt: 


Leitſatz 3: Verſicherungspflichtig ſind alle Privatangeſtellten beiderlei Geſchlechts vom 
16. Lebensjahr ab. 


U 
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Am 17. November 1907 fand ſodann in Frankfurt a. M. wieder ein 
„Privatbeamtentag“ ſtatt, der eine Demonſtration des Hauptausſchuſſes für 
die Sonderkaſſe ſein ſollte, die jedoch kläglich mißlang, da es hierbei zu Lärm⸗ 
ſzenen kam und man ſogar nach der Polizei rief, die eintraf, ohne in Tätig⸗ 
keit treten zu müſſen. Als der Hauptausſchuß zu der Anfang Dezember 1907 
beim Staatsſekretär des Reichsamts des Innern v. Bethmann⸗Hollweg ge⸗ 
habten Audienz keinen Vertreter der Minderheit mitdelegierte, veranſtaltete 
dieſe am 20. Dezember 1907 eine Beſprechung, wo ſich einige Verbände zu 
einem geſonderten Vorgehen entſchloſſen. Verſchiedene Vereine erklärten auch 
ihren Austritt aus dem Hauptausſchuß. 


3. Die Organifationen der Privatangeftellten. | 
Geſchäftsführender Vorſitzender des „Hauptausſchuſſes“ iſt der Vorſteher | 
des Deutſchnationalen Handlungsgehilfenverbandes, der antiſemitiſche Reichs⸗ | 
tagsabgeordnete Wilhelm Schack. Dieſer Verband iſt auch die treibende Kraft 
unter den Befürwortern der Sonderkaſſe; er iſt es infolge der Unfähigkeit der 
anderen bürgerlichen kaufmänniſchen Vereine. Der Deutſchnationale Hand⸗ 
lungsgehilfenverband wurde 1893 gegründet, und zwar rekrutierten ſich 
ſeine Anhänger zunächſt aus Mitgliedern des Vereins für Handlungskommis | 
von 1858 in Hamburg, die — in der damaligen kurzen Blütezeit des Anti⸗ 
ſemitismus — einen „judenreinen“ Verband ins Leben riefen. Dieſer Ver⸗ | 
band bedurfte, um vorwärts zu kommen, eines radikalen Anſtrichs, und jo 
machte er unter anderem zu Oſtern 1898 die Forderung der klaſſenbewußten 
Gehilfen nach dem Ausbau der Invalidenverſicherung zu der ſeinigen. Als | 
in der Folgezeit auch die anderen kaufmänniſchen Vereine dem Gedanken der 
ſtaatlichen Verſicherung nähertraten, tauchte unter den ſtandesdünkelhaften 


Leitſatz 4 ſiehe Seite 479, XXVI., 1. Band der „Neuen Zeit“. 2 | 
Leitſatz 5: Vom Zwange der allgemeinen Staatsverſicherung befreit die Zugehörigkeit 
zu privaten Verſicherungseinrichtungen nur, wenn es ſich um Kaſſen handelt, die von öffent⸗ 
lichen Körperſchaften (Staat, Gemeinde und dergleichen) eingerichtet und geleitet ſind, und 
die den Verſicherten mindeſtens die gleichen Rechte und Anſprüche gewähren wie die ſtaat⸗ 
liche Einrichtung (gemäß § 8 des Invalidenverſicherungsgeſetzes). 
Leitſatz 8: Gewiſſen Kategorien der freien Berufe, die nicht feſt angeſtellt ſind, wird 
das Recht der Selbſtverſicherung gewährt, den Arbeitern aber nicht. | 
Leitſatz 10: Leiſtungen der Verſicherung find außer dem Heilverfahren Invalidenrente, 
Altersrente, Witwenrente und Erziehungsbeiträge für Waiſen. 1 8 | 
Leitſatz 12 fiehe Seite 484, XXVL, 1. Band der „Neuen Zeit“. 
Leitſatz 13: Die Wartezeit für Invalidenrente ſoll vier, für Altersrente 24 Beitrags⸗ 
jahre (wohlgemerkt Beitragsjahreh betragen. | 
Leitſatz 15: Invaliditätsbegriff (fiehe Seite 485, XXVL, 1. Band der „Neuen Zeit“). 
Leitſatz 16 und 17: Unternehmer und Prinzipale haben je die Hälfte des Beitrags | 
zu zahlen. Der Beitrag ſoll durchſchnittlich 10 Prozent des Gehalts betragen, aber nach 
dem Einkommen progreſſiv ſteigen. 1 
Leitſatz 18: Zehn Gehaltsklaſſen, die zehnte gilt für Einkommen über 5000 Mark. 
Leitſatz 21: Den Verſicherten iſt „ein größerer Einfluß auf die Verwaltung und Recht⸗ 
ſprechung als im jetzigen Invalidengeſetz zu gewähren“. | 
Leitſatz 23: „Es iſt durch Reichsgeſetz der Unfall- und Krankenverſicherungszwang auf 
alle Privatangeſtellten auszudehnen (hier verlangt man keine Sonderkaſſen!). 1 
Leitſatz 24: Es wird ausdrücklich darauf verzichtet, daß die „für eine Witwen⸗ und 
Waiſenverſicherung bereitgeſtellten Reichsmittel den Angeſtellten in demſelben Maß wie den 
Arbeitern nutzbar gemacht werden“. | 1 
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Gehilfen ganz naturgemäß auch die Frage einer Sonderkaſſe auf. Die deutſch⸗ 
nationalen Demagogen unterſtützten dieſe Strömungen, und auf ihrer im 
Juni 1907 zu Dresden abgehaltenen Generalverſammlung — von ihnen Hand⸗ 
lungsgehilfentag genannt — forderten ſie ausdrücklich für Privatangeſtellte 
eine Zuſchußverſicherung neben der allgemeinen Invalidenverſicherung. Aus 
welchen Gründen man eine beſondere Verſicherung für Angeſtellte haben 
wollte, das wird deutlich geſagt in Schrift 35 des Deutſchnationalen Handlungs⸗ 
gehilfenverbandes, Seite 5: 

„Die Penſionsverſicherung der Handlungsgehilfen und Privatangeſtellten wird 
je nach Form und Höhe, wie ſie Geſetzeskraft erlangen wird, eine noch größere 
Bedeutung für die ſtandespolitiſche Entwicklung, als für die ſpätere Verſorgung 
der einzelnen jetzt lebenden Privatangeſtellten haben. . .. Der Entwicklung zum 
Klaſſenproletarier und Lohnarbeiter iſt dann endgültig ein Riegel vorgeſchoben.“ 

Der Deutſchnationale Handlungsgehilfenverband forderte alſo eine Doppel⸗ 
verſicherung; gleichwohl bekämpften ſeine Vertreter in der Sitzung des Haupt⸗ 
ausſchuſſes vom 16. November 1907 die Anträge, die eine ſolche Doppel⸗ 
verſicherung der Angeſtellten bezweckten. Der Deutſchnationale Handlungs⸗ 
gehilfenverband ließ durch ſeinen Vertreter im Hauptausſchuß ſeinen eigenen, 
von ihm erſt kurz zuvor feſtgelegten Standpunkt fallen; er wollte den Haupt⸗ 
ausſchuß auf die reaktionäre Forderung feſtlegen, daß die Angeſtellten gänzlich 
aus der Arbeiterverſicherung ausſcheiden. Und es iſt ihm dank der Erbärm— 
lichkeit der Führer anderer kaufmänniſcher Vereine gelungen. Die alten kauf⸗ 
männiſchen Vereine traten zwar ſchon des Standesdünkels ihrer Mitglieder 
wegen für die Sonderverſicherung ein, ausſchlaggebend aber war, „daß ſie am 
Gängelbande des Deutſchnationalen Handlungsgehilfenverbandes hingen. Man 
braucht nur die Organiſationsverhältniſſe der Handlungsgehilfen zu ſtudieren, 
um ſofort zu wiſſen, daß die Konkurrenzrückſichten auf den überlauten deutſch⸗ 
nationalen Demagogen die anderen Handlungsgehilfenverbände in den Bann 
dieſer Organiſation bringen mußte.“ 

Dies trifft vor allem zu auf den Verband deutſcher Handlungs- 
gehilfen zu Leipzig, der ſich in ſeiner „Fünften Denkſchrift“ rühmt, im 
Gegenſatz zu anderen Verbänden ſchon bei Schaffung des Invalidenverſiche⸗ 
rungsgeſetzes für die Einbeziehung der Handlungsgehilfen agitiert zu haben. 
Er fordert neuerdings eine Sonderverſicherung für Angeſtellte. 

Der Verband katholiſcher kaufmänniſcher Vereinigungen hatte 
auf ſeiner im Auguſt 1907 abgehaltenen 30. Generalverſammlung die Frage, 
ob Sonderkaſſe oder Ausbau des Invalidenverſicherungsgeſetzes, offen ge— 
laſſen. Sein Vertreter im Hauptausſchuß, Herr Groeningen-Aachen, 
ſtimmte aber für eine Sonderverſicherung, um — wie der „Handelsitand“- 
Hamburg vom 1. Dezember 1907 in einem Bericht über die Ausſchußſitzung 
vom 16. November mitteilt — „die Begehrlichkeit der Arbeiter“ nicht 
zu wecken! Die „Privatbeamtenzeitung“, das Organ des Deutſchen 
Privatbeamtenvereins zu Magdeburg, begründete unterm 25. Juli 1907 
die Notwendigkeit einer Sonderverſicherung damit, daß eine „Scheidewand 
zwiſchen Privatbeamten und Arbeitern aufgeführt“ werden müſſe! Es ſollte, 
ſo ſchreibt dieſe Zeitung weiter, die „ganze ſoziale Richtung und Beſtrebungen 
der Arbeiterſchaft und ihrer Organiſationen — wir nehmen hier die ſo— 

„Handelsſtand“, Hamburg, vom 1. Dezember 1907, S. 487; „Deutſche Techniker⸗ 
zeitung“, Nr. 48, 1907, S. 568; „Kaufmänniſche Zeitung“, Frankfurt, Nr. 3, 1908. 
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genannten nationalen Arbeiterverbände nicht aus — den Privat: 
beamten ein einheitliches Zuſammengehen verbieten“. Der Deutſche Privat⸗ 
beamtenverein ſteht vollſtändig unter dem Einfluß des Unternehmertums. Er 


iſt eigentlich nur ein Verſicherungsverein; er ſchließt in ſeinen Kaſſen Einzel⸗ 
verſicherungen, aber auch Korporativverträge mit Unternehmern für deren An⸗ 


geſtellte ab. Daraus erklärt es ſich, daß er „Erſatzinſtitute“ für die ſtaatliche 


Verſicherung zugelaſſen wiſſen möchte. Und da dies im Rahmen des Inva⸗ 


lidenverſicherungsgeſetzes nicht zu erreichen ſein wird, muß er für die Sonder⸗ 


kaſſe ſein. Den eben zitierten Artikel der „Privatbeamtenzeitung“ druckte die 
„Deutſche Technikerzeitung“ in Nr. 32 (1907) nach, was mit der ſonſtigen 
Haltung des Deutſchen Technikerverbandes vollkommen übereinſtimmt. 
Sie forderte bereits in Nr. 29 (1907) ihre Leſer auf das „Standesbewußtſein 
hochzuhalten“ und eine Sonderkaſſe zu fordern. Im übrigen treten für die 
Sonderkaſſe ein: Deutſcher Verband kaufmänniſcher Vereine (Sitz Frank⸗ 
furt a. M.), Verband reiſender Kaufleute (Sitz Leipzig), Gruben⸗ und . 
beamtenverband und einige andere Vereine. 


* 


Unter den Verfechtern der Idee des Ausbaus des Invalidenverſicherungs⸗ 


geſetzes befinden ſich die drei gewerkſchaftlichen Organiſationen: der Zentral⸗ 
verein der Bureauangeſtellten Deutſchlands (der demnächſt wohl den 
Verband der Verwaltungsbeamten der Krankenkaſſen, Berufsgenoſſenſchaften uſw. 
in ſich aufnehmen wird), der Zentralverband der Handlungsgehilfen 
und ⸗gehilfinnen Deutſchlands und der Verband der Lagerhalter 
und Lagerhalterinnen. Der Zentralverband der Bureauangeſtellten Deutſch⸗ 
lands hat in der erſten Zeit dem Hauptausſchuß angehört und ſich auch an 
deſſen Enquete von 1903 beteiligt. Der Zentralverband der Handlungsgehilfen 
und »gehilfinnen hat die Forderung nach einer Verbeſſerung der Verſicherungs⸗ 
geſetzgebung bisher ſelbſtändig verfolgt und im Juni und Juli 1907 durch 
ſeine Beiſitzer bei den Kaufmannsgerichten Barmen, Berlin, Breslau, Dresden, 
Elberfeld, Frankfurt a. M., Hamburg, Kiel, Köln, Leipzig, München, Straß⸗ 


burg i. E., Stuttgart, Stettin und Wiesbaden den Antrag geſtellt, ſich beim 


Reichsamt des Innern und dem Reichstag für die Penſionsverſicherung der 
Privatangeſtellten in folgendem Sinne auszuſprechen: 

„Das Kaufmannsgericht betrachtet die Schaffung einer genügenden Verſiche⸗ 
rung der kaufmänniſchen Angeſtellten für den Fall des Alters und der Invali⸗ 
dität ſowie die Fürſorge für ihre Hinterbliebenen als eine dringende Notwendigkeit. 


„Nach Lage der durch die wirtſchaftliche Entwicklung bedingten Verhältniſſe | 
erachtet es das Kaufmannsgericht nicht für angebracht, daß dieſes Ziel durch eine 
beſondere Penſionsverſicherung der Angeſtellten erſtrebt wird. Im Intereſſe der 


Angeſtellten erſcheint vielmehr die Ausgeſtaltung des jetzigen Invalidenverſiche⸗ 


rungsgeſetzes durch folgende Maßnahmen für geboten: a. Ausdehnung des Ver⸗ 
ſicherungszwanges auf alle Angeſtellten, b. höhere Leiſtungen in den jetzigen Lohn⸗ 
und Beitragsklaſſen, o. Schaffung höherer Klaſſen, d. Herabſetzung der Altersgrenze 


für den Bezug der Altersrente, e. Gewährung des Rechtes der Weiterverſicherung 
für Angeſtellte, die aus einer verſicherungspflichtigen Beſchäftigung ausſcheiden; 


f. genügende Witwen⸗ und Waiſenfürſorge, g. Recht der Selbſtverwaltung an den 


Verſicherungsinſtitutionen. ei 


Darauf erſchien einige Wochen ſpäter in der „Kölniſchen Zeitung“ eine 
ſcheinbar offiziöſe Notiz, die beſagte, daß dieſe Verſicherung nicht das kauf; 


männiſche Dienſtverhältnis betreffe und daher die Kaufmannsgerichte nicht 
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berechtigt ſeien, in dieſer Frage Anträge zu ſtellen. Die Notiz blieb nicht 
wirkungslos, aber das Kaufmannsgericht zu Berlin und andere haben ſich 
doch für zuſtändig erklärt; der Ausſchuß des Berliner Gerichtes iſt mit ſeinen 
Beratungen noch nicht zu Ende, er hat ſich grundſätzlich für den Ausbau 
des Invalidenverſicherungsgeſetzes ausgeſprochen. 1 

Folgende bürgerliche Organiſationen, die dem Hauptausſchuß angehören 
oder angehört haben, ſind für den Ausbau des Invalidenverſicherungs⸗ 
geſetzes: Bund der techniſch⸗induſtriellen Beamten (Berlin), Deutſcher Zeichner⸗ 
verband (Berlin), Verein der deutſchen Kaufleute (Hirſch⸗Duncker), ALL 
gemeine Vereinigung deutſcher Buchhandlungsgehilfen (Berlin), Kaufmänniſcher 
Verband für weibliche Angeſtellte, Deutſcher Zuſchneiderverband, Verein 
deutſcher Kapitäne und Offiziere der Handelsmarine, Verband techniſcher 
Schiffsoffiziere, Verband deutſcher Muſterzeichner, Allgemeiner deutſcher Buch⸗ 
handlungsgehilfenverband (Leipzig), Deutſcher Brennmeiſterbund, Techniſcher 
Hilfsverein, Verband deutſcher Bureaubeamten (Leipzig), Reichsverband deutſcher 
Fleiſchbeſchauer⸗ und Trichinenſchauervereine, ferner einige kleinere Vereine. Eben⸗ 
falls für den Ausbau des Invalidenverſicherungsgeſetzes, aber zu Kompromiſſen 
geneigt ſind: der Verein für Handlungskommis von 1858 und der Deutſche 
Werkmeiſterverband. 


4. Die Parteien und die Unternehmer. 


Die Sozialdemokratie hat von jeher die Ausdehnung der ſtaatlichen 
Verſicherung auf alle Angeſtellten verlangt und dieſen Standpunkt ſpäterhin 
auch offiziell feſtgelegt. Bereits die von der Agrarkommiſſion dem Parteitag 
zu Breslau 1895 gemachten Vorſchläge zum Parteiprogramm enthielten den 
Paſſus: „Reichsgeſetzliche Ausdehnung der Verſicherung auf alle im Lohn⸗ 
oder Dienſtverhältnis ſtehenden Perſonen“ (Seite 214 und 215 des Protokolls). 
Der Parteitag zu München 1902 forderte unter anderem: „Ausdehnung der 

Verſicherung auf alle Arbeiter und dieſen wirtſchaftlich gleichſtehenden 
Perſonen, volle Selbſtverwaltung durch die Verſicherten, Heranziehung aller 
Klaſſen zur Tragung der Koſten, Einführung der Arbeitsloſenverſicherung, 
Einführung der Witwen- und Waiſenverſorgung. | 
Die bürgerlichen Parteien gebärden fich in neuerer Zeit, als ob es für 
ſie nie eine wichtigere Frage gegeben hätte, als die der Alters-, Invaliden⸗, 
Witwen⸗ und Waiſenfürſorge der Privatangeſtellten. In Wirklichkeit aber 
haben ſie nicht nur nichts für die ſtaatliche Verſicherung der Angeſtellten ge- 
tan, ſondern ihr direkt entgegengearbeitet. Es ſoll hier nur an den Antrag 
der Zentrumspartei im Reichstag 1896/97 erinnert werden, der bezüglich des 
Invalidenverſicherungsgeſetzes „Beſchränkung der Verſicherungspflicht auf die 
Arbeiter in Bergwerken, Fabriken und ſonſtigen großgewerblichen Be— 
trieben“ forderte, und welchen Eugen Richter als die Einleitung zur „einzig 
richtigen“ Aufhebung des ganzen Geſetzes bezeichnete. Der von ſozialdemo⸗ 
kratiſcher Seite 1899 eingebrachte Antrag, alle Angeſtellten mit einem Ein⸗ 
kommen bis zu 3000 Mark in das Alters⸗ und Invalidenverſicherungsgeſetz 
einzubeziehen, hat bei den bürgerlichen Parteien keine Gegenliebe gefunden. 
Der antiſemitiſche Abgeordnete Raab ſchlug am 14. Februar 1899 die „Schaf⸗ 
fung einer Reichseinkommenſteuer für die großen Einkommen“ zur Aufbringung 
der ſich aus der Herabſetzung der Altersgrenze auf das 65. Lebensjahr für 
den Bezug der Altersrente notwendig machenden Mittel vor. Raab ſprach 
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auch davon, daß die Privatlehrer, die Werkmeiſter und Handlungsgehilfen 
die Ausdehnung des Invalidenverſicherungszwangs auf alle Angeſtellten ohne 
Unterſchied des Gehalts wünſchten. Aber Raab kannte die bürgerliche Reichs⸗ 
tagsmehrheit ſo genau, daß er nur den ganz unverbindlichen Vorſchlag wagte, 
die Grenze der Verſicherungspflicht für Angeſtellte von 2000 Mark auf „min⸗ 
deſtens“ 2100 Mark hinaufzuſchieben! Aber nicht einmal dies iſt zur Tatſache 
geworden. Und noch in der am 12. Januar 1900 im Reichstag zur Beratung 
gekommenen Zentrumsreſolution wird im Anſchluß an die Invalidenverſicherung 
eine obligatoriſche Witwen⸗ und Waiſenverſicherung nur gefordert für „die 
in Fabriken beſchäftigten Perſonen“. Auch die vom Abgeordneten Stumm 
eingebrachte Reſolution forderte die zwangsweiſe Witwen⸗ und Waiſenverſiche⸗ 


rung nur für die dem Invalidenverſicherungsgeſetz unterſtehenden Perſonen. 


Einen Ausbau und eine Ausdehnung der Verſicherung auf die Privat⸗ 
angeſtellten hat außer der Sozialdemokratie keine Partei ernſtlich gewollt. 
Jetzt ſucht man das zu bemänteln. Seit 1903 ſind im Reichstag An⸗ 
träge, Reſolutionen, auch eine Interpellation von bürgerlicher Seite in dieſer 
Frage zur Beratung gekommen. Damit glaubt man nach außen hin Eindruck 
zu machen und — es koſtet ja nichts. Der Wettlauf um die Wählerſtimmen 
des „neuen Mittelſtandes“ treibt die bürgerlichen Parteien, ſich gegenſeitig in 
Redensarten zu überbieten, mit denen ſie die Privatangeſtellten für ſich ein⸗ 
fangen wollen. So faßten die 50. und 54. Generalverſammlung der 
Katholiken Deutſchlands (Köln 1903 und Würzburg 1907) Reſolutionen 
für die Penſionsverſicherung der Privatangeſtellten, ebenſo auch der Vertreter⸗ 
tag der nationalliberalen Partei am 5. Oktober 1907. Wie die Rettung 
des alten Mittelſtandes, der Kleinhändler, Handwerker uſw., vorwiegend Sache 


der Konſervativen und Antiſemiten war, ſo ſind an der Rettung des „neuen | 


Mittelſtandes“ naturgemäß beſonders die Nationalliberalen als Vertreter des 


Induſtriekapitals beteiligt. Der nationalliberale Vertretertag nahm folgende 


charakteriſtiſche Entſchließung an: 


„Der allgemeine Vertretertag der nationalliberalen Partei ſieht ebenſo wie in 
der Erhaltung des gewerbtätigen Mittelſtandes in der Stärkung und Sicherung | 


der in der Privatbeamtenſchaft ſtehenden Mittelſtandsſchicht ein Gebot 
der ſtaatlichen Notwendigkeit. Der Vertretertag begrüßt die Beſtrebungen nach 


einer ſtaatlichen Penſionsverſicherung der Privatbeamten als Mittel zur Durch⸗ 


führung dieſes Zweckes. ... Bezüglich des bei der Durchführung des Ver⸗ 


ſicherungsplanes einzuſchlagenden Weges ſieht der Vertretertag davon ab, ſchon 


jetzt eine feſte Stellung einzunehmen, da dies auch von dem, den größten Teil der 
deutſchen Privatbeamten umfaſſenden Hauptausſchuß für ſtaatliche Penſionsverſiche⸗ 
rung der Privatbeamten ſelbſt bisher nicht endgültig geſchehen iſt.“ 


Die „feſte Stellung“, auf die der nationalliberale Vertretertag verzichtete, | 
war bald darauf gegeben. Am 28. Oktober 1907 fand nämlich eine Dele⸗ 
giertenverſammlung des Zentralverbandes deutſcher Induſtrieller ſtatt, 


die ihrerſeits wie folgt Stellung nahm: 


Der Zentralverband deutſcher Induſtrieller iſt auch bereit, eine reichsrechtliche 
Zwangsverſicherung der Privatangeſtellten ſympathiſch zu fördern, ſofern ſich dieſe 
Verſicherung in ihrer Höhe in angemeſſenen Grenzen hält, nur die geringer be⸗ 
ſoldeten Angeſtellten umfaßt, und ſofern den einzelnen induſtriellen Betrieben der 
Fortbeſtand und die Neueinrichtung von Penſions⸗ und Witwenverſorgungs⸗ 
kaſſen als Erſatzinſtitutionen der reichsrechtlichen Zwangsverſicherung geſtattet 
bleibt. Der Zentralverband will dabei ſeine ernſten Bedenken gegen die immer 
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weitere Ausdehnung des Perſonenkreiſes, welcher der Zwangsverſicherung unterſtellt 
wird, in dieſem Falle zugunſten der geſicherten Verſorgung der induſtriellen An— 
geſtellten zurückſtellen. 


Der Zentralverband des deutſchen Bank- und Bankiersgewerbes 
hat bereits den Entwurf einer Penſionskaſſe für die Angeſtellten des Bank⸗ 
gewerbes ausgearbeitet, um etwaigen geſetzgeberiſchen Maßnahmen zuvor⸗ 
zukommen, und auch die Schiffahrtskapitaliſten haben — wie aus der 
„Verſicherungspoſt“ vom 7. November 1907 hervorgeht — bereits angedeutet, 
daß ſie ihre „Verſorgungskaſſe vereinigter Reedereien“, die offenkundigermaßen 
ein Mittel zur Knebelung der Angeſtellten iſt, nicht aufgeben wollen. Dem 
entſprach die Haltung des nationalliberalen Redners Dr. Streſemann in 
der Reichstagsſitzung vom 8. Januar 1908 bei einem Antrag v. Richthofen, 
betreffend die Verſicherung der Privatangeſtellten. Aus ſeiner Rede ging 
deutlich hervor, daß man befürchtet, der „neue Mittelſtand“ könne ſich als 
einen Teil des Proletariats betrachten lernen, und dem ſoll vorgebeugt werden. 
Man weiß, daß der „neue Mittelſtand“ nicht ein Glied zwiſchen Kapital und 
Proletariat iſt, aber man will, daß er ſich als ſolches fühlt, die Fiktion 
ſoll erhalten werden. Der „neue Mittelſtand“ ſoll durch eine Sonder- 
verſicherung gerettet werden, weil das Unternehmertum an ihm eine feſte 
Stütze gegen die Arbeiter zu finden hofft. Die Angeſtellten ſelbſt will man 
aber in größter Abhängigkeit halten, darum ſollen für die Sonderverſicherung 
Erſatzinſtitutionen zugelaſſen werden. Die Angeſtellten ſind ſich — wenig⸗ 
ſtens zum guten Teile — dieſer Gefahr bewußt. Sie fordern einmütig — mit 
Ausnahme des Deutſchen Privatbeamtenvereins und des Deutſchen Bank⸗ 
beamtenvereins —, daß die Verſicherung nur ſtaatlichen Organen übertragen 
wird und nicht etwa Betriebspenſionskaſſen uſw. zugelaſſen werden. Der 
„Hauptausſchuß für die ſtaatliche Penſionsverſicherung der Privatangeſtellten“ 
ſagt (Bericht der Siebenerkommiſſion, S. 13): 

Die Zulaſſung allgemeiner Erſatzinſtitute, die von der ſtaatlichen Verſicherungs⸗ 
pflicht befreien — etwa nach Art der freien Hilfskaſſen bei der Krankenverſiche⸗ 
rung —, wurde allgemein als unzweckmäßig verworfen. Es wurde betont, daß 
die ſtaatliche Zwangsverſicherung, wenn ſie den Erwartungen in ihren Leiſtungen 
entſpricht, für die Allgemeinheit als ausreichend anerkannt werden müſſe. Eine 
Abſplitterung gerade der beſſeren Riſiken zugunſten ſolcher Erſatzkaſſen ſei aber 
keineswegs wünſchenswert, zumal dadurch die ſtaatliche Kaſſeneinrichtung benach⸗ 
teiligt werde. Auch könnten die Angeſtellten, wenn man ſolche Erſatzinſtitute all⸗ 
gemein ermögliche, dadurch in ihrer Freizügigkeit gehemmt werden. 


Trotzdem erklärten in jener Reichstagsſitzung außer dem nationalliberalen 
Abgeordneten Dr. Streſemann auch der Konſervative v. Richthofen und 
der Zentrumsabgeordnete Sittart, die ſich ſeit langem perſönlich als be- 
ſondere Privatbeamtenfreunde aufſpielen, für die Zulaſſung von Erſatz⸗ 
inſtitutionen. 

Damit ſteht feſt, was wir eingangs ſagten: Der „neue Mittelſtand“ ſoll 
nicht nur gerettet, ſondern auch geknebelt ſowie als Schutztruppe des Unter⸗ 
nehmertums und Mitläufer der bürgerlichen Parteien erhalten werden. Die 
Arbeiter aber will man um den Ausbau des Invalidenverſicherungsgeſetzes 
prellen. Das glaubt man durch eine Sonderverſicherung der Privatangeſtellten 
zu erreichen. 
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nochmals marx und die Sklaverei. 
Von Karl Kautsky. | 


Schippel protejtierte im „Vorwärts“ gegen meinen Vorwurf, daß er Marx zum 
Verfechter der Sklaverei gemacht habe, und verſprach, er werde mit „ein paar, aber 
nicht allzuvielen und nicht allzuhöflichen Worten“ in der nächſten Nummer der 
„Monatshefte“ „auf die Sache“ zurückkommen. 5 

Das Verſprechen der nicht allzuhöflichen Worte hat er ausreichend eingelöſt. 
Weniger das des Zurückkommens „auf die Sache“. Mit großer Redſeligkeit im 
Punkte der Unhöflichkeit paart ſich auffallende Schweigſamkeit über die ent⸗ 
ſcheidenden Punkte der „Sache“. 

Es handelt ſich darum, daß Schippel behauptete, wir dürften nicht grundſätz⸗ 
lich gegen die Ausbeutung, Expropriierung und Verſklavung der Eingeborenen in 
den Kolonien auftreten. Auch Marx habe mitunter gezögert, ſich entſchieden gegen 
die Abſchaffung der Sklaverei auszuſprechen. So habe er 1847 die Notwendigkeit 
der Sklaverei für Amerika anerkannt, und Engels habe 1884 erklärt, daß 1847 
allerdings die Abſchaffung der Sklaverei noch nicht möglich geweſen ſei. 

Wer ſich gegen die Abſchaffung der Sklaverei erklärt, iſt ein Verfechter der 
Sklaverei. Aus welchen Gründen alſo Schippel gegen die Behauptung proteſtiert, er 
habe Marx zum Verfechter der Sklaverei gemacht, iſt unerfindlich. Tatſächlich wieder⸗ 
holt er in ſeiner Entgegnung dieſe ſeine Darſtellung des Marxſchen Standpunktes. 

Die Marxzitate von 1864 und 1865 gegen die Sklaverei läßt er nicht gelten, 
denn dieſe Zitate bewieſen bloß, daß ſich die Verhältniſſe ſeit 1847 geändert hätten. 
Was damals unmöglich geweſen, ſei 1864 möglich geworden. | 

Schippel vergißt dabei, daß die Zitate von 1864 und 1865 nirgends ſagen, erſt 
jetzt ſei die Zeit gekommen, die Sklaverei zu bekämpfen. Sie ſprechen von der 
Sklaverei im allgemeinen, ſo auch die Zitate aus dem „Kapital“. Man nennt nicht 
eine Inſtitution eine Infamie, eine Schande, einen Greuel, wenn man gegen ihre 
Abſchaffung noch wenige Jahre vorher Bedenken geäußert hat. 5 

Wohl ſtammen dieſe Zitate aus den ſechziger Jahren, aber ich nahm ſie aus 
dem einfachen Grunde, weil ich Zitate aus früherer Zeit über die Stellung des 
Proletariats zur Abſchaffung der Sklaverei in den Marxſchen Schriften 
nicht fand. Solange andere nicht gefunden werden, können eben nur dieſe zur 
Kennzeichnung der Stellung benutzt werden, die Marx in der Frage der Abſchaffung 
der Sklaverei einnahm. Wir haben fie um fo unbedenklicher zu benützen, als ſie 
nicht bloß entſchieden und klar ſprechen, ſondern auch vollkommen zu dem all⸗ 
gemeinen Standpunkt ſtimmen, den Marx ſchon 1844 entwickelte, daß das Proletariat 
ſich nicht befreien kann, ohne aller Knechtung und Ausbeutung ein Ende zu machen, 
daß es daher naturgemäß jeder Knechtung und Ausbeutung entgegenwirken muß. 

Kennt Schippel frühere Ausſprüche von Marx über die Haltung, die das 
Proletariat zur Sklaverei einzunehmen hat, dann möge er damit hervorkommen. 
Das Zitat aber aus dem „Elend der Philoſophie“, auf das er ſich auch jetzt wieder 
ſtützt, iſt dazu völlig unbrauchbar, denn, ich wiederhole es, darin wird nicht die 
Frage behandelt, auf die es ankommt. In dem Zuſammenhang, in dem es ſteht, 


wird mit keinem Wort die Frage unterſucht, wie das Proletariat ſich zur Ab⸗ 


ſchaffung der Sklaverei zu ſtellen hat, ſondern es wird gezeigt, welche Rolle die 
Sklaverei für die bürgerliche Induſtrie ſpielt. | | 
Das habe ich in meiner Kritik ausführlich gezeigt, das war der ſpringende 
Punkt meiner Ausführungen — gerade darüber aber ſchweigt ſich Schippel 
vollſtändig aus. Ich kennzeichne ſeine Auffaſſung des Marxſchen Zitats als 
eine Verdrehung — und er bringt jetzt einfach die Verdrehung nochmals vor, ohne 


Vorliegender Artikel war ſchon für das vorige Heft druckfertig und wurde nur durch 
ein Verſehen zurückgeſtellt. Die Redaktion. 
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nur den leiſeſten Verſuch, mich zu widerlegen oder zu korrigieren. Da brauchte 
natürlich auch ich nichts weiter zu tun, als die Anklage der Fälſchung, die ich 
gegen ihn erhoben, ohne weitere Begründung als die in meinem erſten Artikel ge⸗ 
gebene zu wiederholen. 

Da aber Schippel in feiner Replik das Wort von Engels unterſtreicht, die Ab- 
ſchaffung der Sklaverei ſei 1847 noch nicht möglich geweſen, ſo ſei für etwaige 
unerfahrene Leſer eine kurze Bemerkung angefügt. 

Marx und Engels begnügten ſich nicht damit, die Inſtitutionen, die ſie be- 
kämpften, einfach zu verdonnern. Sie ſuchten ſie zu begreifen, ihre Grundlagen in 
den gegebenen Verhältniſſen zu erkennen, nicht um in ihrer Bekämpfung zu „zögern“, 
ſondern um ihre Bekämpfung zweckmäßiger zu geſtalten. Denn um dem Feind 
wirkſam entgegentreten zu können, muß ich ſeine ſtarken Seiten kennen. 

Dank dieſem Streben, nicht bloß die ſchwachen, ſondern auch die ſtarken Seiten 
des Gegners zu erforſchen, haben ſie manchen Satz geſchrieben, der jeden ſtutzig 
macht, der nur Verurteilungen und Brandmarkungen unſerer Gegner in unſerer 
Literatur ſucht. Aber jeder Kenner des Marxismus macht ſich einer Fälſchung 
ſchuldig, der ſolche Stellen als Anerkennung der gegneriſchen Poſition hinſtellt und 
in dieſem Sinne ausnutzt. 

So ſchrieb zum Beiſpiel Engels 1875 in ſeiner Schrift „Soziales aus Rußland“: 

„Nicht bloß der ruſſiſche Staat im allgemeinen, ſondern ſogar ſeine ſpezifiſche 
Form, der Zarendeſpotismus, ſtatt in der Luft zu hängen, iſt ein notwendiges 
und logiſches Produkt der ruſſiſchen Geſellſchaftszuſtände.“ 

Wäre es nicht eine freche Fälſchung, wenn jemand dieſen Satz dahin aus⸗ 
legte, Engels habe 1875 noch „gezögert“, auf die Beſeitigung des Zarendeſpotismus 
hinzuarbeiten, der für Rußland notwendig ſei? 

Marx nennt einmal die induſtrielle Reſervearmee, alſo die Arbeitsloſigkeit, 
„eine Lebensbedingung der modernen Induſtrie“, wer aber fände den Mut, zu be⸗ 
haupten, John Burns, diefe Baralleleriheinung zu Mar Schippel, ſtehe auf dem 
Boden des Marxismus, wenn er allen energiſchen Maßregeln zur Bekämpfung der 
Arbeitsloſigkeit widerſtrebt? 

Marx und Engels waren nicht die Leute, die erſt an dem Tage Republikaner 
werden, an dem die Einführung der Republik möglich iſt, erſt dann Sozialiſten, 
wenn die Diktatur des Proletariats vor der Türe ſteht, nur dort Gegner der 
Sklaverei, wo die bürgerliche Welt ſelbſt ſchon deren überwindung möglich macht. 

Das mag Iſegrims Auffaſſung ſein. Es war nie die von i wie Marx 
und Engels. 

Iſegrim ſuchte ſie aber auf ſein Niveau herunterzuziehen, um fie zur Deckung 
zu benützen für ſeinen eigenen Standpunkt, da es ihm doch zu bedenklich ſchien, 
ihn ohne ſolche Deckung einzunehmen, den Standpunkt, wir ſollten um der „poſi⸗ 
tiven Arbeit“ in der Kolonialpolitik willen auch deren notwendige Konſequenzen 
ſchlucken: Expropriierung, Ausbeutung, Zwangsarbeit der Eingeborenen. Kurz, 
wir ſollten unſere, in unſerem Programm wie auf unſeren Kongreſſen mehrfach 
feſtgeſetzten Grundſätze verleugnen, die er obendrein noch als matte Prediger⸗ 
denkweiſe verhöhnt. 

Der Proteſt dagegen bildete den Ausgangspunkt meines Artikels. Ich erklärte 
dort: Schippel tritt unſer Parteiprogramm mit Füßen, und um dies 
ſaubere Treiben zu beſchönigen, fälſcht er Marx. 

Um die Anklage der Marxfälſchung redet er ſich mit unhöflichen Worten herum, 
die dem ſpringenden Punkt aus dem Wege gehen. Die Anklage, ſein Standpunkt 
bilde eine Verletzung unſeres Programms, übergeht er mit völligem Stillſchweigen — 
nicht aus Raummangel, denn ein volles Drittel ſeiner Entgegnung gilt einer Aus⸗ 
einanderſetzung über das Milizſyſtem und die zweijährige Dienſtzeit in Öfterreich. 

Nun, die Antwort, die er nicht gibt, iſt auch eine Antwort. 

Ich habe kein Jota meiner Anklage zurückzunehmen. 
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Literarifhe Kundſchau. 


Ach im v. Winterfeld, Was will die Schulreform? Mit Geleitwort von Profeſſor 
Dr. Ludwig Gurlitt. Leipzig 1907, Felix Dietrich. Preis 25 Pfennig. 


Der Verfaſſer iſt ein ehemaliger Schüler des gemaßregelten Schulreformers 
Gurlitt und erfreut ſich deſſen beſonderer Protektion. Obwohl Gurlitt in ſeinem 
Vorwort es vorſichtigerweiſe ablehnt, die Verantwortung für alle Punkte des 
Schriftchens zu übernehmen, ſo iſt es ſeiner ganzen Haltung und Tendenz nach doch 
Geiſt von ſeinem Geiſte. Gurlitt kann darauf aber nicht ſonderlich ſtolz ſein. Denn 
Winterfeld faßt das Problem der Schulreform ſo einſeitig und eng auf, daß das 
Aufgebot an großen und übertreibenden Worten dazu in einem ſpaßig anmutenden 
Verhältnis ſteht. So iſt ihm die Schulreform in der Hauptſache eine Bewegung auf 
dem Gebiet des höheren Schulweſens, und bei genauerer Betrachtung ſchrumpft die 
ganze mit Poſaunenſtößen eingeleitete Reform ſchließlich ein auf die — Abſchaffung 
des Abituriums. Nun iſt das Abiturium gewiß keine ſchöne Sache, aber es iſt doch 
nur ein beiläufiges Bälkchen, das ganz von ſelbſt mitpurzelt, ſobald nur erſt einmal 
die Aufräumungsarbeiten für die Reform des Schulweſens an Haupt und Gliedern 
beginnen, wie ſie durch die moderne Arbeiterbewegung in aller Stille, aber um ſo 
gründlicher vorbereitet wird. Von der großen Revolution in der Erziehung, die der 
Sozialismus ohne weiteres im Gefolge hat, ſcheint Gurlitt nichts zu wiſſen und 
Winterfeld nicht einmal etwas zu ahnen. Von den krauſen Vorſtellungen, die der 
im übrigen recht temperamentvolle junge Mann über die „Schulreform“ beſitzt, zeugt 
folgende köſtliche Bemerkung: „Der Anfang des Kampfes um eine naturgemäße Er⸗ 
ziehung liegt weit zurück. Das Ausland hat den Boden bereitet durch Rouſſeau 
und Montaigne vor allen Dingen; Herder, Fichte, Peſtalozzi, um nur wenige heraus⸗ 
zugreifen, haben die Bewegung in Deutſchland in Fluß gebracht, die heutzutage in 
dem Wirken Ludwig Gurlitts ſich konzentriert hat.“ Alſo der etwas un⸗ 
gebärdige, trotz alledem aber konventionell⸗ſtaatstreue und ſozialiſtenfürchtige preußifche 
Profeſſor mit ſeinen engbegrenzten Schulreformplänen als Teſtamentsvollſtrecker ſo 
kraftſtrotzender Revolutionäre und Sozialiſten wie Fichte und Peſtalozzi! „Höher 
geht's nimmer!“ Die Beweihräucherung nämlich! Aber Winterfeld iſt noch jung. 
Vielleicht lernt er außer den 5 Prozent der Schulrevolution, die ihm bis jetzt bekannt 
zu ſein ſcheinen, im Laufe der Zeit auch die übrigen 95 Prozent kennen, die bisher 
ſeinem Blicke noch verſchloſſen geblieben ſind. h. sch. 


Martin Spahn, Das deutſche Zentrum. Aus der Sammlung: Kultur und 
Katholizismus. Kirchheimſche Verlagsbuchhandlung, Mainz und München. 
Das ſchmächtige Bändchen Spahns will nicht einen nüchternen Abriß der Zen⸗ 
trumsgeſchichte geben, ſondern es ſetzt die Kenntnis der Reichs⸗ und Parteigeſchichte 
bei dem Leſer voraus und ſucht in knappen Studien „Die Stellung des Zentrums 
zum Reich auf Grund der geſchichtlichen Entwicklung“ darzulegen. Natürlich iſt es 
ein Unding, Parteiverhältniſſe entwirren zu wollen, ohne auf der Klaſſengliederung 
der Nation zu fußen, und ſo baut Herr Spahn denn ſeine Behauptungen dort am 
meiſten auf rinnenden Flugſand, wo er Entwicklungen aus der Vergangenheit ab⸗ 
leiten muß und etwa das Weſen des Liberalismus aus der franzöſiſchen Ab⸗ 
ſtammung ſeiner Doktrinen erklären will. Dieſer Mangel vermag in derartigem 
Umfang in dem Kapitel: Bismarck und das Zentrum nicht zum Ausdruck zu kommen 
und deshalb ſtellt dieſer Abſchnitt einen nicht übel gelungenen Verſuch politiſcher 
Pſychologie dar. i 
Hat man ſich aber in das Werkchen hineingeleſen, ſo entdeckt man, daß es 
durchaus keine kühle wiſſenſchaftliche Unterſuchung, ſondern eine Tendenzſchrift 
reinſten Waſſers iſt. Und wahrhaftig: aus der Vorrede ergibt ſich, daß es in den 
Wochen zwiſchen Reichstagsauflöſung 1906 und Neuwahlen 1907 auf den Markt 
geworfen ſein muß. Es iſt aber geſchrieben, nicht um das Zentrum um ein Banner 
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der Oppoſition zu ſcharen, ſondern um Herrn Bülow die Unentbehrlichkeit des 
Zentrums als Regierungspartei vorzudemonſtrieren. Deshalb wird das „partei: 
egoiſtiſche, machtlüſterne, parlamentariſche Prinzip des Liberalismus“ gebrandmarkt, 
deshalb verſichert, der Liberalismus ſei „mit dem Reichsorganismus unverträglich“, 
er ſei „Oppoſition gegen den hiſtoriſch gewordenen deutſchen Staat“, aber „keine 
lebendig mitarbeitende, aus den Wurzeln des Reichs heraus politiſierende Partei“ 
— deshalb wird auf der anderen Seite die beim Zentrum vorhandene „Schmieg— 
ſamkeit praktiſcher Politik“, ſein Sinn für „reale Politik“ mit Engelszungen ge- 
prieſen, das Zentrum als einzige Partei dargeſtellt, die nicht nur mit dem Reich 
heran-, ſondern organiſch mit ihm verwachſen ſei, deshalb wird ſchließlich mit 
naiver Befriedigung alles regiſtriert, was in der parlamentariſchen Geſchichte der 
letzten zwölf Jahre dem Zentrum Schimpf und Schande eingebracht hat, denn nie 
haben die geſchmähten Nationalliberalen etwa das Budgetrecht des Reichstags ſo 
in Grund und Boden getreten, wie das Zentrum bei dem Flottengeſetz von 1900, 
und nie haben jene ſo ohne alles Entgelt einen blamabeln Umfall nach dem anderen 
vollzogen. Herr Spahn aber frohlockt geradezu: „Und für die Einſicht der Fraktion 
in die militäriſchen Aufgaben des Reichs durfte ſich ihr Führer ſchon 1899 darauf 
berufen, daß niemals zu liberalen Zeiten ähnlich große Summen für Heer und 
Flotte zur Verfügung geſtellt worden ſeien, wie zur Zeit der Zentrumsführung.“ 

Dabei iſt es kennzeichnend, daß Herr Spahn die Maſſen der Zentrumswähler, 
die doch ſchließlich auch noch da ſind, vollſtändig aus dem Spiel läßt; er erwähnt 
ſie nicht einmal; die Reichstagsfraktion iſt ſeine ganze Welt, die alles leitet und 
lenkt und alle irdiſchen und himmliſchen Kategorien ordnet — es iſt, mit einem 
Wort, die Geſchichtsauffaſſung des vollendeten parlamentariſchen Kretinismus, der 
natürlich auch vom bürgerlichen Standpunkt jeder Scharfblick abgehen muß. Aber 
das iſt nicht verwunderlich, denn Herr Martin Spahn iſt ja der Sohn jenes 
Zentrumsführers, deſſen Zylinderhut bei häufiger Betätigung der „Schmiegſamkeit 
praktiſcher Politik“ eine gewiſſe hiſtoriſche Bedeutung gewonnen hat. Und ſo iſt 
im letzten Grunde die Schrift des Herrn Martin Spahn nichts als eine verſchleierte 
Apologie dieſes väterlichen Zylinders. Hermann Wendel. 


Ztitſchriftenſchau. 


Die Märznummer unſerer öſterreichiſchen Monatsſchrift „Der Kampf“ iſt 
eine Gedächtnisnummer zu Marxens Todestag. Es liegt in der Natur von Ge— 
dächtnisartikeln, daß es ſchwer iſt, ſie wiederzugeben; ſie ſind in der Regel Betrach- 
tungen, deren Wert weniger in dem allgemeinen Gedankengang als vielmehr in 
den Einzelheiten liegt, die alſo unverkürzt geleſen werden ſollen. Einige ſind des— 
halb auch durch unſere Tagespreſſe nachgedruckt und weiten Kreiſen zugänglich 
gemacht worden. Wenn wir hier alſo in üblicher Weiſe den Hauptinhalt der ver— 
ſchiedenen Artikel mitteilen, jo kann dieſe Überjicht noch viel weniger als ſonſt die 
Lektüre der Originale überflüſſig machen. 

Das Heft wird eröffnet mit einem Aufſatz von Karl Renner: „Karl Marx 
und die Krbeiter“. „Die Buchgelehrten können es nicht faſſen, daß Karl Marx, 
der tiefe Denker, der abſtrakte Logiker, der dunkle Seher, von dem ungebildeten, 
ſchlichten Arbeiter erfaßt werde, daß der Mann hinter dem Schraubſtock in irgend 
einer Geiſtes⸗ oder Gefühlsgemeinſchaft mit Marx, dem Überwinder Hegels und 
Ricardos, ſtehen könne.“ Um dieſe Gemeinſchaft klar zu machen, beſchreibt der Autor 
wie die alte kleinbürgerliche Welt, wo der Menſch noch eine Lebensſphäre, einen 
Lebensinhalt, einen Lebenskreis hatte, aufgelöſt wird, die Menſchen beſitzlos auf die 
Straße geworfen, dann vom Kapitaliſten in Fabriken zuſammengebracht werden, 
wo ſie, einander fremd, von allen früheren Verbindungen losgeriſſen, nur noch 
Hände zum Arbeiten ſind. „Kein einziger aus der ganzen Legion der ökonomiſchen 
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Forſcher hat dieſen ſeeliſchen Raub an den Proletariern, dieſe gänzliche Vernichtung 
jedes eigenen Lebensinhaltes der Proletarier ſo begriffen und ſo dargeſtellt, wie 
Karl Marx, der große Pſychologe. Weit entfernt davon, nur den ‚materiellen: 
Vorgang des Wirtſchaftens zu ſchildern, hat er die ganze Pſychologie unſerer Zeit, 
ihren ganzen Denk-, Willens und Gefühlsinhalt dargeſtellt, und die Leute, die das 
Geiſtige oder Sittliche an Marx vermiſſen, wiſſen wirklich nicht, was ſie reden. Es 
gibt kein ähnliches Meiſterwerk der Pſychologie und der Sittenforſchung, wie den 
dritten und vierten Abſchnitt des erſten Bandes des „Kapital“.“ 

„In die ſternenloſe Nacht der Maſſenſeele fällt nun jählings ein Lichtſtrom, 
der die Blinden ſehen, die Verzweifelten hoffen, die Irrenden begreifen lehrt.“ 
Marx konnte ſie ihre Welt begreifen lehren, weil er ſelbſt zum erſten Male den 
Menſchen in der Okonomie entdeckte. Das wirtſchaftliche Ding iſt in Wahrheit ein 
geſellſchaftliches Verhältnis der Menſchen; die wirtſchaftliche Theorie gibt nur die 
eigene Lebenserfahrung des Arbeiters wieder und wird von ihm ſofort verſtanden, 


weil ſie ihm im Grunde nichts Neues ſagt, nur dem Geſetz ſeines eigenen Lebens 


einen Ausdruck gibt. 

Zugleich lehrt ſie ihn aber auch, was er bisher nicht wußte oder nur dunkel 
ahnte, indem ſie ſeine Aufmerkſamkeit von dem vereinzelten Ich auf die Geſamt⸗ 
heit aller Proletarier lenkt, die tatſächlich über die ganze Maſchinerie der Welt 
verfügt, ſie in Bewegung ſetzt, und der nur das Bewußtſein ihrer Gemeinſchaft 
fehlt, um ſich auch in den rechtlichen Beſitz der Produktionsmittel zu ſetzen. Sie 
lehrt ihn die Entwicklung des Kapitalismus verſtehen, ſeine eigene Lebensgeſchichte 
von Arbeit und Arbeitsloſigkeit, von Wandern und Arbeiten als Teil dieſer Ent⸗ 
wicklung begreifen. Damit bekommt das Weltgetriebe einen Sinn für ihn; ſein 
Geiſt, ſein Verſtändnis, ſein Wille bekommt wieder einen Inhalt, und der Inhalt 
ſeines kollektiven Willens iſt der Sozialismus. Indem Marx dem, was in der ar⸗ 
beitenden proletariſchen Maſſe lebte und wuchs, eine wiſſenſchaftliche Geſtalt, einen 
bewußten Ausdruck gab, war er das denkende Haupt des unermeßlich gewaltigen 
Geſamtarbeiters der Welt. 5 

Viktor Adler veröffentlicht einen Brief von Friedrich Engels aus 1895, in 
dem Engels Ratſchläge gibt, wie Band II und III des „Kapital“ am beſten zu 
ſtudieren ſind, und der deshalb von allgemeinerem Intereſſe iſt. 

Adolf Braun ſchreibt über „Marx und die Gewerkſchaften“. Während vor 


vierzig Jahren die bürgerliche Preſſe die Internationale und namentlich Marx für 


jeden Streik auch in dem entlegenſten Weltteil verantwortlich machte, verſuchen die 
Vulgär⸗Antimarxiſten der neueren Zeit den Glauben zu erwecken, daß der Marxis⸗ 
mus in einem Gegenſatz zu den gewerkſchaftlichen Beſtrebungen ſtehe. Marx und 
dem Marxismus wird die bakuniſtiſche Anſicht untergeſchoben, daß alle Kämpfe um 
Lohnerhöhungen und Reformen nur Kraftvergeudung ſeien und von dem Endziel 
ablenken. Die Verſuche, mit ſolchen Märchen in den Gewerkſchaften eine Anti⸗ 


pathie gegen den Marxismus zu wecken, ſind in der Regel eine bewußte Schädi⸗ 


gung der Arbeiterbewegung. „Gerade vom gewerkſchaftlichen Standpunkt aus iſt 
es ein Verbrechen, die Arbeiter vom Studium der Marxſchen Schriften abzuhalten.“ 
Der Autor gibt dann allerhand Dokumente, aus denen die hohe Bedeutung er⸗ 
ſichtlich iſt, die Marx und ſeine Schüler den Gewerkſchaften immer beimaßen: 
einen Aufruf zur Bildung von Gewerkſchaften im „Volksſtaat“, der das Urteil von 
Marx anführt; eine zum Eiſenacher Kongreß eingereichte Denkſchrift der deutſchen 
Sektion der Internationale; die Kongreßbeſchlüſſe der Internationale ſelbſt; einige 
Stellen aus dem „Kapital“. Der ganze Ideeninhalt der heutigen Gewerkſchaften, 
die Argumente, durch die ſie den mancheſterlichen Einwänden ihrer Gegner ſieg⸗ 
reich entgegentreten und die Arbeiter heranziehen, ſind Gedankengänge aus dem 


„Kapital“. Daß ſie keine Irrwege einſchlagen und in ihrer Taktik durch eine gute | 


Einſicht in die Entwicklung der Geſellſchaft geleitet werden, verdanken fie der Marx⸗ 
ſchen Okonomie. Und ſchließlich hat der Marxismus nicht nur die große Bedeutung 
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des gewerkſchaftlichen Kampfes, ſondern auch ſeine Grenzen und die Notwendigkeit 
ſeiner Ergänzung durch andere Methoden gezeigt. 

„Narr und die Dialektik“ von Max Adler behandelt die philoſophiſchen 
Grundlagen des Marxismus. Die Dialektik iſt bis jetzt ſehr vernachläſſigt worden, 
und es hat den Anſchein, als ob die Marxiſten mit ihren Gegnern darin einig. 
wären, daß ſie eine unweſentliche Zutat ſei. Aber Marx und Engels haben fie als 
das Weſentliche ihrer ganzen Forſchungsmethode bezeichnet; deshalb iſt eine nähere 
Betrachtung der Dialektik erwünſcht, zuerſt in ihrer Hegelſchen Geſtalt. Bei Hegel. 
ſind zwei ganz verſchiedene Dinge unter dieſem Namen vereinigt, die wir am beſten 
mit Dialektik — das heißt Methode, Aufzeigung der Gegenſätzlichkeit des Denkens 
im Ablauf ſeiner Inhalte — und mit Antagonismus — das heißt Gegenſätz⸗ 
lichkeit des Seins im Ablauf ſeiner realen Vorgänge — bezeichnen, die bei Hegel 
identiſch ſind. Der übergang zum Marxismus beſtand in der Einſicht, daß die 
Selbſtbewegung der logiſchen Kategorie nur die Bewegung des individuellen 
Denkens war. Nach der Beſeitigung der Vorſtellung des Denkprozeſſes als 
ſchöpferiſcher Macht blieb die Erkenntnis des Denkens als eines Bewegungs⸗ 
vorganges. 

Die logiſche, bloß verſtandesmäßige Auffaſſung des Denkens iſt charakteriſiert 
durch die ſtarre Abgrenzung der Begriffe und deren Verbindung in ebenſolchen 
ſtarren Urteilen. Das vernünftige Denken löſt ſie aus dieſer Erſtarrung und Ver⸗ 
einzelung los und verſetzt ſie wieder zurück in den Zuſammenhang, den ſie vor 
ihrer Beſonderung hatten. So iſt der ſo oft mißverſtandene Widerſpruch keine Be— 
hauptung des Zugleichſeins einander ausſchließender Beſtimmungen, ſondern Ent⸗ 
gegenſetzung ſolcher Beſtimmungen im Prozeß des Denkens. „Der Widerſpruch bei 
Hegel iſt alſo weder logiſche Kontradiktion noch reale Gegenſätzlichkeit, ſondern 
nichts anderes als beziehentliche Gegenüberſtellung. . . . Die gerade Linie iſt nicht 
zugleich krumm; aber der Gedanke der geraden Linie wird nur dadurch möglich, 
daß ich ſie von der krummen unterſcheide.“ 

Nun fließen aber merkwürdigerweiſe bei Marx und Engels die beiden Seiten 
der Dialektik — Methode und realer Vorgang — wieder zuſammen, weil für ihre 
materialiſtiſche Auffaſſung das Denken als ein Stück des Seins allen Geſetzen des⸗ 
ſelben entſprechen muß, die Denkgeſetze alſo nur eine bewußte Spiegelung der Seins⸗ 
geſetze ſind, und die Dialektik, die erſt nur Methode fein ſollte, zugleich Univerſal⸗ 
geſetz der Natur wird. Es wird vielfach geglaubt, daß wir den Entwicklungsbegriff 
der Erfahrung entnommen haben. Dies iſt jedoch unrichtig. Die Entwicklung in der 
Natur und der Geſchichte war nur zu finden, weil ſie eine Form des Denkens ſelbſt 
wiedergab. In dem Begriff der Entwicklung iſt die Zeit und damit auch der ganze 
hiſtoriſche Ablauf von Veränderungen nicht weſentlich, ſondern bloß die Geſetzlich— 
keit der Beziehungen. Die genetiſche Auffaſſung der Natur und Geſchichte iſt nur 
die übertragung der dialektiſchen Natur des Denkprozeſſes auf die Objekte des 
Denkens ſelbſt. 

Der Autor iſt ſich darüber klar, daß dieſe Auffaſſung nicht die von Engels iſt, 
gibt ſich aber der Hoffnung hin, daß ſie möglicherweiſe für Marx zutrifft. In Wirk⸗ 
lichkeit ſtellt ſie die Dialektik auf die Grundlage des Kantianismus, indem ſie die 
objektive Natur der Erfahrungswelt aus der ſubjektiven Natur des Geiſtes hervor- 
gehen läßt. Wir möchten bezweifeln, daß dieſe Auffaſſung auch die Marxſche war. 

Schließlich behandelt der Verfaſſer noch die Form des dialektiſchen Prozeſſes 
und legt die Bedeutung der Ausdrücke Negation der Negation und Umſchlagen der 
Quantität in die Qualität dar; er weiſt darauf hin, daß die modernen Wiſſen⸗ 
ſchaften in ihrer inſtinktiven Entwicklung zu ähnlichen Auffaſſungen gekommen ſind. 
Dagegen hat die Aufhebung des ſchroffen Gegenſatzes zwiſchen Urſache und Wirkung 
vor allem als Leitfaden zu der Marxſchen Auffaſſung der Menſchheitsentwicklung 
ihre größte Bedeutung bekommen; der Begriff der Wechſelwirkung ſeines aktiven. 
und ſeines paſſiven Weſens führt auf ſeine Tätigkeit als umwälzende Praxis. 
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G. Herman gibt eine geſchichtliche Notiz über „Karl Marx in Wien“. Marx 
kam in den letzten Tagen des Auguſt 1848 nach Wien, als gerade durch die Unter⸗ 
drückung der Arbeiterdemonſtration am 23. Auguſt die Arbeiterſchaft und das 
Bürgertum ſich voneinander trennten. Mit Fröbel wohnte er am 28. Auguſt einer 


Sitzung des Demokratiſchen Vereins bei und griff dort mit in die Debatte ein. Am 


30. Auguſt und 2. September trat er als Redner in dem Erſten Allgemeinen Ar⸗ 


beiterverein auf, ſprach über die ſozialen Verhältniſſe Weſteuropas und über Lohn⸗ 


arbeit und Kapital. Es fehlte aber damals den Wiener Arbeitern an irgendwelchem 
Verſtändnis für ſeine Lehren; ein proletariſches Klaſſenbewußtſein war noch nicht 
da. War es ſein Ziel, perſönlich in aufklärendem Sinne auf die Wiener Ereigniſſe 
Einfluß auszuüben, ſo hat er dieſes Ziel nicht erreicht. 

Mit den Tagesfragen befaßt ſich ein Aufſatz von Dr. Alfred Meißner: 
„Löſt die nationale Kutonomie das nationale Problem?“ Er warnt die Genoſſen 
vor dem Glauben, daß mit den Rennerſchen Vorſchlägen die Sprachenfrage gelöſt 
wird. Es bleiben noch viele Reibungsurſachen, die namentlich in der verſchiedenen 
Finanzkraft der Nationen ihren Grund finden. Dadurch wird in der Verwendung 
der Reichsmittel ein fortwährendes Streitobjekt in dem Reichsparlament beſtehen 
bleiben. Die bloß formelle Gleichberechtigung wird auch bei der nationalen Auto⸗ 
nomie große Ungleichheit und ſchreiendes Unrecht herbeiführen müſſen. 
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Alexander herzen. 
Von F. Mehring. | ge 


Erinnerungen von Klexander Herzen. Aus dem Ruſſiſchen übertragen und ein⸗ 

geleitet von Otto Buek. Erſter Band 410 Seiten. Zweiter Band 337 Seiten. 
Berlin 1907, Verlag von Wiegandt X Grieben (G. K. Saraſin). Preis ungebunden 
10 Mark, gebunden 12,50 Mark. 

Aus den Schriften von Marx und Engels iſt bekannt, mit welcher rüd- 
ſichtsloſen Schärfe beide die bürgerlichen Revolutionäre des neunzehnten Jahr⸗ 
hunderts kritiſiert haben, die Koſſuth, Mazzini, Ledru⸗Rollin und nun gar 
die kleinen Lichter der deutſchen Demokratie. So iſt denn manches Mal ſchon 
die Frage aufgetaucht, wie ſich die Schüler von Marx und Engels zu dieſen 
Männern zu ſtellen haben. Sollen wir unbeſehen unterſchreiben, was Marx 
und Engels über die Koſſuth und Genoſſen geurteilt haben? Oder ſollen wir 
von den ausſchweifenden Urteilen unſerer großen Lehrer „zurückgehen“ auf die 
bürgerlichen Revolutionäre, die doch am Ende ganz reſpektable Kerle geweſen 
ſind, und dann als ſtramme Rückwärtſer lieber gleich bis auf Kant oder 
welchen — im Sinne der kapitaliſtiſchen Sintflut — vorſintflutlichen Denker 
ſonſt noch? 

Die Frage iſt an ſich berechtigt, aber ſie iſt in dieſer Form falſch geſtellt. 
In ihrer Kritik jener bürgerlichen Revolutionäre haben Marx und Engels 
völlig recht gehabt, wenn man, wie billig, von einzelnen ſcharfen Worten ab⸗ 
ſieht, wie ſie von dem leidenſchaftlichen Kampfe des Tages unzertrennlich zu 
ſein pflegen; vor einiger Zeit hat in dieſen Spalten ein ungariſcher Genoſſe 
bekannt, daß er die von Marx gegen Koſſuth gerichteten Angriffe eingehend 
nachgeprüft habe, und zwar mit einer gewiſſen Voreingenommenheit zugunſten 
Koſſuths, aber daß er ſchließlich zu dem Ergebnis gekommen ſei, Marx habe 
in allen dieſen Angriffen durchaus zutreffend geurteilt. Ein „Zurückgehen“ 
von der Kritik, die Marx an den Trägern der bürgerlichen Revolution und 
damit an dieſer ſelbſt geübt hat, iſt deshalb ein Unding. 

Allein wenn wir aus Marx und Engels erſehen, was die Koſſuth und 
Ledru⸗Rollin und Mazzini nicht geweſen ſind, ſo erfahren wir aus ihnen doch 
nicht, was ſie geweſen ſind; wir ſehen ſie nur da, wo ſie den Forderungen 
ihrer Zeit nicht gerecht geworden ſind, nicht aber da, wo ſie ihnen einen 
kräftigen Anſtoß gegeben haben. Und dieſe Seite gehört doch auch zu ihrem 
Bilde, ja fie gehört in erſter Reihe dazu, und es hieße allerdings ein Zerr⸗ 
bild dieſer Männer entwerfen, wenn man ſie heute, wo die Gegenſätze, in 
denen die Geiſter aufeinanderprallten, längſt der Geſchichte angehören, nur 
nach der Kritik von Marx und Engels ſchildern wollte. Damit würden wir 
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an den Worten unſerer Meiſter kleben bleiben und ihren Geiſt verleugnen, 
den Geiſt hiſtoriſchen Verſtändniſſes und damit auch hiſtoriſcher Gerechtigkeit. 

Dieſe Betrachtungen drängen ſich unwillkürlich auf, wenn man die Er⸗ 
innerungen Alexander Herzens lieſt, ein feſſelndes, ſpannendes Buch, das man 


nicht ohne ein Gefühl tiefer Sympathie mit dem Verfaſſer aus der Hand 
legt, und doch zugleich mit der klaren Erkenntnis, daß zwiſchen Herzen und 
Marx nichts möglich war, als politiſche Feindſchaft. Marx dachte über Herzen, 
was ſeine Frau einmal an Johann Philipp Becker ſchrieb: „Man kann all 
den Ruſſen nicht recht trauen; halten ſie's nicht mit Väterchen in Rußland, 
ſo halten ſie's oder werden gehalten von Herzens väterchen, was am Ende 


auf eins herauskommt. Gehopſt wie geſprungen.“ Als Liebknecht und Bebel 
im Jahre 1868 das „Demokratiſche Wochenblatt“ in Leipzig begründeten, be⸗ 
gann es mit überaus heftigen Angriffen auf Herzen, die nicht von Marx 
ſelbſt, aber doch aus ſeiner Umgebung herrührten. Von Herzens berühmter 
„Glocke“ wurde darin geſagt, ſie enthalte in ihren 245 Nummern nichts als 
landläufiges Kaffeehaus⸗, Weinſtuben⸗, Bierbankgeſchwätz von vorn bis hinten, 
das die Geſchichte abſchaffe, von Religion duſele, die Philoſophie im allgemeinen 
verkauderwelſche, die Ethik im beſonderen verballhorne und das „Machen“ in 


aus Unwiſſenheit und Scharlatanismus verfälſchten Landkommunismus als 
„ganz neue Idee“ hinſtelle. Und es wird dann erzählt, daß als der Char⸗ | 
tiſtenführer Ernſt Jones die Flüchtlinge aller Nationalitäten zu einem öffent⸗ 
lichen Meeting eingeladen habe, und darunter auch Herzen, Marx um Herzens 
willen ſich dem Meeting ferngehalten habe, obgleich er auf den Mauer⸗ 


plakaten als einer der Redner angezeigt geweſen ſei. | 

Es war die Zeit, wo Herzen in der „Glocke“ den Zaren Alexander als 
„Grund⸗ und Bodenzaren“, als „Zar⸗Befreier“, als „Zar⸗Sozialiſt“ verherrlichte, 
während Marx ſagte, die Leibeigenenemanzipation im Sinne der ruſſiſchen 
Regierung würde die Angriffskraft Rußlands ums Hundertfache ſteigern, denn 


ſie bezwecke einfach die Vollendung der Autokratie, durch Niederreißung der 
Schranken, die der große Autokrat bisher an den vielen kleinen, auf die Leib⸗ 
eigenſchaft geſtützten Autokraten des ruſſiſchen Adels gefunden habe, ſowie 
an den ſich ſelbſt verwaltenden bäuerlichen Gemeinweſen, deren materielle | 
Grundlage, das Gemeineigentum, durch die ſogenannte Emanzipation ver- 
nichtet werden ſolle. Überflüſſig zu ſagen, daß zwiſchen ſolchen Gegenſätzen 
keine Verſöhnung möglich, aber auch überflüſſig zu ſagen, wer von beiden im 


Rechte war. 


Und dennoch lieſt man die Erinnerungen Herzens mit einem Gefühl der 0 
Genugtuung, daß ſie ihm auch zu ſeinem hiſtoriſchen Rechte verhelfen werden. 
Er war das uneheliche Kind eines ruſſiſchen Fürſten und einer bürgerlichen 
Deutſchen, die ihre Verbindung nie legitimiert hatten. Jedoch ſein Vater ver⸗ 
hätſchelte ihn und machte ihn zum reichen Erben; er wurde ein Unzufriedener, 
aber nie ein Revolutionär. Er gehörte zu der gebildeten ruſſiſchen Jugend, 
die ſich in den dreißiger und vierziger Jahren an der weſteuropäiſchen Kultur 
zu berauſchen begann, an Hegel und Schiller, an St. Simon und Proudhon; 


„ich bin der Anſicht“, ſchreibt er einmal, „daß wer Hegels Phänomenologie 
des Geiſtes nicht erlebt und Proudhons Okonomiſche Widerſprüche nicht durch⸗ f 
dacht hat, wer nicht durch dieſes härtende und reinigende Feuer hindurch⸗ 
gegangen iſt, kein voller, ganzer, kein moderner Menſch iſt“. Aber das kommt 


bei Herzen nicht, wir ſagen keineswegs über die Phraſe, aber doch nicht 
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über die Stimmung hinaus; man ſucht in ſeinen Erinnerungen vergebens 
nach einem klaren Worte über Philoſophie oder Politik; weder mit ſeinem 
Denken noch mit ſeinem Handeln iſt es in irgend hervorragender Weiſe be— 
ſtellt, wohl aber mit ſeinem Dichten. Herzen iſt vor allem Poet, und ſo weiß 
er in dem erſten Bande feiner Erinnerungen lebendige Bilder aus dem niko— 
laitiſchen Rußland zu entwerfen. 
Selbſt ein wenig vom zariſchen Deſpotismus geſtriegelt, entſchloß er ſich 
im Jahre 1847 zur Auswanderung und kam gerade zurecht als Augen- und 
Ohrenzeuge der Revolutionen von 1848. Sie machten nicht ſowohl einen 
anderen Menſchen aus ihm, als daß ſie ſein wahres Weſen enthüllten. Man 
hat geſagt, daß er im Angeſicht der Revolution ſeinen revolutionären Glauben 
völlig eingebüßt hätte; tatſächlich wurde aber nur offenbar, daß er jedes 
revolutionären Denkens und Verſtehens unſähig war. Seine Träume zerrannen 
an der harten Wirklichkeit, und auf ihrem rauhen Boden irrte er ratlos umher. 
Eine „ſchreckliche Traurigkeit“, eine „unſägliche Müdigkeit“ wird der Grund- 
akkord ſeines Lebens; jede Spur von Kraft ſcheint in ihm erloſchen. Dazu 
kam häusliches Leid. Herwegh entführte ihm das geliebte Weib ſeiner Jugend; 
es kennzeichnet den Mann wie den Dichter, daß Herzen die reuig Heimkehrende 
mit neuen Bräutigamswonnen empfing, aber dieſe Wonnen in beredten, tief 
ergreifenden Worten zu ſchildern weiß, unter deren Eindruck dem Leſer die 
peinliche Situation ſchwer zum Bewußtſein kommt und dann als frivole 
Störung empfunden wird. | 
Politiſche Ausbeute iſt aus dem zweiten Bande der Erinnerungen jo wenig 
zu gewinnen wie aus dem erſten. In den revolutionären Kämpfen des euro⸗ 
päiſchen Weſtens iſt Herzen völlig ohne Stecken und Stab; höchſtens daß ihm 
die Ledru⸗Rollin, die Koſſuth, die Mazzini viel zu weit gehen; nur mit Gari⸗ 
baldi iſt er zufrieden, weil dieſer frühzeitig bereit war, mit der piemonteſiſchen 
Dynaſtie zu paktieren. Aber die Genrebilder, die Herzen hinwirft, die Por⸗ 
träts, die er zeichnet, atmen künſtleriſche Friſche, mag die dunkle Schwermut, 
die über ihnen liegt, auch allzu ſelten durch ein helleres Licht unterbrochen 
werden. Am beſten fahren noch die Italiener, dann die Franzoſen, darauf 
die Engländer; am ſchlechteſten kommen die Deutſchen davon. Herzen leidet. 
an demſelben fatalen Deutſchenhaß wie Leo Tolſtoi, deſſen deutſche Überſetzer 
freilich nach Möglichkeit dieſe unſchöne Seite bemänteln. Von der Roheit der 
Engländer meint Herzen, daß ſie wenigſtens auf der Höhe des Talentes oder 
einer ariſtokratiſchen Erziehung verſchwinde; „dagegen werden die größten 
Dichter Deutſchlands (mit Ausnahme von Schiller) klotzig, grob und vulgär“. 
Er bekommt es fertig zu ſchreiben: „Die Deutſchen im allgemeinen ſind Leute 
ohne Takt. Weder Goethe noch Hegel wußten ſich mit Würde zu bewegen.“ 
Die Typen der deutſchen Revolution erblickt Herzen in Heinzen und Struve, 
und ſelbſt fie ſchildert er nicht ohne Übertreibungen. Einen urgermaniſchen 
Recken hat er dann freilich entdeckt, über den er eine bei ihm ganz ungewöhn⸗ 
liche Fülle von Glanz ergießt: es iſt — Karl Vogt, der Reichsregent von 
1849 und der bonapartiſtiſche Hetzer von 1859. 
Die Erinnerungen Herzens brechen mit dem Jahre 1855 ab, alſo gerade 
in dem Augenblick, wo ſeine eigentliche hiſtoriſche Leiſtung begann, die 
Herausgabe der „Glocke“, die ihn für eine Reihe von Jahren zum einfluß⸗ 
reichſten ruſſiſchen Schriftſteller machte. Seine Erinnerungen enthalten aber 
ſchon alle die Elemente, die ſeine nunmehrige Tätigkeit erklärlich machen. Un- 


fähig, die revolutionäre Entwicklung des ziviliſierten Europa zu verſtehen, 


verwünſchte er den „verfaulten“ Weſten und ſetzte ſeine ganze Hoffnung auf 


das neue Rußland, das ihm nach dem Zuſammenbruch des nikolaitiſchen 


| 
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Deſpotismus durch den Krimkrieg zu entftehen ſchien. „Nicht eine Sorte 
von Geiſt gibt es: es gibt ihrer zwei. Der Geiſt der niedergehenden abend⸗ 


lichen Welt fällt nicht zuſammen mit dem Geiſte der aufſteigenden, der mor⸗ 


gigen Welt.“ Herzen feierte die Emanzipation der Bauern, durch die der 
„Zar-Befreier“ doch nur vollbrachte, was der gehaßte Deſpot Nikolaus ſeine 


lange Regierung hindurch vorbereitet hatte; er ſah in der ruſſiſchen Land⸗ 


gemeinde eine Quelle unerſchöpflicher Kraft, die doch gerade durch die zariſche 


Emanzipation der Bauern verſchüttet wurde. 


Die „Glocke“ läutete das Begräbnis einer dreißigjährigen Korruptions⸗ 


wirtſchaft, aber deshalb noch keinen neuen Freiheitsmorgen ein. In manchem 


erinnert Herzen an die altpreußiſchen Demokraten, etwa an Franz Ziegler, 
dem der Poet auch mit dem Politiker durchging, dem die preußiſche Bauern⸗ 
emanzipation nach 1806 immer das höchſte Ideal war, obgleich fie tatſächlich 
die verrottete Deſpoten⸗ und Junkerwirtſchaft nur auf feſteren Boden ſtellte, 


dem die heranſchreitende Revolution nur die Sorge um die Disziplin des 
Heeres oder die Fahnen des Landes erweckte. Nur für die kurze Übergangs⸗ 
zeit weniger Jahre konnte die „Glocke“ den ungeheuren Einfluß behaupten, 


den ſie in Rußland gewonnen hatte; ſie ſchwand ſpurlos dahin — und es 


war noch der ehrenvollſte Tod, den ſie finden konnte —, als Herzen im 
polniſchen Aufſtande von 1863 die Partei der Aufſtändiſchen ergriff. 


So wenig, wie von der „Glocke“, wird in Herzens Erinnerungen von 


Malvida v. Meyſenbug geſprochen, die in den fünfziger Jahren des vorigen 
Jahrhunderts als ſeine Hausgenoſſin die Erziehung ſeiner Kinder leitete. In 
den „Memoiren einer Idealiſtin“ hat ſie dies Zuſammenleben geſchildert, 
auch ſie mehr eine künſtleriſche, als eine politiſche Natur, trotz aller demo⸗ 


kratiſchen Geſinnung, die ihr Familie und Vaterland gekoſtet hatten, ſo 


daß ſie in dem Politiker Herzen einen ſtarren Prinzipienmann erblickte, aber 


ſonſt mit dem feinen und ſicheren Inſtinkt des kräftigen Weibes, mit dem 


verſchwiegenen Reiz ſtiller Herzenskämpfe, die in der müden Reſignation des 
Mannes ein trübes Ende fanden. Damals hat Malvida v. Meyſenbug auch 
ſchon einen Teil von Herzens Erinnerungen in deutſcher Sprache herausgegeben, 
ein Buch, das Nietzſche ſeinen Freunden als „höchſt lehrreich und ſchrecklich“ 


empfahl, was am Ende auch zur literariſchen Signatur dieſer Denkwürdig⸗ | 


keiten gehört. 

Im Jahre 1870 iſt Herzen geſtorben. Sein letztes Wort war: „Die fran⸗ 
zöſiſche Revolution hat genug Bildſäulen, Gemälde und Denkmäler der Kultur 
enthauptet. Es ſteht uns nicht an, den Bilderſtürmer zu ſpielen. Das habe 


ich ſo lebendig gefühlt, als ich einſt mit ſtummer Wehmut und faſt mit einer | 
Art Schamgefühl vor einem Kuſtos ſtand, der mit dem Finger auf eine leere 
Wand, eine zerſchlagene Bildſäule, einen zertrümmerten Sarg wies und immer 


dieſelben Worte wiederholte: das alles geſchah während der Revolution.“ So 


hat das dichteriſche Bild dieſen politiſchen Kämpfer bis zum letzten Atemzuge | 


geäfft. 


Aber es ift doch auch wieder der Dichter in Herzen, der ſein Leben ver⸗ 


klärt, und alle Rätſel dieſes Lebens löſen ſich in den Worten eines deutſchen 
Dichters, einer ihm verwandten Natur: f 
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Woher der düſtre Unmut unſrer Zeit, 

Der Groll, die Eile, die Zerriſſenheit? 

Das Sterben in der Dämmerung iſt ſchuld 
An dieſer freudenarmen Ungeduld; 

Herb iſt's, das lang erſehnte Licht nicht ſchauen, 

Zu Grabe gehn in ſeinem Morgengrauen, 

Und müſſen wir vor Tag zu Aſche ſinken 

Mit heißen Wünſchen, unvergoltnen Qualen, 

So wird doch in der Freiheit goldnen Strahlen 

Erinnerung an uns als Träne blinken. 


die Entwicklung des Weltalls. 


Don Anton Pannekoek. 


1. Erde und welt. 

Wie iſt die Welt entſtanden? Wird ſie ewig beſtehen oder wird ſie ſchließlich 
untergehen? Dieſe Fragen haben ſich von jeher den Menſchen aufgedrängt, 
ſeitdem der Kampf ums nackte Leben nicht mehr ihre ganze Aufmerkſamkeit 
beanſpruchte. Sobald die Befriedigung der elementarſten Lebensbedürfniſſe 
den menſchlichen Geiſt von dem Drucke der materiellen Not befreite, wandte 
er ſich ſofort den allgemeinſten, tiefſten und umfaſſendſten Fragen zu. 

Dies erſcheint auf den erſten Blick ſeltſam, iſt es jedoch nicht. Denn 


das Allgemeine drängt ſich immer zuerſt dem Geiſte auf, und nur eine lange 


Erfahrung konnte den Menſchen lehren, daß die Antwort auf ſolche allgemeine 
Fragen nur möglich ſei auf dem Wege der geduldigen, mühſamen Einzelforſchungen, 
wobei eine endgültige vollkommene Löſung nie erreicht wird, aber jede Unter⸗ 
ſuchung die Einſicht vergrößert und eine gründlichere Antwort ermöglicht. 
Schon in den älteſten Zeiten, als die Menſchen ſich eben aus ihren halb— 
tieriſchen Anfängen emporrangen, als ihr Geiſt ſich allmählich aus dumpfer 
Dämmerung zu klarem Bewußtſein erhob, beſchäftigten ſich ihre Gedanken mit 
Weltſchöpfung und dem Weltuntergang. Die Menſchen bauten mit dem 
Material, über das ſie zunächſt verfügen konnten, mit ihren rohen Erfahrungen 
über die ſie umgebende Welt; ihre theoretiſchen Auffaſſungen, wie ſie ſich in 
ihren dichteriſch⸗religiöſen Mythen ſpiegeln, konnten deshalb nur mangelhaft 
ſein. Alles, was ſie um ſich herum ſahen, hatte Anfang und Ende; die Pflanzen 
und Tiere ſahen ſie entſtehen, wachſen und ſterben; die Bäume, die aus kleinen 
Sproſſen emporgewachſen waren, brannten ſie vielleicht ſelbſt nieder, und nur 
ein kleines Häufchen Aſche blieb übrig. Kein Wunder alſo, daß man von 
allem annahm, auch wo man nicht ſelbſt prüfen konnte, daß es Anfang und 
Ende habe; in jenen Mythen finden wir die Auffaſſungen über die Schöpfung 


der Welt und ihren Untergang erhalten, je nach den beſonderen Lebensverhält⸗ 


niſſen der verſchiedenen primitiven Völker. Bei ihnen wird zwiſchen Erde 
und Welt noch kaum ein Unterſchied gemacht; höchſtens werden Erde und 


Himmel einander als die beiden Hälften der Welt gegenüber geſtellt; Anfang 


— oder Ende — der Erde und der Welt fallen völlig zuſammen. „Im An⸗ 
fang ſchuf Gott Himmel und Erde“, ſagt ganz einfach die jüdiſche Erzählung 
von der Schöpfung, die bei uns am bekannteſten geworden iſt. a 
Die Entwicklung der Wiſſenſchaft hat dieſe kindlichen Auffaſſungen aus 
dem Grunde umgewälzt und die Menſchen beſſer belehrt über ihre Stellung 
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im Weltall. Obgleich ſchon im alten Griechenland einzelne ſcharfſinnige Denker 
ſich über die allgemein herrſchenden Anſichten zu erheben wußten, ſo drangen 
die neuen Auffaſſungen doch erſt ſeit dem Aufblühen der Naturwiſſenſchaften 
im ſechzehnten und ſiebzehnten Jahrhundert durch, wenn nicht in der ganzen 
herrſchenden und gebildeten Klaſſe, ſo doch bei ihren wiſſenſchaftlichen Ver⸗ 
tretern. Dieſe Wiſſenſchaften, die am Ausgang des Mittelalters mit dem Auf⸗ 
ſchwung der Warenproduktion einen neuen Aufſchwung nahmen, befaßten ſich 
zunächſt faſt ausſchließlich mit der Aſtronomie. Zum Teil deshalb, weil das 
erwachende Geiſtesleben des weſtlichen Europa ſich an den Schriften des 
klaſſiſchen Altertums einen Leitfaden ſuchen mußte und das Altertum nur auf 
dem Gebiet der Aſtronomie und Mathematik wertvolle Ergebniſſe in der Ge⸗ 
ſtalt wiſſenſchaftlicher Syſteme überliefert hatte. Zum Teil aber auch, weil 
der Handel und die Schiffahrt nach Indien und Amerika, die Hauptquellen 
der Kapitalakkumulation, eine genaue Sternkunde erforderten. Die Eröffnung 
der ganzen Erdoberfläche, die Umſegelungen, die ihre Kugelgeſtalt dartaten, 
die neuen Sternbilder, die man im Süden erblickte, riefen überall ein reges 
Intereſſe für alle aſtronomiſchen Fragen hervor. Erſt als ſich aus den auf⸗ 
gehäuften Kapitalien die Manufaktur entwickelt hatte, machten die Bedürfniſſe 
der induſtriellen Technik im ſiebzehnten Jahrhundert die Mechanik und die Phyſik 
zu Gegenſtänden wiſſenſchaftlicher Forſchung. Eingeleitet wurde die raſche, nun 
ſchon 400 Jahre andauernde und immer aufwärts ſteigende Bewegung der 
Naturwiſſenſchaften durch eine Umwälzung in den Grundlagen der Aſtronomie. 

Kopernikus lehrte, daß die Sonne ſich in einem Kreiſe um die Erde be⸗ 
wege, wobei ſie jedesmal in einem Jahre wieder zu ihrer alten Stelle zurück⸗ 


kehre. Die Erde iſt nicht nur von dem Lichte und der Wärme der Sonne ı 


abhängig, ſondern fie ift auch an Bedeutung und Größe im Vergleich zur 
Sonne ein Körper zweiten Ranges. Jene ſeltſamen, hell leuchtenden Sterne, 
die wegen ihrer ſonderbar launenhaften Wanderungen zwiſchen den anderen 
Sternen hindurch den Namen Wanderſterne, Planeten erhalten haben, be⸗ 
wegen ſich auch in Kreiſen um die Sonne herum; ſie ſind von derſelben Be⸗ 
ſchaffenheit wie die Erde, ſie ſind auch dunkel und empfangen ihr Licht von 
der Sonne; kurz, ſie ſind Erdkugeln, und die Erde iſt ein Planet. In dieſem 
Sonnenſyſtem, in dieſer Weltenfamilie, wo die Sonne als Mutter, als 


Herrſcherin, als Licht⸗ und Wärmeſpenderin in der Mitte thront, und die 


Planeten, als ihre Kinder, jeder in ſeiner eigenen Bahn und Umlaufszeit um 
ſie herumkreiſen, nimmt die Erde weder durch ihre Größe noch durch ihre Lage 
irgend eine beſondere Stellung ein. f 

Dieſe neue Auffaſſung kehrte die Anſichten der Menſchen über ihre eigene 
Stellung im Weltall völlig um. Wo blieb jetzt das alte Selbſtbewußtſein, 
das den Himmel nur als Gegenſtück zur Erde betrachtete, beſtimmt nur für 
den Nutzen der Menſchen: die Sonne, um ihnen Licht und Wärme zu ſpenden, 
den Mond und die Sterne, um ihre Nächte zu erheitern und den irrenden 


Reiſenden den Weg zu zeigen? Als dann, wenig als ein Jahrhundert ſpäter, 


das neu entdeckte Fernrohr die Planeten als wirkliche Weltkugeln aufwies, 
mit Flecken, die anſcheinend Wolken, Länder und Meere darſtellten, entſtand 
die Frage, ob nicht auch dieſe Welten, gerade ſo wie die Erde, von lebendigen 
und denkenden Weſen bewohnt ſeien. Zu welchem Zwecke wären ſie ſonſt da? 
Weshalb ſollte gerade die Erde die einzige von vernünftigen Weſen bewohnte 
Weltkugel ſein? es 
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Der Unterſchied zwiſchen der großen Welt und der kleinen Erde wuchs. 


noch, als am Ende des achtzehnten Jahrhunderts William Herſchel die 


ſyſtematiſche Erforſchung der Sternenwelt anbahnte. Da erkannte man in. 
den kleinen leuchtenden Sternpunkten andere Sonnen, von uns und von⸗ 


einander durch Strecken entfernt, die die Größe des ganzen Sonnenſyſtems 
tauſendfach, ſogar millionenfach übertreffen. Was war jetzt dieſe mächtige, 


rieſengroße Sonne, die alle anderen Weltkörper durch ihren Glanz unſichtbar 


macht? Nur einer der Millionen Sterne und nicht einmal einer der größeren. 
Was war das Sonnenſyſtem? Ein unbedeutendes Häufchen von Weltkörperchen 


in irgend einer Ecke des Weltalls. Was war die Erde? Ein unbedeutendes. 
Atom dieſes Häufchens. Was bedeutete jetzt die Schöpfung der Erde? Nicht 
mehr, als daß ein Sandkorn einem Berge hinzugefügt wurde. Was würde 
der Untergang der Erde bedeuten? Gar nichts, denn das Weltall würde da⸗ 
durch weder ärmer noch kleiner werden. 


Zunächſt mußte dieſe neue Erkenntnis ängſtigend wirken. Denn mag die 
Erde noch ſo unbedeutend ſein, ſo iſt ſie doch immer unſer Wohnſitz; unſer 


Schickſal iſt mit dem ihrigen untrennbar verknüpft. Iſt ſie im Weltall ein 
ſo gleichgültiges Ding, wie leicht konnte ihr dann nicht durch irgend einen, für 
die ganze Weltentwicklung bedeutungsloſen Zufall etwas zuſtoßen, womit die 


ganze ſogenannte Weltgeſchichte auf einmal ihr Ende erreicht hätte? Vor 
kleinen Zufälligkeiten ſchützt die allgemeine Welteinrichtung nicht, mag fie auch 


noch ſo dauerhaft und geſetzmäßig ſein. Wer könnte mit Sicherheit behaupten, 


daß die Erde in dieſem Durcheinander von drehenden, herumfliegenden, ein— 


ander anziehenden Körpern, ein Spielball blinder Kräfte, niemals gegen einen 


anderen Weltkörper anprallen und mit allem, was auf ihr lebt, untergehen 


wird? Könnten nicht die Planeten durch ihre gegenſeitige Anziehung ihre 
Bahnen ſo ſtark ändern, daß ſie ſchließlich einander entgegen oder in die 


Sonne hinabſtürzen? Könnte nicht die Erde mit irgend einem der Tauſende 
herumſchweifenden Kometen aneinander rennen, könnte nicht ſo alles Lebendige 
auf Erden vernichtet werden, wie der Wetterprophet Falb für das Jahr 1899 
prophezeite? . 

Oder könnte ſchließlich nicht ein entfernter Stern in unſer Sonnenſyſtem 
hineinſauſen und alles durcheinander bringen, wie es der Engländer Wells: 
in einer ſeiner phantaſtiſchen Erzählungen beſchreibt? 

Über ſolche Möglichkeiten, die bisweilen die Aufmerkſamkeit weiter Kreiſe 
in Geſtalt lächerlicher Zeitungspaniken erregten, haben wiſſenſchaftliche Unter⸗ 


ſuchungen beruhigt. Die Stabilität der im Sonnenſyſtem herrſchenden Ord— 


nung iſt, ſoweit es ſich um die gegenſeitige Anziehung der Planeten handelt, 
wenn auch nicht ganz ſchlüſſig, ſo doch mit einer an Gewißheit grenzenden 
Wahrſcheinlichkeit bewieſen worden. Die Kometenfurcht hat ſich mit den 
Kometen ſelbſt in Dunſt aufgelöſt, ſeitdem man weiß, daß die Kometen nur 
aus äußerſt dünnen Anhäufungen iſolierter kleiner Körperchen beſtehen; von 
einer Begegnung mit einem Kometen wird die Erde ſo wenig geſchädigt werden, 
wie eine Kanonenkugel, die durch einen Mückenſchwarm ſauſt. Und was end- 
lich die Begegnung mit einem anderen Stern betrifft, ſo dürfen wir uns auch 


mit der großen Wahrſcheinlichkeit abfinden, daß es für abſehbare Zeit keine 


Gefahr dieſer Art gibt: die Entfernungen der Sterne im Weltall find jo un- 
geheuer, daß die Sterne trotz ihres raſenden Dahinfliegens Millionen von 
Jahre gebrauchen, um ſie zurückzulegen. 
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Von ſolchen Unglücksfällen alſo, die dem Erdenleben ein jähes und vor⸗ 
zeitiges Ende bereiten können, können wir abſehen; wir brauchen nur die 
normalen Vorgänge zu beobachten, die ſich im Leben unſeres Planeten ab⸗ 
ſpielen. Hier haben die Errungenſchaften der aſtronomiſchen Wiſſenſchaft die 
Frage vollkommen umgeſtellt. Die Geſchichte des beſonderen Planeten, der 
dem menſchlichen Geſchlechte zum Wohnſitz dient, erregt zwar unſer beſonderes 
Intereſſe, aber ſie iſt nur ein Spezialfall allgemeiner Vorgänge, die ſich im 
Weltall abſpielen. Die beſonderen Unterſuchungen über die Fragen, die unſere 
Erde betreffen, haben immer eine allgemeine Bedeutung für die Weltkörper 
überhaupt, laufen immer auf allgemeine Theorien über Werden und Vergehen | 
im Weltall hinaus. Die Frage, die ſchon die früheſten Geſchlechter der Menſchen 
in ihrer naiven Weiſe zu beantworten ſuchten, die Frage der Weltſchöpfung 
und des Weltuntergangs, hat für uns wiſſenſchaftliche Geſtalt angenommen | 
in der Lehre von der Entwicklung im Weltall. | 


vom bildungsausſchuß. 


Eine Klaſſikerbibliothek für Arbeiter. Vor einiger Zeit hat die Genoſſin | 
Zetkin in der „Gleichheit“ darauf hingewieſen, wie wünſchenswert und ſelbſt not⸗ 
wendig es ſei, die Schätze der deutſchen Literatur der Arbeiterklaſſe zugänglich zu | 
machen, in populären Ausgaben und mit hiſtoriſch erläuternden Einleitungen. Sie 
hat damit von neuem bewieſen, ein wie feines Empfinden ſie für die Bedürfniſſe 
der — um das mißverſtändliche und viel mißbrauchte Wort doch einmal an⸗ 
zuwenden — „Volksſeele“ hat, denn wenn wir recht unterrichtet ſind, beabſichtigt 
man an mehr als einer Stelle der Partei die Sache praktiſch anzufaſſen. Es ſcheint 
uns deshalb ratſam, anzuregen, ob hier nicht der Bildungsausſchuß eine Aufgabe 
zu löſen hat, und die Bedingungen, unter denen ſie gelöſt werden kann, zunächſt 

| 
| 


einmal zur Erörterung in der Parteipreſſe zu ſtellen. Denn fo ganz einfach liegt 
die Sache nicht, und ſie will nach den verſchiedenſten Richtungen hin überlegt ſein, 
wenn ſie nicht von vornherein in ein falſches Geleiſe geraten ſoll. Be. 

Was zunächſt die Bedürfnisfrage anbetrifft, ſo bedarf fie infofern keines Kopf⸗ 
zerbrechens, als darüber ja völlige Einſtimmigkeit innerhalb der Partei herrſchen 
wird, daß es ein aufs innigſte zu wünſchendes Ziel wäre, die deutſchen Klaſſiker 
zu einem geiſtigen Gemeingut der Arbeiterklaſſe zu machen. Aber nach einer anderen | 
Seite hin kann die Bedürfnisfrage allerdings verneint werden. Die Hauptwerke 
unſerer Klaſſiker — und mehr könnte auch die geplante Arbeiterbibliothek nicht 
geben — ſind durch Reclam, Hendel, Heſſe und andere bürgerliche Verlagsbuch⸗ 
handlungen ſelbſt den beſcheidenen Mitteln der Arbeiterklaſſe zugänglich geworden, N 
und ſo ſcheint es ein unnützer Aufwand zu ſein, wenn ſie nun auch noch von 
Partei wegen herausgegeben werden ſollen. | | 

Allein hierbei iſt zu erwägen, daß nicht nur die Goethe und Schiller, ſondern | 
auch die Heine und Platen unter hiſtoriſchen Vorausſetzungen geſchrieben haben, | 
die ſich von den hiſtoriſchen Vorausſetzungen, unter denen die heutigen Arbeiter zu 
denken und zu leben gewohnt ſind, grundtief unterſcheiden. Die Welt hat ſich ſeit⸗ 
dem vollſtändig umgewälzt, und ein richtiges Verſtändnis unſerer Klaſſiker iſt nicht 
mehr möglich, wenn man ſich nicht klar geworden iſt über die hiſtoriſchen Bedin⸗ 
gungen, unter denen ſie gelebt und geſchafft haben. 1 

Dies Verſtändnis iſt aber ſchlechterdings nicht aus der bürgerlichen Literatur 
zu gewinnen. Im Gegenteil! Nirgends iſt die tendenziöſe Geſchichtsklitterung der 
Bourgeoiſie jo arg, wie gerade auf literariſchem Gebiet, viel ärger noch als auf 
ökonomiſchem und politiſchem Gebiet, wo immerhin ſo blöde und plumpe Fäl⸗ 
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ſchungen nicht mehr vorkommen, wie die Behauptung, die das A und O jeder 
bürgerlichen Literaturgeſchichte bildet, daß nämlich unſere klaſſiſche Literatur ſich 
an den „Heldentaten“ jener Söldner entzündet habe, die der alte Fritz für ſeine 
Raubkriege zuſammenprügelte. Allerdings hat der großherzoglich ſächſiſche Ge⸗ 
heimderat Johann Wolfgang v. Goethe in ſeinen greiſenhaften Tagen, wo er „Ihro 
der Kaiſerin von Oſterreich Majeſtät“ und ähnlichen Perſonagen untertänige Ge⸗ 
dichte widmete, einen Satz diktiert — wenn auch nur, um ihn alsbald zu wider⸗ 
rufen —, der ſich ähnlich deuten läßt, aber eben dies Herumpochen auf einer bei⸗ 
läufigen Außerung Goethes, die ſich im Zuſammenhange ſeiner Ausführungen von 
ſelbſt auflöſt, iſt nur ein Beweis mehr dafür, wie unſere Klaſſiker von der bürger⸗ 
lichen Literaturgeſchichte für die Augenblicksintereſſen der Bourgeoiſie verſchandelt 
werden. 

Selbſtverſtändlich darf eine Klaſſikerbibliothek für Arbeiter nicht in denſelben 
Fehler verfallen. Wir geben bereitwillig zu, daß es für uns leichter iſt, tugend⸗ 
haft zu fein, denn der proletariſche Klaſſenkampf der Gegenwart hat nicht das ge⸗ 

ringſte Bedürfnis, durch die Autorität unſerer Klaſſiker geweiht zu werden, während 
die bürgerliche Klaſſe aus zwingenden Gründen ſich an dem unmöglichen Nachweis 
abquälen muß, daß ihre Schacherpolitik von heute die großen Namen ihrer Ver⸗ 
gangenheit nicht verleugne. Gewiß hat die eindringende Beſchäftigung mit der 
klaſſiſchen Literatur auch für die Arbeiter den Zweck, ſie fähiger und geſchickter für 
den Kampf ihrer Klaſſe zu machen, aber für dieſen Zweck braucht ſie auf nichts zu 
achten als auf äſthetiſchen Wert und auf hiſtoriſche Wahrheit. Der eine und die 
andere würde — um ein Beiſpiel anzuführen — etwa gegen die Aufnahme der 
Wanderjahre in eine ſolche Arbeiterbibliothek ſprechen, um Goethes „Sozialismus“ 
zu beweiſen, denn äſthetiſch ſind die Wanderjahre ein durchaus minderwertiges 
Produkt, verglichen wenigſtens mit anderen Werken Goethes, und was man ihren 
„Sozialismus“ nennen mag, ſteht in keinem Zuſammenhange mit dem, was wir 
heute ſo nennen. 
Aber die Auswahl! Je nun, den ganzen Goethe, den ganzen Schiller, ge— 
ſchweige den ganzen Kant oder den ganzen Fichte lieſt heute auch der „ge 
bildetſte“ Bourgeois nicht mehr. Mit dieſer Heuchelei bleibe man doch lieber gleich 
zu Hauſe. Im übrigen genügt uns als leitender Geſichtspunkt die äſthetiſche und 
ſhiſtoriſche Bedeutung. Schillers Räuber gehören hinein, aber nicht Schillers 
Braut von Meſſina: die Räuber ſind ein Stück hiſtoriſchen Lebens und bewähren 
ihre unverwüſtliche Kraft noch heute, ſogar auf den koſtſpieligſten Luxusbühnen der 
Bourgeoiſie; die Braut von Meſſina war von vornherein ein ſchulmäßiges Produkt, 
das hiſtoriſches Leben höchſtens inſofern gehabt hat, als es auf den toten Strang 
der Schickſalstragödie führte. g 
Doch es ſei geſtattet, hier ein Programm einer Klaſſikerbibliothek in großen 
Umriſſen zu entwerfen, natürlich ein ganz unverbindliches Programm, das ſeinen 
Zweck, eine Grundlage der Diskuſſion zu bieten, auch dann erfüllt haben würde, 
wenn es ſich in jedem Punkte als verfehlt erweiſen ſollte. 
Ign erſter Reihe würde es ſich um Leſſing, Goethe und Schiller handeln. Bei 
Leſſing ſtänden zur Wahl die drei Dramen (Minna, Emilia, Nathan), von Proſa⸗ 
ſchriften die Abhandlung: Wie die Alten den Tod gebildet, die ſieben letzten, für 
ſich verſtändlichen der Antiquariſchen Briefe, die das prächtigſte Bild des Kämpfers 
Leſſing geben, die Stücke der Hamburgiſchen Dramaturgie, die mit der höfiſchen 
Dramatik der Franzoſen abrechnen, von den theologiſchen Schriften vielleicht: Über 
den Beweis des Geiſtes und der Kraft, Das Evangelium Johannis, die Parabel, auf 
keinen Fall aber die Anti⸗Goezes. Dieſe Streitſchriften in den Mittelpunkt von 
Leſſings theologiſchen Kämpfen zu ſtellen, gehört auch zu den Fälſchungen der 
bürgerlichen Literaturgeſchichte; ſie tut ſo, als habe Leſſing kein höheres Ziel gehabt, 
als einen armſeligen Orthodoxen zu erſchlagen, während er tatſächlich der faulen 
und feigen Aufklärung den Krieg machte, die heute noch fo wie damals auf reli— 
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giöſem, aber daneben nicht minder auf politiſchem oder religiöſem Gebiet graſſiert. 
Da alle theologiſch-philoſophiſchen Schriften Leſſings in eine Arbeiterbibliothek nicht 
aufgenommen werden können, ſo müſſen auch die Anti⸗Goezes fortbleiben, weil ſie, 
iſoliert, ein falſches Bild von Leſſings letzten Lebenskämpfen geben. Als Muſter⸗ 
ſtücke Leſſingiſcher Polemik ſtehen ſie übrigens auch den ſieben letzten der Antiqua⸗ 
riſchen Briefe nach, obgleich oder gerade weil ſie ihnen überlegen ſein mögen an 
virtuoſem Spiel des Witzes, der doch nicht völlig darüber hinweghilft, daß Leſſing 
hier ſozuſagen mit gebrochener Front kämpft gegen einen Flankenangriff, der on 
von ſeinem eigentlichen Vorſtoß ablenkte. 

Wir haben bei dieſem Punkte etwas länger verweilt wegen ſeiner prinzipiellen 
Bedeutung, müſſen uns nunmehr aber ſummariſcher faſſen. Von Goethe würden 
in eine Klaſſikerbibliothek für Arbeiter die ſechs oder ſieben Sachen gehören, mit 
denen Bismarck eine gute Weile auf einer einſamen Inſel aushalten wollte: Lyrik, 
Götz, Werther, auch Egmont, Hermann und Dorothea, vor allem Fauſt, wenn auch 
nur der Tragödie Erſter Teil. Von Schiller die vier Dramen, die ſeine geniale 
Kraft oder ſeine künſtleriſche Meiſterſchaft am vollendetſten zeigen (Räuber, Kabale 
und Liebe, Wallenſtein, Tell), dann Balladen und Epigramme mit Auswahl, nicht 
zu vergeſſen die philoſophiſchen Gedichte, die doch einzig in unſerer Literatur 
ſtehen, bei ſachgemäßer Erläuterung, wie Albert Lange in ſeinem Kommentar ge⸗ 
zeigt hat, gar nicht ſo ſchwer zu verſtehen ſind und den Arbeitern eine gute Ein⸗ 
führung in die Philoſophie bieten; von Proſaſchriften die Briefe über die äſthe⸗ 
tiſche Erziehung, die gewiſſermaßen den Schlüſſel zum Verſtändnis der lb | 
Literatur liefern. 

Von den Klaſſikern, die herkömmlicherweiſe mit Leſſing, Goethe und Schiller 
genannt zu werden pflegen, mag dann das Wort Treitſchkes gelten: „Wer Goethe 
und Schiller kennt, hat das Unſterbliche der Werke Herders und Wielands genoſſen.“ 
Klopſtocks Oden gehören freilich zum Teil noch zu unſerem friſchen Beſitz (Der 
Züricher See, Die Gräber von Ottenſen und andere); ſie ließen ſich mit den beſten 
Sachen von Hölty, Claudius, Voß, den Stolbergs zu einem Sammelband ver⸗ 
binden. Von Herder könnten wohl nur die Stimmen der Völker in Frage kommen; 
ſeine proſaiſchen Werke, ſo ſehr ſie das deutſche Geiſtesleben beeinflußt haben, in 
ſeinen entſcheidenden Strömungen viel mehr als die Werke Kants, ſcheiden aus. 
Viel leichter verzichtet man auf Wieland. An ſeine Stelle muß dann Bürger trete 
der den heutigen Arbeitern viel zu wenig bekannt iſt und trotz Schillers frag 
würdiger Kritik ein großer Volksdichter bleibt. 

Verhältnismäßig leicht löſt ſich die Frage bei Kant und Fichte, wo ſie beſonders 
ſchwer zu ſein ſcheint. Von ſeiner Erkenntnistheorie und ſeiner Ethik, wenn auch 
nicht von feiner Aſthetik, hat Kant ſelbſt populäre Darſtellungen gegeben, in den 
Prolegomenen und der Metaphyſik der Sitten, dazu die Schrift über den ewigen 
Frieden und die andere Schrift über die Macht des Gemüts uſw.: ſo läßt ſich Kant 
wohl ohne große Schwierigkeit auch den Arbeitern verſtändlich machen, womit ſein 
Andenken aus der peinlichen Lage kommt, unabſichtlich unterſchätzt zu werden, weil 
er abſichtlich überſchätzt werden ſoll. Bei Fichte genügen der Geſchloſſene Handels⸗ 
ſtaat und die Reden an die deutſche Nation, um ein Bild des herrlichen Mannes 
zu geben. Erſt bei Hegel und den Junghegelianern (Strauß, Bruno Bauer, Feuer⸗ 
bach) beginnen die Schwierigkeiten, doch finden dieſe Männer — für unſere Zwecke 
ihren Platz in der Vorgeſchichte des wiſſenſchaftlichen Sozialismus beſſer als in der * 
ee der deutſchen Literatur. 0 

Bei den Romantikern tritt natürlich Heinrich v. Kleiſt in erſte Reihe (Käthchen, 
Zerbrochener Krug, Hermannsſchlacht, Prinz von Homburg, von den Novellen Michael 
Kohlhaas). Daneben des Knaben Wunderhorn, mit Auswahl, die ſchon Goethe ver 
langt hat, indem er die Herausgeber Arnim und Brentano ermahnte, „ihr poetiſches 
Archiv rein, ſtreng und ordentlich zu halten“, „ſich vor dem Singſang der Minne⸗ 
fänger, vor der bänkelſängeriſchen Gemeinheit und vor der Plattheit der Mei 
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inger, ſowie vor allem Pfäffiſchen und Pedantiſchen höchlichſt zu hüten“. Ebenſo⸗ 
venig unantaſtbar ſind die Märchen der Brüder Grimm, in denen es manch⸗ 
nal wie in mittelalterlichen Folterkammern ausſchaut, doch gehört dieſe Frage, in 
der ſich früher auch in Arbeiterblättern manchmal eine verſtiegene Aſthetik breit 
nachte, mehr ins Gebiet der Jugendliteratur, mit der wir es hier nicht eigentlich 
u tun haben. 
Sonſt bietet die Romantik den Stoff zu einigen Sammelbänden, Lyrik und 
Novelle: Arnim, Brentano, Eichendorff, auch Tieck und E. T. A. Hoffmann mit ein⸗ 
ſelnen Sachen, wie dem Meiſter Martin und dem Fräulein von Seudery. Uhland 
gehört mehr mit den Schwaben zuſammen; Goethes ablehnendes Urteil über ihn 
hat doch mehr und mehr die Beſtätigung der Nachwelt gefunden. Dagegen ſteht 
Mörike noch auf der Höhe, allein er wird nicht ſechzig Jahre brauchen, hinab- 
ugleiten, wie er ſie gebraucht hat, hinaufgeſchleppt zu werden, denn ſchon im Jahre 
845 ſpottete Prutz darüber: 

Daß uns gedruckt ein Schwabe bewies, Herwegh ſei bloße Rhetorik, 

Doch Mörike, ja! das ſei noch ein Mann, ein Poet von dem erſten Kaliber. 


Einen Sammelband verdienen die Schwaben gleichwohl, wenn ſie ſich auch nicht 
mtfernt meſſen können mit den Modernen. 

Unter dieſen ſind Platen und Heine die Chorführer. Platen verſchwindet mehr 
imd mehr neben Heine, ja er iſt nahezu ſchon vergeſſen, während Heine die Geiſter 
n Haß und Liebe teilt, als lebte er noch unter uns. Auf der anderen Seite iſt 
Blaten aber der Vater der politiſchen Lyrik, mit einer Schar glänzender Talente, 
Heine dagegen der Vater des Jungen Deutſchlands, das künſtleriſch mit einer ſeltenen 
Anfruchtbarfeit geſchlagen war. Es ſcheidet an dieſer Stelle gänzlich aus, um fo 
nehr aber tritt Heine ſelbſt in den Vordergrund. Freilich ſtellt ſich die Aufgabe, 
hie zu löſen iſt, bei ihm vielleicht ſchwieriger als bei jedem anderen, aber ſie wird 
heshalb nur um ſo dringlicher. Seine Lyrik muß ſchließlich in ebenſo reicher Aus⸗ 
vahl mitgeteilt werden wie die Lyrik Goethes; nicht als ob nicht manches in den 
zebesliedern veraltet wäre, aber Heine hat feine Gedichtbände ſelbſt, namentlich 
das Buch der Liebe und der Romancero, als Kunſtwerke im ganzen und in allen 
Sinzelheiten jo fein komponiert, daß es ſchwer iſt, mit täppifcher Hand hinein⸗ 
greifen. Eher läßt ſich aus ſeinen Proſaſchriften eine Auswahl treffen; man kennt 
ie Reiſebilder, wenn man die Harzreiſe und das Buch Le Grand kennt; auch die 
Franzöſiſchen Zuſtände, die Briefe aus England und über Polen, manches andere 
roch iſt mit Recht vergeſſen. Dagegen gehören die Schriften über Börne und gegen 
Menzel zum ganzen Heine und namentlich die genialen Skizzen zur Geſchichte der 
Religion und Philoſophie in Deutſchland und zur Geſchichte der deutſchen Romantik. 
Am ſchwierigſten von allem jedoch wird es fein, ein hiſtoriſches Bild Heines zu 
mimerfen; was dazu an Vorarbeiten exiſtiert, hemmt viel eher, als daß es fördert. 

Umgekehrt iſt Platen und die politiſche Lyrik, die ſich an ihn ſchließt, Herwegh, 
dingelſtedt, Prutz, Freiligrath, nur als geſamte Erſcheinung in einigen Sammel- 
händen zu behandeln. Selbſt Freiligrath, der Eigentümlichſte und Knorrigſte von 
hnen, findet nicht mehr ſtarken Widerhall, wie eben die praktiſche Erfahrung ge- 
eigt hat, freilich zu unſerer großen Überraſchung. Mit dem Verhallen der politiſchen 
zyrik ſetzt dann eine rückläufige Bewegung in der deutſchen Literatur ein, von der 
edoch noch die beiden Rieſen berückſichtigt werden müßten, die ſozuſagen an ihrer 
Pforte ſtehen: der Dichter Hebbel (Judith, Maria Magdalena, Nibelungen, ein 
Haar Dutzend feiner beſten Gedichte) und der Philoſoph Schopenhauer (Dialog über 
Religion, Aphorismen zur Lebensweisheit und ähnliches). 

Dieſer Entwurf ſoll nur, um es nochmals zu wiederholen, einen ganz flüchtigen 
Abriß der Aufgabe geben, die mit einer Klaſſikerbibliothek für Arbeiter zu löſen 
väre. Er wird vielleicht keinen einzigen Leſer befriedigen, aber das iſt auch gar 
nicht ſeine Abſicht; er ſoll eben nur der Diskuſſion einen Anhalt geben, und wenn 


„ n,, RE a 
3 RR TER 
+ 5 5 3 
1 5 * 
N 5 EEE 
1 


44 ö Feuilleton der Neuen 4 


er kritiſch ganz und gar zerfetzt werden ſollte, ſo hat er ſeinen Zweck am eheſter 
erfüllt. Er wird dem einen viel zu wenig enthalten; fehlen doch Dichter wie Grill 
parzer, Chamiſſo, Rückert, Immermann, Lenau und wie viele andere noch, für du 
man ebenſogut einen Platz beanſpruchen, wie in der obigen Liſte manchen ſtreicher 
könnte; anderen wird er viel zu viel enthalten, und ſie ſtehen vielleicht der ganzer 
Sache ſchroff ablehnend gegenüber. 

Selbſt aber in dieſem Falle ſcheint uns eine Diskuſſion nicht überflüſſig zu fein 
Iſt ein ſyſtematiſches Vorgehen nicht ratſam, fo iſt es erſt recht nicht eine un 
nütze Vergeudung von Kräften, indem die Sache hier oder da ſozuſagen angebröckel 
wird. Dazu kommt es aber ohne Zweifel, aus den beſten Abſichten von dei 
Welt, wenn nicht die nötige Klarheit geſchafft wird. Unſeres Erachtens beſitzt dir 
Partei jo viele äſthetiſch und zugleich hiſtoriſch geſchulte Kräfte, um eine jolchı 
Klaſſikerbibliothek für Arbeiter zu ſchaffen, ohne daß deshalb dringendere Aufgaber 
vernachläſſigt zu werden brauchen. Mag dem nun aber ſo ſein oder nicht ſo ſein 
jo iſt eine Zerſplitterung der vorhandenen Kräfte Re vom Übel, in dem einer 
wie in dem anderen Falle. 

Deshalb haben wir die Frage zur Diskuſſion ſtellen zu ſollen geglaubt, in de 
Erwartung, daß der Bildungsausſchuß ſich ihrer annimmt, falls die Diskuſſion ein 
brauchbares Ergebnis liefern ſollte, wie wir es hoffen und wünſchen. 


Bücherschau. 


Karl Vorländer, Geſchichte der Philoſophie. Zweite Auflage (4. bis 6. Tausend 
Band I: Altertum, Mittelalter und Übergang zur Neuzeit. 361 Seiten. Band IT: 
Philoſophie der Neuzeit. 512 Seiten. Leipzig 1908, Verlag der Dürrſchen Buch: 
handlung. = 


Es gereicht uns zur Genugtuung, die ee Auflage dieſes trefflichen Werkes 
anzuzeigen, das wir vor fünf Jahren bereits an dieſer Stelle mit gebührendem 
Lobe beſprochen haben. An der Geſamtanlage hat der Verfaſſer, mit Recht, nichts 
zu ändern gefunden, im einzelnen aber manche Berichtigungen und Ergänzungen 
vorgenommen. Wie bekannt, gehört Vorländer zu den Neukantianern, doch könne 
wir ihm durchaus nur zuſtimmen, wenn er in der Vorrede zur zweiten Auflage 
ſagt: „Daß ich Plato mit größerer Liebe als Ariſtoteles, Kant eingehender als 
Schelling oder Hegel behandelt habe, liegt an meiner philoſophiſchen Auffaſſung, 
deren ſich eben, bei allem Streben nach Objektivität, kein Philoſophie⸗Hiſtoriker ent⸗ 
ſchlagen kann und — ſoll.“ Wir haben uns über dieſe Frage bereits in der Be⸗ 
ſprechung der erſten Auflage in gleichem Sinne ausgelaſſen und können für die 
zweite Auflage nur beſtätigen, daß ſich Vorländer, wenn er die Dinge mit eigenen 
Augen und deshalb um ſo lebendiger ſieht, doch niemals zu einem unwiſſenſchaft⸗ 
lichen Tendenzurteil hinreißen läßt. Sein Buch verdient die ſchnelle 8 | 
die es hoffentlich auch weiterhin finden wird. 


Heinrich Mann, Swiſchen den Raſſen. Roman. München, Albert Langen. 
577 Seiten. 5 Mark. | 


Die beiden Lübecker Bürgerſöhne Mann galten einmal als die große Hoffung 
der modernen deutſchen Literatur. Thomas hatte im Jahre 1901 als Fünfund⸗ 
zwanziger die „Buddenbrooks“ veröffentlicht, wie viele meinen: den beſten deutſchen 
Roman des letzten Jahrzehntes, und in der Tat ein Werk von fabelhafter Sicher⸗ 
heit des Stils und ſouveräner Beherrſchung des kulturgeſchichtlichen Details, in 
dem durch vier Generationen die Geſchichte einer hanſeatiſchen Patrizierdynaſtie 
erzählt wurde. Seit der Zeit hat Thomas Mann bloß kleinere Sachen publiziert, 
aus denen unverkennbar hervorgeht, daß er ſich, in ſeiner Darſtellungsmethode wie 
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n feinen Stoffen, ganz und gar auf dem toten Strang der zeitgenöſſiſchen Literaten: 
kunſt feſtgelaufen hat, die ausſchließlich für die Clique produziert und ihr Talent, 
ſoweit ſie mit Talent belaſtet iſt, in artiſtiſchen Spielereien verzettelt. 
Damit iſt Thomas da angelangt, wo ſein älterer Bruder Heinrich ſchon längſt 
ſteht. Auch bei Heinrich Mann verblüfft auf den erſten Blick, zumal wenn man 
ſeine Herkunft aus einer Lübecker Kaufmannsfamilie berückſichtigt, die eminente 
Technik. Vermöge ſeiner raffinierten formalen Begabung brachte er es fertig, 
hintereinander dickleibige Romane in der Manier Maupaſſants und D' Annunzios, 
Novellen in der Sprache Hugo v. Hoffmannsthals zu ſchreiben. In unſerer jüngeren 
Schriftſtellergeneration findet ſich kein Talent von ähnlicher, geradezu odalisken⸗ 
hafter Schmiegſamkeit. 
Die literariſche Kritik, die in der bürgerlichen Tagespreſſe Mandarinenknöpfe 
verteilt und die, weil ſie keinen ideellen Maßſtab für ihre Wertungen hat, ſich von 
ſolchen Kunſtſtückchen imponieren läßt, hat Heinrich Mann auf den Büchermarkt 
„lanziert“ und ihn zum „Dioskurenbruder“ von Thomas ernannt. Dabei hat 
Thomas doch wenigſtens ein Werk aufzuweiſen, eben die „Buddenbrooks“ (das 
wir bei dieſer Gelegenheit unſeren Vereinsbibliotheken, die es noch nicht beſitzen, 
zur Anſchaffung empfehlen; es iſt auch in einer wohlfeilen Ausgabe erſchienen). 
Aber bei Heinrich wartet man, wenn man von ſeinem barocken „Profeſſor Unrat“ 
abſieht, immer noch vergebens darauf, daß er dartut, nicht wie Maupaſſant, 
D' Annunzio und andere einen Vorwurf behandelt haben würden, ſondern was er 
ſelber kann. 
| Auch ſein neueſter Band, der Roman „Zwiſchen den Raſſen“, bleibt dieſen 
Beweis glänzend ſchuldig. In ſeinen ſtärkſten Partien, der Schilderung der jung⸗ 
italieniſchen Nobilität, iſt das Werk wieder ſtark von D'Annunzio beeinflußt, und 
der Leſer wird durch endloſe Wortbachanalien geſchleppt. Dazu iſt das Thema, 
wie es im Titel formuliert iſt, eine Myſtifikation. Die Heldin des Romans ſtammt 
von einer braſilianiſchen Mutter und einem deutſchen Vater ab, und der Verfaſſer 
will zeigen, wie ſie heimatlos zwiſchen den Raſſen ſteht, wie das ſüdliche Blut der 
Mutter und die ſoliden, vom Vater ererbten Richtungslinien ihres Weſens Kon⸗ 
flikte in ihr verurſachen, in denen es für ſie, ſo oder ſo, bloß Wunden gibt. In 
Wirklichkeit, da dieſe Konflikte faſt nur auf erotiſchem Gebiet durchgekämpft werden, 
iſt das Problem kein tragiſches, ſondern das alte triviale Weh und Ach der 
Hyſteriſchen, die bald mit den „Sinnen“, bald mit dem „Geiſte“ liebt und deren 
Seele ewig zwiſchen Unterleib und Gehirn hin und her ſchweift, weil ſie im Manne 
bald das ſekundäre Geſchlechtsmerkmal des Intellektes, bald die Kraft der Lenden 
anzieht. So ſehnt ſich dieſe Frau, wenn ſie ſich ihrem Kraftmenſchen proſtituiert, 
‚nach der vergeiſtigten Liebe ihres „nordiſchen Freundes“, und dieſem wieder läuft 
ſie davon, um ſich in die Arme des italieniſchen Wüſtlings zu ſtürzen. In Wahr⸗ 
heit ſteht die Armſte nicht zwiſchen zwei Raſſen, ſondern zwiſchen zwei Lieb⸗ 
habern, und die in endloſen Redereien, in denen mit unheimlicher Fruchtbarkeit 
Worte immer bloß Worte zeugen, erzählte Geſchichte dieſes Schmerzes iſt der In⸗ 
halt des ſchier 600 Seiten ſtarken Bandes. Ein Buch von Paraſiten für Paraſiten. 
Heinrich Mann hat ſeine ſchriftſtelleriſchen Motive in folgenden lapidaren 
Sätzen formuliert: 
| „Man geht grelle Wege, legt das Viehiſche neben das Verträumte, Enthu⸗ 
ſiasmen neben Satiren, koppelt Zärtlichkeit an Menſchenfeindſchaft. Nicht der 
Kitzel der anderen iſt das Ziel: wo wären denn andere. Sondern man ſchafft 
Senſationen für einen Einzigen.“ 

Der Einzige iſt man natürlich ſelber, wie man denn bloß aus einer Art 
neckiſcher Koketterie ſich mit einem kleinen m und einem en ſchreibt. Wir haben 
dieſe Sätze zitiert, um unſeren Ausführungen einen verſöhnenden Abſchluß zu geben. 
* weshalb in aller Welt läßt dieſer literariſche Selbſtbefriediger Bücher drucken? 
ö C. Korn 
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Hermann Thurow, Kinder ⸗Idyllen. Davos 1907, Verlag der Buchdruckere 
Davos A.⸗G. 187 Seiten. i N 
Manchem unferer Leſer wird der Name Hermann Thurows aus einer Noti 
bekannt ſein, die kürzlich durch unſere Preſſe lief und in der geſchildert wurde, wir 
in Davos bei dem dortigen Schneiderſtreik ein lungenkranker deutſcher Parteigenoſſe 
eben Thurow, von tapferen Eidgenoſſen auf der Straße überfallen und mißhandel 
worden iſt. Der eine oder andere wird ſich auch erinnern, von Hermann Thuron 
in deutſchen Parteiblättern oder franzöſiſchen ſozialiſtiſchen Revuen novelliſtiſche 
und theoretiſche Beiträge gefunden zu haben. Auch eine Agitationsbroſchüre üben 
den Achtſtundentag, die alljährlich zur Maifeier verbreitet wird, ſtammt aus feiner 
Feder. An größeren Publikationen find von ihm eine Gedichtſammlung „Ins Sonnen 
land“ und nun dieſes Bändchen Kindergeſchichten erſchienen. ö 
Hermann Thurow iſt ein Kätnerſohn aus Holſtein. In ſeiner Kindheit hüte 

er für die Großbauern ſeines Dorfes die Gänſe, und damals gewöhnte er ſich, wie 
er in der Erzählung „Die Gänſehirten“ ſchildert, an den langen Sommertagen im 
Schatten der Knicks das Träumen und Sinnieren an. Mit Mühe ſetzte er's durch 
daß er beim Dorfmaler in die Lehre getan wurde, und als Geſelle durchwanderte 
er dann Frankreich und Spanien. Auf ſeinen Fahrten wurde er mit dem Sozia⸗ 
lismus bekannt, und er eignete ſich nicht nur den | 
Weltanſchauung, ſondern auch allgemeines Wiſſen in dem Maße an, daß er bald 
— er ſchreibt mit derſelben Gewandtheit Franzöſiſch wie Deutſch — Mitarbeiter 
der franzöſiſchen und deutſchen Parteipreſſe wurde. 
riſche Produktion ſtark beeinträchtigt durch ſeinen Geſundheitszuſtand, die alte, in länd⸗ 
lichen Arbeiterkaten erworbene Proletarierkrankheit, die ihn zwang, lange Jahre in 


Bildungsfähigkeit des deutſchen Proletariers, ſogar des Landproletariers, erbringen. 
Seine Gedichte ſind zum Teil formvollendete Überſetzungen aus der neueren fran⸗ 
zöſiſchen Lyrik, zum Teil originale Produktionen von eigenartigem, ſtarkem Stim⸗ 
mungsgehalt. Ein feines und zartes Naturgefühl, das in durchaus ſelbſtändiger 
und literariſch wertvoller Form ſich vergegenſtändlicht, zeichnet auch die kurzen Er⸗ 
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wachſenen geſehen und — gefälſcht, wie fo oft in derartigen Kindergeſchichten, aber 
gerade in der anſpruchslofen, naturfriſchen Treue, mit der ſie aufgenommen ſind, 
wirken dieſe „Idyllen“ im echten Sinne poetiſch, und daß die flachshaarigen Jürgen 
und Detlef und Kriſchan des Nordens mit den Schwyzer Bübli und Maidli bunte 
Reihe machen, iſt vielleicht ihr originellſter Reiz. Daß dieſe Geſchichten aber in 
der Heimat Gottfried Kellers niedergeſchrieben ſind, verrät ihr Lokalkolorit, der 


Hoffentlich findet das Bändchen in der deutſchen Arbeiterſchaft die Beachtung 

i | C. Korn. 

Johannes V. Jenſen, Das Nad. Roman. Berlin 1908, S. Fiſcher. 360 Seiten. 
Gebunden 5 Mark. N i 4 
Schon wieder ein neuer „Jenſen“, 
„Himmerlandsgeſchichten“, ein echter. 
land entdeckte Däne nicht mit dieſer Automobil 
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In dieſem Hexenkeſſel läßt der Verfaſſer eine Kriminalaktion ſich vollziehen, in der 
die aus „Madame D' Ora“ übrig gebliebenen Perſonen erledigt werden. Jenſen 
iſt immer mit keuchenden Flanken hinter der Energie her, und ſein bewußtes Ziel 
‚ft, das neue Welt⸗ und Erkenntnisprinzip für die Kunſt zu erobern. Nachdem er 
in Hinterindien mit dem Tiger ſich gemeſſen, in dem ſich ihm die Natur am ver⸗ 
dichtetſten präſentiert, ſtellt er in der Kulturwelt dem Verbrecher großen Stiles 
nach, als der konzentrierteſten menſchlichen Energie. So bohrt er ſich kaum weniger 
tief in das iſolierte Individuum ein, als Doſtojewski, an den er vielfach erinnert, 
aber er verliert ſich nicht, wie der ruſſiſche Myſtiker, in den bodenloſen Abgrund 
der Seelen, wo die unbewußten Motive der Handlungen brodeln, ſondern er ſtößt 
immer auf den ſtahlharten, klirrenden Kern der Perſönlichkeit, der er nachjagt. 
Daß die Methode dieſer Kunſt der Impreſſionismus iſt, leuchtet ein, aber ihr 
einziges Objekt braucht darum noch nicht der Anarchiſt zu ſein. Wenn Jenſen ein⸗ 
mal aus der Experimentierzeit heraus iſt und den normalen Menſchen ſo inter⸗ 
eſſant findet wie den pathologiſchen, den ſozialen aber noch tauſendmal wichtiger 
und wertvoller als den iſolierten, wird er uns das Kunſtwerk des explodierenden 
Broßkapitalismus geben können, denn er ſieht mit Falkenaugen in die Welt, und 
eine Darſtellung iſt das zuckende, blutende Leben ſelber. C. Korn. 


Lofe Blätter. 


Kant und die neudeutſche Vourgeoiſie. Es iſt an dieſer Stelle häufiger 
detont worden und auch der begeiſtertſte Kantianer wird es zugeben, daß die 
Wertſchätzung des Königsbergers durch die neudeutſche Bourgeoiſie zum größten 
‚Teil in ſeiner reinlichen Trennung von Wiſſen und Glauben, das heißt in feiner 
hiloſophiſchen Sanktion des Übernatürlichen, nicht etwa in der von den Kantianern 
mmer wieder betonten „kritiſchen Methode“ und auch nicht in dem Kantiſchen 
Sthos ſeinen Grund hat. Gerade was dies Ethos anbetrifft, jo hat die Sozial⸗ 
demokratie bei allen grundſätzlichen Unterſchieden gegenüber der Methode der 
kantiſchen Ethik ja nie abgewieſen, daß deren Reſultat und Ziel zum großen 
eil ſich mit ihrem ethiſchen Ziele decken könne. Um fo mehr aber und in dem 
Maße, wie innerhalb der letzten Jahre von Vorländer, Staudinger, Cohen und 
imderen der — gelungene oder nicht gelungene — Verſuch gemacht wurde, die 
eben zwiſchen der Kantiſchen Ethik und dem Sozialismus aufzudecken, mußten die 
ein bürgerlichen Verteidiger Kants gegen deſſen ethiſch⸗ſoziale Ziele Front machen, 
1055 ſo erleben wir es denn, daß das von Kaiſer, Miniſter, Hofrat und Profeſſor 
is in den Himmel gelobte „Königsberger Genie“ heute durch irgend einen jungen 
dreußiſchen Privatdozenten, der ſich dazu noch Kantianer nennt, regelrechte Fußtritte 
dekommt dafür, daß Kant — es will einem kaum in die Feder — für den Segen der 
Kolonialpolitik, den Wert der nationalen Eigenart, die Erhabenheit des Mili⸗ 
arismus und die Herrlichkeit der hohenzollernſchen Kriege um Schleſien im be- 
onderen nicht den nötigen Enthuſiasmus gehabt hat. 

Den wiſſenſchaftlichen Wert des Buches (Fritz Medicus: Kants Philoſophie 
der Geſchichte) laſſen wir hier ganz außer Betracht. (Vergl. M. Adler in Marx⸗ 
Studien I, S. 227.) Wir merken nur als Zeichen der Zeit und Beitrag zur Pſycho⸗ 
ogie des preußiſchen Privatdozenten folgendes an. 

| Seite 77 wird als „ein intereſſanter Beweis von Kants Unfähigkeit, kultur⸗ 
geſchichtliche Dinge zu beurteilen“, feine ablehnende Stellung zur Kolonialpolitik 
ind namentlich ihre Begründung denunziert. Sie ſtützt ſich darauf, daß „Kant 
den Hottentotten und Tunguſen ebenſo wie den Europäern Menſchen⸗ 
vürde und Menſchenrechte zuſpricht“. Herr Medicus, der Kant deswegen 
adelt, vertritt in Halle ganz beſonders kräftig Kantiſche Ethik. Man ſieht, wohin 
das führen kann. 

| 


| 
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Seite 27 (wir wiſſen aber nicht, ob Herr Medicus heute in den Tagen per 
Polenpolitik dieſe Stelle fo leichtſinnig hierhergeſetzt hätte) wird aus einer ganz 
nebenſächlichen Notiz Kants zu einem litauiſchen Wörterbuch triumphierend ein 
nationales Bekenntnis herausdeſtilliert. „Kant betont hier den Wert, die National⸗ ö 
ſprache zu erhalten, auch in kleinen Völkern. Er nennt die Sprache ein vorzüg 
liches Leitmittel zur Bildung und Erhaltung des (Herr Medicus erlaubt ſich ſtolz 
hinzuzufügen: nationalen) Charakters und empfiehlt deshalb für Schul⸗ und j 
Kanzelunterricht die urſprüngliche Sprache, um dieſe gangbar zu er⸗ 
halten.“ So iſt bewieſen, daß Kant wenigſtens von Ferne das nationale Ideal 
geſchaut hat. (Trotzdem zweifeln wir nicht, daß Herr Medieus die preußiſche 
Polenpolitik „von Kantiſchen Geſichtspunkten aus“ verteidigt. ö 

Seite 26 bekommt der eben Gerettete doch wieder ſeinen Tritt. „Er hat (natür⸗ \ 
lich wird hier wieder der. ſchamloſe, aber immer erneute Verſuch gemacht, Fichtes 
und Laſſalles Stellung zum Nationalitätenproblem mit der neudeutſchen Begeiſterung 
für Schwarz⸗Weiß⸗Rot zuſammenzubringen) es leider nicht vermocht, ſich über den 
univerſalen Kosmopolitismus des achtzehnten Jahrhunderts zu erheben,“ und des⸗ 
gleichen ſeine Parteigänger von heute: das Volapük⸗ und Eſperanto⸗Ideal 
der jetzigen Sozialiſten, erklärt Herr Medicus „abſolut nicht verſtehen zu 
können“. Dies ſteht in einer wiſſenſchaftlichen Arbeit eines preußiſchen Univerſitäts⸗ 
gelehrten! 

Seite 72. Auf höchſt einfache Weiſe wird der Traktat über den ewigen Frieden 
abgewürgt, worin Kants Bekenntnis zur bürgerlichen Aufklärung am radikalſten zum 
Ausdruck kam. „Die Schrift verrät an zahlreichen Stellen, daß ihr Verfaſſer alt, 
ſehr alt geworden iſt.“ „Auch den Gedanken von der Unmoral der Weltlenkung ö 
kann ich bloß durch die Erinnerung an Kants hohes Alter verſtändlich finden.“ 
Kurz: „Die wenigſt gelungene Arbeit aus Kants kritiſcher Periode.“ Mit ſolchen 
wiſſenſchaftlichen Brutalitäten tut ein Gelehrter eine literariſche Blüte der Auf 
klärungsperiode ab. 

Seite 76. Auch für feine Anfichten über den Militarismus bekommt „der Königs⸗ 
berger Weiſe“ ſeine Kopfnuß. („Eigentlich lohnt es ſich ja gar nicht länger, bei 
dieſer Schrift zu verweilen.“ !!) Und hier macht die Kantiſche Ethik des Privat⸗ 
dozenten einen geziemenden Kopfſprung. Wie kann ſich Kant erlauben, für Ab 
ſchaffung der ſtehenden Heere zu ſtimmen, gegen die ſchleſiſchen Raubkriege zu ſein 
und die polniſche „Teilung“ zu mißbilligen! 

„Wurde doch“ — man höre den Ethiker! — „Oſtpreußen auf Koſten 
dieſes verrotteten Staatsweſens aus ſeiner gefährlichen Abgeſchloſſen⸗ 
heit befreit und in Zuſammenhang mit den übrigen Teilen des König⸗ 
reiches gebracht.“ Nun, wir perſönlich haben gar keinen Grund, uns darüber 
moraliſch aufzuregen. Aber wir nennen es auch dann mit rechtem Namen: 
nämlich Brigantenethik. Nicht fo der „Kantiſche Ethiker“ Medicus, der boruſ⸗ 
ſiſche Privatdozent. Er nennt das „feinen Sinn für die Würdigung hiſto⸗ 
riſcher Dinge“ und konſtatiert mit Bedauern, daß Kant dieſen feinen Sinn nicht 
beſeſſen habe. 

Doch genug mit dieſen Proben. Der Sozialismus beruht Gott ſei Dank nicht 
auf Kant. Wir erfüllen alſo nur eine hiſtoriſche Anſtandspflicht, wenn wir ſolche 
Außerungen feſtnageln. Herr Medicus aber wird ohne Zweifel Karriere machen, 
auch wenn die Zahl ſeiner Hörer immer noch ſo winzig iſt wie damals, als er 
zuerſt las, nämlich zwei. Denn ſolche Sachen wie die obigen empfehlen. Zudem 
iſt ja Halle dieſelbe Univerſität, an der der Ethiker Schwarz wirkt, jener Herr, der 
vor ſechs Jahren eine 400 Seiten ſtarke philoſophiſche Ethik herausgab, die — es 
iſt kein Witz, ſondern blutige Wahrheit — mit dem Liede Wenſcheen | | 
land über alles“ (letzter Vers) ſchloß. | 


Für die Redaktion des Feuilletons verantwortlich: Franz Mehring, Steglitz. 
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8 die Bedingungen 
des erneuten Aufſchwungs der rufſiſchen Revolution. 
Von Th. Dahn. 


V. 

Welche Bedeutung hat dies alles? Bedeutet die Niederlage des Prole— 
tariats und die offenbare Unfähigkeit des Bauernſtandes zu politiſch-revolu⸗ 
tionärer Initiative und ſelbſtändiger politiſcher Bewegung ein vollſtändiges 
Verſagen der inneren Kräfte der ruſſiſchen Revolution, ihren Tod, ihre Un⸗ 
möglichkeit? Keineswegs! Es verlohnt ſich nicht, viele Worte zu verſchwenden, 
um die andauernde Unverſöhnlichkeit zwiſchen den Klaſſenintereſſen des Prole⸗ 
tariats und der jetzigen Situation darzulegen. Wie ſtark auch das zeitweilige 
Abflauen der Stimmung der Arbeiterklaſſe nach den erlittenen Heimſuchungen 
ſein mag, ſo kann doch dieſe nach ihrer Klaſſenlage ſich unmöglich mit einem 
Regime ausſöhnen, das ihre politiſchen und ökonomiſchen Organiſationen zer⸗ 
ſtört, ihre Preſſe unterdrückt, ſie ewig mit Arbeitsloſigkeit, Ausſperrungen, 
behördlichen Drangſalierungen bedroht. Alle Urſachen, die bis jetzt die ruſ— 
ſiſche Arbeiterklaſſe zum ökonomiſchen Kampfe drängten, dieſen Kampf in einen 
politiſchen verwandelten und ihm einen revolutionären Charakter verliehen, 
bleiben nach wie vor in voller Kraft beſtehen. Gleiche Urſachen müſſen auch 
gleiche Folgen nach ſich ziehen, und der Streik von 100000 Petersburger 
Arbeitern, der, trotz der ihnen angedrohten und teilweiſe auch über ſie er- 
gangenen Ausſperrung, am Tage der Gerichtsverhandlung gegen die joztal- 
demokratiſche Fraktion der zweiten Duma ſtattfand, zeigte, welche Fülle vevo- 
lutionärer politiſcher Energie in der ruſſiſchen Arbeiterklaſſe ſteckt. 

ITnm ruſſiſchen Proletariat reifen die Kräfte für ein neues Aufflammen des 
ökonomiſchen und politiſchen Kampfes heran, und zugleich bereitet ſich das 
Proletariat ſelbſt für dieſes Aufflammen vor: die Praxis der im Keime be— 
griffenen, aber bereits unausrottbaren Formen einer breiten, offenen Organi⸗— 
ſation — der politiſchen, gewerkſchaftlichen, genoſſenſchaftlichen — begünſtigen 
die Bildung von Kaders einer wirklichen Arbeiterintelligenz, die bei einem 


neuen Aufleben der Bewegung imſtande wäre, an die Spitze ihrer a zu 
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treten, während der glühende Bildungsdrang, von dem dieſe Intelligenz er⸗ 
griffen iſt, keineswegs Zeugnis ablegt von einer Abneigung gegen „die Politik“, 
ſondern vielmehr das Bedürfnis bekundet, die erworbene Erfahrung verſtehen 


zu lernen und ſich auf eigene Füße zu ſtellen. | 


Die revolutionäre Energie des ruſſiſchen Proletariats iſt nicht nur nicht 


eee 


erſchöpft, ſondern wird durch die gegenwärtige Lage nur noch verſtärkt. Das⸗ 


ſelbe bezieht ſich auch auf das Dorf. 


Wie „erfolgreich“ die Agrarpolitik des Zarismus auch ſein möge, ſo kann 
ſie nicht im entfernteſten den Hauptquell der revolutionären Gärung des 
Dorfes berühren — die Kriſis der Durchſchnittsbauernwirtſchaft, jener „Er⸗ 
nährungskriſis“, die ſchon Genoſſe Maßlow behandelt hat (vergl. „N. Z.“, 
XXVI, I, S. 429). | “| 

Wie gut auch die Dorfbourgeoiſie ihre Geſchäfte beforgt, jo bleibt doch die 
überwiegende Mehrheit der Bauernmaſſe im Zuſtand des völligen Ruins, des 
Hungers, der Armut, der Verelendung zurück. Ihre Lage hat ſich durch das 
Ausſcheiden der Dorfbourgeoiſie und des Triumphes der Gutsbeſitzer, welche 
ſich beeilen, den Bauern alle während der Revolution gemachten Zugeſtänd⸗ 
niſſe zu entreißen, ſogar noch verſchlimmert. Die Kriſis der Bauernwirtſchaft 
treibt die Bauern zur ununterbrochenen chroniſchen Rebellion, in allen Dörfern 


Rußlands wütet der Krieg. Die unaufhörlichen Brandlegungen bei den Guts⸗ 
beſitzern und wohlhabenden Bauern; die Militärabteilungen, Koſaken, Polizei⸗ 


wachen auf den Landſtraßen; die berittenen, bis an die Zähne bewaffneten 
Gutswächter; die mit elektriſchen Signalapparaten verſehenen Gutshäuſer, 
welche bei Eintritt der Dunkelheit mit Schloß und Riegel geſperrt werden; 


Mordtaten, Plünderungen, Forſt⸗ und Weidefrevel — das iſt das Bild des 


jetzigen ruſſiſchen Dorfes trotz der vielgerühmten Stolypinſchen „Beruhigung“! 


Allerdings, das iſt bloß eine chroniſche Rebellion und keine Revolution; 
auf ſich ſelbſt angewieſen, kann dieſe Rebellion nicht in eine Revolution über⸗ 
gehen; ſie kann nur den Zuſtand der Anarchie, die volle Desorganiſation des 
ganzen ſozialökonomiſchen und politiſchen Organismus des Staates in die 


Länge ziehen. Bei günſtigen Bedingungen jedoch können dieſe im Dorfe 


gärenden revolutionären Kräfte mit Gewalt losbrechen. Das Bauerntum iſt 


zu einer ſelbſtändigen politiſchen Bewegung unfähig; ſeine Revolution kann 


die ſtädtiſche Revolution nicht erſetzen; es ſelbſt ſchöpft vielmehr ſeine Kraft 


aus den Siegen der ſtädtiſchen Revolution. Bei günſtigen Bedingungen jedoch 


kann die elementare zerſtörende Bewegung der Bauernmaſſen die ſtädtiſche 


Revolution ſtärken und ihr verhelfen, ihre Siege zu befeſtigen, ihren Umfang 
zu erweitern, ihren Inhalt zu vertiefen. 


Aus dem vorher Geſagten iſt erſichtlich, worin ſolche günſtige Bedingungen ) 


beſtehen können. Eine einigermaßen planmäßige revolutionäre politiſche Be⸗ 


wegung des Bauernſtandes iſt nur bei einem Auflodern der ſtädtiſchen Revo⸗ 


lution möglich. In der ruſſiſchen Stadt bildet das Proletariat die ausſchlag⸗ 
gebende revolutionäre Macht. Das Proletariat jedoch kann nur dann wieder 
den Weg des offenen revolutionären politiſchen Kampfes betreten, wenn es 
ſich nicht mehr zwiſchen zwei Feuern befindet, wenn die Bourgeoiſie wieder 


gegen den Zarismus Oppoſition macht und wenn, im engen Zuſammenhang 
damit, die ruſſiſche bürgerliche Demokratie wieder ihr Haupt erhebt. 


In der Stellungnahme der Bourgeoiſie zur gegebenen Lage liegt 


der Schlüſſel zum Verſtändnis der nächſten Zukunft der ruſſiſchen Revolution. 
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Die revolutionäre Romantik kann ſich nach Herzensluſt über dieſe Tatſache 
empören, ſie bleibt trotzdem beſtehen und iſt für einen Marxiſten vollkommen 
begreiflich: die rieſige ſoziale Machtfülle der Bourgeoiſie in der aufſtrebenden 
kapitaliſtiſchen Geſellſchaft iſt keine leere Erfindung der Theoretiker, ſondern 
eine völlig handgreifliche, ſich auf Schritt und Tritt fühlbar machende Er— 
ſcheinung der kapitaliſtiſchen Welt. 
| Gewiß, dies bedeutet nicht, daß, wenn die Unterſuchung der ruſſiſchen 
Wirklichkeit die unausbleibliche völlige Verſöhnung der Bourgeoiſie mit der 
geſchaffenen Lage ergeben ſollte, dem ruſſiſchen Proletariat nichts anderes 
übrig bliebe, als die Hände in den Schoß zu legen und ſich ergeben in ſein 
Schickſal zu fügen. Das würde bloß bedeuten, daß bei einer Ausſöhnung der 
Bourgeoiſie mit dem jetzigen Regime ſich die Aufgaben des ruſſiſchen Prole⸗ 
tariats von Grund aus veränderten: es könnte dann keine Rede mehr fein 
von der politiſchen Befreiung der bürgerlichen Geſellſchaft als der 
nächſten Aufgabe der ruſſiſchen Arbeiterklaſſe; ihr unmittelbares Ziel wie 
auch das Ziel ihrer weſteuropäiſchen Brüder wäre dann der Kampf für die 
Niederwerfung der bürgerlichen Geſellſchaft, für den Sozialismus. 
| Wenn dagegen die Bourgeoiſie im jetzigen Regime noch keine feſte Form 
für ihre Herrſchaft und die nötigen Bedingungen für ihre Entwicklung ge— 
funden hat; wenn ein neues Aufleben der bürgerlichen Oppoſition in Ruß⸗ 
land möglich und ſogar unausbleiblich iſt, ſo iſt auch die ruſſiſche politiſche 
Revolution möglich und unausbleiblich; denn die ruſſiſche bürgerliche Oppo⸗ 
ſition, die in hohem Maße nur als Reſultat des ökonomiſchen Kampfes der 
Arbeiterklaſſe erſcheint, entfacht auch ihrerſeits den revolutionären politiſchen 
Kampf des Proletariats und zugleich auch den Kampf des ſtädtiſchen Klein⸗ 
bürgertums und des Bauernſtandes. Darin liegt die objektiv revolutio— 
näre Bedeutung der bürgerlichen Oppoſition in Rußland. 


VI. 

Es fragt ſich nun: Sind in der ruſſiſchen Wirklichkeit die Bedingungen für 
einen neuen revolutionären Aufſchwung vorhanden? Iſt ein ſcharfer Konflikt 
zwiſchen der Bourgeoiſie und dem Zarismus, iſt ein neuer Ausbruch der 
bürgerlichen oppoſitionellen Bewegung möglich oder, richtiger geſagt, un— 
ausbleiblich, oder aber hat ſich die ruſſiſche Bourgeoiſie in ihrem Verhalten 
den Ergebniſſen der dreijährigen revolutionären Kriſis gegenüber in eine hoff— 
nungslos „reaktionäre Maſſe“ verwandelt? 

Nach dem 22. Januar 1905, nachdem der Ruſſiſch-Japaniſche Krieg, das 
offene politiſche Auftreten der Arbeitermaſſen und die um ſich greifenden 
Bauernaufſtände die Widerſprüche zwiſchen der zariſchen Selbſtherrſchaft und 
den Bedürfniſſen der kapitaliſtiſchen Entwicklung des Landes mit beſonderer 
Schärfe aufdeckten, formulierte die Großbourgeoiſie in einer ganzen Reihe 
Denkſchriften ihre politiſchen Forderungen und die Urſachen, die ſie bewogen, 
eine Konſtitution zu verlangen. 

Die Selbſtherrſchaft desorganiſiert den geſamten Staatsmechanismus, ſie 
ſchützt den Raub, die Willkür, die Beſtechlichkeit. Dank ihrer finanziellen 
Verſchuldung und der unkontrollierbaren Verausgabung der Staatsmittel, 
dank ihrer Wirtſchaftspolitik bringt ſie die Intereſſen der „einheimiſchen“ 
Induſtrie der Bureaukratie, dem Adel, dem Ausland zum Opfer. Sie ver- 
hindert die Verbeſſerung der Lage des Bauernſtandes, ſie hält ihn in einem 
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Zuſtand der Armut, des Hungers, des Elends zurück und untergräbt dab! 
die Wurzeln der ruſſiſchen Induſtrie, die fie ihres inneren Marktes beraubt, 
Sie iſt nicht imſtande, die Arbeiterbewegung niederzuhalten, hemmt zu gleicher 
Zeit den normalen Gang des Erwerbslebens und verewigt die anarchiſtiſchen, 
desorganiſierenden Formen des ökonomiſchen Kampfes, indem ſie ſeine fried⸗ 
lichen Formen roh unterdrückt, ſich aus politiſchen Gründen in dieſen Kampf 

einmiſcht, Zehntauſende Arbeiter verhaftet und ausweiſt. Ja noch mehr. In 
der „Subatow⸗Politik“ entblößte fie ihr Beſtreben, die dunklen Inſtinkte der 

rückſtändigſten Maſſen zu entfeſſeln und ſie ihren Intereſſen dienſtbar zu 

machen. Dies alles macht jegliche normale Entwicklung des Handels und der 

Induſtrie bei Aufrechterhaltung des Abſolutismus unmöglich. 

Das war der trockene, geſchäftliche Inhalt der zahlreichen | 
der Montan⸗, Naphtha⸗, Tertil- und Zuckerinduſtriellen uſw. Für die | 
kapitaliſtiſche Bourgeoiſie wurde die Verfaſſung ein Bedürfnis. | 

Wäre das ruſſiſche Kapital entwickelt und ſtark genug geweſen, um den 
Geldſack, aus dem der Zarismus ſeine Mittel ſchöpft, in ſeinen Händen zu 
behalten, ſo unterliegt es keinem Zweifel, daß der Ruſſiſch⸗ Japaniſche⸗ Krieg 
und die elementare revolutionäre Gärung der Maſſen ihm eine genügende 
Stütze verliehen hätten, um den Abſolutismus 5 Kapitulation zu zwingen 
und eine „gemäßigte“ Konſtitution zu erlangen. In finanzieller Beziehung 
hängt aber die ruſſiſche Selbſtherrſchaft nicht ſo ſehr vom ruſſiſchen wie vom 
ausländiſchen Kapital ab. Die ruſſiſche kapitaliſtiſche Bourgeoiſie war nicht 
imſtande, politiſche Rechte für ſich dadurch zu erzwingen, daß ſie einen finan⸗ 
ziellen Druck auf den Zarismus ausübte und die durch den verlorenen Krieg 
hervorgerufene Desorganiſation der Regierungsmaſchine und die elementare 
Gärung der Maſſen ausſchließlich in ihrem Intereſſe ausnutzte. Hierzu „ 
noch, daß dieſe Maſſen in Geſtalt ihrer Avantgarde — des ſtädtiſchen Prole⸗ 
tariats — den Weg der ſelbſtändigen Bewegung betreten hatten. Infolgedeſſen 
blieb nur ein Weg zur politiſchen Freiheit offen: die revolutionäre Bewegung 

der Maſſen. 
| Wir ſahen, welche ungeheure Macht dieſer Bewegung durch die Teilnahme 
oder das ſympathiſierende Verhalten der Großbourgeoiſie verliehen wurde; 
andererſeits bedurfte dieſe ſelbſt jener Bewegung, um ihre politiſchen Be⸗ 
werbungen geltend zu machen. Man mußte ſich dem anpaſſen. Und in der 
Tat ſehen wir vor den Oktobertagen eine ganze Reihe Kundgebungen der 
Großbourgeoiſie, die das allgemeine Wahlrecht befürworten und bisweilen 
ſogar die Einberufung der konſtituierenden Verſammlung fordern. In manchen 
Orten ſchritten die ſtädtiſchen Magiſtrate zur Organiſation einer „Miliz“, 
ſelbſtverſtändlich auf eigene bürgerliche Manier, einer Miliz nicht des Prole⸗ 
tariats, ſondern des ſtädtiſchen Kleinbürgertums, deren Spitze ſich anfangs 
jedoch ſcharf gegen die Selbſtherrſchaft und ihre ſchwarzen Banden richtet. 
Gerade jetzt beſtraft die Regierung in einer ganzen Reihe von Prozeſſen op 
bürgerlichen Organiſatoren dieſer „Miliz“. 

Es verſteht ſich von ſelbſt, daß die Großbourgeoiſie ſich nur widerwillh 
mit einer revolutionären Maſſenbewegung ausſöhnt. Sie wünſcht eine Kon 5 
ſtitution, ſie wünſcht aber auch „Ordnung“. Noch mehr, ſie bedarf einer 
Konſtitution gerade um „Ordnung“ zu haben. Eine ſtarke Regierung iſt für 
ſie eine Lebensbedingung, aber — eine Regierung, die ſich in ihren Händen 
befindet oder von ihr abhängt. Geht es ſchon einmal nicht ohne revolutionäre 5 


E 
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Maſſenbewegung, ſo iſt ſie bereit, ſich mit ihr auszuſöhnen, aber nur als einer 
kurzen Epiſode, wie mit einer Schlacht, die ſchnell zum Siege führt und eine 


neue „bürgerliche Ordnung“ befeſtigt. 


Die Ausſichten der Oktoberrevolution hatten ſich jedoch ganz anders ge— 
ſtaltet. Nach ihren Tendenzen drohte ſie in eine langwierige „Unordnung“ 
auszuarten, fie drohte die „Unordnung“ in der Staatsverwaltung zu ver: 


ewigen, ſie in die ſtädtiſchen Verwaltungen ſowie in die induſtriellen Werk⸗ 
ſtätten zu tragen. Die Großbourgeoiſie kehrte der Revolution den Rücken; ſie 


wollte die Macht außerhalb der Revolution, ohne und gegen die Revolution 


erobern. 


0 
0 


| 
| 
| 
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* 
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Der Abfall der Bourgeoiſie ſchwächte die revolutionäre Bewegung und 
gab der Regierung die Kraft, dieſe niederzuſchlagen, um ſodann durch die 
Auflöſung der erſten Duma dem Zeugnis ihres Sieges und der Niederlage 
der Revolution ſozuſagen den offiziellen Stempel aufzudrücken. 

Das Verlangen nach „Ordnung“ trieb die Bourgeoiſie immer weiter in 
die Arme der Regierung. Es gelang ihr nicht, eine eigene „ſtarke Macht“ ins 
Leben zu rufen; ſollte alſo nicht die „ſtarke Macht“ der Regierung in ihren 
Intereſſen ausgenutzt werden können? Zudem war ja das Manifeſt vom 


30. Oktober vorhanden, eine geſetzgebende Duma ebenfalls, die Regierung war 


alſo „Eonjtitutionell”. Der Zarismus einerſeits lockte die Bourgeoiſie immer 
weiter auf dieſen Weg: er liebäugelte mit ihr und regte von Zeit zu Zeit die 
Frage an, „öffentliche Politiker“ ins Kabinett zu berufen. Wohl ſcheiterten 
dieſe Abſichten immer wieder an irgendwelchen „zufälligen“ Hinderniſſen; 
allein die Bourgeoiſie, verblendet vom Haſſe gegen die Revolution und das 
Proletariat, ſah und hörte nichts mehr und ſank endgültig in die Arme der 


Regierung. 


) 


Aber der Zarismus, über den die Stürme der Revolution hinweggebrauſt 
ſind, der ſeinen traditionellen Zauber eingebüßt hat, im Kriege geſchlagen, in 
Tauſenden Karikaturen verſpottet, von allen Seiten erniedrigt, mit Schmutz 
und Blut beſudelt iſt, das iſt nicht mehr derſelbe Zarismus, der vor dem 
Ruſſiſch⸗Japaniſchen Kriege beſtanden hatte. Bisher eine ſelbſtändige Macht, 
die zwiſchen dem Junkertum und der kapitaliſtiſchen Bourgeoiſie kunſtvoll balan⸗ 
cierte, iſt er jetzt, nachdem die Revolution ihm den Boden unter den Füßen 


fortgezogen hat, vollſtändig dem Junkertum verfallen. Der Revolution iſt es 
nicht gelungen, den Adel zu vernichten, ſie beſchleunigte bloß den Prozeß ſeiner 
wirtſchaftlichen Liquidation. Schon in ihren Anfängen zwang ſie den Adel, 
ſich politiſch zuſammenzuſchließen; ſein einſtiger Liberalismus verſchwand wie 
Rauch, er organiſierte ſich ſelbſt und organiſierte unter ſeinem Schutze die 


Hefe der ſtädtiſchen und ländlichen Bevölkerung, alle jene dunklen Elemente, 
deren Intereſſen eng mit der Aufrechterhaltung des „alten Regimes“ verknüpft 
ſind. Es verſteht ſich von ſelbſt, daß die „Edelſten der Nation“ nicht nur zu 


b dem wüſten Treiben der ſogenannten „Schwarzen Hundertſchaften“ ein Auge 
zudrückten, ſondern daß ſie die Pogroms, die Plünderungen, die Mordtaten 


direkt förderten. Daher fielen alle politiſchen Früchte dieſer Heldentaten in 


den Schoß des Junkertums; zugleich bildet es als organiſierte geſellſchaftliche 
Kraft einen bedeutenden Faktor; in ſeinen Händen befinden ſich die Armee, 
ö der Hof, die Staatsverwaltung, die landſchaftlichen Selbſtverwaltungsorgane, 
N die ſtändiſche Adelsorganiſation. Es iſt bezeichnend, daß der am beiten organi- 
ſierte Teil des Adels, die deutſchen Oſtſeebarone, ſeit dieſer Zeit die hervor⸗ 
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ragendſte Rolle in allen echt ruſſiſchen Heldentaten zu ſpielen begann. Eine 
ganze Reihe der berühmteſten „Beruhiger“ — Rennenkampf, Kaulbars, 
Möller⸗Sakomelsky — gingen aus ihrer Mitte hervor, und ihre Söhne hatten 
die Offiziersſtellen in den Garderegimentern inne, die Moskau verwüſteten, 
die baltiſchen Provinzen „beruhigten“, die berühmten „Strafexpeditionen“ be 
fehligten. Wie die zur Veröffentlichung gelangten Dokumente beweiſen, ſind 
alle Maßregeln der Regierung, von den Feldkriegsgerichten an bis zu den 
Dumaauflöſungen, den Agrargeſetzen, dem Staatsſtreich vom 16. Juni, auf 
die direkte Veranlaſſung des „Rates des vereinigten Adels“ vollzogen worden. 
Der ruſſiſche Zarismus, in deſſen Arme ſich die erſchreckte Großbourgeoiſie 
ſtürzte, iſt ganz in eine Diktatur des grundbeſitzenden Adels ausgeartet. N 

Allein je ſchneller die wirtſchaftliche Liquidation des ruſſiſchen Adels vor 
ſich geht, deſto paraſitenhafter wird ſeine Herrſchaft. Das iſt die Herrſchaft 
des Augenblicks, die kein Morgen hat, die keine beſtimmte Rolle im wirt⸗ 
ſchaftlichen Leben des Landes ſpielt, die nach der Maxime handelt: „Nach uns 
die Sintflut“ und die ſich nur durch rohe Gewalt aufrecht erhält. Die Dik⸗ 
tatur des Adels in Rußland kann nicht als normale Staatsordnung beſtehen 
bleiben. Es iſt die Diktatur des Säbels, der Knute und des Galgens. Sie 
baſiert auf Ausnahmegeſetzen gegen alles, was im Gegenſatz ſteht zu den 
Intereſſen des Junkertums und mit der Entwicklung einer neuen bürgerlichen 
Geſellſchaft in Rußland verbunden iſt. Die kapitaliſtiſche Bourgeoiſie, welche 
mit der Forderung einer Konſtitution hervorgetreten war und die dieſe 
entſprechend ihren Intereſſen und denen der zariſchen Regierung geſtalten 
wollte, mußte Schritt um Schritt vor dem Anſturm des Adels zurückweichen. 
Die Entwicklungsgeſchichte des Oktoberverbandes, dieſer Partei der kapita⸗ 
liſtiſchen Bourgeoiſie und der „vorgeſchritteneren“ Elemente des Adels, iſt auch 
die des fortwährenden Zurückweichens der Bourgeoiſie vor dem Junkertum. 
Die Verwüſtung Moskaus, die Feldkriegsgerichte, die Verhängung des Aus⸗ 
nahmezuſtandes über ganz Rußland, die Stolypinſche Agrargeſetzgebung, den 
Staatsſtreich vom 16. Juni — dies alles mußte dieſe Partei gutheißen, die 
ſich ſo weit erniedrigte, daß ſie in der dritten Duma nicht nur die Konſtitu⸗ 
tion, ſondern ſogar das Manifeſt vom 30. Oktober, das auf ihrer Fahne 
ſteht, nicht zu erwähnen wagte und die Rede des Miniſters, der die Selbſt⸗ 
herrſchaft und „den freien Willen des Monarchen“ pries, mit ſtürmiſchem 
Beifall begrüßte. . 

Es verſteht ſich von ſelbſt, daß der Adel der politiſchen Diktatur nicht 
bloß aus Liebe zur Macht bedarf, er benötigt ihrer in erſter Reihe, um ſeine 
wirtſchaftlichen Intereſſen zu verteidigen — um den Liquidationsprozeß ſeines 
Grundbeſitzes aufzuhalten, und ſoweit dies nicht mehr möglich iſt, mindeſtens 
den „angeſtammten“ Beſitz mit gefüllten Taſchen zu verlaſſen. Woher die 
Mittel zum Füllen dieſer Taſchen und zur Beſtreitung der Koſten des kriegs⸗ 
polizeilichen Apparats, der das aufſtändiſche Volk niederhält, beſchafft werden 
ſollen, iſt dem Adel vollſtändig gleichgültig. Da man vom „eigenen“ Volke 
nichts mehr erpreſſen kann und die Staatskaſſe vom Kriege erſchöpft iſt, ſo 
ſind die edlen Patrioten bereit, unter den ſchlimmſten wucheriſchen Bedin⸗ 
gungen Geld im Ausland zu leihen. Während ſie im eigenen Lande Juden⸗ 
metzeleien veranſtalteten, brachte ihr Organ, die „Russkoje Snamja“, der edlen 
Seele und dem „chriſtlichen“ Gefühl des Berliner Börſenjuden Mendelſohn 
im vorigen Jahre eine ganze Lobeshymne dar. Will man ihnen kein Geld 
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mehr leihen, ſo ſind ſie bereit, alles zu verkaufen: Forſte, Bergwerke, Eiſen⸗ 
bahnen uſw. Die geſamte Finanz⸗, Wirtſchafts⸗, Zoll⸗ und Tarifpolitik muß 
ihrer Geldgier dienſtbar ſein. Die Ausſaugung der Grenzländer zugunſten 
eines ganzen Schwarmes von Beamten und infolgedeſſen eine neue Verſchär⸗ 
fung der nationalen Unterdrückung und nationaler Konflikte iſt ebenfalls das 
unausbleibliche Reſultat der Diktatur des Junkertums. | 


VII. 
Das iſt die Lage, mit welcher ſich die kapitaliſtiſche Bourgeoiſie abzufinden 


genötigt iſt, ſoweit ſie ihre Koalition mit der Regierung und dem Junkertum 
aufrechterhalten will; oder richtiger geſagt, ſoweit ſie ſich dem Junkertum 
unterwirft. „Eine traurige Notwendigkeit“ — dieſe heuchleriſche Phraſe, die 
die Oktobriſten nach dem Staatsſtreich vom 16. Juni gebrauchten, kennzeichnet 
unübertrefflich dieſe Lage der Bourgeoiſie. Während ſie ſich frühzeitig in 
Gegenſatz zur Maſſenbewegung ſetzte, während ſie eine Konſtitution nur für 
ſich, nur für „die höheren Zehntauſend“ ſchaffen wollte, geriet ſie mit den 


ſozialen Verhältniſſen Rußlands in Widerſpruch, ſtellte ſie ſich eine Aufgabe, 


die hiſtoriſch unmöglich iſt, und geriet ſie dadurch in einen verhängnisvollen 


Zirkel. 
Das Klaſſenverhältnis in Rußland ſtellt das Land mit eiſerner Notwendig— 
keit vor das Dilemma: Reaktion oder Revolution. Die Bourgeoiſie ging ins 


Lager der Reaktion über, und anſtatt eine Konſtitution zu fordern, die ſie noch 


heute als Lebensbedingung für die Entwicklung der Induſtrie anerkennt, iſt 
ſie gezwungen, mit eigenen Händen das Staatsſchiff an das Ufer des Ab⸗ 


ſolutismus zu ſteuern und ſogar des Abſolutismus in einer unendlich ver— 


ſchlimmerten, junkerlichen Form! Hier handelt es ſich nicht mehr einfach um die 
Desorganiſation des Staatsmechanismus, ſondern um das direkte Auseinander- 


fallen des Reichs in eine Reihe von Paſchaliks, von Generalgouvernements 


mit eigenen Geſetzen, eigenen Verbrechen und eigenen Unterſchlagungen. Es 
handelt ſich hier nicht einfach um Verletzung der Intereſſen der „einheimiſchen“ 


Induſtrie, ſondern um Ausverkauf der nationalen Reichtümer an Ausländer, 
um Ausplünderung der Staatskaſſe zur Rettung des zariſchen und junker⸗ 
lichen Landbeſitzes; nicht einfach um den Ruin des Dorfes, ſondern um die 
Hepidemiſche Hungersnot, die Verwüſtung ganzer Ortſchaften, Exekutionen, Er⸗ 


| haltung von vielen Zehntauſenden von Landpoliziſten; um eine Revolte, die 
wie ein ſchleichender Waldbrand um ſich greift. 


Und die Arbeiterbewegung? Mit ihr, die ſchon die Luft der Revolution 


eingeatmet hat, kann der junkerliche Abſolutismus noch viel weniger fertig 
werden, als bisher der bureaukratiſche; in der Atmoſphäre der revolutionären 
Gärung, bei der Unmöglichkeit des offenen Kampfes ruft die Unterdrückung 
und die Arbeitsloſigkeit zahlloſe zerſtörende Aktionen hervor. Brandſtiftungen, 
Morde, Plünderungen — die ſich in erſter Reihe gegen das Eigentum und 


das Leben der Induſtriellen, der Kaufmannſchaft und ihrer Beamten richten, 


ganz abgeſehen vom Kultus der „Expropriationen“, der auf dem Boden des 


geſellſchaftlichen Verfalles gedeiht. Wie kindiſch und lächerlich erſcheint die 
Subatow⸗Politik im Vergleich mit dem Hauſen der Hefe der ſtädtiſchen Be— 
| völkerung, dieſer Prätorianerarmee der Selbſtherrſchaft und des Junkertums, 
die ungeſtraft plündern, morden, Pogrome anſtiften, das ganze wirtſchaftliche 


| 


Leben (wie zum Beifpiel in Odeſſa) zum Stillſtand bringen darf! 
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Es iſt völlig klar, daß die kapitaliſtiſche Bourgeoiſie, jo gern fie es aus | 


Furcht vor der Revolution und aus Haß gegen das Proletariat auch täte, 


ſich unmöglich mit einer ſolchen eigenartigen Ordnung ausſöhnen kann, die 
in Wirklichkeit in eine chroniſche Revolte einerſeits und andererſeits in die 
junkerlich⸗ſelbſtherrſchaftliche Diktatur hinausläuft. Die elementaren Intereſſen 
der kapitaliſtiſchen Induſtrie müſſen früher oder ſpäter die Bourgeoiſie zwingen, 


der junkerlichen Reſtaurierung der Selbſtherrſchaft entgegenzutreten. 
Allerdings, gegenwärtig tröſtet ſich die kapitaliſtiſche Bourgeoiſie noch da⸗ 
mit, daß die Partei, um deren Fahne ſie ſich geſchart hat, die „führende“ 


Rolle in der dritten Duma einnimmt; ſie beruhigt ſich noch vorläufig mit der 


Illuſion, daß es ihr mit Hilfe des Dumaapparats gelingen werde, die nötigen 


Garantien zu ſchaffen und die Politik der Regierung ihren Intereſſen untertan 


zu machen, und einſtweilen verwendet ſie alle Energie darauf, dem Prole⸗ 


tariat alle ſeine Eroberungen zu entreißen. Allein der Gang der Duma⸗ 


arbeiten beweiſt zur Evidenz, daß die Großbourgeoiſie vor dem erzreaktionären 
Junkertum kapitulieren muß, denn — die „Ordnung“, die augenblicklich in 
Rußland herrſcht, iſt keine Diktatur der Großbourgeoiſie, ſondern des erz⸗ 
reaktionären Junkertums. Und ſobald die bürgerliche Hälfte der führen⸗ 
den Dumapartei — des Oktoberverbandes — auch nur im geringſten Miene 


macht, nicht politiſche Veränderungen durchführen zu wollen, ſondern die 
Staatswirtſchaft den Bedürfniſſen der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft anzupaſſen, 


tauchen ſofort unverhüllte Drohungen einer neuen Dumaauflöſung und der 


formellen Wiederherſtellung der Selbſtherrſchaft auf. Heute verbietet man es 


der Duma ganz kategoriſch, eine wirkliche Ausübung ihrer Budgetrechte anzu⸗ 


ſtreben; morgen ſetzt man ihr das Meſſer an die Kehle, ſie möge zwei Mil⸗ 
liarden für die Flotte bewilligen (das heißt bei ruſſiſchen Verhältniſſen in 


erſter Linie für die Fütterung eines ganzen Schwarms von Landadmirälen 
mit den Großfürſten an der Spitze und für Flottenbeſtellungen bei aus⸗ 


ländiſchen Werken, als Belohnung für die Pumpdienſte, welche die ausländiſche 
Bourgeoiſie der ruſſiſchen Regierung erweiſt); übermorgen endlich, wie das 


eben der Fall war, wird unter dem Anſchein einer Emiſſion von vierpro⸗ 


zentigen Schatzſcheinen der Reichsrentei eine Anleihe von 163 Millionen Rubel 
abgeſchloſſen uſw. uſw. 


Das iſt jedoch nur erſt der Anfang. Je weiter, deſto mehr wird ſich die 
Großbourgeoiſie überzeugen müſſen, daß ſie für das verkaufte Recht ihrer 


politiſchen Erſtgeburt nicht einmal das Linſengericht wirtſchaftlicher Vorteile 
erhalten hat. Je weiter, deſto ſchärfer wird das Dilemma: entweder Auf⸗ 


löſung der kapitaliſtiſchen Wirtſchaft zugunſten der hiſtoriſch unmöglichen 


Wiederherſtellung der vorkapitaliſtiſchen Ordnung oder Auflöſung der Junker⸗ 
diktatur und Emanzipation der bürgerlichen Geſellſchaft. Dieſes Dilemma 
macht den Zerfall des „Verbandes vom 30. Oktober“, der die Koalition der 


kapitaliſtiſchen Bourgeoiſie und des Junkertums repräſentiert, und den Über⸗ 


gang der Bourgeoiſie zur politiſchen Oppoſition unvermeidlich. Dieſer Schritt 


wird ihr durch die Erfahrung ihres Kampfes mit dem Proletariat erleichtert, 


denn dabei hat ſie ihre ſoziale Macht im Rahmen der bürgerlichen Geſellſchaft 
kennen gelernt. a 


Augenblicklich haben wir ſchon eine Reihe von Anzeichen dieſes künftigen N 


Überganges der Bourgeoiſie in die Reihen der Oppoſition: im Oktoberverbande 


kommt es ſchon jetzt zu den heftigſten Reibungen, und bei ſeinen bürgerlichen 
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Elementen macht ſich immer häufiger der Katzenjammer nach dem „Sieges- 
rauſch“ bemerkbar, der einzig das Reſultat gezeitigt hat, daß ſich die Duma 
mit tauſend kleinlichen Geſetzesvorlagen, mit denen die Regierung ſie über⸗ 


häuft, abzuplagen hat, während die Regierung „höhere“ Politik ganz ohne 


Mitwirkung des Parlaments macht. Es tauchen auch charakteriſtiſche An⸗ 


zeichen der Belebung des Kleinbürgertums und der bürgerlichen Intelligenz 
auf, deren politiſcher Barometer ſich beſtändig dem der kapitaliſtiſchen Bour⸗ 
geoiſie anzupaſſen ſucht: es finden wiederum Kongreſſe der Intelligenz ſtatt 


— der Arzte, der Volksuniverſitäten uſw. —, die als Waffe des politiſchen und 
organiſatoriſchen Zuſammenſchluſſes dienen, es beginnen wiederum Studenten⸗ 
unruhen, es macht ſich eine Belebung der „Kulturarbeit“ bemerkbar. 

Auf der Tagesordnung in Rußland ſteht jetzt das Wiederaufleben oder 
richtiger geſagt das Entſtehen des bürgerlichen Liberalismus, denn 
bisher gab es in Rußland bloß einen agrariſchen Liberalismus. Bei Beginn 
der Revolution ſammelte ſich die Bourgeoiſie um ſeine Fahne, und der ruſſiſche 


Liberalismus trug auch weiter die traditionelle Semſtwofärbung. Jetzt iſt 
zum erſtenmal in Rußland der großkapitaliſtiſche Liberalismus im Ent⸗ 
ſtehen begriffen. 


Wir ſind unendlich weit davon entfernt, irgendwelche Illuſionen in bezug 


auf die Standhaftigkeit, die Konſequenz, das demokratiſche Empfinden dieſes 
Liberalismus zu hegen. Aber wie dem auch ſein mag, ſein Erſcheinen auf 
der politiſchen Szene ſchafft eine neue Gruppierung der Kräfte und neue 
Bedingungen für den politiſchen Kampf. Mag nach einem Zerfall des Blocks 


der feudalen Junker und der Großbourgeoiſie die bürgerliche Oppoſition in der 


Minorität bleiben und die Duma auch weiterhin ein ruhmloſes Daſein friſten, 
oder aber die bürgerliche Oppoſition die Majorität erlangen und die Duma 


[ 
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gleich ihren Vorgängerinnen nach Hauſe geſchickt werden, in dieſem und jenem 
Falle wird der Übergang der Großbourgeoiſie zur Oppoſition unbedingt eine 


Belebung der Bewegung der kleinbürgerlichen Demokratie und eine Ab— 


ſchwächung der Angriffe der Bourgeoiſie auf das Proletariat nach ſich ziehen. 


Das iſt das Mindeſte, was erfolgen muß. 


Freilich, wäre die kapitaliſtiſche Bourgeoiſie einſichtig und politiſch ent⸗ 


wickelt, dann müßte ſie zur Erkenntnis gelangen, daß eine revolutionäre 


Maſſenbewegung und eine mehr oder weniger umfaſſende Agrarreform jetzt 


wie vor den Oktobertagen für ſie den einzigen Weg zum Sieg über das 
Junkertum darſtellt. Aber ſo viel erwarten wir nicht. Indes auch das 
Mindeſtmaß an politiſcher Oppoſition, zu dem ſich die Bourgeoiſie ſchließlich 
genötigt ſehen wird, genügt, um die politiſche Bewegung des Proletariats 


und gleichzeitig der Stadt und des Dorfes von neuem zu entfachen und auf 


dieſe Weiſe die augenblicklich untätige Revolutionsmaſchine wieder in Gang 
zu ſetzen. 


Es verſteht ſich von ſelbſt, daß von der Stärke der Organiſation, dem Ver⸗ 
ſtändnis und der politiſchen Einſicht des Proletariats in hohem Maße der 
weitere Gang der Ereigniſſe abhängen wird, und daß der ökonomiſche Kampf 


des Proletariats, indem er die Gegenſätze zwiſchen der ganzen Verfaſſung der 
bürgerlichen Geſellſchaft und der junkerlichen Diktatur verſchärft, imſtande ſein 
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wird, den Augenblick des Zuſammenſtoßes der Großbourgeoiſie mit dem Junker⸗ 
tum und des Überganges der Bourgeoiſie in die Reihen der Oppoſition zu 
beſchleunigen. 
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Unſere Unterſuchung zeigt alſo, daß die Revolution zwar geſchlagen, aber 
nicht beſiegt iſt; daß ihr Sieg bevorſteht; daß die Haupttriebkraft der poli⸗ 
tiſchen Revolution der ruſſiſchen bürgerlichen Geſellſchaft nach wie vor die 
ſelbſtändige Klaſſenbewegung des Proletariats darſtellt, daß aber die Bedingung 
ihres Aufſchwungs — die Oppoſition der Bourgeoiſie iſt, und die Quelle der 
revolutionären Gärung und der elementaren vernichtenden Kräfte im Bauern⸗ 
tum liegt. 2 


Die Agrarfrage in Ungarn. | 
Von E. 53. (Budapeſt). 


Ein flüchtiger Blick auf die wirtſchaftliche Struktur und die ſoziale Or⸗ 
ganiſation Ungarns muß genügen, um zu zeigen, daß unter dem Aufputz eines 
parlamentariſchen Regimes und weſteuropäiſch⸗liberaler Einrichtungen ein erſt 
in die erſten Anfänge des induſtriellen Kapitalismus eintretender feudaler 
Organismus ſich verbirgt. Nicht weniger als 36,8 Prozent der landwirt- 
ſchaftlich benutzten Bodenfläche find Großgrundbeſitz (Betriebe über 500 Kar 
taſtraljoch 287,5 Hektar); der gebundene Beſitz (Fideikommiß, tote Hand uſw.) 
betrug 1870 ſchon 21,8 Prozent der geſamten Kulturfläche, 1895, nach fünfund⸗ 
zwanzig Jahren ſogenannter liberaler Ara, bereits 34,8 Prozent, heute beſtimmt 
noch mehr. Nicht mehr als 17,5 Prozent aller Erwerbenden waren 1900 
in Bergbau, Induſtrie, Handel und Verkehr tätig, während die Landwirt⸗ 
ſchaft 71,9 Prozent der Erwerbenden beſchäftigt hat (1550000 gegen 6350 000). 
Die direkte Steuerlaſt iſt auf die landwirtſchaftliche und nichtlandwirtſchaft⸗ 
liche Bevölkerung derart verteilt, daß die Landwirtſchaft nach einem berech⸗ 
neten Reinertrag von 134,8 Millionen Gulden beſteuert wird, während der 
Steuer des anderen Teiles die Summe von 480,7 Millionen Gulden zugrunde 
gelegt wurde, woraus folgen müßte, daß 72 Prozent der Erwerbenden kaum 
mehr als ein Viertel des Arbeitsertrags von 17,5 Prozent der erwerbenden 
Bevölkerung produzieren. Wie aber ſelbſt innerhalb der Landwirtſchaft die 
Steuerlaſt verteilt iſt, das wird durch die Berechnungen eines gewiß einwand⸗ 
freien Zeugen, des Direktors des Landesverbandes der Induſtriellen, 
Dr. R. Hegedüs, grell beleuchtet. Dieſer weiſt nach, daß bei 10 Kronen? 
reinem Kataſtereinkommen 60 Prozent, bei 20 Kronen 30 Prozent, bei 
100 Kronen 6 Prozent, bei 1000 Kronen 1,2 Prozent, bei 10000 Kronen 
0,12 Prozent und bei 100000 Kronen nur mehr 0,01 Prozent Erwerbſteuer 
zweiter Klaſſe gezahlt werden; faſt dasſelbe Verhältnis herrſcht bei der Be⸗ 
meſſung der Grundſteuer, ſo daß man kühn behaupten kann, daß ſich trotz 
Bauernbefreiung und Einführung der allgemeinen Steuerpflicht in 1848 nur 
ſo viel geändert hat, daß früher alle Adeligen ſchlechthin, heute aber bloß die 
2000 Großgrundbeſitzer ſteuerfrei ſind. (Denn wenn ſie eine gewiſſe Steuer⸗ 
ſumme auch zahlen, ſo wird ihnen dieſe in Form von unmittelbaren wirt⸗ 
ſchaftlichen und wirtſchaftlich verwertbaren politiſchen Privilegien reichlich ver⸗ 
gütet.) Dieſem Stande der Kräfteverhältniſſe entſpricht auch die Zuſammenſetzung 
der zwei mächtigſten unmittelbaren Faktoren der Geſetzgebung und Verwal⸗ 


11 Gulden —= 1,70 Mark. 
2 1 Krone = 85 Pfennig. 
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tung: der Geſetzgebungskörper beſteht aus dem Magnatenhaus, dem auf Grund 
erblicher Berechtigung nur Großgrundbeſitzer angehören, und dem Abgeordneten— 
haus, zu dem nur 1100000, das heißt 6,1 Prozent der Bevölkerung, das 
Wahlrecht haben; die höhere Bureaukratie wieder wird faſt ausſchließlich aus 
der Gentry, dem Kleinadel, rekrutiert. 
Man braucht ſich in Gedanken nur in dieſes Milieu hineinzuverſetzen, um 
den Schlüſſel zu all den Vorgängen und Kämpfen in Ungarn, durch die das 
Ausland ſich manchmal verblüffen läßt, zu finden. Die achtundvierziger 
Revolution war keine bürgerliche, ſondern eine agrariſche Revo— 
lution. Was ſie an der wirtſchaftlichen Struktur des Landes änderte, war, 
daß ſie durch Freimachung der Hörigen dem Großgrundbeſitz Lohnarbeiter zu- 
führte (es gab im Jahre 1900 nicht weniger als 2 Millionen beſitzloſe Land⸗ 
arbeiter, reine Proletarier) und der induſtriellen Entwicklung die Bahn öffnete. 
Aber die 650000 Arbeiter der langſam ſich entwickelnden Induſtrie — der 
einzigen Grundlage eines bourgeoiſen Regimes — haben ihren Kampf nicht nur 
gegen ein Unternehmertum zu führen; denn hinter dieſem ſteht die Phalanx 
des privilegierten Großgrundbeſitzes, der die geſamte wirtſchaftliche und poli⸗ 
tiſche Geſetzgebung beherrſcht. Alle Probleme des modernen Ungarn löſen ſich 
in letzter Inſtanz im Problem des Großgrundbeſitzes auf. 
Wie man dieſem Problem praktiſch am beiten beikommen kann, bildet 
ſeit jeher die brennendſte Frage der ungariſchen Arbeiterbewegung. 
Aber — wir müſſen geſtehen — eine Frage, um die ſich gerade die Be— 
rufenſten bisher ſehr wenig gekümmert haben. 

Erſt Kautsky zeigte uns, daß die Agrarfrage in Ungarn — ſo wie in Ruß⸗ 
land — ganz anders liege als in Weſteuropa. In Ungarn ſei der Bauer 
noch ein revolutionärer Faktor. „Nur durch Niederkämpfung der heute herr- 
ſchenden Produktionsweiſe, welche die Reſte des Feudalismus zur ſcham⸗ 
loſeſten kapitaliſtiſchen Ausbeutung ausnutzt, und nur durch Niederkämpfung 
der heute politiſch herrſchenden Ariſtokratie kann ſeine verzweifelte Lage ge⸗ 
beſſert werden.“ Darum ſei die eigenſte und wichtigſte Frage des ungariſchen 
Proletariats die Agrarfrage. | 
Mehr aber noch als theoretiſche Erörterungen haben uns wirtſchaftliche 
Erſcheinungen der letzten Jahre dem Problem praktiſch näher gebracht. 
Die Landwirtſchaft wird in Ungarn faſt durchgängig extenſiv betrieben. 
Der reine Kataſterertrag von mehr als 2,1 Millionen Betrieben (faſt 90 Pro- 
zent aller Betriebe) bleibt unter 100 Kronen! und unterliegt bei unſerem de⸗ 
greſſiven Steuerſyſtem einer Geſamtbeſteuerung von 97,5 bis 39,3 Prozent 
(wobei die 97,5 Prozent die Steuerlaſt der kleinſten Erträge [bis 10 Kronen], 
die 39,3 Prozent die der größeren repräſentieren). Es folgt von ſelbſt, daß 
bei einer ſolchen Beſteuerung 90 Prozent der Grundbeſitzer in einem Jahre 
der Armenpflege anheimfallen oder verhungern müßten, wenn ſie nicht durch 
künſtliche Mittel erhalten würden. Den Zwerg- und Kleinbetrieb künſtlich 
am Leben zu erhalten, iſt aber ein eminentes Intereſſe des ebenfalls extenſiv 
betriebenen Großgrundbeſitzes. Der Zwerg⸗ und Kleinbauer iſt der beſte 
Lohnarbeiter für ihn. Gelingt es ihm, den Lohn des reinen Proletariers 
bereits bis zur alleräußerſten Grenze des Lebensunterhaltes herunterzudrücken, 


Faktiſch etwa 200 bis 240 Kronen, da der Kataſterertrag durchſchnittlich 2,3 fach unter 
em wirklichen Ertrag geſchätzt wird. 
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ſo kann er dem zur Lohnarbeit gezwungenen Zwerg⸗ und Kleinbauer gegen⸗ 
über ſelbſt das „eherne Lohngeſetz“ zuſchanden machen und den Lohn um den 
Betrag deſſen unter das Niveau des äußerſten Lebensunterhaltes drücken, 
was der Bauer aus ſeinem kleinen Beſitz ſelbſt herausſchlagen und zur Er⸗ 
gänzung des Fehlenden heranziehen kann. e 

Selbſtverſtändlich genügt aber die Lohnarbeit nicht, um den Zwerg⸗ und 
Kleinbauer über Waſſer zu halten. Im Jahre 1895 wechſelten 1044733 Bar 
zellen den Eigentümer, 1904 bereits 1375077, und die Steuerrückſtände „ 
liefen ſich ſchon 1901 in einem Drittel der Gemeinden des Landes auf über 
100 Prozent.“ So iſt es nur zu leicht erklärlich, daß in der Zeit von 1890 
bis 1900 die Zahl der ſelbſtändigen Grundbeſitzer um 100000 geſunken iſt, | 
während in derſelben Zeit die der landloſen landwirtſchaftlichen Proletarier 
um 200000, das heißt 11 Prozent, zugenommen hat. Natürlich profitierte 
davon in erſter Reihe der Großgrundbeſitz. Wie aber konnte ſich der Reſt der 
Zwerg⸗ und Kleinbauern bis heute erhalten? 1 

Das Mittel, welchem der Kleingrundbeſitz ſein Fortleben verdankt, iſt ohne 
Zweifel die Auswanderung. Seit Ende der neunziger Jahre ergießt ſich 
ein immer ſtärker werdender Strom von Auswanderern aus allen Teilen 
Ungarns. Belief ſich der Jahresdurchſchnitt in der Periode 1896 bis 1900 erſt 
auf 32000, ſo ſtieg dieſe Zahl in den Jahren 1901 bis 1905 bereits auf 110000, 
ſchon 1905 auf 170000, 1906 auf 186000 und in der erſten Hälfte von 1907 
auf nicht weniger als 124000. Dieſer enorme Bevölkerungsverluſt ſtellt leider 
nicht nur ein koloſſales Sicherheitsventil dar, durch welches ein gut Teil der 
Unzufriedenheit und der zum blutigen Ausbruch drängenden Empörung ent⸗ 
weicht; es iſt zugleich die große Geld- und Kreditquelle des Kleingrundbeſitzes. 
Man berechnet die von den Auswanderern nach Hauſe geſandte Summe in 
den Jahren 1905 bis 1907 auf 150 bis 200 Millionen Kronen jährlich. Dies 
erklärt uns den Fortbeſtand des Kleingrundbeſitzes. a 

Es follte aber dem Großgrundbeſitz die Freude darob nicht ungetrübt bleiben. 
Man ließ ſich die Auswanderung gern gefallen, ſolange ſie ſich in den beſcheidenen 
Grenzen bewegte, welche den Intereſſen und Wünſchen des Großgrundbeſitzes 
eigentlich ſehr entgegenkamen. Ja man ging in der Zuvorkommenheit ſo weit, 
daß man das Auswanderungsgeſchäft ſtaatlich regeln und der mit einem 
Monopol belehnten Schiffahrtsgeſellſchaft die Mindeſtzahl von jährlich 30000 
Auswanderern durch den Staat garantieren ließ. Als aber aus den 
Zehntauſenden Hunderttauſende wurden, machten ſich auch andere weniger 
erwünſchte Folgen bemerkbar. Iſt der extenſive Großbetrieb auf den am 
grenzenden Kleinbeſitz als den ſicheren Lieferanten von Arbeitskraft angewieſen, 
ſo kann er andererſeits die Konkurrenz auf dem Lebensmittelmarkt nur be⸗ 
ſtehen, wenn er die Produktionskoſten durch äußerſte Ausbeutung der Arbeits“ 
kraft und durch Zahlen von Hungerlöhnen verringern kann. Das iſt gegangen, 
ſolange die depoſſedierten Kleinbauern im Lande geblieben ſind und das Ar⸗ 
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ı Den Weltrekord ſchlug zweifellos diejenige Gemeinde, deren Steuerrückſtand ng 
weniger als 4252 Prozent betragen hat. Ein Aquivalent dieſer Zuſtände findet man nur 
in Rußland, wo laut einer Mitteilung an den Ungariſchen Induſtriellenverband die Steuer⸗ 
rückſtände in den fruchtbarſten Zentralgouvernements in den Jahren 1871 bis 1875 erſt 
10 Prozent, in den öſtlichen Gouvernements 22 Prozent, im Jahre 1898 bereits 177 bezw. 
232 Prozent betragen haben; in den anderen Gouvernements iſt das Verhältnis noch um 
günſtiger. © 
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beitsangebot vermehrt haben. Seitdem aber nicht nur mehr und mehr Lohn⸗ 
arbeiter auswanderten, ſondern ein immer kleinerer Prozentſatz zurückwanderte 
und auch die Anſprüche der zurückgewanderten Kleinbauern ſich dem Lohn— 
und Kulturniveau des amerikaniſchen Arbeiters zu nähern begannen, da war 
es mit den ſchönen Zeiten aus. Es entſtand ein landwirtſchaftlicher Arbeiter- 
mangel und zugleich eine landwirtſchaftliche Arbeiterbewegung, feſter, bewußter 


und erfolgreicher als alle früheren ſporadiſchen Organiſationsverſuche des 


Agrarproletariats. Der ſozialdemokratiſche „Landesverband der Landarbeiter 
Ungarns“ hat es bis Ende 1906 auf 24000 Mitglieder gebracht, andere Land⸗ 


arbeiter⸗ und Kleinbauernorganiſationen zuſammen auf vielleicht 10000: eine 


verſchwindende Zahl im Vergleich zu den zwei Millionen des landwirtſchaft⸗ 
lichen Proletariats, aber gar nicht zu unterſchätzen, wenn man die früheren 
Verſuche und insbeſondere die Erfolge ins Auge faßt. Trotz aller wilden 


Verfolgungen, trotz des ſtaatlich organiſierten Streikbrecherdienſtes (der „ſtaat⸗ 
lichen Arbeiterreſerve“ und der „ſtaatlichen Erntemaſchinen“) ſind die Arbeits⸗ 
löhne in den letzten zwei Jahren mächtig geſtiegen, haben ſich die Arbeits⸗ 
bedingungen weſentlich gebeſſert. In manchen Gegenden betrug die Lohn⸗ 
zunahme 100 und mehr Prozent; und man war froh, wenn man Arbeiter in 
genügender Zahl überhaupt anwerben konnte. 

Das iſt ein Zuſtand, den der feudale Großbetrieb auf die Dauer nicht 


vertragen kann. In ihrer Bedrängnis treten die Agrarier mit faſt unglaub⸗ 


lichen finanziellen und reaktionären politiſchen Forderungen an den Staat 


heran. Sie verlangen faſt vollſtändige Steuerfreiheit für den Grundbeſitz, 


Subventionen und andere poſitive und negative Begünſtigungen jeder mög⸗ 
lichen Art und die Unterdrückung der letzten Reſte der politiſchen Freiheiten 
des landwirtſchaftlichen Proletariats ſowohl als deſſen Führers: der indu⸗ 
ſtriellen Arbeiterſchaft. Von keiner Regierung wurden die Arbeiterorgani⸗ 
ſationen ſo hart bedrängt wie von der „national⸗demokratiſchen“ Koalitions⸗ 
regierung: nicht nur wurden Hunderte von Ortsgruppen des Landarbeiter⸗ 
verbandes aufgelöſt; auch große Landesorganiſationen der Induſtriearbeiter 
fielen demſelben Schickſal zum Opfer. Zugleich arbeitet die ganze Maſchinerie 
der Geſetzgebung und Verwaltung fieberhaft daran, das Wenige, was in 
Ungarn ſeit 1848 an liberalen wirtſchaftlichen, politiſchen und geiſtigen In⸗ 
ſtitutionen und Strömungen hervorgebracht wurde, niederzutreten und zu ver⸗ 
nichten. 

Eine Steuerreform wird vorbereitet, welche die beſtehenden Hinderniſſe 
einer Erhöhung der Lebenshaltung der Arbeiterſchaft und einer induſtriellen 
Entwicklung ins Ungemeſſene ſteigert; ein neues Volksſchulgeſetz macht den 
Volksſchulen nicht den Unterricht, ſondern die Magyariſierung zur erſten und 
hauptſächlichſten Pflicht: man wird begreifen, was das in einem armen Lande 
nit 40 Prozent Analphabeten zu bedeuten hat; man ſchafft ſogenannte Ar⸗ 
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deiterſchutzgeſetze, durch welche 500000 landwirtſchaftliche Dienſtboten in ein 


örmliches Hörigkeitsverhältnis gebracht werden; man facht den magyariſchen 


Chauvinismus durch geſteigerte Verfolgung der ſlawiſchen Nationalitäten an 
md fucht dadurch die Aufmerkſamkeit von den Leiden des magyariſchen Volkes 
lenken. Kurz: wir leben in einem Zuſtand des Paroxysmus aller feudalen 
‚md reaktionären Kräfte, wie wir das in Ungarn noch nicht erlebt haben und 
den wir uns nicht anders deuten können wie als das Symptom der beginnenden 


Auflöſung einer überholten, der feudalen Geſellſchaftsordnung. 
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Und ſchon mehren ſich auch die Zeichen, daß dem Großgrundbeſitz ſelbſt 
vor ſeinem großen Glücke bange wird. Wohl wiſſen wir den wahren Wert 
und die verborgene Bedeutung der bauernfreundlichen Politik des internatio⸗ 
nalen und auch des ungariſchen Agrariertums zu ſchätzen. Auch in der ſeit 
einigen Jahren lebhaft betriebenen und vom Staate geförderten Parzellierung 
einzelner Latifundien werden wir das individuelle Intereſſe der betreffenden 
ſtark verſchuldeten Großgrundbeſitzer und der ſogenannten Parzellierungsbanken 
eher entdecken können als die Liebe zum Bauern, dem bei dem wucheriſchen 
Geſchäft nicht nur ſein letzter Heller weggenommen wird, ſondern — wir 
zitieren aus agrariſcher Quelle — „er muß nach einigen Jahren auch um ſein 
neues Hab und Gut kommen“, ſo teuer und unter ſo ſchwierigen Bedingungen 
wird der Kauf abgeſchloſſen. Nichtsdeſtoweniger dürfen wir den ſymptoma⸗ 
tiſchen Wert mancher Erſcheinungen der ſogenannten bauernfreundlichen 
Politik nicht unterſchätzen, ſobald dieſe den Charakter von Maſſenaktionen an⸗ 
nehmen. 1 
Schon kündigen die agrariſchen und gouvernementalen Organe eine Ne 
gierungsvorlage an, welche die Parzellierung in größerem Maßſtab möglich 
machen ſoll. 100 Millionen Kronen ſollen ins Staatsbudget für dieſen Zweck 
eingeſtellt werden. Viel weiter geht ein der Geſetzgebung vor wenigen Tagen 
vorgelegter Antrag eines Großgrundbeſitzermitglieds des Abgeordnetenhauſes, 
der nicht weniger verlangt als die ſtaatliche Zwangsenteignung der Fidei⸗ 
kommiſſe, entweder im Kaufweg oder durch langfriſtige Pachtungen. Wenn 
dieſer, an das neue engliſche Anſiedlungsgeſetz erinnernde Vorſchlag vorläufig 
auch nicht akzeptiert wird, ſo ſcheint er uns doch den Weg der Entwicklung 
zu weiſen, der früher oder ſpäter eingeſchlagen werden muß; 

An der ſozialiſtiſchen organiſierten Arbeiterſchaft liegt es, den Fluß dieſer 
Entwicklung möglichſt in ſozialiſtiſche Bahnen zu lenken. Uns ſcheint es, daß 
in dieſem Prozeß nicht die techniſche Überlegenheit des Kleinbetriebs wirkend 
iſt, ſondern die Überholtheit der feudalen Form des Großgrundbeſitzes, des 
extenſiven Großbetriebs. Soll er zur intenſiven Wirtſchaft übergehen, ſo 
braucht er billiges Leihkapital. Das gibt es aber in Ungarn nicht, denn es 
iſt kein Handelszentrum, und eine Induſtrie konnte ſich infolge der übertriebenen 
agrariſchen Wirtſchafts⸗ und insbeſondere Zollpolitik auch nicht ſo weit ent⸗ 
wickeln, daß dadurch namhafte Kapitalienüberſchüſſe ins Land hätten gelockt 
werden können. So bleibt dem feudalen Großgrundbeſitz nichts anderes übrig 
als die teilweiſe Liquidation. Man gibt einen Teil preis, um den anderen 
zu retten. 

Dieſer Auflöſungstendenz muß mit ſozialiſtiſchen Organiſierungsvorſchlägen 
und Verſuchen entgegengekommen werden. Die ſozialiſtiſche Partei muß fordern 
und muß die Forderung auch dem landwirtſchaftlichen Proletariat beibringen, 
daß der durch ökonomiſchen Zwang frei werdende Grund und Boden nicht 
einfach den Privateigentümer wechſeln darf, ſondern in den Beſitz der All- 
gemeinheit zurückgeführt, durch Vermittlung der Gemeinde und des Kreiſes 
den größeren Einheiten des nationalen Organismus vorbehalten werden muß. 
Wie dann dieſes Gemeineigentum bewirtſchaftet werden ſoll, ob in individueller 
oder genoſſenſchaftlicher, in großer oder kleiner Pacht, das iſt eine weitere 
Frage, welche bloß in Berückſichtigung der lokalen Verhältniſſe, der techniſchen 
Entwicklung, der Weltmarktverhältniſſe und des intellektuellen Fortſchritts der 
landwirtſchaftlichen Bevölkerung entſchieden werden kann. A 
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Einſtweilen wird ſich der nächſte, zu Oſtern abzuhaltende Parteikongreß mit 
der Frage zu beſchäftigen haben. Das „Landesorganiſationskomitee der Land⸗ 
arbeiter“ hat einen Agrarprogrammentwurf ausgearbeitet, der dieſem Kongreß 
unterbreitet werden ſoll. Und wenngleich auch wir der Meinung ſind, daß 
ein Schritt Bewegung mehr wert iſt als hundert Programme, ſo glauben wir 
in dieſem Falle doch, daß eine richtige Stellungnahme in der Agrarfrage die 
Entwicklung des ungariſchen Sozialismus auf Jahre hinaus günſtig beein⸗ 
fluſſen müßte. 


frank wedckinu. 


Von N. Trotzky. 


Es könnte von ſeiten eines ruſſiſchen Schriftſtellers als eine Kühnheit er⸗ 
ſcheinen, vor deutſche Leſer zu treten mit einem Urteil über einen deutſchen 
Dichter. Aber wir leben in einer Zeit des ſich immer mehr vertiefenden Inter⸗ 
nationalismus. Die ruſſiſche Intelligenz hat in kaum einem Jahre Wedekind 
eine Popularität verſchafft, deren er ſich in ſeinem Vaterlande nicht erfreut. 
Und das intereſſanteſte daran iſt, daß es zum großen Teile gerade diejenige 
Intelligenz iſt, die vor zwei, drei Jahren eine Nachfrage „nach Kautsky“ her⸗ 
vorbrachte, wie ſie vom Standpunkt des führenden ſozialiſtiſchen Deutſchland 
phantaſtiſch erſcheinen müßte. In dieſem ideologiſchen Wechſelfieber ſpiegelt 
ſich die politiſche Entwicklung Rußlands, ſo wie ſich die realen Erſcheinungen 
in dem Gehirne eines Wahnſinnigen ſpiegeln. Wir können hier auf dieſe 
Frage nicht näher eingehen. Wir wollen nur eines ſagen: die ruſſiſche In⸗ 
telligenz wird älter und beeilt ſich, die Möglichkeit zu geben, die Worte des⸗ 
jenigen Dichters auf ſie anzuwenden, der bei ihr zu ſo unerwartet großer 
Gunſt gelangt iſt: 
Wie ſchade, daß alles Schöne vergeht, 
Auch deine Hoheit. Die Pubertät 
Macht dich den übrigen Flegeln ähnlich. 
Der Duft iſt hin und du wirſt gewöhnlich.! 


Ja, auch ſie wird den übrigen Flegeln ähnlich. Wenn aber die deutſche 
Intelligenz ſeinerzeit den Schopenhauer aus den Bücherkammern herausſuchen 
mußte, um mit dem Waſſer des peſſimiſtiſchen Quietismus alle revolutionären 
Verpflichtungen von ſich abzuwaſchen, ſo ſucht ſich die ruſſiſche Intelligenz in 
dem analogen Momente nicht einmal ein geſchloſſenes Syſtem: ſie fühlt es, 
daß ſie für ihre Bedürfniſſe keine einzige philoſophiſche Formel finden wird, 
die nicht ſchon ganz durchſetzt wäre von dem Speichel der ſie immer wieder— 
käuenden Weiſen der zünftigen Wiſſenſchaft. Ein verſpäteter Gaſt an der 
Tafel der Geſchichte, iſt ſie gezwungen, ſich mit ſchöner Literatur zu begnügen 
T und mit was für einer? mit einer ſolchen, die das Produkt der Zerſetzung 
ihrer älteren Schweſter darſtellt. Dies ſind die allgemeinen Bedingungen, welche 
es möglich machten, daß die keineswegs titanenhafte Geſtalt des Müncheners 
Frank Wedekind einen ſo un verhältnismäßig großen Schatten wirft in dem 
ihm fremden Rußland. Er hat der ruſſiſchen Intelligenz gerade das geboten, 
was ſie brauchte: eine Kombination von ſozialem Nihilismus — dieſem ver⸗ 
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achtungsvollen Unglauben an den Kollektivmenſchen — mit erotiſcher Aſthetik. | 
Der erſtere erleichtert ihr die Liquidierung ihrer revolutionären Vergangenheit, 
die zweite tröſtet ſie wegen des Naſenſtübers, den ihr die Geſchichte verſetzt. 

Vielleicht genügen dieſe Bemerkungen, um zu erklären, was ein | 
Journaliſt mit einem deutſchen Dekadenten zu tun hat. | 


Des Weibes Leib iſt ein Gedicht, 

Das Gott der Herr geſchrieben f 
Ins große Stammbuch der Natur, 15 . 
Als ihn der Geiſt getrieben. (Heine.) i 


h 

Wedekind, der Zyniker und Skeptiker, hat doch auch ſeinen Gott. Keinen 
ſozialen, verſteht ſich, auch keinen ethiſchen, aber einen äſthetiſchen. Er betet 
den ſchönen menſchlichen Körper an oder, richtiger geſagt, den weiblichen 
Körper, die edle Kopfhaltung, die weiche Vollendung der Bewegungen. Die 
Verehrung der Vollkommenheit des Körpers geht unvermeidlich durch alles, 
was Wedekind je geſchrieben hat — unvermeidlich und faſt eintönig. Auf 
dieſem Gebiete gibt es für ihn nichts Unklares. Er hat ſeine Gedanken bis 
auf die letzten Einzelheiten durchdacht. Man kann an ſeinen Werken ver⸗ 
folgen, mit welcher Beharrlichkeit er im Laufe einer ganzen Reihe von Jahre 
über die Mechanik des Ganges nachgedacht hat. 

Auf ſeinem äſthetiſchen Ideal baut Wedekind ein Erziehungsſyſtem auf. 
Übrigens iſt das zuviel geſagt: Mine⸗Haha iſt etwas, was in der Mitte liegt 
zwiſchen einer „Erziehung junger Mädchen“ und einer Muskeltrainierung. 

Bis zum neunten oder zehnten Lebensjahre leben die Knaben und Mädchen 
zuſammen. Sie ſchlafen in einer gemeinſamen Schlafſtube und tummeln ſich 
ſtundenlang im Teiche herum. Die ſchöne Gertrud lehrt ſie gehen. O, das 
iſt keine einfache Kunſt! Gertrud hebt das Knie leicht und wirft die Fußſpitze 
nach vorn, dann ſenkt ſie langſam die Ferſe, aber ſie berührt den Boden nicht 
eher, als bis ihr Fuß bis auf die große Zehe herab eine gerade Linie mit 
dem Unterſchenkel gebildet hat. Ihr volles rundes, aber zart geformtes Knie 
ſtreckt ſich gerade in dem Augenblick, wo die Ferſe den Boden berührt. Aber 
die Hauptſache ſind die Hüften. Sie müſſen während des Gehens vollſtändig 
ruhig bleiben. Gleichzeitig müſſen jedoch alle Bewegungen, ſowohl die des 
Oberkörpers als die der Beine bis auf die Zehenſpitzen herab von den Hüften 
ausgehen und von dieſen aus gelenkt werden. Während des Gehens, ſo 
lehrte die ſchöne Gertrud, ſoll man den Boden unter den Füßen nicht ſpüren, 
die Füße ſelbſt nicht ſpüren, man ſoll nur ſpüren, daß man Hüften hat. 
Gertrud ſelbſt war die vollkommene Verkörperung ihrer Kunſt. Wenn ſie 
einem entgegenkam, ſo ſchien es gar nicht, als ob ſie einen Körper hätte von 
einem beſtimmten Gewicht. Man ſah nur Formen. Und die Formen ſelbſt 
vergaß man faſt über der Schönheit der Bewegungen. | 

Wenn die Mädchen und Knaben zehn Jahre alt werden, trennt man ſie. 
Hidalla, die das alles erzählt, kommt nun in einen ungeheuren Park, der 
von Mädchen im Alter von zehn bis vierzehn Jahren bewohnt wird. Dreißig 
einſtöckige kleine Häuſer ſind in dem Park, in jedem Hauſe befinden ſich ſieben 
Mädchen verſchiedenen Alters. Sie beſchäftigen ſich mit Gymnaſtik, lernen 
tanzen, ſchwimmen, muſizieren. Der Park iſt ihre Welt. Was hinter ſeinen 
Mauern vorgeht, woher und wie ſie ſelbſt in dieſe Welt gekommen, das bleibt 
für ſie ein abſolutes Geheimnis und die harmoniſche Ruhe ihres Lebens ſchafft 
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für die kleinen Seelen völligen Gleichmut und erlaubt es ihnen, ſich gar keine 
Fragen aufzuwerfen. Vier Jahre verbringen die Mädchen in dem Parke, ſie 


tanzen, ſpielen verſchiedene Inſtrumente, gehen auf den Händen, tummeln ſich 


in dem Bache herum — und erſt der Eintritt der Geſchlechtsreife ſtört das 
Gleichgewicht ihres Körpers und ihrer Seele. Aber mit dieſem Augenblick 
beginnt die Periode der Erziehung. Die Mädchen werden aus dem Parke 


herausgeführt, ſie treffen mit Knaben gleichen Alters zuſammen und gehen 
paarweiſe mit ihnen fort. Wohin? . .. Hier bricht Hidallas Erzählung ab. 


Mine⸗Haha iſt die „körperliche Erziehung junger Mädchen“. So nennt 
Wedekind ſelbſt ſein Syſtem. Wo bleibt aber die ſeeliſche Erziehung? Über 


dieſe wird nicht geſprochen. Noch mehr, es wird für dieſe kein einziges 
Spältchen übrig gelaſſen. Die ganze Zeit wird mit körperlichen übungen und 
Muſik ausgefüllt. Bücher, Papier, Tinte gibt es nicht! Und es iſt kein Zufall, 
daß die ganze Erziehung des Weibes bei Wedekind auf die äſthetiſche Kultur 


des Körpers hinauskommt. Wenn er von einem vollkommenen Weibe ſpricht, 
von einem Raſſenweibe, das „im beſten Sinne des Wortes ein Kunſtwerk 
darſtellt“, ſchwebt ihm immer nur die vollendete Verkörperung der Geſchlechts— 


idee vor. „Die Frau, welche die Mittel zu ihrer Exiſtenz durch Liebe erwirbt, 
ſteht immer noch höher in meiner Achtung als diejenige, welche ſich ſo weit 
erniedrigt, daß ſie Feuilletons oder ſelbſt Bücher ſchreibt.“ Mit dieſen Worten 
drückt Hidalla nur den Grundgedanken des ganzen Syſtems Mine-Haha aus. 


Die Frau, die ſich zur geiſtigen Arbeit erniedrigt, ſteht tiefer als diejenige, 


welche ihre Hüften verkauft. Welche Kühnheit! ... Aber iſt das wirklich 


Kühnheit? Eigentlich ſpricht ja Wedekind hier wie in vielen anderen Fragen 


mit dem moraliſchen Zynismus des Aſtheten, dem alles erlaubt iſt, nur das 
offen aus, was ſo halb und halb jeder Philiſter bei ſich denkt. 


Gegen dieſe banalen Vorurteile polemiſieren, denen die geſchraubt paradoxe 


Form das Anſehen von kühnen Paradoxen verleiht, hieße ſelbſt in Banalität 
verfallen. Viel intereſſanter iſt es, das Syſtem Mine⸗Haha um ſeine eigene 
Achſe zu drehen und es von einem ganz anderen Geſichtspunkt zu betrachten. 


Wedekind ſtrebt nach körperlicher Schönheit. Er findet ſie nicht in der 


Umgebung, in welcher er lebt. Und ſo baut er ſich eine Idealwelt auf, er 


ſchreibt Mine⸗Haha. Der Grundgedanke all ſeines Suchens iſt letzten Endes 
ein ſehr beſchränkter: er will, daß das Weib eine elaſtiſche Muskulatur habe, 
daß die Hüften beim Gehen ruhig bleiben, daß das Knie nicht eher geſtreckt 
werde, als bis die Ferſe den Boden berührt. Auf der Suche nach Schönheit 
der Körperproportionen gelangt nun Wedekind zur völligen Verneinung der 
gegenwärtigen Form der Familie, wenigſtens ſoweit dieſe ſich auf das Ver— 
hältnis zwiſchen Eltern und Kindern bezieht. Er gibt ein Bild einer ſoziali⸗ 
ſierten Kindererziehung. Schon im Beginn des fünften Lebensjahrs werden 


die Knaben und Mädchen dazu angehalten, die Säuglinge zu pflegen. Nach 


ein bis zwei Jahren bekommt jedes Kind ſeinen Zögling, welchen es unter 
der gemeinſamen Anleitung der Kinderfrau rein zu halten hat, für den 
ganzen Tag in den Garten bringen muß oder in die Holzgalerie, wenn es 
regnet, und dem es die Saugflaſche zu reichen hat. Auf dieſe Weiſe erzieht die 
jeweilige Generation ſchon im zarteſten Alter die nachfolgende. 


) 


Unter den Mädchen im Parke herrſchte die gleiche Anordnung. An der 


Spitze jeder Gruppe ſtand ein Mädchen von dreizehn bis vierzehn Jahren. 
Sie lehrte die anderen die körperlichen Übungen, ſie verteilte die Nahrung bei 
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Tiſche und leitete die Unterhaltung. Außerdem kam jede Neueintretende unter 
die ſpezielle Aufſicht eines von den älteren Mädchen. 0 

Dieſe Anweiſungen ſtreut Wedekind nur hie und da im Vorübergehen ein, 
unter die ſorgfältigen und liebevollen Schilderungen des Anzugs, des Eſſens 
und des Tanzes. Aber trotzdem bleibt das Denken an dieſen Bemerkungen 
haften. Das Bild dieſes ungeheuren Ameiſenhaufens aus lauter Kindern, wo 
die jungen Leiber und Herzen in enger Berührung und Arbeitsgemeinſchaft 
aufwachſen und ſich entwickeln, wo die erſten Kenntniſſe und die erſte Hilfe 
von einer Lebensſtufe zur anderen übergehen, wie das Waſſer auf einer 
Treppe herunterfließt — dieſes ſchöne Bild macht trotz der Fehler in der Per⸗ 
ſpektive unſer ſtaunendes Auge aufleuchten! Welcher Unterſchied im Vergleich 
mit unſerer gewöhnlichen Familie, wo zwei Generationen, durch ein halbes 
Menſchenalter voneinander getrennt, durch das gemeinſame Band der ökano⸗ 
miſchen Abhängigkeit gewaltſam aneinander gekettet ſind, Generationen, die 
einander ſo oft im Wege ſtehen. \ 


Der Kultus des Leibes, der Kampf um ſeine Vollkommenheit führen den 
Künſtler zur Forderung von ſozialiſtiſchen Erziehungsbedingungen! Dieſe Tat⸗ 
ſache ſpricht ebenſoſehr für das künſtleriſche Feingefühl Wedekinds als für die 
innere Unwiderſtehlichkeit der ſozialiſtiſchen Exiſtenzkormen. Es bleibt aber 
noch die Frage nach der ſozialen Umrahmung, in welche der Dichter ſeine 
harmoniſche kleine Welt hineinbringt. j 

Wedekind kommt der Frage der produktiven Kinderarbeit nahe. Vor allem 
iſt die Erziehung der jüngeren Kinder durch die älteren eine ungeheuer pro⸗ 
duktive Arbeit, deren Übertragung auf die Kinder ſelbſt nicht nur ungleich 
mehr Harmonie in das Leben der Kleinen bringen, ſondern auch die Er⸗ 
wachſenen entlaſten wird, indem fie deren ſchöpferiſche Kräfte von den wirt⸗ 
ſchaftlichen Feſſeln befreien wird, welche die heutige Familie, die teils Küche, 
teils Krankenſtube, teils Waſchanſtalt iſt, ihnen auferlegt. Aber nicht nur 
das. Hidalla erzählt im Vorübergehen, daß Kinder von acht bis neun Jahren 
vor der Tür ihres Hauſes den Baſt für ihre Sommerhüte flochten, während 
die ganz Kleinen zu ihren Füßen im Sande ſpielten. Und die übrigen Ar⸗ 
beiten? Wer bereitet das Eſſen? Wer räumt im Hauſe auf? Wer wäſcht die 
Wäſche? Dieſe Arbeiten ſind nicht ſo elegant wie das Flechten von breit⸗ 
randigen Hüten, und der Verfaſſer ruft in ſeiner Verlegenheit zwei abſtoßende 
alte Frauen zu Hilfe. Wo kommen ſie her? Das ſind ehemalige Zöglinge, 
die hier für immer eingekerkert ſind wegen Vergehen gegen das Reglement | 
des Parkes. Naiv und läppiſch wie die Legende vom Storch, der die Kinder 
bringt. Aber was kann Mine⸗Haha anderes bieten? Jedoch auch die Alten 
löſen die Fragen nicht: Wie verbindet ſich der Park mit der Außenwelt? 
Wer liefert alles Nötige? Durch welche Mittel beſteht die ganze Einrichtung? 
Wedekind baut ein Theater in ſeinem Park. Allabendlich wird eine Ballett⸗ 
vorſtellung gegeben. Die nichtsahnenden kleinen Mädchen führen unter der 
Anleitung ihrer Tanzlehrerin ſehr gewagte Pantomimen auf. Dieſes letzte ö 
Detail brauchte Wedekind offenbar, um zu erklären, warum das Theater immer 
gefüllt war. Wenn man aber dieſes Syſtem auch ganz ſo aufnimmt, wie es 
iſt, bis auf den Umſtand, daß die kleinen Mädchen ihre Erziehung durch die 
Teilnahme an den Pantomimen aus dem Moulin rouge bezahlen, ſo muß man 
auch da noch zu dem Schluſſe gelangen, daß Mine⸗Haha nur eine Erziehung | 
für wenige ſein kann. Sonſt gäbe es zu viele Balletts im Lande, und man 
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könnte die „körperliche Erziehung der jungen Mädchen“ nur ſo ermöglichen, 
daß man das Beſuchen der Balletts für die ganze übrige Bevölkerung obli- 
gatoriſch machte. 
Die unruhige Aſthetik Wedekinds, die ihm einen kleinen Winkel der Zukunft 
enthüllt, verläßt ihn doch hilflos an den Toren des Parkes. Die Liebe zu 
hlaſtiſchen Formen genügt nicht, um die Welt umzuwälzen. 
Ich liebe die Liebe, die ernſte Kunſt, 
Urewige Wiſſenſchaft iſt. („Lulu“). 
An hundert Weiber hatt' ich wohl im Sold, 
I Mit denen ich mein Gut und Blut vertollt, 
* Die ſchönſten Nymphen im modernen Babel, 
Und ich blieb leer, vom Scheitel bis zum Nabel. 
(„Das tote Meer“). 


| Wedekind hat eine innere Entwicklung durchgemacht — wir ſprechen darüber 
ausſchließlich auf Grund jeiner literariſchen Werke —, die wegen ihrer Bes 
ſtimmtheit und ihrer ſozialpſychologiſchen Naturgeſetzlichkeit bemerkenswert tft. 
Fleiſchliche Aſthetik und ſozialer Zynismus als Prämiſſen und als Reſultat 
aller ſeiner ſeeliſchen Erfahrungen haben ihren Inhalt bis auf den Grund 
ausgeſchöpft und find in das Gegenteil umgeſchlagen. Der kühne Verneiner 
ward zum furchtſamen Myſtiker! Im „Frühlingserwachen“, einem ſeiner 
Jugendwerke, belauſcht er die erſten ſchüchternen Bewegungen des Geſchlechtes. 
Hier iſt alles rührend, unbeholfen und ſchön in ſeiner Unbeholfenheit, weil es 
voll Möglichkeiten iſt. Solche Tragödien ſelbſt, wie Moritzens Selbſtmord 
und Wendlas Ermordung ſtören den allgemeinen Eindruck des Frühlings 
nicht, weil ſie als äußeres Unglück erſcheinen, hervorgerufen durch die ſinnloſe 
Schule und die häßliche Familie, dieſe verfluchte zweifache Kette aus verroſteten 
Gliedern. Welche äſthetiſche Geilheit iſt es, „Frühlingserwachen“ auf die Bühne 
zu bringen, wo Männer in mittleren Jahren mit raſierten Geſichtern die 
Mutierung der Kinderſtimme ſimulieren müſſen! 

Aber das Geſchlecht iſt erwacht und breitet die Schwingen. Es hat — wenig⸗ 
ſtens ſcheint es ihm ſo — die Ketten der alten Familie zerriſſen, es hat ſich 
— wenigſtens bildet es ſich das ein — über die ſoziale Beſchränkung geſtellt. 

Weder Religion, noch Philoſophie, noch ein ſoziales Ideal. Nur eine un⸗ 
unterbrochene Reihe von äſthetiſchen Erlebniſſen ſind das Gefolge, in deſſen 
Begleitung das Geſchlecht auftritt. Ein einziger Schritt noch, und es wird 
zum „Erdgeiſt“. 

Das iſt nun nicht mehr die kleine Wendla, welche fordert, man möge ihr 
das Rätſel vom Storche löſen, jetzt iſt es Lulu, jo ſchön wie die Sünde. Ge- 
ſchmeidig wie eine Schlange, in jeder Bewegung vor Sinnlichkeit erbebend, 
mit den Hüften denkend, in jedem Kleide nackt, kennt ſie kein Mitleid, keinen 
Zweifel, keine Gewiſſensbiſſe, iſt elementar wie das Geſchlecht ſelbſt, als deſſen 
Verkörperung ſie vor der Welt daſteht. Sie iſt der böſe Geiſt der Erde. 
Paſſiv, wie der Magnet paſſiv iſt, um welchen ſich Eiſenſpäne ſammeln, ſät 
Lulu hölliſche Leidenſchaft um ſich herum. Mit dem unbezwingbaren Wahn⸗ 
ſinn des Geſchlechtes ſteckt ſie Greiſe und Jünglinge an und bezeichnet ihren 
Siegeslauf mit zerrütteten Exiſtenzen und Leichen. Ihr erſter Mann ſtirbt 
am Schlage, als er fie mit ihrem Liebhaber, einem Künſtler, überraſcht. Der 
Künſtler wird ihr Gemahl und durchſchneidet ſich mit dem Raſiermeſſer die 
Gurgel, als der frühere Geliebte Lulus, der Redakteur Schön, ihm die Augen 
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öffnet. Schön trifft wiederum ſeine Frau in der Geſellſchaft eines Zirkus⸗ 


athleten, eines Gymnaſiaſten und ſeines eigenen Sohnes, eines Schriftſtellers. 


Lulu tötet ihren Mann mit einem Revolver. Niemand und nichts iſt imſtande, 


dieſe ſchöne Beſtie zu bändigen, und der entkräftete Wedekind übergibt ſie der 
Polizei. | | . 

Aber auch der Polizei gelingt es nicht, mit dem „Erdgeiſt“ fertig zu werden. 
Lulu entflieht aus dem Gefängnis, um ihre Beſtimmung zu vollenden. Nun 
iſt ſie wieder vor uns in der „Büchſe der Pandora“. Sie bemächtigt ſich des 
Schriftſtellers Alwa Schön, des Sohnes ihres dritten Mannes, und hält ſich 
mit ihm in Paris verborgen, umringt von Spielern, Kokotten, Bankiers und 
Detektivs. Schöns Vermögen iſt viel raſcher erſchöpft als der böſe Zauber 
Lulus. Sie flieht nach London, lebt in einer Manſarde und verkauft ſich auf 
der Gaſſe. Alwa Schön hat bei ihr Zuflucht gefunden, ein halbverfaulter 
Reſt ihrer Vergangenheit. Zuguterletzt bringt Lulu Jack den Aufſchlitzer mit 
und fällt unter ſeinem Meſſer. Eine unermüdliche Prieſterin des Geſchlechtes 


ſtirbt ſie auf dem blutigen Altar der in Raſerei übergegangenen Sinnlichkeit. 


Die drei Dramen ſind drei Phaſen des Geſchlechtslebens und drei Etappen 


in der Schöpfung Wedekinds. Zuerſt ſchüchternes Erbeben, ſogar in ſeiner 
Krankhaftigkeit von dem Dufte der Jugend umweht. „Frühlingserwachen“, 


das beſte Werk Wedekinds. 4 

Aber dieſe Etappe bleibt bald zurück. Die unbeſchränkte Herrſchaft des 
Geſchlechtes tritt an ihre Stelle. Es gibt eine Photographie, welche Lulu 
darſtellt am Halſe Wedekinds. Lulu im Koſtüm des Pierrot. Ihr linkes 
Stiefelchen ſtützt ſich auf die Hand des Dichters, die auf ſeinem Knie liegt. 
Welche unbewußte Sicherheit in ihrem Geſicht, welche freudige Unterwürfigkeit 
in ſeinem! Das Geſchlecht herrſcht. Es iſt unerſchöpflich in neuen Kombi⸗ 


nationen! Es kennt nur eine Moral: . 


Greife wacker nach der Sünde, 
Aus der Sünde wächſt Genuß! („Erdgeiſt.“) 


Und endlich die letzte Etappe. Eigentlich erreicht die Alleinherrſchaft des 
Geſchlechtes nirgends ſolche Dimenſionen wie hier. Das Geſchlecht iſt mit der 
Aſthetik fertig geworden, wie früher mit der Tradition und mit dem Glauben. 
Nackt, grimmig ſucht es in den Straßen ſeinen Raub und packt die Vorüber⸗ 


gehenden an den Kleidern. Es erſchöpft ſich bis auf den Grund, und in 
ſeinem Beſtreben, ſich einen neuen Weg zu bahnen, bewaffnet es ſich mit 
einem Meſſer und bohrt es in den Leib einer Frau. Wedekind iſt nun nicht 


mehr das unterwürfige Piedeſtal für die königliche Lulu. Er ſpielt jetzt auf 
der Münchener Bühne als Schauſpieler Jack den Aufſchlitzer. f 

Auf dieſem Wege iſt alles geholt worden, was zu holen war, und darunter 
iſt ein blutiger Strich gezogen. 


„Was tu ich noch auf der Welt, wenn auch der Sinnengenuß nichts als 
hölliſche Menſchenſchinderei, wenn auch der Sinnengenuß nichts als ſataniſche 
Menſchenſchlächterei iſt, wie das ganze übrige Erdenſein! So alſo nimmt 
ſich der einzige göttliche Lichtſtrahl aus, der die ſchauerliche Nacht unſeres 


martervollen Lebens durchdringt!“ („Totentanz.“) 


5 


Die Evolution iſt in ihrem eigentlichen Grunde ſehr elementar: die 


entſcheidende Rolle ſpielt hier die Phyſiologie der Altersſtufe. Das End 
ergebnis aber iſt ungleich gehaltvoller. Es iſt nicht einfach der Bankrott der 
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äſthetiſchen Erotik, es iſt der Zuſammenbruch einer ganzen Lebensphiloſophie. 
Was bleibt nun übrig? Das pfſychologiſche Bedürfnis, eine gewiſſe Kontrolle, 
eine höchſte Zenſur einzuſetzen über den elementaren Rhythmus des Lebens. 


„Zenſur“ heißt auch die einaktige Theodicee Wedekinds, die dieſer Tage 
in der von W. Sombart und G. Brandes herausgegebenen Wochenſchrift 
„Morgen“ erſchienen iſt. 

„Wir haben ein geiſtiges Band zwiſchen uns nötig“, ... jagt der Schrift⸗ 
ſteller Buridan zu ſeiner Geliebten. 

Was das bedeute, ruft die ſchöne Kadidja. Sich mit Philoſophie be- 


ſchäftigen? „Ich tue das ſchon aus dem einfachen Grunde nicht, weil es mich 


nicht kleidet.“ 
Schon ſiebzehn Monate ſind fie beiſammen. Die erſte Periode der Leiden: 


ſchaft, die ſich nicht umſieht und nicht fragt, iſt ſchon vorüber. Schon ſind 


die Augenblicke nicht ſelten, wo er ſie nicht bemerkt, obgleich ſie ganz nahe 
vor ihm ſteht. Kadidja iſt eine veredelte und vertiefte Lulu. Das Leben des 


Gefühls iſt für ſie das ganze Leben. Das dichteriſche Schaffen, von welchem 
er ſich ihretwegen losgeriſſen und zu welchem es ihn wieder hinzieht, wird 
von ihr als eine Störung empfunden. Buridan ſieht ſeinerſeits eine Störung 


in ſeinem Verhältnis zu Kadidja. Er liebt ſie. Der Gedanke allein, ſie zu 


verlieren, ſchreckt ihn. Gleichzeitig fühlt er ſich phyſiſch gebunden — weniger 
durch den Automatismus der familiär⸗häuslichen Umgebung als durch den 
Automatismus des Liebesverhältniſſes ſelbſt. Er will mehr Bewegungsfreiheit, 


mehr Freiheit von ſeiten des anderen Weſens, welches nur die eine Seite 


ſeiner Natur befriedigt und ihn dennoch ganz für ſich in Anſpruch nimmt. 
Und Wedekind, der geſchrieben hat, daß eine Frau, welche ihren Körper ver⸗ 


kauft, in ſeinen Augen immer noch höher ſteht als diejenige, welche ſich zu 


geiſtiger Arbeit erniedrigt, Wedekind, der die Erziehung des Mädchens auf— 
gelöſt hat in die harmoniſche Übung der Wadenmuskeln, Wedekind jagt jet 


ſeufzend zu Kadidja: „Wir brauchen ein geiſtiges Band zwiſchen uns“. 


Was iſt das nun? Iſt das Wiedergeburt? Nein, es iſt nur Zuſammenbruch. 


Auch Kadidja begreift das. Nach einem verzweifelten Verſuch, Buridan aufs 


neue durch ihren Körper zu feſſeln, befreit ſie ihn. „Ich habe Feindſchaft 


geſät zwiſchen dir und der Welt deiner Gedanken; ich werde dich deinen Ge— 


danken wiedergeben.“ Und ſie ſtürzt ſich auf das Pflaſter. Aber dadurch 
befreit ſie nur ſich ſelbſt, nicht Buridan. 


„Und iſt erſt das Seelenleben entweibt, 

Dann ſind ſämtliche Lampen erloſchen. 

Für das, was für mich dann noch übrig bleibt, 
Dafür gebe ich nicht einen Groſchen.“ (Wedekind.) 


Ich identifiziere Buridan mit Wedekind nicht nur darum, weil Wedekind 


| der ſubjektivſte ift unter den Schriftſtellern, ſondern weil er ſelbſt feinem Sub- 


0 


jektivismus einen perſönlichen Charakter zuſchreibt: Buridan ſpricht von ſich 
ſelbſt als von dem Verfaſſer der „Pandora“. Sein Schickſal iſt ein tragiſcher 
Proteſt gegen jenen zyniſchen Epikuräismus, welcher dem Verfaſſer der „Vier 
Jahreszeiten“ eine Lebensphiloſophie erſetzte. Schon vor Kadidjas Selbſtmord 
macht Buridan den Verſuch, ſein ganzes Leben unter eine höchſte „Zenſur“ 
zu ſtellen. Wo ſucht er dieſe? Nicht in der Wiſſenſchaft, nicht im ſozialen 
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Kampfe, nicht in der Moral. In der Kirche, bei dem katholiſchen Gotte, bei 
den Münchener Pfaffen ſucht der Zyniker und Verneiner den höchſten Sinn 
des Lebens. Er ladet einen Geiſtlichen zu ſich ein, um mit ihm über die 
kirchliche Trauung mit Kadidja zu ſprechen. „Auf jeden Fall kenne ich nichts 
Bedauernswürdigeres auf dieſer Welt“, ſagt er zu dem Vertreter der Kirche, 
„als einen Dummkopf, der nicht an Gott glaubt. Seit früheſter Kindheit ſuche 
ich den Einklang mit dieſem Reiche. Seit früheſter Kindheit ſuche ich das 
Einverſtändnis mit den Wiſſenden der ewigen Wahrheiten... Sie glauben 
ja nicht, wie heiß, wie inbrünſtig meine Seele nach dem Reiche verlangt, in 
dem zu wirken und zu kämpfen Sie das beneidenswerte Glück haben! Was 
gäbe ich in dieſem Augenblick darum, wenn ich an Ihrer und Sie an meiner 
Stelle wären!“ 
Und als der intolerante Pfaffe die Hand zurückſtößt, die ſich nach geiſtigem 
Almoſen ausſtreckt, und als Kadidja ſich vom Balkon auf das Pflaſter ſtürzt, 
da ſchreit Buridan ſich krümmend wie ein getretener Wurm: „Er läßt ſeiner 
nicht ſpotten! Er läßt ſich nicht verſuchen! O Gott! o Gott, wie unergründlich 
biſt du.“ ... Welch ein Schluchzen verwaiſter Ohnmacht, welche Feigheit und 
geiſtige Armut! Und das nach einem Jahrhundert von Zerſtörungen und 
Verneinungen. Ein elendes, bettlerhaftes, ſchmachvolles Ende! 


Agrariſches Erbrecht. 


Von E. Thomas er. 


Das Höferecht für die Provinz Hannover hat auf dem in der zweiten 
Februarhälfte zuſammengetretenen 41. hannoverſchen Provinziallandtag 
eine Anderung erfahren, die, wenn ſie die Zuſtimmung des preußiſchen 
Landtags findet, im Namen der „Erhaltung eines geſunden, leiſtungsfähigen 
Bauernſtandes“ tatſächlich einen beträchtlichen Teil des bäuerlichen Nachwuchſes 
proletariſieren wird. Schon der Regierungsentwurf brachte eine gewaltige 
Bevorzugung der Anerben zuungunſten der Miterben, und dieſe Tendenz 
iſt, gegen eine ſchwache ſtädtiſche Oppoſition, vom Provinziallandtag noch be⸗ N 
deutend verſchärft worden. | 

Das Höferecht, ein in den weſtlichen Provinzen weiter verbreiteter alter | 
Rechtszuſtand, der aber im Hannoverſchen beſondere Bedeutung behalten hat, 
ſtellt eine Übertragung des „ritterſchaftlichen“ Güter⸗ und Erbrechts mit ſeinen 
Fideikommiſſen und Lehnsgütern auf den bäuerlichen Beſitz dar. Es iſt 
eine beſchränkte Fideikommißbildung im kleinen, zum Zweck der ungeteilten 
Erhaltung der Bauernhöfe, an der die Landesherren ein naheliegendes Intereſſe 
hatten, da ſonſt die Entrichtung der Tribute gefährdet war. Es bildete ſich 
ſo ein Vorzugsrecht des älteſten Sohnes, das ſogenannte Anerbenrecht, heraus, 
das nicht überall gleichmäßig kodifiziert wurde, aber doch der allen Vorzugs⸗ 
und Sonderrechten abholden modern⸗ bürgerlichen Rechtsauffaſſung erfolgreichen 
Widerſtand leiſtete. Insbeſondere in der Provinz Hannover wurde das Höfe⸗ 
recht nach der Reichsgründung erſt geſetzlich feſtgelegt und verankert. Das 
Höferechtgeſetz, das der hannoverſche Provinziallandtag im Jahre 1874 aus⸗ 
arbeitete, war eine Zuſammenfaſſung der bäuerlichen Konventionen bei Über 
gabe des Hofes zu einer wirkſameren, den neuzeitlichen Verhältniſſen angepaßten 
Sicherung des geſchloſſenen mittleren Beſitzes, die ihren Zweck in hohem 
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Grade erreichte. Über 78000 Bauernhöfe find in der Provinz Hannover in 
die „Höferolle“ eingetragen, gegen nur 25000 in der Nachbarprovinz Weſt⸗ 
falen. Beſonders im Osnabrückſchen (wo es auch noch heute eine aus dem 
Miniſterialentum des Mittelalters hervorgegangene Ritterſchaft als privilegierte 
landſchaftliche Korporation gibt) hat dieſe feudale Rechtsauffaſſung im Bauern⸗ 
ſtand noch feſte Wurzeln. 
Nach jenem Geſetz hat jeder Hofbeſitzer das Recht, ſeinen Hof in die Höfe⸗ 
rolle eintragen zu laſſen, was zur Folge hat, daß der Hof bis zu ſeiner Löſchung, 
die jederzeit erfolgen kann, ſich nach Höferecht vererbt. Danach fällt der Hof 
an den älteſten Sohn, der ein Drittel des Hofwertes als „Voraus“ erhält und 
ſich in die übrigen zwei Drittel mit ſeinen Geſchwiſtern gleichmäßig teilt. Die 
urſprüngliche Formulierung des Höferechtes hat bereits in den Jahren 1880 
und 1884 Abänderungen erfahren. Seit dem Jahre 1891 beſchäftigten ſich 
nun Landwirtſchaftskammer und Regierungsbehörden mit einer abermaligen 
Geſetzesänderung, die hauptſächlich im Hinblick auf eine wichtige Neuerung 
geplant war, die das Bürgerliche Geſetzbuch gebracht hatte, indem es dem 
überlebenden Ehegatten ein Erbrecht auf ein Viertel des Nachlaſſes ein⸗ 
räumte. Von dieſer Beſtimmung befürchtete man, daß ſie das Anerbenintereſſe, 
die ungeteilte Erhaltung des Hofes in der alleinigen Hand des älteſten Sohnes, 
gefährden würde. Bereits im vorigen Jahre legte die Regierung dem Provinzial⸗ 
landtag, der ja den Anſtoß zur geſetzlichen Formulierung des Höferechts ge⸗ 
geben hatte, einen Geſetzentwurf zur Begutachtung vor. Eine Kommiſſion, die 
in dieſem Jahre Bericht erſtattete, hat im einſeitigſten Intereſſe der Anerben 
noch Abänderungen an dem Regierungsentwurf vorgenommen, die auch vom 
Provinziallandtag gebilligt wurden. 

Die wichtigſten dieſer Abänderungsvorſchläge, die auch bereits die 
Zuſtimmung der Regierung gefunden haben ſollen, ſeien kurz aufgeführt: 

Der Entwurf hatte, um die Gefährdung des Höferechtes durch das neu— 
geſchaffene Erbrecht des Ehegatten zu paralyſieren, die Beſtimmung auf⸗ 
genommen, daß der überlebende Gatte im Fall des Verzichtes auf ſein Erb⸗ 
recht den Nießbrauch am Hofe erwirbt, und zwar ſollte dieſes Recht bis zum 
25. Lebensjahr des Anerben gelten, darüber hinaus ſollte der überlebende 
Gatte den Anſpruch auf das Altenteil haben. Für den Fall, daß dieſe Vor⸗ 
ſchriften den Ehegatten nicht zum Verzicht erweichen, dieſer vielmehr Erbteil 
und Vermögen in bar verlangt und dadurch den Erbteil des Anerben auf 
weniger als ein Viertel herunterdrückt, ſollte ſich nach der Regierungsvorlage 
das „Voraus“ des letzteren auf die Hälfte erhöhen. Dieſe Erhöhung des 
„Voraus“ hielt der Provinziallandtag zwar nicht für geboten. Es genügte 
ihm, wenn Voraus und Erbteil zuſammen den halben Hofwert erreichen, 
dieſe Hälfte will der Provinziallandtag dem Anerben aber auch für alle 
Fälle gewahrt ſehen, alſo auch dann, wenn nicht das Erbrecht des überlebenden 
Gatten, ſondern eine übergroße Zahl von Geſchwiſtern das Erbteil des Anerben 
auf weniger als ein Drittel ſchmälerte. Deshalb beſtimmt § 16 des abgeänderten 
Entwurfes, daß dem Anerben als „Voraus“ und Erbteil zuſammen ſtets 
mindeſtens die Hälfte des Hofwertes gebührt. Vergeblich bekämpfte Ober⸗ 
bürgermeiſter Struckmann (Hildesheim) dieſe „Ungerechtigkeit gegen die 
Miterben“. 
Weiter ſind die Miterben noch benachteiligt durch die Ausdehnung, die 
dem Begriff des Hofwertes gegeben wurde. Nach der Vorſchrift des alten 
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Rechtes ſind nur diejenigen Grundſtücke zum Hof zu rechnen, die in der Höfe 
rolle vermerkt oder auf demſelben Grundbuchblatt verzeichnet ſind. Die 
Regierungsvorlage beſeitigt dieſe Vorſchrift und ſchlägt zum Hofwert alles, 
was wirtſchaftlich oder herkömmlich zum Hof gehört. Der Entwurf beſtimmte, 
daß der Hof mit dem zur Bewirtſchaftung erforderlichen Inventar a 
dem Reinertrag zu ſchätzen ſei. Der Provinziallandtag ging in ausſchließlicher 
Berückſichtigung des Anerbenintereſſes noch über den Regierungsentwurf hinaus 
und änderte dieſen dahin ab, daß das geſamte Wirtſchaftsinventar in die 
Schätzung einzubeziehen ſei. Der Hofwert umfaßt nun nach der abgeänderten 
Vorlage außer den eingetragenen geſetzlichen Beſtandteilen des Hofes das ge⸗ 
ſamte Hofinventar und die mit dem Hofe verbundenen Gerechtſamen, ins 
beſondere die Kaligerechtſame, ſowie die dem He perſönlich zu- 
ſtehenden Realgemeindeberechtigungen. 
Eine Lücke, die das alte Anerbenrecht noch hatte, wird durch den jetzigen 
Entwurf beſeitigt mittels der Beſtimmung, daß nach den Abkömmlingen 
die Ehegatten, danach die Eltern und ſchließlich auch die Geſchwiſter 
und Geſchwiſterkinder als Anerben zu berufen find. Bisher fällt bei kinder 
loſen Beſitzern das Recht des Anerben weg und wird der Hof geteilt. Hier 
iſt das ſonſt mit dem Anerbenrecht verbundene Familienintereſſe, das 
Prinzip der ſelbſtändigen Erhaltung des Hofes in der Familie des Eigen 
tümers durchbrochen. Nach dem Tode des kinderloſen Beſitzers erbt die 
überlebende Frau den Hof, der alſo nicht mehr von der Familie, deren Ab 
kömmling der Eigentümer war, übernommen werden kann. Schließlich ſind 
auch in der Frage der Gütergemeinſchaft die Wirkungen des allgemeinen 
bürgerlichen Rechtes auf das Höferecht aufgehoben. Durch eine Reihe kniff⸗ 
licher Beſtimmungen wird erreicht, daß auch im Falle der Gütertrennung das 
Anerbenrecht zur Anwendung gelangt. 
Die Einſeitigkeit und Rückſichtsloſigkeit, womit das Recht des Anerben 
durchgeführt wird, und die den minder glücklichen Erben unter Uumſtänden 
verpflichtet, betteln zu gehen, wenn er hungrig iſt, ſoll nach den Motiven des 
Entwurfes keine Bevorzugung des Anerben um ſeiner ſelbſt willen bedeuten, 
ſondern nur die Zerſplitterung des Hofes verhüten. Dazu gehörten 
aber auch entſprechende Vorſchriften für den Anerben. Tatſächlich werden 
dieſem aber nur für die verhältnismäßig kurze Zeitſpanne von fünfzehn Jahren N 
Pflichten dieſer Art auferlegt, die ihm den Verkauf aber auch nur erſchweren, 
keineswegs verbieten. Bei einem Verkauf innerhalb fünfzehn Jahren hat der 
Anerbe außer dem „Voraus“ den Mehrerlös nach Abzug ſeiner Aufwendungen 
für wirtſchaftliche Verbeſſerungen unter die Miterben zur Verteilung zu bringen 
Der Regierungsentwurf will dem Anerben für dieſen Fall außer dem 
Voraus gar nur denjenigen Teil des Mehrerlöſes ſtreitig machen, der das 
Doppelte des Annahmewertes überſteigen ſollte. Wartet aber der Anerbe 
ſeine fünfzehn Jährchen ab, ſo kann er auf jeden Fall den Hof verkaufen, | 
ohne den Miterben aus dem Erlös einen Pfennig zu ſchulden. | 
Nennenswerten Widerſtand fand der Entwurf nur bei dem bereits er⸗ 
wähnten Oberhaupt der Stadt Hildesheim. Oberbürgermeiſter Struckmann 
hatte bereits in der Kommiſſion das Recht der „Enterbten“ vertreten und 
ſtellte im Plenum fleißig Abänderungsanträge, die aber regelmäßig abgelehnt 
wurden. Da er auch preußiſcher Herrenhäusler iſt, wird er bei den Verhand⸗ 
lungen im Landtag ſeine Anträge zweifellos wiederholen, und es iſt möglich, 
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wenn auch bei der Stellungnahme der Regierung nicht wahrſcheinlich, daß 
ſeine ſtaatserhaltenden Geſichtspunkte, um die er jo wenig verlegen iſt wie 
ſeine Gegner, auf die Preußenkammern tieferen Eindruck machen werden 
Als auf die hannoverſchen Agrarier. Denn auch Oberbürgermeiſter Struckmann 
veiß, daß das verletzte Rechtsbewußtſein allein keine entſcheidende Inſtanz 
m Staate Preußen iſt. Folglich bekämpfte er die Junker mit den von ihnen 
elbſt geborgten Waffen der Staatserhaltung, indem er — die Sozialdemo— 
raten als die politiſchen „Anerben“ eines einſeitigen Höferechtes vorführte. 
Die Bauernſöhne, ſo meinte Oberbürgermeiſter Struckmann, und vielleicht mit 
Recht, die mit geringen, für eine wirtſchaftlich ſelbſtändige Exiſtenz nicht aus⸗ 
eichenden Mitteln abgefunden find, würden mit größter Leichtigkeit den 
zockungen der Sozialdemokratie zum Opfer fallen. Man würde bei Annahme 
der die Anerben übermäßig begünſtigenden Beſtimmungen bald genötigt ſein, 
das Geſetz abermals zu ändern, um zu verhüten, daß die bäuerliche Bevölke⸗ 
ung „mit unzufriedenen Elementen durchſetzt“ und ſo „geſchädigt“ werde. 
daß die „angeborene Liebe zur Scholle“, zum „heimatlichen Hofe“ bei den 
urückgeſetzten Miterben als ideale Hemmungsmomente gegen ſozialdemokra⸗ 
iſche Neigungen in Betracht kommen können, glaubt der nationalliberale 
Oberbürgermeiſter nicht. Die kompakte agrariſche Majorität empfing feine 
taatserhaltende Retourchaiſe natürlich mit ſtürmiſchen „Ohos“ und ſpöttiſchen 
Zurufen. Landrat v. Wenſe verteidigte die Vorlage als eine Veranſtaltung 
ur Erhaltung eines „geſunden Bauernſtandes“ und des Staates, deſſen Rück⸗ 
rat der „Bauernſtand“ ſei. Abgeordneter Dr. v. Brünnecke, K. Kammerherr 
md Rittergutsbeſitzer, erklärte unter „lebhafter Zuſtimmung“, die Bedenken 
es Oberbürgermeiſters Struckmann nicht zu teilen. Es ſei, ſo meinte dieſer 
‚mderbare Schwärmer, „gar kein Zweifel“, daß das Ziel, „die Wirtſchafts⸗ 
ihigkeit des Anerben zu ſichern“, den Miterben höher ſtehen werde als 
ie „paar Mark“, die ihnen bei der Erbſchaftsteilung zufließen. Herr 
r. v. Brünnecke hat einen Glauben an den ethiſchen Idealismus der 
iederſächſiſchen Bauern, der Berge verſetzt. Tatſächlich gibt es fo leicht keine 
dere Geſellſchaftsklaſſe in Deutſchland, die ihre materiellen Rechtsanſprüche 
lit der gerichtsbekannten Zähigkeit dieſer Bauern verteidigt. Der illuſions⸗ 
‚arte Königliche Kammerherr meinte weiter, es dürfe nichts unterlaſſen werden, 
um einen ſtarken, in ſeinem Beſitz geſicherten Bauernſtand zu erhalten“, in 
em am tiefſten „die Erkenntnis von der Notwendigkeit einer ſtarken Staats⸗ 
walt“ wurzle. Wir bezweifeln, daß die enterbten Bauernſöhne noch ein 
altbares Erdreich für die „Wurzeln“ der kammerherrlichen „Erkenntnis“ ab⸗ 
eben werden, weil wir wiſſen, daß die ſtaatsfreundliche Geſinnung in dieſen 
reiſen mit dem Quadrat des Vorteils wächſt, den der Staat ihnen zu⸗ 
hanzt — und umgekehrt! Danach ſcheint es uns aber auch, daß hier die 
aatserhaltende Phraſe gegen die Agrarier mit mehr Recht fruktifiziert 
urde, als ſie ihnen zur „Begründung“ des erbſchleicheriſchen neuen Höfe⸗ 
tes dienen konnte! Oberbürgermeiſter Struckmann wird ſchon recht be⸗ 
Aten. Das agrariſche Erbrecht in der Provinz Hannover wird in ſeiner ver⸗ 
härften Form die Unzufriedenheit und Proletarifierung der bäuerlichen Be⸗ 
ölkerung gewaltig fördern, und der lachende „Anerbe“ könnte ſehr leicht die 
ozialdemokratie ſein! 
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Literariſche Kundſchau. 


Zoziale und andere intereſſante Gemeinweſen, unbefangen geſchildert von Leopold 
Katſcher, Verfaſſer von „Was in der Luft liegt“, „Wie es in der Welt zugeht“ uſw. 
Dresden, E. Pierſons Verlag. XVI und 277 Seiten kl. Oktav. Preis 2 Mark. 

Wenn auch der wiſſenſchaftliche Sozialismus über das Stadium des Utopismus 
längſt hinausgeſchritten iſt, ſo wird doch auch der heutige Sozialiſt ſtets ein ge⸗ 
wiſſes Intereſſe für die praktiſchen Verſuche ſozialiſtiſcher Gemeinweſen behalten 
wie ſie ein ſcheinbar unausrottbarer optimiſtiſch⸗ idealer Trieb ſogar inmitten dei 
heutigen kapitaliſtiſchen Welt immer wieder zu errichten verſucht hat. Und da unſere 
eigene Literatur, mit dringenderen Aufgaben beſchäftigt, bisher nur wenig darüber 
gebracht hat, ſo würde man eine „unbefangene“ und gründliche Darſtellung 
auch von unſerer Seite gewiß willkommen heißen. Allein bei Katſcher haper 
es zunächſt an der Gründlichkeit. Er will zu viel des Guten bringen und 
behandelt infolgedeſſen kein einziges Gemeinweſen eingehend, jo daß der Leſe 
das Buch trotz des angenehm unterhaltenden Stiles, in dem es geſchrieben 
iſt, ſchließlich unbefriedigt aus der Hand legt. Der Verfaſſer will ſich zwa 
auf die bei uns am wenigſten bekannten und zugleich doch ſozial bedeutſamſten 
und intereſſanteſten Gemeinweſen des neunzehnten Jahrhunderts beſchränken 
allein er bringt es in ſeinem kleinen Buche doch zur Darſtellung nicht etwe 
bloß der auf rein religiöſer Grundlage ruhenden (drei) und „ſtreng kom 
muniſtiſchen“ (ſieben), ſondern auch der verſchiedenſten anderen, als da ſind 
ſtaatsſozialiſtiſche Arbeitsloſenanſiedlungen in Auſtralien, Hertzkas Freiland 

Oppenheimers Siedlungsgenoſſenſchaft, ungebaute Idealſtädte, „Induſtrie⸗Garten 

ſtädte“, A. K. Owens Genoſſenſchaftsſtadt in Mexiko, ſoziale Rettungskolonien de 

Heilsarmee und ſchließlich ſogar zwei aus dem ſiebzehnten Jahrhundert ſtammend 

ſoziale kleine Einzelvorkommniſſe (das Dorf Mardyk bei Dünkirchen und die ſchottiſch 

Inſel St. Kilda). Wer noch nie von allen dieſen Dingen gehört hat, wird gewiß mi 

Intereſſe die klar und friſch geſchriebenen Feuilletons leſen, auch manches intereſſant 

Material darin finden, aber keine eigentliche Belehrung davontragen. Und iſt nu 

die Darſtellung wenigſtens völlig „unbefangen“, wie Katſcher merkwürdigerweiſ 

auf dem Titelblatt ausdrücklich zu verſichern für nötig hält? Man glaubt es zu 
nächſt, wenn man die verſchiedenartigen kommuniſtiſchen Anſiedlungen (faſt ſämtlie 
in Amerika) wirklich mit einiger Sympathie geſchildert ſieht und Sätze lieſt wi 
die: „Natürlich beweiſt der Mißerfolg fo vieler kommuniſtiſcher und ſozialiſtiſche 

Kolonien nicht, daß die jetzige Wirtſchaftsordnung eine gute ſei. Auch beweiſt e 

nicht, daß kleine Sozialkolonien bei richtigerer Organiſation nicht immerhin pre 

ſperieren könnten“ (S. 84). Auch iſt der Hauptgrund des Scheiterns ſo manche 
derartiger Verſuche richtig darin geſehen, daß ſie, „arm, vereinſamt und friedfertig 
nicht anzukämpfen vermochten gegen den Streit, die Konkurrenz und die Rieſigke 

der ſie umgebenden neuzeitlichen Welt, insbeſondere der induſtriellen“ (S. 19), di 

gegen eine abſolut friedliche Kolonie à la Bellamy ſogar ihre Soldaten und Kanone 

aufbot (S. 97). Und es mag eben ſeinem im Grunde individualiſtiſchen Stand 
punkt entſprechen, wenn er die „wirklich genialen“ Ideen Theodor Hertzkas preis 

der „kein Sozialdemokrat, kein Kommuniſt, kein Umſtürzler“ iſt (S. 146), oder di 

„Freilandſatzungen“ des „originalen Denkers“ Franz Oppenheimer, der „dur 

Verbindung und Hochentwicklung dieſer drei Sterne erſter Größe am Wirtſchafte 

himmel ()“ — gemeint ſind Genoſſenſchaftsweſen, Bodenreform und Gewinnbete 

ligung — „drei Fliegen mit einer Klappe töten und ſo eine annähernde Löſun 
der vertrackten ſozialen Frage herbeizuführen ſuchen will“ (ſo S. 147: eine Sti 
blüte, wie ſie ſich ſo toll ſonſt in Katſchers Schrift doch nicht wiederfindet). Tief 

laſſen ſchon Sätze blicken wie die, mit denen die Schilderung des „ikariſchen E 

perimentes“ abſchließt: „Der Kommunismus widerſtrebt der menſchlichen Natu 

Er ſtatuiert eine Tyrannei, welche ſich beſſer veranlagte Naturen auf die Dau 
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nicht gefallen laſſen können“ (S. 69). Aber der praktiſche Zweck und der eigent⸗ 
iche Sinn des Büchleins iſt uns doch erſt aufgegangen, als wir das Kapitel von 
den „Induſtrie⸗Gartenſtädten“ zu leſen bekamen. Die dieſen ſchönen Namen 
ragenden „Gemeinweſen“, die über den grünen Klee gelobt werden, find nämlich — 
Sründungen engliſcher und nordamerikaniſcher Induſtriekönige A la Krupp und 
Stumm. Mögen einzelne von ihnen auch noch ſo viel an materieller Wohlfahrt 
‚sieten und „das Entzücken aller ſie beſuchenden Sozialreformer fein“ (S. 188): der 
Beſitzer gerade des von Katſcher als das allerſchönſte geſchilderten „Arbeiter— 
garadieſes“ (Port Sunlight bei Liverpool) und deſſen „unumſchränkter Herrſcher“ 
pricht zur offenbaren Verwunderung unſeres Autors ſeinen wahren Zweck ſehr 
Affen aus. „Herr Lever leugnet dabei, ein Philanthrop zu fein; alles ſei Ge— 
chäftsſache“ (S. 182). Und am Schluſſe ſeiner Schilderung der Arbeiterſtadt der 
„Pullmanſchen Palaſtwagengeſellſchaft“ ſieht Katſcher ſich doch genötigt, folgende 
ür ein Arbeiter, paradies“ ſehr ſonderbaren Tatſachen feſtzuſtellen: „Trotz der 
woßen Vorteile, welche die Angeſtellten der Firma Pullman hier genießen, ſchloſſen 
ie ſich großenteils dem Debsſchen Rieſenſtreik von 1894 an — ein Umſtand, der 
ben Beweis lieferte, daß das damalige Perſonal mit der Geſellſchaft nicht durch— 
weg () auf gutem Fuße ſtand. Es gilt () für ausgemacht, daß eine der Urſachen 
n der Unmöglichkeit lag, an Ort und Stelle Häuſer zu kaufen oder Grund zu er— 
verben. Auch gelten (!) die Wohnungsmieten für zu hoch, denn fie verſchlingen 
in Fünftel bis ein Drittel des Lohnes und werden bei Lohnermäßigungen nicht 
rmäßigt. Ferner iſt die Verwaltung der Protektionswirtſchaft beſchuldigt worden — 
ob mit Recht, ſteht nicht feſt. ()) Ein großer Übelſtand beſteht im Mangel an einer 
mabhängigen Lokalzeitung. Seit dem erwähnten Streik lehnt die Firma die An— 
tellung von Mitgliedern des Debsſchen „Amerikaniſchen Arbeiterverbandes‘ ab.“ 
Die amerikaniſchen Gerichte müſſen wohl anders über Pullman City denken als 
herr Katſcher, der trotzdem von deren „ethiſchen“ Einrichtungen und dem „Weit— 
lick“ und „Hochſinn“, welche ſie ins Leben gerufen, zu reden die Stirne hat; denn 
ie haben, wie er ſelbſt S. 205 erzählt, im Jahre 1899 der Geſellſchaft das geſetz— 
iche Recht abgeſprochen, auf Grund ihres Statuts ein derartiges Induſtriegemein— 
besen zu bebauen und zu erhalten, und ihr zu deſſen Auflöſung eine Friſt von 
ehn Jahren gewährt (die alſo im kommenden Jahre abläuft). Den weiteren Ver: 
auf der Sache verrät uns der Herr Verfaſſer leider nicht. 

So iſt es denn auch mit der unter dem Titel verſicherten „Unbefangenheit“ 
nſeres Autors ſchlecht beſtellt, wenn er ſelbſt vielleicht auch daran glauben mag. 
seine Feuilletons ſind ja ganz unterhaltſam zu leſen und bieten im einzelnen auch 
fters intereſſantes Material. Das iſt aber auch alles. Das, was wirklich „in 
er Luft liegt“ und „wie es“ wirklich „in der Welt“, nämlich der ſozialen, „zu— 
eht“, vermag er trotz ſeiner „ſozialen Studien“ und „ſozialen Zeittagebücher“, 
N, dieſe lieblichen Titel tragen, entweder nicht zu ſehen, oder er will es nicht 
ehen. Ph. 


diener Lehrlingselend. Im Auftrage der Vereinsleitung (Verein genoſſenſchaft— 
licher Gehilfenvertreter in Wien) verfaßt von Karl Metſchl. Wien 1907, Verlag 
des Vereins. 56 Seiten. 8°, 


Die Literatur über das Lehrlingsweſen iſt im Deutſchen Reiche faſt völlig ver— 
egt. Mit der Zurückdrängung der handwerksmäßigen Betriebsform verminderte ſich 
as Intereſſe an den Arbeiterfragen im Kleinbetrieb. Der jugendliche Arbeiter ſpielt 
n deutſchen Wirtſchaftsleben eine erheblich größere Rolle als der Lehrling. Noch nicht 
weit iſt man in Sſterreich, wo das Intereſſe der Arbeiterſchaft an Handwerks⸗ 
enoſſenſchaften weit größer iſt, als im Deutſchen Reiche das an den Innungen, 
gandwerkskammern und dergleichen Die Verſuche von Gewerkſchaftskartellen, den 
gehilfenausſchüſſen Leben einzuflößen, hatten in Deutſchland meiſt wenig Erfolg. In 
sterreich iſt dies anders, da ſpielt ſich ein nicht unbeträchtlicher Teil der gewerk— 


| 
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; 
ſchaftlichen Kämpfe im Rahmen der Zwangsgenoſſenſchaften (Innungen) ab, die 
Arbeiter nützen nicht bloß alle ihnen vom Geſetz eingeräumten Rechte aus, ſie 
ſuchen ihren Einfluß auch auf Gebieten wirkſam zu machen, wo bloß die „Meiſter“ 
und nicht die „Geſellen“ etwas zu beſtimmen haben. Das beweiſt die hier an⸗ 
gezeigte Schrift, die als Materialienſammlung ſehr wertvoll iſt. Man kann ſich da 
unterrichten über viele und eigenartige Methoden der Lehrlingsausbeutung, über 
Klaſſenjuſtiz gegen Lehrlinge, über chriſtlich⸗ſoziale Mittelſtandsrettung, über Lehr⸗ 
lingszüchterei, Lehrlingsſkalen, über Pflichten und Rechte der Eltern den Lehr⸗ 
lingen gegenüber, dann auch über das Elend der Waiſen, über die Verwahrloſung 

der Jugend und vieles andere. f 

Eine Stelle möge aus dem bei aller Schlichtheit der Darſtellung aufregenden 
Schriftchen angeführt werden: „... wenn von einer Verwahrloſung der heutigen 
jungen Leute geſprochen wird, wenn der Vorwurf erhoben wird, daß die Lehrlinge 
ſchon Zigaretten rauchen, Bier trinken, zu Tanzmuſiken gehen, ſpät nachts heim 
kehren, kurzum, ein Teil derſelben ganz verludert iſt, ſo kann man ruhig zur Ant⸗ 
wort geben: an dieſen Zuſtänden ſind die gewiſſenloſen Lehrlingszüchter ſchuld.“ 

Der Umfang der Lehrlingszüchterei wird beleuchtet durch die Angabe aus der 
amtlichen Statiſtik, daß die Meiſter von 161 öſterreichiſchen Zwangsgenoſſenſchaften 
ausſchließlich Lehrlinge und gar keine Gehilfen beſchäftigen. Nicht weniger als 
342 Genoſſenſchaftler hatten doppelt ſo viel oder noch mehr Lehrlinge als Gehilfen 
Hieraus erkennt man, daß aus dem Lehrlingselend die Not der Gehilfen herauswachſen 


muß. Auch außerhalb Oſterreichs verdient das Schriftchen geleſen zu werden. ad. br 
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Ein Strohhalm. Genoſſe Calwer hat ſtatiſtiſch zu beweiſen verſucht, daß von 
1895 bis 1906 ſich die Lage der deutſchen Arbeiter außerordentlich gehoben habe 
Die Wertloſigkeit dieſer Statiſtik iſt im „Vorwärts“ bereits dargetan worden, die 
bürgerliche Preſſe verſucht ſie natürlich trotzdem für ſich auszuſchlachten. | 

Ein Beifpiel genügt zu zeigen, wie unſere Gegner aus Calwer Kapital ſchlagen 
Im 7. Heft dieſes Jahrganges des „März“ ſchreibt dort ein Herr Gothus unten 
Anpreiſung der fraglichen Statiſtik: | j 

„Richard Calwer ... ift unter den Sozialdemokraten einer der weniger 
unerſchrockenen Gelehrten, die dem Popanz des Marxismus feſt ins Auge zi 
blicken und, aller Doktrin zum Trotz, die Wahrheit zu ſagen gewagt haben. Dieſ 
Wahrheitsliebe hat dem aufrechten Mann bekanntlich feine ſozialdemokratiſch 

Stellung in Braunſchweig gekoſtet; er iſt wegen Mangel an Rechtgläubigkeit au 
dem üblichen Wege ‚geflogen‘. Für die Sache politiſcher Freiheit iſt dieſe 
Mann Goldes wert, weil er auch ferner durch ſeine Forſchungen zur Er 
nüchterung von Berauſchten beizutragen und das Poſtament eines Götzen zu 
unterhöhlen nicht umhin kann.“ | 

Welch eine Sorte „politifcher Freiheit“ das iſt, für die Herrn Gothus Calwe 
„Goldes wert“ erſcheint, erfahren wir eine Seite ſpäter. Dort wird gejammert: 

„Ebenſo iſt neuerdings die ‚Gefchichte des niederen Volkes in Deutſchland“ 
die — wie der treue Volksmann Friedrich Haußmann auf ſeinem Sterbebett 
und andere unbefangene Männer mit ihm ausgeſagt haben — der Liebe zun 
deutſchen Volk ihre Entſtehung verdankt, in der Neuen Zeit“ von F. M. in ge 
radezu niederträchtiger Weiſe beſchimpft und anrüchig gemacht worden 
Deutſche Arbeiter ſollen verhindert werden, ſie zu leſen. Weshalb? Weil ih 
Verfaſſer den Marxismus als überlebt hinſtellt und ſich von ihm fo wenig wi 
Richard Calwer imponieren läßt.“ 1 1 

Wer die Beſprechung Mehrings (im vorigen Bande, S. 536) nachlieſt, wir! 
finden, daß Mehring ſich gegen das Buch nicht deshalb wendet, weil es dei 
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Marxismus als überlebt hinſtellt, ſondern weil es ſelbſt radikalen bürgerlichen 
Demokraten gegenüber eine reaktionäre Haltung einnimmt, die Sansculotten von 
1793 eine „Banditenwirtſchaft“, Marat und Robespierre „feige Aasgeier“ nennt, 
die Berliner Märzrevolution als das Werk „einer Menge auswärtigen Geſindels“ 
brandmarkt. War das alles „Marxismus“? 

Man ſieht, die „politiſche Freiheit“ des Herrn Gothus, für die Calwer Goldes 
vert ſein ſoll, iſt allerdings „anrüchig“. 

Sollte Herr Gothus aber identiſch fein mit dem hinter dem Pſeudonym Eccardus 
verſteckten Verfaſſer der „Geſchichte des niederen Volkes“, die er hier bei den Haaren 
n die Beſprechung der Calwerſchen Statiſtik hineinzieht? Das Schimpfen auf die 
virklichen Verfechter politiſcher Freiheit verſteht er ebenſogut wie Eccardus. Fol⸗ 
zendes Sätzchen bezeuge das noch: 

| „So vernichtet die offizielle Sozialdemokratie Vernunft, Wiſſenſchaft und 
Volksfreundlichkeit, bis ſie zuletzt von der Statiſtik ihr dummes Zeug um die 
Ohren geſchlagen bekommt.“ 

Sind Herr Gothus und Herr Eccardu3 dieſelbe Perſon, dann begreift man 
iejes Überſchäumen ſittlicher Entrüſtung, aber weniger begreiflich iſt es, daß ſich 
die Redaktion des „März“ dazu hergibt, derartiges zu drucken. Hat ſie doch 
Marxiſten und Vertreter der „offiziellen Sozialdemokratie“ ſelbſt aufgefordert, durch 
‚hr „dummes Zeug“ den Inhalt des „März“ zu bereichern, wie der Artikel Viktor 
Adlers beweiſt. Sie läuft Gefahr, daß künftighin Marxiſten und „offizielle Sozial⸗ 
demokraten“ es vorziehen, ihr „dummes Zeug“ dem „März“ „um die Ohren zu ſchlagen“. 
Freilich, der „März“ hat auch Ehren⸗Peters zur Mitarbeiterſchaft aufgefordert. 
die Märzenſonne beſcheint mit gleicher Liebesglut Gerechte und Ungerechte. Dies 
ſt bezeichnend für den Charakter der heutigen bürgerlichen Demokratie. Er ſteht 
uf gleicher Höhe mit ihrer Intelligenz. Die letztere erhellt aus dem Schlußſatz 
der Gloſſe: 

„Gelehrte wie Richard Calwer werden uns helfen, die gewaltigen Kräfte 
der deutſchen Lohnarbeiter für volkstümliche, im beſſeren Sinne demokratiſche 
Politik zurückzugewinnen.“ 

Das bildet ſich der „März“ in dem Moment ein, wo die letzten Reſte der 
eutſchen Lohnarbeiterſchaft, die noch unter der Fahne der bürgerlichen Demokratie 
zarjchierten, fie verlaſſen um ihres beiſpielloſen Verrats aller demokratiſchen Inter⸗ 
ſſen willen, die im Deutſchen Reiche nur noch von der Sozialdemokratie verfochten 
verden. 
| Aber gerade dieſe Situation macht freilich das Zutrauen zu Calwer erklärlich. 
der Ertrinkende klammert ſich an einen Strohhalm, warum nicht die bürgerliche 
demokratie an einen Calwer? K. 


Genoſſe Michels ſendet uns eine längere polemiſche Richtigſtellung der in 
nſerer Zeitſchriftenſchau der Nr. 20 enthaltenen Inhaltsangabe feines Artikels über 
en Eſſener Parteitag. Es genügt wohl, kurz den Sinn ſeiner Mitteilung dahin zu 
eſümieren, daß man aus der Bemerkung der Rundſchau, Michels ſei früher Mit- 
N lied der deutſchen Partei geweſen, nicht ſchließen dürfe, er ſei nicht mehr Sozialiſt. 
2 er jetzt in Italien lebt, gehört er der italieniſchen Partei an. Ferner proteſtiert 
r gegen die Behauptung, die lauten Schreier ſeien ihm die revolutionärſten. Im 
zegenteil, in Übereinjtimmung mit den Reviſioniſten finde er, daß die deutſche 
Sozialdemokratie zu „laut ſchreie“ und dadurch „äſthetiſch abſtoßend und politiſch 
nklug“ wirke, da ſie nicht energiſch handle. 


Bürgerliche und proletariſche Preſſe. Wir erhalten folgende Zuſchrift: 
In Nr. 27 der „Neuen Zeit“ vom 3. April wird in dem „Artikel des Berliner 
Nitarbeiters (S. 3) die Behauptung aufgeſtellt, daß der Verein Arbeiterpreſſe „ſich 
Aidariſch mit der bürgerlichen Preſſe erklärte“. 
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Dieſe Behauptung iſt durchaus unzutreffend, wie nachſtehender Wortlaut der 
am 23. März abgeſandten Zuſchrift beweiſt: 3 

„Der unterzeichnete Vorſtand des Vereins Arbeiterpreſſe beglückwünſcht die 
Preſſevertreter auf der Tribüne des Reichstags zu ihrer energiſchen Abwehr un 
gerechtfertigter und beleidigender Angriffe und wünſcht ihnen vollen Erfolg ir 
ihrem Kampfe.“ 

Aus obigem Wortlaut ergibt ſich, daß der Vorſtand des Vereins Arbeiterpreſſe 
ſich nicht mit der „bürgerlichen Preſſe“ ſolidariſch erklärt hat, ſondern nun 
mit den auf der Journaliſtentribüne des Reichstags beſchäftigter 
Preſſevertretern und auch nur für einen ganz beſtimmten einzelnen Fall 
in dem die Journaliſten von einem Abgeordneten öffentlich in gröblichſter Weile 
beleidigt wurden, ohne daß fie den Schuß des Reichstagspräſidenten erhielten. Fin 
die in dieſem Falle von den Parlamentsjournaliſten f ämtlicher Partei 
richtungen, einſchließlich unſerer Genoſſen, einmütig beſchloſſene und durch 
geführte Abwehr hat der Vorſtand des Vereins Arbeiterpreſſe ſeine Sympathie er 
klärt — nicht mehr und nicht weniger. a 

Der Vorſtand des Vereins Arbeiterprejje 


Zeitſchriftenſchau. 


Die Märznummer der „International Socialist Review“ fängt an mi 
einem Gedächtnisartikel „Zur Erinnerung an Karl Marx“ von John Spargo 
Der Autor bemüht ſich vor allem, die liebenswürdige Seite der Perſon hervorzu 
heben, wobei ein Stich ins Biedermänniſche nicht fehlt. Namentlich kommt de 
klare Denker Marx zu kurz, wo Spargo ſo weit geht, die freundliche Toleran 
gegenüber etwaigen religiöſen Anſichten ſeiner Bekannten dadurch zu erklären, da 
er annimmt, Marx ſei ein Agnoſtiker geweſen. So nennen ſich in England unf 
Amerika Leute, die zwar auf materialiſtiſchem Standpunkt ſtehen, aber nicht di 
Courage haben, das zu geſtehen, und erklären, über Gott könne man nichts wiſſen 
Man könne ihn alſo auch nicht leugnen. | 

„Nooſevelts Stelle in der Geſchichte“ behandelt Robin E. Dunbar. Rooſe 
velt hat nichts von einem bedeutenden Staatsmann; er iſt ein ſchlauer Politiker 
der zwei Methoden ausgiebig zu ſeinem Emporkommen ausnutzt, Poſe und Reklame 
Aber er iſt keine kräftige Perſönlichkeit, die eine beſtimmte eigene Politik zu bietel 
hatte. Mit ſeiner Popularität hätte er wichtige adminiſtrative Reformen, ſoga 
gegen den beſchränkten Eigennutz der Truſts, durchſetzen können. Er blieb jedod 
immer nur der Zeitungsheld. Und als die Kriſe das Anſehen feiner von der Guns 
der Truſtherren lebenden Partei brach, war es mit feiner Macht zu Ende; jeil 
Streben, zum dritten Male Präſident zu werden, muß daran zerſchellen. . 

Mit der Frage der ſozialiſtiſchen Einigung befaſſen ſich mehrere Artikel. Au 
fie zielt die Überfegung eines Briefes von Marx an Bolte aus dem Jahre 187 
(Sorge, Briefwechſel, S. 36) hin, wo Marx ſich „Uber Sektiererei und Dogma 
tismus“ und ihr Verhältnis zur Arbeiterbewegung äußerte. Die Wiedergabe dieſe 
Außerungen ſoll hier offenbar die andere De Leonſche ſozialiſtiſche Partei treffe 
(die Socialist Labor Party, S. L. P., im Unterſchied von der Socialist Party, S. P. 

Ausführlich behandelt Erneſt Untermann die Frage der Einigung in einen 
Aufſatz „Warte und überlege“ (Pause and Consider). Eine Vereinigung kan 
durch Reſolutionen allein — wie die Amſterdamer — nicht verwirklicht werder 
wenn die dazu nötigen Bedingungen nicht vorhanden ſind. Wenn über grundſätzlich 
Anſchauungen eine Differenz beſteht, kann man ſich über die Taktik nicht einiger 
Solange die Mitglieder der S. L. P. die Einigung mit der Abſicht annehmen woller 
die S. P. aus dem angeblichen Sumpfe der Korruption, der Verbürgerlichung un 
des Reformismus zu retten und die von ihnen vertretenen „revolutionären“ Prin 
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ipien an deren Stelle zu ſetzen, kann die Einigung nur der Anfang endlofer 
ztreitigkeiten innerhalb der Partei fein. Wie es aber mit ihren revolutionären, 
ch immer auf den Marxismus berufenden Prinzipien beſtellt iſt, zeigen die Auße⸗ 
ungen von Engels, der ſelbſt in der „New Yorker Volkszeitung“ den ſtarren Dog⸗ 
ſatismus der S. L. P. bekämpfte und ihn für eine lächerliche Parodie des Marxis⸗ 
ius erklärte. 

Beſonders heute wäre der Zeitpunkt der Einigung ſchlecht gewählt, da die 
auptſächlichſte Streitfrage, die Gewerkſchaftsfrage, ſich in einer Entwicklung be— 
ndet, deren Ausgang man noch nicht vorausſehen kann. Der Autor gibt dann 
ine hiſtoriſche Überficht über dieſe Frage. Die Gewerkſchafter, die den Sozia— 
smus kannten und ſich deshalb in dem allgemeinen Gewerkſchaftsverband (A. F. L.) 
ut ſeinem bürgerlichen Geiſte nicht wohl fühlen konnten, gründeten einen neuen 
zerband, die „Industrial Workers of the World“, der neben dem alten und in 
seumdfchaftlichem, ergänzendem Verhältnis zu ihm ſtehen ſollte. Sofort drangen 
a jedoch die Reſte der früher von der S. L. P. der A. F. L. gegenüber errichteten 
zzialiſtiſchen Gewerkſchaften ein, fingen einen ſcharfen Kampf gegen die A. F. L. 
n, verſuchten dieſe in jeder Weiſe zu ſchädigen und hemmten die allmähliche An⸗ 
äherung der Maſſe der Gewerkſchafter an die ſozialiſtiſche Partei. Dieſe Geſchichte 
inn als Warnung dienen. Die Gewerkſchaften werden jetzt durch die Umſtände 
unſere Richtung getrieben, und es treten immer freundſchaftlichere Beziehungen 
viſchen Partei und Gewerkſchaften auf. Dieſer Prozeß ſoll nicht durch das Ein- 
eingen einer Anzahl beſchränkter, intoleranter Dogmatiker in unſere Partei geſtört 
erden. Außerdem würde dies allerhand Streitfragen in die Partei bringen, über 
ie wir ſonſt ganz einig waren; ein großer Aufwand von Kraft und Zeit würde 
inneren Kämpfen vergeudet werden müſſen, den wir für die Propaganda 
keingend bedürfen. Deshalb keine vorſchnelle künſtliche Einigung. Zuerſt ſoll die 
„L. P. ein beſſeres Verſtändnis für die Theorie und die Praxis der Arbeiter- 
ewegung zeigen. 

Der Herausgeber Charles H. Kerr erklärt ſich in einer der redaktionellen 
ſotizen, die den eigentlichen Artikeln folgen, mit der Anſicht Untermanns nicht 
nverſtanden. Dieſer urteile als ein weit von der unmittelbaren Praxis entfernter 
heoretiker; die Arbeiter jedoch, die im Tageskampf ſtehen, fühlen das Bedürfnis 
ach Einigung. In den induſtriellen öſtlichen Staaten, namentlich in New Pork, 
o die Maſſe der Mitglieder der S. L. P. ſitzt, bilden fie eine gar nicht zu ver: 
ichläſſigende Gruppe. Kerr gibt im Gegenſatz zu Untermann als feine Erfahrung 
, daß durchſchnittlich die Mitglieder der S. L. P. theoretiſch beſſer durchgebildet 
nd als die der eigenen Partei, was aus dem rapiden Wachstum der letzteren, 
amentlich auch in Agrargegenden, leicht verſtändlich iſt. Mögen die anderen etwas 
»gmatijch ſein, jo wiſſen fie wenigſtens über die Marxſchen Lehren einigermaßen 
eſcheid. Er iſt alſo für eine baldige Einigung. Da das Exekutivkomitee der 
P. eben einen Antrag zur gemeinſamen Beratung der beiden Parteien über die 
inigung abgelehnt hat und die Sektionen und Mitglieder der S. L. P. einladet, 
zeln der S. P. beizutreten, rät der Herausgeber, beide Parteien ſollen vorläufig 
re Wahlprogramme und Kandidaten aufſtellen, gemeinſam die Wahlſchlacht führen 


id nachher die Einigungsverhandlungen wieder aufnehmen, die dann gewiß leichter 
Inſtatten gehen werden. 

Die holländiſche Revue „De Nieuwe Tijd* bringt ein Schlußwort von L. Heyer— 
ans in ſeiner hier mitgeteilten Kontroverſe mit Wibaut über „Frauenarbeit“. 
‚ie Frauenarbeit in Fabriken iſt notwendig für die Emanzipation der Frauen; ſie 
fährdet aber die Geſundheit und die Kraft des kommenden Geſchlechtes. In der 
Zahl zwiſchen beiden haben wir uns für die Frauenarbeit entſchieden; aber dann 
erſteht es ſich, daß es mit ſchwerem Herzen und ohne Begeiſterung geſchieht. Vor 
lem ſollen wir die Forderung von Einrichtungen, die die Übel einigermaßen ein— 
immen (Schutzgeſetze uſw.) voranſtellen, und wo ſie fehlen, die Fabrikarbeit der 
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Frauen nur als ſchlimmes übel anſehen, mit dem man ſich bloß im Notfall ver 
ſöhnen kann. 1 

F. van der Goes führt ſeine im Januarheft angefangene Studie über „Di 
Krmut, früher und jetzt“ weiter. In dem erſten Teil wird die vorkapitaliſtiſch 
Armut behandelt. In der ökonomiſchen Grundlage der einfachen Warenproduktion 
liegt die Möglichkeit der Armut der Produzenten unmittelbar zutage. Der Wer 
des Produkts, alſo das Quantum Lebensmittel, das der Produzent beim Verkau 
bekommt, hängt nicht nur von feiner eigenen aufgewendeten Arbeitszeit ab, ſonder 
auch von der geſellſchaftlich notwendigen Arbeitszeit, die er nicht kennt. Beſonder 
Umſtände — reiche Ernten, Einführung von Maſchinen — können letztere bedeuten 
verringern, und dann haben die Produzenten nur wenig Wert hervorgebracht, trol 
ihrer langen Arbeitszeit; dann iſt Armut der Lohn ihres fleißigen Schaffens. S 
beſteht theoretiſch die Möglichkeit der Armut ſchon bei den einfachen Warenprodu 
zenten; zur maſſenhaften Wirklichkeit wird dieſe Möglichkeit aber erſt mit den 
Emporkommen der Maſchinen, die die kleinen Produzenten zurückdrängen. In de 
Blütezeit der einfachen Warenproduktion fehlten die Vorausſetzungen dafür un 
hatte die Geſellſchaft allerhand Schutzmittel gegen ſolche Urſachen der Armut vor 
geſehen. Im Mittelalter fehlten die Faktoren, die ſtarke Anderungen und Schwan 
kungen im Wert hervorbringen konnten; Angebot und Nachfrage waren bekann 
und feſt, der Umkreis der in Verkehr tretenden Produzenten gering, eine kräftig 
Konkurrenz fehlte. Daher die unter anderem von Inama⸗Sternegg konſtatierte außen 
ordentliche Beſtändigkeit der Wertverhältniſſe. Zwar fehlten die revolutionäre 
Kräfte nicht, die dieſe feſten Verhältniſſe zu zerſtören ſuchten: das Wucher⸗ un 
Handelskapital. Die ganze ökonomiſche Geſetzgebung des Mittelalters iſt ein Ber 
ſuch, die alte natürliche Ordnung gegen dieſe Zerſtörung, gegen die Ausbeutun 
der Konſumenten durch das Geldkapital zu ſchützen. Die der alten unveränden 
lichen Erfahrung entnommene Auffaſſung eines natürlichen Preiſes der Waren ga 
den Rechtsboden zu den Maßnahmen der Behörden ab, dieſe Preiſe künſtlich au 
rechtzuhalten, damit den Produzenten ihr Einkommen und den Konſumenten il 
Lebensbedarf erhalten bliebe. Im Mittelalter kam durch dieſe Einrichtung d 
Armut der Produzenten als normaler Fall nicht vor. | A 

Nur wer nicht produzieren konnte, wer feine Produktionsmittel verloren hatt 
zu alt, zu jung oder zu ſchwach zum Arbeiten war, war der Armut preisgegeben 
Für fie dienten die Unterſtützungseinrichtungen, in denen das alte kommuniſtiſck 
Prinzip des Rechtes auf Lebensunterhalt nachwirkte. Mit dem Kapitalismus nimn 
die Armut neue Formen an, indem ſie für eine ganze Klaſſe, der die Produktion 
mittel fehlen, der normale Zuſtand wird. Damit kommt ein neues Prinzip in d 
Armengeſetzgebung; ein Recht auf Lebensunterhalt wird nicht mehr anerkannt. D 
Hauptſorge geht einerſeits dahin, daß die Arbeitsfreudigkeit und die Anſpruch 
loſigkeit des Proletariats nicht durch die Armenunterſtützung gefährdet werde 
andererſeits, daß keine für die öffentliche Sicherheit gefährlichen Hungerrevolte 
entſtehen. Das engliſche Armengeſetz der Königin Eliſabeth von 1601 bildet de 
Anfang der kapitaliſtiſchen Geſetze; ſie verordnete auch Beſchaffung produktiver Arbe 
für die arbeitsfähigen Armen. In modern⸗kapitaliſtiſchem Sinne wurde es revidie 
in dem berüchtigten Armengeſetz von 1834. Neuerdings erſteht aus der Einſich 
daß die Armut unter dem Kapitalismus nicht auszurotten iſt, und aus der Furd 


konnten als in der Gegenwart. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 


— 
22 
* 


2 
= 
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Der freifinn und unfer Wahlkampf. 
Don Karl Emil. 


Was immer man auch der letzten Reichstagsſeſſion vorwerfen mag, ſie hat 
doch das eine Verdienſt, völlige Klarheit geſchaffen zu haben. Sie hat be⸗ 
wieſen, daß das konſervativ⸗liberale Bündnis auch ſchwierige Proben über⸗ 
dauern kann, aus dem ſehr einfachen Grunde, weil in dieſem Bündnis ſich 
die Liberalen völlig den Konſervativen untergeordnet haben. Und ſo wird 
notwendigerweiſe der Epilog für dieſen Reichstag zum Nekrolog des deutſchen 
Freiſinns. 

Die fortſchreitende Auflöſung der bürgerlichen Parteien in Deutſchland, 
der bisher nur das Zentrum ſtandgehalten hat, iſt ein komplizierter Prozeß. 
Die Stellung der Sozialdemokratie in Deutſchland zu den bürgerlichen Par⸗ 
teien war im vorhinein grundverſchieden von der in allen anderen Ländern. 
Die Sozialdemokratie trat in Deutſchland als ſelbſtändiger Faktor in die Er⸗ 
ſcheinung zu einer Zeit, als das Bürgertum, das damals faſt noch in ſeiner 
Geſamtheit ſeine politiſche Vertretung in der Fortſchrittspartei erblickte, gerade 
ſeinen heftigſten Kampf mit den Konſervativen und der preußiſchen Regierung 
führte, der ſchließlich mit dem offenen Konflikt endete. Die politiſche Gärung 
jener Zeit zur Begründung der Arbeiterpartei mit genialer Tatkraft nutzbar 
gemacht zu haben, iſt das hiſtoriſche Verdienſt Laſſalles. Aber gerade die Los⸗ 
reißung der Arbeiterklaſſe aus dem Gefolge des Bürgertums mußte dieſem in 
ſeiner Illuſion, alle Klaſſen des Volkes zu vertreten, als Hochverrat erſcheinen. 
Daß es nicht ſah, wie ſeine eigene Schwäche und Halbheit die politiſche Ver⸗ 
ſelbſtändigung der Arbeiterklaſſe gebieteriſch erforderte, ft nur natürlich. Es 
begriff nur, daß das Erwachen der Arbeiterklaſſe ſeine eigenen Intereſſen be⸗ 
drohte, und dieſe Drohung bewog ſeine Politiker zu immer größerer Nach⸗ 
giebigkeit gegen die Regierung. Das Zurückweichen vor der Regierung und 
ſeine unmittelbare Folge, das vollſtändige Mißlingen der liberalen Oppo⸗ 
ſitionspolitik mußten aber vor der Partei ſelbſt maskiert werden durch um ſo 
heftigere Bekämpfung und Beſchuldigung der neuen Trägerin der Demokratie, 
der Arbeiterpartei und ihrer Führer. Zu jener Zeit entſtand die Legende, 


daß die Sozialdemokratie im Bunde mit Bismarck und den Konſervativen 
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arbeite, ja von Bismarck offen begünſtigt werde, eine Abſurdität, die in dem 
engen Kopfe Eugen Richters bis an ſein Lebensende fortſpukte. Und wie die 
Sozialdemokratie im heftigſten Kampfe gerade gegen das liberale Bürgertum 
entſtanden war, ſo richtete ſich auch ferner der Kampf vor allem gegen den 
Liberalismus, während die Konſervativen und Klerikalen nicht ebenſo un 
mittelbar und direkt den Anſturm der Arbeiterklaſſe auszuhalten hatten. Das 
war nicht etwa eine freiwillig gewählte Taktik. Das Proletariat weiß, daß 
für die Entfaltung ſeiner Kräfte die Formen der Demokratie im Staate die 
günſtigſten Bedingungen liefern. Mit dem Bürgertum ſteht es wenigſtens 
auf demſelben Kampfboden der entwickelten bürgerlichen Geſellſchaft, deren 
vollendete politiſche Form die demokratiſche Republik bildet. Dagegen fehlt 
dieſe Gemeinſamkeit des Kampffeldes dem Verhältnis der Arbeiterklaſſe zu 
den vorbürgerlichen Parteien, zu den Vertretern des Großgrundbeſitzes, dee 
reaktionär gewordenen Kleinbürgertums, des noch in mittelalterlichen Anſchau⸗ 
ungen, in kirchlicher Gebundenheit verharrenden Kleinbauerntums. Aber eben 
daß das gemeinſame Schlachtfeld fehlte, war dem deutſchen Proletariat ein 
von außen kommende Notwendigkeit. Das allgemeine Wahlrecht verlieh ihm 
Macht in den induſtriellen Zentren gegenüber den bürgerlichen Parteien. Die 
ſelbe wirtſchaftliche Entwicklung, die es in den großen Städten konzentrierte 
entzog es anderen Wahlkreiſen, die ihren rein ländlichen Charakter behielten 
und deren Bevölkerung oft abnahm, indes die der Großſtädte rapid wuchs 
Die Wahlkreiseinteilung blieb jedoch unverändert. So wurden dadurch die 
einen Wahlkreiſe immer mehr zum ſicheren Beſtandteil für Konſervative und 
Klerikale, die Städte aber fielen dem Proletariat zu. So hatte das ſtädtiſche 
Bürgertum den ganzen Anprall des Proletariats auszuhalten. Daher ftamm! 
einerſeits der erbitterte Haß gerade der liberalen Politiker gegen die Sozial 
demokratie, andererſeits ihr Bedürfnis, um jeden Preis Bundesgenoſſen zu 
erhalten, die ihr das Wenige, was ſie beſitzen, erhalten helfen. Ganz andere 
die Entwicklung in Ländern, wo die Demokratie vor der Verſelbſtändigung den 
Arbeiterpartei geſiegt hatte. In England und Frankreich iſt die Loslöſung den 
Arbeiterklaſſe ein Vorgang, der nicht in erſter Linie den Kampf um die Demo 
kratie betrifft. Die Arbeiterklaſſe fordert hier nur die Erfüllung der bereite 
erkämpften politiſchen Form mit ſozialem Inhalt. Die bürgerlichen Parteien 
ſtehen dort keineswegs in dem ſcharfen Gegenſatz zueinander, wie, zu Beginn 
der verfaſſungsmäßigen Entwicklung in Deutſchland, Konſervative und Fort: 
ſchrittspartei. Der Gegenſatz der Arbeiterklaſſe trifft alle bürgerlichen Par⸗ 
teien, wenn nicht in gleicher Weiſe, ſo doch auch lange nicht ſo verſchieden 
wie in Deutſchland. Jene außerordentliche Verbitterung, die in Deutſchland 
durch die vorzugsweiſe Depoſſedierung der bürgerlichen Partei zugunſten der 
vorbürgerlichen geſchaffen wurde, fehlt demokratiſchen Ländern in dieſem 
Stadium der Entwicklung. Der Gegenſatz zwiſchen bürgerlicher Demokratie 
und Sozialdemokratie mag ſehr ſcharf werden, er mag in England oder in 
den Vereinigten Staaten die bürgerlichen Parteien zur Abwehr vereinigen 
aber er iſt dann ſchließlich erſt das endliche Reſultat des ſozialen Gegenſatzes 
und ſteht nicht wie in Deutſchland am Beginn der Entwicklung. Und wieder 
anders in Öfterreich, wo das Kurienwahlrecht die Entwicklung der politiſchen 
Macht eines reaktionären Kleinbürgertums gerade in den Städten begünſtigl 
hat. Hier erſcheint der Sieg der Sozialdemokratie, den das gleiche Wahlrecht 
heraufgeführt hat, zugleich als Befreiung des Bürgertums ſelbſt, als Sieg det 
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modernen Kultur über mittelalterliche Gebundenheit, als Entfeſſelung aller ſozialen 
Kräfte der Gegenwart gegenüber kleinbürgerlicher Rückſtändigkeit und Enge. 
So entwickelt ſich die Sozialdemokratie in Deutſchland im vorhinein im 
Gegenſatz zu jener Partei, mit der ſie in anderen Ländern manche gemeinſame 
Gegnerſchaft und gemeinſame Forderungen verknüpfen. 

Dieſer Gegenſatz zur Arbeiterklaſſe raubt aber dem Freiſinn nun vollends 
alle Energie und Kampfesluſt. Seine Schwäche wird noch vermehrt durch den 
Abfall derjenigen Schicht des Bürgertums, die die kampffähigſte, weil ökonomiſch 
mächtigſte iſt, durch das Abſchwenken der großen Kapitaliſten. Die Reichs⸗ 
gründung ſchuf das lang erſehnte einheitliche Wirtſchaftsgebiet, riß die 
Schranken nieder, die die Kleinſtaaterei und die Lähmung der ſtaatlichen Ge⸗ 
walt dem Kapitalismus gezogen hatten. Eine ſtürmiſche Entwicklung, be⸗ 
fruchtet durch den Segen der franzöſiſchen Milliarden, begann. Das Kapital 
konnte fürwahr zufrieden ſein. Die neue Reichsverfaſſung brachte in der Her⸗ 
ſtellung einheitlichen Rechtes den wirtſchaftlichen Bedürfniſſen des Kapitals 
‚volle Befriedigung. Kein Wunder, daß das Kapital die Oppoſition verließ 
und als nationalliberale Partei zur Stütze der Regierungspolitik wurde. Und 
gefeſtigt wurde das Band zwiſchen der alten Regierungspartei der Konſervativen 
und der neuen bürgerlichen Partei ſehr bald durch gemeinſame Intereſſen der 
Wirtſchaftspolitik, durch gemeinſame Erkämpfung des Schutzzolls, der den 
Ronjervativen in dem Moment wichtig wird, als die Getreideausfuhr Deutfch- 
ands aufhört und in ſteigendem Maße der Getreideimport beginnt, zur ſelben 
Zeit, als die amerikaniſche Konkurrenz die Getreidepreiſe zum Sinken bringt, 
vährend die deutſche Induſtrie unter Führung der Eiſeninduſtriellen den 
Schutzzoll verlangt gegen die ältere Konkurrenz Englands. Das Erſtarken der 
deutſchen Induſtrie ändert nicht die Intereſſengemeinſchaft zwiſchen Groß⸗ 
gkrundbeſitz und Großkapital, ſondern verwandelt nur den „Erziehungszoll“ 
n einen Kartellſchutzzoll, der die Entwicklung der Syndikate und die Aus⸗ 
veutung des inneren Marktes durch die kapitaliſtiſchen Monopole beſchleunigt 
id begünſtigt. | 

So wird der Freiſinn von zwei Seiten zugleich reduziert, durch den Verluſt 
der Arbeiter auf der einen Seite, durch den des Großkapitals auf der anderen 
Seite. 

Und als Caprivi eine neue Ara der Wirtſchaftspolitik zu begründen ſcheint, 
wiederholt ſich die Spaltung im Freiſinn. Die Handelsvertragspolitik erregt 
die Begeiſterung der freihändleriſch intereſſierten kapitaliſtiſchen Schichten, die 
noch in der Oppoſition ſtanden, der Reeder⸗ und Händlerkreiſe, und der mitt⸗ 
eren Exportinduſtrie. Nicht minder werden dieſe Schichten begeiſtert durch 
die Lockung der eben beginnenden Weltpolitik; ſie geben die alte traditionelle 
Politik der militäriſchen Knauſerei auf, vor allem deswegen, weil ſie die 
Flottenvermehrung wollen, die Vorausſetzung der neuen Weltpolitik. Ihnen 
ließen ſich jene Ideologen an, die nach dem Sturze Bismarcks auf die 
endliche Verwirklichung demokratiſcher Forderungen hoffen und die Partei der 
„Freiſinnigen Vereinigung“ eine kurze Zeit mit der Ideologie eines demo⸗ 
ratiſchen Imperialismus erfüllen. Übrig bleibt die Freiſinnige Volkspartei 
nit ihrem Widerſtreben gegen alle ſtaatliche Machtpolitik, mit ihrer Tradition 
und ihrem Programm aus der Konfliktszeit. Aber die Sezeſſion hat ihre 
ziale Zuſammenſetzung noch mehr vereinfacht. Die bürgerlichen Ideologen 
md die kapitaliſtiſchen Schichten haben ſie ſo ziemlich verlaſſen, und zurück 
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bleibt ein wenig widerſtandsfähiges, kampfunfähiges, jeder beſſeren Führung 
entbehrendes Kleinbürgertum, Handwerker, Händler und kleine Kapitaliſten 
deren politiſche Fonds vor allem geſpeiſt werden durch die von der agrarijcher 
Geſetzgebung verärgerte Börje. a 
Sehr bald zerrinnt auch die Illuſion des demokratiſchen Imperialismus 
Die Träger imperialiſtiſcher Politik, die ſchwere Induſtrie, die hohe Finanz 
die an Militär und Marine intereſſierten Schichten, zu denen vor allem da 
Junkertum gehört, ſind weder Freihändler noch Demokraten. In den Zoll 
kämpfen erringen ſie den Sieg. Die Hoffnungen des Freiſinns ſind zerſtört 
er iſt in „unfruchtbare Oppoſition“ zurückgeſchleudert. Zugleich wächſt abe 
ſeine Feindſchaft gegen die Sozialdemokratie immer mehr. | 
Die kleinkapitaliſtiſchen und mittelſtändleriſchen Elemente werden durch di 
Fortſchritte der Arbeiterbewegung am ſtärkſten getroffen. Und hier iſt es di 
wirtſchaftliche Seite der Arbeiterbewegung, die am meiſten fühlbar wird. Ii 
den kleinen und mittleren Betrieben iſt die Macht der Gewerkſchaftsbewegun 
am größten, gerade von dieſen aber, die ſo häufig nur durch die verſtärkt 
Ausbeutung der Arbeiter ihre Konkurrenzfähigkeit noch aufrechterhalten, wird 
jeder Erfolg der Gewerkſchaften am bitterſten empfunden. Und die Schar de 
Kleinhändler und Krämer ſieht mit wachſender Angſt auf die Fortſchritte de 
Konſumgenoſſenſchaften der Arbeiter. Dieſer ſoziale Gegenſatz kleinbürgerliche 
Parteien zur Arbeiterklaſſe wirkt aber auf ihre Politik unmittelbar zurück, un 
ſie beginnen mit allen Unterdrückungsmaßregeln des Staates gegen die Arbeiter 
klaſſe zu ſympathiſieren. Es entſteht im deutſchen Freiſinn ein immer ſtärkere 
Gegenſatz zwiſchen der alten demokratiſchen Tradition und dem immer größe 
werdenden Haß des Kerns ſeiner Anhänger gegen die Arbeiter. Da aber ge 
rade die Arbeiter die Träger der Demokratie ſind, ſo wendet ſich der Klein 
bürger auch immer mehr von der Demokratie ab. Die ſpezifiſche Form de 
kleinbürgerlichen Reaktion iſt der Antiſemitismus, der auch in Deutſchland der 
Freiſinn bedroht. Während ihm aber in Oſterreich das Kurienwahlſyſten 
zum Siege verhalf, das den Kleinbürger zum politiſchen Herrn der Städt 
machte, hat ihn das allgemeine gleiche Wahlrecht in Deutſchland, in dem da⸗ 
Kleinbürgertum überhaupt ſchwächer iſt, nur zu einem ſehr beſcheidenen Dajen 
kommen laſſen. Die ſoziale Wandlung tritt hier vielmehr in einer Wandlung 
des Freiſinns ſelbſt zutage, der immer reaktionärer wird. N 
So waren die Dinge reif geworden für die Sammlungspolitik Bülows 
Immerhin konnte man einen Augenblick zweifeln, wie weit der Freiſinn i 
der Verleugnung feiner demokratiſchen Forderungen gehen werde. Und dieſ⸗ 
Zweifel waren auch darin begründet, daß neben den kleinbürgerlichen Ele 
menten auch neue Schichten im Freiſinn ihre Vertretung ſuchen mochten, di: 
ihrer ſozialen Lage nach noch Träger bürgerlich⸗demokratiſcher Forderungen 
fein konnten. Jedoch es ſcheint, daß dieſe großſtädtiſche Schicht der Angeſtellten 
in Induſtrie und Handel, das Heer der Beamten aller Art einmal zu wenig 
zahlreich iſt, um die Politik einer Partei entſcheidend zu beeinfluſſen. Dam 
aber ſcheint in Deutſchland dieſe Schicht, deren Lage fie ſchließlich ganz in 
das Lager des Proletariats bringen muß, noch in hohem Maße in dem Bann 
nationaler und imperialiſtiſcher Ideologie zu ſtehen. Sie bildet heute vielleich 
mehr den Kern der nationalliberalen „Jugend“, als daß ſie den Freiſim 
unterſtützten. Soweit ſie aber im Freiſinn vorhanden ſind, bilden ſie du 
Stütze feiner ſchwachen demokratischen Minderheit. 
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Es iſt richtig, daß der Freiſinn während dieſer Seſſion gerade in einer 
Frage auf die Probe geſtellt wurde, bei der es ſich nicht um unmittelbar 
materielle Intereſſen handelt, ſondern um eine Frage, über die innerhalb 
demokratiſcher Parteien überhaupt keine Meinungsverſchiedenheiten herrſchen 
önnen. Indem der Freiſinn beim Vereinsgeſetz ein Ausnahmerecht für die 
kremdſprachigen Staatsbürger, ein weſentliches Hindernis für das Koalitions⸗ 
echt der Arbeiter ſchuf, die Jugendlichen von der politiſchen Bildung ausſchloß 
ind nirgends irgend eine erhebliche Errungenſchaft dem Polizeiſtaat entriß, 
nachte er ſeinen Bankrott als demokratiſche Partei offenbar. Und damit auch 
nicht das Tüpfelchen auf dem i fehle, erklärte er, das alles tun zu müſſen, um 
Regierungspartei zu bleiben und ſo zu verhüten, daß das Zentrum Regierungs⸗ 
yartei werde. So ſucht der Freiſinn krampfhaft eine kulturkämpferiſche Ideo⸗ 
ogie zu finden, im ſelben Momente, wo er zur ſicherſten Stütze für die Diktatur 
ener Klaſſe wird, die der deutſchen Kultur die gefährlichſte Klaſſe iſt, für die 
Diktatur der Junker. 

Das Ende des Freiſinns iſt aber auch für die deutſche Sozialdemokratie 
don Bedeutung. Die Stellung zum Freiſinn hat den weſentlichſten Punkt in 
den Meinungsverſchiedenheiten über unſere Taktik gebildet. Dieſe Meinungs⸗ 
ſerſchiedenheiten hat der Freiſinn ſelbſt jetzt beſeitigt. Zugleich iſt die Illuſion 
erſtört worden, als könnte der Kampf um das Landtagswahlrecht in Preußen 
anders entſchieden werden, als auf dem Wege einer Maſſenaktion außerhalb 
er Parlamente. Nicht von irgendwelcher Anderung der Zuſammenſetzung 
es Dreiklaſſenparlaments, ſondern von einer ſtets ſich ſteigernden und auch 
ie notwendigen Opfer nicht ſcheuenden Bewegung des Proletariats find Er⸗ 
olge zu hoffen: die Herrſchenden durch ſtete Beunruhigung mürbe machen 
Ind die Maſſen der Bevölkerung immer mehr aufwühlen, ihren Gegenſatz zum 
eſtehenden Regime immer mehr ſteigern, bis dieſem ſchließlich die Gewährung 
es gleichen Wahlrechts ein geringeres Übel erſcheint, als die Fortdauer des 
kampfes. Dieſen Prozeß zu befördern, zu beſchleunigen, zu verſtärken, kann 
llein die Aufgabe der proletariſchen Wahlbewegung zum preußiſchen Land— 
ag ſein. 


Das Reihsvereinsgefeb. 
Von Sans Glock. 


Eng miteinander verkoppelt ſind am 8. April Reichsvereinsgeſetz und Börſen⸗ 
eſetznovelle vom Reichstag verabſchiedet worden. Zug um Zug wurde das 
zeſchäft zwiſchen Junkerſchaft und Freiſinn erledigt: Polen⸗ und Arbeiter⸗ 
rebelung gegen Börſenfreiheit. Der Freiſinn hat die Hoffnung der Effekten⸗ 
örſe gerechtfertigt; ihre Intereſſen waren ihm wichtiger als der Grundſatz 
es gleichen Rechtes, als das Recht der Nationalität und die Bedürfniſſe der 
erbeiterſchaft. 

Im Widerſtreit der Klaſſenintereſſen innerhalb des Freiſinns hat die be- 
de Klaſſe geſiegt. Nach der erſten Leſung der Börſengeſetznovelle tröſtete 
n Bankdirektor die erſchreckten Börſianer mit der Verſicherung, die Börſen⸗ 
form werde dennoch zuſtande kommen, denn der Freiſinn werde beim 
prachenparagraphen des Vereinsgeſetzes nachgeben. Er hat recht behalten. 
ſergebens haben dagegen Vertretungen der Hirſch⸗Dunckerſchen Gewerk 
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vereinler, des letzten Häufleins von Arbeitern, das dem Liberalismus noch 
verblieben war, auf die Gefährlichkeit des §7 der Vereinsgeſetzvorlage für di 
Arbeiterbewegung hingewieſen und die Ablehnung vom Freiſinn gefordert. 

Dieſer Vorgang innerhalb des Freiſinns iſt ein verkleinertes Abbild der 
ſtetig zunehmenden Verſchärfung der Klaſſengegenſätze in Deutſchland, die der 
Liberalismus immer mehr nach rechts treibt. Je mehr die Arbeiterbewegung 
erſtarkt, das Proletariat neben dem politiſchen auch das gewerkſchaftliche und 
genoſſenſchaftliche Feld beackert, um jo mehr vergrößert ſich die Reibungsfläch 
zwiſchen ihm und den Klaſſen, die die freiſinnige Wählerſchaft vornehmlich 
ſtellen, den Handels⸗ und Bankherren und dem Kleinbürgertum. Namentlich 
das letztere, das ſich des öfteren durch Gewerkſchaften und Genoſſenſchafter 
direkt an ſeinem Einkommen getroffen fühlt, entwickelt mehr und mehr arbeiter 
feindliche Tendenzen. Das, was es vom Proletariat trennt, wird ihm vie 
unmittelbarer und greifbarer bewußt als das, was es mit dem Proletaria 
an Intereſſen wider das Junkertum gemein hat. Weshalb denn auch ſein 
Begeiſterung für die Demokratiſierung des Staates, die es einſt als Schul 
gegen die Junker gefordert hat, immer mehr abflaut, wie das Verhalten dei 
Gros der freiſinnigen Wähler zum preußiſchen Wahlrechtskampf deutlich genug 
zeigt. Nicht die Blockpolitik hat den Freiſinn zum Verrat an ſeinen Grund 
ſätzen gebracht, ſondern weil er dieſe Grundſätze innerlich ſchon aufgegeben 
hatte, war ihm der Eintritt in den Block möglich. Das, was er als ſein 
Grundſätze bezeichnete, war die ideologiſche Widerſpiegelung feines Gegenſatze 
zum Junkertum, ſeiner — freilich begrenzten — Intereſſengemeinſchaft mi 
dem Proletariat. Da ſich dieſes Verhältnis umkehrt, der Gegenſatz zum Prole 
tariat in den Vordergrund rückt und ſich eine Intereſſengemeinſchaft mit dei 
Junkern wider die Arbeiterſchaft herausbildet, verliert die demokratiſche Ideo 
logie den Boden unter den Füßen. Sie hält ſich noch eine Zeitlang gemäß 
dem Geſetz, daß die geiſtigen Kategorien ſich langſamer wandeln als die ihnen 
entſprechenden wirtſchaftlichen Verhältniſſe, aber immer ſtärker und häufige 
werden die Verſuchungen, fie zu durchlöchern, fie zu zerbrechen — ein Stüc 
nach dem anderen wird abgebröckelt. Der Verrat des Freiſinns beim Bene 
geſetz iſt ein Stück dieſes Prozeſſes. | 

Es gibt keine bürgerliche Demokratie mehr in Deutſchland — die wenigen 
weißen Raben, die den Widerſtand gegen den Schacher der Payer und Müller 
Meiningen gewagt haben, zählen nicht, ebenſowenig wie die Mannſchaften 
die hinter dieſen Offizieren ſtehen. Und wenn ſelbſt einige von ihnen ein 
reinliche Trennung von den Blocklakaien vornehmen würden, ſo änderte da 
am Stande der Dinge nichts. So jämmerlich die Haltung Naumanns fü 
einen Mann jeiner Vergangenheit ift, es bleibt doch eine Wahrheit, was e 
den Barth und Gerlach geſagt hat, daß nämlich zwiſchen Liberalismus uni 
Sozialdemokratie kein Raum für eine dritte Partei iſt. Freilich konnten di 
alſo Apoſtrophierten ihm erwidern, daß ſie eine ſolche Mittelpartei nicht wollen 
ſondern daß ſie die liberale Partei gründen wollen, nachdem der Liberalismus 
wie vor Jahrzehnten ſchon bei den Nationalliberalen, nun auch beim Freiſim 
ſeine Stätte verloren habe. Aber das hieße die Illuſion lediglich auß 
rubrizieren. 

Die deutſche Sozialdemokratie muß bei ihrem Kampfe um die Demokrat 
ſierung des Reiches und vor allem Preußens jede Rechnung auf e 
bürgerliche Hilfe als trügeriſch abweiſen. 
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Auch mit einer längeren Dauer des Blockes muß jetzt gerechnet werden. 
Der Freiſinn hat eine Anpaſſungsfähigkeit gezeigt, die ihn in den Stand ſetzen 
wird, den Bund mit der Rechten ſelbſt über die gefährliche Klippe der Reichs⸗ 
finanzreform fortzubringen; daß er um des preußiſchen Wahlrechtes willen 
den Block nicht ſprengen wird, ſteht längſt feſt. Die Rechtfertigungsformel 
für alle weiteren Verrätereien an freiſinnigen Programmſätzen hat Herr 
v. Payer in ſeiner Rede zur Verteidigung des Verrats beim Vereinsgeſetz 
geliefert. Alles beſchönigenden Beiwerkes entkleidet, lautet ſie: Wir wollen 
uns nicht zugunſten des Zentrums von der Bank der regierenden Parteien 
drängen laſſen! In dieſer Weisheit kulminierte die Rede des ehemaligen 
Demokraten. Dieſe „realpolitiſche“ Begründung des Verrats ſpricht Bände; 
ſie enthält in der Nußſchale ein ganzes Syſtem des Verrats aller Grundſätze. 
Sehr grundſatzfeſt iſt der Freifinn niemals geweſen. Im Jahre 1884 hat er 
ſchon einmal die Gleichheit des Rechtes verraten, indem ein erheblicher Teil 
der Fraktion für die Verlängerung des Sozialiſtengeſetzes ſtimmte, während 
ein anderer bei der entſcheidenden Abſtimmung fehlte auf Grund einer Ab⸗ 


kommandierung Eugen Richters. Aber damals ſchämte ſich der Freiſinn ſeines 
Verrats noch. Richter ſuchte die Tatſache der Abkommandierung krampfhaft 


zu vertuſchen und verſicherte im übrigen, daß die 27, die für das Aus⸗ 
nahmegeſetz geſtimmt hatten, es niemals wieder tun würden. Für die Scham⸗ 
loſigkeit des Payerſchen Eingeſtändniſſes war der Linksliberalismus damals 
noch nicht reif. 

Natürlich hat der Freiſinn auch noch einige Beſchönigungen für ſeine Hal⸗ 
tung bereit. Sie ſtellen indes lediglich dekorative Schnörkel um die Payerſche 
Erklärung vor. Das Geſetz ſoll erſtens einen großen Fortſchritt bedeuten. 
Und zweitens wollen die Freiſinnigen der Polen ehrliche Anwälte geweſen 
ſein. Durch die Zuſtimmung zum gemilderten $ 7 hätten ſie die Polen davor 
bewahrt, daß ſie durch die preußiſche Landesgeſetzgebung noch viel ſchlimmer 
geſchunden würden, als es jetzt durch das Reichsgeſetz geſchieht. Dies letztere 
Argument iſt um ſo jämmerlicher, als die Milderungen des § 7, auf die ſich 
der Freiſinn ſo viel zugute tut, höchſt fragwürdiger Natur ſind. In den 
nächſten zwanzig Jahren darf in den Kreiſen, in denen eine alteingeſeſſene 
fremdſprachige Bevölkerung mindeſtens 60 Prozent der Geſamtbevölkerung 
ausmacht (nach dem Stande der letzten Volkszählung), die fremde Sprache in 
öffentlichen Verſammlungen gebraucht werden, die dreimal vierundzwanzig 
Stunden vor Beginn angemeldet ſind. Dieſe famoſe 60 Prozent⸗Beſtim⸗ 
mung beraubt von vornherein etwa die Hälfte der polniſchen Bevölkerung 
des Rechtes, ſich in öffentlichen Verſammlungen ihrer Mutterſprache zu be⸗ 
dienen, ſie nimmt es den Polen in mehreren Kreiſen, wo ſie die Mehrheit 
| der Bevölkerung ausmachen, indes nicht die 60 Prozent erreichen, und ſie 
nimmt es ihnen namentlich in einigen Stadtkreiſen, die kulturelle Mittelpunkte 
des polniſchen Volkslebens bilden. Die preußiſche Verwaltung wird natürlich 
bei künftigen Volkszählungen ſehr darauf bedacht ſein, möglichſt viele Kreiſe 
mit weniger als 60 Prozent Polen feſtzuſtellen, und daß ſie in der Wahl der 
Mittel nicht wähleriſch ſein wird, darüber iſt niemand im Zweifel, der ihre 
Praxis kennt. Vor allen Dingen aber werden die von den Unternehmern in 
Maſſen nach dem Weſten geſchleppten polniſchen Arbeiter aufs härteſte vom 
F brachenzwang betroffen. Selbſt wenn ſie es einmal in einem Kreiſe auf 
60 Prozent der Bevölkerung brächten, dürften ſie in öffentlichen Verſamm⸗ 
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lungen nicht in ihrer Mutterſprache reden, da ſie im Weſten nicht „alt: 
eingeſeſſen“ ſind. Das bedeutet eine erhebliche Schädigung der Arbeiter- 
bewegung, der die Agitation unter den bedürfnisloſen Scharen, die die 
Kohlen⸗ und Eiſenbarone in wohlberechneter Abſicht den begehrlicheren 
deutſchen Arbeitern entgegenftellen, ohnehin ſchon ſehr erſchwert iſt. Es iſt 
denn ja auch feſtgeſtellt, daß gerade die Großinduſtriellen Rheinland⸗Weſt⸗ 
falens das größte Gewicht auf den Sprachenparagraphen gelegt haben. Der 
Freiſinn hat durch die Bewilligung des §7 eine eminent arbeiterfeindliche 
Handlung begangen, und ſein böſes Gewiſſen verriet ich denn auch darin, 

daß er bei der zweiten Leſung vom Staatsſekretär des Innern eine an ſich 
ziemlich wertloſe, weil weder die Polizei noch die Gerichte verpflichtende Er⸗ 

klärung erbat, wonach die Gewerkſchaftsbewegung durch den § 7 nicht ge⸗ 
troffen werden ſolle. Die Erklärung, die Herr Bethmann⸗Hollweg darauf ab⸗ 
gab, war ſo zweideutig abgefaßt — ein ſpäterer Nachtrag hat daran nichts 
geändert —, daß die Drangſalierung der freien und der polniſchen Gewerk⸗ 
ſchaften ſich ſehr wohl damit vereinigen läßt. Der Freiſinn konnte über die 
Tragweite des $ 7 in dieſer Hinſicht um jo weniger im unklaren ſein, als 
ſich ſchon in der Kommiſſion ein Regierungsvertreter ſehr energiſch gegen den 
Verſuch ausgeſprochen hatte, für die Gewerkſchaften den § 7 außer Kraft zu 
91 95 So war denn auch der im preußiſchen Abgeordnetenhaus noch am 

. April eingebrachte freiſinnige Antrag, durch Landesgeſetz oder Miniſterial⸗ 
verfügung die Gewerkſchaftsbewegung vom Sprachenparagraphen auszunehmen, 
eine elende Spiegelfechterei in doppelter Hinſicht. Einmal wußte der Freiſinn 
aus dem Verhalten der Reichsregierung, daß ein ſolcher Antrag niemals die 
Zuſtimmung der preußiſchen Regierung noch der Mehrheit des Dreiklaſſen⸗ 
parlamentes finden werde, und zweitens wußte er, daß der Antrag nicht mehr 
zur Verhandlung kommen konnte, weil der Landtag vor der Auflöſung ſtand, 
die denn ja auch am 9. April erfolgte. Trotz alledem hat die freiſinnige 
Fraktionsgemeinſchaft bei der dritten Leſung des Vereinsgeſetzes die Anträge 
der Sozialdemokratie und des Zentrums, die die Sicherung der Gewerkſchaften i 
vor den Fußangeln des Sprachenparagraphen in das Geſetz bringen wei 
niederſtimmen helfen. 

Die Befreiung der Wahlverſammlungen bei Reichs⸗ und Landtagswahlen 
von den Vorſchriften des § 7, die der Freiſinn als ganz beſondere Milderung 
rühmt und deren Durchſetzung er ſich hoch anrechnet, dient nur dazu, die Un⸗ | 
gerechtigkeit des § 7 ſelbſt ins hellſte Licht zu ſtellen. Denn fie ift ja das 
Eingeſtändnis, daß die fremdſprachigen Reichsangehörigen den Gebrauch der 
Mutterſprache im Verſammlungsleben wegen mangelnder Kenntnis des 
Deutſchen einfach nicht entbehren können. Die Beſtimmung iſt politiſch außer⸗ 
ordentlich dumm, denn der Kontraſt des Rechtszuſtandes während des kurzen 
Zeitraums der Wahlbewegung zu dem der langen wahlloſen Perioden muß 
eine ſtark aufreizende Wirkung auf die vom Sprachenzwang Betroffenen aus 
üben. Die polizeiliche Praxis in Preußen wird das übrige tun. Da ſich 87 \ 
auf öffentliche Verſammlungen bezieht und Vereinsverſammlungen nicht be⸗ 6 
trifft, ſo wird die Polizei möglichſt alle Verſammlungen polniſcher Vereine 
für öffentliche Verſammlungen erklären; die Rechtſprechung gibt ihr dazu N 
mehrere ſehr brauchbare Kautſchukauslegungen des Begriffs „öffentliche Ver⸗ 
ſammlung“. Es iſt alſo durch den §7 hinlänglich dafür geſorgt, daß die 
Erbitterung der Polen wider die preußiſche Unterdrückung ſtets aufs neue 
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zeſchürt wird. Der Freiſinn hat durch die Bewilligung des Sprachenzwanges 
nicht nur Grundſätze verleugnet, die er in der Theorie bekennt — in der 
erſten Kommiſſionsleſung haben feine Redner das Recht auf die Mutter⸗ 
prache anerkannt —, ſondern auch für eine kapitale politiſche Dummheit die 
Mitverantwortung übernommen. 
Nicht beſſer als mit den Milderungen beim §7 ſteht es mit den großen 
Fortſchritten, die die anderen Paragraphen nach der Verſicherung des Frei⸗ 
inns gegen den bisherigen Stand des Vereinsrechtes in Deutſchland bedeuten 
ollen. Die einzige Verbeſſerung, die als weſentlich bezeichnet werden kann, 
ſt die Herſtellung der Gleichberechtigung der Frauen im Vereins- und Ver⸗ 
ammlungsleben. Eine Reform, die über kurz oder lang ohnehin hätte kommen 
nüſſen, da der jetzige Zuſtand ſelbſt den bürgerlichen Parteien unbequem 
vurde. Zumal da ſie ſahen, daß die proletariſche Frauenbewegung die 
Hinderniſſe des Vereinsrechtes am beſten zu überwinden vermochte. Dieſer 
inzige weſentliche Fortſchritt iſt ein verſpätetes Zugeſtändnis; die Reaktion 
zab hier eine Poſttion auf, die längſt unhaltbar und praktiſch wertlos ge— 
vorden war. Im übrigen aber iſt das Reichsvereinsgeſetz die Übertragung 
er i in einem weſentlichen Punkte verſchlechterten, in einigen minder weſentlichen 
Zunkten verbeſſerten preußiſchen Verordnung vom 11. März 1850 „über. die 
Zerhütung eines die geſetzliche Freiheit und Ordnung gefährdenden Miß⸗ 
wauchs des Verſammlungs⸗ und Vereinigungsrechtes“ auf das Reich. Selbſt 
denn man vom 87 ganz abſieht, der ja nicht nur den Polen, ſondern auch 
er Arbeiterbewegung ſchädlich wird, iſt es noch fraglich, ob der Wert der 
Zerbeſſerungen den der Verſchlechterungen überwiegt, und das nicht etwa bei 
inem Vergleich mit den beſten Vereinsgeſetzen, die in deutſchen Landen 
xiſtieren (für Württemberg und einige andere Bundesſtaaten iſt der Rück⸗ 
chritt unverkennbar), ſondern bei einer Betrachtung des neuen Geſetzes auf 
em Hintergrund des rückſtändigen preußiſchen und ſächſiſchen Rechtes. 
zweifelloſer Fortſchritt iſt nur für jene Bundesſtaaten zu konſtatieren, die 
berhaupt kein Recht des Bürgers auf Vereine und Verſammlungen kennen, 
ir die beiden Mecklenburg. 

Den Bedürfniſſen ſeiner Zeit, den Bedürfniſſen des Proletariats vor allem, 
as an der Sicherung der Vereins⸗ und Verſammlungsfreiheit von allen 
laſſen der Nation das größte Intereſſe hat, da die Organiſierung der Maſſen 
ie ſpezifiſche Form iſt, in der ſich der Kampf der Arbeiterſchaft vollzieht, 
itſpricht das Reichsvereinsgeſetz nicht entfernt. Und das nicht nur deshalb, 
eil die beſonderen proletariſchen Forderungen nach voller Sicherſtellung des 
oalitionsrechtes in dieſem Geſetz gar nicht berückſichtigt worden und die Aus⸗ 
ahmebeſtimmungen der Landesgeſetzgebung, die den Landarbeitern und Dienſt⸗ 
ten dieſes Recht vorenthalten, im § 16 des Geſetzes ausdrücklich aufrecht⸗ 
halten ſind. Sondern auch ſchon deshalb, weil die Befugniſſe der Polizei 
ider Vereine und Verſammlungen dieſelben weitreichenden geblieben ſind, wie 
2 in Preußen zur Zeit der Gegenrevolution geſchmiedet wurden. Von einer 
irklichen Sicherung des Vereinsrechtes vor Polizeiwillkür iſt keine Rede. 

Auch das neue Reichsvereinsgeſetz geht von dem Grundſatz aus, daß die 
usübung des Vereinsrechtes unter Polizeiaufſicht zu ſtellen iſt, daß die Polizei 
ereine und Verſammlungen zu überwachen und die Befugnis hat, Verſamm⸗ 
ngen aufzulöſen. Nach wie vor werden die Verſammlungsteilnehmer dem 
I vermögen politiſch und juriſtiſch höchſt mangelhaft oder gar nicht ge⸗ 
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bildeter Überwachender preisgegeben, ſetzen ſich Verſammlungsredner der Ge⸗ 
fahr aus, auf Grund von Berichten ehemaliger Unteroffiziere, die dem Ge⸗ 
dankengang einer Rede nicht zu folgen vermögen, eine Anklage zu erhalten. 
Hier hat der Polizeiſtaat kein Jota ſeiner bisherigen Machtbefug⸗ 
niſſe aufgegeben. | | Be 
Die Konzeſſionen, zu denen er ſich herbeigelaſſen hat, betreffen weit un⸗ 
weſentlichere Dinge, die die polizeiliche Gewalt auf dem Gebiet des Vereins⸗ 
und Verſammlungsweſens wenig berühren. Die Anzeigepflicht fällt fort für 
Verſammlungen, die öffentlich angezeigt werden. Das iſt eine Erleichterung 
für den Bürger, aber auch für die Polizei. Sie erfährt auch ohne Anzeige 
von den Verſammlungen und ſpart Schreibwerk. Übrigens ſind noch die 
näheren Beſtimmungen der Landeszentralbehörden über die Form der Be⸗ 
kanntmachungen, die die Anzeige erſetzen, abzuwarten, ehe ein abſchließendes 
Urteil über den Wert dieſer Beſtimmung möglich iſt! Bethmann⸗Hollweg 
hat zwar bei der zweiten Leſung im Plenum beruhigende Verſicherungen ab⸗ 
gegeben, daß nicht die Bekanntmachung in amtlichen Blättern oder ſolchen 
einer beſtimmten politiſchen Richtung gefordert werden ſolle, indeſſen bleibt die 
Möglichkeit zur Schikanierung oppoſitioneller Parteien deshalb noch immer 
gegeben. Für Wählerverſammlungen während der offiziellen Wahlperiode 
es iſt zu beachten, daß nicht bloß die Wahlen zum Reichstag und zu den 
Landtagen hier gemeint ſind, ſondern auch die zu Kommunalvertretungen, für 
Krankenkaſſen, Gewerbe: und Kaufmannsgerichte!) fällt auch die Bedingung 
der öffentlichen Bekanntmachung. Es gewährt das den Vorteil, daß ſolche 
Verſammlungen wenn nötig auch noch im letzten Moment einberufen werden 
können. Indes können ſie im allgemeinen, um nicht ihren Zweck zu verfehlen, 
der öffentlichen Bekanntmachung nicht entbehren, die Polizei wird alſo auch 
hier ſtets auf dem laufenden erhalten. Rein gewerkſchaftliche Verſammlungen 
find von der Anzeige- und Bekanntmachungspflicht befreit. Die Ausdehnung 
dieſer Beſtimmung auf die Verſammlungen der nicht im § 152 der Gewerbe⸗ 
ordnung erwähnten Arbeiterkategorien (Landarbeiter und Dienſtboten) und 
Angeſtellten gelang aber der Sozialdemokratie nicht. Bei der weiten Aus⸗ 
legung, die die Behörden und Gerichte dem Begriff „politiſche Angelegenheiten“ 
geben, wird übrigens nur ein Teil der Gewerkſchaftsverſammlungen von dieſer 
Beſtimmung profitieren. 1 
Von größerer Bedeutung iſt, daß für die Vereine die Verpflichtung zum 
Einreichen der Mitgliederlifte fortfällt und daß der Reſt, der in der Ver: 
pflichtung bleibt, Statuten und Vorftandslifte einzureichen, nur für politiſch⸗ 
Vereine gelten ſoll. Leider wird aber der Begriff des politiſchen Vereins fe 
weit gefaßt, daß die Gewerkſchaften, ja Arbeitergeſang⸗ und Sportvereine id 
gegen Verſuche, fie darunter zu bringen, werden wappnen müſſen. Im preußi 
ſchen Recht iſt ein politiſcher Verein ein ſolcher, der politiſche Angelegenheiten 
in Verſammlungen erörtert. Im § 2 des Reichsvereinsgeſetzes fehlt dieſe⸗ 
einſchränkende Merkmal. N . 
Ein politiſcher Verein iſt danach jener, der Einwirkung auf poli 
tiſche Angelegenheiten bezweckt. Wenn dieſe Einwirkung nicht durch 
Verſammlungserörterungen zu geſchehen braucht, ſo iſt die Möglichkeit fü 
ausſchweifende Auslegungen gegeben. | — 
Daß die Mitgliederliſte für die Polizei in größeren Orten keinerlei Wer 
hat, ihr aber bedeutende Arbeit verurſacht, hat die Begründung der Regierungs 


Jans Block: Das Reichsvereinsgeſetz. 91 


orlage ſelbſt zugegeben. In kleineren Orten, ſo bemerkt ſie ferner, weiß aber 
ie Polizei ohnehin, wer Vereinsmitglied iſt. Alſo auch hier gibt die Polizei 
ichts auf, was Wert für ſie hat. Dem Bürger wird etliche Schererei 
part. Was aber die Gefahr von Maßregelungen anbetrifft, die durch un⸗ 
jegliche, aber, wie die Erfahrung beweiſt, oft genug vorgekommene Mitteilung 
er Mitgliederliſte von Arbeiterorganiſationen an Unternehmer herbeigeführt 
erden konnte, ſo iſt ſie jetzt keineswegs ganz beſeitigt — im Gegenteil, das 
inreichen der Vorſtandsliſte gibt gerade die leitenden Perſonen dieſer Gefahr 
weis. Das iſt um jo bedenklicher, als ein Antrag der Sozialdemokraten, daß 
weigvereine, Sektionen, Zahlſtellen uſw. von der Beſtimmung nicht getroffen 
erden ſollen, abgelehnt wurde. Ebenſowenig ſind Komitees und Kommiſſionen 
usgenommen worden. Nur für Wahlkomitees iſt während der offiziellen 
Zahlperiode die Ausnahme feſtgeſetzt. 

Nach dem Wortlaut des Geſetzes erſcheint die Vereinsverſammlung von 
ir Anmelde⸗ beziehungsweiſe Bekanntmachungspflicht frei. Es wird indes 
zum noch mancher Strauß mit der Polizei ausgefochten werden müſſen. 
enn ſchon in der Begründung der Vereinsgeſetzvorlage wird auf ein Urteil 
s Reichsgerichts verwieſen, wonach als öffentliche Verſammlungen anzu⸗ 
hen ſind die Verſammlungen ſolcher Vereine, „die nach der räumlichen Aus⸗ 
hnung des Gebiets, das fie umfaſſen, wie nach der Zahl ihrer Mitglieder 
groß ſind, deren Organiſation eine ſo loſe, bei denen der Erwerb und 
erluſt der Mitgliedſchaft an ſo geringe Vorausſetzung gebunden und ſo 
echſelnd iſt, daß von ihnen nicht geſagt werden kann, ihre Mitglieder bilden 
nen in ſich geſchloſſenen, beſtimmt abgegrenzten Kreis von innerlich unter 
h verbundenen Perſonen“. Alſo auch dann, wenn Nichtmitglieder nicht zu⸗ 
laſſen werden! Es liegt auf der Hand, daß es deutſchen Polizeibehörden 
id Richtern im allgemeinen nicht ſchwer fallen wird, die in dieſem Urteil 
igeführten Momente bei ſo ziemlich allen Vereinen aufzufinden, die irgend 
ie Einwirkung auf öffentliche Angelegenheiten bezwecken. Dann iſt der 
olizei aber auch die Möglichkeit gegeben, wie ſchon oben erwähnt, die Ver⸗ 
‚mmlungen polniſcher Vereine für öffentliche zu erklären und dem Sprachen⸗ 
ang zu unterwerfen. Die Erklärungen Bethmann⸗Hollwegs zu dieſem 
unkte waren ſo unbeſtimmt abgefaßt, daß fie ihn zu einer ſolchen Praxis 
cht in Widerſpruch bringen würden. * 

Um eine klare Begrenzung der Polizeibefugniſſe auf dem Gebiet der Ver⸗ 
mmlungen haben ſich Regierung und Block herumgedrückt. Der Staats⸗ 
retär hat in der Kommiſſion ſeine ganze Beredſamkeit aufgeboten, um zu 
weiſen, daß man die allgemeinen ſicherheitspolizeilichen Befugniſſe der Be⸗ 
rden nicht durch das Vereinsgeſetz aufheben könne. Schließlich hat der Block 
im g 1 hinzugeſetzt: „. . . Dieſes Recht unterliegt polizeilich nur den in dieſem 
eſetz und anderen Reichsgeſetzen enthaltenen Beſchränkungen. Die allgemeinen 
ſherheits polizeilichen Beſtimmungen des Landesrechts finden Anwendung, fo: 
It es ſich um die Verhütung unmittelbarer Gefahr für Leben und Geſund— 
lit der Teilnehmer an einer Verſammlung handelt.“ Bethmann⸗Hollweg 
inte bei der zweiten Leſung im Plenum, daß dieſe Faſſung jede Möglich⸗ 
It eines Präventivverbots von Verſammlungen (aus politiſchen Gründen) 
ae Bei loyaler Auslegung gewiß, aber wer bürgt dafür in Preußen, 


ichſen und gleichwertigen Bundesſtaaten? Es iſt bezeichnend, daß der 
aatsſekretär im ſelben Satze ſagte, das Präventivverbot (aus politiſchen 
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Gründen) ſei unterm jetzigen preußiſchen Vereinsrecht ſchon unzuläſſig. Ei 
verwies dabei auf die betreffenden Entſcheidungen des Oberverwaltungsgerichts 
Daß trotz dieſer Rechtſprechung die preußiſche Polizei bis in die letzten Jahr 
Verſammlungen aus politiſchen Gründen unter Berufung auf ihre allgemeiner 
ſicherheitspolizeilichen Befugniſſe aus dem Landesrecht verboten hat — in 
meinem Artikel „Vereins⸗ und Verſammlungsrecht in Deutſchland“, Neue Zeit 
26. Jahrgang, Band 1, Seite 288, habe ich einige Beiſpiele angeführt — 
davon weiß anſcheinend der Mann nichts, der preußiſcher Bureaukrat iſt un 
zweieinhalb Jahre dem preußiſchen Polizeiminiſterium vorſtand. | 

Feſtgelegt ift im §S4 das Präv entivverbot für Verſammlungen unte 
freiem Himmel. Es iſt ein Rückſ chritt für große Teile Deutſchlands, da 
die Verſammlungen unter freiem Himmel von polizeilicher Genehmigung ab 
hängig gemacht werden und daß die Polizei nur für die öffentliche Sicherhei 
Befürchtungen zu haben braucht, um die Genehmigung verweigern zu dürfer 
Selbſt in Sachſen war das bisher nur für Verſammlungen auf öffentliche 
Straßen und Plätzen der Fall. Allerdings iſt den Landeszentralbehörden ge 
ſtattet, dieſe Beſtimmung außer Kraft zu ſetzen und lediglich Anzeige⸗ ode 
Bekanntmachungsverpflichtung für Verſammlungen unter freiem Himmel fell 
zuſetzen. Das kommt aber nur für wenige Bundesſtaaten in Betracht. Fü 
Sachſen bedeutet der § 4 einen fühlbaren Rückſchritt, der durch die Ven 
beſſerungen nicht aufgewogen wird. Für Preußen wird allerdings lediglit 
konſerviert, was ſeit achtundfünfzig Jahren Rechtens iſt. A 

Dafür erfährt Preußens Vereinsrecht eine erhebliche Verſchlechterung dur 
den § 10a, der die Jugendlichen unter achtzehn Jahren aus politiſche 
Vereinen und Verſammlungen ausſchließt. In Preußen und den meiſte 
anderen Staaten, die eine Beſchränkung des Vereinsrechtes der Jugendliche 
haben, iſt ſie auf Schüler und Lehrlinge und auf die Teilnahme an politiſche 
Vereinen und ihren Verſammlungen beſchränkt. Der Ausſchluß der ſchu 
entlaſſenen, ins Erwerbsleben übergetretenen Volksſchulſugend von den Bi 
dungsmöglichkeiten des politiſchen Vereins⸗ und Verſammlungslebens iſt ſcho 
ein bitteres Unrecht. Zumal wenn die reaktionären Parteien in religiöſe 
Jugendvereinen ihre politiſchen Ideen der Jugend ungeſtört weiter einflöße 
können! Aber noch ſchlimmer iſt es, daß infolge der oben erwähnten mange 
haften Definierung des Begriffs politiſcher Verein den Jugendlichen au 
das Recht der Teilnahme an den Gewerkſchaften, ja an Bildungs 
und Sportvereinen gefährdet werden kann! Eine juriſtiſche Ungeheue 
lichkeit iſt der $ 10a, weil er von Jugendlichen fordert, daß ſie zwiſche 
politiſchen und unpolitiſchen Angelegenheiten ſollen unterſcheiden können, we 
ſo viele Richter und Polizeibeamte abſolut nicht fertig bringen. Der Ve 
ſammlungsvorſitzende iſt von Geſetzes wegen nicht verpflichtet, Jugendliche al 
den politiſchen Charakter der Verſammlung aufmerkſam zu machen. 4 

Ein einheitliches Rechtsmittel gegen Vereins⸗ und Verſammlungsauflöſunge 
iſt nicht geſchaffen worden. Wo kein Verwaltungsſtreitverfahren beſteht, iſt m 
der Rekurs nach den 88 20 und 21 der Gewerbeordnung möglich, was ledi 
lich ein unweſentlich verbeſſertes Beſchwerdeverfahren an die obere Verwaltung 
behörde bedeutet. Vergeblich hat die Sozialdemokratie verſucht, die orden 
lichen Gerichte hier einzuſchieben. Ebenſo hat ſie erfolglos die Sicher 
des Vereinsrechts gegen Schikanen vermittelſt Polizeiſtunde und Verfrommung 
ordnungen gefordert. a | 4 
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Damit ſind die weſentlichſten Beſtimmungen des Geſetzes erſchöpft, das 
Müller⸗Meiningen als die „größte politiſche Errungenſchaft ſeit Dezennien“ an⸗ 
breiſt. Es war nicht nur die Sorge um die Feſtigkeit des Blockkompromiſſes, 
vas den Block zu der ſchamloſen Durchpeitſchung des Geſetzes bewog. Es ſpielte 
vohl auch die Abneigung dabei mit, die Beſtimmungen dieſes Angſtproduktes 
Bor der Öffentlichkeit eingehend zu erörtern. So wurden denn Anſtand und Würde 
n brutalem Verfahren gegen die Oppoſition unter die Füße getrampelt. Die 
Art der Verabſchiedung entſprach dem Werte des neuen Reichsgeſetzes. 
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Bülows Börfenreform. 
Von Ludwig Frank. 


Die erſte Leſung des Börſengeſetzes hatte in der Kommiſſion geendet mit 
iner Verhöhnung des Freiſinns und mit einer Enttäuſchung aller guten Leute, 
ie auf die Verſprechungen der Blockpolitik gebaut hatten. Die Vorlage 
vurde jo zurechtgeſtutzt, daß fie kaum wieder zu erkennen war. Das Börſen⸗ 
egiſter, über deſſen Scheinexiſtenz alle Sachverſtändigen ſich luſtig machten, 
ourde wiederhergeſtellt, und das Verbot des Börſenterminhandels in Ge: 
reide fand ſeine Ergänzung durch die Androhung krimineller Strafen. Es 
am dann das Zwiſchenſpiel des Kompromißhandels, und auf der Grundlage 
er geheimen Abmachungen, die unter den Mehrheitsparteien ſtattfanden, 
urde in der Kommiſſion und im Plenum des Reichstags das neue Börſen⸗ 
eſetz angenommen. Wenn auch nicht alle Erwartungen der intereſſierten 
Zankkreiſe erfüllt wurden, ſo iſt doch nicht zu verkennen, daß für den Handel 
uit Wertpapieren Erleichterungen erzielt wurden. Das Börſenregiſter wurde 
bgeſchafft und feſtgeſetzt, daß ein Börſentermingeſchäft verbindlich ſei, wenn 
uf beiden Seiten als Vertragſchließende Kaufleute, die in das Handelsregiſter 
mgetragen find, oder eingetragene Genoſſenſchaften beteiligt ſind. Es war 
on den Mittelſtändlern hierzu beantragt, daß Handwerker und Gewerbe— 
‚eibende, deren Geſchäftsbetrieb nicht über den Umfang des Kleingewerbes 
inausgeht, trotz Eintragung in das Handelsregiſter nicht verpflichtet ſein 
alten, ein Börſentermingeſchäft zu erfüllen. Die Sozialdemokraten 
immten für dieſen Antrag. Sie gingen von der Erwägung aus, daß 
lelfach in das Handelsregiſter nicht bloß Vollkaufleute eingetragen werden, 
ndern auch kleine Händler, Handwerker und Gaſtwirte. Viele dieſer Per⸗ 
nen veranlaſſen ihre Eintragung, um ihren Kredit zu heben. Dazu kommt, 
AB erfahrungsgemäß gerade an die kleinen Leute ſich die Reiſenden der 
rovinzbanken heranmachen. Es erſchien billig, die unerfahrenen und leicht zu 

erführenden Teile der Bevölkerung gegen die Gefahren des Börfentermin- 
dels zu ſchützen. Es kam noch in Betracht, daß in Deutſchland die Börſen 
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el leichter zugänglich find als in anderen Ländern. In Amerika, England 
id Frankreich find die Börſen feſt abgegrenzte Korporationen, zum Teil mit 
nungsmäßig geſchloſſener Zahl der Mitglieder; in New Pork muß große 
inkaufsgelder bezahlen, wer in eine frei werdende Stelle einzurücken wünſcht. 
n Paris find Frauen und Minderjährige vom Börſenbeſuch ausgeſchloſſen, 
ährend an den deutſchen Produktenbörſen, namentlich in den Hanſaſtädten, 
dem unbeſcholtenen Menſchen der Börſenbeſuch freiſteht. Es verdient hervor⸗ 
hoben zu werden, daß in der zweiten Leſung der Kommiſſion die Block— 
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parteien, einſchließlich der Konſervativen und des Bundes de 
Landwirte, gegen den Schutz der Handwerker ſtimmten. Im Plenun 
allerdings zogen ſie es vor, den Antrag anzunehmen. e 
Eine wichtige Verbeſſerung bedeutet die neue Beſtimmung, daß das au 
Grund eines Vörſentermingeſchäftes Geleiſtete nicht deshalb zurückgeforder 
werden kann, weil eine Verbindlichkeit nicht beſtanden habe. In meinem erſte 
Artikel über die Börſenreform habe ich mehrere Fälle angeführt, in denen nat 
langer Zeit die Spieler die bezahlten Verluſte zurückgefordert haben. De 
Anſpruch verjährte erſt nach dreißig Jahren. Ein alter Börſeaner ſagte 8 
mir: „Die Hauptſache an dem neuen Geſetz iſt für uns, daß wir jetzt ruhi 
ſchlafen können. Bisher waren wir in die Hand unſerer Kunden gegeben. 
Auch der Kreis der zum Terminhandel zugelaſſenen Wertpapiere wird dure 
das neue Geſetz erweitert. Bisher waren die Börſentermingeſchäfte in de 
Anteilen von Bergwerk-⸗ und Fabrikunternehmungen verboten. Künftig ſolle 
derartige Papiere mit Genehmigung des Bundesrats zum Börſenterminhande 
zugelaſſen werden. Es iſt kein Zweifel, daß der Bundesrat in weitgehender 
Maße von dieſer Befugnis Gebrauch machen wird, da er ja in ſeiner Vorlag 
das Verbot fallen gelaſſen hatte. Die Bedeutung dieſer neuen Beſtimmun 
darf nicht überſchätzt werden. Durch das alte Verbot find zum Beiſpiel (nat 
den Mitteilungen der Regierung) an der Berliner Börſe nur ſieben Werte bi 
troffen worden, nämlich die Aktien des Anglo⸗Kontinentalen Guano⸗Werke 
Bochumer Gußſtahlaktien, Dortmunder Union Stammaktien, Lit. A., Gelſer 
kirchener Bergwerksaktien, Harpener Bergwerksaktien, Laurahüttenbergwerk 
aktien und Hiberniabergwerksgeſellſchaftsaktien. „ 

Abgeſehen von dieſen verbotenen Papieren waren in Berlin im ganze 
63 Wertpapiere zum Börſenterminhandel zugelaſſen, und zwar 3 inländiſch 
und 22 ausländiſche Anleihen, die Aktien einer deutſchen Eiſenbahngeſellſcha 
und zweier deutſcher Straßenbahngeſellſchaften, ferner die von 16 ausländiſche 
Bahnen, von 3 inländiſchen Reedereigeſellſchaften, von den 9 deutſchen Grof 
banken und von 6 ausländiſchen Banken, endlich noch die Shares einer Truf 
geſellſchaft. Im ganzen handelt es ſich alſo um 18 inländiſche und 45 auf 
ländiſche Papiere. Vom Standpunkte der Arbeiterſchaft iſt es zu begrüßen 
daß durch Zulaſſung der Werte zum Börſenterminhandel die Geſchäftsführun 
der großen Induſtriewerte unter die Kontrolle der Offentlichkeit geſtellt wir 
Allerdings wird dabei vorausgeſetzt, daß eine zuverläſſige Methode der Kur 
bildung angewendet wird. Es beſteht die große Gefahr, daß kapitalkräftig 
Intereſſenten künſtlich die Kursfeſtſetzung beinfluſſen. Vielfach geben auch d 
Kurſe gar kein Bild der tatſächlich erfolgten Umſätze. So iſt es erklärlic 
daß der Gedanke des Deklarationszwanges immer mehr Freunde findet. € 
könnte natürlich nur dann wirkſam durchgeführt werden, wenn alle Abſchlüf 
an den Börſen gemacht werden müßten und amtliche Makler ein Monop 
erhielten. Allerdings iſt dabei nicht zu verkennen, daß die Durchführung groß 
Schwierigkeiten macht. Die Pariſer Fondsbörſe, die bekanntlich eine Staat 
einrichtung iſt, hat ſchon ſeit langer Zeit die Beſtimmung durchgeführt, de 
alle Geſchäfte in den zugelaſſenen Wertpapieren durch die agents de chang 
(Makler, die Staatsbeamte find) ausgeführt werden müſſen. Allein es konn 
nicht verhindert werden, daß ſich daneben eine große Zahl von freien Händler 
und Maklern feſtſetzte (die ſogenannte Kuliſſe), und der Kampf zwiſchen d 
freien und amtlichen Maklern hat bis jetzt nicht aufgehört. f 9 
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Wenn alſo unverkennbar die Effektenbörſe Erleichterungen erfahren hat, 
ſo hat ſie das nur dadurch erreicht, daß ſie die Produktenbörſe vollkommen 
preisgegeben hat. Es bahnt ſich hier eine Entwicklung an, die in England, 
Frankreich und Amerika ſich vollzogen hat, die völlige Trennung der Effekten⸗ 
börſe von der Produktenbörſe. Die Produktenbörſe, die an den meiſten Orten 
aus den alten großen Warenmärkten hervorgegangen iſt, hat ſich in den ge- 
nannten Ländern von dem jüngeren Bruder, dem Handel in Wertpapieren, 
ganz getrennt gehalten. In Deutſchland iſt vielfach dieſe Trennung noch nicht 
durchgeführt. Vielleicht wird fie jetzt erfolgen, durch den Intereſſengegenſatz, 
der bei dem Abſchluß des Börſenkompromiſſes zum Ausdruck gekommen iſt. 
Die Börſentermingeſchäfte in Getreide und Erzeugniſſen der Ge— 
treidemüllerei ſind verboten. Durch ein verbotenes Börſentermin— 
geſchäft in Getreide oder Erzeugniſſen der Getreidemüllerei wird 
eine Verbindlichkeit nicht begründet. Eine geſtellte Sicherheit iſt 
ebenfalls unwirkſam. Es iſt jedoch das Recht, das auf Grund des Ge— 
ſchäftes Geleiſtete zurückzufordern, zeitlich beſchränkt worden. Es erliſcht mit 
dem Ablauf von zwei Jahren ſeit der Bewirkung der Leiſtung, während bis⸗ 
her 30 Jahre lang der Anſpruch beſtanden hatte. 

Da aber die Agrarier ſelbſt eingeſehen haben, daß das Zeitgeſchäft un- 
entbehrlich iſt, ſo wurde in § 65 eine Ausnahme vorgeſehen, die innerhalb 
gewiſſer Schranken den Terminhandel in Getreide und Mühlenfabrikaten er⸗ 
möglicht. Die Geſchichte dieſes Paragraphen iſt nicht unintereſſant. Als durch 
das Börſengeſetz vom Jahre 1896 der Börſenterminhandel in Getreide und 
Mühlenfabrikaten verboten wurde, hatte dies bekanntlich einen Streik der 
Produktenbörſe zur Folge. Vom 2. Januar 1897 ab kamen die Berliner 
Getreidehändler nicht mehr zur Börſe. Es fanden darauf im Jahre 1900 
Verhandlungen ſtatt, an denen die Regierung und einflußreiche Landwirte 
teilnahmen, und es wurde der ſogenannte Berliner Schlußſchein vereinbart, 
der den Händlern trotz des geſetzlichen Verbotes die Möglichkeit ſchaffen ſollte, 
börſenmäßige Zeitgeſchäfte abzuſchließen. In dem alten Börſengeſetz war eine 
Definition des Börſentermingeſchäftes enthalten. Der Berliner Schlußſchein 
umging die geſetzliche Begriffsbeſtimmung dadurch, daß in einem Punkt 
Setzung einer Nachfriſt) eine Anderung eingeführt wurde. Inzwiſchen hatte 
Aber das Reichsgericht wiederholt entſchieden, daß die Begriffsbeſtimmung des 
Börſengeſetzes von 1896 nicht erſchöpfend ſei. Vielmehr würden zu der Kate⸗ 
Zorie der Börſentermingeſchäfte alle diejenigen Geſchäfte gehören, die den 
leichen wirtſchaftlichen Zwecken dienen. Es beſtand ſomit kein Zweifel, 
daß die vielen nach dem Berliner Schlußſchein abgeſchloſſenen 
Beſchäfte nichtig waren. Dieſer Rechtsunſicherheit macht der § 65 ein 
Ende, indem er die Berliner Handelsform der Getreidetermingeſchäfte legaliſiert. 
Es dürfen jedoch als Vertragſchließende nur folgende Perſonen beteiligt ſein: 
Erzeuger oder Verarbeiter von Waren derſelben Art wie die, welche den 
Begenſtand des Geſchäftes bilden, oder ſolche Kaufleute oder eingetragene Ge⸗ 
ſoſſenſchaften, zu deren Geſchäftsbetrieb der Ankauf, der Verkauf oder die 
Beleihung von Getreide oder Erzeugniſſen der Getreidemüllerei gehören. Bei 
Diejer Gelegenheit ſei bemerkt, daß von deutſchen Warenbörſen, abgeſehen von 
Getreide, nur noch drei Waren im Termingeſchäft gehandelt werden. Es find 
dies Rüböl, Zucker und Kaffee. Die großen Termingeſchäfte in Baumwolle 
verden im Ausland ausgeführt. Die Sicherung, die der §S 65 dem Termin⸗ 


handel in Getreide ſcheinbar gibt, wird aber durch § 66 illuforiſch gemacht. 
Es iſt dort beſtimmt, daß die beſtellte Sicherheit auch dann unwirkſam ſein 
ſoll, wenn es ſich nicht um ein verbotenes Börſentermingeſchäft handle. Auch 
die Rückforderung des auf Grund des Geſchäftes Geleiſteten joll 
zwei Jahre zuläſſig ſein. Vorausgeſetzt iſt, daß der Vertrag mit der Ab⸗ 
ſicht geſchloſſen wurde, den Unterſchied zwiſchen den vereinbarten Preiſen und 
dem Börfen- oder Marktpreis der Lieferungszeit von dem verlierenden Teile 
an den gewinnenden zahlen zu laſſen. Es ſolle genügen, wenn auch nur die 
Abſicht des einen Teiles auf die Zahlung des Unterſchieds gerichtet iſt, 
während der andere Teil dieſe Abſicht kennt oder kennen muß. Durch dieſe 
Beſtimmung ſind die wirtſchaftlich ſehr wichtigen Abſchlüſſe, die eine Verſiche⸗ 
rung zum Zwecke haben, ſchwer gefährdet. Ein Importeur, der in Amerika 
eine Schiffsladung Weizen einkauft, wird nur ſelten imſtande ſein, in Deutſch⸗ 
land Abnehmer zu finden, die ihm gerade dieſen Weizen und gerade für die 
Zeit, zu welcher er in Deutſchland ankommt, im voraus abkaufen. Die Regel 
wird vielmehr ſein, daß gewartet wird, bis das gekaufte Getreide ankommt 
Auf Grund der dem Schiffe entnommenen Proben findet dann der Ver⸗ 
kauf ſtatt. | | | 9 

Die Importeure haben alſo die große Gefahr der Preisſchwankungen inner⸗ 
halb der oft Monate dauernden Zwiſchenzeit ſelbſt zu tragen. Auf dieſe Ge⸗ 
ſichtspunkte, welche die Abwälzung des Riſikos durch Abſchluß von Zeit 
geſchäften erforderlich machen, wies die Regierung in der Kommiſſion nach⸗ 
drücklich hin. Man entzog dem Getreidehandel aber nicht nur die geſicherte 
zivilrechtliche Grundlage, ſondern man verſchärfte das Verbot des Differenz 
geſchäftes durch ſtrenge Strafbeſtimmungen. Es wurde ein Ordnungsſtraf 
verfahren eingefügt. Wer ein verbotenes Börſentermingeſchäft in Getreide 
oder Erzeugniſſen der Getreidemüllerei abſchließt, verwirkt eine Ordnungsſtrafe 
bis zu 10000 Mark. Die Kommiſſionen, welche die Ordnungsſtrafen aus⸗ 
ſprechen, tagen unter dem Vorſitz eines Reichs⸗ oder Staatsbeamten. Die 
näheren Beſtimmungen über die Zahl und die Berufung der Beiſitzer werden 
durch die Landesregierungen erlaſſen. 3 

Beſonders läſtig ift die Beſtimmung, daß Perſonen, die der Begehung 
einer mit Ordnungsſtrafe bedrohten Handlung verdächtig ſind, auf Antrag des 
Staatskommiſſars oder von Amts wegen durch Anordnung des Vorſitzenden 
gezwungen werden können, ein Verzeichnis aller von ihnen über Getreide oder 
Erzeugniſſe der Getreidemüllerei abgeſchloſſenen Geſchäfte vorzulegen. Da bei 
ſehr vielen Geſchäften es zweifelhaft iſt, ob ein Differenzgeſchäft vorliegt oder 
nicht, ſo wird ſehr leicht durch Denunziation ein mißliebiger Konkurrent ver⸗ 
dächtig gemacht werden können. Eigenartig berührt es, daß das Ordnungs⸗ 
ſtrafverfahren als die Grundlage für ein ordentliches Strafverfahren gelten 
ſoll. Wer aus dem Abſchluß von verbotenen Börſentermingeſchäften in Ge⸗ 
treide oder Erzeugniſſen der Getreidemüllerei ein Gewerbe macht, nachdem er 
zweimal rechtskräftig zur Zahlung einer Ordnungsſtrafe verurteilt worden iſt, 
kann mit Gefängnis und mit Geldſtrafen bis zu 10000 Mark beſtraft werden. 
Die gleiche Strafe iſt demjenigen angedroht, der in gewinnſüchtiger Abſicht, 
um den Preis von Getreide oder Mühlfabrikaten in Widerſpruch mit der all⸗ 
gemeinen Marktlage zu beeinfluſſen, verbotene Börſentermingeſchäfte abſchließt. 
In der erſten Leſung der Kommiſſion hatte die Regierung erklärt, 
es müſſe als ausgeſchloſſen gelten, daß der Bundesrat den be 
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antragten Strafvorſchriften zuſtimmen könne. Das neue Börſengeſetz 
| enthalte keine Begriffsbeſtimmung des Börſentermingeſchäftes. Es ſei nicht an⸗ 
| gängig, die Entſcheidung der Frage, was eigentlich ſtrafbar ſei, dem Strafrichter 
zu überlaſſen. Es handle ſich um ein Geſchäft, über deſſen Weſen wenig Klarheit 
herrſche. Das Differenzgeſchäft ſei nur ein vereinzelter Mißbrauch des wirt⸗ 
ſchaftlich unentbehrlichen Börſ entermingeſchäftes. Die Strafvorſchrift würde in der 
ganzen Geſetzgebung einzig daſtehen. Sie würde durch die von ihr aus— 
gehende Unſicherheit geradezu vernichtend auf den Verkehr ein: 
wirken. Für die Regierung wäre die Vorlage unannehmbar, wenn 
die beantragte Strafbeſtimmung eingefügt würde. 

Die Agrarier haben ſich durch das „Unannehmbar“ nicht ſchrecken laſſen. 
Während die liberalen Mitglieder der Kommiſſion für das Vereinsgeſetz aus 
Angſt vor dem Scheitern der Vorlage ihre Klugheit und ihre Grundſätze 
opferten, haben die konſervativen Intereſſenpolitiker in allen weſentlichen 
Punkten ihren Willen durchgeſetzt und ſo ein agrariſches Börſengeſetz geſchaffen. 
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Der Kampf ums Wahlrecht. 


Don Georg Davidſohn. 


Die dung, die die Redaktion der „Neuen Zeit“ an den Schluß des 
Böttcherſchen Artikels in Nr. 25 geſetzt hat, trifft den Nagel auf den Kopf: 
Paſſive Reſiſtenz zur rechten Zeit am rechten Orte iſt etwas ſehr Schönes, 
aber paſſive Reſiſtenz als Mittel im preußiſchen Wahlrechtskampf dürfte 
zeitlich wie örtlich deplaziert ſein. Die Nichtbeteiligung der preußiſchen Sozial⸗ 
demokratie an den Landtagswahlen (bis 1903) ſtellte auch eine Art paſſive 
Reſiſtenz dar, die ſich jedoch, wie wir alle wiſſen, in keinerlei moraliſche Wir⸗ 
kung auf die Regierung Preußens oder auf die Majorität des Dreiklaſſen⸗ 
hauſes umſetzte. 

Was wir jetzt brauchen, das iſt aktive Reſiſtenz. 

Die Ausſichten für eine kraftvolle Durchführung des Wahlkampfes ſind 
diesmal recht gut: Die Blockparteien — und nicht in letzter Linie das Gros 
der Freiſinnigen — haben ſich im Reichstag (ſiehe Vereinsgeſetz!) dermaßen 
jämmerlich benommen, daß es nicht übermäßig ſchwer fallen kann, unſerem 
Urwählerheer von 1903 Verſtärkungen zuzuführen. Und in der Tat haben 
auch ſchon die preußiſchen Kommunalwahlen des Frühjahrs 1908 bewieſen, 
daß immer mehr und immer mehr wahlberechtigte preußiſche Proletarier in 
Stadt und Land den Mut aufbringen, trotz der Offentlichkeit der Dreiklaſſen⸗ 
wahl ihre Stimme für die Sozialdemokratie abzugeben. Kein Zweifel, daß 
dieſe erfreulichen Reſultate mit aufs Konto des Wahlrechtskampfes der Sozial⸗ 
demokratie Preußens zu ſetzen ſind, genau ſo wie das bewunderungswürdige 
Verhalten der Arbeiterſchaft am 18. März dieſes Jahres, da Tauſende und 
aber Tauſende von Proletariern „trotz alledem und alledem“ in die Nach- 
mittagsverſammlungen ſtrömten. 

Dieſe Kampfesſtimmung muß ausgenutzt werden. Erinnern wir uns doch des 
propagandiſtiſchen Ertrags der Landtagswahlen von 1903! Beſtürzt, verblüfft, 
empört waren die Indifferenteſten der Indifferenten, wenn wir ihnen erklärten: 
„„Am 12. November 1903 wurden 324157 konſervative Urwählerſtimmen 
abgegeben und 143 konſervative Abgeordnete gewählt ...: 16735 Urwähler⸗ 
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Stimmen für die Freiſinnige Vereinigung und 8 Abgeordnete erhielt dieſe Partei. 
Aber es wurden 314149 ſozialdemokratiſche Urwählerſtimmen abgegeben, 
und kein einziger ſozialdemokratiſcher Abgeordneter konnte in die preußiſche | 
„Zweite Kammer‘ entſandt werden — —“ | 

Ob wir diesmal 2 oder 3 oder auch 5 Kandidaten dusche das iſt 
ſehr nebenſächlich; denn nicht darauf kommt es an, ſondern es gilt vor allen 
Dingen: ſo viel Urwählerſtimmen aufzubringen, als nur irgend möglich. 
Die erſte halbe Million muß erreicht, noch beſſer: überſchritten werden! 

Dies Ziel zu erreichen, dürfte um ſo leichter fallen, als die mephiſtophe⸗ 
liſche Kraft der preußiſchen Regierung wieder einmal neben dem Böſen, das 
ſie gewollt und erreicht, auch ein klein wenig „Gutes“ geſchaffen hat. Durch 
die berüchtigte letzte Steuernovelle iſt bekanntlich ein erklecklicher Teil der 
preußiſchen Arbeiterſchaft in höhere Stufen hinaufgeſchraubt worden. Es 
kann keinem Zweifel unterliegen, daß infolgedeſſen viele Arbeiter dieſes Mal 
in die zweite Klaſſe hineinſchlüpfen werden, wodurch ſich die Wahlchancen 
der Sozialdemokratie natürlich verbeſſern müſſen. Als die weitſichtig⸗geniale 
preußiſche Regierung den menſchenfreundlichen Antrag des „liberalen“ Herrn 
Gerſchel akzeptierte, ließ ſie ſich ſelbſtverſtändlich die ſoeben ſkizzierte Begleit⸗ 
erſcheinung der Steuernovelle nicht träumen. 

Von den Mitteln im Kampfe ums Wahlrecht würde natürlich der poli⸗ 
tiſche Maſſenſtreik als Idealmittel in die erſte Reihe treten: vor den 
Wahlen als Menetekel, während der Wahlen als unmittelbares Hilfsmittel, 
nach den Wahlen zum Zwecke der Demonſtration, des Proteſtes. Indeſſen 
wir ſind mit Genoſſen Prager („Neue Zeit“ Nr. 23, S. 608) einverſtanden, 
der die Durchführbarkeit des politiſchen Maſſenſtreiks in der gegenwär fh 
Situation unerörtert laſſen will. 

Nun aber die von Prager erwähnte Förderung der Arbeiterkonſum⸗ 
genoſſenſchaften als Teil des Wahlrechtskampfes! In ſeinem Buche 
„Die Geſchichte des preußiſchen Wahlrechtes“ gibt H. v. Gerlach im Kapitel 
„Wahlmißbräuche“ (S. 39 ff.) eine Reihe von Dokumenten, die deutlich zeigen, 
wie die preußiſche Regierung und ihre politiſche Gefolgsmannſchaft von dem 
Mittel des Wahlterrors zu allen Zeiten mit unverhüllter Deutlichkeit Ge⸗ 
brauch gemacht hat. Da iſt unter anderem das Schreiben des Herrn 
v. Meyerinck, Rittmeiſters im Gardehuſarenregiment, der dem Bäckermeiſter 
Lanzmann mitteilt, daß ihm die Schrippenlieferung für die Huſaren entzogen 
iſt, weil er „nicht im Sinne Seiner Majeſtät des Königs gewählt“ und „hier⸗ 
durch kein Vertrauen zu unſerer Partei“ gezeigt hat! Da iſt das 1 | 
Rundſchreiben des konſervativen Zentralkomitees vom Jahre 1861: | 


„Auf dem Lande wird es beſonders die Pflicht der Gutsbeſitzer fein, dahin zu 
wirken, daß niemand, der ihrer Einwirkung zugänglich iſt, von den Wahlen zurück; f 
bleibe. Daß in gleicher Weiſe jeder billige und geſetzlich erlaubte Einfluß auf die 
Untergebenen und in Geſchäftsverbindung Stehenden angewandt werden muß, ver⸗ 
ſteht fi von ſelbſt. Überhaupt iſt es billig und notwendig, daß die Konſervativen 
ſich, gleich ihren Gegnern,? entſchließen, ihre ſoziale und geſellſchaftliche Stellung 
geltend zu machen und möglichſt nur Geſchäftsleuten, die gleiche Geſin⸗ 
nung haben, die Vorteile ihres Verkehrs zuwenden. Ein offenes An⸗ 
erkennen und Ausſprechen dieſes Grundſatzes wird nicht ohne Wirkung bleiben. * 9 


1 Buchverlag der „Hilfe“, Schöneberg; vergl. 20 „Neue aa Nr. u S. 717. f 
2 Das heißt den Liberalen! = 
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Da iſt der „Wahlerlaß“ des Herrn v. Saldern: | 

„ . . Da ich nicht will, daß diejenigen Königlichen () Preußiſchen Urwähler, 
welche ihre Stimmen einem Wahlmann geben, der am 28. dieſes Monats in Görlitz 
einen Abgeordneten wählt, der gegen den Willen Sr. Majeſtät und ſeiner Miniſter 
handelt, mit mir in irgend einer geſchäftlichen Beziehung fernerhin ſtehen, ſo habe 
ich befohlen, daß diejenigen Urwähler, welche dem entgegen handeln, wenn ſie 
Arbeiter in der Forſt oder in den Okonomien ſind, entlaſſen werden, und daß 
dasſelbe auf die Ziegelei, die Torfſtiche und die Ofen- und Tonwarenfabrik An⸗ 
wendung findet; den Beamten der Forſt, der Okonomie, des Gartens, der Mühle, 
der Bäckerei, der Schneidemühle gekündigt wird; mit Handwerkern, welche für 
die Güter oder die übrigen Verwaltungszweige gearbeitet haben, ſowie mit den 
Kaufleuten, welche an dieſelben etwas verkaufen, Schlußrechnung gemacht wird. 
Ferner, daß denjenigen, welche eine Wohnung gemietet oder Acker- oder Forſtland 
gepachtet, ſofort gekündigt wird. ... Wer mir perſönlich wegen feines Aus⸗ 
bleibens (von der Wahl) keine genügende Entſchuldigung angebracht hat, für denjenigen 
gilt dasſelbe, was für diejenigen Urwähler gilt, welche am 20. dieſes Monats ſolchen 
Wahlmännern ihre Stimme geben, die am 28. dieſes Monats in Görlitz die bis⸗ 
herigen (liberalen) Abgeordneten wiederwählen. .. Mein Generalbevollmäch⸗ 
tigter, der Oberinſpektor Demnitz, erhält den Auftrag, aus den Wahl- 
liſten die erforderlichen Zuſammenſtellungen extraktiv nach den ein⸗ 
zelnen Kategorien für Wigandsthal, Meſſersdorf, Grenzdorf, Neu- 
gersdorf, Straßberg, Bergſtraß, Heide, Heller, Ober- und Nieder: 
Schwerta und Volkersdorf .. . anzufertigen und mir zur weiteren Ver⸗ 
fügung vorzulegen. Da die Kürze der Zeit die Einſicht der Wahlliſten hier nicht 
geſtattet, ſo wolle der Oberinſpektor Demnitz zu dieſem Behuf nach Görlitz nach⸗ 
reiſen und vom Herrn Wahlkommiſſarius, Landrat v. Seydewitz, ſich dieſelben vor⸗ 
legen laſſen (11), und zwar gleich nach dem 28, dieſes Monats. ...“ 


Unſere agitatoriſch tätigen Genoſſen und Genoſſinnen haben ſofort erkannt, 
daß wir bei öffentlichen Wahlen die Macht beſitzen, in gleicher Münze zu 
zahlen, und ſie ſind drauf und dran, den „Wahlboykott“ vorzubereiten. 
Sollen nun aber nach den Wahlen diejenigen, welche das Geld der Arbeiter 
0 gern nehmen, aber deren ärgſte Widerſacher ins preußiſche Dreiklaſſenhaus 
entſenden, mit Nachdruck und Erfolg boykottiert werden, jo gilt es, beizeiten 
ö die Arbeiterkonſumgenoſſenſchaften zu fördern, wenn der Boykott nicht lahm 
und ſchwächlich ausfallen oder gar ſcheitern ſoll. 
Die intereſſante Anregung Pragers: zur partiellen Steuerverweigerung 
durch das Mittel des „Alkoholſtreiks“ zu greifen, verdient um jo eher Be⸗ 
achtung, als ja das Geſpenſt der Branntweinverteuerung (und der Zigarren— 
banderole) durch Reichs ſteuern noch immer herumſpukt. Was Mittel wie 
den „Alkoholſtreik“ und ähnliche ganz beſonders beachtenswert erſcheinen läßt, 
das iſt (ganz abgeſehen von dem individuellen und ſozialen Nutzen ſolcher 
Enthaltſamkeit) — rein taktiſch betrachtet — der Umſtand, daß dieſe, ſelbſt 
wenn ſie unmittelbar, als Kampfmittel, verſagen ſollten, noch mittelbar, 
in der Proteſtaktion, wirken können, ja der „Alkoholſtreik“ iſt um ſo wirk⸗ 
ſamer, je länger er angewandt und aufrechterhalten wird. 

Ein weiteres Kampfmittel iſt der Austritt aus den Landeskirchen, 
eine Maßnahme, die — richtig organiſiert — nicht nur den direkt betroffenen 
religiöſen Intereſſenten, ſondern auch alle anderen Reaktionäre in Aufruhr 
bringen würde. Beginnt man doch in jenen Kreiſen bereits ſehr nervös zu 
werden, weil immer mehr Arbeiter und Arbeiterinnen von dem Rechte des 
Austritts Gebrauch machen. Wie erſt, wenn das Proletariat auf die Idee 
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käme, einen gewaltigen Maſſen austritt zu organiſieren: zum Proteſt gegen | 
die ſtaatlichen Gewalten, die dem Volke das allgemeine Wahlrecht verweigern ö 


und die Volksſchule feſt im Joche der Kirche halten! | 


Hiermit find die in Betracht kommenden Kampfesmittel ganz gewiß noch 
lange nicht erſchöpft; die Praxis des Kampfes, die des Klaſſenkampfes zumal, 
hat ſich noch zu allen Zeiten im gegebenen Augenblick die geeigneten Mittel 
zu finden, zu erfinden, zu entdecken gewußt, und dieſe gute alte Erfahrung 


wird ſich auch im preußiſchen Wahlrechtskampf bewähren. 


Kolonialpolitiſche Rundſchau. 


Von Parvus. 


Zur Einführung. 


Das Schwergewicht der Politik der kapitaliſtiſchen Induſtrieſtaaten wird 


immer mehr nach den Kolonien verlegt. Dort bilden ſich die Knotenpunkte 
der wirtſchaftlichen Konkurrenzkämpfe und der politiſchen Verwicklungen der 


kapitaliſtiſchen Welt von heute. Es iſt ungemein kennzeichnend für die poli⸗ 
tiſche Entwicklung des modernen Kapitalismus, daß, während Elſaß⸗Loth⸗ 


ringen aufgehört hat, den Frieden Europas zu gefährden, Frankreich und 


Deutſchland wegen Marokkos, das keinem von beiden gehört, oder wegen 


eines ſonſtigen Landfetzens in Afrika oder Aſien in ernſte Verwicklungen mit⸗ 
einander geraten könnten. Käme es aber zu einem Kriege zwiſchen dieſen 
beiden Staaten, und ſei es auch aus einer Veranlaſſung, die nur auf dem 
Boden der barbariſchen Verhältniſſe eines Negerlandes entſtehen konnte, dann 
würde allerdings auf einmal auch die Frage Elſaß⸗Lothringens wieder 


brennend; wie denn überhaupt jeder Krieg zwiſchen europäiſchen Staaten 
immer aufs neue aufdeckt, daß die politiſche Karte Europas nichts iſt als 
eine Verbindung von Unzulänglichkeiten, die durch ihre Irrationalität ſich 
gegenſeitig die Wagſchale halten. In den Kolonien wird die Kriegsgefahr 
gebildet, Europa kann aber zum Schauplatz dieſes Krieges werden, und euro⸗ 
päiſche Intereſſen bedingen dann ſeine Tragweite. In den Zeiten des 
Friedens werden die Kolonien immer mehr zum Angelpunkt der kapitaliſtiſchen 


Staatspolitik mit ihren Rüſtungen, Schulden, Ausgaben. 


Was aber iſt eine Kolonie? Weder geographiſch noch wirtſchaftlich und 
nicht einmal politiſch laſſen ſich feſte Merkmale angeben, um ein Land alle⸗ 
mal als Kolonie von der übrigen kapitaliſtiſchen Welt auszuſcheiden. Denn 
auch die Kolonien machen eine Entwicklung durch, und dieſe Entwicklung iſt 
ein fortgeſetzter Kampf gegen die Kolonialpolitik, welche die Kolonien ge⸗ 


ſchaffen hat. Die Staaten Auſtraliens ſind zum Beiſpiel in ſtaatsrechtlicher 
Beziehung gewiß noch immer eine Kolonie, aber wirtſchaftlich ſind ſie es 
ſicher weniger als etwa Siam oder ſelbſt China. Japan, das erſt vor kurzem 
zu den kolonialen Intereſſenſphären gehörte, iſt jetzt ſelbſt eine Kolonialmacht. 
Desgleichen die Vereinigten Staaten von Nordamerika. e 5 


Doch auch da muß man ſich vor allem vor dem in acht nehmen, was Karl 
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Viel eher läßt ſich beſtimmen, was kapitaliſtiſche Kolonialpolitik ift 
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Marx den Fetiſchismus der politiſchen Ökonomie nennt, vor dem Beftreben, 


die geſellſchaftlichen Verhältniſſe der Menſchen als von vornherein gegebene 
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Verhältniſſe von Sachen hinzuſtellen. Der politiſchen Okonomie erſcheint die 
Kolonialpolitik als ein von Natur aus gegebenes Verhältnis der barbariſchen 
und der ziviliſierten Völker; ſie glaubt, Afrika ſei zu dem Zwecke mit Negern 
bevölkert worden, damit ſie von dem kapitaliſtiſchen Europa ausgebeutet 
werden.“ Und wie die politiſche Okonomie in dem Kapital ſelbſt nicht ein 
Verhältnis innerhalb der Produktion, ſondern eine Eigenſchaft des Produk⸗ 
tionsmittels ſieht, ſo ſieht ſie in dem kapitaliſtiſchen Drange nach den Kolonien 
eine der geſellſchaftlichen Produktion innewohnende Eigenſchaft, das Ergebnis 
der natürlichen Volksvermehrung, alles in der Welt, nur nicht jene ſpezifiſch 
kapitaliſtiſchen Zuſammenhänge, denen er entſpringt. Da die politiſche Oko⸗ 
nomie das Weſen der kapitaliſtiſchen Kolonialpolitik außerhalb des Weſens 
der kapitaliſtiſchen Produktion ſucht, jo ſieht fie für dieſe Kolonialpolitik weder. 
Anfang, noch Ende, noch Entwicklungsunterſchiede. Die Geſchichte der Ver⸗ 
einigten Staaten erſcheint ihr als geeignetes Beiſpiel, um die gegenwärtige 
Kolonialpolitik im zentralafrikaniſchen, fieberſchwangeren Sudan zu recht⸗ 
fertigen; wobei ſie auch noch überſieht, daß die Geſchichte der Vereinigten 
Staaten dort anfängt, wo die engliſche Kolonialpolitik aufhört, daß Nord⸗ 
amerika ſich erſt von England loslöſen, ſeinen kolonialen Charakter hat ab⸗ 
ſtreifen müſſen, um das zu werden, was es iſt. Es iſt aber nur ein äußer⸗ 
liches Moment, daß die Bourgeoisökonomen und ihre kritikloſen Nachbeter in 
den Zeitungen für die geſchichtliche Rechtfertigung der Kolonialpolitik die Ver⸗ 
einigten Staaten zum Ausgangspunkt nehmen; ſie könnten ebenſogut mit der 
Völkerwanderung beginnen und die Geſchichte der europäiſchen Ziviliſation 
als Kolonialgeſchichte darſtellen. Wie die Religion die Vorſtellungen der 
Menſchen in den Himmel verſetzt, von wo aus ſie als außerhalb der Menſchen 
ſtehende Macht den Geiſt beherrſchen, ſo werden von der politiſchen Okonomie 
die Eigentümlichkeiten der kapitaliſtiſchen Produktionsweiſe in die Geſchichte 
zurückverſetzt um als Naturgeſetze die Welt zu regieren. Der Stock, mit dem 
der erſte Menſch nach Wurzeln grub und ſeinen Nebenmenſchen prügelte, iſt, 
von ihrem Geſichtspunkt geſehen, bereits Kapital, der Vorrat, den der Affe 
in ſeiner Backentaſche anſammelt, ebenfalls; und Adam und Eva, als ſie das 
Paradies verließen, waren die erſten Kolonialpolitiker. 

So verſchwinden denn glücklich alle Unterſchiede, und die Lobredner des 
Kapitals, die den Arbeiter belehren, daß er das Brot des Unternehmers ißt, 
nicht vielmehr dieſen reich macht, ſuchen ihm nachzuweiſen, daß er im Auftrag 


1 Die politiſche Okonomie iſt die bürgerliche Wiſſenſchaft von den kapitaliſtiſchen Pro- 
duktionsverhältniſſen. Sie klaſſifiziert und rubriziert um ſo lieber, je mehr ihr die Erkenntnis 
des Entwicklungsgeſetzes dieſer Produktionsweiſe fehlt; denn das iſt für ſie das einzige 
Mittel, ſich im Chaos der Erſcheinungen zurechtzufinden. Die Geſchichte der Naturwiſſen⸗ 
ſchaften zeigt uns denn auch, daß die Klaſſifikation nach Art und Unterſchied die Vorarbeit 
zur Aufſtellung einer Entwicklungslehre liefert, durch die dann wiederum dieſe Klaſſifikation 
über den Haufen geworfen wird. Die politiſche Okonomie kommt aber nicht zur Erkenntnis 
des Entwicklungsgeſetzes der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft, weil dadurch ſie ſelbſt als ſpezifiſch 
kapitaliſtiſche Wiſſenſchaft aufgehoben würde. Nur der proletariſche Sozialismus, der von 
vornherein in den ſchärfſten Gegenſatz zu der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft tritt, gewinnt die 
wiſſenſchaftliche Erkenntnis ihrer Entwicklung. Darum ſieht er — wie die Vertreter der 
Entwicklungsidee in den Naturwiſſenſchaften — Zuſammenhänge, Wechſelwirkungen und Wider- 
ſprüche, wo für die anderen die Welt in heterogene Dinge zerfällt, die man auseinander- 
halten muß, um ſie zu begreifen. Weshalb denn auch dem Sozialismus von jenen anderen 
der Vorwurf gemacht wird, daß er alles unter eine Schablone bringe. 
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ſeines kapitaliſtiſchen „Brotgebers“ den Neger ſchinden muß, um ſeine eigene 


proletariſche Exiſtenz fortſetzen zu können. Keine Produktion ohne kapitaliſtiſche ö 


Ausbeutung, keine kapitaliſtiſche Entwicklung ohne Kolonialpolitik — ſo lautet 
die Formel. Das iſt durchaus richtig vom Geſichtspunkt der politiſchen Ökonomie, 


falſch vom ſozialiſtiſchen Geſichtspunkt aus. Aber wie wir im Kampfe gegen 


die kapitaliſtiſche Produktionsweiſe ſehr wenig damit erreichen, wenn wir ihr 


das Ideal einer ſozialiſtiſchen Produktionsweiſe entgegenhalten, ſo offenbar 
auch, wenn wir der kapitaliſtiſchen Kolonialpolitik gegenüber eine ſozialiſtiſche 
Kolonialpolitik als Vorbild hinſtellen. Die letztere iſt eine noch ſchlimmere 
Utopie als der ſozialiſtiſche Zukunftsſtaat, denn ſie wird von dieſem abgeleitet, 


der ſelbſt eine Utopie iſt. In der Praxis läuft das darauf hinaus, daß man 


auf dem Umweg über eine ſpekulative Zukunft die kapitaliſtiſche Kolonialpolitik, 


die man hat bekämpfen wollen, in die Wirklichkeit wieder einführt. 


Je weniger man es verſteht, der Politik einen realen Inhalt zu geben, 
deſto häufiger führt man das Wort Realpolitik im Munde und deſto un⸗ 
duldſamer wird man denjenigen gegenüber, die nach dem Inhalt ſuchen, ohne 
dem Worte nachzujagen. Man mag es „Realpolitik“ oder „poſitive Arbeit“ 
oder auch „revolutionäre Taktik“ nennen, wir haben kein Bedürfnis nach 
neuen Bezeichnungen und legen auch keineswegs das Hauptgewicht auf die 


alten Schlagworte; das aber wiſſen wir, daß, wenn wir den proletariſchen 


Klaſſenkampf nicht in einer eingebildeten Welt, ſondern in der Welt der Wirk⸗ 


lichkeit führen wollen, wir uns vor allem über den kapitaliſtiſchen Cha⸗ 


rakter der Kolonialpolitik klar werden, ihre Erſcheinungsformen ſtudieren und | 
ihre Betätigung in der Gegenwart verfolgen, ihre Zuſammenhänge innerhalb 
der Weltmarktsentwicklung und Wechſelbeziehungen zu den Intereſſenkämpfen 


der Arbeiter aufdecken und hier den Hebel anſetzen müſſen. 


Die kapitaliſtiſche Kolonialpolitik iſt der Verſuch der Kapitaliſtenklaſſe, 
Länder mit fremder ökonomiſcher Struktur in den kapitaliſtiſchen Reproduktions⸗ 
prozeß hineinzubeziehen. Das Kapital erfaßt auf ſeinem Weg alles, was es 
trifft, um es in ſeinen Zirkulationsprozeß einzubeziehen, wie der Haifiſch 
Schiffszwieback und Schiffsmannſchaft und Schiffsnägel ſeinem Verdauungs⸗ 
prozeß einverleibt. Dieſe Aneignung geſchieht nicht etwa an einem beſtimmten 
Punkt, ſondern kann auf der ganzen Linie der bekannten Formel G'— W .. 
Pr... . W. — G“ ſtattfinden. G', die Goldſeele der Ware rennt um die 
Welt, um ſich mit ihrem Körper wieder zu vereinigen. Wenn es aber ein 
anderes G trifft, jo fühlt es ſich von ihm gleichwohl angezogen; es bildet 
ſich eine Seelengemeinſchaft. Aber dieſes platoniſche Verhältnis befriedigt nicht; 
und 6 zirkulieren vereint als G* um die Welt, um ſich in We und durch 
Vermittlung des Produktionsprozeſſes in W° und Gs zu verwandeln. Wenn | 
das Kapital in den Kolonien Gold holt, jo holt es dieſes Gold nicht für ſeine 
Schatzkammer, wie der Seefahrer der alten Zeit, ſondern als Teil im großen 
Zirkulationsſtrom des Kapitals, der die Welt durchfließt. Wenn das Kapital 


in den Kolonien exotiſche Produkte und Menſchen holt, dann holt es fie eben 
falls nicht als Kurioſa, nicht zum Konſum, ſei es für den Magen oder für 
das Auge, ſondern als W., als Teile im kapitaliſtiſchen Reproduktionsprozeß. 


Darin beſteht die Eigenart der Erſcheinung: es gibt keinen beſonderen kolonialen 
Kapitalismus, ſondern der Kapitalismus charakteriſiert die Kolonialpolitik. Der 


kapitaliſtiſche Reproduktionsprozeß bleibt der gleiche, im Mutterland wie in 


den Kolonien, der Unterſchied liegt nur in den Fremdkörpern, die er in den 


| 
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kolonien zu verarbeiten hat. Darum kann man nicht die Kolonialpolitik 
‚efämpfen, wenn man auf dem Boden der kapitaliſtiſchen Produktionsweiſe 
geht, und man kann nicht die kapitaliſtiſche Produktionsweiſe bekämpfen, ohne 
ugleich die Kolonialpolitik zu bekämpfen. 

Im Kampf mit den fremden ökonomiſchen Verhältniſſen der Wilden, die 
r in den kapitaliſtiſchen Reproduktionsprozeß hineinfügen will, verfährt der 
kapitaliſt nicht anders, wie der Wilde mit der Maſchine, die man vor ihn 
jinſtellt: er fährt mit dem Stock dazwiſchen. Geſchichtlich gewordene Kulturen 
verden vernichtet, Völkerſchaften werden ausgerottet, bis ſich unter den Trüm⸗ 
nern, ohne daß der Kapitaliſt ſich deſſen ſelbſt bewußt wird, auf welche 
Geiſe, Anſätze kapitaliſtiſcher Verhältniſſe bilden. Das gewaltſame Zerſtörungs⸗ 
verk dauert fort, aber bereits iſt eine wirtſchaftliche Verbindung hergeſtellt, 
md der kapitaliſtiſche Umwandlungsprozeß greift nun ſelbſtändig um ſich, 
7 5 durch irgendeine Gewalt aufgehalten werden zu können. Je mehr aber 
die Verhältniſſe in der Kolonie kapitaliſtiſch umgeformt werden, deſto mehr 
ritt die Kolonie in einen kapitaliſtiſchen Gegenſatz zum Mutterlande. Erſt 
ahm das Kapital des Mutterlandes die Kolonie in ſeinen Zirkulationsprozeß 
zuf; jetzt mehren ſich die Fälle, wo umgekehrt das Mutterland nur als räum⸗ 
iche Zwiſchenſtufe erſcheint, die das Kapital der Kolonie in ſeiner Zirkulation 
durchläuft. Zum Beiſpiel die rohe Baumwolle kommt aus der Kolonie in das 
Mutterland und kehrt als fertiges Baumwollzeug nach der Kolonie zurück: 
der Prozeß W. — G. vollzieht ſich in der Kolonie, der Prozeß W' — G' eben- 
alls, nur die dazwiſchenliegende Produktion findet im Mutterlande ſtatt. Auf 
ber nächſten Stufe kehrt die Baumwolle nicht als fertiges Zeug, ſondern ſchon 
As Garn nach der Kolonie zurück, um dort erſt in der Weberei und Färberei 
zu Kattun verarbeitet zu werden — die ganze Zirkulation, mit Ausnahme. 
einer einzigen kleinen Phaſe innerhalb des Produktionsprozeſſes, ſpielt ſich in 
der Kolonie ab. Der Zuſammenhang kommt nicht ſobald zum Bewußtſein, 
weil der engliſche oder deutſche Fabrikant die Baumwolle, die er von der 
Kolonie bezogen hat, um ſie für die Kolonie zu verarbeiten, nicht von den 
übrigen Baumwollwaren ausſcheiden kann, die er auf den Weltmarkt liefert. 
Der Vorgang findet zunächſt gar nicht einmal ſtatt, er exiſtiert nur imaginär 
und als virtuelle Energie. Denn die koloniale Baumwolle gehört dem Zirku⸗ 
lationszyklus eines anderen Kapitals an als die Baumwollwaren, die nach 
der Kolonie kommen. Der Zirkulationskreislauf des Kapitals in der Kolonie 
wird dadurch aufgehoben, daß ſeine einzelnen Teile in bereits vorhandene 
Zirkulationskreisläufe des mutterländiſchen Kapitals eingefügt werden; woraus 
ſich das Beſtreben ergibt, jene Kreisläufe zu ſprengen, um den eigenen her⸗ 
zuſtellen. Mit anderen Worten, es drängt ſich der Kolonie immer mehr das 


— — 


„Das kapitaliſtiſche Regiment ſtößt dort überall auf das Hindernis des Produzenten, 
welcher als Beſitzer ſeiner eigenen Arbeitsbedingungen ſich ſelbſt durch ſeine Arbeit bereichert 
ſtatt den Kapitaliſten. . .. Wo der Kapitaliſt die Macht des Mutterlandes im Rücken hat, 
ſucht er die auf eigener Arbeit beruhende Produktions- und Aneignungswerte gewaltſam aus 
dem Weg zu räumen. ... Zu dieſem Behuf weiſt er nach, wie die Entwicklung der geſell— 
ſchaftlichen Produktionskraft der Arbeit, Kooperation, Arbeitsteilung, Anwendung der 
Maſchinerie im großen uſw. unmöglich find ohne die Expropriation der Arbeiter und ent 
ſprechende Verwandlung ihrer Produktionsmittel in Kapital. Im Intereſſe des ſogenannten 
| ens ſucht er nach Mitteln zur Herſtellung der Volksarmut.“ (K. Marx, „Kapital“, J, 
) 15 Ren | 
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Problem auf, eine ſelbſtändige kapitaliſtiſche Induſtrie zu ſchaffen. Hatten 
wir im Anfang vor uns fremde wirtſchaftliche Verhältniſſe, die ſich dem 
kapitaliſtiſchen Reproduktionsprozeß widerſetzten, ſo haben wir am Schluſſe 
eine kapitaliſtiſche Entwicklung, die ſich der kapitaliſtiſchen Kolonialpolitik 
widerſetzt. 9 1 ee 1 1 | 
Dieſer Prozeß der kapitaliſtiſchen Umbildung der Kolonie vollzieht ſich 
raſcher oder langſamer, je nach der Verſchiedenheit der geographiſchen, wirt⸗ 
ſchaftlichen, politiſchen, nationalen und kulturellen Verhältniſſe, je nach dem 
zum Beiſpiel das Land in ſeiner vorkapitaliſtiſchen Entwicklung bereits zur 
Bildung eines zentraliſierten Staats, zum Zuſammenballen bedeutender Volks⸗ 
maſſen gelangt iſt, ob es Ackerbau und Gewerbe aufzuweiſen hat, welche See⸗ 
verbindung es beſitzt, auf welcher Entwicklungsſtufe ſeine Nachbarſtaaten ſich 
befinden, ob es von Weltverkehrsſtraßen berührt wird und anderes mehr. 
Überblickt man das Tätigkeitsgebiet der kapitaliſtiſchen Kolonialpolitik, ſo 
ſieht man deshalb eine ungeheure Mannigfaltigkeit ſozialer Bildungen, die 
verſchiedene Entwicklungsſtufen und Erſcheinungsformen der Kolonien dar⸗ 
ſtellen. | 1 
Der kapitaliſtiſche Staat wirkt nicht bloß auf die Kolonien, er wird zu⸗ 
gleich von ihnen beeinflußt. Er ift von einer Menge abhängiger Länder um⸗ 
geben, mit denen ihn verſchiedene Intereſſen verbinden: an einer Stelle wird 
das Land geplündert und die Bevölkerung vernichtet, an anderen müſſen die 
Eingeborenen dazu herhalten, den „nationalen Reichtum“ zu mehren, an dritter 
hat das eindringende Kapital ſelbſt Mühe, ſich im Lande zu halten; hier wird 
ein Prohibitivſyſtem durchbrochen, dort eins aufgerichtet; Plantagen einerſeits 
und Eingeborenenwirtſchaft andererſeits; Anſiedelungen und Proletariſierung 
der eingeſeſſenen Bevölkerung; Fabriken, Eiſenbahnen; ſubventionierte Reede⸗ 
reien des Mutterlandes und Entwicklung einer eigenen Dampfſchiffahrt in der 
Kolonie; ein Wirrwarr wirtſchaftlicher Zuſammenhänge und Wechſelwirkungen, 
die kreuz und quer gehen. Die Widerſprüche der kapitaliſtiſchen Kolonial- 
politik erklären ſich viel weniger aus der Verſchiedenheit der politiſchen oder 
philanthropiſchen Auffaſſung, als aus der Verſchiedenheit der Intereſſen und 


außerhalb der Kolonie. 
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So iſt die kapitaliſtiſche Kolonialpolitik die Zuſammenfaſſung der kapita⸗ 
iſtiſchen Widerſprüche, vermehrt um die ſozialen Widerſprüche und Intereſſen⸗ 
ämpfe, welche die Menſchheit im ganzen Verlauf der Geſchichte der Klaſſen⸗ 
errſchaft durchgemacht hat und die von der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft geklärt 
und aufgehoben wurden, das Klaſſenwirrſal der Gegenwart, verbunden mit 
em Klaſſenwirrſal aller Zeiten, durch dieſe wunderbare Verkoppelung neue 
Viderſprüche und Intereſſenkämpfe erzeugend. Jeder kapitaliſtiſche Staat 
mgibt ſich mit einem derartigen Chaos kolonialpolitiſcher Wirrniſſe und be⸗ 
dacht fie ſorgſam mit Hilfe ſeiner Armee und Flotte gegenüber den anderen 
staaten, von denen jeder mitten in einem ähnlichen Chaos ſteckt. Alles zu⸗ 
ammen bildet das politiſche Syſtem der kapitaliſtiſchen Welt. 

Es ergibt ſich daraus für den ſozialiſtiſchen Beobachter die Notwendigkeit, 
useinanderzuhalten: 

die urſprünglichen Dinge in den Kolonien — eine auf fremder geſchicht⸗ 
‚her Baſis entſtandene Entwicklung, die ſich gegen den kapitaliſtiſchen Druck 
Zahn zu brechen ſucht, zurückgeworfen und in Trümmer geſchlagen wird; 
den Einfluß des Mutterlandes auf die Kolonie und die Rückwirkung dieſer 
uf das Mutterland; 

die Bildung einer ſelbſtändigen Kapitalzirkulation in der Kolonie und den 
ang nach politiſcher Selbſtändigkeit; 

die Zuſammenhänge des kapitaliſtiſchen Weltmarktes, innerhalb deren ſich 
je Entwicklung der Kolonien, der fertigen wie der unfertigen kapitaliſtiſchen 
staaten abſpielt, ohne jedoch zum Bewußtſein der Kapitaliſten zu gelangen; 
die politiſchen Intereſſen des Mutterlandes, die in kolonialer Verkleidung 
or den Kapitaliſten treten und ihm deshalb fremd, als koloniale Kämpfe 
ſcheinen; 

die Konkurrenzkämpfe und den kolonialpolitiſchen Wettbewerb der Induſtrie⸗ 
aaten untereinander. 

Es handelt ſich alſo bei der Kolonialpolitik nicht um ein Spezifikum, ſon⸗ 
ern um kapitaliſtiſche Entwicklung in eigenartigen Zuſammenhängen. Unſere 
lonialpolitiſche Rundſchau, die der Verſuch ſein ſoll, die Tatſachen der kolonialen 
ntwicklung vom Geſichtspunkte des proletariſchen Klaſſenkampfes zuſammen⸗ 
iſtellen und zu beleuchten, kann ſich darum nicht auf die Kolonien im ſtaats⸗ 
ſchtlichen Sinne dieſes Wortes beſchränken; den Spuren der kapitaliſtiſchen 
olonialpolitik folgend, werden wir vielmehr auch auf Länder hinübergreifen 
üſſen, die, ſtreng genommen, keine Kolonien ſind, in denen ſich aber kolonial⸗ 
Aitiſche Intereſſen kreuzen, zum Beiſpiel China, oder die durch ihre Ver— 
ingenheit, ihre geographiſche Lage, ihre wirtſchaftliche und politiſche Ent⸗ 
icklung einen wichtigen Faktor innerhalb der kolonialpolitiſchen Zuſammen⸗ 
inge darſtellen, zum Beiſpiel Japan. Die Fäden, die wir in den Kolonien 
ifgreifen, werden uns auch häufig genug zu den wirtſchaftlichen und poli⸗ 
hen Kämpfen in Europa und Amerika zurückführen. Wie es ſich denn 
derhaupt in der Kolonialpolitik, obwohl wir viel von den Negern und 
kongolen zu ſprechen haben werden, doch am allerwenigſten um die Inter⸗ 
en dieſer handelt, ſondern um die ureigenſte Angelegenheit des Proletariats 
den entwickelten Induſtrieſtaaten. Nicht abſtrakte philanthropiſche Maximen 
ben unſeren Ausgangspunkt; es gilt hier, wie in allem, was die Sozial⸗ 
mokratie tut, nur eins — den Kampf gegen die Weltherrſchaft des Kapitals! 
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Der Koft- und Logiszwang im handwerk. 
Von P. Slum (Berlin). 


Seit etlichen Jahren iſt eine durch die deutſchen Gewerkſchaften eingeſetzt 
Kommiſſion bemüht, die Schäden, die ein mittelalterliches Syſtem, der Kofl 
und Logiszwang, in ſich birgt, an das Licht der Offentlichkeit zu ziehen, ur 
deſſen völlige Beſeitigung zu ermöglichen. Bereits im Jahre 1905 wurde i 
der „Neuen Zeit“, anläßlich des Kölner Gewerkſchaftskongreſſes, dure 
Janſſon auf die verſchiedenſten Arten, in denen ſich dieſes Syſtem vorfinde 
hingewieſen. Trotz der großkapitaliſtiſchen Entwicklung, die wir im Laufe de 
vorigen Jahrhunderts zu verzeichnen hatten, iſt dieſer Zwang uns erhalte 
geblieben. Zwar beſteht er nicht mehr in der Form der guten alten Zei 
wo der Geſelle als ein Mitglied der Familie angeſehen wurde und der Küchen 
zettel der Frau Meiſterin die Unterſchiede der heutigen Zeit nicht kannte. De 
Koſt⸗ und Logiszwang iſt heute mehr oder minder eine Rentabilitätsfrage, j 
nachdem es ſich lohnt, beide Arten dieſes Zwanges oder auch nur eine davo 
im Betrieb einzuführen. Die nackte Form dieſes Zwanges erhält ſich au 
hartnäckigſten in den Berufen, in denen die moderne Technik der Induſtr 
am wenigſten Eingang gefunden hat. Obenan ſtehen die Berufe der Nahrung 
mittelinduſtrie, Bäcker, Fleiſcher ſowie das Gaſtwirtsgewerbe. Es folgen dan 
Gärtner, Barbiere, Schneider, Schmiede, Sattler, kurz alle Berufe, meld, 
noch in den kleinſten Orten betrieben werden. Die Zahl der Arbeiter, d d 
dieſem Zwange noch unterworfen find, läßt ſich auch nicht annähernd fef | 
ftellen, wenigſtens nicht durch die Organe der Gewerkſchaften, weil die bi 
treffenden Arbeiter der Offentlichkeit zu ſehr entzogen find. 1 

Um die nötigen Unterlagen für die Forderungen an die Geſetzgebung ; 
erlangen, beſchloß die obengenannte Kommiſſion, eine ſtatiſtiſche Erhebung z 
veranſtalten; das geſammelte Material wurde R. Calwer übergeben und i 
in der joeben erſchienenen Broſchüre „Das Koſt⸗ und Logisweſen in 
Handwerk“? bearbeitet. | 

Der Fragebogen zergliedert ſich in drei Hauptabſchnitte, und zwar 1. 
die Beſchaffenheit des Raumes, 2. die Geſtellung der Einrichtung des Raume 
ſowie deſſen Wartung und 3. in eine Darſtellung der Koſtverhältniſſe. Leid. 
mußte eine ſtatiſtiſche Bearbeitung des dritten Teiles, der Roftverbältif 
gänzlich unterbleiben, weil die Fragen zu ungenügend beantwortet waren 
Trotzdem geben die begleitenden Notizen einen Einblick in die erbärmliche E 
nährungsweiſe Tauſender von Arbeitern. N 

Calwer ftellte acht Forderungen an die Schlafräume: | | 

1. Die Bodenfläche muß pro Perſon mindeſtens 4 Quadratmeter bei 
2. Die Fenſterfläche muß ein Fünftel der Bodenfläche ausmachen. 3. Di 
Luftkubus des Raumes ſoll pro Perſon 20 Kubikmeter betragen. 4. 0 
Fenſter dürfen nicht nach Korridoren, Lichthöfen uſw. führen. 5. Der Rau 
muß heizbar ſein. 6. Der Raum muß verſchließbar ſein. 7. Der Raum da 
ſich nicht im Keller oder auf dem Boden befinden. 8. Der zugehörige 
muß in ſauberem Zuſtand und zu jeder Zeit zu benutzen ſein. 


1 Die Gewerkſchaften und der Koſt- und Logiszwang, von W. Janſſon. „Neue Zeit 
1904/05, 1. Band, Seite 825. 


2 Das Koſt⸗ und Logisweſen im Handwerk. Verlag der Generalkommiſſion. 225 Se | 
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Bei der erſten Forderung hat Calwer die Anſprüche viel zu niedrig ge- 
tellt.” Die Folge davon war, daß der weitaus größte Teil der Logis feinen 
Inforderungen genügte. Nur 20,5 Prozent der Räume hatten eine noch ge⸗ 
ingere Bodenfläche als 4 Quadratmeter. Nach der Höhe der Räume hat 
zalwer gar nicht gefragt; aus Bemerkungen auf den Fragebogen ergibt ſich, 
aß in vielen Räumen ein Aufenthalt nur im Bette möglich war! Da in 
inem niedrigen Raume, wenngleich er auch lang und breit genug iſt, die 
zuft immer ſchlechter iſt als in einem engen und hohen Raume, fo wäre eine 
lusdehnung der Statiſtik nach dieſer Richtung hin ſehr geboten geweſen. 
Beantwortet wurden die Fragebogen aus 4010 Betrieben, in denen 
3257 Perſonen beſchäftigt waren; von dieſen unterlagen 9009 dem Koſt⸗ 
ind Logiszwang, 1628 hatten nur Logis und 494 nur Koſt, ſo daß alſo etwa 
6 Prozent von dieſem Zwange befreit waren, wohl zum allergrößten Teile 
gerheiratete, die 14 Prozent der Beſchäftigten ausmachen. Die dem Koſt⸗ und 
zogiszwang unterliegenden Arbeiter find in den allerſeltenſten Fällen ver: 
ſeiratet, die Erringung eines eigenen Herdes iſt ihnen zumeiſt nur durch die 
Aufgebung des Berufes möglich. 

Bei dieſen Erhebungen handelt es ſich zumeiſt um Kleinbetriebe, die 1 bis 
Arbeiter beſchäftigten, im Durchſchnitt kommen auf den einzelnen Betrieb 
„8 Arbeiter. Calwer zieht nun Vergleiche mit gleichartigen Betrieben, die 
urch die Gewerbezählung von 1895 ermittelt wurden. Es hat den Anſchein, 
Is ſollten hieraus gewiſſe Schlüſſe auf die Verbreitung des Koſt⸗ und Logis⸗ 
wanges gezogen werden. Die Generalkommiſſion der deutſchen Gewerkſchaften 
gat aber mit vollem Rechte ſchon ſeit etlichen Jahren vorgezogen, die Reſul⸗ 
ate jener Gewerbezählung nicht mehr zu berückſichtigen. Nicht allein, weil 
e ſchon veraltet iſt, ſondern auch, weil die Formen, unter denen dieſe 
Zählungen vor ſich gehen, kein einwandfreies Material für die Beurteilung 
er Berufslage ermöglichen. Für die Verbreitung des Koſt⸗ und Logiszwanges 
egen zum Beiſpiel für den Gärtnereiberuf amtliche Ziffern vor, auf- 
enommen vom Statiſtiſchen Landesamt für Preußen im Jahre 1907. Danach 
baren von 29671 Beſchäftigten nicht weniger als 20347 Perſonen dieſem 
Zwange unterworfen! Hier aber ſind aus Preußen nur von 284 Betrieben 


Die fkandinaviſchen Bäcker haben kürzlich als Mindeſtmaß 6 Quadratmeter für 
Schlafräume gefordert. Calwer aber erörtert zuerſt in der Einleitung ausführlich, wie— 
iel Luftraum und dementſprechend Flächenraum die Geſundheitslehre verlangt, und kommt 
'abei zu dem Schluſſe, daß mindeſtens 20 Kubikmeter Luftraum pro Perſon notwendig 
md — eine preußiſche Miniſterialverordnung vom 7. Mai 1884 verlangt ſogar für einen 
Jefangenen 26 bis 39 Kubikmeter Luftraum, alſo mindeſtens 9 bis 13 Quadratmeter 
fläche! —, dann aber fordert er „beſcheiden“, wie er ſchreibt, von einem „Schlafraum, der 
15 einwandfrei angeſprochen werden ſoll, mindeſtens 4 Quadratmeter pro Bewohner — 
ielleicht deshalb, weil einige Polizeiverordnungen nur 3 bis 4 Quadratmeter verlangen. 
dabei müßte bei 20 Kubikmeter Luftraum die Bodenfläche mindeſtens 7 bis 8 Quadratmeter 
roß ſein, da gewöhnlich ſolche Schlafſtätten nur 2¼ bis 3 Meter hoch ſind, meiſt aber weit 
iedriger. Ferner vernachläſſigt Calwer bei feinen „beſcheidenen“ Anſprüchen, daß 20 Kubik 
eter Luftraum, wie er in einer Tabelle von Morin ſelbſt angibt, „pro Kopf und Stunde“ 
Betracht kommen, das heißt: die in einem Zimmer von 20 Kubikmeter vorhandene Luft 
mE ſtündlich völlig erneuert werden können, wenn fie genügen fol. Außerdem darf 
ur der Luftraum in Rechnung geſtellt werden, es iſt alſo der von Möbeln, Ofen, Kiſten 
1 dergleichen eingenommene Raum noch abzuziehen! All das hat Calwer vernachläſſigt 
md dadurch ein vollkommen unrichtiges Bild der obwaltenden Verhältniſſe geſchaffen! 
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mit 976 Arbeitern Antworten eingegangen, alſo nur von 3,3 Prozent derer, di 
wirklich dem Koſt⸗ und Logiszwang unterliegen. Es wäre alſo falſch, irgend 
welche Schlüſſe aus den von Calwer gemachten Gegenüberſtellungen herzuleiten 
Auf 18 Gewerbe erſtreckte ſich die Umfrage: auf Bäcker, Fleiſcher, Gärtner 
Barbiere, Müller, Schneider, Gaſtwirtsgehilfen, Schmiede, Sattler, Handels 
und Transportarbeiter, Maſſeure und Krankenpfleger, Holzarbeiter, Schuh 
macher, Handlungsgehilfen, Buchbinder, Metallarbeiter, Tabakarbeiter, Litho 
graphen und Steindrucker; 40 Prozent der Antworten kamen von den Bäckern 
je 10 Prozent von den Fleiſchern und Gärtnern. Das Bild, das die Ant 
worten geben, zeigt, daß die überwiegende Maſſe dieſer Arbeiter unter gan 
unwürdigen und ungeſunden Verhältniſſen lebt, am ſchlimmſten ſteht es be 
den Bäckern und Fleiſchern, aber auch die Transportarbeiter klagen vielfad 
über enge, ungeſunde Löcher, während die Raum⸗ und Luftverhältniſſe an 
günſtigſten bei den Krankenpflegern liegen. Es wurden nicht weniger al 
82 Räume ermittelt, welche einen Luftkubus von weniger als 10 Kubikmete 
aufwieſen! Dazu kommt häufig mangelnde Verſchließbarkeit der Räume wir 
das Fehlen jeder Heizung! Einwandfrei waren die Räume nur fü 
29¾ Prozent der Antwortgeber, ausreichend für 9,4, unbefriedigend für 12 
ſchlecht für 58,5, ſehr ſchlecht für 16,6 und menſchenunwürdig für 0,6 Prozent 
In bezug auf Einrichtung und Wartung der Logis ſtellt Calwei 
wieder viel zu niedrige Anforderungen; ſo wäre die Forderung nach reich 
licher Badegelegenheit für die Bäcker und Fleiſcher ſicherlich keine übertriebene 
aber Calwer hat ſie nicht geſtellt. Bei der Beurteilung der von ihm erhobener 
acht Anforderungen kommt man zu dem Schluſſe, daß man weniger über 
haupt nicht fordern kann. Die Mindeſtforderungen waren: 1. Jede 3 
muß ein Bett haben. 2. Die Betten dürfen nicht übereinander ſtehen. 3. Dil 
Wäſche muß regelmäßig gewechſelt werden, und zwar die Bettwäſche min 
deſtens alle vier Wochen, das Handtuch aber wöchentlich einmal. Bei Perſonen 
wechſel muß die Bettwäſche ſtets neu gewechſelt werden. 4. Die Betten müſſer 
täglich gemacht, der Schlafraum muß täglich trocken und mindeſtens einma 
in der Woche feucht gereinigt werden. 5. Die Betten ſollen ungezieferfrei ſein 
6. Es muß ein verſchließbarer Schrank vorhanden ſein. 7. Für jede Perſon joll 
ein Handtuch ſowie ein Waſchbecken vorhanden ſein. 8. Das Zimmer muf 
abends genügend beleuchtet ſein. 6 
Nicht einmal nach Tiſch und Stuhl iſt dabei gefragt — und die gehören 
doch gewiß zu den Mindeſtforderungen, die an einen bewohnbaren Raum 50 
ſtellen — und in den Zwangslogis nicht zu finden ſindd! | 
Und welche Reſultate ergaben ſelbſt dieſe beſcheidenen Fragen? Von den 
Antwortgebern hatten 4,9 Prozent kein eigenes Bett, bei 6,8 Prozent ſtanden 
die Betten übereinander, bei 43,6 Prozent wurde die Bettwäſche nicht einmal 
alle vier Wochen gewechſelt! Den Anforderungen an Reinigung wurde bei 
44,1 Prozent der Befragten nicht genügt, die Betten werden oft wochenlang 
nicht gemacht! Ungeziefer war bei 8,5 Prozent, ein verſchließbarer Schrank, 
fehlte bei 26,8 Prozent, bei 53,6 Prozent war nicht einmal für jede Perſon 
ein Handtuch und Waſchbecken vorhanden, und 28,8 Prozent hatten abends 
keine genügende Beleuchtung in ihrem „Heim“. Aus den Bemerkungen geht 
unter anderem hervor, daß Betten des Nachts vom Dienſtmädchen, des Tag 
vom Bäckergeſellen benutzt werden, ein Lehrling ſchläft in einer Eierkiſte, oft 
dienen zum Waſchen die Gefäße, die in der Backſtube benutzt werden! 
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Wäſchewechſel der Betten beim Perſonenwechſel iſt eine faſt unbekannte Ein⸗ 
richtung 

ö Nes in allem ergibt ſich aus der Umfrage, daß 94,42 Prozent 
iller befragten Perſonen in Logis wohnen, die dieſen Mindeſt— 
unforderung en nicht entſprechen, und nur 7,02 Prozent ſämtlicher 
Räume genügen den geſtellten Anſprüchen. So ſieht der moderne 
Familienanſchluß“ aus, an dem das goldene Handwerk jo zähe feſthält. 
dieſe Ergebniſſe beweiſen wiederum aufs neue, wie berechtigt die Kämpfe der 
Arbeiterſchaft ſind, die unter dieſem Syſtem zu leiden hat. 

Der Koſt⸗ und Logiszwang bedeutet aber auch den größten Hemmſchuh 
iner geregelten und kurzen Arbeitszeit. Auch hierüber iſt ein ganz inter⸗ 
ſſantes Material ermittelt worden, und zwar für 3911 Betriebe mit 12982 Be⸗ 
chäftigten. In 9,1 Prozent der Betriebe beſteht eine mehr als 1öjtündige 
Arbeitszeit, in 10,7 Prozent eine 14ſtündige, in 31,6 Prozent eine 12ſtündige, in 
5,5 Prozent eine 11ſtündige und in 7,9 Prozent eine 10ſtündige. Die übrigen 
Betriebe, welche aber nur 25 Prozent betragen, haben eine kürzere Arbeitszeit 
s 10 Stunden. Nach Beſchäftigten angeordnet ergibt ſich, daß 232 Perſonen 
äglich 8 bis 10 Stunden, 3294 Perſonen 10 bis 12 Stunden, 5557 Perſonen 
2 bis 14 Stunden und 3899 Perſonen 14 Stunden und darüber arbeiten. 
So hat alſo die Erhebung auch nach dieſer Richtung hin die Rückſtändig⸗ 
eit des Handwerkes erwieſen, ein Ergebnis, das bei den Arbeitern ſchon lange 
eſtſteht, das aber immerhin bei paſſender Gelegenheit den Handwerksrettern 
n Erinnerung gebracht werden muß. 

Von der Regierung, die ſo eifrig „den Mittelſtand ſchützt“ und die Aus⸗ 
ehnung der Gewerbeordnung auf das Kleinhandwerk hintanhält, iſt Hilfe 
licht zu erwarten, eher noch von der techniſchen Entwicklung, die mit den 
Meinbetrieben aufräumt und dadurch auch in den ſchmutzigſten und rück⸗ 
zändigſten Gewerben der Bäcker und Fleiſcher den Koſt⸗ und Logiszwang 
illmählich verdrängt. Vor allem aber ſind die Gewerkſchaften eifrig und mit 
örfolg bemüht, dieſem Syſtem den Boden abzugraben. Der Kölner Gewerk⸗ 
chaftskongreß verlangte in erſter Linie geſetzgeberiſche Maßnahmen und ins⸗ 
eſondere die Beſeitigung des zweiten Abſatzes des § 115 der Gewerbeord⸗ 
tung, der über das Truckſyſtem handelt und den durch Abſatz 1 den Arbeitern 
ewährten Schutz vollſtändig aufhebt. Aber gerade denen, die Opfer dieſer 
unzureichenden Geſetzgebung find, wird noch dazu die tätige Mitwirkung an 
Bejeitigung dieſes Elends unmöglich gemacht. In einzelnen ſächſiſchen Bundes⸗ 
aaten ſowie im Großherzogtum Oldenburg dürfen die Arbeiter, welche in 
oft und Logis beim Arbeitgeber ſich befinden, nicht an den Landtagswahlen 
Ylmehmen. Selbſt in Preußen iſt es nicht ausgeſchloſſen, nach den Erfah⸗ 
ungen, welche man bei den Kommunalwahlen gemacht hat, daß derartige 
luslegungskünſte Platz greifen. 

So ſorgt die herrſchende Klaſſe dafür, daß an ihren Privilegien der Aus⸗ 
eutung nicht gerüttelt wird. Daß es ihr freilich auf die Dauer doch nicht 
elingt, zeigt gerade dieſe Erhebung über den Koſt- und Logiszwang. Ob⸗ 
hohl ſie ſich zum größten Teil auf Gewerbe erſtreckt, deren Arbeiter zu denen 
ehören, die ſich in größter Abhängigkeit und dadurch in Stumpfheit und 
leichgültigkeit befinden, nimmt doch das Selbſtbewußtſein unter ihnen zu, 
nd wenn wie bisher die geſamte Arbeiterſchaft ihnen hilft, werden auch fie 
t politischer und gewerkſchaftlicher Organiſation erwachen. 


| 
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Paul Pflüger, Pfarrer in Zürich, Grundriß eines modernen Moral- un 
Religionsunterrichtes für die reifere Jugend. 2. Auflage. Zürich und Leipzig 
1907, Th. Schröters Nachf. 30 Pfennig. . f ö 

Die auf Flaſchen gezogene Moral ſchmeckt gerade ſo ſchal wie die auf Flaſchen 
gezogene Religion. Wohl weht in dem Pflügerſchen Schriftchen ein anderer Geis 
als in einem Katechismus oder ſonſtigen religiöſen Memorierbuch. Aber nüchtern 
ſehr nüchtern lieſt es ſich trotzdem. Erfreulicherweiſe iſt es bei der auf die Arbei 
gegründeten ſozialiſtiſchen Erziehung der Zukunft völlig überflüſſig, einen beſon 
deren Moralunterricht zu pflegen. Was die Kinder an ſittlicher Kraft und Ein 
ſicht erwerben müſſen, erwächſt von ſelbſt aus dem übrigen Unterricht. h. seh 


Zeitſchriftenſchau. 


»Le mouvement socialiste“, die Revue der franzöſiſchen Syndikaliſter 
beginnt ihre Märznummer mit einem Aufſatz von Paul Delesalle über „Di 
Krbeitsbörſen und ihre heutigen Schwierigkeiten“ (Les bourses du travail e 
leurs difficultes actuelles). Die Arbeitsbörſen find die lokalen Vereinigungspunkt 
der Gewerkſchaften; ſie bekommen an den meiſten Orten aus der Gemeindekaſſe ein 
Unterſtützung, die ihre hauptſächlichſte Einnahmequelle zum Mieten eines Gewerl 
ſchaftshauſes und zum Betreiben ihrer Propaganda bildet. Wiederholt iſt ſcho 
auf den Widerſpruch hingewieſen worden, der darin liegt, daß dieſe prinzipielle 
Antipolitiker, die ſich dem Staate und aller Politik feindlich gegenüberſtehen, fie 
durch Zuſchüſſe der Gemeinderäte unterhalten laſſen. Auch der Autor dieſes Au 
ſatzes betrachtet das als einen für die Syndikate entwürdigenden Zuſtand, deſſe 
Urſprung und Entwicklung er behandelt. Wie aber, da die franzöſiſchen Gemerl 
ſchafter die hohen Beiträge nicht lieben, aus dieſer finanziellen Abhängigkeit herau⸗ 
kommen? Jetzt wird ihnen aus dieſer Verlegenheit dadurch geholfen, daß di 
Gemeinderäte überall den Arbeitsbörſen ihre Zuſchüſſe entziehen — wegen ihre 
„anarchiſtiſchen“ Umtriebe, wie es im Stile der Clemenceaupolitik heißt, in Wir 
lichkeit, weil man den reaktionären Kleinbürgern als Wähler Rechnung tragen muf 
Jetzt ſtehen die Arbeitsbörſen mittellos da; das bildet ihre „heutigen Schwierig 
keiten“, die der Autor alſo nicht als ein reines Unglück, ſondern vielmehr als eine 
Zwang betrachtet, zu beſſeren Verhältniſſen zu kommen. Er rät nun den Arbeit 
börſen, ſich zuallererſt ein eigenes Heim zu verſchaffen; wie es ſchon die Zentral 
organiſation der Gewerkſchaften gemacht hat. Zum Teil ſeien die Mittel dure 
Geldſammlungen zuſammenzubringen, und weiter ſollen die Arbeiter ſelbſt, au 
Liebe zur Sache, die Hände ans Werk legen, im buchſtäblichen Sinne des Worte: 

ſelbſt alſo ihr Arbeiterhaus bauen helfen. | | 

A. Merrheim bringt feinen Aufſatz über „Die Kriſe in der Kutomobilinduſtrie 
zum Abſchluß, über deſſen erſtes Stück hier ſchon referiert wurde. Zuerſt weiſt e 
darauf hin, daß die amerikaniſche und engliſche Automobilinduſtrie der franzöſiſche 
immer mehr die Abſatzmärkte abjagen, und geht dann zu einer Betrachtung de 
mutmaßlichen Folgen der Kriſe über. Die Unternehmerblätter reden ſchon vo 
einer induſtriellen Konzentration, die nötig ſei, um weitere Kriſen zu verhüten. Dan 
wird die Technik verbeſſert werden durch die allgemeine Einführung von Werkzeug 
maſchinen, die alle Teile mit mathematiſcher Präziſion mechaniſch herſtellen; ein 
Geſellſchaft zu dieſem Zwecke, unter Leitung der bekannteſten Automobilkapitaliſte 
(der Marquis de Dion iſt Präſident) hat ſich ſchon gebildet. Dadurch macht ma 
ſich von der techniſchen Geſchicklichkeit der Arbeiter frei; die hohen Löhne, die di 
Mechaniker bekamen, als die raſch emporblühende Induſtrie ihre techniſchen Kenntriſ 
brauchte, werden dann ſtark herabgedrückt werden. Daß die Fabrikanten, um di 


5, 
Be ĩͤ 


eitſchriftenſchau. 111 


olgen der Kriſe von ſich abzuwälzen, zuallererſt die Löhne erniedrigen wollen, 
eht in ihren Blättern offen zu leſen. Billige Arbeitskraft, iſt ihr Feldgeſchrei. 
zerden die Arbeiter der Automobilinduſtrie, die ſich bisher als eine Ariſtokratie 
ihlten, die richtige Lehre daraus ziehen und ſich kräftig organiſieren? 

„Aber Marx“ (A propos de Marx) iſt ein Aufſatz von Hubert Lagardelle 
berſchrieben, der Marx zum geiſtigen Vater des Syndikalismus macht. Die 
ſarxſche Theorie iſt kein Fatalismus, ſondern eine Theorie der Aktion, der Praxis. 
war habe Marx nicht die konkreten Formen des Klaſſenkampfes beſchrieben, weil 
noch keine revolutionäre Arbeiterbewegung vor Augen hatte, wie wir ſie heute 
ı dem franzöſiſchen Syndikalismus vor uns ſehen, ſonſt, will der Autor offenbar 
igen, hätte er auch dieſe Gewerkſchaftsbewegung für die einzige wirklich revolu⸗ 
onäre Arbeiterbewegung erklärt — aber es finden ſich in ſeinen Schriften zahl⸗ 
iche Andeutungen, die auf die Methoden des Syndikalismus hinweiſen. Zuerſt 
ine Hinweiſe auf die Bedeutung der proletariſchen Inſtitutionen; was nach Marx 
e Klaſſen unterſcheide, ſind ihre Ideologie und ihre Inſtitutionen; auch in bezug 
f ihre ſozialen Gebilde liege zwiſchen den Klaſſen eine Kluft, wodurch der Klaſſen⸗ 
mpf zugleich ein Abtragen des Alten und ein Aufbauen ganz neuer Inſtitutionen 
b. Die Bedeutung der Gewerkſchaften als natürliche Organiſationsform des Prole⸗ 
riats habe Marx wiederholt hervorgehoben, am ſchönſten in der Denkſchrift zum 
enfer Kongreß der Internationale. Zweitens ſeien in dieſer Beziehung ſeine wieder⸗ 
ölten Ausſprüche wichtig, daß der Staat vernichtet werden ſoll, daß der alte 
ourgeoisſtaat mit ſeiner Legion von paraſitiſchen Bureaukraten von den Arbeitern 
ifgehoben werden muß; nicht umgebildet, ſondern aufgehoben. Auch eine un— 
dingte Verneinung des Vaterlandes durch die Arbeiter gehöre derſelben Denk— 
eiſe an. Und ſchließlich finde ſich der Syndikalismus mit Marx vereint in der 
erachtung von Phraſen und Wortprogrammen und in der Betonung der wirk⸗ 
hen praktiſchen Bewegung als alleinigem Organ der revolutionären Entwicklung. 
Zu dieſen Ausführungen iſt zu bemerken, daß die Syndikaliſten allerdings 
cht haben, ſich auf Marx zu berufen, aber nur zur Hälfte; man kann gerade ſo 
el Zitate von Marx anführen, in denen ihre Enthaltung vom politiſchen Kampf 
s eine beſchränkte Auffaſſung des proletariſchen Kampfes zurückgewieſen wird. 
uch der Reviſionismus kann ſich auf verſchiedene Sätze von Marx berufen; Re⸗ 
ſionismus und Syndikalismus ſind tatſächlich zwei verzerrte Vereinzelungen zweier 
itgegengeſetzten Seiten des proletariſchen Kampfes, die im Marxismus eine Ein⸗ 
it bilden. Für Marx war bekanntlich der politiſche Kampf der deutſchen Arbeiter 
iter dem Sozialiſtengeſetz nicht weniger eine lebendige praktiſche Bewegung revolu⸗ 
onärer Natur, wie zum Beiſpiel die Kämpfe der engliſchen Gewerkſchaften in den 
chziger Jahren. 

Die engliſche Revue „The Socialdemocrat“ vom März bringt zuerſt einen 
ufſatz „Unſere Politik“ (Our policy) von K. Boris, wo mit Hinſicht auf den 
ranrückenden Kongreß der S. D. F. (Social-Democratic-Federation) in Mancheſter 
e Taktik dieſer Föderation behandelt wird. Der Autor bekämpft diejenigen, die 
om einem Fehlſchlagen der Politik der S. D. F. reden, weil die opportuniſtiſche 
P. (Independent Labour Party) jetzt über viel mehr Mitglieder und Parla⸗ 
entsmandate verfüge und auf die neue Arbeiterpartei, der ſie angehört, großen 
influß ausübe. Nein, ſagt der Autor, daß der Sozialismus ſo große Fortſchritte 
macht hat, daß früher zuerſt die I. L. P. errichtet wurde, dann das Komitee für 
rbeitervertretung, ſchließlich eine wirkliche Arbeiterpartei, die ſich den Bourgeois⸗ 
irteien gegenüber auf den Klaſſenſtandpunkt ſtellt — das alles ſind Erfolge der 
dermüdlichen prinzipiellen Propaganda der S. D. F. Deshalb ſoll auch jetzt die 
D. F. bei ihrer Iſolierung beharren und ſich nicht dem Komitee für Arbeiter⸗ 
rtretung, der jetzigen Arbeiterpartei anſchließen. Ihre Mitglieder könnten dann 
ine ſozialiſtiſche Fraktion im Parlament bilden, ſondern gehörten der Arbeiter⸗ 
aktion an, und da die Arbeiterpartei kein ſozialiſtiſches Programm hat, müßten 
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ſie ſich bisweilen durch die Mehrheit der Kollegen zu einer unſozialiſtiſchen Hal 11 
beſtimmen laſſen. Mit den erzielten Fortſchritten des Sozialismus in Englaı 
können wir ganz zufrieden ſein; ſolange jedoch die Arbeiterpartei noch keine er 
ſchiedene ſozialiſtiſche Partei iſt, müſſen wir iſoliert bleiben. 
In einem Aufſatz „Marx, Engels und die S. D. F.“ behandelt Rothſtein 
abfälligen Urteile, die in dem Sorgeſchen Briefwechſel über die beſchränkte Dog 
der S. D. F. publiziert wurden. Der Autor weiſt darauf hin, daß Marx und Enge 
keine großen Menſchenkenner waren und ſich oft in ihren Erwartungen und U 
teilen über Perſonen gewaltig geirrt haben. Mit Hyndman haben ſie immer a 
einem ſehr ſchlechten Fuß geſtanden; in ihrem Urteil über das, was in Englar 
nötig ſei, waren fie ganz verſchiedener Meinung. So verſteht es ſich, daß ſie ih 
Abneigung gegen dieſen Vorkämpfer des Marxismus in England auf die von ih 
geſtiftete Organiſation übertrugen. Wie oft hat nicht Engels ſeine Hoffnung 
für den engliſchen Sozialismus auf verſchiedene neu aufkommende Gebilde g 
ſetzt und dabei jedesmal den nahenden Untergang der S. D. F. prophezeit. Ab 
alle jene Hoffnungen erwieſen ſich als trügeriſch, während die S. D. F. beſteht 
blieb und immer beſſeren Erfolgen ihres Wirkens begegnete. Die Tatſache iſt al 
einfach dieſe: der Ausgang hat bewieſen, daß für das engliſche Milieu die a 
der S. D. F. die angemeſſenſte war, und daß Hyndman die Lage richtiger asche 
als unſere großen Vorkämpfer ſelbſt, deren Lehren er propagierte. 
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Der 1. Mai bedeutet eine Heerſchau des kämpfenden Proletariats. Sie 
seripricht in dieſem Jahre beſonders ermutigend zu werden. Noch ſind es 
eine zwei Jahrzehnte, daß die Vertreter des internationalen Proletariats in 
Zaris die Maifeier beſchloſſen; eine gewaltige Strecke Weges wurde in dieſer 
urzen Spanne Zeit zurückgelegt. Damals gab es nur ein Land, in dem die 
Sozialdemokratie eine geſchloſſene Maſſenpartei war, Deutſchland, und dies 
tand unter dem Drucke eines Ausnahmegeſetzes. Überall anderswo bildeten 
ie Sozialiſten unter den Arbeitern ſelbſt nur eine Minorität, freilich eine Elite. 
Heute iſt ſogar in Rußland die Sozialdemokratie eine Partei der Maſſen 
eworden, von Maſſen, die ſtark genug waren, wenigſtens einen Moment 
ang den Zaren auf die Knie niederzuzwingen, wenigſtens einen Moment 
ang eine Diktatur des Proletariats über das ganze rieſige Ruſſenreich aus⸗ 
uüben, wie fie 1871 das Proletariat Frankreichs nur über die Hauptſtadt 
uszuüben vermocht hatte. 

Der Fortſchritt zeigt ſich auch darin, daß zur Zeit der Einführung der 
Naifeier, 1889, und noch lange nachher, die Sozialdemokratie eines Landes, 
deutſchlands, die der anderen Länder an Kraft, Geſchloſſenheit und Klarheit 
o ſehr überragte, daß ihr die Führung in der neuen Internationale von 
elbſt zufiel, ohne daß ſie ſie ſuchte oder gar beanſpruchte. Auch dieſe Führung 
gat aufgehört, die ſozialiſtiſchen Parteien der anderen Länder werden immer 
nehr der deutſchen Sozialdemokratie ebenbürtig, und es hängt nur noch von 
ger hiſtoriſchen Situation ab, welche von ihnen in den Vordergrund tritt. 
Im Jahre 1903, nach dem glorreichen Dreimillionenſieg, war es noch die 
seutiche Sozialdemokratie, 1905 die ruſſiſche, zur Zeit der herrlichen 
Dtobertage, 1906 die öſterreichiſche in ihrem ſiegreichen Wahlrechtskampf, 
em dann ein ebenſo glänzender Wahlkampf folgte. Jetzt iſt es vor allem 
ie engliſche Sozialdemokratie, die im Mittelpunkt des internationalen 
Intereſſes ſteht, weil ſie der Mittelpunkt des politiſchen Intereſſes in ihrem 
ande ſelbſt geworden iſt. Sie beherrſcht dort das öffentliche Leben mehr als 
e, mehr als zur Zeit des Chartismus, mehr als zur Zeit des neuen Unio— 
lismus. Niemals hat die Bourgeoiſie Englands den Sozialismus jo lebhaft 
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bekämpft wie heute. Fürchtet ſie ihn doch ſchon ſo ſehr, daß ſie nach f 
zöſiſchem Muſter mit der Abſicht ſchwanger geht, ihm einen Miniſterpoſtei 
einzuräumen, um ihn zu korrumpieren und zu ſpalten, ehe er die Geſamthei 
der Arbeiter gewonnen hat, deren Mehrheit bereits hinter ihm ſteht. 5 

Und nicht minder gewaltig wie in England ſind die Fortſchritte de 
Sozialismus in Amerika, dem Lande des entwickeltſten Kapitalismus, abe 
auch der gewalttätigſten Bourgeoiſie, der ſkrupelloſeſten Spekulation, der ver 
heerendſten Kriſen. 

Freilich, die Kriſis droht in dieſem Jahre die Maifeier inſofern zu 4 
einträchtigen, als ſie eine Kraftprobe wischen gewerkſchaftlich organiſiertel 
Arbeitern und Unternehmern bedeutet. Im rein wirtſchaftlichen Kampfe werde 
durch die induſtrielle Stagnation die Poſitionen der Unternehmer gegenübe 
den Arbeitern ungemein geſtärkt. Um ſo mehr wird aber in dieſem Jahre di 
Maifeier einen politiſchen Charakter annehmen müſſen und einen ſozig 
liſtiſchen, revolutionären Charakter. Für alle Mißſtände des Kapitg 
lismus laſſen ſich Reformen, Milderungen, Palliativmittel denken — freilie 
meift nur denken, faſt nie durchſetzen — für die Kriſen dagegen ift inner 
halb der kapitaliſtiſchen Produktionsweiſe kein Kraut gewachſen, ſie werden 
von der kapitaliſtiſchen Welt ſelbſt als unvermeidliche Elementarereigniſſe hin 
genommen. Die lächerliche Erwartung einiger Konfuſionsräte, die Kartell 
und Truſts würden die Produktion regeln und dadurch den Kriſen entgegen 
wirken, iſt längſt verpufft; die Truſts find nur zu neuen Kriſenurſache 
geworden. | 

Der Kampf gegen die Krijen ift daher von vornherein nur zu führen al 
Kampf gegen die Geſamtheit der kapitaliſtiſchen Produktionsweiſe, nicht blo 
gegen einzelne ihrer Teile; hier verſagt die ſogenannte Realpolitik, di 
glaubt, beſonders ſchlau zu ſein, wenn ſie immer nur ein Stückchen des ge 
ſellſchaftlichen Getriebes ins Auge faßt und von ſeiner Geſamtheit abſieh 
Hier heißt es, der Geſamtheit zu Leibe gehen, die Geſamtheit umwandel 
wollen, das heißt, im Gegenſatz zur Realpolitik, revolutionäre Polit 
treiben. | 

Infolge der Kriſis wird die Maifeier daher in dieſem Jahre mehr als ; 
ſeit ihrem Beſtehen eine revolutionäre Feier ſein. Wohl wird die Zahl der 
jenigen geringer jein, die die Arbeitsruhe am 1. Mai ihren Unternehmern al 
zutrotzen vermögen, aber um ſo größer die Zahl derjenigen, die von ihre 
Unternehmern ſelbſt gezwungen werden, auf die Straße zu gehen und z 
feiern. Die Maifeier wird in dieſem Jahre mehr als je ein Proteſt de 
Arbeitsloſen ſein, ein Proteſt gegen eine Geſellſchaftsordnung, die di 
Arbeiter wohl in der Zeit der Proſperität auszubeuten, aber in der Zeit de 
Kriſis nicht vor dem Verhungern zu ſchützen weiß. 

Aber nicht bloß ein Proteſt der Arbeitsloſen, ſondern auch der Rechtloſer 

Nie war das Proletariat kraftvoller als heute, nie mehr gefürchtet; abe 
gerade darum werden ihm von ſeinen Gegnern politiſche Rechte, die es not 
nicht hat, hartnäckiger als je vorenthalten, indes man gleichzeitig trachtet, ihn 
die Rechte, die es ſchon beſitzt, zu eskamotieren. 1 

Ein Proteſt der Rechtloſen wird die Maifeier vor allem im Zarenreic 
ſein, wo ſich das Selbſtherrſchertum nur noch dadurch zu behaupten vermag 
daß es das Lumpentum entfeſſelt und allen, die durch fleißige Arbeit die Ge 
ſellſchaft erhalten, die ſchwerſten Fele anlegt. 
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Ein Proteſt der Rechtloſen auch in Deutſchland, wo in Preußen das 
Zroletariat noch immer von jedem Zugang zum Parlament ausgeſchloſſen iſt, 
oo das Recht der nichtdeutſchen Nationalitäten und namentlich ihrer Arbeiter 
nit Füßen getreten wird, wo das allgemeine Wahlrecht zum Reichstag ſelbſt 
edroht iſt. 

Ein Proteſt der Rechtloſen endlich in den Vereinigten Staaten, wo 
ie Gerichtshöfe ſich immer mehr als ſchamloſe Werkzeuge des Kapitalismus 
ntpuppen, die ihm zuliebe jede freie Betätigung der Arbeiterklaſſe unter 
recher Geſetzesverhöhnung zu erwürgen fuchen. 

Aber was in dieſen Ländern paſſiert, das kann heute oder morgen in 
edem anderen das Los der Arbeiterklaſſe ſein. Sogar in der freien Schweiz 
lant man Ausnahmegeſetze gegen die Arbeiterſchaft. Und noch nirgends, in 
einem Lande der Welt, iſt der Proletarier völlig gleichen Rechtes mit den 
Zeſitzenden. Überall hat er ſich dieſes gleiche Recht erſt zu erobern. 

Kampf gegen Arbeitsloſigkeit, Kampf gegen Rechtloſigkeit, das iſt 
aehr als je in dieſem Jahre die Signatur der Maifeier. Das heißt aber 
ichts anderes, als Kampf gegen die beſtehende Staats- und Geſellſchafts⸗ 
nordnung. K. Kautsky. 


Die Maifeiervereinbarung. 
Don Wilhelm Dittmann (Frankfurt a. M.). 


Die Verhandlungen, die auf dem Eſſener Parteitag über die Unter- 
ützung der Maigemaßregelten gepflogen worden find, endeten bekanntlich 
ut dem Auftrag an den Parteivorſtand, die in dieſer Frage nach dem Inter⸗ 
ationalen Kongreß in Stuttgart begonnene Verſtändigung mit der General— 
mmiſſion der Gewerkſchaften fortzuſetzen, und zwar unter Zugrundelegung 
er von der deutſchen Delegation in Stuttgart gemachten Vorſchläge. Dieſe 
Stuttgarter Vorſchläge ſprachen aus, daß Partei und Gewerkſchaften die Ver⸗ 
flichtung haben, für die Unterſtützung organiſierter Maigemaßregelter zu 
gen. Die Art der Mittelaufbringung und die Feſtlegung von Beginn 
md Dauer der Unterſtützung wurde der Verſtändigung zwiſchen den In⸗ 
anzen der Partei und der Gewerkſchaften überlaſſen. 

Der ſachliche Inhalt und die Form dieſes Auftrags, der in einer Reſolution 
usgeſprochen wurde, laſſen keinerlei Zweifel darüber, daß die Geſamtheit 
er politiſchen und gewerkſchaftlichen Organiſationen im ganzen Reiche als die 
olidariſchen Träger der Unterſtützung gemeint waren und keinerlei 
olitiſche oder gewerkſchaftliche Inſtanzen dabei ausgeſchaltet werden ſollten. 
in der Diskuſſion, die in der deutſchen Delegation vor Annahme der Refolu- 
on ſtattfand, iſt auch mit keinem einzigen Worte nur im entfernteſten an⸗ 
edeutet, geſchweige denn befürwortet worden, die Unterſtützung etwa aus⸗ 
chließlich auf lokaler Baſis zu regeln; die zentrale Regelung war viel- 
ehr für alle Redner eine ſelbſtverſtändliche Vorausſetzung. 

Es hat daher allgemein in Partei⸗ und Gewerkſchaftskreiſen unangenehm 
berraſcht, daß die zwiſchen Parteivorſtand und Generalkommiſſion zuſtande 
ekommene Maivereinbarung die ganze Unterſtützungslaſt ausſchließlich 
uf die lokalen Inſtanzen der Partei und der Gewerkſchaften abwälzen will. 
zs wird mit Recht dagegen eingewendet, daß eine ſolche Regelung in Wider— 
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jpruch mit dem Sinne und Wortlaut der Stuttgarter Vorſchläge ſteht, di 
nach dem Beſchluß des Eſſener Parteitags die Grundlage der Vereinbarun 
bilden ſollten. Unter dem Begriff „Art der Mittelaufbringung“ 
lediglich das „Wie“ der Geldbeſchaffung und die Beſtimmung des Grade 
und der Vorausſetzungen für die Zahlungspflicht der einzelnen politiſche 
und gewerkſchaftlichen Inſtanzen zu verſtehen, niemals aber eine grund 
ſätzliche Befreiung einzelner dieſer Inſtanzen von der Unterſtützungspflicht 
Das würde das Weſen der für die Vereinbarung in Stuttgart und N 
feſtgelegten Grundlage total verändern. 

Partei und Gewerkſchaften müßten auch ihre ganze bisherige Drgani 
ſationspraxis direkt verleugnen. In den Gewerkſchaften wie in de 
Partei iſt das Prinzip der Zentraliſation zur Geltung gebracht worden 
Deshalb kann man die Unterſtützung der Maigemaßregelten jetzt auch nich 
mehr allein den lokalen Inſtanzen aufbürden. Die Unmöglichkeit einer ſolchen 
Regelung leuchtet ohne weiteres ein, wenn man ſich die Konſequenzen derfelber 
vergegenwärtigt. Sie läuft geradezu auf eine Atomiſierung unſerer Or 
ganiſationen hinaus. Die politiſchen und gewerkſchaftlichen Organifationer 
des einzelnen Ortes ſollen allein die Koſten aufbringen! Geht man au 
dieſer ſchiefen Bahn einen Schritt weiter, jo kommt man zu dem Reſulta 
daß die Organiſierten des einzelnen Betriebs und des Parteiorts bezirks 
in dem der Betrieb liegt, allein die Unterſtützungspflicht haben. Praktiſe 
würde das auf die Unmöglichkeit jeglicher ernſthaften Unterſtützung hinaus 
laufen und den allerelementarſten Organiſationsgrundſätzen direkt widerſprechen 
Das iſt bei der ortsweiſen Regelung zwar nicht ſo abſolut, ſo ſchnell un 
ſo unmittelbar der Fall, würde aber durch jeden größeren Maikonflikt ſeh 
bald ebenfalls eintreten. Solche Erfahrungen haben ja gerade in der Arbeiter 
bewegung dem Prinzip der Zentraliſation, des Zuſammenſchluſſes der Kraft 
auf immer größerer Stufenleiter, zum Siege verholfen. | 

Der Vorſchlag, die Unterſtützungsfrage lokal zu regeln, wirkt aber beinah 
wie eine Satire, wenn man bedenkt, daß der Parteivorſtand ſich im Auftra 
der letzten Parteitage ſeit einigen Jahren abplagt, die lokalorganiſierte 
Gewerkſchaften zur Verſchmelzung mit den Zentralorganiſationen ö 
bringen. 

Für eine Anzahl Gewerkſchaften bedeutet die Vereinbarung zudem ein 
Außerkraftſetzung von ſtatutariſchen Beſtimmungen oder Verbands 
tagsbeſchlüſſen, nach denen dieſe Gewerkſchaften bereits gegenſeitig Unter 
ſtützungen den Maigemaßregelten aus zentralen Mitteln zu zahlen haben 
Wäre die Vereinbarung im Sinne der Stuttgarter und Eſſener Reſolutione 
ausgefallen, ſo hätte fie im Gegenteil die Wirkung ausüben müſſen, daß die 
jenigen Gewerkſchaften, in denen ſolche Beſtimmungen noch fehlen, ſie zur Ein 
führung bringen würden. In ihrer jetzigen Geſtalt bedroht die Verein 
barung aber direkt die Entwicklung nach dieſer Richtung, die ſich in 
den letzten Jahren allmählich durchzuſetzen begann. Statt des Friedens ii 
der Maiunterſtützungsfrage, den ſie bringen ſollte, würde die Vereinbarun 
daher in den Gewerkſchaften den Gegenſtand heftiger Kämpfe bilden 
wenn der Nürnberger Parteitag ſie beſtätigen ſollte. 

Jedenfalls werden die Gewerkſchaftsmitglieder, auf deren Betreiben i in ihre 
Gewerkſchaften Maiunterſtützungen gezahlt werden, das Errungene nich 
ohne weiteres preisgeben wollen. Dabei iſt auch die Frage e 
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d ſtatutariſche Beſtimmungen und Verbandstagsbeſchlüſſe der Gewerkſchaften 
urch eine Vereinbarung zwiſchen Parteivorſtand und Generalkommiſſion ein⸗ 
uch aufgehoben werden können, eine Frage, die wohl niemand unbedenklich 
jahen wird. | 

Die Stimmung, die in Partei» und Gewerkſchaftskreiſen über dieſe Ver⸗ 
nbarung hervor getreten iſt, läßt allerdings darauf ſchließen, daß der Nürn⸗ 
erger Parteitag ihr nicht zuſtimmen wird. Eine ganze Reihe großer 
arteiorte hat es abgelehnt, auf dieſer Baſis die Unterſtützung der Mai⸗ 
maßregelten vorzunehmen. In Reſolutionen, die ihre ablehnende Stellung⸗ 
ahme begründen, haben dieſe Orte ihrer Meinung dahin Ausdruck gegeben, 
aß die Vereinbarung auf eine Beſeitigung und „Abwürgung“ der Arbeits⸗ 
ihe am 1. Mai hinauslaufe. Entſprechende Anträge zum Parteitag werden 
icht ausbleiben. 

Bei der Kritik werden von keiner Seite die Schwierigkeiten der Unter: 
ützungsregelung verkannt, und es wird von niemanden gefordert, daß in 
dem Falle und ſofort Unterſtützung aus allgemeinen Partei⸗ und Ge⸗ 
erkſchaftsmitteln zu erfolgen habe. Daß die Mittel zunächſt und bei gering⸗ 
gigen Konflikten auch ausſchließ lich am Orte aufzubringen ſind, darüber 
ſteht kaum eine Meinungsverſchiedenheit. Sache der Vereinbarung aber 
ätte es ſein müſſen, die Kriterien zu beſtimmen, bei deren Vor— 
egen allgemeine Mittel flüſſig zu machen ſind. 

Die Anſammlung eines lokalen Fonds zur Unterſtützung der Mai⸗ 
maßregelten, wie ſie die Vereinbarung vorſchlägt, findet wenig Anklang. 
kan ſagt ſich, ein ſolcher Fonds werde nie die Höhe erreichen, daß er ernſt⸗ 
ift zur Koſtendeckung bei größeren Konflikten in Betracht kommen könnte, 
id im übrigen ſei es für das Unternehmertum nur ein einfaches Rechen⸗ 
empel, feſtzuſtellen, bis wann es einen ſolchen Fonds zum Zuſammen⸗ 
zmelzen bringen könne. Würde die Vereinbarung nicht jegliche Hoffnung 
if Unterſtützung aus zentralen Mitteln rauben, hätten ſolche Auffaſſungen 
ine Berechtigung und die Schaffung lokaler Unterſtützungsfonds würde weit 
ehr Anklang finden, denn ſie iſt ja auch ſonſt üblich in der Arbeiter⸗ 
wegung. Aber die Verſagung jeglicher allgemeiner Unterſtützung wirkt 
radezu lähmend und verhängnisvoll auf den Sammeleifer der einzelnen 


rte. 
ö Auch die Feſtſetzung einer einwöchigen Karenzzeit, wie ſie in der Ver⸗ 


barung weiter vorgeſehen iſt, muß als verfehlt bezeichnet werden. Eine 
arenzzeit von längſtens drei Tagen, einſchließlich des 1. Mai, dürfte 
er am Platze ſein. Zunächſt das Opfer eines ganzen Wochenverdienſtes zu 
ingen, und dann auch vielleicht noch wochenlang mit der geringen Unter⸗ 
tung ſich abzufinden, iſt eine zu ſtarke Zumutung an den Idealismus 
s einzelnen. In der gewerkſchaftlichen Praxis wird die Karenzzeit immer 
ehr verringert und zum Teil durch lokale Unterſtützungen gänzlich beſeitigt. 
eshalb geht es auch nicht an, bei der Maiunterſtützung entgegengeſetzt zu 
rfahren. 5 

Die Doppelbeſteuerung der politiſch und gewerkſchaftlich Organiſierten, 


| 


e nach der Vereinbarung im Falle der Erhebung von Extrabeiträgen er⸗ 
(gen ſoll, bedeutet eine Ungerechtigkeit, wie ich das bereits Ende Auguſt 
rigen Jahres bei Beſprechung der Stuttgarter Maireſolution in Nr. 47 der 
ſteuen Zeit“ ausführlicher dargelegt habe. 
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Die Beſchränkung der Unterſtützungspflicht auf die Partei und diejenigen 
Gewerkſchaften, welchen die Ausgeſperrten angehören, kann ebenfalls nich 
gebilligt werden. Für die Gewerkſchaften iſt die Maifeier ſo gut wie für di 
Partei keine Frage des einzelnen Berufs, ſondern der Geſamtheit 
Deshalb muß auch die Geſamtheit der Gewerkſchaftsgenoſſen am Orte fü‘ 
die Opfer der Maifeier eintreten. | | 9 

Das einzige Begrüßenswerte an der Vereinbarung iſt die Forderung, daf 
Partei und Gewerkſchaften ſchon zu Beginn des Jahres gemeinſam di 
Vorbereitungen für die Maifeier treffen ſollen und daß die Feier a 
keinem anderen Tage als am 1. Mai ftattfinden darf. Die Befolgung dieſe 
Vorſchlags wird an manchen Orten der Maifeier trotz der gegenwärtigen 
Wirtſchaftskriſe einen größeren Umfang ſichern. Aber der Vorteil, den dieſe 
Vorſchlag bringt, wird wieder bedroht durch die vielen verfehlten Beſtim 
mungen der Vereinbarung. | ) 

Der Nürnberger Parteitag wird meines Erachtens entweder dafür z 
ſorgen haben, daß die Vereinbarung in dem hier befürworteten Sinne modi 
fiziert wird, oder er wird die Arbeitsruhe überhaupt aus dem Maifeier 
programm zu ſtreichen haben. Lieber ein Ende mit Schrecken, als ein Schrecke 
ohne Ende. * 


Das Glanzjahr. 
von Wittelm Düwell. 1 


Daß trotz der enormen Steigerung aller Preiſe für Lebensmittel und ſonſtig 
Lebensbedürfniſſe die Lebenshaltung der arbeitenden Bevölkerung ganz al 
gemein ſich gehoben habe, erklärt das Unternehmertum als eine unwiderleglich 
Tatſache. Dieſe Anſicht iſt aber nicht nur darum falſch, weil für manche Kreis 
eine Verbeſſerung der Lebenshaltung nicht konſtatiert werden kann, ſondern au 
deshalb, weil für einzelne Berufsgruppen die Verteuerung der Lebensführun 
über die Lohnſteigerung hinausgegangen iſt. Das ewige Klagen über Erhöhun 
der Löhne als Urſache der fortgeſetzten Preistreiberei hat eine Vorſtellung vo 
der Steigerung der Arbeitereinkommen erzeugt, die mit den wirklichen Ber 
hältniſſen in ſchreiendem Widerſpruch ſteht. Richtig iſt, daß das Jahr 190 
relativ die ſtärkſten Lohnſteigerungen gebracht hat, ſo daß, unter dieſem G 
ſichtswinkel betrachtet, wohl von einem Glanzjahr für die Arbeiterſchaft g 
ſprochen werden kann. 1906 war aber auch ſchlechthin das Glanzjahr de 
Hochkonjunktur. In einzelnen Gewerben hat das Jahr 1907 die höchſte 
Produktionsziffern des Vorjahres allerdings noch überholt, auch ſind im Kohler 
bergbau, wie auch teilweiſe in der Eiſengroßinduſtrie und für einzelne anden 
Arbeitergruppen zunächſt die Löhne noch geſtiegen; für die meiſten andere 
Produktionsgebiete haben ſich die Verhältniſſe im Vorjahr aber verſchlechter 
Der ſtarken Nachfrage am Arbeitsmarkt folgte ein Überangebot, Überſchichte 
kamen in Fortfall; allmählich wurde die wilde Produktion abgelöſt durch eir 
ruhigere Betriebsweiſe, und ſeit Mitte des Jahres machte ſich hier und d 
das Bedürfnis nach Erzeugungseinſchränkung geltend. „ 

Mit der Erſchlaffung der Gütererzeugung neigte aber auch die Lohnkurr 
wieder nach unten. Ein ſicheres Urteil über die abſolute Höhe des Arbeite 
einkommens im Jahre 1907 läßt ſich allerdings jetzt noch nicht gewinnen; 
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hlt dazu noch an Unterlagen. Dagegen liegen nun zur Beurteilung der 
zeränderung von 1905 auf 1906 in den berufsgenoſſenſchaftlichen Nachweiſen 
semlich einwandfreie vergleichbare Zahlen vor, die ſich jedoch nur auf die in 
en gewerblichen Berufsgenoſſenſchaften verſicherten Arbeiter beziehen. Leider 
eicht die Vergleichbarkeit nicht weit zurück. Bis 1900 wurden nur die ſo— 
enannten anrechnungsfähigen Löhne nachgewieſen. In dieſen tritt der 
Mark für den Arbeitstag oder 1200 Mark pro Jahr überſchießende Verdienſt 
ur mit einem Drittel in Erſcheinung; andererſeits iſt für Perſonen, die weniger 
ls das Dreihundertfache des ortsüblichen Taglohns Erwachſener verdienen, 
er letztere Betrag eingeſtellt; zudem liegen der Berechnung vielfach fingierte 
jeträge zugrunde. Immerhin haben die Angaben bis 1900 eine gewiſſe Ver- 
leichbarkeit. Dieſe wird dann aber unterbrochen, weil bei der ſpäteren Be- 
echnung die Jahreseinkommen bis 1500 Mark voll und die dieſen Satz über- 
hießenden Löhne mit einem Drittel eingeſtellt ſind. Seit 1903 haben die 
erufsgenoſſenſchaftlichen Lohnnachweiſe ſodann eine Erweiterung erfahren, 
idem neben den anrechnungsfähigen Löhnen auch die tatſächlich ver⸗ 
ienten angegeben werden und neben der Zahl der durchſchnittlich verſicherten 
zerſonen auch noch ſogenannte Vollarbeiter. Die Zahl dieſer wird ermittelt, 
idem für je 300 geleiſtete Arbeitstage ein Arbeiter eingeſtellt wird. Die als 
atſächlich verdiente Löhne und Gehälter ausgewieſenen Summen haben jeden- 
Als einen einwandfreien Vergleichswert. Ihre abſolute Korrektheit wird 
eſtört, indem für Betriebe, die von den Beſtimmungen des 8 30, Abſatz 2 
er Gewerbordnung Gebrauch gemacht haben, Lohnſummen nicht verrechnet 
erden. Der erwähnte Paragraph beſtimmt: 

„Für Betriebe, in welchen regelmäßig nicht mehr als fünf Arbeiter be- 

häftigt werden, kann durch Statut ferner beſtimmt werden, daß und nach welchen 
zrundſätzen mit Zuſtimmung des Betriebsunternehmers ein Pauſchbetrag ſtatt 
er Einzellöhne bei Berechnung der Beträge zugrunde zu legen iſt, oder daß ein 
nheitlicher Mindeſtbeitrag, der 4 Mark jährlich nicht überſteigen darf, zu ent⸗ 
chten an | 
Ferner treten die Lohnbeträge derjenigen Betriebe, die der Unfallverſicherung 
eu unterſtellt worden ſind, nur mit einem Bruchteil der gezahlten Lohnſummen 
Erſcheinung. Sodann werden für die Seeberufsgenoſſenſchaft die Lohnbeträge 
ach der vom Reichskanzler feſtgeſetzten Monatsheuer berechnet. Auch bei der 
gerechnung der Vollarbeiter ergeben ſich kleine Ungenauigkeiten. Für einzelne 
Induſtriezweige iſt nämlich die Zahl der Arbeitsſchichten nicht feſtgeſtellt, 
Indern nach dem Arbeitsverdienſt berechnet. In den Vorbemerkungen zu den 
em Reichstag unterbreiteten Nachweiſungen wird erklärt: 
„Im großen und ganzen kann jedoch angenommen werden, daß auf einen Voll⸗ 
beiter 300 Arbeitstage (ſchichten) gerechnet find. Die Dauer der Tagesarbeit hat 
ur in wenigen Fällen berückſichtigt werden können, wenn es geſchehen iſt, wurde 
er Arbeitstag zu 10 Stunden gerechnet.“ 


Iſt alſo das Material auch nicht vollſtändig korrekt, jo kann man doch 
littels der berufsgenoſſenſchaftlichen Angaben durch vergleichende Zuſammen⸗ 
ellungen mit ziemlicher Genauigkeit die im Jahre 1906 gegenüber 1905 für 
öhne und Gehälter mehr aufgewendeten Summen ſowohl pro Vollarbeiter 
Bi auch durchſchnittlich pro tatfächlich beſchäftigten Arbeiter berechnen. Be⸗ 
zertet man die Geſamtheit der verſicherten Arbeiter als eine Einheit, dann 
‚hält man durch die folgende Aufſtellung ein Bild über die Lohnſteigerung. 
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Bei den 66 gewerblichen Berufsgenoſſenſchaften wurden ermittelt: 


5 Summe | Jahreslöhne | 
10 Vollarbeiter der tatſächlich ver⸗ x | 
Jahr Durchſchnittlich z 300 Arbeits⸗ dienten Löhne und en pre 
| Verſicherte tage Gehälter Verſicherten Lolarbetter 
| | Mark Mark | Mark 
1905 8195732 7159842 6959009239 849 972 
1906 8625500 7512728 7720015061 895 1028 


Demnach iſt der Lohn pro Vollarbeiter um 5,76 Prozent geſtiegen; die 
Zunahme der erzielten Jahreslöhne beträgt aber nur 5,42 Prozent. 
Durch dieſe Ergebniſſe werden die phantaſtiſchen Vorſtellungen über Lohn⸗ 
ſteigerungen ſchon mehr in das Reich der Wirklichkeit hinabgezogen. 

Gründlicher geſchieht das noch, indem man die abſoluten Tagesdurchſchnitts⸗ 
verdienſte und deren prozentuale Steigerung würdigt und der gleichen Betrachtung 
die wirklich erzielten Jahresdurchſchnittslöhne zugrunde legt, jedoch immer an 
Hand der Ergebniſſe der einzelnen Berufsgenoſſenſchaften. Deren Lohnnachweiſe 
bieten zwar keinen Anhalt zur Erforſchung der ſozialen Gliederung der Ar⸗ 
beiterſchaft, und ſie erlauben kein Urteil über die Verſchiebung der Lohnverhält⸗ 
niſſe der verſchiedenen Arbeiterkategorien innerhalb der einzelnen Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft, aber ſie geſtatten doch einige allgemeine Urteile. Die ausgewieſenen Geſamt⸗ 
ſummen erlauben keine Individualiſierung, in ihnen ſind die Löhne der beſt⸗ 
bezahlten Facharbeiter mit denen der ſchlechtentlohnten Hilfsarbeiter, Arbeite | 
rinnen und Lehrlinge zuſammengeworfen. So umfaßt zum Beiſpiel die Knapp: 
ſchaftsberufsgenoſſenſchaft, die Hütten⸗ und Walzwerksberufsgenoſſenſchaft, die 
Maſchinenbau⸗ und Kleineiſeninduſtrieberufsgenoſſenſchaft Verſicherte, die bie 
zu 10 Mark und mehr pro Tag verdienen, und ſolche, deren Verdienſſ 
nur 2 Mark und weniger beträgt. Und ähnliche Differenzen, wenn auch ir 
weniger ſtarker Miſchung, findet man überall. Aber die Einzelergebniſſe der 
66 gewerblichen Berufsgenoſſenſchaften laſſen ſich gegeneinander in Vergleit 
ſtellen, und da findet man, daß die Arbeiterſchaft, ebenſowenig wie bezüglich 
der abſoluten Lohnhöhe, in der Anteilnahme an der erlangten Lohnzunahme 
eine homogene Maſſe bildet. Eine Unterſuchung nach dieſer Richtung ergibt 
daß die Lohnſteigerungen zwiſchen den einzelnen Berufsgenoſſenſchaften außer 
ordentlich ſchwanken, und daß zwiſchen den Lohnergebniſſen nach Arbeit | 
und Jahresdurchſchnitten wiederum erhebliche Differenzen vorhanden ſind. Ir 
dieſen kommen teilweiſe die Wirkungen der Uberſchichten zur Geltung. Wenn 
den Arbeitern von dieſem „Segen“ reichlich zugedacht war, dann ſtieg daß 
Jahreseinkommen ſtärker als der Tageslohn. Andererſeits iſt bei einzelner 
Berufsgenoſſenſchaften eine ſtärkere Erhöhung des Tagelohnes als des Jahres 
verdienſtes zu verzeichnen; ja in einzelnen Fällen ſtehen Steigerungen dei 
Tagarbeitsverdienſtes Minderungen des Jahreseinkommens gegenüber. Schließ 
lich findet man bei einer Berufsgenoſſenſchaft — der Magdeburgiſchen Bau 
gewerkſchaftberufsgenoſſenſchaft — neben dem Rückgang des Tagesverdienftei 
von 0,91 Prozent auch ein Sinken des Jahreslohnes um 4,7 Prozent. 7 

Würdigen wir nun zunächſt die ſich bei den einzelnen Berufsgenoſſen 
ſchaften ergebenden Tageslöhne! Im Durchſchnitt für alle Berufsgenoſſen 
ſchaften ſtellt ſich der Tageslohn im Jahre 1906 auf 3,42 Mark, gegen 
3,24 Mark im Jahre vorher. Der höchſte Tagesdurchſchnittslohn wurde mi 
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91 Mark in der Rheiniſch⸗Weſtfäliſchen Hütten⸗ und Walzwerksberufs⸗ 
noſſenſchaft erzielt. (1895: 4,63 Mark), den niedrigſten Satz weiſt die 
chleiiche Textilberufsgenoſſenſchaft auf; hier beträgt der Tageslohn nur 1,84 
zark (1905: 1,75 Mark). Wenn man dieſe beiden Pole miteinander vergleicht, 
unn läßt ſich nicht leugnen, daß es innerhalb der Arbeiterſchaft gewaltigere 
tale Unterſchiede gibt, als zum Beifpiel zwiſchen der hochſtehenden Arbeiter⸗ 
N und der großen Maſſe des Kleinbürgertums. 

Die höchſte Steigerung des Ta geslohnes findet ſich bei der Bayeriſchen 
augewerksberufsgenoſſenſchaft; fie ſtellt ſich auf 50 Pfennig, gleich 16,72 Prozent. 
m dieſer Höhe geht es hinab bis unter Null; bei der Weſtdeutſchen Binnen⸗ 
iffahrtsberufsgenoſſenſchaft iſt der Tagesdurchſchnittslohn von 3,13 Mark 
f 3,06 Mark zurückgegangen. Aus dieſer Tatſache ergibt ſich, daß man mit 
unchſchnittsziffern leicht zu falſchen Schlüſſen kommt. Den Millionen Arbeitern, 
„ mit ihren Lohnzunahmen weit hinter dem Durchſchnitt bleiben, oder gar 
ch Verkürzung der Tagesdurchſchnittslöhne zu beklagen haben, nützt es nichts, 
ß ein anderer — kleinerer — Teil mit der Lohnſteigerung über den Geſamt⸗ 
ſochchnitt von 4,42 Prozent noch ein Stück hinausgekommen iſt. 

Genau dieſelben Unterſchiede wie bei den Tagesdurchſchnittslöhnen, ſowohl 
züglich der abſoluten Höhe als auch der Steigerung, finden ſich bei den 
rklich, pro durchſchnittlich Verſicherten, erzielten Jahreslöhnen. Das 
ſchſte Jahreseinkommen weiſt die Rheiniſch⸗Weſtfäliſche Hütten⸗ und Walz⸗ 
rksberufsgenoſſenſchaft mit 1501 Mark aus. Dieſe Berufsgenoſſenſchaft ſteht 
auch mit dem Tagesverdienſt an erſter Stelle. Die Knappſchaftsberufs⸗ 
noſſenſchaft, die mit dem Tagesdurchſchnittsverdienſt den vierten Platz ein- 
Inmt, rangiert mit dem Jahreslohn hinter der Rheiniſch⸗Weſtfäliſchen Hütten⸗ 
d Walzwerksberufsgenoſſenſchaft — aber doch in einem ziemlich weiten Ab⸗ 
unde, denn bei der Knappſchaftsberufsgenoſſenſchaft beträgt das Jahresdurch⸗ 
ſüttseinkommen nur 1293 Mark. Dann geht es auf der Stufenleiter all⸗ 
hlich hinab bis auf 367 Mark Jahresdurchſchnittslohn. Jedoch iſt zu 
ückſichtigen, daß dieſer Betrag als Jahreslohn bei der Steinbruchberufs⸗ 
oſſenſchaft erzielt wurde und hier auf den durchſchnittlich Verſicherten nur 
d 111 Arbeitstage entfallen, während bei der erſtgenannten Berufsgenoſſen⸗ 
(aft je rund 300 Arbeitstage berechnet ſind. Zieht man aber die Schleſiſche 
tilberufsgenoſſenſchaft zum Vergleich heran, dann ſpringt ein anderes Re⸗ 
hat heraus. Hier beträgt der Jahresdurchſchnittslohn ganze 563 Mark und 
Zahl der Arbeitstage 306. Bei der Fleiſchereiberufsgenoſſenſchaft ergeben 
364 Arbeitstage pro Verſicherten und eine Jahreslohnſumme von 
) Mark; bei der Schmiedeberufsgenoſſenſchaft 267 Arbeitstage und 
Mark Jahreslohn. Die Textilberufsgenoſſenſchaft Elſaß⸗Lothringens weiſt 
Arbeitstage aus und 722 Mark Jahreslohn. Dieſer beträgt 965 Mark 
der Süddeutſchen Edel- und Unedelberufsgenoſſenſchaft, bei der 300 Arbeits- 
de auf den Verſicherten entfallen. Aber auch bei gleicher Beſchäftigungs⸗ 
(er gehen die Jahreslöhne jo weit auseinander, daß Spannungen bis zu 
Prozent herauskommen. Dasſelbe läßt ji) von den Einkommensverände⸗ 
igen jagen. Der höchſten Steigerung, die mit 9,11 Prozent die Zucker⸗ 
(äfsgenoſſenſchaft aufweiſt, ſteht auf der anderen Seite der ſtärkſte Rück— 
ig von 4,60 Prozent bei der Magdeburgiſchen Berufsgenoſſenſchaft 
N: Bei beiden Berufsgenoſſenſchaften hatte die Beſchäftigungsdauer 
in Einfluß auf die Veränderung des Jahreslohnes. Bei der letztgenannten 
907.1908. II. Bd. 9 
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Berufsgenoſſenſchaft iſt die Zahl der pro Verſicherten ausgewieſenen Arbeit 
tage von 200 auf 192 zurückgegangen, dagegen ſtieg bei der Zuckerberuf 
genoſſenſchaft die Zahl der Arbeitstage von rund 178 auf 18 u 
Wegen der Verſchiedenartigkeit der abſoluten Höhe der Jahreslöhne drück 
die prozentualen Steigerungen auch ſehr verſchiedene Größen aus. So mac 
die prozentual größte Lohnzunahme (9,1 Prozent) bei der Zuckerberufsgenoſſe 
ſchaft nur 50 Mark aus, dahingegen ergibt die prozentuale Steigerung vı 
8,75 Prozent bei der Knappſchaftsberufsgenoſſenſ chaft die Summe von 114 Man 
und eine Einkommensſteigerung von 7,48 Prozent bei der Tabakberufsgenoſſe 
ſchaft entſpricht wieder nur einer Summe von 40 Mark. 1 
Bei der Wertung der Lohnſteigerungen darf auch nicht vergeſſen werde 
daß die durch Verlängerung der Saiſon erzielten Mehreinnahmen nicht di 
ſelbe wirtſchaftliche Bedeutung haben wie wirkliche Lohnzulagen. Ganz k 
ſonders gilt das aber für die durch Überzeitarbeit erlangte Einkommen 
ſteigerung. Darüber geben die berufsgenoſſenſchaftlichen Nachweiſe leider g 
keinen Aufſchluß. Arbeitstage von 24 Stunden Dauer ſind mit Achtſtunde 
ſchichten zuſammengeſtellt. Die reichlichere Verausgabung von Arbeitskraft I 
Überzeitarbeit macht auch eine vermehrte Nahrungsaufnahme erforderlich, u. 
durch ein Teil des Mehrverdienſtes ſchon wieder verbraucht wird. Läßt m 
alle ſolche Faktoren aber auch vollſtändig unberückſichtigt, hält man ſich led 
lich an die rechnungsmäßigen Ergebniſſe, dann iſt doch nicht zu leugnen, d 
für einen ganz erheblichen Teil der Arbeiterſchaft das Glan 
jahr 1906 unzweifelhaft eine Verſchlechterung der Lebenshaltu 
gebracht hat. Das iſt die erſte Frucht der neuen Handelsverträge; es 
das Vorſpiel zu den Trauergeſängen, die die agrariſch geprieſene, von Bülo 
Podbielski inaugurierte Wirtſchaftspolitik noch auslöſen wird. | 
Um, ſoweit das an der Hand der Durchſchnittsziffern der einzelnen Bern 
genoſſenſchaften möglich iſt, den Anteil der Verſicherten an den Lohnerhöhung 
zahlenmäßig zu erfaſſen, machen wir eine Berechnung nach beſtimmten Grupf 
und gelangen zu folgenden Reſultaten: 3 
Eine Verminderung ihres Jahreslohnes erlitten 315251 Verſicher 
443 677 erzielten Einkommensſteigerungen von 0 bis 2 Prozent, bei 1634 9 
Verſicherten beträgt die Steigerung 2 bis 4 Prozent, bei 2032 095 Verſicher 
4 bis 5 Prozent, während eine 5 bis 6prozentige Einkommensſteigern 
1615605 Verſicherte erlangten und für 2583 951 Verſicherte die Steigeru 
; | 


über 6 Prozent hinausreicht. A 
So ſieht die märchenhafte Lohnſteigerung aus! Von den 86255 
durchſchnittlich Verſicherten erzielten eine Einkommensſteigerung . 
| von unter 6 Prozent 6041549 70,4 Prozent „ 

„ 


4425444 = 51,3 ZN = 
5 4 „ 28393849 2 2 1 | 
22 = 758928 = 8,8 5 N 


Und nicht nur keine Steigerung, ſondern ſogar noch eine Einkommen 
verminderung brachte dieſes Glanzjahr für 3,65 Prozent der Verſichert 
Natürlich würde eine individualiſierte Lohnſtatiſtik ergeben, daß, wie ſch 
erwähnt, innerhalb der einzelnen Berufsgenoſſenſchaften die abſoluten Lo 
höhen und auch die prozentualen Steigerungen weit auseinandergehen, jo i 
aus den Berufsgenoſſenſchaften mit den niedrigen Einkommenserhöhungen 
Teil der Arbeiter eigentlich in die höhere Gruppe gehörte. Da andererſt 
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umgekehrt dasſelbe für die Berufsgenoſſenſchaften gilt, die die ſtärkeren Er⸗ 
höhungen aufweiſen, und demzufolge ein Teil der hier eingerechneten Arbeiter 
her Gruppe zugeteilt werden müßte, die die Verſicherten mit minimalen Lohn⸗ 
teigerungen umfaßt, ſo dürfte die obige Berechnung den tatſächlichen Verhält⸗ 
aiffen jo nahe kommen, wie das bei dem zu erlangenden Material überhaupt 
nöglich iſt. ö 
Ein den Berechnungen nach Jahreslöhnen faſt gleiches Reſultat ergibt ſich, 
venn man die Einteilung in Gruppen auf Grundlage der Tagesdurch— 
chnittslöhne vornimmt. Dieſes find die jo gewonnenen Ergebniſſe: Lohn⸗ 
ürzungen erlitten 89884 Verſicherte; die Lohnſteigerungen betrugen für 
395261 Verſicherte O bis 2 Prozent, für 1606497 Verſicherte 2 bis 
4 Prozent, für 2733190 Verſicherte 4 bis 5 Prozent, für 1394173 Ver: 
icherte 5 bis 6 Prozent und für 2406495 Verſicherte über 6 Prozent. 

Demnach haben von der Geſamtzahl der durchſchnittlich Verſicherten erzielt: 

Weniger als 6 Prozent Lohnerhöhung 6219005 — 72,1 Prozent 
> 8 . 4824832 — 559 = 
Unna - 2091642 = 24,2 
- 2 e 5 485145 —= 5,6 

Nach beiden Reſultaten iſt nicht einmal die Hälfte der Verſicherten 
nit der Lohnſteigerung bis auf den Satz von 5 Prozent hinaufgekommen. 
Schlägt man die Verteuerung der Lebenshaltung auch mit nur 5 Prozent an, 
hann ergibt ſich, daß von den gegen Unfall verſicherten Arbeitern und Arbei⸗ 
erinnen mindeſtens die Hälfte keine Verbeſſerung der Lebenshaltung 
zielt hat; für zirka 30 Prozent iſt aber auch dann noch eine Berjchlech- 
erung eingetreten, wenn die Preisaufſchläge auf Lebensmittel uſw. nur 
Prozent des durchſchnittlichen Einkommens ausgemacht haben. Ein noch 
imgünſtigeres Reſultat würde ſich darbieten, ſtände uns eine Einkommen⸗ 
tatiſtik nach Lohnklaſſen zur Verfügung, in der nicht die Jahreslöhne von 
000 Mark und mehr mit denen von 800 Mark und weniger zuſammen⸗ 
eworfen ſind. | 

Leider fehlt es an ganz einwandfreien Unterlagen zur Feſtſtellung der 
Zerſchiebung der Haushaltungskoſten. Hier ſtellt ſich ſchon hindernd 
e Anarchie der Preisgeſtaltung im Kleinhandel entgegen. Nicht nur die 
reife zwiſchen Stadt und Land variieren außerordentlich, auch in ein und 
erſelben Stadt werden für Waren derſelben Qualität verſchiedene Preiſe 
ezahlt. Dazu kommt, daß die am ſchlechteſten bezahlten Arbeiter vielfach 
sem Borgſyſtem zum Opfer fallen, dadurch gezwungen find, ſchlechtere Ware 
eurer zu bezahlen, als dem Käufer gegen bar für einwandfreie Artikel ab⸗ 
erlangt werden. Schließlich iſt zu berückſichtigen, daß beim Einkauf in 
leinſten Quantitäten die Preiſe ſich durchweg erheblich von den amtlich feſt⸗ 
eſtellten Marktpreiſen entfernen. 
Genoſſe Calwer, der wiederholt den Standpunkt vertrat, die wirtſchaftliche 
gage der Arbeiterſchaft habe ſich im Jahre 1906 gegenüber dem Vorjahr all⸗ 
emein gehoben, ſchätzt die Verteuerung der Lebenshaltung auf nur 3,5 bis 
„5 Prozent. Er kommt zu dieſem Reſultat, indem er von den amtlichen 
Narkthallenpreiſen verſchiedener Großſtädte ausgeht und ſeiner Berechnung 
ie Normalrationen eines deutſchen Marineſoldaten zugrunde legt. Die 
Zorausſetzungen dieſer Berechnungsart treffen aber bei der über— 
Diegend großen Zahl Arbeiterfamilien nicht zu, denn ſie ergeben 
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N 
allein an direkten Haushaltungskoſten für eine Familie von vier Köpfen 
Summen, die in den einzelnen Städten zwiſchen 1148 bis 1251 Mark 
ſchwanken. So viel kann natürlich ein Arbeiter, der vielleicht nur 1000 Mark 
verdient, nicht lediglich für die Ernährung ausgeben. Deſſen tägliche Menüs 
ſetzen ſich ganz anders zuſammen als die eines Marineſoldaten, der, nach den 
Küchenrezepten der allermeiſten Arbeiterfamilien bewertet, ein lukulliſches 
Leben führt. Aber auch angenommen, Calwers Berechnung träfe den Durch⸗ 
ſchnitt der Verteuerung der Lebenshaltung, dann bleibt doch immer noch für 
zirka die Hälfte der hier in Betracht kommenden Arbeiter die Lohnſteigerung 
hinter der Mehraufwendung zurück; das heißt: die Lebenshaltung hat ſich 
verſchlechtert. Daß Calwers Berechnungen ſelbſt dann, wenn man ſie als 
phyſiologiſch einwandfrei paſſieren laſſen will, doch nur ſehr bedingten Wert 
haben, dafür kann man Calwers eigenes Zeugnis anführen. In ſeinem Buche 
„Das Wirtſchaftsjahr 1906“, 1. Teil, lieſt man (S. 328/329): | 

„Während in den Großftädten und gewerblichen Zentren die wirtſchaftliche 
und auch die ſoziale Lage der Arbeiter ſich ſeit etwa zwei Jahren trotz aller Preis: 
ſteigerungen merklich gebeſſert hat, findet man auf dem Lande höchſtens inſofern 
einen Unterſchied gegen die letzte Zeit des gewerblichen Niederganges, nämlich den, 
daß die Arbeitsgelegenheit anſehnlich zugenommen hat. Auch Lohnaufbeſſerungen 
ſind, ſogar ziemlich allgemein, erzielt worden, aber ſie reichen knapp aus, um die 
Wirkungen der Lebensmittel-, namentlich der Fleiſchteuerung, voll auszugleichen 
Denn ſelbſt eine Lohnſteigerung von 5 und 10 Prozent will bei den niedrigen Lohn⸗ 
ſätzen, die für das platte Land gelten, im Vergleich zu den Steigerungen der 
Warenpreiſe nur wenig beſagen.“ | 


Auf dem Lande wohnen nicht nur die in landwirtſchaftlichen Betrieben 
tätigen Perſonen, ſondern auch viele induſtriell beſchäftigte Arbeiter, die 
ebenſo wie jene, von einzelnen Ausnahmen abgeſehen, Lohnerhöhungen von 
6 bis 10 Prozent nur vom Hörenſagen kennen. Im allgemeinen iſt bei den 
kleinen Einkommen die Steigerung am ſchwächſten geweſen. Die ſoziale 
Verſchiebung innerhalb der Arbeiterſchaft hat weiteren Fortſchrit! 
gemacht. Die beſſer entlohnten Arbeiter konnten mit den errungenen Lohn 
erhöhungen die Verteuerung der Lebenshaltung noch um etwas überholen 
während die ſchlechter bezahlten Proletarier zu einem erheblichen Teile nicht 
einmal die Preisſteigerungen für Lebensmittel ausgleichen konnten. Im 
Jahre 1905 betrug in 27 Berufsgenoſſenſchaften der Tagesdurchſchnittslohn 
weniger als 3 Mark, im Jahre 1906 iſt der Satz von 3 Mark in 24 Be 
rufsgenoſſenſchaften mit 2102517 Verſicherten nicht erreicht worden! u 
unter diefen 24 Berufsgenoſſenſchaften befinden ſich wiederum nur 7 mil 
759207 Verſicherten, bei denen die Einkommenſteigerung über 5 Prozent 
hinausgeht. Bei den Berufsgenoſſenſchaften mit weniger als 4 Mark Tages: 
durchſchnittsverdienſt befinden ſich alle diejenigen, bei denen die Einkommen 
ſteigerung unter 4 Prozent blieb. Und während die Einkommenſteigerung 
von unter 3 Prozent ſich bei 10 Berufsgenoſſenſchaften mit weniger als 
350 Mark Tagesdurchſchnittsverdienſt findet, wird bei höherem Tages 
verdienſt der Satz von 3 Prozent Lohnſteigerung nur in 4 Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaften nicht erreicht. f * 

Stellt man die Berufsgenoſſenſchaften geſondert nach ſolchen, bei ve 


der Jahresdurchſchnittslohn über 900 Mark, und folchen, bei denen er 
weniger als 900 Mark beträgt, dann gelangt man zu folgenden Reſultaten. 
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Es ſtellt ſich der Jahresdurchſchnittslohn bei denen, die zur Lohngruppe 
über 900 Mark gehören unter 900 Mark gehören 


195.. auf 1069 Mark 681 Mark 
1126 L 
Mithin Zunahme 57 Mark 32 Mark 


Bei den Gruppen der höheren Lohnklaſſe, die im Jahre 1906 rund 
3% Millionen Verſicherte umfaßte, iſt die Zunahme erheblich größer als bei 
den unteren Lohngruppen. Eine Zuſammenſtellung der Jahreseinkommen nach 
zohnklaſſen läßt folgendes Bild gewinnen: 

— . U—UUU—] ,B — — — — —— — nuen, 
| Zahl der verſicherten Arbeiter 


6 Jahresdurchſchnittsverdienſt 1906 
| 


ann it 

N über 1300 Mark 163507 1,89 
3on 1200 bis 13o0ͥ0 1266520 14,68 über 
1000 1200 294 865 3,42 1995 a 
1000 1100 de 1200851 13,91 
900 1000 = u 860 156 9,97 
800 900 a 1675047 19,42 
1000 800 = 1014451 11,76 e 
600 700 1379349 15,99 900 Mark 
500 600 311329 3,61 56,12 Prozent 

Unter 500 = 459 929 5,33 


Mithin betrug die Zahl derer, die über 900 Mark Jahreseinkommen 
‚atten, 43,88 Prozent, dagegen die Zahl derer, die weniger als 900 Mark 
fahreseinkommen hatten, 56,12 Prozent; die Zahl der ſchlechter Entlohnten 
var alſo die bei weitem größere. 

| Wahrſcheinlich ift die Zahl derjenigen, die weniger als 900 Mark Ein- 
mmen erzielen, noch größer, als ſich nach der vorſtehenden Rechnung ergibt. 
ei den Berufsgenoſſenſchaften zum Beiſpiel, deren Nachweiſe einen über 
Mark hinausgehenden Tagesdurchſchnittslohn aufweiſen, gibt es eine größere 
char Verſicherter, die mehr als 8 Mark verdienten, ſo daß, wenn unter 
Arbeitern, die zuſammen 16 Mark erzielen, einer 8 Mark bekommt, die 
anderen durchſchnittlich nur 2,73 Mark herausbekommen, trotzdem der 
gurchſchnittslohn für die 4 Mann zuſammen 4 Mark beträgt. Die Rheiniſch⸗ 
Zeſtfäliſche Hütten⸗ und Walzwerkberufsgenoſſenſchaft hat eine Anzahl Per⸗ 
men verſichert, deren Verdienſt 10 Mark beträgt. Der rechnungsmäßige 
urchſchnittslohn ſtellt ſich auf 4,91 Mark. Um auf dieſen Durchſchnitt zu 
mmen, müſſen ſich neben einem 10 Mark⸗Mann 2 weitere Verſicherte mit 
m Tagelohn von nur 2,37 Mark begnügen. 

Jedenfalls kann angeſichts dieſer Ergebniſſe nicht von glänzenden Lohn⸗ 
erhältniſſen, von enormen Lohnſteigerungen und ſicher nicht allgemein von 
ner Steigerung der Lebenshaltung die Rede ſein. Das hindert natürlich die 
chutzzöllner und Syndikatsleute nicht, das Gegenteil zu behaupten. Dem 
olke ſollen ja wieder neue Steuern aufgepackt werden, und da iſt das 


kärchen von den rieſenhaft geſtiegenen Löhnen gut zu gebrauchen. 
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Alkohol und frauenarbeit. 
Don $. van der Goes. 


| I. N 
Zunehmende Trunkſucht bei den Frauen, das iſt eines der Ergebniſſe dei 
Unterſuchungen der engliſchen Kommiſſion „für körperliche Ent 
artung“, die von der vorigen engliſchen Regierung ernannt wurde. 1 
Einer der von ihr gehörten Sachverſtändigen erklärte auf die Frage nach der 
Urſachen: die Lebensweiſe der Frauen ſei dadurch, daß fie ſich immer meh 
an der Arbeit in Fabriken und Werkſtätten beteiligen, übereinſtimmend mit del 
der Männer geworden, mit den nämlichen Vergnügungen und Zerſtreuungen 
Der Verfaſſer eines Aufſatzes über „weibliche Gefangene“ im Maiheft vor 
„The Nineteenth Century“ urteilt ebenſo. Aus ſeiner Erfahrung als Ge 
fängnisinſpektor heraus ſtellt er feſt, daß „wo die Lebensumſtände größer 
Ahnlichkeit zeigen, wenn Männer und Frauen miteinander in Fabriken arbeiten 
im Verhältnis die Zahl der weiblichen Verurteilten viel höher iſt“. De 
Agrardiſtrikt Surrey zum Beiſpiel hat deren drei gegen zehn in Mancheſter 
Der Unterſchied in der Kriminalität wird damit nicht natürlichen, ſonden 
geſellſchaftlichen Urſachen zugeſchrieben und das Verbrechen ſelbſt eine geſell 
ſchaftliche Erſcheinung genannt. In jenem Aufſatz heißt es darüber: A 
„Je nachdem die Beſchäftigungen der Frauen mehr männlicher Art werden 
werden ſie in ihrem Kampfe ums Daſein, in ihrem Streben nach Selbſtändig 
keit und was dazu gehört die nämlichen Nachteile wie die Männer empfinde 
und die nämlichen Merkmale der Entartung mit gleicher Neigung zum Ver 
brechen tragen.“ | De 5 
In England ſieht man denn auch eine ſchnelle Zunahme der Verurtei 
lungen von Frauen wegen ſchwerer Verbrechen; die Zahl weiblicher Ge 
fangenen iſt viel größer als in den weniger induſtriellen Ländern wie Italie 
und Spanien. Dafür iſt „die Zunahme der Gewohnheit des Trinkens“ nat 
dieſem Berichterſtatter „in hohem Maße verantwortlich“. 1 
Beim Studium des Alkoholismus ergeben ſich fortwährend ſcheinbar 
Widerſprüche, die nur zu erklären ſind, wenn man zu den Urſachen letzte 
Inſtanz zurückgreift. 1 
In tropiſchen Ländern zum Beiſpiel trinken bekanntlich die Europäer eh 
viel. Altere Schriftſteller, unter anderen Quételet und Le Play, ſtellen do 
gegen feſt, daß ſich vor allem in den nördlichen und kälteren Klimaten da 
Bedürfnis nach Alkohol fühlbar macht. Der Alkohol, ſagt man auf Grun 
bekannter Tatſachen, iſt die Zuflucht für die durch Brotſorgen gequälte 
Menſchen. Aber gerade ſo bekannt iſt es, daß die Gewohnheit des Trinken 
nirgends allgemeiner war und mehr unausrottbar ſchien als bis vor kurzer 
in der Studentenwelt, die damals noch faſt ausſchließlich aus wohlhabende 
jungen Leuten im ſorgloſeſten Alter beſtand. Widerſprüche wie dieſe un 
ähnliche laſſen ſich nach Belieben vermehren. Und oft haben ſie bei de 
Alkoholgegnern eine ſchmerzliche Entrüſtung erweckt, da unſere Mitmenſche 
| 
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fo vollendet im Böſen wären, daß fie immer eine Empfehlung für einen G. 
brauch zu finden wüßten, der nie beſſer als ein Mißbrauch ſei. 13 

Die Trunkſucht, Außerung einer allgemeinen Genußſucht, ſuchen wi 
aus dem Umſtand zu erklären, daß in der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft A 
Arbeit an ſich aufgehört hat, den Menſchen Befriedigung, dem Leben eine 
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lenſchenwürdigen Inhalt zu geben — vielmehr eine reichliche Quelle vieler 
Hagen geworden iſt. Andererſeits nimmt die Arbeit für den Lebensunterhalt, 
as heißt jedermanns Anteil am Produktions⸗ und Zirkulationsprozeß, die 
ſtenſchen mehr und mehr in Anſpruch: ermüdet die Körper und erfüllt ſo 
hr die Geiſter, daß wenig Zeit, Luft und Gelegenheit für andere Anſtrengung 
brig bleibt. Einige unter der jüngeren Generation ſuchen zwar in einer mit 
nem Lebensalter übereinſtimmenden Arbeit eine genußreiche Anſtrengung, 
ſelche die Berufstätigkeit ihnen vorenthält. Es iſt bemerkenswert, daß denn 
uch in einem gewiſſen Grade der Sport die Gewohnheit des Trinkens erſetzt. 
ber für die große Maſſe aller Klaſſen der Geſellſchaft hat nur derjenige 
jenuß einen Reiz, der keine Anſtrengung fordert: der nichts mehr iſt als eine 
rt Ruhe, eine müheloſe Zerſtreuung, eine Erholung des durch die Arbeit für 
en Lebensunterhalt erſchöpften Körpers und Geiſtes. 

Der Arbeit gegenüber ſteht in unſerer Geſellſchaft alſo der Genuß, der 
numgänglichkeit der Arbeit gegenüber das Begehrenswerte des Genuſſes. 
Bir ſehen, wie die Menſchen zu beſtimmten Zeiten die Laſten der Arbeit von 
ch werfen und ſich mit Begier dem Genuß ergeben, der, von der Arbeit 
etrennt und unabhängig gemacht, von hundert einzelnen Induſtrien geliefert 
ird. Und vielleicht das allgemeinſte, zugänglichſte, wirkungsvollſte Genuß⸗ 
üttel, das in der Quantität und Art am leichteſten zu verteilen iſt und das 
ch am beſten mit anderen Mitteln vereinigen läßt, iſt das alkoholiſche 
ſetränk. Die Urſache endlich des Alkoholgenuſſes wirkt nicht auf jeden 
rinker unmittelbar. In einer Geſellſchaft, wo der Alkoholgenuß als die Er- 
illung eines Lebensbedürfniſſes gilt, werden viele auch durch den Einfluß der 
zewohnheit, des Zufalls, des Beiſpiels und der Verführung zum Trinken 
ebracht. Dagegen ſieht man Leute, die ſonſt vielleicht frei ausgegangen 
en aus erblicher Neigung zu Trinkern werden. 

Einen verwickelten Widerſpruch zeigt der Alkoholgenuß bei den Frauen 
er Arbeiterklaſſe. Der Bericht der engliſchen Regierungskommiſſion nennt 
rſachen, die ſich kaum miteinander vereinigen ließen, wenn ſie nicht alle 
us der einen großen Urſache abzuleiten wären. 

Auf die allgemeine Urſache iſt ſchon hingedeutet worden: wenn Frauen 
fangen, wie Männer zu arbeiten, fangen ſie auch an, wie Männer zu leben. 
‚m der bejonderen Tage des Lohnarbeiters im Kapitalismus iſt der Alkohol 
heifteng nicht nur ein Genuß⸗, ſondern auch ein Lebensmittel. Er gibt mehr 
ls bloße Zerſtreuung nach der Arbeit, er beſeitigt auch das Gefühl der Er⸗ 
küdung bei der Arbeit. Er gewährt nicht nur die verlangte Erholung, er 
möglicht die notwendige Anſtrengung. Kurz, der Arbeiter trinkt nicht ſo 
hr, um ſich ſelbſt ein Vergnügen zu machen, als um feinen Ausbeuter be⸗ 
iedigen zu können. Was auf die Dauer ſeine Lebenskraft untergräbt, ver⸗ 
tehrt zeitweilig die Ausgabe feiner Arbeitskraft. Den Arbeitern erſetzt der 
Akohol das Unentbehrliche; er macht, daß ſie das Unerträgliche ertragen. 
ſe mehr Arbeiter in der Zeit der unbeſchränkten Herrſchaft des Kapitalismus 
nter ſein Zepter geraten, deſto mehr nimmt der Alkoholgenuß zu. Die 
Ränner, die zuerſt als Lohnarbeiter auftreten, trinken aus jedem Grunde, bei 
der Gelegenheit. Die Frauen, die nach ihnen kommen, trinken auch unter 
llen Umſtänden und aus allen Urſachen. Männer und Frauen, Arbeiter und 
rbeiterinnen trinken immer und überall. Die Männer, die angefangen haben, 
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ſich der vollkommenen Herrſchaft des Kapitalismus zu eee laſſen d 
und dort zum Teil von der Trinkgewohnheit ab. Die Frauen, die meiſten 
noch keine Widerſtandsfähigkeit gegen das Kapital haben, ſind ag nic 
widerſtandsfähig gegen den Alkohol. 

Fabrikmädchen, jung, ohne Sorgen, frei, mit Geld in der Taſche keit 
viel. Sie bilden Trinkkränzchen, die regelmäßig miteinander ins Wirtshar 
gehen, und abwechſelnd zahlt eine für die ganze Runde. 

Junge Frauen fahren fort au trinken, um ſich über die Beſchwerden d 
Schwangerſchaft hinwegzuſetzen. Junge Mütter, die am Tage in der Wer 
ſtatt find, vertrinken die Sorgen wegen der unverſorgten Familie zu Hauf 
Sie trinken, wenn ſie das Geld dafür haben; ſie trinken auch vom Wirtſchaft 
gelde, ſie trinken auf Kredit und verpfänden die Möbel, wenn ſie gar ke 
Geld haben. Der Mann findet zu Haufe kein Eſſen, und die Kinder habe 
keine Kleider, um in die Schule zu gehen, weil die Mutter trinkt. | 

In befjeren Zeiten bekommen die Frauen ihren Anteil vom überfluß d 
Mannes, das heißt ſie bekommen Bier und Schnaps. In ſchlechten Zeit 
iſt der Alkohol der einzige Tröſter. 

Arbeiterfrauen, die auch in Fabriken arbeiten, machen, daß ſie nie 
ſchwanger werden, gehen mit den Männern zuſammen in die Kneipe; zu de 
Gewohnheiten, die ſie annehmen, gehört das Trinken. Kommen ſpäter do 
Kinder, dann iſt der Alkohol das einzige Mittel, das ſie aufrecht erhält bei ein 
Arbeit, die ſchwerer iſt als die des Mannes, da die Haushaltung hinzukomm 

Wenn gute Löhne verdient werden, trinken die Frauen, weil es zu 
Eſſen gut ſchmeckt. Ferner iſt der Alkohol das billigſte Surrogat der Na 
rung. Schließlich trinken ſie ſo viel, daß ſie faſt nicht mehr eſſen können. 

Frauen, die mit Männern zuſammen arbeiten, trinken mit den Männer 
um die Wette, da es keinen einzigen Grund gibt, weshalb ſie weniger trink 
ſollten. Wenn ſie nach ihrer Heirat zu arbeiten fortfahren, ſo trinken ſie au 
weiter. Wenn ſie nicht mehr in die Fabrik gehen, ſo macht ihnen die Hau 
haltung gewöhnlich wenig Spaß, und meiſtens verſtehen ſie auch nichts davo 
Sie wiſſen mit ihrer freien Zeit nichts anzufangen und trinken aus Langeweil 

Die Frage, weshalb die Arbeiterinnen trinken, iſt alſo, wie me 
ſieht, nicht leicht zu beantworten. 

Iſt es jugendliche Unbeſonnenheit? — Es ſind beſonders die Hausmüll, 
die trinken. 

Treiben häusliche Sorgen, Mangel an Freiheit und Zerſtreuung, Rohe 
der Männer fie ins Wirtshaus? — Die Fabrikmädchen find dort Stammgäſt 

Macht guter Verdienſt ſie unmäßig? — Man ſieht ſie das Brot 1 
Kinder verkaufen. 

Iſt bittere Armut die Schuld? — Oft wird um jo mehr getrunken, 
mehr verdient wird. 

Oder vielleicht die ſchlechte Gewohnheit, daß verheiratete Frauen fon 
fahren zu arbeiten? — Die früheren Arbeiterinnen trinken heimlich zu Hau) 

Alſo das einförmige Leben, wobei fie ſich abarbeiten für die Familie? 
Die Arbeiterinnen, die keine Kinder haben und mit ihren Männern wie 1 
Kameraden leben, trinken mindeſtens ebenſoviel wie die Männer. 

Nein, es iſt nichts von alledem, weil es dies alles aan iſt. Die q 
beiterinnen trinken, weil ſie Arbeiterinnen find. 9 
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Früher war, ſoweit die Frauen der Arbeiterklaſſe noch außerhalb der 
Werkſtatt geblieben waren, Betrunkenheit bei Frauen eine Ausnahme. Die 
Urſache war nicht, daß ſie weniger Mangel litten als die Männer. Sie 
fanden aber in ihrer Arbeit, die eine Arbeit in dem eigenen Haushalt und 
für die eigene Familie war, eine Befriedigung, die ſie vor dem Alkoholismus 
bewahrte. Wie einfach oder ſogar mangelhaft die Einrichtung der Haus⸗ 
haltung, wie ſchwer die häusliche Arbeit auch ſei, die Verſorgung des Mannes 
und der Kinder iſt eine Beſchäftigung, die ſich dadurch von den meiſten in— 
duſtriellen Arbeiten unterſcheidet, daß ſie in ſich ſelbſt einige Befriedigung 
enthält und einigen Genuß bietet. Die Ordnung und der Wohlſtand in der 
Arbeiterfamilie iſt zum größten Teil das Werk der Frau und Mutter. So⸗ 
lange die proletariſche Frau außerhalb der Fabrik blieb, fand ſie in dem 
Weſen ihrer Beſchäftigung einen Schutz gegen die Verführung des 
Alkohols. Als ſie anfing, in der Fabrik mitzuarbeiten, änderte ſich die Natur 
| ihrer Arbeit. Die häusliche Arbeit wurde jetzt, zu der Plage des Lohndienſtes 
gefügt, eine unerträgliche Laſt. Statt eines Schutzmittels wurde die häusliche 
Arbeit zu einer Urſache, welche die Widerſtandsfähigkeit gegen den Alkohol 
verringerte. Die Zunahme der Trunkſucht bei Arbeiterinnen iſt wichtig für 
die Kenntnis ſowohl des Kapitalismus als des Alkoholismus. Wenn man 
ſagt, „das Elend führt zum Trunke“, ſo ſoll man dabei nicht überſehen, daß 
hier Elend nicht in dem beſchränkteren, nur materiellen Sinne des Wortes 
gemeint iſt. Zum größten Teile liegt das Elend des Kapitalismus — deſſen 
„Maſſe zunimmt“ — in der Natur der Arbeit, die er verhängt. 


II. 


| Was die obengenannte Kommiſſion in Hinſicht auf den Alkoholismus 

bei Frauen erfahren hat, faßt ſie zuſammen in dieſer Schlußfolgerung: 

| „Die Tendenz der Zeugniſſe zeigte, daß die Gewohnheit des Trinkens 

unter den Frauen der arbeitenden Klaſſe mit Sicherheit zunahm, zum 

großen Schaden für die Verſorgung der Kinder, abgeſehen von der Mög— 

lichkeit, daß Kinder, die für ihr ganzes Leben unglücklich find, geboren 
werden. 

„Die Fabrikarbeit wird als eine Urſache, die zum Trinken führt, an⸗ 
gegeben; ſo hatte einer der Zeugen die fatale Wirkung der Trinkkränzchen 
bei jungen Mädchen der Töpfereien bemerkt. 

„Ein Zeuge nannte die niederdrückenden Folgen der Schwangerſchaft 
als eine häufige Urſache; der allgemeine Einfluß des Stadtlebens, das ein 
Bedürfnis nach Zerſtreuung hervorruft und die Macht einer öffentlichen 

Meinung ſchwächt, wurde von anderen genannt. 

„. . . Andererſeits wurde Unmäßigkeit von jungen Frauen in agrariſchen 
Gegenden für ſelten gehalten.“ 
Letztere Beobachtung beweiſt vielleicht beſſer als etwas anderes, daß in 
der Tat die Anderung der Lebensweiſe unter dem Einfluß des Kapitalismus 
die Frauen zum Trinken führt. Le Play, der genaue Unterſucher, hat bei 
ſeinem Studium der Arbeiterzuſtände in Europa vor einem halben Jahrhundert 

und länger öfters das nämliche beobachtet. 
Die Arbeiter der Waffenfabriken in Solingen, Weſtfalen, fand er dem 
| Alkohol und Tabak, ihren einzigen Genußmitteln, ergeben. Die Frauen da⸗ 
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gegen, ſchreibt er, enthalten ſich beider. Sie bleiben zu Haufe, und was für 
die Männer die Tabakspfeife und das Branntweinglas iſt, iſt für die Frauen | 
der Verkehr mit den Nachbarinnen. 

Die Taglöhner der Bauern in Maine, Frankreich, kennen als Erholung 
auch nur den Genuß von Kaffee, Wein und Branntwein. Ihre Frauen jedoch 
„zeigen im allgemeinen wenig Neigung zum Genuß geiſtiger Getränke“ 


(„Ouvriers Européens“, II). 
* 


Sobald die Mädchen, Kinder 8 5 in die Fabrik kommen, ſind ſie d 
nämlichen Verführung wie die Männer ausgeſetzt. Nach mehreren Ausſagen 
vor der engliſchen Kommiſſion iſt der Anblick von betrunkenen Fabrikmädchen 
im Alter von fünfzehn, ſechzehn und ſiebzehn Jahren nicht jelten. Wie außer 
dem der Verkehr mit Männern dazu Anlaß gibt, darauf wies ein Zeuge der 
privaten Wiener Unterſuchungskommiſſion von 1896 hin: 

„Frauen mögen im Anfang keinen Schnaps getrunken haben, jetzt | 
das oft genug. Sie werden auf Branntwein ausgeſchickt, und dann ift die 
Gewohnheit, daß der Mann zu ihnen jagt: ‚Na, trink amal, Mariedl!“ — 
und ſo ſind manche dem Trunke verfallen“ (Protokoll, S. 83% 

Die Trinkkränzchen in den Töpfereibezirken von Staffordshire ine 
überein mit den von Sherard („The Cry of Poverty“, 1901) beſchriebenen 
Sitten der jungen Fabrikarbeiterinnen in den Mancheſterſchen Webereien: 

„In den Wäſchereien und Zigarrenfabriken wird wahrſcheinlich von den 
Arbeiterinnen am meiſten getrunken, was gewiß der Natur der Arbeit zu⸗ 
zuſchreiben iſt. Auch im allgemeinen wird es mehr und mehr Gewohnheit, 
daß Frauen und Mädchen öffentlich ins Wirtshaus gehen. Man ſieht ſie auf 
der Schwelle ſtehen und ihre Bekannten DON Einander freihalten 4 
bei den Mädchen allgemeiner Brauch.“ 

Urteile, die über Kinder von fünfzehn und ſechzehn Jahren wegen öffent⸗ 

licher Betrunkenheit ausgeſprochen werden, kommen auch nach dieſem Autor 
öfters vor. 
Aus] agen aus den genannten Töpfereibezirken erinnern an das Schlimm 
was je oder irgendwo über Arbeiterzuſtände berichtet worden iſt. Der Anblick 
der Städte Hanley, Stoke, Fenton, Longton iſt trübe. Die Wohnungen ſind 
armſelig, ohne Kanaliſation und ſtarren vor Schmutz. Der Gemeindevorſtand 
macht von ſeinen geſetzlichen Befugniſſen, Verbeſſerungen zu befehlen, keinen 
Gebrauch, und die Sanitätsbeamten wagen es nicht, gegen die Beſitzer elender 
Wohnungen aufzutreten — da dieſe zugleich Stadtverordnete ſind. Aus den 
ſchmutzigen und überfüllten Wohnungen, die oft nur zwei Zimmer für acht 
Perſonen haben, Kinder wie Erwachſene, kommen die Mädchen in die Fabrik. 
Die Werkſtätten, mit Ausnahme einiger neuerer, ſind ebenſo unrein und elend 
wie die Wohnungen. Gleichwie die ganze Bevölkerung, die dort viele Ge⸗ 
ſchlechter nacheinander gelebt hat, ſtehen die jungen Arbeiterinnen, die in 
ſolcher Umgebung aufgewachſen ſind, dem Übel ganz gleichgültig gegenüber 
und ſind ohnmächtig, etwas Beſſeres zu verlangen oder auch nur zu denken. 
Eine der Folgen des Kapitalismus und deſſen unbeſchränkter Herrſchaft war 
die Entartung durch den Alkoholismus. Umgekehrt wirkt der Alkoholgenuß 
als eine der Urſachen, die die Entartung fördern. 

„Die Trinkkränzchen“, ſagt Miß Garnett, die als Sachverſtändige aus 
langjähriger Erfahrung heraus ſpricht, „die SE Deilennil, in tar 
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| 
eder Werkſtatt. Alle Mitglieder müſſen dazu beitragen. Dann wird irgend 
ine luſtige Zuſammenkunft veranſtaltet, um das Geld zu vertrinken. Ich 
laube, daß auf dieſe Weiſe die Mädchen den Alkohol lieben lernen.“ 
übrigens find Mädchen und Knaben dort, wie überall, wo die Frauen 
zußerhalb des Hauſes (oder zu Hauſe für den Unternehmer) arbeiten, wo es 
deshalb faſt gar kein Familienleben gibt und die Mütter zum Haushalten 
eine Geſchicklichkeit haben, von Kindheit auf an ſchlechte und unnatürliche 
Nahrung gewohnt. Im Anfang bekommen die Kinder nichts anderes, und 
päter mögen ſie nichts anderes. Milch gerät ganz außer Gebrauch oder findet 
ich nur noch in der Form ſchlechter Surrogate vor. Man ſieht Kinder von 
zinigen Monaten Tee oder Kaffee trinken und miteſſen von allem, was für 
bie Großen auf den Tiſch kommt. Es wird zu Haufe nicht mehr gekocht, das 
Mittageſſen kommt aus den Volksgarküchen, für die Kleinen aus ſchmutzigen 
ſträmerlädchen. 
Hier folgt die Beſchreibung der Lebensweiſe von Fabrikarbeiterinnen aus 
beſtimmten Londoner Stadtvierteln, jo wie ſie der Kommiſſion mitgeteilt 
wurde: | | 

Des Morgens fchlafen fie jo lange wie möglich. Bevor fie zur Türe 
hinauseilen, um einen frühen Arbeiterzug zu erreichen, trinken ſie eine Taſſe 
ſtarken Tee. Sie eſſen nichts, haben weder Zeit noch Appetit. In der Mittags⸗ 
ſtunde find ſie zu erſchöpft, um tüchtig zu Mittag zu eſſen, ſie eſſen nur Brot. 
Sie holen — oder laſſen ſich holen — ein Töpfchen Senfgurken als einzige 
Zukoſt. Viel Gurken und wenig Brot. Nachmittags wieder Tee mit Brot. 
Um 8 oder 9 Uhr gehen fie nach Haufe und nehmen dann, wie der Zeuge 
es bezeichnet, die kräftigſte, die eigentlich erſte Mahlzeit am Tage: haupt⸗ 
ſächlich auch Brot mit Käſe und Bier. Dieſes Eſſen und Trinken gerade vor 
dem Schlafengehen beſchwert ihren Schlaf; in ſchlecht ausgelüfteten und über⸗ 
füllten Zimmern verbringen ſie eine unruhige Nacht, ſtehen müde auf, mit 
trockener Zunge, haben keine Luſt zu frühſtücken, müſſen ſich beeilen, um 
zeitig in die Fabrik zu kommen, arbeiten bis zur Mittagsſtunde und haben 
dabei nur ein paar Taſſen ſchwarzen Tee im Leibe⸗ 
Iſt Armut die Urſache, daß fie nicht beſſer eſſen?“ fragte der Vorſitzende. 
„Nein“, antwortete der Zeuge, „aber fie find fo dumm und fie tun, was 
ſie ihre Mutter und all ihre Bekannten tun ſahen.“ | | 
„Es widerſpricht der menſchlichen Natur“, meinte der Vorſitzende, „daß 
jemand, der es bezahlen kann, ſich nicht ordentlich ernährt.“ 
„Ja“, antwortete der Zeuge, „aber ſie ſind ſo furchtbar dumm in allen 
ſolchen Sachen.“ 
Zeuge und Vorſitzender verſäumten jedoch zu erwägen, daß Armut nicht 
immer Brotmangel zu ſein braucht, ſondern auch Mangel an Appetit 
ſein kann, eine Form des Hungers, die nicht leichter zu ſtillen und vielleicht 
gleich allgemein iſt. Sogar dort, kann man hinzufügen, wo der Kapitalismus 
einige Mittel übrig läßt zum Kaufen von Nahrung, nimmt er die Geſchicklich⸗ 
keit, ſie gut zuzubereiten, und auch den Geſchmack für gute Nahrung. In 
dieſem Falle paßt ſich die menſchliche Natur und ſogar der menſchliche Magen 
wie immer den geſellſchaftlichen Verhältniſſen an, zum großen Nachteil für 
die Individuen und die Raſſe. 
„So machen ſie es nun alle“, ſchließt der Berichterſtatter, „und das iſt 
die Urſache der Hälfte des Alkoholmißbrauchs bei den Frauen.“ 
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„Geht nur einmal des Sonnabends“, jo ſagte er, „nach irgend eil, 
Fabrik, wenn die Arbeiterinnen gerade ihr Geld empfangen haben und n 
Hauſe gehen. Wie Fliegen werdet ihr ſie, fünf oder ſechs miteinander, um 
Wirtshäuſer ſchwärmen ſehen. Zuſammen gehen ſie hinein. Es iſt nicht f 
ein Glas und dann fort, ſondern es iſt üblich, daß jede der Reihe nach | 
die anderen zahlt (eine Runde ausgibt).“ | { 

Als Gewerbe, bei denen am meiſten getrunken wird, bezeichnete man de 
Plätten feiner Wäſche, eine „höchſt ungeſunde Arbeit“, und das Anfertig 
von Schachteln als Hausinduſtrie in einer Atmoſphäre „zum Übelwerden“. 

Hier folgen noch einige Ausſagen über allgemeine oder beſondere Urſache 

Ein Glasgower Arzt erzählte von einer ſeiner Patientinnen, einer Har 
mutter und Witwe, daß ſie auf die Frage, ob ſie Alkohol zu ſich nehme, < 
antwortet hätte, daß ſie dann und wann ein Gläschen nehme, weil fie fi 
ſo abrackern müßte. Das iſt der Anfang der „alkoholiſchen Neuritis“. Die 
fortwährende Trinken in kleinen Mengen iſt die Haupturſache der Entartun 
des Geſchlechtes. „So war es der Fall mit dieſer armen Frau, Mutter vn 
neun Kindern, die ihr möglichſtes tat und ſehr ſparſam lebte.“ ' 

Der Direktor einer Irrenanſtalt, der über Alkoholismus als Urſache d 
Irrſinns befragt wurde, ſagte, daß dieſe Folge zuſehends immer mehr eintre 
„Irrſinn durch Alkoholmißbrauch bei Frauen nimmt ohne Zweif 
zu“, und zwar wegen des Überhandnehmens der Frauenlohnarbei 

Die Arbeit in Fabriken ſtellt „hohe körperliche Anforderungen“. „u 
verheiratete Arbeiterinnen verfügen über Taſchengeld, haben aber wenig, w 
mit ſie ihren Geiſt beſchäftigen.“ „Wenn ſie heiraten, wollen ſie keine Kind 
bekommen.“ „Frauen, die keine Kinder haben, gehen mit ihren Männern zi 
ſammen aus, und der hauptſächlichſte Zeitvertreib iſt der Alkohol.“ Übera 
wo Frauen in der Induſtrie arbeiten, hat man dies beobachtet, ſo in Nottin 
ham, im Londoner Oſtend, in Glasgow. „Fabrikarbeit führt zum Altoholism 
und zum Irrſinn als einer der Folgen.“ N | 

Unter den trunkſüchtigen Frauen, erklärte ein anderer Sachverſtändige 
ſind die meiſten Hausmütter, „die durch die Sorgen wegen der Familie dei 
Trunke verfallen ſind“. Der Alkoholgenuß der Mütter wird von einem de 
befragten Arzte die gefährlichſte Form des Alkoholismus genannt „wegen de 
Wirkung auf die ungeborene Frucht“. Das Kind wird vor der Geburt ver 
giftet und iſt zu einem minderwertigen Leben beſtimmt. „Auch in frühere 
Jahrhunderten gab es betrunkene Völker, deren Lebenskraft jedoch nicht en 
heblich geſchwächt zu ſein ſcheint. Wahrſcheinlich blieben damals die Fraue 
und Mütter nüchtern. Wenn jedoch ſowohl die Mutter wie der Vater der 
Trunke ergeben ſind, da wird die Nachkommenſchaft in jeder Hinſicht zurüd 
gehen und wird die Zukunft der Menſchheit gefährdet.“ | 

Was die „betrunkenen Völker“ aus vorigen Jahrhunderten anbetrifft, f. 
kann, wie wir glauben, noch hinzugefügt werden, daß ſie den Alkohol nich 
kannten als das einzige, das hauptſächlichſte, das tägliche Genußmittel. De 
Rauſch bei außerordentlichen und feſtlichen Gelegenheiten iſt für die Maſſ 
der Bevölkerung im Kapitalismus und infolge des Kapitalismus erſetzt worder 
durch eine vorübergehende, jeden Augenblick wiederholte, aber auch nu 
momentan wirkende Belebung. | 


| 
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Die heilsarmee und die Arbeiterklaffe. 
| Von Ida Altmann. 
| 


Vom „ſozialen Wirken“ der Heilsarmee faſeln nicht nur bürgerliche Zei⸗ 
ungen, zumal wenn eine mit „ſozial empfindender Seele“ ausgerüſtete Jour⸗ 
Aliſtin, von einer klugen Kapitänin geführt, die Wohltätigkeitsanſtalten der 
eilsarmee beſichtigen durfte und nun gar rührende Schilderungen liefert von 
em, was da für „die Armſten der Armen“ geſchieht. Auch der durch dieſe 
reſſe mit ſeiner geiſtigen Nahrung verſorgte Philiſter zieht wohlwollend die 
geldtaſche hervor, um der an ſeinen Stammtiſch getretenen Kriegsrufjungfrau 
nen Groſchen zu überreichen; und erklärt ſeinen Stammtiſchgenoſſen mit der 
tiene des Wiſſenden: „Ja, die Leute tun ſehr viel Gutes.“ 

Das alles könnte uns Sozialiſten recht gleichgültig fein, wenn jenes Ge⸗ 
hwätz nicht unkontrolliert weitergetragen würde und gewiſſe beſonders 
öjektiv ſein wollende Genoſſen ſich hierbei zu Mitſchuldigen machten. Da 
klärt ein ſolcher Überjchlauer die Heilsarmee mit ihren Veranſtaltungen für 
ne „wohlgelittene Kurioſität“, die der Arbeiterklaſſe keinerlei Schaden bringen 
innte, und verteidigt mit einem wahrlich einer beſſeren Sache würdigen Eifer 
die Lauterkeit“ der Motive dieſer „etwas ſonderbaren Heiligen“. 

Im allgemeinen verhält ſich unſere ſozialdemokratiſche Preſſe und demnach 
nfere Arbeiterſchaft der Heilsarmee gegenüber gleichgültig, hin und wieder 
it einem gewiſſen Wohlwollen als einer harmloſen, aber doch recht gut ge- 
zeinten Sache. Man glaubte keine Veranlaſſung zu haben, ſich die Sache 
nmal näher anzuſehen, und ließ die Heilsarmee ſich einniſten, lobte jahre- 
ing ihr „ſoziales Wirken“, ihre „guten und ſchönen Abſichten“. Namentlich 
var dies in England der Fall, wo ſich ja die Heilsarmee auch am ſtärkſten 
usgebreitet hat. Gerade dort aber beginnt endlich die Arbeiterſchaft ſich 
egen dieſen groben Unfug zu regen und ihm die heuchleriſche Larve vom 
zeſicht zu reißen. Es hat aber viele Jahre gedauert, bis es gelang, Klarheit 
1 ſchaffen, was hinter dem frommen Methodiſtenprediger Booth eigentlich 
eckt, der ſich ſelbſt zum General ernannt hat und mit feiner Propheten— 
eſcheinung und predigt die Leute begeiſtert. 

Auf dem vierzigſten Trade Unionskongreß, der vom 2. bis zum 7. Sep⸗ 
mber 1907 in der britiſchen Bäderſtadt Bath abgehalten wurde, erhob 
as Parlamentsmitglied Mr. O'Grady als gewerkſchaftlicher Vertreter der 
iſchlereiarbeiter die Anklage gegen die Heilsarmee, daß bei ihr das 
öchwitz⸗ und das Truckſyſtem in ausgiebigſtem Maße in An: 
hendung ſeien. 

Nach eingehender Prüfung der erlangten Materialien beauftragte der 
ongreß das parlamentariſche Komitee, ſich mit der Leitung der Heilsarmee 
Verbindung zu ſetzen und dieſelbe zu erſuchen, ſie möge das in ihren Werk⸗ 
ätten (in Hambury Street, London) herrſchende Schwitzſyſtem beſeitigen. Die 
ort hergeſtellten Tiſchlerarbeiten ſollten nicht mehr, wie es bisher der Fall 
eweſen, zu Preiſen auf den Markt geworfen werden, die in unanſtändigſter 
Veiſe unter die Preiſe heruntergehen, die im allgemeinen zwiſchen den Baus 
rmen und den Gewerkſchaften vereinbart find. O'Grady erklärt, daß die 
deilsarmee die von den Gewerkſchaften errungenen Arbeitsbedingungen ge⸗ 
ihrde und außerdem auch denen, die ſie angeblich retten wolle, nichts als 


ö 
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Schaden zufüge. Seit Jahren hätte man gewußt, daß in der Heilsarmee dae 
ſchlimmſte Ausbeutungsſyſtem herrſche, aber erſt ſeit drei Wochen hätte mar 
die Beweiſe in Händen. Ungefähr 50 Arbeiter werden in der bezeichneter 
Werkſtätte der Heilsarmee beſchäftigt, ſowohl in Bau⸗ als auch in Möbel 
tiſchlerei, und es ſei ihnen faſt unmöglich, ſich aus Verhältniſſen zu B 
die ſo ziemlich denen einer Strafkolonie gleichkämen. | 

Es wurden einzelne Fälle angeführt, in denen die Löhne gor ein 
Fünftel der an gewöhnliche Bautiſchler der Londoner Bautiſchlereien ſonſ 
gezahlten betrugen. Außerdem werde das Geſetz übertreten, welche 
das Truckſyſtem verbietet. Laut Abrechnung ſoll der Arbeiter 12 Schilling 
die Woche verdienen, davon werden aber 9 Schilling für Koſt und Loge 
abgezogen, ein Betrag, den O'Grady ſehr hoch findet, ſelbſt wenn die Arbeite 
wirklich auf einen Wochenverdienſt von 12 Schilling kämen; in neunzig Fällen 
von hundert ſei dies aber bei den gezahlten Akkordlöhnen ganz unmöglich 
Ferner würden von den 3 Schilling, die übrig bleiben, noch Abzüge ge 
macht für Kleidung und Stiefel, obwohl dieſe zumeiſt als Geſchenke an di 
Heilsarmee geliefert werden! Die Idee der Heilsarmee, die Leute zu retten 
zu heben, ſei ſehr ſchön; in Wirklichkeit aber mache ſie es ihnen zur Unmög 
lichkeit, wieder in geregelte Arbeitsverhältniſſe zu kommen. Denn außerhall 
der Arbeitsſtätten der Heilsarmee müßten die Arbeiter eigenes Werkzeug be 
ſitzen, um ſich aber dieſes anzuſchaffen, dazu bekamen ſie niemals genug Geld 
zuſammen von den 1 bis 2 Schilling, die ſie in Wirklichkeit bei der e 
armee in der Woche bar erhielten. 

Ein anderer Delegierter, Chandler von der vereinigten Sime a 
Tiſchlerorganiſation, berichtet, daß die von ihm vertretene Gewerkſchaft es ſich 
Tauſende und aber Tauſende hätte koſten laſſen, um während der für dat 
Gewerbe ſchlimmen Zeit die Arbeiter vor der Verelendung zu bewahren. Das 
Treiben der Heilsarmee bedrohe indeſſen die Gewerkſchaft geradezu in ihren 
Beſtand. Wenn die Heilsarmee fortfahre, Arbeit für ſo unerhört niedrig 
Löhne anfertigen zu laſſen und ſie zu entſprechend billigem Preiſe auf der 
Markt zu werfen, ſo ſei die Gefahr vorhanden, daß ſpekulative Bauunter 
nehmer in den Vorſtädten Londons die Gelegenheit zu billigem Ankauf den 
hergeſtellten Arbeit wahrnehmen würden, ſtatt das, was fie brauchten, ſelbf 0 
anfertigen zu laſſen, wobei ſie die von den Gewerkſchaften als angemeſſen er 
achteten Löhne zu zahlen hätten. Chandler meint, man müſſe die Heilsarmee 
leitung dahin bringen, daß ſie den begangenen Fehler einſehe, dann wird 0 
gewiß Wandel ſchaffen. 

Mr. Dixon, Vertreter derſelben Zimmerer: und Schreinerorganiſ ation, führ 
aus, daß man ſeit ſieben Jahren ſich bemüht habe, genügendes Beweis 
material für das Vorhandenſein dieſer unerhörten Mißſtände herbeizuſchaffen 
und daß während all dieſer Jahre nicht ein einziges Mitglied ſeiner Organi 
ſation auch nur ein reſpektwidriges Wort gegen „General“ Booth aus 
geſprochen habe. Nach einigen weiteren Verbeugungen vor dem „General“ 
und dem Wirken der „Armee“ meint der Redner aber doch zum Schluſſe 
„Religion iſt eine Sache — und eine erhabene Sache, wenn ſie ſich in den 
richtigen Bahnen bewegt, aber wenn eine religiöſe Vereinigung ſo tief herab: 
ſteigt, um Religion auf der einen Seite zu propagieren und auf der anderen 
Seite Geſchäfte zu machen, dann wäre es Be Zeit, Br die Bi | 
erfahre, was vorgeht.“ 1 
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Nehmen wir an, es verhalte ſich wirklich ſo, wie die vorſichtigen engliſchen 
Gewerkſchaftsführer ſagten, daß nämlich Booth nichts von dem verabſcheuungs⸗ 
würdigen Treiben wiſſe, das in der von ihm ins Leben gerufenen „Heils“⸗ 
inſtitution vor ſich geht, ſo iſt damit zugleich feſtgeſtellt, was dieſe frömmelnde ſoziale 
Hilfe, das „Wirken zum Wohle der ärmeren Brüder und Schweſtern“ wert iſt. 
Deer Methodiſtenprediger Booth erzählt, er ſei erſchüttert geweſen von dem 
entſetzlichen Elend, das er in Londons Straßen und Gaſſen, unter ſeinen 
Brücken und Torbogen erblickte; er hätte helfen wollen, retten — durch die 
Mittel, welche er von den durch ſeine Beredſamkeit zur Wohltätigkeit er⸗ 
ſchütterten Reichen erlangte. 

Und mit Hilfe dieſer Mittel läßt er den gewerkſchaftlich organiſierten Ar⸗ 
beitern ſchmachvolle Schmutzkonkurrenz machen, indem er die von ihm „Ge— 
retteten“ unter Bedingungen arbeiten läßt, wie ſie der Trade Unionskongreß 
vor aller Welt an den Pranger ſtellte. Für den fünften Teil der Gewerk⸗ 
ſchaftspreiſe arbeiteten die von der Heilsarmee geretteten Bau⸗ und Möbel⸗ 
tiſchler in London! Da mögen die wohltätigen Arbeitgeber und ihre Damen, 
gerührt von dem ſegensreichen „ſozialen“ Wirken der Heilsarmee, mit Freuden 
deren Werke fördern, indem ſie von dem ſo vielfach erhöhten Profit einen kleinen 
Anteil zum Ausbau der Anſtalten der „Armee“ dem General zur Verfügung 
ſtellen! Je mehr ſolcher Rettungsanſtalten, ſolcher Werkſtätten, in denen die 
werkzeugloſen Arbeiter für Koſt und Logis, für vom Publikum geſchenkte alte 
Kleider und Stiefel und dazu noch 1 bis 2 Mark baren Wochenarbeitslohns 
ſchanzen, deſto reicher der Segen der Unternehmer, deſto mehr werden dieſe 
befreit von den energiſch fordernden, durch Selbſthilfe und Solidarität ſtarken 
gewerkſchaftlich organiſierten Arbeitern. 

Das alles ſah der Sozialreformer, der Retter General Booth nicht! 
Die Opfer der kapitaliſtiſchen Geſellſchaftsordnung, die infolge der Aus⸗ 
beutung, der zeitweiligen Arbeitsloſigkeit, der daraus ſich ergebenden phyſiſchen 
und moraliſchen Entkräftung zu Trunkenbolden und Proſtituierten geworden 
ſind, ſie werden hier wieder eben dieſer kapitaliſtiſchen Geſellſchaftsordnung 
nutzbar gemacht — unentrinnbar, ausgangslos! 

w Mit dem, was wir hier bekommen, werden wir nie wieder in den Stand 
geſetzt, draußen von neuem arbeiten zu können“, ſagte einer der „Geretteten“ 
zu einem in der Gewerkſchaft organiſierten Kollegen. | 
Nicht nur deshalb ift dem jo, weil fie nie genug Geld zuſammenbringen, 
um ſich brauchbares Werkzeug zu ſchaffen und die dringendſten Bedürfniſſe 
zu befriedigen, wenn fie hinausgehen wollten, Wohnung und Nahrung zu 
bezahlen, bis die erſte Arbeit gefunden iſt, nein, auch weil die Ernährungs— 
weiſe eine derartige iſt, daß faſt für alle Zeit eine Erneuerung der Energie, 
des Mutes zum Daſeinskampf ausgeſchloſſen bleibt. Dazu kommt noch die 
Erziehung zur Demut, das völlige Knicken jedes Selbſtbewußtſeins, um 
N die armen „Geretteten“ für immer zu einem ſelbſtändigen Leben für ſich und 
ihre Klaſſengenoſſen unfähig zu machen. 
Welche geiſtige Koſt dort geboten wird, dafür ſei nur eine kleine Probe 
angeführt: 

In Sünden wälzte ich mich lang O, das Lamm, das blutende Lamm, 

1 Und trotzte Furcht und Scham. Das Lamm auf Golgatha! 

* Doch endlich ward mein toller Gang Das Lamm, das ſtarb und Leben erwarb, 
Gehemmt, hört wie es kam: ‚x Es blickt voll Liebe auf mich. 


* 
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Wir ziehen heim nach Kanaan, Weiße Kleider. Weiße Kleider? 
Zu ſehen Jeſum dort. Wen werden wir dort ſehen? Ja, weiße Kleider! Ja, ja, ja! 


Jeſum. Jeſum? Ja, Jeſum! Ja, ja, ja! Was für Schuhe werden wir dort tragen? Hi 


Was für Kleider werden wir dort tragen? Goldne Schuhe. Goldne Schuhe? uf, 
* * 


4 g 
Seht die Sünder an auf verkehrter Bahn, 
Ew'ge Höllenqual iſt ihr Los. 

Darum warnet ſie, 

Rufet, wie noch nie: 

Kehrt jetzt um, bevor der Tod einbricht. 


Wenn die großartige, vorzüglich geleitete Londoner Tiſchlerorganiſation 
ſieben Jahre brauchte, ehe ſie die Mißſtände, von deren Vorhandenſein ſie 
ganz genau wußte, aufdecken, mit Zahlen und unleugbaren Tatſachen be⸗ 
weiſen konnte, dann erkennt man, wie geſchickt die Leute ſein müſſen, die 
ihre „Geretteten“ ſo gut vor dem profanen Blick der Gewerkſchaften zu ver⸗ 


bergen wußten. 


Welche Segensſtröme für die reichen Wohltäter aus den landwirtſchaft | 


lichen und ſonſtigen gewerblichen Betrieben der Heilsarmee ſich ergießen mögen, 


das werden die Arbeiterorganiſationen feſtſtellen müſſen. Sollten die etwa 
40000 Perſonen, die (nach einem Bericht von Adele Schreiber in der 


„Frankfurter Zeitung“) in den 16 Landkolonien der Heilsarmee beſchäftigt 0 


werden, unter ähnlichen Bedingungen arbeiten wie die 50 Tiſchler in den er⸗ 


wähnten Londoner Werkſtätten, ſo kann man ermeſſen, welche ungeheuerliche | 


Schmutzkonkurrenz dort den Arbeitern gemacht wird. 


Bei uns in Deutſchland faßt die Heilsarmee von Jahr zu Jahr me \ 
Fuß. Sie verſteht es, gerade unter den elendeſten Schichten ſich ihre Opfer 
zu holen, Opfer an Menſchen und an Geld! Iſt mir doch ein Fall bekannt, 


daß eine Stepperin, die eheverlaſſen noch ihr ſchulpflichtiges Kind ernähren \ 


muß, jede Woche von ihren 20 Mark Lohn 2 Mark an die Heilsarmee zahlt! 
Jeder Bekehrte muß 10 Pfennig für das Rekrutenband hergeben, 25 bis 
50 Pfennig für die Einweihung, bei der er das Abzeichen 8. S. erhält, dazu 
10 Prozent des wöchentlichen Arbeitsverdienſtes, Beiträge für die Miete des 
Lokals und anderes mehr. Noch ſchlimmer aber iſt der verderbliche Einfluß, 
den die Heilsarmee auf das Selbſtbewußtſein der Proletarier ausübt, wie fie 


ihnen den Kopf verwirrt und ſie unfähig macht, ſich durch die Kraft der 
Organiſation emporzuheben. 


Unſere Gewerkſchaften werden gut tun, wenn ſie ſich darum kümmern, ob 5 


nicht etwa auch bei uns ſchon ſolche Brutſtätten der Schmutzkonkurrenz ent⸗ 
ſtanden ſind, wie ſie durch die Londoner Gewerkſchaften aufgedeckt wurden. 


Berufung gegen Schwurgerichtsurteile. 
Von Fh. Huth. 


Die Frage der Berufung gegen die Urteile der Strafkammern east 1 


Inſtanz hat noch nicht ihre Löſung gefunden. Noch kämpfen viele Anſchau⸗ 
ungen, wie die Frage zu löſen ſei, gegeneinander, ganz abgeſehen von ihren 
grundſätzlichen Gegnern. Immerhin hat es den Anſchein, als ob die „Be⸗ 
rufung“ genügend Anhänger gefunden habe, ſo daß wir, wenngleich mit 
einiger Geduld, auf die Löſung der Frage in dieſem Sinne rechnen können. 


. 
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zie dieſe „Berufung“ letzten Endes ausſehen werde, muß freilich dahingeſtellt 
eiben. 

Dagegen ſcheint man zu überſehen, wie notwendig es wäre, bei dieſer 
elegenheit auch gegen die Urteile der Schwurgerichte das Rechtsmittel 
er Berufung zu ſchaffen. Den Anhängern der Schwurgerichte mag es ja 
elleicht bedenklich erſcheinen, ihren grundſätzlichen Gegnern Gelegenheit zu 
ſetzgeberiſcher Arbeit auf dieſem Gebiet zu geben, weil dieſe Gegner viel- 
icht den Verſuch zur Rückwärtsrevidierung der Inſtitution unternehmen 
ürden. Allein einmal iſt kaum anzunehmen, daß dieſe Gegnerſchaft einen 
irklichen Erfolg haben könnte, weil das Schwergewicht der öffentlichen Mtei- 
ung ſich auf ſeiten der Schwurgerichte befindet; ſodann würde man durch 
chaffung eines wirkſamen Rechtsmittels gegen Urteile der Schwurgerichte 
eſe ſelbſt in ihrer Wirkſamkeit kräftigen und damit ihre Poſition ſichern. 
kan denke in dieſer Beziehung vergleichsweiſe nur an Strafkammern und 
chöffengerichte. Den Strafkammern glaubte man dadurch beſonderen Wert 
verleihen, daß man gegen deren Urteile keine Berufung zuließ, mit dem 
rfolg, daß ſchließlich nicht nur die Berufung, ſondern auch die Veränderung 
er Strafkammern durch Einführung des Laienelementes vorausſichtlich kommen 
ird, wenigſtens in den Vorarbeiten der Geſetzgebung erſcheint; das Schöffen⸗ 
wicht hingegen, gegen deſſen Urteile die Berufung an die Strafkammer 
öglich iſt und in zahlreichen Fällen angewendet wird, ſteht heute in ſeinem 
Zeſen unangefochten da, eben weil ſeine Sprüche korrigierbar find und doch 
ei der zweiten Verhandlung ſich in unzähligen Fällen als zutreffend erweiſen. 
Die Frage iſt die, ob ſich die Einführung der Berufung gegen Urteile 
x Schwurgerichte als notwendig, das heißt ſachlich notwendig er- 
eiſt. Halten wir uns dabei an die Wirklichkeit der Gegenwart, fo 
nen wir doch gar nicht überſehen, in wie vielen Fällen die Geſchworenen 
cht nur der Sache, ſondern auch dem Volksempfinden nach irrtümlich ent- 
hieden haben, ja daß ſie gerade in den am meiſten Aufſehen erregenden 
ällen „Wahrſprüche“ abgegeben haben, die in nichts erkennen laſſen, was 
en betreffenden Schwurgerichten größeren Wert als den Strafkammern ver⸗ 
ihen könnte. Es ſei hier nur an die Landfriedensbruchs- und Meineids⸗ 
cozeſſe erinnert, die in wirtſchaftlichen Bewegungen ihre erſten Anläſſe hatten 
um Beiſpiel Eſſen, Güſtrow, Leipzig⸗Markranſtädt, Dresden⸗Löbtau und 
dere), es ſei an den unglücklichen Barbier Zieten erinnert, der mit millionen- 
her Wahrſcheinlichkeit unſchuldig fein Leben im Zuchthaus endete, auch an 
m Zweifelsfall Hau, an die Fälle, in denen geiſtig defekte und vor allem 
Aleptiſche Angeklagte von den Geſchworenen ſchuldig geſprochen wurden. 
der ſich die Mühe nimmt, ſeine Erinnerungen in dieſer Beziehung etwas 
ufzufriſchen, ſtellt da ein ſehr reſpektables Regiſter von „Wahrſprüchen“ zu⸗ 
immen, die ſicherlich nicht wahr find. Er wird auch eine Anzahl Urteile 
nden, die ſich im durchgeführten Wiederaufnahmeverfahren als unzutreffend 
wieſen haben. Und erfährt immer die breite Öffentlichkeit davon? Wird 
Wbejondere der Fall immer fo liegen, daß der Verurteilte völlig un⸗ 
huldig iſt? Kann nicht — wie vorgekommen — der Angeklagte ſchuldig ſein, 
ber nur der milder zu beurteilenden Straftat? Wie ſchwer ſind zum Bei⸗ 
el oft die Grenzen zu finden zwiſchen den Delikten Mord, Totſchlag, Körper⸗ 
erletzung mit tödlichem Ausgang, Körperverletzung ohne urſächlichen Zu⸗ 
ummenhang derſelben mit dem nachgefolgten Tode des Verletzten? Wie oft 
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hängt das Schickſal des Angeklagten dann noch von der Beantwortung vol 
Unterfragen, zum Beiſpiel nach dem Bewußtſein des Täters, nach mildernde 
Umſtänden ab? Kurz: Was beweiſt, daß die Urteile der Schwurgerichte ein 
erheblich größere Sicherheit gegen Irrtümer bieten, als die Entſcheidunge 
der Strafkammern? Nichts! Gar nichts! 

Und ſo wird die Berufung gegen dieſe Urteile unerläßlich, ſchon des 
halb, weil, wenn ſchon die Geſchworenen zutreffend entſchieden haben, fi 
nicht Art und Höhe der Strafe beſtimmen. Das bleibt, ſoweit da 
Geſetz die Wahl läßt, dem aus drei Fachjuriſten beſtehenden Gerichtsho 
überlaſſen. In dieſer Beziehung iſt der Angeklagte vor der Strafkamme 
beſſer geſtellt, weil die Strafkammern erſter Inſtanz ſtets mit fünf Richter 
beſetzt ſind. Wie wenig gleichgültig es iſt, ob eine Richterbank mit fünf ode 
mit drei Richtern beſetzt iſt, geht wohl am beſten daraus hervor, daß vo 
zwölf Jahren die Strafjuſtizreform noch in letzter Stunde daran ſcheitert 
daß die Regierung bei Berufung gegen die Urteile der Strafkammern erſte 
Inſtanz dieſe nicht mehr aus fünf, ſondern nur noch aus drei Richtern bi 
ſtehen laſſen wollte, und daß gerade darauf die Reichstagsmehrheit en 
ſchließlich Zentrumsjuriſten) nicht eingehen mochte. | 

Wie die Dinge jetzt liegen, bleibt — abgeſehen von dem nur jehr ſelte 
gangbaren Wege des Wiederaufnahmeverfahrens — gegen Urteile der Schw 
gerichte gleichwie gegen Urteile der Strafkammern erſter Inſtanz nur da 
unzulängliche Rechtsmittel der Reviſion. Wäre dieſes Rechtsmittel, da 
ja alles Tatſächliche unberührt läßt, einigermaßen zureichend, jo würde doe 
nicht mit ſolcher Hartnäckigkeit um die Einführung der Berufung gegen Stra 
kammerurteile gekämpft werden. 

In dieſer Hinſicht aber ſtehen die von den Schwurgerichten Al 
geurteilten weit unglücklicher da, als die von den Strafkammern Bei 
urteilten. Rein formell ſind die einſchlägigen Beſtimmungen nicht verſchiede 
voneinander. In Wirklichkeit aber iſt der Unterſchied ſehr gewaltig 
Denn die Strafkammern müſſen ihre Urteile mündlich und ſchriftlit 
begründen. Daraus ergibt ſich die Möglichkeit der Nachprüfung, ob fu 
die Richter in einem Rechtsirrtum befunden haben. Iſt dieſe Möglichkeit bi 
der bekannten Praxis des Reichsgerichts freilich nicht ſehr groß, jo befteht ji 
doch wenigſtens von Geſetzes wegen. Bei den Schwurgerichtsurteile 
iſt aber ſelbſt dieſe Möglichkeit ausgeſchloſſen, weil der die Schuld 
frage treffende Spruch der Geſchworenen ohne Begründung abgegebe 
wird. Vor wie nach der Urteilsfällung bleibt es dem Angeklagten, der Ve 
teidigung, der Anklagebehörde, den drei Richtern wie allen höheren Inſtanze 
(von unkontrollierbaren, jedenfalls nach dem Geſetz nicht faßbaren Gerüchte 
abgeſehen) unbekannt, welche Gründe die Geſchworenen zu ihrem Spruch 
gebracht haben. Darum iſt dieſer wichtigſte Teil der ganzen Schwurgericht 
verhandlung von vornherein jeder Reviſionsmöglichkeit entzogen. 

Warum den Geſchworenen nicht das Recht gegeben beziehungsweiſe ihne 
die Pflicht auferlegt werden ſoll, ihre Sprüche mündlich und ſchriftlich, wen 
auch kurz, zu motivieren, iſt gar nicht einzuſehen; am allerwenigſten wi 
zu verſtehen, weshalb gerade die Anhänger der Geſchworenengerichte ſich gege 
die Motivierung wenden ſollten. 75 | 

Aber damit wäre erſt das Rechtsmittel der Reviſion in den Schwu 
gerichtsfällen an Wert gleich geſtellt mit demſelben Rechtsmittel in den = 
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ammerfällen aus der erſten Inſtanz. Bei Einführung der Berufung im 
atteren Falle kommen aber die Verurteilten des Schwurgerichtsſaals 
fort wieder ins Hintertreffen, wenn nicht auch fie das Rechtsmittel der 
zerufung erhalten. 

Gewiß tauchen damit neue Fragen der Gerichtsverfaſſung und des Straf— 
rozeſſes auf. Es kann nicht Aufgabe dieſer Anregung ſein, nun gleich auch wieder 
lle Fragen zum Kapitel „Schwurgericht“ erſchöpfend zu behandeln. Nur zwei 
Nomente ſeien hier berührt, da ſie vielleicht zuerſt Widerſpruch hervorrufen. 
Zunächſt wird vermutlich gefragt, ob auch die Staatsanwaltſchaft die 
Nöglichkeit der Berufung gegen die Schwurgerichtsurteile haben ſollte. Allein 
ieſe Frage erweitert ſich von ſelbſt zu der Frage, ob die Ankla gevertretung 
— mag ſie durch das Inſtitut der Staatsanwaltſchaft oder nach etwaiger 
zeſeitigung derſelben durch irgend einen irgendwie gearteten Faktor beſorgt, 
gar aus der Hauptverhandlung völlig ausgeſchaltet werden — überhaupt 
as Recht behalten ſolle, gleich dem Angeklagten irgend ein Rechtsmittel in 
ztrafſachen verwenden zu dürfen. Ob es aber wirklich im Intereſſe der All⸗ 
emeinheit liege, grundſätzlich dieſe Möglichkeit auszuſchließen, wie man 
amentlich in den Kreiſen unſerer Partei meint, kann hier dahingeſtellt bleiben, 
heil es — ganz abgeſehen davon, daß es Fälle gibt, die uns zu einigen Be⸗ 
enken veranlaſſen könnten — ganz ausgeſchloſſen iſt, daß in abſehbarer 
zeit Preußen⸗Deutſchland auf dieſes Recht der Anklagebehörden, das heißt 
es Staates, in irgendwelchem Belang verzichtet. Die Frage der Berufung 
ingegen ſteht wenigſtens in einer Hinſicht auf der Tagesordnung der 
ffentlichen Diskuſſion und der Geſetzgebung. Und es erſcheint doch nicht ſo 
usgeſchloſſen, daß die Rechtsnot der vom Schwurgericht Ver— 
rteilten, wenn dieſe nur Fürſprecher auf der Reichstribüne finden, dem 
zeſetzgeber ſinnenfällig wird und ihn zum Handeln veranlaßt. Endlich 
ber kann man doch ein Rechtsmittel nicht deshalb verwerfen, weil es unter 
mſtänden auch in unerwünſchter Weiſe benutzt werden kann; wie ſehr das 
en Wert des Rechtsmittels auch beeinträchtigen mag, zum weitaus größten 
zeile liegt ſein Wert auf ſeiten der Verurteilten. 

Die zweite Frage, die hier noch behandelt werden mag, iſt die nach dem 
zericht, das über die gegen Schwurgerichtsurteile eingelegte Berufung 
ntſcheiden ſollte. Der Hauptwert eines Rechtsmittels liegt darin, daß es 
ie volle Neuverhandlung der Anklageſache (beziehungsweiſe des angefoch- 
enen Teiles derſelben) herbeiführt, und zwar vor einem Gericht, das durch— 
deg mit anderen Perſonen beſetzt iſt als dasjenige der erſten Verhand⸗ 
ung. Ob das Gericht einem höheren Inſtanzgericht angegliedert iſt, iſt von 
ahr untergeordneter Bedeutung. Für das erſtere ſprechen die vielen im Sinne 
er Angeklagten günſtig verlaufenen Fälle, in denen durch den Erfolg der 
ſtevifion oder im Wege des Wiederaufnahmeverfahrens die erſte Inſtanz von 
euem verhandelt; und da ſind die Gerichtshöfe nicht einmal durchweg mit 
euen Perſonen beſetzt. Somit wäre ein ſehr einfacher Weg gegeben: 
Bürde durch die Berufung nur die Wahl der Strafgattung oder auch nur 
as Strafmaß oder auch nur eine Nebenſtrafe angefochten, ſo könnte 
ie Berufung durch das Gericht erledigt werden, das bei der Strafjuſtiz⸗ 
eform mit der Erledigung der Berufung gegen Strafkammerurteile erſter 
Instanz betraut wird. Das wäre alſo auf jeden Fall ein Gericht, das mit 
ündeſtens zwei Perſonen mehr als der Gerichtshof des Schwurgerichtes beſetzt 
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jein würde. Würde aber das Votum der Geſchworenen angefochten, ji 
jollte das geſchehen, was heute ſchon gejchieht, wenn die Richter meinen 
daß die Geſchworenen ſich zum Nachteil des oder der Angeklagten gein 
haben, nämlich die Sache vor das nächſte Schwurgericht gewieſen werden. Di 
Mitwirkung eines Geſchworenen aus der erſten Verhandlung iſt bei de 
Wiederverhandlung nach jetzigem Rechte ſchon ausgeſchloſſen; das gelte aue 
für unſere Forderung. Nur gehe man noch einen Schritt weiter und laff 
keinen Richter der erſten Verhandlung bei der zweiten mitwirken. | 

Es kann nicht erwartet werden, daß dieſe Anregung nicht auch Wider 
ſpruch finden werde. Allein die Diskuſſion wäre kein Schade; die Pein de 
unglücklichen Menſchen, von denen dieſes Kapitel handelt, iſt es ſchon wer 
daß ihre weniger unglücklichen Brüder ſich ein wenig die Köpfe darüber zer 
brechen, wie verderbliche Irrtümer richtenden Menſchenwitzes nach Möglich 
keit ausgeſchloſſen werden. N 1 
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Karoline Milhaud, L’ouvriere en France. Paris 1907, Felix Alcan. 204 Seiten 

In engem Rahmen beleuchtet das vorzügliche Buch die Lage der franzöſiſche 
Arbeiterinnen von allen Seiten. Es zeigt, wie infolge der eigenartigen geſchich 
lichen Entwicklung Frankreichs dort der geſetzliche Arbeiterſchutz nur zögernd a 
die Stelle des alten Zunftweſens trat, mit welchem die große Revolution ſcho 
frühzeitig aufgeräumt hatte, und wie dadurch die Arbeiterſchaft durch viele Jahr 
zehnte jedes geſetzlichen Schutzes gegen das Übermaß der Ausbeutung entbehrt ha 
eine Lücke, die auch heute in Frankreich noch klaffender zu ſein ſcheint als in de 
anderen großen europäiſchen Induſtrieſtaaten. Re) 

Am ſchwerſten hat darunter, wie ſelbſtverſtändlich, der am wenigſten wide 
ſtandsfähige Teil der franzöſiſchen Arbeiterſchaft, die Frauen und Kinder, zu leiden 
trotzdem der Arbeiterſchutz dort vorwiegend als Frauen- und Kinderſchutz auftrit 
In den letzten Jahren wurden zwar auf dieſem Gebiet einige nicht unerheblich 
Fortſchritte gemacht, wovon manche wert wären, in anderen Ländern Nachahmun 
zu finden, wie das Verbot der Verarbeitung von weißem Phosphor, das leider i 
Oſterreich noch immer nicht beſteht, und die Beſtimmung, daß die Gewerbeinſpe 
toren mit den Vertretern der Gewerkſchaften Fühlung zu nehmen und ſich mi 
ihrer Hilfe über die Übeljtände in den betreffenden Gewerben zu informieren haber 
Für Frauen und Kinder beſteht ein zehnſtündiger Normalarbeitstag, doch iſt 4 
gerade in ſolchen Gewerben, die vorwiegend Frauen und Jugendliche beſchäftiger 
üblich, dem „Normal“arbeitstag unbeſchränkt überſtunden anzuhängen, wobei teil 
weiſe die viel zu weit gehenden Ausnahmebeſtimmungen des Geſetzes eine Hand 
habe bieten, teilweiſe aber auch das Geſetz auf das gröbſte verletzt wird, ohne da 
die Gewerbeinſpektion, die wie in anderen Ländern ſtetig an Perſonenmangel un 
Mangel an Befugniſſen leidet, Abhilfe ſchaffen könnte. Beſonders in der Schneidere 
und Wäſcheerzeugung werden junge Mädchen und Kinder in einer Weiſe miß 
handelt und ausgebeutet, die aller Menſchlichkeit Hohn ſpricht. a 

Daß in den großen Kleider- und Wäſchekonfektionshäuſern die Arbeiterinne 
Koſt und Logis erhalten, bietet zu den größten Mißſtänden Anlaß. Man kann ſic 
vorſtellen, wie elend dieſe gewöhnlich unter dem Dache befindlichen Maſſenquartier 
und die Nahrung dieſer armen Geſchöpfe beſchaffen find. Daß zwei Mädchen i 
einem Bette ſchlafen, gilt als Regel, auch die Arbeitsräume ſind durchwegs über 
füllt und entſprechen in keiner Weiſe den geſetzlichen Vorſchriften. | 

Bis heute gibt es in Frankreich noch keinen geſetzlichen Wöchnerinnenſchutz, f 
daß die Arbeiterinnen wenige Tage nach der Entbindung wieder an die gewerb 
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iche Arbeit gehen, eine Tatſache, die fat ebenſo unbegreiflich als erſchreckend iſt. 
zn einem Lande, in welchem die Klagen über den Stillſtand, ja Rückgang der Be⸗ 
ölkerungszahl ſeit Jahren immer lauter und beweglicher ertönen, ſollte man doch 
ie enorme Säuglingsſterblichkeit vor allem dadurch einzuſchränken ſuchen, daß man 
em Kinde in den erſten Wochen, in denen es am allerzarteſten und am wenigſten 
giderſtandsfähig iſt, die natürliche Nahrung durch die Mutterbruſt und die mütter⸗ 
iche Pflege gönnte, und die Wiederherſtellung der Kräfte der Mutter durch einige 
Vochen Arbeitsruhe würden fie wohl beſſer befähigen, mehr Kinder zu gebären, 
ls die Preiſe, welche die Regierung den Eltern für eine große Kinderzahl ausſetzt. 
Auch die nicht minder erſchreckende Tatſache, daß in der geſamten Induſtrie 
inder im Alter von 13, ja unter gewiſſen Bedingungen ſogar von 12 Jahren 
urch 10 Stunden des Tages beſchäftigt werden dürfen, trägt gewiß nicht zur 
räftigung der Raſſe und Erhöhung der Lebensdauer bei. 
Die Autorin ſchildert die Verſuche, die von franzöſiſchen Arbeiterinnen unter⸗ 
ommen wurden, um durch Errichtung von Produktionsgenoſſenſchaften die Lage 
inzelner Arbeiterinnenkategorien zu heben, Verſuche, die aber regelmäßig wegen 
Nangel an Kapital und Geſchäftskenntnis geſcheitert ſind. Sie zeigt auch die großen 
Schwierigkeiten, unter denen es nur ſehr langſam gelingt, die Arbeiterinnen den 
‚achvereinen zuzuführen. Gegenwärtig find in Frankreich nur 50000 Arbeiterinnen 
ewerkſchaftlich organiſiert. 
Weder diejenigen Fachvereine, die nur weibliche Mitglieder haben, noch die⸗ 
nigen, die auch Männer umfaſſen, ſind bisher imſtande geweſen, die Frauen⸗ 
rbeitslöhne auf eine menſchenwürdige Höhe zu bringen. Noch mehr als in anderen 
ändern werden in Frankreich die Löhne der ſtädtiſchen Induſtriearbeiterinnen 
urch die dreifach gefährliche Konkurrenz niedergehalten, die ihnen aus der 
Zinterarbeit des ländlichen Proletariats und aus der Kloſter⸗ und Strafhausarbeit 
wächſt. 
Die Autorin weiſt auch darauf hin, daß die Arbeiterinnenſchutzgeſetze die ge- 
ihrliche Nebenwirkung erzeugen, daß durch ſie die Heimarbeit an Ausdehnung 
ewinnt. Sie verleiten die Unternehmer dazu, einen großen Teil der Arbeit an 
hlecht entlohnte Heimarbeiterinnen auszugeben, was ſie um ſo beſſer tun können, 
der techniſche Fortſchritt es geſtattet, deren Betriebe durch Einſtellung kleiner 
raftmaſchinen leiſtungsfähig zu machen. Um dieſem übel zu begegnen, hält 
aroline Milhaud die geſetzliche Beſtimmung von Minimalſtücklöhnen in der Heim⸗ 
duſtrie, wie ſie in dem auſtraliſchen Staate Viktoria durchgeführt wurde, für das 
zige wirkſame Mittel. An der Hand von Statiſtiken aus dieſem Lande ſucht ſie 
achzuweiſen, daß die von manchen befürchtete Gefahr, daß die Minimallöhne in 
er Praxis zu Maximallöhnen werden würden, tatſächlich nicht beſtehe. 

Unter den Wohlfahrtseinrichtungen, die in dem Buche geſchildert werden und 
e ſämtlich privater Hilfstätigkeit ihr Daſein verdanken, ſind manche recht nach⸗ 
menswert. Insbeſondere gilt das von den Restaurants d’ouvrieres, wo gute 
peiſen zu 10, 15 und 20 Centimes zu haben ſind, und von der ſehr praftifchen 
inrichtung der „Rechauds“, großer, lichter Räume, in welchen die Arbeiterinnen 
gen Bezahlung von 10 Centimes mitgebrachte Speiſen und Getränke wärmen 
id gemächlich verzehren können. Daß ſolche Einrichtungen in Paris wie ander- 
ärts auf die Lage der Geſamtheit der Arbeiterinnen keinen Einfluß haben, weil 
nur einer verſchwindend kleinen Minorität zugute kommen können, iſt ſelbſt⸗ 
erſtändlich und wird auch von der Autorin betont. Das gleiche gilt von den 
rbeiterinnenhotels und von einer Vereinigung bürgerlicher Frauen in Paris, die 
ner Anzahl beſchäftigungsloſer Saiſonarbeiterinnen Arbeit verſchaffen. 
| Bi Zum Schluſſe tritt die Autorin mit treffenden Argumenten für eine Reihe 
ichtiger Reformen ein, deren Durchführung ſie von Parlament und Regierung 
wartet. Das ungemein ſachliche und reichhaltige Buch iſt warm zu empfehlen. 
Thereſe Schleſinger. 
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Woher kommt die ſtändige Zunahme der Anfälle? Dieſe Frage wurde, w 
der Bericht der „Berufsgenoſſenſchaft der Feinmechaniker“ mitteilt, a 
dem Genoſſenſchaftstag zu Straßburg von einem Delegierten aufgeworfen. d 
techniſche Berater der Berufsgenoſſenſchaft gab darauf die Antwort, daß die a 
ſolute Zahl der Unfälle allerdings ſtetig geſtiegen und noch im Steigen begriff 
ſei. „Aus dieſem Anwachſen der Unfälle kann aber nicht die Erfolgloſigkeit d 
durchgeführten Unfallverhütungsvorſchriften gefolgert werden.“ 

„Für die abſolute Vermehrung der Unfälle kommen in Betracht: 1. die 3 
nahme der verficherten Perſonen, 2. der intenſivere Betrieb, 3. die größe 
Heranziehung ungeſchulter Arbeitskräfte, 4. die vermehrte Verwendun 
von Maſchinen, beſonders von Preſſen und Stanzen, und auch 5. die größer 
Maſchinengeſchwindigkeiten. 0 

Das iſt ein beachtenswertes Eingeſtändnis! Gewöhnlich pflegen die Unt 
nehmer und ihre Vertreter zu behaupten, daß der „Leichtſinn“ der Arbeiter an d 
Zunahme der Unfälle ſchuld ſei. Hier liegt nun ein ſachverſtändiges Gutachten vi 
daß die techniſchen Veränderungen der Produktionsweiſe, die im Intereſſe und a 
Veranlaſſung der Unternehmer erfolgt, die Schuld trägt. 

Daß noch eine andere ſchwere Schuld die Berufsgenoſſenſchaft und dam 
in ihr allein maßgebenden Unternehmer trifft, ergibt derſelbe Bericht bei Grörteru 
der Frage, nach welcher Zeit Wiederbelebungsverſuche bei elektrif 
Verletzten aufgegeben werden mußten. Jetzt geſchieht dies, wenn e 
2 Stunden Wiederbelebungsverſuche erfolglos blieben. 

Die Berufsgenoſſenſchaft der Feinmechanik zählte im Berichtsjahre 1906 in 
geſamt 206539 verſicherte Arbeiter, wovon allein 94472 auf die Elektrotechn 
entfallen. Die Berufsgenoſſenſchaft wandte ſich an den bekannten Spezialiſt 
Dr. Jellenik⸗Wien und erhielt nachſtehende Antwort: | 

„Ihre werte Anfrage beehre ich mich dahin zu beantworten, daß eine zeitlie 
Beſchränkung reſpektive Begrenzung der Wiederbelebungsverſuche an elektriſch U 
fallverletzten eigentlich nur in der Konſtatierung ſicherer Tode 
gegeben iſt, was allerdings nur ein Arzt beſtimmen kann. | 

Auf Grund der Beobachtungen der Unfallpraxis, mit der ich mich ſeit 0 
Jahren beſchäftige, und auf Grund von Tierverſuchen komme ich immer mehr z 
überzeugung, daß der elektriſche Tod nur ein Scheintod iſt, und ich hof 
daß es der weiteren Forſchung gelingen wird, Erfolge zu erzielen. 

Leider kommt ärztliche Hilfe in den meiſten Fällen zu ſpät, das be 
die koſtbarſte Zeit iſt verſtrichen. 

So habe ich jüngſt bei einem Verunglückten, zu dem ich allerdings erſt 1½ Stund 
nach dem Unfall gelangte, noch durch 3 Stunden Wiederbelebungsverſuche a 
geſtellt, weil ich noch zu jener Zeit durch beſondere Unterſuchungen Anhaltspun 
hatte, daß definitiver Tod nicht eingetreten war, leider war meine Mühe umſonf 

Es iſt dringende Pflicht der Berufsgenoſſenſchaft, ſofort ihre Unfallverhütung 
vorſchriften zu revidieren. Wer weiß, wieviel Menſchenleben hätten gerettet werd 
können, wenn die Wiederbelebungsverſuche genügend lange gemacht worden wär, 
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Zcitſchriftenſchau. — 


Die „Revue Socialiste“ vom 15. März bringt einen Aufſatz des ep 

J. L. Breton über „Die ſozialiſtiſche Partei und die Budgetabſtimmung“. Bret 
Bi für das Budget geſtimmt; der nächſte franzöſiſche Kongreß wird ſich deshe 
mit ſeinem Ausſchluß beſchäftigen. Um ſich zu verteidigen, gibt Breton zuerſt N 
der Hand eines Aufſatzes von Calwer eine Überficht über die Budgetbewilligung 


in den ſüddeutſchen Landtagen, über Vollmars Ausführungen auf dem wege 
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andtag 1894 und über die weiteren Debatten innerhalb der deutſchen Partei. 
habei erwähnt er jedoch nicht — ſonſt könnte er das deutſche Beiſpiel nicht für 
ch in Anſpruch nehmen —, daß die ſüddeutſchen Genoſſen ihre Budgetbewilligung 
‚amit zu entſchuldigen pflegten, die Landtagsbudgets enthielten ausschließlich „Kultur⸗ 
usgaben“ und keine Kriegs⸗ und Flottenausgaben. Breton zitiert Calwers Be⸗ 
achtungen als Beweis, daß auch für die deutſche Partei die Sache nicht entſchieden 
i. Um ſo weniger könne ſie es daher in einer demokratiſchen Republik ſein. Seine 
genen Ausführungen kommen auf die bekannten Argumente hinaus: die obliga⸗ 
ſriſche Budgetverweigerung ſei eine ſymboliſche, rituelle Handlung, eine automatiſche 
ſemonſtration, die durch ihre ewige Wiederholung keine Wirkung mehr hat; und 
ne Verweigerung des Ganzen, das man ſtückweiſe mit großer Mühe aufbaute, 
ißt das eigene Werk zerſtören. Solange man weiß, daß das Budget doch an— 
mommen wird, kann man leicht ablehnen; aber er erinnere ſich lebhaft der Angſt 
er revolutionären Kollegen zur Zeit des Miniſteriums Combes, daß ihre eigenen 
inträge vielleicht mit Hilfe der Reaktion zur Annahme gelangen und das Minis 
erium ſtürzen könnten! Das Budgetgeſetz ſoll genau ſo behandelt werden wie 
des Geſetz: wenn es eine bedeutende Verbeſſerung enthält, ſoll dieſe nicht durch 
blehnung des Budgets gefährdet werden. Durch die ſyſtematiſche Verweigerung 
es Budgets verderben wir unſeren Ruf im Parlament, und dadurch wird jede 
sache, die wir vorbringen, geſchädigt. 

Jean Neybour behandelt „Das Anterſtützungsgeſetz des 14. Juli 1903“, 
n in großer Eile von den Kammern beſchloſſenes Geſetz, das allen Perſonen über 
ebzig Jahren und allen Invaliden, die keinen Lebensunterhalt finden, Unterſtützung 
iſagte, freilich ohne dafür ausgiebige Mittel anzuweiſen. Der Autor behandelt 
ie Mißbräuche, daß allerhand Perſonen, die von ihren Kindern leicht unterhalten 
erden könnten, oder die einflußreiche Gönner beſaßen, die Unterſtützung zuerkannt 
ekamen, wirklich Bedürftige dagegen abgewieſen wurden. Die Anzahl der Unter⸗ 
ützten übertrifft weit die früheren Schätzungen. Der Autor ſieht den Urſprung 
eſer Mißbräuche in dem Widerſpruch des egoiſtiſchen Individualismus und des 
zialen Charakters öffentlicher Unterſtützungen; daher ſei aus einem gutgemeinten 
eſetz eine allgemeine Plünderung der Staatskaſſe geworden. 

Im Aprilheft von „Der Kampf“ bringt Dr. A. Meißner in einem Aufſatz: 
Die Kmtsſprachenfrage und die Zozialdemokratie“ feine Bedenken gegen die 
utomatiſche Löſung dieſer Frage durch den Rennerſchen Vorſchlag. Wir ſind alle 
avon überzeugt, daß dieſer Vorſchlag, die Autonomie der Nationen noch weit von 
er Verwirklichung entfernt iſt. Müſſen wir deshalb während der ganzen vor uns 
egenden Zeit alle erſprießliche reformeriſche Arbeit im Intereſſe des Proletariats 
urch den ewigen Sprachenſtreit verderben laſſen? Es gilt, bei den jetzt vor⸗ 
ommenden, innerhalb des bureaukratiſchen Syſtems möglichen Löſungen des 
prachenkampfes die Intereſſen des Proletariats hervorzuheben. Bei vielerlei Ge- 
genheiten kommt der Arbeiter mit der Amtsſprache in Berührung; da iſt es nötig, 
aß alle ſchriftlichen und mündlichen Erklärungen, Berichterſtattungen, Akten, 
rotofolfe, Ausſagen, Korreſpondenzen, die ihn angehen, in der ihm allein ver— 
ändlichen Mutterſprache abgefaßt werden. Die Nationalität des Beamten kann 
m gleichgültig ſein; viel wichtiger iſt es, ob der Richter, der ihn aburteilt, ſoziales 
gerſtändnis für feine Lage hat. Daher iſt für die Arbeiterklaſſe die Doppelſprachigkeit 
er Beamten, wie ſie jetzt für Böhmen gilt, die Hauptſache. Dies gilt auch, wo 
ie eine Nation nur eine kleine Minderheit bildet; der Rennerſche Vorſchlag, der 
ier Dolmetſcher vorſieht, würde ſie gegen den heutigen Zuſtand entſchieden zurück— 
hen. Auch wo zum Beiſpiel nur eine kleine deutſche Minorität lebt, kann durch 
ie Art des Erwerbslebens, zum Beiſpiel Großinduſtrie, das Bedürfnis nach der 
eutſchen Sprache auf der Poſt, der Bahn, dem Juſtizamt ſehr bedeutend ſein. 
och iſt nicht die Doppelſprachigkeit aller Beamten nötig; darüber entſcheidet der 
weck, dem das Amt oder der Beamte dienen ſoll. Bei Poſt und Bahn iſt Mehr- 
drachigkeit abſolut notwendig; die raſche und richtige Abwicklung der Gerichtſachen 
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ſchließt den Dolmetſcher aus. Nach dieſen Grundſätzen ſtellt der Autor di 
tiſchen Forderungen, welche die Partei ſeiner Meinung nach erheben ſoll, zuf 
Ihm antwortet Otto Bauer in einem Aufſatz „Maſſenpſyche und Sp 
recht“. Meißner habe die Sprachenfrage von einem ganz anderen grundſä 
Standpunkt betrachtet, als Bauer und Renner. Meißner fragt bloß: Was 
dieſem Augenblick zweckmäßig? Aber die nationalen Fragen ſind in Ojfterrei 
reinen Zweckmäßigkeitsfragen; ſie werden mit Leidenſchaft und Haß behand 
Leuten, die in viel wichtigeren Intereſſen ſich ruhig unterdrücken laſſen. Um die 
ſonderbare Sachlage zu erklären, ſind eben die theoretiſchen Unterſuchungen 
das Weſen der Nationalitäten entſtanden. Der Urſprung des erbitterten Kamp 
der Nationen wurde in dieſen Arbeiten aufgedeckt, und die Sprachenfrage 
ein Teil dieſes ganzen Kampfes. Die Sprache iſt wie die Fahne im Gefecht, 
keine der kämpfenden Parteien will auch nur ein Stückchen davon aufgeben; 
tollen, beſinnungsloſen Kämpfern ganz nüchtern entgegenhalten, daß die Fahne n 
ein wertloſes Stück Tuch ſei, wäre ſicher nicht die vernünftigſte Methode. 
Vorſchlag der nationalen Autonomie dagegen iſt geeignet, die Aufmerkſamkeit d 
Kämpfer auf eine gute Löſung der Fragen zu lenken, nach deren Verwirklichu 
die Sprachenfragen zu wirklichen Zweckmäßigkeitsfragen werden. Daher erheb 
wir immer als nächſte Forderung: Jeder Nation ihr Amt. Wollten wir heute u 
um die möglichſte Verringerung des Sprachenzwanges für die Proletarier bemühe 
fo würden wir den ganzen nationalen Hader und die Obſtruktion wieder heran 
beſchwören, die die Geſetzgebung für proletariſche Intereſſen lahmlegt. Das wi 
tigſte proletarifche Intereſſe in der Sprachenfrage iſt nicht, daß der Proletarier n 
feiner Sprache überall auskommt, fondern daß der Kampf der Nationen mu 
länger die Entwicklung des Proletariats hemmt und das Proletariat ſelbſt ſpalt 
Unſer Ziel iſt der nationale Frieden, damit die ſozialen Fragen auf die Tage 
ordnung kommen. i | a 
Thereſe Schleſinger behandelt „Frauenarbeit und Politik“. Sie we 
darauf hin, daß die Frauen durch die Verbindung gewerblicher Ausbeutung u 
häuslicher Sklaverei viel ſchwerer zu organiſieren ſind, viel ſchwieriger zum 2 


| 
wußtſein ihrer Rechte kommen als die Männer. Daher wäre für die Frauen | 
J 
| 


Schulung durch die Ausübung politifcher Rechte eines der wirkſamſten Mittel 3 
Erweckung der Selbſtändigkeit und zur Organiſation. Die gleichberechtigte Staa 
bürgerin würde ſich in jeder Hinſicht gehoben fühlen, würde die gleiche Bezahlu 
ihrer Arbeit fordern, nicht mehr Lohndrückerin ſein und die Teilnahme der Wen 
an der Bewegung nicht mehr hemmen. 1 

Adolf Braun gibt in einem Aufſatz „Zyndikaliſtiſche und Gewerkſchaft 
taktik“ eine Kritik des franzöſiſchen Syndikalismus. Nach deſſen A 
die Gewerkſchaften mehr Propagandavereine als um beſſere Arbeitsbedingung 
kämpfende Organiſationen; ihre niedrigen Beiträge geſtatten auch keine Kämpfe, 
denen es auf die Finanzkraft ankommt. Dagegen hat eine langjährige Praxis . 
England, Deutſchland, Oſterreich gelehrt, daß die Aufgaben am zweckmäßigſt 
derart zwiſchen Partei und Gewerkſchaft verteilt werden, daß die Gewerkſchaflt 
ſich durch hohe Beiträge für den Kampf um beſſere Arbeitsbedingungen rüſt. 
Der Streik iſt den Syndikaliſten nur Selbſtzweck, um die Arbeiter aufzurütte 
verlorene Streiks wirken jedoch in der Regel entmutigend. Die Syndikaliſten fell 
ſich als Ziel, daß die Gewerkſchaften die Produktion übernehmen; dies iſt ein weſe 
lich kleinbürgerliches Ideal, das nur in der Pariſer Luxuskleininduſtrie auffomm! 
kann, wo man keine Ahnung von der verwickelten Weltproduktion hat. 2 
praktiſche Bewegung hat der Syndikalismus nur wenig geleiſtet; trotz der 
waltigen Phraſen ſeiner Wortführer ſtellt ſich bereits Enttäuſchung ein und w) 
die Bahn frei für eine Gewerkſchaftsbewegung nach internationalem Muſter, 17 
fie ſchon längſt in den großinduſtriellen Gegenden Frankreichs beſteht. . 


{ 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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1 Rechts ſchwenkt marſch: 


Von Hans Glock. 


In der Geſchichte des liberalen Verfalls iſt wieder ein Abſchnitt vollendet. 
zu Frankfurt, auf dem Parteitag der Freiſinnigen Vereinigung, wurde der 
chlußpunkt geſetzt. Der liberale Haufen, der als letzter von allen noch 
iniges demokratiſches Gepäck führte, hat ſich der Bürde entledigt und iſt im 
iligen Abmarſch nach rechts, nach den Zelten des Nationalliberalismus be⸗ 
riffen. Wann er dort anlangt, das iſt nur noch eine Frage der Zeit. Bei 
en verlaſſenen Grundſätzen blieb ein kleines Häuflein zurück — eine Gruppe, 
eine Partei mehr. 

Die Freiſinnige Vereinigung bildete den linken Flügel des deutſchen Frei⸗ 
uns. Die alte Einteilung aus dem Anfang der neunziger Jahre, wonach 
on rechts nach links folgten: Freiſinnige Vereinigung, Freiſinnige Volkspartei 
nd Süddeutſche Volkspartei — die Bezeichnung der Vereinigungsleute als 
Sadelſtrümpfler im Gegenſatz zu den Waſſerſtieflern der Volkspartei hatten 
ingſt ihren Sinn verloren. Das zeigte ſich ſchon bei den Zolltarifkämpfen 
2s Jahres 1902. Die Vereinigung ſekundierte energiſch der ſozialdemokra⸗ 
ſchen Obſtruktion, während die Freiſinnige Volkspartei bei formalem Be⸗ 
untnis der Oppoſition tatſächlich die verbündeten Zöllnerparteien unter⸗ 
ützte. Unter den ſchwäbiſchen Demokraten gab es — außerhalb des Reichs⸗ 
gs — ſogar einige direkte Befürworter höherer Agrarzölle. In der Frei⸗ 
nigen Vereinigung ſchien eine Renaiſſance bürgerlichen Selbſtgefühls ſich 
geſtalten; wie fie ſich an Entſchiedenheit und Kampfesmut den beiden 
deren linksliberalen Fraktionen überlegen erwies, ſo auch an Intellekt und 
ildung; während in der Volkspartei die kläglichſten Mittelmäßigkeiten ſich 
eit machten, hatte die Freiſinnige Vereinigung verſchiedene Köpfe und 
alente aufzuweiſen, die über den Durchſchnitt hinausragten. Die Fuſion 
it den Nationalſozialen brachte der Partei einen Zuſtrom ſozialpolitiſchen 
erſtändniſſes; die Barth⸗Naumannſche Taktik verwies das Bürgertum an die 


eite der Arbeiterſchaft im Kampfe wider das Junkertum. Wenn auch einige 
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Organe der Vereinigung dem opponierten, jo konnte es eine Zeitlang doc 
ſcheinen, als ſtünde die Mehrheit der Partei zu ihrer Taktik. Optimiſten ſahen 
eine Partei des demokratiſchen Imperialismus im Werden begriffen, ein 
bürgerliche Demokratie, die ihren Namen verdiente und mit der die Sozial 
demokratie ein gutes Stück gemeinſame Sache würde machen können. 5 
Am Block zerplatzte die Seifenblaſe. Der demokratiſche Imperialismu 
erwies ſich als eine Ideologie, hinter der nicht wirtſchaftliche Kräfte, nich 
eine Partei, ſondern nur einige Ideologen ſtanden. Und von dieſen ‚gab. fi 
einer — Naumann — bereitwilligſt für den Schein der Macht. 1 
Der Verlauf des Parteitags der Freiſinnigen Vereinigung zu Frankfur 
vom 21. bis 23. April hat wiederum die aus der Analyſe der wirtſchaftliche 
Verhältniſſe Deutſchlands geſchöpfte Erkenntnis beſtätigt, daß es ausſichtslo 
iſt, auf das Erſtehen einer bürgerlichen Demokratie im Reiche zu hoffen. Di 
Geſchichte des deutſchen Liberalismus iſt eine Entwicklung nach rechts un 
endet logiſch im Nationalliberalismus. Schon 1865 mißlang der Verſuch 
neben der Fortſchrittspartei eine deutſche Demokratie zu gründen — was ſich i 
Württemberg als Deutſche Volkspartei zuſammenfand und erhielt, das zeig! 
gar bald die innere Verwandtſchaft mit der Fortſchrittspartei. Als im Jahre 188 
die neugegründete, aus der Fortſchrittspartei und den liberalen Sezeſſioniſte 
gebildete Deutſchfreiſinnige Partei das Sozialiſtengeſetz hatte durchbringen helfen 
da verſuchte noch einmal ein Häuflein Aufrechter, die Fahne der bürgerliche 
Demokratie zu entfalten — aus dem Häuflein iſt niemals ein Haufen geworden 
Was 1884 nicht möglich war, wie ſollte es 1908 möglich ſein. Vierundzwanzi 
Jahre rapider wirtſchaftlicher und politiſcher Entwicklung haben den bürge 
lichen Boden für demokratiſche Saat nicht empfänglicher gemacht. 1 
Ein Rechtsanwalt Cohn, eine Deſſauer Lokalgröße, hat das treffend] 
Wort für die Situation gefunden, in der der Freiſinn ſich befindet: „Stärke 
als alle politiſchen Ideen ſind die wirtſchaftlichen Gegenſätze i 
Volke“, ſagte er und verwies auf die „ſozialdemokratiſchen“ Gewerkſchafte 
und Genoſſenſchaften, die dem Mittelſtand überall das Leben erſchweren. 
hat den Sehenden nichts Neues geſagt. Aber für einen freifinnigen Parteite 
war dies offene Bekenntnis, daß das Bürgertum demokratiſche Ideen fallen läß 
weil die Arbeiterbewegung ihm unbequem wird, immerhin neu. Es we 
übrigens auch das einzige Mal, daß die Karten ſo offen aufgedeckt wurden 
die übrigen Redner bewegten ſich ausſchließlich auf dem gewohnten Bode 
der reinen Politik. N . 
An Aufrichtigkeiten hat es immerhin nicht gefehlt. Der Blodjünglir 
Heckſcher⸗Lauenburg, der mit Pachnicke den rechten Flügel hält, drückte ſein 
beſondere Genugtuung über den Antrag Mommſen zur Frage der Reich 
finanzreform aus, der auch indirekte Steuern zur Deckung des Defizits fi 
notwendig erklärte, und übertrumpfte die bekannte Payerſche Rechtfertigung 
formel für jegliche Verräterei an den liberalen Grundſätzen durch Wendunge 
die dem nationalliberalen Sprachſchatze entnommen find und bei allen I 
fällen der Fraktion Drehſcheibe zur Deckung dienen müſſen. Herr Heckſch 
will nicht, daß der Liberalismus ſein Recht aufgibt, bei einer Lebensfrage d 
Reichs — der Reichsfinanzreform — mitzuentſcheiden, nicht, daß ſich ſei 
Fraktion dabei „hinter das Prinzip verkriecht“. Und er ſieht das Volk vi 
Dank zum Liberalismus aufblicken, „wenn wir uns nicht von Rückſichten a 
engherzige Parteipolitik lenken laſſen, ſondern in den Vordergrund ſtellen d 
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Intereſſe des Vaterlandes“. Es iſt nur logiſch, daß Herr Heckſcher die Be⸗ 
hauptung Breitſcheids, die kommende Vereinigung mit der Freiſinnigen Volks⸗ 
partei werde die Vorſtufe zur Einigung mit den Nationalliberalen ſein, mit 
einem lauten „Sehr richtig!“ begleitete. So offenherzig wie dieſes Enfant terrible 
der Vereinigung ſind die älteren Führer nicht geweſen. Vielleicht wollen einzelne 
von ihnen zurzeit auch noch nicht ſo weit nach rechts und ſie ſehen nicht, 
wohin ſie die Beteiligung an der Blockpolitik notwendig führen muß. Vor⸗ 
läufig wollen ſie nur zur Freifinnigen Volkspartei; Herr Schrader erklärte, 
er halte die Vereinigung für notwendig, aber ſie könne ſich natürlich nur voll⸗ 
ziehen mit Zuſtimmung des Parteitags. Der hat ſich mit der Frage nicht 
direkt befaßt, indes heißt es in einer Reſolution, die ſich für die Aufrecht⸗ 
erhaltung der linksliberalen Fraktionsgemeinſchaft ausſpricht, unter anderem 
auch, daß der Parteitag es für nötig hält, „alle entſchieden liberalen Elemente 
zuſammenzuführen“. Womit offenbar der Parteileitung Blankovollmacht für 
die Vereinigung mit der Volkspartei gegeben wird, wenngleich an dieſer von 
entſchiedenem Liberalismus längſt keine Spur mehr zu finden iſt. 
Die um Barth haben ſcharfe und ſchneidige Klingen geführt. Wenn es 
nach der Qualität der Reden ginge, jo hätten fie geſiegt. Aber hatten ſie die 
chlagenden Argumente der Rede, jo hatten die anderen die noch ſchlagenderen 
der Zahl. Auf der Seite Barths waren die politiſchen Ideen, auf der Seite 
Pachnickes die wirtſchaftlichen Gegenſätze, das heißt die durch den wirtſchaft⸗ 
ichen Gegenſatz zur Arbeiterbewegung geweckte Abneigung des Bürgertums, 
nit der Sozialdemokratie zuſammenzugehen. Denn die Frage der Stellung zur 
Zozialdemokratie war es in letzter Linie, an der ſich die Geiſter ſchieden. Sie 
tand im Mittelpunkt des Kampfes, und vor ihr trat alles andere: Wahl⸗ 
echtsfrage, Sprachenzwangsparagraph, Finanzreform, an Bedeutung zurück. 
um die Barth⸗Naumannſche Taktik wurde gekämpft. Die Freiſinnige Vereini⸗ 
ung hat dieſe Taktik verworfen. Einer ihrer Väter half dazu: Herr Naumann, 
E. Wandlungsfähige. Er hat fein Kind nicht direkt ngebrächk, aber er hat 
8 auf Lebenszeit eingeſperrt. Er will erſt dann wieder von ihm wiſſen, wenn 
er Liberalismus aller Farben durch die gemeinſame Beteiligung an der Block⸗ 
olitik „eine geſchloſſene Größe“ geworden iſt und dann Luſt bekommt, die 
konſervativen mit Hilfe der Arbeiterſchaft niederzuringen. Das heißt am Sankt 
ſeimmerleinstag. Herr Naumann hält ſich und gilt offenbar ſeinen Anhängern 
ür eine Art Überpolitifer wegen der Unbedenklichkeit, mit der er über ganze 
zarteiprogramme ſich ebenſo hinwegzuſetzen bereit iſt, wie über Einzelgrund⸗ 
ite ſeiner Partei. | 

So hat er 1903 nach eigener Angabe lange geſchwankt, ob er ſich der 
Sozialdemokratie oder dem Liberalismus anſchließen ſolle, obgleich er ſich 
urchaus nicht als Sozialdemokrat fühlte, vielmehr mit den Grundlagen des 
ozialdemokratiſchen Programms nicht einverſtanden war. Offenbar hat er 
berlegt, ob er Ausſicht habe, die Sozialdemokratie zur bürgerlichen Reform⸗ 
artei zu machen. Er wäre um dieſes edlen Zieles wegen bereit geweſen, ſich 
urch eine grobe Unwahrheit, indem er ſich für einen Sozialdemokraten aus⸗ 
ab, den Zutritt zur Arbeiterpartei zu erſchleichen, um dann von innen heraus 
1 verfuchen, was ihm als Außenſtehender nicht gelungen war. Herr Nau⸗ 
dann hat dieſen Verſuch nicht erſt gemacht; die Haltung unſerer Partei hat 
m ja deutlich genug gezeigt, daß ſeine Pläne nur bei einem bedeutungsloſen 
hrüppchen Anklang finden würden. Wie er aber einſt bereit war, eine Über⸗ 
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zeugung zu heucheln, die er nicht hatte, ſo iſt er jetzt entſchloſſen, eine Politil 
mitzumachen, die allen liberalen Grundſätzen widerſpricht, weil er nur auf 
dieſe Weiſe glaubt zu der großen liberalen Partei kommen zu können, die ei N 
zum Niederwerfen der Reaktion für notwendig hält. Solche Unbedenklichkei 
in der Wahl des Mittels mag für manche Leute das Beglaubigungszeicher 
des Genies ſein. In Wirklichkeit enthüllt ſie mindeſtens einen großen Illu 
ſioniſten und Wirrkopf, wenn nichts Schlimmeres. Herr Naumann vergiß 
bei dieſen kühnen Zukunftsberechnungen eins: die demoraliſierende Wirkung 
ſeines Mittels auf die Wähler. Eine Wählerſchaft, die ſich daran gewöhn 
hat, mit den Konſervativen illiberale Politik zu machen, Grundſätze für klein 
Zugeſtändniſſe aufzugeben, eine ſolche Wählerſchaft iſt keine Truppe, die gegen 
die Reaktion geführt werden kann. Ebenſowenig, wie eine Partei ſich dadurd 
für einen gemeinſamen Kampf mit der Sozialdemokratie wider die Reaktion 
trainiert, daß ſie zunächſt mit der Reaktion gemeinſame Sache macht und ji 
beſtändig als Feindin der Sozialdemokratie auftritt. | a 
Mit Herrn Naumann find noch vier Parlamentarier bei der Partei ge 
blieben, die man nach ihrer bisherigen Haltung auf der Seite Barths ver 
muten ſollte — die Herren Dr. Neumann⸗Hofer, Dr. Potthoff, Dohrn un 
Gothein. In der Kritik haben ſie auch im allgemeinen mit Barth, Dr. Brei 
ſcheid, v. Gerlach, Kötſchke übereingeſtimmt, aber den Austritt haben ſie bis 
lang nicht mitgemacht, obgleich Dr. Potthoff im Namen der Minderheit di 
Erklärung abgegeben hatte, daß ſie aus der Ablehnung der Reſolution Brabar 
(die die Zuſtimmung der Fraktion zum 87 des Vereinsgeſetzes bedauert, d 
Motive, die ſie dazu geführt haben, aber „durchaus anerkennt“) die Konſequer 
ziehen würden. Es fragt ſich indes, ob die vier noch im Blockfreiſinn geduld 
werden, wenn im Herbſt die Verſchmelzung der Vereinigung mit der Volk 
partei zuſtande kommt. Die „Freiſinnige Zeitung“ hat deren Hinauswurf ſcho 
jetzt gefordert. Fliegen ſie nicht, ſo iſt jedenfalls von ihrem Wirken im Bloc 
freiſinn nichts zu hoffen, wie das Abſtimmungsergebnis über die ſtrittige 
Reſolutionen ſehr deutlich zeigt. Die Reſolution Brabant fiel mit 315 gege 
98 Stimmen, bei 18 Stimmenthaltungen. Nachdem Barth und ſeine Anhänge 
ganze zwanzig Mann, die Verſammlung verlaſſen hatten, wurde die oben e 
wähnte Reſolution für die Erhaltung der Fraktionsgemeinſchaft mit 371 gege 
33 Stimmen bei 12 Enthaltungen angenommen. Bei den übrigen Punkten d 
Tagesordnung gab es faſt nur einſtimmige Votierungen. So wurden a 
ſtimmig eine Reſolution zur Arbeiterfrage, eine zur Reichsfinanzreform ur 
eine zur Frauenfrage angenommen. Die zur Arbeiterfrage bringt ein ganz 
Bündel von Forderungen (Anerkennung der Organiſationen, Zehnſtundenta 
Regelung der Wohlfahrtseinrichtungen, Schutz der Hütten⸗ und Walzwerl 
arbeiter, Unterſtützung der Zentralſtelle der fortſchrittlichen Arbeiterſchaf 
ebenſo die zur Frauenfrage (Frauenwahlrecht, Berufsfreiheit uſw.). Was 
aber mit dieſer einſtimmigen Annahme auf ſich hat, das zeigt am beſten d 
Umſtand, daß der Korreferent zur Frauenfrage Dr. Lehmann⸗Bornberg unt 
Beifall eines Teiles der Verſammlung erklärte, die Politik müſſe im Grun 
genommen doch Männerſache bleiben, und deshalb ſei das Wahlrecht der Frau 
gegenüber dem der Männer zu beſchränken. Bei der Arbeiterfrage gab es folt 
Einwendungen nicht. Aber gerade das macht dieſe Zuſtimmung erſt recht dr 
dächtig. Man fürchtete ſich offenbar, über die Arbeiterfrage viel zu debattiere 


und wollte dadurch die Gefahr vermeiden, daß irgend einem dieſer Nichts⸗a⸗ 
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Bourgeois die Zunge durchginge und die Hirſch⸗Dunckerſchen Gewerkvereinler 
dann endlich merken, wie ſehr fie vom Liberalismus genasführt werden. 
Vorläufig war allerdings der Referent zur Arbeiterfrage, der Arbeiterſekretär 
Fiſcher⸗Reutlingen, noch naiv genug, zu erwarten, der S 7 des Vereins⸗ 
geſetzes ſolle und werde nicht gegen die Gewerkſchaftsbewegung angewandt 
werden. 

| Der ſchon erwähnte Antrag Mommſen zur Reichsfinanzreform wurde 
zurückgezogen, weil ein Teil des Parteitags Bedenken hatte gegen die allzu 
offene Erklärung, daß indirekte Steuern zur Deckung des Defizits mit heran⸗ 
gezogen werden müßten. Die darauf vorgelegte Reſolution drückt ſich etwas 
borſichtiger aus, beſagt aber im Grunde dasſelbe, da fie „eine ausreichende 
deranziehung der leiſtungsfähigen Klaſſen“ nur als „in erſter Linie er⸗ 
forderlich“ hinſtellt. Niemand zweifelt daran, daß der Freiſinn bei der Löſung 
der Reichsfinanzreform die Intereſſen der Nichtbeſitzenden denen der Be⸗ 
tenden unterordnen wird; im Jargon des Herrn Heckſcher heißt das: „das 
Intereſſe des Vaterlandes in den Vordergrund Stellen”. Gegen Pachnickes 
Stimme wurde ein Antrag angenommen, welcher forderte, daß bei kom⸗ 
menden Reichstagswahlen nur ſolche Kandidaten aufgeſtellt werden, die 
Gewähr bieten, „daß ſie die Frage der Übertragung des Reichstagswahlrechtes 
auf Preußen allen anderen Forderungen und allen taktiſchen Erwägungen, 
wie etwa der Rückſichtnahme auf die ſogenannte Blockpolitik und die 
liberale Fraktionsgemeinſchaft, voranſtellen“. Eine Reſolution, die nach der 
Billigung des Verrats beim Vereinsgeſetz nicht das Papier wert iſt, darauf 
ſie ſteht. . 
Bülow darf mit dieſem Freiſinn ſehr zufrieden fein. Da er ihm auf dem 
für die Regierung wichtigſten Gebiet, der Finanzreform, auf halbem Wege 
entgegenkommt, ſo kann der Kanzler darauf rechnen, daß er die Grenzen der 
freiſinnigen Geduld auch durch die tollſten Zumutungen nicht überſchreiten 
wird. Auch die Junker ſchmunzeln, und die „Deutſche Tageszeitung“ ſtellt 
dem einſt ſo bitter gehaßten Naumann das Zeugnis des Wohlverhaltens aus. 
Herr Naumann aber iſt als liberaler Politiker hinfort ebenſo tot wie der 
Liberalismus. N 
Oder blüht dem noch eine Zukunft in der Gruppe Barth? Alle geſchicht⸗ 
liche Erfahrung ſpricht dagegen. Wo ſollen die Soldaten für dieſe Offiziere 
herkommen? Die Arbeiter gehören der Sozialdemokratie, die Kleinbürger den 
Antiſemiten oder dem Blockfreiſinn. Die Angeſtellten und die Intellektuellen? 
Daß ſie nicht zur Gründung einer Partei ausreichen, zeigt das nationalſoziale 
Experiment. Zudem ſind ſie zum großen Teile noch ſo weit von der Er— 
kenntnis ihrer Klaſſenlage entfernt, daß ihnen nicht nur die Sozialdemokratie, 
ſondern auch ſchon eine eventuell mit der Sozialdemokratie zuſammengehende 
Partei unheimlich iſt. Ihre ſtarke Abhängigkeit vom Unternehmertum ſpielt 
dabei auch mit. Das Häuflein der Hirſch⸗Dunckerſchen Gewerkvereinler? Ihre 
Führer, ſoweit ſie zur Vereinigung zählten, ſind bei dieſer geblieben und 
werden ſich durch das Verſprechen eines Reichstags⸗ oder Landtagsmandats, 
worauf der Arbeiterſekretär Fiſcher deutlich hinwies, weiter halten laſſen. ks 
verbleibt ein Häuflein — Ideologen. Und das langt nicht zu einer Partei. 
Es gibt keine bürgerliche Demokratie in Deutſchland. Und wird keine geben. 
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Dr. Arnold Dodel. 
Von Hermann Greulich. 


Wie ein Blitz aus heiterem Himmel kam plötzlich die Nachricht, daß Proſeſſn 
Dodel am 11. April geſtorben ſei; ſie wird in weiten Kreiſen Beſtürzung hervor: 


gerufen haben, denn der Mann war bei ſeinen vierundſechzig Jahren bis in 


die letzte Zeit noch rüſtig und rührig. Eine ſchwere Lungenentzündung machte 
dem ſo reichen und wechſelvollen Leben ein ſchnelles Ende und erſparte ihn 
doch jeden Todeskampf. Er entſchlief ſanft und ohne eine Ahnung feine: 
Endes, auch ohne irgend eine Todesfurcht. Am Morgen des 14. Apri 
wurde ſein Leib im Beiſein ſeiner Angehörigen und einiger alten Freund 
mit kurzen Abſchiedsgrüßen der reinlichen Auflöſung I die a | 
übergeben. 

Arnold Dodel wurde am 16. Oktober 1843 in der thurgauiſchen D 1 
gemeinde Affeltrangen geboren. Der Name Temer Geburksgemeinde iſt kel 
tiſchen Urſprunges, und heißes keltiſches Blut pulſierte in den Adern dei 
blaſſen beweglichen Mannes mit dem gewaltigen ſchwarzen Haarſchopf. Sein 
Vater war gleich feinen Vorfahren ein Bauer, dazu ein Anhänger dei 
myſtiſchen Theoſophen und Schuhmachers Jakob Böhme, deſſen wunderlich 
Spekulationen auf Leute aus allen Bildungskreiſen große Anziehungskraf 
ausgeübt haben. In dieſem Familienkreis genoß Arnold eine tiefreligiöſe Er 
ziehung. Sein Bildungsgang ſchien mit der Primarſchule abgeſchloſſen un 
damit die Beſchränkung auf eine bäuerliche Laufbahn gegeben, da der Vate 
nicht die Mittel beſaß, den Sohn in eine auswärtige Schule zu ſchicken 
Bereits hatte Arnold einige Jahre auf dem väterlichen Heimweſen gearbeitet 
als in der Gemeinde eine Sekundarſchule errichtet wurde, in die der Sechzehn 
jährige eintreten konnte. Das Lehrerſeminar bot dann eine erſchwinglich 
Gelegenheit zur Weiterbildung, dann kam der Schuldienſt. Es wird berichtet 
Dodel habe als Primarlehrer in Winterthur in den ſechziger Jahren Vorträg 
zur Verteidigung der moſaiſchen Schöpfungsgeſchichte angekündigt, ſie abe 
aus Mangel an Zuhörern nicht abhalten können. 

Um Sekundarlehrer zu werden, ging er dann an die Univerſität, und zwa 
wählte er die Naturwiſſenſchaft, ſpeziell die Botanik, als Unterrichtsfach. Nun 
wurde er mit den Werken Darwins bekannt und kam bei feiner ernſten un 
leidenſchaftlichen Natur mit ſeiner religiöſen Überzeugung in einen ſchweren 
Kampf. Schließlich ſiegte Darwin über Moſes, und nun trat Dodel mit den 
gleichen Feuereifer und Ungeſtüm für das ein, was er vorher heftig bekämpf 
hatte. Er kam gerade aus jenem gewaltigen inneren Kampfe, als ich ihn kenner 
lernte, wie er im Hauptquartier der Demokraten, einem beſcheidenen Wirt 
ſchaftslokal, heftig geſtikulierend ſeine neue Überzeugung verfocht. Die Demo 
kraten hatten ſoeben das Regiment im Kanton Zürich angetreten, waren mi 
der Obſtruktion der geſtürzten Liberalen und infolgedeſſen mit Regierungs 
ſorgen arg geplagt, jo daß fie für den Darwinismus nur geringes Intereſſ 
zeigten. Dem einzigen unter ihnen, der ſchon vorher in feiner „Arbeiterfrage“ 
ſeine Darlegungen aus der Theorie Darwins entwickelt hatte, Friedrich 
Albert Lange, bei dem Dodel alſo Verſtändnis erwarten konnte, mochte dei 
junge Brauſekopf wohl kaum zuſagen, wenigſtens iſt mir ein Verhältnit 
der beiden Männer nicht bekannt geworden, obgleich ich mit beiden dan 
verkehrte. | | 
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Der Bruch Dodels mit ſeinen religiöſen Anſchauungen bedeutete aber auch 
einen Bruch mit bisherigen Freunden und Förderern, das war für den 
gietätsvollen Mann nicht nur ſchmerzlich, es beraubte ihn auch aller ökono⸗ 
niſchen Hilfsquellen. Das war doppelt fatal, als der Darwinismus von den 
untlichen Vertretern der Naturwiſſenſchaft abgelehnt wurde, und noch mehr 
vurden es die weitgehenden und radikalen Schlußfolgerungen in bezug auf 
die religiöſe Frage, die der junge Stürmer daran knüpfte. Und doch drängte 
3 ihn mit allen Faſern nach der akademiſchen Lehrtätigkeit, für die er auch 
zufolge ſeines ungemeinen Vortragstalentes hervorragend geeignet war. Er 
habilitierte ſich 1870 als Privatdozent der Botanik an der Univerſität Zürich — 
ür das Kollegium der Profeſſoren ein ſehr unerwünſchter Eindringling. 
Damit begann für Dodel eine Paſſionszeit von einem Jahrzehnt, da die 
nit größtem Eifer betriebene Lehrtätigkeit ihm viel zu wenig einbrachte, 
im auch bei den beſcheidenſten Anſprüchen leben zu können. Die Erträg⸗ 
uſſe der Schriftſtellerei waren bei feiner. damaligen Unbekanntheit ebenfalls 
zur kärglich. So mußte er alle Leiden und Bitterniſſe eines gelehrten 
broletariers durchmachen, und bei ſeinem ſtarken Temperament wurde er 
dadurch ſehr verbittert. Leidenſchaft wird in einem ſtarken Herzen aus Leiden 
geboren. | | 

In dieſer Paſſionszeit machte er eine für ihn beſtimmende Erfahrung. 
Was bürgerliche Kreiſe verabſcheuten, ſeine kühnen Schlußfolgerungen aus 
der Entwicklungslehre Darwins, das nahmen die Arbeiter mit Enthuſiasmus 
uf. Seine Vorträge im Arbeiterbildungsverein „Eintracht“ füllten das ge— 
äumige Vereinslokal mit einer begeiſterten Maſſe, die der Glut ſeiner 
Sprache lauſchte. Hier fand er volles Verſtändnis und gewann darum auch 
dolles Verſtändnis für die Gedanken, die in der Seele der Proletarier ſich 
dewegten. In feinen Leiden wurzelte wie beim ungelernten Proletarier die 
iefe Überzeugung, daß die heutige Geſellſchaft nur eine vorübergehende Er- 
cheinung in der Menſchheitsgeſchichte ſein könne, da fie zu viel Unrecht 
gegen die Beſitzloſen erzeuge und ſchütze, gegen das die Menſchennatur 
ich empören müſſe. Aus dieſen Vorträgen iſt „Moſes oder Darwin“, der 
ſekannteſte Vorläufer ſeiner populären Schriften, entſtanden, und in dank 
sarer Anerkennung ſeiner großen Verdienſte widmete der Arbeiterbildungs⸗ 
erein „Eintracht“ einen ſchönen Kranz mit roter Schleife dem Dahingegangenen 
n ſeiner Bahre. 

Eingehendere ökonomiſche Studien hat Dodel nicht gemacht, ſie lagen nicht 
‚uf ſeinem Gebiet, aber mit Leib und Seele wurde er Sozialdemokrat und 
lieb es auch, als ſeine ökonomiſchen Verhältniſſe ſich ſpäter günſtiger, ſogar 
ehr günſtig geſtalteten. Denn endlich ſchlug er durch. | 
Mit verzehrendem Eifer und einem Rieſenfleiß erhob er ſich über die 
Miſere feiner Exiſtenz und arbeitete an ſeinem bedeutendſten fachwiſſenſchaft⸗ 
ichen Werke, an dem anatomiſch⸗phyſiologiſchen Pflanzenatlas, womit er ſich 
udlich den jo lange beſtrittenen Platz in der Wiſſenſchaft ſicherte. Wer dieſes 
Berk betrachtet, voll künſtleriſcher Darſtellung in Wort und Zeichnung, ahnt 
aum, daß es aus dem Kummer und den Bitterniſſen einer Schuldenexiſtenz 
eboren wurde. Nun wurde ihm Anerkennung und Lohn zuteil. Sein wiſſen⸗ 
chaftlicher Ruf und ſeine meiſterhafte Vortragsweiſe zog Schüler aus allen 
ändern herbei, die begeiſtert zu ſeinen Füßen ſaßen. Dabei vergaß er der 
lrbeiter nicht, verfolgte ihre Bewegung mit großem Intereſſe und beſchenkte 
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ſie von Zeit zu Zeit mit Vorträgen. Schließlich geſtatteten ihm ſeine günſtiger 
ökonomiſchen Verhältniſſe, die Lehrtätigkeit niederzulegen und ſich freier Be 
ſchäftigung zu widmen. | * 

Manche Reiſen, Studien und Arbeiten hat der Raſtloſe noch im Sinne 
gehabt. Bei ſeinem heftigen Temperament find ihm auch manche Konflikt, 
nicht erſpart geblieben, die ſeinen Arbeiten und Studien mitunter ſehr hin 
derlich waren, ſo daß er ſtets mehr Entwürfe vor hatte, als er trotz emſige 
Arbeitſamkeit bewältigen konnte. Nun hat das heißſchlagende Herz ſeine Ruh 
gefunden, und ſeine letzten Tage waren von Frieden umgeben. Die kämpfend 
Arbeiterſchaft verdankt dem Manne Schriften, die mit feinem Herzblut ge 
ſchrieben ſind, ſie ehrt ihn als einen ihrer Kämpfer, und in ihrem Herzer 
wird er ein dauerndes Andenken finden. „ 


Antwort auf das Oldenburger Beifpiel. Ä 
von Richard Wagner (Bant). an Huf 5 


In Heft 8 der „Sozialiſtiſchen Monatshefte“ vom 16. April 1908 beſprich 
Genoſſe Paul Hug-Bant als oldenburgiſcher Landtagsabgeordneter di 
Haltung der ſozialdemokratiſchen Fraktion des oldenburgiſchen Landtags in 
der ſogenannten oldenburgiſchen Wahlrechtsreform und verſucht die Abſtim 
mung der Fraktion, die für die Verlängerung der Legislaturperiode von dre 
auf fünf Jahre ſtimmte, zu rechtfertigen. 3 

Der Artikel des Genoſſen Hug gipfelt in der Gegenüberſtellung der Nach 
teile des alten oldenburgiſchen Wahlſyſtems und der Vorteile des Regierungs 
entwurfes, um zu dem Schluſſe zu kommen, daß die Nachteile keineswegs di 
Vorteile überwiegen, und daß deshalb die ſozialdemokratiſche Landtagsfraktio 
auch für die Verlängerung der Legislaturperiode hätte ſtimmen müſſen. | 

Daß das direkte Wahlrecht dem indirekten vorzuziehen, daß die Erwerbun 
des Staatsbürgerrechtes mit unerquicklichen Umſtänden verbunden, daß di 
Wahlrechtloſigkeit der Dienſtboten, die bei ihrem Dienſtherrn in Koſt un 
Logis ſind, eine große Ungerechtigkeit des alten Syſtems iſt, war natürlich de 
Redaktion des „Norddeutſchen Volksblatts“ ebenſo klar wie der Land 
tagsfraktion. Dagegen konnte ſich die Redaktion auch nicht den große 
Mängeln der ſogenannten Wahlreform dem bisherigen Wahlrecht gegenübe 
verſchließen, weshalb ſie eben bei der Abwägung der Vorteile und Nachteil 
zu einem anderen Reſultat gelangt iſt als die Landtagsfraktion. | 

Da iſt zunächſt die ganz zweifellos auf eine Zurückdrängung des indu 
ſtriellen Proletariats aus dem Kreiſe der Wahlberechtigten gerichtete Beſtim 
mung, daß nur der wahlberechtigt iſt, der drei Jahre im Lande Olden 
burg anſäſſig war. Die Erwerbung des Staatsbürgerrechtes genügte bishe 
für die Nichtoldenburger. Jetzt iſt ihnen eine dreijährige Karenzzeit auferleg 
Daß bei der kleinen Ausdehnung Oldenburgs, das mitſamt ſeinem Lübecke 
Teil von den nichtoldenburgiſchen See-, Induſtrie⸗ und Handelsſtädten Bremen 
haven, Bremen, Hamburg, Lübeck, Hannover, Wilhelmshaven, Leer, Emder 
Norden eng begrenzt wird, die gerade dieſer Nähe halber ſtark fluk 

1 Im Verlag von Dietz in Stuttgart find die meiſten ſeiner populären Schriften ei 
ſchienen, fo unter anderem: „Aus Leben und Wiſſenſchaft“ in zwei Teilen. — Mitten ii 
Kampfe, Pädagogiſches, Aus dem ſonnigen Süden. — Moſes oder Darwin? Eine Schu 


frage. — Entweder — Oder! Eine Abrechnung in Sachen der Frage: Moſes oder Darwin 
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tuierende Arbeiterſchaft durch die dreijährige Karenzzeit ſchwer getroffen 
wird, ſteht außer Zweifel. Die dreijährige Karenzzeit iſt ein unüberſteiglicher 
Damm, gegen den auch die rührigſte Agitation nicht ankämpfen kann. Die 
Erwerbung des Staatsbürgerrechtes ſteht dagegen der Agitation offen, hier 
kann gearbeitet werden, und tatſächlich iſt auch — wie ich ſelbſt am beſten 
weiß, da ich ſeinerzeit Tag für Tag mit meinen Kollegen hierin tätig war — 
außerordentlich energiſch gearbeitet worden. Natürlich war es vornehmlich 
das uns ſichere klaſſenbewußte Proletariat, das ſich das Staatsbürgerrecht 
verſchaffte, während die indifferente Maſſe die Mühe ſcheute. Und dieſe in⸗ 
differente Maſſe iſt es eben, die der Rechnung des Genoſſen Hug, nach der 
es in der Gemeinde Bant nur 1273 Landtagswähler, dagegen 2800 Gemeinde— 
wähler gegeben habe, den Schein der Beweiskraft verleiht. Tatſächlich aber 
iſt es ſo, daß unter dem Mehr der Gemeindewähler die von unſeren Gegnern 
zur Wahlurne getriebenen Indifferenten ſtecken. Während nämlich die 
Landtagswahl in Bant uns einen glänzenden Sieg brachte, ſah es bei der 
letzten Gemeindewahl ſo flau aus, daß ſie ſich unſere Gegner als einen Sieg 
anrechneten. Das ſoll nun keineswegs den mißlichen Zwang der Erwerbung 
des Staatsbürgerrechtes verherrlichen, ſondern nur hervorheben, daß wir dabei 
arbeiten und agitieren können, während uns bei den durch die dreijährige 
Karenzzeit wahlrechtlos Gemachten alle Hände gebunden ſind. Ebenſo bleibt 
uns bei den Dienſtboten in Koſt und Logis, bei denen die Zahl der ſonſt 
Wahlberechtigten übrigens ſehr gering iſt, wenigſtens die Agitation gegen den 
Koſt⸗ und Logiszwang. Wen wir unter den Dienſtboten für unſere Anſchau⸗ 
ungen gewinnen, den kriegen wir auch aus Koſt und Logis heraus. 

Was man mit der dreijährigen Karenzzeit beabſichtigt, hat die olden— 
hurgiſche Regierung in der Begründung der Wahlrechtsvorlage ſelbſt gejagt. 
Sie ſchrieb da wörtlich: 

UVvi„, Die Staatsangehörigkeit muß jedem Deutſchen erteilt werden, der ſich inner: 
galb des oldenburgiſchen Staatsgebiets niedergelaſſen hat und ſich und feinen nicht 
arbeitsfähigen Familienangehörigen den Lebensunterhalt zu verſchaffen vermag, und 
ſogar Ausländern kann die Naturaliſation nicht wohl verſagt werden, wenn fie 
einen unbeſcholtenen Lebenswandel geführt haben und ſich und ihre Angehörigen 
‚m ernähren imſtande ſind. Wenn die Zeit der Wahlen herannaht, pflegen ſich viele 
i die oldenburgiſche Staatsangehörigkeit aufnehmen zu laſſen, die erſt kurz vorher 
don auswärts zugezogen find, die aber nichts als der vorläufige Aufenthalt mit 
dem oldenburgiſchen Staate verbindet; und an den Wahlen beteiligen ſich dann 
neben den anſäſſigen Elementen der Bevölkerung ſolche, die weder am Beſtand 
och am Wohlergehen des oldenburgiſchen Staates ein irgend erhebliches Intereſſe 
haben. Sie wählen, ohne daß fie über die Verhältniſſe und Bedürfniſſe des Landes 
Anterrichtet ſein können, und infolgedeſſen nur zu leicht den ihnen von den Parteiführern 
Horgeſchlagenen Parteiangehörigen (hier wird ganz unzweideutig auf die Sozial- 
demokratie angeſpielt. D. V.); ſie haben keine Veranlaſſung, ſich im übrigen um 
das Schickſal des Landes zu kümmern, das ſie vielleicht ſchon nach kurzem Auf— 
unthalt wieder verlaſſen.“ 

Dem ſolle, führt die Regierung weiter aus, durch die dreijährige Karenz⸗ 
Wi Bet werden. Von der indirekten Wahl jagt der Negierungs- 
ntwurf: 

I „Neuerdings hat das indirekte Wahlrecht feine urſprüngliche Bedeutung zu 
‚nem erheblichen Teile verloren, denn die Wähler halten ſich mehr und mehr für 
usreichend politiſch geſchult, um ſelbſt einen paſſenden Abgeordneten auszuſuchen, 
‚md fie beſchließen daher an vielen Orten, insbeſondere in den Städten (hier liegt 
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wieder die Anſpielung auf die Sozialdemokratie klar zutage. D. V.), wer als Ab 
geordneter gewählt werden ſoll, und wählen dann die Wahlmänner nicht mehr 
weil ſie ſie für befähigt halten, ihrerſeits einen geeigneten Abgeordneten zu finden 
ſondern weil dieſelben ſich von vornherein verpflichtet haben, ihre Stimme den 
beſtimmten Kandidaten zu geben. Die Wahlmänner werden in dieſem Falle 8. 
bloßen Zettelträgern, und die indirekte Wahl wird zu einer bloßen Formalitä 
deren Eigenart den Ausfall der Wahlen nicht mehr zu beeinfluſſen vermag.“ 


Man ſieht hieraus, daß ſich die oldenburgiſche Regierung ſehr klar 901 
über war, ein wie gutes Geſchäft ſie mit dem Austauſch der indirekten Wah 
gegen die direkte bei gleichzeitiger Einführung der dreijährigen Karenzzei 
machen würde. Jedenfalls muß es auch dem größten Optimiſten noch ſeh 
fraglich ſein, ob vom proletariſchen Standpunkt aus der Wegfall der Et 
werbung des Staatsbürgerrechtes der dreijährigen Karenzzeit gegenüber eil 
Vorteil iſt. Meines Erachtens wiegt allein die dreijährige Karenzzeit ſchol 
ſo ſchwer, daß die anderen von Genoſſe Hug aufgezählten Vorteile: da 
erſtens die Schwierigkeit, Wahlmänner zu bekommen, aufhöre, und da 
zweitens die DSH Wonprenufie damit beſeitigt würden, gar 1 in Betrach 
kommen. 

Weitere Vorkeile weiß Genoſſe Hug in ſeinem Artikel nicht aufzuführen 
Es dürfen aber zwei große weitere Nachteile nicht vergeſſen werden. Da 
bisherige Wahlſyſtem regelte die Abgeordnetenzahl automatiſch 
Auf 10000 Einwohner kam jedesmal je ein Abgeordneter, ihre Zahl wurd 
durch kein beſonderes Geſetz, ſondern durch die Volkszählung beſtimmt. Di 
Regierung hat nun zwar in der veränderten Wahlrechtsvorlage auf die Fest 
legung der Abgeordnetenzahl für ewige Zeiten verzichtet, ſie will der Einführun 
der Einzelwahlkreiſe mit je einem Abgeordneten auf 10000 Einwohner nicht 
entgegenſtellen. Aber das heißt doch nur, daß es jetzt mit der automatiſche 
Regelung vorbei iſt und daß die Wahlkreisgeometrie i in Oldenburg in kleineren 
Maßſtab ebenſo gemacht wird, wie fie bei den Reichstagswahlkreiſen in 
großen gemacht worden iſt. Zudem wird dieſe Wahlkreiseinteilung erſt i 
dem noch zu erwartenden Wahlgeſetz geregelt, von dem nach der Haltung de 
bürgerlichen Landtagsmajorität bei der Wahlreformvorlage nur ein ſehr leicht | 
gläubiger Optimiſt etwas Gutes erwarten kann. 

Zu dieſer großen Belaſtung der Wahlrechtsänderung mit reaktionären 
Kautelen kommt nun noch als letztes die Verlängerung der Legislatur 
periode von drei auf fünf Jahre, über deren hanbgeeifliche Mach 
ich kein Wort zu verlieren brauche. 

Man ſieht alſo, daß auch bei einer rein praktiſchen, nur auf die fe 
genannten poſitiven Errungenschaften gerichteten Abwägung die oldenburgiſch 
Wahlreform den Namen Reform kaum behaupten kann. Der ſozialdemokra 
tiſche Landtagsabgeordnete Schulz hat fie ſelbſt nur ein Reförmchen genann 
Ob es zu wünſchen wäre, daß Preußen mit einer ſolchen Reform beglüd 
würde, iſt eine Frage, die hier gar nicht mitſpricht. Die oldenburgiſche Wahl 
vorlage an dem preußiſchen Dreiklaſſenwahlſyſtem zu meſſen, kann nieman 
ernſtlich einfallen, ſie darf doch, wenn wir nicht den Boden ſachlicher 61 
wägungen verlaſſen wollen, nur an demjenigen Wahlrecht gemeſſen weren 
das ſie verbeſſern ſoll. 

Aber ſelbſt wenn um einen Heinen Gewichtsteil die Vorteile ver Wahl 
reform die Nachteile überwiegen ſollten und ſich die oldenburgiſche Lanta 
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raktion deshalb verpflichtet gefühlt hätte, für die Wahlvorlage zu ſtimmen, 
o folgt doch daraus keineswegs, daß ſie deshalb auch für die Verſchlech— 
derungen ſtimmen mußte! Das wäre doch eine ſonderbare Logik und käme 
zenau auf dieſelbe Logik hinaus, mit der die Freiſinnigen ihre Abſtimmung 
ür das Reichsvereinsgeſetz begründeten. Wie der Sprachenparagraph ein Aus⸗ 
tahmegeſetz iſt, jo iſt auch die dreijährige Karenzzeit als Ausnahmegeſetz ge: 
acht. Das ſteht klar und deutlich in der Begründung der Regierungsvorlage, 
n der es heißt: | | 
„„Durch das zum Teil erhebliche Anwachſen industrieller Anlagen ift in manchen 
Bezirken die Zahl der Induſtriearbeiter und damit derjenigen geſtiegen, welche als 
Fremde einwandern. Es kann dem Gemeinwohl nicht damit gedient ſein, daß die 
vechſelnden Teile der Bevölkerung ohne weiteres den ſeßhaften und mit dem 
ande verwachſenen Einwohnern gleichgeſtellt und berechtigt werden, an den 
Vahlen zur Landesvertretung teilzunehmen, ſobald und nur weil fie ihren Wohn⸗ 
itz in das Großherzogtum ohne jede Gewähr eines dauernden Verbleibens ver⸗ 
egt haben.“ ö f | 700 u 

Und wenn die Verlängerung der Legislaturperiode von drei auf fünf 
Jahre gewiß kein Ausnahmegeſetz iſt, ſo iſt ſie doch in ihrem Vorgang im 
Faſchingsreichstag von 1887 in unſerer Parteigeſchichte derartig gekennzeichnet, 
daß ſie nach meiner Meinung uns ebenſo unannehmbar fein mußte wie ein 
Ausnahmegeſetz. Schrieb doch der „Vorwärts“ bei der erſten Nachricht von 
der Annahme der Verlängerung der Legislaturperiode durch den olden⸗ 
Hurgiſchen Landtag, daß der Freiſinn im Block die Zeiten vergeſſen habe, in 
denen er Seite an Seite mit der Sozialdemokratie gegen die Verlängerung 
der Legislaturperiode kämpfte. Am anderen Tage ſtellte ſich heraus, daß die 
ozialdemokratiſche Landtagsfraktion Seite an Seite mit dem Freiſinn für die 
Verlängerung der Legislaturperiode geſtimmt hatte! 
Das aber war es gerade: die völlig unvorhergeſehene Abſtimmung 
der Landtagsfraktion für die fünfjährige Legislaturperiode, was 
den Konflikt der Redaktion des „Norddeutſchen Volksblatts“ mit 
der Landtagsfraktion herbeiführte. Und dieſe Abſtimmung verblüffte 
gicht nur die Redaktion, ſondern auch die Mehrzahl der Wähler der 
Landtagsabgeordneten Hug, Schulz und Heitmann. Die drei Abgeordneten 
ind nämlich in Ruſtringen, Bant, Heppens uſw. gewählt, und die Genoſſen 
hres Wahlkreiſes haben ihnen am 23. März in einer Wahlvereinsverſamm⸗ 
ung, in der ſich die ganze Landtagsfraktion reichlich ausſprechen konnte und 
zusſprach, kein Vertrauensvotum ausgeſtellt, ſondern ihre Haltung miß⸗ 
billigt. Die Redewendung des Genoſſen Hug von den verſchwindenden Aus: 
nahmen, die die Haltung der Fraktion nicht verſtanden hätten, iſt alſo wenig 
angebracht. Die verſchwindenden Ausnahmen find die Wähler von Dreiviertel 
der Fraktion. . 
Der Hugſche Artikel ſagt nun, daß eine Ablehnung der Verlängerung der 
Legislaturperiode durch die Sozialdemokratie das Zuſtandekommen der ganzen 
Wahlreform gefährdet habe. Nach meiner Meinung iſt die ganze „Reform“, 
ſelbſt durch die roſigſte Brille betrachtet, jo zweifelhafter Natur, daß man es 
Zuch vom opportuniſtiſchen Standpunkt aus auf ein Scheitern hätte ankommen 
‚allen und das Odium ruhig auf die Regierung, die ohne Legislaturperioden⸗ 
berlängerung ſelbſt nicht für die kleinſte Reform zu haben war, abwälzen 
ſollen. Tatſächlich hat denn auch der Abgeordnete Schulz nach feiner eigenen 
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Ausſage die ein Abgeordneten zu überreden ee die Fünffähgige 
Legislaturperiode ſtandhaft abzulehnen, da einer imponierenden Mehrheit die 
Regierung nachgeben würde. Erſt als er ſah, daß mit zwei Ausnahmen 
reaktionär⸗agrariſcher Färbung, von denen zudem im Plenum die eine noch 
umfiel, die bürgerlichen Kommiſſionsmitglieder geſchloſſen für die Verlängerung 
der Legislaturperiode eintraten, fiel auch er (Schulz) um, weil, wie er im 
Plenum ſpäter ſagte, er nicht in der Geſellſchaft der beiden Reaktionäre ſein 
wollte. Nach meiner Meinung hätte die Fraktion, auch wenn das Geſetz ge 
ſcheitert wäre, ebenſowenig für die Verlängerung der Legislaturperiode ſtimmen 
dürfen, wie ſie richtigerweiſe in der erſten Leſung auch nicht für die dreijährige 
Karenzzeit zu haben war, von der die Regierung ebenfalls das Zußtan 
kommen des Geſetzes abhängig gemacht hatte. 

Daß die ſozialdemokratiſche Landtagsfraktion der Meinung war, durch eine 
Ablehnung der Verlängerung der Legislaturperiode das ganze Geſetz zu ge⸗ 
5 
N 


fährden, kann ich mit den Erfahrungen nicht leicht in Einklang bringen, die 
die Kommiſſionsmitglieder bei ihren Verſuchen gehabt haben wollen, die bürger⸗ 
lichen Landboten gegen die Verlängerung ſcharf zu machen. Ich muß es 
aber glauben, obwohl ſich dann die Landtagsfraktion, da im Plenum an 
eine einzige Stimme gegen die Verlängerung war, in einer Weiſe ver⸗ | 
rechnet hätte, wie fie im Parlamentarismus ziemlich einzig daſteht. Jeden⸗ 
falls gibt mir der Erfolg recht, wenn ich ſage, die Landtagsfraktion hatte s 
trotz ihres von mir nicht geteilten Beſtrebens, das Geſetz unter allen Um⸗ 
ſtänden unter Dach und Fach zu bringen, nicht nötig, für die Verſchlechterung 
durch Verlängerung der Legislaturperiode zu ſtimmen. Genoſſe Hug hält es 
in ſeinem Artikel für logiſch, daß man, wenn man für das Geſetz im ganzen 
ſtimmt, auch für die Verſchlechterungsanträge ſtimmen muß. Ich bin hier 
grundſätzlich anderer Anſicht. Immerhin wäre es wenigſtens eine Begründung 
geweſen. Tatſächlich aber iſt die Abſtimmung der ſozialdemokratiſchen Land⸗ 
tagsfraktion vom Landtagsabgeordneten Schulz damit begründet worden, daß 
man ſich von den Gegnern nicht ſagen laſſen wolle, daß man keine poſitive 
Arbeit leiſte, daß man ſich nicht in der Geſellſchaft der „Reaktionäre“ — ſie 
war inzwiſchen auf einen Mann zuſammengeſchrumpft — befinden wolle, daß 
man ſich draußen im Lande namentlich bei den Wahlen nicht ſagen laſſen 
wolle, man laſſe auch dieſes winzige Reförmchen ſcheitern, weil man alles oder 
nichts wolle uſw. Nun — die vom Genoſſen Schulz ſelbſt niedergeſchriebene 
Begründung in dem Landtagsbericht des „Norddeutſchen Volksblattes“ war 
derart, daß nach meiner Anſicht das abſprechende Urteil der „ſich radikal ge⸗ 
bärdenden Parteiblätter“, wie der Genoſſe Hug einen großen Veil unſeken 
Parteipreſſe nennt, nur zu berechtigt war. | 
Die weiteren Gründe, die der Abgeordnete Hug für die Abſtimmung der 
Fraktion anführt, laufen ſchließlich darauf hinaus, daß, wenn eine Regierung 
mit „Reformen“ kommt, alles dankbar geſchluckt werden muß. Er verweiſt 
auf die einflußreichen Kreiſe im Lande, die das Pluralrecht verlangen, die 
widerwillige Zuſtimmung des Landesfürſten, die Vorhaltungen Preußens, 
die Pflicht, poſitive parlamentariſche Arbeit leiſten zu müſſen uſw., alles 
Gründe, die die Zuſtimmung zu einer Verlängerung der Legislaturperiode 
rechtfertigen ſollen, und gegen die ich ungefähr dasſelbe ſagen müßte, was 
unſere Parteipreſſe und unſere Reichstagsabgeordneten gegen die freiſinnigen 
N 


Gründe für das Reichsvereinsgeſetz vorgebracht haben. Genie, 0 Ver⸗ 
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ich hinkt, auch dieſer, aber der Unterſchied iſt doch nur gradueller, nicht 
Imipieller Natur. Man vergleiche nur die Argumentation im Hugſchen 
or mit der Rede Payers. Da ſpringt die Weſensverwandtſchaft förmlich 


die Augen. Wie der Genoſſe Hug in ſeinem Artikel ſchreibt „Einen Wider⸗ 
gibt es nicht“ und dabei jedenfalls nicht von eigenſinniger Rechthaberei, 
dern von ehrlicher Überzeugung geleitet wird, ſo iſt es auch mir unmög⸗ 
„irgend etwas zu widerrufen. Es liegt mir jede Splitterrichterei oder 
inigkeitskrämerei fern, ich habe auch nie bezweifelt, daß die olden— 
giſche Landtagsfraktion einzig und allein und ganz ſelbſtverſtändlich von 
lauterſten Abſichten geleitet worden iſt, aber ebenſowenig kann ich mich 
h der Überzeugung verſchließen, daß fie mit ihrer Abſtimmung für die Ver⸗ 
gerung der Legislaturperiode einmal gehörig daneben gehauen hat. Bei 
er grundſätzlichen Verſchiedenheit unſerer Anſichten war natürlich eine Ver⸗ 
digung von vornherein ausgeſchloſſen. Es kam dabei viel weniger die 
pägung der Vorteile und Nachteile der Vorlage in Betracht, als die Zu- 
mung zu einer handgreiflichen Verſchlechterung des beſtehenden Wahlrechts, 
es die Verlängerung der Legislaturperiode unzweifelhaft iſt, lediglich aus 
h Grunde, um jeden Preis ſogenannte pofitive Arbeit zu ſchaffen, obwohl 
N), wie Genoſſe Schulz ſelbſt zugeſtanden hat, ſogar im beiten Falle nur 
ein minderwertiges Reförmchen handelte. 


der Lehrermangel in den deutſchen volksſchulen. 
Don Otto Rühle. 


m die Regierungen fo keck und ſchneidig vom Leder, daß einer der Refe⸗ 
65 der Leipziger Lehrer Wunderlich, vom Rate der berühmten Seeſtadt 
aßregelt wurde. Für die nächſte deutſche Lehrerverſammlung, die 
Pfingften in Dortmund tagen ſoll, hat der Vorſtand des Deutſchen Lehrer⸗ 
ins wiederum das Thema „Lehrermangel“ auf die Tagesordnung geſetzt 
— damit ſich nicht wieder ein Konfliktsfall ereignet — zum Referenten 


| dreiunddreißig Jahren. Und das Thema wird, wenn die Schmach des 


ge Wort für Wort wieder abgedruckt werden. Nur die Ziffern wären zu 


5 Deutſchen Reiche 59348 öffentliche Volksſchulen, in denen von 
530 Lehrkräften 8924779 Kinder unterrichtet wurden. Auf eine Lehrkraft 
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Vor dreiunddreißig Jahren unterhielt ſich die deutſche Lehrerſchaft auf dem 
1 705 in Leipzig über die Miſere des Lehrermangels. Man zog dabei 
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zu unterrichtende Schülerzahl auf 30 bemeſſen — das iſt etwa die Fordern 
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entfielen durchſchnittlich 61 Schüler. Würde man die von einer Lehel: 


der fortgeſchritteneren bürgerlichen Pädagogik und entſpricht den Verhältniſſi 
in außerdeutſchen Staaten —, jo wären rund 150000 weitere Volk⸗ 
ſchullehrer und ⸗-lehrerinnen erforderlich. Das Lehrperſonal müßte a) 
mehr als verdoppelt werden. Die 150000 Lehrkräfte, die das deutſ⸗ 
Volksſchulweſen zu wenig hat, kennzeichnen den Stand des abſolut! 
Lehrermangels. e . 

Die höheren Schulen ſind von dieſem troſtloſen Zuſtand unberührt. % 
macht ſich kein Mangel an Lehrkräften bemerkbar, da hat auch ki 
Lehrer 61 und mehr Schüler in ſeinen Klaſſen ſitzen. In den höheren Schul 
Preußens zum Beiſpiel unterrichteten 1904/05 10723 Lehrer 191446 Schül, 
auf eine Lehrkraft entfielen alſo 17 bis 18, in den Gymnaſien ſogar nur) 
bis 16 Schüler. 5 | Ei 

Neben dem abſoluten Lehrermangel beſteht in der Volksſchule noch 1 
all ſeinen Unzuträglichkeiten und verderblichen Folgen der Jammer des ve: 
tiven Lehrermangels. Die preußiſche Unterrichtsverwaltung gab 1901 an, de 
1828 Lehrerſtellen wegen Mangels an verfügbaren Lehrkräften unbeſetzt jet. 
Bis 1906 iſt die Zahl dieſer Stellen auf 3049 geſtiegen. In ähnſ 
rapider Steigerung hat ſich die Zahl der Halbtagsſchulen vermehrt. IE 
gab es 2879 dieſer unzulänglichen Schuleinrichtungen, die der Kultusmimt 
Falk als Notſtandsſchulen bezeichnete, „deren Beſeitigung im Inter 
des Staates gewünſcht werden müſſe“. 1891 jedoch war ihre Zahl auf 56 
gewachſen, und 1901 gar betrug ſie 7873. Das find genau 4884 Halbtag 
ſchulen mehr als zwanzig Jahre vorher! Eine Verdreifachung din 
Schulnot — auch ein „Fortſchritt“ in Preußen! Außerdem wies die Stati 
von 1901 nach, daß 1255922 Schulkinder in 8815 Schulen und 16127 Klaſt 
ſo unterrichtet wurden, daß auf die Klaſſe in einklaſſigen Schulen mehr «: 
80 Kinder, in Halbtagsſchulen mehr als 60 und in ſonſtigen zwei⸗ 11 
mehrklaſſigen Schulen mehr als 70 Kinder kamen. 22,15 Prozent a 
Schulkinder wurden demnach in überfüllten Klaſſen unterrichtet. Am 1 
günſtigſten ſtellte ſich die Klaſſenfrequenz im ſchwarzen Münſterlay 
wo 47,94 Prozent der Schulkinder in überfüllten Klaſſen ſaßen. Ihm folg 
die Regierungsbezirke Oppeln mit 44,47 Prozent, Arnsberg mit 40,86 P. 
zent, Düſſeldorf mit 34,30 Prozent uſw. In 692 Klaſſen, die von 97149 Kind! 
beſucht wurden, ſtieg die Frequenz über 120, 30 Klaſſen hatten 161 bis ! 
23 noch 171 bis 180, 11 noch 181 bis 190, 5 bis zu 200, 10 ſogar bis 
210, 4 über 210, nämlich 213, 217, 231, 236 Schüler. Nicht ge. 
damit. 104082 Schulklaſſen mußten durch insgeſamt 88346 Lehrkräfte 1 
ſorgt werden, ſo daß nicht einmal jede Klaſſe ihren eigenen Lehrer hei 
16000 Lehrkräfte wären nötig geweſen, um die Verhältniſſe zu norme 
im Sinne der preußiſchen Schulverwaltung zu machen. Der Prozentſaß 
unbeſetzten Stellen betrug im Durchſchnitt 2,06, für Oſtpreußen 2,60, Pomm 
2,65, Weſtpreußen 3,60, Poſen 5,26. 3239 Kinder konnten wegen überfüllt 
der Klaſſen (bis zu 236!) überhaupt nicht aufgenommen werden, 
80 365 waren „zeitweilig vom Schulbeſuch befreit“ (Hütekinder, Erntehil 
Rübenverzieher uſw.). Die Ziffern der letzten Volksſchulſtatiſtik 1906 lie 
noch nicht vor. Die Regierungen werden Grund genug haben, mit ih 
möglichſt lange zurückzuhalten. Es iſt offenes Geheimnis, daß der Leh! 
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mangel im Laufe der letzten Jahre keineswegs abgenommen, ſondern im 
Gegenteil eine beträchtliche Zunahme erfahren hat. Alle zu ſeiner Be⸗ 
ſeitigung angewandten Palliativmittelchen haben ſich als unzureichend, wenn 
nicht als verfehlt erwieſen. Vor allen Dingen hat der Zudrang zu den neu⸗ 
gegründeten Präparandenſchulen und Seminaren nicht entfernt den Erwar⸗ 
tungen entſprochen. Viele Klaſſen waren nur zur Hälfte beſetzt, und die Zahl 
der Abiturienten genügte nicht entfernt, um den Bedarf an Lehrkräften zu 
decken. Es kamen Lehrſtellen auf einen Seminariſten in der Provinz 
Weſtpreußen im Jahre 1901 6,32 (1896 5,69), Sachſen 7,44 (6,22), Branden⸗ 
burg 8,79 (7,45), Schleſien 6,10 (4,93), Heſſen⸗Naſſau 8,19 (7,13) und in 
ganz Preußen durchſchnittlich 6,82 gegen 6,20 im Jahre 1896. Von welcher 
Qualität dabei die neugewonnenen Lehrkräfte ſind, läßt ſich aus ein paar 
Prüfungsergebniſſen ermeſſen. Es beſtanden die zweite Prüfung in Marien⸗ 
burg 14 von 34, in Langfuhr 11 von 24, in Bunzlau 23 von 45, in Haders⸗ 
leben 14 von 24, in Segeberg 12 von 23, in Brieg 34 von 47, in Königs⸗ 
berg 13 von 24. Nach den Mitteilungen eines Regierungskommiſſars ſollen 
zurzeit etwa 3,5 Prozent (gegen 2,06 Prozent im Jahre 1901) der vorhan⸗ 


höher. Es waren am 1. Oktober vorigen Jahres bei 101581 Stellen in 
Preußen etwa 3560 unbeſetzt. Läßt man die rund 40000 ſtädtiſchen Stellen 
außer Betracht, da die Städte in nur geringem Maße unter dem Lehrer: 
mangel leiden (Berlin zum Beiſpiel hatte 1901 0,07 Prozent unbeſetzte 
Stellen), ſo ergibt ſich, daß 5,25 Prozent aller Landſtellen unbeſetzt 
ſind. Das Verhältnis geſtaltet ſich aber noch ungünſtiger, wenn man berück⸗ 
ſichtigt, daß einige Provinzen vom Lehrermangel faſt gänzlich verſchont find 
(1901 hatten Hannover 0,75, Schleswig⸗Holſtein 1,18, Brandenburg 1,66 Pro⸗ 
zent unbeſetzte Stellen); dementſprechend erhöhen ſich die Durchſchnittszahlen 
für die anderen Provinzen, ſo daß man wohl nicht fehlgeht, wenn man be⸗ 
hauptet, daß in den Gefilden Oſtelbiens 10 Prozent und mehr von 
allen Landſtellen unbeſetzt ſind. 

Die ganze Größe der Schulnot und des Lehrermangels kann freilich erſt 
der ſchätzen, ſchreibt A. Günther in der „Pädagogiſchen Zeitung“, der ſich der 
Mühe unterzieht, die Mitteilungen der Tages⸗ und Fachpreſſe von Fall zu 
Fall zu regiſtrieren. Da hören wir, daß die Zahl der unbeſetzten Stellen in 
Oberſchleſien auf 973 geſtiegen iſt; in den Kreisſchulinſpektionsbezirken Preis⸗ 
kretſchem fehlen 44, in Gleiwitz 40, in Tarnowitz 38, in Oberglogau 38, in 
Rybnik II 34, in Rybnik I 32, in Kreuzberg I 31 Lehrer uſw. Die Regierung 
in Breslau gab in einer Berichtigung bekannt, daß in ihrem Bezirk nicht 
200, ſondern 123 () Lehrer fehlen. Im Regierungsbezirk Wiesbaden fehlen 
nicht weniger als 100 Lehrer. Im Kreiſe Meſchede waren allein 17 einklaſſige 
Schulen unbeſetzt. In den Kirchſpielen Bart, Marne und Michaelisdonn in 
Süderdithmarſchen, einem ſehr engen Gebiet, fehlten zu gleicher Zeit 12 Lehr⸗ 
kräfte. Ahnlich lauten die Nachrichten aus einzelnen Teilen der Provinz 
Sachſen, Weſtfalen und Rheinland. Am ſchlimmſten aber ſieht es in Poſen 


Verhältniſſe hat Freiherr v. Zedlitz gelegentlich einer Etatsdebatte wie folgt 
Ausdruck gegeben: 
„Wir bauen ein großes Königsſchloß in Poſen, ſubventionieren Theater 
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denen Schulſtellen unbeſetzt ſein. In Wirklichkeit ift aber der Prozentſatz viel 
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aus; der allgemeinen Mißſtimmung über die dort beſtehenden unwürdigen 


in Bromberg und Thorn, machen alle ſchönen, augenfälligen Dinge. Aber 
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— wir vernachläſſigen die Beſchulung des deutſchen Bauern. Mir liegen die 


Akten vor, wonach in einer Reihe von Gemeinden ſeit Jahren die Bauern 


nicht mehr in der Lage ſind, deutſchen Schulunterricht zu genießen 


für ihre Kinder, weil die nötige Anzahl von Lehrern fehlt. Das iſt, wie ich 


f 


höre, nicht vereinzelt, ſondern eine Kalamität, die in der Provinz Poſen ge⸗ 


radezu epidemiſch wird. Mir wir bezeugt, daß in einer einzigen Gegend 


22 deutſche Bauern Haus und Hof verlaſſen haben, weil ihre Kinder 


keinen deutſchen Unterricht bekommen konnten.“ 


Der traurige Ruhm Preußens, die miſerabelſten Schulverhältniſſe inner⸗ 
halb der ſchwarzweißroten Grenzpfähle zu beſitzen, ſcheint für Sachſ en, das 
Muſterland der Reaktion, ſeit Jahren einen Anreiz zur Nacheiferung zu bilden. 
Daß Sachſen an der Spitze des deutſchen Volksſchulweſens marſchierte, it 


ſchon ſehr lange her; das Märchen, Sachſen ſei das Land der Schulen, iſt 


beſonders durch die Ergebniſſe der ſtatiſtiſchen Erhebung vom 1. Mai 1906 
aufs gründlichſte zerſtört worden. Danach ſteht das Volksſchulweſen in Sachſen 


inſofern noch unter dem preußiſchen Schuljammer, als in Sachſen auf eine 


Lehrkraft 65,69 Schulkinder kommen, gegen 63 in Preußen und 61 im Reiche. 
Doch auch ſonſt weiſt die ſächſiſche Volksſchule eine beſchämend ſchlechte Ver⸗ 
faſſung auf. Die Hauptſchuld daran trägt der ſeit Jahrzehnten andauernde 


Lehrermangel. 


Am 1. Mai 1906 wurden die Volksſchulen Sachſens von 780 107 Schülern 
beſucht, 495368 davon mögen auf die einfachen Volksſchulen kommen. Unter 
824 Schulen mit nur einem Lehrer waren 415 (50,36 Prozent), die von 
80 Schülern und darüber beſucht wurden. In dieſen 415 Schulen ſaßen 
8,64 Prozent der Schüler aller einfachen Volksſchulen, 5,48 Prozent der Volks⸗ 


ſchüler überhaupt. Dieſe Zuſtände werden noch oſtelbiſcher, wenn man fie 
im einzelnen näher betrachtet. 107 Volksſchulen (mit 1 Lehrer) hatten 80 bis 
90, 97 Schulen bis 100, 87 bis zu 110, 59 bis 120 Schüler, bei 32 belief 
ſich die Schülerzahl auf 130, bei 24 auf 140, bei 7 auf 150 und 2 erreichten 
die unerhörte Zahl von 171 und 174 Schülern. Hierzu bemerkt der 
Chemnitzer Lehrer Winkler, der die Ergebniſſe der Statiſtik für die pädagogiſche 
Preſſe verarbeitet hat: In 65 Schulen mit 8538 Kindern war alſo die ge⸗ 
ſetzlich zuläſſige Höchſtzahl für die Klaſſe (je 60) überſchritten, in einer Anzahl 
ſogar ganz bedeutend. In Friedrichsgrün (Bez. Auerbach) hatte ein Lehrer 
174, in Oberſachſenfeld (Bez. Schwarzenberg) 171, in Lichtenberg (Bez. Zwickau) 
145, in Großfrießen (Bez. Plauen) 143, in Mühlbach (Bez. Pirna) 140, in 
Räckelwitz (Bez. Kamenz) 137 zu unterrichten. Die übrigen Schulen mit einem 
Lehrer (350) wieſen im Durchſchnitt Klaſſenſtärken auf, die die Pädagogil 
gerade bei den ſo ungenügend gegliederten zwei⸗ und dreiklaſſigen Schulen 
auf keinen Fall als normal bezeichnen kann. Und die Erweiterung der 
ſtatiſtiſchen Aufnahme auf die Schulen mit zwei Lehrern ergibt kein freund 
licheres Bild. In 191 ſolcher Schulen mit 34355 Schulkindern hatte ein 
Lehrer im Durchſchnitt 89,93 Kinder, in 119 Schulen durchſchnittlich 
112,29 und in 19 Schulen ſogar 125,95 Kinder zu unterrichten. In 
Bezirk Zittau gab es zwei Schulen mit 531 Schülern, jo daß auf eine Schul 
265 Schüler und auf einen Lehrer über 132 Schüler kamen. Faßt mar 
den Stand der vorhandenen 1406 zwei⸗, drei⸗ vier⸗ und fünfklaſſigen Land 
ſchulen Sachſens nach der Statiſtik von 1901 ſummariſch ins Auge, ſo ergib 
ſich: in 384 Schulen auf 1 Lehrer 89,70, auf 1 Klaſſe 45 Kinder; in 257 Schuler 
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auf 1 Lehrer 109,06, auf 1 Klaſſe 54 Kinder; in 84 Schulen auf 1 Lehrer 
129,55, auf 1 Klaſſe 65 Kinder. Dieſe überfüllten Klaſſen befinden ſich noch 
dazu gerade dort, wo ſie am wenigſten zu finden ſein ſollten, nämlich wo 
die Gliederung der Schule ſowieſo ſchon nur das Minimum unterrichtlicher 
Verſorgung gewährt. So werden ſie zum Unheil für die Schüler und zum 
Unglück für die Lehrer. | 

Außer den überfüllten Klaſſen hat ſich Sachſen noch eine andere oſtelbiſche 
Errungenſchaft zugelegt: die vikariatsweiſe verwalteten und unbeſetzten 
Schulſtellen. 1904 mußten 357 Vikare eingeſtellt werden und 66 Stellen un⸗ 
beſetzt bleiben. Als Vikare verwendete man neben alten, ausgedienten Schul⸗ 
invaliden beſonders junge, unerfahrene, im Erzieherberufe noch überhaupt 
nicht oder nur äußerſt dürftig vorgebildete Lehrſeminariſten. Durch dieſen 
Unfug iſt die ſächſiſche Volksſchule vollends heruntergebracht worden. 1900 
waren 394 dieſer halbreifen Lückenbüßer als „Erzieher“ tätig, 1902 ſogar 496, 
im Jahre darauf 487, 1903 noch immer 387 und 1904 insgeſamt 242. Die 
ſonſt zur Beſeitigung des Lehrermangels getroffenen Maßnahmen waren die 
allgemein üblichen: Erweiterung der Fortbildungsgelegenheit, Einſtellung von 
Lehrerinnen uſw. Der Erfolg reichte jedoch nicht aus, um den Mangel zu 
decken. Daß der ſächſiſchen Regierung die Beſeitigung des Lehrermangels ge- 
lingen wird, daran iſt ebenſowenig zu denken, wie an ihren ernſthaften Willen 
zur Bekämpfung dieſes gemeinſchädlichen Übelſtandes zu glauben iſt. 

In Württemberg hat ſeit 1901 der Lehrermangel mit ungewohnter Stärke 
eingeſetzt und mit jedem Jahre ſo zugenommen, daß ſelbſt der Kultusminiſter 
Weizſäcker ihn in der Kammer „einen des Staates unwürdigen Zuſtand“ ge⸗ 
nannt hat. Um den Wirkungen dieſer Kalamität wenigſtens etwas entgegen⸗ 
zuwirken, iſt in den zahlreichen unter dem Lehrermangel leidenden Schulklaſſen 
Abteilungsunterricht eingeführt worden. 1906 betrug die Anzahl dieſer Schul⸗ 
klaſſen 1383, was etwa einem Manko von 5 bis 600 Lehrkräften entſpricht. 
„Die Schulgeſetze von 1859 und 1865 beſtimmen, daß einklaſſige Schulen mit 
mehr als 90 Schülern Abteilungsunterricht erhalten müſſen, das heißt ſie 
werden in zwei Abteilungen getrennt unterrichtet, und zwar in wöchentlich 
mindeſtens 32 Stunden. Steigt die Schülerzahl dauernd über 120, ſo iſt ein 
zweiter Lehrer anzuſtellen. An mehrklaſſigen Schulen ift eine Höchſtzahl bis 
130 zuläſſig (mit Abteilungsunterricht). Dieſe gewiß mäßigen Forderungen 
konnten, wie die mitgeteilten Zahlen beweiſen, noch nach Jahrzehnten nicht 
Angehalten werden; ja fie find bis heute noch nicht überall erfüllt. Im 
Bezirk Maulbronn zum Beiſpiel befanden ſich 1905/06 zwei ein- und mehr⸗ 
laſſige Schulen mit 120 bis 130 Schülern in einer Klaſſe; in 5 Klaſſen wurden 
e 100 bis 120 Schüler unterrichtet, und im Durchſchnitt entfielen in dieſem 
Bezirk 82 Schüler auf einen Lehrer. Sechs unſtändige Stellen waren unbeſetzt. 
Ahnlich lauten die Berichte aus den meiſten Bezirken: „überall üb erfüllte 
Schulen und unbeſetzte Stellen in bedenklicher Zahl“. (Werner⸗ 
Tübingen.) Die Regierung läßt es angeblich an Maßnahmen nicht fehlen; 
eider ergreift ſie immer nur ſolche, die dem Übel kein Ende bereiten, ſondern 
ss unter Umſtänden noch verſchlimmern. | 
Auch Heſſen, das ſeine Lehrer verhältnismäßig gut beſoldet, hat feine 
Schulnot, wenngleich in erträglichem Maße und Umfange. Am ſtärkſten tritt 
der Lehrermangel in der Nähe großer Induſtrieplätze zutage, wo die Zunahme 
der Arbeiterſchaft fortgeſetzt weitere Lehrkräfte erheiſcht. Nach dem „Schul⸗ 
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boten für Heſſen“ finden ſich in der Umgegend von Darmſtadt und Mainz 
Unterklafſen mit 85, 89, 92 und 107 Schülern. Ahnliche Zuſtände herrſchen 
auch in anderen Kreiſen. Der Lehrermangel hat dazu geführt, daß zahlreiche 
Gymnaſialabiturienten ohne jede pädagogiſche Vorbildung in den Schuldienſt 
eingetreten ſind; auch wird in der Lehrerſchaft die Befürchtung gehegt, daß die 
auffallende Nachſicht, die man ſeit Beſtehen des Lehrermangels den Seminar⸗ 
abiturienten gegenüber bei den Prüfungen übt, zu bedenklichen Erſcheinungen 
in bezug auf die Qualifikation der Lehrkräfte führen dürfte. Leider enthält 
die Landesſtatiſtik nichts über die Zahl der überfüllten und unbeſetzten Klaſſen, 
ſo daß ſich von dem eigentlichen Umfange des Lehrermangels kein klares Bild 
gewinnen läßt. Die Urſachen des Lehrermangels werden in der zu ſpäten 
Durchführung der Gehaltsaufbeſſerung von 1901 und in der durch den Ein⸗ 
jährigendienſt der Lehrer bedingten Entziehung von Lehrkräften erblickt. | 
Das „Muſterländle“ Baden fehlt natürlich auch nicht in der Reihe, ob⸗ 
wohl es wegen feiner Simultan⸗ und Halbtagsſchulen 1000 bis 1200 Lehrer 
weniger nötig hat als andere Staaten von derſelben Größe. Schon 1901 
konnten, wie Günther⸗Berlin mitteilt, 83 Gemeinden nicht die verlangten und 
vom Geſetz vorgeſchriebenen Unterlehrer erhalten, obwohl auf jeden ihrer Lehrer 
mehr als 100 Schüler kamen. Und die „Schulzeitung“ zählt 29 Schulen mit 
1 Lehrer, 8 mit 2 Lehrern, 6 mit 3 und 21 mit mehr als 3 Lehrern auf, in 
denen das geſetzliche Hundert überſchritten iſt. Die im Widerſpruch zu den 
geſetzlichen Beſtimmungen durchgeführte Mehreinſtellung von Lehrerinnen hat 
an der Miſere nichts zu ändern vermocht. W 
Über die Zuſtände in Braunſchweig wird der „Statiſtiſchen Beilage der 
Pädagogiſchen Zeitung“ geſchrieben: So ſtark wie jetzt ſcheint der Lehrer 
mangel in unſerem Lande noch nicht geweſen zu ſein. Mehr als 60 Semina⸗ 
riſten, die ganze zweite Klaſſe des Wolfenbüttler und beide zweite Klaſſen 
des Braunſchweiger Seminars ſind zur Aushilfe ins Land geſchickt. Trotz 
dieſer hohen Zahl, die 1903 erſt 39 betrug, ſind noch Stellen unbeſetzt. Oft 
war der Lehrermangel ſo groß, daß auch Schüler der dritten Seminarklaſſe, 
die kaum etwas von Pädagogik gehört hatten, monatelang allein die Schul 
ſtelle eines großen Dorfes verwalten mußten. Von den 387 Landſchulen 
weiſen nur 98 normale Verhältniſſe auf, 289 ſind überfüllt. In 46 Orten 
kommen 100 bis 119, in 19 Orten 120 bis 148 Kinder auf einen Lehrer 
Sollte es keine Schule mehr geben, die mehr als 80 Kinder für jeden Lehrer 
hätte, ſo fehlten 218 Lehrkräfte. Aber ſelbſt wenn die Regierung imſtande 
wäre, ſofort 218 Lehrer anzuſtellen, ſo würden mindeſtens noch 131 Schulen 
im Lande ſein, in denen auf jeden Lehrer 60 bis 79 Kinder kämen; der dritte 
Teil der Landſchulen wäre dann immer noch überfüllt. Dazu kommt, daß 
an den Orten, wo der alleinige Lehrer zwei Klaſſen hat (Halbtagsſchulen 
— und das find 229 Landſchulen —, die 5⸗- bis 10jährigen Kinder täglich um 
zwei Unterrichtsſtunden erhalten. überhaupt gewährt mehr als die Hälfte den 
Landſchulen den Kleinen eine durchaus ungenügende Zahl von Unterichts 
ſtunden, fo daß die geiſtige Koſt die denkbar dürftigſte und magerſte iſt. 
Dem neuen braunſchweigiſchen Regenten werden dieſe Dinge, falls er da: 
von Kenntnis erhalten ſollte, nicht beſonders fremdartig und ungewöhnlich 
vorkommen, iſt er doch aus feiner Heimat, dem Ochſenkopflande, noch vie 
ſtärkeren Tabak gewöhnt. In Mecklenburg⸗Schwerin fehlten nach einen 
Ermittlung der „Schulzeitung“ in den letzten Jahren etwa 7 Prozent der 
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hrer, in der Ritterſchaft mindeſtens 10 Prozent. Noch trauriger ſieht es in 
trelitz aus, wo überdies die Ausbildung der Lehrkräfte ſo im argen liegt, 
ß vielfach Seminarbeſuch als ganz überflüſſig erachtet wird und Krethi und 
lethi Schulmeiſter ſpielen kann. Auch in Lippe ſind von den vorhandenen 
9 Stellen 6 Prozent unbeſetzt; nach den Ausführungen des Abgeordneten 
hrer Bruns behauptet die Regierung ſeit zwanzig Jahren, daß der Lehrer⸗ 
angel „in kurzer Zeit überwunden“ ſein werde. Ahnlichem Optimismus 
digt man in Oldenburg, wo die Bekämpfung des Lehrermangels, der 
ſonders im Fürſtentum Lübeck und in Birkenfeld ſehr groß iſt, in den 
änden des bekannten Pokerminiſters Ruhſtrat liegt. Teilweiſe geradezu troſt⸗ 
s klingen die Mitteilungen, die aus den thüringiſchen Staaten kommen. 
ende Bezahlung der Lehrerarbeit, überfüllte Klaſſen, Mangel an Lehrkräften 
ſo lautet überall das alte Lied. 

So ſicher es iſt, daß das Trauerſpiel des Lehrermangels nur durch eine. 
ſſere Beſoldung der Lehrerſchaft beendet werden kann, fo ſicher iſt es, daß 
2 Bourgeoiſie nicht mehr für die Bildung des Volkes aufwendet, als fie 
ch ihrer Auffaſſung notgedrungen aufwenden muß. Je mehr ſie die geiſtigen 
zäfte des Proletariats zu fürchten Urſache hat, deſto mehr iſt fie darauf be- 
cht, dieſe Kräfte niederzuhalten, anſtatt zu heben. Und je mehr die Lehrer 
Intereſſe der herrſchenden Klaſſe ſich zu Prügelmeiſtern der Proletarier⸗ 
gend degradieren und bei Wahlen als politiſche Zutreiber der Volksfeinde 
d Reaktionäre wirken, deſto weniger brauchen ſie ſich zu wundern, daß ſie 
cht als Volkserzieher und Kulturträger, ſondern als dienſtwillige Lakaien 
r Machthaber bewertet und behandelt werden. Um des Wohles der ihnen 
vertrauten Jugend willen hätten ſie die Verpflichtung, dem Sozialismus 
m Siege über die Barbarei der junkerlich⸗kapitaliſtiſchen Schulreaktion und 
lturfeindſchaft zu verhelfen. 
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| Zur Parteilage in Italien. 
| Don Oda Dlderg (Rom). 


Die jüngſten Ereigniſſe in Rom, die Gewalttat in Piazza del Geſu und 
r nachfolgende Proteſtſtreik, haben die Aufmerkſamkeit der ausländiſchen 
wteipreſſe von anderen Vorgängen des proletariſchen Lebens in Italien 
gelenkt, denen große ſymptomatiſche Bedeutung zukommt. Wir meinen die 
uſammenkunft pro Amneſtie, die am 30. und 31. März in Rom tagte. 
Der letzte Parteitag (Oktober 1906) hat im ſogenannten Integralismus 
ter reformiſtiſchen Konzentration zum Siege verholfen, deren einigendes 
Anzip die Ablehnung des Syndikalismus war. Die integraliſtiſche Tages⸗ 
dnung hatte, ohne es zu wollen, den Reformiſten die Möglichkeit gegeben, 
ve Waffen und ihr Gepäck in das integraliſtiſche Lager zu tragen. Durch 
fe Verſtärkung von unerwünſchter Seite erfuhren die Integraliſten, daß die 
s Dogmatismus verſpottete Gradlinigkeit des Programms das einzige Mittel 
weſen wäre, um jenen Reformismus fernzuhalten, der ſich die Schaffung 
* Regierungspartei der Arbeiter zum Ziele ſetzt. Die Möglichkeit, für ein 
iniſterium zu ſtimmen und Wahlbündniſſe zu ſchließen, genügte den Re⸗ 
emiſten, und es kümmerte fie nicht und konnte fie nicht kümmern, daß der 
ſprüngliche Integralismus dieſer Möglichkeit eben nur ein Pförtchen offen 
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halten wollte. Die Tagesordnung der Integraliſten erſchloß jo dem Rei) 
mismus aller Schattierungen den Zutritt in die neue Parteimehrheit. 
; Natürlich wollten fie in dieſer das „Salz der Erde“ ſein. Die Cadet 
lief aber nicht ganz nach Wunſch, denn die Integraliſten, die ſich theoret 
nicht von den Reformiſten zu unterſcheiden wußten, fanden praktiſch die Uni: 
ſcheidungslinie ganz gut. Wer die Haltung des Parteivorſtandes verfolgt Fi 
kann nicht verkennen, daß in ihr ein beſtändiger Zwieſpalt zum Ausdr 
kommt: der Zwieſpalt zwiſchen einer opportuniſtiſche Zugeſtändniſſe nicht 
lehnenden ſozialiſtiſchen Partei auf der einen Seite und einer demokrati 
reformiſtiſchen Arbeiterpartei auf der anderen, für die der Begriff des 
geſtändniſſes längſt im ſyſtematiſchen Opportunismus ertrunken iſt. Daß 
die Gegenſätze nicht greifbarer zeigten, lag einfach daran, daß die Regieri 
gar keine Verwendung für ſozialiſtiſche Bundesgenoſſen hatte und darum 
ihrer Politik nicht einmal den Anſprüchen einer ſehr beſcheidenen Demokr 
genügte. Ferner waren jene „verwandten“ Parteien, die der Reformisn: 
zu ſeiner Rechten ſieht, ſeinen Liebeswerbungen wenig zugänglich und a! 
herzlich wenig begehrenswert. Sie find in denſelben politiſchen Winterſch 
verfallen, der unſere Parteifraktion umfängt und der überhaupt die Ara 
Miniſteriums Giolitti kennzeichnet. ff. 
Aber es hieße die Weſenheit des italieniſchen Reformismus verkenn 
wollte man nur das Streben nach parlamentariſchen Erfolgen, wie ſie Bü 
niſſe mit anderen Parteien und Unterſtützung des Kabinetts gewähren, 
ſein Merkmal anſehen. Ohne ſeinen theoretiſchen Wurzeln nachzugehen, 
vielleicht nicht mehr in die Vorausſetzung des Klaſſenkampfes einmünd 
ſondern Nahrung und Halt aus der Annahme der Solidarität der Klali 
ziehen, findet man ein grundlegendes Unterſcheidungsmerkmal im Synd 
lismus. Die italieniſchen Reformiſten find Syndikaliſten und waren es ſch 
ehe der revolutionäre Syndikalismus aufkam. Sie halten die Gewerkſchaf 
für die berufenen Träger der ſozialen Umgeſtaltung. Die Partei als 2 
einigung von Menſchen eines Zieles und eines Programms hat für ſie 1 
noch Anſpruch auf Pietät, wenn man nicht vorzieht, ſie als „Kirche“ o 
„Sektierergemeinde“ einfach zu verhöhnen. Dem weit umfaſſenderen Or 
nismus der Gewerkſchaften und der Berufsverbände der Beamtenſchaft, 
deſſen Gehirn die Parlamentsfraktionen der äußerſten Linken funktionie 
ſollen, vertraut der Reformismus die Zukunft des Proletariats an. Die w 


ſchaftlichen Organiſationen drücken die Bedürfniſſe aus, und ihre Sachwa 
im Parlament ſuchen den Punkt des geringſten Widerſtandes, um die t 

ſprechenden Forderungen zu verwirklichen. Ein ſozialiſtiſches Programm 
dabei ganz überflüſſig. a wi Near 
Einen Verſuch auf diefem Gebiet des Nurgewerkſchaftlertums hat nun 
Zuſammenkunft pro Amneſtie dargeſtellt. Gegenüber den zahlreichen 
urteilungen, die die ſtarke Streikbewegung Italiens ſowie auch die ai 
militariſtiſche Propaganda gezeitigt hat, wurde anfangs des Jahres der | 
danke einer Agitation pro Amneſtie lanciert. Die Zentralorganiſation 
italienischen Zentralverbände, die ganz unter reformiſtiſchem Einfluß ſtehen 
Konföderation der Arbeit, ſchickte die üblichen Rundſchreiben an alle Menjd 


guten Willens, jo an die gewerkſchaftlichen Zentralverbände, an die Arbe; 


kammern, an die Landesföderation der Hilfskaſſen, an den Landesverband 
Genoſſenſchaften, an die ſozialiſtiſche, republikaniſche und radikale Partei, 
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alle Abgeordneten der äußerſten Linken, an den italieniſchen Freidenkerbund, 

an die von den Vertretern der Volksparteien verwalteten Stadtverwaltungen, 
an die ſozialiſtiſchen, republikaniſchen und radikalen Tageszeitungen, an den 
italieniſchen Frauenverband, an die Beamtenvereinigung und an den Ver⸗ 
band ſozialiſtiſcher Jugendorganiſationen. Die lange Liſte befremdete und 
ſchien nicht im Einklang mit dem Zwecke. Am 14. März zeigte aber die 
Konföderation der Arbeit, worauf ſie eigentlich hinaus wollte: auf eine große 
Blockbildung der Linksparteien. In zwei Tagen könne man vielleicht 
nicht eine Platform für die bevorſtehenden Parlamentswahlen vereinbaren, aber 
man könne ſich doch über ein poſitives Reformprogramm einigen! 

Natürlich wird der Parteivorſtand ſtutzig. Die Zumutung, auf einer von 
der Zentrale der Gewerkſchaftsbewegung vom Zaune gebrochenen Zuſammen⸗ 
kunft mit ganz heterogenen, wahllos zuſammengerufenen Elementen ein Wahl⸗ 
programm zu vereinbaren, übertraf denn doch das Maß deſſen, was der 
Parteivorſtand ſich bieten laſſen konnte. Der „Avanti“ vom 25. März 
brachte alſo ein Communiqué, in dem der Vorſtand erklärte, an keiner ver⸗ 
bindlichen Beſchlußfaſſung teilzunehmen, die irgendwie die innere Politik der 
Partei berühre, und in den Beſchlußfaſſungen nichts als Gutachten mehr oder 
weniger befreundeter oder feindlicher Parteien ſehen zu können. Die „Sektierer⸗ 
gemeinde“ hatte wieder ihre dumme Naſe in die großzügige Intereſſenpolitik 
des reformiſtiſchen Syndikalismus geſteckt. N 
Die Konferenz kam alſo zuſtande. Daß „alle, alle kamen“, kann man 
nicht ſagen, denn die meiſten der Geladenen blieben aus, ſo der größte Teil 
der Abgeordneten der äußerſten Linken, der Freidenkerbund, auch die republi⸗ 
kaniſche und radikale Partei hatten nur eine ſehr improviſierte Vertretung 
geſchickt. Dafür waren aber viele Ungeladene da, die die gähnende Leere 
füllten: die Syndikaliſten, die Anarchiſten und die Vertreter von Lokalgewerk⸗ 
ſchaften. Die ſyndikaliſtiſchen Vertreter der Lokalgewerkſchaften erklärten ſich 
für die echte Vertretung des Proletariats, nahmen vom Volkshaus Beſitz und 
tagten dort auf eigene Fauſt. In der Parteiabteilung tagte die eigentliche 
Konferenz weiter, die den Syndikaliſten und Anarchiſten als Partei je zwei 
Vertreter zugeſtehen mußte. 

Der Umſtand, daß die Katzbalgereien mit den Syndikaliſten faſt die ganze 
Zeit ausfüllten, täuſchte über die Tatſache hinweg, daß man ſich über die 
Frage, die auf der Tagesordnung ſtand, nichts zu ſagen hatte. 

Was in aller Welt konnte man zur Erlangung der Amneſtie tun? Für 
die wenigen Vertreter der bürgerlichen Parteien war das Intereſſe an der 
Sache kaum mehr als ein politiſcher Höflichkeitsakt. Und die proletaxiſchen 
Otrganiſationen? Mit vollem Rechte wies Turati darauf hin, daß gar kein 
plauſibler Grund vorlag, um die Amneſtie zu fordern. Daß viele verurteilt 
ſind, kann doch kein Grund ſein, die Gefängniſſe zu öffnen. Die Amneſtie iſt 
nur verſtändlich, wenn man mit ihr einen Strich unter die Vergangenheit 
macht, und das pflegt man nur zu tun, wenn dieſe Vergangenheit innerlich 
überwunden iſt. Hat der Klaſſenkampf in ſeinen ſcharfen Formen — Streik, 
Boykott, Einſchüchterung der Streikbrecher — die zahlreichen Verurteilungen 
herbeigeführt, ſo kann man mit der Vergangenheit nur aufräumen, indem man 
von dieſen Formen abläßt. Turati ſteht natürlich nicht an, dieſes Ablaſſen 
zu befürworten: geſetzliche Regelung der Schiedsgerichte, des kollektiven 
Arbeitsvertrags, Abgehen von Streik⸗ und Boykottmethoden, die die Geſell⸗ 
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ſchaft aushungern, das müſſe man anftreben. Hat man dieſe neue Baſis für 
den gewerkſchaftlichen Kampf geſchaffen, ſo ſei auch die Stunde für die Am 
neſtie reif. 2 e 

Während ſo Turati eine Situation ſchaffen will, aus der heraus die | 
Amneſtie für die Bourgeoiſie logiſch ift, wollen die Syndikaliſten die Amneſtie 
erzwingen. Und zwar durch den Generalſtreik mit Unterbrechungen, vor allem 
den landwirtſchaftlichen Generalſtreik, bis zum Sterben des Viehes und dem 
Verderben der Ernte. Zuletzt warteten ſie noch mit dem Vorſchlag auf, die 
Abgeordneten der äußerſten Linken ſollten ihr Mandat zugunſten der Ver⸗ 
urteilten niederlegen. Als dieſer Vorſchlag ſo wenig ernſt genommen wurde, 
wie er gemeint war, zogen ſie ſich proteſtierend zurück, um mit den anderen | 
Sezeſſioniſten im Volkshaus weiterzutagen. EN 1 

Was ſagte die Konföderation der Arbeit, die die Zuſammenkunft organi⸗ 
ſiert hatte? Genoſſe Rigola erklärte, ſie werde ihren Weg weitergehen, das 
Proletariat aufklären und organiſieren: den Generalſtreik halte ſie für un⸗ 
angebracht, in bezug auf geſetzliche Maßnahmen fei fie ſkeptiſch. Ja, wenn 
man nur ſeinen Weg weitergehen wollte, was brauchte es da dieſer Zuſammen⸗ 
kunft? Wir ſind feſt überzeugt, daß die Gewerkſchaften gegenüber dem Ver⸗ 
langen nach Amneſtie nichts anderes tun können, als ihren Weg weitergehen, 
da ſie die Methoden, die die Opfer gezeitigt haben, nicht aufgeben dürfen, 
und andererſeits nicht die Kraft haben, die Regierung zu zwingen. Wozu dann 
aber die Konferenz? Kaum waren alſo die Syndikaliſten weg, ſo ging ein⸗ 
ſtimmig die folgende Tagesordnung Cabrini durch: 1 

„Die Zuſammenkunft erkennt die Notwendigkeit einer ſchnellen Amneſtie für 
die wegen politiſcher Vergehen und Ausübung ihres Streik⸗ und Boykottrechtes 
Verurteilten an und erachtet das Einvernehmen aller politiſchen und wirtſchaft⸗ 
lichen Organiſationen, die die parlamentariſche und gewerkſchaftliche Aktion für 
untrennbar halten, für geboten, um Maßregeln durchzuſetzen, die dem Klaſſenkampf 
weniger barbariſche (piu civili) Formen verleihen können; ſie weiſt den Vorſchlag 
des Generalſtreiks zurück, der den politiſch Verurteilten nicht helfen und den reak⸗ 
tionären Geiſt der herrſchenden Klaſſen verſchärfen würde, und beauftragt die Kon⸗ 
föderation der Arbeit und die Parteien der äußerſten Linken, ſich wegen der dieſen 
Grundſätzen entſprechenden Aktion ins Einvernehmen zu ſetzen.“ N 


Die Konferenz begnügte ſich alſo, die Aufgabe, die fie zu löſen zuſammen⸗ | 
getreten war, anderen zu ftellen! | Er .... 

Die beiden Vertreter des Parteivorſtandes ſtimmten für dieſe Tages⸗ 
ordnung mit folgenden Einſchränkungen: 1. daß die Zurückweiſung des 
Generalſtreiks nicht prinzipielle Bedeutung habe, 2. daß das Einvernehmen 
mit den anderen Parteien ſich auf die vorliegende Agitation beſchränke, 3. daß 
die etwa zu fordernden Mittel, die dem Klaſſenkampf mildere Formen ver⸗ 
leihen ſollen, nicht als Vorbedingung und gleichſam Preis der Amneſtie zu 
betrachten ſeien. 1 1 ER | u 

Man hat dann ausgerechnet, daß dieſe Tagesordnung, die den status quo 
ante feſtſetzt, mit 500000 Stimmen angenommen worden ift. Mit demſelben 
Rechte konnte man jede andere beliebige Zahl ausrechnen, da ja die Parteien 


mit ihrer ganzen Mitgliederzahl gezählt werden konnten. Die Freude der 
großen Zahl hatte man billig: hatten doch die meiſten Delegierten ihr Mandat 
gar nicht von der Mitgliederverſammlung, ſondern von den Exekutivkomitees 
erhalten, ſo daß die ganze Abſtimmung, bei der ein Delegierter 50000 und 
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hr Stimmen in die Wagſchale warf, eine Farce war. Im übrigen gewinnt 
e Ohnmachtserklärung nicht dadurch, daß ſie mit ſtarker Stimmenzahl ab⸗ 
zeben wird. 15 

Als Ergebnis hat man: vollſtändigen, reſtloſen Mißerfolg in Sachen der 
aneſtieagitation, was ja in der Frageſtellung ſelbſt eingeſchloſſen lag, und 
njo vollſtändigen, reſtloſen Mißerfolg in bezug auf die Beteiligung der 
wandten Parteien, die mehr politiſchen Sinn gezeigt haben als die Sozia⸗ 
en, und die ganze Sache nur als interparteilichen Höflichkeitsaustauſch auf⸗ 
zaßt haben. Ohne dieſe beiden Mißerfolge wäre das Fiasko der Zuſammen⸗ 
aft ins Koloſſale gewachſen. Man vergegenwärtige ſich die Liſte der Ein- 
ladenen. Wenn all dieſe grundverſchiedenen Vereinigungen Vertreter geſchickt 
tten, wirklich mit der Abſicht, zu diskutieren, wenn die ſyndikaliſtiſchen 
örenfriede es zu dem eigentlichen Zwecke der Zuſammenkunft hätten kommen 
fen, eben zu dem berühmten „poſitiven Reformprogramm“: es wäre ja ein 
haos aller politiſchen Begriffe, eine babyloniſche Verwirrung entſtanden, die 
h im beiten Falle zu der Einſicht klären konnte, daß jede Möglichkeit der 
erſtändigung ausgeſchloſſen war! Die mühſam gegliederten Intereſſenorgane 
r Geſellſchaft wieder in einen Urſumpf zurückführen wollen, um eine ge 
einſame Aktion zu fordern, aus der Auflöſung der in Kämpfen erworbenen 
genart und Eignung für ſpezifiſche Aufgaben, das wäre ein eminent reaktio⸗ 
rer Verſuch, wenn er nicht eben einfach ſinnlos wäre. 

Das Fiasko der römiſchen Konferenz zeigt uns, daß die Konföderation der 
ebeit politiſch noch wenig reif iſt, da ſie ſich die Initiative dazu aufdrängen 
5. Sie zeigt uns ferner, daß jener Mailänder Reformismus, der der geiſtige 
ater des Unternehmens war, die Bundesgenoſſen, die er von rechts für den 
planten Wahlblock erwartet, falſch einſchätzt und ſich für weit mehr um⸗ 
orben hält, als er tatſächlich iſt. Und ſie zeigt uns auch ſchon den Punkt, 
o ſich die Gewerkſchaftsbewegung vom Reformismus trennen muß, falls die 
inſtige Konjunktur der italieniſchen Induſtrie anhält. Der Reformismus iſt 
r die milden, gelinde wirkenden Mittel. Alles, was die Bourgeoiſie vor den 
opf ſtößt, iſt für ihn verfehlt, unter anderem, weil es den Plan der großen 
onzentration aller Linksparteien hemmt. Aber die Gewerkſchaften müſſen 
m einmal, bei allem Streben, unnütze Opfer zu vermeiden, die Bourgeoiſie 
or den Kopf ſtoßen, weil ihre Siege eben Niederlagen der herrſchenden Klaſſen 
nd, weil der Klaſſenkampf nicht in der Form, ſondern im Weſen liegt. Wir 
auben, daß nur eine Periode wirtſchaftlicher Kriſe den Bruch zwiſchen dem 
‚eformismus und dem Gros der Gewerkſchaftsbewegung aufhalten kann. So 
amündig die italieniſche Gewerkſchaftsbewegung auch iſt und gefliſſentlich ge: 
alten wird, ſo wird man ſie doch nicht dazu bringen können, die Kraft, die 
e hat, nicht zu gebrauchen und ſich durch Geſetze ſelbſt zu knebeln. 

Die ungeſchickte Offenheit, mit der der ſonſt ſo diplomatiſche Reformismus 
iesmal ſeine Weſenheit gezeigt hat, vereint mit der Haltung der Parlaments⸗ 
‘aktion während des jüngſten Generalſtreiks, läßt die Hoffnung offen, daß 
ie Zeiten der innerparteilichen Konfuſion ihrem Ende entgegengehen. Jener 
teformismus, der die Daſeinsberechtigung der Partei negiert und der gleich- 
eitig dem ſchweren Kampfe des Proletariats jo fern ſteht, ſo meilenfern, wie 
uratis glattes gemäßigtes Wort dem pochenden heißen Grimm, den prole⸗ 
wifche Selbſtdisziplin in den Proteſt des Generalſtreiks eindämmte, jener 
keformismus, der nur mühſam hinter etwas Demagogie ſeine Verachtung des 
| 
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Pöbels verdeckt, kann er noch weiter dem italieniſchen Sozialismus, dei 
begeifert und verlacht, zugeſellt bleiben, bloß weil die Preſſion des Syndik⸗ 
mus beide zuſammenpfercht? Wird der „Integralismus“ ſich auf dem näch 
Parteitag nicht auf ſeinen proletariſchen Urſprung zurückbeſinnen, wie ſich 
Parteivorſtand auf ſich ſelbſt beſonnen hat, als er gegen das Nurgewerkſchaf 
tum mit demokratiſcher Beilage Verwahrung einlegte und als er der Frafı 
gegenüber das Recht des Generalſtreiks vertrat? Die Aushöhlung des 
tegralismus iſt dem Reformismus ebenſo mißglückt wie die römiſche Konfer 
für die er die Konföderation der Arbeit Schaden und Spott hat tragen lajı 


Briefe aus new Lor. 
Von Algernon See (New Vork). | 


Arbeitslofigkeit in den vereinigten Staaten und sinken der Löhne und Kapii 
konzentration. — Anarchiſtenſchwindel und Polizeibrutalitäten. — Die Pa; 
wächſt. — Das Antiboßhkotturteil. — Ein geſcheiterter Einigungsverſuch 
fozialiftifhen Partei. / | 

Die induſtrielle Depreſſion dauert in unſerem Lande noch fort. Die 8 
nahme an Arbeitsloſen war vielleicht ſeit meinem letzten Briefe ke 
bedeutende; aber von einer Abnahme kann auch nicht die Rede fein. Zn; 
hieß es Woche für Woche, daß die Fabriken ihre Tätigkeit wieder aufnehm 
doch dieſen Berichten ſtehen wieder andere gegenüber, die von Schließung d 
Betriebe oder Reduzierung der Arbeitskräfte erzählen. Nach zuverläſſig 
Meldungen ſtanden am 1. April auf der Lohnliſte der Eiſenbahnen in di 
Vereinigten Staaten 345000 Mann oder 20 Prozent weniger als im letzt 
Oktober. Ein Organ der Textilinduſtrie ſchätzt, daß die Tätigkeit der Text⸗ 
fabriken des Landes auf unter 75 Prozent ihrer normalen Leiſtungsfähigk 
herabgedrückt ſei. In der Stahl- und Eiſeninduſtrie wäre 60 Prozent ne 
zu hoch gegriffen, und in der Kupferinduſtrie ſteht es nicht beſſer. J 
Februar veröffentlichte das ſtaatliche Arbeitsamt die Reſultate einer Unt 
ſuchung über die Ausdehnung der Arbeitsloſigkeit in der Stadt New Jo: 
Die Unterſuchung erſtreckte ſich auf 92 Gewerkſchaften in einem Dutzend J 
duſtrien mit 62 120 Mitgliedern; von dieſen waren nicht weniger als 226: 
oder 36 Prozent ſeit Beginn des Jahres arbeitslos. Sicherlich war die Za 
der Arbeitsloſen in anderen Gewerkſchaften nicht geringer und unter den U 
organiſierten noch größer. Auch hat ſich ſeither die Lage nicht gebeſſert. W 
könnten noch mehr Ziffern bringen, allein dieſe genügen, um zu zeigen, de 
in den letzten vier bis fünf Monaten mindeſtens ein Fünftel der Lohnarbeit 
in der Textilbranche, in den Bergwerken und im Verkehrsweſen der Ve 
einigten Staaten zu unfreiwilliger Muße verdamm wa.... f 
Die Arbeitsgelegenheiten vermehren ſich alſo noch nicht, dafür aber ſinke 
die Löhne in den noch tätigen Betrieben noch immer rapid. Am 16. Mä) 
wurde 45000 Angeſtellten der Baumwollfabriken von New England der Loh 
um 10 Prozent gekürzt; am 30. März folgten weitere 60000 und am 6. Apr 
ſind nochmals 60000 davon betroffen worden. Und ſtatt daß ſie hoffe 
dürfen, ihr Lohn werde in Bälde wieder ſteigen, hat man ihnen ſogar ein 
weitere Reduktion in Ausſicht geftellt. Einige Eiſenbahngeſellſchaften beganne 
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Januar die Löhne zu beſchneiden, und ſeither verging keine Woche, ohne 
eine oder die andere Tauſenden von Leuten den Lohn um 5, 10 oder 
Prozent herabſetzte. Eine Zeitlang hies es, die Bahnarbeiter wollten zur 
wehr dieſer Lohnkürzungen in einen allgemeinen Streik treten; aber bei der Un⸗ 
J von Arbeitſuchenden hätte ein ſolcher Streik kaum Ausſicht auf Erfolg ge⸗ 
dt. Gegenwärtig (Anfang April) find 250000 Weichkohlengräber ohne Arbeit, 
die Gewerkſchaft der Bergarbeiter einen Streik proklamierte, um die ver⸗ 
igten Grubenbeſitzer zu zwingen, daß wenigſtens zu denſelben Bedingungen 
itergearbeitet wird wie bisher, während die Beſitzer auf Herabſetzung der 
hne und noch einigen anderen Zugeſtändniſſen beſtehen. Man hofft noch auf 
e baldige Einigung, aber die Möglichkeit eines Rieſenſtreiks iſt vorhanden. 
fenbar erſcheint den Unternehmern der Zeitpunkt günſtig nicht nur zur 
rabſetzung der Löhne, ſondern noch mehr zur Beſeitigung der Sympathie⸗ 
ziks; fie könnten dann mit den Arbeitern jeder einzelnen Mine ſeparat ver⸗ 
adeln. Man kann jedoch mit Beſtimmtheit annehmen, daß die Arbeiter nicht 
ne Kampf nachgeben werden. ieh fi 
Seit meinem letzten Briefe find die Preiſe der Lebensmittel etwas herunter⸗ 
gangen, doch in Anbetracht der ſehr ſchlechten Geſchäftslage verhältnismäßig 
nig. Für den Lebensunterhalt der arbeitenden Klaſſe bedeutet dieſe Preis⸗ 
aabſetzung praktiſch jo gut wie nichts. Denn wenn auch, wie immer um 
je Jahreszeit, Eier, Butter und Milch etwas billiger wurden, ſo wird dies 
rch die Preiserhöhung aller Fleiſchſorten reichlich aufgewogen. Die Wohnungs⸗ 
eten ſind kaum merklich gefallen, alles in allem vielleicht um 5 Prozent, 
d ebenſo die Kleiderpreiſe. Im ganzen aber ſtanden die Preisverminde⸗ 
ngen durchaus in keinem Verhältnis zu dem verminderten Einkommen der 
eiten Volksmaſſen; der Detailhandel leidet darunter auch noch mehr als 
tten im Winter, wo viele Arbeiter noch etwas von ihren Erſparniſſen aus 
r „Proſperitätszeit“ beſaßen. Daher wird auch jede Woche von ungeheuer 
elen Bankrotten berichtet, deren Mehrzahl ſich aus dem Kleingewerbe und 
m Detailhandel rekrutiert. 
Und dieſe Depreſſion hindert das Wachstum der großen kapitaliſtiſchen 
iternehmungen nicht nur nicht, ſondern befördert ſie noch. Eine der be⸗ 
utendſten unter den zahlreichen Vereinigungen der jüngſten Zeit iſt die 
erſchmelzung der beiden Haupteiſenbahnnetze unſerer ſüdlichen 
chweſterrepublik, der mexikaniſchen Zentraleiſenbahn und der National⸗ 
enbahn von Mexiko durch eine hauptſächlich aus New Yorker Finanz⸗ 
uten beſtehende Aktiengeſellſchaft mit einem Aktienkapital von 460 Mil⸗ 
men Dollar. | | 9 0 
Der Kongreß debattiert augenblicklich noch über die Aldrich⸗ und Fowler⸗ 
ill, um das Bank⸗ und Kreditweſen zu „reformieren“, das heißt deutlich 
ſprochen, um das Finanzminiſterium zu ermächtigen, in Zukunft noch weiter 
gehen als früher, wenn es gilt, den Unternehmern aus der Wall Street in 
eiten eines Finanzkrachs beizuſpringen. Wir müſſen bemerken, daß Senator 
[drich, der Urheber dieſes vielbemerkten Geſetzentwurfs, der Schwiegerſohn 
„D. Rockefellers iſt. Kommentar überflüſſg. Über der Beſchäftigung mit 
eſer Bill zugunſten der großen Finanzleute hat der Kongreß noch keine Zeit 
funden, auf den lauten Schrei der Arbeiter nach Erleichterung ihres Elends 
nd Befreiung aus der Qual der Arbeitsloſigkeit zu hören. Die demokra⸗ 
ſche Minorität — die ſich als Repräſentant der „breiten Volksmaſſen“ oder 
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der „großen Mittelklaſſe“ fühlt — ift genau in derſelben Lage wie die ref 
blikaniſche Majorität, „die Partei der Truſts“. Über Fragen des Bank⸗ u 
Kreditweſens, der Eiſenbahntarife und noch manch andere Fragen ſind 
uneinig; aber ſobald es ſich um die Geſetzgebung für die Befreiung der Arbeit 
klaſſe handelt, gleichen ſich ihre Anſichten wie zwei Blätter weißen Papie⸗ 

Die Fortdauer der induſtriellen Depreſſion zeitigt zweierlei Früchte, Ein 
ſeits werden große Maſſen von Arbeitern durch das Elend, das mit jede 
Monat der Arbeitsloſigkeit und mit der Erſchöpfung ihrer geringen Erſpe 
niſſe wächſt, zu plötzlichen Kundgebungen und Demonſtrationen getrieben, d 
die Gemüter der herrſchenden Klaſſe mit wahrem Schrecken erfüllen. Unſe 
Bourgeoiſie iſt in gewiſſer Hinſicht viel unwiſſender als die der meiſten eu 
päiſchen Länder; ſie vermag die wahre Natur hiſtoriſcher Ereigniſſe nicht 
erfaſſen und ſieht in ſolchen Zeiten wie die jetzige nur, daß ihre Profite, ih 
Macht und das, was ſie „öffentliche Ordnung“ nennt, bedroht ſind. Dal 
iſt ſie der Theorie und dem Gefühl nach wütend individualiſtiſch und zeichn 
ſich durch die unbezähmbare Gier, durch die Tollkühnheit und durch jen, 
Hang zur brutalen und willkürlichen Gewalt aus, die Kautsky in fein 
„Sozialen Revolution“ als das ſpezielle Kennzeichen der Finanzbourgeoi 
oder einer Bourgeoiſie bezeichnet hat, die von ihren finanziellen Element 
beherrſcht wird. In Zeiten der Proſperität, wenn ihre Kaſſen gefüllt fin 
ſchwelgt unſere Bourgeoiſie in oſtentativer Freigebigkeit, in Werken der Mil 
tätigkeit und Philanthropie ebenſo wie in übertriebenem Luxus, und zwar; 
Hauſe wie in der Offentlichkeit. Aber ſie hat nicht ſo viel gefunden Menſche 
verſtand, um zu begreifen, daß in Zeiten der Kriſis, wo Millionen Mang 
leiden und Hunderttauſende am Verhungern ſind, ſie ihre öffentliche ur 
private Armenfürſorge vervielfachen müßte. Nein, jetzt, wo die Reichen ih 
Ausgaben für Diamanten und Automobile beſchränken müſſen, können ſie do 
nicht auch noch den Armen geben! Wie kann man jetzt erwarten, daß ſie d 
Hungrigen ſpeiſen, die Nackten kleiden und diejenigen beherbergen, die ar 
ihren elenden Häuſern geſtoßen wurden, weil ſie ihre Miete nicht zahlen konnter 

In der Geſchichte unſeres Landes gab es keine Zeit, in der die Ford 
rungen an die Wohltätigkeitsinſtitute ſo zahlreich waren wie jetzt; und n 
waren die Beiträge der Reichen zur Erhaltung dieſer Inſtitutionen ſo gerin 
wie in den letzten ſechs Monaten. e 

Die Armen werden unruhig, ſchreien, verzweifeln. Verlautet irgendw 
die Nachricht, daß ein Unternehmer einige Leute braucht, ſo belager 
Tauſende den Eingang zur Fabrik, wo ein Dutzend Hände benötigt werder 
Sie drängen vorwärts, ſie ſtoßen ſich, ſie brüllen. Man ruft die Polizei! 

Die Obdachloſen, die die Türen der Aſyle und Miſſionen verſchloſſe 
finden, verſammeln ſich in den Straßen, ſie murren, einige betteln, einig 
ſtehlen, einige wenige werfen die Fenſter ein. Man ruft die Polizei! | 

Einige gehen zu den Behörden oder in die Häuſer der Reichen und be 
ſtehen darauf, daß man ſie anhört. Man ruft nach der Polizei x, 

Die Arbeiterorganiſationen berufen Maſſenverſammlungen auf die öffent 
lichen Plätze ein, um die Zahl der Arbeitsloſen vor Augen zu führen un 
deren Forderungen zu vertreten. Man ruft die Polizei und prügelt ihnen Zu 
friedenheit ein! | Be Be 

Das iſt der Weisheit letzter Schluß bei der Bourgeoiſie der Vereinigte 


Staaten! Und weil unſere Bourgeoiſie ſelbſt korrumpiert, ungeſetzlich un 


er 
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gewalttätig iſt, ſo nimmt ſie natürlich an, daß dieſe unangenehmen Schau⸗ 


ſtellungen der öffentlichen Unzufriedenheit das Werk verbrecheriſcher Agitatoren 


und Verſchwörer ſind. Sie erhebt ein mörderiſches Geſchrei gegen die Anar⸗ 
chiſten und gerät in einen förmlichen Paroxismus von Angſt und Furcht. 
Unterdrückt die Anarchiſten! Jagt ſie hinaus, verbannt ſie, ſperrt ſie ein, 
hängt ſie, nur fort mit ihnen und rettet die Geſellſchaft! 


Und wer ſind die Anarchiſten? Nun, ein Anarchiſt iſt „ein Feind der 


Geſellſchaft“. Alle dieſe unangenehmen Geſellen, die nach Abhilfe der Not 
ſchreien, ſind offenbare Feinde der Geſellſchaft, folglich ſind ſie alle Anarchiſten; 
alſo jagt ſie hinaus! 


So folgert unſere Bourgeoiſie; und in der amerikaniſchen Polizei, die 
brutaler und in ihren höheren Regionen korrupter iſt als irgendwo im weſt⸗ 
lichen Europa, findet ſie ein willfähriges und vortrefflich geeignetes Inſtrument 
zur Ausführung ihrer Abſichten. 

Der Präſident Rooſevelt hat dieſer Anarchiſtenhetze beigeſtimmt, wie ſeine 


Haltung im Haywoodprozeß und bei anderen Anläſſen zeigte. Einer italieniſchen 


anarchiſtiſchen Zeitung, „La Questione sociale“, die in Paterſon (New Jerſey) 


erſcheint, iſt ſchon der Vertrieb unterſagt unter der Anklage „der Aufreizung 
zur Gewalt“. Während des letzten Monats erwog der Senat ernſthaft eine 
Bill, die dem dritten Aſſiſtenten des Generalpoſtmeiſters die Macht gegeben 


hätte, nach eigenem Belieben, ohne Möglichkeit einer Appellation an die Ge⸗ 


richte, jeder Zeitung das Privilegium des Portos zweiter Klaſſe wieder 
zu entziehen, die er für unwürdig desſelben hielt, das heißt er ſollte die 


Zeitung zwingen dürfen, für jedes einzelne verſandte Exemplar einen Cent 
Gebühr zu bezahlen, ſtatt der normalen Zeitungsgebühr von einem Cent pro 
Pfund. Dieſe Spitze war, wie allgemein bekannt, hauptſächlich gegen das 


weitverbreitete ſozialiſtiſche Organ „Appeal to Reason“ gerichtet, das die 


Wut des Präſidenten erregt hatte. Doch hatte der Senat nicht genug Kühn⸗ 


heit, dieſe Bill durchzulaſſen, ſondern überwies ſie einer Kommiſſion, die ſie 


vielleicht in einem günſtigeren Moment wieder aufnehmen ſoll. rt #% 
Am 23. Januar wurde eine große Arbeitsloſendemonſtration durch die Polizei 
unter deren Chef Shippy auseinandergeſprengt. Es wurde in unbarmherziger 


Weiſe geprügelt, und viele Perſonen wurden verletzt. Einige Wochen ſpäter 
trug ſich dasſelbe in Boſton und in noch größerem Maßſtabe in Philadelphia 


1 
| 


zu. In letzterem Falle begnügte ſich die Polizei nicht mit dem Prügeln, 


ſondern tötete mehrere Perſonen und brachte nachher noch einige vor Gericht, 


vor zahme Bourgeoisrichter, die ſie zu ein bis fünf Jahren Gefängnis ver⸗ 
urteilten. 
Um ſolche Gewaltakte zu rechtfertigen, bedurfte es des Anſcheins anarchi⸗ 


1 


ſtiſcher Gewalttaten. Die waren leicht zu beſchaffen. In Denver war ein 


offenbar durch das Elend übergeſchnappter Italiener namens Alia in eine 
katholiſche Kirche gegangen und hatte den Prieſter am Altar erſchoſſen. Alia 
ſagte, er ſei kein Anarchiſt, und es ergab ſich kein Schatten von Beweis für 


dieſe Anklage. Aber die Bourgeoispreſſe brauchte keinen; ſie ignorierte ab⸗ 


| 


ſichtlich die Tatſachen und ſprach von dem Mörder ſtets nur als von dem 
„Emiſſär“ der „inneren Abteilung“ der blutdürſtigen Anarchiſten und Sozia⸗ 


liſten; ſo wie ſie bei jeder Gelegenheit noch heute die Gasexploſion in der 


Börſe vom letzten Sommer als „anarchiſtiſches Bombenattentat“ hinſtellt. Um 
dieſelbe Zeit ſpielte ſich im Hauſe des Polizeichefs Shippy in Chicago ein 


. 
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ſonderbarer Vorfall ab. Shippy erzählte, es ſei zu ihm ein Unbekannter mit 
einem Brief gekommen; während er dieſen las, wurde er argwöhniſch, blickte 
auf den Fremden und ſah, wie dieſer ſich vorbereitete, ihn (Shippy) zu er⸗ 
ſchießen. Er griff daher den Fremden an, um ſich ſelbſt zu verteidigen, doch 
in dem Kampf wurde Shippys Sohn totgeſchoſſen, ehe Shippy den Fremden 
überwältigen und erſchießen konnte. Der Mann wurde als ein ruſſiſcher 
Jude Averbuch erkannt und hatte, ſoweit man feſtſtellen konnte, keine 
revolutionären Beziehungen. Es ergaben ſich viele Widerſprüche in Shippys 
Erzählung, und als beſonders verdächtig mußte es erſcheinen, daß er den er⸗ 
wähnten, geheimnisvollen Brief nicht vorweiſen konnte. Das von unſerem 
Genoſſen A. M. Simons redigierte Chicagoer Blatt „Daily Socialist“ nahm 
ſich des Falles an und verlangte energiſch, daß gegen Shippy Anklage er⸗ 
hoben würde, damit man die Tatſachen prüfen könne. Das wird wahrſchein⸗ 
lich nicht geſchehen, aber die Forderung unſeres Parteiblattes war inſofern 
nützlich, als es die Leute zum Nachdenken brachte. Die Anſicht wird immer 
allgemeiner, daß gar kein Brief exiſtierte, daß Averbuch, der die Formen der 
offiziellen Etikette nicht kannte, ein perſönliches Interview mit dem Polizeichef 
ſuchte, um ihm ſeine Leiden zu klagen, daß Shippy mit der bekannten Polizei⸗ 
roheit ſich auf ihn ſtürzte und ihn hinauszudrängen ſuchte, daß der arme 
Teufel Widerſtand leiſtete und dafür mit ſeinem Leben büßte. Shi n 
war jedenfalls nur ein zufälliges Opfer, vielleicht ſogar durch einen Schuß 
ſeines Vaters getötet. Auch hier hat jedoch die Bourgeoispreſſe in ſchamloſer 
Weiſe von mörderiſchen Anarchiſten⸗ und Sozialiſtenverſchwörungen geſprochen 
und von deren „geheimen Emiſſären“. 5 | 

Am 28. März ſollte eine große Arbeitsloſendemonſtration auf dem Union 
Square in New Nork abgehalten werden. Die Behörden ſagten nicht ja, nicht 
nein und ließen uns im Zweifel über ihre Haltung bis zum letzten Augen⸗ 
blick, wo es unmöglich war, die Verſammlung zu verhindern. Da ſchickten 
ſie etwa fünfhundert Poliziſten, davon hundert zu Pferde, unter dem Kom⸗ 
mando eines Inſpektors Schmittberger, eines Mannes, der ebenſo bekannt iſt 
wegen ſeiner Brutalität als wegen ſeiner erwieſenen Beſtechlichkeit; ein Mein⸗ 
eidiger, der vor jeder Verfolgung gefeit iſt, weil er bei der Verhandlung gegen 
ſeine Mitſchuldigen ſtets als Kronzeuge auftritt. Er war der richtige Mann 
für dieſe Sache, und er ſetzte alles daran, von den Kapitaliſten Vergebung 
für ſeine alten Sünden zu erlangen. 5 

Das Komitee entſchied ſich raſch dafür, keinen Verſuch zur Abhaltung eines 
Meetings zu machen, es miſchte ſich unter die Menge und riet ihr, die Ordnung 
ſtreng aufrechtzuerhalten; man ſolle ſich nicht zerſtreuen, ſondern ruhig in 
den Seitenſtraßen nächſt und rund um den Square ſpazieren, jeder Anweiſung 
der Polizei gehorchen, jedoch nicht nach Haufe gehen. Der Rat wurde buch⸗ 
ſtäblich befolgt. Die Demonſtration dauerte volle zwei Stunden. Zwanzig 
oder dreißigtauſend Menſchen drängten ſich in den Straßen, zuweilen die 
Marſeillaiſe ſingend, zuweilen gutmütig die Poliziſten hänſelnd, indem ſie g 
auf Befehl weitergingen oder ſich in die Seitenſtraßen begaben, aber konſequent 
immer wieder nach dem Square zurückkehrten. Kein Stein wurde geworfen, 
kein Schlag wurde geführt, kein beleidigendes Wort fiel ſeitens der Menge. 
Das erbitterte die Polizeigewaltigen über alle Maßen. Sie wurden aus⸗ | 
fällig, höhnten das Volk „verdammte Anarchiſten“ und „verfluchte Juden“; 
einige Perſonen wurden ohne vorhergegangene Provokation geprügelt, und 
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idlich wurde den Berittenen befohlen, in die Menge in den Seitenſtraßen 
neinzureiten. Viele der Poliziſten „erfüllten ihre Pflicht“ mit augenſchein⸗ 
hem Widerſtreben. Nur der wunderbaren, freiwilligen Disziplin dieſer von 
ir ſozialiſtiſchen Lehre durchdrungenen Arbeitermaſſen iſt es zu danken, wenn 
e Demonſtration nicht in blutigem Aufruhr endete, wie es der Wunſch der 
olizei war. i 

5 war eine höchſt eindrucksvolle Demonſtration. Bald nach 3 Uhr jedoch, 
3 der größte Teil der Menge ſich endlich verlaufen hatte, explodierte eine 
ombe auf dem Square. Eine große Panik entſtand. Die zurückgebliebene 
tenge floh nach allen Seiten, die Polizei hieb auf fie ein und ritt fie auf 
r Flucht nieder. Viele wurden verhaftet, doch die Polizei konnte nichts 
iden und mußte ſie wieder entlaſſen. Ein Mann wurde auf der Stelle 
urch die Bombe getötet, ein zweiter tödlich verwundet. Die allgemeine An⸗ 
ht, ſelbſt der Polizei, geht dahin, daß der letztere, ein gewiſſer Silberſtein, 
e Bombe eben werfen wollte, als ſie in ſeiner Hand explodierte. Einige 
eugen ſagten aus, der nachher Getötete habe ſie ihm gegeben. 

Dieſes Ereignis hat natürlich in den Augen oberflächlicher Perſonen das 
ühere brutale und willkürliche Vorgehen der Polizei gerechtfertigt. Und die 
aktionäre Preſſe, wozu auch die des berühmten „Radikalen“ Hearſt zu rechnen 
„benützte die Gelegenheit, nach ſtrengerer Unterdrückung der gefährlichen 
gitatoren aller Art zu ſchreien. Der „Herald“, der als das amerikaniſche 
gan der ruſſiſchen Regierung bekannt iſt, geht ſogar jo weit, daß er die 
eportation einheimiſcher Bürger fordert, wenn fie zu „Empörung und Klaſſen⸗ 
15“ auffordern; er möchte am liebſten auch noch die Settlementarbeiter (die 
den Arbeiterkolonien untergebrachten) zu den „läſtigen Bürgern“ rechnen. 
Das Geheimnis dieſes Bombenwurfs wird vielleicht niemals aufgeklärt 
erden. Selbſt die Polizei ſcheint nicht zu behaupten, daß eine anarchiſtiſche 
ruppe etwas damit zu tun hat. Ihre Erklärung lautet, Silberſtein ſei elend 
id verzweifelt und beſonders überreizt geweſen, weil er bei einem anderen 
teeting einige Wochen vorher von der Polizei niedergeknüttelt worden war. 
uch beſteht der Verdacht, daß ein Lockſpitzel von Beruf ſeine Hand im Spiele 
itte. Iſt es doch eine wohlbekannte Tatſache, daß es von ruſſiſchen Spitzeln 
New York wimmelt. Ebenſo bekannt iſt, daß einige von ihnen mit der 
olizei und den Privatdetektivs in Verbindung ſtehen. 

Es liegt auf der Hand, daß ein Bombenwurf ſowohl die große hieſige 
iſſiſche Flüchtlingskolonie als auch die Arbeiterbewegung im allgemeinen 
skreditieren müßte. Die ganze Wahrheit werden wir wohl niemals erfahren. 
Zir können nichts tun, als für die Aufrechterhaltung unſerer Rechte der freien 
ede, der freien Preſſe und der Verſammlungsfreiheit einzutreten und unſere 
kopagandiſtiſche und organiſatoriſche Tätigkeit noch energiſcher fortzuſetzen. 
lücklicherweiſe ſcheinen die Mitglieder der Partei nicht im geringſten demo⸗ 
iliſiert oder durch die Affäre entmutigt zu fein. 
Macht die induſtrielle Depreſſion unſere Lage noch ſchwieriger, indem ſie 
ele der davon Betroffenen zur Verzweiflung treibt und die der amerikaniſchen 
ourgeoiſie eigentümliche Grauſamkeit noch mehr hervorruft, jo verſtärkt ſie 
adererſeits die Reihen unſerer Partei. 

Wir zählen die Mitgliederzahl unſerer Parteiorganiſation vermittels der 
onatlichen Beitragsmarken, die das Nationalkomitee an die ſtaatlichen und 
kalen Organiſationen verkauft. 1903 betrug die Mitgliederzahl durchſchnitt— 
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lich für das ganze Jahr 15975; 1904 waren es 23327; 1906. 26784, ı 
der Jahresbericht des Nationalſekretärs von 1907 gibt für dieſes Jahr 29: 
an. Doch geht daraus noch nicht zur Genüge das Wachstum der Pa 
hervor. Denn wenn wir die Monatsberichte vom Dezember 1907 und v 
Januar und Februar 1908 betrachten, ſo ſehen wir, daß die Zahl der zahlen 
Mitglieder während dieſer Zeit nicht geringer war als 38027. Und de 
waren ſicherlich noch viele Mitglieder während dieſer Monate arbeitslos 1 
von der Beitragsleiſtung befreit, was das rapide Wachstum noch auffallen 
macht. Wir haben dies der vereinigten Wirkung der ſchlechten Zeit und ei 
ganzen Reihe von Urteilen gegen Arbeiterorganiſationen zu danken, die ! 
Arbeitern die abſolute Notwendigkeit der klaſſenbewußten, politiſchen Akt 
zur Verteidigung ihrer Rechte und zur Erreichung von Verbeſſerungen zeigt 
Es ſcheint, daß nach mehreren Jahren langſamen Wachstums die ſozialiſti 
Partei Amerikas in eine Periode ſchnellſter Vergrößerung eingetreten iſt, 
noch die von 1902 übertrifft, wo der große Kohlengräberſtreik uns fo v 
neue Anhänger brachte. a | . 

Wir müſſen noch eine wichtige gerichtliche Entſcheidung erwähnen, die v 
oberſten Gerichtshof der Vereinigten Staaten einige Tage nach der Abſendr 
unſeres letzten Briefes gefällt wurde. Ein großer Hutfabrikant klagte get 
die Hutmachergewerkſchaft (United Hatters of America), die einen Boyl 
über ſeine Waren verhängt hätte, indem ſie ihn dadurch zwingen wollte, 
ſeiner Fabrik die Bedingungen der Gewerkſchaft einzuführen. Dieſer Pro 
dauerte drei oder vier Jahre; einander widerſprechende Urteile wurden * 
verſchiedenen Inſtanzen gefällt, von beiden Parteien wurde mehrmals apf 
liert, und verſchiedene Nebenprozeſſe wurden geführt; endlich kam er vor d 
höchſte Tribunal. Am 3. Februar fällte dieſes die Entſcheidung, daß 
Boykott ungeſetzlich ſei, gleichviel ob Gewalt angewendet oder nur damit gedr. 
worden ſei. Der Gerichtshof erklärte, die Gewerkſchaft habe durch Verhängu 
eines Boykotts „eine Handlung zur Verhinderung der Geſchäftsführung“ 
gangen, die in das Shermanſche Antitruſtgeſetz falle und daher ungeſetzl 
ſei; die Gewerkſchaft und ihre Mitglieder ſeien dadurch haftbar für den d 
boykottierten Kapitaliſten zugefügten Schaden. Jetzt geht die Sache an 
untergeordnetes Gericht zurück; aber die notwendige Folgerung aus dem V 
fahren der höchſten Jury iſt dieſe: der Kläger kann dreimal fo vi 
fordern, als er einbüßte, und außerdem die Koſten des Strafverfahrens u 
des Anwalts. Sein Verluſt iſt in dieſem Falle der Profit, den er durch d 
Boykott nicht machen konnte; und nach dem Wortlaut des Shermanſch 
Geſetzes kann er dieſe Beträge durch Beſchlagnahme des Vermögens der 6 
werkſchaft ſelbſt oder ſogar des Privatvermögens ihrer Mitglieder erhebe 
Im vorliegenden Falle gibt der Fabrikant ſeinen Verluſt durch den en 
gangenen Profit auf 80000 Dollar an und die Prozeßkoſten auf weit 
40000, jo daß er auf Grund des Urteils den dreifachen Erſatz für den V 
luſt, alſo 240000 Dollar, und die Gerichtskoſten, zuſammen 280000 Doll 
(1 Millionen Mark) von der Gewerkſchaft fordert. Vielleicht wird d 
Prozeß erſt nach den Wahlen im November zu Ende geführt werden. 

Dieſe und noch manch andere feindſelige Entſcheidung haben die A 
merkſamkeit der organiſierten Arbeiter auf die ſozialiſtiſche Propaganda gelen 
Im Januar richtete das Nationale Exekutivkomitee der Sozialiſtiſch 
Arbeiterpartei, S. L. P. (des ſogenannten De Leonitiſchen Flügels der Arbeite 
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wegung unſeres Landes), eine Mitteilung an die Sozialiſtiſche Partei, S. P., 
der vorgeſchlagen wurde, jede Partei ſolle ein Komitee von ſieben Mit⸗ 
jedern wählen, die beiden Komitees ſollten zuſammentreten und eine Baſis 
ir Vereinigung zu ſchaffen verſuchen, über deren Annahme oder Verwerfung 
ch die Mitgliedſchaft der beiden Parteien getrennt ausſprechen ſollte. Als 
üütglied des Nationalkomitees der Sozialiſtiſchen Partei ſchlug ich vor, dieſen 
ntrag im Prinzip anzunehmen, ein Komitee zu wählen und zu verſuchen, 
e Einigkeit herbeizuführen. King aus Michigan, auch eines der Mitglieder 
am Nationalkomitee, machte denſelben Vorſchlag, nur mit einigen kleinen 
bänderungen. Zum größten Erſtaunen derjenigen, die dieſen Weg guthießen, 
urden dieſe Vorſchläge mit überwältigender Mehrheit abgelehnt; von den 
4 Mitgliedern unſeres Nationalkomitees ſtimmten nur 22 für einen oder 
side Vorſchläge; 8 enthielten ſich und 34 ſtimmten überhaupt dagegen, mit 
er S. L. P. zu konferieren. 

So ſehr uns dieſes Reſultat überraſchte und ſo ſehr wir es bedauern, ſo 
nden wir es doch nicht unbegreiflich. Drei oder vier Jahre nach der Spal- 
mg von 1899 führten die beiden Parteien einen erbitterten Feldzug gegen⸗ 
nander. Nach 1902 hatte jedoch die 8. P. ſo an Stimmenzahl und Mit⸗ 
liedern zugenommen, während die 8. L. P. an beiden jo verloren hatte, daß 
ie Feindſeligkeiten bald nur mehr einſeitige waren. Die 8. P., ihre Preſſe 
nd ihre Redner verfolgten mit wenigen Ausnahmen ſeither die Politik, die 
xiſtenz der anderen Organiſation zu ignorieren, während dieſe ihrerſeits die 
yeftigkeit ihrer Angriffe erſt ſeit drei Monaten milderte; fie verſchwendete den 
rößten Teil ihrer Kraft darauf, die S. P. als eine Herde von „Fakiren der 
beit“, von „Politikern der Mittelklaſſe“ zu denunzieren uſw. Als nun der 
inigungsvorſchlag kam, waren die meiſten unſerer Kameraden nicht geſonnen, 
m ſogleich anzunehmen. e 
„Noch vor ein paar Wochen“, ſagten ſie, „leugnete die 8. L. P. aufs 
eftigſte, daß wir überhaupt Sozialiſten wären, und verdächtigte ſogar unſere 
erſönliche Ehrenhaftigkeit. Wir glauben nicht an eine ſo plötzliche Sinnes⸗ 
nderung. Dies iſt bloß ein ſchlauer Kniff von ſeiten der 8. L. P. Sie willen, 
aß ſie bei der bevorſtehenden Wahlſchlacht eine traurige Figur machen 
herden, und jo wollen ſie von der Kraft und dem Anſehen profitieren, das 
ie 8. P. trotz ihrer Angriffe in jahrelangem mühſeligen Ringen ſich erwarb. 
haben ſie die Überzeugung, ſich über uns getäuſcht zu haben, jo mögen ſie 
ls einzelne Individuen zu uns kommen, fangen wir aber an, mit ihnen zu 
Inferieven, jo erweiſen wir ihnen nur eine Anerkennung, die ſie nicht ver⸗ 
ienen; außerdem wird wahrſcheinlich das einzige Ergebnis ſein, daß wir 
jeder in häßliche und müßige Streitigkeiten hineingezogen werden.“ 

Und trotzdem wir es bedauern, ſo können wir uns über dieſes Urteil nicht 
ahr wundern. Auch die unter uns, die eine Zuſammenkunft befürworteten, 
garen durchaus nicht allzu ſanguiniſch über die wirkliche Herſtellung der 
zinigkeit. Wir hatten ſchon zu böſe Erfahrungen mit der 8. L. P. gemacht. 
is hätte uns gar nicht überraſcht, wenn auf der Konferenz Bedingungen vor⸗ 
eſchlagen oder Auslegungen über die Baſis der Einigkeit gemacht worden 
hären, über die eine Übereinſtimmung ausgeſchloſſen geweſen wäre. Wir 
ühlten jedoch, daß wir alles tun müßten, was in unſerer Macht ſtand, der 
Spaltung der ſozialiſtiſchen Kräfte ein Ende zu bereiten, wenn es dazu eine 
Röglichkeit gab. Daher mußten wir den Vorſchlag als in gutem Glauben 
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gemacht annehmen, und erwies ſich die Konferenz als wertlos, jo war dl 
die Verantwortung dafür vor den Augen der Arbeiterklaſſe und der int 
nationalen Bewegung nicht auf unſerer Seite. ur 0 

Doch verſteht es ſich von ſelbſt, daß wir uns der Abſtimmung fügten u: 
daß die Frage für den Augenblick beiſeite gelegt iſt. 5 


Wirtſchaftliche Rundſchau. 
Von 3. Karski. 


Die Börſengeſetznovelle. — die neuen Anleihen Preußens und des Reiches. 
die deutſchen Großbanken im Jahre 1907. — Die Konzentration im Bal 
gewerbe. — das fortſchreiten der Krife. 

Der Preis für den beiſpiellos gemeinen Verrat der Volksrechte ſeitens . 
Freiſinnigen iſt eingeheimſt: die Reform des Börſengeſetzes von 1896 iſt un 
Dach und Fach. Der Preis iſt über alle Maßen dürftig, die Reaktionäre 
zahlen die ihnen geleiſteten Dienſte lumpenhaft, und trotzdem tut der Freiſi 
ſehr zufrieden! 1 
Denn es iſt zu betonen: die Agrarier haben gar keine Zugeftän- 
niſſe gemacht. Für fie handelt es ſich allein um den Terminhandel mit € 
treide, und dieſer bleibt verboten, ja, das neue Geſetz ſchafft noch ſchlimme 
Zuſtände, als ſie bisher beſtanden. Die Agrarier find gegen den Terminhand 
weil er angeblich den Preis drückt. So allgemein genommen iſt der © 
falſch. Richtig iſt dagegen nur, daß die Spekulation & la baisse ohne di 
Terminhandel einen ſchwereren Stand hat als die Spekulation & la haust. 
Den Terminhandel verbieten bedeutet daher keineswegs die Spekulation ar 
ſchließen, ſondern es bedeutet einzig die Spekulation erſchweren, ſoweit ſie ei. 
Herabſetzung der Preiſe bewirkt, fie begünſtigen, ſoweit fie zu einer Pre 
ſteigerung führt. Nun hat die Erfahrung gelehrt, daß der Zweck des Geſetz 
überhaupt nicht erreicht wird: ſpekuliert wird in Getreide nach wie vor, n. 
geſchieht es außerhalb der Börſe, auf Grund von Lieferungsverträgen, Ü 
aber ebenſogut „reine Differenzgeſchäfte“ ſein können wie reelle Handel 
geſchäfte, genau wie der Terminhandel an der Börſe. Da aber dieſe Geſchä 
unter Ausſchluß der Offentlichkeit ſich vollziehen, entſteht für die Allgemei 
heit ein doppelter Schaden: erſtens fallen die zuverläſſigen Preisnotierung 
der Börſe fort, zweitens wird auf dieſe Weiſe den Großbetrieben im Getreid 
handel ein Übergewicht verſchafft, indem ſie um ſo leichter den Markt . 
herrſchen, je weniger überſichtlich die Lage iſt. Warum der Terminhand 
trotz des Ausſchluſſes ſolcher Geſchäfte von der Börſe fortbeſteht, das erkla 
ſich aus ſeiner wirtſchaftlichen Notwendigkeit. Dieſe Form des Handels kan 
nämlich zu waghalſiger Spekulation führen, ſie dient aber dem Weſen na 
dazu, das Riſiko zu mindern. Dies geſchieht durch die Arbitrage.! Ein E 
treidehändler oder Müller muß im voraus kaufen, der eine, um ſtets jei: 
Kundſchaft bedienen zu können, der zweite, um feinen Betrieb ununterbroch 
aufrechtzuhalten. Nun ſind aber die Getreidepreiſe, beſonders in einem Lan 


Bei der Arbitrage wird berechnet, welchen Preis eine Ware gleichzeitig an ve 
ſchiedenen Börſenplätzen des In- und Auslandes hat, wobei man ſie am billigſt 
Orte einkauft, am teuerſten verkauft. a 
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e Deutſchland, das auf die Zufuhr von Getreide angewieſen iſt, ſtets be⸗ 
utenden Schwankungen unterworfen, und demgemäß iſt das Riſiko ſehr 
oß. Wer nun Getreide kauft, für das er exit ſpäter Verwendung hat, kann 
h durch einen Lieferungsverkauf vor Verluſt ſichern: er verkauft einfach 
3 gekaufte Quantum; fällt inzwiſchen der Preis, dann iſt er vor Schaden 
wahrt, indem er das gekaufte Getreide dem überläßt, an den er verkauft 
t; hat er aber einen Käufer gefunden, der die Ware abnimmt, ſo „deckt“ er 
rück. Dieſem Riſiko iſt der Müller ebenfalls ausgeſetzt: er muß Getreide 
ben, um den Betrieb fortzuführen, muß alſo im voraus kaufen, während 
das Mehl erſt ſpäter vielleicht verkaufen kann, wenn der Preis bereits 
ſunken iſt. Durch Ausnutzung der Arbitrage kann er dieſes Riſiko, wenn 
cht ganz ausſchließen, ſo doch weſentlich einſchränken, denn der Termin⸗ 
del ſichert ihm, daß er Getreide für den Termin, zu dem er es braucht, 
hält, die Preisſchwankungen kann er aber durch Verkäufe und Deckungs⸗ 
ufe zu ſeinem Nutzen vermeiden. Außerdem aber ermöglicht dieſe Arbitrage 
e Ausnutzung der Preisunterſchiede an verſchiedenen Plätzen. Iſt der Preis 
Liverpool unter der Berliner Parität, ſo wird von Berlin aus in Liver⸗ 
zol gekauft, iſt er über dieſer Parität, dann wird von Berlin nach Liverpool 
rkauft. Das hat zur Folge, daß die Verſorgung des Berliner Marktes 
ſichert iſt, daß nicht ſo leicht plötzlicher Mangel und damit ein Empor⸗ 
mellen der Preiſe vermieden wird. Bei der anarchiſtiſchen Produktions 
eiſe iſt eben eine automatiſche Ausgleichung notwendig, und dieſe wird not⸗ 
irftig durch die ausgebildeten Formen des Handels bewirkt; vernichtet man 
eſe Formen, ſo wird der Schaden vergrößert. In der Tat hat denn auch 
8 Verbot des Terminhandels mit Getreide nur bewirkt, daß die Preis⸗ 
wankungen bei Getreide größer geworden ſind, weil das Lieferungsgeſchäft 
me Börſe ein weniger feinfühliger Mechanismus iſt. Freilich läuft dabei 
üſte Spekulation unter, wenn das Lieferungsgeſchäft zum reinen Differenz⸗ 
ſchäft wird, bei dem die Kontrahenten gar nicht daran denken, Ware zu 
fern, ſondern die Auszahlung der Differenz zwiſchen dem vereinbarten und 
m tatſächlichen Marktpreis am Lieferungstag die Grundlage des Geſchäftes 
det. Doch iſt dieſe Art der Spekulation für die Allgemeinheit viel weniger 
fährlich als jene, bei der Ware tatſächlich aufgekauft wird, um den Preis 
uſtlich in die Höhe zu treiben; derartige „Schwänzen“ aber werden nur 
hl dem Wege des Kaſſageſchäftes gemacht, der Terminhandel wirkt ihnen 
ıtgegen. 

Die Agrarier haben ihre guten Gründe, den Terminhandel zu verbieten, 
enn er wirkt wie gejagt dahin, fremdes Getreide an den Markt zu bringen, 
bald der Inlandspreis in die Höhe geht. Sie betrachten alſo das Verbot 
3 Terminhandels als eine Ergänzung des Getreidezolls. Würde es ihnen 
lingen, den Terminhandel gänzlich zu unterbinden, jo würde das zweifellos 
deisſteigernd wirken, die Herbeiſchaffung fremden Getreides würde erſchwert 
erden. Sie haben, wie geſagt, bei der Börſengeſetznovelle nicht das geringſte 
ugeſtändnis gemacht, im Gegenteil, die Beſtimmungen dieſes Geſetzes ver- 
eten nicht nur den Terminhandel mit Getreide, ſondern ſie erſchweren auch 
och mehr als bisher den Abſchluß von Lieferungsverträgen außerhalb der 
örſe. Die freiſinnigen Sklaven des Blockes haben den Intereſſen des Handels 
nd der Allgemeinheit entgegengehandelt, indem fie den Agrariern den Steig— 
igel auch bei dieſer Gelegenheit hielten. 
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Dagegen find den Intereſſenten der Fondsbörſe einige Wünſche fi 
worden. Das ominöſe Börſenregiſter fällt fort, der Terminhandel in Papie 
der Bergwerks⸗ und Fabrikunternehmungen iſt zwar nicht ganz freigegeb 
aber der Bundesrat darf ſie genehmigen. Die Beſchränkungen des Term 
handels mit Wertpapieren wurden 1896 eingeführt aus „moraliſchen Gründe 
man wollte die Spielwut des kapitaliſtiſchen Publikums zügeln und Lei 
die an der Börſe nichts zu ſuchen haben, vor Verluſten bewahren. Die: 
Ziel iſt nicht im geringſten erreicht. Die „kleinen Leute“ ſpekulieren nach 1. 
vor, nur kaufen ſie nicht mehr „Lombarden“ oder „Franzoſen“ per Ultir 
ſondern fie kaufen am „Kaffernmarkt“ Shares afrikaniſcher Gold⸗ uz 
Diamantminen oder laſſen ſich von den einheimiſchen Friedbergs oder vı 
Bauernfängern, die irgendwo in Budapeſt oder London ſitzen, einſeifen. % 
Allgemeinheit hat an dem Verbot dieſer Art des Terminhandels wie an jeitt 
Freigabe ein ganz geringes Intereſſe. Anlaß zum Frohlocken über die „wied. 
gegebene Freiheit“ hat ausſchließlich die Bankwelt. Ihr hat der Freiſinn ein 
Dienſt erwieſen, indem er ſich proſtituierte, um die Zuſtimmung der Konf- 
vativen zu dieſer „Befreiung“ durch Annahme des Vereinsgeſetzes zu erhande 
wobei obendrein noch die Konſervativen bei dieſem winzigen Züge | 
die Fondsbörſe abjolut kein Opfer gebracht haben. 

Die Finanzreform iſt vertagt — in der Finanzverwaltung des Reit, 
wird fortgewurſtelt. Aber auch die Finanzen Preußens, die noch vor kurz 
glänzend ſchienen, zeigen heute ein bedenkliches Bild, weiſen Defizite auf, ® 
nur durch Anleihen gedeckt werden können. Infolgedeſſen ſehen ſich dz 
Reich und Preußen gezwungen, Anleihen in Höhe von 850 Millionen Me 
anzukündigen: 250 Millionen für das Reich, 600 Millionen für Preuß 
Damit wächſt die fundierte Schuld des Reiches auf 4253 Millionen Ma 
die Staatsſchuld Preußens auf 8563 Millionen. Von dieſen Anleihen fir 
am 11. April 650 Millionen Mark zur Zeichnung aufgelegt worden: 250 M 
lionen Reichsanleihe, 400 Millionen preußiſche Staatsanleihe. Der Zinsf. 
iſt 4 Prozent, der Zeichnungskurs für Stücke, die ins Schuldbuch einzutrag 
ſind, wurde auf 99,30 Prozent, für andere auf 99,50 Prozent fixiert. Üb 
das Reſultat iſt offiziell nichts bekannt geworden, aus Mitteilungen der Pre 
erfährt man, daß 710 Millionen Mark gezeichnet wurden, davon 270 M 
lionen geſperrt, 440 Millionen frei; weiter heißt es aber, daß die geſperrt 
Zeichnungen voll berückſichtigt werden ſollen, dagegen auf die freien 280 M 
lionen zugeteilt werden, während 100 Millionen von einem Bankkonſortiu 
übernommen werden. Das würde bedeuten, daß an ernſthaften Angebot 
nur 550 Millionen gemacht wurden, und das iſt 1 ein blamabl 
Reſultat. 

Früher wurden minder günſtige Anleiheangebote um das Vielfache be 
zeichnet, jetzt erreichen die Zeichnungen nicht das Angebot. Bemerkenswe 
iſt dabei, daß bei der Ankündigung in der Preſſe mit einer ſtarken Beteil 
gung des Auslandes gerechnet wurde. In der Tat war das wahrſcheinlie 
da der ſtarke Rückgang der Diskontſätze in Paris und London darauf Hi 
weiſt, daß dort Geld flüſſig iſt; eine Anlage, die über 4 Prozent Verzinſur 
bietet, müßte alſo für die Engländer verlockend erſcheinen. Trotzdem ſind d 
ausländiſchen Angebote, wie es ſcheint, gänzlich ausgeblieben. Ein ſolcht 
Reſultat müßte den Finanzkünſtlern des Reiches ſtark zu denken geben, den 
es beweiſt, daß im Inland Anleihen ſchwer unterzubringen ſind und das Aut 
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id mißtrauiſch gegen die Finanzwirtſchaft Deutſchlands iſt. Folglich wird 
ch das Weiterwurſteln mit Anleihen immer ſchwerer. f 
Es verdient hervorgehoben zu werden, daß mit dieſer neuen Anleihe 
eußen und das Reich definitiv zum 4prozentigen Typus zurückkehren, nach⸗ 
m im Jahre 1897 die Konverſion auf 3 ¼ Prozent mit gutem Erfolg durch⸗ 
führt wurde und ſeit 1890 wiederholt Anleihen mit 3 Prozent unter 
nſtigen Bedingungen emittiert wurden. Im laufenden Jahre machte 
eußen das Experiment einer Anleihe, bei der eine Herabſetzung des Zins⸗ 
zes von 4 Prozent nach zehn Jahren auf 3°/ Prozent und nach weiteren 
af Jahren auf 3½ Prozent vorgeſehen war; die Höhe dieſer Anleihe war 
ht begrenzt, und es wurden 181 Millionen gezeichnet. Damals hieß es, das 
iniſterium ſei mit dieſem Erfolg ſehr zufrieden. Wenn trotzdem jetzt 4 Pro⸗ 
it unkündbar bis 1918 angeboten werden, ſo ſcheint doch jenes Reſultat 
ht ſehr befriedigend geweſen zu ſein. 

Die Frage iſt, ob dieſe Rückkehr zu einem höheren Zinsfuß vorübergehend 
oder ob ſie von Dauer ſein wird. Das letztere ſcheint wahrſcheinlicher, da 
eſchiedene Symptome darauf hinweiſen, daß der Kapitalmangel in Deutſch⸗ 
id längere Zeit anhalten wird (ſiehe die Ausführungen in Nr. 26 der 
teuen Zeit“). 

Die im März veröffentlichten Berichte der Großbanken laſſen nochmals 
Vorgänge des Jahres 1907 Revue paſſieren; es war ein Jahr der Hoch⸗ 
tjunktur, wie es vorausſichtlich nicht bald wiederkehren wird. Ganz be⸗ 
iders für die Banken brachte das Jahr reiche Ernte. Der Reichsbank⸗ 
ont erreichte die anormale Höhe von 6,033 Prozent im Durchſchnitt (im 
ihre 1900, mit dem die vorhergehende Aufſchwungsperiode einſetzte, waren 
5,33 Prozent), und die Privatbanken hatten daher Gelegenheit, Rieſen⸗ 
ofite bei ihren Kreditgeſchäften einzuheimſen. Allerdings kam dann im 
ten Vierteljahr der Rückſchlag, bei dem Verluſte auch für die Banken nicht 
sbleiben konnten, und das bewirkt, daß die Ergebniſſe ganz bedeutend hinter 
nen des Vorjahrs zurückſtehen. 

Am wenigſten konnten dieſe Verluſte naturgemäß die Reichsbank berühren, 
ihrend die ſtürmiſche Nachfrage nach Kredit ihr auch im letzten Viertel⸗ 
r noch ſichere Gewinne brachte. Es find Rekordziffern, mit denen der 
richt aufwartet: der Geſamtumſatz war 299 Milliarden Mark (in den vor⸗ 
gehenden Jahren 279, 251, 222, 205, 192 Milliarden); der Gewinn war 
3 Millionen Mark (in den Vorjahren 40,3, 25,4, 26,5, 25,4, 20,0 Mil⸗ 
nen); aus dieſem Gewinn wurden 9,89 Prozent Dividende an die Anteil3- 
ner gezahlt (in den Vorjahren 8,22, 6,15, 7,04, 6,18, 5,47 Prozent); der 
zichskaſſe wurden gezahlt 34,5 Millionen Mark (in den Vorjahren 25,5, 
8, 15,9, 12,1, 8,8 Millionen Mark). Der Giroverkehr der Reichsbank iſt 
turgemäß in fteligem Steigen begriffen; es wurden am Jahresſchluß 
965 Kontoinhaber gezählt (gegen 23387 im Vorjahr), und die verrechneten 
ſamtbeträge beliefen ſich auf 45,3 Milliarden Mark (in den Vorjahren 
‚0, 37,6, 32,6, 31,1, 29,9 Milliarden Mark). Der geſamte Wechſelverkehr 
gibt 5565182 Stück im Betrag von 12,3 Milliarden Mark (im Vorjahr 
20119 und 10,66 Milliarden Mark). Dieſe geſteigerte Inanſpruchnahme 
Bank führte dazu, daß die Steuergrenze ſtark überſchritten wurde und 


holgedeſſen 5600697 Mark Notenſteuer zu entrichten waren (im Vorjahr 
92349 Mark). Trotzdem die Reichsbank bekanntlich im höchſten Grade vor 
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Verluſten durch Inſolvenzen ihrer Schuldner geſichert iſt, mußte die Reſen 
auf zweifelhafte Forderungen mit 2706748 Mark angeſetzt werden gegen ne 
59501 Mark im Vorjahr. Ferner wurden wider Erwarten weitere Verlue 
infolge der Fälſchungen Grünentals aufgedeckt, jo daß nochmals 344000 Mit 
abgeſchrieben werden mußten. Wie groß die Spannung war, ergibt |) 
daraus, daß im Jahresdurchſchnitt die Metalldeckung der umlaufenden Roi 
und ſonſtigen täglichen Verbindungen ſich auf 40,98 Prozent belief, . 
niedrigſte Satz, der ſeit Beſtehen des Inſtituts verzeichnet wurde. Das = 
die hohen Diskontſätze. 

Sämtliche Privatbanken weiſen eine ſtarke Zunahme ihrer Umſäge ai 
was ja ſehr natürlich ift bei der forcierten Inanſpruchnahme des Kredi 
Indeſſen kann nur die Deutſche Bank mit einer Dividende von 12 Proz 
wie in den drei letzten Vorjahren brillieren, die Diskontogeſellſchaft, die Int⸗ 
eſſengemeinſchaft Dresdener Bank⸗Schaaffhauſen, die Nationalbank muß 
die Dividende herabſetzen, und dabei wurde mit Recht von der Kritik dar 
hingewieſen, daß eigentlich die Dividendenausſchüttung noch ſtärker hätte e: 
geſchränkt werden müſſen, denn die Liquidität am Jahresſchluß war ungünſt. 
Es wäre verfehlt, wenn man dieſes Reſultat einzig den Verluſten zuſchreil! 
wollte, die durch die Geldkriſe heraufbeſchworen wurden. Vielmehr komt 
hierbei wieder der ſchon oft bemerkte Mißſtand im deutſchen Bankweſen zi 
Ausdruck, der in der allzu intenſiven Verquickung zwiſchen Bankgeſchäft us 
Induſtrie beſteht. Die deutſchen Großbanken begnügen ſich nicht damit, d 
induſtriellen Betrieben Umlaufskapital vorzuſtrecken und ihre Wechſel zu d- 
kontieren, ſondern ſie beteiligen ſich ſelbſt an induſtriellen Unternehmung 
indem ſie Kapital in Aktien und Obligationen ſolcher Unternehmungen 0 
legen, in einem Maße, das in anderen Ländern, beſonders in England nit 
üblich iſt. Auch jetzt alſo mußten die Banken auf dieſen Beſitz in Induſtn. 
effekten große Abſchreibungen vornehmen, als infolge der Produktionskriſe 
Rentabilität jener Betriebe ſtark zurückging. Dieſes Verhältnis der Banken ı ' 
Induſtrie iſt zweifellos volkswirtſchaftlich von Übel, weil es das ſpekulat 
Element im Getriebe der Produktion verſchärft, aber es liegt in der Natur i 
Dinge: da Deutſchland ein relativ kapitalarmes Land ift, das in überaus int 
ſiver Entwicklung ſeiner Produktion begriffen iſt, mußte dieſe Form Platz greif 

Dabei führt die Konzentration im Bankgewerbe dazu, daß heute ic 
tatſächlich die Großinduſtrie von einer an Zahl geringen Gruppe von Ban 
vollſtändig beherrſcht wird. Das wiederum führt dazu, daß die Syndika⸗ 
bildung gefördert wird: ſehr oft iſt es der Einfluß der Banken, der del 
führt, den Wettbewerb induſtrieller Betriebe gleicher Art, auf die eine . 
Einfluß gewonnen hat, auszuſchließen. 

Das Jahr 1907 war für die Vornahme neuer Konzentrationen im Ba 
gewerbe nicht günſtig. Erſtens hatten die Banken vollauf zu tun mit 9: 
wicklung der laufenden Geſchäfte, und in ſolchen Zeiten hat man nicht Mu 
ſich mit Fuſionsverhandlungen abzugeben, zweitens erfordern ſolche Fuftor 
in der Regel die Emiſſion neuer Aktien, und dafür war die Lage am Ge 
markt nicht geeignet. Trotzdem hat ſich dieſer Prozeß weiter entwickelt. 
den „Jahrbüchern für Nationalökonomie und Statiſtik“ finden wir eine F 
ſammenſtellung hierüber, der wir folgendes entnehmen: 

1. Die Gruppe der Bank für Handel und Induſtrie 985 3 Raivadbanı 
übernommen und 2 neue Niederlaſſungen errichtet. 
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2. Die Gruppe der Deutſchen Bank übernahm 4 Privatbanken, errichtete 
eue Niederlaſſungen, beteiligte ſich kommanditariſch an 1 Privatbank. 

3. Die Gruppe der Diskontogeſellſchaft übernahm 10 Privatbanken und 
ichtete 8 neue Niederlaſſungen. 

4. Die Gruppe Dresdener Bank⸗Schaaffhauſenſcher Bankverein übernahm 
Privatbank. 

Von anderen Banken wurden 19 Privatbanken übernommen. 

Es iſt ſehr wahrſcheinlich, daß jetzt, nachdem die Konjunktur umgeſchlagen 
d relative Stille im Bankgewerbe eingetreten iſt, neue Fuſionspläne reifen. 
Die Umſätze des Welthandels werden geringer infolge der Kriſe. Das 
gt ſich mit beſonderer Schärfe im engliſchen Außenhandel, der nach wie 
e von ausſchlaggebender Bedeutung iſt. Das erſte Quartal des laufenden 
ihres brachte eine Verminderung des engliſchen Geſamtaußenhandels in 
zug auf den Wert um 6,8 Prozent. Die Zahlen ſind folgende: 


Wert im 1. Quartal 1908 Abnahme 

in Pfund Sterling gegen das Vorjahr 
Import 160880072 10313910 
port 99250705 2616281 
Re export. 20052137 6267829 
Summa 280182914 19193020 


Dabei weiſt der März den ſtärkſten Rückgang auf: Import 52115229 Pfund 
erling; das iſt um 9,7 Prozent weniger als im Vorjahr, Export 32893 424 Pfund 
terling, um 5,2 Prozent weniger, Reexport 5965255 Pfund Sterling, um 
4 Prozent weniger; insgeſamt beträgt der Rückgang des Außenhandels im 
zärz gegen das Vorjahr 10,9 Prozent. Da die Preiſe im allgemeinen ges 
len find, fo iſt der Rückgang in bezug auf die Menge noch größer, als er 
dieſen Wertziffern zum Ausdruck kommt, doch liegen darüber genaue An⸗ 
ben nicht vor. Beim Import ſind die Rückgänge beſonders ſtark beim Roh- 
aterial der Textilinduſtrie — Baumwolle, Wolle, Jute, Hanf und Flachs — 
500931 Pfund Sterling im März 1908 gegen 14421 192 im März 1907. 
eim Export weiſt die Poſition Baumwollgewebe einen Rückgang auf von 
966901 Pfund Sterling auf 6215951, dagegen iſt der Wert des ausgeführten 
arnes von 1149615 auf 1268894 gegen das Vorjahr geſtiegen, was indeſſen 
ineswegs als günſtiges Zeichen angeſehen werden kann: im Vorjahr war 
igliſches Garn im Ausland nur ſchwer erhältlich, weil die einheimiſche Induſtrie 
el verbrauchte, jetzt kommt es zur Ausfuhr und drückt auf den Markt. Die 
usfuhr von Kohle und Koks iſt von 2989536 auf 3331189 Pfund Sterling 
fliegen, dagegen iſt die Ausfuhr von Eiſen und Stahl von 4,08 auf 3,23 Mil⸗ 
onen Pfund Sterling zurückgegangen, während die Ausfuhr von Maſchinen 
ch etwas gehoben hat: 2,75 Millionen Pfund Sterling gegen 2,51 im März 
2s Vorjahrs. 

h Auch in Deutſchland ift ein ſtarker Rückgang der Einfuhr von Rohmaterial 
ir die Textilinduſtrie zu verzeichnen. Nach den vorläufigen Ausweiſen be— 
ug die Einfuhr im erſten Quartal 1908 gegen 1907 in Doppelzentner: Baum⸗ 
olle 1599468 gegen 1628635, Merinowolle 319794 gegen 339236, Kreuz⸗ 
ichtwolle 286006 gegen 346 562. Bei Steinkohlen iſt die Einfuhr zurück⸗ 
egangen, 18856559 Doppelzentner gegen 24897914, die Ausfuhr geſtiegen, 
9293004 Doppelzentner gegen 47248042, dagegen iſt die Einfuhr von Braun⸗ 
hle geſtiegen, 22017368 Doppelzentner gegen 20189530. Der Außenhandel 
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mit Eiſenerzen und Roheiſen ift in Ausfuhr wie in Einfuhr zurückgegang 
es waren 13,67 Millionen Doppelzentner Eiſenerze eingeführt gegen 14,65 N. 
lionen Doppelzentner im Vorjahr, und 9,22 Millionen Doppelzentner a; 
geführt gegen 10,91 im Vorjahr; bei Roheiſen betragen die Zahlen 589 
gegen 602600 und 662200 gegen 899600 Doppelzentner. e 

Dieſe Angaben deuten darauf hin, daß in der Textilinduſtrie die K 
ſich mit beſonderer Stärke fühlbar macht. Damit ſtimmen überein die No 
richten, die über den Geſchäftsgang in die Offentlichkeit dringen. Vor al! 
wird über das Daniederliegen des Geſchäftes in der Konfektionsbranche 
klagt, aber auch die Webereien und Spinnereien ſind ſchwach beſchäftigt 1 
greifen zu einſchneidenden Einſchränkungen der Produktion. Ebenſo find . 
charakteriſtiſch die lauten Klagen über den Rückgang des Abſatzes in 
Warenhäuſern, der auch in den letzten Monaten eine ganze Reihe von 
ſammenbrüchen dieſer Unternehmungen gezeitigt hat. Daß gerade auf dieſ 
Gebiet die Kriſe ſich beſonders ſcharf äußert, iſt ſehr erklärlich: es iſt die r 
minderte Kaufkraft der Maſſen, die dazu führt, den Konſum einzuſchränk 
und die größere Sparſamkeit äußert ſich vor allem darin, daß weniger Kleidu 
Haushaltungsgerät und Tand, den man in Warenhäuſern kauft, angejch« 
wird. | 


Literarifhe Rundſchau. 


Helene David, Die Zeilnafme der Frau an der ſozialen Arbeit. St. Gallen 19 
Fehrſche Buchhandlung. 51 Seiten. a 
Dieſe kleine Schrift, die durch ihren warmen Ton und das reiche Tatſach 
material auch für denjenigen eine anziehende Lektüre bildet, der grundſätzlich nit 
ganz auf dem Standpunkt der Autorin ſteht, berichtet über die Hilfstätigkeit bürg⸗ 
licher Frauenvereine in der Schweiz. 9 1 
Zunächſt ſei die im Jahre 1904 begründete und aus dem Bunde ſchweiz 
riſcher Frauenvereine hervorgegangene Käuferliga erwähnt, die ſich das 3 
geſetzt hat, im Publikum das Verantwortlichkeitsgefühl dafür zu wecken, un 
welchen Bedingungen die Waren, die es kauft, hergeſtellt wurden. Die Liga v⸗ 
anſtaltet Enqueten über die Lage der Arbeiterſchaft in den verſchiedenen Gewerbe 
und veröffentlicht „weiße Liſten“, das heißt ſie empfiehlt in ihren Aufrufen fol: 
Firmen, in deren Betrieben anſtändige Arbeitsverhältniſſe herrſchen. Sie erſtre 
auch die Weiterentwicklung der Arbeiterſchutzgeſetzgebung und iſt auch ſchon Ii 
Lohnſtreitigkeiten um ihre Vermittlung angegangen worden. 
Der Verband deutſchſchweizeriſcher Frauenvereine zur Hebung d 
Sittlichkeit nimmt ſich werktätig verlaſſener Mädchen, unehelicher Mütter u 
deren Kinder an ſowie auch der aus den Strafhäuſern entlaſſenen Frauen. 2 
größte Aufmerkſamkeit aber wendet er den gefährdeten Kindern zu und trachtet 
in ſeinen Aſylen zu verſorgen. Im Jahre 1906 konnte die Sektion Baſel 126 Kind 
unterbringen, und die Aufſicht über das geſamte Koſtkinderweſen wurde ihr vo 
Sanitätsdepartement der Stadt Baſel übertragen. 8 e 
An vielen Orten hat der Verband Erholungshäuſer für kränkliche Frauen un 
Kinder errichtet, ebenſo Kinderhorte, in denen Schulkinder ihre freie Zeit ve 
bringen können. 5 3 
Der Verein der Freundinnen junger Mädchen und der Katholiſch 
Mädchenſchutzverein bringen es trotz der vielfach divergierenden Tendenzen, vr 
denen ſie ſonſt beherrſcht ſind, doch zuſtande, bei Errichtung und Leitung ve 
Bahnhofmiſſionen zuſammenzuarbeiten, jo daß fie in verſchiedenen Städten im 
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ımt 48 Heime für ſchutzbedürftige Frauen und 22 Plazierungsbureaus errichten 
nten, und daß die Hilfeleiſtungen dieſer beiden Vereine in 31201 Fällen reiſenden 
nſtmädchen und Arbeiterinnen zugute kamen. f 

Auch an der Bekämpfung des Alkoholismus beteiligen ſich die ſchweizeriſchen 
men in hervorragender Weiſe. So hat die Ortsgruppe Zürich des Schweize— 
chen Bundes abſtinenter Frauen bereits neun alkoholfreie Wirtſchaften 
chtet, in denen täglich 5000 bis 6000 Perſonen geſpeiſt werden. 
In den Bezirks⸗ und Gemeindefrauenvereinen für Armen⸗, Kranken⸗ 
d Wöchnerinnenpflege find 29500 Frauen tätig. Ein Verein, der Arbeits⸗ 
len für Mädchen erhält, in denen auch eingehender hauswirtſchaftlicher Unter—⸗ 
t erteilt wird, zählt 14947 Mitglieder. 
Muſtergebend für andere Länder wurden die Milchſtationen für Säug⸗ 
ge, die an bedürftige Mütter für jedes Kind genau bemeſſene Portionen ſterili⸗ 
ter Milch verteilen. Die Station in Genf hatte im Jahre 1906 einen täglichen 
fat von 1400 Flaſchen. 
Ein großes Krankenhaus, das zugleich Pflegerinnenſchule iſt, wurde in Zürich 
1 Frauen für Frauen und Kinder errichtet. Es ſteht unter ausſchließlich weib⸗ 
‚er Leitung. Im Jahre 1906 wurden dort 1243 Perſonen verpflegt, auf die ins⸗ 
amt 27732 Verpflegungstage kamen. 
Helene David meint, es müſſe noch viel mehr geſchehen, um das Elend der 
letariſchen Frauen und Kinder wirklich zu bannen. Damit hat ſie ſehr recht. 
er zu erkennen, daß das Bürgertum dieſer Aufgabe bei noch ſo viel gutem 
llen niemals gewachſen ſein wird, iſt ihr von ihrem ganz und gar bürger⸗ 
hen Geſichtspunkt aus unmöglich. Thereſe Schleſinger. 


ijin, W. (N. Lenin), Za 12 let. (Zwölf Jahre. Zwei Tendenzen im ruſſiſchen 
Marxismus und in der ruſſiſchen Sozialdemokratie.) Petersburg 1908. | 
Eine Sammlung alter Artikel und Broſchüren aus den Jahren 1895 bis 1907. 
ter anderem: „Was tun?“ und „Ein Schritt vorwärts, zwei nach rückwärts“, 
wei Taktiken“. Ein ſehr wichtiges Buch für die Geſchichte der „Iskra® und der 
ſiſchen Sozialdemokratie. Jetzt konfisziert. N R. 


Zeitfehriftenfcjan. 


In der Aprilnummer von „The International Socialist Review“ bringt 
omond Kelly einen Aufſatz unter dem Titel „Die Sprachenverwirrung“ (The 
nfusion of Tongues) über Reform oder Revolution, anknüpfend an Kautskys 
hrift über dieſen Gegenſtand. Der Sozialismus hat in ſeinen Schriften, in ſeinen 
eoretikern, in ſeiner Taktik einen ſpezifiſch deutſchen Charakter; deutſche Ver⸗ 
ltniſſe beſtimmten die Auffaſſungen, die in der ſozialiſtiſchen Literatur vorherrſchen. 
er für Deutſchland bedeuten die Worte Reform und Revolution ganz etwas 
deres als für Amerika; was in Deutſchland eine Revolution iſt, iſt für Amerika 
ie Reform; die Verwirrung über dieſe Ausdrücke iſt eine ſprachliche und fällt 
o dem lieben Herrgott zur Laſt, als er beim Turmbau zu Babel die Sprachen 
kwirrte. Eine Revolution iſt nicht bloß eine Eroberung der Herrſchaft durch 
ſe zuvor unterdrückte Klaſſe, ſondern fie ſchließt auch die Vernichtung politiſcher 
bilde in ſich. Die franzöſiſche Revolution 1789 vernichtete Thron, Adel und 
rche; in Deutſchland ſtehen dieſe Mächte noch zwiſchen Volk und Herrſchaft und 
iſſen noch vernichtet werden; in Amerika fehlen ſie. Auch muß eine Revolution 
ue politiſche Gebilde ſchaffen; in Preußen hat man noch kein allgemeines, ge- 
mes Wahlrecht, aber in Amerika hat man es ſchon, da und dort ſogar Frauen⸗ 
mmrecht. Wir Amerikaner brauchen dieſe demokratiſchen Inſtitutionen nicht erſt 


184 Die Neue 


zu erobern, ſondern bloß zu benutzen. Zu einer Revolution gehören nicht⸗polit 
Methoden, und für Deutſchland wird es wohl richtig ſein, daß man zum Sozi 
mus noch andere Aktionsformen braucht als die rein politiſchen. Aber in Ami 
iſt der Sozialismus mittels politiſcher Methoden zu verwirklichen. (Der Autor 
ſteht unter politiſchen Methoden offenbar bloß den parlamentariſchen Kampf, 
ſchließlich der Wahlen; wir faſſen dieſen Begriff meiſt weiter.) Die deutſchen Si 
liſten haben keine Programmforderung, die geeignet wäre, alle Unterdrückten 
vereinigen; die Amerikaner haben eine ſolche in der Forderung des öffentl: 
Eigentums (public ownership), das heißt der Verſtaatlichung der Truſts. Nicht 
Staat, ſondern das Großkapital iſt unſer Bedrücker und Feind. Die Verſtaatlich 
der Truſts liegt im Intereſſe nicht nur der Arbeiter, die dadurch den Achtſtunder 
bekommen würden, ſondern auch der Kleinbürger, für die dann alles billiger wen 
würde, und der Bauern, die für ihre Erzeugniſſe billige Frachten erhalten würden. 
Deutſchland werden Eiſenbahnen und Bergwerke vom Staate ausgebeutet, und 
Arbeiter werden dadurch ſchlimmer wie bei uns geknebelt; da iſt die Verſtaatlich 
keine Forderung zur Sammlung aller Ausgebeuteten; eine Loſung, die Bauern g 
Arbeiter zuſammenbringt, fehlt dort. Daher kommt es, daß in Deutſchland 
Revolution eher möglich erſcheint als die Eroberung der Herrſchaft durch Erlang! 
der Mehrheit im Parlament durch die Wahlen. In Amerika dagegen hat mai 
der Loſung der Verſtaatlichung ein Mittel, den unterdrückten Klaſſen die Herrſe 
zu bringen, ohne Gewalt, ohne Krieg, ohne Maſſenſtreik, durch einfache Stimn 
mehrheit. Wir ſollen mit dem Vorurteil, dem der Sozialismus unter den Arbei 
noch vielfach begegnet, rechnen und uns den anderen Klaſſen, die unſere natürlic 
Bundesgenoſſen ſind, annähern, wir ſollen uns nicht davor fürchten, daß ſie un 
Bewegung verſumpfen; dieſe Furcht bezeugt einen Mangel an Zuverſicht in 
innere Kraft des Sozialismus. ; | 

Der Herausgeber Charles H. Kerr macht zu dieſem Artikel Kellys ein 
Bemerkungen. Genoſſe Kelly, der ein hohes Amt in der amerikaniſchen Diplom 
inne hat, ſei offenbar mit den Auffaſſungen der Klaſſe, an deren Seite er ſich 
ſtellt hat, noch nicht ſehr bekannt. Die Arbeiter fehen durchaus nicht in den 1 
den Truſts bedrückten Kleinkapitaliſten ihre natürlichen Bundesgenoſſen, haben a 
gar kein Intereſſe daran, daß dieſe, die jetzt oft nur die Lohndiener der Truſts fi 
zu unabhängigen, ſpäter mit Mühe zu enteignenden Kapitaliſten werden. Für 
und für die Bauern, die dann ſofort konſervativ werden, die Kaſtanien aus d 
Feuer holen und ſelbſt arm und ausgebeutet bleiben, kann nicht die Aufgabe 
Proletarier fein. Nehmen wir bloß die Verſtaatlichung der Truſts in unſer We 
programm auf, ſo bekommen wir zwar viel Stimmen, aber wenig innere Kr 
Die Entwicklung treibt zu einer nicht mehr fernen großen Auseinanderſetzi 
zwiſchen Arbeit und Kapital; Aufklärung der Arbeiter, damit ſie dann gerü 
ſind, iſt unſere Hauptaufgabe. | | 


Briefkaften. | 


A. R. Das Streikproblem iſt in deutſchen Romanen nur felten behandelt, 
nennen ſind: Conrad Alberti „Maſchinen“ und Auguſte Hauſchner „Zwiſchen d 
Zeiten“. Die rechtliche und geſellſchaftliche Stellung des unehelichen Kindes | 
handelt in vortrefflicher Weiſe Klara Viebigs Roman: „Das tägliche Brot“. 


Druckfehlerberichtigung. In dem Artikel von Wilhelm Dittmann „Die M 


ſeiervereinbarung“ in Nr. 30 iſt auf Seite 116, Zeile 36, ſtatt „gegenſeitig“ 
leſen: „gegenwärtig“. N | “| 
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Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Was der preußiſchen volksſchule fehlt. 


Von Heinrich Schulz. 


über dieſe Frage wird in der gegenwärtigen Zeit der Vorbereitung der 
reußiſchen Landtagswahlen noch lebhafter als ſonſt geſtritten. In der Tat 
t auch das Gebiet der Schulpolitik eines der intereſſanteſten und dankbarſten 
ir die Kennzeichnung des beſonderen preußiſchen Geiſtes und für die Auf 
üttelung der Maſſen zum Kampfe gegen den politiſchen und intellektuellen 
Skandal des Dreiklaſſenwahlunrechtes. 

Die Schule iſt ein Politikum. So hat einmal die öſterreichiſche Kaiſerin 
ſtaria Thereſia mit einem für dieſe praktiſche Frauenrechtlerin gar nicht 
blen Inſtinkt die Abhängigkeit der Schule von den politiſchen und damit 
hieder von den ökonomiſchen Bedürfniſſen der jeweiligen Klaſſen und Parteien 
ekennzeichnet. 

Die konſervative Partei als die politiſche Vertretung der großagrariſchen 
interefjenten ſieht in der modernen Volksſchule nur eine ärgerliche Begleit⸗ 
eſcheinung der kapitaliſtiſchen Entwicklung, mit der man ſich — wie die Dinge 
un einmal liegen — mit ſaurer Miene abfinden muß. Braucht die Induſtrie 
hon den ganzen teuren Krempel der neuzeitlichen Schuleinrichtungen, der 
ebenbei nur die Unzufriedenheit und die Sucht nach mehr Bildung wachruft, 
ſoll man wenigſtens das platte Land nach Möglichkeit damit ungeſchoren 
iſſen. Die Agrarier brauchen nicht Schulen für die Kinder, ſondern fie 
rauchen die Kinder ſelbſt. Sie wollen die Leutenot durch die Schulnot, den 
eufel durch Beelzebub vertreiben. Je weniger Schulen und je weniger Unter⸗ 
cht, um fo mehr freie Kinderhände für die landwirtſchaftliche Arbeit. Es iſt 
eshalb vom Standpunkt der Agrarier aus ganz folgerichtig, wenn ſie in der 
sten Seſſion des preußiſchen Abgeordnetenhauſes einen Antrag Engel- 
recht einbrachten (und ſeine Beratung in einer Kommiſſion durchſetzten), 
nach — zunächſt für Schleswig⸗Holſtein — die Kinder vom zwölften 
ebensjahr ab vom Sommerſchulunterricht beurlaubt werden und 
afür noch im fünfzehnten und ſechzehnten Lebensjahr je ein 
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halbes Jahr Winterunterricht erhalten ſollen. Konrad Agahd, ft 
bekannte unermüdliche Bekämpfer der gewerblichen und agrariſchen Kind⸗ 
ausbeutung, kritiſiert in der „Sozialen Praxis“ in ſcharfer Weiſe dieſen Uı- 
fluß agrariſcher Habgier, der im Grunde nichts anderes als einen rechtzeitig. 
Hieb zur Deckung gegen etwaige geſetzgeberiſche Maßnahmen zum Schutze ii 
in der Landwirtſchaft beſchäftigten Kinder darſtellt. Bekanntlich ſchützt de 
jetzige mangelhafte Kinderſchutzgeſetz nur die gewerblich beſchäftigten Kind. 
Dabei wäre ein Kinderſchutz in der Landwirtſchaft mindeſtens jo notwend 
wenn nicht notwendiger wie der in gewerblichen Betrieben. Nach dem neueff 
Sonderbericht über die Durchführung des Kinderſchutzgeſetzes in Heſſen wurd 


dort in einem Orte 23 Schulkinder während der Ferien „im Bereich der Lan⸗ 


wirtſchaft“ von fremden Arbeitgebern beſchäftigt, und zwar: 


1 Kind von 7 Uhr morgens. . .. bis 6 Uhr abends a 
2 Kinder von 9½ Uhr morgens.. = 1 oder 1½ Uhr nachts 
4 Kinder von 7 oder 8 Uhr morgens. . = 12 Uhr nachts Be 
4 Kinder von 8½ Uhr morgens.. 12% oder 1½ Uhr nacht 
1 Kind von 6 Uhr morgen? . . . . 12½ Uhr nachts | 
7 Kinder von 6½ oder 7 Uhr morgens. = 12'/ oder 1½ Uhr nad 
4 Kinder von 7 oder 8½ Uhr morgen? . = 2’ Uhr nachts 


Dieſe himmelſchreienden Zuſtände, die man mit Agahd ruhig überall dr 
wo es ſich um fremde lohnarbeitende Kinder handelt, nicht als entjegli: 
Ausnahmen, ſondern als die Regel anſehen kann, vermögen die Konjervatit! 
kühlen Blutes mit ihren volkspädagogiſchen Idealen in Einklang zu bring 
Sorgen fie doch zugleich in rührender Weiſe für das Seelenheil der vf 
ihnen körperlich und intellektuell mißhandelten Kinder dadurch, daß ſie 
Bunde mit dem Zentrum für die ſtetig zunehmende Verkirchlichung der Bol: 
ſchule eintreten. g 

Das freikonſervative und nationalliberale Scharfmachertum l 
etwas anders gerichtete ſchulpolitiſche Ziele. Die total unwiſſenden Arbei! 
kann es nicht gebrauchen, einen gewiſſen Standard an elementarem Will 
müſſen die von der Induſtrie benötigten lebendigen Verlängerungen it 
Maſchinen haben, und darum haben ſich die Herren von Schlot und Maid: 
mit dem Beſtehen, der Unterhaltung und der quantitativen Erweiterung d 
Volksſchulweſens abgefunden. Aber „was darüber iſt, das iſt vom Übel“, 
krächzt die „Arbeitgeberzeitung“.? Die pädagogiſchen Reformverſuche, 
Bemühungen, die Volksſchule innerlich zu heben und ihre Methoden zu v 
beſſern, nennt fie höhniſch „pädagogische Spielereien“, die dazu beitrügen, „ 
Säulen abzuſägen, auf denen die heutige Kultur ruht“. Der charakteriſtiſe 
Artikel ſchließt wie folgt: 0 „ 

„Mecklenburg, Hinterpommern, Oberbayern und die rotblühende Heide d 
Provinz Hannover ſind bis jetzt noch von ſolchen Verſuchungen (gemeint 
die Gründung von Jugendorganiſationen. D. V.) verſchont geblieben, daf 
ſtellen aber dieſe Gebiete dem Heere das zuverläſſigſte und kräftigſte Kr 
tingent (gegen den inneren Feind? D. V.) und bilden ferner für unſe 
Induſtriezentren alljährlich einen gefunden, kräftigen Nachwuchs, der zw. 
nicht überladen mit Wiſſen iſt, der ſich aber auf fein Können ve⸗ 


1 Nr. 27 vom 2. April 1908. 
2 In ihrer Nummer vom 3. November 1907. 
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aſſen darf. Wenn eingangs hingewieſen wurde auf die in der pädago⸗ 
ziſchen Spielerei liegende Gefahr, jo möchten wir hier abermals unſeren 
etzten Standpunkt, den uns die tägliche Erfahrung des Lebens immer und 
mmer wieder feſtzuhalten lehrt, in der Forderung klarlegen: Unſere Volks⸗ 
chule ſoll 1. nicht der Tummelplatz pädagogiſcher Phantaſten ſein; 2. muß 
je als ein mit den Mitteln der heutigen Geſellſchaft geſchaffenes Inſtitut 


N 


brauchbare Staatsbürger“, wofür zu 


flaven“ —, das iſt in der Tat die innere Herzensmeinung der freikonſerva⸗ 
wen und nationalliberalen Scharfmacher. 

Freilich gibt es in der nationalliberalen Partei auch ſogenannte Sozial⸗ 
olitiker, die die unverblümte Scharfmacherei der maßgebenden Kreiſe ein 
venig mit ſozialreformeriſchem Ole zu mildern verſuchen. Manch einer mag 
s von ſeinem beſchränkten Standpunkt aus auch damit ganz ehrlich meinen; 
vieleicht kommt ihm in feinem ganzen Leben nicht die unverfrorene Heuchelei 
iner Sozialreform von Geldſacks Gnaden zum Bewußtſein; vielleicht aber 
rkennt er fie, und dann muß er entweder ſelbſt ein anderer werden oder — 


r muß mit den anderen heucheln. Die Erfahrung zeigt, daß der letztere Ausweg 


er beliebtere iſt. 

Einer dieſer naiven Weltverbeſſerer hat vor kurzem in dem Schmollerſchen 
Jahrbuch für Geſetzgebung, Verwaltung und Volkswirtſchaft“ einen Artikel 
eröffentlicht, in dem er erörtert, „was der preußiſchen Volksſchule fehlt“. Der 
ungenannt bleibende) Verfaſſer ſucht zunächſt die Klagen über den Nieder⸗ 
ang der preußiſchen Volksſchule dadurch einzuſchränken, daß er die an dieſer 
stelle beſonders ergötzlich wirkende Behauptung aufſtellt: „Es iſt eitel Selbſt⸗ 
äuſchung, zu glauben, daß die preußiſche Volksſchule in Deutſchland oder in 
er Welt in ihren Leiſtungen an der Spitze geſtanden habe.“ Das iſt nun 
llerdings buchſtäblich wahr, überraſchend iſt nur, daß dieſe bittere Wahrheit 
o unumwunden von einem ſtaatstreuen Manne in dem ſtaatstreuen Organ 
es ſtaatstreuen Herrenhäuslers Schmoller ausgeſprochen wird. Wohl ſeien 
eit 1872 größere Mittel für die Volksſchule zur Verfügung geſtellt, aber es 
eien keine neuen organiſchen Grundlagen geſchaffen worden, außer auf dem 
debiet der Lehrerbeſoldung und jetzt der Schulunterhaltung. „Und wenn man 
gas als Rückſchritt bezeichnen will, jo kann der Klage die Berechtigung nicht 
bgeſprochen werden.“ 

Der Verfaſſer ſucht die Urſachen für dieſe Stagnation in Preußen in drei 
Momenten, in dem Fehlen eines Volksſchulgeſetzes, in der Organiſation der 
Zolksſchulverwaltung und in dem Geiſte, der jetzt in der Volksſchulverwaltung 
errſcht. Sehen wir davon ab, daß dieſe drei Momente die Urſachen nicht 
zur nicht erſchöpfen, ſondern daß ſie die eigentliche und wichtigſte Urſache, die 
krundſätzliche Volksbildungsfeindſchaft der kapitaliſtiſchen Geſellſchaftsordnung, 
öllig außer Betracht laſſen, ſo kann man zugeben, daß der Verfaſſer für 
eine drei Urſachen einiges intereſſante Material beibringt. Manches lieſt ſich, 
| 


1 31. Jahrgang, 1907, 4. Heft, S. 145 ff. 
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als wäre es von einem etwas liberal angehauchten und darum gegen den 
Kultusminiſterium herrſchenden Geiſt vorſichtig frondierenden höheren Beamlı 
geſchrieben worden. f | 
Daß bis heute ein vor mehr als hundert Jahren verheißenes Volksſchi⸗ 
geſetz in Preußen nicht zuſtande gekommen iſt, legt für den ſchulpolitiſch 
Weitblick der preußiſchen Regierung beredtes Zeugnis ab. Freilich iſt ! 
Hauptfrage bei einem ſolchen Schulgeſetz die Geldfrage. Bei dem gerade 
ſtupenden Elend der Volksſchule in verſchiedenen ausgedehnten Parti 
Preußens würde die Aufſtellung gewiſſer geſetzlicher Mindeſtforderungen glei- 
bedeutend mit der Bewilligung Hunderter von Millionen ſein. Oder es müßt 
die geſetzgeberiſchen Richtlinien eines ſolchen Volksſchulgeſetzes jo allgemein; 
und oberflächlicher Natur fein, daß fie das eigentliche Volksſchulelend g: 
nicht tangierten. An dieſen Schwierigkeiten und daneben an dem Hader t: 
Parteien und ihren Spezialwünſchen für ein Volksſchulgeſetz iſt bisher je 
geſetzgeberiſche Aktion geſcheitert. Der Mitarbeiter des Schmollerſchen Sal 
buchs, der dies übrigens nicht jo deutlich und offen ausſpricht, empfiehlt c 
Ausweg, die vorhandenen Mißſtände von Fall zu Fall durch Spezialgeſe 
zu beſeitigen, womit er aber nur den eigentlichen Widerſtänden in de 
preußiſchen Volksſchulfrage vorſichtig aus dem Wege zu gehen hofft. Di 
Stier bei den Hörnern zu packen, kann dem Verfaſſer natürlich im Traun 
nicht einfallen. Das hieße im gegenwärtigen Moment ja auch in der 2: 
nichts anderes als den rückhaltloſen Anſchluß an die ſozialdemokratiſche Wal: 
rechtsbewegung, durch die die jetzigen unrechtmäßigen Sachwalter der preußiſch 
Volksſchule von ihren Privilegien depoſſediert werden ſollen. 
Recht intereſſant iſt der Einblick, den der augenſcheinlich gut unterricht 
Verfaſſer dem Leſer in das innere Gefüge der preußiſchen Schulbureaukra 
ermöglicht. 
Das Kultusminiſterium ſei in feiner jetzigen Organiſation für jedwe 
größere und intenſivere Arbeitsleiſtung unfähig, obwohl es jetzt ſchon 50 M 
glieder (ſtatt 28 wie zu Falks Zeiten) umfaßt. Die einzelnen Zweige d 
Miniſteriums ſind jeder für ſich ſtark gewachſen und haben dadurch den ohr 
hin morſchen und unzweckmäßigen Bau des Ganzen immer mehr gelode 
„Die laufende Verwaltung aber wird nicht vom Miniſter geführt, auch kau 
noch von den Direktoren, ſondern von den einzelnen Fachreferenten. Der 3 
ſammenſchluß fehlt. Oder es werden überhaupt keine Entſcheidungen getroffe 
weil es nicht möglich iſt, den Zuſammenſchluß herbeizuführen.“ Die einzi 
Rettung ſei Trennung des Kultusminiſteriums, Schaffung eines beſonder 
Unterrichtsminiſteriums. Von dieſer Löſung wollen aber bekanntlich die her 
ſchenden Kreiſe nichts wiſſen, weil dadurch die von ihnen gewollte und gege 
wärtig zum Schaden der Schule beſtehende Verquickung von Schule m 
Kirche gelockert werden würde. 
In den Provinzialſchulkollegien, in den Regierungen und in den Bezirk 
ausſchüſſen herrſcht die knöcherne Bureaukratie. „Der Verwaltungsdirekt 
oder das einzelne juriſtiſche Mitglied unter Mitzeichnung des Direktors en 
ſcheidet mit einem Federſtrich allein.“ Der Regierungspräſident iſt übrigen 
den mannigfaltigſten Einflüſſen ausgeſetzt, ſo daß er heute oft froh iſt, „wen 
er durch den Hinweis auf die kollegiale Verfaſſung der Schulabteilung ermö 
lichen kann, ſich ungebührlichen Einflüſſen von Magnaten und de. 
gleichen zu entziehen.“ Der Verfaſſer ſpricht an einer anderen Stelle ſein 
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lrtikels davon, daß man hier und da auch zwiſchen den Zeilen leſen werde, 
das er gemeint habe. Hier iſt eine ſolche Stelle, bei der man zwiſchen den 
zeilen die ungebührlichen Anmaßungen der Edelſten und Beſten, der gutsherr⸗ 
ichen Schulpatrone, die ſelbſt den Regierungspräſidenten gelegentlich gegen 
en Strich gehen, herausfühlen kann. 

Trotz des Fehlens eines Volksſchulgeſetzes und trotz der mangelhaften 
zchulverwaltungseinrichtungen ließe ſich nach der Meinung des Schmollerſchen 
Nitarbeiters aber doch mehr ſchaffen, „wenn an der leitenden Stelle der Geift 
teudiger Initiative herrſchte. Der fehlt aber ſeit langer Zeit. ... Es geht 
icht weiter, daß große Gebiete brach liegen, weil im Miniſterium die Initia⸗ 
we fehlt, ſie anzugreifen.“ Der Artikel iſt zwar ſchon erſchienen, als der 
gackere Studt noch das Ruder des Kultusminiſteriums in der Hand hielt. 
lber es iſt ſeitdem nicht beſſer geworden, da es ſich hierbei überhaupt nicht 
m eine Perſonenfrage handelt, ſondern um einen Mangel des Syſtems. 
Venn aber ſchon eine vorſichtige Beamtenſeele ihren Schmerz über den Mangel 
n Initiative und über die dadurch verurſachte Verwahrloſung großer Gebiete 
es ohnehin verwahrloſten Volksſchulweſens in Preußen in ſolch offenherziger 
Beife in die Welt hinauszuſeufzen wagt, jo kann man daran ungefähr er⸗ 
neſſen, mit welcher grundſtürzenden Rückſichtsloſigkeit eine wirkliche Reform 
es preußiſchen Kultusminiſteriums vorgehen müßte. 

Der Verfaſſer des Artikels im Schmollerſchen Jahrbuch macht im Anſchluß 
n ſeine allgemeine Kritik ſechzehn feſter umriſſene Reformvorſchläge, die nach 
einer Meinung trotz der kritiſierten Mißſtände, trotz der fehlenden geſetzlichen 
fundierung und trotz der klapprigen Verwaltungsmaſchinerie ſofort in An⸗ 
riff genommen werden könnten. Dieſe Vorſchläge enthalten ungefähr das 
Schulprogramm des linken Flügels der Nationalliberalen. Da nun von einem 
genannten „Kulturblock“ gemunkelt wird, der von den Freikonſervativen bis 
u den Freiſinnigen reichen und angeblich insbeſondere die preußiſche Volks 
hule gegen Zentrum und Starrkonſervative vertreten ſoll, ſo darf man in 
ieſem nationalliberalen Reformentwurf eine Art mittlerer Linie zwiſchen 
em rechten und dem linken Flügel dieſes ſonderbaren Kulturblocks ſehen. 
dus dieſem Grunde verlohnt es ſich, einige der Forderungen etwas genauer 
nzuſehen. 

Der Lehrermangel in Preußen, ein bezeichnendes Symptom der allgemeinen 
erbärmlichkeit der preußiſchen Volksſchulverhältniſſe, ſoll beſeitigt werden 


4. durch Einrichtung zahlreicher neuer Lehrerbildungsanſtalten, 
b. durch Ermöglichung des Eintritts von Schülern mittlerer und höherer 
ehranſtalten in ein ihrem Alter angemeſſenes Stadium der Lehrerbildung, 
e. durch Erlaß von Vorſchriften über den Umfang der Verwendung von 
ehrerinnen im Volksſchulunterricht. 

Mit anderen Worten: Waſch' mir den Pelz, aber mach' ihn nicht naß. 
die zahlreichen neuen Seminare nutzen nicht, ſolange ſich nicht zahlreiche neue 
Zeſucher dafür melden. Daran fehlt es aber jo lange, wie die Lage der 
ehrer nicht erheblich gebeſſert wird. Das zweite Mittel läuft bei der ſonſtigen 
eutigen Lage der Dinge auf eine Bevorzugung der höheren Schulen hinaus 
nd wird außerdem ein Schlag ins Waſſer fein, da ſich Schüler aus höheren 
ehranſtalten noch weniger für das Volksſchullehramt drängen werden als 
olksſchüler, ſolange die gegenwärtige klägliche Beſoldung der Lehrer beſtehen 
leibt. Daß mehr Lehrerinnen angeſtellt werden ſollen, iſt eine Forderung, 
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gegen die wir an ſich nichts haben, ſolange für gleiche Leiſtung auch gleich 
Lohn bezahlt wird. Wenn die Lehrerinnen aber nur als Lohndrücker dien 
ſollen, ſo kann man ihrer vermehrten Verwendung im Volksſchuldienſt nic 
das Wort reden. 

Die Lehrerbeſoldung ſoll nach den Wünſchen des Artilelſchreibers zwe 
auch geregelt und gebeſſert werden, aber er drückt ſich in dieſer Beziehung 
unbeſtimmt aus, daß man ſich des Verdachtes nicht erwehren kann, daß ih 
eine Art Gleichmachung der „ nach unten — im Sinne der 9 
rüchtigten „Bremſe“ — vorſchwebt. 

Der Verfaſſer will ferner unter anderem Schaffung eines beſond 
Disziplinargeſetzes für Lehrer und Schaffung der Möglichkeit der Stra 
verſetzung für Lehrer — beides iſt überflüſſig und öffnet den Vexationen d 
Lehrer durch ihre Vorgeſetzten Tür und Tor. Die geiſtliche Schulaufſicht wi 
er nur ſo weit beſeitigen, als es ſich um die techniſche Seite handelt; als Au 
paſſer des Lehrers in ſeinem Allgemeinverhalten und für andere Dinge fehen 
er aber den geiſtlichen Herrn als Schulinſpektor beibehalten zu wollen. We 
er ſonſt noch fordert, iſt entweder unweſentlicher Natur, oder es handelt ji. 
um ſo ſelbſtverſtändliche Dinge, daß man eben in Preußen ſein muß, u 
überhaupt zu verſtehen, daß ſie erſt gefordert werden müſſen. Der Verfaſſ⸗ 
ſcheint ſich auch der Dürftigkeit ſeiner Vorſchläge bewußt zu ſein, denn er gil 
zu, daß der preußiſchen Volksſchule noch mehr fehle. Er habe abgeſehe 
„von allen Vorſchlägen großzügiger Politik wie der Umwandlung di 
Gemeindeſchule in die Staatsſchule, der Trennung der Unterrichtsbehörde 
von der allgemeinen Staatsverwaltung, die Falk einſt geplant hat, der Gleich 
ſtellung der Volksſchullehrer mit den unmittelbaren Staatsbeamten auch hin 
ſichtlich des Dienſteinkommens. Die Erfüllung dieſer an ſich nicht unberechtigte 
Forderungen ſcheint für Preußen in ſo ferner Zukunft zu liegen, da 
nicht praktiſch iſt, ſich mit ihnen zu beſchäftigen.“ 

So ſehen die beſcheidenen Schulforderungen eines nationalliberalen Schu 
politikers aus. Sie kräuſeln kaum die Oberfläche des Volksſchulelends i 
Preußen, geſchweige daß fie an feinen Kern rührten. 

Näher an die Urſache des Übels gelangen ſchon die Forderungen, die 90 
liberalen Lehrer angeſichts der bevorſtehenden Landtagswahlen aufgeſtel 
haben. Allerdings handelt es ſich hierbei lediglich um programmatiſche Forde 
rungen, deren baldige Verwirklichung ſelbſt der hoffnungsſeligſte Lehrer nich 
zu erhoffen wagt, und die auch nur erhoben worden find, um daran die Zu 
verläſſigkeit der Landtagskandidaten gegenüber den Lehrerwünſchen zu en 
proben. Natürlich werden die meiſten der gefragten Kandidaten mit Ei 
fertigkeit den Forderungen zuſtimmen, ohne ſich um ihre Verwirklichung aue 
nur eine Minute Kopfzerbrechens zu machen. Es verſpricht ſich ſo leicht 
wenn man beſtimmt weiß, daß man nie in die Lage kommt, für di 
Nene des Verſprechens auch nur den kleinen Finger rühren 50 
müſſen 

Damit ſoll nichts gegen die Forderungen an ſich, von denen ſich manch 
mit einer entſprechenden ſozialdemokratiſchen Forderung deckt, geſagt ſein, aue 
nichts dagegen, daß man überhaupt programmatiſche Forderungen aufjtelli 
Aber auf die Leichtgläubigkeit der Lehrer muß hingewieſen werden, die fid 
mit den laxen Verſprechungen liberaler Landtagskandidaten zufrieden geben 
obwohl die Freiſinnigen, deren Führung zum erheblichen Teile Volksſchul 
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hrer in Händen haben, ſich von jeher als Muſter von Unzuverläſſigkeit 
wieſen und ſich in neueſter Zeit ſogar zu geſinnungsloſen Kumpanen der 
hlimmſten Volksſchulfeinde, der Konſervativen, hindurchgemauſert oder rich— 
ger noch: hinaufgeſtrebert haben. | 

In dem Lehrerprogramm heißt es neben den bekannten Forderungen über 
ngemefjenere Beſoldung, Befreiung von der kirchlichen Schulaufſicht, Reform 
er Schulleitung und der Lehrpläne, Reform (leider nicht Abſchaffung) des 
ſeligionsunterrichts und neben einer bedenklichen, an den freikonſervativen 
ſchulpolitiker Zedlitz erinnernden Forderung auf Dezentraliſation der Schul 
erwaltung unter anderem: 

„Notwendigkeit eines ſozialen Auf⸗ und Ausbaus unſeres geſamten Bil⸗ 
ungsweſens durch Fortfall aller Vor⸗ und Kaſtenſchulen und Schul- und 
ehrmittelfreiheit begabter Schüler auf höheren Schulen. 

„Weitere Reform der Lehrerbildung mit dem Ziele, dieſe auf die höheren 
ſchulen und die Univerſitäten zu verlegen und dieſe ſchon heute den Volks— 
hullehrern zu öffnen. 

„Bildung eines beſonderen Unterrichtsminiſteriums und Berufung von ber- 
orragenden Volksſchulmännern in die Zentralinſtanz. 

„Bildung einer aus allgemeinen Wahlen der Lehrerſchaft hervorgegangenen 
chulſynode, die von dem Unterrichtsminiſterium in periodiſch beſtimmten 
wiſchenräumen einzuberufen iſt.“ 

Für den beleſenen Sozialdemokraten handelt es ſich bei dieſen Forderungen 
n alte Bekannte. Zuſammenfaſſend find die ſozialdemokratiſchen Schul⸗ 
rderungen in den Leitſätzen des Mannheimer Parteitags über 
Volkserziehung und Sozialdemokratie“ enthalten, auf die hiermit aus⸗ 
zücklich verwieſen werden ſoll. Nur unterſcheidet die ſozialdemokratiſchen 
chulforderungen, abgeſehen davon, daß fie umfaſſender und in ſich feſter 
gliedert ſind als die der Lehrerſchaft, ein wichtiger Umſtand von denen der 
heralen Lehrer: hinter ihnen ſteht mit voller Entſchloſſenheit das gewaltige 
eer des organiſierten Proletariats, während hinter denen der Lehrer nur ein 
eil der Lehrer und einige windige oder bedeutungsloſe liberale Politiker 
zhen. Und hinter den ſozialdemokratiſchen Schulforderungen ſteht ferner der 
ageheure, bittere Ernſt des proletariſchen Klaſſenkampfes, nicht nur die 
ungenfertigkeit und das um ein Mandat beſorgte Gemüt eines gleichgültigen 
ufallspolitikers. f 

Und noch eines unterſcheidet die ſozialdemokratiſche Schulpolitik in Preußen 
m der der Liberalen, die Lehrerſchaft eingeſchloſſen. Die Sozialdemokratie 
eiß — was die Liberalen nicht wiſſen oder nicht wiſſen wollen —, daß eine 
ſunde Schulpolitik in Preußen nicht eher möglich iſt, als bis ein freies 
gahlrecht für Preußen errungen iſt, daß deshalb jedes Bemühen um eine 
ebung der preußiſchen Volksſchule im gegenwärtigen Stadium zuſammenfallen 
uß mit dem rückhaltloſen, tapferen Eintreten für die Forderung des all— 
meinen, gleichen, geheimen und direkten Wahlrechtes. 

Daß die Sozialdemokratie als die Vertreterin des eigentlichen 
olkes möglichſt bald eine ihrer Größe und Bedeutung ent⸗ 
hrechende Vertretung im preußiſchen Landtag erhält — das iſt 
„was im letzten Grunde der preußiſchen Volksſchule fehlt! 
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Die wirtſchaftlich⸗geogra en Urſachen 


es Pe cpoune Krieges. 
— den n 


Die Forſcher des klaſſiſchen Altertum haben uns gewöhnt, in Thuk did. 
das Muſter eines ſcharfſinnigen, wahrheitstreuen Hiſtorikers zu verehren un 
in ſeiner „Geſchichte des Krieges der Peloponneſier und der Athener“ ei 
wiſſenſchaftliches Werk zu erblicken. Thukydides gebe uns die Zuſammenhäng 
und die Gründe 3 155 N enſchwerſten Zeitabſchnitte der griechische 
Geſchichte. X Fr 92.0 If bee ei, His Hr 

Es ſoll nicht geiengner 1 daß er durch ſeine cle Nüchternbei 
| durch feine überlegene Skepſis gegenüber dem Volksaberglauben, durch ſeir 
feine ironiſche Behandlung der Orakelſprüche, ſchließlich durch ſeine Fer 
| Haltung der Götter vorteilhaft von ſeinem älteren Zeitgenoſſen Herodot al 
ſticht. Der zeitliche Unterſchied zwiſchen den beiden zählt nur wenige Jahr 
der geiſtige Unterſchied dagegen läßt ſich nur nach Jahrtauſenden abmeſſen 
Athen bewegte ſich im fünften Jahrhundert mit Rieſenſchritten vorwärt 
Wenige Jahre genügten, um zwiſchen der älteren und jüngeren Generatio 
eine unüberbrückbare geiſtige Kluft zu graben. Wir, die wir das Glück haben 
inmitten einer tiefen und umfaſſenden Revolution zu leben, können dies wol 
begreifen. Herodot war, ungeachtet der Zweifelſucht, die ſich bei ihm zi 
weilen regt, im großen ganzen ein theologiſcher Geſchichtenerzähler, Thukydide 
dagegen ein rationaliſtiſcher Zeitkritiker. Ganz emanzipiert war Thukydide 
übrigens auch nicht. Um uns auf die außerordentliche Bedeutung des atheniſch 
peloponneſiſchen Konfliktes vorzubereiten, teilt er uns etwas betroffen mi 
„Dinge, wovon man vorher zwar reden gehört, aber ſelten durch Erfahrun 
die Beſtätigung erlangt hat, verloren hier ihr unglaubliches Anſehen. Vo 
der Art waren die Erdbeben, welche ſich teils über einen großen Teil de 
Erdbodens, teils mit außerordentlicher Heftigkeit ſpüren ließen; die Sonner 
finſterniſſe, welche ſich während desſelben häufiger zutrugen, ... hin un 
wieder große Dürre und daraus entſtandene Hungersnot; und endlich die ar 
ſteckende Krankheit, welche . . . eine Menge Menſchen dahinraffte. Von alle 
dieſen Zufällen wurden die Griechen zur Zeit dieſes Krieges geplagt.“ Dieſe 
Prolog klingt nicht beſonders aufgeklärt. Indes im ganzen großen mutet un 
Thukydides modern an. Aber iſt die traditionelle Auffaſſung über ihn richtig 
Zeigt er uns die geſchichtliche Entwicklung Griechenlands und die ſozialökone 
miſchen Urſachen, die Athen und den Peloponneſiſchen Bund in einen ſcharfe 
Gegenſatz zueinander brachten und ſchließlich in einen Krieg gegeneinande 
hineintrieben? Oder zeigt er uns nur die pfychologiſchen Motive der krieg 
führenden Parteien und eine Reihe von bewegten politiſchen und kriegeriſche 
Bildern? Verſuchen wir die Meinungen, die wir durch Schule und Lektün 
über Thukydides erhalten haben, beiſeite zu legen und ſtellen wir uns folgend 
Fragen: Was waren die objektiven Urſachen des Atheniſch⸗Peloponneſiſche 
Krieges? Warum herrſchte damals die allgemeine Anſicht, daß der Keieß ur 
vermeidlich ſei? Was waren die Triebkräfte dieſes Krieges? | 


1 F. M. Cornford, Thucydides Mythistoricus, London 1907. Viktor Bérard, Le 
Pheniciens et l’Odyssee, Paris 1901/02. 
2 Thukydides, Geſchichte, I. 23; Reclamſche Ausgabe. 
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Auf alle dieſe Fragen finden wir in Thukydides' „Geſchichte“ nur folgende 
itwort: „Und damit man nicht lange fragen dürfe, wie doch immer die 
tiechen in einen jo erſchrecklichen Krieg geraten find: jo will ich gleich zu 
fang die Urſachen dieſes Bruches und die Streitpunkte anzeigen. Die 
zentliche, wahre Veranlaſſung dazu, wovon man aber wenig hat kund 
rden laſſen, war meines Erachtens keine andere als dieſe, daß die Athener 
gen ihrer heranwachſenden Macht den Lakedämoniern furchtbar wurden und 
dadurch zu dieſem Kriege beſtimmten“ (I. 23). 

Dieſe Erklärung ſcheint uns ganz unbefriedigend. Erſtens unterſcheidet ſie 
ht zwiſchen Urſache und Veranlaſſung. Zweitens gibt ſie nur das pſycho⸗ 
ziſche Motiv der Lakedämonier an, aber keineswegs die Urſache und das 
eſen der heranwachſenden Macht der Athener; ebenſowenig zeigt ſie, daß 
Lakedämonier von den Athenern bedroht wurden. Drittens teilt uns 
ſukydides ſelber mit, daß die Lakedämonier erſt von den Korinthern und von 
1 Megarern zum Kriege gegen Athen aufgeſtachelt werden mußten. Die 
geordneten der Korinther klagten vor den Lakedämoniern: „. .. Ihr Lake⸗ 
monier ſeid in der Tat die einzigen Griechen, die einem nicht mit gewaffneter 
ind, ſondern mit Handelnwollen helfen. Ihr allein handelt nach dem 


undſatz, die Macht eurer Feinde nicht nach ihrem erſten Anwachs, ſondern 
ch verdoppelter Verſtärkung derſelben übern Haufen zu werfen.“ Die 
rinther ſchilderten dann weiter die Eroberungsluſt der Athener und klagten: 
ies iſt, ihr Lakedämonier, das Bild der Nation, mit welcher ihr es zu tun 
bt, und gleichwohl zaudert ihr noch ...“ (J. 6772). 

Geht man ohne Vorurteile an Thukydides heran, ſo zeigt es ſich, daß er 
r die Ereigniſſe des Krieges und die Reden der leitenden Perſönlichkeiten 
ven wollte. Er nahm ſich vor, nur Tatſachen zu geben, wie fie ihm er⸗ 
jenen oder wie ſie zu ſeiner Kenntnis gelangten. Er wollte vor allem in 
licher und nüchterner Weiſe beſchreiben, was ſich ereignete. Man kann 
er eine Reihe von Ereigniſſen ehrlich beſchreiben, ohne von ihnen ein wiſſen⸗ 


N 


aftliches Bild zu geben. Das unparteiiſche Beſchreiben von Tatſachen ift 
um der erſte Schritt zur Wiſſenſchaftlichkeit. Die beſchriebenen Tatſachen 
iſſen exit geſichtet, auf ihren Wert geprüft und die weſentlichen von den 
weſentlichen geſchieden werden. Erſt dann kann die Wirklichkeit erfaßt 
rden. Zu dieſer Arbeit gehört ſchon eine Theorie. Wenn zwei Perſonen 
ſelben Tatſachen ſehen, ſie aber anders ordnen und bewerten, ſo kommt 
s davon, daß fie von verſchiedenen Theorien ausgehen. Welche Theorie 
rd nun die richtige fein? Offenbar diejenige, die die beſchriebenen Tat⸗ 
hen widerſpruchslos erklärt und auch auf eine ganze Serie verwandter Tat- 
hen anwendbar iſt. 

Die Geſchichtstheorie des Thukydides iſt pſychologiſch. Sie geht von den 
ieben, Leidenſchaften und Berechnungen des Menſchen aus; ihr iſt die 
wet der Lakedämonier, die Eroberungsluſt der Athener genügend, den 
nzen Krieg zu erklären, wobei ſie ſich in Widerſprüche verwickelt und auch 
t den Anſichten anderer Beobachter und Hiſtoriker, auf welche wir ſpäter 
ückkommen, nicht übereinſtimmt. Aber gerade weil fie pſychologiſch iſt, 
id und findet ſie den Beifall der meiſten modernen Geſchichtſchreiber, die 
letzten Grunde die Perſönlichkeit als die Triebkraft der Geſchichte be⸗ 
ichten. In dieſelbe Kategorie fallen die Erklärungen, der Krieg ſei ent- 


den infolge des Strebens der Athener nach der Hegemonie in Griechen⸗ 
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land oder infolge der Rivalität zwiſchen Joniern und Doriern oder zwiſchg 
Demokratie und Oligarchie. Die Beſtrebungen und Rivalitäten ſind nit 
primäre Urſachen. Sie find nichts weiter als Beweiſe, daß äußere Urjad; 
ſcharfe Gegenſätze erzeugten. Sie find oft nur Umſchreibungen der Hau⸗ 
fragen. Schließlich bleibt noch die Erklärung übrig, die den Krieg dem U. 
ſtand zuſchreibt, daß einige Megarer drei Mädchen der Aspaſia, der Freun! 
von Perikles, entführten, was Perikles veranlaßte, auf Rache gegen Meg 
zu ſinnen. Dieſe Erklärung verdient keine Beachtung. Die Weltgeſchichte 
keine Liebesgeſchichte. 

Uns können demnach alle früher genannten Theorien nicht genügen. 
Zustände der Pſyche, das Wollen von Perſönlichkeiten und Klaſſen find n 
letzte Urſache, ſondern Wirkungen von außerhalb der Menſchen tätigen Tri 
kräften. Und dieſe tätigen Triebkräfte und kauſalen Zuſammenhänge müſ⸗ 
wir aufdecken, wenn wir das Weſen jenes ſchickſalsreichen Zeitabſchnitts 
griechiſchen Geſchichte erfaſſen wollen. 1 


* * 
* 


Um die Mitte des fünften Jahrhunderts vor unſerer Zeitrechnung ich 
der alte Kampf der Griechen mit dem Orient endgültig gegen die Aſiaten e 
ſchieden zu ſein. Athen konnte nunmehr die See- und Landwege nach di 
Oſten hin beherrſchen und ſich bis zum Schwarzen Meere und zu f 
Küſten Kleinaſiens ausdehnen. Während der perſiſchen Kriege wurde All 
zu einer Seemacht erſten Ranges, ebenſo wie Holland im Kampfe ges 
Spanien, und Japan im Kampfe gegen Rußland, zu bedeutenden © 
und Handelsmächten wurden. Inzwiſchen war auch eine tiefe An 
rung in der ſozialen Zuſammenſetzung des atheniſchen Staates vor 
gegangen. Die ländlichen Intereſſen verloren an Einfluß, während die ſt) 
tiſchen Intereſſen maßgebend für die Politik wurden. Das Bürgerti 
das ſeinen Sitz in Athen und im Piräus hatte, wurde ſowohl in der innen 
wie in der äußeren Politik zum ausſchlaggebenden Faktor. Vom Jahre 
bis 430 wuchs die Bevölkerung dieſer beiden Plätze von 20000 auf 1000) 
Die Zunahme war hauptſächlich der Zuwanderung von Fremden geſchult 
die ſich dem Handel und Gewerbe zuwandten. Die Einwanderungspoll 
Attikas war ſchon ſeit der Solonſchen Geſetzgebung liberal. Wie Plutc! 
(„Solon“, 22) erzählt, ſah Solon, daß der Boden Attikas unfruchtbar . 
und daß Kaufleute nicht geneigt ſeien, Waren in ein Land einzuführen, 
welche ſie nichts eintauſchen könnten; er ermutigte deshalb die Athener, 
der gewerblichen Tätigkeit zuzuwenden und den Handel zu begünſtigen. 
Differenzierung der Erwerbsquellen Attikas führte zu Klaſſengegenſtzen, 
ſich in der äußeren Politik darin äußerten, daß die Ackerbauklaſſe noch im 
in den alten helleniſchen Traditionen lebte, den Feind im Oſten ſuchte 1 
deshalb ein gutes Einvernehmen mit Lakedämon wünſchte, während 
Handelsklaſſe die neue Lage beſſer erkannte und eine Ausdehnungspolitik n 
dem Weſten wünſchte. Im Innern war die agrariſche Klaſſe in Sympa 
mit der Verfaſſung Lakedämons, während die kommerzielle und gewerbl) 
Klaſſe demokratiſch wurde. Der Vertreter der ländlichen Intereſſen . 
Kimon, der immer noch den Feind im Oſten erblickte und mit den Lakei 
moniern in Freundſchaft leben wollte. Der Vertreter der ſtädtiſchen In 
eſſen war Perikles und noch mehr Kleon der Gerber, dem zwar die Bildit 
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nd die Verfeinerung des Perikles fehlte, der ihn dafür aber an Entſchieden⸗ 
eit und an imperialiſtiſcher Energie bei weitem übertraf; beide waren für 
en Krieg gegen die Handelsſtädte des Iſthmus von Korinth. 

Einen guten, wenn auch etwas antidemokratiſch gefärbten Einblick in die 
ziale Gliederung Attikas aus jener Zeit gibt uns Pſeudo⸗Kenophon in ſeiner 
schrift über „Die atheniſche Republik“. Es zeigten ſich damals drei gegen⸗ 
itzliche Klaſſen: die Gemeinen gegen die Wohlgeborenen; die Handwerker 
egen die Beſten (die gebildeten Müßiggänger); die Armen gegen die Reichen. 
ür uns kommt hier nur der Gegenſatz zwiſchen den Gemeinen und Wohl— 
eborenen in Betracht, das heißt zwiſchen der ſtädtiſch⸗gewerblichen und der 
indlich⸗agrariſchen Bevölkerung. Die Armen haben auf die äußere Politik 
inen direkten Einfluß gehabt. Die perikleiſche Politik war von der kommer⸗ 
ellen und gewerblichen Klaſſe diktiert, die nach den perſiſchen Kriegen die 
tärkte des Weſtens zu beherrſchen ſuchten. Dieſem Ausdehnungsdrang ſtanden 
ie iſthmiſchen Handelsſtädte Megara und Korinth im Wege, die ſich um 
ilfe an Lakedämon wandten. 

Um nach dem Weſten, das heißt nach Süditalien, Sizilien und Karthago 
gelangen, hatten die Athener zwei Routen: durch den Iſthmus von Korinth 
nd durch die Umſchiffung der ſüdlichen Gewäſſer des Peloponnes zwiſchen 
em Vorgebirge Malea und der Inſel Kythera in der Richtung nach den 
eſſeniſchen Küſten. Die ſüdlichen Gewäſſer waren aber für die Schiffahrt 
ner Zeit gefährlich und ſtanden in ſchlechtem Rufe. Das Vorgebirge Malea 
hreckte auch die kühnſten Seefahrer ab. Hier wurde Ulyſſes von feinem 
urſe abgelenkt. Wie Herodot erzählt, wurden die Korkyräer durch die Winde 
m Malea daran gehindert, den Griechen bei der Schlacht von Salamis zu 
ilfe zu eilen. Und wie Thukydides erzählt (VI. 27), fürchteten die Athener 
e Umſchiffung des Peloponnes. So blieb nur die Route durch den Iſthmus. 
n früheren Zeiten, als die Schiffahrt noch mangelhaft war, bildete ein 
ſthmus nicht eine Schranke, ſondern eine Brücke zwiſchen zwei Meeren. 
kegara und Korinth lagen am Iſthmus von Korinth und vermittelten den 
andel Kleinaſiens und des Schwarzen Meeres mit Süditalien und Sizilien. 
eide Städte wurden deshalb ſehr reich. Über Megara jagt Iſokrates: „Die 
tegarer hatten wenig Vorteile: fie beſaßen keine Ländereien, keine Häfen, 
ine Bergwerke; fie waren die ‚Bebauer von Steinen‘; dennoch beſaßen fie 
e feinſten Häuſer in Griechenland.“ Iſokrates, der von der materialiſtiſchen 
eſchichtsauffaſſung ebenſowenig wie Thukydides verſtand, erklärt die Geſchäfts⸗ 
üte Megaras aus dem Umſtand, daß die Megarer in „tugendhafter Mäßt⸗ 
mg“ lebten. Dieſe Erklärung erinnert an die Lehre 
miker, daß das Kapital durch Sparſamkeit entſteht. | 

trabo über Korinth. Er ſagk: „Korinth wurde (von Homer) ‚das reiche‘ 
nannt, da es ein Haupthandelsplatz war, am Iſthmus gelegen war und 
dei Häfen hatte, einen nach der aſiatiſchen, den anderen nach der italieniſchen 
eite. Dies erleichterte den Warenaustauſch zwiſchen den beiden Regionen. 
aden früheren Zeiten war die Schiffahrt nach Sizilien ſchwer, die offene 
5 war gefährlich, beſonders um Malea, da hier die Winde zuſammentrafen. 
araus entſtand das Sprichwort: ‚Wenn du Malea umſchiffeſt, vergiß die 
imat.“ Deshalb mieden die Kaufleute von Aſien und Italien die Um⸗ 
fung um Malea und brachten ihre Waren nach Korinth. Von der Ein⸗ 
hr nach dem Peloponnes und von der Ausfuhr aus dem Peloponnes wurden 
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Zölle an diejenigen gezahlt, die den Eingang beherrſchten.“ Und der Eingar 
zum Peloponnes war Korinth. . 
In unſerer Zeit, wo überſeeiſcher Handel, Seemacht und Imperialism 
eine ſo bedeutende Rolle ſpielen, dürfte es nicht ſchwer ſein, die Stimmur 
zu begreifen, in der ſich die expanſionsluſtigen atheniſchen Kaufleute ur 
Gewerbetreibenden gegenüber Megara und Korinth befanden. Dagegen beſtar 
zwiſchen Megara und beſonders zwiſchen Korinth und dem Peloponnes ke 
Gegenſatz. Korinth war geradezu auf die militäriſche Stärke und die ökon 
miſche Blüte Lakedämons angewieſen, um da eine Stütze gegen Athen 
finden. Korinth gehörte zum Peloponneſiſchen Bunde. | 
Kaum zwanzig Jahre nach der Schlacht bei Salamis wandten ſich d 
Athener an Megara, um eine Allianz abzuſchließen. Wie Thukydides erzäl 
(J. 103), erhielt Athen die Allianz mit Megara, das mit den Lakedämonie 
f 


0 


verbunden geweſen war. „So fielen auch die Megarer von den Lakedämonie 
ab und traten dem Atheniſchen Bunde bei, weil ſie von den Korinthe 


wegen der Grenzen ihres Gebiets bekriegt wurden; und die Athener beſetzt 


Bu 
Megara und Pegä. Von dieſer Zeit hauptſächlich fingen auch die Korinth 
f 


. 


an, einen heftigen Groll gegen die Athener zu nähren.“ Das geſchah j 
Jahre 461. en 

Der Haß zwiſchen Korinth und Athen iſt demnach leicht verſtändlich. 
entſprang nicht der Rivalität zwiſchen Joniern und Doriern oder zwiſch 

Demokratie und Oligarchie oder infolge der Furcht der Lakedämonier vor Al 
wachſenden Macht Athens im allgemeinen, ſondern er entſprang dem je 
konkreten und genau zu erfaſſenden wirtſchaftlichen Gegenſatz zwiſchen d 
korinthiſchen Häfen und dem atheniſchen Hafen Piräus und im letzten Grun 
dem Kampfe um den Handel des Mittelmeers. Es war ein Kampf 1 
die Beherrſchung des Mittelmeers. Um dieſen Kampf erfolgreich ar 
tragen zu können, mußte Athen das megariſche Gebiet beherrſchen, das 
Korinth grenzte. Die Bedeutung der atheniſch⸗megariſchen Allianz konnte di 
Korinthern nicht lange verborgen bleiben. Denn dieſe Allianz war nur di 
Glied in der antikorinthiſchen Politik Athens. Bald nach dem Abſchluß d 
Allianz mit Megara beſetzte Athen nach heftigen Kämpfen die Inſel Agi 
im Oſten von Korinth und Böotien und Naupaktos an der nördlichen u 
nordweſtlichen Küſte des Iſthmus. Korinth wurde alſo im Oſten, Nord 
und Nordweſten von der atheniſchen Macht eingekreiſt. Was Wunder, di 
Korinth ſich enger an die peloponneſiſche Liga anſchloß, deren Hauptmal 
Lakedämon war. Seine geographiſche Lage und feine wirtſchaftlichen Int 
eſſen diktierten Korinth eine konſequente lakedämonfreundliche Politik. 7. 
gegen konnte Megara zu keiner konſequenten Politik gelangen. Sein Gebt 
grenzte im Nordoſten an Attika und im Süden an Korinth. Seine tere 
waren iſthmiſche und deshalb ſowohl gegen Korinth wie gegen ein expanſir 
Athen gerichtet. Aber es war zu ſchwach, auf eigenen Füßen zu ſtehen. g 
wurde deshalb von Korinth und Athen ſowohl angezogen wie angegriff 
Seine politiſche Haltung war deshalb ſchwankend. Dagegen war Lakedäm 
nur indirekt an dieſen Kämpfen und Intrigen beteiligt. Das agrariſche La⸗ 
dämon wollte ruhig leben und militäriſch ſtark fein, um die Heloten u) 
Sklaven niederzuhalten. Es konnte deshalb nicht dasſelbe feindliche Gefil 
wie Korinth gegen Athen haben, was ja auch aus der früher genannten Re 
der korinthiſchen Abgeordneten zur Genüge hervorgeht. „ 
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eer: Wirtſchaftlich⸗geographiſche Urſachen des Peloponneſiſchen Krieges. 1 


Halten wir an dem atheniſch⸗korinthiſchen Gegenſatz und an dem Aus⸗ 
shnungsdrang Athens nach dem Weſten feſt, jo werden ſich uns die Greig- 
‚fie beim Ausbruch des Atheniſch-Peloponneſiſchen Krieges klar, logiſch und 
uſal entwickeln, während ſie bei Thukydides in zufälliger Weiſe aufeinander⸗ 
gen. 

a dreißig Jahre dauerten dieſe Plänkeleien, Konflikte, Intrigen und 
orbereitungen. Das atheniſche Bürgertum wurde inzwiſchen handels- und 
emächtiger denn je zuvor. Kimon mit ſeiner ländlich⸗lakedämoniſchen Politik 
ußte weichen. Die glänzende Figur des Perikles mit ſeinem ſozialliberalen 
mperialismus tritt immer klarer hervor. Athen erreicht den Gipfel ſeiner 
kacht und ſeiner wundervollen Geiſteskultur. Hinter Perikles und Athen 
igen ſich Kleon der Gerber und der Piräus. Der Ausdehnungsdrang nach 
m Waſſer wird ſtürmiſcher. Im Jahre 443 gründet Athen die Pflanzſtätte 
hurii in Süditalien, um den Handel mit Kampanien und Etrurien zu fördern. 
3 ſchließt Allianzen mit Leontini (Sizilien) und Rhegium (Süditalien) ab. 
id beim Ausbruch des Krieges ſchließt es mit der Inſel Korkyra (Korfu) 
ie Allianz ab, da Korkyra — wie Thukydides hörte — „zur Überfahrt nach 
alien und Sizilien ſehr bequem zu liegen ſchien“ (I. 44). ... „Denn die⸗ 
be liegt ſo bequem zu der Fahrt nach Italien und Sizilien, daß gegen 
eren (der Korkyräer) Willen kein Schiff von dorther nach dem Peloponnes 
mmen .. kann“ (Thukydides, I. 36, Rede der Korkyräer). Korkyra war 
ſprünglich eine korinthiſche Kolonie. Wie Plutarch („Perikles“, 20) er⸗ 
hlt, wollten die Athener noch zu Lebzeiten des Perikles Sizilien erobern, 
id nach ſeinem Tode griffen fie es an und ſandten die ſogenannten 
lfsexpeditionen, um die große Expedition gegen Syrakus vorzubereiten. 
ſhließlich wiſſen wir aus der Rede des Alkibiades in Sparta (Thukydides, 
90), daß die Athener eine Expedition gegen Karthago planten. So um: 
igreich und kühn war die Expanſionspolitik Athens nach dem Weſten. 
ver dieſe ganze Politik konnte nicht durchgeführt werden, ſolange Korinth 
e im Wege ſtand, und Korinth hatte hinter ſich den Peloponneſiſchen Bund. 
ir Krieg wurde unvermeidlich. Das war die Anſicht des Perikles und der 
rinther. Und der Krieg kam. Wie gewöhnlich, war der äußere Anlaß ganz 
angfügig. In Epidamnus, einer Pflanzſtätte Korkyras, brachen lokale 
viſtigkeiten aus. Das Volk wandte ſich an das Mutterland (Korkyra) um 
fe. Da Korkyra ihm nicht helfen wollte, wandte es ſich an die Korinther. 
“je ſandten Hilfe, wodurch es ſchließlich zu einem Kriege zwiſchen Korinth 
d Korkyra kam. Nach unſerer Darſtellung war es nur logiſch, daß ſich die 
rkyräer an Athen um Hilfe gegen Korinth wandten. Perikles begriff ſofort 
Bedeutung Korkyras und trat für eine Allianz mit dieſer Inſel ein. Die 
hener ſtimmten ſchließlich für den Vorſchlag des Perikles. Im Jahre 433 
n es zu einem Seetreffen zwiſchen den Korkyräern und Korinthern bei 
bota, ſüdlich von Korkyra, wobei die Athener den Korkyräern Beiſtand 
teten und die Korinther zum Rückzug veranlaßten. Dagegen ſtand Megara, 
alte Bundesgenoſſe Athens, auf ſeiten der Korinther, die offenbar die 


gegarer für ſich gewonnen hatten. Um Megara die Folgen des Vertrags— 
ichs fühlen zu laſſen, erließen die Athener einige Beſchlüſſe, die den 
garen die atheniſchen Gewäſſer und Märkte verſchloſſen. Die Korinther und 
garer wandten ſich dann an Lakedämon, und dieſes wurde veranlaßt, den. 
Henern den Krieg zu erklären. 
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Wie wenig Thukydides die wirklichen Urſachen dieſes Krieges begriff, zei 
die Tatſache, daß er die Beſchlüſſe gegen Megara nur als nebenſächliche & 
eigniſſe behandelt. Dagegen läßt Ariſtophanes den Dikaeopolis in 50 
„Acharnern“ erklären: N 

„Denn Perikles, der Olympier, warf in ſeinem Zorn 

Den Blitz und Donner, regte Hellas auf im Sturm, 

Erließ Geſetze, abgefaßt im Skolienſtil: 

„Nicht auf dem Lande, nicht auf dem Markte, nicht zur See, 

Nicht auf der Küſte dürfe bleiben Megara.“ 

Da baten die Megarer, als der Hunger kam, 

Das Spartervolk, es möchte jener Volksbeſchluß 

Von wegen der drei Dirnen aufgehoben ſein. "al, 

Wir ſchlugen's ab, fie mochten bitten noch jo fehr. | 
So war nun damals ſchon ein toller Waffenlärm.“! IA 


Ariſtophanes ſpielt auch auf die vulgäre Erklärung an, die die Beſchll 
gegen Megara dem Umſtand zuſchrieb, daß einige megariſche Jünglinge N 
Mädchen der Aspaſia entführten. 

Unter den Forderungen, die die Lakedämonier im Intereſſe des Friede 
an die Athener ſtellten, war beſonders die des Widerrufs der Beſchlüſſe geg 
Megara. „Vornehmlich und am nachdrücklichſten drangen fie (die Lakedämoni 
darauf, daß, wofern ſie (die Athener) den Frieden behalten wollten, ſie d 
N der Megarer gefaßten Beſchluß wieder aufheben ſollen“ (Thutvdid 

I. 139). 

Perikles war gegen jede Konzeſſion, worauf die Lakedämonier im Jahre 40 | 
in Attika einfielen. So nahm der Atheniſch⸗ Peloponneſiſche Krieg ſeinen A 
fang und endigte nach 27 Jahren mit dem Ruin einer der größten Kult 
ſtätten der Menſchheit. Das Athen, das in der von Perikles gehaltenen Leiche 
rede unſterblichen Ausdruck fand, fiel ſcheinbar den rückſichtsloſen imperi 
liſtiſchen Plänen eines Kleon zum Opfer, aber in Wirklichkeit ſcheiterte es 
ſeiner Unfähigkeit, vorerſt Hellas in einen einheitlichen Staat zu verwandel 
um auf dieſe Weiſe eine breite und feſte Baſis für ein ſeemächtiges Reich 
ſchaffen. Übrigens war Kleon nicht der Demagog, für den ihn die Bewu 
derer des Thukydides halten, ſondern das Produkt jener Zuſtände, in den 
eine expanſionsluſtige Bourgeoiſie für längere oder kürzere Zeit gedeiht. 
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Kolonialpolitiſche Kundſchau. 


Von Varvus. 


0 
ö 
Das Automobil in der Mongolei. — Eingeborenenbewegung und eingeborene 
politik. — Akidenwirtſchaft und Klaffengegenfäge. — Chriftentum und Kolonie 
politik. — Der humane Dernburg und fein Programm. | 


Pa Die Burjaten in der Mongolei bildeten eine Aktiengeſellſchaft N 
wandten ſich an die Regierung in Peking mit dem Erſuchen um eine Ko 
zeſſion zur Errichtung eines Automobilverkehrs durch die Steppe. Es [& 
ſich aus verſchiedenen techniſchen und kommerziellen Gründen leicht vorau 
ſagen, daß, wenn das Unternehmen zuſtande kommt, ſeine Arrangeure fü 


1 Ariſtophanes, „Die Acharner“. Reclamſche Ausgabe. g 
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rvus: Kolonialpolitiſche Rundſchau. 199 
‚te nur ſehr raſch die Silberſtücke los werden würden, die ſie ſich unter den 
llen ihrer Jurten aufgeſpeichert haben. Aber daß unter den Nomaden 
ier weltfremden Gegenden die Initiative der Anſchaffung moderner Ver⸗ 
rsmittel entſtehen konnte, daß ſich unter ihnen Leute fanden, um dieſe Idee 
gelrecht nach kapitaliſtiſchem Muſter ins Werk zu ſetzen, das iſt in hohem 
gaße kennzeichnend für den Geiſt des Induſtrialismus, der jetzt durch die 
inze Welt geht. 


Es gibt keine Wilden mehr. Selbſt die Neger im zentralen Afrika ſind 
seits in Berührung gekommen mit der kapitaliſtiſchen Kultur. Der ge 
mnisvolle Schleier, der anfänglich die weißen Eindringlinge umgab, iſt zer⸗ 
en. Die Neger wiſſen ſchon längſt, daß ſie die Zauberkraft der Weißen in 
eigene Hand bekommen, wenn fie den Gebrauch der Feuerwaffen lernen. 
rum das Beſtreben, ſich zu bewaffnen, das für die Eingeborenenbewegungen 
rikas ebenſo kennzeichnend iſt, wie etwa für China der Eiſenbahnbau und 
Bildung einer modernen Armee. Dabei zeigt es ſich auch, daß gerade die 
mitive Kultur den Eingeborenen den Gebrauch der Waffen ungemein er- 
1 Wo die Jagd noch nicht, wie in dem ziviliſierten Europa, zum 
Hort der Fürſten und der Börſenkönige geworden iſt, ſondern einen wichtigen 
werbszweig der Bevölkerung darſtellt, erſetzt ſie bis zu einem gewiſſen Grade 
allgemeine Wehrpflicht. 

Mit der Verbreitung der Feuerwaffen in Afrika iſt der Widerſtand der 
(ageborenen gegen die koloniſierenden Europäer geſtiegen. Die Waffe, mit 
der Neger unterjocht wurde, macht ihn zum Rebellen. Wenn der hart⸗ 
‚ige Widerſtand der Zuluneger und die Schlappen, die fie den Engländern 
zeitet hatten, 1879 noch als überraſchende Ausnahmen gelten konnten, 
iſt die Ausnahme ſeitdem zur Regel geworden. Die Vorſtellung, daß 
ika von nackten Menſchen bewohnt ſei, die man nach Belieben zuſammen⸗ 
‚iben und meiſtern kann, verſchwindet in das Reich der Legende; man lernt 
mer mehr, den bewaffneten Widerſtand der Völker Afrikas als bedeutende 
d ſteigende Größe in Rechnung zu ſetzen. Das hat der Krieg mit dem 
bei gezeigt, der Rückzug der Italiener aus Abeſſinien ebenſowohl wie der 
zuſche Hererokrieg und wie es jetzt die Kämpfe der Franzoſen in Marokko 
Zen. 

| Dies übt nachweisbar eine ſehr heilſame Wirkung auf die ſoziale Einficht 
kolonialen Miniſterien in Europa. So hat man zum Beiſpiel zu Beginn 
Hererokriegs in den deutſchen Regierungskreiſen den Augenblick kaum ab⸗ 
Urten können, um auch gegen die Ovambos, die den Hauptſtamm der 
völkerung von Deutſch⸗Südweſtafrika bilden, loszuziehen, während man jetzt 
h en an dieſe Eventualität denkt und ſie gewiß gern vermieden haben 
chte. | 


Neben wirtſchaftlichen Gründen, die eine Konſervierung der Eingeborenen 
pfehlen, um ſie ausbeuten zu können, find die Negeraufſtände ein wichtiges 
oment, das den Regierungen eine vorſichtigere Eingeborenenpolitik nahelegt: 
shalb denn auch die Reden der kolonialen Miniſter von frommen Anſichten und 
en Abſichten überfließen. Allein ſo ſehr die kapitaliſtiſche Ausbeutung in 
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ige Authentiſches darüber in meinem Buche „Die Kolonialpolitik und der Zuſammen⸗ 
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den Kolonien eine blutige Realität iſt, ſo ſehr erwieſen ſich bis jetzt alle | 
juche einer humanen Eingeborenenpolitik als Illuſionen. Eine Eingebore 
politik, welche die Eingeborenen befriedigt, iſt noch nicht erfunden wor; 
Woher das kommt, wie das zuſammenhängt, darüber werden uns im weite 
Verlauf dieſer Rundſchauen die Tatſachen häufig genug belehren. Für de 
mal nur einen kleinen Beitrag aus der deutſchen Praxis. I 


* * 
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Es war bis jetzt eine beliebte Manier der kolonialen Regierungen, 
Fürſten reſpektive Stammeshäupter der Eingeborenen durch Leute aus freme 
Stämmen zu erſetzen. Durch nichts mit dem Stamme verbunden, über 
ſie geſtellt wurden, und mit der größten Autorität ausgerüſtet, waren 
eingeborenen Beamten die ergebenen Knechte der Regierung und zugleich 
ſcheußlichſten Schinder ihrer Untergebenen. Nachdem aber die Eingebore 
in Oſtafrika mit den Waffen in der Hand gegen die Wirtſchaft dieſer ı 
bigen Beamten, der ſogenannten „Akiden“, ſich aufgelehnt hatten, kam ur 
auch im deutſchen Kolonialminiſterium zur Einſicht, daß hier Wandel 
ſchaffen werden müſſe. In der jüngſten Denkſchrift über Oſtafrika leſen ıı 

„Gegenſtand eingehender Erwägungen des Gouvernements bildete die 9 
wendung farbiger Beamter in den lokalen Verwaltungen, nachdem anläfı 
des Aufſtandes von vielen Seiten gegen die ſogenannte Akidenwirtſei 
ſchwere Vorwürfe erhoben wurden, die zum Teil auch in die dem Reis 
tag vorgelegte amtliche Denkſchrift Eingang gefunden haben. Auch fern 
einiger Bezirksämter wurde wieder auf die Mißſtände dieſer Inſtitution . 
gewieſen.“ | 

Um nun Abhilfe zu ſchaffen, ift zunächſt in Ausſicht genommen, 
ſtammesfremden Akiden durch die angeſtammten Häuptlinge zu erſetzen. Ali 
das iſt in der Praxis nicht mehr fo leicht auszuführen. Hören wir die Di 
schrift: | 1 | 

„Vorausſetzung ift dafür, daß ſich in dem Bezirk Häuptlinge noch erha! 
haben, welche außer der genügenden Zuverläſſigkeit auch die erforderl) 
Macht über ihre Stammesgenoſſen beſitzen. Ausgeſchloſſen iſt ei 
den Küſtengebieten. Seit dem Beginn der deutſchen Herrſchaft hat mani 
denſelben ſich bemüht, derartige Stammeshäupter zu beſeitigen oder dei 
Einfluß aufzuheben. Angeſehene angeſtammte Häuptlinge find in \ 
Küſtendiſtrikten und in den küſtennahen Gebieten nicht mehr vorhanden; | 
Verwaltung wird ſich ſomit mit den Akiden behelfen müſſen.“ 4 

Wie kam aber dieſer Widerſpruch zwiſchen Wollen und Können zuſtare 
vor dem jetzt das deutſche Kolonialamt ratlos daſteht? Erſt ſuchte man 
allen Mitteln der Perfidie die Häuptlinge gegen ihre Stammesgenoſſen as 
zuſpielen. Durch Beſtechungen, Schwindel, Alkohol, durch nackte Gewalt 0" 
Überliftung oder offenen Betrug brachte man fie dazu, daß fie das Volk ıt 
rieten, Länder verſchleuderten, die ihnen nicht gehörten, und ihrer eigen 
Habgier alle Zügel ſchießen ließen. Das zeigt der Fall Samuel Maher 
in Deutſch⸗Südweſtafrika und zahlreiche andere. Kein Wunder, daß man ! 
durch die Autorität der Häuptlinge zerſtört hatte. Nunmehr, da man de 
Autorität braucht, haben die Eingeborenen kein Vertrauen zu ihren Haut: 
lingen. Wo aber die Häuptlinge treu zu ihrem Volke ſtanden, wurden e 
einfach beſeitigt. ER 
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Nun tröſtet uns die Denkſchrift damit, daß in den Innenbezirken die 
Dinge noch nicht ſo weit vorgeſchritten ſind. „Hier finden ſich Häuptlinge, 
welche ſich noch immer einer nicht unbedeutenden Macht und eines bedeu⸗ 
tenden Einfluſſes auf ihre Stammesgenoſſen erfreuen. Dieſe werden zweck— 
mäßig bei der Verwaltung den fremden farbigen Beamten vorzuziehen ſein.“ 
Es iſt nicht ſchwer einzuſehen, daß dieſe günſtigeren Verhältniſſe in den 
Innenbezirken in dem Maße verſchwinden werden, als der kolonialpolitiſche 
Einfluß auch dorthin dringen wird. Gerade die Verwandlung der Häuptlinge 
n Kolonialbeamte iſt der beſte Weg, ihre Autorität unter den Volksgenoſſen 
zu untergraben. | 
Man darf nie außer acht laſſen, daß die Wirkung des eindringenden 
Kapitals auf die Eingeborenen eine ungleichmäßige iſt. Land und Volk 
werden ausgeplündert, aber einzelne unter den Eingeborenen ſelbſt kommen 
dabei zu Glanz und Reichtum. Die nächſten aber, die aus den kapitaliſtiſchen 
Plünderungszügen für ſich Nutzen ziehen, das ſind eben die Häuptlinge. Es 
wird ſogar zu einem zielbewußten Problem der Kolonialpolitik, das unter den 
Eingeborenen vorgefundene Herrſchaftsverhältnis in ein kapitaliſtiſches 
Ausbeutungsverhältnis umzuwandeln. Damit aber wird jenem Herr— 
ſchaftsverhältnis der geſchichtliche Boden entzogen, ſein volkstümlicher Zus 
ſammenhang verſchwindet, und es bleibt nur eine ſcheußliche Paarung von 
zügelloſer barbariſcher Herrſchergewalt und ſchrankenloſer kapitaliſtiſcher Aus⸗ 
beutung. 


* 
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Daß man im deutſchen Kolonialamt ſich dieſer ſozialen Gegenſätze wohl 
bewußt iſt, zeigt folgende kennzeichnende Auslaſſung über die Miſſionen, 
die zugleich ein hübſcher Beitrag iſt zum Kapitel Chriſtentum und Kolonial⸗ 
politik: 

„Statt die erſten Jahre ſich hauptſächlich mit dem Verſuch zu beſchäftigen, 
die Häuptlinge ſelber zu bekehren, was dann, wie das Beiſpiel von 
Uganda beweiſt, die Bekehrung der ganzen Häuptlingſchaft zum Gefolge hat, 
wird davon faſt überall wegen der Vielweiberei dieſer Leute wie von einem 
von vornherein ausſichtsloſen Beginnen Abſtand genommen und die Miſſio— 
nierung der nicht aus höherer Ethik, ſondern infolge ihrer Armut monogamen 
giedrigſten ihrer Untertanen betrieben. ... 

„Außerdem finden ſich auf den Miſſionen vielerorts gerade ſolche Eingeborene 
ein, die aus irgendwelchen Gründen nicht in voller Eintracht mit ihren Oberen 
tehen, weil fie von den Europäern Schutz gegen oft durchaus berechtigte 
Rekriminationen ihrer Häuptlinge erwarten. Die Miſſionare hören die Klagen 
der belaſteten Volksgenoſſen, ſie ſehen Bräuche und Gewohnheiten, die das 
Bouvernement aus politiſchen Gründen nicht von heute auf morgen unter- 
drücken kann, und ſuchen nunmehr immer wieder darauf hinzuarbeiten, daß 
die politiſche Freiheit des einzelnen Stammesmitglieds durch Ablöſung der 
Pflichten oder häufiger noch durch einfache Dekretierung der Behörden ſo raſch 
vie möglich ausgeſtaltet wird. Dies Beſtreben bleibt auf die Dauer den 
Sultanen und Häuptlingen nirgends verborgen. Die Folge iſt, daß die Miſſion 
Jaufig zu der althergebrachten Herrſchaft der Sultane in immer ſchärferen 
Gegenſatz gerät, weil letztere zuerſt nur mißtrauiſch, dann aber feſt überzeugt 
davon ſind, daß die Miſſion und ihr chriſtlicher Anhang eine Art Umſturz— 
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partei darſtellen, welche ihnen Macht und Anſehen, die heiligen Bräuche der 
Väter rauben und Land, Leute und zuletzt fie ſelbſt verſchlingen will“ (Denk⸗ 
ſchrift über Oſtafrika). . 

Es iſt wirklich verfehlt ſeitens der Miſſionare, daß ſie an der Vielweiberei 
der Häuptlinge Anſtoß nehmen; ſie hätten vielmehr dieſe belehren ſollen, daß 
auch die chriſtliche Monogamie bloß ein Mißverſtändnis ſei, daß ſie auch in 
der chriſtlichen Geſellſchaft nur für die Armen beſtehe, daß dagegen zum 
Beiſpiel die Sultane der Börſe in den europäiſchen Großſtädten in dieſem 
Punkte ſich noch beſſer zu helfen wiſſen als die Negerfürſten in der Wüſte, 
und daß die ganze Inſtitution nur den Zweck habe, die Männer der Ver⸗ 
pflichtung zu entheben, für den Unterhalt von mehr als einer Frau und ihrer 
Nachkommenſchaft aufzukommen. Vollkommen unangebracht aber im Sinne 
einer chriſtlichen Kolonialpolitik iſt es, daß die Miſſionare mit der Bekehrung 
ſo viel Umſtände machen. Worauf es ankommt, iſt die Taufe, und dieſe ge⸗ 
ſchieht am beſten herdenweiſe. Hat man die Kerle erſt ſo weit, ſo ergibt ſich 
alles andere von ſelbſt, beziehungsweiſe der Staat mit ſeinen Zwangsmitteln 
ſorgt für die nötige Portion Frömmigkeit in Geſtalt von Kirchenſteuern uſw. 

Die Denkſchrift tröſtet ſich damit, daß die Chefs der Kirche mehr Einſicht 
haben in die kolonialpolitiſchen Aufgaben der Miſſionstätigkeit als ihre An⸗ 
geſtellten, die Bibelſtunden unter den Negern abhalten; ſie rühmt den „mäßigen⸗ 
den Einfluß, den die Oberen beider Konfeſſionen auf ihre mitten im 
Kampfe ſtehenden und darum leichter zu Übereifer neigenden Untergebenen 
ausüben“. Um die Sache weiter in dieſem Sinne zu fördern, würde es ſich 
wohl empfehlen, eine revidierte Ausgabe der Heilsbotſchaft Chriſti für die 
Kolonien zu verfertigen. | 
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Das Blutvergießen iſt nicht erſt von den Europäern nach Afrika gebracht 
worden. Allerdings, wenn früher ein grauſamer Sultan den Eingeborenen 
auf den Pfahl ſetzte, ſo ſteckt ein raffinierter Kulturmenſch ihm eine Dynamit⸗ 
patrone in den Leib; allein der Hauptunterſchied liegt darin, daß der Europäer 
an Stelle der Leidenſchaft, der ſich der eingeborene Häuptling hingab, an 
Stelle der perſönlichen Tyrannei, die immerhin ihren Sättigungspunkt hatte, 
das kalte und ſchrankenloſe Ausbeutungsintereſſe ſetzte. Die Scheuß⸗ 
lichkeiten, die an den Negern begangen werden, ſind nicht mehr Selbſt⸗ 
zweck, ſie bringen Profit, darum iſt bei ihnen kein Ende und kein Maß ab⸗ 
zuſehen. Das iſt die Quelle der Schindereien, denen ſie ſeitens der weißen 
wie ſeitens ihrer farbigen Vorgeſetzten unterworfen werden. Dieſe tatſächlichen 
Zuſammenhänge ſind längſt erkannt und zur amtlichen Erkenntnis gelangt. 
Erſt neulich brillierte in Deutſchland Dernburg vor der Öffentlichkeit damit, 
daß er, der Kolonialminiſter, die Ausbeutungspraktiken in den Kolonien auf⸗ 
deckte. Wie aber ſoll den Mißſtänden abgeholfen werden? Herr Dernburg 
gab verſchiedene humane Grundſätze zum beſten, die er in den Kolonien durch⸗ 
geführt haben möchte, und ging in ſeiner Schwärmerei für die Eingeborenen 
ſogar ſo weit, daß er zu „überlegen“ verſprach, ob nicht „das Züchtigungs⸗ 
recht des Karawanenführers wie des Plantagenleiters“ einzuſchränken ſei. Daß 
der Neger wegen dieſer ſo hübſch abgewogenen wohlmeinenden Abſichten nicht 
jetzt ſchon die Peitſchennarben vergißt, die ihm täglich aufgefriſcht werden, 
zeigt ſelbſtverſtändlich ſeine Verſtocktheit; die Frage bleibt aber immerhin be⸗ 
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schtigt, wie dieſe ſchönen Redensarten ins Werk geſetzt werden ſollen? Darauf 
hernburg: er werde Vorſchriften erlaſſen, in denen alles ſpezifiziert und 
argelegt wird. Und wer ſoll dieſe Vorſchriften ausführen? Antwort: „der 
heiße Eingeborenenkommiſſar“, der nach der Idee Dernburgs den Ein⸗ 
eborenen kein geringeres Heil bringen ſoll wie der weiße Elefant denen, die 
n ihn glauben. 
Der Eingeborenenkommiſſar iſt ein altes Prunkſtück der kapitaliſtiſchen 
olonialpolitik. Man kennt ihn ebenſo in den holländiſchen wie in den eng— 
ſchen Kolonien. Seine Unzulänglichkeit iſt längſt nicht nur in den Parla⸗ 
tenten nachgewieſen, ſondern auf dem Wege der Belletriſtik zum Bewußtſein 
heiterer Kreiſe gebracht worden. Er bildet die Hauptfigur des berühmten 
Nax Havelaar von Multatuli. Nachdem er alſo von anderen verbraucht 
hurde, wird er jetzt, wie nicht anders zu erwarten war, zum Steckenpferd 
ir den Humanismus im deutſchen Kolonialminiſterium. 
Iſt nun das Mittel an und für ſich unzulänglich, ſo ſtößt man bei ſeiner 
luwendung auf weitere Unzulänglichkeiten. Ich berufe mich wieder auf die 
denkſchrift über Oſtafrika: | 
„Ein allzu raſcher Erſatz der farbigen Angeſtellten durch Europäer würde 
nverhältnismäßige Koſten verurſachen, die eine höhere Belaſtung der Ein⸗ 
eborenenbevölkerung oder einen erhöhten Zuſchuß ſeitens des Staates zur 
folge haben müßten. Dagegen iſt auf eine Verſtärkung der Kontrolle der Akiden 
— unter gleichzeitiger Einſchränkung ihrer Befugniſſe — durch häufigere 
teiſen der Bezirkschefs Wert gelegt worden; dieſe ſind eindringlich er— 
gahnt, einen möglichſt innigen Konnex mit der Bevölkerung herzuſtellen, wozu 
n erſter Linie tüchtige Kenntniſſe der Landesſprache gefordert werden. Auch 
ourde ihnen in ihrer Geſamtheit und bei paſſender Gelegenheit den ein— 
elnen wiederholt eingeſchärft, bei den Anforderungen an die Eingeborenen 
derzeit die geforderte Arbeit mit ihrem wirtſchaftlichen Nutzen und alle Auf⸗ 
agen mit der ökonomiſchen und phyſiſchen Leiſtungsfähigkeit ihrer Schutz⸗ 
efohlenen in Einklang zu ſetzen.“ Alſo Vorſchriften und Ermahnungen! Vor⸗ 
üglich ſchön iſt der Paſſus von der „paſſenden Gelegenheit“: die Denkſchrift 
rzählt nämlich kraſſe Fälle von Übergriffen der weißen Beamten, die zum 
Zeiſpiel die Eingeborenen für vollkommen nutzloſe Wegebauten zu Tode hetzten 
— das werden wohl jene „paſſenden Gelegenheiten“ geweſen ſein, bei denen 
je ermahnt wurden. Die Sache verhält ſich demnach jo: Trotz der Inſtruk⸗ 
onen „in Geſamtheit“ haben die Bezirkschefs noch „im einzelnen“ ermahnt 
derden müſſen, und dieſer Sachverhalt ſoll uns Gewähr leiſten dafür, daß 
e gerühmten Bezirkschefs den Eingeborenen Heil und Segen bringen werden! 
Der Bezirkschef oder Regierungskommiſſar, mit Vorſchriften und guten Rat⸗ 
lägen aus Berlin beladen, mit „tüchtigen Kenntniſſen“ der Landesſprache, 
ie ihm empfohlen werden, die er aber nicht beſitzt, allein auf einem un⸗ 
geheuren Gebiet, das er durch häufige Reiſen beglücken ſoll, um an vielen 
Orten für wenige Augenblicke zu erſcheinen und ebenſo unerwartet zu ver⸗ 
chwinden, wie er gekommen war, dieſe allmächtige, allgegenwärtige, allwiſſende 
ind nichtsahnende Schöpfung Dernburgs ſoll die gütige Vorſehung ſpielen 
ind ausgleichende Gerechtigkeit unter den Negern üben! Wie aber wird er 
ich den Häuptlingen und ihren Ausbeutungsgelüſten gegenüber verhalten? 
darüber haben wir klare Auskunft, die Denkſchrift ſagt uns das in ihrem 
Irteil über die Tätigkeit der Miſſionen, das wir bereits kennen gelernt 
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an Schon beim Zuſammenſtoß mit dieſem erſten Gegenſatz bricht di 
humane Eingeborenenpolitik des deutſchen Kolonialminiſteriums in ſich ſelbſ 
zuſammen. War ſchon daraus zu entnehmen, wie wenig ſie dem Aus 
beutungsintereſſe der weißen Pflanzer würde ſtandhalten können, ſo hat un 
Herr Dernburg ſelbſt der Notwendigkeit überhoben, einen weiteren Bewei 
zu führen, da er allein ſchon für ſeine philanthropiſchen Redensarten in alle 
Form hat Abbuße leiſten müſſen. Aber wenn der Kolonialminiſter in Berli 
über Eingeborenenpolitik ſich nicht einmal humane Redensarten erlauben darf 
ſo werden offenbar die Regierungskommiſſare in Afrika eine humane Ein 
geborenenpolitik noch weniger betreiben können und nicht einmal wollen. 

So läuft denn die Dernburgſche Eingeborenenpolitik im letzten Grund 
darauf hinaus, daß der Regierungsaſſeſſor durch den Regierungskommiſſa 
erſetzt wird. | | 


Ausbau der Arbeiterfekretariate 
und vorbildung ihrer Beamten. 
Von Arbeiterſekretär Fr. Frank (Frankfurt a. M.). 


Die Arbeiterſekretariate unſerer Gewerkſchaften ſind unſeren Gegnern rech 
unbequem, deshalb ſuchen fie durch Sekretariate ihrer Gewerkſchaften wie durch 
Wohltätigkeitsvereine, intereſſierte Berufsgruppen und Kommunalverwaltunger 
durch Errichtung von Rechtsauskunftſtellen uſw. ihnen entgegenzutreten, und 
auch der Staat ſetzt ſeinen Behördenorganismus in Tätigkeit, zum Beiſpie 
die Gerichtsſchreibereien der Amtsgerichte. So wirken in Frankfurt a. M. neber 
unſerem Inſtitut: g 

1. Rechtsſchutzſtelle für Frauen und Mädchen, e. V., geleitet von einem 
weiblichen Dr. jur. (drei Tage in der Woche). g 

2. Katholiſches Arbeiterſekretariat (geöffnet von 9 bis 1 und 4 bis 8 Uhr) 

3. Auskunftſtelle für Arbeiterangelegenheiten — dem Inſtitut für Gemein: 
wohl unterſtehend —, die in der Stadt zwei Bureaus unterhält (geöffnet 
von 9 bis 1 und 3 bis 7 Uhr) und auch an auswärtigen Orten, an be⸗ 
ſtimmten Wochentagen Sprechſtunden abhält; vier Beamte teilen ſich in die 
Arbeit. | 

4. Koſtenloſe Rechtsauskunftſtelle der Frankfurter Rechtsanwälte. ö 

5. Untere (ſtädtiſche) Verwaltungsbehörde für Kranken⸗, Unfall⸗ und In⸗ 
validenverſicherung; die unentgeltliche Auskunftserteilung erfolgt an Wochen⸗ 
tagen von 9 bis 12 Uhr vormittags. = 

Berückſichtigt man, daß in Frankfurt a. M. mit feinen 365000 Einwohnern 
noch 200 Rechtsanwälte tätig ſind, ſo muß die Zahl der Auskunftſuchenden, 
die unſer Sekretariat im Jahre 1906 in Anſpruch nahmen — 32216, dar⸗ 
unter 17963 Organiſierte —, als eine außerordentlich hohe bezeichnet werden. 
Eine die Lebensfähigkeit der Arbeiterſekretariate bedrohende Konkurrenz 
kann ihnen durch Gründung von Inſtituten der oben bezeichneten Art nie⸗ 
mals entſtehen. Dies iſt im Weſen der Arbeiterſekretariate begründet. Aber 
ohne Einfluß auf den Ausbau der Arbeiterſekretariate ſind ſie nicht, denn 
dieſe werden hierdurch gezwungen, den von ihnen gewährten Rechtsſchutz auf 
alle Gebiete der Geſetzgebung auszudehnen. Es ſoll keineswegs verkannt 
werden, daß dieſer Ausbau in Wirklichkeit bei vielen Sekretariaten ſchon 
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ängſt eingetreten iſt. Für das Niveau und das Anſehen der Arbeiter⸗ 
ekretariate iſt es jedoch nicht ohne Bedeutung, wenn dieſer tatſächliche Zu⸗ 
tand auch im ſtatutengemäßen Arbeitsplan zum Ausdruck kommt und hier⸗ 
urch ſeine Sanktion erhält. 

Die Inanſpruchnahme der meiſten Sekretariate auf dem Gebiet der 
Arbeiterbewegung beziehungsweiſe in Gewerkſchaftsangelegenheiten iſt ſchon 
yeshalb bedeutungslos geworden, weil hierfür andere Inſtanzen vorhanden 
ind, beziehungsweiſe geſchaffen wurden. Namentlich kommen hier die Ge— 
verkſchaftskartellbureaus in Betracht. Auch beweiſt die Statiſtik der größeren 
Arbeiterſekretariate, daß die Sozialgeſetzgebung nur noch relativ darauf An⸗ 
pruch hat, als Hauptwirkungsfeld dieſer Inſtitute betrachtet zu werden. 
Beſonders in den großen Städten iſt die Erteilung von Rechtsauskunft und 
die Gewährung von Rechtsſchutz auf allen Gebieten der Geſetzgebung derart 
in den Vordergrund getreten, daß den Sekretariaten zu anderen Aufgaben 
— die Ausnahmen beſtätigen die Regel — weder die Zeit noch die nötigen 
Rräfte zur Verfügung ſtehen. Außerhalb dieſes Programms liegende Arbeiten 
können auch viel beſſer von anderen Inſtitutionen der Arbeiterbewegung 
zeleiſtet werden. 

Wenn ich behauptet habe, daß durch die von kommunalen oder von Wohl— 
tätigfeitSvereinen gegründeten Rechtsauskunftſtellen die Lebensfähigkeit der 
Arbeiterſekretariate nicht berührt werde, weil dies in dem eigenartigen Charakter 
unſerer Sekretariate begründet ſei, jo wiederhole ich damit nur längſt Be⸗ 
kanntes. Dieſen Konkurrenzinſtituten haftet in erſter Reihe der Geruch des 
Almoſens an. Dann aber ſind unſere Sekretariate doch weit mehr als nur 
Rechtsauskunft⸗ und Rechtshilfeſtellen; fie find in erſter Linie ſoziale Hilfs— 
und Beobachtungsſtationen. In allen nur erdenklichen Nöten, die der Kampf 
ums Daſein mit ſich bringt, werden die Arbeiterſekretariate in Anſpruch ge— 
nommen und wirken ſo auch werbend für die Gewerkſchaften. 

Ein großer Mangel iſt nun, daß den Sekretären in ihrer Stellung als 
Prozeßbevollmächtigte, ſoweit das mündliche Verhandeln vor Gericht in Frage 
kommt, jede geſetzliche Anerkennung fehlt. Sie ſind in dieſer Beziehung den 
Rechtskonſulenten gleichgeſtellt, von denen fie ſich doch weſentlich und vorteil⸗ 
haft unterſcheiden. Die Arbeiterſekretariate gelten allerdings nicht als „Gewerbe— 
betriebe“ im Sinne des § 35 der Gewerbeordnung und unterliegen deshalb 
nicht der polizeilichen Anmeldung und Beaufſichtigung. Nicht ohne harten 
Kampf mit den Gerichten und der Polizei konnte dieſe Frage zu unſerer Zu— 
friedenheit gelöſt werden. In der Reichstagsſitzung vom 22. Februar 1902 verlas 
Graf Poſadowsky ein von ihm an die verbündeten Regierungen gerichtetes 
Schreiben, in welchem der § 35 der Gewerbeordnung dahin interpretiert 
wurde, daß wenn jemand, wie die Arbeiterſekretariate, geſchäftsmäßig aus 
humanitären und ſozialpolitiſchen Gründen Rechtsauskunft erteile, er nicht 
unter die Beſtimmungen der Gewerbeordnung falle. Dieſe Erklärung zog 
zwar eine ſcharfe Grenze zwiſchen den Arbeiterſekretariaten und dem an- 
rüchigen Rechtskonſulententum, aber fie muß nun auch geſetzlich zum Aus- 
druck kommen: es gilt, die Anerkennung der Arbeiterſekretäre als 
Prozeßbevollmächtigte in der Geſetzgebung poſitiv feſtzulegen. 
Von einer Verletzung „wohlberechtigter Privatintereſſen“ kann, ſoweit die 
Gewerbe⸗ und Kaufmannsgerichte in Frage kommen, keine Rede ſein. Rechts⸗ 
anwälte werden als Prozeßbevollmächtigte oder Beiſtände vor den genannten 
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Gerichten nicht zugelaſſen, und die Nichtzulaſſung erſtreckt ſich nicht nur au 
die mündliche Verhandlung, ſondern auf das ganze Verfahren. Dieſes Verb: 
gilt allerdings auch für „Perſonen, welche das Verhandeln vor Gerich 
geſchäftsmäßig betreiben“, welchen die Arbeiterſekretäre zuzuzählen find. Abı 
die Praxis ſehr vieler Gewerbegerichte läßt die Arbeiterſekretäre als Prozef 
bevollmächtigte nicht nur zu, ſondern erblickt in ihnen ſchätzenswerte Kräfı 
zur Erledigung von Rechtsſtreitigkeiten auf dem Gebiet des Arbeitsvertrag 
Da aber dieſes Entgegenkommen keine bindende Kraft hat, jo muß geſetzlit 
feſtgelegt werden, daß die Arbeiterſekretäre als Prozeßbevollmächtigte vor dei 
Gewerbe- und Kaufmannsgericht nicht zurückgewieſen werden dürfen. 

Für die prozeßrechtliche Stellung der Arbeiterſekretäre vor den Schiene 
gerichten für Arbeiterverſicherung und dem Reichsverſicherungsamt gilt fol 
gende Verordnung: 

„Das Schiedsgericht (Reichsverſicherungsamt) kann Bevollmächtigte un 
Beiſtände, welche das mündliche Verhandeln vor Gericht geſchäftsmäßig be 
treiben, zurückweiſen. Dieſe Vorſchrift findet keine Anwendung auf Rechte 
anwälte und auf Perſonen, denen das mündliche Verhandeln vor Gerich 
durch eine ſeitens der Juſtizverwaltung getroffene Anordnung geſtattet iſt. 

Das Reichsverſicherungsamt hat den Schiedsgerichten ein gutes Beiſpie 
gegeben. Der Zentralarbeiterſekretär Genoſſe Robert Schmidt konnte auf den 
Kölner Gewerkſchaftskongreß 1905 berichten: | 

„Die auf dem Stuttgarter Kongreß gehegten Befürchtungen, daß aus de 
Verfolgung der Rechtsanſprüche der Arbeiter vor dem Reichsverſicherungsam 
Schwierigkeiten entſtehen würden, haben ſich als unbegründet erwieſen. Wi 
haben unſere Tätigkeit dort frei und unbehindert in den Grenzen wie all 
übrigen Vertreter ausüben können.“ 

Wenn irgendwo, jo hat die Arbeiterſchaft ein wohlbegründetes Rech 
darauf, daß vor dieſen Gerichten die Arbeiterſekretäre als Prozeßbevollmächtigt 
nicht nur geduldet, ſondern geſetzlich anerkannt werden, angeſichts der enormer 
Opfer, die auf dem Schlachtfeld der Arbeit Leben und Geſundheit einbüßen 
und des ungleichen Rechtszuſtandes, daß die Verſicherten in den Vorſtänder 
beziehungsweiſe Ausſchüſſen der Berufsgenoſſenſchaften, die über die Berechti 
gung des Rentenanſpruchs zu entſcheiden haben, überhaupt nicht vertreter 
ſind! Die Intereſſen der Rechtsanwaltſchaft würden hierdurch nicht gefährdet 
Die Gebühren der Rechtsanwälte im Verfahren vor den Schiedsgerichten und 
dem Reichsverſicherungsamt ſind durch Verordnung feſtgeſetzt, und eine Ver 
einbarung über höhere Beträge iſt nichtig. 

Von einem Vorgehen zur Beſeitigung der Befugnis, die Arbeiterfetzetäre 
in Zivilprozeßſachen vor dem Amtsgericht zurückweiſen zu können — nur 
dieſes Gericht kommt infolge des bei den Kollegialgerichten durchgeführten 
Anwaltszwanges in Frage —, verſpreche ich mir im gegenwärtigen Augen⸗ 
blick keinen großen Erfolg. Der dem Reichstag vorliegende Geſetzentwurf 
über die Anderung des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes und der Zivilprozeßordnung 
erhöht die Kompetenz der Amtsgerichte in Streitigkeiten über vermögensrecht⸗ 
liche Anſprüche bis zu 800 Mark (bisher 300 Mark). Es ſoll nicht verkannt 
werden, daß dieſe Erhöhung der amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit die wirtſchaft⸗ 
liche Lage vieler Rechtsanwälte ungünſtig beeinfluſſen wird. Die Rechts⸗ 
anwaltſchaft proteſtiert deshalb lebhaft gegen den vorliegenden Entwurf. 
Findet die geplante Erweiterung im Reichstag eine Mehrheit, und dies f 
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im Intereſſe der Recht ſuchenden Bevölkerung, ſo dürfte auch die vorgeſchlagene 
Anderung des § 157 der Zivilprozeßordnung zur Annahme gelangen. Die 
letztere geht dahin, das Winkelkonſulententum, und zwar mit Recht, möglichſt 
auszuſchalten; auch ſoll die Juſtizverwaltung von der ihr zuſtehenden Be⸗ 
fugnis, Perſonen durch allgemeine Anordnung das mündliche Verhandeln vor 
Gericht zu geſtatten, nur dann Gebrauch machen, wenn bei einem Gericht zur 
Vertretung der Parteien durch Rechtsanwälte ausreichende Gelegenheit nicht 
geboten iſt. Wir glauben die beſtimmte Hoffnung ausſprechen zu dürfen, daß 
unſeren Arbeiterſekretären, auch bei Annahme des Geſetzentwurfes, von den 
Amtsgerichten keine Schwierigkeiten gemacht werden und ein gutes Ein⸗ 
vernehmen Platz greifen wird. Immerhin wäre es ſehr zu begrüßen, wenn 
die ſozialdemokratiſche Reichstagsfraktion die Gelegenheit wahrnehmen 
würde, auch für die unbedingte Zulaſſung der Arbeiterſekretäre 
einzutreten. 

Die Frage der Ausbildung der Sekretäre iſt bei der geſchilderten und 
bereits eingetretenen Ausdehnung des Arbeitsplans der Arbeiterſekretariate zu 
einer dringenden geworden. Durch eine zufriedenſtellende Regelung wird einer: 
ſeits die Erhaltung des guten Rufes garantiert, welchen ſich die Sekretariate 
in langer, mühevoller Tätigkeit erworben haben, und andererſeits die geſetz⸗ 
liche Anerkennung der Arbeiterſekretäre als Prozeßbevollmächtigte leichter zu 
erringen ſein. Dringend iſt die Ausbildungsfrage deshalb, weil immer mehr 
Arbeiterſekretariate gegründet werden und an den neu in die Praxis ein⸗ 
tretenden Sekretär — eben infolge der Entwicklung der Sekretariate zu 
Rechtsauskunftſtellen auf allen Gebieten der Geſetzgebung — bedeutend 
höhere Anforderungen geſtellt werden müſſen, als dies in den erſten Jahren 
des Auftauchens dieſer Inſtitute der Fall war. Viele jetzt amtierende Sekretäre 
haben ſich ſchrittweiſe, der allmählichen Ausgeſtaltung der Sekretariate ent⸗ 
ſprechend, mit den verſchiedenſten Materien der Geſetzgebung vertraut gemacht. 
Neu gewählten Sekretären iſt dieſe Art der Ausbildung nicht mehr möglich. 
Sie laufen Gefahr, insbeſondere in der erſten Zeit ihres Wirkens, durch un⸗ 
richtige Auskunfterteilung Schaden anzurichten. Dies muß unter allen Um⸗ 
ſtänden verhindert werden. | 
Es wäre ſehr zu bedauern, wenn Arbeitern die Laufbahn als Arbeiter: 
ſekretär nicht mehr offen ſtünde. Intelligente Leute aus dem Arbeiterſtand 
eignen ſich zweifellos für die ſozialpolitiſche Geſetzgebung vorzüglich. Die 
Schwierigkeit liegt für ſie in der Aneignung der notwendigen Kenntniſſe auf 
dem Gebiet des bürgerlichen Rechtes und der umfangreichen Prozeßordnungen. 
Auf autodidaktiſchem Wege, ohne jede Anleitung, kann das unbedingt 
erforderliche Wiſſen, ſelbſt bei zäher Ausdauer, nicht erworben werden. Es 
iſt deshalb die Pflicht der Generalkommiſſion der Gewerkſchaften, gut ver- 
anlagten Leuten, bevor ſie in die Praxis eintreten, durch einen mehrere 
Monate dauernden Unterrichtskurs eine ſolche fachwiſſenſchaftliche Grundlage 
zu verſchaffen, daß fie in den Stand geſetzt find, auf dem Wege des jyite- 
matiſchen Selbſtſtudiums weiterzubauen. Der Koſtenpunkt darf keine Rolle 
ſpielen, weil es ſich im letzten Grunde um die Lebensfähigkeit der unter 
großen Opfern geſchaffenen Arbeiterſekretariate handelt. Der ſo theoretiſch 
6 geſchulte Anwärter müßte dann mindeſtens ein Jahr lang unter der Leitung 
eines erfahrenen Sekretärs bei einem Arbeiterſekretariat praktiſch arbeiten und 
erſt dann ſich um einen vakanten Poſten bewerben. Jeder Sachverſtändige 
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wird mir zugeben, daß unter den obwaltenden Umſtänden nur auf dieſe Weiſe 
etwas Erſprießliches zu erwarten iſt. Die Beſetzung der Arbeiterſekretarigte 
mit genügend vorgebildeten Juriſten würde viel teurer zu ſtehen kommen und 
an dem mangelnden Angebot geeigneter Perſönlichkeiten ſcheitern. Eine Not⸗ 
wendigkeit zur Heranziehung eingearbeiteter Juriſten — nur ſolche könnten 
berückſichtigt werden — liegt aber nicht vor. Dies beweiſt die Inſtitution der 
Gerichtsſchreiberei. Den Gerichtsſekretären iſt durch Reichsgeſetz die ſelbſtän⸗ 
dige Aufnahme von Klagen und Anträgen aller Art, ſowohl in der ſtreitigen 
wie in der freiwilligen Gerichtsbarkeit übertragen. Sie vermitteln hierdurch 
den Verkehr zwiſchen Publikum und Gericht, und ihre Selbſtändigkeit wird 
durch den vorgeſchlagenen Abänderungsentwurf zur Zivilprozeßordnung noch 
erweitert, weil ſie ſich ihrer Aufgabe durchaus gewachſen zeigten. Ihre fach⸗ 
liche Ausbildung erwerben ſich die Gerichtsſekretäre durch Abſolvierung eines 
Vorbereitungsdienſtes, der in den einzelnen Bundesſtaaten drei bis fünf Jahre 
beträgt. Da der angehende Arbeiterſekretär, im Gegenſatz zum Gerichts⸗ 
ſchreibereianwärter, ſich im reiferen Alter befindet, ſo darf von ihm erware 
werden, daß er ſein Ziel in kürzerer Zeit mit demſelben Erfolg erreicht. 
Sorgen wir alſo dafür, daß der junge Nachwuchs der ihm geſtellten Auf⸗ 
gabe gerecht werden kann. 1 1 
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_Die Sozialdemokratie in Finnland. . 
Mitteilung des Internationalen Sozialiftifyen Bureaus. 
An die Mitglieder der Interparlamentariſchen Kommiſſion. 


Werte Genoſſen! | l 1 


Der Zar hat ſoeben den finnländiſchen Landtag aufgelöſt. EN 

Obwohl dieſe Maßregel eine ernſte iſt, überraſcht fie keinen, weil Rußlands 
gegenwärtige Lage dem Zarismus geſtattet, den Verſuch zu machen, dem Volke 
wieder zu entreißen, was er ihm hat gewähren müſſen. | | 

Den Vorwand zur Auflöfung gab die Abſtimmung des Landtags über das 
Mißtrauensvotum, das die Sozialdemokraten gegen den Senat (die Regierung) von 
Finnland beantragt hatten. „ 

Die Debatte, in welcher dieſer Antrag angenommen wurde, war von der 
Rechten hervorgerufen worden, von der Partei der Alt-Fenomanen, die aus 
Agrariern und Bodenwucherern zuſammengeſetzt iſt. Sie hatte nur den einen 
Wunſch, gemeinſame Sache zu machen mit der ruſſiſchen Reaktion, und warf der 
finnländiſchen Regierung vor, ſie habe ſich den ruſſiſchen Vorſtellungen gegenüber 
zu wenig entgegenkommend, gegen die flüchtigen Revolutionäre aber allzu gefällig 
gezeigt. Dieſe Partei wollte eigentlich nichts weiter, als die gegenwärtige Regierung 
ſtürzen, um ſelbſt an ihre Stelle zu treten. i we 

Dieſer Anklage, der jede Grundlage fehlte, ſtellte die ſozialdemokratiſche Arbeiter⸗ 
partei eine andere gegenüber, die ſich gegen jene Partei richtete. Unſere Freunde be⸗ 
wieſen, daß die finnländiſche Regierung den Ausbau der ſozialen Reformen gehemmt 
hätte und die Mitſchuldige der ruſſiſchen Reaktion ſei. Der Antrag der Sozialdemo⸗ 
kraten wurde zur allgemeinen Überraſchung mit 71 gegen 47 Stimmen angenommen, 
weil die Partei der Alt⸗Fenomanen mit 67 Stimmen ſich der Abſtimmung ent⸗ 
halten hatte, um das Miniſterium zu ſtürzen. 1 

Sofort ließ die ruſſiſche Regierung an den Grenzen Truppen zuſammenziehen 
und übergab dem General Böckmann alle zivile und militäriſche Gewalt. | 
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Man kann ſich alſo auf neue Verfolgungen gefaßt machen, die ſich gegen alle 

mländiſchen Demokraten richten werden, und auf neue Attentate gegen die Auto— 
mie Finnlands. 
Wenige Tage, bevor uns der Telegraph die Nachricht von der Auflöſung des 
ndtags brachte, hatte uns die ſozialdemokratiſche Arbeiterpartei ein ſehr inter: 
antes Schriftſtück zugehen laſſen über die im Landtag geleiſtete Arbeit unſerer 
enoſſen, die mit 80 von 200 Mitgliedern bei jeder Gelegenheit die durch unſere 
öngreſſe feſtgelegten Grundſätze verteidigten. Der Bericht zeigt, daß unſere Ge⸗ 
ſſen ſich um die Internationale wohl verdient gemacht haben. 


| Der Sekretär: Camille Huysmans. 
ir das Sozialiſtiſche Internationale Bureau: E. Anſeele. E. Vandervelde. 
Fiaiür die Interparlamentariſche Kommiſſion: Leon Fournemont. 


mi über die fozialdemokratifdye Bewegung in finnland im Jahre 1907. 


Zu Anfang des Jahres 1907 befand ſich die Partei im Wahlkampf. Bei den 
en am 14. und 15. lu brachten wir es auf 330000 Stimmen und auf 
Abgeordnete Don den 200 des Landtags. Was die anderen großen Parteien 
betrifft, jo erhielten die Alt⸗FTenomanen. die nationaliſtiſche Partei der Geiſtlichen 
d Bauern, welche als Zentrum auftreten will, 244230 Stimmen; die Jungfinnen. 
e in ihren ſozialpolitiſchen Anſchauungen ſehr verſchiedenartig ſind, 121637 Stimmen 
d die Schwediſche Partei 112257 Stimmen. Die beiden letzten bilden den kon⸗ 
tutionellen Reglerüngsblöck, haben jedoch nur ein Viertel der Abgeordnetenſitze. 
18 Furcht vor den Sozialiſten verſuchte man einen Block aller bürgerlichen Parteien 
bilden, aber offiziell erſtreckt ſich die Grenze des Blocks noch nicht ſo weit. Doch 
eb die große Anzahl ſozialdemokratiſcher Abgeordneter die bürgerlichen Parteien, 
i allen wichtigeren Entſcheidungen gemeinſam gegen uns zu ſtimmen. 
Ende Mai 1907 trat der Landtag zuſammen. Die Frühjahrſeſſion dauerte einen, 5505 
e Herbſtſeſſion zwei Monate. Die Zahl der eingereichten Anträge, Petitionen 
d Geſetzentwürfe war ſehr groß, die bürgerlichen Parteien veranſtalteten förmlich 
ien Wettkampf. Wir brachten Anträge bezüglich der Demokratiſierung der Regie- 
ngsform ein. Die finniſche Volksvertretung hat noch ein ſehr beſchränktes Budget- 
cht. Der Landtag forderte in einer Petition an den Zaren eine neue Regierungs— 
em anſtatt der alten aus der ſchwediſchen Zeit von 1772. Aber ohne Hilfe der 
ſſiſchen Freiheitsbewegung wird man fie nicht erlangen. Wir petitionierten auch 
n ein parlamentariſches Miniſterium, volle Initiativrechte in Konſtitutionsfragen, 
fentliche Abſtimmung in der Volksvertretung, Erweiterung des Interpellations⸗ 
chtes, die Herabſetzung der Altersgrenze auf 21 anſtatt 24 Jahre bei der Wahl— 
rechtigung und Bürgerrechte für die Juden. Die bürgerliche Mehrheit verhinderte 
e Erledigung dieſer Reformen. 

Von den Verfaſſungsfragen war die ſogenannte „Millionenfrage“ die wichtigſte, 
e Frage, ob aus den finniſchen Staatsgeldern für die Jahre 1906 und 1907 an 
ußland 20 Millionen finniſche Mark? zur Unterhaltung des Militärs ausgezahlt 
4. ſollten. Wir waren ſelbſtverſtändlich dagegen, um ſo mehr, da es ſich hier um 
nen richtigen Staatsſtreich handelte. Völlig geſetzwidrig hatte die Regierung die 
miſche Armee aufgelöſt und verſucht auf adminiſtrativem Wege eine neue Militär⸗ 
ganiſation durchzuſetzen; dem trat das Volk jedoch in den Jahren 1902 bis 1905 
energiſch entgegen, daß man den Plan für dieſes Mal fallen ließ. Als die 
onſtitution von 1905 wiederhergeſtellt wurde, blieb die Militärfrage offen. Damals 
agte die Regierung nicht, eine ungeſetzliche Neuordnung zu riskieren, aber 10 Mil⸗ 
men finniſche Mark jährlich wollte fie dennoch haben. Für 1905 wurde dieſe Summe 
in der Ständevertretung ausgezahlt. Jetzt verlangte der Zar, daß man den größten 
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decke, über welche in Finnland er allein verfügt, und wollte nur die reſtierend 
3½ Millionen durch die Volksvertretung bewilligen laſſen. Der Landtag erklch 
jedoch, daß nur die Volksvertretung ein Bewilligungsrecht darüber habe. Die bürg 
liche Majorität bewilligte auch mit 105 gegen 90 Stimmen die ganze Summe a 
glaubte jo den Konflikt zu vermeiden; er iſt jetzt aber doch eingetreten. 

Bezüglich der Finanzfragen iſt zu a daß die Erbſchaftſtempelſteuer e e 
wenig erhöht wurde, ſo daß ſie bei 1 Million finniſche Mark auf 26,4 Prozent ſteig 
kann. Das außerordentliche Polizeibudget von 2 Millionen wurde nur mit vi 
Stimmen Mehrheit angenommen. Die konſtitutionell⸗bürgerliche Regierung hat d 
Land in den letzten Jahren in einen regelrechten Polizeiſtaat verwandelt. Die Hay 
ſtadt Helſingsfors mit 130000 Einwohnern hat eine Polizeiarmee von gegen taufeı 
Mann, meiſt beritten, alle ſcharf bewaffnet. Überall im Lande wurde ebenfalls d 
Polizei in ganz unerhörter Weiſe vermehrt. Den Vorwand dafür lieferte das A 
wachſen der Verbrechen, darunter namentlich die revolutions⸗ ⸗romantiſchen 8 
raubungen und einige Morde an induſtriellen Unternehmern. | 

Die anarchiſtiſchen Umtriebe. 0 

Sofort als die Reaktion anfing, ſich breit zu machen, traten in den Reih, 
der Arbeiter unliebſame Erſcheinungen zutage, gegen welche die Partei ein 
Kampf führen muß. Die Gewalt ruft Widerſtand hervor, und die vergewaltigt 
Arbeiter ſuchen ſich zu rächen. Unaufgeklärte Arbeiter fallen abenteuerlichen ın 
provokatoriſchen Leuten in die Hände und laſſen ſich von ſolchen zu manchen u 
ſinnigen Schriften verleiten, die dann ſpäter von den Feinden der organiſiert 
Arbeiterſchaft weidlich gegen die Sozialdemokratie ausgeſchlachtet werden. 0 
wurden vielfach Proklamationen unter der Arbeiterſchaft verbreitet, in welchen d 
Arbeiter aufgefordert wurden, ſich in kleinen geheimen Gruppen zu organiſiere 
Der Zweck ſollten angeblich der revolutionäre Kampf, aber auch terroriſtiſche Ak 
verſchiedener Art ſein, Raub und Mord nicht ausgeſchloſſen. Dieſe verrückte Ag 
tation hat trotz der Gegenwirkung der Parteiorganiſationen noch nicht aufgehör 
Noch neuerdings find angeblich in Amerika hergeſtellte Proklamationen in Finnlar 
verteilt worden. Dadurch wird nicht nur die Organiſierungs⸗ und Aufklärung 
arbeit erſchwert, ſondern die reaktionäre Regierung wird ſich mit ſcheinbarem Rech 
auf fie ſtützen und zu neuen Gewaltmaßnahmen ſchreiten. | 

Gerade in der allerletzten Zeit wurden Raubmorde und Morde geheimnisvo 
ausgeführt, die bisher noch nicht aufgeklärt ſind; ſie geben ſowohl der ruſſiſche 
wie der Landesregierung den Vorwand, die eat noch zu verſtärken und Ma 
nahmen gegen die ruſſiſchen Emigranten zu begründen. e alle In verhaft 
oder aus Finnland verjagt. 

Der Hauptgrund aber, der die finniſche Bourgeoiſie zum Kampfe gegen d 
Arbeiterorganiſationen treibt, iſt gerade der ohne Gewaltmittel geführte Klaſſer 
kampf der Arbeiter gegen die Ausbeuter. Der Parteivorſtand hat beſchloſſen, gege 
die anarchiſtiſchen Umtriebe vorzugehen, und alle Parteiorganiſationen aufgeforder 
ſich dem anzuſchließen. 

Als es immer klarer wurde, daß die enorme Polizeivermehrung gegen di 
Arbeiterſchaft gerichtet war, interpellierte unſere Fraktion deshalb die Regierung 
Die Debatte war äußerſt lebhaft, aber die Bürgerlichen ſtimmten einm dug 
der Polizei. 

die Landagitation. 


Eine andere wichtige Interpellation betraf die Agrarverhältniſſe. In Fin 
gibt es noch Fronbauern, „Torppari“, kleine Landpächter, die ihre Pacht meiſt dure 
Arbeitsleiſtungen entrichten. Durch ihre elende Lage wurden ſie zu ausgedehnte 
Streiks getrieben. Die meiſten Fronbauern ſind Sozialdemokraten. Um dieſe Un 
zufriedenen zu demütigen und zu ducken, haben einige Landbeſitzer dieſe free 
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mbauern aus ihren Hütten auf die Straße geſetzt. Beſonders ſcharf waren dieſe 
treibungen auf dem großen Majoratsgut Laukko, wo im Winter 1907 über 
dert Torpparifamilien in der ſtrengſten Kälte aus ihren Wohnungen in den 
mee gejagt wurden. Aber die ans Elend gewöhnten Pächter reparierten die Türen, 
iſter, Ofen, die von den „Dienern der Geſetzlichkeit“ demoliert worden waren, 
zogen, als die Polizei wieder fort war, von neuem in ihre Hütten. Doch nach 
iger Zeit erſchien die berittene Polizei wieder, zerſtörte viele Wohnungen und 
chte die übrigen unbewohnbar. Die Bauern waren gezwungen, im Walde Zu— 
ht zu ſuchen, ſtreikten aber heldenhaft weiter. Der Gutsbeſitzer aber hielt feſt 
ſeinem „Rechte“, und die Bodenbearbeitung iſt in zwei Gemeinden ganz herunter- 
ommen, da die Streikbrecher, ein unbrauchbares Geſindel, nicht imſtande ſind, 
Felder zu bearbeiten. 

Wir haben die Regierung im Landtag angefragt, wie ſie die Vertreibung der 
ıppari zulaſſen konnte und warum fie — falls fie keinen anderen Weg ſah — 
Gut nicht für den Staat erwarb und das Land an die Bauern verteilte, wie 

Gemeinde es gewünſcht hatte. Wir machten die Regierung verantwortlich für 
Schande, welche dadurch auf das Land fällt. Die Regierung konnte als Ant⸗ 
et nur leere Redensarten vorbringen: man könnte die Majorate nicht käuflich 
derben, bevor nicht das Geſetz abgeändert ſei uſw. Sonſt war aber die Regie⸗ 
g der Meinung, daß das „Geſetz“ beachtet werden müſſe, und daß es nicht 
ſam war, durch ein Entgegenkommen die Streikluſt bei allen anderen Torppari 
ufachen. Die bürgerliche Mehrheit unterſtützte die Regierung. Mehrere demüti- 
de Niederlagen erlitt ſie aber dadurch, daß ihre Vorlagen entweder abgewieſen 
r bis zur Unkenntlichkeit abgeändert wurden. Beſonders deutlich trat das in 

Alkoholfrage zutage. 

Die überwiegende Mehrzahl des finniſchen Volkes, namentlich die Sozialdemo⸗ 
ten, verlangte ausdrücklich Maßnahmen gegen den Alkohol, und die Volks⸗ 
tretung nahm mit Neunzehntelmehrheit ein allgemeines Alkoholverbot an. Die 
gierung war nicht dafür, hatte infolgedeſſen auch keinerlei Vorarbeiten dazu 
am und keine Hinderniſſe aus dem Wege zu räumen verſucht, welche das Geſetz 
rohen, wohl aber hat ſie umgekehrt dem Beſchluß der Volksvertretung ſelbſt 
h Hinderniſſe in den Weg gelegt. Die Volksvertretung arbeitete das Geſetz aus 
mer Initiative aus. Es erſcheint mehr als zweifelhaft, daß das Geſetz in Peters⸗ 
g gutgeheißen wird, da die Alkoholkapitaliſten im In- und Ausland gegen 
Geſetz in den Kampf getreten find und da die Handelsverträge ausländiſcher 
taten mit Rußland und Finnland ſo ausgelegt werden, als verhinderten jene 
Einführung des Verbotsgeſetzes in Finnland.! 

Sehr brennend iſt bei uns die Agrarfrage, aber auf dieſem Gebiet konnte 
Volksvertretung nichts fertig bringen. Ein Ausſchuß arbeitete wohl ein neues 
chtgeſetz aus, zu dem unſere Genoſſen zahlreiche Verbeſſerungsanträge ſtellten, 
r durch die Obſtruktion der Reaktionäre blieb das Geſetz unvollendet. Infolge⸗ 
ſen fand Mitte Januar 1908 in Hammersfors ein Kongreß ſtatt, auf dem 
00 Landpächter durch 400 Abgeordnete vertreten waren. Dieſer Kongreß ſtellte 

ausdrücklich auf den Standpunkt der Pachtgeſetzvorlage unſerer Genoſſen, ver- 
gte den Bodenkulturzwang in der Weiſe, daß Landarbeiter, die Land bebauen 
llen, ein geſetzliches Recht haben, es auch fernerhin in Pacht zu behalten, und 
andere auch ein Pachtrecht auf ſolches Land erhalten, welches von den Boden— 
chern ſelbſt nicht bebaut wird. Unſere Vorlage forderte ferner die Expropriation 

Ländereien, welche Geſellſchaften zum Betrieb von Sägemühlen und zur Bewirt- 
iftung von Domänen gehören. Dieſe eindrucksvolle Verſammlung entfachte in 
Reihen der Bourgeoiſie einen jähen Sturm, und die Bodenbeſitzer organiſierten 

ſofort zu einem reaktionären Kampfe gegen die Pächter. 


Wir bringen in einer der nächſten Nummern einen ausführlichen Artikel über das 
ische Alkoholverbot. Die Redaktion. 
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nn. Fraktionsgenoſſe interpellierte die Regierung über die Lage der Bau! 
auf den von ruſſiſchen Bojaren zurückerworbenen Donationsgütern. Die Länder ſoll! 
den ehemaligen Leibeigenen zuerteilt werden, find aber in den Beſitz der Auswuche 
der Bauern gelangt, oder werden täglich von dieſen erworben. Die Volksvertretuz 
forderte die Regierung auf, hierin Wandel zu ſchaffen. Gegen die Waldſpekulant, 
die viele Güter, ſogar beinahe ganze Gemeinden an ſich gebracht, verlangten 1. 
Maßnahmen. Wir ſchlugen vor, den Waldbeſitz bezirksweiſe zuſammenzulegen u) 
den Wald nur nach einem beſtimmten Plan verkaufen zu laſſen, wobei die Hal 
des Erlöſes dem Fiskus zufallen müßte. Das erregte unter den Bürgerlich 
großen Unwillen. \ 
Die Arbeitergeſetzgebung. j 

Unſere ganze Arbeitergefeggebung bedarf eines Neuaufbaues von Grund a. 
Diesmal erreichten wir nur ein Geſetz zum Schutze der Bäckereiarbeiter. Es 
grenzt die wöchentliche Arbeitszeit auf 48 Stunden. An Werktagen darf nur vı 
6 Uhr morgens bis 9 Uhr abends gearbeitet werden. Die Kommunalverwaltu 
hat das Recht, in zehn, Werktagen vorausgehenden Nächten im Jahre die Arb 
zu geſtatten, wozu ein ſeparates Übereinkommen zwiſchen jenen Unternehmern u 
den Arbeitern erforderlich iſt, wie auch bei den 100 Stunden Überarbeit, wel 
das Geſetz jährlich zuläßt. Der Lohn für die Nacht- und Überarbeit muß mindeſte 
um 50 Prozent den gewöhnlichen Lohn überſteigen und darf nur in Geld al 
gezahlt werden; Koſt, Logis uſw. an Lohnes Statt iſt nicht zuläſſig.“ Der Landt 
begann auch eine Reviſion der geſamten Gewerbeordnung, konnte jedoch nicht fer 
werden. Ferner wäre erforderlich, durchweg zu verbeſſern das Geſetz über Strei⸗ 
Fabrikordnungen uſw. Auch eine Reviſion des kommunalen Stimmrechts iſt dringe 
notwendig. a 
Im Präſidium der Volksvertretung war unſere Partei durch den Genoff 
Dr. N. R. af Urſin als erſter Vizepräſident vertreten. Zur Präſidentenwahl ſtellte 
Fraktion keinen Kandidaten. Von den zehn Ausſchüſſen präſidierten in dreien unſe 
Genoſſen. Unſere Stellung in der Volksvertretung iſt, da wir über ein Drittel d 
Stimmen verfügen, derart, daß wir ganz reaktionäre Geſetze bis nach den Ne 
wahlen hinausſchieben können. Aber für wichtige Reformen können wir nicht lei: 
eine genügende Mehrheit bekommen. Die Reaktion hat bei der Bourgeoiſie u 
den Großgrundbeſitzern immer mehr Boden gewonnen, und die aus Rußland imn 
näher rückende bureaukratiſche Diktatur kommt ihnen ſehr gelegen. „ 
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Die verfolgungen. ne 


Seit langer Zeit werden die ruffifchen Emigranten in Finnland auf das eifrig 
verfolgt; die finniſchen Behörden und Beamten unterſtützen dabei auch geſetzwid! 
die ruſſiſchen Gendarmen hilfreich. Im Oktober 1907 wurden in St. Petersbu 
vier radikale finniſche Bürger arretiert, zwei durch die ruſſiſchen Adminiftrati 
beamten völlig widergeſetzlich nach Sibirien verbannt. Die Volksvertretung forden 
die finniſche Regierung auf, zugunſten der Arretierten einzuſchreiten, aber es w 
ohne Erfolg. Die Volksvertretung verlangte auch von dem Zaren die Beſeitigu 
gewiſſer, aus der Zeit Bobrikows ſtammender geſetzwidriger Zuſtände, aber ſte 
deſſen wird es immer ſchlimmer. Man wird einen neuen Generalgouverne 
ſchicken, und er wird nicht unterlaſſen, Truppen herbeizuholen, die die Bevölkeru 
beruhigen oder vielmehr zu Boden drücken werden. Noch können wir nicht abſeh 


in welcher Weiſe die Bureaukratie ſich an uns wegen des revolutionären Genere 
ſtreiks im Herbſt 1905 rächen wird, der in das politiſche Leben des Landes A 
bedeutende Wendung brachte und das Volk in feinem Freiheitsdrang beſtärkte. D 
wird die ruſſiſche Reaktion uns nicht ſchenken wollen. Erdroſſelungsverſuche hab 
wir gewiß zu erwarten. 


Vergl. „Neue Zeit“, XXVI, 1, S. 601. 


2 Sozialdemokratie in Finnland. 4 
113 die ſozialiſtiſche Organifation. 


Während der beiden letzten Jahre hatten wir verhältnismäßig Freiheit; wir 
ſutzten ſie zur Organiſierungs⸗ und Aufklärungsarbeit und haben vieles erreicht. 
2 Partei umfaßte Ende 1906 437 politiſche Organiſationen mit 85027 Mitgliedern, 
‚unter 18,986 Frauen. 129 Organiſationen beſaßen eigene Häuſer, die in den 
idten oft große Steingebäude find. In den Kommunalverwaltungen hatten wir 
0 Vertreter, obwohl das Wahlgeſetz für uns äußerſt ungünſtig iſt. 5 Parteiblätter 
heinen täglich, 9 dreimal die Woche, 1 davon ſchwediſch, und 3 zweimal die 
he, An Zeitſchriften haben wir 1 in finniſcher Sprache, 1 ſchwediſche, 1 Frauen⸗ 
1 Jugendzeitung und auch 1 Witzblatt. Wöchentlich werden über eine halbe 
llion, jährlich 27⅛ Millionen Bogen gedruckt. Im Jahre 1907 gründeten wir 
eue politiſche Zeitſchriften. 

Die Gewerkſchaften bilden ſeit dem vergangenen Jahre einen Landesverband 
eneralkommiſſion), die Mitgliederzahl beträgt bereits 20000. Die Zahl der gewerk⸗ 
aftlich organiſierten Arbeiter überhaupt wird auf 30000 geſchätzt. Es gibt im 
zen 30 Gewerkſchaftsverbände, von welchen neun eigene Organe haben. 

Noch zu erwähnen iſt die Demonſtration am 1. Mai im ganzen Lande. 
ir Tag wurde durch allgemeine Arbeitsruhe gefeiert. 

Am 14. Juli 1907 wurden — auf Aufforderung des Bureaus — große Demon⸗ 
tionen und Volksverſammlungen abgehalten, in welche ſich die Polizei an einigen 
ten hineinmiſchte. Ferner wurden Demonſtrationsverſammlungen abgehalten an- 
lich der Torpparivertreibungen, der Haltung der Polizei gegenüber der Freiheit 
Preſſe, der Rede und Verſammlungen, der Ausweiſung der Juden und der Er⸗ 
unung des Generals Seyn zum Vizegeneralgouverneur, da er als bekannter Hand- 
ger Bobrikows bei dem Volke noch im größten Mißkredit ſteht. 

Zu erwähnen ſei noch, daß der „miniſterielle Sozialismus“ in Finnland damit 
ſete, daß der Senator Kari, der auf dem Kongreß zu Uleaborg 1906 aus der 
bi ausgeſchloſſen wurde, am Anfang des Jahres 1907 aus dem finniſchen 
niſterium austrat. a 

Das verfloſſene Jahr war auch ein Jahr großer politiſcher Prozeſſe. Es wurden 
Ih die Teilnehmer an dem Soldatenaufſtand in der Feſtung Sweaborg im 
mmer 1906 wie auch die proletariſchen Beteiligten an dem blutigen Zuſammen⸗ 
I; der Roten Garde mit der reaktionären Weißen oder Schlächtergarde während 
Sweaborger Aufſtandes in Helſingfors zu ſehr harten Strafen verurteilt. Viele 
milien ſind dadurch in großes Elend geſtoßen, daß ihre Ernährer ſich am Kampfe 
fein haben oder auch nur es tun wollten. 

Die Parteipreſſe iſt 1907 von einer unglaublich ſtarken Flut von Preß⸗ und 
jeſtätsbeleidigungsprozeſſen heimgeſucht worden. Gegen einige Blätter ſchweben 
hrere Prozeſſe zugleich. Die Strafen ſind hart. Eine veraltete Gerichtsordnung 
cht die Prozeßführung ſchwer. Die Behörden benutzen die unſinnigſten Anläſſe 
Anſtrengung neuer Klagen. Die Bürgerlichen wollen die ſozialdemokratiſche 
eſſe durch Prozeſſe mundtot machen. Ganz in derſelben Weiſe überſchüttet man 
t auch die organiſierten Arbeiter mit Anklagen. Die „Arbeitswilligen“ beantragen, 
beiter und Zeitungen deswegen zu beſtrafen, weil dieſe die „Streikbrecher“ mit 
n richtigen Namen nennen. Die bürgerlichen Parteien bilden gelbe Gewerk— 
aften der „Arbeitswilligen“, und immer mehr fallen dieſe bei Lohnkämpfen den 
zreikenden in den Rücken. 

AUnſere Partei erfreut ſich einer ſehr großen Einigkeit in Theorie wie Praxis, 
1 9 alle kämpfen wie ein Mann gegen die ruſſiſche wie gegen die einheimiſche 
‚aktion. 


Helſingfors, März 1908. 
Im Namen des Vorſtandes der ſozialdemokratiſchen Arbeiterpartei: 
Yrjo Sirola, 
Delegierter beim Internationalen Sozialiſtiſchen Bureau. 
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Uterariſche Rundſchau. 


Flijin, W. (N. Lenin), Razwitije kapitalizma w Rossijl. (Die Entwicklung 
Kapitalismus in Rußland.) Zweite, erweiterte Ausgabe. Petersburg 1908. 


Dieſes Buch des Hauptvertreters der Bolſchewiki iſt eine auf reichem ZTatjadı 
material aufgebaute Analyſe der ökonomiſchen Entwicklung Rußlands. Die % 
löſung der Naturalwirtſchaft, Differenzierung des Bauerntums und feine Ey: 
priation, der Niedergang der Hausinduſtrie, Induſtrialiſierung des Landes — | 
dieſe Erſcheinungen und Prozeſſe find ausführlich beleuchtet. Polemiſch gegen 
Narodniki geſchrieben, ſucht das Buch zu beweiſen, daß der vermeintliche Mar 
an äußeren Märkten noch kein Hindernis für die Entwicklung des Kapitalismus 
Rußland bildet, und daß die Armee der Arbeiter viel größer iſt, als es 
Narodniki erſcheint. Trotz einiger theoretiſchen Mängel iſt es eines der be 
Bücher über die ökonomiſche Lage Rußlands. ea 


AR 


\ 


Zeitfehriftenfhyau. 


In der „Critica sociale“ vom 16. Februar behandelt Genoſſe Andriu 
unter dem Titel „Pregiudizi e pregiudiziali* die Stellung der Krbeiterbewegi 
zur Monarchie. Der Autor ſtellt feſt, daß die Konföderation der Arbeit ſich 
ſchickt, ſich in eine Regierungspartei der Arbeiter zu verwandeln. Dieſe Entw 
lung ſei notwendig, die ſozialiſtiſche Partei müſſe eine radikale Partei der Arbei 
ſchaft werden, die ihren alten Namen nur beibehielte, weil es ſchon eine bürgerl 
radikale Partei gibt, die ſich aus den Mittelklaſſen rekrutiert. Zwiſchen die 
beiden radikalen Parteien könnten nur quantitative, nicht qualitative Unterſchi 
beſtehen: der Arbeiterradikalismus, der ſich auf eine Klaſſe ſtützt, die größere 8 
derungen geltend machen muß als die kleine und mittlere Bourgeoiſie, habe 
weiteres Programm als der bürgerliche und nehme gelegentlich, zum Beiſpiel 
Streiks, eine andere Haltung an als dieſer. Andere Unterſchiede ſieht der Au 
nicht. Die kommende Geſellſchaft bilde ſich unabhängig von unſerem Willen 1 
ginge daher das Programm der Arbeiterpartei ebenſowenig an wie die bite 
lichen Radikalen. Auch die Stellung der Monarchie gegenüber ſei die gleiche. 3 
zeit wenigſtens zeige die italieniſche Monarchie eine derartige Dehnbarkeit, daß 
Raum für alle Reformen ließe, die augenblicklich anzuſtreben ſind. Gbenſowe 
wie der Eid der ſozialiſtiſchen Abgeordneten könne irgend ein anderer Akt der H 
digung, den die Sozialiſten dem Staatsoberhaupt erweiſen, dieſe für immer an 
Monarchie feſſeln. Wenn ein Freund einem einen böſen Streich ſpiele, ſo verbän 
die frühere Freundſchaft zu nichts. Die Partei fände ſich eben mit der Monarı 
ab wie mit anderen Tatſachen, fo zum Beiſpiel dem Erbrecht. Der Integralism 
der noch der unmittelbarſte Erbe des alten Sozialismus ſei, behielte deſſen V 
urteile in bezug auf die Monarchie bei und lehne auch den Eintritt eines Soz 
liſten in ein Miniſterium der Monarchie ab. Der Autor wußte aber dem ita 
niſchen Proletariat keinen beſſeren Wunſch auszuſprechen als den, daß recht bi 
ein Vertreter der Konföderation der Arbeit Mitglied eines demokratiſchen Kabine 
werden möge. 1 

In einem kurzen Nachwort erklärt Turati, all dieſen Ausführungen bei 
treten, nur glaube er, daß zwiſchen dem Radikalismus der Arbeiter und dem 
Bourgeoiſie nicht nur ein quantitativer, ſondern auch ein Weſensunterſchied 
ſtände, der den verſchiedenen ſozialen Schichten entſpricht, auf die ſich beide P. 
teien ſtützen. (Wir möchten, nur um einem Mißverſtändnis vorzubeugen, dare 
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nweiſen, daß Andriulli wohl von der ſozialiſtiſchen Partei ſpricht, aber ſie nicht 
eint, ſondern die Konföderation der Arbeit. Daß dieſe im Schlepptau des Mai⸗ 
nder Reformismus ſich zu einer radikalen Partei entwickelt, iſt keine Frage; 
ann ſie Regierungspartei werden kann, das hängt lediglich von der Regie— 
ng ab.) 


„Das Proletariat gegen ſich ſelöſt“ betitelt Turati einen Artikel in der 

zritica“ vom 16. April, der an das Blutbad auf der Piazza del Gefü in Rom 
knüpft. Turati nennt die Sache eine Rauferei (rissa) und meint, ſolange die 
rbeiter Steine würfen auf Leute, die Repetiergewehre in Händen hätten, würde 
derartige Konflikte, bei denen die Arbeiter die Toten auf ihrer Seite hätten, 
imer geben. Sie würden ſogar häufiger werden, weil der Generalſtreik eine 
chule der Gewalt ſei, die nicht arbeitenden Klaſſen und auch einen Teil der Ar- 
iter irritiere, Gutes zerſtöre und ſo die Notlage der Maſſen vermehre und weil 
r Wunderglauben an den Generalſtreik von ernſter Arbeit abhielte. über den 
liegenden Fall meint er, daß vielleicht die mangelnde Kaltblütigkeit der Polizei 
were Verantwortlichkeit treffe, daß aber ſicher die Führer des Trauerzugs und 
ie, die Steine warfen, noch ſchwerere Verantwortlichkeit auf ſich geladen hätten. 
lit Recht hätte die Regierung verboten, an der öſterreichiſchen Geſandtſchaft 
wbeizuziehen. Wenn etwa die Führer des Zuges nicht die Abſicht gehabt hätten, 
e Geſandtſchaft zu beſchimpfen, ſo ſei ihre Schuld noch ſchwerer, da ſie dann 
m; ohne Sinn und Verſtand vorgegangen waren. 
Zu allgemeinen Betrachtungen übergehend, jagt Turati, daß ſeit Jahren irgend 
blinder, idiotiſcher Zufall über die Geſchicke der italieniſchen Arbeiterbewegung 
tſcheiden könnte. Eine beliebige Rauferei könne den Generalſtreik provozieren, 
r auf Jahre, ja auf eine ganze Legislaturperiode (Turati zählt nach Legislatur⸗ 
rioden wie die Griechen nach Olympiaden!) den Fortſchritt des Proletariats auf⸗ 
llt. Und das, weil die Gewerkſchaften und die Partei die Menge nicht zu zügeln 
rmöchten. An dieſer Ohnmacht ſei die Einheitsmanie der Partei ſchuld, die 
nander entgegenſtrebende und feindliche Elemente zuſammenhalten möchte. Der 
ategralismus ſei der Ausdruck dieſes verfehlten Verſuchs, der zur Lähmung 
r proletariſchen Aktion führen müßte. Man müſſe ſich entſchließen, die Tumulte 
id Gewalttaten anſtrebenden Elemente von dem organiſierten Proletariat zu 
ennen. Das ſei nicht Klaſſenkampf, der in kindiſchem Lärm und Toben die Energien 
x Maſſen verpufft — das ſei der Kampf des Proletariats gegen ſich ſelbſt. 


In einer Artikelſerie des „Avanti“ (Nummern vom 7., 8., 9., 10., 12. und 
„April) beſchäftigt ſich Morgari mit den ſyſtematiſchen Krbeitermetzeleien 
inch die bewaffnete Nacht. Obwohl die Veröffentlichung nicht eigentlich in den 
ahmen einer Zeitſchriftenſchau fällt, geben wir einen Auszug mit Rückſicht auf 
18 hohe Intereſſe des Themas und auch, weil in Italien nur die beiden extremen 
lügel der Bewegung über Zeitſchriften verfügen und daher nur ihre Meinung 
er wiedergegeben zu werden pflegt. Morgari zeigt, daß alle bisherigen Verſuche 
r italieniſchen Partei, den Gebrauch der Waffen gegen demonſtrierende Arbeiter 
verhindern, geſcheitert ſind. Seit der Gründung unſerer Partei in Italien (1892) 
hlt er, ohne Anſpruch auf Vollſtändigkeit zu machen, 77 Fälle auf, in denen auf 
rbeiter geſchoſſen wurde. Vom Dezember 1893 bis Januar 1894 find 10 dieſer 
ewalttaten zu verzeichnen, von denen 8 in Sizilien und 2 in Apulien, mit 
Toten und einigen 180 Verwundeten. Hier ſetzt zum erſten Male der Proteſt 
3 Proletariats ein. Die Anarchiſten in Avenza und Carrara bewaffnen ſich 
d feuern auf die Karabinieri; der Aufſtand wird in vier Tagen niedergeworfen. 
ie bewaffnete Macht hat 3, die Menge 10 Tote zu beklagen. Die Folge find Aus- 
ahmegeſetze, Belagerungszuſtand, Kriegsgerichte, Auflöſung aller politiſchen Vereine 
id der Gewerkſchaften. Solange die Herrſchaft der Reaktion dauert, iſt kein neues 
lutbad zu verzeichnen. Sie beginnen mit furchtbarer Häufigkeit im Januar 1898, 
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bene in 4 Monaten 21 5 mit gegen 50 Toten und 1150 200 Ven 
deten. Und wieder wird die Arbeiterſchaft zum bewaffneten Proteſt aufgef tach 
Maiaufſtände von 1898 in Figline, Florenz und Mailand. Das Ergebn 
bekannt: in Mailand, wo die Sen vier Tage Dauert, ‚ut die 80 5 der 


Ae werden an und die Regierung 10 na neue a 
verfaſſungsmäßigen Rechte der Arbeiter zu knebeln. Es folgt die Perio 
Obſtruktionskampagne im Parlament, die mit der Niederlage der Reaktion ei 
Ans Ruder kommt ein liberales Kabinett, das von den Sozialiſten unterſtützt n 
Im Jahre 1901 die Metzelei von Berra, dann, von 1902 bis 1904, 11 w 
mit 31 Toten und 191 Verwundeten. Diesmal proteſtiert das Proletariat als 
ganiſierte Maſſe durch den Generalſtreik vom September 1904. Während 
Streiktage gibt es in 4 Orten blutige Konflikte mit 7 Toten auf ſeiten der Arbei 
Aber auch die neue Form des Proteſtes verfehlt ihren Zweck. Seitdem iſt 
Zahl der Metzeleien um weitere 20 gewachſen, mit 55 Toten und gegen 340 8 
wundeten. Noch zweimal wird der Generalſtreik proklamiert, 1906 nach der Gewe 
tat von Turin, 1907 nach der Mailänder „Waffentat“, ohne die blutige Ke 
unterbrechen zu können. Auch die als Proteſt erfolgte Maſſendemiſſion der ſoz 
liſtiſchen Fraktion hat nur den Erfolg, der Partei 6 Wahlkreiſe zu nehmen. 

Auf Grund dieſes Überblicks kommt Morgari zu dem Schluſſe, daß alle bis! 
verſuchten Mittel, den Soldaten das Schießen zu verwehren, erfolglos ſeien. E 
Analyſe all der Polizeiexzeſſe, die der Autor genau zu prüfen Gelegenheit hai 
zeigt ihm aber, daß der Gebrauch der Waffen faſt immer durch Steinwürfe v 
ſeiten der Menge provoziert wird. Gegen die todbringenden Exzeſſe der Trupf 
könne man nichts anderes tun, als die an ſich unendlich viel harmloſeren Exze 
der Menge verhindern. Wenn die Partei die Gewalttaten vermeiden wolle, mü 
fie ohne Rückſicht auf Popularität gegen die Impulſivität und Roheit der Ma 
ankämpfen. Sie müſſe in der Agitation nicht den Haß gegen die Polizei predig 
ſondern wie in früheren Jahren den Arbeitern zeigen, daß die Poliziſten Pro 
tarier ſind und Opfer der heutigen Geſellſchaft. Glaube aber die Partei, daß 
Bewegung dieſer periodiſchen Metzeleien bedürfe, daß der Klaſſenkampf blut 
Opfer heiſche, dann müſſe fie die Konſequenzen dieſes Glaubens ziehen: müſſe ! 
Toten ehren und deren Familien unterſtützen, aber nicht proteſtieren und os ne 
Abhilfe ſuchen für das, was ſie als notwendig erkennt. 

Morgari, der natürlich als Sozialiſt auf dem Standpunkt ſteht, daß die Gem 
folange das Proletariat nicht zum Entſcheidungskampf reif ift, nur dort angemeni 
werden darf, wo die Bourgeoiſie die legalen Wege verſperrt, ſteht aber nicht 0 
für Süditalien und die Inſeln, wo noch heute mittelalterliche Zuſtände herrſch⸗ 
den bewaffneten Aufſtand grundſätzlich für berechtigt zu halten. Nur praktiſe 
Erwägungen ließen die Vorbereitung der bewaffneten Revolution in Süditali 
widerraten: der Tiefſtand der dortigen Maſſen, der ſie nur neuen Herren dienſtb 
machen würde, der Umſtand, daß die von der Bevölkerung erſtrebte Zerſtückelu 
des Latifundiums den Sozialismus verzögern würde, und vor allem die Unmögli 
keit des Sieges, ſolange das Militär noch nicht der Sache der Revolution e 
wonnen iſt. Solange das Proletariat beim Gebrauch der Gewalt unfehlbar d 
kürzeren zieht, ſei es Pflicht der Partei, es durch ihre Propaganda von Exzeſſ 
abzuhalten. Erſt wenn die Partei dieſe ihre Aufgabe mit Ernſt erfülle, könne 
von der Regierung ein Gleiches bei der Heranbildung der bewaffneten Macht 1 

Oda Olbe 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Die Partei der 6ebildeten. > a 
Von Heinrich Schulz. 

Mit tauſend Maſten ſchiffte einſt in den Ozean der Goethebund. Als die 
ogen der öffentlichen Meinung hoch gingen über das als Lex Heinze zu— 
dtermäßig verkleidete klerikale Attentat auf die Freiheit von Kunſt und 
iſſenſchaft, als die Sozialdemokratie im Reichstag mit viel bewundertem 
m der pfäffiſchen Anmaßung ein Paroli bot, da brachte es auch der Goethe— 
nd zu einem unerwarteten Eintagserfolg. Eine Anzahl von „Intellektuellen“ 
id ſich in dem ungewohnten Milieu einer Maſſenverſammlung zuſammen, 
d mit ſchöner Geſte ſchmetterte einer nach dem anderen dem verdutzten 
Lrikalismus einige Sottiſen ins Geſicht. 

Aber mit der einmaligen ſchönen Geſte war den Aſtheten und den Männern 
Wiſſenſchaft das Intereſſe an der praktiſchen „Kulturpolitik“ geſchwunden. 
e mühſame Arbeit des politiſchen Organiſierens und Agitierens war nichts für 
nitler und andere Schöngeiſter. Zwar arbeiteten einige Kärrner des Intellek⸗ 
Aismus verdroſſen an der Aufrechterhaltung des Goethebundes weiter, und 
und wieder gelang es ihnen auch, nochmals eine klapperige Wiederholung 
» eriten Kundgebung des Goethebundes zuſtande zu bringen, und hier und 
arbeiteten die Goethebünde ein wenig im Sinne bürgerlicher Volksbildung. 
der die Zahl der Teilnehmer an den Demonſtrationsverſammlungen ſchwand 
hin in raſcher arithmetiſcher Progreſſion; in noch raſcherer geometriſcher 
zogreſſion aber ſchwanden die Reihen derjenigen Zeitgenoſſen, die dem 
dethebund und ſeinen Kundgebungen irgendwelches Intereſſe entgegenbrachten. 
id daran war ſowohl die tölpelhafte Ungeſchicklichkeit der kulturpolitiſchen 
dethebündler ſchuld, die es ſogar fertig gebracht hatten, ſich verſchämt der 
Ylizei als Sittenrichter und Denunzianten bei der Jagd nach „unſittlicher“ 
teratur anzubieten, als auch die ſachliche Unmöglichkeit, in den Fragen der 
eltanſchauung klären und orientieren zu wollen durch einen Heerbann von 
itellektuellen, der ſelbſt nicht den Boden einer feſten und begründeten Welt⸗ 
ſchauung unter den Füßen hat, in dem vielmehr nach echt bürgerlich-indivi- 
aliſtiſcher Praxis ebenſoviel Sinne wie Köpfe ſind. 
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So treiben gegenwärtig die letzten Schiffbrüchigen der einſtigen Goet 
bundarmada ſtill auf gerettetem Boot dem Hafen der Vergeſſenheit zu. N 
einigen Tagen verriet ein leiſes Geſäuſel im Zeitungswald, daß überhan 
noch einige Überreſte der vergangenen Herrlichkeit vorhanden ſind. Ma 
einer wird beim Leſen des Berichtes über die Berliner Proteſtverſammh 
verwundert gefragt haben: „Goethebund? Gibt es den denn noch?“ 1 

Hei lewet noch, aber er pfeift auf dem letzten Loch! Die Reden, die 
der ſogenannten Proteſtverſammlung gehalten worden ſind, bildeten eine 
mutige Abwechſlung zwiſchen bitteren Selbſtanklagen und wehmütigen Na 
rufen. Von einer eigentlichen, geſchweige gar von einer einheitlichen Prot 
ſtimmung war nichts zu ſpüren. Und das iſt nicht weiter verwunderl 
Wer ſich empören will, muß das Gefühl der Kraft haben, entſpringe es 
dem Drängen der Maſſe des Volkes oder einem feſt entſchloſſenen Willen o 
einem hochaufgerichteten, zu kraftvoller Betätigung einladenden Ziele oder 
beſten allem zu gleicher Zeit. = 

Die Proteſtler des Goethebundes haben nichts hinter ſich. Wogegen richt 
ſich überhaupt ihr Proteſt? Welches war der eigentliche Zweck der ganz 
ſonntäglichen Erbauungsſtunde? Offiziell wollte man die Angriffe auf 
Freiheit der Kunſt und Wiſſenſchaft zurückweiſen. Das iſt an ſich gewiß 
durchaus würdiges Beginnen; aber wenn man aus den vielen Worten 
Redner nicht einmal recht erfährt, um welchen der vielen Angriffe es 
eigentlich handelt; wenn noch dazu ein Angriff auf die freie künſtleriſche ol 
wiſſenſchaftliche Betätigung zurzeit überhaupt nicht die Frage des Tages | 
ſo hat die Demonſtration keinen weiteren Zweck erfüllt, als daß an ein 
ſchönen Maienſonntag einige wohlpräparierte Reden die Luft eines Berlin 
Konzertſaals erſchüttert haben. Allenfalls könnte die Aktion noch die gemol 
oder ungewollte Wirkung ausüben, daß ſie den Blick von viel wichtiger 
Dingen der politiſchen Gegenwart ablenkt. Da einige arg belaſt 
liberale Blockpolitiker mit zu den bevorzugten Rednern der Goethebun 
demonſtration gehörten, ſo läßt ſich eine innere Stimme nicht unterdrück 
die eigenwillig behauptet, dieſe Wirkung ſei der eigentliche Zweck der ganz 
Übung geweſen. Ein bißchen Theaterdonner zugunſten der kompromittiert 
antiklerikalen Blockbrüderſchaft! Fürwahr ein Ziel, würdig des Goethebund 

Und wie dem Goethebund im allgemeinen und ſeiner letzten Demonſtrati 
im beſonderen das vorwärtstreibende Ziel fehlte, jo mangelte es ihm auch v 
jeher an dem feſten und entſchloſſenen Willen, aus ſchönen Worten Taten 
machen. Da will der Wer hilde Herr Ludwig Fulda. aus den Goet 
bündlern eine „Partei der Gebildeten“ machen, die nichts anderes bezwech 
ſoll, als daß jeder nach ſeiner Faſſon ſelig werde, und deren Ideal die geiſt 
Freiheit des 18. Jahrhunderts bildet! Mit ſolcher politiſchen Falftaffgaı 
werden bewunderungswürdige Schlachten geſchlagen werden! Da wehkle 
der Greifswalder Univexſitätsprofeſſor Stengel, freiſinniger Blockabgeordne 
im Nebenamt, daß Nationalökonomie und anderes an den Univerſitäten 
ſo betrieben werden, daß ſie nicht der Erforſchung der Wahrheit in der Will 
ſchaft dienen, ſondern dem Staatsintereſſe. Aber Herr Stengel zieht dara 
nicht etwa die Konſequenz, daß eine ſolche, die Wiſſenſchaft aufs Gral | 
einträchtigende Staatspolitik mit rückſichtsloſer Energie bekämpft werden mi 
ſondern — er hofft auf den neuen Kultusminiſter, auf den ehemaligen Eiſt 
bahnbeamten Holle, den Herr Bülow den Liberalen als Unterpfand ſein 
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beralen Geſinnung gnädigſt eingeräumt hat. Der wird's ſchon machen. 
seine vielverſprechende Parole lautet: Mit Gott für König und Vaterland! 
ha ſpottet einige Minuten ſpäter Otto Ernſt über denſelben „tadelloſen“ 
euen Herrn im Kultusminiſterium wegen ſeiner ſpaßigen Attacke auf die Ge⸗ 
lſchaft zur Verbreitung von Volksbildung. Ehrliche liberale Anſchauungen 
alten es nach Otto Ernſt für unzuläſſig, eine andere Weltanſchauung anders 
8 mit geiſtigen Mitteln zu bekämpfen oder zu verbreiten. Dabei hat fich die 
ackere Geſellſchaft für Volksbildung dem Herrn Holle mit tadelloſer ſoldatiſcher 
orrektheit unterworfen; und die „ehrlichen Liberalen“ bekämpfen andere Welt: 
iſchauungen mit dem einfachen Mittel der Ausnahmegeſetze. Da feiert Herr 
ulhelm Bölſche die Moralgeſetze des Chriſtentums mit ſchillerndem Pathos 
s leuchtendes Wahrzeichen für den harmoniſchen Zuſammenſchluß der Lebe— 
eſen. Bis heute hat aber das Chriſtentum allen ſeinen Moralgeſetzen zum 
rotz mit regem Eifer für kreiſchendſte Disharmonie der Menſchen und der 
ölker geſorgt, und beſonders in Preußen verdanken wir dieſem eifernden 
treben der irdiſchen Sachwalter des Chriſtentums die jüngſte disharmoniſche 
ſcheidung ſelbſt der unmündigen Schulkinder. Herr‘ ann, der niemals 
hlt, wo es ſich um eine Politik der ſchönen Worte und der Verwiſchung 
arer Grundſätze handelt, ſteuerte gerade zu dem traurigen Schul- und Bildungs⸗ 
pitel einige Redefloskeln bei. Mit bitteren Worten ereiferte er ſich über die 
leichgültigkeit der „Gebildeten“ gegenüber der Jämmerlichkeit der Volksſchule. 
r verlangt von den Goethebündlern, daß fie recht kräftig rufen ſollen: Volks⸗ 
[dung. Damit werden wir ein gutes Stück weiterkommen! Beſonders, wenn 
an ſich wie Herr Naumann nicht nur darauf beſchränkt, nach Volksbildung 
rufen, ſondern wenn man mit den ausgepichteſten Gegnern jedweder wahren 
olksbildung ein inniges Schutz⸗ und Trutzbündnis eingeht. 

Herr Naumann wehklagte auch über die Gleichgültigkeit der ſogenannten 
ebildeten in bezug auf das politiſche Leben im allgemeinen und die preußiſche 
mdtagswahlbewegung im beſonderen. In dieſelbe Kerbe hieb der letzte Redner 
r goethebündleriſchen Sonntagsandacht, der bekannte Rechtslebrer von Liſzt. 
donnerte gegen den deutſchen Nur⸗Intellektualismus, alle Achtung habe 
vor dem Manne des Gedankens, aber der volle Mann ſei nur der Mann 
r Tat. Und in ſchöner Ausmalung dieſes Gedankens berauſcht er ſich an 
r profeſſoralen Utopie: „Was wäre das für eine Partei, wenn ſich die 
igeſchwächte Lebenskraft des Volkes mit dem Geiſtesadel verbände.“ 

Beide Redner, Naumann wie Liſzt, hatten vor wenigen Wochen Gelegen⸗ 
it, eine — wenn auch nur beſcheidene — politiſche Tat zu vollbringen: die 
kennung von der korrumpierenden Blockpolitik. Aber beide hatten nicht den 
kut dazu. Sie ließen ihre konſequenteren Geſinnungsgenoſſen allein ziehen. 
ie ſind deshalb auch leider recht wenig geeignet, politiſche Moral zu predigen. 
err Naumann ſollte ſich hüten, mit der Schande der bürgerlichen Landtags⸗ 
ahlbewegung, mit dieſer widerlichen politiſchen Mühlendonnerei die indiffe⸗ 
nten bürgerlichen Wähler aufzumuntern. Herrn Liſzt aber ſei geſagt, daß 
e in der klaſſenbewußten Arbeiterſchaft ſteckende ungeſchwächte Lebenskraft 
s Volkes dankend auf eine Verbindung mit dem ſogenannten Geiftesadel 
rzichtet. Die Arbeiterſchaft bedarf nicht der Führung durch die bürgerlichen 
itter vom Geiſte, die den großen, geſchloſſenen Kampf des Proletariats nur 
rzetteln und verwirren würden, wie ſie das beim Bürgertum fo ſchön ver: 
inden haben. 
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Anders ſteht es um den Bund der Wiſſenſchaft und der Arbeite 
ſchaft. Dieſer Bund beſteht längſt, er beſteht ſeit Jahrzehnten. Schon 18 
ſchrieb Laſſalle ſein berühmtes Wort von der „Allianz der Wiſſenſchaft u 
der Arbeiter, dieſer beiden entgegengeſetzten Pole der Geſellſchaft, die, wei 
ſie ſich umarmen, alle Kulturhinderniſſe in ihren ehernen Armen erdrück 
werden“. Und ſeitdem und ſchon vor ihm haben die beſten Männer d 
Wiſſenſchaft daran gearbeitet, dieſe Allianz immer inniger und unlöslicher 
geſtalten. Viele Kulturhinderniſſe hat dieſer Bund ſchon aus dem Wege e 
räumt, weitere werden folgen, bis das kämpfende Proletariat endlich 
Bunde mit der Wiſſenſchaft die völlige Befreiung der Menſchheit und dan 
auch die wirkliche Freiheit künſtleriſchen Schaffens und wiſſenſchafc 
Forſchens herbeigeführt haben wird. | 

Die Partei der „Ungebildeten“ wird ein Volk der Gebildeten ſchaffen. D 
Goethebund aber darf bis dahin weiterſchlafen. 5 


Die Philofophie des Individualismus 
und die bürgerliche Geſellſchaft. 
nume und Mad. 

Von K. Joffe. 


Das Prinzip der Geſetzmäßigkeit in der Natur iſt allgemein anerkann 
anders aber verhalten ſich noch heute viele Gelehrte in bezug auf die A 
wendung des Prinzips der Geſetzmäßigkeit und Notwendigkeit auf d 
Geiſteswiſſenſchaften. Man ſieht noch heute die Geſchichte als e 
blindes Spiel von Zufälligkeiten an. Der große Philoſoph Hegel erblick 
in der Geſchichte (wie auch in der Natur) eine immanente Kauſalität, die 
in origineller Weiſe in ſeinem Syſtem durchführte. Er tft der erſte, der zi 
Erklärung der geſchichtlichen Ereigniſſe keine außer der Welt befindliche U 
ſache annimmt. Hegel hat auch den Entwicklungsgedanken in ſeine Phil 
ſophie aufgenommen. Die Geſchichte iſt nach ſeiner Anſicht ein nach imm 
nenten Geſetzen und innerer Notwendigkeit ſich entwickelnder Prozeß. Fi 
Hegel exiſtiert keine Kluft zwiſchen Natur und Geſchichte, denn ſowohl jet 
als auch dieſe bilden nur verſchiedene Stufen in der Entwicklung der abs 
luten Idee; ſie find verſchiedene Formen der Manifeſtation eines und de 
ſelben Subjektes. Die philoſophiſche Erkenntnis iſt nichts anderes als d 
bewußte Wiederholung des objektiven Entwicklungsprozeſſes der Ide 
das heißt des Seins oder der Wirklichkeit; denn die Subſtanz, der Träg 
und das Weſen der Wirklichkeit iſt das Denken, die nach innerer Notwendig 
keit ſich entwickelnde Idee. In den philoſophiſchen Syſtemen kommt die Id 
zum Selbſtbewußtſein, und deshalb iſt die Philoſophie „das Denken de 
Denkens“. | 

Da Hegel das Entwicklungsprinzip anerkennt, jo kann für ihn keine abjı 
lute, ein für allemal gegebene Wahrheit exiſtieren, denn dieſe iſt ein Produ 
der geſchichtlichen Ereigniſſe, und die Geſchichte der Philoſophie iſt die G 
ſchichte der Wahrheit in ihrer allmählichen Entwicklung. Jede Entwicklun 
geſchieht in der Zeit, welch letztere eine Summe von allen ihren einzelne 
Momenten darſtellt. Eine abgelaufene Periode iſt gleich dem e alle 
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nzelnen Geſchehniſſe. Ahnlich wie die Zeit eine kontinuierliche Größe dar⸗ 
llt, jo auch die Geſchichte, die in der Zeit „geſchieht“. Die Geſchichte der 
hiloſophie iſt die Geſchichte der geſetzmäßigen und notwendigen Entwicklung 
»3 menſchlichen Denkens, wobei jedes gegebene philoſophiſche Syſtem als die 
umme aller früheren Lehren anerkannt werden kann. Das beſtimmte philo⸗ 
phiſche Syſtem enthält in ſich logiſch die vorangegangenen als aufgehobene 
komente. Aus dem Geſagten iſt erſichtlich, daß jede Lehre durch die vorigen 
yſteme beſtimmt wird und ſchon deshalb in einem gewiſſen Zuſammen⸗ 
ing mit dem „Zeitgeiſt“ ſteht. Wird jedes philoſophiſche oder wiſſenſchaft⸗ 
he Syſtem von den vorigen logiſch beſtimmt, ſo iſt damit auch die Rela⸗ 
vität der Wahrheit gegeben. Wir wiſſen eben nur jo viel, als die menjch- 
che Gattung mit dem ihr möglichen Aufwand von Kräften er- 
nnen konnte, genau wie in der Okonomie die Waren bis zu einem gewiſſen 
taße Produkte aller vorhergegangenen Generationen ſind. 

So ſagt Hegel: „Jede Philoſophie iſt Philoſophie ihrer Zeit, ſie iſt Glied 
der ganzen Kette der geiſtigen Entwicklung; ſie kann alſo nur Befriedigung 
ir die Intereſſen gewähren, die ihrer Zeit angemeſſen ſind.“ Und weiter: 
Die beſtimmte Geſtalt einer Philoſophie iſt alſo gleichzeitig mit einer be— 
immten Geſtalt der Völker, unter welchen ſie auftritt, mit ihrer Verfaſſung 
id Regierungsform, ihrer Sittlichkeit, geſelligem Leben, Geſchicklichkeiten, 
ewohnheiten und Bequemlichkeiten desſelben, mit ihren Verſuchen und Ar⸗ 
ten in Kunſt und Wiſſenſchaft, mit ihren Religionen, den Kriegsſchickſalen 
id äußerlichen Verhältniſſen überhaupt, mit dem Untergang der Staaten, in 
nen dies beſtimmte Prinzip ſich geltend gemacht hatte, und mit der Ent⸗ 
hung und dem Emporkommen neuer, worin ein höheres Prinzip ſeine Er— 
ugung und Entwicklung findet.“? Wir haben alſo zwei Momente gefunden, 
elche die Philoſophie beſtimmen: die jeweiligen Bedürfniſſe der Geſellſchaft 
ver der Grad der Kultur bilden gleichſam die Baſis, auf der das philo— 
phiſche Syſtem aufgebaut wird; hier haben wir die hiſtoriſche Kontinuität, 
elche Hand in Hand geht mit der kontinuierlichen Entwicklung der ver— 
pedenen und mannigfaltigen Intereſſen der Geſellſchaft. Das zweite Moment 
die logiſche Kontinuität, die darin beſteht, daß die philoſophiſchen Lehren 
h logiſch auseinander entwickeln und einander logiſch beſtimmen. 

Jede Philoſophie hat trotz ihrer Relativität und Bedingtheit eine gewiſſe 
erechtigung und ſtellt immer ein Stück der Wahrheit dar, inſofern ſie die 
edürfniſſe der Zeit ausdrückt und einer gewiſſen Stufe der geſellſchaftlichen 
ntwicklung entſpricht. 

Die verſchiedenen Schattierungen der philoſophiſchen Lehren können von 
r Individualität des Philoſophen und der beſonderen Eigentümlichkeiten feines 
ſellſchaftlichen Milieus — da es nichts abſolut Gleiches gibt, ſo gibt es auch 
ine abſolut gleichen Geſellſchaften — abhängig ſein. Aber dies bezieht ſich 
ir auf die beſonderen Nuancen, auf die Obertöne, nicht auf den Grundton, 
if den Kern, der immer ſchon dem Philoſophen aufgedrängt wird, denn die 
zelnen Elemente der philoſophiſchen Probleme ſind als Gegebenes vor— 
inden. Der Philoſoph hat nur die auf der Tagesordnung ſchon ſtehenden 
robleme weiterzuentwickeln und neue Kombinationen aus den gegebenen 


Hegels Vorleſungen über Geſchichte der Philoſophie. Berlin 1833, Band I, S. 60, 
2 ldem, ©. 68, 
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herauszupräparieren, denn ... intellectus non facit saltus, das Denken mac 
keine Sprünge. 

Die Weltauffaſſungen der Philoſophen ſind durch ihre Lebensauffa 
ſungen beſtimmt. Das geſellſchaftliche Daſein beſtimmt das Bewußtſein übe 
haupt. Das Sein iſt das Primäre, das Bew ußt ſein iſt das reflektierte, de 
bewußte Sein, eine ſpätere und deshalb auch eine vom Sein bedingte Stuf 
Was Marx die Ideologie nennt, ift eben nichts anderes als das im menſch 
lichen Verſtand wiederholte, abgeſpiegelte geſellſchaftliche Sein, genau ſo w 
bei Hegel die Philoſophie die bewußte Wiederholung des objektiven Entwie 
lungsprozeſſes darſtellt. 

Das menſchliche Bewußtſein entſpricht ſeinem geſellſchaftlichen Daſein, un 
deshalb wird ein und dasſelbe Prinzip die Baſis und den Überbau durd 
dringen. Wenn die moderne Geſellſchaft auf dem wirtſchaftlichen und pol 
tiſchen Individualismus baſiert, ſo iſt ſelbſtverſtändlich, daß die herrſchend 
theoretiſche und praktiſche Philoſophie auch vom Individuum, vom Ich auf 
gehen wird. Wenn wir die ganze moderne Bhilofophie durchgehen, fo finde 
wir an allen Richtungen einen gemeinſamen Zug, einen gemeinſamen Grund 
ton, der die philoſophiſchen Lehren beherrſcht, und dieſen Grundton kann ma 
als Subjektivismus oder Ich-Philoſophie bezeichnen. Alle die mannie 
faltigen Richtungen der modernen Philoſophie, vom Neukantianismus ar 
gefangen bis zum Neo⸗Humismus und zur Immanenzphiloſophie, ſtehen unt 
dem gemeinſamen Banner, auf dem mit großen Worten die Inſchrift laute 
Individualitätsphiloſophie. Und dieſer Charakter der heutigen Phil 
ſophie wird beſonders verſtändlich, wenn man den Zuſammenhang der ganze 
modernen Kultur mit der Philoſophie im Auge hat. 

Der Neukantianismus ſteht auf dem Boden der Subjektiv hi 
Kategorien und deshalb auch der Erkenntnis; die immanente Philoſophi 
geht vom unmittelbar Gegebenen, von der unmittelbaren Wahrnehmen 
aus; Mach und Avenarius wollen nur mit Empfindungen operieren 
Dieſe drei Richtungen, die heute als die herrſchenden angeſehen werder 
können auf zwei Hauptquellen: Kant und Hume, zurückgeführt werden 
Der Neukantianismus in allen ſeinen Schattierungen knüpft unmittelbar a 
den geläuterten und von einigen ſchreienden Widerſprüchen gereinigten Kar 
an. Die Immanenzphiloſophie bildet die Mitte zwiſchen dem Kantianismu 
und Humismus. Der Phänomenalismus von Mach und Avenarius hat eine 
Urſprung in der Humeſchen Philoſophie, wie es auch Mach ſelbſt in ſeine 
„Analyſe der Empfindungen“ anerkennt, und befindet ſich in engſter Ver 
wandtſchaft mit der immanenten Philoſophie.! Auf dieſe Weiſe find di 


1 So ſagt Mach! „Daß meine Ausgangspunkte von jenen Humes nicht weſentlich vel 
ſchieden find, iſt wohl deutlich. . .. Auch den Vertretern der immanenten Philoſophie ſtel 
ich recht nahe. Namentlich von Schuppe, deſſen Schriften ich kürzlich kennen gelernt hab 
kann ich dies ſagen. “Mach, Die Analyſe der Empfindungen, 4. Auflage, 1903, S. 38. 

Und auch im jüngſt erſchienenen Buche, das Schuppe gewidmet iſt, ſagt Mach: 5 Wen 
ich hierbei das Glück hatte, mit meinem naturwiſſenſchaftlichen Standpunkt namhaften Phil 
ſophen wie Avenarius, Schuppe, Ziehen und anderen, deren jüngeren Genoſſen Gorneliu: 
Peßöld, v. Schubert- Soldern und anderen, auch einzelnen hervorragenden Naturforſcher 
recht nahe zu kommen, ſo mußte ich mich hiermit von anderen bedeutenden Philoſophen, ! # 
es die Natur der gegenwärtigen Philoſophie notwendig mit ſich bringt, wieder ſehr entferner 
Ich muß mit Schuppe ſagen: „Das Land des Tranfzendenten ift mir verſchloſſen.“ 7 
Erkenntnis und Irrtum, Vorwort, S. VII. 
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auptquellen der herrſchenden Philoſophie Kant und Hume gekennzeichnet, 
die ſich die verſchiedenen Richtungen gruppieren. Alle dieſe Richtungen 
ben ein gemeinſames Merkmal, welches darin beſteht, daß ſie vom Subjekt 
sgehen und aufs Bewußtſein das beſondere und faſt ausſchließliche Gewicht 
en. Dieſes Merkmal bildet das Charakteriſtikum unſeres Zeitalters, wo der 
idividualismus die Grundlage und den Ausgangspunkt des geſellſchaftlichen 
eins darſtellt. 

In dieſer Abhandlung wollen wir einige Bemerkungen über die geſell— 
jaftlihen Bedingungen und Umſtände machen, unter denen Humes 
hiloſophie entſtanden iſt und in welcher Beziehung ſie zu den 
dürfniſſen ſeines Zeitalters ſteht. Uns intereſſiert der Humismus 
t deshalb, weil man den Marxismus mit dem Phänomenalismus 
n Mach zu vereinigen verſucht hat. In der ruſſiſchen Literatur iſt 
Unmöglichkeit einer ſolchen Vereinigung von Genoſſen Plechanoff dar 
tan worden. Wir wollen im gegenwärtigen Artikel Hume als den Urheber 
3 von Mach und Avenarius vertretenen Senſualismus und Phänomena⸗ 


mus einer hiſtoriſch⸗pſychologiſchen Kritik unterziehen. 


Eine Periode wird ein ſolcher Zeitabſchnitt genannt, während deſſen ein 
ſtimmtes Prinzip herrſcht und zur Ausführung gelangt. Die kapitaliſtiſche 
riode zum Beiſpiel hat das Prinzip der freien Konkurrenz, das des Indi— 
hualismus zur Grundlage. Die Geſellſchaft aber entwickelt ſich, und infolge⸗ 
fen bilden ſich die ihr eigentümlichen Gegenſätze heraus; es treten diejenigen 
‚emente zum Vorſchein, die in ſchroffem Widerſpruch mit der vorhandenen 
zſellſchaftsordnung ſtehen. Die heutigen Vertreter einer derartigen neuen 
turellen Periode, das Proletariat, können nicht auf demſelben Standpunkt 
hen wie die Vertreter und Ideologen der beſtehenden Ordnung; ſie müſſen 
er ein neues Prinzip entgegenſtellen; denn was den Lebensbedürfniſſen der 
tigen Geſellſchaft angepaßt iſt, muß zugleich mit dieſer Geſellſchaft unter- 
hen. Die Verfechter der neuen Weltanſchauung erkennen im Gegenſatz zur 
lutigen Philoſophie die Objektivität als das Primäre, als das Wichtigere 
1 um ſo mehr als die objektive Geſetzmäßigkeit und Entwicklung der Dinge 
t die Sache des Proletariats arbeitet, und je mehr die herrſchenden Klaſſen 
der Objektivität verlieren, deſto ſubjektiver wird ihre Philoſophie. Was 
nicht in der objektiven Geſellſchaftsordnung finden können, das müſſen ſie 
Subjekt ſuchen. Wenn die objektive Entwicklung der Dinge in Wider- 
euch mit den Bedürfniſſen und Intereſſen der herrſchenden Klaſſe kommt, 
muß die letztere entweder alles ins Subjekt verlegen und eine ſubjektive 
giloſophie konſtruieren oder in der Verzweiflung, ihr Ziel zu erreichen und 
2 Objektivität zu überwinden, ſich eine peſſimiſtiſch⸗fataliſtiſche Weltanſchauung 
ſaffen. Das Geſagte iſt nicht jo zu verſtehen, als ob eine aufkommende 
‘alle immer bewußt eine Objektivitätsphiloſophie verteidigte; in der Geſchichte 


Wir glauben, daß Eduard v. Hartmann nicht ohne Recht Mach als einen Vertreter der 
manenten Philoſophie hingeſtellt hat: „Auf dem Boden eines neuhumiſtiſchen Phänomena— 
mus ſteht eine Gruppe von Autoren, die ihren Standpunkt als ſerkenntnistheoretiſchen 
onismus“ oder als ‚immanente Philoſophie“ bezeichnen, v. Schubert-Soldern, Leclair, 
ach.“ Geſchichte der Metaphyſik, II. Teil, S. 501. 

| Vergl. Plechanoffs Vorrede und erläuternde Bemerkungen zur zweiten ruſſiſchen Auf- 
d des Buches von Engels, „Ludwig Feuerbach uſw.“ 
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kommt es vor, daß eine werdende Geſellſchaft im Bewußtſein ihrer Ma 
glaubt, alles hänge nur von ihrem ſubjektiven Willen ab. Man glaubt 
können, weil man es will, während in der Tat die Sache ſich ſo verhä, 
daß man will, weil man es kann. 

Die Entwicklung der Dinge kommt zuſtande auf dem Wege der Negali 
des früheren Zuſtandes, und deshalb muß man, um die Ideologie ein 
gewiſſen Periode zu verſtehen, auch die vorangegangene ſtudieren; denn je 
Lehre iſt im Kampfe mit der früheren entſtanden, und infolgedeſſen wird | 
Charakter diefer Lehre durch die früheren Momente beſtimmt. 

Das Aufklärungszeitalter bedeutete einen Proteſt gegen die politi 
und geiftige Herrſchaft des Adels und des Klerus. Der Abſolutismus, welch 
den politiſchen Ausdruck dieſer Herrſchaft darſtellte, hatte alle Sphären d 
menſchlichen Daſeins der bureaukratiſchen Regulierung unterworfen: ſogar! 
Poeſie war nur dazu da, um die Tugenden der Tyrannen und die Ketten d 
Sklaverei zu beſingen, die Wiſſenſchaft hatte ein ſehr beſchränktes Gebi 
deſſen Grenze ſie nicht zu überſchreiten wagte. Während aber politiſch d 
Klerus und der Adel mit ihrem König von Gottes Gnaden an der Spi 
herrſchten, nahm die Bedeutung des ſogenannten dritten Standes auf de 
ökonomiſchen Gebiet fortwährend zu, und am Ende kam es dazu, daß d 
weitere Entwicklung der Geſellſchaft die Beſeitigung des Abſolutismus n 
einer unabwendbaren Notwendigkeit forderte. Das politiſche Gebäude, d 
den Bedürfniſſen der erſten zwei Stände angepaßt war, konnte nicht die Fe 
derungen und Intereſſen der aufkommenden Bourgeoiſie, welche auch beiläuf 
die Bedürfniſſe der objektiven Entwicklung der Geſellſchaft ausdrückte, b 
friedigen. Der neue ſoziale Inhalt forderte eine neue politiſche Organiſatio 
Die geiſtigen Vertreter des dritten Standes führten einen theoretiſchen Kam 
mit den Verteidigern der herrſchenden Ideologie, welcher eine neue Leben 
und deshalb auch eine neue Weltauffaſſung entgegengeſtellt wurde: dem do 
matiſchen Chriſtentum (Theismus) der philoſophiſche Deismus auf dem Gebi 
der Religion; der traditionellen Ethik eine neue Moralphiloſophie, die vo 
ſtändig von der Religion getrennt war und zum erſten Male ausſchließli 
von der Natur des Menſchen, ſeinen Bedürfniſſen und ſeinen Leben 
forderungen ausgehen wollte. Man bedurfte neuer Kampfmittel gegen di 
jenigen Mächte und Autoritäten, welche den Menſchen unterdrückten od 
dieſe Unterdrückung rechtfertigten. Man ſtrebte nach Freiheit auf den ve 
ſchiedenen Gebieten der Ideologie, genau ſo wie auf dem ökonomiſchen Gebie 
denn, wie wir ſchon früher ſagten, das Sein und das Bewußtſein beherrjd 
ein und dasſelbe Prinzip; die beiden Sphären des menſchlichen Daſeins fir 
am engſten verbunden. Die Gewiſſensfreiheit bedeutete die Zerſtörung d 
objektiven Organiſation der Kirche und die Behauptung, die Religion ſei ble 
Sache des Subjektes und feines Gefühls. Der Menſch, feine Vernunft wurd 
zum Ausgangspunkt gemacht, und deshalb kann man die ganze geiſtige 8 
wegung dieſer Epoche mit dem Ausdruck Rationalismus bezeichnen. Di 
Wirklichkeit ſoll ſich nach den Forderungen der Vernunft richten 


1 In dieſer Hinſicht iſt auch höchſt intereſſant der Kantſche Satz, nach welchem d. 
Dinge ſich nach der Vernunft richten. „Die Ordnung und Regelmäßigkeit alſo a 
den Erſcheinungen, die wir Natur nennen, bringen wir ſelbſt hinein und würden ſie au 
nicht darin finden können, hätten wir fie nicht oder die Natur unſeres Gemüts urſprüngl 


hineingelegt.“ Kant, Kritik der reinen Vernunft, Reclams Ausgabe, S. 134. 
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War früher die Philoſophie, die Vernunft (und ihr geſellſchaftlicher Re⸗ 
äſentant in dieſer geſchichtlichen Epoche) eine Magd der Theologie, ſo ſollen 
zt die Theologie und ihre Vertreter eine Magd der Philoſophie ſein, das 
ißt ſich vor der neuen Geſellſchaft und ihrer Ideologie beugen. Nicht die 
ernunft ſoll halt machen vor der Religion, ſondern umgekehrt: die Religion 
l nicht im Widerſpruch mit der Vernunft ſtehen. Alles mußte jetzt ſeine 
erechtigung vor der Vernunft beweiſen: ſowohl die politiſchen Inſtitutionen 
3 auch die Moral, Religion, Recht uſw. Man wollte alles auf den Kopf 
llen, wie Hegel ſich ausdrückt. Alles hiſtoriſch Gewordene wurde als etwas 
wernünftiges betrachtet, weil die Daſeinsformen, welche ſich während der 
ſchichtlichen Entwicklung herausgebildet hatten, ſich als ſchädlich für den ge- 
Iſchaftlichen Organismus erwieſen, ſie entſprachen nicht mehr dem neuen 
zialen Inhalt. Es mußte infolgedeſſen eine Umwälzung der Geſellſchaft und 
gie Umwertung der Werte vom Standpunkt der Intereſſen des dritten Standes 
genommen werden. Alles, was in Harmonie mit den Bedürfniſſen 
er neuen geſellſchaftlichen Klaſſe ſtand, war vernünftig. Die Ver⸗ 
inft war alſo keine abſolute, ihre Forderungen drückten aber eine Wahrheit 
13, weil ſie den Bedürfniſſen der objektiven Entwicklung der Geſellſchaft ent- 
ach. Die feudale Geſellſchaft war eine gebundene, das Prinzip, auf dem 
baſierte, war das der Autorität; die neue Geſellſchaft konnte ſich nur unter 
1 Bedingung der bürgerlichen Freiheit entwickeln: alles, was mit ihr im 
inklang ſtand, war vernünftig und gerecht. 

Der Kampf der Syſteme und Weltanſchauungen in der Theorie entſpricht 
m Kampfe verſchiedener Geſellſchaftsklaſſen in der Praxis, und die größte 
edeutung gewinnt diejenige Theorie, welche am beſten den Bedürfniſſen der 
gebenen Epoche angepaßt iſt. Die literariſche Bewegung des Aufklärungs- 
italters drückte die Bedürfniſſe der objektiven geſellſchaftlichen Entwicklung 
id ihres Trägers, des dritten Standes, aus. Der Kampf gegen den Dog⸗ 
atismus der chriſtlichen Religion bedeutete nichts anderes als den Kampf 
f die Gewiſſensfreiheit, welche für die freie ökonomiſche Entwicklung des 
andes von großer Bedeutung war. Die Kritik der Religion in der Theorie 
deutete die Verneinung der Rechte und im beſonderen der privilegierten 
tellung der Kirche und ihres Repräſentanten, des Klerus, im praktiſchen 
ben; es war die Verneinung ſeiner Rechte auf Ausbeutung der Bürger. 
ie Ideologie oder, anders ausgedrückt, die theoretiſche Waffe der Geiſtlichkeit 
ar immer und überall die Theologie, welcher Ethik, Recht, Wiſſenſchaft uſw. 
nerworfen waren. Solange der Klerus ein herrſchender Stand war, mußte 
les in der Geſellſchaft ſeine Berechtigung vor der Theologie beweiſen, das 
ißt alles mußte vom Standpunkt der Intereſſen der Geiſtlichkeit gerecht⸗ 
rtigt werden. Die menſchliche Perſönlichkeit war im ſozialpolitiſchen Leben 
r Autorität untergeordnet, und deshalb war ſie auch in der ideologiſchen 
phäre nicht autonom, ſondern verſchiedenen Autoritäten unterworfen, die in 
ster Inſtanz auf die Autorität der Kirche zurückgeführt werden konnten. Die 
utorität, anders ausgedrückt die Leibeigenſchaft auf dem ſozialen, po⸗ 
Süden, religiöſen und geiſtigen Leben war das einzige Prinzip, welches alle 
ſellſchaftlichen Verhältniſſe durchdrang. Mit einem Worte, alles vereinigte 
9 für die gemeinſame Sache der theoretiſchen Rechtfertigung der königlichen 
at über das Volk, der Ausbeutung der niederen Schichten der Be— 
ölkerung durch den Adel und Klerus. 
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Die herrſchende Philoſophie der Gegen dae — der Kantianismus und d. 
Humismus — iſt aus dem Kampfe mit der theologiſchen Auffaſſung entſtande 
und bedeutet die Rechtfertigung einer anderen, der bürgerlichen Geſellſcha 
mit der ihr angepaßten Lebensauffaſſung. Die Einheit der feudalen Gefel 
ſchaft, der Zuſammenhang ihrer Glieder, welcher ein Ganzes, einen Organ 
mus aus ihr machte, wurde aufgelöſt, die hierarchiſche, autoritative Organ 
ſation aufgehoben. Es folgte eine neue kulturhiſtoriſche Periode: hat die al 
Geſellſchaft auf Ungleichheit und Unfreiheit beruht, ſo fängt der Kampf m 
der Negation des Un an; es war vor allem eine negative Aufgabe, d 
Schranken, die den Menſchen in beſtimmten Grenzen hielten, niederzureißen 
und infolgedeſſen ſind die Philoſophen zur bloßen Idee der abſtrakten Freihe 
gekommen. Die feudale Geſellſchaft hatte das Individuum in allen ihren ven 
ſchiedenen Organiſationen aufgeſogen und ihm keine Selbſtändigkeit übrig ge 
laſſen. Die Organiſation ſtand über dem Individuum, die menſchlich 
Perſönlichkeit wurde der „Einheit“ der Geſellſchaft geopfert. Im Gegenja 
dazu ſtellte die bürgerliche Organiſation das Individuum über die Geſel 
ſchaft. Die bürgerliche Geſellſchaft hat den Individualismus zum fundamentm 
reale ihrer Lebensauffaſſung gemacht; denn der heutigen geſellſchaftlichen Ve 
faſſung liegt das Prinzip des Krieges aller gegen alle zugrunde; fie berul 
auf dem gegenſeitigen Kampfe der Unternehmer, auf dem Prinzip der freie 
Konkurrenz welches die Bejahung des Ich und Vernichtung des Mitmenſche 
bedeutet. In der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft ſtellt jedes Individuum gleichja 
einen ſelbſtändigen Kosmos dar; es bildet das Zentrum, um welches ſich da 
ganze Univerſum dreht; das Individuum ſoll auf eigene Koſten die We 
bekämpfen. Der Sinn des Daſeins des Bourgeois — und die gegenwärtig 
Geſellſchaft iſt eben nichts anderes als eine Bourgeoisgeſellſchaft, in welche 
die Herrſchaft dem Bürgertum gehört — beſteht ausſchließlich in der Bejahun 
ſeiner eigenen Exiſtenz und in der Verneinung des „Du“, in dem er imme 
einen Feind, einen Konkurrenten ſieht. Die einzige Subſtanz ſoll das J 
dividuum fein, es will gleichſam ein univerſeller Deſpot werden.... Der en 
kenntnistheoretiſche Solipſismus iſt der Ausdruck dieſes Strebens des Indiv 
duums nach abſoluter Gewalt. 5 | 

Unter welchen e Bedingungen iſt alſo 5 
Humismus entſtanden? 

Die theologiſche oder feudale Auffaſſung hielt an drei Ideen feſt, 5 
bequeme Unterdrückungsmittel darſtellten; es waren: die Idee von der Exiſten 
eines perſönlichen Gottes, der Unſterblichkeit der Seele und de 
Freiheit des Willens. Es iſt wohl bekannt, was für einen Platz die 
Ideen im Kantſchen Syſtem einnehmen und wie die Materialiſten, Atheiſte 
und überhaupt die angeſehenſten Aufklärungsphiloſophen gegen dieſe Idee 
kämpften. Eben darin beſtand der Dogmatismus der großen Rationaliſten 
daß fie ohne jede Kritik des Erkenntnisvermögens auf Grund einer Funktio 
a priori des Verſtandes die Möglichkeit einer abſoluten Erkenntnis verteidigten 
Der Dogmatismus war eine beſondere Verteidigungsform der alten Geſel 


1 Vergl. den „kopernikaniſchen“ Standpunkt Kants und erkenntnistheoretiſchen Solipfi 
mus eines Schubert⸗Solderns und andere. Die ganze immanente Philoſophie (einſchließlit 
Mach) ſteht eigentlich auf dem ſolipſiſtiſchen Standpunkt, obgleich es ſowohl Schuppe (m 
jeinem „Bewußtſein überhaupt“) als auch Mach nicht anerkennen. 4 


| 
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haft, inſofern er an den drei Grundideen feſthielt, welche die Stützen der 
zudalen Ideologie waren, und der Kritizismus in der Philoſophie war eben 
uch eine Waffe der neue Geſellſchaft gegen die alte. Der Kritizismus 
ängt eigentlich nicht mit Kant an, wie man gewöhnlich glaubt, ſondern 
kit der Aufklärungsphiloſophie. Wir glauben ſogar, daß die „Kritik 
er praktiſchen Vernunft“ in dieſer Hinſicht einen Schritt rück— 
‚arts, eine Reaktion bedeutet. 

Die Exiſtenz Gottes! Man bedurfte Gottes, um die irdiſchen Un— 
erechtigkeiten und Greueltaten der höheren Stände in bezug auf das Volk 
ı rechtfertigen; denn nur „im Namen Gottes“ konnte das Volk fo viel leiden; 
zott wird ſchon Gerechtigkeit üben und alle Ungerechtigkeiten vergelten. Wozu 
raucht man die Ordnung in der Welt zu ändern, wenn dieſe das Werk des 
erechten Gottes darſtellt? Wozu braucht man wirkliche politiſche Freiheit, 
enn die Freiheit, Laſter und Tugenden zu üben, uns ſchon von dem lieben 
zott geſchenkt wurde? 

Die Unſterblichkeit der Seele! Man braucht ſich nicht um das empiriſche 
ein zu kümmern, denn dies iſt nur eine Vorſtufe des eigentlich realen und 
vigen Seins. Nicht die empiriſche Gleichheit der Menſchen im Diesſeits, 
ndern die Gleichheit der Seelen vor Gott wird gepredigt uſw. 

Es iſt verſtändlich, daß die neue Lebens- und Weltauffaſſung, die mit den 
ntereſſen des dritten Standes im Einklang ſtand, der Theologie die Fehde 
künden mußte. Wenn man vom Klerus befreit werden wollte, fo mußte 
an ihm ſeine Waffe nehmen, und in der Tat ſtellte die Aufklärungsphiloſophie 
m Theismus den Deismus und Atheismus gegenüber. Wenn aus Furcht 
r der „Canaille“ Voltaire Gott ſogar hätte erfinden wollen, wenn es einen 
lchen nicht gäbe, jo kann man den atheiſtiſchen Standpunkt der konſequenten 
katerialiſten ſo formulieren: ſie hätten Gott geleugnet, ſelbſt wenn es 
nen ſolchen gegeben hätte; denn die Revolution mußte auch gegen Gott 
impfen, welcher nach der feudalen Ideologie die Leibeigenſchaft auf allen Ge— 


eten des menſchlichen Daſeins ſanktionierte. Dieſer Kampf ſtand im Zus 


mmenhang mit den Intereſſen des dritten Standes und der Geſellſchaft und 
urde ſowohl ſubjektiv als auch objektiv aus wiſſenſchaftlichen und ethiſchen 
ründen vorgenommen. Anſtatt der Gleichheit aller Menſchen vor Gott, 
ollten die Ideologen der neuen geſellſchaftlichen Verfaſſung die wirkliche 
leichheit aller Bürger vor dem Geſetz. Man wollte die Gleichheit aller 
eligionen und Konfeſſionen, anſtatt der privilegierten Stellung einer be— 
‚mmten Kirche. Die Gewiſſensfreiheit iſt die Loſung der neuen 
ebensauffaſſung; jede poſitive Religion wird negiert, und Hume behauptet 
yon, 
pt Teine objektive und allgemeingültige Berechtigun 


ume nicht auf dem Boden des philoſophiſchen, das heißt abſtrakten Deismus 


inde, welcher eigentlich nichts anderes bedeutet als die Anerkennung der 
55 Religion und Negation jeder objektiven Kirche. Die Kosmologie 
kennt er gleichfalls nicht an, weil wir ja nichts von der Entſtehung der 
elt wiſſen; denn die Frage über den erſten „Beweger“ liegt außer unſerer 
fahrung. Was die Frage über die Unſterblichkeit der Seele betrifft, jo ex- 
unt Hume ſogar deren Subſtanzialität nicht an; es gibt auch für Hume 
inen tranſzendenten Sinn des Daſeins uſw. 


daß die natürliche Theologie überhaupt keine Wiſſenſchaft fein, das 
aben könne; Religion 
Privatſache, könnte man vielleicht dieſen Standpunkt formulieren, wenn 
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Gewiß waren die franzöſiſchen Materialiſten viel radikaler und konſequente 
als Hume; wir wollen aber zeigen, wie der Humismus entſtanden iſt un 
wie ſich infolge der geſellſchaftlichen Notwendigkeit des Kampfes mit dem Dog 
matismus die hier berührten Fragen bei Hume modifiziert haben. Berühre 
wir noch ein anderes Gebiet: die Ethik. Früher gab es überhaupt kein 
ſelbſtändige Ethik, fie war ganz und gar der Religion untergeordnet. Di 
menſchlichen Handlungen wurden nur dann als ſittlich anerkannt, wenn ihne 
die Kirche ihre Sanktion gab; die Ethik trug einen asketiſchen Charakter 
Die Ideologen der neuen Geſellſchaft, welche für die Entwicklung der Pre 
duktion und des Marktes kämpften, mußten gegen die asketiſche Moral au 
treten. Die Aufklärungsphiloſophie hat eine von der Religion vollſtändig ge 
trennte Ethik geſchaffen, und hier zeichnen ſich beſonders die engliſch⸗ſchottiſche 
Moralphiloſophen einerſeits und die franzöſiſchen Materialiſten und Atheiſte 
andererſeits aus. Man ſuchte jetzt nicht mehr eine außer dem Menſche 
ſtehende Autorität, welche die menſchlichen Handlungen ſanktionieren ſollt 
ſondern umgekehrt wurde der Menſch ſelbſt mit ſeinen Bedürfniſſen als di 
einzige Quelle der Sittlichkeit anerkannt. Es wurde eine autonome More 
im Sinne der Abweſenheit jeglicher äußeren Autorität geſchaffen; dieſe neu 
Moralphiloſophie zeichnete ſich im beſonderen durch das Nützlichkeitsprinzi 
aus, was im Kampfe mit der Askeſe ſehr wichtig war. Auch hier waren di 
Franzoſen radikaler, Hume hat eine Mittelſtellung eingenommen, aber wi 
ſehen überall, wie Humes Philoſophie (und die ganze Aufklärungsphiloſoph 
überhaupt) im Kampfe mit der theologiſch-feudalen Auffaſſung entſtanden if 
wie die ſcharfe Kritik der Verfechter einer neuen Lebensauffaſſung die al 
Ideologie vernichtet hat. x * | | 


Der intereſſanteſte Teil der Philoſophie ift die Erkenntnistheorie, die de 
komplizierteſten Punkt des Humismus oder richtiger den eigentlichen Humismu 
ausmacht. 

Wir haben ſchon früher geſagt, daß in der feudalen Geſellſchaft die O. 
ganiſation über dem Individuum ſtand und die bürgerliche, das heißt kapite 
liſtiſche Ordnung umgekehrt das Individuum (allerdings das Individuum al 
Repräſentant der Bourgeoiſie) über die Geſellſchaft ſtellte. Der objektive 
Organiſation des Feudalismus wurde das Subjekt geopfert. Der Kampf m 
die bürgerliche Freiheit in der Praxis nimmt in der Theorie die Form di 
Negation alles Objektiv⸗Außerlichen an; die ganze Welt wird als Schranke fi 
die freie Entwicklung der Perſönlichkeit angeſehen, und dieſe Schranke will da 
Subjekt abſchütteln; wenn alles Außere wegfällt, bleibt nur das Subjekt, da 
reine Selbſtbewußtſein übrig. Iſt die äußere Welt mit ihren politiſch⸗ſtaa 
lichen und ſozialen Inſtitutionen ein Hindernis für die Perſönlichkeit, ſo mu 
auch der Körper als eine Schranke für die Seele anerkannt werden. Nich 
umſonſt hat ſchon zum Beiſpiel Descartes an allem, ſogar an der Exiſter 
und Realität des Körpers gezweifelt.! Die menſchliche Perſönlichkeit negie 

1 „Ich ſetze alſo voraus, daß alles, was ich ſehe, falſch iſt, ich glaube, daß niema 
etwas von dem allen exiſtiert hat, was das trügeriſche Gedächtnis mir darſtellt: ich ha 
überhaupt keine Sinne; Körper, Geſtalt, Größe, Bewegung und Ort ſind nichts als Schimäre 
Was alſo bleibt Wahres übrig? Vielleicht nur dies eine, daß es nichts Gewiſſes gibt 
Descartes' Meditationen, zweite Meditation, S. 7, überſetzt von Buchenau, Leipzig 190 
Descartes' Skeptizismus war ein dogmatiſcher, wenn ich mich ſo ausdrücken darf. Er 
beim Konſervatismus ſtehen geblieben. | 
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ie objektive Ordnung mit ihren allgemeingültigen Geſetzen und Normen, nicht 
as Objekt, die Autorität, ſondern das Subjekt ſoll der Geſetzgeber und 
derrſcher werden. Der Menſch iſt das Maß aller Dinge, die ganze Welt ſoll 
m und feinen Bedürfniſſen dienen. Nicht er ſoll ſich vor der in den ob— 
tiven Inſtitutionen verkörperten Autorität beugen, ſondern umgekehrt, die 
zeſellſchaft ſoll ſich nach ſeiner Vernunft richten. Mit einem Worte, alles 
ird in das Subjekt verlegt, das Individuum ſaugt alles in ſich auf, und die 
bjektive Welt hat nur ſo viel Berechtigung, als das Subjekt ihr zuerkennt. 
die Perſönlichkeit ſtellte ſich der ganzen Welt entgegen als ſelbſtherrlicher 
Jeipot; fie zerſtörte alles, was ihren Willen beſchränkt; eines nur ſteht feſt, 
nd das iſt nichts anderes als das Subjekt; die objektive Weltordnung muß 
erneint werden, weil die objektive Lebens- oder Geſellſchaftsordnung zugrunde 
ehen muß. Darin beſteht der tiefe hiſtoriſch-pſychologiſche Sinn der Humeſchen 
zhiloſophie, welche die negative Phaſe in der Aufklärungsphiloſophie be- 
eutet; den Humismus nennt man Skeptizismus, weil er eben an der Ob— 
ektivität, an ihrer Rechtmäßigkeit zweifelt. Damals, als die alte geſell⸗ 
haftliche Organiſation beſeitigt werden mußte, war der Humismus in der 
gat eine revolutionäre Philoſophie, eine Zerſtörungsphiloſophie. 

Die Erkenntnistheorie hat mit zwei wichtigen Fragen zu tun: mit dem 
rſprung und dem Weſen der Erkenntnis. In bezug auf die erſte Frage 
ellt ſich Hume im Gegenſatz zu den Rationaliſten auf die Seite der Empiriſten. 
Bährend die Rationaliſten angeborene Ideen oder Begriffe annahmen, 
uf Grund deren fie a priori eine Welt ſchaffen wollten, bedeutete der Humismus 
nen Fortſchritt, indem er ſolche Erkenntnis a priori leugnet und nur mit 
er Erfahrung zu tun haben will. Dieſer Punkt bedeutet ebenfalls einen 
sroteft gegen den Glauben an eine Welt, die ein für allemal gegeben iſt und 
ie keiner Veränderung unterworfen fein ſoll; die Quelle der Erkenntnis 
ammt aus keiner überſinnlichen, tranſzendenten Welt, ſondern aus der 
egebenen Welt der Erfahrung, ſo argumentiert Hume. Wir wiſſen 
ichts von ihren angeborenen Ideen, aus denen die Exiſtenz Gottes, die Un⸗ 
erblichkeit der Seele abgeleitet, das heißt von jenen Begriffen, durch die das 
ſolk im Zaum gehalten wird. Um den Verteidigern der feudalen Lebens— 
uffaſſung dieſes Mittel zu nehmen, mußten die Vertreter der neuen Geſell⸗ 
haftsordnung die Quelle, aus der man ſolche Ideen ſchöpfte, vernichten, 
ugnen, und dieſe Kritik drückte ſich im Satze aus: wir haben nur mit 
er Erfahrung zu tun; denn nur die gegebene Welt hat einen Wert, weil 
zan den Sinn des Daſeins nicht ins Jenſeits verlegen wollte; das Subjekt 
ignügte ſich mit der gegebenen Welt und lenkte ausſchließlich auf dieſe feine 
ufmerkſamkeit. 

Den Streit zwiſchen den Rationaliſten und Empiriſten, der einen Kampf 
viſchen zwei geſellſchaftlichen Lebensauffaſſungen bedeutete, kann man noch 


N „Das Daſein eines Dinges kann daher nur durch Gründe bewieſen werden, die von 
mer Urſache oder Wirkung entnommen find, und dieſe Gründe ſtützen ſich lediglich auf Er— 
hrung. Beginnt man die Unterſuchung a priori, ſo ſcheint jedes Ding fähig, jedes andere 
ing hervorzubringen; der Fall eines Steines kann dann die Sonne verlöſchen, oder eines 
zenſchen Wunſch den Lauf der Planeten verändern. Nur die Erfahrung lehrt uns die 
atur und Grenzen von Urſache und Wirkung; nur fie befähigt uns, von dem Daſein eines 
inges auf die anderen zu ſchließen.“ Hume, Eine Unterſuchung über den menſchlichen 
erſtand, 5. Aufl., Leipzig 1902, S. 162. 


230 Die Neue 3 
anders ſo formulieren: die Rationaliſten ſchaffen die Welt der Dinge aus be 
Ideen, während die Empiriſten, mit Hume an der Spitze, die Ideen aus de 
Welt der Erfahrung hervorgehen laſſen. Hume iſt Senſualiſt; für ihn gel 
das Erkennen aus der Wahrnehmung hervor; die Welt der Erfahrun 
fällt mit der Welt der Wahrnehmung zuſammen. Waren nach de 
Anſchauung der Rationaliſten die geſellſchaftlichen Inſtitutionen ein Ausflu 
der abſoluten Ideen und deshalb auch unantaſtbar und unveränderlich, . 
waren dagegen die Empiriſten, welche die Bedürfniſſe des dritten Stande 
vertraten, im Begriff, alle geſellſchaftlichen Inſtitutionen umzuändern, die alte 
umzuſtürzen und neue zu ſchaffen, weshalb ſie keine abſoluten Ideen ar 
erkannten. 

„Aller Stoff des Denkens iſt von äußeren und inneren Wahrnehy 
abgeleitet; nur die Miſchung und Verbindung gehört dem Geiſte und 4 
Willen“ (Hume). 

Hume konnte die konſtanten, abſoluten Ideen nicht akzeptieren, weil in 
aus dieſen letzteren die Unveränderlichkeit der Geſellſchaft ableitete; er mußt 
auch die objektive Welt der Dinge leugnen, weil dieſe ihn als den Vertrete 
der neuen Geſellſchaft nicht befriedigten; deshalh nimmt er eine ſubjektiv 
Welt, eine Welt der Wahrnehmungen an, um Ordnung in der Natur un 
Geſellſchaft vom Standpunkt des Subjektes zu ſchaffen. | 

Was die zweite Frage über das Weſen der Erkenntnis, über die Be 
ziehung zwiſchen Ding und Vorſtellung, Sein und Denken betrifft, ſo ſteh 
Hume auf dem Boden des Phänomenalismus. Auch dieſer Punkt de 
Humeſchen Philoſophie iſt als Antitheſe zur vorangegangenen entſtanden. Di 
großen Philoſophen der früheren Epoche verteidigten den Standpunkt de 
Realismus, der einen klaſſiſchen Ausdruck in der Formel Spinozas gefunde 
hat: Ordo et connexio idearum idem est ac ordo et connexio rerum (zu deutſch 
Die Ordnung und Verknüpfung der Ideen iſt dieſelbe wie die Ordnung un 
Verknüpfung der Dinge). Wir erkennen die Dinge ſo, wie ſie in der objektive 
Welt exiſtieren; es gibt eine adäquate Erkenntnis, und zwar vermittelſt pe 
Vernunft uſw. 

Für Hume ſind die Vorſtellungen und die Dinge, das Sein und das Denke 
verſchieden; es gibt keine adäquate Erkenntnis. Pſychologiſch wird dieſe 
Standpunkt Humes verſtändlich, wenn man ſich erinnert, daß die Realitä 
der Dinge, das heißt die objektive Ordnung, welche bis dahin exiſtierte, ih 
als den Vertreter der neuen bürgerlichen Ideologie nicht befriedigen konnt. 
ſo daß er ſich ſträubt, die gegebene Welt der Dinge mit der der Vorſtellunge 
zu identifizieren. Wir erkennen nach Hume nicht die Dinge ſelbſt, ſondern m 
die Eindrücke oder Empfindungen, die fie verurſachen. | 

Das bürgerliche Individuum mußte die Objektivität überwinden, um fic 
ſelbſt zu behaupten; es mußte ſogar die Exiſtenz der Dinge leugnen; alle: 
was wir Objekt oder Ding nennen, iſt ihm nichts anderes als ſubjektive 
Wahrnehmen. Das Subjekt kann nicht die objektive Organiſation der Geſel 
ſchaft akzeptieren, der die Selbſtändigkeit und Freiheit des Individuums ge 
opfert wird, und deshalb leugnet es die Ordnung, den objektiven Zuſammer 
hang der Dinge; für Hume gibt es keine tranſzendente, das heißt außen 
ſubjektive, ſondern nur eine immanente Kauſalität (das Kauſalitätsprobler 

! Das Streben nach der Unverönderlichkeit der geſellſchaftlichen Ordnung me an 
konſtante, das heißt abſolute Ideen hervorrufen. 
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i Hume). Was wir Kauſalität nennen, iſt kein realer Zuſammenhang, 
in Wirken der Dinge aufeinander, ſondern nur die Verbindung 
er eigenen Vorſtellungen. 

Die ſogenannte Einheit, Ordnung und der reale Zuſammenhang der ge⸗ 
aſchaftlichen Glieder und Stände der feudalen Verfaſſung — das ſollte in 
azelne, ſelbſtändige und zuſammenhangloſe Atome aufgelöſt werden. Jedes 
ndividuum ſollte auf ſich ſelbſt angewieſen und vom objektiven feſten Zu⸗ 
mmenhang der Dinge befreit werden; damit wurde auch die Geſetzmäßigkeit 
ifgehoben, die Kauſalität vernichtet, denn die geſellſchaftlichen Elemente ſollten 
ir nebeneinander exiſtieren. Das ganze Univerſum verwandelte ſich in 
ze Summe von nebeneinander exiſtierenden Elementen ohne jeglichen inneren 
uſammenhang. Alles wurde in einzelne Sinneseindrücke oder Empfindungen 
ifgelöſt; Hume leugnete die Subſtanz, die materielle ſowohl als die geiſtige. 
kit der Leugnung der materiellen Subſtanz iſt ſchon die Verneinung einer 
ißer⸗ſubjektiven, das heißt tranſzendenten Kauſalität verbunden. Gibt es 
Ber unſeren Empfindungen oder Wahrnehmungen keine realen Dinge, keine 
ateriellen Körper, die miteinander kauſaliter verbunden ſind, jo iſt es ſelbſt— 
rſtändlich, daß die Kategorie der Kauſalität in das Subjekt verlegt werden 
uß: es gibt nur eine ſubjektive, gewohnheitsmäßige Kauſalbeziehung, und 
is iſt eben Humes Anſicht. 

| Es iſt höchſt charakteriſtiſch für ſein Zeitalter und für die negative Richtung 
er Aufklärungsphiloſophie, daß man alles vom Standpunkt der menſchlichen 
ernunft, des Subjekts umändern wollte. Der Menſch ſoll ſelbſt ebenſowohl 
der Natur wie in der Geſellſchaft Ordnung ſchaffen. So entſprach Humes 
zeltauffaſſung der Lebensauffaſſung der werdenden Geſellſchaft. 

Wollte man von der beſtehenden konkreten Ordnung der Geſellſchaft befreit 
n, ſo iſt es pſychologiſch verſtändlich, daß der Humismus keine Wirklichkeit 
aſeits der Empfindungen annehmen wollte. Das eigentliche Objekt bilden 
cht die Dinge, ſondern die Vorſtellungen, anders ausgedrückt: Die Ob— 
ktivität der Welt beſteht nur in ihrer Subjektivität. ... Hume 
die auch Mach) hat die Subſtanz geleugnet, um die ſubjektiven Elemente, das 
ißt die Wahrnehmung oder Empfindung zur alleinigen Subſtanz zu erheben. 
Der Humismus kann nicht mit der Entwicklungstheorie vereinbart werden; 
un er leugnet die reale Kauſalität und den objektiven Zuſammenhang der 
inge, und deshalb iſt Hume ſehr konſequent, wenn er keine Entwicklungs⸗ 
inzipien anerkennt; für ihn gibt es nur ein ewiges Auf- und Niederſteigen. 
hnlich wie wir in bezug auf die Frage der Kauſalität gewöhnt ſind, auf— 
nanderfolgende Ereigniſſe als kauſal verknüpfte hinzuſtellen, ſo beruht nach 
m alles in der Geſellſchaft und Geſchichte auf Gewöhnung, welche „die 
Be Führerin im Leben“ ſei. Wir können hier noch einige Worte von 
ocholl anführen, der eigentlich auf einem ganz anderen Standpunkt ſteht 
3 wir, in dieſer Hinſicht aber eine richtige Bemerkung über den Zuſammen⸗ 
ung der Humeſchen Erkenntnistheorie und Geſchichtsphiloſophie macht: „Humes 
ominalismus iſt auf die Betrachtung der Menſchheit und ihrer Geſchichte 
om höchſten Einfluß geweſen. Die Menſchheit iſt dadurch vorwiegend als 
umme von Einheiten gedacht, die Gattung tritt hinter das Indivi— 
num zurück.“ Zum Glück war Hume nicht nur Philoſoph, ſondern auch 
FTT 
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Hiſtoriker, und wir empfehlen denjenigen Sozialdemokraten, die den Humismu 
(oder Machismus) mit dem Marxismus vereinigen wollen, Humes Geſchicht 
philoſophie vom Standpunkt der Entwicklungstheorie gründlich zu une 
ſuchen. 

Wo die Geſellſchaft kein einheitliches Ganzes, ſondern ein Nebeneinande 
der einzelnen Glieder darſtellt, dort wird das iſolierte Individuum das ganz 
Univerſum vom Standpunkt ſeines Ich betrachten, die Intereſſen des Ich m 
denen der Geſellſchaft identifizieren. Es triumphiert die ſubjektive Betrack 
tung der Dinge überhaupt; jede Perſönlichkeit bildet eine ſelbſtändige Wel 
eine Welt für ſich; ſie iſt die alleinige Subſtanz der Geſellſchaft. Hume 
Nominalismus in der Erkenntnistheorie triumphiert auch in der Nationg 
ökonomie. Der Smithianismus iſt der Humismus in der Volkswirtſchaft⸗ 
lehre. So ſagt auch Rocholl: „Worin eg die Bedeutung des Werkes (Wealt 
of nations von Adam Smith) für uns? In der Fortleitung der Humeſche 
Ideen ins Praktiſche. Es iſt die Wertlegun auf die Arbeit des einzelnen 
Sie ſchafft den Wohlſtand der Nationen. Sie will aber auch möglichſt ur 
gehemmt ſein. Durch dieſe Verkehrserleichterung, durch die freieſte Teilun 
und Zuſammenlegung der Beſchäftigungszweige, durch die lebendige Bewegun 
der Eigenintereſſen, welche zuſammengreifend deſto ſicherer, je freier fi 
ſich ergehen, heilſam wirken, werden Wohlſtand und Wohlfahrt der Völke 
begründet. Smith arbeitete der großen geſellſchaftlichen Umwälzung vor, di 
in Frankreich zunächſt verſucht werden ſollte. Er nahm den einzelnen au 
dem natürlichen Gefüge, in welchem er gewachſen war. Er betrachtet 
ihn als verwendbares techniſches Atom. Er erniedrigte ihn zum mechaniſche 
Handlanger. Er ſtellte ihn auf die Selbſtſucht und warf ihn dann der Gelbfi 
ſucht der Konkurrenz und des unerbittlichen Kapitals als Beute hin . 


* * 
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Die Ergebniſſe unſerer kurzen Unterſuchung ſind alſo folgende. de 
Humeſche Nominalismus und ſeine ganze Philoſophie überhaupt iſt al 
Gegenſatz zur alten dogmatiſchen Philoſophie entſtanden; die neue Geſellſchaf 
bedurfte neuer Denkformen, die an die bürgerliche Verfaſſung angepaßt ſei 
ſollten. Die hiſtoriſche Aufgabe des Humismus beſtand darin, die bis dahi 
herrſchende Objektivität zu zerſtören. Seine Lehre ſtand im engen Zujammer 
hang mit der Entwicklung der Produktionskräfte, welche dafür arbeiteten, da 
Individuum aus dem geſellſchaftlichen Gefüge zu befreien und es zur Sul 
ſtanz der Geſellſchaft zu machen. Der erkenntnistheoretiſche Nominalismu 
entſprach dem wirtſchaftlichen und politiſchen Individualismus, welcher in 
Zuſammenhang mit der objektiven Entwicklung ſtand und den Bedürfniſſe 
der neuen Geſellſchaft angepaßt war. Das Individuum mußte die beſtehend 
Ordnung verneinen und alles in ſich aufnehmen; das Subjekt regiert di 
Welt, es iſt abjolut frei, die alte Ordnung umzuſtürzen und eine neue z 
ſchaffen, daher der Subjektivismus oder Solipſismus der philoſophiſchen B. 
trachtung. Es gibt keine reale Notwendigkeit; denn wenn es eine ſolche gäbe 
dann müßte ſich das Individuum vor ihr beugen — daher die Subjektivita 
der Kauſalität. Der Humeſche Nominalismus iſt die Rechtfertigun 
der bürgerlichen Geſellſchaft, wo das Individuum über dem Ganze: 
ſteht, wo das Subjekt zum Deſpoten erhoben wird. Iſt nn der Humismu 


1 Rocholl, Philoſophie der Geſchichte, S. 53 bis 54. | 
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A feiner Zeit der Ausdruck der objektiven Entwicklung der Produktionskräfte, 
as heißt der Intereſſen der Gattung geweſen, ſo bedeutet er heute einen 
kückſchritt. Die Intereſſen des Bürgertums ſtehen im ſchroffſten Gegenſatz 
1 den Intereſſen der Geſellſchaft, das heißt der ökonomiſchen Entwicklung; 
er wahre Träger der Kultur und der Intereſſen der ganzen menſchlichen 
zattung iſt das Proletariat, deſſen Exiſtenz nicht auf der Verneinung des 
Du“, das heißt auf dem Prinzip des gegenſeitigen Sich⸗ausſchließens, ſondern 
gekehrt ausſchließlich auf der Bejahung des Dajeins ſeiner Mitmenſchen 
eruht. Nicht die Negation der Objektivität und des „Du“, ſondern deren 
nerkennung iſt die Lebensforderung des Proletariats; denn der Individua⸗ 
smus bedeutet für das Proletariat den Tod, während der Kollektivismus, 
er auf dem Prinzip der gegenſeitigen Anerkennung aller Mitmenſchen baſiert, 
ie Bejahung ſeiner Exiſtenz vorausſetzt. Die Aufgabe des Proletariats geht 
1 55 die Geſellſchaft ſo umzugeſtalten, daß ſie eine organiſche Einheit 
nt gemeinſamen Intereſſen aller Mitmenſchen darſtelle, und dazu braucht es 
ne neue theoretiſche Waffe, eine von der bürgerlichen verſchiedene Ideologie, 
nd dieſe iſt der Marxismus. Hat der Humismus als Ausdruck des bürger⸗ 
‚hen ſozialpolitiſchen Seins das Subjekt zum Ausgangspunkt der Er⸗ 
enntnis gemacht, jo legt der Marxismus das hauptſächlichſte Gewicht auf das 
)bjekt; denn das Proletariat kann nur dann ſeinen Kampf um die Exiſtenz 
ihren, wenn es das Objekt anerkennt, das heißt ſich mit anderen Subjekten 
ereinigt. Nicht der Kampf aller gegen alle, ſondern die Einheit der Gat⸗ 
ung, nicht die Konkurrenz, ſondern die Solidarität, nicht der Indivi- 
ualismus, ſondern der Kollektivismus, nicht der Subjektivismus 
der Solipſismus, ſondern der! Objektivismus, nicht Feind-Konkurrent, 
andern Freund⸗Genoſſe, nicht die Negation des „Du“, ſondern ſeine Be⸗ 
ahung — das ſind die Antitheſen, welche das Proletariat der bürgerlichen 
zeſellſchaft und ihrer Ideologie entgegenſtellt. Eine neue Lebensauffaſſung 
ordert neue Kampfmittel und neue Denkformen. 


| Die Zukunft der Jugendorganifationen. 
Von Ludwig Frank. 


Das Reichsvereinsgeſetz hat nicht die verſprochene Bewegungsfreiheit ge 
racht, ſondern großpreußiſche Knechtung, nicht Einheit, ſondern Uniform. 
die ſchlimmſte Beſtimmung richtet ihre Spitze gegen die arbeitende Jugend. 
Zom 15. Mai 1908 ab werden Perſonen unter 18 Jahren nicht mehr das 
echt haben, Mitglieder politiſcher Vereine zu ſein und an öffentlichen poli- 
chen Verſammlungen teilzunehmen. Die Jugendorganiſationen müſſen den 
egen ſie geführten Schlag parieren. Feſt ſteht, daß ſie nicht zurück⸗ 
deichen dürfen. Die Ziele bleiben unverändert, auch wenn neue Wege ein⸗ 
eſchlagen werden müſſen. 

„Die Verſuchung läge nahe, trotz des Geſetzes die jungen Menſchen, wie 
sher, vom 14. Lebensjahr an in die Vereine aufzunehmen. Die Kontrolle 
väre nicht leicht. Mitgliederliſten ſind nicht einzureichen, und die Polizei 
nüßte mühſam auskundſchaften, ob irgendwo ein Lehrling einer für ihn ver⸗ 
otenen Verſammlung beigewohnt habe. Allein es iſt zu bedenken, daß das 
liberale“ Geſetz nicht bloß die Vorſtände, die eine Perſon unter 18 Jahren 
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in einem Verein dulden, ſondern auch die jungen Leute ſelber mit Stra 
bedroht. Es wäre ſchwer zu verantworten, wenn wir die Arbeiter in de 
Jahren, in denen ſie etwas lernen ſollen, einem aufreibenden Kleinkrieg m 
den Strafbehörden ausſetzen wollten. In den vorderſten Schlachtreihen 
gegenüber dem Feinde, ſollen nicht Kinder, ſondern Erwachſene ſtehen. 

Dann iſt zu prüfen, ob nicht die Jugendorganiſationen mit den übe 
18 Jahre alten Mitgliedern weiterbeſtehen könnten. Die Statiſtik lehrt abe 
daß etwa zwei Drittel der organiſierten Jugendlichen noch nicht 18 Jahr 
alt ſind. Wenn ein Verband nur Leute aufnähme, die über 18 Jahre zähler 
hätte er den Anſpruch verloren, ſich eine Jugendorganiſation zu nennen. M 
Recht würden auch die Gewerkſchaften und die Parteivereine geltend macher 
daß erwachſene Arbeiter in den Jugendorganiſationen nichts mehr zu ſuche 
haben. So ergibt ſich die Notwendigkeit, daß die Organiſatione 
der erwachſenen Arbeiter den Beſtrebungen der Jugendlichen meh 
als bisher ihre Hilfe leihen müſſen. * 

Als vor drei Jahren die deutſche Jugendbewegung entſtand, hatten wi 
als allgemeinen Grundgedanken die Forderung: es müſſen tüchtige Mitſtreite 
für den Befreiungskampf der Arbeiterklaſſe erzogen werden. Für die Geſtal 
tung der Idee ergaben ſich drei Gruppen von Aufgaben: Die jugendlichen 
Arbeiter ſtehen faſt wehrlos der kapitaliſtiſchen Ausbeutung gegenüber. Il 
Unwiſſenheit und unter Verkennung ihrer wahren Intereſſen unterſtützen ſi 
oft den Unternehmer, der das Beſtreben hat, die Arbeitszeit der Jugendlicher 
zu verlängern. Es mußte Aufklärung über die Jugendſchutzvorſchriften unte 
die Lehrlinge getragen und in ihnen das Bewußtſein geweckt werden, daß e 
eine Schande ſei, ſich von dem Ausbeuter um die Vorteile des verkürzten 
Arbeitstags prellen zu laſſen. Schutzkommiſſionen bildeten den Mittel 
punkt für dieſe Aufklärung und dienten als Beſchwerdeſtellen. Neben 
dieſen wirtſchaftlichen Nöten war die intellektuelle Rückſtändigkeit des ent 
laſſenen Volksſchülers und die aus Alkohol und Schmutzliteratur erwachſend 
Gefahr zu bekämpfen. Die Lücken der mangelhaften Schulbildung könner 
nicht ganz ausgefüllt werden. Was in den acht Jahren ſtaatlichen Drilk 
verſäumt wurde, kann nicht, nach harter Tagesarbeit, durch Kurſe und Vor 
träge nachgeholt werden. Aber es wird doch die Anregung zu ſelbſtändigen 
Denken gegeben, und mancher gut Begabte findet Mut und Kraft zur eigener 
Weiterbildung. ö | 

Als ſchwerſte und wichtigſte Aufgabe aber betrachten wir die 
Erziehung der Jugend in ſozialiſtiſchem Geiſte. Dazu gehört auch 
die Aufklärung über das Weſen des Militarismus. | | 

Weil wir auf dieſen Punkt des Arbeitsprogramms nicht verzichten wollen 
und können, iſt der Vorſchlag, einfach die Jugendorganiſationen in neutrale 
Bildungsvereine umzuwandeln, von der Hand zu weiſen. Es muß vielmehr 
künftig eine Arbeitsteilung eintreten, damit der gewünſchte Erfolg erreicht wird, 

Der Lehrlingsſchutz wird von den Gewerkſchaftskartellen über⸗ 
nommen werden müſſen. In den Schutzkommiſſionen müſſen die Jugend⸗ 
lichen ſelbſt mitarbeiten. Aber für die Verhandlungen mit den Ausbeutern, 
gegen die eine Anzeige wegen eines Jugendſchutzvergehens vorliegt, wird der 
erwachſene Gewerkſchaftler ſich am beſten eignen. | 1 

Die Pflege allgemeiner Bildung, die Veranſtaltung von Kunſtabenden, 
von Literaturkurſen wird Sache der Bildungsausſchüſſe oder der an den 
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rößeren Orten beſtehenden Bildungsvereine ſein. In Hamburg und 
ſremen wurde in dieſer Richtung vorbildlich gearbeitet. Die Jugend⸗ 
ldungsvereine dieſer Orte ſtehen unter der Aufſicht alter Genoſſen, bieten 
ber den jungen Leuten doch Gelegenheit, ſich organiſatoriſch zu betätigen. 
Für die ſozialiſtiſche Aufklärungsarbeit aber ſind überall von den 
olitiſchen und gewerkſchaftlichen Organiſationen „Agitationsausſchüſſe 
ür die Jugend“ zu ſchaffen. Ihr Programm wird ſehr reichhaltig ſein. 
Jo irgend die Mittel aufzubringen find, müſſen für die jungen Leute Auf⸗ 
nthaltsräume ohne Trinkzwang beſchafft werden. Es iſt ein Gegen— 
ewicht notwendig gegen die Lockung der Geſellen⸗ und Lehrlingsheime. Im 
Binter iſt der warme Ofen der beſte Agitator. Es muß Gelegenheit 
nd Anleitung zu geeigneten Spielen (zum Beiſpiel Schach oder Damenbrett) 
eboten werden. Zur Ausſtattung dieſer Zimmer gehört eine Jugend— 
ibliothek. Eine Zentralſtelle muß, abgeſtuft für kleine, mittlere und größere 
zarteiorte, geordnete Schriftenverzeichniſſe herſtellen und den Komitees bei der 
ſrrichtung von Jugendbibliotheken behilflich ſein. 

Da geſellige Veranſtaltungen, auch wenn ſie von politiſchen Vereinen 
usgehen, von den Jugendlichen beſucht werden dürfen, ſind Ausflüge zu 
mpfehlen, bei denen das freie Arbeiterlied zu pflegen iſt. Billige Lieder⸗ 
ücher müſſen ausgegeben werden. Noch beſſer iſt, wenn ſie in Maſſen koſten⸗ 
os verteilt werden können. Durch die Fabrikvertrauensleute und durch Flug- 
lätter müſſen die jungen Leute unermüdlich auf die Veranſtaltungen der 
komitees aufmerkſam gemacht werden. 

Den geiſtigen Mittelpunkt der Jugendagitation aber muß eine Jugend⸗ 
eitſchrift großen Stiles bilden, deren Gründung nicht länger verſchoben 
derden darf. Das wird die wirkſamſte Antwort ſein, die den Feinden der 
lrbeiterjugend auf ihre Herausforderung erteilt werden kann. Die dringende 
kotwendigkeit eines ſolchen Organs braucht nicht mehr erwieſen zu werden. 
das Jugendblatt unſerer kleinen ſchwediſchen Bruderpartei erſcheint in einer 
luflage von 55000 Stück. Auch die deutſchen Arbeiter werden einen ſolchen 
Vegweiſer für ihre Söhne und Töchter errichten. Es geht vorwärts und 
zöhenwärts. Wir find nicht entmutigt, ſondern voll Hoffnung und Sieges— 
ewißheit. Wir find erfüllt von der gleichen Stimmung wie die Vorfahren 
inferer Blockliberalen, als die Burſchenſchaft, die Jugendorganiſation der 
evolutionären Bourgeoiſie, aufgelöſt wurde. Sie ſangen damals: 

0 „Das Haus mag zerfallen, 

Was hat's denn für Not? 

Der Geiſt lebt in uns allen.“ — — 


Zur Taktik bei den preußiſchen Landtagswahlen. 
Von Emil Kloth. 


Obwohl ſich die politiſchen Kämpfe mehr und mehr zu ſolchen zwiſchen 
Beſitzenden und Beſitzloſen zuſpitzen, zeigt uns doch die Statiſtik der Wahlen 
md der Einkommenſteuer, daß die Vertreter der kapitaliſtiſchen Intereſſen 
Erfolge auch bei denjenigen Volksſchichten erzielten, die infolge ihres Ein— 


ommens unſere Gefolgſchaft bilden ſollten. Ein Jahreseinkommen von weniger 


Ne 900 Mark verzeichneten in Preußen im Jahre 1906 unter den zirka 
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37 Millionen Einwohnern nicht weniger als 8835226 eingeſchätzte Perſone 
die mit ihren Angehörigen eine Bevölkerungsmaſſe von 20297174 Köpf 
bildeten. Dazu kamen weitere 4145954 Zenſiten, die ein Einkommen von A 
bis 3000 Mark ihr eigen nannten. Dieſen faſt 13 Millionen Eingeſchätzt 
ſtanden nur 437099 Glücklichere gegenüber, die mehr als 3000 Mark Ei 
kommen bezogen. Das find 96,63 Prozent Armere oder doch Minderbemittel 
gegen 3,37 Prozent Wohlhabende und Reiche! | 

Wodurch iſt es nun den bürgerlichen Parteien möglich geweſen, trotzde 
die Mehrheit der Volksmaſſe für ſich zu gewinnen? Die Urſache iſt in de 
wirtſchaftlichen Klaſſenkämpfen zu ſuchen. | 

Die Jahre 1901 und 1902 waren Kriſenjahre geweſen; die Gemerkichaft 
hatten daher vollauf zu tun gehabt, um das Errungene feſtzuhalten und ihre 
Beſitzſtand zu wahren. Zum erſten Male ſeit 1894 zeigte ſich 1901 ei 
wenn auch nur kleiner Rückgang der Mitglieder bei den deutſchen Gewerkſchafte 
Ihre Zahl ſank von 680427 im Jahre 1900 auf 677510 in 1901. Zwe 
fand ſchon im Jahre 1902 wieder eine Zünahme von 8,2 Prozent ſtatt, we 
aber immerhin gegenüber den Jahren 1896 bis 1906 eine nicht geringe rel 
tive Abnahme des Zuſtroms bedeutete, da jene Jahre Mitgliederzunahme 
von 17,2 bis 27 Prozent aufwieſen. In den beiden der Wahl von 190 
voraufgegangenen Jahren machte ſich daher die Stoßkraft der Gewerkſchafte 
gegenüber dem Unternehmertum nicht jo fühlbar, und es lag ſomit für dieſe 
kein Grund vor, ſich ausſchließlich mit voller Wucht im Wahlkampf gege 
die politiſche Vertreterin aller gewerkſchaftlichen Rechte und Beſtrebungen, d 
Sozialdemokratie, zu wenden. Beſonders hatte hierzu das kleine und mittlen 
Unternehmertum um ſo weniger Veranlaſſung, als ſich die Sozialdemokrat 
ſoeben in den Kämpfen um den Zolltarif als die beſte Vertreterin der indı 
ſtriellen Intereſſen gegenüber junkerlicher Raffgier erwieſen hatte. Und manche 
Unternehmer, der in den Kriſenjahren ſchwer zu leiden gehabt hatte, glaubt 
wohl ſeinem Unmut am entſprechendſten Ausdruck zu geben, indem er gegenübe 
einem Schutzzöllner lieber einem ſozialdemokratiſchen Freihändler ſeine Stimme gal 

Welch ein ganz anderes Bild bieten dagegen die Jahre 1903 bis 190 
Schon das Jahr 1903 war ein Rekordjahr, das in bezug auf abſolute En 
reihung gewerkſchaftlicher Rekruten alle feine Vorgänger weit hinter ſich lief 
was wahrſcheinlich zu einem Teile dem belebenden Einfluß der Reichstags 
wahlen mit zuzuſchreiben war. Die Mitgliederzahl der deutſchen Gemerl 
ſchaften ſteigerte ſich 1903 um 154492 — 21 Prozent, 1904 um 164410 = 
18,5 Prozent, 1905 um 292695 = 27,8 Prozent und 1906 um 344906 = 
25,6 Prozent. Solche rapide Steigerungen fallen meiſtens mit umfaſſende 
Lohnbewegungen zuſammen, was beſonders für die Jahre 1905 und 190 
volle Geltung hat. Es hätte merkwürdig zugehen müſſen, wenn dieſer gewerl 
ſchaftlichen Expanſion gegenüber die Unternehmer müßig geweſen wären. Da 
Keßlerſche Buch über die deutſchen Unternehmerverbände belehrt uns zu 
Genüge, in wie raſtloſer Weiſe von den Unternehmern und deren befoldetei 
Generalſekretären an dem Ausbau der Unternehmerorganiſationen gearbeite 
worden iſt und wie ſie immer umfaſſender und planmäßiger Schwarze Liſten 
Arbeitsnachweiſe, Ausſperrungen und gelbe Gewerkſchaften gegen die Arbeite 
anwenden und gegen die eigenen Klaſſenangehörigen mit hohen Konventional 
ſtrafen, Materialſperre, Boykott uſw. vorgehen. Das feſte Gefüge der Unter 
nehmerorganiſationen findet in der „Hauptſtelle deutſcher Arbeitgeberverbände 
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d im „Verein deutſcher Arbeitgeberverbände“, die beide wieder in einem 
wiſſen Kartellverhältnis zueinander ſtehen, ſeinen Mittelpunkt. Die „Haupt⸗ 
lle“ zählte am Schluſſe des Jahres 1905 51 Verbände und 21 Firmen mit 
1899 beſchäftigten Arbeitern als Mitglieder, wovon ſich 12 Verbände mit 
5168 beſchäftigten Arbeitern erſt im Laufe des genannten Jahres der 


j 


wuptjtelle angeſchloſſen hatten. Der „Verein“ der „Arbeitgeberverbände“ kann 
f ebenſo glänzende Fortſchritte zurückblicken. Zählte er im Juli 1904 
Verbände mit 656000 Arbeitern, ſo muſterte er im März 1907 300 Einzel⸗ 
ganiſationen mit 1200000 Arbeitern. Rechnet man dazu die den Zentral⸗ 
llen nicht angeſchloſſenen Organiſationen ſowie die gewaltige Ausdehnung, 
elche die berufliche Unternehmerpreſſe genommen hat, und berückſichtigt man, 
ß der Scharfmacherton des führenden Unternehmerorgans, der „Deutſchen 
ebeitgeberzeitung“, auch in der Fachpreſſe der Kleininduſtrien ſeinen Wider⸗ 
ll findet, jo braucht man ſich wahrlich nicht mehr zu wundern, wenn wir 
i und ſeit der letzten Reichstagswahl den Block der bürgerlichen Parteien 
gen uns haben. | 

Man unterſchätze nicht den Einfluß der kleinen Unternehmer bei politiſchen 
zahlen, nicht nur vermöge ihrer großen Zahl — nach der Berufsſtatiſtik 
m 1895 waren in der Induſtrie des Deutſchen Reiches 1989 572 Klein 
triebe mit 1 bis 5 Arbeitern vorhanden —, ſondern auch durch die wirt⸗ 
haftlichen und geſellſchaftlichen Zuſammenhänge mit anderen Bevölkerungs⸗ 
allen: den kleinen Beamten, Kaufleuten, Bauern, dem „neuen Mittelſtand“. 
as Zeugnis werden wir unſeren Gegnern nicht vorenthalten können, daß ſie 
le kapitaliſtiſchen und antiſozialiſtiſchen Inſtinkte im Kleinbürgertum zu 
ecken und gegen uns auszunutzen verſtanden haben. Aber nicht nur das! 
ach dem Prinzip: „Teile und herrſche!“ iſt es ihnen ja gelungen, ſelbſt die 
rbeiterſchaft in verſchiedene Richtungen: chriſtliche, Hirſch⸗Dunckerſche, gelbe 
ewerkſchaften uſw. zu ſpalten und gegen die freien Gewerkſchaften und die 
ozialdemokratie auszuſpielen. 

Keineswegs muß das aber ſo bleiben, keineswegs brauchen wir den gegne⸗ 
ſchen Parteien das ungeheure Heer der Mitläufer aus den kleinbürgerlichen 
nd bäuerlichen Schichten fataliſtiſch zu überlaſſen. Denn jene 96,63 Pro⸗ 
nt der preußiſchen Bevölkerung mit einem Jahreseinkommen bis zu 
900 Mark find in ihrer überwiegenden Mehrheit nicht unlösbar mit dem 
kpitaliſtiſchen Syſtem verbunden. 

AUnſere Aufgabe iſt es nun, die wirtſchaftliche Lage jener Volksklaſſen mehr 
ls bisher zu ſtudieren, die nicht unmittelbar zur Arbeiterklaſſe gehören, auf 
enen aber der Fluch der gegenwärtigen Geſellſchaftsordnung mit demſelben 
hrucke oder doch in annähernder Stärke wie auf jener laſtet. Fußend auf 
ne genaue Kenntnis des ſozialen Milieus jener Klaſſen und in geſchickter 
ünknüpfung an die Sorgen und Enttäuſchungen, die tagtäglich auf ſie ein⸗ 
ürmen, hätten wir ihnen nachzuweiſen, wie ganz andere Kräfte, als Gewerk— 
haften und Konſumvereine ſie anzuwenden vermögen, an ihrem Niedergang 
rbeiten; wie Kapital, Kredit, koſtſpielige, aber techniſch hochſtehende Produk⸗ 
‚onsmittel, Abſatzmöglichkeiten, Einfluß auf Politik, Geſetzgebung und Geſetzes⸗ 
nwendung den Großunternehmern im ausgiebigen Maße zur Verfügung 
sehen und wie fie alle dieſe überlegenen Machtmittel auch gegen ihre „lieben 
Vahlverbündeten“, die Kleinmeiſter und Krämer, in der rückſichtsloſeſten 
Reife ausnutzen, um fie als Konkurrenten auszuſchalten. 
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Durch unſere Verſammlungen kommen wir aber in der Regel nicht an d 
Kleinbürger, kleinen Beamten, techniſchen und kaufmänniſchen Angeſtellte 
heran, weil ſie dieſe erfahrungsgemäß wenig beſuchen. Die ſchwarze Kun 
Gutenbergs wird daher unſere wirkſamſte Helferin ſein müſſen, um ihne 
„ſozialiſtiſches Gift“ einträufeln zu können. Allerdings werden unſere Fluſ 
blätter bisherigen Stiles im allgemeinen uns auf dieſem Wege nicht viel weit 
bringen; ſie werden mehr auf die Intereſſen und die Pſychologie der ven 
ſchiedenen Klaſſen zugeſchnitten werden müſſen. Ohne ſolche Spezialiſierun 
hätten wohl kaum die deutſchen Gewerkſchaften ſo gewaltige organiſatoriſch 
Erfolge erzielen können. Gerade das kenntnisreiche und liebevolle Eingehe 
auf die Leiden beſtimmter Berufsſchichten durch Flugblätter und kleine ur 
entgeltliche Agitationsbroſchüren — letztere auch für die Partei ſehr empfehlen; 
wert — führten den Gewerkſchaften die großen Scharen der Mitglieder A 
und feſſelten fie dauernd an fie. | 

Treten wir in ähnlicher Weiſe an die uns ſozial naheſtehenden Schichte 
heran, ſo werden ſie allmählich Vertrauen zur Sozialdemokratie gewinne 
und den Künſten des Reichslügenverbandes nicht jo leicht erliegen. Dabı 
ſchätze ich die in Betracht kommenden Schichten durchaus nach ihrer Ver 
anlagung ein. Ich weiß ſehr wohl, daß die Angehörigen des jogenannte: 
Mittelſtandes ſich als ein ſehr unzuverläſſiges Element erwieſen haben. De 
typiſche Mittelſtändler haßt das Kapital, ſofern es in anderen Händen al 
den ſeinen ſich befindet. Heimlich ſchlummert aber in ihm die Sehnfucht, ſelbf 
ein Kapitaliſt zu werden. Er empfindet ein äſthetiſches Unbehagen vor den 
nach ſeiner Anſchauung zum Dienen für andere beſtimmten „Arbeiterſtand 
und möchte weder wirtſchaftlich noch geſellſchaftlich in ihn hinabſinken. Trotz 
dem haben wir ſchon heute in jenen Schichten zahlreiche Anhänger. Zeigen 
doch die Reichstagswahlen von 1903, daß wir in den kleinen Orten mi 
weniger als 2000 Einwohnern 735000 Stimmen erhielten und gleich hinte 
dem Zentrum kommen, das 1033000 Stimmen erhielt, während Konſervativ 
nur 667000, Nationalliberale 546000, Freikonſervative 206000 und Frei 
ſinnige 174000 Stimmen in ſolchen Orten zu ſammeln vermochten. Vol 
unſeren drei Millionen Stimmen der Wahl von 1903 zählt der Statiſtiker Blan 
544000 als bürgerliche und 2466000 als Arbeiterſtimmen. ] 

Nun noch ein paar Worte zu den bisher vorgeſchlagenen Machtmitteln 
die wir eventuell im preußiſchen Wahlkampf anwenden ſollen. Die „paſſiv 
Reſiſtenz“ wird unanwendbar im politiſchen Kampfe ſein, ſolange die Beamter 
und Arbeiter der ſtaatlichen Verkehrsbetriebe nicht mitmachen. Straßen 
demonſtrationen ſind möglich und ohne Zweifel auch eindrucksvoll, können 
aber aus naheliegenden Gründen nicht jederzeit inſzeniert werden. Wohl aber 
beſtehen keine Bedenken, bei der Offentlichkeit der Stimmenabgabe ſo lange 
unſere wirtſchaftliche Macht auf die von uns abhängigen Wähler 
in der konſequenteſten Weiſe auszuüben, als die öffentliche Wahl von 
der Regierung und den maßgebenden Parteien lediglich zum Zwecke der Ein⸗ 
ſchüchterung der von ihnen abhängigen Wähler aufrechterhalten wird. Win 
befinden uns in der Notwehr, und da heißt es: „Auge um Auge, Zahn um 
Zahn.“ Wovor man ſich aber hüten ſoll, das iſt die Drohung mit der Grün⸗ 
dung von Konſumvereinen an die Kleinbürger, um ihre wirtſchaftliche Exiſtenz 
zu untergraben. Nicht nur, daß durch die Verwirklichung ſolcher Drohungen 
Gerechte und Ungerechte unter den kleinen Geſchäftsleuten getroffen würden, 
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as beim Boykott vermieden werden kann, ſondern mit ſolchen Drohungen 
reicht man viel eher das Gegenteil des Gewollten, weil ſich die Geſchäfts⸗ 
ute ſagen, daß ſelbſt bei ihrem politiſchen Wohlverhalten in unſerem Sinne 
e Arbeiter nicht von der Gründung und Ausbreitung der Konſumgenoſſen— 
haften Abſtand nehmen werden, da ſolche ihres guten Zweckes wegen trotz⸗ 
m gegründet werden. Durch den Boykott aber zwängen wir unſere Gegner 
die Verteidigungsſtellung, wodurch ihre Angriffskraft geſchwächt, die unſrige 
ler gekräftigt wird. Denn der Hieb war noch immer auch für unſere Partei 
e beſte Deckung! 


Literariſche Rundſchau. 


ie wirtſchaftliche Lage der Arbeiter von Hannover, Linden und Amgegend. 
Ergebniſſe einer vom Gewerkſchaftsſekretariat Hannover⸗Linden im Jahre 1907 
erhobenen und bearbeiteten Statiſtik. Selbſtverlag. 

Auf 55 Druckſeiten groß Oktav gibt das Gewerkſchaftsſekretariat Hannover: 
unden eine überſichtliche Zuſammenſtellung der Ergebniſſe einer im vergangenen 
ahre aufgenommenen Statiſtik über die Lage der organiſierten Arbeiter der 
sven Schweſterſtädte. So wenig dieſe Arbeit frei iſt von den Unklarheiten und 
nvollkommenheiten eines jeden erſten Verſuchs, ſo bietet ſie doch ſchätzbares 
katerial für das Studium der gegenwärtigen wirtſchaftlichen Lage der Arbeiter⸗ 
haft in einem Zentrum der gewerkſchaftlichen Organiſation. Daß der Kreis der 
teiligten Arbeiter von vornherein auf die (freigewerkſchaftlich) Organiſierten be⸗ 
senzt wurde, tut dem Werte der Statiſtik nur wenig Abbruch, denn einmal ijt in 
en freien Gewerkſchaften heute, wenigſtens was die entſcheidenden Induſtrie⸗ 
cuppen anbelangt, die übergroße Mehrzahl der Arbeiter Hannover-Lindens orga- 
iſiert, die auch der ſtatiſtiſchen Aufnahme ſtarkes Intereſſe entgegengebracht hat; 
dann iſt die Begrenzung des Umfangs der Statiſtik für deren inneren Gehalt 
cher von Vorteil geweſen. Die Zahl der Gewerkſchaftsangehörigen, an die ſämtlich 
ragebogen verſandt wurden, betrug Ende des Jahres 1906 28831 männliche und 
462 weibliche, insgeſamt 31293. An Fragebogen gelangten zurück 21476, wovon 
1307 brauchbar waren. Wenn auch genaue Angaben hierüber fehlen, ſo kann doch 
genommen werden, daß es in allen wichtigeren Berufen der größere Teil der in 
men beſchäftigten Arbeiter iſt, von deren ſozialen Verhältniſſen wir hier zum 
ten Male eine allgemeine ſtatiſtiſche Schilderung erhalten. An ſtatiſtiſchen Publi⸗ 
ationen einzelner Gewerkſchaften iſt ja in den letzten Jahren kein Mangel; ſpeziell 
aben auch die meiſten größeren Gewerkſchaften für ihre Berufe regelmäßige 
ttatiſtiken beſorgt, aber dieſe partikularen ſtatiſtiſchen Unterſuchungen teilen mit 
en amtlichen Berufs⸗ und Gewerbezählungen den Fehler, daß ſie in der Frage⸗ 
ellung, wie auch zeitlich, zu ſehr voneinander abweichen, als daß ſie Vergleichungen 
nd allgemeinere ſoziale Schlußfolgerungen zuließen. Die vorliegende Arbeit ſchließt 
A dieſer Beziehung eine Lücke, aber als erſtmaliger Verſuch, die Allgemeinheit der 
rganiſierten Arbeiterſchaft Hannover⸗Lindens ſtatiſtiſch zu erfaſſen, läßt ſie auch 
gieder eine Lücke offen. Denn ſie kann die Lage der Arbeiter nur als einen zur 
zeit der Befragung gegebenen Zuſtand darſtellen; ein Einblick in den ſozialen 
zrozeß und feine beſtimmenden Faktoren wird dem Außenſtehenden dadurch nicht 
erſchafft, denn dazu gehörte die Möglichkeit der Vergleichung mit den Ergebniſſen 
oraufgegangener Statiſtiken, die hier fehlt. Freilich vermißt man auch manche 
icht beizubringende Angaben, die jenen Mangel teilweiſe ausgeglichen hätten. 
5s hätte den Bearbeitern zum Beiſpiel wohl keine großen Schwierigkeiten ver⸗ 
‚rfacht, für die hauptſächlichen in der Tabelle über Lohn- und Arbeitsverhältniſſe 
orgeführten Berufe die Stärke der gewerkſchaftlichen Organiſation im 
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Verhältnis zu der Geſamtzahl der im Beruf Beſchäftigten zu ermitteln. Es würd 
ſich dann ergeben haben, daß in demſelben Maße, wie die Gewerkſchaftsbewegun 
breiteren Eingang findet, die Lohn- und Arbeitsverhältniſſe ſich günſtiger geftalten 
Würde in Verbindung hiermit noch angegeben, in welchen Gewerben kollektiv 
Arbeitsverträge beſtehen, jo müßte die Abhängigkeit des wirtſchaftlich⸗ſoziale 
Aufſtiegs der Arbeiterklaſſe von ihrer organiſatoriſchen Kraftentwicklung noc 
klarer hervortreten. Aber Angaben über den Stand der Gewerkſchaftsbewegun 
und des Tarifvertragsweſens fehlen in den Tabellen, und in der nicht allzu ein 
gehenden Erörterung der Ergebniſſe (S. 20) finden wir nur die unvermittelte Be 
merkung, „daß die Arbeitszeit durch Vertrag mit den Unternehmern geregelt iſt 
Das iſt natürlich in dieſer abrupten Allgemeinheit ein Lapſus; gemeint ſind woh 
die Hauptberufe des Baugewerbes, ohne daß man aber hierüber nähere Aufſchlüſſ 
bekommt. Die völlige Außerachtlaſſung dieſer Seite der Statiſtik betrachten wi 
als ihren weſentlichen Fehler, der um ſo bedauerlicher iſt, als gerade auf dem ver 
nachläſſigten Gebiet die gewerkſchaftsagitatoriſche Bedeutung einer derartiger 
Statiſtik liegt. über der anzuerkennenden Objektivität der ſtatiſtiſchen Daritellun: 
hätte die Tendenz nicht zu kurz zu kommen brauchen. „ 

Die Reſultate der Erhebungen, deren wichtigſte erwähnt ſeien, erſcheinen it 
fünf Haupttabellen, in denen das aus der Beantwortung von 28 Fragen ge 
wonnene Material verarbeitet iſt: Arbeits⸗ und Lohnverhältniſſe; Alter und 
Familienſtand; Nebenbeſchäftigung, Frauen⸗ und Kinderarbeit; Arbeitsloſigkeit 
Wohnungsverhältniſſe. Jede dieſer fünf Tabellen iſt in 9 Induſtriegruppen (mi 
zuſammen 139 Gewerbearten) eingeteilt: Baugewerbe (2875 brauchbare Fragebogen) 
Holzinduſtrie (1584), graphiſches Gewerbe (1642), Handel und Verkehr (751) 
Nahrungs- und Genußmittel (845), Textilinduſtrie (1330), Metallinduſtrie (8793) 
Leder⸗ und Bekleidungsinduſtrie (473), verſchiedene Berufe (3014). Die Angaben 
der Tabelle I find nach Lohn- und Akkordarbeit ſpezialiſiert. Es werden folgende 
Generalreſultate mitgeteilt: Der durchſchnittliche Wochenlohn der männlichen Be 
fragten betrug bei den Lohnarbeitern 25,37, bei den Akkordarbeitern 26,68 Mark, 
in Stundenverdienſt ausgedrückt 44,12 bezw. 45,69 Pfennig; bei den weiblichen 
Befragten ſtellen ſich die Wochenlöhne auf 10,97 bezw. 13,96 Mark, die Stunden: 
löhne auf 19,4 bezw. 24,3 Pfennig. Was aber in der Statiſtik mißverſtändlich als 
durchſchnittlicher Wochenverdienſt bezeichnet wird, iſt tatſächlich nur der rechne⸗ 
riſche Lohndurchſchnitt für die Wochen, in denen wirklich gearbeitet worden iſt; die 
Arbeitsloſigkeit infolge von Streiks, Ausſperrungen, Arbeitsmangel, Krankheit 
oder Witterungsverhältniſſen uſw. iſt hierbei nicht in Rechnung geſtellt. Um alſo 
das eigentliche durchſchnittliche Wocheneinkommen zu erhalten, wäre von den an⸗ 
gegebenen Ziffern der Statiſtik ſtets der infolge Arbeitsloſigkeit für die Woche durch⸗ 
ſchnittlich entgehende Lohnbetrag zu ſubtrahieren, und wie bedeutend ſich dadurch 
das ganze Bild der Tabelle I verſchiebt, erfährt man aus Tabelle IV, wonach von 
19899 männlichen Arbeitern 12880 oder 64,7 Prozent insgeſamt 593484 Tage 
(46,2 Tage pro Arbeiter) und von 1365 weiblichen Arbeitern 747 oder 54,6 Pro⸗ 
zent insgeſamt 36050 Tage (48,2 Tage pro Arbeiterin) von Arbeitsloſigkeit be⸗ 
troffen wurden. 7 

Die durchſchnittliche Arbeitszeit der Lohnarbeiter beträgt 57,5 Stunden, die 
der Akkordarbeiter 58,4 Stunden; bei den weiblichen Befragten ergeben ſich 56,1 
bezw. 57,1 Stunden. Zu der längeren Arbeitszeit, verbunden mit intenſiverer Ab⸗ 
rackerung, ſteht der Mehrerlös des Akkordarbeiters aus ſeiner Arbeitskraft in gar 
keinem Verhältnis. Der Kontrolle wegen iſt außer nach dem durchſchnittlichen auch 
nach dem in der Woche vom 21. bis 27. April 1907 tatſächlich erzielten Verdienſt 
gefragt, und da ſtellt ſich allerdings das Verhältnis des Akkordarbeitsverdienſtes 
zum Lohnarbeitsverdienſt für die Akkordarbeit ſcheinbar günſtiger, als nach den 
oben mitgeteilten Durchſchnittsangaben. In dieſer Woche verdienten die Lohn⸗ 
arbeiter durchſchnittlich 25,15, die Akkordarbeiter 29,42 Mark, die erſteren alſo 
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Pfennig pro Woche weniger, die Akkordarbeiter 2,74 Mark mehr als im 
urchſchnitt der Wochenverdienſte. Jedoch iſt der Vorteil für die Akkordarbeiter 
ch nur ſcheinbar. Ihr Mehrverdienſt erklärt ſich nämlich aus der großen Zahl 
r in der fraglichen Woche geleiſteten Überſtunden (27974,3 auf 4471 Ar⸗ 
iter). 

Die fortgeſchrittenſten Lohnverhältniſſe finden wir im Baugewerbe. In 7 
n 19 Zweigen des Baugewerbes verdient der Lohnarbeiter im Durchſchnitt der 
oche über 30 Mark (Stukkateure 40,14, Zimmerer 34,08, Maurer und Steinſetzer 
‚72, Anſchläger 32,23, Steinhauer 32,10, Dachdecker 31,80, Gerüſtbauer 31,45 Mark). 
n ſchlechteſten ſtehen ſich von den „gelernten“ Arbeitern des Baugewerbes die 
aler und Anſtreicher (27,27), von den „ungelernten“ die Dachdeckerhilfsarbeiter 
7,52 Mark). In der Holzinduſtrie finden wir die Bildhauer (85,14) und die 
Hz: und Modelldrechſler (30 Mark) an der Spitze. In keinem anderen der zehn 
erufe der Holzinduſtrie wird ein durchſchnittlicher Lohnarbeiterverdienſt von 
Mark erreicht; die Löhne gehen für „gelernte“ Arbeiter bis auf 21,73 und 21 
stellmacher, Bürſtenmacher), für „ungelernte“ auf 16,24 Mark (Zelluloidarbeiter) 
munter. Weibliche Arbeiter werden für die Holzbranche nur 37 verzeichnet, und 
zar 10 Hilfsarbeiterinnen und 27 Zelluloidarbeiterinnen, obwohl ſicher auf die 
ürſtenmacher, Drechſler, ſogar Tiſchler ſchon jo viele weibliche Arbeitskräfte ent⸗ 
llen, daß ſie heute einen ſtattlichen Prozentſatz der Gehilfen bilden. Die weib⸗ 
hen Holzarbeiter verdienen in der Woche durchſchnittlich 10,40 beziehungsweiſe 
„87 Mark. 

Im graphiſchen Gewerbe haben die Stereotypeure (33,06 Mark) die Führung. 
zrhältnismäßig gute Löhne werden noch gezahlt für Vergolder (31,09 Mark), Photo⸗ 
aphen (30,57 Mark) und Schriftſetzer (30,48 Mark). Den niedrigſten Lohn erhalten 
n den „Gelernten“ die Buchbinder (23,94 Mark). Weibliche Hilfsarbeiter werden 
er mit 12,30 Mark entlohnt. Die Arbeiter, ariſtokraten“ der Gruppe „Handel und 
erkehr“ ſind einige Dutzend kaufmänniſche Angeſtellte, die in der Woche durch— 
mittlich 28,19 Mark (Höchſtlohn 57,69 Mark) verdienen. Ihre weibliche Kollegen 
zuſammen mit dem männlichen Handelsperſonal 48 Glückliche — bringen es auf 
„20 Mark im Durchſchnitt (Höchſtlohn 30 Mark). Wir haben es hier wohl nur 
it den Angeſtellten der Konſumvereine Hannover und Linden zu tun. Die tech- 
ſchen „Mitarbeiter der Unternehmer“ erhalten den nahrhaften Durchſchnittslohn 
n 24 Mark. Alle anderen Berufe dieſer Gruppe figurieren mit Durchſchnitts⸗ 
hnen von 20 bis 22 Mark. In der Tabelle „Nahrungs- und Genußmittelinduſtrie“ 
erden die Brauer mit 30,36 Mark, die Bierfahrer mit 27,90 Mark, die Bäcker mit 
„57 Mark aufgeführt; dann ſinken die Durchſchnittslöhne dieſer Induſtrie bis auf 
n fkandalöſen Hungerlohn von 13,32 Mark für Tabakarbeiter (von denen 
2 Prozent verheiratet find!). Hier liegt auch der anormale Fall vor, daß die 
eibliche Arbeitskraft beſſer bezahlt wird als die männliche — die Tabakarbeite⸗ 
men erhalten 15 Mark! In der Textilinduſtrie nehmen die Poſamentiere mit 
„20 Mark eine Ausnahmeſtellung ein. Abgeſehen von den Nachſehern und Sor— 
rern, die 20,84 Mark erzielen, erreicht kein Textilarbeiterberuf einen durchſchnitt⸗ 
hen Wochenlohn von 20 Mark. Von den männlichen Arbeitern bekommen die Spinner 
id Andreher 16,98 Mark, die Weber, Scherer und Samtſchneider 18,26 Mark und 
e Färber 17,75 Mark. Dafür werden aber auch in der Textilinduſtrie die meiſten 
eiblichen Arbeiter beſchäftigt. Unter 1330 Befragten befanden ſich 604 weibliche; 
Wirklichkeit iſt das übergewicht der weiblichen Arbeitskräfte natürlich noch 
ößer, und ihre Billigkeit erklärt das: die Nachſeher und Sortierer zum Beiſpiel 
halten 20,84 Mark, die Nachſeherinnen und Sortiererinnen, obwohl ſie größten- 
[8 dieſelben Arbeiten verrichten, ſollen mit 12,09 Mark ihr Leben friſten. Nur 
‚3 Prozent der alſo entlohnten Arbeiterinnen find weniger als 20 Jahre alt, 
Prozent ſind verheiratet! In der Metallinduſtrie ſind die Höchſtentlohnten 
e Feilenhauer (29,47 Mark), Klempner (28,90 Mark), Nadler (28,80 Mark), Kupfer⸗ 
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wertvollſte Ergebnis iſt hier das umgekehrte Verhältnis zwiſchen Größe der Woh⸗ 


vierräumigen 54,8 Mark, der fünf⸗ und mehrräumigen 63,2 Mark. Wären 
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ſchmiede (28,76 Mark), Modelltiſchler (28,46 Mark), Monteure (27,72 Mark), Sch 
(27,54 Mark), Inſtrumentenmacher, Optiker und Ziſeleure (27,45 Mark), Rohrlege 
(27,12 Mark), Former (26,80 Mark), Dreher (26,10 Mark), Chauffeure (26 Mark) uſn 
bis auf 21,78 Mark für die Maſchinenformer. „Ungelernte“ erhalten 21,18 Mar 
(Hilfsarbeiter) und 19,47 Mark (Stahldrahtfabrikarbeiter). Weibliche Hilfsarbeite 
(ledig nur 24 Prozent!) bekommen 10,65 Mark! In der Feder⸗ und Be 
kleidungsinduſtrie bewegen ſich die Löhne zwiſchen 26,10 Mark (Kürſchner, Hut 
macher) und 19 Mark (Schuhmacher). Die Schneider find mit 25,92 Mark ver 
zeichnet, die Schneiderinnen mit 12,96 Mark. Sind die Löhne für beide Geſchlechte 
annähernd gleich, wie in der Textilinduſtrie, jo nur dann, wenn fie gleich elen 
ſind! Unter den „verſchiedenen Berufen“ verkünden 144 Arbeiter und 4 Arbeite 
rinnen den Ruhm der Muſterarbeit, geber“ Staat und Gemeinde, die fie mi 
den Muſterlöhnen von 21 Mark bezw. 11,82 Mark beglücken. Von den ſtädtiſchen 
oder ſtaatlichen Arbeitern haben 2 einen Nebenberuf, 62 ſind auf die Mitarbei 
ihrer Frauen und 3 auf die ihrer Kinder angewieſen! Einen mit Hilfe hohe 
Behörden glücklich ruinierten Beruf vertreten 5 Muſiker, die in der Woche von 
21. bis 27. April 1907 (durchſchnittlicher Wochenlohn iſt nicht angegeben) 7,50 Mar 
bis 13 Mark verdient haben. ei 

Die durchſchnittliche Arbeitszeit in den einzelnen Berufen mit den Wochen 
verdienſten verglichen, bewahrheiten die Tabellen mit geradezu unheimlicher Regel 
mäßigkeit die Erfahrung, daß zwiſchen Arbeitszeit und Arbeitslohn ein umgekehrte 
Verhältnis ſtattfindet. Bei einer Arbeitszeit von 48 bis 51, 51 bis 54, 54 bit 
57, 57 bis 60, 60 bis 63 und 63 und mehr Stunden werden Wochenlöhne gezahl 
von 35,14 Mark, 31,49, 29,85, 27,50, 23,98, 20,43, und 22,48 Mark. Die Regel 
widrigkeit bei der Arbeitszeit von über 63 Stunden iſt wieder nur ſcheinbar 
Bei einem um 2,05 Mark höheren Wochenverdienſt gegenüber den Arbeitern dei 
voraufgehenden Arbeitszeitkategorie erhalten die 63-Stundenarbeiter 3,3 Pfennig 
weniger Stundenverdienſt! Bei den Arbeiterinnen find die korreſpondierender 
Lohnziffern 10,72 Mark, 11,65, 11,24, 12,80, 14,48, 11,08 Mark. Hier ſcheint den 
Grundſatz des umgekehrten Verhältniſſes zwiſchen Arbeitslohn und Arbeitszeit nich 
zuzutreffen, aber in der vierten und fünften Gruppe haben wir es mit den Textil 
arbeiterinnen zu tun, die faſt ausſchließlich in Akkord arbeiten und dabei, wie ſchor 
erwähnt, die gleichen Elendslöhne bekommen wie die männlichen Arbeiter. a 

Nur noch einiges aus der Tabelle über die Wohnungsverhältniſſe. Daz 


nung und Koſtenpunkt. Bei den Schloſſern zum Beiſpiel beträgt der Mietpreis prc 
Zimmer der zweiräumigen Wohnung 80 Mark, der dreiräumigen 67,6 Mark, der 


Wohnungen nach den Etagen gruppiert, ſo würde die ſchon durch die berühmte 
Wohnungsenquete des Profeſſors Kettler feſtgeſtellte Wahrheit, daß die kleinſten 
Wohnungen verhältnismäßig am teuerſten ſind, noch klarer hervortreten. Vielleicht 
ſchaffen die Gewerkſchaften Hannover⸗Lindens einmal ein Gegenſtück zu der Kettlerſchen 
Arbeit, indem ſie eine beſondere Wohnungsunterſuchung durch hierzu geeignete 
Kräfte vornehmen. In Verbindung mit einer allgemeinen Statiſtik und der un⸗ 
kontrollierten Auskunft der einzelnen überlaſſen, läßt ſich dieſer Gegenſtand ſchwer⸗ 
lich fruchtbringend behandeln. 
Die Bearbeiter der Statiſtik kündigen neue Erhebungen für den Zeitpunkt an, 

in dem die inzwiſchen eingetretene Kriſe ihren Tiefſtand erreicht hat. Wir können 
aber auch ſchon das vorliegende Schriftchen allen Freunden und Intereſſenten der 
Arbeiterſtatiſtik zum Studium angelegentlich empfehlen. Es enthält eine Unmenge 
wertvollen und intereſſanten Materials, von dem wir wünſchen, daß es der Auf⸗ 
merkſamkeit der Volkswirtſchaftler, Sozialpolitiker und Geſetzgeber nicht entgeht. 
E. Thomaſer. 
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bert Michels, Proletariato e Borghesia nel movimento socialista italiano. 
urin 1908, Verlag Bocca. 399 Seiten. Preis 5 Lire. 

Ein in deutſcher Sprache veröffentlichter Teil dieſes Buches iſt in der „Neuen 
% XXIV, 1, S. 863 f., bereits beſprochen worden. Wir haben damals ſchon 
oorgehoben, daß Genoſſe Michels ein guter Kenner italieniſcher Verhältniſſe iſt, 
können das heute beſtätigen. In dem vorliegenden leſenswerten Buche, für deſſen 
iſtiſche Angaben wir auf die erwähnte Beſprechung verweiſen, beſchäftigt ſich der 
or mit der Klaſſenzuſammenſetzung der italieniſchen Partei und ſtellt die ſtarke Be⸗ 
gung der Bourgeoiſie in den leitenden Stellungen des italieniſchen Sozialismus feſt. 
ber die ſozialen und pſychologiſchen Umſtände, die den relativ ſtarken Anteil 
italieniſchen Bourgeoiſie an der Parteibewegung bedingen, bemerkt Michels mit 
ht, daß man der Unzufriedenheit eine zu große Bedeutung zuzuſprechen pflegt. 
te doch die preußiſche Bourgeoiſie mindeſtens ebenſoviel Urſachen zur Un⸗ 
ziedenheit, ohne darum zum Sozialismus zu neigen. Die geringere Kluft zwiſchen 
ſozialen Klaſſen, die ſich in den demokratiſchen Lebensformen der Italiener 
t, wird als einer der Gründe berückſichtigt. Weiter hält Michels den Italiener 
allgemeinen für opferfähiger und ſelbſtloſer als den deutſchen; mir ſcheint viel⸗ 
je der Italiener feine Impulſe ſchneller und rückſichtsloſer in die Tat umzuſetzen, 
das gilt wohl für die altruiſtiſchen wie für die egoiſtiſchen. Für ganz richtig 
te ich dagegen die Bemerkung, daß der Italiener im Durchſchnitt weniger am 
de hängt als der Deutſche und die Armut weniger fürchtet (woran wohl haupt⸗ 
jlich der Umſtand ſchuld trägt, daß man ſich, auch in bürgerlichen Kreiſen, nicht 
imt, arm zu ſein und ſich arm zu nennen). Die wirtſchaftliche Gefährdung, die 
Eintritt in die Partei mit ſich bringt, wirkt daher auf den Bürgerlichen in 
lien wohl weniger abſchreckend als in Deutſchland. Was über die geringe 
denz zur Kaſtenbildung geſagt wird, iſt gewiß richtig. Von dem deutſchen 
Asſtolz und der Exklusivität des Offiziersſtandes hat man in Italien kaum eine 
eſtellung. Aber doch gibt es Hunderte kleiner Adeligen, beſonders in Süditalien, 
auf Adel und Wappen großen Wert legen, und Genoſſe Michels wird wohl ſo 
wie ich die Frau eines Parteigenoſſen kennen, die im Laufe des Geſprächs 
en Anfall gemachter Naivität bekommt, um dem neuen Bekannten zu ſagen: das 
ſen Sie wohl gar nicht, daß ich Gräfin bin. Auch gibt es zahlreiche Familien, 
denen Fremden gegenüber der Vater nur als Cavaliere oder Commendatore be— 
hnet wird, welcher Titel ſich von irgend einem Orden ableitet, demnach genau 
lächerlich iſt wie zum Beiſpiel der Geheime Kommerzienrat. Alſo Lächerlichkeiten 
igt auch hier die Titelmanie und ihre Spielarten. Gewiß hört man in Italien 
Parlament und im Senat nie ein Adelsprädikat, es würde keinem einfallen, vom 
eſten Borgheſe oder Colonna zu ſprechen, man ſpricht vom Abgeordneten oder 
gator. Auch für den Autor eines Buches gilt es als größte Geſchmackloſigkeit, 
‚an er feinen Grafen⸗ oder Marquistitel anführt. f 

Was die Urſachen betrifft, die die Arbeiter beſtimmen, ſo oft dem Akademiker 
ö leitende Stellung anzuvertrauen, ſo trägt Michels den wirtſchaftlichen Motiven 
ie dem Mißtrauen der Arbeiter auf die eigenen Kräfte Rechnung. Beachtung 
eint mir auch der große Kultus zu verdienen, den der italieniſche Proletarier für 
dung hat und ſeine große Beeinflußbarkeit durch äſthetiſche Wirkungen und 
nentlich durch Beredſamkeit. Gerade weil die Kluft zwiſchen Gebildeten und 
gebildeten in Lebenshaltung und Lebensart nicht ſo groß iſt wie in anderen 
idern, empfindet der italieniſche Proletarier ſeinen Mangel an Bildung beſonders 
ter. Man kann hierzulande ſelten mit einem Arbeiter ſprechen, ohne von ihm 
en Worte zu hören: „Ich bin nur ein unwiſſender Menſch“, ein „povero 
orante“. Und der Proletarier überſchätzt meiſt den Wert jener Bildung, die 
n ihm vorenthalten hat. 

Als Folge der leitenden Stellung der Intellektuellen in der italieniſchen Partei 
nt Autor das Vorherrſchen ethiſcher Elemente in der Parteibewegung an. Dieſe 
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Überläufer der Bourgeoiſie, die ihre wirtſchaftlichen Intereſſen durch ihre Part 
zugehörigkeit empfindlich ſchädigen, kämen in der Mehrzahl aus rein ethiſch 
Motiven zum Sozialismus. In der Agitation heben fie auch gerade die ethiſt 
überlegenheit der ſozialiſtiſchen Ideen hervor, die beſonders in dem myſtiſch 
Dämmer des Seelenlebens des Landvolkes eine große agitatoriſche Kraft habe 
Hierauf wäre zu bemerken, daß die ſozialiſtiſche Partei aller Länder die ethife 
Überlegenheit des Sozialismus hervorkehrt und daß gerade ihr eine große we 
bende Kraft innewohnt. Wir ſehen weniger roſig in bezug auf die Folgen d 
Übergewichtes der Akademiker: ſie führen in der Partei ein gewiſſes Syſtem d 
Bevormundung ein und halten ſich für berufen, die Arbeiterintereſſen zu vertrete 
anſtatt die Arbeiter ſelbſt zur Vertretung ihrer Intereſſen anzuhalten. Die groß 
Zahl williger und tüchtiger Akademiker in der Partei erſpart dem italienisch 
Proletarier manchen Kraftaufwand, der für ihn von Nutzen wäre. | 

Ganz und gar nicht kann ich dem Autor zuſtimmen in feinem Lobe der Dul 
ſamkeit, die in Italien für die perſönlichen Beziehungen zwiſchen Sozialiſten ur 
Nichtſozialiſten die Regel bildet. Wenn die Verſchiedenheit des politiſchen Bekenn 
niſſes die Familienbande nicht zerſtört, jo iſt das gewiß erfreulich, aber nur, ins 
fern die Urſache davon in der unvergleichlich viel feſteren und innigeren Fügur 
der italieniſchen Familie zu ſuchen iſt. Die ungezwungene Freundlichkeit im Ve 
kehr mit Gegnern halte ich pſychologiſch für ein Zeichen tiefer Skepſis und taktif 
für eine Gefahr. Dieſe Duldſamkeit iſt ein Alterszeichen und in unſerem Fal 
wohl ein Produkt der tauſendjährigen Kultur. Wer viel erfahren und durchgemach 
hat, verurteilt und verwirft nicht mehr leicht, wer viel gegrübelt hat, ſchwört nid 
mehr blindlings auf die eigene Lehre. Und er mag ſympathiſcher ſein, der dull 
ſame Alte mit ſeiner milden und urbanen Art, als der junge Heißkopf, der d 
Perſon ganz mit der Überzeugung identifiziert und mit der einen ſo wenig pa 
tieren mag wie mit der anderen. Aber wie viel wärmer, wie viel fruchtbarer, w 
viel geſtaltender iſt die einſeitige Überzeugung der Jugend, als die allverſtehend 
milde Skepſis des Alters! Und vor wie vielen Gefahren bewahrt die deutſch 
Sozialdemokratie ihre „ſtolze Iſolierung“, wie mancher italieniſche Kompromiß he 
in der Verbindlichkeit der Formen ſeinen Kuppler gehabt, um mit tatſächlichen un 
uneingeſtehbaren Verbindlichkeiten zu enden! In der Tat befremdet den Arbeite 
nichts mehr, als die gewöhnliche Herzlichkeit im Verkehr politiſcher Gegner; | 
widerſteht dem tiefen Ernſt ſeiner ſozialiſtiſchen Überzeugung. „ 

Der Autor gehört zu den Menfchen, die ſich ſchnell akklimatiſieren, und 
finden wir in dieſem Buche eines Deutſchen einen echt italieniſchen Fehler: de 
chroniſchen Gebrauch lobender Beiwörter. Faſt für jeden Genoſſen fällt etwas al 
der eine iſt „gelehrt und vornehm“, der andere „ein Mann von umfaſſender Bi 
dung“, der dritte ein „gewiegter Parlamentarier“ uſw. Abgeſehen davon, daß e 
einem jungen Ausländer vielleicht nicht gut anſteht, in dieſer Weiſe Diplome aus 
zuteilen, iſt Michels in der Wahl des Beiwortes nicht immer glücklich. So wir 
Enrico Leone als „Mann von großem analytiſchen Talent“ vorgeſtellt, währen 
es wohl ſelten eine mehr ausgeſprochen ſynthetiſche Intelligenz gibt, als die Leone 
Es iſt zu wünſchen, daß Michels in ſeinen künftigen Arbeiten dieſe Schnörkel un 
dieſes Beiwerk aufgibt und ſeinen Blick mehr von den Perſönlichkeiten loslöſt, dit 
beſonders in dieſer kinematographenartigen Maſſenvorführung, nicht ſo intereſſan 
ſind, wie die Entwicklung der Ideen und die praktiſche Parteiaktion. Michels bring 
ſo viel guten Willen und ſo viel Arbeitsluſt mit, er hat ſo viel Gelegenheit, da 
italieniſche Parteileben zu ſtudieren, daß man von ihm eine Arbeit von „deutſche 
Gründlichkeit“ erwarten darf, die auch dem ſo ganz vernachläſſigten Felde der kom 
munalen Wirkſamkeit unſerer Partei ihre Aufmerkſamkeit zuwenden ſollte. Di 
ausgeſprochene Vorliebe für italieniſches Weſen, die ihn vielleicht nicht immer zun 
geeigneten Kritiker macht, läßt ihn manches ſehen, das anderen Beobachtern ent 
geht, und wird ihm die Aufgabe erleichtern. 0. L 
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Die Zeitſchrift der „Unabhängigen Arbeiterpartei“ Englands, „The Socialist 
vie we, eröffnet ihre Aprilnummer mit einem redaktionellen „Kusblick“ (The 
jew outlook). Intereſſant iſt daran der Stoßſeufzer über die Unfähigkeit des 
rlamentes; daraus ſpricht die Enttäuſchung der neu eingezogenen Arbeiter 
treter, die wiſſen, wie dringend notwendig viele Reformen ſind, und ſehen, wie 
durch parlamentariſche Intrigen hintertrieben werden, aber darin noch nicht die 
neigung der Bourgeoiſie gegen die Reformen erkennen. „Eitel wird es wohl 
1, von einem Abgeordnetenhaus zu träumen, das die Dolche und Gewänder der 
uberhäuptlinge beiſeite geworfen hat, die ihre Zeit darauf verwenden, den 
gnern Hinterhalte zu legen oder dann und wann hervorzutreten, um aufeinander 
zuſchlagen mit einem Feuer, das bisweilen echt, aber meiſtens ſtudierte Poſe iſt. 
ute iſt Politik überall wirklich, nur nicht im Parlament. Draußen fechten und 
chten, beten und bitten, hoffen und harren die armen Opfer — ob ſie Beſitzer 
er Beſitzloſe, Zöllner oder Sünder, Prieſter oder Leviten ſind; drinnen iſt es 
ht viel mehr als eine Komödie. Eine Unterrichtsvorlage wird abgelehnt, nicht 
mit die Bibel in einigen Schulen mit Auslegungen gelehrt wird, ſondern damit 
Regierung Nachwahlen verliert. Anträge zum Antialkoholgeſetz werden bekämpft, 
ht weil fie verkehrt find, ſondern weil für die Unioniſten und Protektioniſten ein 
indnis mit der Kirche, dem Wirtshaus und der Börſe ein gutes politiſches Ge— 
äft iſt; die zyniſchen Führer in dieſem unehrenhaften Spiele lächeln dabei ver⸗ 
ndnisvoll und verſichern mit ernſter Miene, daß die Liberalen es genau ſo 
ichten, als ſie die Oppoſition bildeten.“ Eine ſolche Verſammlung ſoll nun über 
chtige Reformen beſchließen, und die Regierung läßt ſich von den Wellen treiben 
ne irgendwelches Prinzip. Am ſchlimmſten war es bei der Beratung des Anti⸗ 
oholgeſetzes; da wurden ſogar Maske und Verkleidung vergeſſen. Da wurde von 
e Oppoſition gar nicht verſucht, den heutigen Zuſtand zu verteidigen und die 
formvorſchläge mit Gründen des Gemeinwohls zu bekämpfen; nein, in frecher 
fenheit wurde den perſönlichen Intereſſen der reichen Brauereiaktionäre, oft der 
dner ſelbſt, das Wort geredet und das Geſetz als Raub an ihnen gebrandmarkt; 
ı efelhaftes Schauſpiel. „Solche Kundgebungen eines blöden Eigentumsinſtinktes 
ſen die wütenden Anſchuldigungen verſtehen, die von manchen Seiten gegen die 
aberifchen Gelüſte der Sozialiſten erhoben werden.“ Die Ablehnung des An⸗ 
igs der Arbeiterfraktion zur Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit war eine Folge der 
rſtändnisloſigkeit der bürgerlichen Parteien, die durch weitere Propaganda zu 
den ſei. Eine Schicht von Arbeitsloſen iſt unvermeidlich unter dem heutigen 
„item, und ihre Erhaltung fällt alſo der Geſellſchaft, nicht dem Individuum zu. 


Dieſes letzte Thema behandelt auch ein Aufſatz von J. C. Wedgwood, einem 
wlamentsmitglied, über „Henry George, Krbeitsloſigkeit und Sozialismus“. 
ahr richtig fängt der Autor mit der Bemerkung an, daß die Frage der Aufhebung 
r Arbeitsloſigkeit nicht die Frage iſt, wie einige Menſchen über Waſſer zu halten 
en, ſondern daß ſie das ganze Verhältnis zwiſchen Kapital und Arbeit umfaßt. 
enn ohne die Arbeitsloſen würde die Konkurrenz der Arbeiter nicht die Löhne 
m Exiſtenzminimum herunterdrücken; nimm den Arbeiterüberſchuß weg, und die 
ternehmer find durch ihren Kampf um Arbeitskräfte die ſchwächere Partei. Die 
zzialdemokratie allein kann durch das geſellſchaftliche Eigentum an Produktions⸗ 
tteln radikal abhelfen. Was können wir aber jetzt tun? Welche praktiſchen Maß⸗ 
hmen find ſofort vorzuſchlagen? Der Autor verficht nun als zeitweiliges Aktions⸗ 
ogramm die Vorſchläge von Henry George, durch eine alleinige Grundſteuer den 
aat zum einzigen Grundbeſitzer zu machen, dem allmählich alle Bodenrente zu⸗ 
lit. In den oft ſehr ſonderbaren Ausführungen des Verfaſſers fehlt jedoch der 
achweis, daß dieſes Ziel unter den beſtehenden politiſchen Verhältniſſen irgend⸗ 
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welche größere Ausſicht auf Verwirklichung hat als andere radikale Maßnahm 
gegen die Hauptſeuche des Kapitalismus. 5 u 
Eine ausführliche Abhandlung wird der Vorlage zum Antialkoholgeſetz, d 
ſogenannten „Lizenzgeſetz“ (The licensing Bill) gewidmet; vier Autoren liefern u 
abhängig voneinander eine Beſprechung.“ Leif Jones beleuchtet vor allem d 
Kampf der Brauereibeſitzer gegen die Vorlage. Das Geſetz ſchlägt vor, in d 
nächſten vierzehn Jahren jo viele Konzeſſionen von Wirtshäuſern mit Erlaubnis zu 
Verkauf alkoholiſcher Getränke aufzuheben — mit einer Entſchädigung der bi 
herigen Konzeſſionsbeſitzer, die durch eine Beſteuerung der verbleibenden Wi 
ſchaften aufzubringen iſt —, daß nur eine beſtimmte Anzahl übrig bleibt (1 a 
450 Einwohner auf dem Lande, 1 auf 600 bis 1000 in den Städten). Nach Abla 
der vierzehn Jahre wird die Konzeſſion der übrigen nicht mehr als Eigentum, a 
Monopol der Inhaber betrachtet, ſondern als öffentliches Eigentum, das öffentli 
verpachtet wird und deſſen Monopolwert den Gemeinden zufällt. Dieſer Monope 
wert ſoll dann alſo ohne Entſchädigung konfisziert werden. Die Intereſſenten d 
Handels in ſolchen Getränken ſchreien zetermordio über den geplanten Raub 
ihrem Eigentum, an ihren erworbenen Rechten. Der Autor weiſt nach, daß hi 
gar nicht von erworbenen Rechten geredet werden kann; erſtens haben die Brau 
reien früher beim Ankaufen der konzeſſionierten Wirtshäuſer die Preiſe durch ihre 
Wettbewerb maßlos geſteigert, um ſich den Abſatz zu ſichern; die phantaſtiſche 
damals gezahlten Summen brauchen jetzt doch nicht vom Staate zurückvergütet 
werden. Zweitens war ihnen bekannt, daß jede Konzeſſion alljährlich rückgäng 
gemacht werden konnte, alſo gar kein „Recht“ darſtellte; ſie haben bloß auf ihre Ve 
längerung ſpekuliert. Aber dieſe Leute ſind mächtig und rückſichtslos und wenden all 
auf, um durch Drohungen die Parlamentsmitglieder gegen das Geſetz mobil zu mache 
Der zweite Autor, Edward R. Peaſe, bezweifelt, ob eine Herabſetzung de 
Wirtshäuſerzahl imſtande ſei, eine Verringerung des Trinkens herbeizuführen. — Dit 
wird von Philipp Snowden noch beſonders durch die Ergebniſſe der Gejel 
gebung in Amerika, Kanada, Neuſeeland nachgewieſen, wo die Unterdrückung de 
Trinkgelegenheiten ſogar eine Zunahme der Verurteilungen wegen Betrunkenhe 
oder des Konſums bewirkte. — Das einzige Mittel, den Mißbrauch des Alkohols 
verringern, beſteht darin, daß der Verkauf den Privatleuten entzogen wird, in dere 
Intereſſe ein möglichſt großer Konſum liegt. Mag die Verringerung der Trin 
gelegenheit ſich in Einzelfällen nützlich erweiſen, jo iſt doch der Geiſt des Geſetze 
das die Freiheit der Bürger beſchränken will, dem ſozialiſtiſchen Geiſte entgegen 
geſetzt. Wir wollen die Freiheit des Ausbeutens der Arbeit durch das Kapital i 
jeder Weiſe beſchränken, aber nicht die Freiheit der eigenen Lebensführung bei en 
wachſenen Leuten; dieſe gegen ihre eigenen Laſter ſchützen zu wollen, iſt vergebliche 
Bemühen. Das Beſte am Geſetz iſt die Einführung der Volksabſtimmung über di 
Konzeſſionierung neuer Wirtshäuſer. Dagegen iſt die erſte Entſcheidung über di 
Einzelheiten durch die Richter undemokratiſch; nur gewählte Volksvertreter ſolle 
das beſorgen. Die Beſtimmungen über Klubs — deren Emporkommen an Stelle de 
aufgehobenen Wirtshäuſer die Regierung fürchtet und deshalb ausführlich regelt - 
ſollen beſonders dahin geprüft werden, daß nicht die Tugendboldereien behäbige 
Bourgeois die Erholung der Arbeiter unmöglich machen. Das ganze Geſetz beweiſ 
daß die Miniſter hinter ihrer Zeit zurückgeblieben ſind. . 
Joſeph Rowntree ſieht den Hauptnutzen des Geſetzes darin, daß der unheil 
volle politiſche Einfluß des Alkoholkapitals bei den Wahlen gebrochen wird. Deshal! 
wird jetzt noch das Wirtshaus ſich aufs äußerſte wehren und der Regierung be 
den Nachwahlen viele Verluſte an Mandaten zufügen. Dann liegt ein Vortei 
darin, daß die Gemeinden weiterhin bei ihren Maßnahmen nicht mehr durch di 
„erworbenen Rechte“ der Wirtshäuſer gehemmt werden. * 


Eine Beſprechung von Quelch in dem Organ der S. D. P. haben wir in Nr. 1! 
gebracht (Band I, ©. 635). a 
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Philipp Snowden betrachtet in dem ſchon erwähnten Artikel nicht die Ver⸗ 
igerung der Trinkgelegenheit, ſondern die öffentliche Kontrolle des Trinkens als 
gen wichtigen Vorteil. Wir mögen als Sozialiſten das Geſetz zu zahm und zu rück⸗ 
htsvoll dem Alkoholkapital gegenüber finden; aber auch für uns iſt es wichtig, 
enn eine antiſozialiſtiſche Regierung durch die Abſchaffung eines privaten Monopols 
3 ein Beiſpiel gibt, dem wir nachher auf größerer Stufenleiter bloß zu folgen haben. 

„The Social Democrat“, die Revue der ſozialdemokratiſchen Partei, bringt 
er den vielumſtrittenen Gegenſtand „Die 8. D. P. und die Krbeiterpartei“ einen 
Afſatz von Elia Levin. Der Autor wendet ſich gegen den Anſchluß der S. D. 
die L. P., die Arbeiterpartei. Wenn die L. P. auf der Konferenz zu Hull auch 
zialiſtiſche Reſolutionen annahm, fo bedeutet das nichts, da ſie ſich zugleich 
zigerte, den Sozialismus in ihr Programm aufzunehmen und, was für die S. D. P. 
3 wichtigſte, ihren Kandidaten nicht geſtattete, als Sozialiſten, ſondern nur als 
ebeiterkandidaten den Wahlkampf zu führen. Unſere Aufgabe iſt es, als Mit⸗ 
eder der Gewerkſchaften unſere Kameraden zu Sozialiſten zu machen und nicht 
rch Überraſchung eine Konferenz für uns ſtimmen zu laſſen. Mit Recht ſagte 
jackleton auf der Konferenz: Wie können wir hier die L. P. für ſozialiſtiſch er⸗ 
ren, wenn die Maſſe der Mitglieder keine Sozialiſten ſind? Aber mit Unrecht 
rief er ſich dabei auf die Demokratie. Was ſich „Arbeiterpartei“ nennt, iſt eine 
erſammlung von Beamten der Gewerkſchaften, die größtenteils nicht von den 
itgliedern als Delegierte gewählt, ſondern von den Vorſtänden geſchickt werden. 
e Delegierten legen den Mitgliedern auch nicht Rechenſchaft über ihr Mandat 
ſie werden nicht beauftragt, weil die Tagesordnung gar nicht zuvor von den 
itgliedern beraten wird. Sie können höchſtens die Anſichten der Mitglieder er- 
ten, ſie jedoch nicht vertreten. Die offizielle „Arbeiterpartei“ ſchwebt wie ein 
ꝛgierungskörper über den Häuptern der Mitglieder; die Redner reden in ihrem 
jenen Namen und fühlen ſich wie die politiſchen Wohltäter der Arbeiterklaſſe. 
3 fehlt jede Spur von Demokratie. Unſere Aufgabe iſt es, die Arbeiterpartei zu 
mokratiſieren, die Führer zu zwingen, die wichtigen Fragen vor das Forum der 
itglieder zu bringen und fo deren politiſches Intereſſe zu erwecken. Den Mit⸗ 
iedern ſoll die Frage des Sozialismus vorgelegt werden, nicht der Konferenz der 
ihrer. Dabei werden wir oft geſchlagen werden, aber dabei wird zugleich die 
rundlage zu einer ſozialiſtiſchen und demokratiſchen wirklichen Arbeiterpartei gelegt. 

A. K 


Die von der tſchechoſlawiſchen Sozialdemokratie herausgegebene Monatsſchrift 
[kademie“ verdankt ihren Titel dem Umſtand, daß ſie (vor zwölf Jahren) von 
nigen tſchechiſchen und deutſchen ſozialdemokratiſchen Studenten gegründet wurde. 
um Zeichen der Möglichkeit einer nationalen Einigung erſchien ſie anfänglich 
ppelſprachig. Ihre letzte Nummer enthält mehrere bemerkenswerte Aufſätze. — 
. Smeral ſchildert „Marx' hiſtoriſchen Materialismus“ und weiſt eingehend 
e Vorwürfe von Leuten zurück, welche dieſe Methode des wiſſenſchaftlichen Sozialis⸗ 
us falſch aufgefaßt und ſie ſodann angegriffen haben. 

Urniverſitätsdozent A. Novak behandelt „Das Verhältnis Goethes zum Sozia- 
smus“. Goethes Anſchauungen über die ſozialen Fragen ſind am beſten in 
inem Werke „Wilhelm Meiſters Wanderjahre“ ausgedrückt und entſpringen zwei 
efgehenden Wurzeln: der Liebe zum arbeitenden Volke und einem hochentwickelten 
inne für ſoziale Gerechtigkeit. Die Erziehung Goethes war wohl geeignet, um 
ihm die Liebe zum arbeitenden Volke und die Achtung vor ihm zu erwecken; 
ine öffentliche Tätigkeit in Weimar bot ihm Gelegenheit, das Leben des arbei- 
nden Volkes näher zu beobachten. Goethe war jedoch der Anſicht, daß die Durch— 
ihrung der ſozialen Gerechtigkeit das Werk eines einzelnen ſein könne, und er 
zollte ſie den Herrſchern und Fürſten ans Herz legen. Immer glaubte er aber, 


d K Seitdem hat bekanntlich der Kongreß der S. D. P. zu Mancheſter dieſen Anſchluß auch 
gelehnt. 
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daß es ſich lediglich um eine Veränderung des Innern des Menſchen hand 
um die Vervollkommnung ſeiner moraliſchen Entſchlüſſe, nicht aber um ein 
Revolution. In ſeiner friedliebenden Natur, in feiner etwas pedantifchen | 
ſchaft für die Ordnung um jeden Preis und unter allen Umſtänden liegt au 
Grenze ſeiner ſozialen Gerechtigkeit. In feinen „Wanderjahren“ ſchildert € 
wohl eine neue Geſellſchaft, aber überall findet man ein überreiches Ma 
ängſtlichem Legitimismus. Er beharrt bei der jetzigen Form der Familie, wil 
Lockerung des Privateigentums zulaſſen und weiſt die Gleichheit des Ei 
rundweg ab. Die Produktionsmittel ſollen dem einzelnen bleiben; nur ihr 
ſoll Gemeineigentum der neugeſchaffenen Aſſoziation ſein. „Die warmen und 
Worte, mit denen Goethe in den letzten Kapiteln ſeines Romans den We 
Arbeit neben, ja über dem des Kapitals preiſt, verſchaffen ihm noch be 
modernen Sozialiſten herzliche Sympathien: Goethes Sinn für ſoziale Gerech 
ſchmiegt ſich hierin wunderbar an ſeine alte und bewußte Liebe zum arb 
Volke an. Goethe iſt ſo ein mutiger und mächtiger Vorahner einer neuen Zeit 
neuer geſellſchaftlicher Strömungen; wo er fi) aber in organiſatoriſche Dei 
fragen einläßt, da zeigt er dennoch, daß er in der alten Welt mwurzle.... Goethe 
utopiſcher Sozialismus blieb eine wenig beachtete Epiſode der deutſchen Kultu 
geſchichte; wenn jedoch die Wiſſenſchaft bei ihrem Forſchen darauf hinweiſt, tut fi 
es in der Abſicht, zu bezeugen, wie mächtig die Erkenntnis von der Notwendigkei 
einer gerechteren Geſtaltung der Geſellſchaft ſeit dem Beginn des neunzehnten Jahn 
hunderts gerade in die erhabenſten Seelen eingedrungen war.“ 1 
Der auch in Deutſchland bekannte Eſſayiſt F. V. Krejei führt feinen Strei 
mit dem Profeſſor Maſaryk über die religiöſe Frage zu Ende. Er hatte be 
hauptet, es gebe eine Unmaſſe von modernen Menſchen, die kein religiöſes Gefüh 
und kein Bedürfnis nach irgend einer Religion haben, und daß daher Majaryı 
der „Gottſucher“, nicht im Namen aller modernen Menſchen ſpreche. Maſary 
reagierte darauf in gereiztem Tone, da er ſich durch den gegen ihn erhobenen Vor 
wurf der Inkonſequenz getroffen fühlte. Krejei ſetzt ſich nun mit ihm in der „Aka 
demie“ auseinander. Maſaryk habe bisher immer angeführt, was Religion nich 
ſei; habe aber bisher nie deutlich geſagt, was Religion eigentlich ſei. Krejei weil 
energiſch auf feine Arbeiten hin, in denen er den Verſuch gemacht habe, ein neue 
Kulturideal zu zeigen, das aus einer nichtreligibſen Lebensanſchauung und au 
einer Moral ohne Gott hervorgewachſen ſei. „ 
J. Hajek und V. Spihovsky behandeln „Die nationale Frage in de 
Schweiz“. Sie haben hierüber eine ſchriftliche Enquete veranſtaltet, an welche 
ſich hervorragende Perſönlichkeiten aller drei die Schweiz bewohnenden Nationen 
beteiligten. Aus ihren Antworten geht hervor, daß es in der Schweiz kein ſolche 
nationales Problem gebe, wie wir es in Öfterreich kennen, da das föderative Syſten 
der Schweiz alle Forderungen und Anſprüche der einzelnen Nationen zu befriedigen 
geeignet iſt. i 0 
A. Meißner reproduziert ſeine im „Kampf“ veröffentlichte Polemik mit den 
Genoſſen Renner über die „Stellung der Sozialdemokratie zur Amtsſprache“ 
Aus praktiſchen Gründen fordert er, daß in ganz Böhmen und Mähren beid 
Landesſprachen im ganzen Landesgebiet im äußeren Dienſte gleichberechtigt ſeien 
die innere Amtsſprache könne je nach dem Gebiet entweder tſchechiſch oder deutſch 
oder doppelſprachig ſein. Jene Beamten, die dem Parteienverkehr zugewieſen ſind 
ſollen beider Landesſprachen mächtig ſein. Jedes Volk müſſe in der Beamtenſchaf 
in allen Inſtanzen je nach ſeiner Anzahl prozentuell vertreten ſein. 8 


Näbozenstvi a moderni ideal cloveka (Die Religion und das moderne Iden 
des Menſchen); Sen nové kultury (Der Traum einer neuen Kultur). * 
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Induftrielle Parteifubfidien. 


Von H. Eunow. 


Die großen Staatsmänner der nationalliberalen Reichstagsfraktion fühlen 
in ihrer Verdauungstätigkeit durch bange Sorgen geſtört. Die rheinijch- 
ſtfäliſche Großinduſtrie, die jo oft die nationalliberalen Parteifinanzen ſaniert 
d den Baſſermännern die nötigen Geldmittel für ihre Wahlkämpfe geliefert 
„droht ihre Subſidienzahlungen einzuſtellen. Unzufrieden ſind die Kohlen⸗ 
d Eiſenmagnaten längſt mit den parlamentariſchen Leiſtungen der von 
zen ausgehaltenen Partei; ſobald neue Wahlen vor der Tür ſtanden, ließen 
ſich aber immer wieder zur Geldhergabe bewegen. Noch bei der letzten 
ichstagswahl legte bekanntlich die Leitung des Zentralverbandes deutſcher 
duſtrieller den Mitgliedern dieſes Verbandes die Verpflichtung auf, für 
en in ihren Werken beſchäftigten Arbeiter je eine Mark zum induſtriellen 
gahlfonds beizuſteuern. Doch nun haben dieſe Großinduſtriellen, wie ſie 
entlich durch ihre Offiziöſen erklären laſſen, es ſatt, noch länger eine Partei 
| alimentieren, deren Führer im Parlament fo wenig die ſpeziellen Intereſſen 
Großinduſtrie zu wahren wiſſen. 

Die Herren Großinduſtriellen ſind nüchterne Geſchäftsmänner. Sie wollen 
HL zahlen; aber Geldausgaben ohne entſprechenden Profit verſtoßen gegen 
de Geſchäftsprinzipien; und die Dienſtleiſtungen der nationalliberalen Partei 
tſprechen ihrer Anſicht nach nicht den Summen, die fie dafür bezahlt haben. 
dich blicken ſie auf die ſtramme Organiſation, die ſich ſeit 1893 das 
ſeußiſche Junkertum im Bund der Landwirte geſchaffen hat. Ein nach dieſem 
zuſter gegründeter induſtrieller Intereſſenverband, der in den verſchiedenen 
indesteilen Provinzialvorſtände und Wahlkreisvorſitzende hat, eine Anzahl 
lzahlter Agitatoren unterhält und dieſen Apparat nebſt den erforderlichen 
lömitteln bei den Wahlen jenen Kandidaten ohne Rückſicht auf politiſche 
uteiſtellung zur Verfügung ſtellt, die ſich auf gewiſſe induſtrielle Forderungen 
epflichten — ein derartiger Intereſſenverband dünkt ihnen weit zweckmäßiger 
der bisherige Modus der Unterſtützungszahlung an die nationalliberale 
d freikonſervative Partei. 
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Wie kürzlich eine Stimme aus induftriellen Kreiſen (allem Anſchein 
eine der leitenden Größen des Zentralverbandes deutſcher Induſtrieller) 
der „Kölniſchen Zeitung“ klagte, iſt es weniger die finanzielle Laſt der Sozi 
geſetzgebung, als vielmehr das geringe Verſtändnis der nationalliberalen Neid 
tagsfraktion für die Notwendigkeit der Aufrechterhaltung ſtrenger Diszipl. 
in den induſtriellen Betrieben, was die Induſtriellen zur Mißvergnügth 
aufgeſtachelt hat. Würden auch die Laſten, die eine „nachgerade krankh 
gewordene“ ſozialreformatoriſche Geſetzgebungstätigkeit der Induſtrie aufgehg 
habe, mit ſehr gemiſchten Gefühlen betrachtet, ſo ſei doch die Großinduſt 
bereit, dieſe Auflage zu tragen; geſetzliche Maßnahmen aber, die auf!“ 
Untergrabung der notwendigen Disziplin hinausliefen, könne fie ſich un 
keinen Umſtänden gefallen laſſen. Alles, was zur Stärkung des Gewerkſchaft 
weſens beitrüge, diene zur Beeinträchtigung der „notwendigen Selbſtbeſen 
der Induſtrie“. Das hätte ſelbſt die nationalliberale Partei nicht zur Genü 
begriffen. Sowohl ihre Redner im Reichstag wie die nationalliberalen Blätt 
hätten vielfach gegen dies Gebot der Disziplin gefehlt. Erſt vor kurzem ha 
zum Beiſpiel die „Kölniſche Zeitung“ ſelbſt Veröffentlichungen eines Profeſſ 
Harms gebracht, in denen von der konſtitutionellen Fabrik geſprochen würd 
Ferner hätte ſich die nationalliberale Partei im Reichstag verletzend über d 
Geſchäftspolitik der Kartelle geäußert, dann ſei die von den Handelskamme 
und wirtſchaftlichen Vereinen verlangte und vom Bundesrat vorgefchlagei 
Anderung des Handelsgeſetzbuches, die den Doppelbezug von Gehalt m 
Krankengeld durch erkrankte Handlungsgehilfen beſeitigen wollte, auch 4 
der nationalliberalen Fraktion abgelehnt worden, und ſchließlich werde fi 
. vorausfichtlich die Fraktion ſogar bereit finden laſſen, für das von ſämtlich 
wirtſchaftlichen Intereſſenverbänden als ſchädlich bezeichnete Arbeitskamme 
geſetz einzutreten. Deshalb hätte die Großinduſtrie eingeſehen, daß ſie 8 
allen Parteien verlaſſen ſei, ſelbſt von der nationalliberalen, „der ſie ihr 
Herkunft und Entwicklung nach zweifellos am nächſten“ ſtehe. We 
bliebe ihr anderes übrig, als den Verſuch zu machen, auf eigene Fauſt ih 
berechtigten Intereſſen zu vertreten und ſich eine dazu geeignete Organiſatie 
zu ſchaffen. „Von der Maſſe, deren Umſchmeichelung ſich, wie die Kölniſe 
Zeitung“ oft genug ſelber behauptet hat, die politiſchen Parteien wegen di 
allgemeinen gleichen Wahlrechts zum Reichstag angelegen ſein laſſen, n on 
eine ſelbſtbewußte Induſtrie ſich natürlich nicht beherrſchen laſſen wollen, un 
gegen dieſe Herrſchaft wird ſie hoffentlich je länger je entſchiedener ankämpfen 

Die Außerungen des Herrn Großinduſtriellen find gleichermaßen charakt 
riſtiſch für die Anſprüche und das politiſche Machtgefühl der Induſtriebaron 
wie für das politiſche Dienſtverhältnis, in dem die nationalliberale Partei z 
ihren induſtriellen Wohltätern ſteht. Die Herren vom Zentralverband ve 
langen nicht nur, daß die nationalliberalen Abgeordneten auf zoll⸗ und * 
ſchaftspolitiſchem Gebiet ihren Weiſungen gehorchen und ſich eifrigſt zu 
Nutzen der Stahlinduſtrie für die Flottenvermehrung und den Eiſenbahnba 
in den deutſchen Kolonien einſetzen, ſondern daß ſie auch alle Angriffe ar 
die Preispolitik der Syndikate ängſtlich vermeiden und ohne Rückſicht auf di 
Gunſt der Maſſe jedes ſozialpolitiſche Geſetz ablehnen, das den induſtriele 
Intereſſenverbänden nicht gefällt. 4 

Doch vielleicht noch kennzeichnender als dieſes dienſtherrliche Anſinnen i 
die Tatſache, daß ſich bisher weder unter den nationalliberalen Staate 
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erer Parlamente, noch unter den nationalliberalen Blättern eine Stimme 
den hat, die energiſch dieſe Zumutung zurückwies. Die „Kölniſche Zeitung“ 
oft beſchränkte ſich in ihrer Beſcheidenheit lediglich darauf, den Vorwurf 
uwehren, daß die nationalliberale Partei die Intereſſen der Großinduſtrie 
It genügend gefördert hätte. „Eine Partei,“ ruft fie gekränkt aus, „die ſich 
der erſten Zeit ihrer Begründung an der hohen wirtſchaftlichen und ge— 
ſchaftlichen Bedeutung einer ſtarken leiſtungsfähigen Induſtrie für unſer 
amtes Volksleben vollauf bewußt geweſen iſt, die, durchdrungen von dieſem 
vußtſein, die Intereſſen der Induſtrie, allerdings unter Berückſichtigung 
(Gemeinwohls, gefördert hat, wo fie nur konnte, hat es kaum nötig, ſich 
ten einen derartigen Vorwurf zu verteidigen.“ Immer habe die national⸗ 
rale Partei ſtolz zu dem deutſchen tatkräftigen Unternehmertum aufgeblickt, 
„die wirtſchaftliche Stellung auf dem Weltmarkt zu danken“ ſei. Auch 
I ſich nie der Nationalliberalismus der Einſicht verſchloſſen, daß die Kartelle 
Syndikate dem heutigen Wirtſchaftsboden organiſch entſproſſene Gebilde 
en, deren Berechtigung als neuzeitliche wirtſchaftliche Organiſationsformen 
t beſtritten werden könne; aber dieſe grundſätzliche Anerkennung der Kartelle 
Ipflichte die nationalliberale Partei doch nicht, ſtillſchweigend alle einzelnen 
Aßnahmen der Syndikate zu billigen. | 
Die „Kölnische Zeitung“ begegnet alſo der Anmaßung der Zentral: 
(bandsinduſtriellen damit, daß fie in der gekrümmten Stellung eines Hof— 
(ienſteten den induſtriellen Gönnern ihre tiefſte Devotion verſichert. Die 
huſtriemagnaten legen jedoch auf höfliche Verſicherungen keinen Wert. Wohl 
gſend, daß die nationalliberale Partei, obgleich die Partei des zahlungs— 
sigften Teiles der Bourgeoiſie, ihre Unterſtützungen nicht zu entbehren 
mag, fordern fie, daß die nationalliberale Reichstagsfraktion gegen jedes 
je ſtimmt, das die Autorität des Fabrikherrn gegenüber ſeinen 
Ibeitern ſchwächt. Selbſt vor einer Brüskierung der nationalliberalen 
ſchstagsfraktion durch Preisgebung ihrer Fraktionsgeheimniſſe ſcheuen die 
er des Zentralverbandes deutſcher Induſtrieller im Gefühl ihrer Macht: 
ung nicht zurück. Herr Steinmann⸗Bucher, der Spezialpubliziſt des Zentral⸗ 
bandes deutſcher Induſtrieller, veröffentlicht in deſſen Organ, der „Deutſchen 
uſtriezeitung“, die höhniſche Schilderung einer gemeinſamen Beratung der 
ionalliberalen Abgeordneten mit Vertretern der Großinduſtrie im Reichs⸗ 
hsgebäude, in der über die Stellungnahme der nationalliberalen Fraktion 
aden Geſetzentwürfen über die Arbeitskammern und die Tarifverträge ver— 
(delt wurde. Nationalliberale Reichstagsabgeordnete und Induſtrielle 
den ſich dort, wie Herr Steinmann⸗Bucher ſpöttiſch erzählt, fo verſtändnis⸗ 
gegenüber, daß nach Schluß der Verhandlungen ein Teilnehmer kopf⸗ 
ittelnd erklärte: „Es war ja, als ob man ſich chaldäiſch und chineſiſch 
erhalten hätte!“ 

Zugleich formuliert Herr Steinmann⸗Bucher nochmals die Forderungen 
Großinduſtrie: 

p Wogegen ſich die Induſtrie wendet, das find die uferloſen fozial- 
olitiſchen Pläne, die namentlich von den liberalen und demokratiſchen 
Jarteien, insbeſondere im Reichstag, erſonnen werden, lediglich um die be 
ceffenden Parteien bei den Wählern populär zu machen. Dabei wird nicht 
llein an geldliche Laſten gedacht, ſondern auch an Erſchwerungen des 
getriebs und Einmiſchungen in denſelben durch immer weiter— 
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gehende und nicht durchaus notwendige geſetzliche und admit 
ſtrative Anordnungen, die ſich immer mehr auf die Beſeitigung d 
Autorität des Arbeitgebers und die Einführung des konſtituti 
nellen Syſtems in den Fabrikbetrieb richten. Daß die nationallibe 
Partei unter dem Drucke des Neunationalliberalismus mit ſolchen Ple 
nun an der Spitze der Parteien marſchiert und der Demokratiſierung ni 
nur der Induſtrie und ihrer Verwaltung, ſondern unſeres ganzen bite 
lichen Lebens die Wege ebnet, das gerade beraubt fie der Sympathien 
induſtriellen Kreiſe; denn im letzten Grunde iſt die Demokratie d 
eigentliche Feind, ob er nun im Gewand der Sozialdemokraf 
oder des Liberalismus auftritt.“ se] 
Eine fatale Situation für die nationalliberalen Parteigrößen! Die Part 
kaſſe der nach „Bildung und Beſitz Maßgebenden“ vermag die ſchönen Sr 
ſidien nicht zu entbehren, während andererſeits die nationalliberale Neid 
tagsfraktion, will ſie nicht ihre heutige parlamentariſche Stärke einbüßen, 
nicht als eine rein großinduſtrielle Intereſſenvertretung konſtituieren kar 
Gerne würden ſich die pomadiſierten Epigonen der Lasker und Bennigſen f 
die ſchönen Bankſchecks der Großinduſtriellen entſcheiden; aber ſie könn 
nicht. Wider Willen müſſen ſie unter dem allgemeinen, gleichen, 100 
und direkten Wahlrecht mit ihrem Anhang unter den Kleininduftriell 
Händlern, Handwerkern, Advokaten, Arzten, ſtädtiſchen Beamten, kaufm 
niſchen Angeſtellten, Rentnern uſw. rechnen, da deren Stimmen bei 
Reichstagswahl genau jo ſchwer wiegen wie die der Großinduſtriellen. | 
Was die nationalliberale Partei ohne direkte Gefährdung ihrer Exiſtenz 
Begünſtigung großinduſtrieller Intereſſen zu tun vermochte, hat ſie xedl 
geleiſtet. Man braucht nur ihren Entwicklungsgang ſeit ihrer Gründung 
Jahre 1866 zu verfolgen, um zu erkennen, wie fie ſich aus einer allgem: 
liberal⸗ideologiſchen Bourgeoispartei immer mehr zu einer Vertreterin d 
ſpeziellen Intereſſen der induſtriellen Bourgeoisſchichten entwickelt hat. A 
Melodien aus längſt verſchwundenen Zeiten mutet es uns heute an, wei 
wir im erſten Programm der neugebildeten nationalliberalen Partei die Anfı 
ausgeſprochen finden, das allgemeine, gleiche, geheime und direl 
Wahlrecht ſei die Grundlage des öffentlichen Lebens, und wenn fern 
die damaligen Führer des Nationalliberalismus die Wirkung dieſes 7 
lichen Wahlrechts nicht, wie heute, durch die Unbildung der Maſſe, ſonde 
durch die reaktionären Tendenzen der Regierung gefährdet glaubten. „U 
verhehlen uns,“ heißt es in jenem Aktenſtück, „nicht die Gefahren, welche 
(das gleiche, allgemeine Wahlrecht) mit ſich bringt, ſolange Preßfreiheit, Di 
ſammlungs⸗ und Vereinsrecht polizeilich verkümmert find, die Volksſchule un 
lähmenden Regulativen ſteht, die Wahlen bureaukratiſchen eo 
unterworfen ſind, zumal da die Verſagung der Diäten die Wählbarkeit! 
ſchränkt.“ * 
Und neben dieſem einzigartigen Wahlrecht, dem „feſteſten Bollwerk d 
Freiheit“, forderte der junge Nationalliberalismus Vervollſtändigung d 
Budgetrechts, volle Verantwortlichkeit der Miniſter, Ausdehnung der E 
ſchworenengerichte auf alle politiſchen Straftaten, Beſeitigung der chroniſch⸗ 
Kriegsbereitſchaft, Herſtellung eines wirklichen Militärfriedensetats uſw. 
Doch die ideologiſchen Frühlingstriebe der neuentſtandenen Partei, die 18 
den Nationalliberalen im preußiſchen Abgeordnetenhauſe 101 Sitze und na 
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in die patriotiſche Begeiſterung aufſtachelnden Deutſch⸗Franzöſiſchen Kriege 
ar 178 Mandate verſchafften, welkten gar bald unter dem rauhen Reif der 
rklichkeit. Die ſogenannte „Betätigung liberaler Überzeugungen in poſitiver 
beit für vaterländiſche Intereſſen“, das heißt die geniale Diplomatie, ängſtlich 
en Konflikt mit der Regierung zu vermeiden und durch gefälliges Entgegen⸗ 
men gegen die Abſichten der Regierung kleine Zugeſtändniſſe auf wirt⸗ 
aftspolitiichem Gebiete einzutauſchen, korrumpierte bald die ohnehin aus 
erlei zuſammengelaufenen Bourgeoiselementen beſtehende Partei. Eine 
ieruption, die ſich noch ſteigerte, als nach dem wirtſchaftlichen Krach der 
ber Jahre innerhalb der mächtig aufgeſchoſſenen Induſtrie die ſchutz⸗ 
Imerifchen Neigungen ſchärfer und ſchärfer hervortraten und mit den gleichen 
indenzen des feudalen Großgrundbeſitzes Verſtändigung ſuchten. Die Partei, 
die Beſeitigung der chroniſchen Kriegsbereitſchaft und die Vervollſtändigung 
Budgetrechts verlangt hatte, war bereits 1874 derart herunterdiplomatiſiert, 
13 fie unter Bennigſens genialer Führung in der Militärfrage das Septennat 
tande brachte. Dennoch wollte fie im Streit um die neue Wirtſchafts⸗ und 
politik ſich den Anforderungen Bismarks anfangs nicht fügen. Die Folge 
ur, daß nach dem Attentat Nobilings Bismarck die Nationalliberalen an die 
land drückte, „daß fie quietſchten“. Zunächſt ſplitterte ſich 1879 die ſchutz⸗ 
‚merifche Gruppe Schauß⸗Völk ab und darauf im nächſten Jahre die vor⸗ 
hmlich die Intereſſen der Bankfinanz, der Schiffsreeder, Exporteure und 
ſoßhändler wahrnehmende „Liberale Vereinigung“ unter Führung der 
Iimberger, Lasker, Forckenbeck und Rickert. Bei der nächſten Reichstagswahl 
Jahre 1881 erlangte die nationalliberale Partei nur 47 Mandate. 

Mit den Hoffnungen auf einige Miniſterſeſſel war es vorbei; zugleich aber 
ch, nachdem die ganz und halb freihändleriſche Wählerſchaft meiſt ins 
ger der Sezeſſioniſten übergeſiedelt war, mit der Widerſtandskraft gegen 
„ Bismarckſche Wirtſchaftspolitik. Durch die 1884 vom allgemeinen national⸗ 
leralen Parteitag ſanktionierte Heidelberger Erklärung wurde die Bismarckſche 
hlitik, die Polizei⸗ und Sozialpolitik wie die reaktionäre Wirtſchafts⸗ und 
euerpolitik, gutgeheißen. Als Interpret des neuen nationalliberalen Geiſtes 
ſernahm Miquel die Führung. 

Seitdem hat die nationalliberale Reichstagsfraktion ſich immer mehr zur 
Artreterin großinduſtrieller Intereſſen entwickelt und bei den letzten Zoll⸗ 
Impfen offen die Geſchäfte der Großinduſtriellen geführt. Doch auf die 
orderung der großinduſtriellen Verbände, alle dieſen nicht paſſenden ſozial⸗ 
flitiſchen Maßnahmen im Reichstag abzulehnen und die Geſchäftspolitik der 
(tele jederzeit zu verteidigen, vermag fie ſich trotz aller Gefügigkeit gegen 
> durch klingende Gründe unterſtützten Anſprüche dieſer Verbände nicht 
azulaſſen. Das verbietet ihr, wenn nicht die politiſche Selbſtachtung, jo doch 
ir Inſtinkt der Selbſterhaltung. Will die nationalliberale Partei nicht die 
ahl ihrer Reichstagsmandate auf ein Dutzend reduzieren, dann kann fie das 
iht einſtellen, was die Großinduſtriellen im Gefühl ihrer wohlgefüllten Taſchen 
ſttiſch das „Buhlen um die Gunſt der Maſſe“ nennen, das heißt die 
lickſichtnahme auf die Stimmung der kleineren Geſchäftsleute, der liberalen 
rufe und der landwirtſchaftlichen Kreiſe — der größte Teil der national⸗ 
heralen Reichstagsabgeordneten iſt in halbländlichen Wahlkreiſen gewählt. 
fteht trotzdem die Großinduſtrie darauf, einen Bund der Induſtriellen 
Ich landbündleriſchem Modell zu gründen, um fo beſſer. Der Erfolg wird 
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nicht nur in einer noch weit ärgeren Korrumpierung des ſogenannten 
mäßigten Liberalismus beſtehen, ſondern es wird auch die e 
manches über die Beſtechungspolitik großinduſtrieller Cliquen erfahren, we 
ihr heute verborgen bleibt. Immerhin ein Vorteil. | 1 


der fall Behrens. 

Ein gewerkſchaftspolitiſches Schulbeiſpiel. „ 
Von Otto Hus. | | Be 

I. De | 8 
Die Perſönlichkeit iſt unbeträchtlich. Der jetzige chriſtlichſoziale Abgeordne 
Behrens, Generalſekretär des „Gewerkvereins chriſtlicher Bergleute Deutſch 
lands“, iſt gelernter Gärtner, war früher in Berlin Geſchäftsführer de 
Gärtnerverbandes und hinterließ die Geſchäfte dieſer Organiſation in 1 
mungswürdiger Unordnung. Gerichtlich wurde feſtgeſtellt, daß nicht Unredlich 
keit, ſondern adminiſtrative Unfähigkeit des Geſchäftsführers Behrens da 
Durcheinander in der Verwaltung des Gärtnerverbandes verſchuldete. 190 
kam Behrens von Berlin nach Eſſen als Generalſekretär des Bergarbeite 
gewerkvereins, um, wie es hieß, dieſem als ingeniöſer Lotſe zu dienen. M 
7. Januar 1908 ſchrieb die „Kölniſche Zeitung“, der chriſtliche Gewerkverei 
der Bergarbeiter verfüge über keinen einzigen Führer, der in kritiſchen Zeite 
die Maſſen zu feſſeln verſtehe, und trete daher gegenüber dem Bergarbeite 
verband in den Hintergrund. Und die „Baugewerkſchaft“, Organ des Ven 
bandes chriſtlicher Bauhandwerker, ein Bruderorgan, ſchrieb am 26. April 1908 
es beſtünde in der Leitung des chriftlichen Bergarbeitergewerkvereins eine Zen 
fahrenheit wie nie zuvor. Alſo mit Herrn Behrens als gewerkſchaftlicher 
Verwaltungsbeamten wie als überlegenem Führer iſt wirklich kein Stagt z 

machen. | 5 
Warum ein ſolcher Mann, beſtenfalls eine gutgedrillte Durchſchnittsintell 
genz, dabei als Gärtner der Montaninduſtrie ſo fern wie möglich, ausgerechne 
zum Generalſekretär eines Bergarbeitergewerkvereins erkoren wurde, ul 
wollen wir, zwar etwas draſtiſch, aber den Kern treffend, die „Rheiniſch 

Weſtfäliſche Zeitung“ vom 26. April 1908 ſagen laſſen: . u 
„Behrens war ein Bundesgenoſſe des Zentrums, und nach einem Wort 
Treitſchkes iſt der Bundesgenoſſe des Zentrums immer der Betrogen. Mi 
Hilfe des Zentrums eroberte er ſein Reichstagsmandat. Als persona gratissim 
derſelben Partei wurde er, der von Beruf Gärtner iſt, in den chriſtlichen Berg 
arbeiterverband hineingefchoben.... Behrens war einer von jenen Renommier 
proteſtanten, die die beherrſchende Stellung des Zentrums in d 
chriſtlichen Verband maskieren ſollen. ...“ 1 


Der letzte Satz iſt unbedingt richtig. Man denke: ein Gewerkverein 
Bergarbeiter, der auf interkonfeſſioneller Grundlage erbaut iſt, gemäß de 
Verſicherung ſeiner Leitung auch zahlreiche evangeliſche Bergleute zu jener 
Mitgliedern zählt, findet unter dieſen Fachmännern keine Intelligenz von d 
Bedeutung eines Behrens und holt ſich deshalb einen Gärtner aus Berlin 
Daß die evangeliſchen Arbeiter weniger intelligent ſeien wie die katholiſchen 
kann doch ernſthaft nicht behauptet werden. Sind die dem chriſtlichen Ge 
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Akverein angeſchloſſenen evangeliſchen Bergleute etwa ausnahmsweiſe geiſtig 
ückgeblieben? Oder findet ſich unter ihnen keine intelligente Perſönlichkeit, 
ſich zugleich auch den parteipolitiſchen Anſprüchen der Zentrumsleute in 
Gewerkvereinsleitung anzupaſſen verſteht? 

Das letztere iſt wohl zutreffend. Behrens gehört der ſtöckeriſch-antiſemitiſch⸗ 
ſervativen Richtung unter den Evangeliſchen an. Es bedarf keines Nach⸗ 
ſes, daß gerade die Stöckerparteiler mit der Zentrumspartei in manchen 
itiſchen Fragen am eheſten übereinſtimmen. Von den drei Stöckerparteilern 
Reichstag verdanken zwei (Behrens und Dr. Burkhardt) direkt dem Zentrum 
2 Mandate. Behrens, der zweite Vorſitzende der chriſtlichſozialen Partei, 
1 deshalb der geeignete Mann, als „Renommierproteſtant“ dem unbeſtreitbar 
krragend von Zentrumsparteilern beeinflußten chriſtlichen Gewerkverein den 
terkonfeſſionellen“, „parteipolitiſch⸗neutralen“ Einſchlag zu verſchaffen. Er 
15 geholt, trat als „Bergarbeiterführer“ auf, wurde von ſeinen Gewerk⸗ 
eins⸗ und ſeinen engeren Parteifreunden überſchwenglich geprieſen wie eine 
erhörte gewerkſchaftliche Kapazität, nur den Beſten aller Zeiten vergleichbar. 
häfidiert dem reklameumrauſchten „chriſtlichnationalen Arbeiterkongreß“, 
icht überall auf, wo es die „chriſtlichnationale Arbeiterbewegung“ zu re⸗ 
iſentieren gilt, ſpricht nur „mit großem Erfolg“, unter „ſtürmiſchem Bei⸗ 
(%, kurzum ein Arbeitervertreter erſten Ranges! 

Und dieſer Bergarbeiterſekretär ſtimmte im Reichstag für die bösartigſten 
hragraphen des Reichsvereinsgeſetzes! Stimmte nicht nur gegen die von 
igewerkſchaftlichen, ſondern ſogar auch gegen die von gewerkſchaftschriſtlichen 
beitervertretern, ſeinen Gewerkvereinskollegen, unterzeichneten Verbeſſerungs⸗ 
träge! 

ö Nicht etwa hat Herr Behrens nur für den Sprachenparagraphen geſtimmt. 
muß auch regiſtriert werden, daß er wiederholt mit für den rigoroſen 
batteſchluß ſtimmte, wenn die Blockparteien an den Anklagereden der Oppo⸗ 
ſon genug hatten. Das iſt um ſo intereſſanter, weil die Chriſtlichſozialen 
iht müde werden, über den „Terrorismus“, die „Vergewaltigung der Rede⸗ 
fiheit“ durch — die Sozialdemokraten zu zetern. Der $ 1 des Geſetzes ſchließt 
Reichsländer vom Vereinsrecht aus, ein Umſtand, der mit verdoppelter 
zucht die Bergarbeiter trifft, unter denen ſich Zehntauſende ausländiſche 
beiter befinden. Der Generalſekretär des chriſtlichen Bergarbeitergewerk⸗ 
eins, Herr Abgeordneter Behrens, ſtimmte gegen die den Gewerkſchaften 
enftigen ſozialdemokratiſchen und zentrümlichen Verbeſſerungsanträge und 
(b dem § 1 in der Faſſung der Blockparteien ſeine Zuſtimmung. Ein An⸗ 
1g Trimborn und Genoſſen, der dem § 3a! eine Faſſung geben wollte, die 
1 Gewerkſchaften nicht als „politiſche“ Vereine rubrizierte, wurde auch von 
ahrens abgelehnt! Zu dem Antrag, einen § 40 einzufügen, der den Bundes⸗ 
ſaten mit einem freieren Vereins⸗ und Verſammlungsgeſetz dieſes ſichern 
alte, enthielt ſich Behrens der Abſtimmung, obgleich dieſer Antrag wenigſtens 
n Arbeiterverbänden in Süddeutſchland vor den ſchlechteren Beſtimmungen 
s jetzigen Reichsvereinsgeſetzes Schutz gewähren wollte. Ferner enthielt ſich 
err Behrens des Votums, als zum § 10 ein Zentrumsantrag zur Abſtim⸗ 
ung kam, der die Gewerkſchaften nicht der Feſſel des Jugendlichen⸗Paragraphen 
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| Ich halte mich wegen der befferen Nachkontrolle der ſtenographiſchen Berichte an die 
aragraphierung der Kommiſſionsbeſchlüſſe. 
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unterwerfen wollte. Als darauf abgeſtimmt wurde über den Paragraph 
ſelbſt, da ſtimmte Herr Behrens — dagegen, mit uns! Er lehnte einen Ve. 
beſſerungsantrag ab, aber auch den eigentlichen Paragraphen! a 

Es muß allerdings gejagt werden, daß die Abſtimmung über den 9 * 
am Montag den 6. April ſtattfand, während ſchon am Sonnabend den 4. Apr 
Herr Behrens für den Sprachenparagraphen 7 in der entſcheidenden zweit 
Leſung geſtimmt hatte! Was innerhalb dieſer zwei Tage mit dem Bergarbeite 
ſekretär Behrens vor ſich gegangen iſt, kann man nur vermuten. Frappaı 
iſt jedenfalls, daß er noch am 4. April für den bösartigſten Paragraphen d 
ganzen Geſetzes ſtimmte, ſich ſchon am 6. April gegenüber mindergefährlicher 
Paragraphen enthaltend oder ablehnend verhielt. Am 5. April rühmte fi 


zweiten (entſcheidenden) Leſung ſtimmt Behrens gegen die den Wünſchen den 
gewerkvereinschriſtlichen Petenten entſprechenden ſozialdemokratiſchen und zen 
trümlichen Verbeſſerungsanträge oder enthält ſich des Votums. Dennoch ſprich 
ihm hinterher der „Geſamtausſchuß“ das „Vertrauen“ aus, das „Beſte für 
die Gewerkſchaftsbewegung“ gewollt zu haben! 4 

Keine Berufsgruppe beſitzt ſo viele ausländiſche und fremdfprachige An⸗ 
gehörige wie die der Bergarbeiter; allein im Ruhrgebiet beläuft ſich ihre Zahl 
auf über 100000. Es iſt eine der ſchwierigſten und bedeutungsvollſten Auf 
gaben der Bergarbeiterverbände, gerade die von den Werksagenten heran⸗ 
gelockten Ausländer und Fremdſprachigen zu gewinnen. Das weiß Herr Behrens 
beſſer wie irgend ein anderer Abgeordneter, der für die 88 1 und 7 geſtimmt 
hat. Trotzdem gab Behrens den Paragraphen in der entſcheidenden zweiten 
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ng ſeine Zuſtimmung. Dazu ſchrieb das Organ des chriſtlichen Bergarbeiter⸗ 
ſerkvereins, der „Bergknappe“ am 18. April: Der Generalſekretär Behrens 
0 ſich in Widerſpruch zu ſeinen gewerkſchaftlichen Pflichten geſetzt, 
hätte Rückſicht auf die Gewerkſchaftsbewegung nehmen müſſen, deswegen 
a die Mitglieder empört: ö 

„Unſere Mitglieder können nicht dulden, daß Beamte, die von ihnen angeſtellt 
„damit ſie in der Bewegung für ihre Intereſſen eintreten, außerhalb der 
werkſchaften auf politiſchem Gebiete mit an dem Strick drehen, an 


ı man unjere Bewegung aufhängen kann.“ 


Das iſt ein Satz, dem jeder Gewerkſchaftler zuſtimmen muß! Auch die 
ibelſte gewerkſchaftliche Neutralität muß doch darauf drängen, daß Gewerk- 
‚ftsmitglieder ſich im Gewerkſchaftsſinne verhalten, wenn fie als Partei⸗ 
tiker zu Entſcheidungen über Geſetze aufgerufen werden. Stets und 


werkſchaftspflicht bewußt ſein, ſie erfüllen. Wenn ihm das im 
hmen der Partei, der er angehört, nicht möglich iſt, dann be— 
iſt dies nur, daß die Intereſſen dieſer Partei ſich nicht mit denen 
Gewerkſchaften reſpektive der Arbeiter decken! 

Trotz der entſchiedenen Abſchüttelung des „Gewerkſchaftsvertreters“ Behrens 
ich den „Bergknappen“ hat am 25. April der Vorſtand des chriſtlichen Berg⸗ 
eitergewerkvereins ſeinen Generalſekretär Behrens der weiteren Anſtellung 
würdig erachtet! 5 N 
Will man den „Fall Behrens“ und die ſich hieran ſchließenden, total wider⸗ 
chenden gewerkvereinschriſtlichen Außerungen ſachlich würdigen, dann muß 
in ſich die glatte Unmöglichkeit der von dieſer Gewerkſchaftsgruppe propa- 
ten „parteipolitiſchen Neutralität“ vorſtellen. 

Urſprünglich als eine „harmonieduſelige“ Arbeiterorganiſation gedacht, ſind 
ſchriſtlichen Gewerkvereine bald mehr nach links gerückt. Sie ſtanden 1900 
Begriff, ſich unabhängig von der Parteipolitik ihrer bürgerlichen Inſpira⸗ 
in zu machen. („Die Sozialdemokraten ſoll bekämpfen, wer ſie gezüchtet 
% Das veranlaßte die bekannten Kundgebungen der katholiſchen Kirchen⸗ 
ten (Fuldaer Paſtorale uſw.) gegen die auf dem Frankfurter Kongreß von 
ſesberts und Genoſſen entwickelten Neutralitätsgedanken. Von da an ver⸗ 
hefte ſich wieder der Ton der Gewerkvereinsorgane gegen die Sozialdemo—⸗ 
die. Nur gegen ſie dürfe keine parteipolitiſche Neutralität geübt werden. 
mit war gerade die in Arbeiterfragen unbedingt zuverläſſige politiſche Partei 
ſemt. Das trat auffallend bei den letzten Reichstagswahlen in Erſcheinung, 
gewerkvereinschriſtliche Agitatoren für Zentrum, Nationalliberale, Anti⸗ 
iten und Konſervative gegen ſozialdemokratiſche Arbeiterkandidaten auftraten. 
Gewerkvereinspreſſe hat über den Mandatsverluſt der Sozialiſten gejubelt, 
ſei nun die „Bahn frei für fortſchrittliche Arbeiterpolitik“. Die antiſozia⸗ 
ſche Wahlpropaganda war nicht ſpontan entſtanden, ſondern längſt vorher 
lusſicht genommen. Am 6. Oktober 1906 wurde auf der Landeskonferenz 
ſächſiſchen Konſervativen mitgeteilt, die chriſtlichen Gewerkvereins— 
treter hätten den Konſervativen Hilfe bei den kommenden Wahlen an⸗ 
loten! Alſo ſelbſt den verbiſſenſten Gegner einer fortſchrittlichen Arbeiter⸗ 
litik halten die Gewerkvereinler der Wahlunterſtützung für würdig! Im 
zarrevier agitierten evangeliſche Gewerkvereinsſekretäre für die Reichstags⸗ 
1907-1908. II. Bd. 18 
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kandidaten der ſaarabiſchen Scharfmacher gegen Zentrum und Sozialdemok 
Im Ruhrrevier bemühten ſich katholiſche und evangeliſche Gewerkverein 
vertreter, ſtatt eines ſozialdemokratiſchen Arbeitervertreters einen Kandidat 
der nationalliberalen Zechen⸗ und Hüttenpartei in den Reichstag zu bringe 
Wo es ſich ſo traf, da traten die katholiſchen Gewerkvereinsangeſtellten (ein 
7s aller Angeſtellten) gegen Nationalliberale und Freiſinnige für die Zentrum 
kandidaten ein, verſichernd, das Zentrum ſei die gewerkvereinsfreundlich 
Partei, während im ſelben Kreiſe evangeliſche Gewerkvereinler das Zenter 
als eine „antinationale“ Partei mit Kulturkampfphraſen berannten. Was d 
für eine „taktiſche“ Verwirrung im „chriftlichnationalen Gewerkvereinslagen 
hervorrufen mußte, iſt leicht zu begreifen. Um den reſpektiven bürgerlich 
Parteien zu dienen, mußten ſich die Gewerkvereinsagitatoren in der Wahlze 
gegenſeitig die arbeiterfreundliche, nationale Geſinnung beſtreiten. „ 
Nach der phantaſtiſchen „gewerkſchaftsneutralen“ Auffaſſung der Gewer 
vereinsagitatoren iſt man „parteipolitiſch neutral als Gewerkſchaftler“, wen 
man allen politiſchen Parteien, nur nicht der Sozialdemokratie, Wahlhil 
angedeihen läßt. Was auch die bürgerlichen Parteien gegen die Arbeite 
intereſſen ſündigten, was auch für Gegenſätze zwiſchen den bürgerlich-parte 
politiſchen Intereſſengruppen beſtehen, die Gewerkvereinsagitatoren verſicher 
jeder bürgerlichen Partei könnten ſich Gewerkſchaftsvertreter unheſchaſf an 
Pflichten als Gewerkſchaftler anſchließen. | 
Diefe völlige Verkennung der parteipolitiſchen Kämpfe als Streitigkeit 
zwiſchen Intereſſenvertretungen mußte den Zuſtand der Zerfahrenheit im g 
werkvereinschriſtlichen Lager zeitigen, dem der „Fall Behrens“ entſproſſen 
Man höre nur, wie ſich in jenen Köpfen die „Gewerkſchaftsneutralität“ ma 
„Die durch die Stellungnahme des Abgeordneten Behrens zum Vereins ſe 
aktuell gewordene Frage: „Iſt ein aus den Gewerkſchaftskreiſen hervorgegangen 
Abgeordneter für ſein Verhalten in den Parlamenten den Gewerkſchaften vera 
wortlich? iſt für alle Zukunft eine Prinzipienfrage. Will man an dem Grund 
ſatz der politiſchen Neutralität feſthalten, ſo müſſen wir dieſe u | 
auf alle Fälle verneinen!“ 


Dieſe Sätze finden ſich in der Herrn Behrens naheſtehenden „Weſtdeutſch 
Zeitung“ vom 24. April 1908. Und im „Reich“ ſchrieb, nachdem Herr ij 
fein Vertrauensvotum erhalten, der Herr Lizenziat Mumm: 5 

„Die verfaſſungsmäßige Freiheit der Abgeordneten bei ihre Al 
ſtimmung muß von jedermann, auch von den Gewerkſchaften geachtet werd 
Die politiſche Neutralität ſchließt nicht aus, daß man über die Grundfragen d 
Arbeiterbewegung Beſchlüſſe faßt, die Abſtimmung im Reichstag aber, b 
der taktiſche ſowie parteipolitiſche Fragen mitſprechen, muß frei ſein 


Damit wäre allerdings dem gewerkſchaftlich organiſierten Parlamentsmit 
der vollkommenſte Freibrief ausgeſtellt. Was dieſer Abgeordnete in ſein 
Weisheit für gut befände, dürfte er tun, ohne von feiner Gewerkſchaft 3 
Rechenſchaft gezogen zu werden, ſeien es auch die gewerkſchaftsfeindlichſt 
Handlungen. Wenn ein Gewerkſchaftsangeſtellter ſich als Parteimann d 
ſchlimmſten Scharfmacherfraktion angliedert, mit ihr Zuchthausgeſetze geg 
die Gewerkſchaften beſchließt, ſo könnte ihn nach der Anſicht der gewerkſchaf 
lichen Neutralitätspolitiker à la Mumm die Gewerkſchaft deswegen nicht zu 
Rechenſchaft ziehen. Die faktiſche Unmöglichkeit einer ſolchen „Neutralität 
liegt auf der flachen Hand. Was man ſich ſuperklug vermißt, den Ae 
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(3 „ſtrenge parteipolitiſche Neutralität der Gewerkſchaften“ aufzureden, läuft 
cf nichts anderes hinaus, als auf die Duldung auch einer Strangulierung 
de Gewerkſchaften durch „Gewerkſchaftsvertreter“. Wer eine ſolche „Neutralität“ 
f: möglich hält, ſteht dem Arbeiterempfinden weltfremd gegenüber. Freilich 
ft der „chriſtliche Geſamtausſchuß“ ſein Mitglied Behrens verteidigt, indeſſen 
das „Vertrauensvotum“ eine Zwangsgeburt der gewagteſten Art. Wenn 
och ſeine Ausſchuß⸗ und Vorſtandskollegen Herrn Behrens nicht fallen ließen, 
ds Votum würde ganz anders lauten, wenn man die im Induſtriejoch 
kichenden Mitglieder des Gewerkvereins chriſtlicher Bergleute zur Urabſtimmung 
ger Behrens aufriefe. Daß die Beteiligten dies wiſſen, iſt aus der „Weſt⸗ 
ditſchen Arbeiterzeitung“ (M.⸗Gladbach) zu entnehmen, die in ihrer Nummer 
ım 2. Mai 1908 dem Falle Behrens die genießbarſte Seite abzugewinnen 


t chtet, jedoch zu dem Schluſſe kommt: 
„Ein Fall Behrens iſt nur einmal möglich. Dem Vorhaben der Leitung des 


(ſamtverbandes der chriſtlichen Gewerkſchaften zufolge wird auch dafür Fürſorge 
groffen werden, daß der erſte derartige Fall auch der letzte geweſen iſt.“ 


Soll das „Vorhaben“ ausgeführt werden, dann würde dies eine totale 
ehwenkung der chriſtlichen Gewerkvereinspolitik gegenüber den politiſchen 
rteien bedeuten! Wie ſtünde es dann aber mit der von den antizentrüm⸗ 
lien Gewerkvereinsſtrategen geſtellten „Prinzipienfrage“? Sie iſt nicht ohne 
Cund ſo geſtellt, ſondern kann in ſehr reale Beziehungen zu früheren Vor⸗ 
kUmniſſen in der Gewerkvereinsbewegung gebracht werden. Tatſächlich iſt 
der Fall Behrens nicht der erſte ſeiner Art. Er hatte Vorgänger, die nicht 
maiger gegen die Arbeiterintereſſen gerichtet waren, nur nicht in fo prononzierter 
Irm ſich dem öffentlichen Urteil aufdrängten wie der Fall Behrens, weil ſich 
9 auch die Zentrumspreſſe zur Charakteriſierung der Blockpolitik herausgriff. 
Wie haben ſich denn zur Zeit der Zolltarifdebatten die Zentrums⸗ 
gverkvereinsführer benommen? Zuerſt find die meiſten, Giesberts, 
Luft und Schiffer voran, innerhalb der Gewerkvereine für die agrariſche 
Wensmittelzollpolitik tätig geweſen; haben ſodann, als ihnen aus den 
men Reihen heftige Oppoſition (Wieber uſw.) erwuchs, die Zollfragen 
lzerhand zu einer — „ungewerkſchaftlichen Angelegenheit“ erklärt. Es wurde 
en Gewerkvereinsverſammlungen die Zollfrage verpönt, womit den Agrariern 
wiigſtens paſſive Unterſtützung zuteil wurde. Alle Widerſprüche auch aus 
inen Reihen gegen die arbeiterſchädigenden Folgen der agrariſchen Politik 
den die Zentrumsgewerkvereinsführer mit Redensarten beantwortet, die in 
d konſervativ⸗klerikal⸗agrariſchen Zöllneragitation gebräuchlich find. Heute 
uſſen auch die Gewerkvereinsorgane eine Nahrungsmittelverteuerung durch 
di Zölle und Grenzſperren zugeben. Die Gewerkſchaftsmitglieder find um 
0 alle Früchte ihrer erfolgreichen Lohnbewegungen gebracht. Die betreffen⸗ 
(Zentrumsgewerkvereinsführer haben während der Zolltarifkampagne „als 
Pitiker“ anders gehandelt, wie fie „als Gewerkſchaftler“ hätten handeln 
nijen. Genau wie die Behrensparteiler jetzt jagen, die Gewerkſchaft dürfe 
hn Vertreter für ſeine parteipolitiſchen Handlungen nicht zur Rechenſchaft 
den, jo haben vor ſechs Jahren die Giesberts, Bruſt, Schiffer uſw. ſich 
degen verwahrt, für ihre von einer großen Zahl ihrer Organiſationskollegen 
en. argrariſchen Zollpropaganda der Gewerkſchaft Rechenſchaft ablegen 
umüſſen. 
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Gleichfalls in der Berggeſetzangelegenheit hat der Fall Behrens Vo 
gänge gehabt. Die Zentrumspartei verſicherte nach dem großen Bergarbeiter- 
ſtreik 1905 heilig und teuer, die Bergarbeiterforderungen kräftig im Parlament 
vertreten zu wollen, zum mindeſten die Regierungsvorlage zu akzeptieren, 
nicht weniger. Um ſo größer war die Überraſchung der zentrumstreuen Berg 
arbeiter, als die Landtagsfraktion des Zentrums doch das total verhunzte 
konſervativ⸗nationalliberale Kompromißprodukt einſtimmig annahm!! „Steine 
ſtatt Brot!“ ſeien dadurch den Bergarbeitern gegeben, ſchrieb damals der 
„Chriſtliche Bergknappe“. Er bat das Herrenhaus, das verhunzte Geſetz ab: 
zulehnen, weil andernfalls auf viele Jahre hinaus der Weg zu einem Reichs 
berggeſetz verſperrt ſei. Das Herrenhaus nahm ſelbſtredend das ſchlechte 
Geſetz an — und ſchon wenige Wochen ſpäter, anläßlich der Eſſener Reihe 
tagserſatzwahl, agitierten die betreffenden Gewerkvereinsführer nicht nur ſtramm 
für die Zentrumspartei, ſondern bemühten ſich, die Berggeſetzuovelle mit ziemlich 
denſelben Redensarten zu beſchönigen, die einige Zeit vorher von denſelben 
Leuten als Verlegenheitsausreden zurückgewieſen worden waren! 5 

Mit der zweiten Berggeſetznovelle (1906), das Knappfſchaftsweſen betreffend, 
hängt ein Vorgang zuſammen, der allein ſchon begreiflich macht, warum die 
dem Zentrum angehörenden Gewerkvereinsführer den Herrn Behrens nicht in 
die Wüſte ſchickten. Auch das Knappſchaftsgeſetz iſt vom preußiſchen Drei⸗ 
klaſſenparlament verſchandelt worden. Die Bergarbeiter aller Richtungen 
forderten dringend Ablehnung des verhunzten Geſetzes. Der chriſtliche Ge 
werkvereinsvorſtand beſchloß ſchließlich, allen arbeiterfreundlichen Landtags: 
abgeordneten die Ablehnung des Geſetzes zu empfehlen, wenn darin nicht 
mindeſtens das geheime Alteſtenwahlrecht und das aktive und paſſive Wahl 
recht der invaliden Mitglieder vorgeſchrieben würde. Eigens wurde eine aus 
den Gewerkvereinsmitgliedern Effert, Imbuſch, Inkmann und Berger 
beſtehende Deputation nach Berlin entſandt, um im Sinne des Gewerkvereins 
vorſtandsbeſchluſſes zu wirken. Wir haben nicht anders gewußt, als daß dil 
Deputation in Berlin den Gewerkſchaftsbeſchluß konſequent vertreten, da‘ 
heißt zur Ablehnung des Geſetzes geraten habe. Es iſt bekanntlich an 
genommen worden, auch wieder einſtimmig von der Zentrumsfraktion! Hernack 
wurden Proteſtreſolutionen von Bergarbeiterverſammlungen, auch ſolche dei 
chriſtlichen Gewerkvereins, beſchloſſen. Offentlich und privatim ſagte man uns 
die Gewerkvereinsdeputation (fie beſtand nur aus Zentrumsanhängern!) habe 
der Zentrumsfraktion die Geſetzesablehnung empfohlen. Mit einem Male 
iſt das Gegenteil behauptet worden von einem Manne, der, wenn er auck 
nicht ſelbſt im Landtag dabei war, durch ſeine genau unterrichteten Fraktions 
kollegen doch erfuhr, was ſich ſeinerzeit zugetragen hat. Anläßlich der an 
16., 17. und 18. Januar 1908 ſtattgefundenen Reichstagsdebatte über di 
Knappſchaftskaſſenreform hielten wir dem Zentrum vor, es habe im preu 
ßiſchen Landtag gegen den Willen auch der ihm anhängenden Bergleute dat 
Geſetz akzeptiert. Darauf erklärte der Abgeordnete Giesberts zwei 
mal, die Gewerkvereinsdeputation habe der Zentrumsfraktion 
doch geraten, das Geſetz anzunehmen! Als dieſe Enthüllung begreiflicher 
weiſe wie ein Donnerſchlag im Grubenverein einſchlug und die bis dahin 
anders berichteten Bergarbeiter Rechenſchaft forderten, hat der Abgeordnet 
Giesberts in einer Zentrumsparteiverſammlung in Barbeck am 23. Februa 
eine Rede gehalten, die er und ſeine Freunde wohl als eine Zurücknahm 
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einer Behauptung im Reichstag gedeutet wiſſen wollen; aber obgleich min— 
seftens zweimal im Reichstag ſelbſt Giesberts die Gelegenheit hatte, dort, 
vo er ſeine Behauptung vorbrachte, fie auch zurückzunehmen, hütete er ſich, 
auf die freilich ſehr heikle Sache zurückzukommen! Das Deputationsmitglied 
Imbuſch hat begreiflicherweiſe erklärt, die Zentrumspartei habe ſich „den 
Dank der Bergleute erworben“ mit der Annahme des Geſetzes — deſſen Ab— 
ehnung der Gewerkvereinsvorſtand forderte im Arbeiterintereſſe —, was be— 
eugt, daß Imbuſch parteipolitiſch verteidigt, was er als Gewerkſchaftler zur 
Üblehnung empfohlen haben will. In klaſſiſcher Form hat der Deputations⸗ 
ührer Effert den Schlüſſel zur Löſung des „Rätſels“ gegeben, indem dieſer 
Bewerkvereinsſekretär in einer Verſammlung in Bochum am 9. Februar 1908 
agte: als Politiker habe er die Haltung des Zentrums (Annahme 
des verhunzten Knappſchaftsgeſetzes) begründet gefunden, als Gewerk— 
chaftler habe er das Geſetz abgelehnt!!! Das iſt ganz der „Fall“ des 
Herrn Behrens! | 
Damit war natürlich von vornherein die „gewerkſchaftsneutrale“ Recht: 
ertigung des Falles Behrens gegeben, der ſich knapp zwei Monate ſpäter 
ereignete. Darum haben denn auch die Behrensblätter unverblümt gedroht, 
je würden, wenn Behrens „fliege“, der Öffentlichkeit unterbreiten, was für 
Sachen ſich im Zentrumslager anläßlich der Beratung der Berggeſetz— 
zovellen ereigneten! Der „Evangeliſche Arbeiterbote“ vom 23. April 1908 
chreibt: Damals habe die Zentrumspreſſe „Vernunftgründe zur Stelle“ gehabt, 
um die Annahme der Knappſchaftsnovelle zu rechtfertigen, „obgleich durch 
bieſes Geſetz Tauſende von Bergarbeiter entrechtet wurden“. Jetzt 
volle man über Behrens richten, der „eine praktiſche erfolgreiche Arbeiter— 
holitik getrieben, wie in früheren Jahren das Zentrum!“ Durch 
die Drohung, die Zentrumsſünden gegen die Arbeiter aufzudecken, wurde die 
Zentrumspreſſe zurückgeſcheucht — und die Zentrumsgewerkvereinsführer, 
denen die angerühmten Zentrumsſünden nicht nur bekannt find, ſondern zum 
Teil mit zur Laſt fallen, weil die betreffenden Gewerkvereinsführer ſtets leb— 
haft die Zentrumspolitik verteidigt beziehungsweiſe beſchönigt haben, ſie ſehen 
ich genötigt, Herrn Behrens zu exkulpieren. Entweder — oder! Was den 
Zentrums parteigängern im chriſtlichen Gewerkverein geſtattet worden war, 
das durfte man nun Herrn Behrens nicht als unverzeihlich ankreiden, wenn 
nan die „Neutralität“ wahren wollte, das heißt eine „Neutralität“, die dem 
Bewerkvereinsvertreter erlaubt, je nach dem parteipolitiſchen Hausbedarf mit 
den Gewerkſchaftsgegnern und ſozialpolitiſchen Rückſchrittlern zu paktieren. 

Anlängſt hat der Generalſekretär Behrens vom chriſtlichen Bergarbeiter— 
gewerkverein ausgerechnet den nationalliberalen Zechen- und Hüttenbeſitzern 
An Ruhrgebietsmandat für den Reichstag angeboten! Das Organ des 
Bergarbeitergewerkvereins dagegen erklärte wiederholt, dem „konſervativen 
Klüngel“ und „nationalliberalen Scharfmachern“ hätten die Bergarbeiter die 
tale Verhunzung der Berggeſetze zu verdanken. Für die bevorſtehenden 
breußiſchen Landtagswahlen fordert der „Bergknappe“ die Aufſtellung 
don bergbaukundigen Arbeiterkandidaten, eventuell müßten ſich die Berg⸗ 
arbeiter Anerkennung ihrer Kandidaten „erzwingen“! Zur ſelben Zeit prokla— 
ſnieren die Stöckerparteiler im Ruhrgebiet unter Führung des Abgeordneten 
und Bergarbeiterſekretärs Behrens für die Landtagswahl einesteils Stimm: 
enthaltung (indirekte Unterſtützung der nationalliberalen Werksbeſitzerkandi— 
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daten), andernteils treten fie für die Kandidatur eines Aſſociss des bekannter 
Grubenmagnaten Stinnes, des Bergwerksbeſitzers Kommerzienrat Küchen 
ein! Die „gewerkſchaftliche Neutralität“ ſoll ſich alſo mit der direkten und in 
direkten Unterſtützung von Kandidaten vertragen, die ihrer ſozialen Stellung 
entſprechend zu den hartnäckigſten Gegnern der Arbeiterforderungen gehören 
Obendrein haben die Nationalliberalen im Ruhrgebiet in brüsker Weiſe der 
um Berückſichtigung bittenden evangeliſchen Arbeiter- und Gewerkvereinlern 
erklärt, eine Arbeiterkandidatur zum Landtag könne nicht genehmigt werden 
weil — kein evangeliſcher Arbeiter vorhanden ſei, der den nationalliberaler 
Parteianſprüchen entſpräche! Das heißt doch, ein intelligenter Arbeiter kam 
kein nationalliberaler Parteigänger ſein. Demzufolge muß ſich erſt recht ein 
Gewerkſchaftsvertreter der nationalliberalen Partei gegenüber ſtreng ablehnend 
verhalten. Wir wiſſen, daß trotzdem „chriſtlichnationale“ Gewerkvereins 
agitatoren von wegen der „parteipolitiſchen Neutralität“ den nationalliberaler 
Scharfmacherkandidaten Wahlhilfe leiſten, lieber ihnen als zuverläſſiger 
Arbeitervertretern zum Parlamentsmandat verhelfen. 1 

Die Zentrumspartei beſaß im engeren Ruhrgebiet kein Landtags 
mandat, alle befanden ſich im nationalliberalen Beſitz. Nur im noch ſtar 
ländlichen Kreiſe Recklinghauſen gehörten beide Mandate dem Zentrum. Dor 
hat es entgegen dem Willen der gewerkvereinschriſtlichen Bergarbeiterführe 
auch wieder Herrn Bruſt aufgeſtellt, dem der „Bergknappe“ das Zeugni 
ausſtellt, arbeiterſchädigender gehandelt zu haben wie ein Zechenvertreter 
Auch die Zentrumspartei brüskiert die ihr noch anhängenden Arbeiter. Sowei 
uns bekannt, iſt bisher vom Zentrum noch in keinem ihm ſicheren rheiniſch 
weſtfäliſchen Landtagskreis ein organiſierter Bergarbeiter aufgeſtellt worden 
ausgenommen Aachen, wo der Bergarbeiterſekretär Imbuſch kandidiert. Wem 
das Zentrum wollte, könnte es ſeinen Anhängern unter den Bergarbeitern ein 
Anzahl Landtagsmandate ſicher verſchaffen. Wieder ſtellt es ſich heraus, daf 
die bürgerlichen Parteien ohne Ausnahme von den Arbeitern Wahlhilfe ohn 
Anerkennung der Arbeiterforderungen heiſchen und ſich die chriſtlich organ 
ſierten Induſtriearbeiter nur als Wählertruppen gefallen laſſen. Ihnen wir 
„gewerkſchaftspolitiſche Neutralität“ bis zur Selbſtentmannung zugemutet. Si 
ſollen ruhig zuſehen, wie ſich ihre Angeſtellten als Parteipolitiker mit Gewerk 
ſchaftsfeinden und Gegnern des Reichstagswahlrechtes zuſammentun, ſie jolle 
nicht einmal das Recht haben, dieſe Leute zur Rechenſchaft zu ziehen, vor 
wegen der „gewerkſchaftlichen Neutralität“. Wohin das ſchon führte, daft 
iſt der Fall Behrens ein lehrreiches Schulbeiſpiel. Er muß ſich wiederholen 
wenn der Boden bleibt, auf dem er gedieh. Soll er ſich nicht wiederholen 
dann bedarf es eines radikalen Bruches mit derjenigen „neutralen Taktik“ 
die den „chriſtlichnationalen“ Arbeitern glauben machen will, ausgerechne 
die Sozialdemokratie ſei „arbeiterfeindlich“, dürfe nicht unterſtützt werden. 

Wir Gewerkſchaftler in der ſozialdemokratiſchen Reichstagsfraktion ſind nich 
einen Augenblick in Gewiſſenskonflikte über unſere Stellung gegenüber den 
Reichsvereinsgeſetz und anderen arbeiterpolitiſchen Vorlagen gekommen. Unjer 
gewerkſchaftlichen Anſichten deckten fich ſtets mit unſeren partei 
politiſchen Anſchauungen! Sonnenklar hat ſich gezeigt, daß, wenn ei 
gewerkſchaftlich organiſierter Abgeordneter nicht in Widerſpruch mit ſich un 
feiner Gewerkſchaftspflicht kommen will, er fi) nur in der ſozialdemokra 
tiſchen Partei betätigen kann! Die Gewerkſchaftsneutralität iſt von un 
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e anders aufgefaßt worden, als daß wir den Organiſationsmitgliedern kein 
irteipolitiſches oder religiöſes Bekenntnis aufzuzwingen, aber ſie auf die 
irteipolitiſchen Kämpfe hinzuweiſen haben, ſie zur parteipolitiſchen Tätigkeit 
ßerhalb der Gewerkſchaft auffordern müſſen, wobei es den Parteiorganen 
ſerlaſſen bleiben muß, zu tun, was zur Gewinnung und Feſthaltung von 
nhängern getan werden muß. Zuverſichtlicher wie je zuvor dürfen wir heute 
gen: jeder gewerkſchaftlich organiſierte Arbeiter wird dann erkennen müſſen, 
ß er lediglich in der Sozialdemokratie ſeine politiſche Vertretung beſitzt. Der 
nze „Fall Behrens“ und ſeine Vorgänger find ja nur aus der Unmöglichkeit 
tſtanden, im Schoße der Parteien, die auf bürgerlich⸗kapitaliſtiſche Intereſſen 
rpflichtet find, konſequente Arbeiterintereſſenpolitik treiben zu können. Beſten⸗ 
13 kommt nur ein Kompromiſſeln heraus, bei dem die Arbeiter ſtets mehr 
‚er weniger die Geprellten ſind. | 
Es liegen zahlreiche Beweiſe dafür vor, daß der Druck der Mitgliedermaſſen 
e Gewerkvereinsführung nach links drängt, während dieſe ſich parteipolitiſch 
ich rechts verpflichtet haben. Wenn man hört, daß in chriſtlichen Gewerk⸗ 
reinsverſammlungen geſagt wird, die „Sozialdemokraten fordern noch viel 
wenig“, in chriſtlichen Gewerkvereinszeitungen Auslaſſungen lieſt, die folge⸗ 
tig auf die Befürwortung einer ſelbſtändigen Arbeiterpartei hinaus⸗ 
ufen, dann weiß man, wo das Schiff ſchließlich landen wird, mögen die 
teuermänner wollen oder nicht. Die Zuſpitzung der wirtſchaftlichen 
egenſätze insbeſondere in der Großinduſtrie radikaliſiert auch 
e „chriſtlichnationalen“ Arbeiter! Das wird auch eine noch ſo geſchickt 
vierende Führung nicht verhindern. 

Wohin das Schiff treibt? Am 6. April dieſes Jahres geſtand der Zentrums⸗ 
‚geordnete und Gewerkvereinsführer Giesberts im Reichstag ein, wenn 
ut der 43 noch die 79 ſozialdemokratiſchen Abgeordneten im Hauſe ſäßen, 
würde kein Ausnahmegeſetz gegen die gewerkſchaftliche Arbeiterbewegung 
ſtande kommen! Das heißt, je ſtärker die ſozialdemokratiſche Vertretung in 
n Parlamenten, um ſo beſſer für die Gewerkſchaften. In dieſem Sinne 
ſteht allerdings das Wort Bömelburgs zu Recht: „Sozialdemo— 
atie und Gewerkſchaften ſind eins!“ Heute mehr wie zur Zeit, als das 
sort geprägt wurde. Der „chriſtlichnationale“ Gewerkvereinsführer Giesberts 
t direkt, der Fall Behrens hat indirekt Zeugnis dafür abgelegt. 
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Die dualiſtiſche Weltanſchauung des Klerikalismus verläuft auf politiſchem 
ebiet in einen Dualismus der Moral, der das ſittliche Empfinden des 
odernen Menſchen durchweg recht unſympathiſch berührt. Von der Ver 
mgenheit ganz zu geſchweigen: nach wie vor verwertet die klerikale Agitation 
e Lehren und Vorausſetzungen des Modernismus und nicht minder ihre 
erurteilung durch den Papſt, nach wie vor preiſt ſich das Zentrum als einen 
ort des allgemeinen, gleichen, geheimen und direkten Wahlrechtes und geht 
gleich daran, die Macht der Konſervativen im preußiſchen Landtag, der 
immigſten Gegner des Reichstagswahlrechtes, zu ſtärken. Würde eine ſozia⸗ 
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liſtiſche Fraktion ſich ähnlicher reaktionärer Winkelzüge ſchuldig machen, 
fegte ſie der ſpontane Proteſt aus der Maſſe der Partei von der Bildfläch 
Das klerikale Gefolge hingegen, ſelbſt die chriſtliche Arbeiterſchaft, nimmt je 
Taktik widerſpruchslos, gewiſſermaſſen als etwas Selbſtverſtändliches hin. M 
geſichts ſolcher Erſcheinungen iſt es nun mit einer wenn auch noch job 
rechtigten moraliſchen Verurteilung und dem meiſt übel angebrachten Hinwe 
auf die Stupidität der chriſtlichen Arbeiter nicht getan. Dinge, die offenbe 
in der dualiſtiſchen Natur der gegneriſchen Ideologie wurzeln, wollen di 
allem erklärt fein. In der Tat iſt erſt aus dem geſchichtlichen Weſen dı 
Dogmatismus die Zwieſpältigkeit des Klerikalismus und die doppelzüngig 
Taktik des Zentrums voll zu verſtehen. 1 

Das Chriſtentum kam als proletariſche Klaſſenbewegung in die Welt. En 
ausgeſprochene Bettlerphiloſophie, fußte es auf dem Kommunismus des G 
brauchs. Durch Sammlung von Almoſen und die Gewinnung reicher Mi 
glieder, die ihr Vermögen in die gemeinſame Kaſſe ſchoſſen, ſollte für de 
Kreis ſeiner Anhänger die ſoziale Frage gelöſt werden. Zunächſt auf d 
jüdiſche Geſellſchaft berechnet, erforderte bei der geringen Zahl von Reiche 
die ſich ihm anſchloſſen, die Speiſung aus dem Bettel ein immer größer 
Wirkungsfeld. Hatte die junge Bewegung die chiliaſtiſchen Strömungen d 
Zeit energiſcher als eine der vielen anderen Sekten aufgegriffen, die The: 
maturgie entſchiedener in ihren Dienſt geſtellt, ſo ward der Chiliasmus hi 
wiederum ein mächtiger Hebel, die nationale Beſchränkung zu durchbreche 
die Bewegung auf univerſale Baſis zu ſtellen. Je weiter jedoch der Rahme 
um ſo unzulänglicher das Prinzip des Bettels, des Almoſens. Da erfuhr de 
Chriſtentum durch die Miſſion des Paulus jene Modifikation, die es z 
Weltreligion befähigte. Paulus behielt Chiliasmus und Bettel bei; ab 
daneben betonte er ſcharf die Notwendigkeit des Erwerbes durch eigene Arbe 
Damit ſchuf er eigentlich erſt die materielle Baſis einer dauerhaften Orgar 
ſation, ſo erſt konnten in Anlehnung an die Eranen und Thiaſen e 
einigungen von Sklaven und verarmten Freien zu gegenſeitiger Unterſtützm 
und Erholung — die einzelnen Gemeinden als geſchloſſene Korporation 
hingeſtellt und durch die Einführung ihrer gegenſeitigen Unterſtützungspflie 
in organiſche Verbindung miteinander gebracht werden. Die Gemeinſchaft d 
Heiligen als ein lebendiger Organismus der Bruderliebe und der Arbeit: de 
iſt der Grundton, welcher das Wirken des Paulus durchzieht. Zuerſt floß d 
ganze Arbeitsertrag in die Kaſſe der Gemeinſchaft. Später ward, was üb 
die Notdurft der eigenen Perſon und ihrer Angehörigen hinausging, der © 
ſamtheit zur Verfügung geſtellt. Als dann bei ſinkender Bevölkerungsziff 
mit dem Verfall der Latifundien⸗ und Sklavenwirtſchaft auch die Großbetrieb 
form hinſchwand und zumal in den Städten das freie Handwerk wieder 
Bedeutung gewann, ward die chriſtliche Gemeinſchaft aus einer täglich 
Funktion tretenden Wirtſchafterin eine in kurzen, dann längeren Period 
wirkende Armenanſtalt, die Vermögen erwarb. Damit war die Möglichti 
gegeben, daß der Verwaltungsſtab, die Hierarchie, ſich über die Gemein 
erhob, ſich zur tatſächlichen und formell rechtlichen Beſitzerin am Gemei 
ſchaftsgut emporſchwang, eine Entwicklung, die mit der bekannten Vierteilm 
des Kirchenvermögens im Zeitalter Konſtantins bereits vollendet erſcheint in 
zum Anſchluß der Geiſtlichkeit an die weltlichen Machthaber wie an die b 
ſitzenden Klaſſen führte. * 
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Seinen Gehalt an Zeremonien ſchöpfte das Urchriſtentum aus den heid- 
iſchen Kulten, die ſo wenig untergingen, daß ihre bedeutendſten, wenn auch 
1 veränderter Prägung, bis auf die Gegenwart fortleben. Und wie es die 
eidniſchen Kulte vertiefte und veredelte, jo ſchuf es in dem Grundſatz des 
denden Gehorſams und des paſſiven Widerſtandes für ſeine Zeit den Aus⸗ 
ruck der inneren, der Willensfreiheit aller Menſchen. Den Inbegriff ſeiner 
Noral aber faßte es in das Prinzip des bedingungsloſen Exiſtenzrechtes, das 
urch die Gleichheit in der Gemeinſchaft der Heiligen, die Bruderliebe und 
raktiſchen Kommunismus gewährleiſtet werden ſollte. Zunächſt diente die 
em Presbyter übertragene Stellung der Verwirklichung dieſes Zieles. Als 
doch die Hierarchie mit wachſendem Vermögen ſteigende Verfügungsgewalt 
ber das Gemeinſchaftsgut erlangte, verwandelte ſich ihre Hirtenrolle in wirt⸗ 
haftliche Superiorität, ward aus dem beſtellten Diener der Korporation der 
herr einer in Beſitzrecht ſtehenden Anſtalt. Damit drängte ſich neben die 
wiprüngliche proletariſche Gedankenreihe, die auf Willensfreiheit und kom⸗ 
nuniſtiſchem Exiſtenzrecht fußte, eine zweite, die privates Eigentum und irdiſche 
lutorität betonte. Es galt nun, beide Gedankenreihen im religiöſen Organis⸗ 
nus in Einklang zu ſetzen und zugleich der neuen Stellung der Hierarchie 
Rechnung zu tragen. Es find in der Hauptſache die Kirchenväter, welche 
tiefe Arbeit geleiſtet haben. Im gleichen Maße, wie die ſoziale. Mittlerrolle 
ger Hierarchie ſchwindet, heben ſie jene intellektuelle des Abwägens, Auslegens 
uind Verbindens der beiden Gedankenreihen hervor, ſchaffen ſie die kirchliche 
zehrgewalt. So repräſentiert die Hierarchie die Einheit der Kirche, iſt die 
Einheit eine durch die Interpretationsbefugnis der Hierarchie praktiſch ges 
zebene, und da die letztere über beiden Ideologien zu ſtehen vorgibt, für ihre 
Ausſprüche bindende Kraft beanfpruchen muß, erwächſt zur Begründung dieſer 
Stellung organiſch mit der Lehrautorität über beiden und für beide Gedanken⸗ 
reihen eine gemeinſame Grundlage des Glaubens, vertieft ſich der Kultus zu 
einem Syſtem von Dogmen. 

Wie ſich dieſe Entwicklung im einzelnen vollzog, wie ſpäter das Lehr⸗ 
gebäude zugleich mit den ſozialen Verſchiebungen ſich wandelte, ſoll bei dieſer 
Gelegenheit nicht näher dargelegt werden. Es genüge die Bemerkung, daß 
die Hierarchie die proletariſche Gedankenreihe mehr und mehr zurückdrängte, 
ohne ſie jedoch völlig überwinden zu können und auch zu wollen. Sie konnte 
es nicht, ſolange man in den Produktionsmitteln den eiſernen Beſtand für 
die Subſiſtenz ganzer Generationen von Familien erblickte und die Technik 
im Rahmen der individuellen Zwergproduktion ſteckte. Sie wollte es aber 
auch nicht. Laſſen ſich die begrifflichen Gegenſätze beider Gedankenreihen 
theoretiſch nicht ausgleichen, ſo ermöglichen ſie in der Praxis eine unendliche 
Reihe variierender Interpretationen, bei denen ſehr verſchiedene Klaſſen⸗ 
empfindungen und heterogene Klaſſenbildungen auf ihre Rechnung kommen 
können. Nur ſo lange manifeſtiert ſich in der Hierarchie die lebendige Einheit 
der Kirche, als jene Vorausſetzung ſich erfüllt und auf dem Boden der gleichen 
Dogmen verſchiedene Klaſſenideologien, verſchiedene Moral⸗ und Rechtsforde⸗ 
rungen ſich zu bewegen vermögen. Damit gewinnt die Hierarchie zugleich die 
Handhabe, die Beherrſchten an die Herrſchenden zu feſſeln oder ſie nach Be⸗ 
dürfnis gegen dieſe auszuſpielen. Die Form, in welcher Lehrautorität und 
Dogmengebäude der Kirche ſich heute darſtellen, iſt das Produkt von Kämpfen, 
welche die Hierarchie nicht nur mit den Beſitzenden gegen. die Ausgebeuteten, 
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ſondern agıch gegen die herrſchenden Klaſſen felber geführt hat. Es ergibt fi 
als Konſequenz dieſer Stellung, wenn fie, wie im Mittelalter, jo im Prinzi 
auch heute noch, das höchſte Schiedsrichteramt in Welt und Chriſtenheit 0 
anſprucht, während der Doppelcharakter der Ideologie und die ihm anhaftend 
Vielſeitigkeit der Interpretation, die ſtärkere Betonung bald der einen, bal 
der anderen Seite die Möglichkeit gewährt, ſich jeder Situation anzuſchmieger 
den Maſſen wie den Regierungen zu ſchmeicheln, ſowohl Reaktionär zu ſei 
wie den Demokraten zu ſpielen. | . 

Es bilden Züge dieſer Art nicht eigentlich ein beſonderes Merkmal de 
Katholizismus. Mehr oder minder finden ſie ſich in jeder Religion, die eine 
Geſellſchaftskörper mit differenzierten Klaſſen einheitlich zu umfaſſen ſtreb! 
Im Katholizismus freilich prägen ſich Licht und Schatten am ſchärfſten un 
konſequenteſten aus, weil er die höchſte Entfaltung der ſozialen Religion über 
haupt darſtellt. Die Gruppenenergie primitiver Geſellſchaftsſtufen richtet fie 
gegen die umgebende Natur, von der fie fich Werkzeug und Waffe erobert 
deren Produktivkräfte in Tier- und Pflanzenreich fie unterwirft, oder fie ring 
mit anderen Gruppen um die Quellen der Nahrung oder ſonſtige Gebiets 
vorzüge. Ein Ausdruck der Kräfte, die das Leben der Menſchen beherrſchen 
iſt die Religion dieſer Zeiten von tätigem Leben erfüllt, ſpiegelt ſie auf de 
Grundlage des Milieus und der Nahrungsgewinnung Kampf und Streit 
Geſchlechtsorganiſation und häusliches Leben, Werkzeugbereitung und Werk 
zeugmaterial, die zeugende Kraft in Tier und Erde, den Einfluß des Feuer: 
und die Bedeutung der Geſtirne in verſchiedenſter Miſchung und Zuſammen 
faſſung wieder. Anders die Religion der Klaſſengeſellſchaft. Das Gegenſpie 
der ſozialen Kräfte, vor denen die Naturkräfte in den Hintergrund treten 
die Ausbeutung des Menſchen durch den Menſchen, die die Geſellſchaft frühere 
Zeiten nicht oder nur in geringem Umfang kennt, hat begonnen. Die Ge 
ſellſchaft wird ein Problem und mit ihr die Frage der Gerechtigkeit. All 
Religionen, die den höheren Formen der Klaſſengeſellſchaft angehören, dreher 
ſich um den Schuldbegriff, mag man nun in Verkehrung der früheren Toten: 
verehrung den Menſchen der Seelenwanderung unterwerfen, mag man di 
Sühne an einen Ort der Qualen nach dieſer Zeitlichkeit verlegen. Stets heißt 
es, aus der Energie der verſchiedenen gegeneinander wirkenden Geſellſchafts, 
gruppen die Diagonale der Kräfte ziehen, danach die „Pfade der Gerechtig⸗ 
keit“, ein Syſtem der Moral errichten, und ſtets iſt es die Prieſterſchaft, welche 
die Sittlichkeit hütet, indem ſie das Sittliche interpretiert. Die Idee einer uni⸗ 
verſalen Moral, gebunden an den univerſalen Gottesbegriff, an ein univerſales 
Dogma und eine univerſale Prieſterſchaft — weiter kann die Religion ihre Kreiſe 
nicht ziehen; es iſt hiſtoriſch nicht die letzte, aber die vollendetſte Form des dua⸗ 
liſtiſchen Weltgedankens, die notwendige Vorſtufe einer moniftif chen Welterklärung. 

Der Proteſtantismus entſtand als religiöſer Ausdruck der anhebenden 
bürgerlichen Produktionsweiſe. Seine sola fides, die Theologie, welche die 
guten Werke abwies, indem fie ſich am bloßen Glauben zur Seligkeit genügen 


ließ, war die Proklamierung der Ausbeutungsfreiheit, die völlige Preisgabe 
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der proletariſchen Seite der chriſtlichen Ideologie. Folgerichtig verlor der 
Proteſtantismus die Gefolgſchaft der Ausgebeuteten, als die ausbeuteriſchen 
Tendenzen der neuen Produktionsweiſe hervortraten. Wer will es dem Prole⸗ 
tariat verdenken, wenn es einer Religion mit Indifferenz lohnt, die das Geld 
zum alleinigen und wahren Gott gemacht hat! 9 
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Auch der Katholizismus fand ſich mit der neuen Produktionsweiſe ab. Das 
nsverbot, eine Übertragung der Grundſätze des römiſchen Mutuatarvertrags 
die Verhältniſſe der Agrarzeit, war ſchon von der Scholaſtik, dem Ausdruck 
r ſtädtiſchen Tauſchwirtſchaft im ſpäteren Mittelalter, durchbrochen worden, 
zun beim Leihgeſchäft die Zuläſſigkeit eines Entgeltes für entſtehenden 
Haden anerkannt, und mehr noch, als ſchließlich auch die Entſchädigung 
r etwa entgehenden Gewinn als berechtigt zugeſtanden wurde. Damit er⸗ 
b ſich auch theoretiſch die Brücke, ſich dem aufkommenden Kapitalismus an⸗ 
paſſen. Wie hat ſich das Gewiſſen des Menſchen bei Kolliſion der Pflichten 
verhalten, wenn zwei an ſich gleich verbindliche Moralgeſetze ihm ein ver⸗ 
ſiedenes Gebaren ermöglichen? An dieſer Frage entſchied ſich der Umſchwung. 
ie Tutioriſten geſtatten, dem privaten Vorteil zu folgen, falls auf ſeiten der 
abſichtigten Handlung abſolute moraliſche Gewißheit ſteht. Die Proba⸗ 
lioriſten und Aqueprobabiliſten erlauben das gleiche, ſobald die gegen das 
ne Geſetz ins Feld geführten Gründe größere oder gleiche Wahrſcheinlichkeit 
ſitzen als die für das Gegenteil ſprechenden. Die Probabiliſten endlich er⸗ 
iren das hindernde Geſetz im konkreten Falle bereits für unverbindlich, wenn 
e vorgebrachten Gründe nur certe probabiles, nur ſtichhaltig ſind, und ſtich⸗ 
iltig find die Gründe des Ausbeuters als eines fürſorglichen Familienvaters 
id brotgebenden Arbeitsherrn ſtets. 
So ließ es ſich die Kirche an einer kaſuiſtiſchen Interpretation des Moral⸗ 
griffs genügen und behielt im übrigen die Ideologie des Mittelalters in 
lem Umfang bei. Daß fie jo zu verfahren vermochte, wird nach dem Ge⸗ 
gten verſtändlich ſein. Daß ſie in der Tat ſo verfuhr und die alten Lehren, 
att ſie im geringſten preiszugeben, nur um ſo ſchärfer formulierte, dafür 
ach eine Reihe von Gründen. Die Ideologie des Mittelalters verſinnbildete 
den Höhepunkt ihrer materiellen und politiſchen Macht, brachte ihre welt⸗ 
herrſchenden Aſpirationen am klarſten zum Ausdruck. Die Kirche blieb zu⸗ 
sm in Ländern herrſchend, die von den neuen Handelswegen abgetrennt 
urden, wo die wirtſchaftliche Entwicklung eine rückläufige Bewegung erfuhr. 
ie Reformation ſchädigte fie aufs ſchwerſte, indem ſie Kirchengut in großem 
mfang ſäkulariſierte, ganze Länder der Ausbeutung der römiſchen Pfaffheit 
atriß. Um jo mehr bedurfte die Kirche der Völker. Nicht daß ſie dem auf⸗ 
Immenden nationalen und territorialen Abſolutismus hindernd in den Weg 
etreten wäre! Im Gegenteil; indem der Jeſuitismus die Deſpotie des Papſtes 
ber die Kirche verfocht, lieferte er auch dem weltlichen Abſolutismus Waffen. 
lber alles drängte doch in der Kirche dahin, ſich von dem Wege, den der 
kroteſtantismus eingeſchlagen hatte, fernzuhalten, die Reſte der proletariſchen 
Seite der chriſtlichen Ideologie nicht völlig preiszugeben. 
Gewiß beſitzt die heutige Eigentumstheorie der Kirche mit dem urchriſt⸗ 
ichen Kommunismus nur mehr wenig Berührungspunkte. Aber ſie vertritt 
och die Auffaſſung, daß die Exiſtenzmittel für alle Menſchen ohne Aus⸗ 
ahme da ſind, und geſtattet in dringender Not die Befriedigung des Bedürf— 
ziſſes aus fremdem Beſitz, ſelbſt unter Anwendung von Liſt und Gewalt, ſie 
ordert als abſolut naturrechtliches Ziel der Eigentumsordnung nicht nur die 
Zeſchaffung eines Subſiſtenzminimums für den einzelnen in jedem Falle, 
ondern auch — was das Wichtigere iſt — die Unterordnung der Eigentums⸗ 
ſerfaſſung unter die Exiſtenzbedürfniſſe der Geſamtheit. Es laſſen ſich Stimmen 
ſekannter Theologen anführen, welche von der Grundlage der kapitaliſtiſchen 
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Geſellſchaft aus und im Hinblick auf die Pflicht der Reſtitution, der R 
erſtattung widerrechtlich erworbenen Eigentums, den Sozialismus als | 
berechtigte Folgerung anerkennen. Man leſe nur folgende Worte Pachtle 
„Die praktiſche Folge der liberalen Volkswirtſchaft iſt unſere grauſenhe 
Maſſenarmut, die uns in einem oder zwei Menſchenaltern vor die Alterna 
jtellt: Entweder müſſen zehn bis zwanzig Überreiche ihr Eigentum da 
zurückerſtatten, von wo fie es ‚verdient‘ haben, oder das ganze Volk 8 
zugrunde. Und zu dieſem Zuſtand hat der liberale Staat ſelbſt durch fe 
Art der Beſteuerung, beſonders durch Mißbräuche in der indirekten Ster 
beigetragen, ja ihn geradezu veranlaßt. Was an Staatslaſten auf die Blu 
kratie entfällt, iſt eine Bagatelle, verglichen mit den Laſten, welche die Arn 
und e zu tragen hatten... Selbſtverſtändlich wollen wir ni 
mit den Sozialdemokraten die indirekte Steuer im Prinzip verwerfen, w 
aber ihren einſeitigen Mißbrauch, welcher dem Kleinen die letzten Grose 
auspreßt, um ſie ſchließlich der Großfinanz zuzuwenden. So aber wird 
folge unſerer modernen Volkswirtſchaft in Gewerbe, Beſteuerung, Börſenwe 
und abſoluter Freiheit des wuchernden Kapitals nicht nur die ökonomiſ 
Kluft zwiſchen reich und arm täglich größer und das Proletariat zahlreich 
ſondern die Forderungen des radikalen Sozialismus gewinnen den Ani 
der Gerechtigkeit, indem die „Expropriation der Expropriateure als Akt! 
notwendigen Rückerſtattung auftritt.“ 

Dieſe Seite der klerikalen Ideologie iſt es, welche die chriſtlichen Arbei 
im Banne der Kirche und des Zentrums erhält. Kautsky hat zuerſt dare 
aufmerkſam gemacht, wie der Klerikalismus für die darin befangene Arbeit 
ſchaft eine Klaſſenideologie bedeute. Nur aus dieſem Geſichtswinkel wird 
verſtändlich, daß weite Schichten des katholiſchen Proletariats auf Gru 
ihres Gegenſatzes wider das „liberale“ und „atheiſtiſche“ Kapital ſtatt a 
den Kirchen hinaus in dieſe hineinlaufen. Freilich richtet ſich die religi 
Ideologie der chriſtlichen Arbeiterſchaft im Prinzip nicht minder gegen d 
Kapitalismus ihrer Glaubensgenoſſen. Denn daß für die Praxis des kt 
feſſionellen Kapitalismus nicht die Theorie vom Eigentum, ſondern il 
probabiliſtiſche Umbiegung das Beſtimmende, bedarf keiner weiteren 0 
läuterung. 

Macht die Auslegung, welche die Eigentumstheorie des Klerikalism 
von proletariſcher Klaſſenlage aus notwendig erfährt, die chriſtliche Arbeit 
ſchaft dem Sozialismus weſensverwandt, fest fie fie ſelbſt in einen gewiſf 
Gegenſatz zur Bourgeoiſie, ſo ſtellen ſich andererſeits gerade jene urchriſtlich 
Anklänge und ihre Einſchachtelung in ein Syſtem retrograder Dogmen t 
Entwicklung des Klaſſeninſtinktes zum Klaſſenbewußtſein, der intellektuell 
Befreiung zu ſozialiſtiſch⸗materialiſtiſchem Denken wirkſam entgegen. Und ! 
klerikale Bourgeoiſie weiß dieſen Umſtand wohl zu nutzen. Er bildet ! 
Brücke, von der ſie unermüdet und geſchickt und energiſch unterſtützt von d 
Geiſtlichkeit die Autorität der herrſchenden Klaſſen predigt. Der ne 
Autoritätsbegriff iſt aber der denkbar freiheits⸗ und volksfeindlichſte. 2 
Gewalt iſt von Gott und ihr Träger Gottes Stellvertreter, ſei er König 0 
Unteroffizier. Ihren Inhalt empfängt ſie aus der Interpretation der Kirch 
die das Majoritätsprinzip als Rechtsquelle ebenſo ſtreng verpönt, wie fie I 
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prucht, die Grenzen der Staatsmacht einſeitig feſtzuſetzen. Die Weſenheit 
Gewalt zeigt ſich vorgebildet in der abſoluten Weltregierung Gottes. 
eichviel ob man ihr geſetzliche Schranken zieht, die ihr immanente, im 
llen der Herrſchenden ſich offenbarende Teleologie verleiht ihr im Bedarfs⸗ 
alle Befugniſſe, die von der Erhaltung der Autorität und der Abwehr 
Umſturzes erfordert werden. So darf die Gewalt zwar revolutionär 
ken im Sinne der Beſitzenden und als deren Diktatur, aber niemals in 
Hand der Entrechteten. Es ſei denn, daß dieſe von der Kirche für deren 
tereſſen ins Feld gerufen werden. Dann freilich, aber auch nur dann er⸗ 
nt man dem Worte Berechtigung zu, daß Gott mehr zu gehorchen ſei als 
i Menſchen. 
Die Zwieſpältigkeit der klerikalen Ideologie iſt eine machtvolle Waffe der 
che und ihrer Bourgeoiſie wider die Arbeiterklaſſe, eine theologiſche Ver⸗ 
valtigung der Klaſſenintereſſen der Ausgebeuteten. Allgemach freilich beginnt 
ch dieſes Schwert zu verſagen. 
Die Geſellſchaft ſteht am Ende der Klaſſenentwicklung, und nun ſchwin⸗ 
1 die Bedingungen für ſoziale Religion und Kirche, Dogma und Lehr 
torität. Sie ſterben ab, wie der hiſtoriſche Boden untergraben wird, 
m ſie entſproſſen. Je mehr die Klaſſengegenſätze ſich verſchärfen, um ſo 
iter klafft die klerikale Ideologie in ihre widerſpruchsvollen Hälften aus⸗ 
ander, um jo heftiger geraten dieſe miteinander in Hader. Die Vermögens⸗ 
twicklung der Kirche ſelber beſchleunigt dieſen Prozeß. Die Tendenz der 
zennung der Kirche vom Staate dringt immer tiefer in das Bewußtſein der 
ölker; daß ſie ſich durchſetzt, iſt lediglich eine Frage der Zeit. Damit aber 
rſiegen für die Kirche die ſtaatlichen Hilfs⸗ und Verſorgungsquellen. Bei 
m Weitblick, der ſie von jeher auszeichnete, iſt ſie ſeit langem dabei, für 
I drohenden Ausfall Erſatz zu ſchaffen. Sind doch ihre Klöſter durchweg 
pitaliſtiſch produzierende Anſtalten, ſucht ſie ſich doch in den Kolonial— 
bieten durch Miſſion und Plantagenbetrieb neue Quellen des Reichtums zu 
ſchließen. Sie weiß, daß ſie eines Tages des Privateigentums an den Pro⸗ 
iktionsmitteln zum eigenen Beſtand dringend bedürfen wird, und darum 
un fie ſich trotz ihrer Eigentumstheorie und aller ſich daraus für das Prole⸗ 
riat im Rahmen des Kapitalismus logiſch ergebenden Konſequenzen mit 
ger ſozialiſtiſchen Geſellſchaftsordnung niemals abfinden. Wie ſich das kapi⸗ 
liſtiſche Eigentum bei ſeiner gewaltigen Konzentration heute bereits nicht 
ehr moraliſch rechtfertigen läßt, wie der Staat es nur noch juriſtiſch er⸗ 
singen kann, jo wird die Kirche zur dogmatiſchen Begründung desſelben 
drängt. Bisheran iſt ſie davor zurückgeſchreckt, dieſen Schritt offen und 
ar zu tun. Aber die Entwicklung, welche die Theologie der letzten Päpſte 
Ifzeigt, läßt keinen Zweifel daran, daß ſie ſich dieſem Punkte langſam und 
gernd zwar, aber ſicher nähert. Die wirtſchaftliche Entwicklung treibt auch 
e dem Verhängnis entgegen, die proletariſchen Reſte in der chriſtlichen Ideo⸗ 
8 zerſtören zu müſſen, ſich auf das kapitaliſtiſche Altenteil zurück⸗ 
ziehen. 
\ Wollen wir dieſen Prozeß wirkſam fördern, jo gilt es, die chriſtliche 
rbeiterſchaft mehr und mehr in den Klaſſenkampf hineinzutreiben. In die 
irtſchaftliche Bewegung wurde ſie mit Erfolg hineingezogen. Mögen es die 
ührer aus Opportunitätsrückſichten beſtreiten, auf wirtſchaftlichem Gebiet 
eiben ſie Klaſſenkampf. Nicht Bewegung und Methode ſind in dieſer 
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Sphäre mehr das, Trennende zwiſchen freien und chriftlichen Organiſationer 
ſondern das Endziel, das ſozialiſtiſche Prinzip. In gleicher Weiſe müſſen di 
chriſtlichen Arbeiter auch in die politiſche Bewegung verwickelt werden, müſſe. 
ſie die Wahlrechtsforderungen der Sozialdemokratie in ihrer vollen Tragweit 
begreifen und verſtehen lernen. Gerade die politiſch⸗demokratiſche Aktivitä 
trifft die klerikale Ideologie an ihrer feſteſten und zugleich wundeſten Stelle 
wie ſie die Auseinanderſetzung über das ſozialiſtiſche Ziel in den Vordergrun 
rückt und vertieft. „ 

Das Zentrum möchte dieſe Entwicklung hintanhalten und begraben. Darun 
erwärmt es ſich platoniſch für das allgemeine, gleiche, geheime und direkt 
Wahlrecht. Aber gleichzeitig tut es alles, um die konſervative Landtags 
majorität zu ſtärken, um einer Wahlreform in Preußen die Bahn zu ebnen 
welche die Stellung der Reaktion weiter auf ein Menſchenalter feſtigt, welch 
durch ein fait accompli im Proletariat Aktion und Diskuſſion zugleich abſchneiden 
ſoll. Die Immanenz der geſchichtlichen Entwicklung erfordert es, daß die zwie 
ſpältige Natur des Klerikalismus immer kraſſer in die Erſcheinung tritt, un 
die Wahlrechtskampagne iſt ein ſprechendes Beiſpiel dafür. Kein politiſch 
Urteilsfähiger wird vom Zentrum eine Unterſtützung der Wahlrechtsforde 
rungen des Proletariats erwarten, und mit dem Geſamt unſerer Erörterunger 
ſtimmt die Tatſache überein, daß, ſelbſt wenn das Zentrum den Kampf un 
ein demokratiſches Wahlrecht fördern wollte, das hiſtoriſche Bewegungsmomen 
ſeiner ganzen Entwicklung dem widerſpräche. . 

Das Zentrum iſt geboren aus der Oppoſition wider den Liberalismus und 
die liberale Ideologie; ſeit dem Tage ſeines Entſtehens exiſtiert es und iſt es 
gewachſen durch den Kampf wider jene. Sein frühes Eintreten für die Schutz 
zollpolitik ſchuf erſt der Regierung die Handhabe, die Reaktion zur Grund⸗ 
lage der Reichspolitik zu machen. Da Klerikalismus und Liberalismus die 
Berührung mit der Sozialdemokratie in gleicher Weiſe verpönten, ward ihre 
Politik notwendig ein Wettlauf um die Gunſt der Konſervativen. Und es iſt 
allerdings eine bittere Ironie der Geſchichte, wenn der Freiſinn ſich als 
Regierungspartei durch Unterbieten jenes Zentrums betätigt, das die National⸗ 
liberalen korrumpierte, indem es ſie durch Konzeſſionen an die Reaktion aus 
dem Sattel hob. Der Kampf gegen den Liberalismus und ſeine Ideologie 
iſt die geſchichtliche Daſeinsſphäre des Zentrums. Mögen in der gegenwär⸗ 
tigen politiſchen Situation ſeine freiheitlicher geſinnten Elemente parlamen⸗ 
tariſch mehr hervortreten, ſo kann daraus ebenſowenig auf die Partei als 
Ganzes wie etwa auf eine Verſchiebung ihrer politiſchen Grundtendenz ge⸗ 
ſchloſſen werden. Keine Partei kann ſich von ihren hiſtoriſchen Grundlagen 
entfernen, ohne die Wurzeln ihrer Kraft zu vernichten, eine Erkenntnis, die 
man im Zentrum um ſo beſſer würdigt, als ja ſeine Taktik von jeher darauf 
hinausging, den Liberalismus in reaktionärem Gewand zu zeigen, ſeine 
praktiſche Politik in immer größere Widerſprüche mit ſeiner Theorie zu ver⸗ 
wickeln. „ 

Freilich verliert der Klerikalismus durch die Ausſchaltung der bürgerlichen 
Linken ſehr viel. Um im bürgerlichen Konzert die erſte Geige zu ſpielen, be⸗ 
durfte das Zentrum nicht nur der Reaktion, ſondern auch eines gewiſſen 
Quantums bürgerlicher Oppoſition. Je mehr es den Liberalismus korrum⸗ 
pierte, um ſo mehr untergrub es ſchließlich die eigene Stellung. Soll ſich 4 
ausſchlaggebende Rolle des Zentrums wiederholen, jo ift dies nur möglich 
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einer ſtarken ſozialiſtiſchen Linken. Und dieſe Linke erwächſt — das zeigt 
Fortſchritt der Sozialdemokratie in den Domänen des Zentrums zumal 
der letzten Reichstagswahl — weſentlich auf ſeine eigenen Koſten. Das 
ntrum half die Reſte der bürgerlichen Demokratie zu Boden bringen, um 
) vor die Demokratie der Arbeiterbewegung geſtellt zu ſehen. Dringt in die 
ihen ſeines Arbeitergefolges auch der zähe Kampf um die proletariſche 
mokratie, ſo geht die chriſtliche Arbeiterſchaft der klerikalen Weltanſchauung, 
jt das induſtrielle Zentrum Deutſchlands der Bourgeoiſie verloren. Und 
rum hängt für die weitere Entwicklung der politiſchen Zuſtände in 
zutſchland jo ungemein viel davon ab, in welchem Umfang es uns gelingt, 
> chriftliche Arbeiterſchaft in die Wahlrechtskämpfe zu verwickeln. 


Der vierte allgemeine Krankenkaffenkongreß. 
Don J. Fräßdorf. 


Es war eine impoſante Verſammlung, die am 11. und 12. Mai in den 
ermaniaſälen zu Berlin tagte. Mehr als 1100 Delegierte aus allen Teilen 
zutſchlands vertraten als Vorſtandsmitglieder die verſchiedenſten Kaſſenarten 
t weit über 4 Millionen Mitgliedern. Nahezu die Hälfte aller kranken⸗ 
rſicherungspflichtigen Perſonen Deutſchlands repräſentierte der Kongreß. 
Die Scharfmacher im Verband rheiniſch-weſtfäliſcher Betriebskrankenkaſſen 
tten ihre Getreuen durch folgende echt reichsverbändleriſche Notiz (in kon⸗ 
wativ⸗liberalen Blättern erſchienen) abgehalten: 

„Der am 11. und 12. Mai in Berlin ſtattfindende Krankenkaſſenkongreß iſt 
yiglich eine Veranſtaltung der unter ſozialdemokratiſcher Herrſchaft ſtehenden 
ankenkaſſen. Die Einberufer des Kongreſſes und die Referenten find bekannte 
zzialdemokraten. Die Sozialdemokratie beabſichtigt unter dem Namen „Allgemeiner 
ingreß der Krankenkaſſen des Deutſchen Reiches“ eine Kundgebung zugunſten der 
form der Krankenverſicherung und der ganzen Arbeiterverſicherung im Sinne des 
zialdemokratiſchen Programms, im Gegenſatz zu den von der Reichsregierung ge— 
anten Geſetzesänderungen. Die ganze Veranſtaltung iſt nichts als ein partei⸗ 
litiſcher Akt. Die Sozialdemokratie befürchtet, daß ihr durch eine Geſetzesände⸗ 
ng die Herrſchaft in den großen Ortskrankenkaſſen, wo ſie ſich recht häuslich ein⸗ 
richtet und tüchtige Genoſſen untergebracht hat, genommen wird. Unter dem 
rmloſen Namen Krankenkaſſenkongreß werden Krankenkaſſen, welche die Verhält⸗ 
ſſe nicht überſchauen, verleitet, mitzumachen. Dieſes Vorgehen iſt wieder ein 
weis dafür, wie notwendig es iſt, daß Sicherheiten geſchaffen werden, die einen 
brauch der Krankenkaſſen im Intereſſe einer politiſchen Partei ausſchließen. 
ie Aufſichtsbehörden werden ſich übrigens noch darüber ſchlüſſig zu machen haben, 
parteipolitiſche Demonſtrationsverſammlungen auf Koſten der Krankenkaſſen be⸗ 
ct werden dürfen.“ 

Dazu kam eine gleichartige Notiz, wonach in einem — vorſichtigerweiſe 
cht genannten — Orte die Aufſichtsbehörde die Delegation auf Kaſſenkoſten 
iterſagt habe. Der Kongreß konnte unter dieſen Umſtänden gern auf die 
eilnahme gewiſſer Schlotbarone und ihrer Söldlinge verzichten, und das 
reichte ihm keineswegs zum Schaden. 

Neben den Ortskrankenkaſſen waren eine große Zahl bedeutender Betriebs- 
id Knappſchaftskaſſen ſowie Innungskrankenkaſſen durch Arbeitgeber wie 
rbeitnehmer vertreten. 
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Das Bureau des Kongreſſes wurde aus Arbeitgebern und Aebeitueen 
von Orts⸗, Betriebs⸗, Innungs⸗ und Hilfskaſſen gebildet. | 

Mehr als 320 Arbeitgebervertreter bezeugten durch ihre Teilnahme un 
ihre Haltung, daß man auch in Unternehmerkreiſen den Standpunkt de 
Verbandes der Induſtriellen bei weitem nicht allenthalben teilt. 

Die hohen Behörden waren wie üblich durch „die Geſchäftslage“ 3 
hindert, Vertreter zu entſenden, außer dem Magiſtrat der Stadt Berlin, de 
Handelskammer zu Vielekeld und der Regierung von — Luxemburg. 

Vom Reichsamt des Innern lag folgendes Schreiben vor: 


Berlin, den 7. Mai 1908 
Dem Vorſtand ſpreche ich für die gefällige Einladung zu der auf den 11. um 


vertretern meinen Dank aus. Es iſt meine Abſicht, auch den Krankenkaſſen recht 
zeitig die Gelegenheit zur Außerung ihrer Wünſche für die Reform der Arbeiter 
verſicherung zu geben. Zu dem Zwecke werde ich meinerſeits Vertreter der Kaſſei 
unter gleichmäßiger Berückſichtigung der verſchiedene Kaſſenarten und Intereſſenten 
gruppen zu einer Konferenz im Reichsamt des Innern einladen. Dies ſoll jedoc 
erſt geſchehen, wenn die Vorarbeiten zur Reform ſo weit gefördert ſein werden 
daß ſie für die Beratungen als Unterlage dienen können. Den gegenwärtigen Zeit 
punkt halte ich zu einer förderſamen Behandlung der einſchlägigen Fragen noc 
nicht für geeignet und glaube deshalb davon abſehen zu ſollen, dem Wunſche dei 
Vorſtandes entſprechend zu der bevorſtehenden Verſammlung Vertreter zu entſenden 

v. Bethmann⸗ oli 


Die Berliner Polizei war durch einen Wachtmeiſter und einen en 
in Uniform, vertreten. Am Vorabend des neuen Reichsvereinsgeſetzes hielt & 
der Herr v. Stubenrauch für geboten, durch feine Schutzleute an den Kongreß 
vorſitzenden die Frage richten zu laſſen, wo die Debatteredner wohnen! —— 

Einige Reichstagsfraktionen, auch die ſozialdemokratiſche, hatten Vertreter 
entſendet, ebenſo die öſterreichiſchen, ungariſchen und däniſchen Kaſſenverbände 

Die Aufgaben des Kongreſſes waren im allgemeinen folgende 

1. Stellungnahme zur bevorſtehenden Abänderung der Verſicherungsgeſetze 
e des Krankenverſicherungsgeſetzes. 4 

2. Abwehr der reaktionären Pläne auf Beſeitigung beziehung Gin 
ſchränkung der Selbſtverwaltung bei den Krankenkaſſen. ö 

Die Herren G. Bauer und A. Kohn⸗Berlin hielten darüber länge 
Referate, in denen nicht nur die Mängel der Geſetze, ſondern auch die Ent 
ſcheidungen der Behörden, die oft jeden ſozialen Geiſt vermiſſen laſſen, be⸗ 
leuchtet wurden. Vielfach haben Regierungsbehörden die ungeheure und ſchäd⸗ 
liche Zerſplitterung in der Krankenverſicherung gefördert, ſtatt beſeitigt, und 
ihre Eingriffe in die Selbſtverwaltung der Kaſſen zeigen die feindfelige Stellung 
unſerer oberſten Bureaukratie zu dieſer für die Verſicherten ſo wichtigen 
Frage. 

Da wurde unter vielem anderen berichtet, daß in Weißenſee der gebn 
Kaſſenvorſtand ſeines Amtes enthoben wurde, weil er 500 Merkblätter zur 
Bekämpfung der Geſchlechtskrankheiten aus Kaſſenmitteln beſchaffte. „ 

In Olsnitz im Vogtland wurde der Vorſtand abgeſetzt, weil er keen 
dem Bürgermeiſter genehmen Kaſſenbeamten wählte. 

Der Regierungspräſident von Schleswig gibt einer Ortskrankenkaſſe auf, 
den Betrag von zirka zwei Mark, der für Anſchaffung von fünf Protokollen 
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er die Jahresverſammlung deutſcher Ortskrankenkaſſen verausgabt war, 
Kaſſe wieder zuzuführen. 

Mit heißem Bemühen hatte man dagegen in Reichsverbandsmanier alles 
ammengetragen, was in den Kaſſen an Unzuläſſigem verübt ſein ſoll. 
Von den 4700 Ortskrankenkaſſen im Deutſchen Reiche werden 16 beſchuldigt, 
eſetzwidriges“ begangen zu haben. Auf Grund ſolcher Ergebniſſe werden 
an Reden wie die des Fürſten Bülow im preußiſchen Landtage gehalten. 
enn den Reichs“, Staats⸗ und Gemeindebehörden jo wenig „Verfehlungen“ 
Haumeifen wären als den Kaſſenvorſtänden, dann könnte man das deutſche 
terland beglückwünſchen. 

Die Debatte, deren Verlauf bei der Zuſammenſetzung des Kongreſſes nie⸗ 
nd vorausſehen konnte, legte glänzend dar, welch gutes Verhältnis zwiſchen 
beitgeber⸗ und Arbeitnehmervertretern beſteht. Arbeitgeber gerade waren 
die den Lügen von politiſcher Betätigung ſozialdemokratiſcher Arbeiter in 
1 Kaſſen zu Leibe gingen und die uneingeſchränkte Betätigung der Arbeiter: 
treter in den Kaſſen forderten. 

Den Scharfmachern aller Art wird das ſchlecht in den Kram paſſen, denn 
am allerwenigſten verwinden es, wenn ſozialdemokratiſche Arbeiter auf 
n Gebiet der Sozialreform mit einſichtigen Unternehmern zuſammen⸗ 
yeiten. 

Das zeigt, daß es den Scharfmachern nicht um den ſozialen Frieden, 
dern um Unterdrückung der Arbeiter und Verhinderung wirklicher Sozial- 
orm zu tun iſt. In der Debatte wurde aber auch die Legende zerſtört, daß 
e Vernichtung der Selbſtverwaltung die Sozialdemokratie treffen würde. 
8 Gegenteil wurde feſtgeſtellt. Soweit ſozialdemokratiſche Arbeiter in den 
ſſen entſcheidenden Einfluß haben, tragen ſie auch die Verantwortung, die⸗ 
0 geht bis zu einem gewiſſen Grade auf die Partei und ihre Organe über. 
mmt man den Arbeitern den Einfluß, ſo nimmt man ihnen nicht nur das 
tereſſe an der Sache, ſondern auch die Verantwortung. Dann kann die 
aldemokratiſche Kritik erſt recht rückſichtslos einſetzen. 

Wenn man den Einfluß der Arbeiter in den Kaſſen, der übrigens ein ſehr 
chränkter iſt, aufhebt und die Kaſſen unter einen paritätiſch zuſammen⸗ 
etzten Vorſtand mit einem behördlichen Vorſitzenden ſtellt, dann erſt werden 
ere Kaſſen, beſonders die Wahlen, politiſch beeinflußt werden. 

Die von den Referenten aufgeſtellten Leitſätze wurden mit geringen, un⸗ 
entlichen Abänderungen gegen vier Stimmen angenommen. Das iſt ein 
günſtiges Reſultat, wie es bei der Zuſammenſetzung des Kongreſſes nie⸗ 
nd erwarten konnte. Es kennzeichnet beſſer als hundert gute Artikel oder 
den die Situation. Berückſichtigt man, daß ein großer Teil der Delegierten, 
heitgeber wie Arbeiter, nicht nur bei den Krankenkaſſen, ſondern auch bei 
rchführung der Unfall⸗ und Invalidenverſicherung tätig ſind, jo ſtellt dieſe 
ſtimmung eine Antwort auf die reaktionären Pläne dar, wie ſie ſchärfer 
deutlicher nicht gedacht werden kann. 

Mögen Regierung und Reichstag daraus die richtigen Lehren ziehen! Tun 
es nicht, ſo wäre dies im Intereſſe ſozialreformatoriſcher Maßnahmen zu 
auern; die ſozialdemokratiſche Partei aber würde dadurch nur gewinnen. 
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der Groß kapitalismus in der Elektroinduſtrie. 
Von Ingenieur R. Alrich. 


Maſchinenbau und Elektroinduſtrie ſind die beiden kapitaliſtiſch entwickelſen 
Unternehmungen unſerer Zeit. Die Elektroinduſtrie hat aber bereits den 
Maſchinenbau überholt. Denn in dieſem find neben den Rieſenwerken un 
Weltfirmen doch noch eine größere Anzahl Maſchinenfabriken mit 200 bi 
500 Arbeitern lebensfähig. Dieſe Unternehmungen, die beſonders im Deren 
deutſcher Maſchinenbauanſtalten zuſammengeſchloſſen find, haben ſich auf eng 
abgegrenzte Spezialgebiete der Fabrikation hinübergerettet, die von den ſtolzei 
Rieſenbetrieben als zu unſcheinbar nicht bearbeitet werden. Die eine Firm 
baut Brauereimaſchinen, die andere Buchdruckerpreſſen, die dritte liefert Eiſen 
konſtruktionen und anderes mehr; man iſt gerade noch imſtande, das nötig 
Anlage⸗ und Betriebskapital aufzubringen, um in ſeinem Spezialfach vorteil 
haft arbeiten zu können. 

Ganz anders in der Elektroinduſtrie. Wer hier einmal anfängt, in größeren 
Umfang zu produzieren, dehnt ſeine Fabrikation gleich auf das geſamte Gebie 
der Elektroinduſtrie aus. Wie die Elektrizität als Betriebskraft ſich in all 
Zweige induſtrieller Tätigkeit hineingedrängt hat und ſich in ihren Anwendung 
formen überall einbürgern konnte, jo hat auch eine elektrotechniſche Großfirme 
das Beſtreben, ihr Fabrikationsgebiet möglichſt weit auszudehnen. Ein Unter 
nehmen, welches für den Markt (Maſchinen, Elektromotoren, Dynamomaſchinen 
Turbogeneratoren) liefert, ſucht auch dazu die entſprechenden Zuſatzapparat 
(Schalttafeln, Schalter, Sicherungen, Lampen uſw.) an den Mann zu bringen 
Hat eine Firma einen Teil ihres Kapitals in dem Bau von Elektrizitäts 
werken oder elektriſchen Bahnen angelegt, jo wird mit darauf ſpekuliert, daf 
während des Betriebs der Unternehmungen laufend die Fabrikationswerkſtätten 
mit der Herſtellung von Erſatzfabrikaten und Reparaturarbeiten beſchäftig 
werden. So haben denn auch die großen Elektrizitätsfirmen auf zwei Geſichts 
punkte ihr Augenmerk gerichtet, erſtens ihre Fabrikation auf alle Gebiete de 
Elektrotechnik auszudehnen, zweitens finanziell weitverzweigte Verbindungen 
mit anduftrielten Unternehmungen einzugehen, die ſich gegenſeitig ſtützen können 

Im Laufe des letzten Monats feierte die A. E. G., die Allgemein 
Elektrizitätsgeſellſchaft in Berlin, das Jubiläum ihres fünfundzwanzig 
jährigen Beſtehens als Aktiengeſellſchaft. Die techniſche Fachpreſſe ſowohl wi 
die Zeitungspreſſe hat dieſes Ereignis in einer Reihe von Huldigungsartifeh 
beſprochen. Für die nötige Reklame ſoll eine ſorgfältig ausgeſtattete Jubiläums 
ſchrift ſorgen, welche die Firma „dem über alle Länder ſich ſpannenden Kreis 
bewährter Freunde in Dankbarkeit widmet“. Ein ſchauderhaft geschriebene 
Text und eine ſauber ausgeführte Sammlung von Abbildungen ſchildert un! 
Werden und Wachſen dieſer Unternehmung und gibt einen Einblick in da⸗ 
Innere der großen Fabrikationsſäle. Die Bedeutung der A. E. G. beruh 
darin, daß ſie nach zwei Richtungen hin Hervorragendes geleiſtet hat. Rathenar 
und ſeine Mitarbeiter haben auf der Börſe das Unternehmen in eine Meng 
Gründungen und Tochtergeſellſchaften verſchachtelt und in der Fabrikation 5 
auf allen Gebieten konkurrenzfähig zu halten gewußt. 

Von den geſchickten Finanzoperationen der A. E. G. ſoll hier nicht die Ned 
ſein, beſonders intereſſant iſt uns vielmehr, an dem Schulbeiſpiel dieſer Unter 
nehmung zu zeigen, in welchem Umfang die großkapitaliſtiſche Be 
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ine Arbeitsteilung herbeiführen kann und dabei die gelernte Handarbeit 
zusſchaltet. 

Die Elektroinduſtrie kann man nach ihrer Herſtellungsart in drei große 
ſabrikationsgruppen teilen: erſtens die Fabrikation von Maſchinen, zweitens 
ie Herſtellung von Inſtallationsmaterialien und Schaltapparaten, drittens 
Reßinſtrumente und Bogenlampen. 

Die Eigenart der Fabrikation von Meßinſtrumenten und Bogenlampen 
eruht in der Präziſion und Sauberkeit der Ausführung. Es iſt in Maſſen⸗ 
erſtellung ausgeführte Feinmechanik. Hier war techniſch das Problem zu löſen, 
nöglichſt einfache Konſtruktionen der Bogenlampenuhrwerke und Meßinſtru⸗ 
gentenmechanismen zu ſchaffen, die Fabrikate in ſorgfältiger Ausführung her⸗ 
uſtellen und den Mechaniker, den verhältnismäßig teuren Handarbeiter 
göglichſt überflüſſig zu machen. Das iſt der A. E. G. in weitgehender 
Beife gelungen. 

Was uns in der Meßinſtrumenten⸗ und Bogenlampenabteilung beſonders 
uffällt, iſt die ausgedehnte Anwendung von Frauenarbeit. Man ſucht in 
ieſen Sälen vergeblich nach den Typen der Feinmechaniker, die in den acht⸗ 
iger Jahren wegen ihrer Eigenheiten, ihres Künſtlerſtolzes und Standes⸗ 
ünkels die „weißen Weſten“ genannt wurden. Soweit Mechaniker in dieſer 
lbteilung überhaupt noch beſchäftigt werden, haben ſie ſich nur einen ſehr 
leinen Arbeitsbezirk erhalten können. Die Handarbeit iſt hier nahezu über⸗ 
üſſig geworden, die Bearbeitung der Einzelteile, zum Beiſpiel einer Bogen⸗ 
ampe, geſchieht durch ſorgfältig konſtruierte Werkzeugmaſchinen, die mechaniſch 
on Frauenhänden bedient werden. Selbſt die Montage, das Zuſammen⸗ 
een der Einzelteile, wird von Frauen ausgeführt. In welchem Um⸗ 
ang hier die weibliche Arbeitskraft angewendet wird, zeigt in der Jubiläums⸗ 
hrift die Abbildung des Saales der Spulenwickelei. Hier ſitzen zirka zwei⸗ 
undert Mädchen, die mit einer einzigen Teiloperation ſich beſchäftigen, nämlich 
en dünnen Kupferdraht aufzuſpulen. Ebenſo zeigt der Montageſaal der 
zählerfabrikation nur Mädchen. Auf eine Kolonne von fünfzehn bis zwanzig 
Nädchen kommt ein gelernter Handarbeiter, der die Mädchen anlernt. Wenn 
cüher die Arbeit der Montage komplizierter Apparate eine hochqualifizierte 
zätigkeit war, weil es darauf ankam, alle Unregelmäßigkeiten der Einzelteile 
uszugleichen, ſo werden heute durch die exakten Vorarbeiten der Maſchinen 
ie Einzelteile nicht mehr zuſammenmontiert, ſondern einfach zufammen- 
eſteckt. Die Arbeitsteilung ſchafft auch hier in den einzelnen Kolonnen ein⸗ 
ache, monotone Handgriffe: die eine Kolonne ſetzt tagaus tagein Meß⸗ 
iſtrumentenſpulen auf, die andere ſtellt die Zeigervorrichtung zuſammen, die 
ritte die Arretierungen uſw. Durch dieſe Unterteilung iſt es der Werkleitung 
eſonders leicht möglich geweſen, die Akkorde zu drücken und die Apparate 
ungeheuer billig herzuſtellen. 

Intereſſant iſt auch die Frauenarbeit im Eichraum. Hier werden die 
iechaniſch fertigen Apparate auf ihre elektriſchen Eigenſchaften unterſucht. 
jeder einzelne Apparat wird an ein Leitungsnetz angeſchloſſen und auf eine 
anz beſtimmte Spannung und Stromſtärke juſtiert. Ebenſo muß jede Bogen⸗ 
ampe unter beſtimmten Bedingungen eine Probezeit im Verſuchsraum brennen. 
in dieſen Prüfſälen hatte früher der gelernte Feinmechaniker feine Domäne 
ehabt. Noch vor zehn Jahren wäre der Werkſtattorganiſator ausgelacht 
dorden, der hier Mädchen einſtellen wollte. Die A. E. G. hat auch dies 
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möglich gemacht. Die Meßeinrichtungen ſind ſo vereinfacht worden, daß da; 
Anſchließen der Apparate durch Mädchen geſchehen kann; die maſchinell 
Vorarbeit der Einzelteile macht nur in ganz verzwickten Fällen die Nachhilf, 
des Mechanikers, des Kolonnenführers, notwendig. Natürlich konnten aud 
hier die Arbeitslöhne für Eichzwecke gegen früher bedeutend herabgeſetzt werden 

Betreten wir die Apparatefabrik, den Bau von Schaltern, Sicherungen uſw. 
ſo zeigt ſich hier ein anderes charakteriſtiſches Moment. 

War in der Abteilung für Meßinſtrumente und Bogenlampen neben de 
Billigkeit das Hauptaugenmerk auf Präziſion der Arbeit gerichtet, jo ſteht hie 
vor allen Dingen die Billigkeit im Vordergrund der Kalkulationsberech 
nungen. Geradezu raffiniert find die Arbeitsmethoden, die in der Maſſen 
fabrikation angewendet werden, der Werkzeugmaſchinenbau feiert hier ſein 
Triumphe. Die wichtigſte Abteilung iſt die Stanzerei und Dreherei, die Blech 
ſtücke werden unter der Preſſe ausgeſtanzt, gelocht, gebogen, gebörtelt uſw. 
die Rundteile auf der Automatenbank gedreht, gebohrt, Gewinde geſchnitten 
Dieſe Maſchinen ſtellt der Einrichter ein, ein gelernter Werkzeugmacher ode 
Dreher, ein Mädchen hat dann nur für regelmäßige Zufuhr von Materia 
an der Arbeitsmaſchine zu ſorgen, die Arbeitsſtücke fallen, fix und fertig her 
geſtellt, in den Lieferkorb hinein.! Auch hier wird natürlich die Montage 
arbeit durch Frauen hergeſtellt, die Montage der Einzelteile iſt hier noch 
bedeutend einfacher wie in der Meßinſtrumenten⸗ und Bogenlampenabteilung 

In der dritten Abteilung, der wir uns jetzt zuwenden, dem Maſchinbau 
iſt die Frauenarbeit verhältnismäßig am wenigſten eingeführt, weil es ſich 
doch meiſt um ſchwerere körperliche Anſtrengungen handelt. Hier ft de 
Kleinmaſchinenbau von dem Großmaſchinenbau zu unterſcheiden. Als in de 
Elektrotechnik das Problem der Teilung des elektriſchen Stromes gelöſt wurde 
konnte ſich der Kleinmotor einbürgern. Für ihn wurde bald ein ungeheure: 
Abſatzgebiet geſchaffen. Nicht nur im Fabrikſaal, in Spinnereien, zum An 
trieb von Nähmaſchinen und hauswirtſchaftlichen Maſchinen wurde der Klein 
motor bald eine beliebte Antriebsmaſchine, ſondern auch zum Betrieb vor 
Ventilatoren kam er zu weitgehender Verwendung. Gerade hier hat di 
A. E. G. bedeutende Erfolge und wirft jährlich eine ungeheure Menge dieſe 
Fabrikate auf den Markt. Dementſprechend iſt auch die Maſſenfabrikatior 
eingerichtet. Die Bohr⸗, Dreh⸗, Fräs⸗ und Montagearbeiten werden in Spezial 
abteilungen hergeſtellt und dazu meift ungelernte, billige Arbeitskräfte herangezogen 

Aber auch der Produktion im Großmaſchinenbau hatte ſich die A. E. 6 
mit beſonderem Eifer zugewendet; die Elektrotechnik ſteckt hier noch in der 
Anfängen. Techniſch iſt das Problem zu löſen, die gewaltigen Dynamo 
maſchinen, Elektromotoren, Turbogeneratoren zu produzieren, die immer größer 
Dimenſionen annehmen. Hier iſt nicht das Prinzip der Maſſenfabrikatior 
maßgebend, ſondern ſiegreich wird ſich auf dieſem Gebiet der Großbetriel 
deshalb durchſetzen, weil er die nötigen Kapitalien hat, um Arbeitsmaſchinen 
Transportanlagen von ungeheuren Dimenſionen anzuſchaffen. Mit der Größ 


1 Bis zu welchem Grade von Billigkeit mit den modernſten Automatendrehbänfer 
gearbeitet werden kann, dafür ſei als Kurioſum das Angebot von Speiialſchraubenſabrike 
mitgeteilt, die für ihre Kundſchaft bei Anlieferung von Material die Herftellung 
von Meſſingſchrauben ganz umſonſt übernehmen. Sie verkaufen das Abfallmeſſing 
der Späne an Gießereien, und durch den Erlös (pro Kilogramm heute etwa 90 ii 
werden die geſamten Produktionskoſten inkluſive Reingewinn gedeckt. 
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der aufgeſtellten Drehbänke, Hebezeuge uſw. kann der Großmaſchinenbau der 
K. E. G. getroſt mit mancher Werft rivaliſieren. Unter dem Regime einer 
einzelnen Unternehmung ſtehen zahlreiche in ihren Arbeitsmethoden und Fabri⸗ 
kationseinrichtungen ganz verſchiedene Betriebe. 
C'eenſo großkapitaliſtiſch wie in der Fabrikation iſt das Werk in feiner Ver⸗ 
waltung organiſiert; überall das Beſtreben, eine rationelle e Arbeitsteilung durch⸗ 
zuführen. Auch die Funktionen der Kopfarbeiter, der Ingenieure, Kaufleute, 
Werkmeiſter, ſind genau abgegrenzt. Ein jeder iſt Teilarbeiter geworden, 
dem man eine kleine Spezialaufgabe zuweiſt, beſonders die Tätigkeit des höchſt⸗ 
ſtehenden Kopfarbeiters, des J Ingenieurs, teilt ſich in verſchiedene Spezialfunktionen. 
Wird von der Werkleitung ein neues Fabrikationsgebiet eröffnet, ſo erhalten 
zunächſt die Konſtrukteure den Auftrag, eine Serie Normaltypen dieſer Fabri⸗ 
kate zeichneriſch auszuarbeiten. Iſt das auf dem Reißbrett geſchehen, ſo iſt 
ihre Funktion zu Ende. Dann werden die Modelle in der Werkſtatt aus⸗ 
geführt und wandern in den Prüfraum zum Laboratoriumsingenieur, der die 
Fabrikate auf mechaniſche Leiſtungsfähigkeit und elektriſche Eigenſchaften prüft. 
Die reguläre Fabrikation geſchieht unter Leitung des Betriebsingenieurs, dem 
die Aufgabe übertragen wird, für möglichſt billige und ſchnelle Herſtellung zu 
ſorgen. Der Verwaltungsingenieur ſitzt entweder als Kalkulator oder tech 
niſcher Korreſpondent im Bureau oder hat den Verkehr auf der Reiſe mit 
der Kundſchaft zu vermitteln, ihnen Projekte anzubieten und ihre Wünſche 
entgegenzunehmen.“ Genau fo in Unterabteilungen zerlegt wie beim Techniker 
iſt auch das Arbeitsgebiet beim Kaufmann, der entweder im Lohnbureau, in 
der Materialverwaltung, im Rechnungsbureau ſitzt, oder in einer anderen 
Abteilung monotone Schreiberarbeit verrichtet. Ebenſo wird der Werkmeiſter 
nur als Teilarbeiter in ſeinem Fach verwendet. 
So kann denn auch der letzte Jahresbericht der A. E. G. als „erfreuliche 
Tatſache“ mitteilen, daß der Umſatz im letzten Geſchäftsjahr ſich erheblich 
geſteigert hat, die Zahl der Angeſtellten aber um 10 Prozent ver- 
mindert werden konnte — eine Folge der Verbeſſerung der Arbeitsmethoden 
und der intenſiveren Tätigkeit der Angeſtellten. 
Dieſe Ausbeutungsmethoden der A. E. G. haben das Unternehmen berüchtigt 
und berühmt gemacht, und es iſt charakteriſtiſch, daß in den leitenden Köpfen 
anläßlich der letzten großen Ausſperrung der Arbeiter der A. E. G. der ganze 
Großmachtskoller des modernen kapitaliſtiſchen Induſtrieraubrittertums zum 
Ausdruck kam. 

Aber auch hier bewahrheitet ſich das alte Geſetz, daß Druck Gegendruck 
erzeugt. Mag der Direktor Emil Rathenau auch bei ſeiner Umgebung ſtets 
ſeinen Willen durchſetzen, mag auch das Kopfproletariat der Angeſtellten ſich 
nicht zum gemeinſamen Widerſtand aufraffen können, mit der Arbeiterſchaft 
wird die A. E. G. niemals fertig werden. Jene Rieſenbetriebe, in denen der 
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Im Verein Deutf ſcher Ingenieure hat man ſich in letzter Zeit die Köpfe warm geredet, 
en man aus dem Ingenieur gern auf der Schule einen vielſeitig gebildeten Fachmenſchen 
machen möchte, der nachher in der Praxis größere Anſprüche materiell und ideell ſtellen 

kann, wie es jetzt geſchieht. Der Liebe Müh' iſt aber umſonſt! Was nützt dem Ingenieur 

die beſte Vorbildung, wenn er nachher zur einſeitigen Teilarbeit hineingezwungen wird? 
Beſonders war die A. E. G. in dieſer Beziehung immer bahnbrechend geweſen. Sie bietet 
Hochſchulingenieuren Gehälter von 100 bis 120 Mark, um ſie für die ein⸗ 
ſeitigſt en Arbeiten zu gebrauchen und qualitativ ſowie quantitativ auszubeuten. 
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Intereſſengegenſatz zwiſchen hüben und drüben ſo klar zum Ausdruck kommt 
erzeugen auch jene geſchloſſenen Arbeitermaſſen, die lernen, in gewerkſchaft 
lichen und politiſchen Organiſationen aus eigenen Kräften ihren Befreiungs 
kampf zu führen. Der Kapitalismus erzeugt eben, je mehr er entwickelt ist 
um ſo raſcher und intenſiver ein klaſſenbewußtes Proletariat. 


Zeitſchriftenſchau. 


In dem Aprilheft von „Le mouvement socialiste“ findet ſich eine Enquet 
über „Die Kriſe im Lehrlingsweſen“, worüber von vier Führern der ſyndikaliſti 
ſchen Bewegung, Paul Deleſalle (Mechaniker), H. Dret (Sekretär der Schuh 
macher), Léon Martin Sekretär des Töpferſyndikats) und Raoul Lenoit 
(Sekretär der Metallgießer), Aufſätze gebracht werden. Über eine Kriſe im Lehr 
lingsweſen wurde in der bürgerlichen Preſſe geſchrieben; namentlich ging ein 
Klage des Exſozialiſten Millerand durch die Preſſe, daß es keine tüchtigen Arbeiten 
mehr gebe; kein Arbeiter ſei heute mehr imſtande, einen Gegenſtand ganz anzu 
fertigen. Daran knüpft ſich dieſe Enquete. . 

Herr Millerand hat recht darin, jagt Deleſalle, daß kein Arbeiter mehr einer 
Gegenſtand ganz machen kann; der Grund dafür iſt einfach der, daß dies voll 
ſtändig nutzlos ſein würde. Was die heutige Induſtrie braucht, ſind gute Spezia 
liſten, und was der Unternehmer fordert, iſt nicht Qualität, ſondern Quantität den 
Arbeit. Die Arbeitsteilung in der Fabrik, die Anwendung großer Arbeitsmaſchinen 
für Teiloperationen, hat die Arbeiter überflüſſig gemacht, die alles zu machen ver: 
ſtehen. An dieſer Wirklichkeit iſt das Sachverſtändnis des Herrn Millerand zu be 
urteilen. Aber es iſt nicht richtig, daß dieſe Arbeiter deshalb keine tüchtigen Ar 
beiter ſeien; auch das Bedienen dieſer Maſchinen erfordert Kenntniſſe und Tüchtig⸗ 
keit, namentlich das raſche Arbeiten, woran der Unternehmer die Tüchtigkeit der 
Arbeiter mißt. Die an die Arbeiter geſtellten Anforderungen ſind alſo ſehr hohe 

Ahnlich berichtet der Vertreter der Schuhmacher, Dret, aus ſeinem Gewerbe. 
Wo Kundenarbeit herrſcht, kann man ruhig ſagen, daß die Tüchtigkeit der Arbeiter 
den höchſten Anforderungen entſpricht. Das Lehrlingsweſen liegt hier aber du 
nieder, weil die maſchinelle Schuhmacherei immer mehr die Handarbeit für Kunden 
verdrängt. Die Fabrikarbeiter verſtehen natürlich nicht, einen ganzen Schuh zu 
machen; die Maſchine bringt dies fertig, und der Arbeiter erlangt raſch die Fertige 
keit, mit dieſer Maſchine genau und ſchnell zu arbeiten. Die großen Schuhfabriken 
nehmen deshalb keine gelernten Schuhmacher in ihren Dienſt, ſondern anſpruchsloſe 
Leute vom Lande, die leicht und raſch die nötigen Handgriffe zur Bedienung der 
Maſchinen erlernen. N 

Damit iſt die Frage des gewerblichen Unterrichtes hauptſächlich ſchon erledigt. 
Es kommt hinzu, wie Deleſalle ausführt, daß die guten gewerblichen Schulen faſt 
immer ihren Zweck verfehlen; ſobald ihre Zöglinge in die Praxis treten, bemerken 
ſie, daß ihnen ihre Kenntniſſe wenig nutzen und daß ſie drei oder vier Jugendjahre 
vergeudet haben. Erzogen zu „ſolidem“ Arbeiten, können ſie den Anforderungen 
der Geſchwindigkeit, der Arbeitsquantität, die ihnen geſtellt werden, nicht genügen. 
Viele greifen ſchließlich zu ganz anderen Berufen, als die ſie erlernt hatten. Damit 
wird der Wert guter Fachkenntniſſe für die Arbeiter ſelbſt nicht verneint; ſie machen 
ihn unabhängiger und ſelbſtbewußter dem Unternehmer gegenüber. Aber was ein 
Arbeiter wirklich braucht, kann er nur in der Werkſtatt von den erwachſenen Ar⸗ 
| 
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beitern erlernen. Damit die Lehrlinge dabei nicht der Profitgier der Unternehmer 
zum Opfer fallen, iſt es nötig, daß die Gewerkſchaften ſich ihrer annehmen. Hier 
liegt alſo ein neues wichtiges Arbeitsfeld für die Gewerkſchaften. 1 

Schlimmer als nutzlos erachtet Dret die gewerblichen Unterrichtskurſe. Nicht 
der Arbeiter ſelbſt, ſondern der Unternehmer hat Vorteile von ſeinen e 
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fn in der Regel rekrutiert er die Aufſeher und Werkmeiſter aus deren Zöglingen. 
er Autor zitiert die Debatten des Gewerkſchaftskongreſſes in Limoges, wo mehrere 
edner ausführten, daß die Beiligten an dieſen Kurſen Antreiber ihrer Kameraden 
nd ſogar Streikbrecher wurden. Die Gewerkſchaftsbewegung wird durch ſolche 
urſe nicht gefördert, ſondern eher geſchädigt, weil ſie die beſten Köpfe, die ſonſt 
er Bewegung große Dienſte leiſten könnten, von ihr ablenken und auf die Bahn 
er perſönlichen Streberei führen. 

Was müſſen die Gewerkſchaften tun, damit das Lehrlingsweſen ihnen keinen 
chaden bringt? fragt der Autor, Léon Martin, der im Gegenſatz zu der realiſtiſchen 
inſicht des erſtangeführten die Sache mehr kleinbürgerlich-utopiſch anſieht. Das 
eſetz gebietet den Unternehmern, die Lehrlinge das ganze Fach vollſtändig zu 
hren. Zum Schaden des Lehrlings wird dies nie befolgt; deshalb ſollen die Ge- 
erkſchaften ſich um die Lehrlingskontrakte kümmern, ſie redigieren und die Unter⸗ 
ahmer zwingen, der Beſtimmung des Geſetzes zu genügen. Dazu iſt freilich mehr 
lacht nötig; aber welche ſchönen Reſultate würde eine allgemeine gründliche Fach: 
tsbildung in der Richtung ſchöpferiſcher Erfindungen zeitigen! Die geiſtige Hebung 
er Arbeiter würde ſie wappnen gegen die Beſchimpfungen der Unternehmer wegen 
rer angeblichen Untüchtigkeit. 

Die Ausbeutung der Lehrlinge iſt für den Unternehmer der Hauptgrund, wes⸗ 
lb er ſolche nimmt. Ihre geiſtige Entwicklung fürchtet er; deshalb richtet er fie 
ir zu einzelnen Manipulationen ab, läßt ihre friſche Jugendkraft mit der der 
teren Arbeiter, die ſie bald übertreffen, in Wettkampf treten; er fördert dadurch 
e gegenſeitige Eiferſucht, lockert die Solidarität und zahlt dazu dem vollwertigen 
hrling einen zu niedrigen Lohn. Hier wäre ein Eingreifen der Gewerkſchaften nötig. 
Auf die Ausbeutung der Lehrlinge richtet auch Lenoir die Aufmerkſamkeit. 
iele Unternehmer beſchäftigen in der Regel eine unverhältnismäßig große Anzahl 
"hrlinge; ſie lehren dieſe in ein paar Monaten eine Spezialität und beuten fie 
inn aus. Der Sinn für Fachausbildung wird bei der Stückarbeit durch die 
ucht, bald viel zu verdienen, getötet. Die meiſte Fachkenntnis kann der Arbeiter 
ir durch eigene Verſuche, Fehlſchläge und Wechſel der Arbeitsſtätte erwerben. 
ie Geſetze, die gegen die Lehrlingsausbeutung erlaſſen wurden, zum Beiſpiel ein 
eſetz Millerands vom Jahre 1900, das die Arbeitszeit überall, wo Lehrlinge ſind, 
if 10 Stunden feſtſetzt, bringen mehr Schaden als Nutzen, weil die Unternehmer 
e Lehrlinge jetzt in beſonderen Räumen arbeiten laſſen und ſie ſo dem Einfluß 
r erwachjenen Arbeiter entziehen. Das wichtigſte wäre, die Lehrlingskontrakte 
ter die Kontrolle der Gewerkſchaften zu ſtellen, da nur die erwachſenen Kollegen 
der die Fortſchritte der Lehrlinge urteilen können. Die techniſche Ausbildung der 
ngen Leute unter der Obhut der Gewerkſchaften wäre das natürliche Verhältnis. 
m ſie ganz auf eine geſunde Baſis zu ſtellen, wäre jedoch eine vollſtändige Um⸗ 
‚dung des Schulweſens nötig, das als Vorbereitung für das praktiſche gewerbliche 
ben eingerichtet werden müßte. Damit kommt der Autor zu einem jedem Sozia⸗ 
ten geläufigen, ſchon von den Utopiſten glänzend verfochtenen Gedanken, deſſen 
urchführung unter dem kapitaliſtiſchen Regiment ausſichtslos iſt. 


„La revue Socialiste* vom April bringt einen Aufſatz von Bouhey— 
llex über „Die Kolonialpolitik und die ſozialiſtiſche Partei“. Anknüpfend an 
m früheren, hier mitgeteilten Aufſatz Fournières will der Autor einen Beitrag zu 
nem praktiſchen Kolonialprogramm liefern. Im Prinzip ſoll man für alle Völker 
is Recht auf Unabhängigkeit proklamieren. In der Praxis ſoll man in unſeren 
genen Kolonien den Eingeborenen Kultur bringen, nicht um Franzoſen aus ihnen 
N bilden, ſondern eine ihrer Eigenart und ihrem Volkscharakter angemeſſene 
ultur. Es wäre Frankreichs würdig, den Völkern Algiers die geiſtige Grundlage 

einer nationalen Bildung durch die Gründung einer arabiſchen, mohammeda- 
en Univerſität zu verſchaffen, die ihre Schüler aus dem ganzen Gebiet des 
slams erhalten würde, namentlich aus Agypten, und durch die Stiftung einer 
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großen Anzahl arabiſcher Schulen. Dann würde es nicht en als Unterdrikt | 
verhaßt, ſondern als Wohltäter und Erzieher geehrt fein. Dafür ſoll die jap, 
liſtiſche Partei ſich ins Zeug legen! 5 

Dr. Divernereſſe behandelt „Die Gefährdung des Anfallverſichern | 
geſetzes“ (La Loi sur les Accidents en danger). Das Unfallverſicherungsgeſetz g. 
dem Arbeiter das Recht, ſelbſt ſeinen Arzt zu wählen; der Unternehmer hat h. 
das Recht, den Arbeiter durch einen eigenen Arzt kontrollieren zu laſſen. Dieſen groß 
Vorteil, der die verletzten Arbeiter vor der rohen, ungenügenden Behandlung u 
den ſtandalöſen Experimenten der Unternehmerärzte ſchützt, wollen die Kapitaliſt 
ihnen nehmen. Nicht offen, ſondern auf dem Umweg, daß das Honorar der fr 
gewählten Arzte auf die Stufe der für die Armenpraxis gültigen Tarife ‚erniedri 
werden ſoll; dann finden die Arbeiter keine Arzte mehr und müſſen ſich denen d 
für die Unternehmer eintretenden großen Verſicherungsgeſellſchaften in die Hän 
liefern. Der Autor widerlegt die Beſchuldigung, daß die Arbeiter mit dem jesig, 
Geſetz Mißbrauch treiben; fie ift zu dem Zwecke fabriziert, Gründe für die U. 
geſtaltung des Unfallverſicherungsgeſetzes zu ſchaffen. Ferner behandelt Divernere 
ausführlich die unerträglichen Zuſtände, die für die Arbeiter aus der Behandlu 
durch die Verſicherungsärzte entſtehen. Die gefährlichſten und ſchmerzlichſten Dr 
rationen werden von ihnen verſucht, um die Arbeiter raſch wieder arbeitsfähig 
machen. Ein Verſicherungsdirektor gab dem Arzt den Auftrag: Verſuche den Mal 
raſch zu heilen, ſei es auch mittels der gefährlichſten Operation, denn ſtirbt 
fo brauche ich bloß Beerdigungskoſten, ſonſt aber habe ich eine lebenslänglie 
Rente zu zahlen. Es ſollte angeſichts ſolcher Tatſachen den Verſicherungsgeſellſchaft 
eigentlich unterſagt werden, ſelbſt Arzte in ihrem Dienſte zu haben. N 
muß an dem Rechte der freien Arztwahl feſtgehalten werden. 
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Die preußiſche Wahlbewegung. 

Berlin, 23. Mai 1908. 
Die preußiſche Wahlbewegung bietet kein erhebendes, aber deshalb doch 
in überraſchendes Bild. Die Wahlagitation der bürgerlichen Parteien wird 
irchweg von der elendeſten Mandatsjagd beherrſcht, bei der politiſche Grund— 
tze und Ziele überhaupt keine Rolle ſpielen; allein die Arbeiterpartei führt 
m Kampf um ein großes Ziel mit politiſchen Waffen, um die Beſeitigung 
er Dreiklaſſenſchmach, um die Erringung des allgemeinen Wahlrechtes für 
e preußiſche Volksvertretung. 

Was die bürgerlichen Parteien alleſamt entnervt, iſt, wie Treitſchke in 
iner pomphaften Weiſe zu ſagen pflegte, „die gemeine Angſt um Haut und 
eutel, die die letzten Trümmer des deutſchen Idealismus auf dem Altar des 
denen Kalbes opfert“. Der „Prophet des Deutſchen Reiches“ hat ſich in 
eſem Punkte allerdings als ein Prophet erwieſen; er hat ſolch Ende voraus⸗ 
ſagt als das Ergebnis der ſiegreich vordringenden Arbeiterbewegung, und 
war auch durchaus berufen dazu, denn ihn ſelbſt hat ſchon die „gemeine 
ngſt um Haut und Beutel“ mitten ins Lager der politiſchen und ſozialen 
eaktion getrieben. 

Die Reaktionäre ſelbſt, die oſtelbiſchen Junker und ihr Anhang, ſpielen in der 
zeußiſchen Wahlbewegung noch die am wenigſten ſchimpfliche Rolle. Sie find 
' ihrer Art ehrlich und konſequent, indem fie kein Hehl daraus machen, daß es 
nen nicht ums Recht, ſondern nur um die Macht zu tun iſt. Sie verlieren 
in Wort über das Unrecht und den Widerſinn der Dreiklaſſenwahl, der bei 
er Aufſtellung der Wählerliſten abermals, auch für den blödeſten Verſtand 
eifbar, hervorgetreten iſt; fie jagen einfach: dies Wahlrecht ſichert die Herr- 
haft unſerer Partei, und alſo muß es dabei bleiben. Sie pfeifen auf das 
echt, wo es ihre Macht gilt, und ſo viel ſich moraliſch dagegen einwenden 
ſſen mag, jo hat dieſe Taktik mindeſtens den Vorzug der Offenheit; je 
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weniger es Möglich iſt, ſich mit ihr zu vertragen, um ſo beſſer läßt e 15 
ihr ſchlagen. 

Schimpflicher iſt ſchon die Rolle der ultramontanen Partei, die fh: n; 
den Lippen zum allgemeinen Wahlrecht bekennt, es aber dennoch, wie 1 
preußische Wahlbewegung von neuem zeigt, jeden Augenblick zu verraten ber 
iſt. Gleichwohl kann auch fie dieſen oder jenen Milderungsgrund für fi 
beanſpruchen. In ihres Weſens Weſenheit iſt ſie eine reaktionäre Partei m 
durch tauſend Bande mit dem oſtelbiſchen Junkertum verknüpft, das in ihr: 
eigenen Reihen eine jo einflußreiche Stellung behauptet; neben dieſer od 
jener taktiſchen Rückſicht iſt es allein der Blick auf die ihr noch anhänglich, 
Arbeitermaſſen, der fie hindert, dem allgemeinen Wahlrecht ebenſo offen a: 
zuſagen, wie ihre junkerlichen Freunde ihm abſagen. Aber das iſt eben n. 
ein Augenverblenden, von dem ſich niemand täuſchen zu laſſen braucht un 
auch nicht täuſchen laſſen darf; das Zentrum hat nur das eine Ziel, wied 
zur „maßgebenden Partei“ zu werden, und um dieſen Preis ift es gern bexe, 
jeden politiſchen Grundſatz preiszugeben, nicht zuletzt das allgemeine Wahlrech 

Am ſchimpflichſten in der preußiſchen Wahlbewegung iſt die Rolle d 
Liberalismus und im beſonderen des Freiſinns. Von den Nationalliberal 
war man am Ende längſt nichts Beſſeres gewöhnt; man muß ſelbſt anerkenne 
daß gerade ihre Hiſtoriker, wie Sybel und Treitſchke, aus ihrer Gegnerſche 
gegen das allgemeine Wahlrecht ſchon zur Zeit, wo Bismarck noch daran fe 
hielt, als einem, ſeiner Anſicht nach geeigneten Mittel, die Arbeiterklaſſe 
betören, kein Hehl gemacht haben. Seitdem ſind die Nationalliberalen me 
und mehr unter den Schlitten des Junkertums geraten, das fie als eine Söldne 
klaſſe gegen das klaſſenbewußte Proletariat in jeder Weiſe aufzupäppeln ſuche 
und es trifft ſich, daß gerade in dieſer Wahlbewegung ihr hauptſtädtiſch 
Organ ſich mit der „Poſt“ verſchmilzt, die ihrerſeits von jeher das Bindegli 
zwiſchen dem großagrariſchen und dem großinduſtriellen Scharfmach e f 
bildet hat. 

Es iſt immerhin ein charakteriſtiſches Vorkommnis, nicht ohne eine gen 
hiſtoriſch⸗ ſymptomatiſche Bedeutung. Die „Nationalzeitung“ wurde, wie 
ſelbſt in ihrer erſten Ankündigung ſagte, in der „Märtyrernacht der Freih⸗ 
vom 18. auf den 19. März 1848“ geboren. Was ſie wollte, verkündete ſie 
dieſer Ankündigung preislichſt: „Unſer Streben geht auf vollkommene Rech! 
gleichheit in allen Verhältniſſen des öffentlichen Lebens, in der Kommune n. 
im Staate, in der Kirche wie in der Schule. Wir ſind von der innigen . 
zeugung durchdrungen, daß ein politiſch mündig gewordenes Volk durch d 
von ihm gewählten Vertreter auch die Mittel und Wege auffinden wird, je 
materielle Lage im Wege der Reform zu verbeſſern und zu einem bisher u⸗ 
bekannten ſozialen Wohlbehagen zu gelangen. Politiſche und ſoziale Refor 
erklären wir für untrennbar.“ Deutlicher noch als dies Programm war df 
Name der neuen Zeitung, der nach dem Pariſer „National“ ſchielte, da 
bourgeois⸗republikaniſchen Organ, deſſen Leute nach dem Ausbruch d 
Februarevolution die proviſoriſche Regierung der franzöſiſchen Wee b 
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Dieſe Blütenträume ſollten nicht reifen; bereits zehn Jahre ſpäter hetzte 
ie „Nationalzeitung“ in der bekannten ſchäbigen Weiſe gegen die Londoner 
Schwefelbande“ und beſonders gegen Karl Marx; Laſſalle ſah in ihr damals 
hon das Nonplusultra von Stupidität. Dennoch blieb ſie das Organ der 
gentlich „reſpektablen“ Bourgeoiſie, und als ſich in der Gründerzeit der ſieb— 
ger Jahre herausſtellte, daß ihr volkswirtſchaftlicher Teil der feilſten Kor⸗ 
uption verfallen war, hielt ſich ihr politiſcher und literariſcher Teil noch immer 
i einem gewiſſen Anſehen. Aber ein wirkliches Aufhalten auf der ſchiefen 
zbene gab es nicht bis zu dem ſchmählichen Ende, das nunmehr eingetreten 
t. Es iſt kennzeichnend für die preußiſchen Zuſtände, daß von den drei haupt⸗ 
ädtiſchen Organen, die ſich nach dem Ausbruch der Märzrevolution die da⸗ 
taligen Hauptklaſſen der Bevölkerung gründeten, der junkerlichen „Kreuz⸗ 
tung“, der großbürgerlichen „Nationalzeitung“ und der kleinbürgerlichen 
Volkszeitung“, nur die „Kreuzzeitung“ obenauf geblieben und heute noch viel 
tächtiger iſt, als bei ihrer Gründung, und es iſt nicht minder kennzeichnend, 
aß wie vor einigen Jahren ſchon die „Volkszeitung“, ſo auch jetzt die „National⸗ 
lung“ nicht den Mut eines ehrlichen Todes findet, ſondern es vorzieht, im 
zumpfe weiterzuleben, unter der Fuchtel einer politiſchen Partei, die ſie ihren 
rſprünglichen Grundſätzen nach zu bekämpfen verpflichtet wäre. 

Doch um auf unſer eigentliches Thema zurückzukommen, ſo ſpielt die 
himpflichſte Rolle in der preußiſchen Wahlbewegung der Freiſinn. Ver⸗ 
flichtet wie keine andere bürgerliche Partei, für das allgemeine Wahlrecht 
mautreten, verrät er es am ſchändlichſten, treibt er jo ehrvergeſſen wie keine 
ndere bürgerliche Partei den elendeſten Handelsſchacher. Die Vorgänge in 
ber⸗ und Niederbarnim, wo er offen mit dem Junkertum paktiert, und in 
Zreslau, wo er mit ihm paktieren wollte, machen das angebliche Bekenntnis 
es Freiſinns zum allgemeinen Wahlrecht tatſächlich zur widerlichſten Heuchelei. 
der Haß gegen die Sozialdemokratie erſtickt in den freiſinnigen Fraktiönchen 
des Gefühl für ihre politiſche Pflicht, und nirgends zertrümmert die „ge— 
eine Angſt um Haut und Beutel“ fo erbarmungslos „die letzten Trümmer 
es deutſchen Idealismus“ wie bei den „Unentwegten“. Es wäre auch ver- 
ehrt, die Schuld auf die freiſinnigen Führer allein zu ſchieben. Gewiß ſind 
ie Fiſchbeck, die Kopſch, die Wiemer, die Müller, ob von Meiningen oder 
on Sagan, politiſche Männerchen von einem Kaliber, mit dem verglichen 
Abſt der ſelige Eugen Richter beinahe als großer Mann erſcheint, aber ſie 
aben unzweifelhaft die freiſinnigen Maſſen hinter ſich, ſoweit überhaupt noch 
on freiſinnigen Maſſen geſprochen werden kann. 

Deshalb iſt auch die Sezeſſion der Barth und Genoſſen, ſo erfreulich ſie 
nterm äſthetiſch⸗moraliſchen Geſichtspunkt ſein mag, politiſch von gar keiner 
zedeutung. Sie haben nichts hinter ſich und werden auch nichts hinter ſich 
ekommen. Seit vierzig Jahren find alle Verſuche, eine bürgerliche Demo- 
catie in Deutſchland zu ſchaffen, in kläglicher Weiſe geſcheitert, ſelbſt wenn 
e von Männern wie Walesrode und Guido Weiß unternommen wurden, 
on Politikern, die den demokratiſchen Namen mit ungleich größerem Rechte 
agen durften als die Barth, Gerlach und Breitſcheid, und die Urſachen 
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davon wurzeln viel zu tief in unſerer ganzen hiſtoriſchen Entwicklung, als da 
an ihre baldige oder überhaupt an ihre Beſeitigung zu denken wäre. Die letzte 
konvulſiviſchen Zuckungen der Scham, die die Blockpolitik des Freiſinns i 
ſeinem eigenen Schoße hervorruft, ſind alles andere eher als die Geburtswehe 
eines geſunden Kindes. „ 

Es verſteht ſich, daß der Freiſinn ſeine verräteriſche Taktik unter verdre 
fachtem Läſtern über die Arbeiterpartei zu verbergen ſucht. Die Sozialdemt 
kratie ſoll angeblich die Reaktion unterſtützen, weil fie nicht ſchweigend den 
freiſinnigen Treiben zuſieht. Das Gerede iſt zu töricht, als daß es vor ve! 
ſtändigen Leuten eine Widerlegung bedürfte, aber wenn es tatſächlich auf d 
freiſinnigen Wähler wirken ſollte, ſo wäre das eben nur ein neuer Bewei 
für den politiſchen Verfall des deutſchen Bürgertums, ein neuer Beweis fi 
die alte Erfahrung, daß mit dem politiſchen Charakter auch die politisch 
Intelligenz zu ſchwinden pflegt. Der Freiſinn iſt heute eine Regierungsparte 
ein Werkzeug der politiſchen und ſozialen Reaktion, das ſich vor andere 
ſolchen Werkzeugen nur durch ein größeres Maß von Heuchelei auszeichn 
und in demſelben Maße weniger Schonung verdient. Am meiſten wird de 
durch die Eroberung des allgemeinen Wahlrechtes gefährdet, denn ſelbſt wen 
der heutige Freiſinn im preußiſchen Abgeordnetenhaus eine Mehrheit gewänn 
wie ſie einſt die Fortſchrittspartei in dieſer parlamentariſchen Körperſcha 
beſeſſen hat, ſo wären wir dem allgemeinen Wahlrecht deshalb nicht um Han 
breite näher gerückt. | . 

Der bisherige Verlauf der preußiſchen Wahlbewegung beſtätigt, was freili 
von vornherein kein Geheimnis war, daß die Arbeiterklaſſe einzig und allei 
auf ihre eigene Kraft angewieſen iſt, wenn ſie das allgemeine Wahlrecht fi 
den preußischen Landtag erobern will, und ihr eifriges Rüſten für den Wah 
tag zeigt, daß ſie ſich dieſer Tatſache klar bewußt iſt. 1 
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mecklenburgiſche ‚Derfaffungsteform’. 5 

Von Heinrich Cunow. 5 ö 

Wie eine altfeudale, von hundertjährigem Efeu umſponnene Trutzburg rag 
der patrimoniale Ständeſtaat der Lande Mecklenburg in die heutige Zeit hinen 
Keines der übrigen dreiundzwanzig deutſchen „Vaterländer“ hat in den rev 
lutionären Stürmen des achtzehnten und neunzehnten Jahrhunderts ſeine al 
ſtändiſchen Rechte und feudalen Inſtitutionen ſo zähe bewahrt wie die beide 
Obotritenländer. Zwar find im letzten halben Jahrhundert dadurch, daß d 
beiden Mecklenburg ſich dem Norddeutſchen Bund und darauf dem Deutſche 
Reich anſchloſſen, alſo unter die Reichsgeſetzung gerieten, manche der alte 
mecklenburgiſchen Erbeigentümlichkeiten gefallen, beſonders auf wirtſchaftlichel 
Gebiet; doch noch immer ſteht der mecklenburgiſche patrimoniale Ständeftar 
feſt auf ſeiner über hundertfünfzig Jahre alten Grundlage, dem im Jah 
1755 zwiſchen dem Schweriner Herzog Chriſtian Ludwig, der Ritterſchaft un 
den Stadtmagiſtraten abgeſchloſſenen „Landesgrundgeſetzlichen Erbver 
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leich“, der ſeinerſeits nichts iſt als eine Erweiterung der alten Reverſalien 
us den Jahren 1572 und 1621. 

Der Erbvergleich war eine Art Friedensvertrag, der nach langem, erbitter⸗ 
m Kampf zwiſchen den autokratiſche Gewalt erſtrebenden mecklenburgiſchen 
yerzögen und der von den Landſtänden unterſtützten Ritterſchaft geſchloſſen 
de. Von der Mitte des vierzehnten bis in das achtzehnte Jahrhundert iſt 
ie innere Geſchichte Mecklenburgs ein faſt ununterbrochener Streit der von 
en Obotritenhäuptlingen abſtammenden, nach Erweiterung ihrer Hoheits⸗ 
schte trachtenden Herzöge mit den großen Grund⸗ und Lehensherren, größten⸗ 
eils deutſchen Rittern, die einſt Herzog Heinrich dem Löwen von Sachſen 
ei ſeiner Eroberung der wendiſchen Lande Heerfolge geleiſtet hatten und für 
we Dienſte mit großem Grundbeſitz belehnt worden waren. 

Beſonders als gegen Ende des ſiebzehnten Jahrhunderts in den meiſten 
brigen deutſchen Landen die Fürſten den rebellierenden Grundadel nieder⸗ 
eworfen und ihre Deſpotie aufgerichtet hatten, verſuchten auch die Schweriner 
yerzöge, unumſchränkte Gewalt zu erlangen. Die Regierungszeit der Herzöge 
riedrich Wilhelm (1692 bis 1713) und Karl Leopold (1713 bis 1746) iſt ein 
eißer Kampf der landesherrlichen Macht gegen die um ihre alten verbrieften 
lechte ſtreitenden Grundherren und Städte. Hatte ſchon Friedrich Wilhelm, 
m die auffällige Ritterſchaft niederzuhalten, preußiſche Truppen ins Mecklen⸗ 
urger Land geholt, ſo ging der gewalttätige, vor keiner Gemeinheit zurück⸗ 
hreckende Herzog Karl Leopold noch weiter. Als er ſah, daß er trotz aller 
lechtsbrüche und Verhaftungen die Stände, das heißt die Ritterſchaft und 
ie Landſchaft (Stadtverwaltungen), nicht zur Nachgiebigkeit gegen ſeine Herr⸗ 
haftsanſprüche zu zwingen vermochte, bewog er 1716 den Zaren durch landes⸗ 
erräteriſche Verſprechungen, an 40000 Mann ruſſiſche Truppen nach Mecklen⸗ 
urg zu werfen, die auf den ritterſchaftlichen Gütern, im Domanium des zur 
litterſchaft haltenden Herzogs von Strelitz und in den Roſtocker Landen wie 
ie Beſtien hauſten. 

Zugleich ſchickte auf Betreiben Karl Leopolds der ruſſiſche General Repnin 
ruppenkommandos durchs Land, um die Rädelsführer des Adels, vornehmlich 
ie Landmarſchälle, Landräte und den Engeren Ausſchuß (den aus Vertretern 
er Ritterſchaft und der Städte beſtehenden permanenten Landesausſchuß der 
Hände) zu verhaften. Rechtzeitig gewarnt, flohen die meiſten Häupter des 
dels nach Ratzeburg, wo ſie unter dem Schutz des Kurfürſten von Hannover 
nen neuen Engeren Ausſchuß ernannten. Die wenigen Adeligen, die Repnin 
efangen genommen hatte, mußte Karl Leopold auf Verwendung der norddeutſchen 
ürſten und des Deutſchen Kaiſers in Wien wieder freigeben, nachdem er ſie 
orher gezwungen hatte, einen Revers zu unterſchreiben, durch den ſie ihm 
re Güter verpfändeten. 

Unterdeſſen ſuchte der Engere Ausſchuß in Ratzeburg unter Anwendung 
ingender Gründe (die Mittel dazu lieferten vornehmlich die Städte) die deut⸗ 
hen Fürften zur Abſendung einer Exekutionsarmee nach Mecklenburg zu be⸗ 
gegen, und da nicht nur die norddeutſchen Fürſten, ſondern auch Dänemark 
nd England eine Feſtſetzung der Ruſſen (der Zar hatte inzwiſchen nach dem 
riedensſchluß mit Karl XII. ein neues Expeditionskorps nach Mecklenburg 
führt) in dem weſtlichen Gebiet der Oſtſee fürchteten, fand er allſeitiges 
migegenfommen. Durch die Drohungen Englands, Dänemarks und der kaiſer⸗ 
chen Regierung in Wien bewogen, zog 1718 der Zar, nachdem eine ſtarke 
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engliſche Flotte im Baltiſchen Meer erſchienen war, aus dem ausgeplündert 
Mecklenburg ab. Der Herzog erklärte darauf die adeligen Rädelsführer 
Ratzeburg für Hochverräter und ließ ihre Güter beſchlagnahmen. 

Endlich rückten am 25. Februar 1719 die Expeditionstruppen, 12000 Man 
ſtark, unter Befehl des hannoverſchen Generals von Bülow in Mecklenbun 
ein, wurden aber von dem herzoglichen General, dem Grafen von Schweri 
bei Walsmühlen geſchlagen. Zweifelhaft iſt, was aus der Invaſion geworde 
wäre, wenn nicht der nach Berlin geflohene feige Karl Leopold von dort m 
die widerſinnigſten Befehle erteilt und ſchließlich ſeine Truppen aus Mecklen 
burg zurückgezogen hätte. Die Invaſionstruppen beſetzten nun das Land, d 
Stände übernahmen die Herrſchaft, und ſchließlich wurde 1728 durch kaiſe 
liches Reſkript Karl Leopolds Bruder, der Herzog Chriſtian Ludwig, zu 
kaiſerlichen Verwalter des Schweriner Herzogtums ernannt. 

Karl Leopold flüchtete nach Danzig. Als aber 1730 ein Streit der Ritte 
ſchaft mit dem kaiſerlichen Adminiſtrator ausbrach, tauchte Karl Leopold plöi 
lich in Schwerin auf, um dort, wie er in einem Manifeſt ankündigte, do 
„verdammliche Rebellionslaſter“ niederzuwerfen; doch fand er wen 
Anhang. Vor keinem Mittel zurückſchreckend, rief er deshalb, nachdem er fi 
durch allerlei Verſprechungen die Hilfe der orthodoxen evangeliſchen Geiſtlich 
keit erkauft hatte, die hörigen und leibeigenen Bauern zum Kampf gegen d 
Ritter auf. Da die Bauern von dem übermütigen Grundadel in harter Fro 
gehalten wurden, hatte ſein Aufruf Erfolg. Bald bildeten ſich im Lande mehren 
große Bauernhaufen, darunter in Schwerin ſelbſt eine ungefähr 2000 Bauer 
umfaſſende Schar. Unter herzoglichen Führern zogen ſie zum Sturm auf d 
Städte. Unorganiſiert und undiszipliniert, nur aufs Plündern bedacht, wurde 
ſie jedoch faſt überall zurückgeſchlagen, löſten ſich in kleine Haufen auf un 
fielen in dieſer Vereinzelung den zur Unterſtützung des kaiſerlichen Admin 
ſtrators ausgeſandten lüneburg⸗ hannöverſchen Truppen in die Hände. | 

Nach Karl Leopold, der im Jahre 1746 ſtarb, beſtieg Chriſtian Ludwig 
der bisher als kaiſerlicher Adminiſtrator das mecklenburg⸗ſchwerinſche Herzor 
tum verwaltet hatte, den Thron. Wie ſeine Vorgänger ſuchte auch er, nach 
dem er „Landesherr“ geworden war, zunächſt die herzogliche Macht auszi 
dehnen und das Steuerbewilligungsrecht ſowie die Steuerfreiheiten des Adel 
zu brechen. Alt (er war, als er die Regierung antrat, ſchon 65 Jahre) un 
müde des ſtetigen aufreibenden Kampfes gab er jedoch ſchließlich nach un 
ſchloß mit den Ständen am 18. April 1755 den ſchon erwähnten „Landes 
grundgeſetzlichen Erbvergleich“, dem einige Monate ſpäter aun 80 
Strelitzer Herzog beitrat. 

Auf dieſem zwiſchen Gleichberechtigten, dem Herzog als Grundherrn 4 
Domaniums, der Ritterſchaft, das heißt den körperſchaftlich vereinigten Grund 
herren der ritterſchaftlichen Beſitzungen, und den körperſchaftlich vereinigte 
Stadtverwaltungen (Magiſtraten), geſchloſſenen Vertrag ruht noch heute da 
Regime der Lande Mecklenburg. Sind auch durch ſpätere Verträge zwiſche 
Fürſt und Ständen manche Beſtimmungen annulliert und andere, ſeit Meckler 
burg zu den Bundesſtaaten des Deutſchen Reiches zählt, durch die Reiche 
geſetzgebung, die bekanntlich widerſprechende Landesgeſetze aufhebt, außer Kraf 
geſetzt worden, ſo haben doch im weſentlichen trotz aller Stürme der letzte 
anderthalb Jahrhunderte die Paragraphen des alten Erbvergleiches 5 
Rechtsgültigkeit bewahrt. 
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Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß ein Regierungsvertrag, der vor 153 Jahren 
ntſtand und deſſen einzelne Rechtsſatzungen teilweiſe bis in das ſechzehnte 
sahrhundert zurückreichen, Beſtimmungen enthält, die unſeren heutigen ſtaats⸗ 
echtlichen Anſchauungen ſeltſam erſcheinen. Und ſonderbar, wie foſſile Über⸗ 
leibſel aus längſt entſchwundener Zeit muten denn auch die landesrechtlichen 
zerhältniſſe an, unter denen noch heute die mecklenburgiſche Bevölkerung lebt. 
In Mecklenburg gibt es keine einheitliche öffentliche Staatsgewalt, 
ondern nur beſtimmte Komplexe perſönlicher Befugniſſe, die, durch den 
zrbvergleich verteilt und geregelt, von den Berechtigten auf Grund eigenen 
techtes ausgeübt werden. Der Großherzog als Landesherr ſteht nur zu 
emjenigen Teil der Geſamtheit in direkter Beziehung, deren Grundherr er 
t, nämlich zu den Bewohnern des Domaniums, der alten Staatsländereien, 
ie mehr als zwei Fünftel der geſamten Bodenfläche Mecklenburgs umfaſſen. 
kur dieſe Bewohner des Domaniums ſind Untertanen des Herzogs, 
er als Domanialherr unbeſchränktes Geſetzgebungs- und Beſteuerungs⸗ 
echt über alle Bewohner des Domaniums beſitzt, ohne daß ihm die im Land⸗ 
ag verſammelten Stände in dieſes Recht hineinzureden vermögen. Das Ver⸗ 
ältnis der Bevölkerung des Domaniums zum Herzog iſt alſo verfaſſungsrechtlich 
enau dasſelbe wie das der mittelalterlichen Bauernſchaften zu ihren Grund— 
ſerren, nur daß durch die Reichsgeſetzgebung die Feſſelung an den Grund und 
goden (auch in Mecklenburg gilt ſelbſtverſtändlich heute Freizügigkeit) und 
ine Reihe perſönlicher Dienſtleiſtungen aufgehoben ſind. 

Zu den Bewohnern der anderen mecklenburgiſchen Landesteile, des ritter- 
chaftlichen Beſitzes und der Städte, ſteht der Großherzog, da er nicht 
Frundherr dieſer Gebiete iſt, in keinem direkten Herrſchaftsverhältnis. Die 
Zewohner dieſer Landesteile ſind verfaſſungsrechtlich weder herzogliche Unter⸗ 
anen noch Staatsbürger im Sinne des bürgerlichen Rechtsſtaates; ſie ſind 
Intertanen der Stände, das heißt der Ritterſchaft und der Stadtmagiſtrate. 
Zäuerliches Eigentum gibt es verfaſſungsrechtlich nicht und deshalb auch 
eine bäuerliche Landſtandſchaft, keine Beteiligung des bäuerlichen Volksteiles, 
er nur in ſogenannter „Erbpacht“ ſitzt, an den Landtagen und Landes⸗ 
zeſchäften; kurz, politiſche Landesrechte hat der Bauer nicht. Das⸗ 
elbe gilt von den Städtebewohnern. Auch ſie ſind nach dem „Landes— 
rundgeſetzlichen Erbvergleich“ nicht politiſche Rechtsperſonen, ſondern Untertanen 
er nominellen Grundherren des ſtädtiſchen Grundbeſitzes, der Bürgermeiſter, 
ne nicht etwa als Vertreter der Städte Zulaß zu den mecklenburgiſchen Land— 
agen haben, ſondern „kraft eigenen Rechtes“, und weder an Inſtruktionen 
och an Wünſche der Stadtväter (Stadtverordnetenverſammlungen) gebunden 
ind. Die Grundlage des heutigen mecklenburgiſchen Ständeſtaates bildet alſo 
ſas Eigentum am Grund und Boden; und deshalb iſt es völlig logiſch, daß 
tuch Landesfremde, wenn ſie die mecklenburgiſche Staatsangehörigkeit erwerben 
ind ſich ein ſogenanntes landtagsfähiges Rittergut kaufen, dadurch über Nacht 
um mecklenburgiſchen Landtagsmitglied und Geſetzgeber werden. 

Dieſer Teilung der Gewalten entſpricht es, daß es in beiden Mecklenburg 
eine allgemeine Vertretung, keinen eigentlichen Staatshaushalt, 
eine Kontrolle der Landesverwaltung, kein Beſteuerungsrecht der 
Froßherzöge über die nicht zum Domanium gehörenden Landes— 
eile, kein geordnetes Verhältnis zwiſchen dem Privatvermögen 
ver Fürſten und dem Landesvermögen gibt, und daß ferner, obgleich 
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die beiden mecklenburgiſchen Großherzogtümer (das Schweriner und de 
Strelitzer) völlig ſelbſtändig find, fie doch einen gemeinſamen Landtag 
haben, da die Stände beider Lande ſich nach alter Überlieferung als ei 
heitlich betrachten. 

Als Grundherr des Domaniums hat der Fürſt nur auf die Einkünfte a 
dieſem Anſpruch, und der „Erbvergleich“ von 1755 jest denn auch feſt, do 
er aus dieſen Einkünften nicht nur ſeine perſönlichen Bedürfniſſe, ſonder 
auch die Koſten der Landesregierung zu beſtreiten hat und auß 
einem ihm aus freiem Willen der Stände zugebilligten Beitrag zu gewiſſe 
Ausgaben (ſpeziell zu den Militär⸗, Legations⸗ und Deputationskoſten) weite 
„Kollekten, Hilfen und Beiträge“ nicht beanſpruchen kann, da die Stände wol 
zur Heeresfolge verpflichtet, von Steuerlaſten aber befreit ſeien. Im Lau 
der Zeit haben ſich nun zwar doch die Stände, da mit dem Fortſchritt de 
Entwicklung die finanziellen Anforderungen an den Staat ſtetig ſtiegen, z 
mannigfachen anderen „Beihilfen“ verſtanden; aber eine einheitliche Finan; 
verwaltung hat Mecklenburg auch heute noch nicht. Es gibt, abgeſehe 
von der 1849 aus der großherzoglichen Renterei ausgeſchiedenen „Haushalts 
zentralkaſſe“ (Kaſſe zur Beſtreitung der Hofhaltung) folgende drei gan 
ſelbſtändige Kaſſen: 

1. Die meiſt aus Domanialeinkünften geſpeiſte „Großherzogliche Ren 
terei“ (mit verſchiedenen ihr beigeordneten Nebenkaſſen), die ausſchließlie 
unter fürſtlicher Verwaltung ſteht, ohne irgendwelches Kontrollrecht der Ständ 

2. Die von der landesherrlichen Regierung und den Ständen gemeinſar 
verwaltete „Landesrezepturkaſſe“, in die vornehmlich die Beiträge de 
ediktmäßigen Kontribution (Landesſteuer), der Gewerbeſcheinſteuer, der Erl 
ſchafts⸗ und Stempelſteuern fließen. Ihre Einnahmen dienen ſpeziell zu Weg 
und Waſſerbauten und zur Unterſtützung von Unterrichts⸗ und Kranke 
(Taubſtummen⸗, Blinden⸗, Idiotenanſtalten ufm.). 

3. Der unter ausſchließlicher Verwaltung der Stände ſtehende „Land 
kaſten“, der aus freiwilligen, von den Ständen unter ſich vereinbartei 
Steuerauflagen geſpeiſt wird. Aus ihm werden die vom Landtag bewilligten 
Zuſchüſſe zu den Koſten der Landesregierungen, die Prinzeſſinnenſteuer ſowi 
die ſpeziellen ſtändiſchen Ausgaben (Koſten der ſtändiſchen Ausſchüſſe un! 
Deputationen, ritterſchaftlichen Syndici uſw.) beſtritten. 

Alle drei Kaſſen ſind völlig ſelbſtändig, können miteinander Rechts 
geſchäfte abſchließen, miteinander prozeſſieren uſw. 

Eine öffentliche Rechnungsablegung dieſer Kaſſen gibt es nich! 
und ebenſowenig wird dem Landtag ein Staatshaushalt oder ein 
genaue Überficht der Ein- und Ausgaben vorgelegt. Kommt di 
großherzogliche Regierung mit den Einkünften aus dem Domanium und der 
ihr bewilligten Steuern nicht aus, ſo wendet ſie ſich um Beihilfe an die Stände 
die dann gewöhnlich nähere Aufſchlüſſe über die Art des Fehlbetrages und 
den Zweck der Verwendung verlangen und je nachdem, ob ihnen die Auskunf 
genügt oder nicht, einen Pauſchalzuſchuß aus der ſtändiſchen Kaſſe, ihren 
„Landkaſten“, beſchließen oder auch die Forderung rundweg ablehnen. 

Nicht minder eigenartig iſt die Zuſammenſetzung des ſtändiſcher 
Landtags. Er beſteht aus der Ritterſchaft, den zirka 680 Beſitzern der 
950 mecklenburgiſchen Hauptrittergüter, und der Landſchaft, das heißt den 
Bürgermeiſtern der 49 Städte. Beide Stände ſind gleichberechtigt. Sie können 
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emeinſam beraten und beſchließen, in welchem Fall die einfache Stimmen⸗ 
iehrheit entſcheidet, oder ſie können ſich auch nach Ständen getrennt ver⸗ 
ımmeln und nach Ständen abſtimmen, die ſogenannte „itio in partes“. 
stimmt bei dieſer Abſtimmung der eine Stand gegen den anderen, dann gilt 
er Antrag beziehungsweiſe das Geſetz als abgelehnt. Dadurch haben die 
fürgermeiſter die Macht, jeden Antrag, der ihnen gegen das ſtädtiſche 
intereſſe zu verſtoßen ſcheint, einfach unter den Tiſch fallen zu 
aſſen. An irgendwelche Beſchlußfähigkeitsziffer iſt dabei die Gültigkeit der 
lbſtimmungen nicht gebunden. Ob 600 oder 20 Mitglieder verſammelt ſind, 
t gleichgültig. Eine eigentliche Geſchäfts-, Tages- und Rednerord— 
ung gibt es nicht. Jedes Landtagsmitglied iſt gewiſſermaßen ſouverän, 
kann jederzeit beantragen, daß irgend eine ihm wichtig ſcheinende Sache 
ir Verhandlung kommt oder von der Beratung abgeſetzt wird, und er kann 
den, wenn es ihm paßt, ganz gleich, ob ſchon ein anderer ſpricht. Auch 
mn eine eben abgelehnte Vorlage nach einigen Wochen aufs neue zur Be— 
ung geſtellt werden. 

Noch charakteriſtiſcher für die Verfaſſungszuſtände Mecklenburgs iſt das 
zerhältnis des Landtags zum Landesherrn. Auch der Großherzog kann nach 
148 des Erbvergleichs die Landtage „beziehen“; dagegen darf ein Vertreter 
iner Regierung, ob Miniſter oder Rat, nur dann im Landtag etwas vor- 
jagen, wenn er bei den Landmarſchällen darum angehalten und ihm der 
andtag gnädigſt die Erlaubnis erteilt hat. Deshalb findet der Verkehr 
viſchen Regierung und Landtag auf ſchriftlichem Wege ſtatt. 

Wohl iſt ſeit 1755 verſchiedentlich von den nach größerer landesherrlicher 
ſtacht, Einſchränkung der Steuerbewilligungsrechte der Stände und Vermeh— 
ung ihrer Einkünfte ſtrebenden Herzögen und Großherzögen verſucht worden, 
genannte Verfaſſungsreformen durchzuführen; doch ohne nennenswerten Erfolg. 
ls im Jahre 1808 die Herrlichkeit des alten Deutſchen Reiches zuſammen⸗ 
rach, unternahm der damalige Schweriner Großherzog auf Grund ſeiner durch 
je Reichsauflöſung erlangten und durch feinen Beitritt zum Rheinbund ver- 
ärkten Macht den Verſuch, die ſtändiſchen Berechtigungen abzuſchaffen. Er 
reichte aber nur, daß die Stände ſich zur Einführung beſtimmter Steuern 
Stempelſteuer, Kollateral⸗Erbſteuer, Heranziehung der bisher ſteuerfreien ritter- 
haftlichen „Hofhufen“ zur ſogenannten Hufenſteuer) und zur Bewilligung 
ner dreißigjährigen Landeskontribution verſtanden. 

Im Jahr 1849 unternahm unter dem Druck der revolutionären Strömung 
riedrich Franz I. einen neuen Vorſtoß gegen die Stände. Er erließ am 
0. Oktober 1849 ein Staatsgrundgeſetz nebſt Wahlgeſetz, durch das die meiften 
lien Rechte der Stände beſeitigt und an die Stelle des ſtändiſchen Landtags 
n gewählter, aus ſechzig Mitgliedern beſtehender Landtag geſetzt wurde. 
wanzig von dieſen Abgeordneten ſollten durch die Wahlkorporationen der 
indlichen Grundbeſitzer, der Kaufleute, der Induſtriellen und Handwerker 
ewählt werden, die anderen vierzig aus allgemeinen Wahlen hervorgehen. 
Die Untätigkeit der großherzoglichen Regierung und die Unfähigkeit der 
ädtiſchen Demokratie, die mit ſchönen Reden und Demonſtrationen die Herr⸗ 
haft des zähen mecklenburgiſchen Adels zu brechen vermeinte, vereitelten 
doch den Verſuch. Während die ſtädtiſchen Liberalen redeten und ſich an 
wen Phraſen berauſchten, handelte die Ritterſchaft. Geſchickt wußte fie die 
iferſucht des Strelitzer Hofes gegen den Schweriner auszunutzen und die 
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Strelitzer Regierung zum Proteſt gegen das Geſetz aufzuſtacheln; dann X 
ſie einen beſonderen ritterſchaftlichen Landtag (Konvent) ein, der ſofort ein: 
neuen „Engeren Ausſchuß“ (zur Kontrolle der Regierung und Führung d 
landſtändiſchen Kaſſe) wählte und die Beſchreitung des Rechtswegs gegen d 
Regierung beſchloß. 

Zugleich bearbeitete der mecklenburgiſche Adel den nach den Stürmen d 
Jahres 1848 zur rückſichtsloſeſten Reaktion übergegangenen Berliner u 
Wiener Hof, während die Strelitzer Regierung auf Betreiben des Adels bei 
Bundesſchiedsgericht zu Erfurt und bei der Frankfurter Bundeszentralkon 
miſſion die Klage wegen verletzter Rechte ſtellte. Solchem Widerſtand 5 
ſich die eigenartige Volksfreundlichkeit Friedrich Franz II. nicht gewachſen, d 
ſich auf die Verfaſſungsreform nur darum eingelaſſen hatte, weil er für ſi 
ſelbſt finanzielle Vorteile von der Anderung erhoffte. Er entließ das liberg 
Miniſterium Lützow und ſtimmte auf das Drängen der auswärtigen Höfe d 
Verweiſung der Verfaſſungsfrage an ein Schiedsgericht (ſogenannte Kompromi 
inſtanz) zu. Er ſelbſt wählte als Schiedsrichter den als erzkonſervativ bekannt 
König von Hannover, während die Ritterſchaft zu ihrem Vertrauten Friedri 
Wilhelm IV. von Preußen beſtimmte. Die Entſcheidung war damit gefalle 
Die „Kompromißinſtanz“ erklärte das Verfaſſungsedikt vom 10. Oktober 184 
für aufgehoben und den Herzog für verpflichtet, einen neuen Landtag auf d 
Grundlage des Landesgeſetzlichen Erbvergleichs einzuberufen. Der Großherzt 
fügte ſich, ebenſo auch nach einigem Geſchnatter die Liberalen — die Ritte 
ſchaft hatte geſiegt. 

Fünfundzwanzig Jahre wurſtelte nach altem Syſtem die Regierung weite 
bis ſie nach der Gründung des Deutſchen Reiches, gedrängt durch ihre for 
währenden Finanznöte, wieder die Notwendigkeit einer Verfaſſung verſpür 
und mit einem neuen Entwurf hervortrat. Doch der liberale Rauſch we 
verflogen; das mecklenburgiſche Bürgertum hatte durch die Reichsgeſetzgebun 
erhalten, was es forderte: Bewegungsfreiheit auf wirtſchaftlichem Gebiet. D 
mecklenburgiſche Regierung hielt es deshalb nicht für nötig, dem Liberalismu 
Zugeſtändniſſe zu machen. Ihr Hauptſtreben richtete ſich darauf, den Mach 
bereich der großherzoglichen Regierung zu erweitern, das Steuerverweigerung 
recht des Landtags einzuſchränken, die Einkünfte des Landesherrn zu ve 
mehren und ſicherzuſtellen. 

Dieſen landesväterlichen Motiven entſprach „die Modifikation der be 
ſtehenden Landesverfaſſung“, die am 1. Februar 1874 der Großherzo 
Friedrich Franz II. dem nach Schwerin einberufenen außerordentlichen Land 
tag vorlegte. Die Wahlrechtsbeſtimmungen blieben weit hinter dem Verfaſſunge 
entwurf des Jahres 1849 zurück. Ritterſchaft und Landſchaft blieben al 
politiſche Korporationen beſtehen. Erſtere hatte nach dem Entwurf das Rech 
40 Mitglieder, darunter 9 auf Lebenszeit, in den Landtag zu entſenden 
während die Landſchaft (Städte) 31 Vertreter ſchicken ſollte. Außerdem wurd 
dem Großherzog das Recht eingeräumt, ſechs Mitglieder auf Lebenszeit J 
ernennen, und ſchließlich wurde vorgeſchlagen, das ganze Land in 26 Wahl 
kreiſe von annähernd gleicher Größe zu teilen, in denen alle ſechs Jahre je 
genannte allgemeine Wahlen ſtattfinden ſollten. | 

Über den Wahlmodus, die Wahlberechtigung ufw. enthielt der Entwur 
nichts. Dieſe Beſtimmungen feſtzuſetzen, wurde in der Erwartung, daß di 
Stände ſicherlich nicht zu radikale Forderungen ſtellen würden, ſpäteren er 
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handlungen überlaſſen. Dafür wurden um ſo fürſorglichere Beſtimmungen 
iber die Verwaltung der Kaſſen, die Einkünfte aus dem Domanium, den 
woßherzoglichen Haushalt, die Apanagen, den Dispoſitionsfonds und die 
steuerbewilligungspflicht des Landtags getroffen — den eigentlichen Zweck 
ver ganzen Verfaſſungsreform. 

Der Adel war nicht geneigt, auch nur einen Teil ſeiner Vorrechte auf⸗ 
ugeben. Er verhunzte die Vorlage dermaßen, daß die Landſchaft insgeſamt 
woteftierte. Der Großherzog löſte den Landtag auf. Doch die Ritterſchaft 
ſeharrte in der Oppoſition, und die Regierung ſah ſich gezwungen, ihre Reform 
‚ochmals fallen zu laſſen. | 

Jetzt hat die Schweriner Regierung wiederum einen Verfaſſungsentwurf 
usgearbeitet und mit Zuſtimmung der Strelitzer Regierung am 12. Mai im 
zchweriner Schloſſe dem dahin zuſammenberufenen Landtag vorgelegt. Da 
as Motiv der erzkonſervativen mecklenburgiſchen Regierung nicht freiheitlichen 
lnſchauungen entſpringt, ſondern ihr Beſtreben darauf hinausläuft, die Ein⸗ 
ünfte des Landes wie die des Großherzogs zu vermehren, ſo iſt 
er neue Verfaſſungsentwurf noch weit reaktionärer als der aus 
em Jahre 1874. Nach dem konfuſen neuen Verfaſſungsentwurf ſoll 
am Beiſpiel künftig der Landtag aus 84 Abgeordneten beſtehen, nämlich aus: 

21 Abgeordneten der Ritterſchaft, 

18 Abgeordneten der Stadtmagiſtrate, 

8 Abgeordneten der Roſtocker Univerſität, der Landesſynoden, der Landwirt⸗ 
haftskammer, Handelskammer, Handwerkskammer und der Ratzeburger Haus⸗ 
dſitzer, 

1 5 von den beiden mecklenburgiſchen Großherzögen auf Lebenszeit ernannten 
bgeordneten, 
32 aus ſogenannten allgemeinen Wahlen hervorgegangenen Abgeordneten. 


Es ſollen alſo nach dem Vorſchlag 47 Vertreter der Stände und 5 groß⸗ 
erzogliche Abgeordnete 32 aus ſogenannten „allgemeinen“ Wahlen hervor⸗ 
gangenen Abgeordneten gegenüberſtehen. Dieſe „allgemeinen“ Wahlen ſind 
doch keineswegs, wenn ſie auch offiziell ſo benannt werden, allgemein. Wahl- 
erechtigt ſind nur jene Mecklenburger, die ſeit mindeſtens drei Jahren die 
ecklenburgiſche Staatsangehörigkeit beſitzen, einen feſten Wohnſitz in Mecklen⸗ 
irg haben und ſeit einem Jahre ihre ediktmäßige Landesſteuer bezahlten. 

Aber auch jene, die dieſe Bedingungen erfüllen, haben kein gleiches Wahl⸗ 
cht. Wer die Befähigung zum einjährig⸗freiwilligen Militärdienſt beſitzt, hat 
dei Stimmen; und außerdem findet eine Einteilung der Wahlberechtigten in 
ei Klaſſen nach ihrer Steuerleiſtung ftatt — nach dem Modell der preußiſchen 
reiklaſſeneinteilung, nur, damit die mecklenburgiſche „Erbeigentümlichkeit“ 
wahrt bleibt, noch etwas verrückter. Die Geſamtſteuerleiſtung wird in 
dem Wahlbezirk von 1500 bis 3499 Seelen in drei Teile geteilt. Zur erſten 
‚alle gehören die Höchſtbeſteuerten, die das erſte Drittel der Geſamtſteuer 
bringen. Die zweite Klaſſe bilden die nächſthöchſtbeſteuerten Urwähler, die 
3 zweite Drittel zahlen. Aber in ihrer Weisheit hat die Regierung die 
'aßregel getroffen, daß jeder, der „nach dem Steuerertrag eines vollen Ediktes 
n Betrag von 23 Mark“ zu entrichten hat, immer in der zweiten Klaſſe 
lt, auch wenn er ſonſt ſeiner Steuerleiſtung nach nicht dazu gehört. Eine 
ht ſchlaue Maßregel, denn dadurch kommen die meiſten kleineren 
aus⸗ und Grund beſitzer, die in Mecklenburg durchweg konſervativ 
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geſinnt ſind, in die zweite Klaſſe und geben dort den Ausſchlag. Zu 
dritten Klaſſe endlich gehören die Mindeſtbeſteuerten, die im Wahlbezirk da 
dritte Drittel der Geſamtſteuerleiſtung aufbringen. 
Doch ſelbſt damit iſt die weiſe Vorſicht der Regierung noch nicht erſchöpf 
Obendrein ordnet der Verfaſſungsentwurf eine höchſt kurioſe Wahlkreit 
einteilung an. Städter und Landbewohner ſollen getrennt wähler 
und zwar entfallen nach der Geometrie der Regierung auf das Land 18, ar 
ſämtliche Städte 13 Abgeordnete. Nur im Fürſtentum Ratzeburg ſollen Stat 
und Land zuſammen wählen. Eine ſchlaue Tüftelei. Denn da die Geſchäft⸗ 
leute der kleinen Landſtädte, die von der Kundſchaft der adeligen Güter i 
ihrem Umkreis leben, meiſt konſervativ wählen, ſo bedeutet dieſe Beſtimmung 
daß aus der allgemeinen Wahl im beſten Falle 6 bis 8 liberale Abgeordne 
hervorgehen. Rechnet man dazu noch 6 bis 8 liberale Bürgermeiſter als Vel 
treter der Stadtmagiſtrate, ſo wird ſich — vorausgeſetzt natürlich, daß de 
Entwurf Geſetzeskraft erlangt — die ganze liberale Fraktion im Landtag kam 
auf mehr als ein Dutzend Mitglieder ſtellen. Die Konſervativen habe 
alſo in allen Fällen zum mindeſten eine Fünfſechſtelmajorität. 
Es iſt denn auch nicht die Befürchtung, daß er ſeine Machtſtellung i 
Landtag verlieren könnte, die den mecklenburgiſchen Adel dazu beſtimmt, de 
neuen Verfaſſungsentwurf als einen Eingriff in ſeine Rechte zu betrachten 
Seine Machtſtellung wird vielmehr dadurch, daß die „itio in partes“ wegfäll 
noch erhöht; denn kein Einſpruch der Städte vermag ſeine reaktionären B 
ſchlüſſe mehr zu Fall zu bringen. Der eigentliche Grund des Widerſpruch 
der Ritterſchaft liegt darin, daß das neue Verfaſſungsprojekt einen Teil dı 
bisherigen ſtändiſchen Rechte aufhebt, beſonders das Steuerbewilligungs⸗ un 
Verweigerungsrecht der Stände einſchränkt, die landesherrlichen Rechte erweiter 
die Einkünfte des Schweriner Großherzogs vermehrt und ihm eine 
großen Teil des Domaniums, das heißt der Staatsländereien, als fürſt 
liches „Krongut“ zur unbeſchränkten Nutzung ausliefert. ui 
Wie ſchon vorhin ausgeführt wurde, hat nach der Verfaſſung der Herze 
von ſeinen Einkünften aus dem rieſigen, mehr als zwei Fünftel der ganze 
Landesfläche bedeckenden Domanium nach dem Erbvergleich nicht nur ſeine 
Hofhalt, ſondern auch die Koſten der Landesregierung zu beſtreiten. Vo 
dieſem Domanium iſt 1849 ein beträchtlicher Teil (28 Dörfer, 88 Güte 
und verſchiedene andere Liegenſchaften) abgelöſt und zum „Hausgu 
beſtimmt, das heißt vertragsmäßig als fideikommiſſariſcher Beſitz des fürſtliche 
Hauſes feſtgelegt worden. Gewiß ein recht anſehnlicher Landbeſitz; aber d 
jetzige Schweriner Großherzog iſt damit nicht zufrieden. Er beanſprucht au 
den größten Teil des übrigen Domanialvermögens als Eigen⸗ reſp. Hausbeſi 
aber losgelöſt von der daran haftenden Verpflichtung, die Koſten des 5 
regiments zu beſtreiten. Zunächſt ſoll von dem Domanium eine weitere Grun! 
ſtückmaſſe als ſogenanntes „Krongut“ ausgeſchieden werden und ebenſo wie de 
„Hausgut“ die Eigenſchaft eines Fideikommiſſes des großherzoglichen Haufı 
erhalten. Der übrige Teil ſoll dem Landesvermögen überwieſen werden, ab 
unter der ſchönen Bedingung, daß davon dem Großherzog eine jährliche Kro 
rente von 300000 Mark und den Mitgliedern des großherzoglichen Hause 
an 400000 Mark jährliche Apanagen (abgeſehen von den „Einrichtungsgelderr 
der Söhne des Landesfürſten und den „Wittümern“ [Witwengeldern] der ve 
witweten Großherzoginnen und Herzoginnen) ausgezahlt werden, und 3 
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erner daraus die „Prinzeſſinnenſteuer“ für Mecklenburg⸗Schwerin (65000 Mark) 
yeftritten wird. Erſt was dann von den Einkünften noch übrig bleibt, ſoll in 
zie Landeskaſſe fließen, doch auch das natürlich nicht umſonſt, denn obendrein 
yerlangt der Großherzog als Entſchädigung noch eine einmalige Abfindung 
zus dem Domanialkapitalfonds von 5 Millionen Mark. 

Dieſe Vermehrung des großherzoglichen Beſitzes und der Einkünfte iſt das 
igentliche Motiv der ganzen „Verfaſſungsreform“. Nur deshalb hat die 
ſroßherzogliche Regierung plötzlich — 153 Jahre nach dem Landesgrundgeſetz⸗ 
ichen Erbvergleich — die Notwendigkeit einer Anpaſſung an die modernen 
Zerfaſſungsanſchauungen entdeckt. 

Für die Arbeiterklaſſe Mecklenburgs hat die ganze Verfaſſungskomödie 
einen Pfennig Wert. Irgend einen Einfluß auf die Regierung und Gefeß- 
jebung erlangt ſie dadurch nicht; und in das heutige patrimoniale Verwal⸗ 
ungsrecht greift die Vorlage nicht ein. Alle den einzelnen Ortsobrigkeiten 
ind Gemeinden zuſtehenden „Befugniſſe, Freiheiten und Privilegien“ bleiben 
rhalten, darunter auch die Polizeiverwaltung der Gutsobrigkeiten. Dagegen 
ann die mecklenburgiſche Bevölkerung, wenn die oben erwähnten ſchönen 
dotationen an das großherzogliche Haus Geſetz werden ſollten, auf eine enorme 
Schöhung der Steuerlaſt rechnen. Unſere mecklenburgiſchen Genoſſen haben 
enn auch ſofort 39 Volksverſammlungen in ganz Mecklenburg einberufen 
ind gegen die Komödie energiſch proteſtiert. 


2u den preußiſchen Landtagswahlen. 
Von Julius Brußns. 


Der erſte Akt der traurigen Poſſe, genannt preußiſche Landtagswahlen, 
ie Wahl der Wahlmänner, iſt in einigen Tagen zu Ende geſpielt, und ihm 
olgt nach weiteren dreizehn Tagen des poſſenhafteſten Zwiſchenſpiels der 
pürdige Schlußakt, die Wahl der preußiſchen „Volksvertreter“. Schmock faſelt 
reilich auch jetzt wieder von der „gewaltigen Wahlſchlacht“, vom tapferen 
ſtingen um politiſche Probleme und Ideale. Niemals waren dieſe Phraſen 
rlogener und lächerlicher als bei den gegenwärtigen preußiſchen Landtags⸗ 
vahlen. Niemals hat ſich die vollſtändige Grundſatzloſigkeit, der ſchamloſe 
Sgoismus, die tiefſte politiſche und moraliſche Korruption bürgerlicher Par⸗ 
eien offener und verächtlicher aller Welt gezeigt, als bei dieſen Wahlen zum 
Dreiklaſſenhaus Preußens. Zum Teufel find alle Prinzipien, alle Partei⸗ 
krogramme, und ein Streben, eine Gier beherrſcht alle: Mandate ergattern, 
rſchachern, erſchwindeln, erpreſſen! 

Eine widerliche und faſt unmögliche Arbeit, den eklen Knäuel der hier ſich 
unig vereinigenden, dort ſich giftig beißenden bürgerlichen Parteien zu ent- 
birren. Hier ſteht der Freiſinn mit dem nationalliberalen Bruder gegen den 
onſervativen Junker, dort umgekehrt mit dem Konſervativen gegen den 
Rationalliberalen, anderswo iſt er mit beiden gegen das Zentrum vereint, 
pährend wieder an anderer Stelle dieſes mit den Konſervativen im Bunde 
egen den „einigen Liberalismus“ kämpft. Dort ringen Nationalliberale ver⸗ 
ündet mit Konſervativen gegen Freiſinnige um die Mandate, dagegen 
nden wir auch Nationalliberale im Kampf gegen die ihnen ſonſt ſo geiſtes⸗ 
erwandten „Freikonſervativen“. Zur Abwechflung haben ſich dafür in einem 
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rheiniſchen Wahlkreis die Liberalen mit dem Zentrum zuſammengeſchloſſen 
denn hier gilt es den Sozialdemokraten die Mandate ſtreitig zu machen. Die 
edle Ziel begeiſtert bekanntlich die Freiſinnigen in einem vor den Tore 
Berlins liegenden Wahlkreis, mit den Konſervativen zuſammen gemeinſam 
Wahlmannskandidaten aufzuſtellen und einen veritablen preußiſchen Landra 
zum „Volksvertreter“ zu machen. In ſeinem „Politiſchen Abe⸗Buch“ jagt 
Eugen Richter einſt freilich ſeinen Parteigenoſſen: 

„Landräte und Staatsanwälte in Preußen, welche ohne weiteres in ihren 
Amte jederzeit zur Dispoſition geſtellt werden können, eignen ſich am wenigſtel 
zu Volksvertretern. Ihre Untergebenen kann die Regierung ja alle Tage be 
fragen oder nach Berlin berufen. So gut wie einen Landrat wählen, kam 
man auch der Regierung das Geſetzmachen und Steuerbewilligen überlaſſen. 

Aber was kümmert ſolch abgeſtandene politiſche Weisheit den heutige 
Blockfreiſinn, wenn er für die Wahl eines Landrats ſelbſt mit einem Manda 
bezahlt wird und zudem noch den verhaßten Sozialdemokraten eines aus 
wiſchen kann? Da ſtimmt er, wie im rheiniſchen Wahlkreis Mülheim⸗Sieg 
mit Begeiſterung auch für einen Kandidaten des Bundes der Landwirte. Di 
Gerechtigkeit gebietet übrigens, nicht zu verſchweigen, daß für ſolche Treu 
ihrer Blockbrüder auch die Junker zu danken wiſſen. Wählen fie doch ü 
einem oſtelbiſchen Wahlkreis neben zwei Standesgenoſſen auch einen Frei 
ſinnigen, und ſogar einen Aronſohn! Kann man mehr der Selbſtverleugnun 
von einem preußiſchen Konſervativen verlangen? | 

Auch das Zentrum beteiligt ſich an der Mandatſchacherei auf Koſten 
aller politiſchen Prinzipien. Sein neuer Bund mit den Polen iſt indeſſen 
weniger für das Zentrum als für jene blamabel, die ſeit Jahren das Zentrun 
als Verräter an den Intereſſen des polniſchen Volkes anklagten, allerding 
mit vollem Rechte, die nun aber von dem mutigen Kampfe des Zentrum 
für Gerechtigkeit und Gleichheit im Intereſſe des Polenvolks deklamieren 
wie es im Wahlaufruf des polniſchen Zentralwahlkomitees geſchieht. Freilich 
bringt auch dieſer Pakt den beiden Vertragſchließenden Mandate — auf Koſten 
der preußiſchen liberalen wie konſervativen Patrioten, die denn auch gewaltig 
auf die grundſatzloſen Zentrumsleute und Polen ſchimpfen. A 

Eine ebenſo lächerliche wie zugleich traurige Rolle ſpielen in der bürger 
lichen Wahlbewegung die evangeliſchen Arbeitervereine Rheinland 
Weſtfalens, die ihr Häuflein unter der Flagge „Chriſtlichſozialer“ ſammeln 
Sie haben ſich bei den letzten Reichstagswahlen den rheiniſchen national; 
liberalen Großkapitaliſten für ein paar in Ausſicht geſtellte Landtagsmandatı 
verkauft und wurden nun um dieſen Judaslohn für den Verrat an der freier 
Arbeiterbewegung ſchmählich betrogen. Dafür haben ſie denn in einiger 
Kreiſen Wahlenthaltung beſchloſſen, in anderen eigene Kandidaten aufgejtell 
und wieder in anderen ſich auf die Unterſtützung der Nationalliberalen „ge 
einigt“, ohne dafür das früher verſprochene Trinkgeld in Geſtalt eines 
Mandats zu erlangen. | „ 

Ein bemerkenswertes Moment in der diesmaligen bürgerlichen Landtags 
wahlbewegung iſt das Überwuchern der Beamtenkandidaturen. Auch 
hier geht der Blockfreiſinn mit beſtem Beiſpiel voran. Wie er mit Begeiſte 
rung für konſervative Landräte, Polizeipräſidenten, Regierungsräte uſw. ein 
tritt, ſo ſtellt er ſelbſt möglichſt viel Beamte auf, dem Beiſpiel der lieben 
Bundesbrüder aus allen Lagern folgend. Ein beſonders hübſches Beiſpie! 
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ietet hierfür der Wahlkreis Breslau⸗Stadt. Hier find die ſämtlichen ſechs 
kandidaten aller in Betracht kommenden bürgerlichen Parteien — Konſerva⸗ 
ive, Zentrum, Nationalliberale und Freiſinnige — Beamte! 

Das widerliche Durcheinander der bürgerlichen Parteien kommt erſt in die 
ichtige Beleuchtung, wenn man ihre Stellung zum Wahlrecht in Betracht 
ieht. Es iſt der Sozialdemokratie gelungen, nachdem ſie ſich von der ganz 
rigen Anſchauung befreit hat, durch einfache Ignorierung des Dreiklaſſen⸗ 
zahlſyſtems dieſes tödlich treffen zu können, die Frage der preußiſchen Wahl⸗ 
eform in den Mittelpunkt der politiſchen Intereſſen Preußens zu ſtellen. Es 
t ihr das ſchneller und beſſer gelungen, als manche Parteigenoſſen erwarteten, 
nd mit verhältnismäßig viel geringeren Mitteln und Kraftaufwand, als wir 
lle für möglich gehalten haben. Daß wir ohne den verwirrenden und hem⸗ 
enden Beſchluß des Hamburger Parteitags heute in dieſer Frage noch um 
n ganzes Stück weiter ſein würden, wird kaum noch ein Parteigenoſſe be⸗ 
reiten. Doch möge das jetzt unerörtert bleiben — in der Geſchichte der 
gartei wird dies Kapitel ja auch einmal geſchrieben werden. 

Die Tatſache, daß von der Sozialdemokratie die preußiſche Wahlrechts⸗ 
sage in den Vordergrund des politiſchen Lebens geſtellt iſt, kann niemand 
ugnen, jo hochmütig auch die preußiſchen Machthaber die Sache abzutun 
erſuchen. Zeugnis dafür legt unter vielen anderen auch die Tatſache ab, daß 
ine bürgerliche Partei in Preußen in ihren offiziellen Wahlaufrufen an 
ſeſer Frage vorüberzugehen wagte, ohne fie mit mehr oder minder ſym— 
athiſchen Worten zu behandeln — mit Ausnahme der Konſervativen, deren 
Zahlaufruf offenherzig die Erhaltung des „alten Bewährten“ fordert. Selbſt 
e großkapitaliſtiſchen Nationalliberalen wagen in ihrem offiziellen Wahl⸗ 
Aruf nicht, offen das Reichstagswahlrecht als Erſatz des preußiſchen Drei- 
aſſenwahlrechtes abzulehnen, während die freiſinnige Fraktionsgemeinſchaft 
degeiſtert“ das „allgemeine, gleiche, direkte und geheime Wahlrecht ſowie eine 
m Bevölkerungsverhältniſſen entſprechende Neueinteilung der Wahlkreiſe als 
e dringendſte Aufgabe der Geſetzgebung, als die Vorausſetzung eines wirk— 
hen Fortſchritts auf allen Gebieten des öffentlichen Lebens“ fordert, das 
entrum in ſeinem jeſuitiſch⸗vorſichtigen Hinweis auf ſeine „Stellungnahme 
m alters her“ zu dieſer Frage ebenfalls als Anhänger des Reichstagswahl⸗ 
tes für Preußen erſcheinen will. 

In kraſſem Gegenſatz zu dieſen vom ſozialdemokratiſchen Vorgehen er⸗ 
zungenen offiziellen Liebeserklärungen der Parteien an die preußiſche Wahl- 
form ſtehen die Taten derſelben Parteien. Zur ſkrupelloſeſten Mandat⸗ 
gerei geſellt ſich die verächtlichſte Doppelzüngigkeit und widerlichſte Heuchelei. 
er liberale Wahlagitator hat heute für einen unentwegten Volksparteiler, 
orgen für einen nationalliberalen Scharfmacher und Großkapitaliſten, am 
ernächſten Tag für einen verbündeten erzkonſervativen Rittergutsbeſitzer oder 
hen Beamten die Wähler durch „überzeugende“ Reden zu gewinnen. Und ſo 
ht es mit allerlei hübſchen Variationen den Rednern wie den Flugblatt: 
liſten der verſchiedenſten bürgerlichen Parteien. Hier ſpricht ein National⸗ 
‚eraler von der notwendigen Einführung des Reichstagswahlrechts in 
zeußen, dort einer vom Pluralwahlrecht, während ein Dritter nur eine Neu- 
teilung der Wahlkreiſe, ein Vierter höchſtens die geheime Abſtimmung bei 
haltung des Dreiklaſſenſyſtems konzedieren will, endlich nach einem Fünften 
hig alles beim alten bleiben darf. Manchmal aber redet auch ein und 
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derſelbe Redner bald dies, bald das, je nach Umſtänden und Erfordern 
Wie dann das elende Verſchachern der Mandate ſelbſt auf das Zuſtande 
kommen einer demokratiſchen Wahlreform im neuen Landtag wirken muß, i 
klar. Auf zwei, drei und mehr vom Freiſinn herausgehauene junkerliche ode 
großkapitaliſtiſche ausgeſprochene Wahlrechtsgegner kommt ein dem freiſinnige 
Blockbruder gnädigſt abgetretenes Mandat. Damit ſchafft dann der Freiſin 
„die Vorausſetzung eines wirklichen Fortſchritts auf allen Gebieten des öffen: 
lichen Lebens“, nämlich das freie Wahlrecht, und deshalb heißt es auch in 
freiſinnigen Wahlaufruf: „Das Ziel des Kampfes iſt die Beſeitigung de 
konſervativ⸗klerikalen Mehrheit!“ Die Furcht vor der moraliſchen Wirkun 
der ſozialdemokratiſchen Wahlrechtsbewegung iſt die Urſache der heuchleriſche 
Verbeugungen vor der Wahlreform in den bürgerlichen Wahlaufrufen. Un 
die Furcht vor den materiellen Wahlerfolgen der Sozialdemokratie trotz de 
Dreiklaſſenſyſtems iſt neben dem Hunger nach Macht die Urſache jener zugleie 
lächerlichen wie verächtlichen Situation der bürgerlichen Parteien am Voraben 
der Urwahlen zum preußiſchen Landtag. 


Die Sozialdemokratie iſt in Preußen die einzige ehrliche Verfechterin eine 
gerechten demokratiſchen Wahlrechts. Und die Sozialdemokratie iſt denn aut 
allen bürgerlichen Parteien der einzige Feind im Wahlkampf, der um jede 
Preis und mit allen Mitteln bekämpft werden muß und bekämpft wird, den 
gegenüber das breiige Parteiengemenge zum harten Felſen wird. Die Situatio 
unſerer Partei iſt eine außerordentlich ſchwere. Das Dreiklaſſenwahlſyſten 
bereitet an ſich wirklichen Wahlerfolgen, alſo dem Erobern von Mandate 
ſchier unüberſteigliche Hinderniſſe. Die öffentliche Abſtimmung erhöht die 
Schwierigkeiten noch bedeutend, eine Anzahl weiterer ſchikanöſer Vorſchrifter 
auf die hier im einzelnen nicht eingegangen werden ſoll, wirken in der gleiche 
Richtung. Dazu aber kommen dann noch all die Schwierigkeiten, die nich 
unumgänglich in dem Wahlgeſetz ſelbſt liegen, ſondern durch bureaukratiſch 
Kunſt hineingebracht werden. Das beginnt ſchon bei der Anfertigung de 
Wählerliſten, in welche an vielen Orten, entgegen den geſetzlichen Beſtin 
mungen, Schlafburſchen als „nicht ſelbſtändige Preußen“ nicht eingetrage 
wurden, ebenſo nicht Leute, die zu irgendeiner Zeit einmal den Verluſt de 
bürgerlichen Ehrenrechte erlitten hatten und nun für alle Zeit des Wahlrecht 
verluſtig erklärt wurden. Schlimmer noch iſt, daß in zahlreichen Gemeinde 
nicht die in dieſem Jahre infolge der Beſtimmungen des neuen $ 23 des Eir 
kommenſteuergeſetzes bedeutend höheren Steuerſätze vieler Arbeiter in Anſa 
gebracht wurden, ſondern die niedrigeren des Vorjahres. Das bedeutet, da 
zahlreiche Arbeiter, die von Rechts wegen der zweiten Klaſſe ihres Urwah 
bezirks zugeteilt werden mußten, in der dritten Klaſſe verbleiben. 

Bei der Auslegung der Wählerliſten, für die nur drei Tage vorgefehriche 
ſind, find die beſtimmenden Behörden mit wenigen Ausnahmen in der ru 
ſichtsloſeſten Weiſe gegen die Arbeiterwähler vorgegangen, indem faſt nie ei 
Sonntag und an den Wochentagen die für Arbeiter allerungeeignetſten Tage 
zeiten für die Auslegung gewählt wurden. Dabei ſind die Wählerliſten m 
großer Haſt und daher meiſt ſehr fehlerhaft angefertigt. Die für eine wir 
ſame Wahlagitation geradezu unentbehrliche Abſchrift der Wählerliſten iſt vo 
den Behörden den ſozialdemokratiſchen Wahlkomitees in vielen Fällen 4 
weigert worden. a nun erſt die Beſtimmungen, die Vornahme der Urwahl 
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lbſt betreffend. Die famoſe preußiſche „Wahlreform“ beſtand bekanntlich 
ußer im Zerlegen einiger Rieſenwahlkreiſe im weſentlichen darin, daß für 
zemeinden über 50000 Einwohner die Friſtwahl an Stelle der Terminswahl 
ten ſollte, das heißt an Stelle des bisherigen echt preußiſchen „Antretens“ 
er Wähler zu einem beſtimmten Glockenſchlage ſollte die Freiheit treten, die 
Zahlhandlung auf mehrere Stunden erſtrecken zu dürfen. Auch Gemeinden 
nter 50000 Seelen konnten dieſe kleine Verbeſſerung erlangen, wenn ſie das 
eim Miniſter beantragten. Dagegen konnten Gemeinden über 50000 Ein⸗ 
zohner mit Zuſtimmung des Miniſters von der Verbeſſerung abſehen. Und 
1 der Tat, nur wenige große Städte, darunter Berlin, haben Gebrauch 
emacht von der Verbeſſerung, die meiſten anderen großen Gemeinden haben 
eantragt, es bei der Verſchlechterung belaſſen zu dürfen, was ihnen gütigſt 
ewährt wurde. Von den Gemeinden unter 50000 Seelen aber hat wohl keine 
eantragt, die praktiſchere Friſtwahl ſtatt der Terminswahl einführen zu dürfen. 
Warum dieſe Abneigung gegen die unleugbare Erleichterung des Wahl⸗ 
erfahrens? Die Antwort findet man vielleicht, wenn man erwägt, daß die 
friſtwahl vor allem den Arbeitern die Wahlbeteiligung erleichtert hätte. So 
ber müſſen die Arbeiter zu einer genau beſtimmten Zeit im Wahllokal ſein 
nd während der ganzen Dauer der Wahlhandlung, oft weit über eine Stunde, 
elbſt zwei Stunden und mehr dort verweilen, wenn ſie die etwa notwendig 
gerdende Stichwahl nicht verſäumen wollen. Zu alledem iſt in den meiſten 
Orten der Beginn der Wahlhandlung mitten in die Arbeitszeit, meiſt in die 
Zormittagſtunden zwiſchen 9 bis 11 Uhr gelegt worden. Durch alle dieſe 
Raßnahmen hat man nicht Zehntauſenden, ſondern Hunderttauſenden von 
Arbeitern die Ausübung des ohnehin jo jämmerlichen Wahlrechts unmöglich 
jemacht. Und es iſt weiter intereſſant, daß es auch freiſinnige „Wahl- 
echtskämpfer“ waren, die die freiſinnigen Stadtmagiſtrate veranlaßten, die 
Befreiung der Gemeinden von der im Intereſſe der Arbeiter liegenden Friſt⸗ 
wahl herbeizuführen. 

All dieſe unglaublichen Schwierigkeiten haben unſere Parteigenoſſen nicht 
übgehalten, mit größtem Eifer in den Wahlkampf zu gehen. Haben ſich im 
Jahre 1903 von den damals 256 Wahlkreiſen in 122 Wahlkreiſen die Partei⸗ 
zenoſſen an den preußiſchen Landtagswahlen beteiligt, ſo wird die Zahl der 
beteiligten Wahlkreiſe diesmal ganz bedeutend größer ſein. Überall faſt, wo 
Parteiorganiſationen beſtehen, hat man ſich zur Beteiligung entſchloſſen. Wenn 
n Oberſchleſien dagegen ausdrücklich Nichtbeteiligung beſchloſſen wurde, ſo iſt 
das neben anderen abſonderlichen lokalen Verhältniſſen beſonders dem unge— 
geuren wirtſchaftlichen Druck zuzuſchreiben, den die nationalliberalen Gruben⸗ 
fapitaliften ausüben, ein Druck, dem auch die bei den Reichstagswahlen noch 
dominierenden Polen weichen mußten und dem ſelbſt das mächtige Zentrum 
in einigen Induſtriekreiſen infolge der öffentlichen Abſtimmung keinen erfolg⸗ 
reichen Widerſtand entgegenſetzen kann. 

Und wie die Zahl der ſich überhaupt beteiligenden Wahlkreiſe gegenüber 
1903 ganz erheblich größer ſein wird, jo wird auch eine viel größere Beteili— 
gung innerhalb der einzelnen Wahlkreiſe ſelbſt erzielt werden. Das hängt 
weſentlich mit der Entwicklung unſerer Parteiorganiſationen zuſammen, die 
ſeit 1903 einen gewaltigen Aufſchwung genommen, ſich verdoppelt, vielfach 
ſich vervier⸗ und verfünffacht haben. Von dieſer Entwicklung der Partei⸗ 
organiſationen wird denn auch unſer Landtagswahlerfolg abhängen. Viel mehr 
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wie die Reichstagswahl fordert die preußiſche Landtagswahl als Vorausſetzu; 
des Erfolgs eine ſtraffe, durchgebildete Organiſation. Das wird beſonde 
verurſacht durch die Zerlegung des Wahlkreiſes in Hunderte von Urmal- 
bezirken, von welchen jeder einen Miniaturwahlkreis bildet, um deſſen Eroberu 
ſich der Wahlmannskandidat in eifriger Agitation von Mund zu Mund fell 
bemühen muß. | 
So dürfen wir denn auch als ſicher annehmen, daß nicht nur die Za 
der ſozialdemokratiſchen Urwähler ganz erheblich größer, vielleicht doppelt 
groß wie 1903 fein wird, wo fie rund 314000 betrug (nach amtlicher Fe 
ſtellung 314119, doch dürften von den 113177 Urwählern „unbekannter“ un 
74820 „ſonſtiger Parteirichtung“ der amtlichen Statiſtik noch einige zehntauſer 
Urwähler ſozialdemokratiſcher „Parteirichtung“ geweſen ſein), ſondern daß au 
die Zahl der ſozialdemokratiſchen Wahlmänner bedeutend wachſen wird. Daf! 
ſpricht auch noch die uns ſehr viel günſtigere gegenwärtige politiſche Situatio 
Unter dieſen Umſtänden iſt auch die Ausſicht, einige Mandate zu gewinne 
durchaus nicht gering. Nicht nur Berlin verſpricht uns nach dieſer Richtun 
etwas, ſondern auch in den Provinzen Schleswig⸗Holſtein (Altona), Hannovı 
(Linden) und vielleicht in dem einen oder anderen rheiniſch⸗weſtfäliſchen Wah 
kreiſe iſt dafür einige Hoffnung vorhanden. | 
Ganz ficher iſt, daß wir mit unſeren Wahlmännern in einer ganzen Reil 
von Wahlkreiſen die Entſcheidung darüber haben werden, welche Partei d 
Abgeordnetenmandate erhalten wird. Die Bedingungen für unſere Unte⸗ 
ſtützung gegneriſcher Kandidaten ſind bereits feſtgelegt. In Wahlkreiſen, i 
denen mehr als ein Abgeordneter zu wählen iſt, hat die zu unterſtützend 
bürgerliche Partei ein Mandat an uns abzutreten. Auch wechſelſeitige Al 
kommen ſolcher Art in verſchiedenen Kreiſen ſind vorgeſehen. In Wahlkreiſe 
mit nur einem Abgeordnetenmandat hat der zu unterſtützende bürgerlich 
Kandidat zu erklären, daß er als Abgeordneter noch in der Seſſion 1908 di 
Übertragung des Reichstagswahlrechtes auf Preußen ſowie neue Wahlkreis 
einteilung beantragen oder für einen ſolchen Antrag ſtimmen wird, falls e 
von anderer Seite geſtellt wird. In allen Fällen der etwaigen Unterſtützun 
bürgerlicher Kandidaten bedarf es der Zuſtimmung unſeres Zentralwahl 
komitees, das der Vorſtand der Geſamtpartei in Berlin bildet. \ 
Unſere Taktik bei den Abgeordnetenwahlen iſt jedenfalls klar, beſtimmt uni 
überaus einfach, ſie iſt eine unumgängliche Konſequenz der einmal gegebenen 
Situation. Ihre Härte für die Gegner liegt in der unerläßlichen Verpflich 
tung, in Wahlkreiſen mit mehreren Mandaten eines an die Sozialdemokrati⸗ 
abzutreten. Bei der öffentlichen Abſtimmung, bei der aus Haß und Furch 
gemiſchten Abneigung gegen die Sozialdemokratie in allen bürgerlichen Kreiſer 
iſt die Erfüllung einer ſolchen Verpflichtung ſehr ſchwer, trotz der oben ge 
kennzeichneten Mandatgier aller bürgerlichen Parteien. Und die Freiſinnigen 
denen die Erfüllung dieſer Bedingung immer noch am leichteſten werden 
jollte, verlangen deshalb auch heute noch, daß wir ihre Kandidaten gegenüber 
Konſervativen und Zentrum unterſtützen, bedingungslos, ohne daß ſie ver⸗ 
pflichtet werden, für ſozialdemokratiſche Kandidaten einzutreten. Das ſei 
unſere unabweisbare Pflicht im „Kampfe gegen die Reaktion“. Es kümmert 
ſie nicht, daß ſie doch dann die gleiche Pflicht haben, die ſie wohl zu erfüllen 
glauben, wenn ſie ſich in einer ganzen Anzahl Wahlkreiſe eifrigſt um die 
Wahl der ärgſten Reaktionäre bemühen. Es ſoll unmöglich ſein, freiſinnige 
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ahlmänner in größerer Zahl für einen Sozialdemokraten an den Wahltiſch 
bringen. Gewiß kann ein freiſinniger Wahlmann, der für einen Sozial⸗ 
mokraten ſtimmt, geſchäftlichen Schaden erleiden, er kann auf den geſell⸗ 
ſgaftlichen Verkehr in gewiſſen Kreiſen verzichten müſſen, vielleicht gar die 
eſerveoffiziersqualität verlieren. Iſt dies Unglück ſo groß wie das des 
ialdemokratiſchen Arbeiters, der infolge ſeiner Wahltätigkeit entlaſſen wird 
d bei der gegenwärtigen wirtſchaftlichen Depreſſion auf die Landſtraße 
mdern, Hunger und Elend erdulden muß? 

Die ſozialdemokratiſche Partei hat ſchon 1903 keinen Zweifel darüber ge⸗ 
(fen, daß fie nicht gewillt und auch gar nicht in der Lage ſei, dem Freiſinn 
andate zu verſchaffen ohne entſprechende Gegenleiſtung. In dieſer An⸗ 
auung waren damals und find heute noch alle Genoſſen ganz einig. Die 
ttlerweile eingetretene weitere Entwicklung des Freiſinns nach rechts hin 
ante dieſe Einhelligkeit nur befeſtigen. Übrigens hat der Freiſinn eben in⸗ 
(ge dieſer Entwicklung, infolge weitgehender Unterſtützung durch die Kon⸗ 
wativen wahrſcheinlich weniger Veranlaſſung, auf ſozialdemokratiſche Hilfe 
i den Abgeordnetenwahlen rechnen zu müſſen, wie vor fünf Jahren. Wo 
ir Freiſinn die relative Mehrheit der Wahlmänner gegenüber Konſervativen 
d Sozialdemokraten gewinnt, iſt ihm das Mandat ohne weiteres ſicher. Wo 
ver Sozialdemokraten die relative Mehrheit haben, werden Freiſinnige und 
Imjervative, wenn fie vorher wirklich gegeneinander ſtanden, ſich ſchnell 
ſügen und ſich in die Mandate teilen. 

Anders kann ſich die Situation allerdings dort geſtalten, wo gegenüber 
ler relativen Mehrheit liberaler Wahlmänner die Gruppen zuſammen die 
ſolute Mehrheit bildender Wahlmänner des Zentrums und der Sszial— 
mokratie ſtehen. Das dürfte in mehreren rheiniſchen Wahlkreiſen eintreten. 
> diefe Situation zu einem Zuſammengehen beider Parteien führen wird, 
jan mit Beſtimmtheit heute weder bejaht noch verneint werden. Ein Grund, 
ſerer feſtgelegten Taktik entſprechende Abkommen mit dem Zentrum nicht 
treffen, beſteht für uns jedenfalls nicht. Das Geſchrei der Liberalen über 
s „ſchwarzrote Kartell“ wird unſer Handeln in dieſer Beziehung gewiß 
ht beſtimmen. Warum ſollen wir nicht Zentrumskandidaten in der Stich⸗ 
hl unterſtützen, wenn auch ſie, meinetwegen gleich ihren liberalen Konkur⸗ 
ten, ſich für das Reichstagswahlrecht in Preußen und die Neueinteilung 
je Wahlkreiſe verpflichten, wenn fie weiter, ungleich den Liberalen, bereit 
d, auch ſozialdemokratiſchen Abgeordnetenkandidaten zu Mandaten zu ver⸗ 
(fen? Iſt etwa gegenwärtig ein Liberaler, ob rechter oder linker, in irgend 
ner politiſchen oder kulturellen Frage Preußens, und ſei es ſelbſt die Schul⸗ 
ige, zuverläſſiger wie das Zentrum? 

Einerlei ſchließlich, was wir an Mandaten aus eigener Kraft wie durch 
Impromiſſe erreichen werden: der erſte und höchſte Zweck unſerer Beteili⸗ 
ung iſt und bleibt ihre agitatoriſche Wirkung, gerichtet gegen das ſchandbare 
keiklaſſenwahlſyſtem. Den ſicheren Gradmeſſer der immer gewaltiger ſtei— 
nden Gefühle des glühenden Haſſes, der lodernden Empörung der Maſſen, 
ber unerſchütterlichen Entſchloſſenheit, dem das preußiſche Volk beſchimpfenden 
recht ein Ende zu machen, werden nicht ein halbes oder ganzes Dutzend 
zialdemokratiſcher Landtagsmandate, ſondern die vielen Hunderttauſende 
ialdemokratiſcher Landtagswähler bilden! 
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Die Organifation der Landarbeiter in Jtalien. 
Von Dr. B. Totomjanz (St. Petersburg). 


Der Grund zu einer Organiſation des ländlichen Proletariats wurde zu; 
in der Provinz Mantua gelegt. Im Jahre 1884, als in Sizilien die Un 
drückung der Bauernvereinigungen ſchon begonnen hatte, entſtanden in Man 
und in Oltre⸗Po (dem Gebiet, welches jenſeits vom Po gelegen ift) zwei ( 
werkſchaften oder „Abwehrligen“, von denen die eine den Namen „Geſellſcht 
für gegenſeitige Hilfe unter den Bauern der Provinz Mantua“ trug, währe 
ſich die andere „Allgemeine Aſſoziation italieniſcher Arbeiter“ nannte. 2 
geiſtige Leiter der erſten Geſellſchaft, die in der „Libera Parola“ ihr eigen: 
Organ hatte, war der Ingenieur Sartori; der Führer der zweiten war it 
Garibaldianer und Kapitän außer Dienſt, der ſich der Zeitung „Favilla“ 
Propaganda ſeiner Ideen bediente. Beide Organiſationen fanden in ein 
dritten Organ, dem „Pellagroso“, gewiſſermaßen ihre ideelle Einheit. | 

Dieſe Gewerkſchaften hatten zwar ein gleiches Ziel, aber eine verſchiede 
Taktik. Die eine war aggreſſiver und vertrat mehr den Standpunkt d 
Kampfes, die andere mehr den der Disziplin. Beide ſtrebten nach einer ( 
höhung der Arbeitslöhne und arbeiteten für jede Gemeinde neue Tarife m 
nach denen die Bauern ihre Forderungen einrichten und bemeſſen ſollten. 

Jedoch die Gutsbeſitzer benutzten einige äußere Erſcheinungsformen d 
Bewegung, um fie zu unterdrücken. Eine Reihe von Gewalttätigkeiten u 
zuletzt ein Aufſtand der Bauern boten ihnen einen willkommenen Anlaß, i: 
Regierung gegen die Arbeiter aufzuhetzen. Die Organiſationen wurden vı 
boten und die Führer verhaftet. Die Löhne ſanken auf ihr früheres, dur 
aus unzureichendes Niveau. Der Sieg der Gutsbeſitzer war ein vollſtändig 
Die Leiter der Bewegung, unter denen ſich auch einige Bauern befand 


ſaßen bis zum März des Jahres 1886 in den Gefängniſſen von Mantua u 
Venedig. Endlich vor Gericht geſtellt, wurden fie von den venezianiſchen E 
ſchworenen dank auch der glänzenden Verteidigung durch Enrico Ferri fr. 
geſprochen. Nach dem Prozeß in Venedig herrſchte auf den Feldern Mantu 
zunächſt völlige Ruhe. Die dichte Bevölkerung — auf einen Quadratkilomet 
kamen bis zu 149 Menſchen — war gezwungen, in noch höherem Maße ih 
Zuflucht zur Auswanderung nach Braſilien zu nehmen. 1898 übertraf d 
Zahl der Auswanderer aus Mantua die aller anderen Provinzen der Lor 
bardei. Dies mußte natürlich auch eine Rückwirkung auf die Arbeitslöhne d 
Zurückgebliebenen üben. Die Arbeitsloſigkeit nahm bedeutend ab und d 
Arbeitslohn ſtieg wieder ein wenig. . | 

Bald feierte auch die Organiſation des Proletariats wieder ihre Au 
erſtehung, wenn auch in etwas anderer Form. „Es kam jene Zeit“ — 
ſchreiben die Sozialiſten Bonomi und Vezzani —, „die man die fooperatiı 
Phaſe in der Bewegung des Mantuaniſchen Proletariats nennen kann.“ 
Schon 1892 konnte man aus den Verzeichniſſen der Präfektur der Staf 


Der Maſſenſtreik der landwirtſchaftlichen Arbeiter in der Provinz Parmı 
der am 1. Mai begann, hat fi zu einem gewaltigen Ringen zwiſchen Arbeiter- und Unte 
nehmerorganiſationen ausgewachſen. Die Gefchichte der Landarbeiterorganiſationen in Italie 
ſchildert obiger Artikel. Die Redaktio 

Profeſſor J. Bonomi und C. Vezzani, II movimento proletario nel Mantovanı 
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zantua erſehen, daß die Zahl der Produzentengenoſſenſchaften und der 
roduktivaſſoziationen bis auf 29 geſtiegen war. Nach den Daten des römiſchen 
tatiſtiſchen Amtes vom 31. Dezember 1894 exiſtierten in der Provinz Mantua 
Produzentengenoſſenſchaften (cooperative di lavoro). Am 31. Dezember 1895 
ab es ſchon 14 Konſumvereine und gemiſchte Genoſſenſchaften, das 
pt Produzenten⸗ und Konſumvereine. Die Zahlen ſind geringer als die 
irklichen; Bonomi und Vezzani ſchätzen die Zahl der rein proletariſchen 
zenoſſenſchaften auf 45 für das Jahr 1892. Im Jahre 1897 gab es dagegen 
n Mantuaniſchen bereits 67 Kooperationen, unter ihnen 18 Produzenten⸗ 
moſſenſchaften, 4 Konſumvereine, 23 Produzenten⸗ und Konſumvereine; 10 
erfolgten wohltätige Zwecke,? waren Kreditvereine, 3 waren Produktiv⸗ 
ꝛmoſſenſchaften, die in ihren Werkſtätten für den Markt arbeiteten, und 2 
eſchäftigten ſich mit dem Verſicherungsweſen. 

Diesmal ſtellten ſich die Führer der Bewegung das Ziel, alle genannten 
zenoſſenſchaften mit den Unterſtützungsgeſellſchaften, den Gewerkſchaften und 
en Bildungsvereinigungen zu vereinigen. Dies Werk gelang mit Hilfe der 
emokratiſchen Partei und ihres Organs „La Provincia di Mantova“, in 
em die Idee der Vereinigung beſonders von dem Sozialiſten Dr. P. Romei 
ropagiert wurde. Am 11. Oktober 1891 erklärte die „Mantuaniſche Föde⸗ 
ation der Arbeiter und Bauerngenoſſenſchaften“ offiziell, daß ſie ſich kon⸗ 
ituiert habe. 

Die „Mantuaniſche Föderation“ nahm in den Bund alle Organiſationen 
uf, die ſich die Hebung der Lage des Proletariats zur Aufgabe machten. 
öbwohl die Genoſſenſchaften in ihr das Übergewicht hatten, legte ſie den 
deren Vereinen keinerlei Beſchränkungen auf und nahm ſogar rein politiſche 
zruppen in ihre Mitte auf. Aber eine ſolche Buntſcheckigkeit und Verſchieden⸗ 
eit der Beſtandteile, die im Anfang gute Dienſte leiſtete, mußte bald einer 
engeren Arbeitsteilung und Verteilung der Funktionen weichen. Man teilte 
ie Föderation in vier Sektionen: die Sektion der Produzentengenoſſenſchaften, 
ie Sektion der Konſumvereine, die Sektion der Unterſtützungsgeſellſchaften 
md die Sektion für Bildungsbeſtrebungen und Propaganda in den Dörfern. 
Zon dieſen vier Sektionen exiſtierte nur die erſte eine Zeitlang ganz autonom; 
de Ziel beſtand darin, die Produzentengenoſſenſchaften an der gegenſeitigen 
konkurrrenz bei übernahme von Aufträgen zu hindern. | 
Die Föderation hatte bereits ein Jahr nach ihrer Gründung 5535 Mit⸗ 
lieder. Mehr als 20 Organiſationen kündigten ihren Beitritt an, unter ihnen 
auch viele Unterſtützungsgeſellſchaften. Die Sektion für Bildungsbeſtrebungen 
ind Propaganda zählte ungefähr 100 Vereine, die hauptſächlich aus Studenten 
ieftanden und eine fliegende Bibliothek beſaßen. Die Einnahmen der Föde— 
ation betrugen im erſten Jahre 1144 Lire, wovon 630 Lire von den Genoſſen— 
chaften und 514 Lire von Privatperſonen ſtammten. 

Aber auch dieſe Organiſationsform enthielt ſchon die Keime der Auflöſung 
n ſich. Die Sektion für Bildungsbeſtrebungen und Propaganda ließ allen 
olitiſchen Parteien der Linken vollkommen freie Hand. Dies konnten die 
Sozialiſten natürlich auf die Dauer nicht zulaſſen, die bald ein großes zahlen⸗ 
näßiges Übergewicht erlangten. Sie brachten es dahin, daß die Föderation 
ich von dem Einfluß der alten Volksparteien, den republikaniſchen Demo⸗ 
raten und Radikalen, emanzipierte. In der Sektion der Produzentengenoſſen⸗ 
chaften entſtanden auch bald Differenzen. Die Arbeiten an landwirtſchaft⸗ 
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lichen Ameliorationen in Buran, welche die Mantuaniſchen und Moden 
Genoſſenſchaften auf ſich genommen hatten, gaben Anlaß zu Streitigkei 
und waren mit Verluſten verbunden. Die Konkurrenz zwiſchen anderen 
noſſenſchaften, die Aufträge annahmen, zerſtörte noch manch weiteres Be 
der Solidarität, welches die Föderation für ewig gehalten hatte. Um N 
Leben der Föderation zu verlängern, bedurfte es eines neuen Geiſtes. 

Dieſer neue Geiſt war der Sozialismus. Schon im September 18 
nahm der Kongreß der Föderation eine Reſolution an, die die Sozialiſierung 
Produktionsmittel als das Endziel proklamierte. Am 30. Juli 1893 nahn 
dann die Genoſſenſchaften und die anderen Vereine, die zur Föderation gehört 
mit 23 Stimmen bei 6 Stimmenthaltungen die Reſolution an, „ins ſozialiſtiſ 
Lager und zum Klaſſenkampf überzugehen“. Alle Geſellſchaften erklärten ihn 
Beitritt zur ſozialiſtiſchen Partei. 

Mit dem Sommer des Jahres 1893 beginnt ſomit eine neue Periode 
der Bewegung des Proletariats von Mantua. Die ökonomiſche Organifati 
wird durch die politiſche Propaganda der jungen und energiſchen ſozialiſtiſch 
Partei an die zweite Stelle gedrängt. Die Partei nahm mit Begeiſterung 8 
Propaganda auf dem Dorfe auf und ſchuf als Gegengewicht gegen die dem 
kratiſche Partei in kürzeſter Zeit zahlreiche ſozialiſtiſche Gruppen für d 
Wahlarbeit und Agitation. In den Genoſſenſchaften wurde der Geiſt d 
Sozialismus lebendig. Am 4. Februar 1894 erſchien die erſte Nummer d 
Organs der Föderation „Il Socialista“, das ſich zugleich mit der ſozialiſtiſch 
Zeitung „Giustizia“, die in Reggio⸗Emilia von C. Prampolini herausgegebi 
wurde, in erſter Linie mit der Aufklärung der Bauern beſchäftigte. 

Leider ſollte dieſe neue Periode der Bewegung nicht lange dauern. Do 
waren es diesmal nicht innere, ſondern äußere Urſachen, die ihr ein Eni 
bereiteten. Im Oktober 1894 ging die Regierung Crispi rückſichtslos gege 
die Föderation von Mantua vor. Durch ein Dekret der Präfektur, das heil 
der Polizei, wurde ſie für aufgelöſt erklärt. Alle politiſchen Vereine wurde 
geſchloſſen, die ökonomiſchen Organiſationen eingeſchüchtert, die Zeitung ve 
boten und die Führer ausgewieſen. 5 

Trotz der Auflöſung der Föderation entwickelte ſich das Klaſſenbewußtſei 
des Proletariats raſch weiter. Bei den Wahlen von 1900 entſandte das Prol⸗ 
tariat zwei Sozialiſten ins Parlament: Ferri von Gonzaga und Gatti vo 
Oſtiglia; ferner ermöglichte es den Radikalen, die Gemäßigten zu beſieger 
und eroberte einige Stadtverwaltungen. Das alles erreichte es im Laufe vo 
nur ſechs Jahren. „ 

Das Proletariat brauchte aber auch eine ökonomiſche Organiſation fü 
den Kampf mit dem lokalen Großgrundbeſitz. Von neuem wurde der Verjud 
gemacht. Diesmal nannte es fie aber nicht „Abwehrligen“ (eghe di resi 
stenza), wie in der erſten Periode der Bewegung, ſondern „Verbeſſerungs 
ligen“ (leghe di miglioramento). Die Streiks verloren ihren wurmüchfigei 
Charakter und wurden vom Jahre 1900 ab von den Ligen organiſiert. | 

Beim erſten Kongreß der Ligen zu Oſtiglia im April 1900 machte da‘ 
Beiſpiel brüderlicher Solidarität, das die Bauern von San Rocco gegeber 
hatten, einen tiefen Eindruck auf alle Teilnehmer. Überhaupt iſt die „Ver 
f N N a 
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ſſerungsliga“ von San Rocco, die ſchon 1895 gegründet wurde, zum Aus⸗ 
ingspunkt für die ganze moderne Bewegung geworden. 

Die Liga von San Rocco, einer winzigen Kommune, zählte 55 Familien 
3 Mitglieder. Eintrittsbedingung iſt die Mitgliedſchaft in der lokalen ſozia⸗ 
tifchen Gruppe. Die Mitgliederverſammlung ſetzt alljährlich den Lohntarif 
x die ländlichen Arbeiten feſt. Ein von ihr gewähltes Komitee führt die 
erhandlungen mit den Unternehmern und verteilt die Arbeit unter die Mit⸗ 
ieder und ſchwächt die Wirkung der Arbeitsloſigkeit dadurch ab, daß 

die Mitglieder der Reihe nach arbeiten läßt. Am Ende jeder Woche 
ſucht der Sekretär der Liga alle Unternehmer und kaſſiert bei ihnen den 
ohn für die Mitglieder ein. Kein Mitglied iſt berechtigt, ohne die Erlaubnis 
3 Komitees an die Arbeit zu gehen oder ſeinen Lohn zu erheben. Nach Ver- 
uf einer Woche oder nach Beendigung der Arbeiten wird das für die Arbeit 
zahlte Geld gezählt und je nach der Zahl der Arbeitstage zu gleichen Teilen 
me Unterſchied des Alters und der Kräfte unter die Arbeiter verteilt. 

Die Organiſation von San Rocco war für alle eine Offenbarung. Im 
ommer 1900 wurde auf allen Verſammlungen der Bauern nur von ihr 
ſprochen. In vielen Ortſchaften der Provinz wurden Verbeſſerungsligen 
ich dem Muſter der von San Rocco gegründet. Das Solidaritätsgefühl, 
3 eine praktiſche Form der Organiſation gefunden hatte, verbreitete ſich wie 
1 Lauffeuer über ganz Mantua. Auf dem Kongreß der Ligen zu Caſteldaio 
Januar 1901 betrug die Anzahl der Ligen 32. An die am 24. Februar 1901 
gründete „Föderation der Verbeſſerungsligen“ ſchloſſen ſich bereits 121 Ligen 
it 15600 Mitgliedern an. Gegen Ende des Jahres 1901 zählte die Föde⸗ 
tion bereits 271 Ligen mit 40231 Mitgliedern. 

Der Mitgliederbeitrag iſt 10 Centeſimi monatlich, außerdem wird eine 
mtrittsgebühr von 15 Centeſimi erhoben, die zur Bildung eines unantaſt⸗ 
ren Fonds der Geſellſchaft verwendet wird. Die Verwaltung beſteht aus 
n Vorſtehern, die von einer jeden Sektion oder lokalen Gruppe gewählt 
erden, wenn dieſe mindeſtens 50 Mitglieder zählt. Dieſe Sektionsvorſteher 
ählen den Präſidenten der Verwaltung. Die Verwaltung ernennt einen 
ekretär, der eine beratende Stimme hat, und einen Kaſſierer, der nicht zu 
r Liga zu gehören braucht. 

Die Ligen vereinigen ſich zur Föderation. Jede Liga zahlt 5 Centeſimi 
onatlich für jedes Mitglied. Die Ligen der Frauen zahlen dagegen während 
r ungünſtigen Monate, das heißt im November, Dezember, Januar und Fe 
war nur 2½ Centeſimi pro Perſon. 

Die Föderation ſorgt für die Entwicklung der lokalen Ligen und achtet 
kauf, daß fie richtig funktionieren. Sie verteidigt ihre ökonomiſchen und 
re geiſtigen Intereſſen und unterſtützt die Entwicklung ihrer Mitglieder durch 
erbreitung ſozialiſtiſcher Schriften. Sie gründet Bureaus für Rechtsſchutz 
id Statiſtik, von denen die einzelnen Ligen unentgeltlich Ratſchläge und 
uskünfte erhalten können. Die Föderation hat außerdem noch die Auf— 
ibe, die Arbeiterbörſen zu unterſtützen und für die Gründung neuer Födera- 
men in anderen Gegenden zu ſorgen. 

Die Verwaltung der Föderation beſteht aus den Delegierten der Ligen, 
obei eine jede Lige je einen Abgeordneten ſtellt. Sie wählt alljährlich ein 
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Exekutivkomitee, das aus 3 Perſonen zuſammengeſetzt iſt, die den Ligen h 35 
anzugehören brauchen. Dieſe Amter werden gewöhnlich mit ſozialiſtiſch 
Führern beſetzt, die mit den Verhältniſſen auf dem Dorfe bekannt ſind, 1 
Gatti, Vezzani, Ferri und anderen. 

Wenn eine Liga einen Streik plant, muß ſie das Komitee ſofort davon benac 
richtigen, das zunächſt die Unternehmer auf gütlichem Wege zu Zugeſtändniſſe 
zu veranlaſſen ſucht. Nach den Zeugniſſen von Bonomi und Vezzani ſin 
die Fälle, wo die Komitees von den Ligen über ihre Abſichten nicht in Kenntni 
geſetzt wurden, äußerſt ſelten, und ebenſo ſelten kommt es vor, daß ſich 
Ligen den Beſchlüſſen des Komitees nicht unterwerfen. 1 

Überhaupt herrſcht in den Ligen eine bewunderungswürdige Disziplin, di 
ſich ſehr wohl mit einem begeiſterten Enthuſiasmus verträgt, der oftmals bi 
zur Vergötterung der Führer wie Ferri, Prampolini, Gatti und Biſſola 
geht. von deren Bildern ſich die ländlichen Arbeiter niemals trennen. 

In dem Maße, als ſich die Verbeſſerungsligen auch in den anderen Pre 
vinzen ausbreiteten, entſtanden daſelbſt ähnliche Föderationen wie in de 
Provinz Mantua. In den Provinzen Ferrara, Rovigo, Novara, Parma, Veron 
und anderen bildeten ſich gleichfalls Bauernföderationen. Sie beſitzen ih 
Organe „No Terra“ (Neue Erde) in Mantua und die „Lotta“ (Der Kamp 
in Rovigo. In den Provinzen Süditaliens, wo die Ligen ſpäter ins Lebe 
traten als in den norditalieniſchen, nennen ſie ſich häufiger „Abwehrligen 
und haben oft einen mehr revolutionären Charakter. Sie entſtande 
zuerſt in der Provinz Apulien im Jahre 1902, dann in Baſilicata, wo di 
Bevölkerung ſtark unter einer Weinbau⸗ und Olivenbaukriſe zu leiden hatt 
und die ſozialiſtiſche Agitation durch den Aufenthalt der ländlichen Arbeite 
in den Städten ſehr erleichtert wurde. In Bari (Apulien) zählt man 40 At 
wehrligen, die nach dem Zeugnis des Abgeordneten dieſes Kreiſes, der nich 
zur ſozialiſtiſchen Partei gehört, einen ſehr günſtigen Einfluß auf die Bevölke 
rung üben: die Verbrechen laſſen nach und die Schenken und Wietspäuf 
werden jeltener bejucht. 

In der Provinz Foggia werden die Abwehrligen nicht nur zum Kamp 
mit den Grundbeſitzern gegründet, ſondern auch, um die Zuwanderung aus 
wärtiger Arbeiter zu verhindern, was keineswegs von der brüderlichen Geſin 
nung der Arbeiter von Foggia zeugt, die faſt völlig frei von ſozialiſtiſche 
Einflüſſen geblieben ſind. Die Hauptliga, die in der Stadt Foggia ihren ei 
bat, ‚gl bis zu 6000 Mitglieder. 

In den Abruzzen, wo die kleinen Grundbeſitzer und Bauern auswärtig 
Arbeit zu ſuchen gezwungen ſind, bilden fie zuſammen mit den Landarbeiter 
und Tagelöhnern eigene Ligen. Sie kämpfen nicht nur mit den Unternehmem 
ſondern auch gegen die Mißbräuche der Kommunalverwaltungen. | 

In Sizilien ſtammen die heutigen Verbeſſerungsligen von den alten Bünde N 
(kasci). Aber fie unterſcheiden ſich dadurch von dieſen, daß fie keinen jo aus 
geſprochenen politiſchen und vielſeitigen Charakter tragen. Sie ſind rech 
zahlreich in Gegenden, wo die Latifundien vorherrſchen: in Palermo, Caltaniſetta 
Trapani, Girgenti. Die ſizilianiſchen Verbeſſerungsligen erſtreben die Ver 
vollkommnung der Bewirtſchaftungsmethoden des Landes, eine Reform de | 
Pachtverträge und die Einführung eines guten Halbpachtſyſtems. In Pale 
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ſtiert eine Föderation von Bauernligen, die den Namen „La Terra Sicula“ 
igt. Einzelne Ligen haben vor kurzem auch die Funktionen von Produktiv⸗ 
ſoſſenſchaften übernommen, jo zum Beiſpiel pachten die Ligen von Caltagirone, 
gira, Corleone, Santa Catarina und in Pietraperzia Land, übergeben es 
1 Mitgliedern der Reihe nach zur Bearbeitung und verteilen den Ertrag 
er Arbeit unter ſich. Ein ſolches auf Kooperation beruhendes Pachtſyſtem 
heute auch in einigen Gegenden Norditaliens eingeführt.! 

In Norditalien gibt es auch Frauenligen, deren Organiſation ſich faſt gar 
ht von der der Männerligen unterſcheidet. In ihnen herrſcht nur weniger 
Sziplin und ſtellenweiſe mehr revolutionäre Stimmung. Die Frauenligen 
ßen auf einen ſtarken Widerſtand der Geiſtlichkeit. Trotzdem gibt es eine 
zahl von ſtarken Frauenligen in Iſola della Scala (Verona), in San Biagio 
Ferrara, in Poggio Rusco (Mantua) und anderen Ortſchaften. 

Alle genannten Ligen haben ſozialiſtiſchen Charakter. Ebenſo auch die 
auernbrüderſchaften“, die von einem der erſten Propagandiſten des Marxismus 
aliens, C. Prampolini, in Emilia und der Romagna gegründet wurden. 
eſe „Brüderſchaften“ bezwecken nicht nur die Verbeſſerung der landwirt— 
aftlichen Pachtverträge und die Erteilung nützlicher Ratſchläge, ſondern 
ichten auch Magazine für den Erwerb aller in der Landwirtſchaft not⸗ 
ndigen Gegenſtände und Niederlagen für die Produkte der Bauern. In 
1 Magazinen findet der kleine Pächter Wein, Körnerfrucht, Olivenöl und 
dere Waren, die en gros eingekauft und zu billigen Preiſen an den Käufer 
gegeben werden, wodurch dieſer von der Notwendigkeit befreit wird, beim 
itsbeſitzer einzukaufen. In den Niederlagen der Kooperationen kann man 
Waren zum Wiederverkauf erwerben, die der Bauer ſonſt dem ihn aus⸗ 
tenden Händler hätte überlaſſen müſſen. Der Preis für feine Produkte 
d dem Bauer ausbezahlt, nur wenn die Niederlage der Kooperation ſehr 
n iſt, zahlt fie bloß einen Teil des Werts des gelieferten Produkts und der 
ner erhält den Reſt erſt nach Verkauf der Ware. Oft tauſchen die 
uern ihre Produkte auch gegen andere ein, die in den Magazinen vor⸗ 
ig ſind.? 

Um die ſozialiſtiſche Genoſſenſchaftsbewegung zu bekämpfen, haben die 
iks ſtehenden“ Katholiken auch mit der Gründung von Ligen begonnen, 
ſie „Gewerkſchaften“ nennen. Anfangs unterſchieden ſich die katholiſchen 
en faſt nur durch die Betonung ihres religiöſen Charakters; in der letzten 
t aber nähern ſie ſich den Gutsbeſitzern immer mehr und verlieren ihren 
iſſencharakter. 

Der Einfluß der Ligen zeigt ſich zunächſt in einer Stärkung der Klaſſen⸗ 
darität des ländlichen Proletariats. Dies äußert ſich nicht nur in der 
mütigen Einſtellung der Arbeit, wenn die Liga es beſchließt, ſondern auch 
der Unterſtützung der kranken Mitglieder durch Feldarbeit, die in ihrem 
tereſſe geleiſtet wird. Streikbrecher werden auch die weiblichen Mitglieder 
Ligen ſelbſt bei größter Not nicht. 

Viele Ligen ſuchen die Lebensführung ihrer Mitglieder zu beeinfluſſen und 
bieten die Völlerei und das Raufen bei Strafe des Ausſchluſſes. 


über dieſe ganz neue Erſcheinung vergl. meinen Aufſatz in der „Neuen Zeit“, Nr. 34, 
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Selbſt die Gutsbeſitzer müſſen anerkennen, daß Felddiebſtahl, Mord mi 
Trunkſucht unter dem Einfluß der Ligen bedeutend abgenommen haben 
„Früher war der Arbeiter dem Gutsbeſitzer untertan“, jagt Gatti, „aber ei 
benutzte jede Gelegenheit, um ihn zu betrügen. Jetzt hingegen, wo er wei 
weniger abhängig iſt, hat er einen Begriff von ſeiner Menſchenwürde und ſeiner 
Pflichten als Produzent. Ich habe von vielen Eigentümern gehört, daß di 
organiſierten Bauern weit beſſere und gewiſſenhaftere Arbeit leiſten, beſonder 
dort, wo die Ligen ſich auch damit beſchäftigen, Arbeit für ihre Mitgliede 
zu ſuchen. an 

Auch in politiſcher Beziehung hat die Organiſation beſonders auf dir 
Frauen erzieheriſch eingewirkt. Sie find nicht bloß glühende Anhängerinner 
der Ligen und Konſumvereine, ſondern auch geſchickte Agitatorinnen geworden 
die während der Wahlkampagne die Männer auffordern, für die Sozialiſten zı 
ſtimmen.“ Die Zahl der Mitglieder der Ligen nimmt trotz der gegenteiligen Ver 
ſicherungen einzelner bürgerlicher Autoren, wie Rocquigny, Contini uſw., keines 
wegs ab. So betrug zum Beiſpiel in der Provinz Mantua die Zahl der Ligen 
die ſich um das rote Banner einten, am Ende des Jahres 1902 60 und am Ende 
des Jahres 1903 wiederum 60, dafür aber war die Zahl der Mitglieder von 
13 844 bis auf 14421 geſtiegen. Sie alle gehörten der Föderation an, deren 
Einnahmen 1903 die Ausgaben um 1570 Lire überſtiegen. Im Jahre 190: 
ließ die Mantuaniſche Föderation 100 Work ſünige abhalten und führte 
5 Streiks durch, von denen 4 erfolgreich verliefen.“ In der Provinz Reggio 
Emilia, deren Abgeordneter Prampolini iſt, wachſen die Ligen noch ſchneller. 
Im Juli 1902 gab es dort 96 Ligen, während 1904 der Föderation bereit: 
108 Ligen mit 10 708 Mitgliedern angehörten. Außer dieſen Ligen der Land 
arbeiter gibt es in Reggio⸗Emilia noch parallele Organiſationen, die au: 
50 Sektionen von Teilhabern, kleinen Pächtern und kleineren Grundbeſitzern 
(sezioni di coloni) beſtehen und gleichzeitig in Funktion treten, ſowohl bei den 
gemeinſamen Einkäufen, wie im Kampf mit den Gutsbeſitzern um die Ver⸗ 
träge. Dieſe 50 Sektionen bilden eine andere Föderation, die auch der 
ſozialiſtiſchen Partei angeſchloſſen iſt. Außerdem gibt es noch einzelne Ligen 
in dieſer Provinz, die gemeinſam Land pachten und das Land gemeinſam 
und nach den neueſten Grundſätzen der agronomiſchen Wiſſenſchaft be⸗ 
arbeiten. 

Die Konſumvereine der Ligen in Maſſ enzatico, in Maſſa Finaleſe (Emilic) 
in Molinella und Gervia (Romagna), in Caſabuttano, Oſtiano, Pieve S. Giacomo 
(Cremona), in Villa⸗Saviola (Mantua) und in Caſtelmonfedele (Pavia) beſitzen 
Volkshäuſer, die von den Mitgliedern unentgeltlich erbaut find.” (Schluß folgt.) 
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ı Discorsi dei deputati Gatti, Badaloni, Ferri. Rom 1901. S. 22. 

2 R. Romei, La corrente mutua-cooperativa. Benedetto-Po 1900. ©. 34. 

® „La Cooperazione italiana“ vom 30. Januar 1904. 

* Dazu trägt nicht zum mindeſten die Beredſamkeit Prampolinis bei; ſiehe feine Bro⸗ 
ſchüre „An die Bauern“, die 1906 auch in ruſſiſcher Sprache erſchienen iſt. (Petersburg, 
herausgegeben vom „Strahl“ [Lutſch]). Auf Prampolini warten die Bauern nach dem Zeug⸗ 
nis des „Avanti“ vom 5. September 1904 wie auf ihren Meſſias. 

> A. Schiavi, Due anni di agitazione proletarie. Turin 1902. S. 27. 


— 


x 577 2 = N € 5 — 
8 u I 
# 2 g 
— . — — — ME 


„Linde: Wie die Kontraktbrüche der Landarbeiter ausſehen. 307 


Wie die Kontraktbrüche der Landarbeiter ausſehen. 
Don H. Linde (Königsberg). 


In der Zeit vom 1. Oktober 1907 bis 1. April 1908, alſo innerhalb ſechs 
ſonaten, ſind bei dem oſtpreußiſchen Parteiſekretariat in Königsberg durch 
hriftlich und mündlich ratſuchende Landarbeiter 106 Kontraktbrüche zur 
enntnis gelangt, die in mehr oder minder rückſichtsloſer, oft brutaler Weiſe 
on den ländlichen Arbeitgebern gegen ihre Arbeiter verübt wurden. Die 
älle verteilen ſich auf folgende oſtpreußiſche Reichstags⸗ reſpektive Landtags⸗ 
ahlkreiſe: 
| Königsberg⸗Land⸗Fiſchhauſen 
Labian⸗Wehlauu f 
Heilgenbeil-Preußiſch Eylau Ä 
Tiljit Niederung . ER UNE Ba 
| Inſterburg⸗ Gumbinnen 1 
Ragnit⸗Pillkallen. . 
Memel⸗Heydekrug 
Raſtenburg⸗Friedland . 
Oſterode⸗Neidenburg . 5 
Preußiſch Holland⸗ Mohrungen 0 
Oletzko⸗Lyck. 1 . 
Lensburg⸗ Ortelsburg 
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Welches waren nun die Urſachen dieſer von den fortgeſetzt wegen der 
andarbeiternot nach Staatshilfe ſchreienden Junkern und deren Sippe be— 
angenen Kontraktbrüche? In den weitaus meiſten Fällen hielten die Guts⸗ 
eſitzer die in mündlichen und ſchriftlichen Verträgen mit ihren Arbeitern 
bernommenen Verpflichtungen nicht ein oder verlangten von den Arbeitern 
eiſtungen, die dieſe nicht vereinbart hatten. Bei den hierbei entſtandenen 
dtreitigkeiten hieß es dann, wie üblich — beſonders weil in den Winter: 
twnaten infolge der Maſchinenarbeit der Landarbeiter immer mehr entbehrlich 
bird —, „macht, daß ihr vom Hofe kommt, und binnen drei Tagen 
erlaßt ihr die Wohnung“. Es handelt ſich hier um Nichtlieferung des 
um Deputat gehörigen Brennholzes. Auf vielen Gütern erhalten die Inſt⸗ 
ute nur naſſes Strauch zum Kochen, Heizen und Backen. Auf anderen 
stellen erhielten die Inſtleute anſtatt des im Kontrakt vereinbarten Brenn- 
olzes nur die Erlaubnis, am Sonntag in den oft weit abgelegenen Wald 
a gehen, dort Wurzeln und Stubben von gefällten Bäumen auszuroden und 
4 Brennholz für ſich zu zerkleinern. In vielen Stellen entſtand auch Streit 
wiſchen Beſitzer und Arbeiter, wenn letzterem als Brotgetreide zuſammen— 
efegtes, mit Schmutz vermengtes oder moderiges Korn vom Gutsherrn ge— 
‚efert wurde. 

Eine große Rolle bei den Kontraktbrüchen der Arbeitgeber auf dem Lande 
dielt das noch immer zum großen Schaden der Landarbeiter beſtehende 
ſcharwerksweſen. In 26 Fällen hatten die Beſitzer oder deren Inſpektoren 
ie von den Inſtleuten zu ſtellenden Scharwerker, welche meiſtens die er- 
zachſenen Kinder derſelben find, beſchimpft, geprügelt und aus der Arbeit 
ejagt. Dann wurde von den Inſtleuten verlangt, fie ſollten andere Schar⸗ 
berker beſchaffen. Wenn bei dem großen Mangel beſonders an jüngeren, 
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alleinſtehenden Arbeitskräften ihnen das nicht möglich war, hieß es: „Dan 
müßt ihr ziehen, und zwar ſo ſchnell als möglich.“ Oder in eine 
Anzahl dieſer Fälle wurden den Leuten für den Verluſt der Scharwerk 
derartig hohe Abzüge vom eigenen Lohn und Deputat gemacht, daß fie, m 
nicht zu verhungern, von ſelbſt den Dienſt verlaſſen mußten. In dieſe 
Fällen ließen die Beſitzer dann noch die auf dieſe Art aus dem Dienſt ge 
triebenen Landarbeiter auf Grund des Ausnahmegeſetzes von 1854 b 
ſtrafen. „ 

31 kontraktbrüchige Arbeitgeber hatten den Inſtleuten beim Mieten all 
möglichen günſtigen Verſprechungen gemacht, ihnen aber trotz wiederholte 
Verlangens einen ſchriftlichen Kontrakt nicht gegeben. Trotzdem nun mündlic 
ausdrücklich vereinbart war, daß die Frau entweder gar nicht oder doch nu 
im äußerſten Notfall in Arbeit zu gehen brauchte, verlangte ſpäter der Be 
ſitzer, die Frau habe, weil Arbeiter fehlten, täglich in Arbeit zu gehen 
Dabei wurde durchaus nicht Rückſicht genommen auf hochſchwangere un 
ſolche Frauen, die zu Hauſe eine Anzahl kleine Kinder zu beaufſichtigen 
hatten. Infolge der Weigerung dieſer Frauen, in Arbeit zu gehen, wozu ſi 
auch gar nicht verpflichtet waren, wurden die Familien nun auf alle mög 
liche Art vom Beſitzer ſchikaniert und gepeinigt. Der Deputatkuh, wenn fold 
eine vorhanden, wurde das Futter entzogen, Lohn⸗ und Naturallieferunge 
gekürzt, kein Brennholz geliefert und dergleichen. Kam es dann dieſerhalb zi 
Auseinanderſetzungen zwiſchen den Arbeitern und dem Beſitzer oder deſſen 
Verwalter, dann wurden die faſt zur Verzweiflung getriebenen Familien of 
noch plötzlich und mitten im Winter auf die Straße geſetzt. Damit aber noch 
nicht genug. Faſt in allen dieſen Fällen wurde den auf dieſe Art vor Ablau 
der Kontraktzeit und ohne Kündigung aus dem Dienſte getriebenen Leuten de 
hier immer noch eine wichtige Rolle ſpielende ſogenannte Ziehſchein verweigert 
Ohne dieſen Schein ſtellt nämlich kein Gutsbeſitzer hier in Oſtpreußen einer 
Landarbeiter in ſeinen Dienſt, trotz der herrſchenden großen Leutenot. Es ij 
das eine gegenſeitige Vereinbarung der Beſitzer untereinander, die aber jo al 
Gewohnheit eingewurzelt iſt, daß Arbeiter wie Arbeitgeber der irrtümlichen 
Auffaſſung ſind, es beſtehe ein Geſetz, wonach es verboten iſt, ohne einer 
ordnungsmäßigen Entlaſſungsſchein in einen neuen Dienſt zu treten. Viel 
aus dem Dienſte getriebene Landarbeiter find daher gezwungen, nach dei 
Stadt zu ziehen und dort ſich eine neue Exiſtenz zu gründen. 1 

In 19 Fällen war Krankheit in der Familie des Landarbeiters für den 
Beſitzer ein Anlaß zum Kontraktbruch. Man ſollte es kaum glauben. Leute 
die oft jahrelang auf einem Gute ſchwer gearbeitet und bei dieſer aufreibende 
Tätigkeit nun auch mal krank werden oder gar bei der Arbeit an den meiſt 
gar nicht oder mangelhaft bekleideten Maſchinen verunglücken, werden während 
oder nach überſtandener Krankheit erbarmungslos aus der bisherigen Heimat 
in Not und Elend getrieben. | I: 

In ganz Oſtpreußen exiſtieren nur in zwei Landkreiſen ländliche Gemeinde: 
krankenkaſſen. Hier zahlen die Arbeitgeber die nach dem Krankenverſicherungs⸗ 
geſetz zuläſſigen ermäßigten Beiträge, wofür ſie ſich verpflichten, an Stelle 
des Krankengeldes, das nun von der Kaſſe dem Arbeiter nicht gezahlt wird, 
dieſem während der Krankheit Wohnung und Naturalien, wie er es kontraktlich 
zu verlangen hat, weiter zu geben. Viele Beſitzer halten dieſe Verpflichtung 
nicht ein, ſondern laſſen die Familie des erkrankten Mannes einfach hungern 
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d frieren oder verlangen an Stelle des Mannes Erſatz für deſſen Arbeits⸗ 
ift. Wo Arbeiter und Arbeitgeber zuſammen die vollen Krankenkaſſenbeiträge 
hlen, da erhält der erkrankte und erwerbsunfähige Arbeiter doch wenigſtens 
o Tag 60 Pfennig Krankengeld. Dieſer geringe Betrag reicht natürlich 
m Leben für eine zahlreiche Familie nicht aus, beſonders wenn der Mann 
lege braucht. Das hindert aber viele Gutsbeſitzer nicht, unter Berufung 
f das gezahlte Krankengeld der Familie die kontraktlich vereinbarten Natu⸗ 
lien zu entziehen. Auch das iſt Kontraktbruch. Denn bei einem in Jahres⸗ 
ntrakt ſtehenden Arbeiter iſt eine mehrwöchige Krankheit eine nicht erheblich 
nge Zeit, wofür nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch bei Verhinderung des 
enſtes ohne Verſchulden des Verpflichteten keine Abzüge vom Lohne gemacht 
rden dürfen. Viel ſchlimmer geht es Landarbeitern aber, die keiner Kranken⸗ 
fe angehören. Sie find in Krankheitsfällen vollſtändig der Willkür herz⸗ 
er ländlicher Arbeitgeber preisgegeben. In den Kontrakten iſt zwar ge⸗ 
zhnlich vermerkt, daß in Krankheitsfällen den Arzt der Dienſtherr, die Medi⸗ 
mente aber der Arbeiter zu bezahlen hat. Aber meiſtens geben die Guts⸗ 
rren nicht einmal Fuhrwerk, um in dringenden Fällen den Arzt für die 
milie des Arbeiters zu holen. Hat der Arbeiter kein Geld, um die oft fo 
wen Medikamente zu kaufen, dann bezahlt ſie wohl vorläufig der Herr. 
zieht den Betrag aber ſpäter vom Lohne ab. In 8 von den 19 Fällen 
ißte der Mann, reſpektive die in Arbeit ſtehende erkrankte Frau auf An⸗ 
dnung des Arztes in eine Krankenanſtalt geſchafft werden. Nach erfolgter 
itlaſſung der Kranken, reſpektive nach deren Ableben ſchickte die Anſtalt nun 
> Koſtenrechnung zu dem Beſitzer, die dieſer bezahlte. Dann verlangte er 
er die für einen armen, durch Krankheit ohnehin in Not geratenen Land⸗ 
beiter ſehr erheblichen Koſten zurückerſtattet. Dieſen 8 Familien, die einen 
wlohn von monatlich 7 reſp. 10 Mark erhielten, wurden von dieſem Lohne 
matliche Abzüge von 3 bis 5 Mark gemacht. In einem Falle, wo die Frau 
rei Monate in einer Privatklinik gelegen hatte, wurde dem Manne der 
onatslohn gar nicht ausgezahlt und auch für den folgenden Monat der 
eiche Abzug in Ausſicht geſtellt. In allen dieſen Fällen mußten die Leute 
r Ablauf der Kontraktzeit ziehen, weil ſie ſich dieſe Lohnabzüge nicht gefallen 
ſſen konnten. Wo es ſich um ſchwere Krankheitsfälle handelte, machten die 
eſitzer gar kein Hehl daraus, daß ſie dieſe Familien los werden möchten, 
il ſie befürchteten, dieſe Arbeiter könnten einen Teil ihrer Arbeitskräfte durch 
2 Krankheit eingebüßt haben. 

In einer ganzen Reihe Fälle wurden von ländlichen Arbeitgebern Kontrakt⸗ 
üche dadurch verübt, daß ſie auch ſelbſt die baufälligſten und ungeſundeſten 
zohnungen ihrer Arbeiter nicht inſtand ſetzen ließen, trotzdem ſie das beim 
neten ausdrücklich verſprochen und die Arbeiter nur unter dieſer Bedin⸗ 
ing ſich vermietet hatten. In mehreren dieſer Fälle verlangten nun die 
iger noch ſogar die Fuhren, die fie zum Heranholen der Sachen der 
ebeiter hergegeben, mit je 6 bis 8 Mark pro Fuhre bezahlt, wenn die 
ebeiter nicht wie im Schweineſtall wohnen wollten und vor Ablauf der Dienſt⸗ 
t gezwungen waren, fortzuziehen. 

Kontraktbrüchig wurden auch eine Anzahl Gutsbeſitzer dadurch, daß ſie 
ten Inſtleuten verboten, ſozialdemokratiſche Schriften und Zeitungen zu 
en. Ließen fie ſich das nicht verbieten, dann wurde gelegentlich ein Streit 
m Zaune gebrochen, und der Mann war auf der Stelle entlaſſen. 
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Durch das viele Hinundherhetzen ſind viele hundert Familien wirtſchaftli⸗ 
ruiniert. Ein Schweinchen halten ſich viele ſchon aus dem Grunde nicht, we 
es dann das einzige Pfandobjekt für den kontraktbrüchigen Gutsbeſitzer wär 
bei dem die gepeinigten Arbeiter gewöhnlich immer Schulden hinterlaſſen müſſen 

So ſehen die Kontraktbrüche der Landarbeiter aus, die ſich bei nähere 
Betrachtung faſt ſtets als Kontraktbrüche der ländlichen Beſitzer entpupper 
Und dann das Geſchrei über die Landflucht! a 1 

Und wie viele ähnliche Kontraktbrüche werden von den oſtelbiſchen Junker 
begangen, von denen wir Sozialdemokraten nichts erfahren. Denn leide 
haben wir noch in den wenigſten ländlichen Kreiſen genügende Berbindunge: 
und das unbedingte Vertrauen der Landarbeiter dank der verhetzenden, ver 
logenen Propaganda der Junker, Pfaffen und deren Helfershelfer. . 


Literariſche Rundſchau. 


Statiſtiſches Jahrbuch für das Königreich Sachſen. 38. Jahrgang 1908, heraus 
gegeben vom K. Sächſiſchen Statiſtiſchen Landesamt im März 1908. Dresden 
Verlag von C. Heinrich. V und 307 Seiten Oktav. 


Es iſt eine erfreuliche Erſcheinung, daß nun wenigſtens die ſtatiſtiſchen Jahr 
bücher der deutſchen Einzelſtaaten ſo billig hergeſtellt werden, daß ihrem Ankau 
auch für Arbeiterbibliotheken keine Schwierigkeiten im Wege liegen. Seit lange 
Zeit iſt das ſächſiſche Statiſtiſche Jahrbuch um 1 Mark erhältlich. Es bietet dabe 
ſehr reichlichen Inhalt und eine ziemliche Überficht über ſämtliche für Sachſen feſt 
geſtellte ſtatiſtiſche Angaben. Leider ſind ſie aber vielfach ſchon recht veraltet. Di 
Angaben über das Jahr 1907 fehlen vielfach, oft muß man ſich mit Angaben au 
den Jahren 1904 und 1905 begnügen. Im allgemeinen erfüllt aber das Jahrbuc 
ſeinen Zweck. Sein Ankauf iſt allen, die ſich um ſächſiſche Verhältniſſe zu be 
kümmern haben, zu empfehlen. Zu wünſchen wäre, daß ein kräftigerer Umfchla: 
oder ein Einband das Buch dauerhafter geſtalte. ad. bı 


Ztitſchriftenſchau. 


Die holländiſche Revue „De Nieuwe Tijd* bringt in ihrem Aprilheft einer 
Aufſatz von Frau M. Wibaut über „Frauenwahlrecht und Sozialdemokratie“ 
Wo die ſozialiſtiſche neben einer frauenrechtleriſchen Bewegung emporkam, wie ii 
Holland, kümmerte ſich die Partei vor allem darum, die Proletarierinnen von der 
Frauenrechtlerinnen fernzuhalten; ſie ſollten nur mit den Männern zuſammen dei 
ſozialiſtiſchen Kampf führen, denn die ökonomiſche Befreiung des Proletariat 
bringe von ſelbſt die Gleichheit der Frauen mit ſich. In dieſem Sinne wurde di 
politiſche Gleichſtellung der Frauen von unſeren Wortführern ſelbſt oft aus ihren 
praktiſchen Kampfe ausgeſchaltet. Allmählich hat ſich jedoch gezeigt, daß die Frauen 
auch innerhalb der ſozialiſtiſchen Bewegung beſondere Intereſſen haben und ein 
beſondere Organiſation brauchen. Der Druck, den der Kapitalismus auf die Frar 
ausübt, iſt viel verwickelter als der auf dem Manne laſtende Druck. Während fi 
in der Fabrik arbeite, bleibe zugleich ihre häusliche Arbeit beſtehen, die nicht alt 
etwas Wertvolles mitgezählt werde, weil fie nichts einbringe, ihr aber nie frei 
Zeit zum Ausruhen, zur Verſammlung, zur eigenen Entwicklung übrig ließe. Di 
Tradition laſtet viel ſchwerer auf ihr, hält fie in häuslicher Abhängigkeit und er 
ſchwert die Organiſation. Die eigenen Genoſſen ſahen beſondere Frauenorganiſationer 
mißtrauiſch an. Die kräftige zielbewußte deutſche Frauenorganiſation hätte den anderer 
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ändern als Muſter dienen können. Doch erſt als das Bedürfnis nach internationalem 
uſammenſchluß ſich fühlbar machte, übte ſie einen unmittelbaren Einfluß auf die 
ideren Länder aus. Ihre klare theoretiſche Einſicht ſetzte in Stuttgart die Reſo⸗ 
tion über das Frauenwahlrecht durch, die den Opportunismus der parlamenta⸗ 
ſchen Wortführer in mehreren Ländern zurückwies. Infolge des Stuttgarter Kon⸗ 
zeſſes werden überall die ſozialiſtiſchen Frauenorganiſationen kräftiger empor⸗ 
mmen und das Bewußtwerden der proletariſchen Frauen bedeutend fördern. 
Hermann Gorter bringt eine „Kritik der literariſchen Bewegung von 1880 
Holland“. Zu Anfang der achtziger Jahre trat in Holland, infolge einer kräftig 
nſetzenden kapitaliſtiſchen Entwicklung, die die jahrhundertlange Stagnation des 
zirtſchaftslebens ablöſte, eine glänzende Literaturperiode ein, zu deren vorzüg⸗ 
chſten Vertretern die Dichter Verwey, Kloos, der Autor ſelbſt und der Proſaiker 
an Deyſſel gehörten. Sie hat nicht nur die Sprache bereichert und ſchmiegſam 
‚macht und das Sprachempfinden verfeinert, ſondern auch den literariſchen Ge— 
hmack gereinigt, ein klares äſthetiſches Empfinden geſchaffen für das, was lite⸗ 
wiſch wertvoll iſt, und die Literaturkritik auf ein hohes Niveau gehoben. Aller⸗ 
ngs mußte dieſe Kritik rein äſthetiſch bleiben; fo treffliche Kunſtnormen zur Be⸗ 
teilung der literariſchen Form ſie ſchuf, ſo konnte fie doch in den geſellſchaftlichen 
rſprung der Kunſtwerke nicht eindringen; für fie ſtand der Künſtler als einſames, 
der die gemeine Welt erhabenes Genie da, der alles aus ſeinem Innern heraus 
eoduzierte. Als mit der Entwicklung des Kapitalismus allmählich feine Kehrſeite 
ervortrat und die ſozialiſtiſche Arbeiterbewegung und die kleinbürgerliche Reaktion 
itſtanden, iſt auch der literariſche Glanz verblaßt. Aus dem Zuſammenbruch der 
üheren Kunſtideale hat ſich Gorter in den Sozialismus herübergerettet; nur die 
zialiſtiſche Theorie konnte eine klare Einſicht in dasjenige geben, was der Dichter 
üher nur unvollkommen erfaſſen konnte. So wurde er zu einem der beſten Kenner 
3 hiſtoriſchen Materialismus und zu einem der beliebteſten Agitatoren der 
rbeiterpartei. Es lag nahe, die neu gewonnene Einſicht, gewiſſermaßen als Ab⸗ 
ichnung mit der Vergangenheit, auf die von ihm mitgemachte Literaturbewegung 
zuwenden und dieſe auf ihre geſellſchaftlichen Urſachen zurückzuführen. Dabei 
ußte ſelbſtverſtändlich das allgemeine Verhältnis von Geſellſchaft und Literatur 
üfgedeckt und an den großen Literaturerzeugniſſen der verſchiedenſten Länder und 
eiten erläutert werden; dadurch gewinnt die Arbeit allgemeineres Intereſſe. Große 
unſtwerke der Literatur konnten immer nur da entſtehen, wo neue, umfaſſende 
edanken, ſtarke, tiefe Gefühle in den Menſchen emporwuchſen und fie bewegten; 
inn fanden ſich auch immer die Künſtler, die ihnen Ausdruck verliehen. Das war 
imer der Fall, jo oft eine neue Klaſſe, von neuen gewaltigen Ideen beſeelt, empor- 
m und die Kraft in ſich fühlte, Großes zu erringen; oder wenn eine Klaſſe auf 
er Höhe ihrer Macht ſtand und ihr Kraftgefühl von keinem Zweifel an der eigenen 
errlichkeit berührt wurde. Dagegen iſt eine Zeit, in der die herrſchende Klaſſe 
ren Höhepunkt überſchritten hat, in Verfall gerät und die Mängel ihrer Herr⸗ 
haft ſich klar zeigen, auch eine Zeit des literariſchen Verfalls. Um den Zuſammen⸗ 
ang der Literatur mit den geſellſchaftlichen Verhältniſſen in Einzelheiten nachzu⸗ 
eiſen, behandelt der Autor Rouſſeau, Goethe und Shelley als Beiſpiele aus der 
anzöſiſchen, deutſchen und engliſchen Literatur. Da in ſolchen Ausführungen alles 
A die Einzelheiten ankommt, müſſen wir uns damit begnügen, auf den Aufſatz 
1 hinzuweiſen. Es iſt Ausſicht vorhanden, daß er auch in deutſcher Sprache 
ſcheint. 
»Vorwärts oder rückwärts?“ iſt der Titel eines Aufſatzes von Henriette 
oland⸗Holſt über das Zuſammenarbeiten von Partei und Gewerkſchaften in 
kalen Kartellen. Als in Holland der Anarchismus in der Gewerkſchaftsbewegung 
och eine bedeutende Rolle ſpielte, haben die lokalen Kartelle, die aus Abteilungen 
er Partei mit Gewerkſchaftsabteilungen zuſammen beſtanden, vorzüglich gewirkt, 
in unſere Anſichten über die Gewerkſchaftsbewegung zum Durchbruch zu bringen. 
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Sie haben dadurch der Errichtung des modernen he m. ve 
gearbeitet. Jetzt will der Vorſtand des Fachverbandes die lokalen Kartelle zu x 
Gewerkſchaftskartellen, zu Filialen der Fachverbände umbilden, das heißt die P 
abteilungen ausſchließen, angeblich weil ſie die Werbekraft der Gewerkſchaft n 
ringern und weil ſie gegenüber gewerkſchaftlichen Konflikten eine andere Ha 
einnahmen als der Fachverband — im Hafenarbeiterkampf in Rotterdam 
weigerte die N. V. V. aus formell⸗organiſatoriſchen Gründen die Unterſtütz 
Streikenden, während viele Ortskartelle aus dem Prinzip der Solidarität 
Unterſtützung gewährten. Die Verfaſſerin bekämpft dieſe beabſichtigte 
Trennung von Partei und Gewerkſchaften; die Ortskartelle haben noch ein 
Arbeitsfeld, um bei lokalen Fragen, die die allgemeinen Arbeiterintereſſen be 
die Führung zu übernehmen und durch dieſe praktiſche Wirkſamkeit in w 
Kreiſen der Gewerkſchaftsmitglieder das ſozialiſtiſche Bewußtſein zu erwecken. 
eine enge Fühlung der gewerkſchaftlichen und der ſozialiſtiſchen Bewegung iſt 
lokale Berührung und dieſes Zuſammenwirken viel wertvoller als das Einverne 
der Vorſtände an der Spitze. Der Konflikt wegen der Unterſtützung der Rotterdamen 
Hafenarbeiter war nicht ein Konflikt des organiſatoriſchen Formalismus der Ge 
werkſchaftsvorſtände mit der Partei, ſondern ein Konflikt mit dem proletariſcher 
Empfinden der Maſſe der eigenen Mitglieder. Um ſolche Konflikte unmöglich zi 
machen, müßte man überhaupt jede Einwirkung des Sozialismus auf die gewerk 
ſchaftlich organiſierten Arbeiter verhindern. 


„La Tribune russe* bringt in den Januar⸗ bis Aprilheften einen Auf a 
von Pereverſe, dem früheren Vorſitzenden der Moskauer Abteilung des 25 

bahnerverbandes, über: „Der Eifenbafner-Berband*. Zu Anfang des Jahres 1905 
brachen an verſchiedenen Eiſenbahnen Rußlands Streiks aus; überall ſtellten die 
Eiſenbahner, die ſich zu einem Verband zuſammengeſchloſſen hatten, gleichartige 
Forderungen: Lohnverbeſſerung, Verkürzung der Arbeitszeit, Reorganiſation der 
Penſionskaſſen, Arbeiterausſchüſſe. Politiſche Forderungen waren nicht dabei. Dil 
erſchreckten Direktionen verſprachen alles; als fie jedoch mit dem Minifter zufammen 
über die einheitlich durchzuführenden Maßnahmen konferierten, hatte ſich ihre 
Angſt gelegt, faſt alles wurde abgelehnt und ſogar die Zugehörigkeit zum Ver: | 
band verboten. Dies öffnete den Eiſenbahnern die Augen; fie verſtanden, daf 
unter der Willkürherrſchaft alles, was heute zugeſagt würde, morgen zurückgenon 
werden könne, wenn keine ſtarke Macht dahinter ſteht. Die Organiſation wurde 
eifrig ausgebaut, am 20. und 21. April fand ein Kongreß ſtatt, der ein Programn | 
aufſtellte, in dem die Notwendigkeit politifcher Rechte und Freiheiten und einer Volls⸗ 
vertretung als Grundlage jeder Verbeſſerung betont wurde. Ein Generalſtreik zu 
kämpfung dieſer politiſ chen Forderungen wurde auf einem zweiten Kongreß im Jul 
ſchloſſen; und als im September in Moskau eine lebhafte Streikbewegung ein 
wurde er für dieſen Rayon beſchloſſen, dehnte ſich aber ſofort auf ganz Ru 
aus. Dieſer berühmte Oktoberſtreik mit wirtſchaftlichen und politiſchen Fordern 
zwang die Regierung zur Kapitulation. Damit war die Lage völlig verän 
maſſenhaft ſtrömten dem Verband neue Mitglieder zu, ſogar die höheren Bea 
wollten ſich aufnehmen laſſen, und überall ward den Anordnungen des Verb 
gehorcht ſtatt den Verfügungen des Miniſteriums. Der Verband wirkte nun 
öffentlich; die meiſten Mitglieder glaubten, daß mit dem Oktobermanifeſt eine 
Grundlage errungen ſei, und die frühere Kampfesbereitſchaft verſchwand. 

allmählich wuchs die Reaktion; ſchließlich wurde das Vereinsrecht aufgeh 
Die Eiſenbahner traten im Dezember 1906 aufs neue in einen Streik ein, wı 
ſchließlich zu der Moskauer Erhebung führte; aber er wurde unterdrückt. S 
lebt der Eiſenbahnerverband, wenn auch nach den furchtbaren Tr 
ſtark dezimiert, im geheimen weiter. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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| Pandamonium. 
Berlin, 30. Mai 1908. 
Das Reichsgericht, und zwar einer der Senate, die das unglaubliche Ur⸗ 
lüber den Genoſſen Karl Liebknecht gefällt haben, hat wegen eines Form⸗ 
lers das Urteil der hieſigen Strafkammer aufgehoben, das Herrn Harden 
gen verleumderiſcher Beleidigung des Grafen Moltke zu vier Monaten Ge⸗ 
ignis verurteilt hat. Die häßliche Affäre wird alſo nochmals in einer 
itläufigen Gerichtsverhandlung breitgetreten werden, was die bürgerliche 
elt mit einem Entſetzen erfüllt, das aus mehr oder minder trüben Quellen 
porſteigt, aber ſich deshalb nur um ſo mehr begreifen läßt. 
ein war ſie ſchon bedrückt genug durch das Unterſuchungsverfahren, 
5 gegen den Fürſten Eulenburg wegen Meineids eingeleitet worden iſt. 
deſſen konnte ſie ſich damit tröſten, daß dieſe Unterſuchung ſo oder ſo im 
inde verrinnen werde. Albert Lange ſchrieb einmal: „Ich hörte einen an— 
ehenen rheiniſchen Juriſten in einer ſehr reſpektablen Geſellſchaft un- 
gefochten den Grundſatz ausſprechen, daß ein Staatsanwalt aus Rückſicht 
7 die Geſellſchaft wohl tue, die Spur eines Verbrechens in höheren Geſell— 
aftskreiſen nur dann zu verfolgen, wenn er wegen zu großer Publizität 
ht mehr anders könne. Das ſei gerade der Vorzug der Einrichtung der 
aatsanwaltſchaft, daß der öffentliche Ankläger auch ein Verbrechen igno- 
cen könne, wenn ihm dies zur Vermeidung von Aufregung nützlich ſchiene. 
ſei wichtiger, die Autorität von Beamten und Notabeln ungeſchwächt zu 
alten, über die vielleicht ſchon Gras gewachſen ſei.“ 
Nun iſt der Staatsanwalt zwar gegen den Fürſten Eulenburg eingeſchritten, 
die „Spur des Verbrechens“ in der Tat „eine zu große Publizität“ er⸗ 
igt hatte. Aber Albert Lange ſpricht dann weiter von der „herrſchenden 
ſellſchaftsklaſſe“, die ihre Herrſchaft mit der Herrſchaft des Geſetzes 
wechſle und das Vaterland in Gefahr glaube, wenn bloß die Seſſel in 
fahr ſeien, und ſagt wörtlich: „Sobald die Amtsgenoſſenſchaft zur 1 
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wird, haftet ihr jenes Solidaritätsgefühl notwendig an, und es wir der 
einzelnen außerordentlich ſchwer, in Fällen, wo das Intereſſe dieſer Kam! 
raderei ins Spiel kommt, durchzudringen und dem ſtrengen Recht den Sie 
zu verſchaffen.“ Und ſo glauben wir allerdings, daß wir das „ſtrenge Recht 
das dem Grafen Eulenburg wird, erſt am St. Nimmerleinstag erleben werder 
In dieſem Falle wird der Clique das Spiel ohnehin leichter werden, al 
ſonſt wohl in ähnlichen Fällen, aus dem einfachen Grunde, weil die Cliqu 
Harden der Clique Eulenburg von vornherein die Trümpfe in die Hand ge 
drückt hat. In einer pſeudonymen Schrift, die Harden inſpiriert und in de 
„Zukunft“ ſeinen Leſern empfohlen hat, wird von dem angefochtenen Eide de 
Fürſten Eulenburg geſagt: „Als Eid iſt dieſe Reinigungserklärung wenigſten 
bisher in der Öffentlichkeit allgemein aufgefaßt worden. In letzter Stund 
werde ich von einem praktiſchen Juriſten darauf aufmerkſam gemacht, da 
dieſe Auslaſſung nach wiederholten Entſcheidungen des Reichsgerichts nich 
unter den Eid fällt, ſondern als nicht zur Sache gehörige, außerhalb de 
Eides und der Zeugenpflicht ſtehende Erklärung zu bewerten iſt. Die Un 
genauigkeit der Prozeßberichte gibt kein ſo klares Bild, daß man die Frage 
ob Eid oder unvereidigte Zeugenerklärung, danach löſen könnte. Ohrenzeugen 
(und dieſe ‚Ohrenzeugen‘ gehören zur Clique Harden, wenn es nicht Her 
Harden oder ſein Verteidiger ſelbſt ſind) haben mir dagegen verſichert, da 
ſowohl der Vorſitzende als auch Fürſt Eulenburg wiederholt betont haben, e 
handle ſich bei der langen Auslaſſung des Fürſten um etwas nicht zu 
Sache Gehöriges. Mit dieſer Feſtſtellung wäre der Erklärung in der Ta 
der Eidescharakter genommen. Ich möchte in der Eile nur noch eine 
bemerken: ungeſchickt wäre ein ſolches Verfahren eben nicht, eine Erklärun 
rings in der Offentlichkeit als Eid nehmen zu laſſen, während ſie in Wirklich 
keit weiter nichts als eine ganz unverbindliche Privatäußerung iſt, be 
der es dann alſo auch weder Meineid noch Falſcheid gibt.“ Und nach 
dem der pſeudonyme Verfaſſer die Zeugenausſage Eulenburgs auf ihren Wort 
laut hin unterſucht hat, faßt er ſich dahin zuſammen: „Und abermals muſ 
ich bekennen, daß nur die Frage offen bleibt, ob Fürſt Eulenburf 
durch ſeinen Eid die homoſexuelle Betätigung beſtritten hat ode: 
hat zugeben wollen.“ Beiläufig — die Sperrungen des Druckes 1 
alle von dem pſeudonymen Verfaſſer der Broſchüre ſelbſt her. 
Man ſieht: die Clique Harden hat der Clique Eulenburg die Tür (pen 
angelweit geöffnet, um zu entwiſchen. Das geſchah freilich nur, ſolange fü 
feine Beweiſe für die Homoſexualität hatte, die fie dem Fürſten Eulenburt 
nachſagte. Seitdem Harden einige Zeugen für Schweinigeleien aufgetrieber 
hat, die Eulenburg vor dreißig Jahren begangen haben ſoll, hat ſich das Blatt 
natürlich gewandt: nun ſchwört Harden und ſeine Kompanie feierlich, daf 
Eulenburg einen feierlichen Eid geſchworen hat. Eben dieſe — ſagen wir — 
Unbedenklichkeit, womit Harden ſeine Waffen wechſelt, fällt bei den Philiſtern, 
und nicht nur bei ihnen, für Eulenburg in die Wagſchale. Wie liegt denn 
die Sache? Herr Harden hat, bis er dieſen Spektakel inſzenierte, immer die 
Anſicht verfochten, daß die Homoſexualität kein Laſter und kein wa 
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ndern eine natürliche Anlage ſei, die den Homoſexuellen weder geiſtig noch 
oraliſch herabſetze. So hat er auch über die Homoſexualität Eulenburgs 
ſchwiegen, obgleich ihm deſſen Taten auf dieſem Gebiet angeblich ſeit fünf 
ihren bekannt waren. Nun wird der Geheimrat Holſtein verabſchiedet und 
t den Wunſch, ſich an Eulenburg zu rächen, den er für den Urheber ſeiner 
rabſchiedung anſieht; er ſchreibt einen verbindlichen Brief an Harden, der 
iläufig denſelben Holſtein ſechzehn Jahre lang als den Abſchaum aller 
enſchlichen Nichtswürdigkeit geſchildert hatte, und von da ab wühlt Harden 
en homoſexuellen Schmutz auf, um ihn gegen Eulenburg zu ſchleudern, mit 
n albernen Gebärden eines patriotiſchen Hanswurſtes, dem das durch 
Uenburgs Homoſexualität gefährdete Wohl des Vaterlandes keine ruhige 
inute mehr gönnt. Man kann es danach wohl verſtehen, wenn, wie wir 
ten, nicht bloß Philiſter, ſondern auch leidliche Hiſtoriker, wie Herr Del⸗ 
ück, der übrigens den Fürſten Eulenburg völlig preisgibt, zu dem Ergebnis 
nmen: „Fürſt Eulenburg mag ein großer Sünder und vielleicht jetzt ein 
werer Verbrecher ſein, aber er mag ſich immer noch ſagen, daß alles, was 
begangen hat, doch nur ein kleines Wölkchen iſt, verglichen mit dem Peſt⸗ 
uch, den Harden über alle deutſchen Lande hat hinziehen laſſen.“ 

So ſteht die Sache für Eulenburg nicht allzu ungünſtig, und daraus mag 
ſich erklären, daß in manchen Parteiblättern dieſes ganze Pandämonium 
vas einſeitig als eine Affäre Eulenburg betrachtet wird. Die Gründe dafür 
d durchaus erklärlich: die Möglichkeit, daß ein großer Sünder durch die 
aſchen des Netzes ſchlüpft, worin die deutſche Juſtiz die Übeltäter zu fangen 
ht, liegt nahe genug, und es kann auch nicht beſtritten werden, daß die ge⸗ 
htlichen Prozeduren gegen Harden in allen Inſtanzen ein ſchwarzes Blatt mehr 
der Geſchichte der deutſchen Juſtiz bilden. Freilich, wenn er ſelbſt ſich in 
ner Komödiantenmanier als Opfer der Juſtiz aufſpielte und ein ſchreckliches 
weiner erhob, weil er einmal vier Monate Gefängnis abreißen ſoll, ſo iſt 
s zum Lachen. Dazu hat am wenigſten ein Recht der ehemalige literariſche 
kai jenes Bismarck, der im Miniſterrat — die Denkwürdigkeiten des ſpäteren 
iltusminiſters Boſſe bezeugen es — die Feilheit als eine unerläßliche Voraus⸗ 
zung des Staatswohles forderte, und, ſoweit einzelne Perſonen die Kor⸗ 
ption der Juſtiz verſchulden, weitaus der Schuldigſte war. Und wo iſt 
an die bürgerliche Preſſe, die über Hardens gerichtliche Verurteilung ſo viel 
fingen und zu jagen wußte, wenn zehnmal ſchwerere und zehnmal unge⸗ 
htere Urteile gegen Angehörige der Arbeiterklaſſe gefällt werden? Welches 
„ und himmelerſchütternde Geſchrei hätte ſich allein über die Verurteilung 
3 Genoſſen Marckwald erheben müſſen, wenn die bürgerliche Preſſe denſelben 
aßſtab an dieſen Richterſpruch legen wollte, wie an den nunmehr kaſſierten 
druch, der Harden verurteilte? 

Indeſſen, wenn die ſozialdemokratiſche Preſſe ſich auf einen höheren Stand⸗ 
ne ſtellt und das in den Formen des Rechtes ſich verſchleiernde Unrecht 
ch dann bekämpft, wenn es an einem Harden verübt wird, ſo iſt das nicht 
r zu begreifen, ſondern auch durchaus anzuerkennen. Ebenſo wenn ſie 
rauf achtet, daß Eulenburg nicht ſeinem „ſtrengen Recht“ entzogen wird, mag 
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es auch ſicherlich nicht zu ihren Pflichten gehören, belaſtendes Materig 3 
verbreiten, das zunächſt nur auf unbeglaubigtem Reporterklatſch beruht. Alle 
dabei iſt nicht zu überſehen, daß bei dem ganzen Höllenſpektakel noch wichtige 
Intereſſen mitſpielen, als die Frage, ob Fürſt Eulenburg Wolle ſpinnen 
oder Herr Harden in ſeiner ſegensreichen Tätigkeit durch einige Monate 
freiwilliger Muße unterbrochen wird. Fürſt Eulenburg iſt ein Höfling, u 
was von dieſer Sorte Menſchen zu erwarten iſt, wiſſen wir doch alle ſeit d 
Zeit, wo wir Leſſings „Emilia Galotti“ und Schillers „Kabale und L 
geleſen haben. Herr Harden aber iſt ein Klatſchjournaliſt, und was von dieſe 
Sorte Menſchen zu erwarten iſt, wiſſen wir mindeſtens ſeit den Tagen Saphire 
mit dem Harden mehr als eine Ahnlichkeit hat. 
Es iſt weder die Schuld noch das Verdienſt dieſer Leute, wenn der Krater] 
in den ſie geraten ſind, ein Pandämonium entfeſſelt hat, worin der Kot 
faſt allen herrſchenden Klaſſen hoch emporſpritzt, an Hof und Heer und Dip) 
matie und Ariſtokratie und Juſtiz und nicht zuletzt auch an jener Bourgeoiſie 
deren Schriftgelehrte in Herrn Harden den „napoleonesken Willensmenf 
bewundern, „wie ihn die Nation ſich ausdenkt, wenn Zeiten ſich wenden 
alt gewordene Welten ſterben ſollen“; ſolch lallender Wahnwitz iſt intelle 
jo kompromittierend, wie moraliſch die Orgien in der Adlervilla. Das B 
dienſt oder die Schuld an der Entfeſſelung dieſes Pandämoniums gebühr 
vielmehr allein der Korruption, die allmählich die „oberen Zehntauſend“ de 
kapitaliſtiſchen Geſellſchaft ergriffen hat und die nach ihrer nunmehrigen loß 
legung zu ſtudieren und für die Ziele des proletariſchen Klaſſenkampfes auf 
zunutzen in der Tat eine weitaus nützlichere Aufgabe iſt als die Beſchäftigm 
mit der Frage, ob Fürſt Eulenburg ins Zuchthaus oder Harden ins Ge 
fängnis kommt. ä 
| Wir wiſſen wohl, daß die kapitaliſtiſche Geſellſchaft nicht an ihren € 
dalen ſtirbt, denn ſonſt wäre ſie längſt tot. Aber ihre Skandale können 
arbeitenden Klaſſen die Augen darüber öffnen, wie hohl und nichtig, 
innerlich zerfreſſen, intellektuell und moraliſch zerfreſſen die Klaſſen ſind 
mit dreiſter Stirn die Herrſchaft über das Proletariat beanſpruchen, un 
ſofern können ſie wirkſame Hebel des proletariſchen Befreiungskampfes werden 
Hieran zu erinnern, ſchien uns nicht unzeitgemäß in dem Augenblick, wo dat 
Reichsgericht eine neue Auflage des ſchmutztriefenden Handels beſchloſſen hat 


die Lohnbewegung im Baugewerbe. 

Von Kuguſt Winnig. 
1. die Unternehmerorganifation. 05 
Im September 1898 beſchloß der dreizehnte Verbandstag der Baugem 
innungen die Gründung eines Arbeitgeberbundes für das deutſche Baugem 
Seine Form ſollte die einer das ganze Deutſchland umfaſſende Zentralor 
ſation ſein, ſein Programm die Niederringung der Arbeiterorganiſationen ! 
Generalausſperrungen. Man gab ſich keine Mühe, das zu verheimlichen 
Zimmermeiſter Simon-Breslau ſprach es offen als das Ziel der n 
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ündenden Organiſation aus, und in ſeinem Bericht für die erſte General— 
rſammlung des Arbeitgeberbundes (Karlsruhe 1899) kleidete der Bundes⸗ 
nee Felif ch dies Programm in die Worte: 

„Bevor wir nicht ſiegreich eine große Kraftprobe angeſtell 
ben, werden wir nicht zur Ruhe und zum Frieden gelangen; 
ne ſolche Kraftprobe muß angeſtellt werden. Es muß dahin kommen, 
ß wir die Arbeiter in großen Bezirken, wenn nicht in ganz Deutſchland, 
isſperren können, damit es mit den ungerechten Anforderungen ein 
ide nimmt.“ 

Unter dieſen ſcharfmacheriſchen Auſpizien trat der neue Bund ins Leben. 
as war geſchehen, was dem Bunde dieſen aggreſſiven Charakter hätte geben 
anen? Wie die meiſten Gewerkſchaften nach dem Fall des Ausnahmegeſetzes 
d nach Überwindung der ſchweren Kriſe in der erſten Hälfte der neunziger 
ihre, jo hatten ſich auch die baugewerblichen Arbeiterorganiſationen erholt 
d die erlangte Stärke dazu benutzt, die rückſtändigen Arbeitsbedingungen 
verbeſſern. Dazu waren Streiks notwendig geweſen, und in dieſen Kämpfen 
zen die Arbeiter, weil bei den Unternehmern auf den Kampf eingerichtete 
eganiſationen fehlten, der obſiegende Teil geblieben. Damit war das Gottes⸗ 
‚adentum der Arbeitsherren angegriffen, der alteingewurzelte Glaube an die 
zantaſtbarkeit ihrer Hoheitsrechte erſchüttert worden. Die Gründung des 
andes und ſein Programm war die Reaktion. 

Zunächſt hatte der Bund eine ſchwere innere Kriſe zu überſtehen, die aus 

r Ausſperrung der Berliner Bauarbeiterſchaft im Jahre 1899 herauswuchs. 
e Bundesleitung hatte damals eine außerordentliche Generalverſammlung 
iberufen, um den Berliner Unternehmern durch eine allgemeine Ausſperrung 
Hilfe zu kommen; aber ehe dieſe Generalverſammlung zuſammentrat, war 
'on der Friede geſchloſſen, und zwar in der Form eines Tarifvertrages. Das 
zr eine Disziplinloſigkeit der Berliner Unternehmer, die eine ziemlich tief- 
hende Verſtimmung zwiſchen der Bundesleitung und der ſtärkſten örtlichen 
eganiſation des Bundes zurückließ. Überhaupt ſcheinen damals vielerlei 
einungsverſchiedenheiten die Weiterentwicklung des Bundes bedroht zu haben. 
r allem fehlte die Einheitlichkeit in der Stellung zu den Tarifverträgen. 
ie Berliner Unternehmer, und ſie nicht allein, waren unter dem Drucke der 
eigniſſe Tariffreunde geworden, während die Bundesleitung unter dem Ein⸗ 
aß Feliſchs eine tiefe Abneigung gegen jedes Verhandeln mit den Arbeiter: 
ganiſationen und ſomit auch gegen die Tarifverträge bekundete. Als der 
orſtand des Maurerverbandes im Jahre 1899 in einem Schreiben an den 
und den Abſchluß von Verträgen zwiſchen beiden Organiſationen anregte, 
twortete die Bundesleitung mit leeren Ausreden, die in ihrem Weſen eine 
Aehnung des Vorſchlags bedeuteten. So gefiel ſich der Bund in der Rolle 
r unentwegten, jede Konzeſſion verweigernden Scharfmacherorganiſation, 
ne indes zunächſt ſein Programm ausführen zu können. Dabei erſtarkte er 
mählich; erſt langſam, dann aber, nachdem er durch Anſtellung beſoldeter 
kretäre Planmäßigkeit in feine Tätigkeit gebracht hatte, ſchneller und ſchneller. 
n Jahr nach ſeiner Gründung zählte er rund 3000 Mitglieder, im Jahre 
04 hatte er es auf 6000 gebracht, am Schluſſe des Jahres 1906 gab er 
g 000 Mitglieder an und das Jahr 1907 brachte ihm einen weitern Zuwachs 
7 18300. Auch dieſe Zahl dürfte jetzt ſchon wieder übertroffen ſein. Es 
gt paradox und doch trifft es zu: je ſtärker der Bund wurde, je mehr er 
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jeine Einflußſphäre erweiterte, um fo mehr ſah er fich gezwungen, jene 
ſtarren Standpunkt den Arbeiterorganiſationen gegenüber aufzugeben. A 
kleine, einflußloſe Unternehmergruppe konnte er ſich weigern, mit den Gewe 
ſchaften zu verhandeln und Tarife mit ihnen abzuſchließen, wie dies ja 
einflußloſe Arbeiterorganiſationen, zum Beiſpiel die „Freien Vereinigungen 
tun können. Nachdem er aber die maßgebende Vertretung der Unternehm 
geworden war, wäre es einfach unſinnig geweſen, die in der Organijati 
aufgeſammelte Kraft unbenutzt zu laſſen, und wirken konnte ſie eben nur, n 
ſie ſich mit den Arbeitern einließ. So vollzog ſich der Umſchwung in de 
Stellung des Bundes ohne große öffentliche Proklamationen ganz in der Still 
und lediglich unter dem Zwang der Tatſachen. Aber der Umſchwung vollzog 
ſich nur in der Taktik, nicht im Endziel, und das war und blieb ihn 
bis heute die Diktatur, die er durch Ausſperrungen großen Stils zu er 
reichen hofft. A 
Es mag anſtoßen, daß man das auch noch jetzt, nach den Verhandlungen 
und nach dem Friedensſchluß von dem Bunde behauptet. Es iſt mir ſeh 
wohl bekannt, daß es unter den leitenden Männern des Bundes einige gibt 
die anders denken, die die beiderſeitigen Organiſationen als legale Kräfte auf 
faſſen, aus deren gegeneinandergerichtetem Wirken als Produkt das Zweck 
mäßige hervorgehen muß. Aber die Stimmen dieſer wenigen verſchwinden 
in der Maſſe ihrer Berufsgenoſſen, ſie wiſſen das ſelbſt am beſten. 5 


2. Die Tarife im Baugewerbe. ae 

Die ganze Bewegung in ihrem Entſtehen und in ihrem Abſchluß läßt fid 
nicht verſtehen ohne einen wenn auch nur flüchtigen Blick auf die Entwicklun 
des Tarifweſens im Baugewerbe. Mit dem Abſchluß des Berliner Vertrag: 
im Jahre 1899 fingen die Tarife an, populär zu werden. In ſchneller Auf. 
einanderfolge kam es in den nächſten Jahren in vielen Orten zu Abſchlüſſen 
Dabei wurde faſt allgemein die Regel beachtet, daß für jeden wichtigen Dr 
ein beſonderer Vertrag abgeſchloſſen wurde, höchſtens dehnte man bei der 
größeren Städten das Geltungsbereich auf die Vororte mit aus. Dies ändert 
ſich erſt, als es den Unternehmern durch die Erſtarkung ihrer Organiſation 
möglich wurde, auf kleine Angriffſtreiks mit großen Ausſperrungen zu ant⸗ 
worten. Das geſchah zum Beiſpiel im Jahre 1904 im Maingau und 1905 
im rheiniſch⸗weſtfäliſchen Induſtriegebiet. Die Folge dieſer ausgedehnten 
Kämpfe war in beiden Fällen der Abſchluß eines Vertrags für das ganze 
Ausſperrungsgebiet. Statt 80 oder 100 Einzelverträgen hatte man alſo nu 
einen einzigen Vertrag, und damit war den Unternehmern die Möglichteil 
gegeben, auch in Zukunft den Kampf auf breitefter Grundlage zu führen. 
Dieſe Möglichkeit wurde von ihnen auch ſchnell erkannt, und nun ging ihr 
Beſtreben dahin, den Geltungskreis der großen Tarifgebiete immer mehr zu 
erweitern. Die Natur des Baugewerbes erleichtert das. Die meiſten Ver⸗ 
träge ſahen als Ablauftermin das Frühjahr vor, und ſo war es ganz natürlich, 
daß ſich je länger je mehr die Zahl der alljährlich im Frühjahr zu er⸗ 
neuernden Verträge vergrößerte. Im Jahre 1908 liefen außer einer großen 
Anzahl Einzelverträge auch die beiden Verträge für die obengenannten Gebiete 
ab, und darin lag die Schwierigkeit der ganzen Aufgabe, die Arbeiterintereſſe 
bei der Tariferneuerung vor Schaden zu bewahren. Es iſt nicht möglich, die 
genaue Zahl aller ablaufenden Verträge und der daran beteiligten Arbeiter 
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zugeben, jedoch kann man jagen, daß die Senſations meldungen der Tages- 
itungen von den 200000 oder, wie einige noch dicker auftrugen, 300000 Ar⸗ 
itern, die für die etwaige Ausſperrung in Betracht zu ziehen wären, weit 
der das Ziel hinausſchoſſen. Von den beteiligten Großſtädten nennen wir 
remen, Breslau und Umgebung, Kaſſel, Barmen⸗Elberfeld, Köln und Um⸗ 
bung, Dresden und Umgebung, Düſſeldorf, Leipzig und Umgebung, Mann⸗ 
im, München, Poſen und Stettin. Dazu kamen dann noch im Gebiet der 
den großen Tarifverträge: Frankfurt a. M., Darmſtadt, Mainz, Wiesbaden, 
ortmund, Bochum, Eſſen, Gelſenkirchen und noch viele Mittel- und Klein⸗ 
ädte und ſchließlich auch Berlin mit ſeiner großen Umgegend. Nach unſerer 
ſchätzung kamen von den beteiligten baugewerblichen Arbeiterverbänden 
rka 130000 Mitglieder für die Tariferneuerung in Betracht. 


3. Die lohnbewegung. 


Die auch für die Öffentlichkeit wahrnehmbare Einleitung der Bewegung 
ar das dem „Grundſtein“ zugeflogene Protokoll von der General- 
erſammlung des Arbeitgeberbundes vom 21. Oktober 1907. Dies 
ktenſtück war für die Arbeiterorganiſationen von hervorragender Bedeutung. 
3 enthielt das Ziel der Unternehmer in dieſer Kampagne und den Weg, der 
im Ziele führen ſollte. Das Ziel beſtand darin, den Gewerkſchaften 
zerträge aufzuzwingen, die alle nach einem vom Bunde aufgeſtellten 
Rufter zurechtgeſtutzt werden ſollten. In dieſen Verträgen ſollte beſonders 
er Grundgedanke des Minimallohns ausgemerzt ſein, dem die Arbeiter 
vielen hundert Kämpfen annähernd allgemein Anerkennung verſchafft hatten. 
das ſollte dadurch geſchehen, daß es heißen ſollte: Der Lohn beträgt für einen 
üchtigen Maurer (Bauhilfsarbeiter, Zimmerer) ..., während bisher der 
ohn einheitlich für alle Arbeiter, mit Ausnahme der Jugendlichen und 
tentenempfänger, feſtgeſetzt worden war. Weiter ſollten die Verträge die 
Hoheitsrechte“ des Unternehmers anerkennen und ſicherſtellen, indem die 
(gitation auf der Arbeitsſtelle bei Strafe der ſofortigen Ent⸗ 
aſſung verboten ſein ſollte. Bei dem Abſchluß der Verträge ſollte als 
tegel gelten, daß Lohnerhöhungen nicht eintreten dürften und die 
lrbeitszeit nicht unter zehn Stunden verkürzt werden dürfte. Das 
varen die Hauptpunkte des Bundesprogramms. Der Weg zu ihrer Verwirk⸗ 
ichung wurde von dem Bundesvorſitzenden Feliſch mit rückſichtsloſer Offen⸗ 
ſeit gewieſen. Er ſagte nach dem Protokoll wörtlich: 

„Das Endziel iſt nämlich darauf gerichtet, daß, falls nicht für alle Ver⸗ 
räge eine Einigkeit erzielt werden kann, dann ſämtliche Verträge nicht 
n Kraft treten und als letztes Mittel eine Ausſperrung der Bau⸗ 
wbeiter größeren Umfanges angedroht und durchgeführt werden ſoll. 
N Ben fich alſo um eine ſehr ernſte Sache, um eine Kraftprobe unjeres 
undes.“ 

Alle Verträge ſollten mit gleicher Geltungsdauer bis zum 31. März 1910 
ind mit gleichen Kündigungsfriſten abgeſchloſſen werden. Zur Taktik wurde 
eichlofien, alle im Frühjahr 1908 ablaufenden Verträge am 30. November 
u kündigen und die Verhandlungen fo zu forcieren, daß bis zum 15. Februar 
ür alle Orte Klarheit herrſche, ob ein Vertrag zuſtande komme oder nicht; 
dis zu dieſem Tage müßten alle Verhandlungen mit den Arbeitern ab— 
geſchloſſen fein. 
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Die Kündigung erfolgte denn auch prompt wie beſchloſſen. Die Arbeiter 
organiſationen waren von den Plänen des Bundes nicht überrascht. Sei 
länger als zwei Jahren hatten ſie erkannt, wohin die Abſicht der Unternehmen 
ging, und hatten ihre Vorkehrungen getroffen. Daß fie nun auch die Einzel 
heiten des Planes erfuhren, war für ſie natürlich ein großer Vorteil. Durch 
die Veröffentlichung des Geheimprotokolls wurde die Rechnung des Bundes 
geſtört. Die Arbeiterorganiſationen konnten jedem taktiſchen Zug einen Gegen 
zug entgegenſetzen und hatten es im übrigen leicht, der Öffentlichkeit zu be 
weiſen, daß es ſich hier um einen brutalen Vergewaltigungsverſuch handelte 
Das geſchah denn auch ſowohl von der Parteipreſſe wie von den Organen 
der beteiligten Gewerkſchaften mit anerkennenswertem Eifer, und nicht ohne 
Erfolg. m) 

In den Kreiſen des Bundes und weit über fie hinaus war man von der 
vorzeitigen Enthüllung recht peinlich berührt. Nicht daß man die Pläne ge⸗ 
mißbilligt hätte; aber daß fie in jo ſchroffer Deutlichkeit und ehe fie durch⸗ 
geführt waren, bekannt wurden, das war unangenehm. So unangenehm, daß 
ſich zunächſt keine Stimme zur Verteidigung des Bundes erhob. Man fand 
indeſſen bald die Sprache wieder. Die Beſchwichtigungsnotizen der Bundes⸗ 
leitung, die die Unternehmer als die von der Sozialdemokratie verfolgte Un⸗ 
ſchuld hinſtellten, fanden den Weg in die Preſſe aller bürgerlichen Parteien, 
und nur wenige Blätter, wie die „Berliner Volkszeitung“, wagten dieſe Waſch⸗ 
zettel mit leiſen Zweifeln zu begleiten. 1 

Um was handelte es ſich für die Gewerkſchaften? Das war ziemlich klar. 
Die Abſicht des Bundes ging dahin, ihren Einfluß auf die Geſtaltung des 
Arbeitsverhältniſſes zu brechen. Indem er aus eigener Machtvollkommenheit 
ein Tarifſchema aufſtellte und ſeine Mitglieder darauf verpflichtete, wollte er 
anerkannt wiſſen, daß er allein über das Arbeitsverhältnis zu verfügen habe. 
Er wollte das im Baugewerbe längſt heimiſch gewordene demokratiſche Prinzip 
des Verhandelns durch den Abſolutismus erſetzen. Er wollte weiter durch 
die Klaſſifizierung der Arbeiter in „tüchtige“ und „nicht tüchtige“ die Möglich⸗ 
keit zur willkürlichen Feſtſetzung der Löhne ſchaffen, was unter den ob⸗ 
waltenden Konjunkturverhältniſſen ſicher zu Lohnherabſetzungen geführt hätte. 
Verteidigung eines gewerkſchaftlichen Grundprinzips und Abwehr 
von Verſchlechterungen, das war die Aufgabe der baugewerblichen 
Arbeiterorganiſationen. Darauf wenigſtens mußte ſich ihre Tätigkeit in der 
Hauptſache leider beſchränken; denn auf große Eroberungen konnte bei dem 
Daniederliegen der Bautätigkeit und des ganzen gewerblichen Lebens auch der 
größte Optimiſt nicht rechnen. 1 

Zunächſt galt es für die Gewerkſchaften Zeit zu gewinnen. Die gewannen 
ſie ſo reichlich, daß erſt wenige Tage vor dem vom Bunde angeſetzten End⸗ 
termin der Verhandlungen mit dieſen begonnen werden konnte. Die auf den 
18. Februar einberufene Generalverſammlung der Unternehmer, die nach ihrem 
Programm ſchon klar zum Gefecht machen ſollte, ſtand vor einem Nichts. 
Erſt wenig Verhandlungen hatten ſtattgefunden, und deren Ergebnis war 
Null. Schon jetzt hätten die Unternehmer wiſſen können, daß ihr Tarifſchema 
eine Unmöglichkeit war, aber fie beſchloſſen, trotzdem unentwegt daran feſt⸗ 
zuhalten, und ſie unterſtrichen dieſen Beſchluß mit der Drohung, am 1. April 
in allen Orten, wo die Verträge abgelaufen waren oder überhaupt keine be⸗ 
ſtanden, die Betriebe zu ſchließen und die Arbeiter auszuſperren. Die Arbeiter⸗ 
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derbände ließen ſich damit nicht ſchrecken. Nach wie vor lautete ihre Parole: 
Reinen Vertrag mit dem Worte „tüchtig“ und mit dem Agitationsverbot! Um 
jedoch den das Feld beherrſchenden Scharfmachern im Unternehmerlager ihre 
Arbeit nicht zu leicht zu machen, beſchloſſen ſie, auf eine allgemeine Lohn⸗ 
erhöhung für das erſte Vertragsjahr und auf die Verkürzung der Arbeitszeit 
inter zehn Stunden vorläufig zu verzichten. 

Dieſer Verzicht iſt den Arbeitern nicht leicht gefallen, aber er war eine 
taktiſche Notwendigkeit. Seine Folge war, daß die Unternehmervertreter 
vom Maingau und aus dem rheiniſch-weſtfäliſchen Induſtriegebiet in der 
Konferenz zu Koblenz am 14. März auf die beanſtandeten Beſtimmungen ver⸗ 
zichteten, und in weiterer Folge ſchloß ſich auch der Hauptvorſtand des Bundes 
dieſem Verzicht an. Erſt nachdem dieſe Steine des Anſtoßes aus dem Wege 
geräumt waren, konnten die eigentlichen Verhandlungen wieder aufgenommen 
werden. Doch auch jetzt führten ſie nur in wenigen Orten (München und 
anderen) zur Einigung, in den meiſten und größten Tarifgebieten ſcheiterten 
ſie an der Verweigerung jeder Lohnerhöhung auch für das zweite Vertrags⸗ 
jahr. Auch hierin konnten die Arbeitervertreter nicht nachgeben; denn wenn 
ſie ſich auch ſagen mochten, daß der materielle Effekt einer etwaigen Lohn⸗ 
erhöhung kaum ſo beträchtlich ſein würde, um einen großen und opferreichen 
Rampf deswegen zu rechtfertigen, jo mußte aber doch den Unternehmern, aus 
pädagogiſchen Gründen ſozuſagen, gezeigt werden, daß ihr Wille nicht allein 
maßgebend iſt. 

Aus Anlaß des Verzichtes auf die von den Arbeitern abgelehnten Beſtim⸗ 
mungen des Tarifſchemas gab es im Bunde übrigens eine kleine Rebellion. 
Ein Unternehmerorgan machte ſich zum Sprachrohr der unterlegenen Scharf⸗ 
macher und machte der Bundesleitung ſchwere Vorwürfe ob ihres Rückzugs, 
und auch ein Ortsverband des Bundes legte geharniſchten Proteſt dagegen 
ein. Das hatte indes weiter keine Folgen. Die Bundesleitung blieb feſt und 
vereinbarte mit den Zentralvorſtänden der Gewerkſchaften ein neues Tarif⸗ 
muſter, das zwar auch noch kein Ideal darſtellt, aber doch einigermaßen er⸗ 
kräglich iſt. Die Spuren der Kriſe trägt auch dies noch deutlich genug. 
Am 23. April traten dann die beiderſeitigen Unterhändler in Berlin zu⸗ 
ſammen, um unter dem Vorſitz der drei Unparteiiſchen, Dr. Prenner⸗München, 
Dr. v. Schulz⸗Berlin und Dr. Wiedfeldt⸗Eſſen, über alle noch nicht geregelten 
Orte zu verhandeln. Es kann hier der Gang der Verhandlungen in ſeinen 
Einzelheiten übergangen werden. Von beiden Seiten iſt erbittert geſtritten 
worden, und oft bedurfte es des größten Geſchicks der Unparteiiſchen, um den 
völligen Abbruch der Verhandlungen zu verhindern. Der Hauptgegenſtand 
des Streites war die von den Arbeitern geforderte Lohnerhöhung für das zweite 
Vertragsjahr, gegen die ſich beſonders die Unternehmer des Maingaues und 
des Induſtriegebiets mit äußerſter Gewalt wehrten. 

Ein ganz beſonders gefährlicher Punkt war die Lohnfeſtſetzung für Berlin. 
Ich darf als bekannt vorausſetzen, daß die Bewegung der Berliner Bauarbeiter 
im vorigen Jahre einen recht unbefriedigenden Verlauf genommen hatte. Als 
ſie abgebrochen wurde, vollendete die Kriſe, was den Unternehmern nicht ge⸗ 
lungen war: ſie lockerte die Organiſation. Wenn auch nur vorübergehend, 
ſo hatte es doch hingereicht, um die Unternehmer eine Lohnkürzung durchſetzen 
zu laſſen. Die Unternehmer wollten für Berlin nur die Stundenlöhne ver⸗ 


einbaren, die ſie den Arbeitern in der noch durch den Winter verſchärften 
1907-1908. II. Bd. dr 
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Arbeitsloſigkeit aufgezwungen hatten, und die nun zehn Pfennig niedriger 
waren als die vor dem Kampf gezahlten. Das wäre der Casus belli geweſen. 
Die Arbeitervertreter forderten die um drei Pfennig höheren Löhne, die 
in dem Schiedsſpruche vom vorigen Jahre enthalten waren, den die Arbeiter 
damals verworfen hatten. Ein Vorſchlag der Unparteiiſchen ging dahin, die 
alten Löhne wieder feſtzuſetzen, die vor dem Kampfe beſtanden. Dem ſtimmten 
beide Parteien ſchließlich zu. Für die anderen ſtrittigen Verträge fällte das 


Kollegium der Unparteiiſchen folgenden Schiedsſpruch: „ 

1. In keinem Lohngebiet darf irgend eine Verſchlechterung der Lohn⸗ 
bedingungen eintreten. ni 

2. In den Lohngebieten, wo zwiſchen den Parteien Lohnerhöhungen für die 
Vertragsdauer vereinbart find, find dieſe Erhöhungen aufrechtzuerhalten 

3. In den Lohngebieten, wo von der zuſtändigen Unternehmerorganiſation anläßlich 
der gegenwärtigen Bewegung im Baugewerbe Lohnerhöhungen ſchriftlich oder 
mündlich angeboten wurden, ſind dieſe Erhöhungen ohne Einſchränkung durchzu⸗ 
führen. 5 
4. In den Lohngebieten, wo nach dem 1. April 1906 keinerlei Lohnerhöhung 
vorgenommen und auch nicht zum 1. April 1909 vorgeſehen iſt, iſt mit dem 1. April 
1909 der Stundenlohn um einen Pfennig zu erhöhen. en 

Die Feſtſtellung der übrigen Beſtimmungen wurde beſonderen Schieds⸗ 
gerichten zugewieſen. Die Parteien hatten ſich bis zum 4. Mai zu erklären, 
ob ſie ſich dem Schiedsſpruch unterwerfen wollten oder nicht. Beide Parteien 
haben dem Schiedsſpruch zugeſtimmt. f | 5 


4. Schlußbetrachtung. | a 

Von den vielen Fragen, die bei einer Betrachtung dieſer Bewegung Ant⸗ 
wort heiſchend auftauchen, ſeien nur wenige, die wichtigſten, behandelt. 

Die Anſprüche der Arbeiter ſind in keiner Hinſicht befriedigt 
worden. Sie forderten mit gutem Recht erheblich größere Lohnerhöhungen, 
als im Schiedsſpruch enthalten ſind. Für weite Gebiete, ſo im ganzen Main⸗ 
gau, im Induſtriegebiet, im ganzen Königreich Sachſen, in Thüringen, Schleſten 
und Poſen und anderen mehr, find die Löhne noch viel zu niedrig, um ber 
rechtigten Anſprüchen auch nur entfernt zu genügen. Ebenſo iſt die Verkür⸗ 
zung der Arbeitszeit für viele Städte mit weiter Umgebung ein großes Be⸗ 
dürfnis und längſt ſpruchreif. Von dieſen Forderungen der Arbeiter iſt ſo 


f 


gut wie nichts bewilligt worden, denn die gewährten Lohnerhöhungen es 
ein bis zwei Pfennig für die zwei Vertragsjahre fallen praktiſch kaum ins 
Gewicht. So haben alſo die Arbeiter keinen Anlaß, „zufrieden“ zu jem. 


Aber dennoch braucht ſich die Arbeiterſchaft dieſes Kampfes nicht zu ſchämen, 
denn was war das Streitobjekt? Es iſt oben bereits genannt worden: 
Verteidigung eines gewerkſchaftlichen Grundprinzips (Mir 
beſtimmungsrecht)h und Abwehr von Verſchlechterungen. Und 
hierin haben die Gewerkſchaften das Feld behauptet, und ſie haben außerdem 
das Diktum der Unternehmer, daß Lohnerhöhungen nicht eintreten dürften, 
zurückweiſen können. In den Kriſenjahren 1901 und 1902 vermochten die 
Gewerkſchaften noch nicht den Lohn auf der alten Höhe zu halten, im Bau⸗ 
gewerbe mußten ſie ſich umfangreiche Lohnkürzungen gefallen laſſen; das iſt 
diesmal anders. Die erſte Beſtimmung des Schiedsſpruches iſt die, daß 
keinerlei Verſchlechterungen im Lohne eintreten dürfen. Damit haben 
die Gewerkſchaften das kapitaliſtiſche Lohngeſetz, wonach Angebot und Nach⸗ 
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age auch den Preis der Arbeitskraft beſtimmen, durchbrochen und einem 
zheren, ſozialen Lohnprinzip den Weg gebahnt. Das bedeutet für unſere 
ewerkſchaften ſehr viel. 

Selbſtredend hätten ſich die Gewerkſchaften mit dem nicht zufrieden gegeben, 
enn ſie durch einen Kampf mehr zu erreichen hoffen konnten. Das konnten 
leider nicht. Die Arbeitsloſigkeit im Baugewerbe iſt heute noch ungewöhnlich 
08. Die meiſten großen Arbeitsorte melden ein ſtarkes Überangebot von 
rbeitskräften. Von den aus dem Auslande zu uns kommenden Bauarbeitern 
ehen Tauſende beſchäftigungslos umher oder warten in der Heimat auf den 
wohnten Ruf zum Streikbruch. Mit dieſer Gefahr mußten die Arbeiter 
nen. Die Unternehmer hätten ſich keine nationalen Skrupel gemacht, ihre 
olksgenoſſen mit fremder Hilfe niederzuwerfen. Als das Barometer auf 
aeg ſtand, Ende Februar und Anfang März, waren ihre Sendboten jenſeits 
r Grenzen und warben Hilfstruppen. Wäre es zum Kampfe gekommen, ſo 
itten allerdings auch die Unternehmer ſtark gelitten, aber der Ausgang wäre 
r die Arbeiter ungünſtiger geweſen als für ſie. So haben die Arbeiter auf 
eitergehende Forderungen verzichtet und ihre Kräfte geſchont. Sie haben 
in zwei Jahre vor ſich, wo ſie vor größeren Kämpfen ſicher ſind, und die 
nnen und werden fie zu weiterer Stärkung ihrer Organiſationen benutzen, 
n bei der Tariferneuerung im Frühjahr 1910 beſſere Erfolge zu erringen. 
Die nun abgeſchloſſene Bewegung hat uns erneut gezeigt, in welcher Richtung 
h unſer Tarif weſen entwickelt. Immer mehr vollzieht ſich der Übergang 
zm Einzeltarif zum Bezirkstarif. Durch die Koalition der Unter: 
hmer wird der Zuſammenſchluß der Bezirkstarife zu größeren tariflichen 
inheiten gefördert, und ſo geht die Entwicklung weiter. In abſehbarer 
ait wird uns der Reichstarif beſchäftigen. Wir haben kein Intereſſe, dieſe 
wicklung zu fördern, denn je größer die Tarifgebiete werden, um fo größer 
erden die ſich dabei entwickelnden Kämpfe. Für dieſe ſind die Gewerkſchaften 
ute noch nicht ſtark genug. Ihre Sorge muß ſein, daß das Wachstum 
rer Aktionskraft mit der Entwicklung des Tarifweſens gleichen Schritt hält. 
enn das bei den bisherigen Beitragsleiſtungen nicht möglich iſt, ſo müſſen 
je erhöht werden. Es ſteht ſonſt viel auf dem Spiel. | 
Es verdient auch anerkannt zu werden, daß ſich das Verhandlungs⸗ 
zinzip in dieſer Bewegung gut bewährt hat. Verhandlungskörper, Schieds⸗ 
richte können viel zur friedlichen Löſung ſchwerer Konflikte beitragen, wenn 
erke Parteien dahinterſtehen. Sie können nicht die Kämpfe als ſolche aus 
e Welt ſchaffen, aber fie können das Durchringen des Klaſſenkampfes zu 
heren Formen fördern. So wie wir bei dem Begriff Revolution nicht immer 
Straßenſchlachten denken, ſo werden wir auch mehr und mehr an humanere 
armen der Lohnkämpfe glauben können, ohne daß ihr Weſen deswegen 
ändert zu werden brauchte. 

Große Schwierigkeiten bereitete es während der Bewegung, das demokra— 
che Beſtimmungsrecht der Gewerkſchaftsmitglieder zu reſpektieren 
d zu wahren. Das lag daran, daß die innere Organiſation nur auf örtliche 
mpfe zugeſchnitten iſt. Die größeren, ſich auf mehrere Orte erſtreckenden 
impfe erſchienen bisher als Ausnahmen, die eine Anderung der inneren 
ganiſation nicht notwendig zu machen ſchienen. Nachdem man nun weiß, 
B fie künftig die Regel bilden werden, wird man die organiſatoriſchen 
nſequenzen ziehen müſſen. 
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Zum Schluß ein Wort des Dankes an die Parteipreſſe. Sie ha 
den Bauarbeitern in dieſer Bewegung große und gute Dienſte geleiſtet. E. 
wird ihr hoch anzurechnen ſein, daß ſie in all den ſchwierigen Momenten dir 
von den Leitungen vertretene Taktik unterſtützte, ſelbſt auf die Gefahr hin 
ſich mit einem Teil ihrer Leſer in Widerſpruch zu ſetzen. Zu bedauern 0 
nur, daß ſie nicht immer fo unterrichtet wurde, wie es hätte geſchehen müſſen 


Die Organifation der Landarbeiter in Jtalien. 
Don Dr. V. Totomjanz (St. Petersburg). 8 4 


Am 25. November 1901 fand zu Bologna ein Kongreß von mehr al 
100 000 Bauern ſtatt. Dieſer erſte Kongreß der Landarbeiter, deſſen Vor 
ſitzender der Gründer der italieniſchen Sozialiſtenpartei A. Coſta war, ver 
ſammelte die Repräſentanten von 704 Bauernligen mit 144173 Mitgliedern 
von denen auf die Emilia 264 Ligen mit 57 187 Mitgliedern, auf die Lombarde 
134 Ligen mit 39399 Mitgliedern, auf Venedig 123 Ligen mit 23 830 Mit 
gliedern, auf die Romagna 80 Ligen mit 11399 Mitgliedern, auf Piemon 
16 Ligen mit 2140 Mitgliedern, auf Toskana 8 Ligen mit 1886 Mitgliederr 
auf Sizilien 6 Ligen mit 1350 Mitgliedern uſw. kommen.! Dieſer Kongre 
hatte zum Ziel die Vereinigung der verſchiedenen Organiſationen, die dur 
die ſozialiſtiſche Agitation in den Dörfern entſtanden waren, der Verbeſſerungs 
und Abwehrligen und der Provinz⸗ oder Kreisverbände, zu einer große 
„nationalen Föderation der Landarbeiter“, welche die Seele des ländliche 
Proletariats von Italien werden ſollte. a 

Der Bericht, den die Sozialiſten D. Murialdi, D. Piva und Coletti der 
Kongreß über die Konſtituierung der erwähnten Föderation vorlegten, zeigt 
ebenſo wie die lebhaften Debatten über dieſe Frage, wie Rocquigny ſich au: 
drückt, „daß der Klaſſenkampf den Landarbeitern als einziges Mittel dargeſtel 
wird, das geeignet iſt, ihre Lage zu verbeſſern und ihre ökonomiſche un 
ſoziale Emanzipation herbeizuführen. Dieſes Prinzip,“ fährt Graf Rocquign 
mit Bitterkeit fort, „wurde nicht im geringſten angezweifelt, die Aufgabe beſtan 
nur darin, eine ſo ſtarke Organiſation für die Bauern zu ſchaffen, daß ſie de 
Kampf gegen den Kapitalismus mit Ausſicht auf Erfolg beginnen konnten 
Und hier zeigte ſich die große Geſchicklichkeit der ſozialiſtiſchen Führer de 
agrariſchen Bewegung.“ 9 

Italien hat ungefähr zweieinhalb Millionen kleiner Grundbeſitzer ode 
Bauern. Aber der Grund und Boden, auf dem gewaltige Steuern laſtel 
ernährt ſie nicht, und daher ſind ſie gezwungen, ſich auswärtige Arbeit z 
ſuchen. So kommt es, daß ſie zugleich kleine Grundbeſitzer und Landarbeite 
find. Andererſeits führt das Syſtem der Verpachtung gegen Geld oder gege 
eine Teilung des Ertrags, wie es in vielen Provinzen verbreitet iſt, daz! 
daß die Intereſſen der kleinen Pächter und Teilhaber mit denen der Land 
arbeiter nicht übereinſtimmen. nn. 

Aber die Aufgabe einer bloßen Organiſation der Landarbeiter ohne Heran 
ziehung der übrigen Kategorien von Bauern ſchien vielen Sozialiſten mid 


5 


1 F. Paolini, Primo congresso nazionale dei lavoratori della terra. Resocont 
note, impressioni. Florenz 1902. ©. 12. 
2 Rocquigny, Ligues et greves de paysans. Paris 1904. S. 60. 


| 
| 


es Er» 
* 
„ 

I 

. 


. V. Totomjanz: Die Organiſation der Landarbeiter in Italien. 325 


zoßartig genug, daher entſchloß man ſich, jene auch zu den Ligen der Land— 
ebeiter zuzulaſſen, indem man ihnen nur die Prinzipien des Klaſſenkampfes 
brachte und einprägte. So kam es, daß an dem Kongreß auch eine große 
ahl von Bauern, Teilhabern, Pächtern und kleinen Grundbeſitzern teilnahm. 
ie waren teils von den Ligen mit gemiſchter Zuſammenſetzung, in denen 
doch die Tagelöhner überwogen, teils von Ligen, die ausſchließlich aus 
ächtern, Teilhabern und Grundbeſitzern beſtanden, zum Kongreß geſchickt. 
G. Murialdi ſuchte die Kongreßteilnehmer zu überzeugen, daß ſowohl für 
e Partei, wie für die Verbeſſerung der materiellen Lage der Bauern die 
gen von gemiſchter Zuſammenſetzung die günſtigſte Form darſtellen. Er 
klärte, daß die kleinen Pächter und Grundbeſitzer der Organiſation der 
andarbeiter im allgemeinen ſympathiſch gegenüberſtehen. Warum ſollte man 
2 dann aber nicht in die Ligen aufnehmen, die dadurch eine beträchtliche 
nanzielle Stütze einbüßen würden? Die kleinen Grundbeſitzer unter den 
auern, fährt Murialdi fort, werden im Grunde genommen von den Kapi⸗ 
liſten ebenſo ausgebeutet wie die, welche keinen Fetzen Land beſitzen.“ 
Ein Teil der Abgeordneten war mit Murialdi nicht einverſtanden. So 
gte der Arbeiter Perotti, der die Liga von Tagelöhnern in Stradella vertrat, 
iß die zahlreichen kleinen Grundbeſitzer und Halbbauern feines Kreiſes der 
ntwicklung des Sozialismus nur im Wege ftehen.? 
Ferri erklärte, man müſſe auch die Teilhaber, die kleinen Pächter und zum 
eil auch die kleinen Grundbeſitzer in die Ligen aufnehmen. Indeſſen ſolle 
an all dieſe Kategorien nicht in ein und denſelben Ligen vereinigen. Sonſt 
unte die Idee des Klaſſenkampfes verdunkelt werden. Um das letztere zu ver⸗ 
ndern, müſſe man zwei völlig getrennte Sektionen bilden. Die erſtere ſollte 
e Erdarbeiter, die Tagelöhner, die Knechte oder die Lohnarbeiter überhaupt, 
e zweite ſollte die Teilhaber, die Pächter und die kleinen Grundbeſitzer umfaſſen. 
Profeſſor Gatti, der Verfaſſer des Buches „Agricoltura e socialismo“, 
innerte daran, daß auf dem Kongreß zu Bologna im Jahre 1897 faſt nie⸗ 
and mit ihm einverſtanden geweſen ſei, als er den Nachweis für die Not- 
endigkeit einer Organiſation der kleinen Bauern und Grundbeſitzer für den 
ozialismus zu erbringen ſuchte. Jetzt werde ſie von der großen Mehrheit 
terkannt. Trotzdem habe er nie geglaubt, daß es möglich ſei, die Grund— 
ſitzer und Lohnarbeiter zu einer gemeinſamen Organiſation zu verſchmelzen. 
Der Führer des rechten Flügels, Turati, erklärte, die Grundbeſitzer und 
auern ſeien ein notwendiger Machtfaktor für die Partei, aus dem man 
ugen ziehen müſſe. „Das Prinzip des Klaſſenkampfs würde verletzt werden, 
enn wir den kleinen Grundbeſitz praktiſch zu ſtützen und zu erhalten ſuchten 
genüber der Entwicklung des Induſtrialismus. Wir aber wollen die Bauern 
ganiſieren, um den Klaſſenkampf zu ſtärken.“ 
In ſeiner Antwort erwiderte der Berichterſtatter Murialdi, der Kampf 
gen die mannigfaltigen und komplizierten Formen der kapitaliſtiſchen Aus⸗ 
utung müſſe nicht nur mit Hilfe von Streiks, ſondern auch durch die Ge— 
ſſenſchaften der kleinen Grundbeſitzer geführt werden. Daher müſſen wir 
cht bloß Konſumvereine, ſondern auch andere Aſſoziationen, wie genoſſen⸗ 


RNesoconto stenografico del primo congresso nazionale dei lavoratori della 
ra. Bologna 1902. S. 20. 
2 F. Paolini, I congresso nazionale dei lavoratori della terra. S. 31. 
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ſchaftliche Milchwirtſchaften, Käſefabriken, Weinkeller, Genoſſenſchaften fü 
den Einkauf von Samen, Dungmitteln und Maſchinen, ſowie für das Trocknen 
der Seidenkokons gründen. Man muß jene Produktiv⸗, Konſum⸗ und Kredit 
aſſoziationen den chriſtlichen Demokraten und Liberalen entreißen, welche ji 
heute noch in Händen haben. „Man muß es erreichen, daß dieſe Genoſſen 
ſchaften einen Klaſſencharakter annehmen und der aggreſſiven und fortſchreiten 
den Bewegung des Proletariats nicht hinderlich werden.“ 1 
„Wir verdunkeln das Prinzip des Klaſſenkampfes nicht“, fuhr Murjiald 
fort, „wenn wir auch die kleinen Grundbeſitzer aufnehmen, die gezeigt haben 
daß fie unſerem Ideal treu find. Was können fie dafür, daß fie nicht volle 
von Eigentum entblößt find und Lohnarbeiter wurden. Es iſt doch nur ein 
Zufall, daß ſie Eigentümer geworden ſind. Der Beſitz eines Stückchen Lande 
iſt für ſie eine tragiſche Notwendigkeit des Augenblicks, während ihre Lag 
ſich prinzipiell nicht von der der Lohnarbeiter unterſcheidet.“ se 
Murialdi ſtimmte ſchließlich dem Antrag Ferri, Gatti und Reina zu, nad 
dem die Föderation in zwei Sektionen eingeteilt werden ſolle, eine Sektion 
für die Ligen und eine andere für die Genoſſenſchaften. 1 
In der lebhaften Debatte wurde unter anderem darauf hingewieſen, daß 

in Piemont ſchon ſeit langem Genoſſenſchaften zur Züchtung von Seidenwürmer 
exiſtierten, deren Gründer kleine Grundbeſitzer und Bauern ſind und die einen 
ausgeſprochenen Klaſſencharakter tragen und unter dem Banner des Sozialis 
mus einen heißen Kampf gegen die Seidenfabriken führen, die ſie beim Ein 
kauf der Seidenkokons ausbeuten. Endlich nahm der Kongreß zu Bolognı 
mit allen gegen eine Stimme folgende Reſolution Murialdi und Genoſſen an 
„In Erwägung, daß trotz der ſcheinbaren Verſchiedenheit der Lebensbedingunger 
durch welche die Landarbeiter in verſchiedene Kategorien geſpaltet werden, ſie alle 
ſowohl die Lohnarbeiter wie die Teilbauern, die kleinen Pächter und die kleinen 
Grundbeſitzer, in letzter Inſtanz derſelben kapitaliſtiſchen Ausbeutung durch Privat 
wie durch den Staat unterliegen; in Erwägung ferner, daß nur ein gemeinſame 
Zuſammenarbeiten aller Ausgebeuteten, das auf dem menſchlichen und fortſchrit 
lichen Prinzip der Solidarität beruht, eine tatſächliche Wirkung auf die ſittlich 
politiſche und ökonomiſche Wiedergeburt der Arbeiter ausüben kann, indem es ihne 
eine drohende Macht und Bedeutung im Kampf mit den Kräften und Inſtitutione 
verleiht, die ihrem Emporkommen im Wege ſtehen, erklärt der Kongreß es für not 
wendig, alle Genoſſenſchaften der Arbeiter, die einen Klaſſencharakter tragen, da 
heißt alſo ſowohl die Lohnarbeiter wie die Teilbauern, die kleinen Pächter un 
kleinen Grundbeſitzer, ſofern die letzteren das Land ſelbſt bearbeiten, das ſie pachte 
oder beſitzen, zu einer großen ‚Nationalen Föderation der Verbeſſerungs⸗ und Al 
wehrligen' zu vereinigen.“ | 
Hierauf wurde folgender Antrag des Sekretärs der Arbeiterkammer i 
Monza, Reina, faſt einſtimmig angenommen: | 3 
„Die Föderation zerfällt in zwei große Sektionen: zu der erſten gehören all 
Abwehrligen, die das Prinzip des Klaſſenkampfes anerkennen, zur zweiten all 
übrigen Organiſationen aller Landarbeiter, welche jedoch gleichfalls die Sozialiſte 
rung des Grund und Bodens als die wichtigſte Form der Bodenkultur als End 
zweck aufſtellen.“? „ 
1 G. Murialdi, L'organizzazione economica dei mezzadri e piccoli 50 
Relazione al congresso di Bologna. Mailand 1902. S. 12. ö A 
2 Resoconto. ©. 34. 
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Ein zweiter provinzialer Kongreß der Landarbeiter fand auch in Bologna 
tatt, und zwar am 23. und 24. Januar 1904. Zum Vorſitzenden dieſes 
Tongrejjes wurde der bekannte Organiſator der Ligen C. Vezzani ge⸗ 
vählt. 

Der Advokat und Bürgermeiſter von Molinella, L. Ploner, äußerte in 
einem Bericht über die Organiſation der Abwehrligen und Genoſſenſchaften: 
‚Die ſozialiſtiſche Partei gibt die Hoffnung keineswegs auf, daß die kapita⸗ 
iſtiſche Ordnung mit der Zeit durch die ſozialiſtiſche Geſellſchaftsordnung er- 
etzt werden wird und daß die Organiſation der Landarbeiter den erſten 
Schritt zu dieſer fortſchrittlichen Umgeſtaltung der Geſellſchaft bildet, aber fie 
rkennt eine Zwiſchenſtufe zwiſchen dieſen beiden hiſtoriſchen und ſozialen 
pochen an — die kooperative Periode, während der die zur Abwehr 
md zum Widerſtand organiſierten Arbeiter dank den Genoſſenſchaften die 
öglichkeit haben werden, die reichen Früchte der techniſchen Erfahrung und 
es Wohlſtandes zu ernten. Damit werden die Kampf⸗ und Abwehrligen 
mer mehr durch Genoſſenſchaften von verſchiedenſter Form erſetzt werden, 
die wir das ſchon heute beobachten können. Hierbei werden die Summen, 
delche die Konſumvereine ſammeln, deren Gründung weit leichter iſt, zur 
interſtützung der produktiven Sektion und der Sektion für Kredit dienen. Die 
igen werden auch weit häufiger als heute Land pachten und genoſſenſchaftlich 
earbeiten.“ 

Nach langen Debatten über dieſe Frage nahm der Kongreß folgende Re— 
Aution an, welche die heute in den Ligen vorherrſchende Richtung charak⸗ 
riſiert: 

„Der Kongreß hält es für notwendig, daß die Landarbeiter fortfahren, ſich zu 
eganiſieren, und ihre Organiſation ſtärken, um ſich beſſere Lebensbedingungen zu 
bern und die einmal eroberten zu erhalten; 

„er empfiehlt allen Mitgliedern der Föderation, die lebendige Flamme prole- 
wilcher Solidarität unter den Ligen zu nähren, um alle ökonomiſchen, mora- 
ſchen und politiſchen Vorteile auszunutzen, welche durch die poſitiven Bedingungen 
er Produktion und die Dichtigkeit der Bevölkerung ermöglicht werden; 

ver ſpricht den Wunſch aus, daß die Abwehrligen allmählich durch immer 
odernere Organiſationsformen vervollſtändigt und ergänzt werden (zum Beiſpiel 
urch Produktiv⸗, Konſum⸗ und Kreditaſſoziationen), in dem Maße, als es die öko⸗ 
miſchen Verhältniſſe einer jeden Gegend zulaſſen; 

„endlich erkennt er die Notwendigkeit der Teilnahme der Ligen am politiſchen 
ampfe an, der geführt wird, um die Verwaltung der Kommunen, der Provinzen 
id des Staates den Händen der Bourgeoifie zu entreißen.“ ! 


Den Bericht über die Arbeitsverhältniſſe in den Reisfeldern erſtattete die 
rganiſatorin der Frauenligen, Argentina Altobelli. Angenommen wurde 
ne Reſolution für den achtſtündigen Arbeitstag für ſämtliche Arbeiten in 
in Reisfeldern und die Ausdehnung aller Arbeiterſchutzgeſetze auch auf die 
udlichen Arbeiter. 

„Dieſer zweite Kongreß in Bologna nahm alſo ein etwas weiteres und 
ößeres Wirkungsfeld für die Bauernligen in Ausſicht. Erſtlich wurde ihnen 
e Pflicht auferlegt, die ſozialiſtiſche Partei bei ihrem Kampfe um die Er⸗ 
erung der lokalen und zentralen Gewalt zu unterſtützen, und zweitens fing 
an an, weit größere Hoffnungen auf die Genoſſenſchaften zu ſetzen wie beim 
r v RE ech 


| 
| „Cooperazione italiana“ vom 30. Januar 1904. 
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erſten Kongreß. Die italieniſche ſozialiſtiſche Partei bemühte ſich jetzt, auch 
Einfluß auf die „Nationale Föderation der Genoſſenſchaften“ und auf die 
mit der letzteren verbundene „Föderation der Unterſtützungsgeſellſchaften“ zu 
gewinnen. Der Kongreß dieſes genoſſenſchaftlichen Verbandes, der ſeit dem 
September 1903 ſeinen Sitz in Genua hat, nahm das Prinzip einer engen 
Verbindung der Genoſſenſchaften mit den Bauernligen an: die letzteren ſollen 
Genoſſenſchaften gründen (dies war der Rat, der ihnen auf dem zweiten 
Kongreß zu Bologna erteilt wurde), die genoſſenſchaftlichen Geſellſchaften aber 
ſollen den Ligen materielle Unterſtützung zuteil werden laſſen, indem ſie ſie 
bei ihrem Kampfe mit dem Kapital ſtärken. | N 

Der letzte (vierte) Kongreß der Landarbeiter der Provinz Bologna tagte 
am 19. und 20. Februar 1905 zu Bologna. Der Kongreß wurde von Argen⸗ 
tina Altobelli eröffnet, welche das Anwachſen der Anzahl der Ligen und 
die Zunahme der Solidarität mit Genugtuung konſtatierte. Der von den 
Frauen vorgeſchlagene Proteſtantrag gegen den Militarismus und die 
Sympathieerklärung für die ruſſiſche revolutionäre Bewegung wurden mit 
großem Enthuſiasmus angenommen. f * 

An erſter Stelle wurde die Frage des von den Ligen ſchon ſeit einigen 
Jahren angewendeten Boykotts der nichtorganiſierten Arbeiter, Unternehmer 
und anderer ſchädlicher Perſonen beraten. Der Berichterſtatter Tonello, der 
zwar auf dem Standpunkt des Klaſſenkampfes ſtand, bekämpfte indeſſen einige 
Erſcheinungsformen des Boykotts, unter anderen den Boykott, der die perſön⸗ 
liche Verfolgung und die politiſche Rache bezweckt. Ihm antwortete Dzarri 
mit der Behauptung, alle Formen des Boykotts ſeien gut, wenn ſie nur im 
Intereſſe der Arbeiterklaſſe ſeien. | . 

Nach einer langen Diskuſſion beſchloß der Kongreß, den Ligen nur die 
Vermeidung des perſönlichen Boykotts wegen politiſcher Überzeugungen zu 
empfehlen. „ 

Als zweiter Referent trat Ploner auf, der diesmal feinen halbbürgerlichen 
Antrag über die Organiſation der Auswanderung nach Eritrea nicht mehr 
einbrachte. Er ſuchte nur zu beweiſen, daß die genoſſenſchaftliche Organiſation 
ein Mittel gegen die Arbeitsloſigkeit auf dem Lande ſei. f 

Der Delegierte Lodi erinnerte an die Halbheit des früheren Projektes von 
Ploner über die Auswanderung nach Eritrea und erklärte, daß er nur ein 
Mittel zur ſofortigen Linderung der Arbeitsloſigkeit kenne: die genoſſenſchaft 
liche Arbeit zum Zwecke der landwirtſchaftlichen Amelioration. 5 = 

Hierauf ſtimmte der Kongreß für folgende Reſolution: N 


„Der Kongreß nimmt an, daß die innere und äußere Koloniſierung auf ge. 
noſſenſchaftlicher Grundlage auch zu praktiſchen Verbeſſerungen der Lage der Land⸗ 
arbeiter führen könne.“ ! Sie 


Dann wandte ſich der Kongreß zur Erörterung der Genoſſenſchaftsfrage 
im allgemeinen und des Truckſyſtems im beſonderen (das heißt der Aus 
zahlung des Lohnes in Waren und Naturalien). Die Produktivgenoſſenſchafl 
ſoll ihren Mitgliedern, den Landarbeitern, den Arbeitslohn nicht in Geld, 
ſondern in beſonderen Kreditſcheinen auszahlen. Dieſe letzteren ſollen von den 
Läden der Konſumvereine als Tauſchmittel gegen Waren angenommen werden, 
jedoch nicht zu ihrem Normalwert, der auf den Kreditſcheinen verzeichnet iſt, 
ſondern nur zu ihrem halben Werte. So wird es möglich, ein großes genoſſen⸗ 
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aftliches Kapital zur Erweiterung des genoſſenſchaftlichen Unternehmens und 
in Kampfe gegen die Arbeitsloſigkeit aufzuhäufen.“ | 

In dieſer Sitzung wurde folgender Antrag Ploner faſt einſtimmig an⸗ 
nommen: | 

„Die Ligen einer oder mehrerer Kommunen, in denen es techniſch oder für die 
rwaltung vorgebildete Perſonen gibt, ſollen die Arbeiter veranlaſſen, Arbeits-, 
ſoduktiv⸗ oder Konſumgenoſſenſchaften zu bilden, oder ſie als Mitglieder in die 
ſon beſtehenden Genoſſenſchaften aufnehmen, wenn ſie den Wunſch haben, den 
(und und Boden der Klöſter oder anderes Land kollektiv zu pachten und genoſſen⸗ 
ſaftlich zu bearbeiten, wobei die Konſumvereine ſie mit Kredit in Form von 
laren unterſtützen ſollen.“ 


| Zu erwähnen iſt noch der erſte allgemeine (nationale) Kongreß der Land⸗ 
beitergenoſſenſchaften am 8. Oktober 1905 in Reggio⸗Emilia. Hier führte 
ir ſozialiſtiſche Abgeordnete A. Cabrini, ein guter Kenner der Gewerkſchaften 
d eine Zeitlang Sekretär der Gewerkſchaftsföderation, den Vorſitz. Die 
Kuptpunkte, über die hier verhandelt wurde, waren folgende: der Kredit für 
e ländlichen Genoſſenſchaften und die Veröffentlichung des Geſetzes über die 
llektiven Pachtverträge. Während der Debatten, die über dieſe Fragen ſtatt⸗ 
Inden, teilte Vergnanini, der Sekretär der Arbeitskammer zu Reggio, mit, daß 
in der kleinen Provinz Emilia, wo es keine Großinduſtrie gibt und aus der 
is ländliche Proletariat auswandern muß, gelungen ſei, etwa 25000 Arbeiter 
verſchiedenen Organiſationen zu vereinigen. Die Zahl der Produzenten⸗ 
noſſenſchaften, die im letzten Jahr Arbeiten im Betrage von 1 Millionen 
re übernommen haben, betrug allein 72.“ Über die Zahl der Konſumvereine 
der Provinz machte derſelbe Vergnanini auf dem ſozialdemokratiſchen Kon⸗ 
eb zu Bologna (1904) die Mitteilung, daß ihre Zahl 55 beträgt, und daß 
> einen beſonderen Emilianiſchen Verband bilden. Dieſe Geſellſchaften haben 
m Kleinhandel auf den Dörfern vollſtändig verdrängt und umſchließen die 
tadt Reggio⸗Emilia wie mit einem eiſernen Ringe.“ 

Am 7. und 8. April des Jahres 1906 tagte in Bologna der zweite natio⸗ 
ale Kongreß der Landarbeiter, auf dem 918 Ligen mit 77776 Mitgliedern 
ertreten waren. Eine ſolche Abnahme der Mitglieder erklärt das Organ 
er revolutionären Syndikaliſten, „Divenire Sociale“, durch den Umſtand, 
aß ſich nach der Annahme der Reſolution zugunſten der Sozialiſierung des 
godens durch den Kongreß von 1901 viele Pächter⸗ und Teilhabergewerk⸗ 
haften von der Föderation der Landarbeiterligen getrennt hätten.. 
Ein zweiter, mehr zutreffender Grund für einen ſolchen Rückgang in der 
gahl der Kongreßteilnehmer bildet die unzureichende Vorbereitung des Kon⸗ 


r 


reſſes, auf dem eigentlich nur die Vertreter der Ligen Norditaliens, haupt⸗ 


hi 12 5 i 
ichlich die der Emilia und der Lombardei erſchienen waren. Der Hauptgegen⸗ 
r ĩ ͤ ˙ :::. —[Ekfłf᷑ĩP — . 
„La cooperazione italiana“ vom 25. Februar 1905. 

2 „Avanguardia socialista“ (organo della frazione rivoluzionaria) vom 25. Februar 
905. 

Congresso nazionale della cooperative agricole, Reggio-Emilia. 
Rendiconte dell VIII congresso nazionale, Bologna 8.— 11. aprile 1904. Rom 
905. S. 65. 

„II Divenire Soziale“ vom 16. April 1906. S. 126. 

. Nach dem „Bolletino dell' Ufficio del lavoro“ vom Auguſt 1907 beträgt die Zahl 
er Ligen 1292 mit 273698 Mitgliedern. Das iſt ein koloſſaler Zuwachs. 
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ſtand der Kongreßverhandlungen war die Arbeitsloſenfrage. Alle Refen 
zeugten von der ſtarken Arbeitsloſigkeit in der Emilia und der Lombardei, | 
eins der Mittel gegen dieſes Übel wurde die gemeinſame Pachtung von 6737 
und Boden durch die Bauern anempfohlen, da es in den genannten Provin 
ſchon gute Reſultate ergeben hatte. Schließlich wurde eine Refolution ı 


Vezzani angenommen, welche anerkennt, daß die Arbeitsloſigkeit zwar nur 
der kapitaliſtiſchen Geſellſchaftsordnung ganz verſchwinden könne, dennoch a 
zu ihrer Milderung folgende Maßnahmen zu ergreifen anempfiehlt: 1. M 
ſolle nicht mehr Land pachten und erwerben, als dies die Arbeitskraft 
einzelnen Teilhabers und jeiner Familie zuläßt; 2. der Kampf um die X 
kürzung der Arbeitszeit und die Erhöhung der Löhne (beſonders unter { 
Tagelöhnern) darf nicht aufhören; 3. empfiehlt es ſich, gemeinfam Grund u 
Boden zu pachten, der dem Staate, den Kommunen und wohltätigen Inſti 
tionen gehört; 4. ſoll ein Bureau gegründet werden, welches den Strom 
Arbeitsloſen aus einem Teile Italiens nach dem anderen lenken ſoll; 5. müf 
die Arbeiten an der Austrocknung der Sümpfe, der Bodenamelioration uf 
eine größere Ausdehnung erfahren; 6. müſſen alle Mittel zur Verbreitung! 
Arbeitergenoſſenſchaften zum Zwecke der Ausführung öffentlicher Arbeiten u 
der Bodenbewirtſchaftung ergriffen werden. | | 

Wie die Entwicklung ſeit dieſem Kongreß weiter gegangen ift und j 
ſchließlich zu dem jetzigen Rieſenkampfe zugeſpitzt hat, muß in einem beſonder 
Artikel dargelegt werden. 5 


vom baßeriſchen Zentrum. 
Von Max Walther (Nürnberg). 


In früheren Jahren wurde Bayern „liberal“ regiert. Ein reaktionär 
Wahlgeſetz, eine den Liberalen auf den Leib zugeſchnittene Wahlkreiseinteilu 
ſicherte den bismarcktreuen Seelen faſt immer eine kleine Majorität in d 
Abgeordnetenkammer. | 4 

Jetzt iſt's anders geworden im Bayernland. Heute iſt Zentrum Trum; 
Daß es zur Macht gelangte, verdankt es nicht zum wenigſten ſeiner kluge 
und gewaltigen Organiſation. 5 

Die Zentrumsfraktion des bayeriſchen Landtags ging Ende der ſet 
ziger Jahre aus der „Rechten“ des Landtags hervor. Im Landtag hatte 
dieſe „Ultramontanen“ immer ausſchlaggebende Bedeutung, manchmal ſoge 
die abſolute Mehrheit. Die Verſailler Verträge bekämpften ſie aufs heftigf 
und ſuchten ſie in Bayern zu Fall zu bringen. Jeder Annäherung an Preuße 
waren ſie abhold, die volle Selbſtändigkeit Bayerns ihr Ideal. Die von Bi: 
marck angebotenen Reſervatrechte ſchienen ihnen zu gering, als daß ſie dafi 
den Beitritt Bayerns zum Deutſchen Bund eintauſchen wollten. Dieſe ftarl 
partikulariſtiſche Färbung, die auf dem im Volke vorhandenen unzweifelha 


Dieſer Beſchluß wurde hauptſächlich deswegen gefaßt, um der Arbeitslosigkeit z 
ſteuern, aber er führte zugleich zum Rückgang der Lohnarbeit unter den Teilhabern un 
kleinen Pächtern. Es iſt charakteriſtiſch, daß zwei Wochen früher der Kongreß der Hall 
bauern in der Romagna, die nach dem Kongreß von Bologna, alſo 1901, aus der Mate 


Föderation austraten, eine ähnliche Reſolution annahm. | 
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ken Widerwillen gegen Preußen baſierte, trug den Ultramontanen den in 
öttiſchem Sinne gebrauchten Beinamen „Die Patrioten“ ein. Sonſt herrſchte 
1 Landtag die Ruhe des Karpfenteichs. Nichts da von der ultramontanen 
pringflut; brüderlich teilten die Schwarzen mit den Liberalen die Beute. Die 
sute, die ſich heute jo heftig befehden, kamen damals, wo ſie allein im Land⸗ 
g waren, ganz gut miteinander aus und wurden immer handelseins. Nur 
im Kultusetat oder wenn die „Preußen“ was wollten — was gewöhnlich 
zn den Bismarck⸗Liberalen unterſtützt wurde —, prallten die Gegenſätze in 
ächtigen Reden aufeinander, dann ſchirmten und ſchützten die Schwarzen 
ott und Vaterland, und die Liberalen geiferten gegen Intoleranz, religiöſe 
nechtung, Verpfaffung der Schule uſw. Nach einer kleinen Weile war wieder 
uh! — fie vertrugen ſich wie zuvor. 

In den letzten Jahren kam es auf wirtſchaftlichem Gebiet zu Zuſammen⸗ 
ößen zwiſchen Liberalen und Zentrum. Die volksſchädliche Zollpolitik ging 
m bayeriſchen Zentrumsleuten noch nicht weit genug, ſie ſind allmählich 
gperagrariſch geworden, um dem Bauernbund das Waſſer abzugraben. Für 
e Arbeiter tut das Zentrum nur dann etwas, wenn es dazu durch die 
zozialdemokratie getrieben wird, und in Rückſicht auf die Stimmen der 
heiter, die das Zentrum heute mehr denn je zur Aufrechterhaltung ſeiner 
olitiſchen Macht braucht. Gegenwärtig aber handhabt das Zentrum ſeine 
Rachtitellung im Landtag in bevorzugt agrariſchem Sinne, auf Koſten anderer 
ſerufsgruppen. Dadurch iſt es ihm auch gelungen, den Bauernbund aus 
em Sattel zu heben; das Zentrum iſt eben jo agrariſch, wie die Großgrund⸗ 
eſitzer und großen Bauern es haben wollen. Die Bauern ſind auch der 
ſauptſtützpunkt des Zentrums in Bayern; fie ſucht es daher als Wahlmaſſen 
ir das Zentrum zu erhalten. 

In Bayern iſt das Zentrum Regierungspartei; die Miniſterpoſten werden 
it Männern beſetzt, die dem Zentrum genehm ſind, Zentrumsleute ſuchen 
jeamtenftellen und ſchieben ihre Autorität vor; allüberall laſſen ſich die An- 
änger dieſer Partei häuslich nieder. 

Die Organiſation des Zentrums iſt unzweifelhaft die beſte, die eine 
olitiſche Partei beſitzt — auch die ſozialdemokratiſche Organiſation iſt da 
icht ausgeſchloſſen. Die Grundlage beſteht in der bis ins kleinſte aus⸗ 
ebauten wirtſchaftlichen Organiſierung der Bauern. Der Bauern⸗ 
oktor Heim hat dem Zentrum in ſeinen ausgebreiteten Bauernvereinen ein 
olitiſches Machtinſtrument von durchdringender Schärfe gegeben. Politiſche 
zropaganda und wirtſchaftlicher Geſchäftsaustauſch gehen da Hand in Hand. 
zenoſſenſchaftswarenhäuſer werden gebaut, landwirtſchaftliche Schulen und 
Inftalten, wo Bauernſöhne unterrichtet werden, tauchen auf. Groß iſt der 
mſatz des vermittelten Geſchäftsaustauſches. Futter⸗ und Dungmittel, Samen 
nd Saatprodukte werden in großen Quantitäten vermittelt. Sendboten über⸗ 
ehen das Land, die die Bauern mit Ratſchlägen und Propaganda über⸗ 
äufen. Gute Proviſionen winken den „Commis voyageurs“ der Zentral⸗ 
enoſſenſchaft — und alle die Fäden dieſer mächtigen Organiſation laufen 
Aſammen in den Händen Dr. Heims und garantieren ihm einen maßgebenden 
zinfluß auf die Zentrumspartei. 

Dieſe Bauernorganiſation iſt aber auch bis ins kleinſte exakt ausgebaut. 
das Haupt beſteht in der Zentralgenoſſenſchaft zu Regensburg. Dann 
ommen die Kreisverbände. Jeder Regierungsbezirk hat ein eigenes Sekre— 
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tariat, Vereinsorgan, Rechtsbeiſtände uſw. Dann folgen die Bezirksobman 
ſchaften und die Vertrauensmänner, die in jedem katholiſchen Dorfe ſitz 
und nach ganz beſtimmten Methoden ihre einfache, aber grundlegende Arbe 
verrichten. Dazu kommen die zahlreichen Darlehensvereine, die ebenfalls i 
direkt für die „guat Sach“ wirken. Das iſt die Bauernorganiſation de 
Zentrums. . 
Dann kommen die anderen Berufsgruppen, die ſich das Zentru 
ebenfalls zum Teil dienſtbar gemacht hat. Da ſind zunächſt die Arb eite 
Dieſe hat das Zentrum organiſiert in katholiſchen Männer⸗ un 
Arbeitervereinen, in Geſellenvereinen, in Jünglingsvereinen; ih 
mächtigſte Hilfstruppe aber aus dem Proletariat ſind die chriſtlichen 0 
werkſchaften. In letzter Zeit hat Dr. Heim verſucht, die landwirtſchaf 
lichen Arbeiter zu organiſieren, er ſtieß jedoch bei dem konſervativen Flüg 
ſeiner Partei auf heftigen Widerſtand. ; * 
Und dann muß man die Tätigkeit der Zentrumsagitatoren in dieſen Ve 
einen ſehen. Da iſt es zunächſt Hauptaufgabe, einen dem Herrn Kapla 
genehmen Vereinsleiter an die Spitze zu bringen. Wohl werden auch einig 
— natürlich entſprechend gefärbte — Vorträge dort gehalten, aber di 


Hauptbeſchäftigung beſteht in Tingeltangel. Familienunterhaltungen, Theater 
aufführungen, Spiel, Tanz, kurz Vergnügungen aller Art ſollen die junge 
und alten Arbeiter und Arbeiterinnen über ihre troſtloſe Lage hinweg 
täuſchen. 4 

Mit glänzendem Firlefanz entrückt der Herr Kaplan da ſeine Schäflein de 
rauhen Wirklichkeit, und mit den geſchmückten Hüten und Joppen, mit farben 
prächtigen Fahnen, in Spiel, Geſang, Muſik und Tanz umgaukelt ſie de 
Glaube an die alleinſeligmachende Kirche: nur der ſeien dieſe ſchönen Stunde 
zu verdanken — fie ſollen das Elend, den Jammer, die Knechtung und Aus 
beutung nicht ſehen, fie dürfen nicht unzufrieden werden — fo will's der Seel 
ſorger im Intereſſe ſchrankenloſer Ausbeutung der Arbeitskraft dieſer Prole 
tarier, im Intereſſe der Kapitaliſten aller Schattierungen. 0 

So ſchweißt das Zentrum Bauern, Arbeiter, Handwerker, kleine Beamt 
zuſammen, um ſich einen gewaltigen Wahltroß zu ſchaffen, der ihm Mandat 
ſichert, durch die es der Regierung Befehle zu diktieren vermag. | 

Aber auch in der Rolle des Angreifers gefällt ſich das Zentrum oder beſſe⸗ 
geſagt, gefallen ſich die Glieder ſeiner umfaſſenden Organiſation. Die Facke 
der Zwietracht — wer ſchleudert ſie oft genug in die Reihen der kämpfenden 
Arbeiter, wer erſtickt alle Verſuche einer aufkeimenden wirklich freien Regung 
der Arbeiterſchaft? Eben jene Abſplitterer, eben jene Zentrumsorganiſationen 
die im Ernſte nichts für die Arbeiter tun, nein, die die Arbeiter nur in 
Intereſſe des Fabrikanten und der Zentrumspartei in der Hand haben 
wollen. Am deutlichſten zeigt ſich dies ſtets, wenn in der Kammer Arbeiter 
angelegenheiten, Anträge oder Probleme behandelt werden. Außerordentlick 
ſelten find da die Fälle, wo das Zentrum fachlich auf die Wünſche der 
Arbeiter eingeht, ſich beſtrebt zeigt, die Arbeiter wirkſam gegen die Unbilden 
des heutigen Wirtſchaftslebens zu ſchützen und die ſoziale Lage des Prole: 
tariats kräftig zu beſſern. Dagegen hat ſich das Zentrum einen ſogenannten 
Arbeiterabgeordneten aus Unterfranken zugelegt, der bei allen paſſenden und 
unpaſſenden Gelegenheiten die modern organiſierte Arbeiterſchaft giftig angreift, 
zum Gaudium aller Arbeiterfeinde und Reaktionäre. | | 
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Und wie bei den Arbeitern, ſo ſchiebt das Zentrum Keil auf Keil in die 
auern⸗ und Handwerkerbewegung, alles ſoll ihm dienſtbar gemacht werden, 
l(ẽerhalten bleiben im Geiſte der Finſternis, immer unter der Deviſe: „Für 
reiheit, Recht und Wahrheit!“ f 
Weiter wird die Werbetätigkeit des Zentrums unterſtützt durch den Volks⸗ 
rein für das katholiſche Deutſchland, der insbeſondere in der Liefe⸗ 
ing von Flugſchriften ſehr tätig iſt. Zu Hunderttauſenden von Exemplaren 
chen dieſe unter das Volk; es gibt wohl keinen Teil des öffentlichen Lebens, 
x Geſetzgebung, der Politik und Volkswirtſchaft, die von M.⸗Gladbach aus 
cht in Flugblättern uſw. beſprochen würde: die Tätigkeit der Parlamente, 
e Parteien, die Sozialgeſetze, die Zoll⸗ und Steuerpolitik, das Handwerk, 
ir Bauern⸗ und Arbeiterſtand, das Beamtenweſen, Kommunalpolitik und 
ildungsweſen, Genoſſenſchaftliches und Vereine, Religion und Familienleben. 

Wirkſame Hilfe leiſtet auch der Katholiſche Preßverein, der ſich über 

28 ganze Land erſtreckt und die Zentrumspreſſe mit Artikeln, Korreſpondenzen 
llt und in ſeinen Ortsgruppen eine rege agitatoriſche Tätigkeit für die Aus⸗ 
reitung der Zentrumspreſſe entfaltet. 
So ſehen wir heute das Zentrum in Bayern als den ausſchlaggebenden 
olitifchen und wirtſchaftlichen Faktor des Staatsmechanismus. Mit 102 Man⸗ 
aten verfügt es beinahe über eine Zweidrittelmajorität in der Abgeordneten⸗ 
ımmer, alſo über einen mächtigen Einfluß, der ſich bei der allgemeinen Hal⸗ 
ung des Zentrums für die kulturelle Entwicklung des Landes auf die Dauer 
ls lähmend erweiſen muß. 
Die Sozialdemokratie hat in Bayern in der Bekämpfung des Zentrums 
ewiß ihren Mann geſtellt. Geſtützt auf die zunehmende Induſtrialiſierung 
es Landes wird dieſer Kampf gegen die Ultramontanen in kommender Zeit 
och intenfiver geführt, wird ſchärfer denn je gekämpft werden müſſen für 
ie Befreiung des Volkes von dem eiſernen, entnervenden Druck einer fana⸗ 
na Kleriſei. Es harrt unſer da noch ein großes und ſchweres Stück 
lrbeit! 


Wirtſchaftliche Kundſchau. 


ie wirtschaftliche Situation. — die Eifeninduftrie. — die Textilindustrie. — 

ie Ausſichten in Amerika. — hauffe an der Börfe und wirtſchaftliche Lage. — 

zuſſiſche Bankaktien in deutſchland. — Ein ruſſiſcher Krach. — Spekulation auf 
dem Produktenmarkt. 


Von J. Karski. 


Es kann wohl kaum einem Zweifel unterliegen, daß die Kriſe leider ſich 
ortentwickelt und alle optimiſtiſchen Prophezeiungen auf eine baldige Beſſerung 
ich als trügeriſch erweiſen. 

In Deutſchland iſt es vor allem die Eiſeninduſtrie, die mit gewaltigen 
Schwierigkeiten zu kämpfen hat. — Bis vor kurzem ſuchte der Stahlwerks⸗ 
derband immer wieder die Behauptung aufrechtzuerhalten, daß die Geſchäfts⸗ 
age „keinen Anlaß zur Beunruhigung biete“. Dieſe Stimmungsmache hat ihre 
ehr eindeutigen Gründe: der Verband treibt ebenſo wie das Kohlenſyndikat 
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und das Roheiſenſyndikat ein gewagtes Spiel, indem er ſtarr an den hoh 
Preiſen feſthält, deshalb muß er Vorwände für dieſes Gebaren beizubring 
ſuchen. Indeſſen ſtehen die Tatſachen denn doch in gar zu ſcharfem Gegenf 
zu dieſer Mache, und deshalb lautet der letzte Bericht ſchon ziemlich kleinlan 
der Abruf in Halbzeug hält ſich in mäßigen Grenzen, die Verbraucher kauf 
nur die für ihre Aufträge notwendigſten Mengen, über den Bedarf der ko 
menden Monate iſt nichts Sicheres zu ſagen; der Abſatz an Formeiſen iſt gerir 
der Bedarf in der Bauinduſtrie hebt ſich nicht; in Eiſenbahnſchienen fü 
größere Lieferungen für die Staatsbahnen abgeſchloſſen, dagegen iſt der Bede 
an Rillenſchienen (für elektriſche Bahnen uſw.) gering. In der Tat lieg 
denn auch die Dinge ſo, daß der Verſand der im Verband zuſammengeſchloſſen 
Werke ſehr ſtark zurückgegangen iſt. Er belief ſich im April auf 371 956 Tonn 
gegen 486468 Tonnen im März und 481934 Tonnen im April 1907. Dal 
forciert der Verband die Ausfuhr, indem er an das Ausland Eiſen billig 
abgibt als im Inlande. Indeſſen hilft auch das wenig, da der Bedarf i 
Auslande, beſonders in England, ebenfalls ſtark zurückgeht. Es iſt eine ma 
kante Illuſtration hierzu, daß am 22. Mai die Meldung kam, die engliſch 
Firma Nettlefonds Iron and Steel works bei Newport habe infolge mange 
Abſatzes den Betrieb eingeſtellt. Über Newport erfolgt hauptſächlich die Einful 
deutſchen Eiſens nach England, und dieſes Eiſen wird in den benachbarte 
Fabriken weiterverarbeitet; die erwähnte Firma iſt einer der bedeutendik 
Verbraucher deutſchen Eiſens. Dem verminderten Verbrauch von Eiſen un 
Stahl entſpricht der Rückgang der Roheiſenerzeugung. Dieſe belief ſich in de 
Monaten Januar bis April einſchließlich auf Tonnen: 1906 4034571, 190 
4197 303, 1908 4082379. Im April waren es 979 866 gegen 1099 257 Tonne 
im April 1907. Die Produktion geht ſeit dem Oktober ſtetig zurück. Auch do 
iſt ein Zeichen der Zeit: um Mitte Mai tauchte die Nachricht auf, der amer 
kaniſche Stahltruſt ſende einen Vertreter nach Europa, um den Export zu fo 
cieren, und ſofort entſtand eine Panik an der Börſe, weil man einen weitere 
Sturz der Eiſenpreiſe befürchtete. Bisher war die Lage die, daß der amer 
kaniſche Truſt gewaltige Produktionseinſchränkungen vorgenommen hat, dabı 
die Inlandspreiſe hoch hält und auch auf dem Weltmarkt keine Preisſchleuder⸗ 
betreibt. Natürlich iſt das nicht etwa darauf zurückzuführen, daß Morgan un 
Konſorten aus Nobleſſe es aufgeben, ihre Konkurrenten in Europa zu unter 
bieten, ſondern einfach darauf, daß ſie glauben, zurzeit ſei auch bei ſeh 
bedeutend reduzierten Preiſen kein entſprechend vermehrter Abſatz von Eiſen z 
erzielen, der ihre Profite erhöhen würde. Die Amerikaner warten, bis die Nach 
frage ſich regt, dann werden ſie aller Wahrſcheinlichkeit nach auf dem Plan 
erſcheinen. 5 

Die Politik der Syndikate und Truſts, die Preiſe von Eiſen und Koh | 
hochzuhalten, erregt natürlich den Unwillen jener Induſtriellen, die Fertigwar 
liefern, und einige Handelskammern haben in letzter Zeit dieſer Stimmung 
ziemlich energiſch Ausdruck verliehen. Auch brachte die „Kölniſche Volkszeitung! 
die Nachricht, eine Anzahl von Reichstagsabgeordneten beabſichtige, einen An 
trag auf Aufhebung der Zölle für Roheiſen, Halbfabrikate und Schrot einzu 
bringen. Ein ſehr ſchöner Plan. Schade nur, daß die Herren ſich ausgerechne 
jetzt mit ſolchen Plänen tragen, wo fie ihren Eifer bis zum Herbſt zügel 
müſſen. Auch daß es augenſcheinlich Zentrumsmannen find, die jo drohende 
Geſten machen, iſt ſehr niedlich, da doch dieſe Herren ſich das Verdienſt zu 
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eiben, den famoſen Zolltarif im Kampfe mit den Sozialdemokraten mit allen 
tteln durchgedrückt zu haben. Ernſt zu nehmen iſt die ſchöne Geſte kaum, 
r fie iſt ein Symptom dafür, wie allmählich die Tyrannei der Verbände in 
Eiſeninduſtrie von weiten Kreiſen der Kapitaliſten ſelbſt empfunden wird. 
der Tat liegt ja auch die Sache ſogar für Blinde greifbar: der Bedarf 
t zurück infolge der Kriſe; nur durch Herabſetzen der Preiſe kann der Kon⸗ 
allmählich gehoben werden; die Erzeuger von Gebrauchsware können aber 
den Preiſen nicht herabgehen, weil die Verbände das Rohprodukt im Preiſe 
halten. 
Ju der Textilinduſtrie ſteht es überaus ſchlimm. Die Situationsberichte 
gen troſtlos: der Markt iſt tot, überall ſind die Lager vollgepfropft, Auf⸗ 
ze bleiben aus; die Produktion wird eingeſchränkt, Arbeiterentlaſſungen 
Reduktion des Betriebs ſind an der Tagesordnung; es hagelt Konkurſe 
Pleiten, beſonders unter den Händlern. Dabei zeigen ſich jetzt die Folgen 
Spekulationswut in unheilvollſter Weiſe. Bekanntlich brachten die Jahre 
flotten Geſchäftsganges und der Hochkonjunktur langgehegte Pläne der 
duſtriellen zur Reife, die darauf hinausliefen, „dem Zug der Zeit folgend“ 
ndifatsprinzipien in der Textilinduſtrie zur Geltung zu bringen. Da die 
wierigkeiten indeſſen in dieſer Induſtrie beſonders groß find, jo war das 
ultat dieſer Beſtrebungen eine Halbheit: Zuſammenſchluß der Produzenten, 
den Abnehmern langfriſtige Verträge aufzuzwingen. Im „Konfektionär“ 
mert ein Fabrikant an den Spekulationstaumel vor einem Jahre. Damals 
ede von der München⸗Gladbacher Börſe ſtolz in die Welt geſchrien, daß 
r Baumwollgarne Nachfragen bereits für das dritte Quartal 1908 vor⸗ 
den ſind“. „Die Spinner hatten es verſtanden, ihre Abnehmer zu über⸗ 
zen, ſie müßten ſich auf mindeſtens fünf Quartale für ihren Bedarf ver⸗ 
zen, weil ſie ſonſt bei der herrſchenden Garnnot eventuell ohne Ware 
ben würden. Auf dieſe Art wurde die geſamte Branche längs der ganzen 
ifenleiter der Erzeugung, vom Rohſtoff bis zum Fabrikat, von einer Art 
ber erfaßt und lud ſich auf viel längere Zeit Verpflichtungen auf, als 
her üblich geweſen war, und ganz beſonders, als vom kaufmänniſchen Ge⸗ 
tspunkt aus als geſund bezeichnet werden konnte.“ Das Reſultat tritt 
zutage: Verträge ſind wohl da, aber ſie ſind für die Katze! Wenn der 
noler Pleite macht, weil kein Abſatz für Konfektionsware da iſt, jo hilft 
dem Webereibeſitzer wenig, daß er mit dieſem Pleitemacher einen lang⸗ 
tigen Vertrag hat, das Tuch bleibt am Lager; kann der Weber nicht mehr 
ter, weil er wohl ein überfülltes Lager, aber kein Geld hat, um den Be⸗ 
b fortzuführen, dann hilft es dem Spinner wenig, daß er mit dieſem Weber 
m langfriſtigen Vertrag hat, denn er kann ihn damit vielleicht bankrott 
chen, aber Geld für das Garn, das er ihm kontraktlich liefern will, bekommt 
nicht. — Dazu ſind die Preiſe für die Rohſtoffe, ſowohl für Wolle als 
umwolle, plötzlich rapid gefallen. Das ermöglicht denjenigen Produzenten, 
ſchlau genug waren, ſich keine langfriſtigen Verträge aufhalſen zu laſſen, 
Preiſe von Garn und Stoffen zu drücken. So entſteht ein Würgen auf 
1 Markte, das ſchier beiſpiellos iſt. — Natürlich trifft das die Arbeiter 
gemein ſchwer, und die Scharfmacher kühlen ihr Mütchen an den Spinnern, 
bern und Wirkern, indem fie mit allen Mitteln darauf hinarbeiten, dieſe 
glücklichen an die Wand zu quetſchen. Frivole Ausſperrungen und Lohn⸗ 
uktionen find an der Tagesordnung. 
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Beſondere Beachtung verdient der Kriſenherd der Vereinigten Gtaate 
Dort kam die Kriſe zum Ausbruch, und vielfach erwartet man, daß von do 
aus der Anſtoß zur Aufwärtsbewegung erfolgt. — Man iſt daran gewöhn 
daß in Amerika die Kriſen relativ kurz dauern, daß fie wie ein ſommerliche 
Gewitter wirken, das mit furchtbarer Gewalt wütet, aber raſch vorüberzieh 
während im alten Europa die Kriſe bleiſchwer laſtet, wie herbſtliches n 
wetter, das nicht aufhören will. Das war allerdings bisher jo, aber es i 
doch ſehr die Frage, ob es auch diesmal fo ſein wird. Der Charakter di 
amerikaniſchen Kriſen war bisher dadurch bedingt, daß es ſich um eine Störun; 
der machtvoll emporſtrebenden Produktivkräfte handelte, eine Störung, die al 
bald überwunden wurde, weil eben die Produktionsbedingungen um ſo ſel 
günſtiger waren als im alten Europa. Aber das hat ſich bereits ge 
Nicht etwa, daß der Reichtum der Natur erſchöpft oder die Bevölkerung b 
reits zu ſtark angewachſen wäre; davon iſt keine Rede. Vielmehr hau 
ſich darum, daß die Lebenshaltung der Maſſen ſtark herabgedrückt iſt infolg 
der großkapitaliſtiſchen Entwicklung der Produktion, und daß die Produkt 
kräfte in nie geahntem Maße von einer Clique von Monopoliſten und Ware 
wucherern beherrſcht werden. — Mit Staunen ſahen wir im vergangen 
Jahre einen plötzlichen Auszug der Arbeitermaſſen aus den Veremigt 
Staaten, eine nie dageweſene Rückwanderung nach Europa; Tauſende ur 
aber Tauſende verließen das Land, weil fie ſchonungslos von den Magnat 
der Induſtrie aufs Pflaſter geworfen worden waren. Und Tauſende in 
aber Tauſende von Arbeitern, die im Lande blieben, ſind dem gräßlichſten Eler 
preisgegeben. Alſo kann es doch gar keinem Zweifel unterliegen, daß | 
Konſumfähigkeit der Maſſen ungeheuer herabgemindert worden ift. Die Konjur 
fähigkeit der Maſſen aber iſt es ſchließlich, die den Abſatz der brate er 
ſcheidet. Je mehr Amerika dazu fortgeſchritten iſt, die Induſtriezweige zu en 
wickeln, die für den Bedarf des Inlandes ſorgen, je mehr dieſe komplizier 
Induſtrie und nicht die Produktion von Rohſtoffen zur Ausfuhr der er 
ſcheidende Faktor im wirtſchaftlichen Leben iſt, deſto mehr müſſen die 0 
ähnlich jenen im alten Europa verlaufen. Das macht ſich denn auch gelten 
ein Jahr iſt vergangen, ſeit die Kriſe drüben ſich bemerkbar machte, und no 
iſt von einer Wendung zum Beſſeren nichts zu ſpüren; die „Geldkriſe“ iſt i 
großen und ganzen überwunden (obwohl immer noch vereinzelte Krachs dr 
Banken vorkommen), aber in der Produktion und im Handel herrſcht na 
wie vor die Stagnation, und die Berichterſtatter ringen ſich zu der tief 
Weisheit durch, daß eine Wendung erſt eintreten kann, wenn der Konſum d 
Maſſen ſich wieder hebt. a: 

Von Zeit zu Zeit kann man allerdings in den Blättern — ſelbſt in d 
Fachpreſſe — leſen, daß die Geſchäfte ſich beleben werden, wenn erſt i 
Präſidentenwahl vorüber iſt. Das iſt dummes Zeug! Es gab freilich Zeite 
wo das Reſultat der Wahl von immenſer Bedeutung für die Entwicklung d 
wirtſchaftlichen Zuſtände in der Union ſein konnte. Wenn es zum Beiſp 
ſeinerzeit den Bimetalliſten gelungen wäre, ihren Kandidaten Bryan dur 
zudrücken, ſo hätte das zu einer wirtſchaftlichen Kataſtrophe führen könne 
weil die praktiſche Durchführung des Bimetallismus das ganze wirtichaftli 
Getriebe aufs empfindlichſte ſtören mußte. Deshalb war es natürlich, we 
während eines ſolchen Wahlkampfes die Geſchäftsleute zurückhaltend wurd 
und nach der Wahl des „Republikaners“ das Geſchäft wieder aufblühte. D 
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en iſt aber jetzt keine Rede; der Bimetallismus iſt ein für allemal abgetan, 
id ein Sieg der „Demokraten“ würde abſolut keine Anderung in den Wäh⸗ 
‚ngsverhältnifjen herbeiführen. Ebenſowenig kann die Wahl eine plötzliche 
nwälzung in bezug auf die Schutzzollpolitik oder die Truſtfrage herbeiführen. 
o viel Vernunft und Konſequenz kommt durch die Wahl eines neuen Präſi⸗ 
nten nicht in die Regierung, daß mit einer großen Tat der Augiasſtall der 
onopoliſtenwirtſchaft geſäubert würde, das bekommt weder ein „republika⸗ 
ſcher“ noch ein „demokratiſcher“ Präſident fertig — die Wahl eines Sozia⸗ 
ten iſt aber einſtweilen ausgeſchloſſen. Es bleibt alſo in bezug auf die 
rtſchaftlichen Verhältniſſe nach der Wahl alles beim alten, und das Gerede 
n der Bedeutung eines Sieges Bryans oder Tafts auf die Geſchäfte ſollte 
am füglich den Bauernfängern alias Wahlmachern überlaſſen, die damit 
ie Wähler, die nicht alle werden, für ihren Kandidaten locken. 

Dagegen kann ein anderer Faktor von Einfluß auf den Verlauf der Kriſe 
erden — die Ernte. Die Produktion von Getreide und Baumwolle iſt nach 
e vor von gewaltiger Bedeutung in der Wirtſchaft der Union. Fällt die 
ente jo reichlich aus, wie es nach den bisherigen Berichten zu hoffen iſt, dann 
kommt eine große Anzahl von Arbeitern Beſchäftigung direkt bei der Ernte⸗ 
beit, wie auch in jenen Induſtrien, die Maſchinen, Geräte und anderes mehr 
e die Getreidefarmen und Baumwollplantagen liefern, und bei den Transport⸗ 
ternehmungen, die das Produkt an den Markt ſchaffen; folglich würde der 
inſum der Maſſen etwas ſteigen, damit wäre der Anſtoß zu einer Beſſerung 
geben. Indeſſen, daß durch eine noch fo reichhaltige Ernte mit einem 
hlage die wirtſchaftliche Situation erheblich geändert werden ſollte, davon 
m keine Rede ſein. Die gegenwärtige Kriſe in Amerika iſt eine „ſchleppende 
iſe“, genau wie es die Kriſen in Europa ſeit langem ſchon find. 

Ein intereſſante Erſcheinung iſt, daß an der New Norker Börſe ſeit etwa 
em Monat die Hauſſepartei Oberwaſſer bekommen hat und eine künſtliche 
wötreiberei in Szene ſetzen konnte, die ſcharf mit den Zuſtänden auf dem 
biete der Produktion kontraſtiert. 

Das „Berliner Tageblatt“ ſtellt in bezug hierauf eine Tabelle zuſammen, 
die Bewegung der Kurſe einer Anzahl von Effekten an der New Yorker 
erſe illuſtriert: 


2. Januar 15. November 15. April 18. Mai 
1907 1907 1908 1908 
Atchison Top. u. St. F& com. 105¼ 69 ¼ 76 / 84 ¼ 
Baltimore u. Ohio . . . 120% 78 ½ 839 93/1 
ada Pacific. . 193% 139% 154 ¼ 160 
Chicago Milw. u. St. Paul . 148 ½ 97 118 ¼ 137% 
Erie Railroad preff. 74% 37 34 40½ 
ois Central . .-,. 166 119% 125½ 141 
L0ouisville & Nashville . 142 92 99 111% 
rana 138% 106 116% 122% 
‘Philadelphia u. Reading . . 133% 76/8 104% 118% 
Southern Railway pref. . . 94¼ 37 / 39 45 
Southern Pacific com. 92¼ 65 735% 88. 
nion Pacific com. Bs. . 179 107% 127 149% 
Anaconda Copper . 72 ½¼ 30 36 ¼ 45 ¼½ 
U. St. Steel Corp. com. 48½ 22 72 34 39 
Amalgamated Copper. . 114% 453/5 567/s 691/a 


General Electric. . . . . 159%Ys 104 1312 139 
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Von der ſtolzen Höhe zu Beginn des Jahres 1907 waren die Kurſe i 
November in wilder Panik geworfen worden, allmählich wurden dann Korre 
turen vorgenommen, bis im letzten Monat die Kurſe wieder in raſchem Temf 
zu ſteigen begannen. Der Grund ſcheint ziemlich einfach: die Magnaten di 
Truſts treiben die Kurſe in die Höhe, weil ſie ſich mit verſchiedenen große 
Finanzplänen tragen, ſpeziell mit Plänen in bezug auf die Fuſionierung d 
Eiſenbahnen; dazu brauchen ſie das große Publikum, das neue Papiere die 
Unternehmen aufnehmen ſoll, es wird alſo animiert. Daß die Hauſſe ve 
Dauer ſein ſollte, iſt aber kaum anzunehmen. Ebenſowenig iſt darauf 
rechnen, daß dieſe Finanzmanöver großen Einfluß auf die Produktion au 
üben. Freilich, ein Teil der neu aufgenommenen Gelder wird debe 
gelegt werden, im Bau von neuen Eiſenbahnlinien, aber eben nur ein Teil, m 
wahrſcheinlich ein nicht ſehr bedeutender, während es ſich in der Hauptſac 
darum handelt, durch Verſchiebung der Beſitzverhältniſſe das Kommando üb 
die Bahnlinien in den Händen beſtimmter Kapitaliſtencliquen zu konzerte 
Iſt dieſes Ziel erreicht, dann werden die Matadore wahrſcheinlich wieder d 
Markt ſich ſelbſt überlaſſen, die künſtlich in die Höhe getriebenen Papierch 
werden herabpurzeln und nach Belieben von den Matadoren billig angekan 
werden. Das Reſultat wäre alſo eine noch weitere Konzentration der Maß 
der Truſthäuptlinge über die Verkehrswege, was eine große Gefahr für 0 
geſamte Volkswirtſchaft bedeutet. Allerdings gibt es in den Vereinigten Staat! 
ein Geſetz, das einem ſolchen privaten Monopol an den Eiſenbahnen vorbeug: 
ſoll, aber die Matadore pfeifen darauf und laſſen den guten Herrn Noofev! 
ſchimpfen ſo viel er mag; ſie wiſſen wohl, daß weder er noch fein Nachfolt⸗ 
imſtande ſein werden, dem Geſetz Achtung zu verſchaffen. EM 

Ein Zwieſpalt zwiſchen der Lage von Induſtrie und Handel einerſes 
und der Börſe andererſeits iſt übrigens auch in Deutſchland zu beobacht 
Auch hier hat im Mai die Effektenbörſe ſich gebärdet, als ob bereits ein nei 
Aufſchwung im Anzug wäre: die Kurſe ſteigen auf der ganzen Linie. M 
geht wohl kaum fehl, wenn man annimmt, daß die Börſe in dieſer Wi 
den Erfolg des neuen Börſengeſetzes eskomptiert, noch bevor dieſes Geſetz 
Kraft getreten iſt. Da man nämlich erwartet, daß die Erleichterung © 
Börſenverkehrs weitere Kreiſe des Publikums veranlaſſen wird, ſich auf Bor 
ſpekulationen einzulaſſen, jo erwarten die berufsmäßigen Spekulanten nei 
Gewinn und ſind in Hauſſeſtimmungen. Ein weiterer Grund iſt darin 
ſuchen, daß die deutſche Hochfinanz wieder einmal ſehr ſtark in Gründung 
macht: es regnet Emiſſionen induſtrieller Werke. Es iſt das eine eigentüml 
Erſcheinung, auf die wir bereits früher hinwieſen: Kriſe in der Produkt 
und trotzdem Gründungen, Vermehrung der Produktionsmittel, Feſtlegi 
neuer Maſſen von fixem Kapital. 4 

Aber auch das Ausland wird bereits wieder mit deutſchem Kapital g 
ſehen, eine recht intereſſante Tatſache in Anbetracht des vielbeklagten „G. 
mangels“ noch vor wenigen Monaten. | x 

So haben vor kurzem deutſche Kapitaliſten ſich ſtark an amerikaniſe 
Eiſenbahnanleihen beteiligt, und neuerdings haben zwei ruſſiſche Banken 
die „Bank für auswärtigen Handel“ und die „Sibiriſche a 
in Petersburg, neue Aktien emittiert, die in Berlin untergebracht wurden, ? 
Teil beim Publikum, zum Teil blieben ſie in den Händen der einführen 
deutſchen Banken. 


Su ö 
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Ob gerade ruſſiſche Banken ein geeignetes Anlagepapier ſind, erſcheint 
heifelhaft. Ereignen ſich doch fortwährend in Rußland Dinge, die von un⸗ 
1 Kreditzuſtänden zeugen. Da iſt zum Beiſpiel der ſkandalöſe Krach 
3 Zuckerſpekulanten Charitonenko. Dieſer gute Mann konnte jahrelang 
it den unglaublichſten Spekulationsmanövern den Markt in Atem halten, bis 
dlich der Krach kam, der eine ganze Reihe von Fabriken und Banken in 
kitleidenſchaft zieht. Da ſtellt ſich, wie gewöhnlich, die rettende Hand ein: 
e ruſſiſche Reichsbank hält den Pleitemacher über Waſſer, weil es darauf 
kommt, einesteils eine böſe Panik zu verhüten, anderenteils den Skandal 
| vertuſchen, der darin beſteht, daß Charitonenko wie fo viele andere Leute 
it „Konnexionen“ ſeine Spekulationen mit Unterſtützung der Reichsbank 
trieb, wobei ſelbſtverſtändlich ſeine Protektoren, die ihm das ermöglichten, 
t den Gewinnen ihren Anteil hatten. Neu iſt es ja nicht, daß die ruſſiſche 
eichsbank ſich zu ſolchen Manipulationen mißbrauchen läßt. Wer die Sache 
machen verſteht, dem ſtehen die Schränke der Bank offen; ſelbſt wenn die 
irektoren, ja der allmächtige Finanzminiſter Bedenken tragen, ſo gelingt es 
ch, unbeſchränkten Kredit zu erlangen, wenn man die Hofſchranzen dafür 
f intereſſieren weiß. Man ſollte meinen, daß, ſolange ſolche Zuſtände 
reichen, ruſſiſche Banken verteufelt gefährliche Objekte zur Kapitalsanlage 
id. Doch was tut's! Die Proviſtonen, die die einführenden Banken erzielen, 
id hoch, daher werden die Aktien ſolcher Banken dem Publikum empfohlen. 
Gefährliche Spekulationen ſind auch am Warenmarkt zurzeit im Gange. 
Da iſt vor allem der Kaffee. Die Regierung von Sao Paulo (Braſilien) iſt 
if den genialen Gedanken gekommen, den Pflanzern ihres Landes hohe Preiſe 
ſichern, indem ſie ſelbſt ſich in die Spekulation ſtürzt. Sie kaufte 8 Millionen 
ad Kaffee von den Pflanzern, ſchaffte fie nach Hamburg, Antwerpen und 
avre, ließ ſich auf die Lager von verſchiedenen Geldgebern Vorſchüſſe zahlen 
id erklärte, erſt dann die Ware zum Verkauf bringen zu wollen, wenn der 
reis mindeſtens 50 Frank pro 50 Kilogramm erreicht habe. Alſo eine vegel- 
chte „Schwänze“ auf Regierungskoſten. Ob das Experiment gelingen wird, 
noch nicht ſicher. Die Bank von Frankreich ſcheint der Geſchichte nicht zu 
auen, denn ſie hat den Havreſer Kaffeehändlern den Kredit eingeſchränkt und 
leiht die Lager mit nur 75 ſtatt, wie bisher, mit 80 Prozent des Wertes. 
Scharfe Kämpfe finden unter den Spekulanten mit Baumwolle ſtatt. Bis 
nde April ſank der Preis für Rohbaumwolle beſtändig; eine natürliche 
Age der reichen Ernte des letzten Jahres und des ſtark verminderten Ab— 
tes. Am 28. April war der Preis für ſofortige Lieferung auf 8,4 Cents 
o Pfund geſunken, ein Niveau, das ſeit Jahren nicht mehr vorgekommen 
„Auch in Bremen ſank der Preis bis auf 48 Pfennig pro Pfund. In 
r zweiten Hälfte des Mai ſetzte ſich dann eine Hauſſebewegung durch, und 
e Preiſe wurden bis auf 9,8 Cents in New York und 58 Pfennig in Bremen 
igſiert. Seitdem gibt es ein beſtändiges Auf und Ab. Der tatſächliche Handel 
mmt indeſſen dabei wenig in Betracht, es find hauptſächlich Spekulationspreiſe. 
Ahnlich geht es mit Zucker. Zu Beginn des Jahres war der Preis für 
ohzucker 19,95 Mark pro Doppelzentner, und er ſank noch etwas im 
ebruar; im März ſetzte dann die Hauſſe ein, und der Preis erreichte um 
e Mitte Mai das ungewöhnlich hohe Niveau von 23,50 Mark. 
Schließlich zeigte das gleiche Geſicht der Getreidemarkt: ein tolles Auf und 
b der Preiſe, wobei aber die Hauſſetendenz vorherrſcht. 
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Man ſpekuliert in allen dieſen Produkten „auf die Ernte“, und wie imm 
zeigt ſich's dabei, daß die Statiſtik der Vorräte, des angebauten Areals m 
des Standes der Saaten und Pflanzungen jo ziemlich alles zu wünſchg 
übrig läßt. Ein blamabler Zuſtand für den bürgerlichen Staat, daß er nic 
einmal dieſe wichtige und ziemlich einfache Aufgabe zu löſen weiß. | 


Uiterariſche Rundſchau. 


Dr. Richard Zeyß, Die Entſtehung der Handelskammern und die Induſtrie a 
Niederrhein während der franzöſiſchen Herrſchaft. Ein Beitrag zur Wirtſchaft 
politik Napoleons I. Leipzig 1907, Verlag von Duncker & Humblot. 278 er 
Preis 7 Mark. 


Oft ſtößt man auf die Auffaſſ ung, als ſei Napoleon J. der Seftamentsoolftzed 
der bürgerlichen Revolution in dem Sinne geweſen, daß er bewußt das gan 
europäiſche Feſtland bürgerlich revolutioniert, das heißt der kapitaliſtiſchen Pr 
duktionsweiſe erſchloſſen habe. Wenn ein Spezialwerk geeignet iſt, dieſe Ane 
zu zerſtören, ſo iſt es jedenfalls die überaus fleißige Schrift des Dr. Zeyß, die, u 
die Entſtehung der Handelskammern am Niederrhein herauszuarbeiten, weit au 
holen muß und einen Hintergrund von geradezu weltwirtſchaftlicher Bedeutung f 
das beſondere Thema entwirft. Die Handelskammern an ſich find franzöſiſch 
Urſprungs; bis in die Regierungszeit Heinrichs IV. laſſen ſie ſich zurückverfolge 
und als das linke Rheinufer an Frankreich fiel, wurden ſie ſofort nach dieſen nac 
mals preußiſchen Gebietsteilen verpflanzt. Wie ſich das im einzelnen vollzog, 1 
die Kammern zuſammengeſetzt waren, welche Aufgaben ihnen zufielen, wie d 
Induſtrie beſchaffen war, in der fie ihren Wirkungskreis fanden, Arbeits⸗ u 
Arbeiterverhältniſſe, Gewerbeſtatiſtik und induſtrielle Ausſtellungen — alles d 
ſchildert unter Beifügung einer Karte des Roerdepartements und einer Reihe vı 
Aktenſtücken im franzöſiſchen Urtext der Verfaſſer mit großer ae; und A 
ſchaulichkeit. 

Aber damit nicht genug. Das franzöſiſche Zollſyſtem in ſeinen ee Phalı 
und die entſcheidende Maßregel in dem Rieſenkampf zwiſchen Frankreich und En 
land, die Kontinentalſperre, werden in ihren Wirkungen auf die Induſtrie d 
Rheinlandes und nicht nur in ihnen einer eingehenden Unterſuchung unterzog 
Napoleon konnte es nicht im Traume einfallen, die europäiſchen Feſtlandſtaat 
außer Frankreich zu kapitaliſtiſchen Induſtrieländern werden zu laſſen, ſonde 
wenn es Englands wirtſchaftlicher Ehrgeiz war, allein die Werkſtatt der Welt 
bilden und in dem im Zuſtand der Feudalität verharrenden Kontinent ledigli 
ſeine Kornkammer, ſein Rohſtoffmagazin und ſeinen Abſatzmarkt zu ſehen, ſo ka 
es Napoleon nur darauf an, Frankreich an die Stelle Englands zu ſetzen. Zude 
war Napoleon in ſeiner Wirtſchaftspolitik im allgemeinen wie bei dem Syſtem d 
Kontinentalſperre im beſonderen ſelbſtverſtändlich nicht das geniale Individum 
das eine ganz neue Wirtſchaftspolitik aus der Erde ſtampfte, ſondern er folg 
getreulich den Bahnen, die ihm die ökonomiſche Entwicklung wies und die v 
ſeiner Alleinherrſchaft bereits verſchiedene franzöſiſche Regierungsgewalten ei 
geſchlagen hatten. Seit 1793 ſchon ſteht die ganze franzöſiſche Zollpolitik unt 
dem Einfluß des Kampfes mit England, das Frankreich durch den Edenvertrag d 
Jahres 1786 in ein ähnliches Verhältnis wirtſchaftlichen Helotentums herabgedrü 
hatte, wie Portugal durch den Methuenvertrag des Jahres 1703. dieſe 
Jahre 1793 bereits werden durch verſchiedene Dekrete alle in Großbritannien fab! 
zierten Waren „von dem Boden der Republik proſkribiert“. Dieſe ſchroffen Ma 
regeln aber ſtellten nur die Antwort dar auf die Verſuche Englands, Frankrei 
durch ähnliche Maßregeln wirtſchaftlich weißzubluten: noch vor dem offenen Au 
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uch der Feindſeligkeiten, im November 1792, hatte England allen Neutralen 
nterſagt, ihre Schiffe in franzöſiſche Häfen einlaufen zu laſſen. Eine Botſchaft des 
irektoriums aus dem Oktober 1796 erklärte es „als eines der erfolgreichſten 
Rittel, um die britanniſche Regierung zu ernſtlichen Friedensverhandlungen zu 
bingen und um zu dem großen Ziele öffentlicher Wohlfahrt zu gelangen, bis zum 
rieden jeden Verkauf und Verbrauch von engliſchen Waren für die ganze Ausdehnung 
er Republik in wirkſamer Weiſe zu verhindern“, erläuterte die Maßregel alfo 
icht nur aus kriegspolitiſchen, ſondern auch aus ſchutzzöllneriſchen Geſichtspunkten. 
as war zu einer Zeit, als Napoleon gerade aus dem Dunkel feines obſkuren Da⸗ 
ins als kaltgeſtellter Offizier auf Halbſold aufzutauchen begann. Allerdings ver- 
and er es, einmal zur Herrſchaft gelangt, dieſe Politik wirkungsvoll auszubauen. 
ſer im Mai 1803 nach kurzer Pauſe neu ausbrechende Krieg zwiſchen Frankreich 
nd England ließ ihn das Einfuhrverbot für alle engliſchen Waren und Kolonial- 
zeugniſſe erneuern, und nicht nur der Lauf des Krieges, ſondern auch die ſchutz⸗ 
Uneriſche Agitation der franzöſiſchen Induſtriellen trieb ihn auf dieſem Wege 
eiter, bis am 22. Februar 1806 ein Dekret das gänzliche Verbot der Einfuhr von 
aumwollgeweben verfügte und ein Dekret vom 4. März desſelben Jahres 
rohibitivzölle für Kolonialprodukte einführte. Damals war, eine Folge der Ver⸗ 
ichtung der franzöſiſchen Flotte bei Trafalgar, der Kampf zwiſchen Frankreich 
id England bereits faſt vollſtändig auf das wirtſchaftliche Gebiet hinübergeſpielt, 
nd dasſelbe Jahr ſah zwei Hauptſchläge in dieſem Kampfe: die engliſche Dekla⸗ 
ion vom 16. März 1806, die ganz Frankreich und alle von der franzöſiſchen 
rmee beſetzten Länder in Blockadezuſtand erklärte und als Gegenſchlag das be— 
ihmte, aus dem „Feldlager in Berlin“ datierte napoleoniſche Dekret vom 21. No⸗ 
amber 1806, das die vollkommene Handelsſperre gegen Großbritannien verhängte. 
Wie eiferſüchtig Napoleon die franzöſiſchen Intereſſen bei ſeiner Wirtſchafts⸗ 
litik wahrte und wie wenig ihm daran lag, das übrige Europa kapitaliſtiſch zu 
wecken, geht daraus hervor, daß er ſelbſt ſeine Satrapenſtaaten, in denen ſeine 
tagen und Sippen als Monarchen von feinen Gnaden fungierten, die ganze Härte 
3 franzöſiſchen Zollſyſtems empfinden ließ. Zeyß erläutert das ausführlich an 
m Beiſpiel des Großherzogtums Berg, deſſen Induſtrielle durch die Verſchließung 
is franzöſiſchen Marktes ſchwer geſchädigt wurden. Aber obwohl Murat ſich in 
erſon für die Intereſſen der Induſtrie feines Ländchens ins Zeug legte, wurde 
en bergiſchen Induſtriellen nicht eine der gewünſchten Zollvergünſtigungen ge⸗ 
ährt. Auch als der Wunſch, ſein Abſchließungsſyſtem gegen England ſtrikt durch⸗ 
führt zu ſehen, und nichts anderes Napoleon zu einer Erweiterung ſeiner Er⸗ 
berungspolitik zwang, als er Holland nur aus dieſem Grunde annektierte und, 
n einen Zugang zur Oſtſee zu haben, feinem Reiche den ganzen Norden Deutſch⸗ 
nds bis Lübeck einverleibte, blieben die neu angegliederten Provinzen Zoll⸗ 
island — ſie mußten die Einfuhr aller franzöſiſchen Waren dulden, fanden aber 
r ihre Waren die alten franzöſiſchen Zollgrenzen am Rhein vor. 
Wie das den kaiſerlich franzöſiſchen Patriotismus der rechtsrheiniſchen 
zutſchen Kapitaliſten zu heller Glut entfachte, zeigt Zeyß an ſehr ergötzlichen 
eiſpielen: von 1809 an regnete es in die Pariſer Staatskanzlei geradezu von 
etitionen rechtsrheiniſcher Fabrikanten, deren eine ganze Anzahl vordem ſchon auf das 
ike Ufer des Rheins ausgewandert waren und die jetzt im ſchwülſtigſten und byzan⸗ 
nſchſten Stil um die vollſtändige Vereinigung mit Frankreich flehten — ein bün⸗ 
ger Beweis für die „Vaterlandsliebe“ der herrſchenden Klaſſe. Auch ſonſt iſt das 
uch des Dr. Zeyß reich an allgemein geſchichtlichen Ausblicken und ſtellt ſich als 
a um ſo verdienſtvolleres Werk dar, als das Material, aus dem es ſich aufbaut, 
ühſam aus Archiven und Akten zuſammengetragen werden mußte. Wer das 
nerſte Weſen der napoleoniſchen Epoche und namentlich ihre Einwirkungen auf 
e wirtſchaftliche Entwicklung Deutſchlands erfaſſen will, wird an ihm nicht vor⸗ 


ergehen können. Hermann Wendel. 
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Eine neue Hochſchule? Unzweifelhaft beſteht hier und da die Tendenz, di 
von der Arbeiterſchaft ſelbſt geſchaffenen Rechtsinſtituten durch Schaffung ähnliche 
Auskunftſtellen das Waſſer abzugraben. Gelingen wird dies aber nicht. Bei de 
amtlichen Rechtsauskunftſtellen ſtößt das bureaukratiſche, ſchroffe Weſen der ai 
amten die Auskunftſuchenden zurück. Die meiſt befangen und unbeholfen a⸗ 
tretenden Frageſteller werden mit knappen, kategoriſchen Sätzen abgefertigt, alf 
fehlt den Beamten, die meiſt in hurrapatriotiſchem Klimbim, in bierphiliſtrö! 
Stammtiſchpolitik aufgehen, jenes Verſtändnis und jene Liebe zur Sache, die erſt du 
das Zuſammenleben mit den arbeitenden Schichten des Volkes und durch ea 
Studium unserer ökonomiſchen Verhältniſſe erworben werden können. 

Die Unentbehrlichkeit unſerer Sekretariate wird von objektiven Behörden ai 
anerkannt. Es kommt oft genug vor, daß Ratſuchende in ſchwierigen Fragen u) 
beſonders wenn ſchriftliche Arbeiten erforderlich ſind, an die Arbeiter 
gewieſen werden. 

Es iſt richtig, wie Genoſſe Fr. Frank⸗Frankfurt a. M. in Nr. 32 der „Nen 
Zeit“ darlegt, daß die Sozialgeſetzgebung nur noch relativ das Hauptwirkungsf 
dieſer Inſtitute bildet. Eine Anzahl mir vorliegender Jahresberichte größerer u 
kleinerer Sekretariate ſowie eigene Erfahrungen beſtätigen das. Allerdings fi 
Abweichungen von dieſer Erſcheinung in jenen Gegenden zu beobachten, wo Be 
bau und Hüttenwerke vorherrſchend ſind. Das Kapital fordert dort mehr Opfer 
Gut und Blut, als irgendwo. 

Ich ſtimme auch dem Genoſſen Fr. Frank darin zu, daß ſich gerade Arbei! 
vorzüglich als Arbeiterſekretäre eignen, ſich aber ohne Anleitung nicht d 
große Maß juriftiicher Kenntniſſe aneignen können, das zur Ausfüllung ein 
Poſtens als Arbeiterſekretär notwendig iſt. 

Aber fehlt es denn an dieſer Ausbildungsmöglichkeit? Hat nicht die Par 
intelligenten Arbeitern den Weg geebnet, fachwiſſenſchaftliche Studien zu betreib 
um ihren Klaſſengenoſſen auf dem Gebiet des Rechtswegs Rat und Hilfe angedeil 
zu laſſen? Die Parteiſchule in Berlin dient doch dem Zwecke, befähigten Genof 
auch die Laufbahn als Arbeiterſekretäre zu öffnen. Der Unterrichtsplan enthält di 
drei juriſtiſche Fächer: Arbeiterrecht (Sozialgeſetzgebung, gewerbliches Reck 
bürgerliches Recht und Strafrecht, Strafvollzug. Die Namen der dozier 
den Lehrer ſind Bürgſchaft für einen erfolgreichen und gründlichen Unterrie 
Wenn dann die Schüler außerdem nationalökonomiſche, ethnologiſche, naturwiſſt 
ſchaftliche und hiſtoriſche Vorträge hören, jo dürfte dies für Arbeiterſekretäre di 
kein unnützer Ballaſt fein. Aus eigener Anſchauung heraus muß ich erklären, d 
ſich unter meinen Schulkollegen ganz beſonders geeignete juriſtiſche Kräfte befand 
Und warum auch nicht? Der größte Teil der Anwärter für den Beſuch der „rot 
Akademie“ iſt auf den in Frage ſtehenden Gebieten nicht unbekannt. Auf den A 
geſchobenen Poſten, auf denen ſie ſtanden, haben ſie manche praktiſche Betätigu 
in der Geſetzesmaterie ausüben können. Dabei iſt immer zu berückſichtigen, d 
der „friſchgebackene“ Juriſt zu ſeinen Kenntniſſen noch Erfahrungen ſammeln mi 
damit Theorie und Praxis möglichſt in Einklang kommen. Iſt es möglich, 5 
neuen Arbeiterſekretären als Volontäre die Aufnahme in größeren Sekretariaten 
ſichern, dann um ſo beſſer. 

Es liegt nach meiner Überzeugung jetzt und auch für die nächſten Jahre r 
aus kein Mangel an geeigneten Kräften vor. Damit erübrigte ſich auch der . 
ſchlag des Genoſſen Frank, die Generalkommiſſion zu veranlaſſen, daß ſie eine! 
ſondere Schule für Arbeiterſekretäre einrichte. P. Kite 
| 
| 
| 
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„Der Kampf“, unſer öſterreichiſches wiſſenſchaftliches Organ, bringt in der 
Rainummer zwei Aufſätze, die ſich mit der Maifeier beſchäftigen. In „Der erſte 
Ani weiſt Joſef Diner⸗Dénes darauf hin, wie ſich der Charakter des Maitags 
ders geſtaltet hat, als urſprünglich beabſichtigt war. Er ſollte eine Demonſtration für 
m Achtſtundentag ſein; aber der Achtſtundentag liegt in weiter Ferne und iſt 
ıft nirgends unmittelbares Kampfesobjekt. Die Furcht der Bourgeoiſie ließ in der 
Raifeier eine Kundgebung für den Sozialismus, gegen alle Ausbeutung erblicken; 
18 iſt aber dem Proletariat nie eingefallen. — Dem Referenten will es erſcheinen, 
aß in dieſem Ausſpruch wohl zu ſehr die öſterreichiſche Erfahrung verallgemeinert 
urde; denn in Deutſchland trägt die Maidemonſtration ſehr ſtark dieſen ſozia⸗ 
ſtiſch⸗demonſtrativen Charakter. Diner-Denes führt weiter aus, für das Prole⸗ 
wiat ſei der Maitag in erſter Linie keine Demonſtration, ſondern ein Feſttag, und 
var ein Feſttag, den es nicht wie andere mit der Bourgeoiſie zu teilen hat. Eine 
meinſame Feier iſt ein äußerſt kräftiger Kitt, bildet eine Art ſeeliſches Band; des⸗ 
Üb iſt eine beſondere proletariſche Feier von hohem Werte. 

„Wie ſoll die Maifeier fein?“ fragt Stefan Großmann. Zuerſt Arbeits⸗ 
the ſelbſtverſtändlich. Dann feſtliches Außere: Sonntagskleidung (aber weshalb 
ägt der Arbeiter am Sonntag Bourgeoiskleidung, weshalb bekennt er ſich dann 
icht zur proletariſchen Bluſe?), begeiſterte Redner (aber kein gewöhnlicher poli⸗ 
ſcher Schwatz, den man das ganze Jahr hindurch hört), weihevolle Stimmung, 
ad dann Geſang und Muſik. Geſangvereine ſollen auftreten (ein ſchönes Mai⸗ 
ed hat Richard Dehmel gedichtet, aber noch fehlt die Muſik; könnte hier der 
zutſche Bildungsausſchuß nicht etwas veranlaſſen ?). Die Maiverſammlungen 
len abſtinent verlaufen — „die Abſtinenz iſt der entſcheidende Stimmungserzeuger 
der Kirche“ — und in möglichſt ſchön geſchmückten Sälen ſtattfinden. Und dann 
er Aufzug durch die Stadt mit Muſik; das bringt erſt die rechte freudige zu⸗ 
erſichtliche Stimmung. — Der deutſche Arbeiter, der bei dem Leſen ſolcher Vorſchläge 
2s Verfaſſers daran denkt, daß fie in anderen Ländern befolgt werden können, 
ird noch viel drückender die ihm vom Polizeiſtaat auferlegte Schmach empfinden, 
er ihn an jeder energiſchen Betätigung ſeiner Maiſtimmung zu hindern ſucht. 

In einem Aufſatz „Gemeinſamer Kampfboden“ beſchäftigt ſich Michael 
ſchacherl mit dem Verein „Freie Schule“. Dieſer Verein gilt bei vielen Ge⸗ 
oſſen als ein gemeinſamer Kampfboden, wo ſich Bürgertum und Arbeiterklaſſe in 
m Kampfe gegen den Klerikalismus zuſammenfinden könnten. In den Arbeitern 
bt, beſonders in klerikal beherrſchten Ländern, ein intenſiver Haß gegen alles 
faffentum, das immer als Feind ſeiner Bildung auftritt und ihn in geiſtiger 
nechtſchaft halten will. Dieſe ſtarke antiklerikale Geſinnung bewirkte, daß bei der 
ründung des Vereins Freie Schule, der der Verpfaffung der Volksſchule entgegen⸗ 
beiten ſollte, die klaſſenbewußten Arbeiter maſſenhaft als Mitglieder zuſtrömten, 
n die Lehrer und die antiklerikale Bourgeoiſie in dieſem Kampfe zu unterſtützen. 
eſcheiden überließen fie die Obmannsſtellen im Verein den bürgerlichen Gelehrten. 
ber es zeigte ſich hier wieder, daß wir die Bourgeoiſie immer für beſſer halten, 
8 ſie iſt. Die Teilnehmer aus den bürgerlichen Klaſſen beſchränkten ſich auf einige 
enige Perſonen, ein paar vereinzelte Ideologen, die Maſſe blieb aus; ſogar von 
un Lehrern wagte ſich nur eine kleine Anzahl in den Verein hinein. Bald zeigte 
ch noch offenkundiger, daß ſich der Klaſſengegenſatz nicht durch die Gemeinſamkeit 
eller Intereſſen zurückdrängen ließ. Als die Profeſſoren und andere bürgerliche 
litglieder des Vereins in Graz bei einer Stichwahl gegenüber den ſozialdemokra— 
ſchen Kandidaten, die Mitglieder des Vereins waren, die Klerikalen empfahlen, 
agen die Arbeiter an, maſſenhaft auszutreten. Sie trauten den antiklerikalen 
orten nicht mehr, denen proklerikale Taten folgten. Überall mehren ſich überdies 
e Anzeichen, daß es dem Bürgertum mit dem Kampfe gegen den Klerikalismus 
cht Ernſt iſt. Es geht mit den Klerikalen am liebſten zuſammen gegen die Ar— 
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beiter und ſucht dem Kampfe mit dem Pfaffentum bei jeder Gelegenhet 

zuweichen, wie es neulich wieder die Wahrmund⸗Affäre gezeigt hat. Selbf ve 
wir die Klaſſengegenſätze vorübergehend vergeſſen wollten, die Bourgeoiſie verg 
ſie keinen Augenblick. Sollen wir wegen der paar machtloſen Profeſſoren, die d 
neben unſeren Vertrauensmännern ſitzen, den Verein hochhalten? Als ſpeziel 
Arbeiterverein zur Pflege der Volksſchule braucht er auch nicht beſtehen zu b eib 
denn jeder Verein mehr vergeudet Kräfte und überbürdet unſere Führer. 

Ihm antwortet ſofort Karl Seitz in einem Aufſatz „Freie Schule und il 
demokratie“. Der Klerikalismus iſt ſeit langem mit Erfolg damit beſchäftigt, 
Volksſchule zu verderben und unter ſeine Botmäßigkeit zu bringen. Die einzig ge 
ganiſierte politiſche Macht, die ihm dabei ernſthaft Widerſtand leiſten kann, iſt 
ſozialdemokratiſche Arbeiterſchaft. Aber trotzdem gibt es immer noch viele bing 
lichen Elemente, beſonders aus der Intelligenz, die dieſen Kampf mitmachen. All 
dings darf man nicht von dieſen Mitgliedern des Vereins Freie Schule forde 
daß ſie alle anderen Rückſichten und Intereſſen vergeſſen; in dem politiſc 
Kampfe handelt es ſich nicht bloß um die Schule, ſondern um viele andere Frag 
Wir haben doch ſelbſt auch wohl einem chriſtlichſozialen Befürworter des c 
gemeinen Wahlrechtes vor einem antiklerikalen Wahlrechtsfeind den Vorzug gegeb 
Der Charakter des Vereins iſt nun nicht, wie Genoſſe Schacherl zu glauben ſchei 
der einer über den Einzelparteien ſtehenden höheren politiſchen Organiſatil 
ſondern der einer unpolitiſchen Zentralſtelle für Schulfragen, die, ähnl 
wie die „Landwirtſchaftliche Zentralſtelle“ oder die der Induſtriellen, den Politike 
Materialien für den Kampf verſchaffen fol. Als Zentralſtelle zur Wahrung i 
Volksſchul⸗ und Volksbildungsintereſſen ſoll der Verein alſo beſtehen bleibe 
Nachteile erwachſen uns nicht daraus, und ein Vorteil iſt es immerhin, den wenig 
gegen den Klerikalismus kämpfenden Ideologen den Rücken zu ſtärken. 

Auf den Aufſatz von Matthias Elderſch über „Reform der Arbeiterverſic 
rung“, der ſich wegen der Fülle der Einzelheiten aus Regierungsvorlagen u 
Gutachten aus Kreiſen der Intereſſenten nicht zu einem kurzen Auszug eignet, 
hier deshalb bloß hingewieſen. 

Johann Smitka ſchreibt über „Befeifigung der Heimarbeit“. Dieſe es 
tigung muß von der Lohnfrage ausgehen; nur dann wird die Heimarbeit v 
ſchwinden, wenn ſie koſtſpieliger iſt als die fabrikmäßige Produktion. Die Entwi 
lung der Technik allein kann ſie nicht beſeitigen, denn umgekehrt verhindert 
Billigkeit der Heimarbeit die Anwendung beſſerer Technik. Deshalb muß die Sa 
bei der Lohnfrage angefaßt werden, wobei ſelbſtverſtändlich Vorſchriften ül 
Arbeitszeit, Arbeitsräume uſw. hinzukommen müſſen. Daß Heimarbeiter imſtan 
ſind, für günſtigere Lohntarife zu kämpfen und ſie vertragsmäßig zu vereinbar 
haben die Streiks der Herrenkonfektionsarbeiter in Wien und Proßnitz bewieſ 
Sie können ihre Errungenſchaften jedoch nicht feſthalten; hier muß die Geſetzgebu 
helfen durch das Schaffen von Organen, die als Vertreter der beteiligten Partei 
die Löhne feſtlegen können, welche dann kontraktliche Gültigkeit beſitzen; dazu müſſ 
dieſe Organe geſetzlich als Rechtsperſon gelten. Die Kraft zur Erkämpfung | 
ſtimmter Löhne muß dabei von den gewerkſchaftlichen Organiſationen komme 
Nötig iſt es bei der Schaffung ſolcher Organe, daß man nicht an dem formell 
Unterſchied haften bleibt, wonach die in der Heimarbeit Beſchäftigten teilweiſe 0 
Meiſter, teilweiſe als Gehilfen gelten, die Kapitaliſten teilweiſe zu den „Meiſter 
gehören, teilweiſe außerhalb jeder Korporation ſtehen. Da die tatjächlichen V 
hältniſſe heute von dieſen formellen Zunftunterſcheidungen durchkreuzt werden, 


eine zweckmäßige Organiſation beim Feſthalten an dieſen unmöglich. 


Druckfehlerberichtigung. Im Artikel von Laufenberg, Nr. 34, S. 266, Gele 
von unten ſoll es ſtatt „Totenverehrung“ heißen „Totemverehrung“. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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7 Berlin, 3. Juni 1908. 
Heute iſt der Tag der preußiſchen Urwahlen. Ihr Ergebnis kann noch 
icht bekannt ſein zur Zeit, wo dieſe Zeilen abgeſchloſſen ſein müſſen, während 
och die Spannung auf ihren Ausfall zu groß iſt, als daß andere Tages⸗ 
agen nicht im Hintergrund verſchwänden. Wir möchten deshalb einige kri⸗ 
ſche Bemerkungen machen, die wir uns, ſolange die Wahlagitation währte, 
13 begreiflichen Gründen verſagen zu ſollen glaubten, aber die wir nun⸗ 
ehr um ſo weniger unterdrücken wollen, als dieſe Wahlen, wie immer 
e ausfallen mögen, noch lange nicht den entſcheidenden Kampf zwiſchen dem 
unkertum und dem Proletariat darſtellen, alſo die Taktik, nach der dieſer 
ampf zu führen ift, nach wie vor eine Frage von äußerſter Wichtigkeit 
leibt. 

Unſere Bemerkungen richten fich gegen das „Handbuch für ſozialdemokra⸗ 
ſche Landtagswähler“, das unter dem Titel: Der preußiſche Landtag „im 
uftrag des Parteivorſtandes und unter Mitwirkung einer Anzahl von Partei⸗ 
moſſen“ vom Genoſſen Paul Hirſch herausgegeben worden iſt, und zwa 
ſonders gegen die Einleitung, die hiſtoriſch nachweiſen will, daß ſeinem 
merſten Weſen nach das Deutſche Reich das Vollſtreckungsorgan des feu⸗ 
Aen preußiſchen Junkertums ſei und im Herzen Europas das monſtröſe 
ild eines Staates biete, der wirtſchaftlich auf kapitaliſtiſch⸗induſtrieller 
rundlage ruhe, aber politiſch die Formen des feudalen Ackerbauſtaats er⸗ 
Aten habe. Preußen⸗Deutſchland beſitze noch nicht die Vorbedingung eines 
tionalen Staates: die Herrſchaft der Nation. Ein nationales Deutſchland 
unmöglich; auch das neudeutſche Reich müſſe zugrunde gehen wie das alte, 
enn die feudalen Feſſeln der preußiſchen Staatsgewalt nicht durch das all⸗ 
meine, gleiche, direkte und geheime Wahlrecht geſprengt würden. 

Das wird nun auf 58 Seiten näher begründet, und wir erkennen bereit⸗ 
illig an, daß wir eine gleich grimmige Philippika gegen das Rien che 
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Junkertum kaum ſchon geleſen haben. Es wird ſchwarz in ſchwarz gema 
und wenn ethiſche Donnerkeile töten könnten, ſo wäre es nunmehr mauſett 
Freilich iſt die Darſtellung nicht ſo überzeugend wie beredt, nicht ſo bere 
wie geiſtreich, und nicht ſo geiſtreich wie geiſtreichelnd. Am Ende gewinnt au 
der ergriffenſte Leſer einen gewiſſen Reſpekt vor dieſer Handvoll intellektu 
verſimpelter und moraliſch verkommener Junker, die gleichwohl eine moder 
Nation von ſechzig Millionen zu vergewaltigen wiſſen. Der Verfaſſer, m 
es nun Genoſſe Hirſch oder einer der mitwirkenden Genoſſen ſein, merkt 9 
nicht, daß er das Junkertum groß, ſtatt klein macht, indem er ihm eine pe 
ſönliche Gewalt der Initiative zuſchreibt, die in der Weltgeſchichte beiſpiell 
daſtehen würde; er hat nicht einmal eine Ahnung davon, daß es ſeine Ai 
gabe geweſen wäre, gerade in der hiſtoriſchen Einleitung eines ſolchen Han 
buchs die Klaſſenkämpfe aufzudecken, die einer grotesken und mittelmäßig 
Klaſſe, wie das oſtelbiſche Junkertum ſein mag, das Spiel der den 
ermöglichen. 

Doch gehen wir etwas näher auf ſeine Ausführungen ein! Er weiß 
erzählen, daß es dem erſten Napoleon, als dem Erben der franzöſiſchen N 
volution gelungen ſei, Deutſchland bis zur Elbe der öſtlichen Feudalherrſche 
zu entziehen, im Rheinland „ſo etwas wie den Anfang Vereinigter Staat 
von Europa“ zu ſchaffen — welch geiſtreicher Gedanke! — und den mode 
bürgerlichen Rechtsſtaat unter patriarchaliſcher Diktatur auf deutſchem Bod 
zu begründen — auch nicht übel, König Jerome — Morgen — Wieder 
Luſtik — Friedrich von Württemberg und die anderen napoleoniſchen Satrap 
„patriarchaliſche Diktatoren“! Selbſt das niedergeworfene, nunmehr innerha 
ſeiner natürlichen Kulturgrenzen eingeſchloſſene Preußen ſei durch den Selb 
erhaltungstrieb gezwungen geweſen, die feudale Herrſchaft zu lockern, wer 
auch die ſogenannten preußiſchen Reformen niemals die bürgerliche Höhe d 
Gebiete erreicht hätten, über die die Revolution in Form der napoleoniſch 
Herrſchaft geflutet ſei. Dann heißt es wörtlich weiter: N 


1. 


Napoleons Zuſammenbruch, die abenteuerlich wahnwitzige Rettung der Fünf 
und des Adels durch ihre betrogenen Untertanen ſtellte das Feudalweſen wieder h 
Die preußiſche Rache, die ſich national ſpreizte, aber das Feudalweſen wiederan 
bauen wollte, ſättigte ſich an der Gefolgſchaft Napoleons; fie verſchlang das hal 
Sachſen und ſtärkte dadurch gewaltig die Macht der Oſtelbier. Während 4 
deutſchen Süden die napoleoniſche Saat nicht mehr ganz zerſtört werden konn 
während die von Napoleon geſchaffenen Fürſten ſich gegen die preußiſch⸗öſterreichiſſ 
Gewalt ſicherten, indem ſie ſchon im zweiten Jahrzehnt des neunzehnten Jal⸗ 
hunderts ihre Völker durch Gewährung von Verfaſſungen an ſich ketteten, währe 
die Flutwelle der Julirevolution von 1830 dann auch die mitteldeutſchen Staal 
konſtitutionell befruchtete, blieb Preußen unbewegt der Feudalſtaat oſtelbiſcher . 

4 
“u 


bezirke. Das Jahr 1848 ſprengte für ein paar Monate die Feſſeln, die um 
feſter dann wieder geſchmiedet wurden. 


| 


Alle hiſtoriſchen Schiefheiten, die in dieſen Zeilen sammen fi 
eingehend auseinanderzuklauben, würde mindeſtens ebenſo viele Seiten en 
Wir können nur einige Hauptpunkte er Es ſoll das Verbrechen ' 
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unker ſein, die Vollendung des nationalen Staates zu hindern, aber es war 
ibenteuerlicher Wahnwitz“, durch Abſchüttelung der napoleoniſchen Fremd⸗ 
rrſchaft auch nur den Anfang eines nationalen Staates zu ermöglichen! 
icherlich iſt es gut und recht, den zwieſpältigen Charakter der Kriege zu 
tonen, durch die Napoleon niedergeworfen wurde, wie es übrigens ſelbſt der 
eußiſche Hiſtoriker Treitſchke ſchon vor vierzig Jahren getan hat, aber fie 
s „abenteuerlich wahnwitzig“ zu ſchildern, iſt ebenſo ſinnlos, wie der Götzen⸗ 
enſt, der in den preußiſchen Schulen mit dieſen angeblichen „Freiheitskriegen“ 
trieben wird. Ein ſo gänzlicher Mangel an Verſtändnis für hiſtoriſche 
uſammenhänge iſt nicht gerade ſchmeichelhaft für die Partei, wenn er 
h in einem Buche findet, das gewiſſermaßen unter ihrer offiziellen Flagge 
zelt. 


Die „preußiſche Rache“, die ſich nur „national geſpreizt“ habe, ſoll das 
eudalweſen dann wieder aufgebaut und durch die Verſchlingung des „halben 
achſens“ noch gewaltig geſtärkt haben. Tatſächlich war der Haupterwerb des 
eußiſchen Staates nach Napoleons Fall nicht das „halbe Sachſen“, ſondern 
zeſtfalen und Rheinland, das heißt diejenigen deutſchen Landesteile, die allein 
Deutſchland ſchon auf der Höhe der modernen bürgerlichen Geſellſchaft 
den, was ökonomiſch und politiſch ungleich mehr bedeutete, als die papie⸗ 
nen Verfaſſungen der ſüddeutſchen Staaten und die „konſtitutionelle Befruch⸗ 
ng“ der mitteldeutſchen Staaten durch „die Flutwelle der Julirevolution“. 
beilich ſuchten die oſtelbiſchen Junker die weſtlichen Landesteile auf die Kultur⸗ 
he der Kaſſubei hinabzudrücken, aber ſoweit ihnen das gelang, war es die 
chuld der rheiniſchen Bourgeoiſie, deren Häupter, die Miniſter Camphauſen 
id Hanſemann, denn auch den Junkern wieder auf die Beine halfen, als 
e Berliner Barrikadenkämpfer ſie niedergeworfen hatten. 

Es ſoll nicht verkannt werden, daß im Anſchluß an die oben zitierten 
eilen zwar nicht für das Jahr 1848, aber doch für die preußiſche Konflikts⸗ 
t von der „Unfähigkeit des Bürgertums“, von feinem „bornierten Haß 
gen das Proletariat“ geſprochen wird und ähnliche Außerungen noch ſonſt 
1 paarmal wiederkehren. Aber das geſchieht immer nur gelegentlich, und 
mentlich ohne daraus die Konſequenz zu ziehen, daß die Junkerklaſſe von 
naden der Bourgeoiſie herrſcht. So gehört es denn auch zu jenen Geiſt⸗ 
ſcheleien, bei denen jedes hiſtoriſche Verſtändnis aufhört, wenn das Werk 
geſtaunt wird, „deſſen Gelingen auch der kühnſte Junker 1848 für un⸗ 
öglich hielt: das Zentralparlament ſelbſt in eine Ständekammer zu ver⸗ 
deln“. Im preußiſchen Landtag habe das Junkertum fein Ideal voll- 
indig verwirklicht; kraft des Dreiklaſſenwahlrechtes habe es ſich eine ſtän⸗ 
ſche Organiſation geſchaffen uſw. Tatſächlich iſt die Dreiklaſſenwahl in all 
ber Greulichkeit inſofern ein modernes Wahlrecht, als ſie das Wahlrecht der 
durgeoiſie iſt; ſelbſt die ſchwächlichen Anſtrengungen dieſer Klaſſe in den 
eußiſchen Konfliktsjahren genügten, um ihr eine überwältigende Mehrheit 
preußiſchen Abgeordnetenhaus zu ſichern, die die Junker ſelbſt heute noch 
I entfernt erreicht haben. Bis zu einem gewiſſen Grade ift der Vorſprung 


r Bourgeoiſie allerdings dadurch ausgeglichen, daß die ländlichen Wahlkreiſe 
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durch die Verſchiebungen der Bevölkerung nach und nach ein verhält 
mäßiges oder unverhältnismäßiges Übergewicht erlangt haben, aber der plul 
kratiſche Charakter der Dreiklaſſenwahl iſt damit nicht aufgehoben, und 
wenig wir Bismarck für ein übermenſchliches Genie halten, jo halten n 
ihn auch nicht für ſo kurzſichtig, daß er nicht gewußt hätte, was er tat, g 
er, ſolange er die Bourgeoiſie nicht völlig in der Taſche hatte, es lieber no 
mit dem allgemeinen Wahlrecht riskieren wollte, als mit der Dreiklaſſe 
wahl. 

Ein ebenſo beklagenswertes Opfer des Junkertums, wie die Bourgeoif 
ſind nach unſerem Verfaſſer die Regierungen der deutſchen Mittel⸗ und Klei 
ſtaaten! Sie wagen nur ſelten einen Widerſtand gegen die Gelüſte d 
preußiſchen Junker. „Die Moskauer Rede des Prinzen Ludwig von Baye 
am 5. Juni 1896 blieb ein Einzelfall, der aber allgemein gehegte Gefül 
bekundete.“ In dieſer Rede verwahrte ſich Prinz Ludwig dagegen, daß t 
deutſchen Fürſten „Vaſallen“ des Deutſchen Kaiſers ſeien, ſie ſeien vielme 
deſſen „Verbündete“. Wir müſſen nun zu unſerer Schande geſtehen, daß n 
für unſer Teil von den „allgemein gehegten Gefühlen“ aber auch nich 
empfunden haben. Nachdem die bayeriſche Regierung die ihr bei den Verſail 
Verhandlungen gebotene Gelegenheit, die künftige Reichsverfaſſung liberal 
zu geſtalten, dazu benutzte, ſie noch reaktionärer zu verunſtalten, als es ich; 
die preußiſchen Junker getan hatten, und nachdem dieſelbe bayeriſche Reg 
rung ein Vierteljahrhundert jedes reaktionäre Reichsgeſetz, das die preußiſch 
Junker planten, unweigerlich unterſtützt hat, bringen wir es gegenüber d 
Frage, ob Prinz Ludwig von Bayern ein „Vaſall“ oder ein „Verbündete 
des Deutſchen Kaiſers, zu keinem Gefühl, es ſei denn zu einem Gefühl d 
vollkommenſten Wurſtigkeit. | 

Im übrigen, wenn die Dreiklaſſenwahl die Bourgeoiſie nicht hindert, N 
Junkern die Zähne zu weiſen, jo die Reichsverfaſſung nicht die deutſch 
Fürſten. Das erkennt auch unſer Verfaſſer an, aber er meint: Wehe ihne 
wenn ſie einen ſolchen Verſuch machen würden, dann kämen die Junker ül 
ſie. Das iſt freilich auch ein Argument, aber wir fürchten, daß die Gefüh 
die es auslöſt, eher den Junkern zugute kommen werden als ihren Opfer 

Was die ſozialdemokratiſchen Wähler, für die das Handbuch beſtimmt i 
mit all dieſen wehleidigen und weinerlichen Betrachtungen anfangen ſolle 
iſt uns nicht klar. Malt man einen gefährlichen Gegner recht ſchwarz, 1 
den Angriff gegen ihn zu beleben, ſo mag dieſer Zweck für den Augenbl 
erreicht werden, aber wenn es auf Koſten der hiſtoriſchen Wahrheit, un 
Verſchweigung der hiſtoriſchen Zuſammenhänge geſchieht, in denen die Gefäl 
lichkeit des Gegners wurzelt, jo tritt bald ein bedenklicher Rückſchlag ein, ei 
Enttäuſchung, die nicht ſobald wieder gehoben werden kann. 

Es gab eine Zeit, wo Eugen Richter die ſeltſame Anſicht vertrat, die 9 
gierung brauche nur zu blaſen, und die Junkerklaſſe würde im Nu von der Bil 
fläche verſchwinden, eine Anſicht, die ſelbſt in den Parteikreiſen mitunter la 
wurde. Heute iſt man geneigt, in das entgegengeſetzte Extrem zu fallen, und ve 
Sturze des Junkertums die „Herrſchaft der Nation“ im nationalen Staate zu 
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arten. Das iſt ebenfalls eine Utopie, denn die Macht des Junkertums wurzelt 
zutzutage darin, daß es von allen herrſchenden Klaſſen der Nation als 
rätorianertruppe gegen die Maſſe der Nation gehätſchelt und gehegt wird. 
chont man die Hehler, jo kommt man dem Stehler nicht an den Leib, auch 
icht, wenn man ihn als Teufel an die Wand malt. 


N 


die Abſtinenzbewegung 


und die Sozialdemokratie in finnland. 
Von M. Martna (Belſingfors). 


Die Stellung der finniſchen Arbeiterpartei zur Alkoholfrage iſt eine andere 
s die der Mehrheit der deutſchen Genoſſen. Was die finniſche Sozialdemo⸗ 
atie hierzu veranlaßte, wollen wir im nachfolgenden darlegen. 


1. Die geſetzliche Regelung des Alkoholvertriebs. 


Anfangs des neunzehnten Jahrhunderts brannte in Finnland — auf 
rundlage eines alten ſchwediſchen Geſetzes — jedermann Branntwein „zum 
iuslichen Gebrauch“. Jeder Hof — ob groß oder klein — hatte feine primi- 
se Brennereieinrichtung. Die Regierung erhob nun von allen Höfen je 
ich Größe oder Wert des Landes und von den Stadtgemeinden je nach 
r Einwohnerzahl eine obligatoriſche Brennſteuer — gleichgültig, ob 
Branntwein brannten oder nicht. Selbſtverſtändlich begünſtigte dieſe Steuer 
e Branntweinerzeugung, denn niemand wollte die Steuer umſonſt zahlen. 
m Jahre 1800 beſtimmte der Ständelandtag zugunſten der Schnapsbrenner, 
ß auch der Detailverkauf nur ihnen zuſtehe, außerdem den Pferde⸗ 
ſtionen und den konzeſſionierten Schankwirtſchaften. Der Staat behielt ſich 
doch das Recht der Einſchränkung oder gänzliche Aufhebung der Brennerei⸗ 
tigkeit während Mißwachs⸗ und Hungerjahren vor. 

Infolgedeſſen gewöhnte ſich das Volk ſo ſehr an den Alkoholgenuß, daß 
unland damals zu den europäiſchen Ländern mit ausgebreitetſtem Alkohol⸗ 
nuß gehörte; ſechs⸗ bis achtmal mehr Alkohol pro Kopf wurde konſumiert 
3 gegenwärtig. Die ruſſiſche Regierung tat dagegen nichts, als daß fie im 
ihre 1829 ein Geſetz gegen die Trunkſucht erließ, laut welchem rückfällige 
inker in — Fußklötze gelegt und auf ein Jahr ins Zuchthaus geſchickt 
den konnten! 

1840 bis 1860 verſuchte die Regierung durch gütliche Überredungen 
Hausbrennerei einzuſchränken, indem fie die Hausbrenner zu überzeugen 
hte, daß durch die induſtrielle Herſtellung von Branntwein an Rohſtoff viel 
part und auch der Schnaps an Güte gewinnen würde. 

Alſo kündigte ſich der Induſtrialismus an. Die Alkoholgegnerſchaft begann 
er erſt dann Boden zu gewinnen, als 1863 die Konſtitution wiederhergeſtellt 
ürde; nun erſt konnte ſich eine Agitation gegen den Alkohol entfalten. Auf 
m Ständelandtag von 1863/64 beantragten die Abgeordneten des Bauern⸗ 
undes die Aufhebung der „häuslichen Schnapsküchen“. Das Geſetz kam 1865 
ſtande, das alte Syſtem wurde beſeitigt und dem Großbetrieb die Bahn 
i gemacht. 
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Das gegenwärtig gültige Branntweingeſetz ſtammt aus dem Jahre 189: 
Es gab den Gemeinden das außerordentlich wichtige Recht, die Anlage neue 
Brennereien in ihren Gebieten zu unterſagen. Ferner verbietet dies Geſe 
den Staatsbeamten, Paſtoren, Ärzten, Lehrern und anderen Perſonen, 
eine öffentliche Stellung einnehmen, ſich an Unternehmungen zu beteilige 
deren Zweck die Herſtellung oder Vertrieb alkoholhaltiger Getränke iſt. De 
gegen iſt es allen dieſen Perſonen geſtattet, Mitglieder der Göteborger Aut 
ſchankgeſellſchaften zu ſein, da dieſe Geſellſchaften gegen den Mißbrauch de 
Alkohols kämpfen ſollen. Dieſe Ausſchankgeſellſchaften begnügen ſich m 
6 Prozent Gewinn, was als ein „mäßiger Zins“ angeſehen wird. ae 

Durch Geſetz von 1892 wurde die Branntweininduſtrie auf eine weſentlich neu 
Baſis geſtellt. Da die Gemeinden die Einrichtung neuer Brennereien durch 
weg ablehnen, iſt die Branntweininduſtrie das Monopol einer kleinen Grup 
Großkapitaliſten geworden. Dieſe Herren haben das Land unter ſich i 
gewiſſe Bezirke und unter den Schnapsinduſtriellen als „Wirkungskreiſe“ vel 
teilt. Dieſe Monopoliſten haben es nun in der Hand, den Preis zu beſtimme 
und, falls es ihnen nützlich erſcheint, auch die Zahl der Brennereien zu ve 
ringern, ohne daß die Produktion darunter leidet. Von 1890 bis 1906 fii 
die Zahl der Betriebe von 45 auf 23, die Produktion von 7¾ auf 6 Mi 
lionen Liter 50grädigen Alkohols, der Verbrauch pro Kopf von 2,6 ql 
2,3 Liter. Trotz des großen Rückganges der Zahl der Brennereien blieb alf 
der Rückgang der Herſtellung wie des Verbrauchs ſehr gering — das ‚il 
die Großproduktion breitete ſich aus. 

Die Regierung tat, als ob der Mißbrauch des Alkohols auch durch 5 
Steuerpolitik gedämmt werden könne, und feste die Mindeſtſteuer m 
1,20 F. Mark (= 1,20 Franken pro Liter feſt, die erhöht, aber nicht heral 
geſetzt werden kann. In den Jahren 1896 bis 1900 bezog die Finan 
verwaltung durch dieſe Steuer durchſchnittlich 6 Millionen F. Mark jährli 
dazu zwei Fünftel des Gewinns der Ausſchankgeſellſchaften — im Jahre 190 
s Millionen F. Mark — und die „Malzgetränkeſteuer“ — 1896 bis 190 
durchſchnittlich in gleicher Höhe — ergibt in Summa zirka 8 Millionen F. Mal 
oder 8 Prozent vom Staatsbudget. Im laufenden Jahre iſt die Einnahm 
aus der Beſteuerung des Alkohols auf 14 Millionen F. Mark geſchätzt. D 
Steuer auf Malzgetränke wurde erhöht. 

Neben der inländiſchen Produktion iſt der Import alkoholhaltiger 6 
tränke recht bedeutend. Der Geldwert betrug im Jahre 1905 5% Mi 
lionen F. Mark. 

Der Alkoholvertrieb wird durch beſondere Verordnungen geregelt, d 
ebenfalls im Jahre 1892 erlaſſen ſind. Dieſen unterſtehen alle geiſtigen © 
tränke von über 22 Vol. Prozent Alkohol. Die Fabriken können den Branntwei 
nur an konzeſſionierte Händler und nicht unter 50 Liter ablaſſen. Die Stad 
verwaltungen können die Konzeſſionen ſowohl, den Großhändlern, die mir 
deſtens 400 Liter direkt verabfolgen können, wie auch den Kleinhändlern m 
2 Liter Mindeſtverkaufsrecht verweigern. Auf dem Lande iſt ſowohl de 
Groß- wie der Kleinhandel gänzlich verboten, mit Ausnahme vo 
Bade anſtalten und Hotels, für welche der örtliche Gouverneur mit Einwill 


Beide derartigen Etabliſſements, in welchen der Verkauf in Betracht kommen tönnt 
ſind äußerſt ſelten und haben eine Bedeutung nur in großen Dörfern, die als Städte ge 
könnten, aber die Stadtrechte noch nicht haben. 
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ng der betreffenden Gemeinden die Konzeſſion erteilen kann; Paſſagier⸗ 
mpfern kann der Gouverneur die Konzeſſion ſelbſtändig und den Bahnhof⸗ 
taurationen mit Befürwortung der Eiſenbahnverwaltung erteilen. 

Wie ſehr die ländliche Bevölkerung — 87 Prozent der Geſamtbevölke⸗ 
ng — für die Einſchränkung des Alkohols ſchon nach 1865 eingenommen 
w, beweiſt der Umſtand, daß die ländlichen Gemeinden von dem im 
ihre 1865 erlangten Verbotsrecht jo ausgiebigen Gebrauch machten, daß 
r Alkoholhandel auf dem Lande tatſächlich bereits aufgehoben 
zr, als das Geſetz von 1892 erlaſſen wurde. Das Geſetz ſanktionierte alſo 
r den tatſächlichen Zuſtand. Zeitweilig haben auch einige Städte, ſelbſt 
verhältnismäßig große Induſtrieſtadt Tammerfors mit über 40000 Ein⸗ 
nern, den Alkoholhandel ganz ſiſtiert. Gegenwärtig beſteht das 
rbot in Kotka und in Lachtis, in den roten Städten Finnlands. Durch 
3 alte Pluralwahlgeſetz in den Städten ſind die reichen Klaſſen aus⸗ 
laggebend, und ſie haben den Alkoholhandel bisher aufrechterhalten. 

Der Kleinhandel und der Ausſchank an Ort und Stelle in den Städten 
meiſt den nach dem Göteborger Syſtem gebildeten Ausſchankgeſellſchaften 
vertraut. 1902 waren in den 37 finniſchen Städten 41 ſolcher Geſellſchaften 
ziſtriert, ſie unterhielten zuſammen 100 Ausſchank⸗ und Verkaufslokale. 
er Umſatz dieſer Geſellſchaften erreichte in demſelben Jahre 13 ¼ Millionen 
d der Nettogewinn 2¼ Millionen F. Mark. Davon entfielen auf den 
skus * Millionen F. Mark — zwei Fünftel des Nettogewinns —, während 
> Städte drei Viertel, alſo 1'/; Millionen F. Mark, erhielten. Für die Städte 
d dieſe Ausſchankgelder von ziemlicher Bedeutung. Sie werden zur Unter- 
chung von Schulen, Wohltätigkeitsanſtalten, zur Verſchönerung der Städte uſw. 
rwandt. Die Grundſätze dieſer Ausſchankgeſellſchaften ſind fol- 
ade: 

1. Der Privatvorteil muß vom Alkoholgewerbe gänzlich ausgeſchaltet 
rden. Der Ausſchank iſt Körperſchaften zu übertragen, die für gemeinnützige 
vecke arbeiten, und der Gewinn dieſer Geſellſchaften iſt für gemeinnützige 
vecke zu verwenden. 

2. Solche Monopolgeſellſchaften müſſen mit allen geeigneten Mitteln 
gen die Trunkſucht kämpfen, zum Beiſpiel das Publikum vom Beſuch der 
koholwirtſchaften abgewöhnen und den Abſtinenzreſtaurants zuführen. 
Das iſt das angebliche Ideal dieſer Geſellſchaften. In der Wirklichkeit 
erkt man aber davon äußerſt wenig. Natürlich, die Vorſchriften werden 
i dem Ausſchank nach Möglichkeit beobachtet. Im übrigen find die Gejell- 
aften aber Aktiengeſellſchaften, die ihr Geſchäft im Intereſſe der Mit⸗ 
ieder, des Staates und der Kommunen möglichſt nutzbringend zu 
eiben ſuchen! Einen Einblick in die Tätigkeit dieſer Geſellſchaften ge⸗ 
ihren folgende Zahlen. Die Einnahmen der Ausſchankgeſellſchaft von Hel- 
igfors betrugen 1907 958856 F. Mark. Die Ausgaben waren in derſelben 
it 276903 F. Mark, Reingewinn alſo 681953 F. Mark. Von dem Gewinn 
hält die Stadt zuerſt die Summe von 75854 F. Mark und von dem Reſte 
ch drei Fünftel, alſo in Summa 429 742 F. Mark, während der Staat zwei 
inftel — oder 235925 F. Mark — von dem Gelde erhält, welches das 
roletariat in die Trinklokale der Ausſchankgeſellſchaft getragen hat. Dieſe 
eſellſchaften befaſſen ſich übrigens nur mit dem Ausſchank an das „Volk“. 
ie höheren Klaſſen haben ihre eleganten Cafés und Reſtaurants, wo min⸗ 
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deſtens ſo flott gezecht wird, wie in Deutſchland. Und man ſieht nichts davon 
daß die Ausſchankgeſellſchaften etwas unternähmen, um die oberen Zehntauſen 
an die Abſtinenz zu „gewöhnen“. 5 

Die Inhaber der Reſtaurants erhalten ihre Konzeſſionen — unabhängi 
von den Ausſchankgeſellſchaften — direkt von den Stadtverwaltungen. 

Die erſten finniſchen Bierbrauereien wurden in den fünfziger Jahre 
gegründet; man brachte ihnen warme Sympathien entgegen, denn ma 
glaubte mit dem bayeriſchen Bier den Branntweinteufel austreiben zu könner 
Das Brauereigewerbe wurde denn auch ganz frei ausgeübt. Erſt 1903 tro 
das neue Malzgetränkgeſetz in Kraft und brachte einige Ordnung in da 
Chaos. Von 1891 bis 1905 ſtieg die Zahl der Brauereien nur von 88 au 
89, die Produktion ſank von 21 auf 21 Millionen Liter im Werte vo 
6a Millionen F. Mark, pro Einwohner von 8,7 auf 7,3 Liter. Die meiſte 
der jetzt beſtehenden 89 Brauereien ſind ganz unbedeutend, die Hauptprodul 
tion beſorgen einige Großkapitaliſten, die in den Gouvernements Nylan 
(Helſingfors), Abo⸗Björmborg und Wiborg große Brauereien beſitzen. | 

Anfang des vorigen Jahrhunderts gehörte Finnland zu den Ländern de 
größten Alkoholverbrauchs. Die angeführten Tatſachen zeigen uns jedoch, da 
das Volk gleichzeitig den Alkohol bekämpfte und die Geſetzgebung dahin triel 
den Alkoholgenuß zu beſchränken. In dieſen hundert Jahren wurde das fir 
niſche Volk das mit dem geringſten Alkoholkonſum. In dem von de 
„Freunden der Abſtinenz“ herausgegebenen „Volkskalender für 1908“ finde 
ſich über den Alkoholkonſum folgende Zahlen: 1 


a. Länder mit wachſendem Alkoholkonſum. 


100 Prozent Alkohol in Litern pro Einwohner:! 
18851889 1900-1905 (04) 


Frankreich; 22,42 
Italieiennn‚s ir 14,13 | 
Belgien 12,97 * 
Großbritannien Ss. n 10,84 
Deutſchla dd 9,54 | 

Öfterreich-Ungan =... cn. m ae 9,00 

Vereinigte Staaten von Nordamerika 4,92 6,40 

Schweden 6,15 

b. Länder mit fallendem Alkoholkonſum. 
5 ö 1895-1899 
Die Schweiz nn 11,99 | 
18901894 ei 
Dartemart: „en ee 10,73 a 
Rußlauunmuudzddz ee 2,65 | 
Norwegen 2,05 | 
. 1885—1889 
Finnland in 1,70 


Jetzt, wo das Volk dies erreicht hat, iſt es entſchloſſen, noch den letzte 
Schritt zu tun und das völlige Verbot der Herſtellung, der Einfuhr und de 
Handels mit dem Alkohol zu Genußzwecken durchzuſetzen. 8 


| 


1 Der Alkoholgehalt der Getränke ift folgendermaßen angenommen: Branntwein 50 


Wein 12 und Bier 6 Prozent. f 
| 
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2. die bürgerliche Abſtinenzbewegung. 

1883 wurden in Helſingsfors die erſten, jetzt noch beſtehenden Vereine ge⸗ 
cündet, und ſeitdem hat ſich die Bewegung bis 1905 beſtändig ausgebreitet 
nd feſter organiſiert. Ende 1905 gab es in Finnland 514 einzelne Abſtinenz⸗ 
weine mit über 34000 Mitgliedern. 

Die über das ganze Land zerſtreuten Vereine handeln ſelbſtändig, ſtehen 
der zum größten Teile unter einer Zentralleitung, die alljährlich von den 
eputierten der Vereine gewählt wird. Der alſo organiſierte Bund führt den 
amen „Freunde der Abſtinenz“. Das Ziel dieſes Bundes iſt: gegen den 
ebrauch berauſchender Getränke als Nahrungs⸗ und Genußmittel zu wirken, 
e Ideen der Enthaltſamkeit zu verwirklichen und die Mitglieder zum aktiven 
kitwirken an der ſozialen Arbeit zu erziehen. Das Ziel ſoll erreicht werden 
urch die Veranſtaltung von Vorleſungen, Lehrkurſen, Verſammlungen, die 
it geeigneten Vorträgen und Beſprechungen verknüpft werden, Unterhaltungs⸗ 
denden und Feſtlichkeiten, ferner durch die Unterhaltung von Schulen und 
ugendorganiſationen, in welchen die Kinder und die Jugend über die Eigen⸗ 
haften und Gefahren der alkoholhaltigen Getränke belehrt werden, alsdann durch 
e Herausgabe von Zeitſchriften, Büchern und anderen geeigneten Lehrmitteln 
bit deren Verbreitung und die Einrichtung von Bibliotheken. Die Ausgaben, 
elche all die Vereine 1905 auf die Bekämpfung des Alkohols verwandten, 
liefen ſich auf eine halbe Million F. Mark. Die Vereine entwickelten ſich in 
gender Weiſe: 


Mitglieder⸗ Mitglieder⸗ 
Jahr zahl Jahr 15 x 
210 1900, ERROR en ML0977 
2304 IDEE 3200 
383058 o s 
1895 658572 1906 30896 


Seit 1906 iſt ein Rückgang eingetreten. Es iſt die Zeit eines lebhaften poli⸗ 

chen Kampfes. Die Sozialdemokratie nimmt ſeit 1905 ſtark zu, und ſie vertritt 
cht nur das Verbotsgeſetz, ſondern auch die übrigen Intereſſen der Arbeiter- 
iſſe, hat daher eine größere Werbekraft. Die Zahl der organiſierten Arbeiter 
eg von 45298 (1905) auf 85027 (1906). Es iſt daher kein Wunder, wenn 
Zahl der Mitglieder der Abſtinenzvereine nicht in bisheriger Weiſe weiter 
ichſt. 
Die Abſtinenzbewegung trägt den Charakter einer kleinbürger— 
hen Volksbewegung und hat ſcheinbar deswegen eine ſo große Ver⸗ 
eitung gefunden, weil die Vereine gewiſſermaßen als Unterhaltungsklubs 
oße Maſſen anzuziehen vermögen. In der Zeit ihrer größten Entwicklung 
b es noch nicht jo viele Arbeitervereine wie jetzt, deshalb ſchloſſen ſich die 
beiter dieſen Vereinen an. | 

Neben der eigenen, direkten Einwirkung unter der Jugend hat die Abſtinenz⸗ 
wegung auch veranlaßt, daß die oberſte Landesſchulverwaltung den Schul- 
itungen vorſchrieb, im Rahmen des naturwiſſenſchaftlichen Unterrichtes 
ch die Abſtinenzlehre zu berückſichtigen. Der Wunſch, den Unterricht über die 
mnigfaltigen Gefahren des Alkohols als ein obligatoriſches Lehrfach der 
aatsſchulen anerkannt zu ſehen, iſt aber noch nicht in Erfüllung gegangen. 

Seitdem die Herſtellung des Alkohols aus den Händen der Landwirte in 
der Großkapitaliſten übergegangen war, wurde es auf den Ständelandtagen 
deutend leichter, gegen den Alkohol vorzugehen. Es fällt dabei auch noch 
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ins Gewicht, daß der Branntwein wie auch das Bier aus importierte 
Rohſtoffen hergeſtellt werden und das Brennweſen daher als „landwirtſchaf 
licher Nebenbetrieb“ nicht in Betracht kommen kann. Der Branntwein win 
aus Mais hergeſtellt. Der größte Teil der Ständevertreter war bei de 
Alkoholgeſchäft nicht mehr intereſſiert, zumal da es ſich hauptſächlich um d 
Einſchränkung der Trinkmöglichkeiten des ärmeren Volkes handelte, währer 
die eleganten Cafés und Reſtaurants der oberen Klaſſen beinahe unberüh 
davon blieben. Der adlige Grundbeſitz in Finnland iſt aber ſowohl hinſichtli 
ſeiner Ausdehnung, Kapitalkraft wie auch der Privilegien nicht ſo mächti 
daß er die Herſtellung des Alkohols ſich hätte als Monopol der „notleidende 
Landwirtſchaft“ ergattern können, wie zum Beiſpiel in den Oſtſeeprovinz 
oder in Preußen. Zum großen Glücke des Landes hat die ſchwediſche Regi 
rung die Vorrechte des Adels im ſiebzehnten Jahrhundert gehörig beſchnitte 
Bei der Bekämpfung des Alkohols war es vielleicht auch ganz gut, de 
Branntwein und Bier unter zweierlei Geſetz ſtanden, wodurch die gegenſeiti 
Unterſtützung der Kapitaliſten des ſchwächeren und ſtärkeren Alkohols wenig 
ins Gewicht fiel. Die Schnapskapitaliſten ſahen es gar nicht ungern, wer 
das Geſchäft der Bierkapitaliſten Beſchränkungen erfuhr, und umgekehrt eben] 

In den letzten politiſch ſo wechſelreichen Jahren erhielt auch der Kam 
gegen den Alkohol auf dem Wege der Geſetzgebung neuen, kräftigen Au 
ſchwung. Die Anhänger der Abſtinenz brachten bei dem Ständelandtag vl 
1904/05 eine neue Geſetzesvorlage mit folgenden Hauptpunkten ein: „ 

„1. Alle berauſchenden Getränke fallen unter ein Geſetz; 2. auf dem flach 
Lande iſt ein allgemeines Alkoholverbotsgeſetz und in den Städten bezügli 
des Alkoholverbotsrechtes das Referendum durchzuführen; 3. in allen Stad 
gemeinden, die den Alkoholhandel und den Ausſchank alsdann noch beibehalte 
iſt der Vertrieb alkoholhaltiger Getränke nur nach dem Göteborger Syſte 
zugelaſſen.“ 1 

Das kommunale Verbotsgeſetz in Norwegen lag dieſem Antrag zugrund 
die Antragſteller erwarteten, daß die allgemeinen Abſtimmungen in den Kor 
munen ſicher das Verbot ergeben würden. . 

Aber der Ständelandtag ließ die Vorlage durchfallen, nur die Abgeordnet 
des Bauernſtandes und der Geiſtlichen waren dafür, die übrigen beiden Stan) 
zogen die Vorlage gar nicht zur Beratung. 0 

Damals waren die Führer der Abſtinenzbewegung noch nicht für das Ve 
botsgeſetz im heutigen Sinne. Sie wollten die Schnapsbourgeoiſie und ih 
Freunde nicht jo hart vor den Kopf ſtoßen und glaubten mit geringen 
Forderungen mehr zu gewinnen. Erſt nach dem ſiegreichen revolutionär 
Generalſtreik, als das ganze Volk immer lauter nach einem einheitlichen ſtag 
lichen Alkoholverbotsgeſetz verlangte, konnte die Abſtinenzbewegung auch nie 
umhin, dieſe Forderung in ihr Programm aufzunehmen. 1906 nahm d 
Delegiertenverſammlung der „Freunde der Abſtinenz“ die Forderung des al 
gemeinen Verbotsgeſetzes in die Statuten auf, welche Anfang 1907 in Kra 
traten. „ 


| 
N 


3. Die Hlkoholfrage in der Arbeiterklaffe. | 


„ 

Weder Branntwein noch Bier gehören bis jetzt zu den täglichen Genu 
oder Nahrungsmitteln des finniſchen Volkes. Die alkoholhaltigen Geträn 
werden nur zu Berauſchungszwecken genoſſen, und zwar nach kürzeren od 
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ängeren Pauſen, je nach den Mitteln und Gewohnheiten der Trinker. Die 
Zerauſchung iſt daher ſtets eine größere als bei den germaniſchen Völkern, 
ie an den täglichen Genuß gewöhnt find. Die Bauern trinken gewöhn⸗ 
ich nur auf der Rückkehr aus der Stadt von Jahrmärkten und während 
rößerer Feſttage. Solche Momente bilden alsdann faſt immer die Gelegen⸗ 
eit zu unliebſamen und unglücklichen Exzeſſen, wobei die Verwendung des 
ationalen Meſſerdolches eine gar häufige iſt. Um ſolchen unliebſamen Möglich⸗ 
eiten den Boden zu entziehen, dazu iſt nun die große Mehrzahl des Volkes 
ereit. Auf dem flachen Lande gibt es keine Schankwirtſchaften und Schnaps⸗ 
andlungen, und die Bevölkerung fühlt ſich dadurch nicht beengt, ſondern 
erade im Gegenteil wie vom Alpdruck befreit. Aber der Alkoholhandel in 
en Städten und in den Branntwein⸗ und Bierfabriken bildet auch für die 
andbevölkerung inſofern eine Gefahr, da der Alkohol von dort aus dennoch 
en Weg auch auf das Land findet. Und in den Städten befinden ſich die 
erkaufslokale der Ausſchankgeſellſchaften und die Niederlagen der Bier⸗ 
briken gerade in den von Arbeiterbevölkerung bewohnten und berührten 
ſegenden, wo die alkoholgewohnten Perſonen fie leicht aufſuchen und in ſie 
ntreten können. 

Auch viele von den Trinkern ſind für die geſetzliche Beſeitigung des Alkohols. 
ie trinken nur aus ſchlechter Gewohnheit weiter, weil ſie ſich perſönlich nicht 
herrſchen können. Über das Alkoholverbot würden ſie ſich jedoch freuen, da 
ihnen den Kampf gegen den Alkohol erleichtert. 

Inſofern ſieht das Volk in dem Verbotsgeſetz die konſequente Fortſetzung 

3 längſt aufgenommenen Kampfes gegen den Alkoholismus, da nur durch 
Iches Verbot die letzten Alkoholquellen verſtopft werden können. Und dieſen 
ampf hat die Arbeiterklaſſe ſtets als notwendig anerkannt. 

Seit der Gründung der finniſchen Arbeiterpartei ſtand die Alkoholfrage 
if den Parteikongreſſen immer auf der Tagesordnung. 1903 wurde die 
orderung des allgemeinen Alkoholverbotsgeſetzes als ein Pro— 
ammpunkt angenommen, und 1906 fanden lebhafte Debatten darüber 
itt, ob die Partei von den Vertrauensmännern nicht abſolute 
uthaltſamkeit fordern ſoll. In der angenommenen Reſolution wurde 
e Enthaltſamkeit als ſelbſtverſtändlich für die Vertrauensleute 
r Gewiſſensſache erklärt. Dennoch iſt es keineswegs ſo zu verſtehen, 
> wären die Arbeiterpartei und die Abſtinenzbewegung in allem Hand in 
md gegangen. 

Während die Bekämpfung des Alkohols für die Abſtinenzbewegung als End⸗ 
gilt, betrachtet die Arbeiterpartei dieſen Kampf als einen Nebenkampf 
gen ein ſpezielles Übel in der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft. Daher iſt der 
impf der Arbeiterpartei auch mehr gegen die Inſtitutionen als 
gen die perſönlichen Gewohnheiten gerichtet, während bei den 
Hiinenzvereinen umgekehrt mehr Gewicht auf das Individuum 
legt wird. 

Da die Abſtinenzbewegung älter als die klaſſenbewußte Arbeiterbewegung 
hat ſelbſtverſtändlich die Arbeiterbewegung einiges von der erſten über⸗ 
men. Viele Arbeiter ſind als Mitglieder der Abſtinenzvereine in die Arbeiter⸗ 
ganiſationen eingetreten und vertreten dort ihre Anſichten. Eine große An⸗ 
l der jetzigen Vertrauensleute, Redakteure und Beamte der finniſchen Sozial⸗ 
nokratie ſind aus der Abſtinenzbewegung in die Arbeiterpartei gekommen. 
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Viele ſind auch noch Mitglieder der Abſtinenzvereine, treten häufig als Redn 
in dieſen Vereinen auf und ſuchen die Abſtinenzbewegung ſozialdemokratiſ 
zu beeinfluſſen. Daß die Zahl der Sozialdemokraten in den Abſtinenzvereine 
recht groß ſein muß, beweiſt der Umſtand, daß die Delegiertenverſammlur 
der „Freunde der Abſtinenz“ ſeit einigen Jahren in die Zentralleitung größten 
teils ſolche Perſonen wählte, die ſich ſelbſt für Sozialdemokraten erklären. Er 
auf der letzten Jahresverſammlung bekamen die Bürgerlichen die Mehrhe 
zurück. Keineswegs war aber die Abſtinenzbewegung ſozialiſtiſch. Wenn au 
die führenden Perſonen nicht gerade für den Kapitalismus gearbeitet habe 
ſo doch noch weniger dagegen, inſoweit ſeine Wirkung nicht gerade die B 
kämpfung des Alkohols betraf. Deshalb ging auch die Zahl der ſozialiſtiſch⸗ 
Mitglieder zurück. | | 

Als die Führer der Abſtinenzbewegung bei dem Ständelandtag von 1904/05 d 
Vorlage eines Kommunalverbotsgeſetzes einbrachten, erklärten die Sozia 
demokraten dies für ungenügend. Die Erfahrung hatte ſie bereits gelehn 
daß auf dem Wege des kommunalen Verbots wenig zu erreichen ſei. In einige 
Städten hatte man auf Grund der beſtehenden Geſetze bereits einen Verbotsverſu 
gemacht, der ſich allerdings in viel engeren Grenzen halten mußte, als es je 
beabſichtigt wurde. Aber dieſe Verſuche mußten aufgegeben werden, weil au 
den Nachbarſtädten Branntwein im geheimen ſo viel eingeführt wurde, daß d 
Einſchränkung als vereitelt angeſehen werden mußte. Und es war ganz au 
geſchloſſen, daß alle Stadtkommunen das Verbotsrecht wirklich in dem Sim 
des Verbotes gebrauchen würden. | 

Die Sozialdemokratie hatte damals erneute Gelegenheit, mit allem Nac 
druck das allgemeine Verbotsgeſetz zu propagieren, und während und nach de 
Generalſtreik von 1905 wurde dazu noch mehr Gelegenheit geboten. De 
Verlangen nach einem Verbotsgeſetz wurde ſo allgemein, daß ſelbſt die bürge 
lichen Parteien in ihren Wahlprogrammen dafür eintreten mußten. 2 
Wähler verlangten in der Abgeordnetenwahl von 1907 von allen Kandidate 
daß ſie für das Verbotsgeſetz ſtimmen müſſen. Nur die Schwediſche Voll 
partei war auch jetzt dagegen, da die Schwediſch redenden Wähler es nic 
verlangten. | 

Als die Volksvertretung am 31. Oktober 1907 das Geſetz in endgültig 
Form annahm, jubelte die Bevölkerung im ganzen Lande. Städte wurd 
aus dieſem Anlaß illuminiert, Schulen an dieſem Tage geſchloſſen, Maſſe 
verſammlungen einberufen uſw. — ein Beweis, daß das Geſetz dem V. 
langen des Volkes entſpricht. f 

Die wichtigſten Paragraphen des Verbotsgeſetzes haben folgend 
Wortlaut: a. 

„§ 1. Unter alkoholhaltigen Stoffen find in dieſem Geſetz alle Stoffe verſtande 
welche bei + 15 Grad C mehr als 2 Volumprozent Athylalkohol en 
halten. Ein aus Malz zubereitetes Getränk, das aus mehr als fünfprozentig 
Würze nach der Ballingſchen Skala hergeſtellt iſt, gilt ſtets als alkoholartig, wei 
es nicht einer derartigen Behandlung unterworfen geweſen iſt, daß es kein 
höheren als den oben angegebenen Alkoholgehalt erreichen kann. . 

„S 2. Herſtellung, Einfuhr, Verkauf, Transport, Aufbewahrung und Lageru⸗ 
alkoholhaltiger Stoffe iſt gemäß den Beſtimmungen des vorliegenden Geſetzes n 
zu mediziniſchen, techniſchen und wiſſenſchaftlichen Zwecken geſtattet. 5 

„§ 3. Herſtellung und Einfuhr alkoholhaltiger Stoffe iſt Staatsmonopol u 
darf Privaten nicht übertragen werden. | | 


| 
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„S 29. Dieſes Geſetz tritt am 1. Juli 1910 in Kraft, die Herſtellung und der 
Import alkoholhaltiger Stoffe, ſoweit ſie in dieſem Geſetz nicht erlaubt ſind, iſt 
am 1. Juli 1909 einzuſtellen.“ 

Die Stellung der finniſchen Sozialdemokratie in der Alkoholfrage wird in 
einem Artikel des wiſſenſchaftlichen Organs der finniſchen Sozialdemokratie 
(„Sosialistinen Aikakauslehti“), den das Blatt bald nach der Annahme des 
Verbotsgeſetzes veröffentlichte, ſehr treffend gezeichnet; es heißt dort: 

„Dieſe Frage war der finniſchen Sozialdemokratie von jeher eine Herzensfrage. 
Die organiſierte Arbeiterſchaft vertrat ſchon dann das allgemeine Verbotsgeſetz, als 
die bürgerlichen Abſtinenzapoſtel noch furchtſam die individuelle Enthaltſamkeit 
predigten und ſich höchſtens zur Forderung eines kommunalen Verbotsrechtes ver⸗ 
tiegen, dem allgemeinen Verbotsgeſetz aber noch entgegenwirkten. Die Sozialdemo— 
ratie war damals noch ſchwach, und die Herren ſaßen feſt in der Regierung, wir 
hatten alſo wenig Hoffnung auf die Verwirklichung dieſer wie ſo mancher anderen 
unſerer berechtigten Forderungen. Wir wußten und fühlten es ſehr gut, daß die 
damalige Klaſſenvertretung des Ständelandtags auf ſolche Wünſche des Prole⸗ 
ariats gar kein Gewicht legt. 

„Aber unſer revolutionärer Generalſtreik veränderte die Sachlage zugunſten 
der Verwirklichung des Verbotsgeſetzes mit einem Schlage. Das Proletariat er⸗ 
'berte ſich damals das allgemeine Wahlrecht und die völlige Umänderung der 
Ständevertretung zu der Vertretung des Volkes, und das war auch ein großer 
Schritt in der Sache des Verbotsgeſetzes. Der zweite, nicht weniger bedeutende 
Schritt beſtand darin, daß der Generalſtreik breite Maſſen des Volkes erweckte und 
ver Sozialdemokratie zuführte. Und der dritte große Schritt beſtand endlich in 
der tatſächlichen Durchführung des Alkoholverbots während des Streiks ſelbſt, das 
ie organiſierte Arbeiterſchaft durchſetzte. Obwohl die oberen Klaſſen nach Beendi⸗ 
jung des Generalſtreiks, als ſie die Zügel wieder an ſich nahmen, den Alkohol⸗ 
trom ſogleich auch befreiten, ſo blieb doch der Gedanke des Verbotsgeſetzes dem 
Bedächtnis des Volkes erhalten. Die Generalſtreikwoche bewirkte in den Anſchau⸗ 
ingen unſerer Bourgeoiſie eine fo große Umwälzung, daß ein Teil von ihr auch 
ür das Verbotsgeſetz einzutreten ſich gezwungen ſah, genau wie zu der Umgeſtal⸗ 
ung der Deputiertenkammer. Und ſeitdem wurde dieſe Sache von einer mächtigen 
Zolksbewegung getragen. 

„Dieſer allgemeinen Bewegung ſtemmen ſich nun die Alkoholkapitaliſten mit 
hren Helfershelfern entgegen, eine bedeutungsloſe Sippſchaft, zuſammengeſetzt von 
erſönlichen Intereſſenten, von Alkoholiſten und von Leuten mit niedriger Denkungs⸗ 
rt, die auch in anderen Fragen des Fortſchritts den Standpunkt der ſchwärzeſten 
kückſtändigkeit vertreten. Zur Vervollſtändigung des Bildes ſei geſagt, daß auch 
er jetzige finniſche Senat zu dieſer Sippſchaft gehört — der ſcheinbar mit Hilfe 
es Branntweins und der Polizei unſere Arbeiterbewegung erdroſſeln möchte. 
„Warum die finniſche Sozialdemokratie ſich des Verbotsgeſetzes ſo innig an⸗ 
enommen hat, das verſteht jeder finniſche Arbeiter ohne beſondere Erklärung. 
lber viele von den ausländiſchen Genoſſen ſcheinen uns nicht zu verſtehen. So 
hien man auf dem letzten Parteitag der deutſchen Sozialdemokratie der Anſicht 
4 ſein, daß die Anſtrebung des Verbotsgeſetzes etwas Kleinbürgerliches, Törichtes 
i, wovon ſich die wirklichen Sozialdemokraten am beſten ganz fern hielten, und 
Jarnend betonte man, die finniſche Sozialdemokratie werde das noch bereuen 
tüffen, daß ſie ſich der Sache jo innig angenommen!! 


Alnſere finniſchen Genoſſen müſſen über den Eſſener Parteitag einen Bericht erhalten haben, 
er gerade das Gegenteil von dem ſagt, was ich ausſprach. Laut Protokoll (S. 363) ſagte ich: 
„Unſere Genoſſen in Finnland wollen ein Geſetz erkämpfen, das jede Produktion und 
den Verkauf alkoholiſcher Getränke glatt verbietet. Will man den Alkohoh als ſolchen, 
sgelöſt von allen ſozialen Bedingungen, bekämpfen, dann iſt dieſer radi— 
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„Dieſe Anſchauung ſcheint uns ſonderbar und erklärt ſich nur dadurch, daf 
unſere Verhältniſſe den ausländiſchen Genoſſen ſoweit unbekannt ſind und daß fi 
infolgedeſſen aus den eigenen Verhältniſſen und den Vorurteilen der eigenen Völker 
die Wurzel des Alkoholgenuſſes auch bei dem finniſchen Volke zu finden vermeinen 
und daß man es auch bei uns für unmöglich hält, dieſe geſellſchaftliche Krankheis 
und Verderbnis zu befeitigen, bevor die kapitaliſtiſche Ordnung überhaupt beſeitig 
wird. Beſonders in Deutſchland, wo das äußerſt verbreitete Biergewerbe einer den 
bedeutendſten Erwerbszweige geworden iſt und wo der Biergenuß noch zu den all 
täglichen Gewohnheiten der Mehrzahl des Volkes gehört, mag unſere Forderung 
des Alkoholverbotsgeſetzes wohl wunderlich erſcheinen. Bei uns dagegen werder 
die geiſtigen Getränke zum großen Teile importiert, und gebraucht werden ſie um 
als betäubende Genußmittel und verurſachen daher auch viel Unglück und Gefahr 

„Wir verſtehen es ſehr wohl, daß die Trunkſucht in den ſozialen Verhältniſſer 
wurzelt, daß der Alkoholismus der Gegenwart ein Produkt der kapitaliſtiſchen Or 
ganiſation der Geſellſchaft iſt. Hat ſich ja der Alkoholismus auch bei uns in der 
letzten Jahrzehnten der Entwicklung des Kapitalismus und der damit im enger 
Zuſammenhang ſtehenden Vermehrung des Proletariats der Lohnarbeiter, den 
wachſenden Ausbeutung derſelben, der Verelendung ihrer Wohn⸗ und Familien 
verhältniſſe, der Arbeitsloſigkeit und Verſchlechterung der Lebenshaltung zu einen 
verheerenden geſellſchaftlichen Peſt ausgeartet, unter der gerade die Arbeiterklaſſe 
am meiſten leidet. In dieſen Jahrzehnten entwickelte ſich das Gewerbe der geiſtigen 
Getränke zu einem rein kapitaliſtiſchen Geſchäft, indem die Oberſchicht der bürger 
lichen Klaſſen neben dem Import und der Herſtellung des Alkohols auch den Handel 
und Ausſchank beherrſcht. Mit echt kapitaliſtiſchem Eifer und Rückſichtsloſigkeit ver 
breitet dieſe Alkoholbourgeoiſie mit ihren ſchmarotzeriſchen Handlangern die Ge 
fahren des Alkoholismus mit allen Mitteln und Künſten. Wir erwarten durchaus 
nicht, daß das Verbotsgeſetz die ſozialen Urſachen des Alkoholismus aufheben und 
ideale Zuſtände herbeiführen könnte. Eine große Weltverbeſſerung erwarten win 
davon alſo nicht. Wir wiſſen das ſehr wohl, daß wir auch nach der Durchführung 
des Alkoholverbotsgeſetzes unter dem Kapitalismus verbleiben, der nach wie vor 
Elend, Verderbnis und Verbrechen erzeugen wird. 1 

„Aber trotzdem haben wir nach reiflicher überlegung für unbedingt notwendig 
gehalten, neben dem allgemeinen, gegen den Kapitalismus gerichteten Kampfe noch 
einen ſeparaten Kampf gegen den Alkoholismus zu führen. Wir können dieſen 


kale Vorſchlag der allein wirkſame. Ich kann nur wünſchen, daß unſere finn. 
ländiſchen Freunde nicht die Erfahrung machen, daß das Schmuggeln doch wieder ber 
Alkohol herbeiſchafft. (Sehr richtig!)“ 5 > Ei 

Wogegen ich mich wendete, war das kommunale Schankverbot, die local option. „Die: 
würde zu nichts anderem führen als zu einem Streite innerhalb der Gemeinden, der dir 
Aufmerkſamkeit von der Hauptſache, von dem Kampfe gegen die den Arbeitern feindlicher 
Mächte des Kapitalismus, ablenken würde. Die Einſchränkung der Schankſtätten würde auch 
nur den heimlichen Alkoholgenuß vermehren.“ . | 

Wirklich dasſelbe ſage ich in meiner Broſchüre „Alkoholfrage und Sozial, 
demokratie“ (Seite 25) und füge dort als Anmerkung 20 im Anhang (Seite 51) hinzu 

„Da . . . Rußlands Großgrundbeſitzer und Schnapsbrenner ein ſehr großes Intereſſe 
daran haben, daß ihnen dieſes Abſatzgebiet für ihren Branntwein nicht verſchloſſen wird 
andererſeits die Staaten, welche Wein und Kognak exportieren, das Alkoholverbot als en 
Verſtoß gegen die Handelsverträge anſehen, ſo iſt ſo gut wie ſicher, daß die ruſſiſche Regie 
rung den Beſchluß des finniſchen Landtags für ungültig erklären wird.“ 1 

In der Diskuſſton iſt über die finniſchen Verhältniſſe nicht geſprochen worden. 

Es beruht alſo auf einem Irrtum unſerer finniſchen Genoſſen, wenn ſie annehmen 
auf dem letzten deutſchen Parteitag ſei die Anſtrebung des allgemeinen Alkoholverbots abfällig 
beurteilt worden. Und das Kommunal-Verbotsgeſetz erklärten ja unſere finniſchen Ge. 
noſſen ſelber, wie dieſer Artikel des Genoſſen Martna mitteilt, für ungenügend. E. Wurm 
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ampf mit dem Antimilitarismus vergleichen. Militarismus und Alkoholismus 
nd beide Produkte des Kapitalismus. Obgleich der gegen den Kapitalismus ge⸗ 
ihrte Kampf auch gegen dieſe Produkte des Kapitalismus gerichtet iſt, ſo iſt das 
och noch nicht genug, ſondern die Sozialdemokratie muß außerdem noch einen 
treften Kampf gegen dieſe kapitaliſtiſchen Zwillingsbrüder des Böſen führen, wie 
er „Internationale ſozialiſtiſche Kongreß“ in Stuttgart bezüglich des Militarismus 
inmütig beſchloß. 
„Die Genoſſen in den Ländern der militariſtiſchen Erdrückung verlangen unab⸗ 
iſſig die allgemeine Volksbewaffnung, um den Militarismus zu überwinden, wenn 
überhaupt zu überwinden iſt. So wollen wir auch den Alkoholismus zu über⸗ 
inden ſuchen. Unſere Anſtrengungen im Intereſſe des Verbotsgeſetzes haben uns 
icht im geringſten gehindert, den allgemeinen Kampf gegen den Kapitalismus und 
ie ſozialen Urſachen des Alkoholismus mit gewohnter Energie fortzuſetzen, eben⸗ 
wenig wir Grund zu der Annahme haben, daß die Verwirklichung des Verbots⸗ 
eſetzes unſeren ſozialdemokratiſchen Kampf weſentlich erleichtern könnte. 
Aber ſchon die Annahme, daß die Verwirklichung des Verbotsgeſetzes die Zahl 
er Trinker und durch das Trinken verurſachte Unglücksfälle zu vermeiden vermag, 
eß uns dasſelbe großer Anſtrengungen wert erſcheinen. Wer von uns erlebte 
icht täglich die große Not, das Elend und die Entbehrungen der Angehörigen der 
rbeiterklaſſe, deren direkte Urſachen wir in den geiſtigen Getränken ſuchen müſſen, 
ud die durch das Verbotsgeſetz zum großen Teil beſeitigt werden können. 
„Zweifellos wird aber das Verbotsgeſetz uns noch andere Vorteile bringen, viel⸗ 
icht mehr noch, als wir jetzt vorauszuſehen vermögen. Das Geſetz vermag jeden⸗ 
US erſtens die wirtſchaftliche Macht der Alkoholbourgeoiſie ein wenig zu brechen 
id unſere Lage in demſelben Verhältnis aufzubeſſern, da doch mehrere Millionen 
mützer Ausgaben wegfallen, die das Volk jetzt nicht nur in ganz unproduktiver, 
ndern geradezu ſchädlicher Weiſe für betäubende Genußmittel verausgabt. Vor 
len Dingen vermag das Verbotsgeſetz die Kampffähigkeit und ⸗geſchicklichkeit des 
roletariats zu verbeſſern und ſeine wirtſchaftliche, wie auch ſeine kulturelle Lage 
heben. Die Erfahrung lehrt uns, daß eine Arbeiterklaſſe, der die Kraft zur Be⸗ 
mpfung der Trunkſucht fehlt, auch unfähig iſt, im Kampfe gegen die kapitaliſtiſche 
usbeutung und Unterdrückung erfolgreich zu widerſtehen. Die ärgſten Streik⸗ 
‚eher und Verräter der Arbeiterſache find ebenfalls Trinker, und es hält 
wer, die dem Trunke ergebenen Arbeiter fo weit zu erleuchten, daß fie bleibend 
n Arbeiterorganiſationen beiträten. Das Verbotsgeſetz vermag unſerer Meinung 
ich ſo manchen Arbeiter aus dem bürgerlichen Alkoholduſel zu erwecken und der 
ozialdemokratie zuzuführen. Alſo bedeutet das Verbotsgeſetz unſerer Auffaſſung 
ich eine rechte Kleinrevolution in mehr als einer Beziehung. 
„Alles das hat uns veranlaßt, die Idee des Verbotsgeſetzes unerſchütterlich zu 
rfolgen. 
„Die Annahme des Geſetzes ſeitens der Volksvertretung mit neun Zehntel aller 
timmen iſt ein Beweis, daß unſere Mühe nicht vergeblich war. Freilich be- 
zutet die Annahme des Geſetzes in unſeren unglücklichen politiſchen Ver⸗ 
iltniſſen noch nicht, daß wir das Geſetz ſchon haben. Es iſt möglich, daß 
r ſchwerſte Teil des Kampfes uns noch bevorſteht, wenn unſere Alkoholbourgeoiſie 
id ihre Intereſſen vertretende Regierung ſich einmütig mit den ſchwärzeſten Ele⸗ 
enten Rußlands in Petersburg mit allen Mitteln eine Agitation gegen das Vereins⸗ 
ſetz in Szene ſetzen. Bei der gegenwärtigen Regierung von Rußland dürfte es 
nen nicht ſchwer fallen, einen ablehnenden Beſchluß zu erlangen — von einer 
egierung, die ja neben ihren übrigen Machtvollkommenheiten auch die allein⸗ 
rechtigte und allerhöchſte Herſtellerin des Schnapſes im heiligen Rußland iſt. 
„Wir ſind aber jetzt auf jeden Fall einen Schritt weiter. Unſere Vertreter im 
eichstag haben ihre Pflicht getan. Und die Volksvertreter und das organiſierte 
toletariat werden auch ferner Hand in Hand weiterkämpfen, bis ans Ende. 
leſe Arbeit kann nicht zur Hälfte bleiben.“ 
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Die finnischen Genoſſen ſtehen und kämpfen gegen den Alkoholismus ir 
weſentlich anderen, dem Kampfe günſtigeren Verhältniſſen, und das nicht um 
hinſichtlich der Kapitaliſten, ſondern auch hinſichtlich der Volksgewohnheiten 
und Traditionen. Wenn man dieſen beiden Umſtänden richtig Rechnung trägt 
klärt ſich die Stellung der finniſchen Sozialdemokratie in der Alkoholfrage vor 
ſelbſt, und wir ſtehen nicht mehr wie vor einem ſchwierigen Problem, ſondern 
wie vor einer Entwicklung, die ſich aus den Umſtänden ganz natürlich ergibt 


Zweifeelenpragis in der Literatur. 
Von Georg Davidſohn. 


In Nr. 34 der „Neuen Zeit“ wurde die „Klerikale Zweiſeelene 
einer intereſſanten Analyſe unterzogen. Heute ſoll einmal die Zweiſeelentheori 
und Zweiſeelenpraxis bürgerlicher „Intellektueller“ an ein paar drolliger 
Beiſpielen belegt werden. 

Seit einigen Monaten erſcheinen „Die Bücher des deutſchen Hauſes 
internationale Erzählungsliteratur in geſchmackvollen Bänden, auf vortreff 
lichem Papier brillant gedruckt, feinſinnig geſchmückt und leidlich illuſtriert 
Die Erleſenheit der Autoren, die Vortrefflichkeit des Materials — kurz, di 
quantitativ wie qualitativ ganz außergewöhnliche buchhändleriſche Leiftun 
weckte bei allen Kennern Freude und Erſtaunen, ja ſogar Verblüffung; dem 
man iſt bisher nicht gewöhnt, ſo gute buchhändleriſche Gaben — einzeln 
Bände haben eine Stärke von mehr als 300 Seiten — zu einem Preis vol 
75 Pfennig zu erwerben (jeder Band jeder Serie kann in beliebiger Folg 
gekauft werden). i ; ee 

Auguſt der Scherl hat in den jüngſten Wochen die jtaunend aufg 
Mitwelt durch einen neuen Coup überraſcht: er iſt unter die Volksfreund 
und »beglüder gegangen. Eine „Bibliothek Auguſt Scherl“ (ö) will „ei 
neuer Weg zu guten Büchern“ ſein — ſo heißt es wenigſtens in den gelben 
Proſpekten, die in Hunderttauſenden von Exemplaren in die Maſſen geſchleuder 
werden. Der gute, biedere Auguſt kommt uns alſo wieder einmal „reformatoriſch“ 
fein Ziel iſt nämlich, „dem ganzen Volke den Weg zu den geiſtigen Güter! 
der Kulturwelt zu bahnen“, und zwar ſoll dieſes „ganze Volk“ ſich empor 
leſen! Wie Auguſt ſich das denkt, wird klar, wenn man die Reihe der Autoren 
die er zu präſentieren plant, Revue paſſieren läßt. Da geht's von Bulwe 
zu Conan Doyle „empor“, da lieſt man ſich von Viktor Hugo zu Otto * 
und ae Collins, von Walter Scott zu Theodor Mügge „empor! 
ee genau fo, wie igufts „Berliner Lokalanzeiger“ einen 
mit dem „überaus ſpannenden“ Roman „Im Irrenhauſe“ eingeläutet wurde 
Herrn Xavier de Monteépin blieb die Ehre vorbehalten, das erſte Pferd in 
neuen Zirkus (alias Bibliothek“) Auguſt Scherl zu ſein. Wer iſt Xavier d 
Montepin? Ein „Dichter“ von dermaßen geringen Qualitäten, daß ſelbſt ei 
Mann wie der ganz gewiß nicht anſpruchsvolle Literaturreferent von Meyer 
Konverſationslexikon (große Ausgabe, 5. Auflage) von ihm ſagt: er ſei zohn 
literariſchen Wert“! Und dieſes Montépin Roman „Die Wahrſagerin“ “ 
ſamt den folgenden — bitteren oder ſüßen — Kernen der „Bibliothek Auguſ 
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herl“, ſie werden in einer triſten Schale gereicht: in geſchmackloſem Deckel, 
f miſerablem Papier, in mittelmäßigem Druck. Und das alles zu leihen 
tet pro Band zehn Pfennig. Zu leihen, wohlverſtanden, und wer an 
zem Band länger als eine Woche lieſt, der hat für je drei Tage mehr je 
af Pfennig zuzuzahlen, und wer etwa eins dieſer Bücher kaufen will, der 
iß für Schund wie Monteépins „Wahrſagerin“ ſchon vier deutſche Reichs⸗ 
rk dranwenden! 

Was aber das Allerſchönſte iſt: der fürſorgliche Vater Auguſt will ſeinen 
ſekindern die Qual der Wahl erſparen. Wer einmal Abonnent geworden, 
m werden die Bücher in der von Auguſt beſtimmten Reihenfolge ins 
zus gebracht, weil ſonſt die „Emporleſerei“, vor allem aber Scherls Profit 
haden nehmen könnte. 
* 

Wenn man hört und ſieht, was „Die Bücher des deutſchen Hauſes“ bieten 
id welchen Ungeſchmack Auguſtus Scherl ins Volk zu ſchleudern auf dem 
prung ſteht, ſo muß man meinen: uniſono wird jeder Mann und jede Frau 
m Verſtändnis und von gutem Geſchmack dort billigen, fördern, hier aber 
lehnen, warnen. Und ganz beſtimmt muß man annehmen, daß jeder, der 
nes treffliche Unternehmen der „Bücher des deutſchen Hauſes“ mit einem 
oh⸗ermunternden Worte begrüßt hat, der „Bibliothek Auguſt Scherl“ ſchau⸗ 
nd die Reversſeite zukehren wird. 
Zuviel der Ehre! Wie die folgenden „Gutachten“ beweiſen ſollen, gibt es 
iter den bürgerlichen „Intellektuellen“ in der Tat eine Zweiſeelentheorie und 
ne Zweiſeelenpraxis, von der ſich die Schulweisheit gar manches Hans 
aivus noch nichts träumen ließ. Wir laſſen die „Dokumente“ folgen: links 
ußerungen über „Die Bücher des deutſchen Hauſes“, rechts Urteile derſelben 
erſonen über die „Bibliothek Auguſt Scherl“. 
| Guſtav Falke: 
„Die bisher geſchaffene Auswahl bürgt „Jeder Einſichtsvolle muß den Weg, 
ir Ihre umſichtsvolle Leitung, die nur den Auguſt Scherl mit dieſer Bibliothek 
zutes und jedem etwas bietet. ... Für einſchlägt, gutheißen. Was wir alle 
en Kampf gegen die Schmutz⸗ und Schund⸗ wollen und wünſchen, ein Praktikus zeigt 
teratur find die Bücher des deutſchen uns, wie es zu erreichen iſt. Das 
‚aufes‘ mit Freuden zu begrüßen.“ Programm iſt gut die Liſte der 
erſten fünfzig Bücher bürgt dafür, 
daß man mit Umſicht ans Werk 
eier 
| Ludwig Fulda: 

„. Ich ... glaube zuverſichtlich, daß „Während meines Aufenthalts in den 
zie mit dieſer Bibliothek dem erſtrebens⸗ Vereinigten Staaten von Nordamerika 
ſerten Ziele, weiteſten Volkskreiſen eine hat nichts jo ſehr meine Bewunderung 
eſunde Geiſtesnahrung zu bieten, um erregt, wie die großartigen Einrichtungen 
men weſentlichen Schritt näher kommen des öffentlichen Bibliothekweſens ... 
yerden.“ Mit um fo größerer Genugtuung be⸗ 
| grüßte ich den Plan des neuen Unter- 
nehmens, das mir in hohem Grade 
geeignet erſcheint, den Ameri⸗ 
kanern ihren Vorſprung auf dieſem 
wichtigſten Gebiet der Volksbil⸗— 
dung wettzumachen.“ 
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Paul Oskar Höcker: 
„Die ‚Bücher des deutſchen Haufes‘ 
ſind mehr als ein literariſches Werk: ſie 


ſtellen eine Tat von ſozialer Bedeutung 
dar.“ 


„Die „Bibliothek gut Scherl fm 
meinen vollen Beifall. . 


Joſeph Lauff:! 


„Keine Frage — hier handelt es ſich 
um einen weiteren Fortſchritt im Kampfe 
gegen die Gleichgültigkeit und Schund⸗ 
literatur, um einen heißen Kampf, der in 
letzter Zeit von verſchiedenen Seiten 
aus mit mehr oder weniger Glück 
angeſetzt () wurde. Ich glaube, Sie 
ſiegen unter günſtigem Zeichen!. 
Führer und Waffen ſind gut — und ſo 
wünſche ich denn Ihren erleſenen Truppen, 
den ‚Büchern des deutſchen Hauſes“, ein 
herzhaftes und ſiegreiches „Vorwärts“.“ 


Max Liebermann: 


„. .. Freilich iſt die Schundliteratur 
ebenſowenig auszurotten als die Schund- 
malerei oder⸗muſik.. .. Immerhin dürfte 
kein beſſeres Mittel gegen den Schund 
zu finden ſein als: das Beſte gut und 
billig geben.“ 


„Der Kampf wider die Schundlit 
ratur, der in den letzten Jahren m 
mehr oder weniger Glück ang 
ſetzt () wurde, ſcheint durch die 9 
plante Bibliothek Auguſt Scherl' in ei 
ganz neues Stadium zu treten. 

„Auch der Gedanke, ohne aufdrine 
liche Belehrung in der großen Maſſe . 
Volkes die Kunſt des Leſens zu wecken 
muß als ein glücklicher, ſelbſtloſer (! 5 un 
ſegenbringender bezeichnet werden. 

5 
6 4 

Alle aber werden darin eini 
ſein, daß die Schundliteratur bekämpf 
werden muß, und der Weg, den di 
„Bibliothek Auguſt Scherl“ einſchlägt, ur 
zu dieſem Ziele zu gelangen, ſcheint mi 
ebenſo neu wie richtig, indem Be 
rufenedie Auswahlund die Reihen 
folge, in welcher die „ ge 
leſen werden, treffen. 


Friedrich Naumann: f 5 


.. Ich ... finde, daß die Samm⸗ 
lung ſowohl i in Ausſtattung wie in Aus⸗ 
wahl recht gut iſt und ſich durch einen 
billigen Preis vorteilhaft auszeichnet. 
Eine beſondere Empfehlung wird nicht 
nötig ſein, da dieſe Sammlung ſich ganz 
von ſelbſt ihren buchhändleriſchen Weg 
bahnen wird.“ 


Friedrich Paulſen: . 


Es gibt wirklich für den Leſer 
ſchlechter und ſchmutziger Leihbibliotheks⸗ 
ware (oder für den Käufer elender Hinter⸗ 


1 Man beachte den „Stil“ und die „Fülle“ der „Gedanken“, die ſich drüben in die: 


jelben Worte kleiden wie hüben. G. D. 


.. Wenn die Bibliothek Auguf 
Scherl als ſtarke Konkurrenz auf den 
Kolportagemarkt auftritt, ſo iſt das meine 
Erachtens nur zu begrüßen 

„In dieſem Falle aber ſoll dem Leſe 
nichts geſchenkt werden, nur ſoll er ein 
gewiſſe Garantie erhalten, daß ihm wirk 
liche Literatur geboten wird und nich 
Margarine ſtatt Butter. Das iſt aud 
der einzige Grund, aus dem ich 
ein Wort für dieſes Unternehmer 
zu ſchreiben bereit bin. 

„Die vorliegende Auswahl von Schrift 
werken iſt, ſoweit meine Kenntnis dei 
einzelnen Werke reicht, eine durchaus 
gute., . 


ER 


„Den zahlreichen Unternehmen, unſe 
rem Volke gute Lektüre zu wohlfeilen 
Preiſe zuzuführen, tritt in dem von 


| 


| 
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ppenliteratur — und ſchnöder Vorder⸗ 
ppenliteratur, füge ich hinzu —) hin⸗ 
t keine Entſchuldigung mehr.“ 


| 
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Herrn Auguſt Scherl geplanten ein neues 
und eigenartiges zur Seite. Ich 
wünſche dem großgeplanten Unternehmen 
großen Erfolg. ...“ 


Wilhelm Raabe: 


„Solche Ausſtattung für 75 Pfennig 
freilich noch nicht dageweſen, und wie 
6 den deutſchen Bücherkäufer kenne, greift 
mit beiden Händen zu.“ 


„ . . Wenn ein ſolches Werk nicht 
fergreifenden Einfluß auf Geſchmack 
d Bildungsfreudigkeit des deutſchen 
Akes üben ſollte, dann wäre freilich 
ber Kampf mit der Schund⸗ und 
handliteratur ausſichtslos!“ 


| 


| 
| 
| 


„Mit dem, was Ferdinand Avenarius 
über die Sache gejagt hat, kann ich mich 
vollſtändig einverſtanden erklären.“ (Ave⸗ 
narius iſt entzückt über den Gedanken 
des „Emporleſens“; er erwartet von der 
„Bibliothek Auguſt Scherl“ einen „großen 
Nutzen für unſere Kultur“!) 


Franz v. Schönthan: 


„Das neue Unternehmen ſcheint mir 
in ſeiner grundlegenden Idee und in 
allen organiſatoriſchen Einzelheiten ſo 
überaus glücklich gefunden, daß man ihm 
— und dem deutſchen Volke — nur von 
ganzer Seele wünſchen kann, es möge 
auch wirklich gelingen, dieſen herrlichen 
Plan in Tat und Leben umzuſetzen.“ 


Berta v. Suttner: 


BR Wie wird ſich das geiſtige und 
tliche Niveau des Volkes heben, wenn 
(he Lektüre in ſeine Mitte dringt. ... 
3folltedie Sitte einreißen (sich), daß jedes 
cautpaar des Mittelſtandes, wie es ſich 
nen gefüllten Wäſcheſchrank anſchafft, 
gen mit dieſer Sammlung gefüllten 
ücherſchrank einſtellte.“ 


| 


| 


„ Ich weiß aus Erfahrung, wie 
el ein gutes Buch bei einfachen Menſchen, 
e noch nicht an der überfülle einer 
ibliothek leiden, zu bedeuten hat. 
ch freue mich, daß dieſer Preis es gar 
elen ermöglichen wird, in den Beſitz 
lcher Bücher zu gelangen.“ 


* 


„. . . Doppelten Dank einem Unter: 
nehmen, das die Heimſtätten mit guten 
Büchern überſchüttet. Der ganze Plan 
mit dem hochidealen Zwecke und der 
großartigen, faſt amerikaniſch anmutenden, 
praktiſch angepackten Durchführung er⸗ 
öffnet weite Ausblicke. Ich habe bisher 
nur den Proſpekt geleſen und dabei eine 
helle Freude empfunden. ...“ 


Hans Thoma: 


„. .. jo finde ich die Idee der ‚Biblio- 
thek Auguſt Scherl“ ſehr gut. ...“ 


EE 


So! Nun kann das „Emporleſen“ beginnen. Deutſchlands „Intellektuelle“ 
außer den oben zitierten hat Auguſt Scherl als Schwurzeugen ergattert Leute 


ie Otto Ernſt, Julius Hart, Detlev v. Lilieneron, Graf v. Pojadowsty, 


eter Roſegger, Mara Viebig und andere) ſind bereit, Arm in Arm mit 


kontepin, Friedrich © 


riedrich, Conan Doyle und Konſorten das zwanzigſte 
ahrhundert in die Schranken zu fordern! 
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Ein Normalarbeitstag für die Landwirtſchaft. 
Von L. H. Mansholt (Weſtpolder, Provinz Groningen, Holland).“ 


Wenn von der Einführung eines Zehnſtundentags in der Induſtrie 
Rede iſt, fehlt es den Fabrikanten und ihren Wortführern nie an Argumente 
die die Unmöglichkeit dieſer Maßnahme dartun ſollen. Um wieviel gröf 
würde aber der Haufen Beſchwerden ſein, wenn es ſich um die Einführu 
eines Normalarbeitstags in der Landwirtſchaft handelte! Wie würden da d 
„Anforderungen des Betriebs“ herhalten müſſen! Deshalb iſt es angebrad. 
den Landwirten mit aller Deutlichkeit vor Augen zu führen, daß die Ausfül 
barkeit unſerer Programmforderung nicht nur wünſchenswert, ſondern au 
vollkommen möglich iſt. Ich glaube nachweiſen zu können, daß der Betri 
dabei durchaus nicht ruiniert wird. | 

Beſonders deshalb iſt es erwünſcht, daß die Vorzüge und die Möglich 
einer beſchränkten Arbeitszeit in der Landwirtſchaft noch einmal eingehend 0 
örtert werden, weil unſere deutſchen Genoſſen Kautsky und David die 
Arbeiterforderung gegenüber eine außerordentlich ſchwächliche Haltung ei 
nehmen. Und gerade dieſe beiden Genoſſen werden in dieſem Lande imm 
als Sachverſtändige in der Agrarfrage angeführt. 4 

Zwar verneint Kautsky nicht entſchieden die Möglichkeit eines Norme 
arbeitstags in der Landwirtſchaft. Er weiſt ſogar mit Befriedigung dara 
hin, daß er in Deutſchland an einigen Orten eingeführt wurde — wenigſtel 
wenn man darunter Arbeitstage verſteht, deren Anfang und Ende nicht me 
völlig von der Willkür abhängen. Er weiſt auf Orte hin, in denen „ho 
ein „Normal”arbeitstag für die Landarbeiter von 5 oder 6 Uhr des Morgen 
bis 7 oder 8 Uhr des Abends beſteht! Was man nicht alles unter „norma 
verſteht! 3 


Kautsky möchte für den Sommer einen geſetzlichen Zehnſtundentag für d 
Landwirtſchaft haben, aber er beabſichtigt dabei ſofork, Überſtunden zu g 
währen. Auch will er den Intereſſenten — das heißt den Bauern ad) 
Sorge dafür überlaſſen, daß die geſetzlichen Beſtimmungen eine genügen! 
„Elaſtizität“ in Übereinſtimmung mit den Anforderungen des Betriebs b 
kommen. 

Auch will er das Geſinde von der ganzen geſetzlichen Regelung ausſchließel 
Dieſe Leute ſollen ſich ſelbſt um etwas mehr Ruhetage bemühen „ 
ff „ 

In der Tat, es nimmt nicht wunder, wenn David ſich in ſeinem „Sosic 
lismus und Landwirtſchaft“ über dieſen „normalen“ Arbeitstag Kautsky 
luſtig macht. 1 

Schade nur, daß David in dieſer Sache noch peſſimiſtiſcher urteilt al 
Kautsky. Er ſagt buchſtäblich (S. 309): „Halten wir nun zwar eine bi 
friedigende Löſung der Arbeitszeitfrage im Großackerbau ‚on in der kapite 
liſtiſchen Gejellichaft‘ für unmöglich . ., jo können doch inſoweit Beſtim 
mungen über Beginn und Schluß der Arbeit getroffen werden, daß der 
Arbeiter die Zeit für Schlaf und Erholung nicht unter das Maß des phyſic 
logiſch Notwendigen herabgedrückt werden darf.“ = 

Dieſer Artikel erſchien zuerſt in unſerem holländiſchen Bruderorgan „Het Volk 


Er erſcheint uns auch für die deutſchen Genoſſen ſehr beachtenswert. Die Redaktion 
Ich berichtige dieſe Darſtellung in einem Nachwort. 
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Iſt es nicht, als wenn man einen beliebigen oſtelbiſchen Junker reden hörte? 

Wird eine ſolche Haltung von Parteigenoſſen bewirken können, daß die 
lurgeoiſie in dieſer Sache etwas zugunſten der Landarbeiter tut? Iſt dies 
Standpunkt für Genoſſen, die in der deutſchen Partei voranſtehen, ſie, die 
| ihrem Programm einen Normalarbeitstag von höchſtens acht Stunden 
dert, während dasſelbe Programm ausdrücklich die Gleichſtellung der Land- 
heiter und der Dienſtboten mit den induſtriellen Arbeitern verlangt? 


Eine geſetzliche Beſchränkung der täglichen Arbeitszeit in der Landwirtſchaft 
15 höchſtens zehn Stunden im Sommer und acht Stunden im Winter wäre 
e nicht eine unmögliche Forderung an den Betrieb. Über die Wünſchbarkeit 
ler Verkürzung der Arbeitszeit für die Arbeiter braucht man keine Worte 
verlieren. Daß es auch für die Arbeiterbewegung von höchſter Wichtigkeit 
daß die Arbeiter nicht jeden Tag ihr letztes Quentchen Arbeitskraft in den 
trieben ihrer Ausbeuter verausgaben, braucht auch nicht erörtert zu werden. 
1 viele ſich aber noch immer durch die Berge von Einwänden beeinfluſſen 
(fen, die die Männer der Praxis — in dieſem Fall die Bauern — zum 
uchweis der vollſtändigen Unmöglichkeit eines Normalarbeitstages beibringen, 
es angebracht, dieſe Einwände auf ihren Gehalt zu prüfen. 

Woher kommt es, daß der Bauer zu einer beſtimmten Zeit des Jahres oft 
es daranſetzt, die Arbeitsleiſtung ſeiner Arbeiterſchaft bis ins Unglaubliche 
ſteigern? Das kommt nicht von einer zeitweilig ſtärkeren Nachfrage nach 
di Produkten, wie dies zeitweilig in der Induſtrie der Fall iſt, ſondern von 
0 Furcht, die richtige Zeit für das Schneiden des Getreides vorübergehen zu 
[ſen oder einen Teil der Ernte durch ungünſtiges Wetter verderben zu ſehen. 
Nun liegt es auf der Hand, daß der Bauer, der in ſeinem ganzen Betrieb 
ir ein einziges oder nur ein paar Gewächſe anbaut, einen Mangel an Arbeits⸗ 
liften bekommen muß, wenn er dieſes Gewächs, das zu einer beſtimmten 
10 reif wird, innerhalb einiger Wochen ſchneiden und ernten muß. Dieſem 
angel ſucht er dann durch entſetzlich lange Arbeitstage ſeiner Arbeiter teil- 
ie abzuhelfen. Fragt man einen ſolchen Bauer, ob ein zehnſtündiger Arbeits- 
z im Sommer möglich ſei, ſo kann man zehn gegen eins wetten, daß er mit 
ein antwortet. Ihm wäre ein 24ſtündiger Arbeitstag nicht zuviel, wenn nicht 
109 Nacht zur Einſtellung der Arbeit nötigte. 
0 
| 


Dies beweiſt jedoch gar nicht die Unmöglichkeit eines Zehnſtundentages, 
idern bloß, daß die Betriebseinrichtung verkehrt iſt. Wo findet man 
ſerhaupt in der Landwirtſchaft periodiſch den längſten Arbeitstag? Gerade 
he wo die Betriebsweiſe noch auf einer niedrigen Stufe ſteht, wo der Frucht: 
ichſel noch nicht oder faſt nicht angewandt wird, wo gar keine oder nur 
genügende Fürſorge getroffen wird, um die Produkte während des Nach⸗ 
fens auf dem Felde vor ungünſtiger Witterung zu ſchützen — kurz, wo eine 
ſckſtändige, wenig intenſive Anbaumethode befolgt wird. 
Der geſetzliche Zehnſtundentag für die Landwirtſchaft würde für ſolche rüd- 
Indige Betriebe in der Tat bedeutende Schwierigkeiten mit ſich bringen. 
ürde aber dieſe Maßnahme nicht umgekehrt als ein kräftiger Anſporn wirken, 
dlich einmal nach beſſeren Betriebsmethoden auszuſchauen und den alten 
hlendrian aufzugeben? 
| Ein weitgehender Fruchtwechſel iſt überall vorteilhaft, ſowohl für 
N Landwirtſchaft wie für die Arbeiter. Der Bauer hat dabei den Vorteil, 
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daß er feine Arbeiten über einen großen Teil des Jahres verteilen kann. 9. 
Betriebe der Groninger Marſchbauern zeigen, was damit alles zu erreichen 
Nicht nur bauen die Groninger Bauern zehn oder mehr Gewächſe an, ſonde 
von mehreren Arten noch einige Varietäten, deren Zeit der Reife um etw 
verſchieden iſt. In dieſer Weiſe iſt es möglich, ſchon im Juni mit der Err 
(Kleeheu) anzufangen und damit faſt regelmäßig bis zum November (Rübe 
fortzufahren. Die Erntearbeiten währen dabei ungefähr ein halbes Jal 
während ſie bei dem einfachſten Fruchtwechſel innerhalb einiger Wochen od 
Monate beendet ſein müſſen. | 1 

Und nicht nur die Erntearbeiten, ſondern auch die Vorbereitungsarbeite 
Jäten, Pflügen und Eggen, können bei einem weitgehenden Fruchtwechſel glei 
mäßiger, alſo beſſer ausgeführt werden. In den Groninger Betrieben iſt d 
Sucht zur maßloſen Verlängerung der Arbeitszeit auch bei weitem nicht 
ſtark wie in den meiſten anderen Gegenden des Landes. Man kommt hi 
meiſt dem Zehnſtundentag ſchon ziemlich nahe, und dies faſt ohne irgendwele 
Aktion der Landarbeiter. | 0 

Das von mir bewirtſchaftete Bauerngut ift 90 Hektar groß, wovon 80 Hektı 
Ackerland, iſt alſo eines der größten dieſer Provinz. Wie auf den meiſt 
hieſigen Gütern iſt die Betriebsweiſe intenſiv. Der Ernteertrag pro Hekte 
übertrifft zweifellos den Durchſchnitt der holländiſchen Landwirtſchaft — ſowe 
der Statiſtik zu trauen iſt — um das Doppelte. Dennoch wird hier, auch 
der ſchlimmſten Zeit, nicht länger als 9½ Stunden pro Tag, ausſchließlü 
der Ruhepauſen, und im Winter 8 Stunden gearbeitet. Die Zeit für de 
Weg zum Acker und zurück iſt darin inbegriffen. Dennoch iſt keine Rede davoı 
daß ein Teil der Ernte verdirbt. Alle Arbeiten können zeitig und ohne da 
Aufgebot ungewöhnlich vieler Arbeitskräfte fertiggeſtellt werden. Dies win 
ſelbſtverſtändlich unmöglich, wenn nicht ein weitgehender Fruchtwechſel ang 
wandt würde und wenn man nicht Vorkehrungen gegen das Verderben de 
Ernte während des Nachreifens träfe. Dabei werden hier viele leicht ven 
derbende Produkte gewonnen, wie Heu, Flachs und Erbſen. . 

Die anderen zahlreichen und großen Vorteile des Fruchtwechſels brauche 
hier nicht behandelt zu werden. Wir erwähnen bloß, daß die Fruchtbarke 
des Bodens beſſer erhalten bleibt, daß weniger Pflanzenkrankheiten vorkomme 
und daß bei dem Schwanken der Produktenpreiſe, bei Hagelſchlag und der 
gleichen das Riſiko weniger groß iſt. a 

Nun wird zweifelsohne nicht jeder Boden für einen weit durchgeführte 
Fruchtwechſel gleich geeignet ſein, aber es iſt doch ſicher, daß dieſer in dei 
meiſten Gegenden bedeutend ausgedehnt werden kann. 5 

Schlendrian und Unwiſſenheit bei den Bauern ſind nur allzuoft Hemm 
niſſe einer zweckmäßig eingerichteten Betriebsweiſe. Da nun die geſetzlich 
Einführung eines Normalarbeitstages in der Landwirtſchaft ein Segen fü 
die Arbeiter iſt und zugleich als kräftiger Reiz für die Einführung zweck 
mäßiger Kulturmethoden wirken kann, werden wir uns jedem Verſuch bürger 
licher Parteien, die Landarbeiter ähnlich wie bei dem Unfallverſicherungsgeſel 
aus dem Geſetz zur Regelung der Arbeitszeit auszuſchließen, bis aufs äußerſt 
widerſetzen müſſen. | 5 

Und vor allem: wir dürfen nicht unfere Zuſtimmung dazu geben, dal 
Hintertürchen à la Kautsky offen bleiben, denn fie find wirklich nicht nötig 
die bürgerlichen Parteien verſuchen doch ſchon immer, fie möglichſt weit zi 
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nen. Das iſt ja ſelbſtverſtändlich; wer nicht kräftig in die Arbeitsverhältniſſe 
greifen will, der legt bald großes Gewicht auf die „praktiſchen“ Einwände 
Unternehmer, um damit ſeinen Mangel an Entſchiedenheit zu entſchuldigen. 
ie geſetzliche Regelung des Normalarbeitstages in der Landwirtſchaft darf 
keinen Fall durch allerhand Ausnahmebeſtimmungen wirkungslos gemacht 
den. Die beſondere Natur des Betriebes erleichtert ohnehin ſchon eine Um: 
hung des Geſetzes, und vorläufig werden die Gewerkſchaften ſich noch oft für 
richtige Durchführung der geſetzlichen Beſtimmung ins Zeug legen müſſen. 
Ich weiß allerdings, daß es Gegenden gibt, in denen die Erntearbeiten 
ſtärker anhäufen werden als in anderen, zum Beiſpiel in den Grasländern 
ſieslands. Würde dort aber nicht ein bedeutender Teil der Arbeiten durch 
gaſchinen und Wanderarbeiter ausgeführt werden können? Wir find nicht 
zen Wanderarbeit, wenn nur nicht, wie es oft geſchieht, die Arbeiter wie 
nde beherbergt werden, ſondern für gute Wohnungen geſorgt wird. 

Und ſchließlich: wenn es Gegenden gibt, wo in der Tat eine bedeutende 
lrkürzung der Arbeitszeit erhebliche Beſchwerden mit ſich bringt, die ſich auch 
t gutem Willen nicht vermeiden laſſen, fo ſtehen für uns die Ruhe und die 
die eigene Bildung zu verwendende Muße einer großen Klaſſe von Land⸗ 
Heitern höher, als der finanzielle Vorteil der Grundbeſitzer, deren Einkommen 
n Teil auf ſolcher barbariſch langen Arbeitszeit beruht. 


| * 


| * 
. Nachwort. 

Wenn ich zu dieſen Ausführungen das Wort ergreife, geſchieht es nicht, um 
zen ihren fachlichen Inhalt zu polemiſieren. Im Gegenteil, ich ergreife das 
rt, um dagegen zu proteſtieren, daß Genoſſe Mansholt mich in Gegenſatz zu 
inen Ausführungen zu bringen ſucht, die meine wärmſte Sympathie finden. 
Es beruht auf einer völligen Verkennung der Ausführungen meiner „Agrar- 
ge“, wenn er mir Schwächlichkeit und Unentſchiedenheit in der Verfechtung des 
Armalarbeitstags vorwirft. 

Ich kann mir die Auffaſſung des Genoſſen Mansholt nur dadurch erklären, 
5 er bei der Lektüre meines Buches David als ſein Vademekum benutzte — als 
nen „Referentenführer“. David hat nie das Bedürfnis gezeigt, meine „Agrar: 
0 e zu verſtehen, ſondern ſtets nur das, ſie ins Lächerliche zu verdrehen, und er 
t in dieſem Falle doppelten Grund dazu, da ich ein entſchiedener Verfechter des 
tſtündigen Normalarbeitstags auch für die Landwirtſchaft bin, David dagegen 
Intereſſe feiner Bauern vom Normalarbeitstag nichts wiſſen will. Ich ſtehe 
do auf demſelben Boden wie Mansholt. 

Genoſſe Mansholt macht ſich darüber luſtig, daß ich von einem „Normal⸗ 
Heitstag“ für Landarbeiter ſpreche, der von 5 Uhr morgens bis 8 Uhr abends 
ert. Es ſei doch widerſinnig, da von einem Normalarbeitstag zu reden. Genau 
höhnt mich auch David. Sie ignorieren, daß ich dieſe Fälle vorführe nicht als 
uſter des Normalarbeitstags, den wir verlangen, ſondern als Beweis dafür, daß 
Technik der Landwirtſchaft die Feſtſetzung beſtimmter Grenzen des Arbeits⸗ 
s keineswegs ausſchließt. Dabei iſt aber zu bemerken, daß ſelbſt dieſe un⸗ 
wblich langen Normalarbeitstage bereits Verkürzungen der Arbeitszeit 
eſtellen, welche die Landarbeiter erlangten. Ohne dieſe Feſtſetzungen wäre auf 
in großen Gütern, bei denen ſie eingeführt wurden, die Arbeitszeit noch länger. 
io gar ſo lächerlich, wie es David und Mansholt erſcheint, iſt ſelbſt dieſer 
Urmalarbeitstag nicht. Aber ſelbſtverſtändlich iſt der Normalarbeitstag, den ich 
lange, etwas ganz anderes. Ich ſage darüber in meiner „Agrarfrage“ im An⸗ 
luß an einige Beiſpiele von Normalarbeitstagen der eben beſprochenen Art: 
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„Bir haben alſo die Anfänge eines Normalarbeitstags in der Landwin 
ſchaft auch in Deutſchland bereits vor uns, und wenn dieſe Anfänge noch 
dürftig ſind, iſt daran weniger die Eigenart der landwirtſchaftlichen Produktio 
als die große Abhängigkeit der landwirtſchaftlichen Arbeiter ſchuld, deren Mar 
nur gering iſt, eine Verkürzung der ee und eine regelmäßige Innehalku 
derſelben zu erzwingen. 

„Um ſo mehr haben ihre Genoſſen in der Induſtrie dafür zu ſorgen, d. 
die Geſetzgebung ihnen bringt, was ſie aus eigener Kraft nicht e 
können. 

„Die Beſtimmung der Grenze des landwirtſchaftlichen Normalarbeitste, 
geht über den Rahmen der vorliegenden Arbeit hinaus; wie in der Induſtt 
wird wohl auch in der Landwirtſchaft die jeweilig praktiſch erreichbare Gren 
ziemlich verſchieden ſein, um ſo mehr, da ſie nicht bloß durch objektive techniſg 
Faktoren, ſondern auch durch ſehr ſubjektive Machtfaktoren beſtimmt wird. W 
ſehen aber keinen Grund, warum nicht in der Landwirtſchaft ebenſo wie in d 
Induſtrie der achtſtündige Arbeitstag das Ziel der Arbeiterbewegung 
bezug auf die Länge des Arbeitstags ſchon in der kapitaliſtiſchen sr 
ſchaft fein ſollte.“ 9 

Ich führe dann weiter aus, dieſer Arbeitstag wäre am beſten wohl 15 
Weiſe durchzuführen, daß man ihn für den Winter auf ſechs, für den Somm 
auf zehn Stunden feſtſetzt. Man ſollte glauben, daß Genoſſe Mane dan 
zufrieden ſein und in mir einen Bundesgenoſſen begrüßen könnte. 

Aber freilich, er findet einen Pferdefuß in meinem Vorſchlag. Gerade fo w 
David erklärt er: 

„Kautsky beabſichtigt dabei ſofort, überſtunden zu gewähren. Auch will ö 
den Intereſſenten — das heißt den Bauern — die Sorge dafür überlaſſen, de 
die geſetzlichen Beſtimmungen eine genügende Elaſtizität in Uberktuß ag m 
den Anforderungen des Betriebs bekommen.“ | 

Was habe ich in Wirklichkeit geſchrieben? 

„Auch werden Üüberſtunden bei Elementarereigniſſen und für mand 
dringende Erntearbeiten zu gejtatten fein. Doch brauchen wir uns da 
über nicht den Kopf zu zerbrechen. Kommt es einmal zur Feſtſetzung de 
landwirtſchaftlichen Normalarbeitstags, dann werden die Intereſſenten ſchon fi 
feine nötige Elaſtizität ſorgen. Die Aufgabe der Sozialdemokratie wird dan 
nicht dahin gehen, auf dieſe Elaſtizität bedacht zu ſein, ſonder 
darauf, daß ſie nicht zur Willkür wird, die jede Beſch rie 0 
Arbeitszeit illuſoriſch macht.“ 

Man ſollte doch glauben, daß das deutlich genug iſt. Von überſtunden g 
unbegrenztem Maße iſt keine Rede, ſondern nur von ſolchen bei außergetde 
Anläſſen. | 

Mansholt⸗David ſcheinen zu glauben, eine derartige Überftundenbeftimmung fi 
unverträglich mit dem Weſen eines Normalarbeitstags. Da muß man ſie do 
darauf hinweiſen, daß mit den Beſtimmungen eines Normalarbeitstags für di 
Induſtrie ſtets auch Beſtimmungen für die Geſtattung von Überjtunden in a 
nahmsweiſen Notfällen verbunden find. 

Auch die Sozialdemokratie lehnt ſolche Ausnahmen nicht von vornherein al 
So heißt es zum Beiſpiel in dem Entwurf eines Arbeiterſchutzgeſetzes, den unſer 
Parteifraktion im Reichstag 1884/85 einbrachte, nachdem er die Arbeitszeit alle 
über ſechzehn Jahre alten Arbeiter in der Induſtrie auf höchſtens zehn Stunde 
feſtgeſetzt hat: 

„Das Arbeitsamt it befugt, eine Verlängerung der geſetzlichen Arbeit? 
ſchicht um höchſtens zwei Stunden täglich und auf höchſtens drei Wochen aus 
nahmsweiſe zu geſtatten, wenn Naturereigniſſe oder Unglücksfälle den a 
mäßigen Betrieb unterbrochen haben.“ | 
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Gerade eine ſolche Beſtimmung ſehe ich auch für die Landwirtſchaft vor. Wie 
herlich, nicht wahr? Von einem praktiſchen Landwirt kann man freilich nicht ver⸗ 
gen, daß er mit den Beſtimmungen der Arbeiterſchutzgeſetze vertraut iſt. Wohl 
zr ſollte man bei einem ſozialdemokratiſchen Abgeordneten und Referentenführer 
bißchen Sachkenntnis auf dieſem Gebiet vorausſetzen dürfen. 

Natürlich kann mit den Ausnahmebeſtimmungen grober Unfug getrieben 
rden. Es fällt mir aber auch nicht ein, den Bauern die Sorge für die „nötige 
Aiſtizität zu überlaſſen“, ſondern ich erkläre es für unſere Aufgabe, wenn es ein⸗ 
zum Erlaß eines Normalarbeitstags für die Landwirtſchaft kommt, dafür zu 
gen, daß die Intereſſenten nicht mehr Ausnahmebeſtimmungen hineinbringen, als 
zich die Betriebstechnik unumgänglich geboten find. 

Ans Herz gewachſen ſind mir die Ausnahmebeſtimmungen nicht. Sollte in der 
idwirtſchaft keine techniſche Notwendigkeit für ihre Einführung beſtehen, um fo 
ſer. Ich verzichte auf ſie mit Freuden. Wer mir eine gegenteilige Anſchauung 
gerſchiebt, verkennt gröblich meine Ausführungen. 

Nicht minder gilt das von der Behauptung Mansholts, ich wolle „das Geſinde 
ir der ganzen geſetzlichen Regelung ausſchließen. Die Leute ſollen ſich ſelbſt um 
mas mehr Ruhetage bemühen.“ 

Wo hat denn Genoſſe Mansholt das gefunden? Vielleicht bei David, ſicher 
iht bei mir. Was ich ausführe, iſt folgendes: Die Art der landwirtſchaftlichen 
beit in Haus und Hof des Bauern iſt eine andere als die der Feldarbeit. 
r die letztere halte ich den Normalarbeitstag ſehr wohl für praktiſch möglich, 
gegen kann ich mir ſeine Durchführung für die Arbeiten im Haushalt und im 
lihſtall des Bauern nicht gut vorſtellen. So muß wohl der Arbeiterſchutz für die 
beiten im Hauſe des Bauern andere Formen annehmen wie für die Feldarbeit. 
)3 die zweckmäßigſte Forderung erſcheint mir da die Sicherung von beſtimmten 
nhetagen für das Geſinde: | 

„Das ſtrenge Verbot aller nicht unbedingt nötigen Arbeiten am Sonntag 
1) die Sicherung jedes zweiten Sonntags als völlig freier Tag für das 
finde find unerläßlich, auch wenn in der Landwirtſchaft ein Normal: 
beitstag eingeführt wird.“ 

Das bezeichnet Mansholt als „Ausſchließung“ des Geſindes von der „ganzen 
* Regelung“, und er findet, daß David ſich mit Recht darüber luſtig 
cht. 

Ich muß zu meinem Bedauern geſtehen, daß ich deutlicher, als ich hier getan, 
ih nicht mehr auszudrücken vermag. 

Natürlich behaupte ich nicht, daß ich mit meinen Forderungen unter allen Um⸗ 
19 das Richtige getroffen habe. Hier beuge ich mich gern vor den Praktikern. 
ben dieſe zweckmäßigere Vorſchläge zu machen, werde ich ſie gern akzeptieren. 

| Gerade weil Genoſſe Mansholt ein Praktiker iſt, erſcheinen mir ſeine Aus⸗ 
rungen jo bemerkenswert. Freilich erſchöpfen fie die Frage nicht. Es handelt 
ö vor allem darum, zu erfahren, inwieweit Mansholts Erfahrungen allgemeine, 
gieweit ſie bloß lokale Geltung beanſpruchen können. Sehr erwünſcht wäre es 
Jer, wenn auch andere praktiſche Landwirte unter den Genoſſen zu dieſer Frage 
Wort ergriffen. Für den Landarbeiterſchutz im Reichstag und in den Land⸗ 
5 ſowie eventuell auch in jenen Gemeinden einzutreten, die Landwirtſchaft treiben, 
iſt eine unſerer wichtigſten Aufgaben, beſonders wichtig in Zeiten der Kriſe, 
das Sicherheitsventil auf dem Lande, die Abwanderung in die Induſtriebezirke, 
ſtopft iſt. Die großen Landarbeiterſtreiks in Italien ſetzen die Frage des länd⸗ 
en Normalarbeitstags auf die Tagesordnung. In Deutſchland und namentlich 
ſeußen ſind die gewerkſchaftlichen Methoden für die Landarbeiter verrammelt. 
N jo notwendiger, daß wir die Geſetzgebung zu ihrem Schutze aufrufen. 

Und dabei werden wir nicht unter das Maß jener Forderungen gehen dürfen, die ich 
95 zehn Jahren in meiner Agrarfrage aufſtellte und die jetzt die italieniſchen Land⸗ 
weiter verfechten, die auch Genoſſe Mansholt begründet. Wir müſſen es entſchieden 


370 Die Neue dei 


ablehnen, mit dem vorlieb zu nehmen, was David als fein Ideal des Arbeite 
ſchutzes auf dem Lande bezeichnet, mit Beſtimmungen, die bewirken, daß dem Ab 
beiter „die Zeit für Schlaf und Erholung nicht unter das Maß des phpſiologſ 
Notwendigen herabgedrückt werden darf“. 

An den herrſchenden Klaſſen wird es liegen, ob und wieviel von unſeren Xı 
trägen verwirklicht wird — dieſe Anträge ſelbſt aber werden den Landarbeiten 
am handgreiflichſten zeigen, was ſie von der Stärkung der Soze dene 
erwarten haben. 

Es gibt keine beſſere Form der Landagitation als die der Agitation für ein! 
ausreichenden Arbeiterſchutz, namentlich den Achtſtundentag auch für die Lan 
arbeiter. Das iſt weit wichtiger und nützlicher für uns als aller Schutz für die b 
ſitzenden Bauern. K. m 


Die Rentabilität der ſchweizeriſchen Landwirtfchaft. 
Von Dr. J. Hz. 4 


Die unter dieſem Titel jüngſt erſchienene Schrift des ſchweizeriſchen Bo 
ſekretärs Dr. Laur gibt lehrreiche Aufſchlüſſe über die Rentabilität der kleinen pa 
zellierten Bauernbetriebe der Schweiz. Die Arbeit iſt das Ergebnis fünffährig 
Erhebungen, die auf Veranlaſſung und unter Leitung des ſchweizeriſchen Bauer 
ſekretärs auf Grund exakter Buchhaltung durchgeführt worden ſind. 

Dr. Laur teilt die 691 Betriebe, um deren fünfjährige Rechnungsabſchlüſſe ö 
ſich handelt, in fünf Klaſſen ein, je nach der Zahl der Hektare, die ſie umfaſſe 
und bezeichnet Betriebe bis 5 Hektar als Kleinbauernbetriebe (1. Klaſſe), di 
jenigen zwiſchen 5 und 10 Hektar als kleine Mittelbauernbetriebe (2. Klaſſ⸗ 
die zwiſchen 10 und 15 Hektar als Mittelbauernbetriebe (3. Klaſſe), die zwiſch 
15 und 30 Hektar als große Mittelbauernbetriebe (4. Klaſſe) und die n 
über 30 Hektar als Großbetriebe (5. Klaſſe). 

In den letzten fünf Jahren erzielten die 79 Kleinbauernbetriebe nun nach fein 
Erhebung eine jährliche Durchſ chnittseinnahme von je 2581 Franken, die 243 Betrie 
2. Klaſſe eine ſolche von je 4255 Franken, die 187 Betriebe 3. Klaſſe je 6183 Franke 
die 152 Betriebe 4. Klaſſe je 9122 Franken und die 34 Betriebe 5. Klaſſe je 15970 Franke 

Was die Quellen dieſer Einnahmen betrifft, ſo ſtammen ſie zu vier Fünfte 
aus der Tierhaltung; die weiteren Einnahmequellen zeigt folgende Same 
ſtellung: | 


1901 1902 1903 1904 1905 


Prozent Prozent Prozent Prozent Prozent 
Tierhaltung . . . 79,82 78,64 80,10 78,35 79,14 
Acker⸗ und Wieſenbau 8,00 6,57 5,57 6,21 6,„½ 
Rebbau . 3,8 2,74 5,42 4,04 3,66 | 
Obſt baum „ 5,77 4,58 5,22 5,34 
Waldwirtſchaft . 2,86 3,28 3,39 3.77 3,58 | 
Verſchiedenes . 178 3,08 0,94 2,41 2,14 


Auf die Einnahme aus dem Verkauf der Milch und Milchprodukte wie d 
Rindviehs fällt im Durchſchnitt der fünf Jahre je ein Drittel der Einnahmen. a 
Schweinehaltung partizipiert an den Geſamteinnahmen mit 7 Prozent, der a 
aus Kartoffeln mit 2 Prozent, der Wald mit 3½ Prozent. 


Die Barauslagen betragen pro Hektar für . 
1901 1902 1903 1904 1905 | 

Franken Franken Franken Franken Franken 

Tier,. 9990 141,55 125,55 121,13 14% | 
Kunſtdünger. . 12,75 16,10 14,55 12,97 12 
Saatgut... 2. 0 3,90 5,.— 3,72 3,10 
Verſicherung . 5,05 4,20 5 5,16 6, %% 


. 
er 
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Die Barauslagen pro Betrieb je nach der Klaſſe und im Durchſchnitt pro Jahr 
Hektar beziffern ſich in Betrieben: 


1. Klaſſe 2. Klaſſe 3. Klaſſe 4. Klaſſe 5. Klaſſe 

Franken Franken Franken Franken Franken 
Löhne 14,30 26,90 32,80 54,15 47,70 
Tiere ...176,— 132,45 118,50 97,30 57,— 
Futtermittel. . 15,70 9,50 9,70 8,60 8,80 
Gutsfteuern . . 9,45 15,20 10,30 12,40 5,35 
Berjonaliteuern . 5,85 5,55 4,55 4,05 1,45 


Die Ausgaben für den Ankauf von Tieren ſinken alſo mit dem Steigen der 
ße eines Betriebs, da die größeren Betriebe in höherem Maße imſtande find, 
| Nachwuchs ſelbſt zu züchten. 

Die Ausgaben für die Löhne, die natürlich mit der Größe der Betriebe ſteigen, 
ichen ihr Maximum bei der 4. Klaſſe. 

Von den Kleinbauern wird weitaus am meiſten ausgegeben für Futtermittel 
ſu, Gras und Weideatzung), was der ſchweizeriſche Bauernſekretär auf einen 
rſetzten Viehſtand zurückführt. 

Die Abnahme der Steuern erklärt der Bauernſekretär aus der Zunahme der 
ee da ſich der Pächter natürlich bei den Steuern beſſer ſtellt als der 


entümer. 

In bezug auf die Höhe der Arbeitskoſten und des ſonſtigen Betriebsaufwandes 
ben die Rechnungsüberſchüſſe der 691 an den Erhebungen beteiligten Betriebe 
im Jahresdurchſchnitt von 412,90 Franken pro Hektar oder 7,95 Franken pro 
Franken des im Betrieb inveſtierten Kapitals. Die darin enthaltenen Koſten 
iſchlicher Arbeit belaufen ſich auf 273,95 Franken pro Hektar oder 5,30 Franken 
100 Franken Kapital. 

ber das Verhältnis zwiſchen den eigenen und den fremden (Lohn⸗) Arbeits⸗ 
ten gibt folgende Tabelle Aufſchluß. Von der Arbeitsleiſtung enthalten in Prozent: 


Zahl der Betriebe Lohnarbeit Arbeit eigener Leute 


t AKlaſſee 72 18,08 87,92 
eee, Klaſſe 230 20,15 79,85 
flaſſfe 178 28,90 71,10 
Betriebe 4. Klaſſe 178 42,42 57,58 
Betriebe 5. Klaſſe 2 59,37 40,63 


ö Was die Bruttoerträge anbelangt, ſo betrug der Durchſchnitt der fünf Jahre: 
Pro 100 Fr. Kapital 


Franken Franken 

Bruttoertrag im ganzen pro Hektar (ohne Wald) . 636,40 11,21 
| -der Viehhaltung = a = = 41920 86,65 
„des Obſtbaues⸗ s - E 62,80 15. 
„des Weinbaues - E z - . 1858,65 30,50 


Mit 684,95 Franken pro Hektar und 11,70 Franken pro 100 Franken Kapital 
t der Bruttoertrag des Jahres 1905 erheblich über dem Durchſchnitt der fünf 
hre, was der Bericht auf die in letzter Zeit eingetretene Erhöhung der Preiſe 
landwirtſchaftlichen Produkte zurückführt. | 

Betreffend die Verwendung der landwirtſchaftlichen Produkte zeigt der Bericht, 
72,5 Prozent des geſamten Rohertrags auf die Marktproduktion entfallen und 
27,5 Prozent auf Eigenverbrauch. Und zwar liefern auch die Klein— 
tern mehr als zwei Drittel ihrer Produktion auf den Markt, ſo daß 
zin hohem Grade von den Konjunkturen desſelben abhängig find. 

Für Kleinbauernbetriebe bezifferte ſich die Produktion für den Markt im Durch⸗ 
(itt der fünf Jahre auf 67,63 Prozent, für Großbetriebe auf 81,81 Prozent der 
amtproduktion. 
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Über das durchſchnittliche Einkommen der de ee, n N 
Tabelle Auskunft: 


ach Abzug 1 


Na 
Nach Verzinſung Arbeitslohns 
Pro des eigenen Ver⸗ eigenen Leu 


Betriebsinhaber mögens bleibt pleibt Verzinſi 
Tageslohn des Vermöge 
Franken Franken Prozent 


1901 2913,60 0,82 
1902 4075, — 2,86 
1903 3947,75 3,29 
1904 3395,20 257 
1905 3552,60 20 
Durchſchnitt 1901 bis 1905 3576,60 . 1,97 | 2,48 


Nach Abzug von 4 Prozent Zins ergibt das einen Arbeitslohn ; 
einen erwachſenen Mann von 2 Franken pro Tag, Sonntage inbegriffe 
Setzt man aber für die Leute, die ohne Lohn gearbeitet hatten, den Lohn f 
einen Knecht an, fo bleibt ein durchſchnittlicher Vermögenszins von 2,5 Proze 

Das Geſamteinkommen des Landwirtes (Arbeitsverdienſt und Zins d 
eigenen Vermögens) beträgt pro Arbeitstag in den verſchiedenen Jahren u 
den Betriebsgrößen: 


1901 1902 1903 1904 1905 * 

Franken Franken Franken Franken Franken Franke 

Betriebe 1. Klaſſe. . 2,12 2,65 3,22 2,83 8.2 2,99 
Betriebe 2. Klaſſe. . 2,53 3,52 3,22 3,22 3,76 3,30 
Betriebe 3. Klaſſe. . 3,18 4,17 4,08 3,47 3,38 3,62 
Betriebe 4. Klaſſe. . 3,33 4,29 4,66 4,10 4,33 4,21 
Betriebe 5. Klaſſe . 3,01 — 6,90 5,29 5,33 5,68 
Durchſchnitt 2,92 3,90 4,09 3,58 3,95 3,71 


Das ergibt alſo einen Verdienſt pro Mannarbeitstag (inkluſive Vermöger 
rente) von 3,71 Franken. Aus dieſem Einkommen hat der Bauer, will er d 
Reinertrag berechnen, alles in Marktpreiſen zu bezahlen, was er vom Gute 1 
ſelbſt die Wohnung. 

„Gewiß“, bemerkt der Berichterſtatter, „erſtreckt ſich unſere Kontrolle nur 0 
einen kleinen Prozentſatz der ſchweizeriſchen Gutsbetriebe, und muß man mit V 
allgemeinerung vorſichtig ſein. Es iſt aber ausgeſchloſſen, daß der Durchſchn 
5 ſchweizeriſchen Betriebe ein beſonderes Reſultat gäbe, aus folgend 
Gründen: 

„1. Das Einkommen ſteigt mit der Gutsgröße. In unſerer Erhebung ſi 
aber die größeren Betriebe erheblich ſtärker vertreten als im Durchſchnitt. Un 
Einkommensmittel muß deshalb über dem durchſchnittlichen ſtehen. 

„2. Es iſt klar, daß ſich unſerer Kontrolle namentlich die intelligenteren Lan 
wirte unterſtellten. Die mittlere Qualität der Betriebsleitung ſteht demgemäß üb 
dem Landesmittel. Die Perſon des Leiters bedeutet aber auch in der Landwi 
ſchaft viel für den Betriebserfolg. Unſere Zahl ſteht deshalb über dem Mittel. 

„9. Leute, die ſich in ökonomiſcher Abhängigkeit befinden, unterſtellen ſich d 
Kontrolle nicht. Dieſe ſchwierigſten Exiſtenzen unter den Bauern fehlen in unſen 
Erhebung. Das iſt der dritte Grund, der unſer Mittel über den Landesdurchſchn 
erheben muß.“ | 

Man beurteilt alfo die Lage der bäuerlichen Landwirtſchaft eher zu günſt 
wenn man die mittleren Einkommensverhältniſſe der ſchweizeriſchen Bauern | 
obigen Zahlen bemißt. 
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Betreffend den Reinertrag der von ihm kontrollierten Betriebe kommt Laur 
folgenden Ergebniſſen, in denen einerſeits der Reinertrag in Prozenten des im 
12 angelegten Kapitals ausgedrückt wurde, andererſeits der Reinertrag pro 


‚ar Kulturfläche mit Wald angegeben iſt. Durchschnitt 1901 bis 1905 


In Prozenten des Reinertrag pro Hektar 

Kapitals Kulturfläche in Franken 
ae 233 143,15 
RKlaſe 2,39 133,13 
Klaſſee 302 140,85 
iebe ( Klaſſe 3,16 143,25 
Beiriebe 5 Klaſſe 44,25 142,10 
{ Durchſchnitt der Betriebe 3,06 141,15 


Bezüglich des Ertrags des im Betrieb inveſtierten Kapitals zeigt das fünf⸗ 
rige Mittel ganz geſetzmäßig eine Zunahme mit der ſteigenden Betriebsgröße. 
f die Flächeneinheit bezogen, verſchwinden dieſe Unterſchiede faſt vollſtändig. 
is fünfjährige Mittel zeigt, daß der geringere Ertrag der Kleinbetriebe auf den 
DEREN Betriebskoſten, namentlich den höheren Ausgaben für Getreide und der 
‚teren Belaſtung mit Gebäudekapital beruhen muß. Der mittlere Reinertrag pro 
ktar (141,15 Franken) genügt, um ein Kapital von 3500 Franken zu 4 Prozent 
verzinſen. Der Landwirt ſollte alſo im Mittel für den Erwerb des Landguts 
d der Betriebsmittel pro Hektar nicht mehr als 3500 Franken aufwenden, eine 
derung, die in den ſchweizeriſchen Verhältniſſen, bei den heutigen Bodenpreiſen 
d Baukoſten, als unerfüllbar bezeichnet werden muß. 

i Über die Einkommenverhältniſſe (die Zahlen in Klammern bedeuten Neben- 
kommen) und die Vermögensveränderungen (üÜberſchüſſe oder Defizite) mit und 
i Berückſichtigung der Nebeneinkommen, zuſammengeſtellt nach der Größe der 
triebe, orientiert folgende Zuſammenſtellung: 


Vermögens⸗ Vermögens⸗ 
Geſamteinkommen änderungen änderungen ohne 
N im ganzen Nebeneinkommen 
N Franken Franken Franken 
Betriebe 1. Klaſſe. . . 2485,80 (483,20) + 379,05 9815 
Betriebe 2. Klaſſe . . 3529,55 (706,10) + 824,75 + 120,50 
‚Betriebe 3. Klaſſe „4482,95 (696,35) — 1210,95 ＋ 514,60 
Betriebe 4. Klaſſe . . 5657,15 (999,45) ＋ 1427,55 + 417,10 
Betriebe 5. Klaſſe 6777,75 (634, —) ＋ 2814,90 —- 2200,85 


In allen Betriebsklaſſen find Erſparniſſe gemacht worden; allerdings find die 
inbauernbetriebe auf Nebeneinkommen angewieſen, ſoll nicht ein Fehlbetrag 
auskommen. Im Mittel ſämtlicher Betriebsklaſſen betrug das Nebeneinkommen 


Prozent des Geſamteinkommens. 


notizen. 


Die ruſſiſche Geiſtlichkeit. Eine der feſteſten Stützen der Reaktion. Die 
I. Helferin des Allruſſiſchen Verbandes iſt die ruſſiſche Geiſtlichkeit, die das Land 
der Beamtenſchaft um die Wette ausſaugt. Nach der Broſchüre von W. Kiltſchewsky, 
eichtum und Einkünfte der Geiſtlichkeit“, der die folgenden Daten entnommen find, 
lte man im Jahre 1902 105339 Geiſtliche und 58 138 Mönche. Die Zahl der letzteren 
ir während der Regierung Alexanders III. ſehr gewachſen, welcher ja unter großem 
fluß der Geiſtlichkeit ſtand, ebenſo die Zahl der Klöſter: von 1881 bis 1890 wurden 
9 Klöſter gegründet, alſo pro Jahr 16 Klöſter; im ganzen gab es 1902 862 Klöſter. 
Nach den Geſetzen verfügt jede Kirche über einen Bodenanteil von 34 bis 
Deßjätinen! an Bauern- oder Regierungsland. Die Größe der Kirchenländereien 


| Eine Deßjätine = ein Morgen. 


went 
— 


* 


betrug 1902 1% Millionen Dehjätinen; 1905 waren ihrer ſchon 1% Wie, 
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Deßjätinen. Davon beſitzen jedoch 15 Kirchen mehr als je 1500 Deßjätinen. 5 
Wert dieſer Kirchenländereien beträgt 116 Millionen Rubel. Die Klöſter 
kommen auf legalem Wege Anteile von je 100 bis 150 Deßjätinen; 7 Klöſter befi 
aber je 5000 bis 10000 und 6 Klöſter mehr als je 10000 Deßjätinen! Am mei! 
Land beſitzt das Kloſter in Sſolowetz, 66000 Deßjätinen, und das Kloſter in Sſavo) 
berühmt durch die Pilgerfahrt des Zaren, 26000 Deßjätinen. Die Kirchen |: 
Klöſter beſitzen außer Land verſchiedener Art noch Häuſer, Hotels, möblierte Zimn: 
Läden uſw., im Jahre 1903 außerdem 266 Höfe. Dem Alexandro⸗Newsky⸗Klon 
allein gehörten mehr als 30 Häuſer; bereits 1870 nahm dieſes Kloſter von der . 
mietung ſeiner Läden bis 130000 Rubel jährlich ein; bei Petersburg längs 6 
Newa hat es außerdem 12000 Deßjätinen Land. 

Über die Einkünfte der Klöſter iſt nur wenig in die Öffentlichkeit gebe 
1873 hatte das Kloſter von Sſergiews über 200000 Rubel Einkünfte. 1904 entdf 
ein Paſſant zufällig in den Büchern des Kloſters Walaam, daß deſſen Einnahn 
220000 Rubel betragen; davon ſind 12000 Rubel Zinſen vom Kloſterkapital, 0 
alſo nach ruſſiſchen Verhältniſſen 300000 Rubel beträgt. Einlagen auf ewige Zei 
erreichten in den ſiebziger Jahren in nur 167 (und dabei nicht den reichſten) Klöſtz 
7 Millionen Rubel. Ein Teil der Kirchen hatte 1859 an Einlagen für ewige Zei 
8200000 Rubel. Der Etat der heiligſten Synode! betrug 1906 29 Millionen Ru 
Der Oberprokurator hat 18000 Rubel, ſein Gehilfe 10000 Rubel Gehalt. Auf: 
dem ſtanden 1906 zur Verfügung der Synode noch faſt 10 Millionen Rubel. Al 
bekam ſie noch Zinſen von verſchiedenen Kapitalien im Umfange von 3 Million 
Rubel. Im ganzen alſo betrug der Etat der Synode 42 Millionen Rubel. 

Daß die Kirchen überhaupt ein ſehr gutes Geſchäft ſind, kann man aus folgen 


Feſtſtellung der Ein⸗ und Verkaufspreiſe erſehen: Einkaufspreis Lerner 


Rubel Rubel 
1000 bemalte Kröncheeeeeet nns 20: 
1000 vergoldete Krönchee2n2n1n2n 50 | 
1000 Krönchen aus Atlas 20, 500 0 
1000 Bogen Ablaßgebte . 60k ³ 


1902 ſtarben 3243302 Orthodoxe. Wenn man annimmt, daß zu ihrem Begräl 
die billigſten Krönchen genommen wurden, ſo bildet die Einnahme 64866 Rubel; 
Ablaßgebetbogen auf einfachem Papier 204598 Rubel; alſo im ganzen 269464 Ru! 

Sehr beachtenswert ſind auch die Summen, die die höchſten Chargen der 6 
lichkeit an Gehalt beziehen. Es bekommen: der Moskauer Metropolit Ge 
6000 Rubel, Tiſchgelder 4000 Rubel, von den Klöſtern ſeiner Diözeſe 71000 5 
im ganzen 81000 Rubel; der Metropolit von Petersburg Gehalt 5000 Rubel, Ti 
gelder 4000 Rubel, vom Newskykloſter 250000 Rubel, im ganzen 259000 Rubel; 1 
ſonders aber tritt hervor der Metropolit von Nowgorod: er bekommt nämlich 
Gehalt 1500 Rubel, Tif chgelder 4000 Rubel und vom Nowgoroder Kloſter mit fein 
Gaſthaus () 302000 Rubel, im ganzen alſo 307000 Rubel. Dieſe Ziffern wur 
mehrfach veröffentlicht in ruſſiſchen Zeitungen, die Synode hat darauf 1 
widert, ſo daß man ſie für wahr halten kann. 

Wozu werden aber dieſe Millionen verbraucht? Eine heikle Frage! 

Geſetzlich ſind nur die kleinſten Ausgaben vorgeſchrieben. Auf die Armen kon 
erbärmlich wenig. Wenn wir von den Schwindeleien abſehen, die in der 9 
waltung dieſer ungeheuren Summen, wie in jedem ſchlecht verwalteten Gef 
alljährlich wiederkehren, jo haben wir für die Summen, die nicht auf Kapitalifen 
verwendet werden, nur einen Gebrauch aufzuweiſen: Unterſtützung I 
Reaktion. Und höchſtwahrſcheinlich iſt es, daß der Allruſſiſche Volksverband fe 
Hauptunterſtützungen von der Geiſtlichkeit bekommt. Die Geiſtlichkeit hat ja gr 


1 Die heiligſte Synode iſt die oberſte Verwaltungsbehörde der orthodoxen Kirche; 


ihrer Spitze ſteht der Oberprokurator, ein Laie, wie ausdrücklich von Peter I. beſtimmt wu 
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gt, daß in nicht zu ferner Zeit Rußland Frankreichs Kirchenpolitik folgen wird, 
gleich es nicht zu verkennen iſt, daß der geiſtliche Einfluß im Volke leider noch 
jr hoch iſt. Jetzt haben wir in Rußland den Kulminationspunkt der rührenden 
(meinſchaft der Geiſtlichkeit mit dem Allruſſiſchen Verbande. Und darin liegt die 
deutung der zweiten dunklen Macht Rußlands, die vielleicht weniger hervortritt 
g die des Adels, aber ebenſo unheilvoll wirkt wie dieſe. R. M. 


| Zeitfehriftenfchau. 


Die Zeitſchrift der engliſchen Arbeiterpartei, „The socialist Review“, 
ngt in ihrer Mainummer eine Anzahl Aufſätze, die ſich mit praktiſchen Gegen⸗ 
Kin der engliſchen Politik und Sozialreform befaſſen. „Die Komödie und Zra- 
edie der Fabrikinſpektion“ iſt ein Aufſatz eines ungenannten Autors. Unter den 
teigen Regierungen wurde von den Leuten, die Fabrikinſpektoren werden wollten, 
gige Kenntnis der Fabrikgeſetzgebung und praktiſche techniſche Erfahrung ge— 
dert. Unter dem jetzigen Miniſterium, ſeit Gladſtone dieſes Amt verwaltet, iſt 
Fabrikinſpektion ein Feld für Günſtlingswirtſchaft und Intrige geworden. Unter 
1 Vorwand, daß man Perſonen mit allgemeiner Bildung ſucht, wird die Sach— 
ntnis für überflüſſig erachtet. Beamte, die ihre Befähigung durch einen Aufſatz 
ler engliſche Literatur erwieſen haben, müſſen über die Gefährlichkeit von Maſchinen 
geilen, die das Leben der Arbeiter bedrohen. Es gibt wohl eine Anzahl Hilfs⸗ 
ipektoren, die aus der Praxis entnommen ſind, oft ehemalige Arbeiter, aber dieſe 
irfen nur Werkſtätten beaufſichtigen, wo keine Maſchinen ſtehen; fie werden alfo 
ſtematiſch aus Fabriken ferngehalten, deren Technik ſie gründlich verſtehen, während 
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tje nur von ganz unpraktiſchen Hauptbeamten beaufſichtigt werden. Dieſe ganze 
(nrichtung wäre lächerlich, wenn fie nicht jo furchtbar tragiſche Folgen hätte; die 
zahl der Unfälle iſt in dem letzten Jahrzehnt ſtetig geſtiegen. Die Regierung 
il, durch die Angriffe der Arbeiterpartei bloßgeſtellt, die Anzahl der Hilfsinſpek⸗ 
ten vermehren, aber nur eine gründliche Umwälzung dieſes ganzen Departements 
im Abhilfe ſchaffen. 

Über „Das Woßhnungselend und die Verwahrloſung des Volkes“ (Housing 
ed national neglect) ſchreibt George Haw. Miniſter Burns hat eine Wohnungs: 
‚age eingebracht; ſie wird jedoch nichts helfen, weil fie das alte verkehrte 
inzip beibehält, die lokalen Behörden nicht zu zwingen, ſondern ihnen bloß zu 
tatten, ungeſunde Wohnungen wegzuräumen. Dieſe lokalen Behörden find aber 
lſach die Hausbeſitzer ſelbſt, und die ärmeren Bevölkerungsſchichten haben kein 
ahlrecht. Darin liegt der Grund, daß trotz der Geſundheits- und Wohnungs⸗ 
etze noch immer die Sterblichkeit der armen Klaſſen in den Städten ſo groß iſt. 
is beſte Wohnungsgeſetz war noch das alte aus dem Jahre 1851 von Lord 
gaftesbury, das von dem richtigen Prinzip ausging, daß das Erbauen guter 
ohnungen durch die Gemeinden das beſte Mittel ſei, den ſchlechten Wohnungen 
ie Bewohner zu entziehen. Die heute befolgte Methode, die unbewohnbaren 
Sufer niederzureißen, bewirkt bloß Überfüllung der anderen, und die Hausagrarier 
hren am beiten dabei. Wenn man geſundheitsſchädliche Häuſer nicht für eine 
Ihe Entſchädigungsſumme erpropriierte, ſondern geradeſo wie geſundheitsſchäd— 
de Nahrungsmittel konfiszierte und vernichtete, würden die Hausbeſitzer ſelbſt für 
sen Verbeſſerung ſorgen. Die Unfähigkeit der Lokalverwaltungsaufſicht (Local 


N 


vernment Board) iſt die Haupturſache, daß trotz der beſtehenden Geſetze die Zu— 
unde fo ſchlecht find. 


In einem Aufſatz „Die Ernährung der Schulkinder“ behandelt J. H. Palin 
| 


Erfahrungen in der Induſtrieſtadt Bradford. Zuerſt wurde auf Betreiben 
bert Blatchfords ein Verein gebildet, der den Umfang des Übels in weiten 
Ken bekannt machte. Die liberalen Gemeinderäte wollten jedoch keine kommunale 
fe; fie ſagten, die Ernährung der Kinder ſei Sache der Eltern oder der Privat⸗ 
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wohltätigkeit, und wenn die Eltern ihre Pflicht vernachläſſigten, ſollten ihne 
Kinder entzogen werden. Nur eine dürftige Abhilfe, die den häßlichen Cha 
einer Armenunterſtützung tragen ſollte, wollten ſie gewähren, und ſie behie 
Mehrheit im Stadtrat. Ein Reichsgeſetz brachte dann einen Umſchwung; d 
ralen mußten nachgeben, und nachdem ein Aufruf ſür private Unterſtützung 
einmal die Annoncenkoſten eingebracht hatte, wurden einem Ausſchuß aus 
Stadtkaſſe die nötigen Geldmittel zur Verfügung geſtellt. Der Autor des Auff 
der ſelbſt dieſem Ausſchuß angehörte, befchreibt dann ausführlich, wie ma 
Mittel verwandte; eine Zentralküche wurde eingerichtet und das Eſſen n 
über die ganze Stadt verteilten Speiſehäuſern gebracht. Regelmäßige 6 
Unterſuchung und Wägung der Kinder gab eine Kontrolle über die Wirkun 
Einrichtung. Der Preis einer Mahlzeit betrug pro Kind 12½ Pfennig und 
nachher auf 10 Pfennig zurück, und für das Frühſtück 8 Pfennig. Alles n 
nach pädagogiſchen Rückſichten eingerichtet, auf Reinlichkeit, Tiſchſchmuck 
Blumen uſw. wurde geachtet, Lehrer und Lehrerinnen halfen freiwillig bei der 2 
aufſichtigung. Unter 1600 Kindern, die an dieſen Speiſungen teilnahmen, wan 
200, deren Eltern dafür zahlten. Das liberale Gerede, daß die Eltern dabei 
Verantwortlichkeitsgefühl verlieren würden, hat ſich ſelbſtverſtändlich als halt 
herausgeſtellt; ſobald ſie dazu imſtande ſind, machen ſie gern den Kindern v 
ärmeren Eltern Platz. 

„Hollesley Bay“ iſt eine Arbeitsloſenkolonie, aus dem Gelde gekauft, das 
reicher Wohltäter dem Arbeitsloſenkomitee zur Verfügung ſtellte. Die Arbeitslo 
betreiben dort landwirtſchaftliche Arbeiten, beſonders Gärtnerei in Großbetri 
Miniſter Burns hat über das Fehlſchlagen dieſes Verſuches im Parlament gehöh 
der Autor Georg Lansbury erzählt die Geſchichte, weiſt nach, wie die Koſten 
Kopf hier niedriger ſind als bei anderer Arbeitsverſchaffung, und daß, ſoweit m 
von einem Fehlſchlagen reden kann, die Schuld bei Burns ſelbſt liegt. Es n 
beabſichtigt, die Perſonen, die ſich dort ausgebildet hatten, mit ihren Famil 
dauernd in der Nähe der Kolonie unterzubringen. Dafür verweigerte der Mini 
die Zuſtimmung, weil das Geld für Arbeitsloſenunterſtützung nur für zeitweil 
Abhilfe, nicht für dauernde Abhilfe benutzt werden darf. Es verſteht ſich, daß 
Arbeitsloſer, der weiß, daß er nach einer Anzahl Monaten doch wieder in! 
Londoner Arbeitsloſenelend zurückgeſtoßen wird, kein Intereſſe mehr daran hat, | 
Beſtes zu tun und ein neues Leben anzufangen. 1 

„The Social-Demoecrat“, die Zeitſchrift der ſozialdemokratiſchen Par 
bringt in der Mainummer einen Aufſatz von H. Quelch über „Sozialdemokrg 
und politiſche Aktion“, der darauf hinweiſt, daß unpolitiſche, „direkte“ Aktion u 
politiſches Wirken einander ergänzen ſollen. Die vorſintflutliche Wahltechnik Ef 
lands hat oft verkehrte Wünſche veranlaßt; weil die Koſten der Wahl den Kan 
daten auferlegt werden, wünſchen einige Genoſſen möglichſt lange Legislaturperiod 
was dem Intereſſe des Proletariats widerſpricht. Auch iſt gerügt worden, daß 
S. D. P. dem ins Miniſteramt berufenen Winſton Churchill einen Kandidaten 
gegenſtellte. Es iſt aber gut, daß ein Miniſter ſich der Neuwahl unterwerfen m 
und jede Partei hat die Freiheit, dieſe Wahl für ihre Agitation auszunutzen. Ü 
die Geldfrage betrifft, ſo iſt eine Vereinfachung und Verbilligung des Wahlmod 
nötig, um dem Proletariat eine wirkliche Teilnahme am politiſchen Kampf zu ermöglich 

Unter dem Titel „Etineſiſcher Zozialismus“ gibt J. Hunter Watts a 
Anlaß eines Buches von Alexander David „Le philosophe Meh-ti* einige Ben 
kungen über die Lehre der allgemeinen Menſchenliebe des vorchriſtlichen chineſiſch 
Kommuniſten Mitz⸗Tſi. Von ſeinen Gegnern wurde er vor allem angegriffen, w 
feine Lehre die ſpezifiſch chineſiſche Haupttugend der kindlichen Liebe zu den Elte 
überflüſſig machen würde. (Über feine Lehre und Perſon vergl. auch „Neue Zei 
XVIII, 2, S. 467.) 1 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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der glänzende Erfolg, den die ſozialdemokratiſche Partei bei den Urwahlen 
preußiſchen Abgeordnetenhaus davongetragen hat, beherrſcht ſeit einer 
he vollſtändig die innere Politik. Er iſt den Gegnern ſehr verblüffend 
mmen, was ſich am ſchärfſten ausprägt in den unglaublich törichten Rede⸗ 
5 womit fie ihn wegzuſchwatzen ſuchen. Bald ſoll damit bewieſen ſein, 
die Dreiklaſſenwahl doch nicht jo uneben ſei, bald wird der geiſtreiche 
vand gemacht, diejenigen Genoſſen, die als die erſten Vertreter der Ar⸗ 
erklaſſe in den preußiſchen Landtag einziehen, könnten den Eid nicht leiſten, 
fie zur Treue und zum Gehorſam gegen den König verpflichte, bald wird 
oht, die bürgerliche Mehrheit des Abgeordnetenhauſes werde die „ſieben 
macher“ ſchon zur Räſon bringen. 

Von all dieſem und ähnlichem Gerede könnte höchſtens der erſte Geſichts⸗ 
kt eine gewiſſe Beachtung beanſpruchen, inſoweit als die Agitation gegen 
Dreiklaſſenwahl bis zu einem gewiſſen Grade abgeſchwächt wird durch die 
ſache, daß auch ſie der Arbeiterklaſſe die Tore des preußiſchen Landtags 
t völlig verſchließt. Allein dieſe Abſchwächung wirkt doch nicht weiter als 
auf dieſe oder jene liberalen Philiſterkreiſe, die nur nach einem Vorwand 
len, um ſich dem beſchwerlichen Kampfe gegen die Dreiklaſſenwahl zu ent⸗ 
(m. An dieſen Bundesgenoſſen iſt nichts verloren; im Gegenteil iſt es 
durchaus erfreuliche Klärung der Sachlage, wenn die Arbeiterklaſſe un⸗ 
deutig darauf hingewieſen wird, daß fie in dem Kampfe um ihr gutes 
iht allein auf ſich ſelbſt angewieſen iſt, und für fie wird der erſte Erfolg 
ein Antrieb mehr ſein, vorwärts zu marſchieren. 

Einfach kindiſch iſt dann aber das Gemäre von der moraliſchen Unmög⸗ 
eit, in der ſich unſere Genoſſen befinden ſollen, den Verfaſſungseid zu 
en, oder es wird höchſtens doppelt kindiſch, wenn Knuten⸗Ortel oder 


tige Tintenkulis des Junkertums ſich darin gefallen. Dieſe Leute wiſſen 
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beſſer als irgendwer, daß der preußiſche Landtag in ſeiner heutigen Ge 
daß ſowohl Abgeordnetenhaus wie Herrenhaus die Produkte ehrloſer Re 
brüche ſind, die ihre glorreichen Vorläufer verübt haben, und ſie zeigen 
dieſer Vorläufer durchaus würdig, wenn fie ſich gerade auf der Eid 
herumtummeln, die ſie nicht anrühren würden, wenn ſie in ihrem e 
haß Ri einiges Ehrgefühl beſäßen. 

In der oktroyierten Verfaſſung vom 5. Dezember 1848 war feſtgeſetzt, e 
ſeits daß der König ſchwören ſollte, die Verfaſſung feſt und unverbrüchlit 
halten, andererſeits daß die Mitglieder beider Kammern und alle Ste 
beamten dem König und der Verfaſſung Treue und Gehorſam zu ſchw 
hätten. Bei dieſen Beſtimmungen ließ es auch das erſte, auf Grund der 
klaſſenwahl gewählte Abgeordnetenhaus bewenden, das im übrigen die oktroy 
Verfaſſung ins Reaktionäre revidierte. Allein Friedrich Wilhelm IV. erkl. 
ehe er ſelbſt den Eid auf die Verfaſſung leiſte, müſſe der Eid der Kam 
mitglieder dahin umgeändert werden, daß fie „dem König den Eid der 
und des Gehorſams leiſten und die gewiſſenhafte Beobachtung der Verfaf 
beſchwören“ ſollten. Dem fügte ſich das damalige Abgeordnetenhaus, und 
leiſtete zwar der König am 6. Februar 1850 vor dem Landtag den Eid 
die Verfaſſung, unter dem üblichen Brimborium frommer Redensarten, 
jedoch hinzu: „Allein Leben und Segen der Verfaſſung, das fühlen Ihre 
alle edlen Herzen im Lande, hängen von der Erfüllung unabweislicher 
dingungen ab. Sie, meine Herren, müſſen mir helfen wider die, ſo die köni 
verliehene Freiheit zum Deckel der Bosheit machen und dieſelbe gegen 
Urheber kehren, gegen die von Gott eingeſetzte Obrigkeit; wider die, w 
dieſe Urkunde gleichſam als Erſatz der göttlichen Vorſehung, unſerer OR 
und der alten heiligen Treue betrachten möchten; alle guten Kräfte im L 
müſſen ſich vereinen in Untertanentreue, in Ehrfurcht gegen das Königtum 
den Thron, der auf den Siegen unſerer Heere ruht, in Beobachtung der 
ſetze, in wahrhaftiger Erfüllung des Huldigungseids, ſowie des neuen Schw 
der Treue und des Gehorſams gegen den König und des gewiſſenhaften Hal 
der Verfaſſung; mit einem Worte: ſeine Lebensbedingung iſt die, daß mir 
Regieren mit dieſem Geſetz möglich gemacht werde, denn in Preußen muß 
König regieren, und ich regiere nicht, weil es alſo mein Wohlgefallen iſt, 6 
weiß es, ſondern weil es Gottes Ordnung iſt, darum will ich auch regieren.“ 8 
man ſich ein frivolere Spiel mit dem Eide vorftellen, als hier der fröm 
und gottſeligſte aller preußiſchen Könige treibt? Erſt zwingt er durch 
Drohung, die Verfaſſung ſonſt nicht zu beeidigen, die Kammer dazu, den 
der Treue und des Gehorſams nur ſeiner Perſon und nicht auch der 
faſſung zu leiſten, und dann pocht er auf dieſen „neuen Schwur“, um ſe 
Eid auf die Verfaſſung dahin zu verklauſulieren, daß ihm möglich gem 
werde, mit dieſer Verfaſſung zu regieren. 

So haben denn auch die Junker und Pfaffen ſich beeilt, den Eid Fri 
Wilhelms IV. auf die Verfaſſung dahin auszulegen, daß er gar kein Eid 
und haben nicht aufgehört zu demonſtrieren, daß der König jeden Augen 


die Verfaſſung aufheben und aus ſouveräner Machtvollkommenheit 4 


die erſte Breſche. 379 
Königlichen Freibrief“ erlaſſen könne, der die vormärzliche Ständeverfaſſung 
biederherſtellte. Der gottesfürchtige König iſt darauf auch mit hoher Be⸗ 
1 eingegangen und hat ſich jahrelang, in der Tat bis zu ſeiner 
jeiftigen Erkrankung, mit dem Plane beſchäftigt, „alle Lüge und allen falſchen 
konſtitutionalismus aus der Verfaſſung zu entfernen, nicht aber die ſtändiſche 
Freiheit“. Selbſt ſein Nachfolger hat ſich noch, wie Bismarck in ſeinen Denk⸗ 
vürdigkeiten erzählt, mit Attentatsplänen auf die Verfaſſung getragen, ehe 
1 den Eid auf ſie leiſtete. Wenn dieſe Pläne gleichwohl nur Pläne geblieben 
ind, ſo aus dem durchſchlagenden Grunde, weil der Knüppel beim Hunde 
ag, weil der preußiſche Staat ohne den Scheinkonſtitutionalismus nicht mehr 
ſeſtehen konnte, der zudem viel nahrhafter war, als die vormärzliche Stände⸗ 
derfaſſung: die Landratskammern der fünfziger Jahre kuſchten viel gehor⸗ 
amer und hatten viel offenere Hände, als der Vereinigte Landtag von 1847. 
Könige und Junker und Pfaffen haben alſo ein ſehr erbauliches Beiſpiel 
yafür gegeben, daß preußiſche Verfaſſungseide für die Katze ſind, und um der 
Zerechtigkeit willen müſſen wir anerkennen, daß man ſie in dieſem Punkt nicht 
o ſehr tadeln darf, ihnen viel eher recht geben muß. Gewiß ſind ſie moraliſch 
md politiſch verantwortlich für die ehrloſen Rechtsbrüche, deren Produkte 
er preußiſche Landtag und die preußiſche Verfaſſung ſind, allein wenn ſie 
e Eide, die in dieſem herrlichen Landtag für dieſe herrliche Verfaſſung ge- 
eiſtet werden, als beiläufige Schnörkel behandeln, ſo handeln ſie wenigſtens 
onſequent. Sie wiſſen ſehr gut, daß kein Eid Unrecht in Recht verwandeln 
ann. Sie können ſich dafür ſogar auf Laſſalle berufen, der einmal ſchreibt: 
Die preußiſche Verfaſſung hat noch nicht einen einzigen Tag zu Recht be⸗ 
kanden! Hieran kann nichts dadurch geändert werden, daß fie einerſeits vom 
könig, andererſeits vom Landtag beſchworen worden iſt. Dieſer Eid iſt ein 
üchtiger Eid, geradeſo wie ein am Altar geleiſteter Eid ein nichtiger iſt, 
venn irgend ein Rechtsgrund die beſchworene Ehe nichtig macht.“ 
Inkonſequent handeln jene erlauchten Geiſter nur inſofern, als ſie, was ſie 
elbſt als bloßen Firlefanz behandeln, anderen Leuten als unantaſtbares Heilig⸗ 
um aufreden möchten. Freilich bewährt ſich dabei die alte Erfahrung, daß 
grau gewordene Heuchler ſchließlich ſelbſt an ihre Heucheleien glauben; Fried— 
ich Wilhelm IV. bildete ſich ja auch ein, die Mitglieder der Kammer durch 
inen Treueid feſſeln zu können, in demſelben Augenblicke, wo er ſelbſt mit 
inem frivolen Eide auf die Verfaſſung ſchwanger ging. Trotzdem haben die 
Heuchler aber doch die Zeche zu zahlen, ſintemalen ihr Lug⸗ und Trugſpiel 
urze Beine hat. Um ſich durch Vogelſcheuchen ſchrecken zu laſſen, ſind die 
veutjchen Arbeiter längſt viel zu aufgeklärt; ſie wiſſen, daß Verfaſſungseide 
keichgültiger Schnickſchnack find; nur daß es ihnen ihre ehrliche Politik ge⸗ 
tattet, offen darauf zu pfeifen, während die herrſchenden Klaſſen allerlei 
rügeriſches Brimborium darum machen müſſen. 
Als letzter Troſt bleibt dieſen Klaſſen dann noch die Hoffnung, den ſozial⸗ 
demokratiſchen Mitgliedern des neuen Abgeordnetenhauſes das „demagogiſche 
Handwerk legen“ zu können, kraft der ungeheuren Mehrheit, womit fie die 
vinzige Minderheit erdrücken können. Iſt doch der langjährige Präſident des 
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Abgeordnetenhauſes jener Herr v. Kröcher, der längſt nach dem ſtarken, wem 
auch dummen Kerl gerufen hat, dem die Bändigung der Sozialdemokratie be 
ſchieden ſein ſoll. Er kann jetzt ſein Probeſtück liefern, und an gutem Wille! 
dazu wird es ihm ſo wenig fehlen, wie an der Unterſtützung des hohen Hauſes 
Fragt ſich nur, ob die Kraft dem Willen gewachſen iſt, denn zum Mundtot 
machen gehören zwei, nicht nur Leute, die mundtot machen wollen, fonden 
auch Leute, die ſich mundtot machen laſſen. a 
Die Erfahrungen, die im Reichstag gemacht worden find, ſprechen nich 
ſehr dafür, daß dieſe reaktionären Bäume in den Himmel wachſen werden 
In den erſten zwanzig Jahren des Reichstags iſt die ſozialdemokratiſche Fraktion 
durchſchnittlich nicht viel ſtärker geweſen, als fie jetzt im Abgeordnetenhau 
ſein wird, mit Ausnahme der Legislaturperiode von 1884 bis 1887, wo ſi 
24 Mitglieder zählte; ſonſt ſchwankte die Kopfzahl zwiſchen 1 und 12. Gleich 
wohl war es dieſe winzige Minderheit, die Leben in die Bude brachte uni 
den Verhandlungen einen ganz anderen Schwung und Wurf gab, als ſie ſonſ 
gehabt haben würden. Es fehlte auch damals nicht an denſelben Troſtgründen 
die heute hervorgeſucht werden, um den erſchreckten Bürgersmann zu beruhigen 
Herr Bamberger erklärte hochnaſig, die ſozialdemokratiſchen Abgeordneten hätten 
ſich als „Gäſte“ zu betrachten und in die Launen des Hausherrn zu ſchicken 
ja, Herr Simſon, der „geborene“ Präſident, verſuchte auch den „ſtarken Mann‘ 
zu ſpielen und den Genoſſen Bebel mundtot zu machen. Aber das bekam ihn 
ſehr übel, obgleich Bebel damals ſogar der einzige ſozialdemokratiſche Ab 
geordnete im Reichstag war. Nicht Bebel blieb auf dem Plane, ſondern Simſon 
obgleich er ſich an Intelligenz reichlich mit Herrn v. Kröcher meſſen konnte 
wenigſtens wenn deſſen beſcheidene Selbſteinſchätzung richtig ſein ſollte. 
Wir ſind die letzten, den bürgerlichen Parlamentarismus zu überſchätzen 
aber jo ſinnlos iſt er doch nicht eingerichtet, als daß eine wenn auch noch ſi 
kleine, ſo doch rührige und rückſichtsloſe Oppoſition ſich auf ihm nicht einer 
Einfluß verſchaffen könnte, der weit über das ziffermäßige Gewicht ihre 
Stimme hinausgeht. Ein halbes Dutzend Hechte genügen reichlich, um einig 
hundert fette und träge Karpfen durcheinanderzujagen. Die Mauer iſt noch 
lange nicht erſtürmt, aber ſie hat aufgehört, ein ſicherer Schutz der Reaktior 
zu ſein, nachdem die erſte Breſche in ſie gelegt worden iſt. Die ganze Lag 
der Dinge hat ſich wieder einmal, um ein Wort Albert Langes zu gebrauchen 
zugunſten der Sozialdemokratie verſchoben. 
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3um Gewerkſchaftskongreß in hamburg. 
Von Emil Kloth. 3 


Nachdem die letzten drei Gewerkſchaftskongreſſe in Süd⸗ und Weſtdeutſch 
land getagt hatten, entſpricht es nur einem Akte der Gleichberechtigung, wem 
auch der Norden einmal wieder berückſichtigt wird. Und wenn bei der Wah 
des Kongreßortes von der Generalkommiſſion auch der Wunſch der Ham 
burger Delegierten auf dem Gewerkſchaftskongreß zu Köln ausſchlaggebend 
geweſen ſein mag, ſo könnten doch auch andere gute Gründe für di 
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Metropole an der Waterkant als paſſenden Kongreßort ins Feld geführt 
verden. 

Denn für die Entwicklung der deutſchen Gewerkſchaftsbewegung hat der 
Name Hamburg einen guten Klang, da ſich hier der Typ der modernen Ge⸗ 
verkſchaften zuerſt mit ausbildete, weshalb auch nach dem Fall des Sozialiſten⸗ 
zeſetzes Hamburg nicht nur der Sitz der Generalkommiſſion, ſondern auch 
zahlreicher Zentralvorſtände war. Jetzt noch domizilieren dort 14 von den 
33 Zentralvorſtänden, und die Hamburger Gewerkſchaften hatten am Schluſſe 
des Jahres 1907 rund 100000 Mitglieder aufzuweiſen. Daneben treten die 
Parteiorganiſationen der drei Hamburger Wahlkreiſe mit großen Mitglieder⸗ 
zahlen in die breite Front des kämpfenden Proletariats, und in den letzten 
Jahren geſellt ſich zu ihnen in immer wachſendem Maße die Konſumgenoſſen⸗ 
ſchaftsbewegung. | 
Demgegenüber ift aber auch das Unternehmertum nicht müßig geweſen, 
dafür legt das feſte Gefüge der Unternehmerorganiſationen des „Vierſtädte⸗ 
bundes“ beredtes Zeugnis ab, mit denen der Arbeiterſchaft harte Kämpfe nicht 
erſpart geblieben ſind. 

So iſt es alſo hiſtoriſcher Boden, auf dem in dieſem Jahre das deutſche 
Gewerkſchaftsparlament tagt, um eine reichhaltige Tagesordnung zu erledigen. 
Außer dem in neun Abteilungen gegliederten Rechenſchaftsbericht der General⸗ 
kommiſſion weiſt die Tagesordnung nicht weniger als acht Punkte auf, von 
denen mehrere das Intereſſe unſerer Partei ganz beſonders in Anſpruch 
nehmen, die aber auch zugleich beweiſen, wie eng politiſche und gewerkſchaft⸗ 
liche Fragen miteinander verwachſen ſind. Nach der Entente cordiale der 
letzten zwei Jahre zwiſchen Partei und Gewerkſchaften darf man wohl mit 
Recht vorausſetzen, daß die hier und da zutage getretenen Gegenſätze der 
beiden Lager nicht mehr in derjenigen Schärfe aufeinanderprallen werden, wie 
es unmittelbar nach dem Kölner Gewerkſchaftskongreß der Fall war, und es 
dürfte daher auch — unbeſchadet der politiſchen Neutralität der Gewerk⸗ 
ſchaften — das Bewußtſein die Verhandlungen des bevorſtehenden Gewerkſchafts⸗ 
kongreſſes beherrſchen: Partei und Gewerkſchaften ſind eins! So feſt wie früher 
der eiſerne Reif des Sozialiſtengeſetzes das kämpfende deutſche Proletariat zu⸗ 
ſammenhielt, ebenſo zwingt die gewaltige Machtentfaltung der Unternehmer⸗ 
organiſationen und der Block der bürgerlichen Parteien zu der gleichen Taktik, 
ohne daß es ſtatutariſcher Beſtimmungen oder ſonſt eines Zwanges bedürfte. 
Pflegt man die Gewerkſchaftskongreſſe mit Recht als Markſteine in der 
Entwicklung der Gewerkſchaften zu bezeichnen und wirft man einen Blick 
rückwärts auf dieſe Entwicklung, ſo hat jeder Arbeiterfreund Veranlaſſung, 
mit der letzten Periode ſeit Köln zufrieden zu ſein, da noch kein Gewerk⸗ 
ſchaftskongreß eine ſolche Fülle gewerkſchaftlichen Machtzuwachſes aufzuweiſen 
vermochte, als der Hamburger in der Lage ſein wird, wofür folgende Zahlen 
aus den Vorjahren der jeweiligen Gewerkſchaftskongreſſe zu Halberſtadt (1892), 
Berlin (1896), Frankfurt a. M. (1899), Stuttgart (1902), Köln (1905) und 
Hamburg (1908) als Illuſtration dienen mögen: 


| Mitglieder im 1801 1895 1898 1901 1904 1907 

Jahresdurchſchnitt: 

‚ Männliche. . . 277659 252478 480261 653811 1003504 1728577 
Weibliche — 6697 13481 23699 48604 136929 


Insgeſamt. . . 277659 259175 493742 677510 1052108 1865506 


F 
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Mark Mark Mark Mark Mark Mark = | 
Einnahmen .. 1116588 3036803 5508667 11097744 20190724 51396784 
Pro Mitglied. . 4,02 11,72 11,16 16,38 19,19 27.55 
Ausgaben . . . 1605534 2488015 4279726 10005528 17738753 43122519 
Pro Mitglied. 5,78 9,60 8,46 14,77 16,88 23,12 
Kaſſenbeſtand . 425845 1640437 4373313 10253559 16 109903 33242545 
Pro Mitglied. . 1,53 6,33 8,86 15,13 15,31 17,82 


Dieſer äußeren Machtentfaltung und inneren Erſtarkung der Gewerk 
ſchaften entſprachen auch deren Erfolge. Im Jahre 1906 wurde zum Bei 
ſpiel für 339469 Arbeiter und Arbeiterinnen eine durchſchnittliche Arbeitszeit 
verkürzung von 3 ¾ Stunden pro Woche durchgeführt und für 691703 Per 
ſonen eine wöchentliche Lohnerhöhung von durchſchnittlich 1,87 Mark errungen. 
Als dunkler Schatten fällt auf dieſe Erfolge die durch die arbeiterfeindliche 
innere und äußere Politik der herrſchenden Klaſſen und Gewalten herbei⸗ 
geführte Verteuerung aller Lebensbedürfniſſe, ſo daß die in opferreichen 
Kämpfen errungenen Vorteile der Arbeiterklaſſe hierdurch zum Teil oder oft 
ganz wieder aufgehoben wurden. Außerdem ſetzte beſonders im Jahre 1907 
ein Rückſtoß der Unternehmer in vielen Gewerben ein, der die direkte Ver⸗ 
ſchlechterung der bisherigen Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen bezweckte und 
durch das Abflauen des Geſchäftsganges in faſt allen Induſtrien begünſtigt 
wurde. Feinde ringsum! heißt es nach wie vor für die Gewerkſchaften, und | 
der Gewerkſchaftskongreß wird daher die alten Waffen zu prüfen und nach 
neuen zu ſuchen haben, um auch in der Zukunft dem weiteren Aufſtieg der 
Gewerkſchaften die Wege zu ebnen und vorzuzeichnen. | . 

Einen breiten Raum in den Verhandlungen wird ohne Zweifel der Rechen⸗ 
ſchaftsbericht der Generalkommiſſion einnehmen. Es wird auch hierbei an 
Anträgen nicht fehlen, die von der Generalkommiſſion eine größere Berück⸗ 
ſichtigung der lokalen Wünſche auf Errichtung von Arbeiterſekretariaten, Er 
bauung und Erhaltung von Gewerkſchaftshäuſern und Mietung von Ver⸗ 
ſammlungslokalen heiſchen werden. Allein der Gewerkſchaftskongreß wird kaum | 
geneigt jein, über das Entgegenkommen hinauszugehen, das die General- 
kommiſſion bisher bewieſen hat, da die erheblichen Mittel der letzteren bei 
weitem nicht ausreichen würden, um allen Wünſchen auch nur einigermaßen 
gerecht zu werden. Bei der Einrichtung derartiger Arbeiterinſtitute gilt 4 
vor allem die Beſchaffung der finanziellen Mittel zu ſichern, ſoll es nicht leicht | 

| 


j 
0 


zu einem Zuſammenbruch kommen, was leider von den lokalen Inſtanzen nicht 
immer bedacht wird. | * 
Das Arbeiterinnenſekretariat iſt eine der Generalkommiſſion beigefügte 
Kommiſſion von in der Gewerkſchaftsbewegung tätigen Genoſſinnen. Offiziell 
iſt es noch von keinem Gewerkſchaftskongreß eingeſetzt worden, und erſtattet 
zum erſtenmal in Hamburg vor einem ſolchen Bericht. Das Arbeiterinnen⸗ 
ſekretariat hat ſich die Agitation unter den weiblichen Berufsangehörigen zum 
Ziele geſetzt und vermittelt daher auch geeignete Referentinnen für die ver⸗ 
ſchiedenen Gewerkſchaften. Die ſteigende Zahl der beſchäftigten Arbeite 
in der Induſtrie und der weiblichen Mitglieder in den Gewerkſchaften bedingt 
natürlich auch eine beſondere Berückſichtigung der Arbeiterinnenfrage. Hierzu 
gehört auch die Agitation unter den Dienſtboten, die gleichfalls in einem be 
ſonderen Referat beſprochen werden ſoll. Hierüber Klarheit zu ſchaffen, tut 
um ſo dringender not, als bekanntlich darin die Meinungen nicht überein⸗ 
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ien, in welcher Weiſe die Agitation unter den Dienſtboten betrieben 
en ſoll und welche Form der Organiſation dafür die geeignetſte iſt. Es 
ſich wohl kaum beſtreiten, daß ſich die „Gleichheit“ und die für fie 
benden und um ſie gruppierenden Genoſſinnen große Verdienſte um die 
ſtbotenbewegung ebenſo wie um die Arbeiterbewegung überhaupt erworben 
a, aber letzten Endes muß doch wohl auch die Dienſtbotenorganiſation, 
it fie gewerkſchaftlichen Charakters fein ſoll, der allgemeinen Gewerkſchafts⸗ 
gung angegliedert werden. Bei dem Referat dürfte es ſich auch wohl 
um frühere Meinungsdifferenzen und deren Austragung handeln, ſondern 
erden vielmehr die Richtlinien vorzuzeichnen ſein, nach denen beide auf⸗ 
ider angewieſene Teile der Arbeiterbewegung ſich gegenſeitig fördernd 
d in Hand arbeiten können. Ob hierbei oder ſonſt auf dem Gewerkſchafts⸗ 
ſreß die Gründung einer beſonderen gewerkſchaftlichen Frauenzeitung als 
Plan der Generalkommiſſion beſprochen werden wird, wie die Verhand⸗ 
en des Verbandstags der Textilarbeiter und nachfolgende Preſſeäuße⸗ 
ren es als wahrſcheinlich erſcheinen ließen, läßt ſich noch nicht vorausſagen. 
falls haben die Gewerkſchaftsvorſtände noch keine Mitteilung von der 
fon erhalten, daß etwas derartiges geplant wird. Man wird 
r gut tun, erſt Näheres abzuwarten, und darf wohl weiter vorausſetzen, 
bei den Gewerkſchaften keine Neigung beſteht, der trefflich redigierten 
ſichheit“ unnötige Konkurrenz zu machen. Hat doch die „Gleichheit“ ſich 
weiten Wirkungskreis erworben, und find auf Verbandstagen ſolcher 
zerkſchaften, die mit einem ſtarken Prozentſatz weiblicher Berufsangehörigen 
Mitglieder zu rechnen haben, vielfach Anträge auf Einführung der „Gleich⸗ 
geſtellt und auch in bedingter oder in anderer Form angenommen worden. 
der Agitation unter den fremdſprachigen Arbeitern find durch das Reichs⸗ 
insgeſetz neue, ſchwierige Probleme geſtellt worden, an denen der Gewerk— 
tskongreß nicht vorübergehen darf. Wenngleich ſich auch noch nicht voraus⸗ 
läßt, wie die „größte liberale Errungenſchaft ſeit Dezennien“ in allen 
Schönheiten in der Praxis wirken wird, ſo läßt ſich doch nicht erwarten, 
der „dumme Sprachenparagraph“ anders wirken wird als wie ein Stachel⸗ 
(tzaun, der die fremdſprachigen Arbeiter den Einflüſſen der Gewerkſchaften 
ſehen ſoll. Für manche Gewerkſchaften bedeutet es ſozuſagen ein Lebens⸗ 
eſſe, dieſe Tendenz, wenn nicht unſchädlich, jo doch möglichſt unwirkſam 
gachen. Möge alſo auch hierzu der Gewerkſchaftskongreß ſein gut Teil 
agen. 

die Streikunterſtützung wurde vom Kölner Gewerkſchaftskongreß in der 
e geregelt, daß jede Gewerkſchaft die Gelder für die Streikunterſtützung 
Mitglieder ſelbſt aufzubriugen hat. Nur bei „unerwartet großen Streiks 
Ausſperrungen“ ſoll die Generalkommiſſion berechtigt fein, nach Zu⸗ 
nung der Verbandsvorſtände die finanziellen Mittel für die betroffene 
herkſchaft eventuell durch allgemeine Sammlungen aufzubringen. Dieſer 
dſatz wird auch für die Zukunft hochzuhalten fein, jedoch darf er im 
lick auf die Maſſenausſperrungen zum Zwecke der Mattſetzung der Ge— 
haften — eine nach der anderen — durch das koalierte Unternehmertum 
zu engherzig aufgefaßt werden. Sonſt liegt die Gefahr nahe, daß der 
uß der Gewerkſchaften auf die Geſtaltung und Feſtſetzung der Lohn- und 
bitsbedingungen in aufreibenden Kämpfen bald in dieſer, bald in jener 
uſtrie gebrochen oder doch auf ein Minimum herabgedrückt wird. Der 
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Tatſache dürfen wir uns nicht verſchließen, daß im Unternehmertum die Tend 
Klaſſenintereſſe geht über Berufsintereſſe, mächtig Wurzel geſchlagen hat. % 
gegenüber darf die Arbeiterklaſſe ſich nicht als ein kleines Geſchlecht erwes 
Sicher ſchlägt es zum Heile aller ihrer Glieder aus, wenn das Allgem; 
intereſſe als Leitmotiv alle ihre Handlungen beſtimmt. „ 

Die Streikſtatiſtik bildet gewiſſermaßen die Bilanz der wirtſchaftli 
Kämpfe und beſitzt als ſolche, abgeſehen von anderen Vorzügen, hohen N 
zumal wenn ihre Zahlen zuverläſſige ſind. Das kann man aber von 
amtlichen Statiſtik, wie ſie vom Kaiſerlichen Statiſtiſchen Amte bearbeitet wi 
nicht ſagen. Sie bezieht ihre Unterlagen von den Behörden, den Unternehn. 
und deren Organiſationen, während die Gewerkſchaften dabei nicht berückſich 
werden. Daher weichen die vom Statiſtiſchen Amte gefundenen Ziffern 
Streiks und Ausſperrungen weſentlich von denen der Gewerkſchaften und 
Generalkommiſſion ab. Die amtliche Statiſtik würde ohne Zweifel an 
verläſſigkeit gewinnen, wenn fie die Arbeiter nicht ausſchließlich als Obj 
ſondern auch als Subjekte ihrer Aufnahmen betrachtete. Der gewerkſchaftli 
Statiſtik muß man trotz aller mit ihr verbundenen Schwierigkeiten eine 
ſchreitende Ausbildung nachſagen. Ideal iſt ſie deswegen freilich noch le 
nicht zu nennen, aber ihre ſtetige Verbeſſerung läßt auf einen immer höh 
Grad von Zuverläſſigkeit und Genauigkeit für die Zukunft ſchließen. Sie n 
von den ausländiſchen Gewerkſchaften vielfach als Muſter für ihre eige 
Statiſtiken genommen. Zu wünſchen wäre im Intereſſe einer genauen Stat 
daß das Statiſtiſche Amt ſich mit der Generalkommiſſion über die Metht 
der ſtatiſtiſchen Aufnahmen auch hier jo verſtändigte, wie es ſolches f. 
bei anderen Statiſtiken getan hat. a 

Das Kapitel des Heimarbeiterſchutzes iſt eines der traurigſten der „g. 
zügigen“ deutſchen Sozialreform. Über „Erhebungen“ iſt man ſtaatlicher 
trotz des kraſſen Elends, das in der Heiminduſtrie herrſcht und das die Berl 
Heimarbeitausſtellung 1906 fo erſchreckend offenbarte, nicht hinausgekomr 
In den Kreiſen der Heimarbeiterſchaft Mitglieder für die Gewerkſchaften 
gewinnen, iſt mit außerordentlichen Schwierigkeiten verknüpft, da die Iſolier 
in den Heimarbeitshöhlen das Gefühl gemeinſamer Intereſſen nicht jo l 
wie bei den Fabrikarbeitern aufkommen läßt, und der ausgeſtreute „ 
Arbeiterſolidarität auf dieſem ſteinigen Boden leicht wieder zugrunde g 
Für die Fabrikarbeiter bildet die Heimarbeit daher eine ſchwere Konkurr 
die ſich mehr oder minder faſt in allen Berufen fühlbar macht. Die 9 
arbeit iſt volkswirtſchaftlich nach jeder Richtung ein Schädling, deſſen 
kämpfung im allgemeinen geſellſchaftlichen Intereſſe liegt. Sie bleibt a 
wie alle Verfechtung des Geſamtintereſſes, faſt ausſchließlich den Arbeit 
und ihren politiſchen und gewerkſchaftlichen Organiſationen überlaffen. ° 
den anderen Klaſſen iſt nichts Erhebliches zu ihrer Bekämpfung zu 5 

Die gleichen „idylliſchen“ Verhältniſſe wie in der Heiminduſtrie trifft ! 
vielfach bei den ehrſamen Meiſtern, die ihren Geſellen und Lehrlingen 
und Logis im eigenen Hausſtand gewähren. Das Hineinleuchten in 
„patriarchaliſchen“ Zuſtände der Backſtuben und der ſchmutzſtarrenden Sch 
ſtellen iſt nicht ohne Wirkung geblieben. Die ſchlimmſten Auswüchſe di 
Syſtems dürften nicht mehr ſo zahlreich anzutreffen ſein als 0 
Genoſſe Bebel den Schleier gelüftet, der die Geheimniſſe der Backſtuben 
hüllte. Auf dem Kölner Gewerkſchaftskongreß wurde die Einſetzung e 
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ſonderen Kommiſſion zur Beſeitigung des Koſt⸗ und Logiszwanges beſchloſſen, 
» jeitdem befliſſen war, ihrer Aufgabe gerecht zu werden. Doch fehlt es ihr 
5 mannigfach an der Unterſtützung vieler Gewerkſchaften. Das Intereſſe 
jrſelben zu wecken und mit dem Scheinwerfer der öffentlichen Kritik die 
inklen Ecken des Koſt⸗ und Logiszwanges zu erhellen, wird eine dankbare 
fgabe des vorgeſehenen Referats fein. 

Wie die Aufgaben der Generalkommiſſion vielſeitiger geworden ſind, ſo iſt 
ch aus dem beſcheidenen „Correſpondenzblatt“ von früher ein dicker Jahr⸗ 
ing geworden. Im verfloſſenen Jahre wurden als Neuerung die ſtatiſtiſchen 
beiten nicht mehr unmittelbar dem „Correſpondenzblatt“ einverleibt, ſondern 
n als beſondere Beilagen beigegeben. Längere Debatten werden ſich vor- 
sfichtlich dem Bericht über das Zentralorgan der Gewerkſchaften nicht an⸗ 
ließen. 
| Das nämliche dürfte vom Bericht über das Zentralarbeiterſekretariat und 
m Referat üher die Stellung der Arbeiterſekretäre vor den Gerichten gelten. 
eim Bericht des Zentralarbeiterſekretariats wird die immer deutlicher zutage 
tende Tendenz der Schiedsgerichte für Arbeiterverſicherung und des Reichs⸗ 
ſrſicherungsamtes: die Renten zu „quetſchen“ und die ſogenannten Arbeiter⸗ 
utzgeſetze in der Praxis zu Unternehmerſchutzgeſetzen zu ſtempeln, die ge⸗ 
1 5 Beleuchtung erfahren, während bei dem anderen Punkt der Beweis 
bracht wird, wie die feierlichſten Miniſterverſprechungen in der Praxis eines 
aatsſchützenden“ Richterſtandes in ihr Gegenteil verkehrt werden. Es tut 
imgend not, daß den Arbeiterſekretären das weiteſtgehende Vertretungsrecht 
ir den Gerichten zugeſtanden wird. 

Welche Gründe die Generalkommiſſion beſtimmten, das Referat Molkenbuhrs 
er: „Die Entwicklung der ſozialen Geſetzgebung in Deutſchland“ als letzten 
met der Tagesordnung anzuhängen, weiß ich nicht. Meines Erachtens müßte 
in der Reihenfolge logiſcherweiſe vor dem Punkt: „Die ſtaatliche Verſicherung 
it Privatangeſtellten“ kommen, da die Darlegung der Grundzüge der ſozialen 
‚lebgebung, die wechſelnde Stellung der verſchiedenen Klaſſen und Parteien 
Laufe der Zeiten zu derſelben erſt die paſſende Unterlage zur Beurteilung 
0 ſtark in den Vordergrund gerückten Beſtrebungen zur Verſicherung der 
ivatangeſtellten bilden würden. Ganz abgeſehen davon, daß nun einmal 
im letzten Punkt der Tagesordnung derartiger Kongreſſe meiſt das Schickſal 
ſoht: entweder nur noch mit halber Aufmerkſamkeit angehört oder über⸗ 
Iupt abgeſetzt zu werden. Ein ſolches Schickſal hätte aber ſicher ein Referat 
zolkenbuhrs, eines der beiten Kenner der ſozialen Geſetzgebung, nicht ver⸗ 
int, Hiervon abgeſehen, verdient aber die ftaatliche Verſicherung der Privat⸗ 
(geſtellten unſere volle Beachtung. Sie iſt ein Problem, das weit über den 
eis der zunächſt davon Betroffenen Bedeutung hat und tiefgehend unſere 
inze ſtaatliche Arbeiterverſicherung berührt, ſowie deren Ausbau beeinflußt. 
ſe Unternehmer und im Grunde genommen auch die bürgerlichen Parteien 
ine Ausnahme wollen von einer einheitlichen Verſicherung der Arbeiter und 
ſgeſtellten nichts wiſſen, obgleich — ſofern man nur deren Selbſtzweck ins 
i faßt — eine ſolche Verſicherung ohne Zweifel die vorteilhafteſte wäre. 
unn bereitet ſchon die einwandfreie Begriffsfeſtſtellung: „Wer iſt Privat⸗ 
(geſtellter und wer nicht?“ unüberwindliche Schwierigkeiten, wie will man 
erſt die verſicherungstechniſchen Einrichtungen treffen, um den Verhältniſſen 
ichnung zu tragen, die ſich durch das Aufſteigen aus der Arbeiterklaſſe in 
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die Gruppe der Privatangeſtellten und umgekehrt durch ein Herabſinken ar 
der letzteren in die Arbeiterklaſſe ergeben? Es iſt eben unmöglich, eine ſchar 
Abgrenzung der Privatangeſtellten vorzunehmen, da ſchon das unerbittlich 
Walten der Geſetze der kapitaliſtiſchen Produktionsweiſe vor keinem Stande 
begriff Halt macht und mehr und mehr die Grenzen verwiſcht, die den „Prol 
tarier im Stehkragen“ von dem „gewöhnlichen“ Lohnarbeiter ſcheiden. Ab 
wie ſeit Caprivis Zeiten „alle Geſetze auf ihre Wirkung in bezug auf d 
Sozialdemokratie“ ins Auge gefaßt und geprüft werden, jo ſoll auch hier d 
Sonderverſicherung der Privatangeſtellten lediglich deswegen ins Werk gejel 
werden, um dieſe „den verderblichen Einflüſſen der Sozialdemokratie zu en 
ziehen“, mag der eigentliche Zweck ſolcher Geſetze dabei noch ſo ſehr z 
kurz kommen. Leider leiſten die Vereine der Privatangeſtellten in ihr 
Mehrheit den Unternehmern und bürgerlichen Parteien bei dieſem ſie ſchäd 
genden Beginnen noch Heeresfolge, während die Minderheit erfreulicherwei 
dieſen Schritt ins eigene Fleiſch nicht mitmacht und wahrſcheinlich über kum 
oder lang ihre eigenen Wege gehen wird. Es iſt auch nicht ausgeſchloſſen 
daß die Minderheit in abſehbarer Zeit zur Mehrheit wird. Was das zu bi 
deuten hat, erkennt man aus einer Zuſammenſtellung in der „Soziale 
Praxis“ vom 23. April 1908 über die Stärke der Organiſationen der Priva 
angeſtellten, wonach die Zahl ihrer Mitglieder am 31. Dezember 1907 68148 
betrug. Unter dieſen Organiſationen gehörten nur 4 mit zirka 14000 Mi 
gliedern der Generalkommiſſion an. Früher ſtanden die Privatangeſtellte 
der ſtaatlichen Verſicherung überhaupt ablehnend gegenüber, im Laufe de 
letzten Jahre haben ſich aber die Anſchauungen gewandelt. Der „neue Mitte 
ſtand“ wird noch manch weiteres Stück ſeiner bürgerlichen Ideologie aufgebe 
müſſen und einſehen lernen, daß die faſt gleiche Klaſſenlage auch zu de 
gleichen politiſchen und gewerkſchaftlichen Betätigung drängen wird, wie f 
die Arbeiterklaſſe ſchon ſeit langem übt. Daß er dabei die Unternehmer al 
rückſichtsloſeſte Gegner gegen ſich haben wird, lehrt das jüngſt veröffentlicht 
„ſtreng vertrauliche“ Zirkular des Verbandes bayeriſcher Metallinduftrielle 
durch das ſowohl die Mitglieder des Bundes techniſcher Beamten als aue 
diejenigen der hurrapatriotiſchen Handlungsgehilfenverbände in Acht und Ban 
getan werden. Solche Mittel werden ebenſoſehr dem „neuen Mittelſtand 
ökonomiſche Dialektik beibringen, als der Gewerkſchaftskongreß ihm zeige 
wird, daß ſeine wahren Bundesgenoſſen doch die Arbeiter ſind. 

Die gewerbsmäßigen Stellenvermittler ſind die Vampire gerade für jen 
Berufsſchichten, die des Schutzes ihrer Arbeitskraft am meiſten bedürften 
Gaſtwirtsgehilfen, Kellnerinnen, Dienſtboten uſw. ſind die Opfer jener zweifel 
haften Elemente, die ſich die berufsmäßige Stellen vermittlung gegen klingende 
Entgelt zur Aufgabe erkoren haben. Letztere ſind nicht nur eine Plage fü 
die dienende und arbeitende Klaſſe, ſondern bis zu einem gewiſſen Grad 
auch für die herrſchende Klaſſe, da ja erwieſenermaßen von jenen Clemente 
ein öfterer Stellenwechſel durch allerlei Manipulationen herbeigeführt wird 
um recht oft die Vermittlungsgebühr einſtreichen zu können. Die gewerkſchaft 
liche Organiſation der betreffenden Berufsgruppen iſt zu ſchwach, um den ein 
geniſteten Krebsſchaden der gewerbsmäßigen Stellenvermittlung zu beſeitigen 
hier muß die Geſetzgebung eingreifen, um ein paraſitäres Gewerbe zu be 
ſeitigen. Nach der Richtung hin dürfte wohl der a aue 
reſolvieren. 


KX 
A 7 
1 N = 
} 89 


mil Kloth: Zum Gewerkſchaftskongreß in Hamburg. 387 
Der Boykott als gewerkſchaftliches Kampfmittel hat oftmals ſeine Wirkung 
jagt. Ein rein gewerkſchaftliches Kampfmittel wird er überhaupt in den 
enigſten Fällen ſein können, weil zur Durchführung eines Boykotts nicht 
e Zuſtimmung der Gewerkſchaften allein genügt, ſondern auch andere 
örperſchaften ein ebenſo gewichtiges Wort mitzureden haben und nicht zuletzt 
e Unterſtützung breiter Konſumentenſchichten die unerläßliche Vorbedingung 
„einen Boykott ſiegreich durchzuführen. Die nicht immer erfreulichen Er⸗ 
hrungen, die wir in der Vergangenheit mit Boykotts gemacht haben, 
auchen noch durchaus keinen Beweis für feine Undurchführbarkeit überhaupt 
ergeben. Zielbewußtſein, ſtraffe politiſche und gewerkſchaftliche Organiſation 
id ſtarke Verbreitung der ſozialdemokratiſchen Tagespreſſe gelten mit Recht 
s Vorbedingung eines ausſichtsreichen Boykotts. An dieſen Vorbedingungen 
hlt es aber vielfach noch mehr bei denjenigen, zu deren Gunſten ein Boykott 
Asgeübt wird, als bei denen, die ihn durchführen. Hierin Anderung zu 
haffen iſt Pflicht der politiſchen und der gewerkſchaftlichen Organiſation, da 
otz aller Gegengründe der Boykott zukünftig eine der wuchtigſten Waffen 
1 kann, wovon der Wahlkampf in Preußen eine Vorahnung gab. 
| Grenzſtreitigkeiten über die Zugehörigkeit dieſer oder jener Berufsgruppe 
dieſer oder jener Gewerkſchaft bilden einen ſtehenden Punkt auf den Ge⸗ 
erkſchaſtstongreſſen, ſelbſt wenn dies nicht unmittelbar in der Tagesordnung 
m Ausdruck kommt. Solche Streitigkeiten werden auch ſchwerlich immer zu 
‚meiden ſein, da in unſeren modernen Rieſenbetrieben vielfach eine ganze 
nzahl verſchiedener Berufsangehörigen beſchäftigt werden, und ſomit nicht 
Awandfrei feſtzuſtellen iſt, welche Verbände als die zuſtändigen für dieſe 
er jene Berufsgruppe zu betrachten ſind. Im Gegenſatz zu den angel- 
ſchſiſchen Ländern, wo zuweilen die erbittertſten Streiks wegen Grenzſtreitig⸗ 
ten geführt wurden, haben ſich in Deutſchland derartige Streitigkeiten ſtets 
verhältnismäßig milden Formen abgeſpielt. Die Behandlung des betref⸗ 
wen Punktes auf dem Gewerkſchaftskongreß hat zweifelsohne den Zweck, 
renzſtreitigkeiten ſchiedlich⸗ friedlich zu ſchlichten. 

Die Maifeier wird, wie üblich, den Gewerkſchaftskongreß beſchäftigen, und 
ſchſtwahrſcheinlich wird die zwiſchen Parteivorſtand und Generalkommiſſion 
une Vereinbarung die Sanktion des Gewerkſchaftskongreſſes empfangen. 
icht etwa, weil jene Vereinbarung als ein Muſterregulativ zu bewerten wäre, 
ſſſen folgerichtiger Aufbau jeglicher Kritik unerſchütterlich ſtandzuhalten ver⸗ 
chte. O nein! Man kann ſehr wohl zugeben, daß die Vereinbarung kein 
feiſterſtück logiſchen Denkens darſtellt, daß ihre Konſtruktion auf die zentra⸗ 
tiſchen organiſatoriſchen Grundlagen von Partei und Gewerkſchaften ſehr 
mie Rückſicht nimmt und daß ihr das Merkmal einer Zangengeburt merk: 
ih an der Stirne haftet. Allein alle dieſe Mängel, die ihr anhaften, nehmen 
r Vereinbarung nicht den Vorzug, daß ſie den Verhältniſſen notgedrungen 
ſchnung trägt. An dieſer Tatſache werden auch die ſpitzeſten Pfeile der 
litik abprallen und die Befolgung der Vereinbarung in der Praxis nicht 
hindern. Man mag das als Anhänger der Arbeitsruhe, als der würdigſten 
ier des 1. Mai, bedauern, aber man wird ſich mit dieſer unangenehmen 
uſache abfinden müſſen. Es iſt nun einmal ſo: die wirtſchaftliche Kriſe, 
r wütende Haß der Unternehmerorganiſationen gegen die Maifeier und ihre 
te Entſchloſſenheit, dieſe, frei von allen humanen Anwandlungen, zur 
chwächung der Arbeiterorganiſationen auszunutzen, find die Argumente, die 
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1907 den ſogenannten „Bremserlaß“ des Parteivorſtandes hervorriefen un 
dieſen jetzt mit der Generalkommiſſion die Maifeier⸗Vereinbarung treffen ließer 
Gewiß haben hierbei finanzielle Erwägungen eine große Rolle geſpielt, wi 
ſie es auch verdienen, wenn man ſie auch etwas wegwerfend als „kaſſen 
bureaukratiſche Bedenken“ charakteriſiert hat. Ob nun die Erörterung, ode 
beſſer geſagt der Streit wegen der Maifeier: ob mit oder ohne Arbeitsruh 
auf jedem Gewerkſchaftskongreß und jedem Parteitag der Maifeier an fir 
nützt, muß billigerweiſe bezweifelt werden. Sieht man ſich die Gründe de 
Freunde und Gegner der Arbeitsruhe am 1. Mai an, jo dreht ſich der Streß 
in der Hauptſache darum, wer die Unterſtützungen für die Opfer der Maifeie 
tragen ſoll. Weder die Zentralkaſſen noch die Lokalkaſſen erklären ſich bexei 
und imſtande, dieſe Unterſtützungen bei einer großzügigen Arbeitsruhe trage 
zu können. Beiden iſt zu glauben, die Schlußfolgerung iſt leicht zu ziehen 
eine Ausdehnung der Arbeitsruhe bei der Maifeier iſt daher in abſehbare 
Zukunft nicht zu erwarten. | * 

Dem bevorſtehenden Gewerkſchaftskongreß find bedeutende Aufgaben gejtelli 
die er im Rahmen ſeiner faſt zu reichhaltigen Tagesordnung zu löſen ſich be 
fleißigen wird. Möge es ihm vergönnt ſein, in allem das Richtige zu treffen 
damit auch er wie ſeine Vorgänger zur Zuſammenfaſſung und Schulung de 
geſamten Proletariats in Fabriken und Bergwerken, in Kontoren und tech 
niſchen Bureaus, im Handel wie in der Landwirtſchaft an ſeinem Teile ii 
reichem Maße beiträgt. | 


Die dritte Duma._ 

Don N. Trotky. | 

I. Die duma und das Budget. 7 

Die dritte Reichsduma ift zurzeit im Schweiße ihres Angeſichts damit be 
ſchäftigt, das ihr von der Bureaukratie aufgegebene Penſum zu erledigen: ii 
prüft in aller Eile und bewilligt das Budget für 1908. a 
Das ruſſiſche Staatsbudget bietet in feiner inneren Struktur das getreu 
Abbild der ganzen Geſchichte und des Charakters des Zarismus: einer ungeheure 
militäriſch⸗polizeiiſchen Organiſation, die zu beiſpielloſer Macht gelangte, in 
dem ſie den an wirtſchaftlicher Blutarmut leidenden ruſſiſchen Bauern mit de 
apoplektiſch blutſtrotzenden weſteuropäiſchen Börſe zuſammenkoppelte. „ 
Der bureaukratiſche Abſolutismus des Weſtens entwickelte ſich aus de 
ſtändiſchen Monarchie zu einer ſich ſelbſt genügenden Macht erſt dann, al, 
der dritte Stand ſo weit erſtarkt war, daß er dem politiſchen Einfluß de 
Feudalherren und der privilegierten Pfaffen die Wage zu halten vermochte 
Der Zarismus hingegen iſt dem Weſen nach nie eine ſtändiſche Monarchi 
geweſen, denn weder der ruſſiſche Adel noch die ruſſiſche Geiſtlichkeit Habe 
es vermocht, ſich zu dem Niveau politifch regierender Stände zu erheben. Ei 
hinderte ſie daran einerſeits das wirtſchaftliche Elend des gewaltigen, ſpärlic 
bevölkerten Landes, andererſeits die unermüdliche Konkurrenz der Staatsgewalt 
Sich durch ſeine Ausdehnungspolitik immer tiefer in den erbitterten Kam 
mit den weſtlichen Nachbarn verſtrickend, deren militäriſch⸗ſtaatliche Organi 
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ion an der ungleich reicheren wirtſchaftlichen Baſis eine feſte Stütze hatte, 
eutete der Zarismus das Land bis zur letzten Möglichkeit aus, und indem 
des noch ſo kleine Partikelchen des Mehrproduktes des Volkes ihm zum 
Ipfer fiel, wurden die privilegierten Stände ſyſtematiſch in ihrer Entwick— 
ung gehemmt und zu einer untergeordneten Exiſtenz verdammt. So war 
3 mit dem Adel und der Geiſtlichkeit und in der Folge auch mit der Bour⸗ 
eoiſie. 

| 5 ſich in Rußland ein ſtarker dritter Stand bildete oder bilden konnte, 
9g der Zarismus bereits in vollen Zügen an den Brüſten der weſteuropäiſchen 
hörſe. Nachdem er die Kunſt erlernt hatte, Staatsſchulden zu machen, das 
eißt das nationale Mehrprodukt nicht nur von heute, ſondern auch von 
ſorgen zu verſchlingen, ſtellte er ſeine Staatswirtſchaft auf internationale 
zrundlage. Ihrer ſozialen Natur nach ein Mittelgebilde zwiſchen aſiatiſcher 
Jefpotie und europäiſchem Abſolutismus bekam die zariſche Autokratie mit 
yilfe der Börſe die allerneueſten Mittel der adminiſtrativen und militäriſchen 
echnik Weſteuropas in die Hände. Dieſer Prozeß führte zu einem fieber- 
aften Anwachſen des Budgets und der Staatsſchulden. Die Unabhängigkeit 
er zariſchen Regierung von der ökonomiſchen Lage des Landes beſtimmte 
hre progreſſiv zunehmende Abhängigkeit von den Berliner und Pariſer 
zankiers. Zu Beginn des neuen Jahrhunderts war der Zarismus zu einer 
ewaltigen, in der Geſchichte beiſpiellos daſtehenden börſenmilitäriſchen Or⸗ 
aniſation herangewachſen. Rothſchild hegte die felſenfeſte überzeugung, daß 
ie ruſſiſche Autokratie ebenſo ewig ſei wie die Börſe ſelbſt. Der Krieg und 
ie Revolution erſchütterten freilich dieſen Kredit in ſeinen Grundfeſten. 
indes fie erſchütterten ihn nur, ganz zu ſtürzen vermochten fie ihn nicht. 
md jo ſehen wir die Regierung im Jahre 1905 eine Anleihe von 800 und 
n Jahre 1906 eine ſolche von 900 Millionen Rubel aufnehmen. 

Im gegenwärtigen Augenblick beziffern ſich die Staatsſchulden Rußlands 
uf 9 Milliarden Rubel, das heißt etwa 60 Rubel pro Kopf der Bevölkerung, 
ie Säuglinge miteingerechnet! Das Reichsbudget für 1908 weiſt die koloſſale 
zumme von 2515 Millionen Rubel auf. Sieht man von den Einnahmen 
us verſchiedenen Betrieben und Monopolen ab (Branntwein, Eiſenbahnen uſw.), 
bleibt für die Steuerlaſt allein die runde Summe von 1 Mil- 
arden Rubel. Das bedeutet, daß der Staat 20 Prozent des jährlichen Ein- 
immens der Nation für ſeine Bedürfniſſe abzieht! Das unglaubliche An⸗ 
Jachjen der Steuerlaſt iſt nichts anderes als das Spiegelbild der ſpezifiſchen 
katur der ſtaatlichen Organiſation, die mit ihrer politiſchen ganz naturgemäß 
uch die fiskaliſche Diktatur vereinigt. 

Von den 1500 Millionen, die auf dem Wege der Steuereinhebung ge- 
onnen werden — wobei die direkten Steuern nur 12,5 Prozent bilden, 
eniger als 180 Millionen —, beſtimmt das Budget für die Minifterien 
kukdens und Tſuſchimas 512 Millionen, für die Liquidierung des Krieges 
7 Millionen, für die Tilgung der im Jahre 1907 nicht getilgten kurzfriſtigen 
taatsverſchreibungen 53 Millionen und endlich zur Deckung der fälligen 
nleihezinjen 386 Millionen.] Auf dieſe Weiſe verſchlingen die Armee, die 
lotte und die Bankiers über eine Milliarde Rubel, das heißt nicht mehr 
nd nicht weniger als zwei Drittel der reinen Staatseinkünfte. Hierzu kommen 
och die Verluſte aus dem Betrieb der Eiſenbahnen, die hauptſächlich ſtrate⸗ 
ſchen Zwecken dienen, ebenſo wie eine ganze Reihe von Millionen, die der 
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„Staatsſchutz“ in Anspruch nimmt. Dies find die Produktionskoſten des alter 
Regimes. . 

Daß das Budget des Zarismus die Leiſtungskräfte des ausgeſogenen 
Landes überſteigt, daß ſeine Aufrechthaltung eine weitere Schwächung de 
inneren Marktes und die wirtſchaftliche Paralyſe bedeutet, hat ſchon vor de 
Revolution als Binſenwahrheit gegolten. Aber von der Anerkennung dieſe 
Einſicht bis zur tatſächlichen „Sanierung“ des Budgets blieb und bleibt en 
weiter Weg zurückzulegen, wie die weiteren Ereigniſſe gezeigt haben. 

Die Sozialdemokratie ſieht in dem Budget nur ein Abbild des Soll um 
Habens des autokratiſchen Regimes. Für fie war daher die Frage dei 
Kampfes mit dem fiskaliſch⸗finanziellen Syſtem gleichbedeutend mit der Frag 
des Sturzes des Zarismus auf revolutionärem Wege. In dem berühmter 
„Finanzmanifeſt“ des Arbeiterdelegiertenrats, das den Dezemberereigniſſen dei 
Jahres 1905 vorausging, war auch dieſe Aufgabe eben in dieſem Sinne for 
muliert: „Es gibt nur einen Ausweg — den Sturz der Regierung. ... Die 
iſt die unerläßliche Vorbedingung nicht nur für die politiſche und ökonomiſch 
Befreiung des Landes, ſondern, im einzelnen, auch für die Feſtigung de 
Finanzwirtſchaft des Staates.“ 1 

Nachdem der Aufſtand unterdrückt war und es den Anſchein gewonnen 
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Vorausſetzungen: kann man ſich auf die Revolution nicht ſtützen, jo ſtütze mat 
ſich auf den Stolypinſchen Konſtitutionalismus. Die Kadetten ſehen dies ſelbſ 
ſehr wohl ein. Und wenn ſich die Fraktion Miljukows dennoch von Zeit zu 
Zeit den Luxus der oppoſitionellen Gebärde geſtattet, ſo nur deshalb, wei 
ihr Mut von der Hoffnung auf die heilbringende Taktik der oktobriſtiſcher 
Majorität genährt und gehalten wird. 1 

Mit beiden Füßen zugleich auf dem Standpunkt der „Univerſalerbſchaft 
ſtehend, bewilligte die dritte Duma der zariſchen Regierung 456535 Rekruten 
obgleich ſich die ganze Reformtätigkeit im Reſſort Kuropatkins und Stöffel: 
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nichts anderem äußerte als neuen Litzen, Knöpfen und Achſelſtücken. Sie 
immte für das Budget des Miniſteriums des Innern, das 70 Prozent des 
iſiſchen Territoriums den mit dem Henkerſtrick der Ausnahmegeſetze bewaff⸗ 
‚ten Satrapen auslieferte und auf dem ganzen Gebiet der übrigen 30 Pro⸗ 
nt unter Anwendung der für die „Normalzeit“ gültigen Geſetze hängt und 
ürgt. Sie richtete im geheimen Auftrag des Premierminiſters an die Re⸗ 
erung die finnländiſche, das heißt antifinnländiſche Interpellation, um dem 
kiniſterium des Innern die Wege zur Wiedereinſetzung des Bobrikowſchen 
egimes in Finnland zu ebnen. Einzig und allein der Etat des Verkehrs⸗ 
iniſteriums wurde von der Duma um 1 Rubel gekürzt; ſie wollte in dieſer 
orm ihren Unwillen über die ungeſetzliche Art zum Ausdruck bringen, in 
ir die Etats dieſes Raubminiſteriums par excellence durchgeführt werden. 
ber ſelbſt hier bleibt keine Möglichkeit für die Annahme, daß dieſe oppoſi⸗ 
anellen hundert Kopeken ohne die vorher eingeholte Nachſicht des Herrn 
tolypin geſtrichen fein könnten. Die Agrarkommiſſion der Duma ſanktio⸗ 
erte in allen ſeinen Grundzügen den berühmten Erlaß vom 9. November 1906, 
r auf der Grundlage des 8 87 durchgeführt wurde und den Zweck hat, aus 
r Mitte der Bauernſchaft eine Schicht wirtſchaftlich ſtarker Eigentümer 
»wauszuheben, die ganze übrige Maſſe aber der natürlichen Ausleſe im bio⸗ 
giſchen Sinne dieſes Wortes zu überlaſſen. Und wenn die Duma keine 
mderliche Eile hat, dieſe Frage auf die Tagesordnung zu ſetzen, jo liegt der 
rund in der Furcht, durch die Annahme der großen Stolypinſchen Reform 
e rechtsſtehenden Bauerndeputierten nach links zu drängen, weil dieſe, wie 
ner von den Oktobriſtenführern klagte, noch immer im Banne der „Er: 
zopriationsilluſionen“ ſtehen. Und trotz alledem muß dieſe „arbeitsfähige“ 
id loyale Duma mindeſtens ſiebenmal in jeder Woche „gerettet“ werden. 
ie Oktobriſten ſelbſt, die Herren der parlamentariſchen Situation, find ſehr 
eit davon entfernt, eine regierende oder wenigſtens eine Regierungs- 
artei zu ſein; vielmehr ſehen wir ſie mit jedem Tage immer tiefer zu der 
olle einer bloßen Dienerpartei herabſinken. Sie ſagen Ja und Amen zu 
lem, was die Regierung will, vollziehen alle ſchmutzigen Aufträge, die 


tolypin erteilt — und find alles in allem nicht einmal mächtig genug, um 
er ae jährlich aus den emden erfolgenbe e wog. 
125 100000 Rubel zu Nadelgeldzwecken Ihrer Majeſtät der Königin von 
‘it, mit der die Duma „ſein“ altes liebes Budget durchpaſſieren ließ. 

r eden erwiderte ihm mit mannhafter 
eſtigkeit der wachſame Miljukow, indem er ein glänzendes Fazit aus der 
aktik der Vereinbarung zog. 
—— Lesen Gengste is Eituntunten u 
le Umſtände, von denen es begleitet war: der beſcheidene Einwurf des 
tobriſtiſchen Vorſitzenden von dem „ſchlecht gewählten“ Ausdruck des Finanz⸗ 
iniſters, der die politiſche Exiſtenz der ihn „kontrollierenden“ Duma in Ab: 
de ſtellte; die Drohung Stolypins, im Hinblick auf dieſe Kühnheit ſeine 
emiſſion einzureichen; die Furcht vor der Gefahr, daß zugleich mit Stolypin 
le ganze „Gottlob⸗Konſtitution“ zum Teufel gehen könnte; die feierliche Ent⸗ 
huldigung des Vorſitzenden vor verſammelter Duma, daß er ſich unterfangen 
abe, an ihre Exiſtenz zu glauben; das freudige Beifallklatſchen der Duma, 
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die ſich überzeugte, daß fie auch fürderhin leben dürfe, ſofern fie nur gegen 
die ihre Exiſtenz völlig ignorierende Regierung nicht aufmude — das alle 
enthüllte anſchaulich genug das vollkommen reale und über jeden Zweifel er 
habene Vorhandenſein der politiſchen und fiskaliſchen Diktatur der autokrater 
Bureaukratie. Und auch jetzt, nach der Erfahrung, die die drei Dumen ge 
zeitigt haben, kann der Ausweg aus dieſer Sackgaſſe nicht anders fernung | 
werden, als es ſeinerzeit das Finanzmanifeſt der Revolution getan hat:, | 
gibt nur einen Ausweg — den Sturz der Regierung!“ 


2. Der Amur-Patriotismus. 


Die bemerkenswerteſte Tat der dritten Duma bleibt jedoch die auf "a 
Dringlichkeitsweg erfolgte Annahme der Amurbahnvorlage, ein Projekt, deſſer 
Verwirklichung von der Regierung noch während der „dumaloſen“ Zeit A 
Grund des § 87 in Angriff genommen wurde. 

Laut Koſtenanſchlag der Regierung wird der Bau der Amurbahn 238 Mil 
lionen beanſpruchen; Graf Witte bemißt dieſelben Koſten mit 350 Millionen 
Dies bedeutet eine neue jährliche Ausgabe von 22 bis 30 Millionen Rube 
zur Deckung der Zinſen und der unvermeidlichen Defizite — etwa die Hälfte 
des Geſamtetats des Miniſteriums für Volksaufklärung. | 

Dieſer Beſchluß allein genügt, um die Frage zu beantworten: Gelingt 0 
der Duma oder gelingt es ihr nicht, die Revolution zu eskamotieren, inden 
ſie die elementarſten Aufgaben derſelben im Verein mit der hiſtoriſch über 
lieferten Staatsgewalt löſt? Nach einem furchtbaren militäriſchen Debacle 
wie es in der Weltgeſchichte nicht ſeinesgleichen hat, nach einer ganzen Reihe 
von Jahren, da das Land ununterbrochen von revolutionären Stößen er 
ſchüttert wurde, eröffnet die Regierung, ſobald ſie ſich ein wenig erſtarkt fühlt 
die „Epoche der Reformen“ durch eine koloſſale Ausgabe für den Bau eine 
Eisenbahn durch ein entlegenes, wüſtes und faſt unerforſchtes Grenzgebiet 
In ſeiner von der frechen Gewißheit, daß die Allmacht der Regierung wieder: 
hergeſtellt ſei, erfüllten Rede zitierte Stolypin den Ausdruck irgend eines 
Dilettanten, das Amurgebiet gleiche vollkommen der „Germania der Taciteiſchen 
Zeiten“. „Aber, meine Herren“, rief Stolypin pathetiſch aus, „vergegen⸗ 
wärtigen Sie ſich nur, was das Germanien von heute vorſtellt!“ Und bat 
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„Parlament“ des an den Bettelſtab gebrachten Landes, deſſen Bauernſchaft 
aus dem chroniſchen Hungerleiden nicht herauskommt, bewilligt im Dringlich⸗ 
keitsweg die Kredite, die nötig ſind, um die Amurwüſte in das heutige Deutſch 
land zu verwandeln. 

Aber die Amurbahn iſt nur der erſte Schritt. Wie die Vertreter der Ne 
gierung jelbft hervorgehoben haben, wird dieſer erſte Schritt unvermeidlich zu 
einem zweiten führen: zu der Legung eines zweiten Geleiſes auf der ſibiriſchen 
Linie. Dieſe beiden Unternehmungen, nebſt der materiellen Aufbeſſerung der 
Armee, die gleichfalls in erſter Linie durchgeführt werden ſoll, dürften nach 
den Berechnungen Kokowzews etwa 800 Millionen Rubel erfordern. Die 
Milliardenzuweiſung zum Wiederaufbau der Flotte hat die Dumakommiſſion 
allerdings abgelehnt. Aber der friedliche, ſelbſt jeder äußeren Dramatik 5 
Ausgang dieſer „Ablehnung“ gibt Anlaß zu der Vermutung, daß die Sache 
von der Regierung nicht allzu tragiſch genommen wird. 

Das Entgegenkommen der Duma in der Frage der Amurbahn könnte als 
Wahnwitz erſcheinen, hat aber ſeine guten Gründe. Die Mehrheit der dritten 
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uma beſteht aus Elementen, die untereinander unverſöhnlich ſind, aber durch 
n gemeinſames Band zuſammengehalten werden: nämlich den reinen un⸗ 
rfälſchten Haß gegen die ſozialen Tendenzen der Revolution. Und ſie ſelbſt 
iht dies ſehr wohl ein. Die Fragen der äußeren Politik, „die Macht und 
is Anſehen“ des Staates bilden die einzige Sphäre, in der die Duma unter 
derwindung ihrer inneren Gegenſätze die Antwort auf jene Fragen zu finden 
ift, welche die Revolution geboren haben und vor welchen es kein Aus— 
eichen gibt. Und ſo ſehen wir denn, wie in den letzten Monaten die Parteien 
r „gebildeten“ Klaſſen des Landes immer weiter von den inneren Fragen 
rücken, um mit um jo größerer Beharrlichkeit ihre ganze Aufmerkſamkeit 
ie äußeren zu konzentrieren. 

Daß die Rechte für die Amurbahn geſtimmt hat, findet genügende Er: 
trung ſchon in dem Umſtand, daß die Regierung das Verſprechen gibt, 
ugs des Amur mehrere Millionen Deßjätinen Land für die Anſiedlung von 
auern zur Verfügung zu ſtellen. Kann es denn etwas Verlockenderes geben 
s den Plan, die Agrarfrage an die Ufer des Stillen Ozeans abzuſchieben? 
ie im oktobriſtiſchen Zentrum ſitzenden Vertreter des Großkapitals erblicken 
Amurpatriotismus vor allem 300 Millionen Rubel, die mit Hilfe einer 
taatsanleihe in die Taſchen der vaterländiſchen Induſtrie fließen werden. 
si der ſchweren induſtriellen Kriſe bleibt nichts übrig, als von neuem die 
inze Hoffnung auf die Staatsbeſtellungen zu richten, wenn ſchon einmal die 
urchführung großzügiger innerer Reformen, welche die Produktivkraft des 
andes heben ſollten, vorläufig auf unbeſtimmte Zeit in die Ferne gerückt 
id. Daß aber die Oktobriſten ſich mit dieſem Gedanken völlig ausgeſöhnt 
ben, zeigt die vollkommene Inhaltloſigkeit der Diskuſſionen bei der Be⸗ 
rechung des Etats des Miniſteriums für Handel und Induſtrie. 

Die Kadetten ſtimmten gegen die Amurbahn. Wir wollen die Frage un⸗ 
örtert laſſen, wie fie gehandelt hätten, wenn ihre Stimme für das Geſchick 
ie Regierungsvorlage ausſchlaggebend geweſen wäre. Es genügt der Hin⸗ 
lis, daß in den Reihen der Kadetten eine ſtarke Strömung zugunſten der 
gaſiatiſchen Abenteurerpläne vorhanden ift, und daß Miljukow ſelbſt ſich 
im Wortführer dieſer Minorität innerhalb feiner Fraktion gemacht hat. Auf 
i anderen Seite eröffnete Herr Peter v. Struve, dieſer überaus empfindliche 


litiſche Barometer des liberalen Bürgertums, eine energiſche Kampagne gegen 
vantiſtaatlichen“ Traditionen der ruſſiſchen Intelligenz, indem er fie be- 
wört, es doch begreifen zu wollen, daß der Staat als „myſtiſche Perſönlich— 
lte „Selbſtzweck“ ſei, und daß es in Machtfragen des „Großen Rußland“ 
D Parteidifferenzen keinen Raum gebe. Er weiſt auf die Balkanhalbinſel 
> auf dasjenige Territorium hin, auf dem die myſtiſche Perſönlichkeit mit 
auf den Feldern Mandſchuriens arg zerſchundenen Knochen ihre große 
ſlawiſche Miſſion zu erfüllen habe. Dieſe nationalliberale Traveſtierung des 
50 Slawophilentums, die unter der Feder des Herrn Peter v. Struve, 
es geborenen Deutſchen und ehemaligen Marxiſten, ganz beſonderen Reiz 
vinnt, hat bereits in Profeſſoren⸗ und Studentenkreiſen zu der Bildung von 
wiſchen Geſellſchaften geführt, deren Leitung in den Händen von Mitgliedern 
Kadettenpartei liegt. Und im gegenwärtigen Augenblick eröffnen die zu 
ren der leitenden ſlawiſchen Nationaliſten Oſterreichs in Petersburg ver⸗ 
ſtalteten Bankette eine neue „große“ Epoche der allſlawiſchen Politik, indem 
die Oktobriſten, die Kadetten und die Rechte verbrüdern. Politiſch findet 
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die Ausſöhnung der gebildeten Geſellſchaft mit der myſtiſchen Perſönlichk 
der Romanowſchen Dynaſtie ihren Ausdruck darin, daß die Kadettenfraktiol 
mit feftverfchloffenen Augen die Kredite für die auswärtige Repräſentation 
bewilligt und jedes Auftreten des Miniſters des Außern mit Beifallklatſchen 
empfängt und begleitet. Prinzipieller als die Oktobriſten in der Theorie, abe 
feiger in der Praxis, ſuchen die Kadetten im Imperialismus die Löſung jene 
Aufgaben, welche die Revolution bis jetzt nicht gelöſt hat. Die Partei, welch 
das allgemeine Wahlrecht ebenſo wie die „Diktatur des Proletariats“ nun 
mehr zu den „verblichenen Illuſionen“ wirft, gelangte infolge der Ereigniſf 
der Revolution und der Konterrevolution zu der objektiven Notwendigkeit, ſic 
von der Idee der Expropriation des großen Grundbeſitzes und der Demo 
kratiſierung der geſamten geſellſchaftlichen Ordnung loszuſagen, ſomit ad 
von der Hoffnung, für die kapitaliſtiſche Entwicklung eine feſte Grundlage u 
der Geſtalt eines ſtabilen inneren Bauernmarktes zu ſchaffen. Aber in einen 
ſolchen Falle verwandelt ſich für fie naturgemäß der Staat zum Selbſtzwech 
deſſen myſtiſche Miſſion darin beſteht, die Herrſchaft auf den äußeren Märkten 
zu ſichern. Der oppoſitionell gefärbte Imperialismus Miljukows verleiht g 


wiſſermaßen der konterrevolutionären Kombination, die der dritten Duma zu 
grunde liegt, einen leichten ideologiſchen Anſtrich: jener Kombination von ſelbſt 
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herrlichem Autokraten, von der Kultur nur oberflächlich belecktem Gutsbe 
und protzenhaftem Kapitaliſten. 5 

Die Realiſierung der myſtiſchen Miſſion würde freilich ganz enorme Summe 
erfordern. Die Lage des Staatsſchatzes iſt aber im höchſten Grade traurig 
Der Goldbeſtand ſchmilzt ſyſtematiſch hin, denn die Zinſen für die äußeren 
Anleihen müſſen gedeckt werden. Graf Witte hat in der Reichsratskommiſſio 
bereits mehr als einmal ausgeſprochen, eine wie große Gefahr der Go 
währung droht. Der Finanzminiſter weiß natürlich beſſer als ſonſt jeman 
wie ſehr dieſe Befürchtungen gerechtfertigt ſind. Er behauptet jedoch m 
großer Sicherheit, daß es genüge, den Staatsſchatz durch ſo koſtſpielige R 
formen, wie die Agrarreform oder die Einführung der allgemeinen Schulpfli 
nicht zu belaſten, um dann mit Leichtigkeit für die auf der Tagesordnn 
ſtehenden patriotiſchen Zwecke Geld zu bekommen. Und es iſt ſchwer, geg 
dieſe Sicherheit anzukämpfen. Bei der augenblicklichen Depreſſion, die g 
dem Markte herrſcht, bleiben Staatspapiere immerhin die verlockendſte 
für die Placierung von freigewordenen Kapitalien. Was aber das Riſt 
betrifft, das die Zeichner von Staatsanleihen laufen, ſo verteilt es ſich erſte 
auf die zahlreichen Inhaber der Papiere, während ſich der ungeheure Gem 
aus der Begebung der Anleihen in wenigen Händen konzentriert; zwe 
aber iſt ja in den enormen Zinſen dieſer Papiere die Prämie für das R 
bereits enthalten. Ferner muß auch im gegenwärtigen Augenblick, w 
Lande offenbare „Ruhe“ herrſcht — wenn auch unter der Begleitung W 
hörlicher Expropriationen und kriegsgerichtlicher Morde —, wo die D 
mit der Regierung Hand in Hand geht, wo die Oppoſition dem Miniſte 
Außern ehrerbietig Beifall klatſcht, das Riſiko geringer als je erſcheinen. Er 
lich erſchließt die eben jetzt unter tätiger Mitwirkung der franzöſiſchen Dip 
matie erfolgte Annäherung an England dem Amurpatriotismus den britisch 
Geldmarkt, und man hat allen Grund zu der Annahme, daß die Entren 
zwiſchen Eduard VII. und Nikolaus II. nur das dekorative Vorſpiel zu ein 
grandioſen Anleihe an der Londoner Börſe bilden werde. RK; 
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Die ſo geſchaffene Lage ſcheint auf den erſten Blick ganz unerwartete Folgen 
ihrem Schoße zu bergen. Die Regierung, die ihr Machtpreſtige in den 
gaſſern Tſuſchimas und auf den Feldern Mukdens zu Grabe getragen hat, 
er deren Haupt die furchtbaren Folgen ihrer Abenteuerpolitik hereingebrochen 
garen, ſieht ſich mit einem Male im Brennpunkt des patriotiſchen Vertrauens 
r Vertreter der „Nation“. Nicht nur, daß ſie ohne den geringſten Wider⸗ 
ruch eine halbe Million friſcher Soldaten und über eine Milliarde Mark 
r die laufenden Heeresausgaben bekommt: ſie findet auch die Unterſtützung 
r Duma bei allen ihren neuen Experimenten im fernen Oſten. Aber das 
noch nicht alles: von rechts und von links, von den Schwarzhundertlern 
d den Kadetten wird ihr der Vorwurf entgegengehalten, daß ſie in ihrer 
ßeren Politik zu wenig Aktivität an den Tag lege. Auf dieſe Weiſe wird 
„' Regierung durch die ganze Logik der Dinge auf den waghalſigen Weg 
3 Kampfes um die Wiederherſtellung ihrer Poſition in der Weltpolitik hin⸗ 
drängt. Und wer weiß? Vielleicht wird das Schickſal der Autokratie, ehe 
auf dem Straßenpflaſter von Petersburg und Warſchau entſchieden wird, 


rher noch eine Probe auf den Amurfeldern oder am Geſtade des Schwarzen 
eeres zu beſtehen haben. 
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r fiebente internationale Textilarbeiterkongreß in wien. 
| Don Aug. Baudert (Weimar). 


' Während vor drei Jahren auf dem internationalen Kongreß der Textilarbeiter 
Mailand (vergl. „Neue Zeit“, XXIII, 2, Nr. 44) als einziger Erfolg zu ver⸗ 
ihnen war, daß ein internationales Komitee eingeſetzt wurde, das mit dem inter- 
tionalen Sekretär in ſteter Verbindung bleiben und alle wichtigen, die Textil⸗ 
heiterbewegung aller Länder intereſſierenden Fragen vorberaten ſolle, durfte man 
dem vom 25. bis 30. Mai in Wien tagenden Kongreß einen weſentlichen 
rtſchritt auf dem Gebiet der internationalen Verbindung erwarten. In gewiſſer 
ziehung hat ſich dieſe Erwartung auch erfüllt. 

Während in Mailand aus acht Staaten 86 Delegierte erſchienen, die rund 
9000 organiſierte Mitglieder vertraten, waren diesmal aus neun Staaten 
Delegierte anweſend, die rund 450000 organiſierte Mitglieder vertraten. Wegen 
ingel an Mitteln iſt ſeit der letzten Tagung Italien von der internationalen 
bindung ausgeſchieden. Neu hinzugekommen iſt Ungarn, und zum erſten Male 
nel Dänemark auf einem internationalen Textilarbeiterkongreß vertreten. 
te beſonders ſtarke Zunahme der organiſierten Mitglieder haben Deutſchland 
0 Oſterreich aufzuweiſen. In Schweden hat die Organiſation der Textil⸗ 
eiter beſchloſſen, ſich dem internationalen Verband anzuſchließen. Auch mit 
ßland werden bereits Verhandlungen darüber gepflogen. 

| Die Vorbereitungen zum Kongreß waren von den öſterreichiſchen Genoſſen in 
ſtergültiger Weiſe getroffen. Auch das internationale Komitee hatte in ſeinen in 
j el und Brüſſel abgehaltenen Sitzungen gute Vorarbeiten erledigt. Als ein 
entlicher Fehler muß es aber bezeichnet werden, daß die Tagesordnung zum Kongreß 
in letzter Stunde aufgeſtellt wurde und zu den einzelnen Hauptfragen keine Re⸗ 
nten vorgeſehen waren. Das Fehlen von gutvorbereiteten Reſolutionen und Anträgen 
chte ſich deshalb während der Verhandlungen mehrfach unangenehm bemerkbar. 
So hätte namentlich der Punkt Arbeiterſchutz auf einem internationalen 
deiterkongreß eine viel einheitlichere, prinzipiellere Behandlung finden müſſen. 
hrend die Delegationen der kontinentalen Staaten ſich durchweg für die ge— 
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forderten Schutzbeſtimmungen für Frauen⸗ und Kinderarbeit, Verkür 
der täglichen Arbeitszeit auf acht Stunden, Freigabe des Sonnab 
nachmittags, Verbot von Überzeitarbeit, durchgehendes Verbot 
Erwerbsarbeit für Kinder unter vierzehn Jahren uſw. ausſprachen, k 
die in vieler Hinſicht geradezu reaktionären Anſichten einzelner engliſcher Deleg 
recht draſtiſch zum Ausdruck. Bezeichnete doch ein engliſcher Delegierter die 
kürzung der Arbeitszeit für die Frauen zwar als ein ſchönes Ideal, aber — praftifd 
undurchführbar. Auch das vollſtändige Verbot der Erwerbsarbeit für Kinder unte 
vierzehn Jahren findet nicht den Beifall aller engliſchen Delegierten. Es fand ſi 
unter ihnen ein Parlamentsmitglied, das im Parlament gegen einen erweiter 


geſagt wurden. Es wurden ſolche rückſchrittliche Anſichten als Bierbankpolitik b | 
zeichnet. Noch markanter kam die politiſche Rückſtändigkeit der Engländer zum Aus 
druck, als unter dem Beifall ſeiner Kollegen ein Delegierter ſich da 
die Arbeiter des Kontinents ſollten weniger Ideale und mehr praktiſches Handeln 
betätigen. Würden ſie weniger Geld zu politiſchen Wahlen verwenden, dam 
könnten ſie auch für die Gewerkſchaften mehr leiſten. Mit Recht wurde ihnen ent 
gegengehalten, was die „Neue Zeit“ bereits nach der Mailänder Tagung ſchrieb 
Mit ſolchen Auffaſſungen bilde die engliſche Gewerkſchaftsbewegung das Bleigewich 
an der modernen Entwicklung der internationalen Arbeiterbewegung. Nachdem diı 
dazu vorliegende Reſolution von deutſcher Seite präziſer gefaßt worden war 
ſtimmten alle Staaten, die Engländer eingeſchloſſen, hierfür. Die Belgier und Hol 
länder enthielten ſich lediglich deshalb der Abſtimmung, weil — keine weiter 
Debatte darüber beliebt wurde. . 

Von großem Werte iſt der Beſchluß, die Beiträge zum internationalen 
Streikfonds und für die Verwaltung des internationalen Verbandes von 5 Centime 
pro Jahr und Kopf der organiſierten Mitglieder auf 10 Centimes zu erhöhen. All 
ſeitig wurde die Notwendigkeit dieſes Schrittes anerkannt. Im Jahre 1902 
man in Zürich den Beſchluß gefaßt, einen internationalen Streikfonds zu ſch 
Indes waren auf Grund dieſes Beſchluſſes innerhalb der erſten drei Jahre 
zum Mailänder Kongreß, nur gegen 12000 Mark zum internationalen Streik 
eingegangen. Ein paar Staaten hatten überhaupt nichts dazu geleiſtet, und 
land hatte für ſich das Vorrecht in Anſpruch genommen, anſtatt 5 Gentime: 
2 Centimes beizutragen. Trotzdem ſchon in Mailand dieſes Vorgehen 
gerügt wurde, hatten auch in den letzten Jahren die Engländer keinen höhere 
trag gezahlt. Sie beriefen ſich darauf, daß ſie für 200000 Mitglieder den gerin 
Beitrag deshalb zahlen, weil ſie auf die Benutzung des Streikfonds überhaup 
zicht leiſteten. Jetzt, wo die Beiträge verdoppelt wurden, wollten die Engl 
aus den gleichen Gründen bei ihrem bisherigen Beitrag verbleiben. Dieſes 
halten forderte den energiſchſten Widerſpruch aller übrigen Delegationen U 
Es wurde ihnen vorgehalten, daß es der Arbeiterſache würdiger wäre, wenn 
nur einen Teil des von ihnen geſchmähten Idealismus der Arbeiter anderer Lände 
betätigen und ſich weniger auf den nackten Profitſtandpunkt der engliſchen Kapita 
liſten ſtellen wollten. Schließlich wurde in einer Reſolution erklärt, die engliſch 
Delegation ſolle ſich bis zum nächſten Kongreß, der 1911 in Holland ſtatt 
über dieſe Frage mit den einzelnen Gewerkſchaften in England ins Einverr 
ſetzen, damit dieſe Ausnahme in der Beitragsleiſtung beſeitigt wird. Erſt 
könne der von England angeregten Frage näher getreten werden, die Abſtin 
auf dem Kongreß proportional, nach der Zahl der vertretenen Mitglieder 
zunehmen. Nach dieſem Beſchluß ſteht zu erwarten, daß der Streikfonds, d 
über 56000 Franken angewachſen iſt, eine ſolche Höhe erreicht, daß er in 
menden wirtſchaftlichen Kämpfen der Textilarbeiter in den dem Verban 
geſchloſſenen Ländern von gewiſſer Bedeutung ſein wird. Für ſeine Verwendung 
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tte das internationale Komitee ein Streikreglement ausgearbeitet, das vom 
ungreß angenommen wurde. 

Beachtenswert iſt der einſtimmig gefaßte Beſchluß, das internationale 
brreſpondenzblatt regelmäßig, vorläufig alle zwei Monate, bei eintretendem 
darf allmonatlich erſcheinen zu laſſen. Die Engländer, die ſich bisher mit Händen 
d Füßen gegen dieſe Einrichtung geſträubt, gaben ihr jetzt ihre Zuſtimmung. 
ECbenſo war volle Einmütigkeit vorhanden in der Verurteilung des Prämien- 
ſtems, das in einigen Ländern in der Textilinduſtrie noch eine große Rolle ſpielt. 
g hängt die Frage der Mehrſtuhlarbeit damit zuſammen. Wird doch durch 
3 Prämienſyſtem in Verbindung mit der Mehrſtuhlarbeit gar oft eine Anzahl 
beitskräfte (Hilfsarbeiter) durch einen Arbeiter noch beſonders ausgebeutet. Eine 
ernationale Regelung dieſer Angelegenheit wurde dem Komitee überwieſen. 
Angeſichts der Haltung der Engländer in vielen Fragen, und beſonders der 
tung des internationalen Sekretärs, der feinen Sitz in England hat und, außer 
nem trockenen Kaſſen⸗ und Geſchäftsbericht, kein Wort auf die verſchiedenen an 
direkt gerichteten Anfragen zu erwidern wußte, iſt es begreiflich, daß der Anz 
g geſtellt wurde, den Sitz des internationalen Sekretariats nach Deutſchland 
verlegen. Obgleich man an der Führung der Kaſſengeſchäfte nichts auszuſetzen 
te, gab man von verſchiedenen Seiten dem Wunſch Ausdruck, einen Sekretär 
der Spitze des internationalen Verbandes zu ſehen, der nicht erſt geſchoben zu 
rden braucht, ſondern der ſelbſt die Initiative zu den großen Fragen ergreift, 
ö das Proletariat im Kampf gegen den internationalen Kapitalismus zu löſen 
„Weil aber — wie bereits 1902 in Zürich und 1905 in Mailand — die Eng- 
der Beſſerung verſprachen, ließen ſich wieder ein paar Delegationen beſtimmen, 
noch einmal mit England zu verſuchen. So kam es, daß von den vertretenen 
im Staaten ſich fünf für England erklärten. 

Die Politik der Rechnungsträgerei war aber nicht allein in dieſer Frage maß⸗ 
‚end. Während man vor ſechs Jahren in Zürich ſich offen dahingehend aus— 
ach, daß der Kongreß und die internationale Vereinigung der Textilarbeiter auf 
m Boden des Klaſſenkampfes ſtehe, präziſierte man dieſen Standpunkt dies⸗ 
in der Annahme einer Reſolution, in der man ſich redlich bemüht hatte, die 
Urte: ſozialdemokratiſche Partei zu vermeiden. Es wurde in der Reſolution zum 
druck gebracht, daß die Organiſationen aller Länder ſich an den politiſchen 
ihlen zu beteiligen haben, und zwar ſoll jene Partei unterſtützt werden, die von 
Arbeitern als Vertretung ihrer Klaſſenintereſſen anerkannt iſt. Wenn 
für die Organiſationen des Kontinents auch weiter nichts iſt als eine Um⸗ 
(eibung, da damit nur die Sozialdemokratie gemeint ſein kann, ſo bedeutet 
Ganze doch ein Ausweichen vor der Klarheit, aus bloßer Gefälligkeit für die 
länder, denen gerade Klarheit am meiſten not tut. Und das mußte in Wien 
hehen, wo Genoſſe V. Adler im Auftrage des Verbandes der ſozialdemo— 
tiſchen Reichsratsfraktion und der ſozialdemokratiſchen Partei in 
her Begrüßung des Kongreſſes in beredten Worten auf die einheitliche Aktion 
Partei und der Gewerkſchaften hinwies! Wo er ſo überzeugend von 
beiden Armen ſprach — dem politiſchen und dem gewerkſchaftlichen —, die 
einem Geiſte geleitet würden! 

Gegenüber den von den Engländern ausgeſprochenen Worten: etwas weniger 
galismus und mehr praktiſches Handeln, iſt es angebracht, der internationalen 
bindung der Textilarbeiter als Grundlage ihres Handelns zu empfehlen: Etwas 
niger Opportunismus und etwas mehr prinzipielle Taktik! Auch jetzt 
| für die Zukunft gilt noch, was die „Neue Zeit“ nach der Mailänder Tagung 


* 


11 Die internationalen Kongreſſe finden nicht ſtatt, um gegenſeitig Höflich— 
m und Komplimente auszutauſchen, ſondern es ſollen auf ihnen die Waffen ge= 


niedet werden, mit denen erfolgreich die kapitaliſtiſche Geſellſchaft und das 
taliſtiſche Syſtem bekämpft werden können. 
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Wenn auch anerkannt werden muß, daß der Kongreß in Wien mit fe 
Beſchlüſſen über das internationale Korreſpondenzblatt, das Str 
reglement und die Fragen des Arbeiterſchutzes in gewiſſem Sinne ve 
Arbeit geleiſtet hat, ſo iſt dieſer Erfolg ſtark beeinträchtigt durch das man 
Solidaritätsgefühl, wie es ſich unvermindert ſeit der erſten Zuſammenku 
Textilarbeiter, anläßlich des internationalen Sozialiſtenkongreſſes in Züri 
Auguſt 1893 gezeigt hat. 9 

Hoffentlich wird der Einfluß des internationalen Komitees, das in den 
drei Jahren ſeiner Wirkſamkeit immerhin gewiſſe Erfolge erzielt hat, in d 
kunft auch darauf hinarbeiten, daß innerhalb der engliſchen Textilarbeiter fi 
reinliche Scheidung vollzieht, damit auf einem internationalen Arbeiterkongr 
einzelnen Delegierten nicht wieder Anſchauungen geäußert werden, die dem 
nehmertum aus der Seele geſprochen ſind. Wenn heute ſchon in den einzelne 
Ländern des Kontinents das Textilproletariat als die Elitetruppe im Klaſſenkam 
gegen den Kapitalismus bezeichnet werden kann, ſo iſt dies im allgemeinen 
der internationalen Verbindung der Textilarbeiter jo lange nicht zu jagen, als g 
den internationalen Kongreſſen die vollſtändige Reinheit und Einheit im Hand 
fehlt. Das iſt das Ziel, das wir zu erſtreben haben! 5 


Gewerkſchaftsliteratur 


über Arbeiterftatiftik und Tarifverträge. 
von Adolf Braun. 05 


Von den Maurern, den Malern, den Schneidern, den Fabrikarbeite 
Holzarbeitern und vielen anderen Gewerkſchaften beſitzen wir Sammlunge 
Teil auch Verarbeitungen der von ihnen abgeſchloſſenen Tarife und damit 
Quellenwerke für die Beurteilung nicht bloß der kollektiven Vertragsab 
ſondern auch für die tatſächlich beſtehenden Arbeitsbedingungen der von J 
Jahr wachſenden Anzahl von Arbeitern, für welche Tarifverträge gelten 
ſozialſtatiſtiſche Material in den Tarifverträgen ſollte nicht unterſchätzt 
Sicherlich fallen die Arbeitsbedingungen des Tarifvertrags nicht einfach me 
mit den tatſächlichen Arbeitszeiten und Lohnſätzen zuſammen, aber ſie bieten 
wichtige Anhaltspunkte für die Feſtſtellung der Arbeits bedingungen, ſie 
jedenfalls bedeutungsvolle Näherungswerte, deren wir bisher entraten mußten. An der 
gewerkſchaftlichen Tarifſammlungen können wir auch die Genauigkeit der Veröffe 
lichungen des Reichsſtatiſtiſchen Amtes prüfen und feſtſtellen, daß zahlreiche Tar 
in der amtlichen Sammlung nicht verarbeitet wurden. 

Eine wichtige und in vielfacher Beziehung muſtergültige Veröffentlichung 
die Tarife beſitzen wir in dem ſchon äußerlich monumental wirkenden Buche „ 
und Arbeitsbedingungen im Maurergewerbe, Statiſtik und Zarı 
verträge 1905“ (Hamburg, Verlag des Vorſtandes des Zentralverbandes 
Maurer Deutſchlands Th. Bömelburg!], 1906, XXXIX und 372 Seiten Quart) 
haben hier neben einer genauen Veröffentlichung aller zur Zeit der Dru 
bekannt geweſenen 788, zum Teil von den Maurern allein, zum Teil vo 
und verwandten Berufsgenoſſen in den Jahren 1891 bis 1905 abgeſchlo 
Tarife, und zwar alle für jeden einzelnen Ort zum Abſchluß gebrachten 7 
Wir erſehen daraus, daß der am 31. März 1908 abgelaufene Tarif für 
lautern der erſte Tarif war, der für Maurer dieſes Ortes abgeſchloſſen n 
Wir ſehen andererſeits, daß in einer Reihe anderer Städte eine ganze Reihe ve 
Tarifen ſchon in Geltung geweſen find. Aus dem Vergleich ihres Inhalts, d 
Umfanges der genaueren Textierung, der geänderten Formen des Abſchluſſe 
rennen wir die Entwicklung des Tarifweſens, und damit empfangen wir 
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deutungsvolles Material zur Beurteilung der Entwicklung der Gewerkſchafts⸗ 
Zaniſationen nicht bloß in wirtſchaftlicher, ſondern auch in geiſtiger Hinſicht. 
Sind die Tarifverträge ſchon Erſcheinungen, die erfolgreich nur von kräftigen 
verkſchaftlichen Organiſationen errungen und durchgeſetzt werden können, ſo ſehen 
N die Wirkungen dieſer gewerkſchaftlichen Organiſation auch in der Entwicklung 
Lohnbedingungen. Außerordentlich wertvolles, gut verarbeitetes und über⸗ 
tlich dargeſtelltes Material finden wir in dem genannten Buche, ſo über die 
beiterzahlen, über die Lohnſätze, über die Arbeitszeiten, über das Verhältnis von 
hilfen — das Werk ſchreibt immer „Geſellen“ — und Lehrlingen, über über⸗ 
nden und Pauſen, Kündigungsfriſten und Lohnformen, über Zahl der Tarife uſw. 
anche Angaben finden wir nach Ortsgrößen geordnet. Überall kann man ſich in 
n Buche leicht orientieren; deutlich wird die Wirkſamkeit der Gewerkſchaften vor 
gen geführt. 

Die Zimmerer veröffentlichten wichtiges ſtatiſtiſches Material in dem 207 Seiten 
ken Buche „Organiſationsverhältniſſe, Arbeitszeit und Stunden- 
ne im deutſchen Zimmerergewerbe. Zweite Publikation aus den 
tiſtiſchen Erhebungen im Monat Auguſt 1906”, herausgegeben vom 
atralvorſtand des Verbandes der Zimmerer (Hamburg 1908, F. Schrader, 
Seiten, Diagramme und Tabellen). Das Buch iſt eine beſonders beachtens⸗ 
rte Leiſtung auf ſozialſtatiſtiſchem Gebiet, es erbringt neben einer ganzen Anzahl 
derer Bücher unſerer Gewerkſchaften den Beweis, daß auf dem Gebiet der Sozial⸗ 
ti viel mehr zu erforſchen und darzuſtellen iſt, als die amtliche Statiſtik leiſtet. 
dringend notwendig uns auch ſeit langem eine Anleitung zu ſozialſtatiſtiſchen 
beiten für unſere Gewerkſchaften erſcheint, um Methode und Technik zu popu⸗ 
iſteren und um eine Einheitlichkeit der Erhebungen und eine Vergleichbarkeit 
„Reſultate zu erleichtern, jo muß gerade bei dem Fehlen eines derartigen Werkes 
pelt hoch angeſchlagen werden, daß die ſozialſtatiſtiſchen Leiſtungen unſerer Ge⸗ 
ſkſchaften hohes Lob verdienen und im weſentlichen immer mehr frei werden 
leichtfertigen Schlüſſen und Fehlern in der Anlage und in der Verarbeitung. 
ch hierin zeigen ſich große Fortſchritte unſerer Gewerkſchaftsbewegung, die um 
bedeutungsvoller find, als das kritiſche Urteil und die vorſichtige Zurückhaltung, 
der ernſthafte wiſſenſchaftliche Statiſtiker bei ſeinen Arbeiten erkennen läßt, von 
‚even Gewerkſchaften ſelbſt erſt erlernt werden mußten. Gerade die vorliegende 
veit zeigt in außerordentlich hohem Maße die Vorzüge, die wir hier kurz an⸗ 
eutet haben. Man erkennt deutlich, daß aus dem Material nicht mehr geſchloſſen 
ede, als man tatſächlich und zwanglos ſchließen kann. Und dabei iſt mit ſehr 
ingen Mitteln ein ſehr reiches und wertvolles Reſultat erzielt worden. Gerade 
„ wo wir auf die erſten verwertbaren Reſultate der Berufszählung warten, muß 
ont werden, daß für die vorliegende Statiſtik von der Aufnahme bis zur voll⸗ 
eten Drucklegung des umfangreichen Werkes bei Ausführung der ganzen Arbeit 
ch ſonſt ſtark beſchäftigte Gewerkſchaftsbeamte, ausſchließlich ehemalige Hand- 
eiter, weniger wie anderthalb Jahre benötigt wurden. In ſchöner Weiſe finden 
das Erhebungsmaterial, das gut durchdacht iſt, angeführt und in umfangreicher 
eſtellung das reiche Tabellenmaterial gewürdigt. 6 

Es ſcheint aus der Statiſtik hervorzugehen, daß aus der Zeit von 1895 bis 
6 die Zentraliſation in der Zimmerei fehr ſtark fortgeſchritten iſt. Die Statiſtik 
faßt viel weniger Betriebe, in denen Zimmerer beſchäftigt wurden, als die amt⸗ 
h Betriebsſtatiſtik von 1905, und doch weiſt die gewerkſchaftliche Statiſtik mehr 
imereiarbeiter nach als die amtliche Statiſtik von 1895. Es iſt übrigens ſehr 
reſſant, daß die gewerkſchaftliche Statiſtik zu dem Wahrſcheinlichkeitsſchluß 
17 daß in der Berufs- und Betriebszählung von 1895 mehr als 1500 Zimmerer⸗ 
ebe nicht mitgezählt wurden. 

In ſehr eingehender, aber auch überſichtlicher Weiſe wird über die Arbeits- 
* und Löhne der Zimmerer Deutſchlands zur Zeit der Aufnahme gehandelt. 
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Die Hauptrefultate find, daß neun: und zehnſtündige Arbeitszeiten und ſolche, di 
zwiſchen dieſen beiden Zeiten liegen, am häufigſten vorkommen. 58670 Arbeite 
haben dieſe Arbeitszeit, während bloß 9 Zimmerer eine unter neunſtündige Arbeits 
zeit aufweiſen konnten. Dagegen hatten eine Arbeitszeit von über zehn bis el 
Stunden 8361 und von über elf Stunden 376 Arbeiter. Die ſtärkſte Gruppe wa 
die der mit 31 bis 40 Pfennig für die Arbeitsſtunde entlohnten Zimmerer. 303 
hatten niedrigere Löhne, aber über zwei Drittel der Geſamtzahl Stundenlöhne von 
über 40 Pfennig, ja 9268, alſo faſt die Hälfte der Gruppe mit 30 bis 40 Pfennig 
nämlich 9268, hatten Löhne von 71 bis 80 Pfennig und 721 Löhne über 80 Pfennig 
Der Durchſchnittslohn betrug 50,2 Pfennig pro Stunde. Dabei iſt zu beachten, da 
107 verſchiedene Lohnklaſſen zwiſchen 15 Pfennig und 1,20 Mark feſtgeſtellt wurder 
ganz abgeſehen von den freilich nur noch ſelten vorkommenden Tag⸗, Wochen 
Monatslöhnen und Löhnen, bei denen noch der Naturallohn die Hauptrolle fpieli 
Sowohl die Arbeitszeiten als die Stundenlohnſätze ſind prozentuell dargeſtellt, be 
aller Vorſicht des Bearbeiters ſind ſehr intereſſante Reſultate feſtgelegt wor de 
Die Löhne und die Arbeitszeit für die einzelnen preußiſchen Provinzen und Landes 
teile find zuſammengeſtellt, in den betreffenden Tabellen iſt bei Bayern die Bezeich 
nung rechtsrheiniſch vergeſſen worden. Sehr intereſſant iſt auch die Feſtſtellun 
über die Zahlenverhältniſſe von Arbeitsort und Wohnort, jo ſei zum Beiſpiel er 
wähnt, daß die von der Statiſtik erfaßten preußiſchen Zimmerer an 1492 Arbeits 
orten tätig waren, aber in 7284 Orten wohnten. Noch intereſſanter iſt die Fef 
ſtellung, daß die in zwei lübeckiſchen Orten tätigen Zimmerer in 24 Orten wohne 
und daß die in ſieben hamburgiſchen Orten tätigen Zimmerer aus 46 verſchiedene 
Orten ſich zu ihren Arbeitsſtellen zu begeben haben. Von 83312 Zimmerleuten, di 
von der gewerkſchaftlichen Statiſtik erfaßt wurden, wohnten 25287 nicht in de 
Arbeitsorten. Zur Beurteilung manches Wohnungsproblems iſt dieſe . 
ſicherlich von nicht zu unterſchätzender Bedeutung. In weiteren Tabellen finde 
wir das Verhältnis der Organiſierten zu den Unorganiſierten, beziehentlich zu 
Geſamtzahl der Zimmerer dargeſtellt. Die günſtigſten Verhältniszahlen weiſen d 
Hanſaſtädte, die beiden Mecklenburg und Brandenburg und dann das Rheinlan 
auf, auch das Königreich Preußen in ſeiner Geſamtheit iſt noch über dem Durch 
ſchnitt, ebenſo Baden, während das ganze übrige Süddeutſchland, Sachſen und fa 
alle thüringiſchen und ſonſtigen Kleinſtaaten unter dem Durchſchnitt verbleiben 
Natürlich finden wir, daß die kurzen Arbeitszeiten ſehr ſtark parallel gehen mit de 
günſtigen Organiſationsverhältniſſen. Ziemlich ähnliche Erſcheinungen finden w 
auch in bezug auf die Lohnverhältniſſe. Die Größenklaſſen der Städte zeigen ab 
zum Teil eine nicht erwartete Erſcheinung; die Großſtädte haben, wie erwarte 
verhältnismäßig kurze Arbeitszeiten und relativ hohe Löhne; aber in den kleine 
und mittleren Orten waren vielfach ähnliche Ziffern feſtzuſtellen, weil durch die i 
der Agglomeration der großen Städte liegenden Ortſchaften mit den Arbeit: 
bedingungen diefer die Durchſchnittszahlen der Gruppen kleinerer Orte ſtark beeit 
flußt werden. 6 a; 
Sehr intereffante Betrachtungen über das Tempo der Zuſammenfaſſung de 
Zimmererberufs in kapitaliſtiſche Betriebe, über die Wirkungen des Fortſchreiten 
des Kapitalismus auf die Verkürzung der Arbeitszeit und auf die Steigerung di 
Löhne, Bemerkungen über die Einwirkung der politiſchen Verhältniſſe und der E 
weckung des Klaſſenbewußtſeins auf die beſſeren Arbeitsbedingungen finden wir i 
dem Buche. Die Mitgliederbewegung, die Arbeitsloſenzählungen, die Lohnkämpf 
die Organiſationsverhältniſſe, die Tarifverträge, die Jahresarbeitszeiten und Jahre! 
arbeitsverdienſte finden wir in ſchönen zuſammenfaſſenden Tabellen, die ehe 


auch nach Ortsgrößenklaſſen gruppiert wurden. In den großen Tabellen finde 
wir die wichtigſten Ergebniſſe der Erhebung für jeden Arbeitsort feſtgeſtellt. 

So iſt dieſes Buch nicht bloß eine wichtige Informationsquelle über die G 
ſamtlage der Zimmerer, ſondern auch ein Nachſchlagebuch über die Arbeitsbedtt 
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ngen uſw. der Zimmerer in den einzelnen Arbeitsorten. Nicht zuletzt iſt das 
0 ein ſchönes Beiſpiel gewerkſchaftlicher Statiſtik und hoher Leiſtungsfähigkeit 

im Dienſte der Gewerkſchaftsorganiſation wirkenden Arbeiter. Wir wollen 
n n Schluſſe auch die gute Ausſtattung, vor allem den klaren und überſichtlichen 
Bi der Tabellen und die leichtflüſſige Lesbarkeit des Textes nicht unerwähnt 
ſen. 

In einem beſonderen Buche finden wir die „Tarifverträge für das Zim- 
rergewerbe, gültig für das erſte Halbjahr 1907“ (Hamburg 1907, 
lrlag von Schrader, Zentralverband der Zimmerer Deutſchlands, 560 Seiten 
‚tav). Hier ſind die Tarifverträge in ganz genauer Wiedergabe des authen— 
hen Textes gegeben. Neben einem alphabetiſchen Regiſter bringt das gut aus⸗ 
tattete Buch eine nützliche Tabelle über Beginn, Kündigungsfriſt und Ende der 
rifverträge. 

Eine reiche Sammlung von Tarifverträgen, und zwar die wichtigſten der im 
hre 1906 vom Deutſchen Holzarbeiterverband abgeſchloſſenen, findet man in dem 
ahrbuch 1906 des Deutſchen Holzarbeiterverbandes“, herausgegeben 
n Verbandsvorſtand (Stuttgart 1907, Selbſtverlag, VIII und 290 Seiten Oktav). 
eſes Buch verfolgt andere Zwecke wie die beiden vorher genannten Veröffent⸗ 
‚ungen. Wir finden deshalb auch nicht den aktenmäßig genauen Text der Ver⸗ 
ge, es ſind Kürzungen vorgenommen worden, es find die Formalien wie die 
terſchriften nicht veröffentlicht, und es fehlen vor allem die Akkordtarife, über 
wir im allgemeinen bedeutend ſchlechter unterrichtet ſind wie über die Tarife 
vorherrſchenden Zeitlöhnen. Sicherlich iſt die Vergleichbarkeit der Akkordtarife 
e begrenzt, insbeſondere in Induſtrien, wo es ſich weniger um die Herſtellung 
rorts gleicher Typen handelt als um die Fabrikation beſonderer Spezialitäten. 
dererſeits iſt der Akkordtarif eine ſchwierig abzuſchließende Form des kollektiven 
Heitsvertrags und weiter eine, die von Jahr zu Jahr wichtiger werden wird, 
‚en Schwierigkeiten aber insbeſondere von den Unternehmern ſcheinbar oder tat- 
glich überſchätzt werden, daß uns alles Material über die Akkordtarife außer: 
entlich wichtig erſcheint, ſo daß wir den regen Wunſch haben müſſen, daß auch 
e Tarife veröffentlicht werden und damit als Material dienen zum Abſchluß 
terer Aklordlohntarife. 

Aus dem Anlaß der Erwähnung der Holzarbeitertarife ſei noch kurz auf den 
igen Inhalt des Jahrbuchs hingewieſen. Wir finden da die Lohnbewegungen 
geſtellt, ferner Materialien zur Beurteilung der Entwicklung des Verbandes, der 
ſenverhältniſſe, Berichte und Abrechnungen der Gauvorſtände, eine Arbeitsloſen— 
iſtik, Referate über den Verbandstag, über die internationalen Beziehungen, die 
tellverträge, Sektions⸗ und Branchenkonferenzen, Prozeſſe und Rechtsſchutz, 
lich einen Bericht über die Fachorgane und noch manches andere. Eine ganze 
he von Verbänden veröffentlichen nun dieſe Jahrbücher und bieten damit fort- 
ende Annalen über die Entwicklung der einzelnen Gewerkſchaften. 

Wenn wir bei den Holzarbeitertarifen das Bedauern ausgeſprochen haben, daß 
1 die gerade intereſſanteſten Tarife, die Akkordlohntarife, nicht veröffentlicht ſind, 
inden wir das Vermißte in reichlicher Fülle in zwei Büchern über die Lohn— 
life und Tarifverträge im Schneidergewerbe, von denen die erſte Aus— 
ne im Selbſtverlag des Verbandes der Schneider, Schneiderinnen uſw. im 
re 1906 auf 74 Querfolioſeiten veröffentlicht wurde, während die Publi— 
ion vom Jahre 1908 auf 145 Querfolioſeiten angewachſen iſt. Selbſt wenn 
maus der größeren Veröffentlichung die neu hinzugekommenen Teile vollſtändig 
Geht, jo ſieht man einen ganz erheblichen Fortſchritt der Organiſation ſchon an 
größeren Umfang der neueren Veröffentlichung. Die Tarifverträge der Schneider 
Ffaſt ausnahmslos Alkordlohntarife, indem für das einzelne Stück (Winterrock, 
ko, Joppe, Weſte, Hoſe uſw.) und für alle Extraarbeiten, die in großer Mannig⸗ 
gkeit in den Tarifen angeführt ſind, beſondere Lohnſätze feſtgeſtellt 5 und 
907-1908, II. Bd. 
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zwar oft für jede einzelne Arbeit beſondere Lohnſätze für vier und fünf Qual 
täten. So erſcheint die Sammlung der Schneidertarife als ein bedeutungsvolle 
Beweis für die Möglichkeit des Akkordlohntarifs. Heute, wo in der Großinduftei 
wie im Kleingewerbe der Akkordlohn das Zeitlohnſyſtem immer mehr zurückdräng 
und wo gerade in den Induſtrien mit den ausgebildetſten Akkordlohntarifen de 
ſtärkſte Widerſtand gegen die Tarifabſchlüſſe zu beobachten iſt, iſt die Sammlun 
aller Akkordlohntarife ein bedeutungsvoller Behelf für die Gewerkſchaften. 

Die Vereinigung der Maler, Lackierer, Anſtreicher, Tüncher und Weißbinde 
Deutſchlands hat im Jahre 1907 zwei Arbeiten über die Tarife veröffentlicht: „Di 
Tarifverträge im Malergewerbe für 1906“ und „Der Einfluß unfere 
Organiſation auf die Regelung des Lohn- und Arbeitsverhältniſſe 
durch Tarifverträge“. Die erſte, kleinere, 98 Seiten umfaſſende Arbeit bring 
uns nach einer kurzen Einleitung eine wenn auch nicht vollſtändige Zuſammer 
ſtellung der zur Zeit der Drucklegung in Geltung befindlichen Tarifverträge. Ol 
gleich im Jahre 1906 160 Lohntarife in Geltung waren, die für mehr als 250 Ort 
über 12000 Betriebe und annähernd 40000 Beſchäftigte, alſo faſt für die Hälft 
aller in Deutſchland tätigen Maler und Berufsgenoſſen Geltung hatten, und ol 
gleich dieſe Tarife eine erhebliche Verbeſſerung der Geldlöhne und ſonſtiger Arbeit 
bedingungen aufwieſen gegenüber noch nicht weit zurückliegenden Jahren, komn 
der Verbandsvorſtand zu nachſtehendem Urteil über dieſe Taxis 
verträge: | 5 

„Bei der Durchſicht der Zuſammenſtellung werden unſere Kollegen finden, wi 
mangelhaft noch ſo manche Tarife ſind und welch gründliche Verbeſſerung zur ge 
eigneten Zeit in verſchiedenen Punkten vorgenommen werden muß. Auffallen 
groß iſt die Verſchiedenartigkeit der Lohnſätze, der Beſtimmungen über Aufſchläg 
bei überſtunden, Nacht⸗, Sonntags⸗, Überland- und Faſſadenarbeit.“ 2. 

Enthält dieſe Arbeit lediglich tarifliches Urmaterial, jo bringt die zweite Arbei 
die durch ihre beſonders ſchöne typographiſche Ausſtattung auffällt, eine Reih 
wertvoller Verarbeitungen über die Lage der Maler, die von ſtatiſtiſcher Vertiefun 
und vom freudigen Eindringen in das Zahlenmaterial mannigfaches Zeugnis al 
legt. Da es wenigen beſchieden ſein kann, die gewerkſchaftliche Literatur ſtändi 
und in allen ihren Erſcheinungen zu verfolgen, ſo möchten wir gerne dieſe Schri 
unter denjenigen bekannt werden ſehen, aus denen man ein Bild gewinnen kan 
über die Leiſtungen der Gewerkſchaften, über ihr inneres Wirken und über d 
geiſtigen Kräfte, die in ihnen tätig ſind und die gleichzeitig die ſozialiſtiſche Lit 
ratur in bemerkenswerter Weiſe bereichern. Wir finden neben einem Überblick übe 
die allgemeine Lage des Berufs eine Reihe von Tabellen, in denen die ſpezielle 
Angaben über Unternehmer und Gehilfen im Malergewerbe in Beziehung zu 
einander und zu den Angaben der Volkszählung gebracht werden. Weiter finde 
wir Aufſchlüſſe über den Stand der Organiſation und über die Mitgliederbewegun 
in allen einzelnen Orten, wo Maler vertreten ſind, über die Entwicklung des Bei 
bandes ſeit ſeinem Beſtand, über die Mitgliederbewegung im Jahre 1906 und i 
die Dauer der Mitgliedſchaft. Einen beſonders breiten Teil nimmt die geſchickt 
Darſtellung der Erfolge der Organiſation und ihres Einfluſſes auf die Regelun 
des Arbeitsverhältniſſes ein. In dieſem Zuſammenhang wird das ſozialſtatiſtiſe 
verarbeitete Material der Lohntarife vorgeführt, wobei in beſonderen Anhänge 
überſtunden nach der Sonntagsarbeit, ſonſtige Lohnbedingungen zu vergleichende 
Darſtellung gebracht werden. Den Schluß des ſchönen Buches bildet eine agite 
toriſche Ausnutzung ſeines Inhalts und ein ausführliches Regiſter. u 

So ſehen wir, daß die deutſchen Gewerkſchaften durch den Ernſt und Di 
Gründlichkeit ihrer Statiſtiken, Tarifvertragsſammlungen und Berichte den Reſpe 
herausfordern. Dieſe Arbeiten überragen in mancher Richtung die vergleichbare 
Veröffentlichungen der Unternehmerverbände. | „ 
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| die Frankfurter heimarbeitausftellung. 
| Von Wilh. Dittmann. 


Nach zweieinhalbmonatiger Dauer wird die Frankfurter Heimarbeit— 
sſtellung ihr Ende erreicht haben, wenn dieſe Zeilen im Druck erſcheinen. 
er die Entſtehung und den Zweck der Ausſtellung iſt in dieſer Zeitſchrift 
zeits vor acht Monaten (in Nr. 4 vom 26. Oktober 1907) eine orientierende 
ürſtellung gegeben worden. Alles Weſentliche, was nach dieſer Richtung hin 
den letzten Wochen und Monaten über die Frankfurter Heimarbeit⸗ 
stellung veröffentlicht worden iſt, war darin bereits enthalten. Es genügt 
halb für die Leſer der „Neuen Zeit“, die Hauptpunkte dieſer Darſtellung 
die Erinnerung zurückzurufen, um dann ſofort an eine Würdigung der 
stellung ſelbſt herantreten zu können. 

Die Heimarbeitausſtellung der Berliner Gewerkſchaften vom Jahre 1906 
‚te den Anſtoß zu dem Gedanken gegeben, in Frankfurt ein ähnliches Unter⸗ 
men ins Leben zu rufen. An der Vorbereitung desſelben beteiligten ſich 
Kreiſe der Bevölkerung Frankfurts und ſeiner Umgebung, neben Behörden 
Gelehrten vor allem auch berufliche Organiſationen der Unternehmer und 
Arbeiter. Vollkommene Unparteilichkeit wurde als oberſter Grund⸗ 
für die Ausſtellung aufgeſtellt. Für ein örtlich begrenztes Wirtſchafts⸗ 
iet — die Rhein⸗Main⸗Gegend — wollte man ein umfaſſendes Bild 
geſamten Heimarbeit in ihren techniſchen, wirtſchaftlichen und ſozialen 
kausſetzungen, Formen und Folgen geben und hofften, damit ein Stück 
lks⸗ und Wirtſchaftskunde liefern zu können, das intereſſant für die 
ſſenſchaft, anregend für die praktiſche Sozialpolitik und allgemein wertvoll 
die Verbreitung eingehender Kenntnis des Volkslebens ſein würde. 

In manchen der Veröffentlichungen, die in letzter Zeit von bürgerlicher 
te über die Frankfurter Heimarbeitausſtellung erſchienen ſind, findet ſich 
Verſicherung, daß es „tatſächlich gelungen“ ſei, das geſteckte Ziel zu er⸗ 
gen. Anders dagegen lautet das Urteil aus Ar beiterkreiſen. Bei den 
heitern herrſchte vielfach von vornherein das inſtinktive Empfinden, durch 
Frankfurter Ausſtellung ſolle vor allem der erſchütternde Eindruck, den die 
90 Ausſtellung auf die Beſucher gemacht hatte, wieder verwiſcht und 
en Quackſalbern Gelegenheit gegeben werden, ihr Licht leuchten zu laſſen. 
tsdeſtoweniger beteiligten ſich, wie erwähnt, die Gewerkſchaften an den 
arbeiten, und es darf ohne Übertreibung geſagt werden, daß ohne dieſe 


ſtwirkung der Gewerkſ chaften die Ausſtellung zu einem geradezu kläg⸗ 


1 Fiasko ihrer Veranſtalter geführt haben würde. Die Ermittlungen der 
enſchaftlichen Leiter der einzelnen Fachausſchüſſe nebſt den Angaben der 
ernehmervertreter in denſelben ergaben für die Etikettierung der Aus⸗ 
ungsgegenſtände oft ein völlig unzutreffendes, viel zu optimiſtiſch gefärbtes 
. Wäre durch die Arbeitervertreter in ſolchen Fällen nicht die nötige 
rektur veranlaßt worden, die Ausſtellung hätte keinen Tag lang vor der 
ik beſtehen können. 

75 Unternehmer hatten es bei der Beſchaffung der Ausſtellungsgegen⸗ 
de offenſichtlich auf Täuſchung abgeſehen. Nicht nur, daß ſie mit 
n Herſtellung beſonders geſchickte Arbeiter betrauten, ungewöhnlich gutes 
terial zur Verfügung ſtellten, Ausnahmearbeiten mit beſonderen Lohn— 


| 
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zuſchlägen für Extraarbeiten anfertigen ließen, um Stunden⸗ wie Stücklo 
möglichſt hoch erſcheinen zu laſſen, ſondern es wurden zu dieſem Zwecke al 
noch direkt zu niedrige Angaben über die Dauer der Arbeitszeit und die Z. 
der in Frage kommenden Arbeiter gemacht. Leider wurde von den Fa. 
ausſchüſſen ſolchen „Mitarbeitern“ gegenüber zu viel Rückſicht geübt, um 
paritätiſche Zuſammenarbeiten nicht zum Scheitern kommen zu laſſen. Ja, 
liegen Beiſpiele dafür vor, daß trotz erfolgter Richtigſtellung durch die Fe 
ausſchüſſe auf den Etiketten der Ausſtellungsgegenſtände doch die urſprü 
lichen, falſchen Angaben der Unternehmer prangten. ö 

Ein beſonders kraſſer Fall dieſer Art wurde von dem Vertreter 
Schneiderorganiſation in Frankfurt mit der folgenden Gegenüberſtellu 
veröffentlicht: 9 


Angaben | Auszeichnung 1 

des Fachausſchuſſes. nach Angaben des Unternehme 

Bluſe Arbeitszeit Verdienſt pro Bluſe Arbeitszeit Verdienſt 
Nr. pro Stück Arbeitsſtunde Nr. pro Stück Arbeitsſtu 
5 .. . 4 Stunden 13 Pfennig 5 . . 2 Stunden 26 Pfen 
6 4 - 14¼ = 6%; ( fir 26¾% = 

7 „ 120 7F7FZK„,sů;, 25 

8 i 12 / 8 e 25 / 

9 312 = 13% = 9 28 - 20% 5 


In einem anderen, von derſelben Seite kritiſierten Falle ergab das Fre 
bogenmaterial 10 bis 18 Pfennig Stundenlohn, auf den Etiketten der A 
ſtellungsgegenſtände prangten trotzdem 24 bis 59 Pfennig Stundenlohn! A 
liche Vorkommniſſe werden aus der Portefeuillebranche, der Kartonnageinduf 
und auch aus der Schuhinduſtrie berichtet. „ 

Indem die Ausſtellungsleitung in ſolcher Weiſe dem Bedürfnis der Un 
nehmer entgegenkam, aus einer Elendsausſtellung eine Reklame⸗ und Para 
ausſtellung zu machen, verletzte ſie ſelber in der gröblichſten Weiſe den 
ihr aufgeſtellten Grundſatz der Unparteilichkeit und Objektivität. Der „g 
Eindruck“, den die Beſucher von der Ausſtellung mitnehmen ſollten, war 
Ausſtellungsleitung anſcheinend das Wichtigſte. Sonſt hätte ſie auch unm 
lich dem Miniſter v. Bethmann⸗Hollweg bei ſeinem Beſuche der Ausſtell 
über die Lage der Aſchaffenburger Konfektionsſchneider Potemkinſche Dör 
vormachen können, wie ſie das nach unwiderſprochener Meldung des Fr 
furter Arbeiterblattes getan hat. Danach haben der Geſchäftsführer 5 
wiſſenſchaftliche Leiter der Ausſtellung dem Miniſter erklärt, die Aſchaf 
burger Konfektionsſchneider verrichteten die Konfektionsarbeit nur als Nel 
erwerb bei ihrer bäuerlichen Wirtſchaft. Die Schneider erfreuten ſich I 
durchweg eines Wohlſtandes. Wo in den Speſſartorten neue Häuſer 
baut würden, gehörten ſie den Schneidern; auch wären überall jepa! 
Arbeitsräume vorhanden! | 705 

Bei ſolchen Vorkommniſſen iſt es natürlich nicht verwunderlich, wenn 
Arbeiterkreiſen kein beſonders günſtiges Urteil über die Ausſtellung zu hi 
iſt und vielfach die Meinung vertreten wird, die Gewerkſchaften hätten 
an dem „Schwindel“ überhaupt nicht beteiligen ſollen. Wollte man ir 
dieſer Auffaſſung ohne Einſchränkung beitreten, ſo würde man doch I 
Kind mit dem Bade ausſchütten. Die Gewerkſchaften dürften gerad 
dem ununterbrochenen ſtillen Kampfe mit den Bemühungen der Unterneht 
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es möglichſt günftig darzuſtellen, manches gelernt haben, was fie bei ihren 
Imtämpfen verwerten können; und auch für ſpätere Fälle paritätifchen Zu⸗ 
amenarbeitens dürften fie wertvolle Erfahrungen geſammelt haben. 

Der unmittelbare praktiſche Wert der Ausſtellung für die Ge— 
rkſchaften liegt vor allem darin, das Intereſſe und die Kritik der 
en Maſſe ihrer Mitglieder herausgefordert zu haben. Die 
ſuſende von Beſuchern, die an den Sonntagen die Ausſtellung füllten, 
ſfren vornehmlich Mitglieder der Gewerkſchaften in Frankfurt und feiner 
gebung, die in corpore erſchienen waren. Und die Arbeiter kamen nicht, 
„ jo viele der ſogenannten „Beſſerſituierten“, um ſich belehren zu laſſen, 
nicht alle Heimarbeit notwendigerweiſe Schundware fein muß, ſondern 
tiefer zu ſchauen und vom Arbeitsprodukt auf die Arbeitsbedin— 
ngen und ſozialen Verhältniſſe der Produzenten ſchließen zu 
nnen. - 

Die eigene Kenntnis der Dinge bewahrte die Arbeiter davor, ſich von den 
chen Angaben auf den Etiketten der Ausſtellungsgegenſtände täufchen zu 
ſen, und mit der Kritik wurde nicht hinter dem Berge gehalten. In der 
ürkſtatt, in Verſammlungen und in der Tages⸗ und Fachpreſſe wurden 
tiſche Betrachtungen über die Ausſtellung angeſtellt, ſo daß von ihr 
h in Arbeiterkreiſen eine Fülle von Anregungen in ſozialer Hin— 
t ausgegangen iſt. 

Auf das bürgerliche Publikum trifft das natürlich nicht weniger zu, 
liegt hier die Gefahr der Irreführung durch die erwähnten Inkorrekt⸗ 
en ſehr nahe. Manche dieſer Beſucher kamen überhaupt mit der Vor— 
lung, daß die Ausſtellung den Zweck habe, zu zeigen, welch ſchöne 
ſchen in der Hausinduſtrie hergeſtellt werden. Daß die Ausſtellungsgegen⸗ 
ide nur das Verſtändnis für die wirtſchaftlichen und ſozialen Verhältniſſe 
Heimarbeiter vermitteln ſollten, mußte dieſen Beſuchern vielfach erſt klar⸗ 
acht werden. Die Schauwerkſtätten erſchwerten vielfach noch das richtige 
ſtändnis für den Zweck der Ausſtellung, weil fie eben nur die Technik der 
heit veranſchaulichen und aus dem ganzen Drum und Dran des wirtſchaft— 
en und ſozialen Milieus herausgeriſſen ſind. Beſſer als durch die Schau- 
kſtätten wurde das Verſtändnis für die ſozialen Verhältniſſe gefördert durch 
Reihe photographiſcher Aufnahmen der Arbeitſtätten der Heim⸗ 
beiter, aber bei manchen der Bilder hatte man doch auch das Empfinden, 
\ der Aufnahme Vorbereitungen vorausgegangen waren, um einen möglichſt 
ſen Eindruck hervorzurufen. 

Die Ausſtellung der Heimarbeitprodukte war branchenweiſe angeordnet 
den, und für jeden Heimarbeitzweig war eine gedruckte Erläuterungs— 
ze herausgegeben. Dieſe Skizzen waren meiſtens Auszüge aus den Mono— 
iphien, die von den wiſſenſchaftlichen Leitern der einzelnen Fachausſchüſſe 
Sffentlicht werden ſollen. Es waren mehr als ſechzig ſolcher Skizzen vor⸗ 
den, die Zahl der Monographien wird geringer ſein, doch rechnet man 
üb, daß fie insgeſamt drei Bände füllen werden; fie ſollen im Verlag von 
her in Jena erſcheinen. Das Quellenmaterial für die Monographien bilden 
allem die von Unternehmern und Arbeitern beantworteten Fragebogen 
v die wirtſchaftlichen und ſozialen Verhältniſſe der Heimarbeiter, des weiteren 
en Informationen der wiſſenſchaftlichen Leiter der Fach— 
ſchüſſe. | 
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Man darf geſpannt darauf ſein, ob die Monographien der Kriti 
beſſer ſtandzuhalten vermögen wie die Ausſtellung ſelbſt, und ob i 
ihnen die zahlreichen Einwendungen Berückſichtigung finden werden, die a! 
der Ausſtellung gemacht worden ſind. Manche der vorläufigen Skizzen en 
halten Stellen, die dem ſozialen Verſtändnis ihrer Verfaſſer kein beſonder 
günſtiges Zeugnis ausſtellen. Was kann man zum Beiſpiel in ſozialer Hu 
ſicht von einer Monographie über die Korbflechterei im Taunus erwarte 
wenn es in der betreffenden Skizze nach der Feſtſtellung, daß die Korbflechter 
vornehmlich in der Zeit vom 1. Dezember bis 1. April betrieben werde, weit 
heißt: „Die Hälfte der Arbeiter benutzt die Wohnſtube als Arbeitſtätte; 
geſchieht das von den meiſten Arbeitern aus Bequemlichkeit.“ Der Be 
faſſer dieſer Skizze, ein Pfarrer, wird von dem Verfaſſer der Skizze über d 
Korbflechterei in Rheinheſſen, einem Handwerkskammerſyndikus, über dieſe 
Punkt hoffentlich eines Beſſeren belehrt worden ſein, wenn er in deſſen Skiz 
geleſen haben wird: „Die Heimarbeit wird verrichtet während der Winte 
monate im Wohnzimmer; im Sommer oder auch bei ſonſt günſtiger Witt 
rung im Hofraum unter freiem Himmel.“ Ahnlichen unſozialen Außerungen 
wie bei dem Herrn Pfarrer, begegnet man noch in manchen anderen de 
Skizzen. Vielleicht werden ſie in den Monographien noch korrigiert, woz 
ja der Vergleich der einzelnen Skizzen den Verfaſſern genügend Fingen 
zeige bieten ſollte. „ 

Für den Sozialpolitiker bilden die Monographien den wertvollſte 
Teil der Frankfurter Heimarbeitausſtellung, ebenſo auch für den praktiſche 
Gewerkſchaftler. Von dieſen Monographien wird es auch abhängen, o 
man die Veranſtaltung als Ganzes zu den geſcheiterten Unternehmunge 
der bürgerlichen Sozialpolitiker rechnen muß oder nicht. Die Ausſtellung ohn 
die Monographien hat jedenfalls nicht gehalten, was ihre Veranſtalter vo 
ihr verſprochen, ſie hat kein objektives Bild der Heimarbeit im rhein 
mainiſchen Wirtſchaftsgebiet ergeben. en 
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Złitſchriftenſchau. 


„The International Socialist Review“ bringt in ihrer Mainummer eine 
Aufſatz von Cameron H. King über den „Ausſchluß der Kſiaten“ (Asiat 
Exclusion), der als ein treues Bild der aſiatenfeindlichen Stimmung unter viele 
amerikaniſchen Arbeitern gelten kann. Marx, führt der Autor aus, hat uns gelehr 
daß eine ausſichtsvolle ſozialiſtiſche Bewegung nur als Organiſation der Arbeite 
klaſſe beſtehen kann, die die unmittelbaren materiellen Intereſſen und ökonomiſche 
Bedürfniſſe der Arbeiter ſelbſt verficht. Die beſte Weiſe, die Arbeiter zu gewinne 
iſt das Eintreten für ihre beſſere Lebenshaltung; dieſe verſchlechtern laſſen, kan 
uns nur den Haß der Arbeiter einbringen. Als Arbeiter find wir ſelbſt genbtig 
für unſere Lebenshaltung zu kämpfen. Nur diejenigen, die ſelbſt nicht durch d 
japaniſche Konkurrenz betroffen werden, können leicht darüber reden, den eigene 
Vorteil dem Ideal der internationalen Solidarität zu opfern. Dies war aber d 
Lage der meiſten Nationen in Stuttgart. Bei der Militärdebatte erklärte Bebe 
es ſei kein Verſtoß gegen den Internationalismus, wenn die deutſchen Arbeit 
ihre nationale Kultur, falls ſie durch eine Fremdherrſchaft bedroht würde, mit de 
Waffen verteidigten. Was würde er wohl geſagt haben, wenn Millionen von b 
dürfnisloſen Aſiaten Europa überſchwemmen würden und die mühſam erkämpf 
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benshaltung der deutſchen Arbeiter herunterdrückten? Ein Führer, der ſich in 
ſcher Weiſe den Lebensintereſſen der Volksmaſſe entgegenſtellen würde, hätte ſich 
möglich gemacht. In Stuttgart waren alle Länder, die unter der aſiatiſchen 
nwanderung leiden, Gegner der angenommenen Reſolution, und die ameri⸗ 
üiſchen Delegierten waren deshalb ſchwach in ihrer Bekämpfung, weil ſie 
e aus den Oſtſtaaten ſtammen, wo die Einwanderung auch keine praktiſche Be⸗ 
tung hat. 

Daß die Lebenshaltung der Japaner ſehr niedrig iſt, beweiſen die offiziellen 
hnzahlen aus Hawai, wo in den letzten Jahrzehnten allmählich die weißen Ar⸗ 
ter von den anſpruchsloſen und gefügigen Japanern erſetzt wurden, die 1900 
‚on 36 Prozent der Bevölkerung bildeten. Aus dieſen Zahlen erſieht man, daß 
Japaner ſogar weniger als Portugieſen und Chineſen verdienen und in ge— 
‚nten Berufen weniger als die Hälfte der Löhne der Amerikaner (Schmiede: 
nerikaner 4,13, Japaner 1,54 Dollar täglich; Zimmerer: Amerikaner 4,00, Ja⸗ 
ger 1,37; ungelernte Arbeiter: Amerikaner 1,12, Japaner 0,78 Dollar). Die un⸗ 
a unorganiſierten Arbeiter werden in Kalifornien ſchon aus verfchiedenen 
rufen hinausgedrängt; um die gelernten davor zu ſchützen, iſt ein Verbot der 
wanderung das einzige Mittel. So hat man es früher ſchon mit den Chineſen 
nacht, und nur dadurch war die heutige Lohnhöhe möglich. Es iſt angeführt 
rden, daß bei einem Verbot der Einwanderung doch die Konkurrenz mit den 
ligen, von der billigen japaniſchen Arbeitskraft angefertigten Waren ausgehalten 
eden muß; die Überſchwemmung mit ſolchen billigen Waren würde auch entweder 
beitsloſigkeit oder Erniedrigung der Löhne bewirken. Das mag ſein; aber dann 
die Wirkung auf die Arbeiter ganz verſchieden. In dem einen Falle wird die 
bitterung gegen die Ausländer einen Raſſenhaß erzeugen, der alle Spuren inter⸗ 
ſionaler Geſinnung tötet; im anderen Falle werden ſie zur Empörung gegen 
> kapitaliſtiſche Konkurrenzſyſtem angeſtachelt werden. Die Zulaſſung der Japaner 
eutet, daß an Stelle der Loſung: Arbeiter aller Länder, vereinigt euch! die 
ung: Arbeiter aller Länder, konkurriert miteinander! treten ſoll. Die wiederholt 
eführte „internationale Solidarität“ iſt hier eine Phraſe, denn nicht einmal der 
ſaniſchen Arbeiterſchaft bringen wir einen Vorteil durch ihre Zulaſſung. Wenn 
energiſchſten Elemente, die immer die Auswanderer bilden, in der Heimat zu 
99 genötigt ſind, werden ſie die Armee der kämpfenden Proletarier in Japan 
ken, während wir hier zugleich beſſer imſtande bleiben, kräftig gegen den Kapi⸗ 
(smus zu kämpfen. 

Soweit King. Die Verhandlungen des jüngſten amerikaniſchen Parteitags 
ben gezeigt, daß dieſer Standpunkt keineswegs der aller Arbeiter der Vereinigten 
daten iſt. Gerade von kaliforniſchen Delegierten, darunter einem Neger, wurde 
bekämpft, von anderen dagegen erweitert zu der Forderung des Verbots aller 
nwanderung überhaupt. Und das iſt nur logiſch. Iſt das Verbot der Ein— 
inderung notwendig für die amerikaniſchen Arbeiter, warum es dann auf Aſiaten 
ſchränken, warum nicht auch auf ruſſiſche Juden, Italiener, Slowaken und andere 
zunnen“ ausdehnen? Was man gegen jene vorbringt, kann auch gegen dieſe 
jagt werden. Und warum dann nicht auch den Negern des Südens die Ab- 
inderung nach dem Norden verweigern? 

Dabei erörtert weder King noch ſonſt einer der Befürworter der Einwande— 
igsverbote, ob ſie auf die Dauer durchführbar find, ob fie nicht in dem Maße 
(verer aufrechtgehalten werden, in dem die Vereinigten Staaten auf den Export 
Induſtriewaren nach Aſien angewieſen ſind. Keiner unterſucht die Beziehungen 
ſſchen dem Export von Waren und dem Import von Menſchen. 

Sicher bildet die aſiatiſche Einwanderung eine große Gefahr für den amerika⸗ 
hen Arbeiter, aber das brutale Einwanderungsverbot iſt nicht geeignet, dieſe 
ahr abzuwehren, ohne noch größere Gefahren heraufzubeſchwören. Es iſt 
Info kurzſichtig wie die von den mittelalterlichen Zünften geübte Methode 
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des Ausſchluſſes der Konkurrenz, die hier ins Modern-Amerikaniſche über 
wird. 0 
In demſelben Moment, wo China durch die Logik der Tatſachen gezwunge 
wird, ſeine alte Methode der Ausſchließung der unbequemen Ausländer aufzugebe 
und alle chineſiſchen Mauern niederzureißen, macht ſich der vorgeſchrittenſte Te 
der vorgeſchrittenſten Nation der Erde daran, um ſich vor dem Import von Japaneſe 
und Chineſen zu retten, die überholte chineſiſche Methode zu importieren und chin 
ſiſche Mauern gegen die Chineſen zu bauen! K. a 

In dem Maiheft von „De Nieuwe Tijd“ wird „Der Krnheimer Kongreß 
von F. M. Wibaut behandelt. Der alte Zuſtand und die alten Fehler der vorige 
Jahre ſind in der holländiſchen Partei geblieben. Die Redaktion des Zentra 
organs wurde nicht geändert, weil dieſe ſelbſt kurz zuvor jede ſolche Anderung al 
einen Selbſtmord für die Partei bezeichnet hatte. Geblieben iſt auch die al 
Methode, alle Verſuche der marxiſtiſchen Minderheit, eine andere Taktik innerhal 
der Partei herbeizuführen, ſehr undemokratiſch als Feindſeligkeiten gegen „di 
Partei“ zu brandmarken. Die Partei iſt an Umfang gewachſen, aber wie ſchleck 
es mit der ſozialiſtiſchen Durchbildung beſtellt iſt, zeigte ein Antrag, für das Verb. 
der Frauenarbeit in Fabriken einzutreten und das Programm in dieſer Beziehun 
umzuändern. Es ſtellte ſich heraus, daß die Vertreter vieler Induſtriezentre 
dieſer Anſicht waren und gar keine Ahnung von dem ſozialiſtiſchen Standpun 
hatten. Die Notwendigkeit vorheriger theoretiſcher Aufklärung war hier fo offer 
ſichtlich, daß eine Entſcheidung verſchoben wurde. Hier hat ſich das Reſulte 
der ſeit Jahren betriebenen ſyſtematiſchen Vernachläſſigung ſozialiſtiſcher Au 
klärung gezeigt. ö . 

„Ein Arzt über den Klaſſenkampf“ iſt ein Aufſatz von F. van der Goe 
überſchrieben, der ſich mit einem von einer Anzahl hervorragender Arzte und Pri 
feſſoren erlaſſenen Aufruf zum Studium der Betriebsunfälle und Betriebskran 
heiten befaßt. Dieſer Aufruf wies darauf hin, daß durch die Einführung de 
Unfallverſicherungsgeſetzes die Heilwiſſenſchaft einen bedeutenden Anſtoß bekan 
die Krankheitsfälle, die ſpäteren Folgen der Betriebsunfälle, das Weſen der Kran 
heiten wurden beſſer ſtudiert und beſſer bekannt; „jeder Teil der mediziniſche 
Wiſſenſchaft wurde durch dieſes Geſetz mit neuem Leben beſeelt.“ Zum Austaufı 
der Erfahrungen und zum gemeinfamen Studium wurde Die Errichtung eine 
Vereins für die Unfallsheilkunde empfohlen. Dieſer Aufruf wurde vom Autor de 
Artikels als ein Beiſpiel des Einfluſſes der ſozialen Verhältniſſe auf die Wiſſen 
ſchaft angeführt; die Unfälle und das Bedürfnis ihrer Heilung beſtanden ſcho 
lange, aber erſt ſeitdem die Koſten der Heilung vom Unternehmer getragen werden 
beſtehen die Unfälle für die Arzte. Das Intereſſe der Kapitaliſten erheiſcht jel 
eine raſche und gründliche Heilung der Unfälle; daher werden ſie zu einem b 
deutenden Studienobjekt für die Arzte. Hier zeigt ſich die Medizin alſo nicht i 
Dienſte der Menſchheit, ſondern der Bourgeoiſie; die Krankheiten der Arbeit 
werden erſt dann gut behandelt, ſeit ſie in finanziellem Sinne zu Krankheiten d 
Bourgeoiſie geworden ſind. . 
Über dieſe Ausführungen entrüſtete ſich einer der Profeſſoren, der darin eine 
Vorwurf für die Arzte erblickte. Er führte aus, daß hier nicht von Gleichgülti 
keit oder Gewinnſucht der Arzte die Rede ſein könne, weil jetzt erſt die Arbeit 
mit allen ihren Unfällen zum Arzte kämen, ſich ruhig bis zum Ende behandel 
ließen und gar keine Eile zeigten, halb geheilt wieder an die Arbeit zu gehen; di 
durch ſei alſo die Gelegenheit zum Studium für die Arzte jetzt erſt entſtanden. 

Dieſe, einem Mißverſtändnis entſprungene Verteidigung gegen einen nicht e 
hobenen Vorwurf beſtätigt nur noch klarer, wie die Wiſſenſchaft durch die ſoziale 
Umſtände beeinflußt wird. a „ 
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Proletariat und Klaffik. 
Von E. Korn. 


Ein ſüddeutſches Parteiblatt druckte kürzlich aus einer bürgerlichen Zeit⸗ 
ſrift einen amüſanten Aufſatz nach, betitelt: „Mein Bildungsbankrott“, von 
ermann Loſch. Darin war haargenau ausgerechnet, welchen Zeitaufwand 
E Lektüre erfordere, die ein Zeitgenoſſe bewältigt haben müſſe, um den 
Hrentitel eines gebildeten Menſchen halbwegs beanſpruchen zu können. 
Goethes Werke allein, gering geſchätzt zu zehn Bänden à 500 Druckſeiten, 
t 40 Zeilen auf der Seite, würden bei flottem Leſetempo 186 Leſeſtunden 
ſrſchlingen; Schiller ungefähr die Hälfte, Leſſing den vierten Teil dieſer Zeit. 
ein „Faust“ ſei dann aber zweimal, kein Werk über Goethe uſw. geleſen. 
lit den drei großen deutſchen Klaſſikern ſei es aber natürlich nicht getan, 
1 „gebildeter“ Menſch müſſe auch die Hauptwerke der griechiſchen und 
miſchen Klaſſiker geleſen haben, müſſe die „Größen“ der Weltliteratur, die 
heite Garnitur der deutſchen Klaſſiker, die Hervorragenden unter den Neueren, 
es auch in beſcheidenſter Auswahl, kennen, wenn er des erhebenden Be- 
ußtſeins ſich freuen wolle, auch nur die unterſten Treppen zum Vorhof der 
lgemein⸗menſchlichen Bildung erſtiegen zu haben. 

Nun ſtehen dem Menſchen, wie Herr Loſch weiter kalkuliert, zwiſchen dem 
sölften und vierzigſten Lebensjahr rund 9000 Leſetage zur Verfügung, die 
ewältigung der wichtigſten, zur allgemeinen Bildung unbedingt erforderlichen 
tandardwerke beanſpruche aber mindeſtens 9195 Tage. Das „Soll“ dieſer 
ildungsbilanz weiſe alſo einen „Saldovortrag“ von 195 Tagen auf. Dabei 
die philoſophiſche, geſchichtliche, naturwiſſenſchaftliche Lektüre noch nicht 
amal in Rechnung geſtellt, kein Bild ſei geſehen, man wiſſe nicht, wie eine 
ektriſche Straßenbahn in Bewegung geſetzt, wie ohne Draht telegraphiert 
erde uſw. Kurz, der Verfaſſer gerät in eine gelinde Verzweiflung und konſtatiert 
ließlich ſeinen kompletten Bildungsbankrott. Er tröftet ſich damit, daß ver⸗ 
utlich niemand heutzutage gebildet ſei, nicht einmal das Konverſationslexikon. 
Der Scherz, ſo ſkurril er ſich auch auf den erſten Blick ausnimmt, hat 
ine tiefere Bedeutung. Auch eine ernſthafte Unterſuchung, die den land⸗ 
ufigen Begriff der Bildung der gebildeten Wirklichkeit gegenüberſtellen und 
n idealen Wertmeſſer jenes Begriffs den empiriſchen Tatſachenbeſtand ab- 
ſen würde, dürfte, dafern ſie poſitiv und exakt, alſo irgendwie ziffernmäßig 
id ſtatiſtiſch verfahren wollte, kaum zu einem anderen Ergebnis kommen als 
er lachende Kulturpeſſimiſt der bürgerlichen Zeitſchrift. Der Bankrott der 
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Bildung würde ohne Zweifel ſogar noch viel niederſchmetternder ausfallen, dem 
der gebildete Zeitgenoſſe des Herrn Loſch, der 9000 Tage zu Bildungszwecken 
lieſt, iſt natürlich ſelbſt ſchon eine Idealkonſtruktion, die kaum in einem ein 
zigen Exemplar leibhaftig exiſtieren dürfte, nicht einmal in den Gelehrten 
ſtuben der bürgerlichen Geſellſchaft, geſchweige denn im Gros der bürgerlicher 
Durchſchnittsmenſchen, von denen aber jeder einzelne es als tödliche Be 
leidigung empfinden würde, wollte man an ſeiner „Bildung“ den leiſeſter 
Zweifel äußern. Vollends der bildungsbefliſſene Proletarier, der ſolchermaßer 
ſich über den Erfolg, ja auch nur die Möglichkeit ſeiner Bemühungen Rechen 
ſchaft ablegen wollte, müßte, unter der Vorausſetzung des Herrn Loſch, natürlich 
noch zu troſtloſeren Reſultaten kommen. 3 
Aber wenn die Bilanz zwiſchen Ideal und Wirklichkeit ein Defizit ergibt 

ſo braucht nicht allemal die Wirklichkeit die Prügel zu verdienen, der Rechen 
fehler kann auch auf der Seite des Solls ſtecken. Und ſo verhält es Sid 
offenbar im vorliegenden Falle. Der Begriff der Bildung, der dieſer Unter 
ſuchung und allen derartigen, mehr oder minder trübſeligen Reflexioner 
als leitender Geſichtspunkt zugrunde gelegt wird, iſt ſelber noch der Prüfung 
dringend bedürftig, und man ſchmuggelt eine unbewieſene Vorausſetzung in di 
Unterſuchung ein, wenn man ihn als Kulturwertmeſſer unbeſehen hinnimmt 
Die Genealogie dieſes Begriffs, die Darſtellung, wie ſich ſeine Bedeutung 

im Laufe der Zeiten und Kulturen gewandelt, würde ſich gewiß in ihren Haupt⸗ 
partien mit einer Entwicklungsgeſchichte der geiſtigen Kultur ſelber decken, und 
in der Darſtellung würde die umfangreichſten Kapitel vielleicht die Schilde 
rung der Rolle beanſpruchen, die dieſe Ideologie in der Entwicklung dez 
deutſchen Geiſteslebens geſpielt hat. Die umfangreichſten, aber ſchwerlich die 
reizvollſten Kapitel — denn ſeit mindeſtens zwei Jahrhunderten ſcheint der 
Begriff in Deutſchland zur Pagode erſtarrt zu ſein, während die Verehrung, 
die er „bei Fürſt und Volk und Überwinder“ genießt, mit jedem Stadium 
ſeiner Mumifizierung womöglich noch geſtiegen iſt. Und doch mußte ſich ſchon 
Winckelmann von Diderot die Frage vorlegen laſſen: Soll man lieber die 
Antike ſtudieren oder die Natur? Im achtzehnten Jahrhundert aber war be⸗ 
kanntlich, vielleicht mehr als je, die Antike Ziel und Inhalt aller literariſchen 
und gelehrten Bildung, und die Frage lautete alſo in Wahrheit: Soll man 
lieber gebildet ſein oder natürlich? 3 
Und Leſſing durchleuchtet das, was wir den biologiſchen Kern unſeres 
Problems nennen möchten, wie mit Blitzlicht, wenn er unterſcheidet: „Der 
aus Büchern erworbene Reichtum fremder Erfahrung heißt Gelehrſamkeit. 
Eigene Erfahrung iſt Weisheit. Das kleinſte Kapital von dieſer iſt mehr wert, 
als Millionen von jener.“ | a 8 
Freilich ſteht hier Gelehrſamkeit und nicht Bildung, aber in den beiden 
wie Schlachtreihen einander gegenübergeſtellten Kategorien rangiert die Bil⸗ 
dung auf der Seite der Gelehrſamkeit, und wenn ſich die Begriffe Bildung 
und Gelehrſamkeit auch nicht in ihrem vollen Umfang decken, fo greifen ſie 
doch in beträchtlichen Partien ihrer Merkmale übereinander, wenigſtens in der 
populären Formulierung des Bildungsbegriffs — und um eine exakte Analyſe 
iſt es uns hier ſo wenig zu tun wie um hiſtoriſche Ableitungen. Genug, daß 
wir aus der Alltagshandhabung des Begriffs und aus der Bedeutung, die er 
für das Bewußtſein der Maſſen beſitzt, das Merkmal des Wiſſens heraus⸗ 
heben, und daß wir uns von Leſſing her den fundamentalen Gegenſatz von 
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iſſen und Erfahrung einprägen. Gebildet war bei den Römern, wer mit 


e griechiſchen Geiſteskultur Beſcheid wußte, gebildet für den Zeitgenoſſen 
ſſings, wer die antike Literatur und Philoſophie kannte, und als gebildet 
5 heute nur der, der über die Antike und die deutſche Klaſſik mitreden kann. 
ſonders aber über dieſe. Das Wiſſen um Vergangenes iſt heute wie je 
s zentrale Merkmal des Bildungsbegriffs. 

Eine hiſtoriſche Unterſuchung des Begriffs würde aber, dafern ſie ſich der 
ſchichtsmaterialiſtiſchen Methode bediente — und keine andere Methode iſt 
he ſolche Unterſuchungen jo fruchtbar wie dieſe —, ſofort konſtatieren müſſen, 
5, wie alle Ideologien, auch der Bildungsbegriff in ſeinem Bedeutungs⸗ 
mdel abhängig iſt von dem ökonomiſch-politiſchen Schickſal der Klaſſe, 
N jeweilig ſein Träger. Der Inhalt des Bildungsbegriffs zumal ſcheint 
(cadezu prädeſtiniert für eine ſolche Ableitung, denn wenn anders ſein charak⸗ 
liſtiſches Merkmal das Attribut des Wiſſens iſt, jo ſtellt er im Bereich der 
zalen Güter denſelben Wertmeſſer auf, den noch ſtets auch auf materiellem 
ebiet eine herrſchende Klaſſe allein anerkannt hat: den Beſitz. Und auch 
rin ſpiegelt die Geſchichte des Bildungsbegriffs den typiſchen Entwicklungs⸗ 
ng aller ſozialen Ideenkomplexe, eben der ſogenannten Ideologien, wider, 
5 er von der herrſchenden Klaſſe nicht nur den eigenen Angehörigen, 
ndern mit der gleichen Eindringlichkeit auch der beherrſchten Klaſſe auf⸗ 
zwungen wird. Der ökonomiſchen und politiſchen Unterdrückung entſpricht 
e ideologiſche Vergewaltigung der Unterklaſſe. Als ſolche iſt, nebenbei be⸗ 
erkt, hier natürlich nicht die mechaniſche Bevormundung und Knebelung der 
eherrſchten verſtanden, wie ſie beiſpielsweiſe in der Volksſchulpolitik der 
eußiſchen Regierung ſich manifeſtiert, ſondern jene Beeinfluſſung in Sitte, 
echtsanſchauungen, Ethik uſw., vermöge deren die beherrſchte Klaſſe im Be- 
ich der idealen Werte unbewußt dieſelben Normen anerkennt und anwendet 
ie die herrſchende Klaſſe. Im Bewußtſein der Unterdrückten iſt noch ſtets 
de Gewaltherrſchaft am tiefſten verankert geweſen. 

Die erſte Regung eines ſelbſtändigen Klaſſenbewußtſeins auf der Seite der 
tterdrückten wendet ſich dann folgerichtig gegen die ideologiſche Entmündi— 
ung in der vorgefundenen Form, und ſie tritt mit Notwendigkeit in dem 
tadium der materiellen Entwicklung ein, in dem die unterdrückte Klaſſe die 
sſchlaggebende Rolle im Produktionsprozeß errungen hat und ſich dieſer 
tellung bewußt zu werden beginnt. Die Tatſache, daß die von der herr— 
genden Klaſſe bezogene Ideologie in Widerſpruch ſteht zu den Exiſtenz⸗ 
dingungen der unterdrückten Klaſſe, äußert ſich auf dieſer Stufe des Pro⸗ 
ſſes zunächſt rein kritiſch. Noch iſt die eigene Ideologie, die organiſche Welt⸗ 
iſchauung der eigenen Klaſſe, nicht gefunden, noch die von der herrſchenden 
laſſe im Intereſſe dieſer Herrſchaft erzeugte Illuſion, als ob die herrſchende 
eiſteskultur über allen Klaſſen ſtehe und eine rein menſchliche Angelegenheit 
Smache, nicht zerſtört, noch der Zuſammenhang von Wirklichkeit und Idee, 
e Abhängigkeit der Idee von der Wirklichkeit, der Ideologien von den wirt⸗ 
haftlichen Verhältniſſen, nicht durchſchaut, noch wurzelt die Oppoſition geiſtig 
demſelben Boden wie die herrſchende Kultur, aber um jo ſchärfer nimmt 
2 unter die Lupe ihrer Kritik dieſe Kultur ſelber, und ihre Analyſe iſt viel- 
icht um ſo zerſetzender, als ſie rein immanent, ihre agitatoriſche Schlagkraft 
m fo zündender, als ſie mit allgemeingültigen, gleichermaßen von der herr- 
henden wie der unterdrückten Klaſſe anerkannten Sätzen operiert. Die Methode 
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und das Ziel dieſer oppoſitionellen Kritik aber iſt die Konfrontation der herr 
ſchenden Wirklichkeit mit ihrer Idee. Es wird gezeigt, um nunmehr in di 
allgemeine Erörterung beſtimmte hiſtoriſche Größen einzuführen und auf da 
eigentliche Thema unſerer Unterſuchung zu exemplifizieren, daß die Bourgeoiſi 
mit ihrer Idee, mit der allgemein menſchlichen Idee, die ſie ſelber erzeug 
hat, im Widerſpruch ſteht, daß die bürgerliche Klaſſenherrſchaft, gemeſſen q 
ihrer eigenen Ideologie, verſagt. Bi 

Wie der aufmerkſame Leſer bereits feſtgeſtellt haben wird, iſt es die Agi 
tation Ferdinand Laſſalles, der wir hier bewußtſeinstheoretiſch ihre Stelle an 
zuweiſen verſucht haben. Ihre Stärke war, daß ſie im Arſenal des Gegner 
ſelber ihre Waffen ſchmiedete, daß ſie die bürgerliche Wirklichkeit durch di 
bürgerliche Idee, den Kulturbegriff der bürgerlichen Bildung, bekämpfte, kurz 
daß fie immanente Kritik übte, was ihr in ihrem ganzen Pathos wiederum 
nur möglich war infolge ihrer Schwäche, oder ſagen wir richtiger: ihrer hiſto 
riſchen Bedingtheit, die darin beſtand, daß ſie ſelber die Illuſion des Gegner 
teilte, die Idee der Bourgeoiſie mit der Idee ſchlechtweg identifizierte. Dieſ 
Identifizierung einer hiſtoriſch und klaſſenmäßig bedingten Kategorie, dei 
bürgerlichen, mit einer als allgemeingültig angenommenen „rein⸗menſchlichen 
Ideologie, und die Terminologie, in der ſich dieſe Kritik in Szene ſetzte 
charakteriſiert, um ein modernes Schlagwort anzuwenden, die Laſſalleſche Agi 
tation als ethiſch⸗äſthetiſchen Sozialismus. 5 1 

Daß dieſe Formel die politiſche und kulturelle Lebensarbeit Ferdinand 
Laſſalles nicht im entfernteſten erſchöpfend widergibt, iſt klar, aber es kommt 
hier darauf an, ihr in einem beſtimmten Prozeß eine Stelle anzuweiſen, und 
was von dieſem Geſichtspunkt aus charakteriſtiſch an ihr geweſen, die ſpezi⸗ 
fiſche Methode der Laſſalleſchen Kritik, dürfte ſo, oder ſo ähnlich, zu erfaſſen 
ſein. Jedenfalls war zu der Zeit, als Laſſalle mit ſeiner Agitation in Deutſch⸗ 
land ſeine glänzendſten Erfolge erzielte, in den beiden eigentlichen Führern 
des europäiſchen Proletariats dieſe Entwicklungsphaſe der ideologiſchen Kritil 
längſt überholt, war in Marx und Engels der proletariſche Klaſſengedanke 
ſelber erzeugt und poſitiv formuliert worden. Marx und Engels kam es 
nicht darauf an, die bürgerliche Wirklichkeit an der bürgerlichen Idee zu zer⸗ 
ſetzen, ihnen war nicht die Kritik, ſondern das Prinzip der Kritik, dieſe Ideo⸗ 
logie ſelbſt, das Problem. Daß ſie als bürgerlich entlarvt und von ihrem 
allgemein menſchlichen Piedeſtal herabgeſtürzt wurde, daß uns allen heute die 
Kriterien, nach denen die Befangenheit der Laſſalleſchen Agitation in die 
Augen ſpringt, ſo geläufig ſind, verdanken wir der guten Schule der materia⸗ 
liſtiſchen Geſchichtsauffaſſung. Danach gibt es keine allgemein menſchlichen, 
gibt es bloß Klaſſenideologien, und mag der Widerſpruch zwiſchen bürgerlicher 
Wirklichkeit und bürgerlicher Idee noch jo klaffend fein, viel wichtiger ift das 
poſitive Reſultat der neuen Methode: daß das Proletariat ſich ſeiner eigenen 
Ideologie bewußt wird. e 

Die ideologiſche Kritik iſt von jetzt ab nur mehr Vorpoſtengeplänkel, die 


Entſcheidungsſchlacht wird auf einem ganz anderen Felde geſchlagen. Mögen 
die Toten ihre Toten begraben, mögen nach Laſſalle bürgerliche Ideologen 
noch ſo pathetiſch der Bourgeoiſie den Gorgoſchild der bürgerlichen Idee ent⸗ 
gegenhalten — wenn eine Wirklichkeit und ihre Idee aufeinanderprallen, geht 
noch allemal die Wirklichkeit über die Idee, auch ihre Idee, mit Hohn⸗ 
gelächter zur Tagesordnung über. Wäre die Bourgeoiſie durch immanente 
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ait zu beſeitigen, ſie läge tauſend Klafter tief unter der Erde, längſt bevor 
r neuerdings wieder die Barth und Breitſcheid das Grab geſchaufelt haben. 
Noch ungefährlicher als die eigene iſt einer politiſch-ökonomiſchen Wirklich⸗ 
it natürlich die Ideologie eines fundamental entgegengeſetzten Wirklichkeits⸗ 
eſtandes: der bürgerlichen Wirklichkeit die proletariſche Weltanſchauung. Der 
metionelle Zuſammenhang zwiſchen Wirklichkeit und Idee, der im Falle der 
nmanenten Kritik durch den einheitlichen Träger von Idee und Wirklichkeit 
erbürgt war, iſt hier, wo die polaren Gegenſätze auf zwei Klaſſen verteilt 
d, nicht einmal theoretiſch denkbar. Vom Bewußtſein des Proletariats gibt 

erkenntniskritiſch noch weniger eine Brücke zur Klaſſenwirklichkeit der Bour⸗ 
e, als praktiſch und hiſtoriſch in der bürgerlichen Geſellſchaft je die Ver⸗ 
ändigung zwiſchen dem Klaſſenintereſſe und der als bürgerlich mißverſtan⸗ 
enen allgemein menſchlichen Idee durchgeführt wurde. Daraus erhellt, daß 
er ideologiſche Kampf überhaupt ausſichtslos iſt. Eine Klaſſe kann nur durch 
ine Klaſſe geſtürzt werden, an die Stelle der ideologiſchen Kritik iſt der 
laſſenkampf des Proletariats getreten.“ 

Von Marx und Engels und dem proletariſchen Klaſſenkampf war in dieſem 
zuſammenhang vornehmlich die Rede, um den Standpunkt Laſſalles nicht nur 
u ſeinen Vorausſetzungen, ſondern auch nach den Momenten hin zu präzi⸗ 
eren, die über Laſſalle hinausführen. Es liegt im Weſen einer ſolchen Orien⸗ 
erung, daß ihr Gegenſtand mehr in ſeinen Grenzen, als in ſeinem Kerne 
eleuchtet wird. Über all den Einwänden, zu denen uns Marx und Engels 
as geiſtige Rüſtzeug geliefert haben, ſoll es dem glänzenden Agitator gewiß 
icht vergeſſen werden, daß vielen von uns, der Generation, die vor und unter 
em Sozialiſtengeſetz zum Sozialismus gekommen iſt, ſeine Schriften den Weg 
ewieſen haben. Das gilt nicht nur von denen, die von bürgerlicher Seite 
erübergekommen ſind, ſondern auch von den proletariſchen Parteigenoſſen, 
ie heute als Männer in der Bewegung ſtehen. Bürgerliche Eierſchalen hatten 
ie ſo gut wie jene abzuwerfen, ehe ſie zur neuen Erkenntnis durchdrangen, 
enn auch der junge Proletarier, der vor zwanzig, dreißig Jahren aus der 
schule ins Leben trat, hatte, ſoweit er überhaupt Jeiſtige Werte mitbrachte, 
usſchließlich bürgerliche Ideen in ſeinem Ränzel. Im proletariſchen Klaſſen⸗ 
ewußtſein ſozuſagen geboren zu werden, iſt doch erſt, im großinduſtriellen Brole- 
ariat, der Vorzug der Jugend, die im Ausgang des Sozialijtengejeges und 
päter das Licht der Welt erblickte. Uns anderen aber, die wir uns in harten 
Reibungen und vielleicht ſchweren Konflikten mit dem Alten in uns und um 
ins zu der neuen Wahrheit durchkämpften, iſt vergötterter Lehrer und Helfer 
zaſſalle geweſen. Gerade was oben als das Weſen ſeiner Propaganda 
harakteriſiert wurde, mußte jugendlichen Geiſtern den Weg zu ihm erleichtern. 
der Maßſtab der Kritik, den er uns gab, enthielt nichts ſpezifiſch Neues, wenn 
r auch in berückender Sprache und mit hinreißender Gebärde die Wiſſenſchaft 
ve Jahrhunderts vor uns ausbreitete und das Jahrhundert an den Pranger 


| 1 Sozialiſten, den ſogenannten Reviſioniſten, blieb es vorbehalten, nach Marx noch 
inter Laſſalle zurückzugehen. Während Laſſalle doch den Gegenſatz von bürgerlicher und 
roletariſcher Klaſſenwirklichkeit anerkannt und nur die Ideologie als gemeinſame aufgefaßt 
atte, laſſen die Reviſioniſten ſogar den Gegenſatz zwiſchen proletariſcher und bürgerlicher 
Alaſſenwirklichkeit bloß als quantitativen Unterſchied gelten, dergeſtalt, daß ein ſtetiger Über⸗ 
101 von dieſer zu jener, das berühmte „Hineinwachſen“ in den ſozialiſtiſchen „Staat“ ſich 
vollzieht. 


414 


dieſer Wiſſenſchaft ſtellte. Es war das alte Evangelium der Klaſſiker, da 
er uns fündete, aber er gab es uns nicht als Beſitz, ſondern als Waffe, wie 
es uns nicht als Idyll an zu wirklichkeitsfremdem Schwärmen, ſondern al 
Warte auf dem Grenzwall, von der wir unſere Pfeile in die feindlichen Reihe 
zu entſenden hatten. 4 

In der Klaſſik fand Laſſalle den prägnanteſten Ausdruck jener Ideologi 
an deren Normen er der bürgerlichen Wirklichkeit den Prozeß machte, als de 
berufene Prokurator dieſer Ideologie, ſelber ein Grandſeigneur in dieſer 
geiſtigen Beſitz. Damals wurde, unter Laſſalles Präſidium, die Allianz zwiſche 
dem deutſchen Proletariat und der deutſchen Klaſſik proklamiert. Von Laſſall 
hörten wir, daß der Zug der großen Dichter und Denker wie ein Schwarr 
von Kranichen über dem deutſchen Bürgertum hinweggerauſcht, daß aber da 
Proletariat ſeiner hiſtoriſchen Idee nach berufen ſei, das von der Bourgeoiſi 
verwirkte Erbe der geiſtigen Heroen anzutreten. Die Formel von der Wiſſen 
ſchaft und den Arbeitern wurde geprägt, die Wiſſenſchaft aber war wiederun 
vornehmlich die klaſſiſche Philoſophie und die klaſſiſche Literatur. 9 

Eine wie ganz andere Wiſſenſchaft iſt es, in der Marx und Engels ihr 
Gedanken begründeten, und wie entgegengeſetzt zu Laſſalle faßten ſie die Ide 
des Proletariats auf! Nicht hiſtoriſch, kurz geſagt, ſondern funktionell. Nich 
aus irgendwelchen, in die Vergangenheit weiſenden Beſitztiteln, als ein Erbe 
leiteten ſie den ſozialen Vorrang der Arbeiterklaſſe her, ſondern aus ihrer 
ausſchlaggebenden Stellung im Produktionsprozeß ſelber. Wie braucht aud 
von Beſitz, und ſei es vom geiſtigen Beſitz, und von hiſtoriſchen Rechts: 
anſprüchen geredet zu werden bei einem Klaſſenparvenü, wie dem modernen 
Proletariat, das jeden Tag und jede Stunde durch die Tat ſelber, durch ſeine 
den geſamten Kulturapparat immer aufs neue reproduzierende Arbeit ſein 
„Recht“ dartut, beim Proletariat, das, weil es im wörtlichen Sinne die 
Gegenwart auf ſeinen Schultern trägt, ſich den Teufel um die Vergangenheit 
ſchert! Die Wiſſenſchaft bei Marx und Engels iſt deshalb immer lebendige 
Wiſſenſchaft, Analyſe des ſozialen Komplexes auf breiteſter Baſis. Das 
Hiſtoriſche iſt ihr bloß ein Hilfsmittel für dieſe Analyſe und alles Normative, 
wie in den Naturwiſſenſchaften, kein Vorher und kein Jenſeits der Entwick⸗ 
lung, ſondern Ergebnis der Analyſe, vermittels der Analyſe im analyſierten 
Prozeß vorgefundene Entwicklungstendenz. So iſt für Marx und Engels das 
Prunkſtück des Laſſalleſchen Bildungsideals, die ſpekulative Philoſophie, kein 
Tabernakel, ſondern Gebrauchsgegenſtand, Alltagswerkzeug, nicht Inhalt, 
ſondern Methode des Denkens, richtiger Schema, Gerüſt zu einer Methode, 
ihrer ſogenannten materialiſtiſchen Geſchichtsauffaſſung, und immer ſtärker 
haben ſich beide im Lauf ihrer individuellen Entwicklung zur Naturwiſſenſchaft 
hingezogen gefühlt, zu der ſich ihr ſpezielles Arbeits- und Forſchungsgebiet 
verhielt wie der Teil zum Ganzen, zur Wiſſenſchaft vom Geſchehen, die in 
der Tat für eine Klaſſe, deren Idee in ihrem Funktionieren beſteht, ebenſo 
die Wiſſenſchaft ſchlechtweg heißen darf, wie für die herrſchende und beſitzende 
Klaſſe alles Hiſtoriſche die gegebene Form ihrer Ideologie ausmacht. 

Mit all dieſen Erörterungen ſoll nicht geſagt ſein, daß die Laſſalleſche 
Ideologie, das klaſſiſche Bildungsideal, für das Klaſſenbewußtſein des modernen 
Proletariats eine „überwundene“ Entwicklungsphaſe darſtellt, wohl aber, daß 
wir, wie alles Ererbte und Hiſtoriſche, auch das Laſſalleſche Vermächtnis nicht 
unkritiſch zu übernehmen haben. Daß die Ideologie einer dem Proletariat 
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rtſchaftlich entgegengeſetzten Klaſſe, wie der Bourgeoiſie, nicht ohne weiteres 
Klaſſenwirklichkeit des Proletariats widerſpiegeln wird und erſt recht nicht 
t normativer Verbindlichkeit dem Proletariat als „Ideal“ zugemutet werden 
m, läßt ſchon a priori, vor aller Inhaltsbeſtimmung der bürgerlichen Ideo⸗ 
zie und deſſen, was als die organiſche, aus ſeiner Klaſſenwirklichkeit geborene 
‚eologie des Proletariats bezeichnet werden muß, die oberflächlichſte Einficht 
| den Fundamentalſatz der materialiſtiſchen Geſchichtsauffaſſung vermuten. 
5 Bildungsideal einer beſitzenden Klaſſe wird, wie bereits bemerkt, auch 
f geiftigem Gebiete den Beſitz als Hauptkomponente aufweiſen, und tat⸗ 
ſhlich vertritt die Hiſtorik für das Bewußtſein ebenſo die Beſitzkategorie, wie 
| Okonomiſchen das Kapital die Herrſchaft über vergangene Arbeit bedeutet. 
Für das Gros der bürgerlichen Zeitgenoſſen Leſſings, Schillers und 
bethes war die Antike der zentrale Begriff ihres Bildungsideals, die Antike 
iht im Sinne lebendiger Wiedererweckung römiſcher oder griechiſcher Exiſtenz⸗ 
‚tigung, ſondern die Antike als bloßes Wiſſ ſen um antikes Leben und 
enken. Und ſoweit die heutige Bourgeoiſie in den Werken unſe rer Klaſſiker 
rllich mehr als eine ſtilvolle Dekoration ihrer guten Stube ſieht, ſoweit ſie 
do dieſe Werke nicht bloß ihren Bücherſchränken, ſondern auch ihren Hirn⸗ 
(ten einverleibt, iſt auch ihr die Klaſſik kein Soll, ſondern höchſtens geweſenes 
lin, nicht Aufforderung zur Betätigung des in ihr niedergelegten Lebens— 
als, ſondern gedächtnismäßiges Wiſſen um die gedruckten Ideen jener 
en Geiſter. Wäre es anders, wir hätten nicht im kapitaliſtiſchen Klaſſen⸗ 
ſat, beiſpielsweiſe in dem Stück Barbarei, das Preußen heißt, den zermal⸗ 
inden Gegenbeweis der Antike und Klaſſik, überhaupt jeder auf geiſtigen 
erten beruhenden Kultur. 

Dagegen wird eine aufſteigende Klaſſe auch in ihrem Bildungsideal den 
iftigen Beſitzfaktor, alles bloße Willen um vergangenes Sein und Leben, 
m anſchlagen gegenüber den ſittlichen Energien, die ihr aus der Not und 
m Kampf der Gegenwart zufließen. Und nur inſoweit ſie ihr lebendige Kraft 
0 Erreichung ihres Ideals liefert, wird die emporſtrebende Klaſſe die über⸗ 
mene Bildung ſchätzen und ihrer eigenen Ideologie einverleiben. Der 
ldungsbegriff des Proletariats iſt darum, wie die Idee des Proletariats, 
Inktionell, aufs Leben gerichtet. Einer beſitzenden Klaſſe wird alles, auch 
ze Bildung, zum toten Beſitz, einer aufſtrebenden Klaſſe gilt auch die Bil⸗ 
ng nur als Tat. 

Angewandt auf das praktiſche Verhältnis zwiſchen Proletariat und Klaſſik 
jagen dieſe Darlegungen folgendes: Das Proletariat wird die Klaſſik nicht 
it Haut und Haaren ſchlucken, ſondern es wird ſich, wie zu der ganzen 
hrgerlichen Gegenwart, auch zu dem Bildungsideal dieſer Gegenwart kritiſch 
halten. Unbekümmert um alles Gerede von der allgemein menſchlichen 
(dung und der vorausſetzungsloſen Wiſſenſchaft wird es die Elemente der 
rrſchenden Bildung akzeptieren, die ſeiner Bewegung dienen, und es wird 
lehnen, was ſeinem Ideal widerſpricht, rundweg vor allem das, was bloß 
ſtoriſch an der Klaſſik iſt. Es iſt darum noch nicht das Pronunziamento 
es Vandalen, das hier aufgerollt wird. Schon daß als die Zentralidee der 
zaſſik mit Recht der Gedanke der Humanität gilt, deutet darauf hin, daß 
Ik Berührungsfläche zwiſchen Proletariat und Klaſſik nicht allzu ſchmal fein 
ird. Der Hauptgedanke der proletariſchen Ideologie iſt der Solidaritäts— 
griff. Humanität und Solidarität decken ſich, inſoweit noch jede Geſell— 
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ſchaftsklaſſe, alſo auch die Bourgeoiſie, in ihren revolutionären Anfängen 
Sache als Sache der Menſchheit (humanitas = Menſchheit) proklamiert he 
ſo daß alſo, wenn, wie im Fall des Proletariats, dieſe, die leibhaftige Menſe 
heit, im Laufe des Geſchehens einmal wirklich ſelber auf den Plan tritt, | 
in den abgelegten revolutionären Ideenbeſtänden der ihren Platz uſurpierend 
Minoritäten Beſtandteile ihrer eigenen Ideologie wiederfindet und zurückforden 

Aber ſelbſt was in der Vergangenheit, in ganz anderen wirtſchaftlich 
und ſozialen Zuſammenhängen, Leben geweſen iſt, geht nicht ohne weiter 
in den Energienkomplex des gegenwärtigen Lebens ein. Ihre rein intellektuell 
begriffsmäßige Formulierung mag die Humanitätsidee als beſonders geeign 
für eine zentrale Stellung auch im Kanon der proletariſchen Werte erſchein 
laſſen — ihrem Inhalt nach iſt fie weſentlich modifiziert, wenn dieſer Ei 
verleibungsprozeß hiſtoriſch vollzogen wird. Zwiſchen Schillers Jubelru 
„Dieſen Kuß der ganzen Welt!“ und der modernen Mobilmachungsparol⸗ 
„Proletarier aller Länder, vereinigt euch!“ liegt ein geſellſchaftlicher Entwie 
lungsprozeß und, dieſem entſprechend, ein Entwicklungsprozeß des geſellſchaf 
lichen Bewußtſeins, der der Idee der Humanität, ohne ſcheinbar ihren Wor 
laut zu verändern, eine ganz veränderte Bedeutung gegeben hat. 10 

Im einzelnen braucht das nicht mehr nachgewieſen zu werden. Gerade i 
ihren komplizierteſten und umfaſſendſten Formulierungen, in denen die beide 
Werte ſelber als Prozeſſe dargeſtellt werden, in der hiſtoriſchen Theodize 
Hegels einerſeits, in der materialiſtiſchen Geſchichtsauffaſſung andererſeit 
ſpringt die Antitheſe in die Augen, wenigſtens ſeitdem Marx und Engel 
ſelber fie in der polemiſchen Wendung ihrer Dialektik jo prägnant heraus 
gearbeitet haben. Danach ſollten Mißverſtändniſſe, zum mindeſten auf ſozie 
liſtiſcher Seite, ausgeſchloſſen ſein. . 

Und was Marx und Engels über die Geſchichtsideologie Hegels geſag 
haben, gilt natürlich auch im vollen Umfang für deren Vorläufer, gilt fü 
Leſſings „Erziehung“ und für Herders „Ideen“, gilt für alle klaſſiſche 
Genealogien der Humanitätsidee, gilt für die ideologiſche Methode der Klaſſi 
noch mehr als für die Reſultate dieſer Methode. In der proletariſchen Inter 
nationalen iſt das Humanitätsideal der Klaſſik, iſt die Menſchheit ſelber au 
dem Wolkenkuckucksheim der Begriffe heruntergeholt und auf die „wohlgegründete 
Erde geſtellt worden. Und aus der Humanität erſtand die Solidarität. 

Gewiß, das Proletariat hat das Erbe der Klaſſik angetreten, aber ſeh 
cum beneficio inventarii, unter ſtarkem hiſtoriſchem Vorbehalt. Es hat Geis 
von ſeinem Geiſt in den alten Gralsbecher dieſes Ideals gegoſſen. Eine bloß 
Frage der perſönlichen Perſpektive mag es fein, in dieſem wie in jedem dialek 
tiſchen Prozeß mehr die antithetiſchen oder die ſynthetiſchen Momente wahr 
zunehmen — eine Sache des Temperaments, in der Gegenüberſtellung dei 
beiden Ideen mehr ihren Widerſprüchen als ihren Berührungspunkten nach 
zuſpüren, aber keinesfalls iſt es, nach Marx und Engels, fürder erlaubt, die 
Unterſchiede zu negieren und aus der Dialektik eine Konfuſion zu machen. — 

Eine durchgreifende Unterſuchung des klaſſiſchen Humanitätsideals würde 
gewiß noch weitere einſchneidende Widerſprüche der beiden Ideenkreiſe ans 
Licht fördern, wird doch, um nur auf eines noch hinzuweiſen, nichts Geringeres, 
als die wuchtige Antitheſe von Individualismus und Sozialismus in der un⸗ 
kritiſchen Gleichſetzung von Humanität und Solidarität negiert. Noch Gregoro⸗ 
vius konnte dem Sozialismus in Wilhelm Meiſters Wanderjahren eine aus⸗ 
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nliche Monographie widmen, aber ſeitdem wir wiſſen, was proletariſcher 
zialismus iſt, wiſſen wir auch, daß der Sozialismus der Klaſſiker lediglich Sozia⸗ 
mus zu individualiſtiſchen Zwecken war. Wie muß die Sozietät beſchaffen ſein, 
gten fie, um dem Individuum, der Perſönlichkeit, die vollkommenſte 
twicklungsmöglichkeit zu bieten. Wie die „Menſchheit“ iſt auch die „Geſell— 
aft“ im goldenen Zeitalter der Gebildeten eine Funktion des Individuums. 
is gilt ſogar für Leſſings pädagogiſche Epopöe, die Erziehung des Menſchen⸗ 
ſchlechts, deren „Held“ zwar nicht das Einzelindividuum, aber doch eine ſo 
‚enfiv als Sonderheit gedachte, ſcharf umſchriebene Menſchengruppe, daß 
fing ihr ſogar vermittels der Wiedergeburtshypotheſe die leibhaftige Indi⸗ 
zualität in der Zeitfolge verbürgt. Solange aber der iſolierte Menſch der 
sgenjtand der klaſſiſchen Humanitätspädagogik, iſt die Menſchheit bloß eine 
zchidee im Knopfloch des klaſſiſchen Menſchen, Innendekoration. Die Romantik 
lt dann im Munde Stirners, der noch viel mehr ihr enfant terrible geweſen 
3 ihr enfant perdu, was die Klaſſik in tönenden Worten verklauſulierte, 
8 dürre Begriffe gezogen. 

Seitdem haben ſich auch in der Frageſtellung: „Sozietät oder Individuum, 
eſellſchaft oder Perſönlichkeit?“ die Akzente total verſchoben. Wir fragen: 
gie muß das Individuum beſchaffen fein, um möglichſt vollkommen in der 
hinlen Zweckreihe feinen Platz auszufüllen? Und das geſellſchaftliche Problem 
llen wir auf die Füße durch die Frage: Wo iſt die Klaſſe — nicht deren 
dee, aber deren Intereſſe, deren Sache die Sache der Allgemeinheit iſt? 
Daß Laſſalle vornehmlich die Zuſammenhänge zwiſchen Proletariat und 
gaſſik ſah, iſt aus ſeiner hiſtoriſchen Stellung erklärlich. Er kam von der 
ekulativen Philoſophie her und wurzelte mit feiner ganzen geiſtigen Exiſtenz 
der bürgerlichen Kultur der Klaſſik. Wie er zum proletariſchen Sozialismus 
h verhielt, ſoll hier nicht unterſucht werden, aber jedenfalls hatte er zu ihm 
a ganz anderes Verhältnis als Marx und Engels, die nicht reproduktiv 
m Sozialismus gegenüberſtanden, ſondern ſchöpferiſch an ſeiner Theorie und 
mer Wirklichkeit arbeiteten. Laſſalle fiel es, in geiſtiger Hinſicht, nie ein, 
ine Schiffe zu verbrennen, dieſe beiden aber ſtanden mit ihrer ganzen Per⸗ 
nlichkeit am anderen, neuen Ufer. 

Wenn darum an dem Werke von Marx und Engels herumrevidiert wird, 
iſt es allemal der Sozialismus ſelber, auf den man es, bewußt oder un⸗ 
wußt, in letzter Inſtanz abgeſehen hat. Hingegen kann eine ſozialiſtiſche 


ritik der Laſſalleſchen Tradition nur der ſozialiſtiſchen Selbſtverſtändigung 
enen, indem ſie unterſcheidet, was proletariſch und was bürgerlich an ſeinen 
deen iſt. Auch wenn die nachhaltigſte Wirkung ſeiner Agitation, der En⸗ 
ſuſiasmus für die Klaſſik, den er dem deutſchen Proletariat vermacht hat, 
nmal ganz anders unter die Lupe der Kritik genommen würde, als es in 
eſen die Wichtigkeit des Gegenſtandes nicht entfernt erſchöpfenden Bemer⸗ 
ungen geſchieht, gerät damit der Sozialismus noch nicht ins Wanken. Hier 
lte nur gejagt werden, daß die Klaſſik durchaus nicht in ihrer Geſamtheit 
ulturſache des Proletariats, daß ſie bloß zum Teil in die Ideologie, das 
Hldungsideal des Proletariats eingeht. Und zwar zu dem Teil, der in dem 
argelegten Sinne wirklich Menſchheitsgut, der revolutionär an ihr iſt. 
hier nur hat Leben für das Proletariat, deckt ſich mit dem Klaſſenintereſſe 
9 Proletariats, das für abſehbare Zeiten das Intereſſe der Menſchheit 
lber iſt. 
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bedingungen der Bourgeoiſie hinausweiſend, was revolutionär an ihr 
Ebendies iſt es, was unmittelbaren Bewußtſeinswert an ihr beſitzt, was n j 
auf dem Umweg über die Hiſtorie, ſondern ſpontan aufgenommen wird un 
darum heute noch künſtleriſch an ihr wirkt. W 
Das ewig Lebendige der Klaſſik aus dem Temporären und Antiquariſch 
für das arbeitende Volk zu retten, wäre die ebenſo lockende wie verdienſtvo 
Aufgabe der geplanten Klaſſikerbibliothek für Arbeiter. 3 


Die Anfänge einer modernen Monumentalmalerei. ” 

Von John Schikowski. a f 

Wie viele von den Hunderttauſenden, die während der Pariſer? 
ausſtellung im Jahre 1889 zum Eiffelturm pilgerten, mögen wohl dem i 
Nachbarſchaft des Wunderbaus gelegenen Café Volpini einen Beſuch 
geſtattet und die dortige kleine Kunſtausſtellung beſucht haben? Und die M 
zahl derjenigen, die zufällig einkehrten, dürfte bei dem ſeltſamen Anblick, 
ſich ihr darbot, kaum eine andere Empfindung gehaben als die: eine 


fruchtbar, einflußreich und maßgebend werden ſollte, hat damals wohl kaun 
einer geahnt. Abgeſehen von den Ausſtellern ſelber, die keineswegs effe 
haſchende Marktſchreier, ſondern ernſt und redlich Strebende waren, denen e 


innerer Drang gebot, die alten Pfade zu verlaſſen und nach neuen künſtleri 


Dieſe kleine, acht Namen umfaſſende Künſtlervereinigung nannte ſich „Gr 
Impressioniste et Synthetiste*, und ihr Führer, Meiſter und Lehrer war P 
Gauguin (1845 bis 1903), der geniale Maler, Bildhauer, Lithograph 


0 
Keramiker, der als Sohn eines franzöſiſchen Zeitungsredakteurs und der Kreolin 
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ra Triſtan, der Freundin Proudhons, in Peru das Licht der Welt erblickt 
te, nach einer abenteuerlichen Jugend nach Paris gekommen und im Alter 
+ dreißig Jahren Maler geworden war. In den Urwäldern von Martinique 
jte der ewig Ruheloſe die Rezepte der europäiſchen Kunſt vergeſſen, und 
ch ſeiner Rückkehr gründete er in Pont⸗Aven in der Bretagne eine eigene 
1005 deren Beſtrebungen ſich dem damals eben zur Herrſchaft gelangten 
leriſchen Naturalismus entgegenſtellten, und deren Ziel, kurz gejagt, die 
höpfung einer modernen, raumſchmückenden Monumentalmalerei war. 

Während des Altertums und des Mittelalters hatte die Malerei faſt aus⸗ 
ließlich im Dienſte der Baukunſt geſtanden. Ihre vornehmſte Aufgabe war 
geweſen, gemeinſam mit der Skulptur die von den Architekten geſchaffenen 
iume zu dekorieren. Vom künſtleriſchen Charakter der antiken Wandmalerei 
men wir uns heute ein genügend klares Bild nicht mehr machen, die Farben— 
faft des Mittelalters aber, ſowohl die byzantiniſche und romaniſche Moſaik 
e die gotiſche Glasmalerei, erfüllte ihren Zweck als raumſchmückende Ge— 
ſſin der Architektur in der vollkommenſten Weiſe. Dieſe alte monumentale 
alerei war faſt ausſchließlich Linienkunſt, ihr Stil wurde durch den Kontur 
wakteriſiert. Die Moſaikkünſtler und — trotz der wundervollen Farbenglut 
ter Schöpfungen — auch die Glasmaler betrachteten die Gegenſtände, die 
darſtellten, lediglich als Träger dekorativer Linien. Die Heiligen, die 
igel und die Gottheiten galten ihnen in dieſem Sinne nichts mehr als etwa 
e ſchönen Buchſtaben, die man auf den muſiviſchen Bildern findet. Der 
linſtler gab nur den Kontur, die übrige Ausführung überließ er den Hand— 
orfern. An naturaliſtiſche Wirkungen dachte man nicht; man wollte nicht 
n möglichſt getreues Abbild der Wirklichkeit geben, ſondern einzig und allein 
ne erzeugen, die Seelen der Beſchauer in höheren Schwung verſetzen. 
id man bediente ſich zu dieſem Zwecke des elementaren Mittels einer Linien⸗ 
rache, die einerſeits auf den Beſchauer unmittelbar ſuggeſtiv wirkte und 
idererſeits ſich den Stilformen der umgebenden Architektur aufs engſte ans 
ſchließen imſtande war. Die Malerei wollte die Flächen der Wände und 
er Fenſter ſchmücken, fie durfte nicht durch naturaliſtiſche Effekte den Eindruck 
rvorrufen, als ſeien die Mauern durchbrochen und man blicke hinaus in eine 
dere Welt. Die Geſchloſſenheit des Raumes ſollte durch die Wirkungen der 
aleriſchen Dekoration nicht geſtört, ſondern vielmehr betont und verſtärkt werden. 
Mit dem Entſtehen der Freskomalerei ging dieſer alte, ſtrenge, rein 
korative Stil allmählich verloren. Das Streben nach naturaliſtiſchen Wir⸗ 
ingen gewann die Oberhand und das Aufkommen des Tafel⸗ und Staffelei⸗ 
ildes zerſtörte dann faſt völlig das Bewußtſein des organiſchen Zuſammen⸗ 
anges zwiſchen Architektur und Monumentalmalerei. Eine Folge der natura⸗ 
ſtiſchen Tendenzen war es, daß der Kontur von der Farbe mehr und mehr 
ufgelöſt wurde. Es begann der Jahrhunderte währende Kampf der Farbe 
egen die Linie, deſſen ruhmreichſte Helden die Venezianer der Renaiſſance— 
eit, der Holländer Rembrandt und der Spanier Velasquez waren. In der 
ollkommenen koloriſtiſchen Auflöſung aller Konturen, die der Naturalismus 
es neunzehnten Jahrhunderts zum Prinzip erhob, erreichte dieſer Kampf ſeinen 
Höhepunkt und ſeinen Abſchluß. Der naturaliſtiſche Impreſſionismus hat den 
nit der Überwindung der Gotik beginnenden künſtleriſchen Entwicklungsprozeß 
is zu ſeinen letzten Konſequenzen durchgeführt, und der ſogenannte Neo⸗ 
mpreſſionismus oder Pointillismus iſt dann noch einen Schritt über dieſes 


| 
| 


* 1 j 
| Mi, 


420 | Feuilleton der Neuen . 


Ziel hinausgegangen, indem er auch die Farbe ſelbſt in ihre rein 
primitiven Grundelemente zerlegte. Unſterbliche Werke ſind im Laufe diei 
Entwicklungsganges geſchaffen worden, die der Kulturmenſchheit als koſtbar 
Beſitz für alle Zeiten verbleiben werden. Aber andererſeits gingen auch zal 
reiche entſcheidende Werte der alten künſtleriſchen Kultur verloren. „Die ter 
niſchen Kunſtmittel find in der Gegenwart zu einer unerhörten Vervollkomm 
nung und Verfeinerung gebracht, aber die großen künſtleriſchen Ziele fehle 
Das war vor allem der Geſichtspunkt, von dem aus die oben erwähnte 
jungen Künſtler den herrſchenden Naturalismus betrachteten, werteten un 
verwarfen und den Ruf nach einer neuen Momumentalmalerei erhoben. Nid 
Natur, ſondern Phantaſie und Stimmung! lautete die Parole der Schule vo 
Pont⸗Aven. Nicht Durchbrechung der Wand durch naturaliſtiſche Tafelbilde 
ſondern Schmuck der Wandfläche durch eine Malerei, die ſich der umgebende 
Architektur an⸗ und eingliedert! Keine der Natur nachgebildeten Farben 
kontraſte, ſondern ein Mildern der koloriſtiſchen Effekte für die Zwecke eine 
harmoniſchen Raumſchmucks! Und daher Vorherrſchen der Linien, und zwa 
nicht der Linien, wie ſie die Natur unmittelbar bietet, ſondern einer Linien 
ſprache, die ſich der Architektur des betreffenden Raumes anpaßt! 0 

Aber noch ein anderes Ziel ſchwebte den jungen Neuerern vor. Di 
Malerei war bis tief in die Gotik hinein die natürliche Gefährtin der Plaſti 
und der Architektur geweſen und war ſo ſtets im Zuſammenhang mit den 
Geiſte und den Empfindungen der breiteſten Volkskreiſe geblieben. Mit den 
Aufkommen des Tafelbildes hatte ſie dieſen Zuſammenhang mehr und meh 
verloren. Die geſunde Baſis, natürlichen, praktiſchen Bedingungen zu dienen 
fehlte fortan, und das gemeinſame, von der Geſamtheit getragene Stiliden 
entſchwand. Die Gotik war noch ein organiſches Naturprodukt geweſen, di 
Renaiſſance war bereits das künſtliche Erzeugnis einer gelehrten Kultur, di. 
in der Wiederbelebung des klaſſiſchen Altertums ihr Endziel ſah. Die alte 
Volks⸗ und Maſſenkunſt verwandelte ſich in einen Luxusartikel für die eng: 
begrenzten Zirkel der Gebildeten und Beſitzenden, der einheitliche, unperſön⸗ 
liche Stil, in dem der Geiſt einer ganzen Zeitepoche zum allgemeinverſtänd⸗ 
lichen Ausdruck gekommen war, löſte ſich in unzählige individuell nuancierte 
Manieren auf. Auch hier wollte die neue Schule das verzettelte Erbe der 
Vergangenheit ſammeln und retten: die Wiederbelebung einer Volks⸗ 
und Maſſenkunſt auf der Grundlage eines großen, monumentalen, 
einheitlichen Kunſtſtils ſchwebte Gauguin und ſeinen Jüngern als letztes 
und höchſtes Ziel vor. Dieſer Stil ſoll nicht nur ſämtliche bildenden Künſte, 
die Architektur, die Plaſtik und die Malerei, umfaſſen, ſondern ihm ſollen 
auch die einzelnen Künſtlerperſönlichkeiten ſich unterordnen. Im Zuſammen⸗ 
wirken mit dem Architekten und dem Bildhauer muß der Maler ſeine indi⸗ 
viduellen Regungen und Neigungen naturgemäß bis zu einem gewiſſen Grade 
unterdrücken, und ſo wird das Spezialiſtentum in der Malerei allmählich auf⸗ 
hören, und in dem Stile des Geſamtkunſtwerkes wird nicht der perſönliche 
Geſchmack und das beſondere Können des einzelnen, ſondern der Geiſt des 
Zeitalters ſeinen Ausdruck finden, und als Krönung des Gebäudes wird ſich 
— ſo meinte man — eine alle modernen Lebenserſcheinungen durchtränkende 
künſtleriſche Kultur entwickeln. | a 

Stolze Ziele und hochgeſpannte Hoffnungen! Manche zweifellos gefunden 
und fruchtbaren Prinzipien und zahlreiche naive Übertreibungen! In jedem 
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lle aber ein kräftiges Wollen und ehrliches Ringen, das bis zu einem 
viſſen Grade den Erfolg verbürgt. Soweit die neuen Lehren und Forde⸗ 
agen rein künſtleriſcher Natur ſind, das heißt ſoweit ſie ſich gegen die 
leinherrſchaft des Naturalismus und die Vorherrſchaft der Tafelbilder 
unden und nach dem Geſamtkunſtwerk auf Grund einer ſtilbildenden Linien⸗ 
aft ſtreben, mögen fie in abſehbarer Zeit jo oder jo erfüllt werden können. 
igegen wird das letzte und höchſte Ziel, die Begründung einer künſtleriſchen 
tur, im gegenwärtigen Zeitalter der abſterbenden bürgerlichen Geſellſchafts— 
anung ganz gewiß ein frommer Wunſch bleiben. Eine ſolche kulturelle 
üteperiode könnte ſich, wenn ſie wirklich wertvoll, geſund und dauerhaft 
in ſoll, nur auf völlig umgewandelten wirtſchaftlichen und ſozialen Grund— 
gen aufbauen. Nichtsdeſtoweniger hat die neue Richtung bald zahlreiche 
thänger innerhalb der jüngſten Malergeneration gefunden. Aus dem erſten 
hülerkreis, der an Gauguin ſich anſchloß, iſt allerdings kein Künſtler erſten 
ges hervorgegangen, aber die von hier ausgehenden Anregungen wirkten 
ld mächtig in die Breite und in die Tiefe. Nicht nur Frankreich, ſondern 
ich das Ausland wurde befruchtet. Die Pariſer Eduard Vuillard, Pierre 
Innard und Maurice Denis, der Norweger Edward Munch und der Hol- 
der Vincent van Gogh find die bekannteſten und glänzendſten Vertreter 
fer modernen dekorativen Richtung. Auch in Deutſchland fängt ſie an, 
lurzel zu ſchlagen: ich nenne die Namen Kurt Tuch, Heinrich Nauen, Otto 
ettner, Karl Hofer, Erwin Vollmer. 

Die gegenwärtige Ausſtellung der Berliner Sezeſſion enthält Ar- 
liten von allen dieſen Künſtlerun. Von van Gogh ein Selbſtporträt, das 
in gelben, knochigen Schädel und den rotbraunen, blau geſäumten Rock in 
ergiſchen Konturen auf meergrünem Grunde gibt. Von Munch neben 
ügen Landſchaften vor allem ein lebensgroßes impreſſioniſtiſches Herren⸗ 
dns das man ſich als Dekoration in eine hellfarbige, holzgetäfelte Wand- 
iche eingelaſſen denken muß. Von Vuillard ein umfangreiches „Interieur 
it Figur“. Um dieſes Gemälde, eines der wertvollſten der Ausſtellung, recht 
würdigen, ſollte man es aus möglichſt weiter Entfernung, am beſten aus 
IB VIII, betrachten. Es wirkt dann mit feinen ſilbernen, mattgoldenen und 
auſchwarzen Farbentönen und mit dem feinen Gewebe der ſenkrechten und 
agerechten Linien wie ein vornehmer Gobelin. Maurice Denis, der 
valle der neuen Schule, iſt mit drei Bildern, „St. Cecile“, „Tänze 
men“ und „Im Herbſt“, vertreten, zarten, harmoniſchen Linien- und Farben⸗ 
demen, die aber die Gewohnheit des Künſtlers, ſeine Gemälde mit einem 
eidigen, weißgelben oder hellblauen Flaum zu überziehen, bereits zu ſtereo⸗ 
per Manier erſtarrt zeigen. Die beiden kleinen Farbenimpreſſionen Bon⸗ 
ards künden leider nichts von der Eigenart ihres Schöpfers, deſſen Stärke 
if rein dekorativem Gebiet liegt. Über die Deutſchen Tuch, Hettner, 
auen, Hofer und Vollmer iſt ein abſchließendes Urteil heute noch nicht 
öglich. Die vier erſten ſtellen zwar ſchon ſeit einigen Jahren aus, und 
amentlich Tuch und Nauen gelten in gewiſſen Künſtlerkreiſen bereits als 
terne erſter Ordnung, aber ſie erſcheinen alle noch ſo wenig fertig, ſie unter⸗ 
gen noch jo mannigfaltigen und übermächtigen fremden Einflüſſen und 
ſſen ſo viele Entwicklungsmöglichkeiten offen, daß man ſie nur als zweifel⸗ 
s starke Talente willkommen heißen, aber noch nicht als künſtleriſche Per- 
nlichkeiten charakteriſieren kann. 
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Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß die Vertreter der neuen Kunſtrichtung! 
großen Publikum und bei einem Teile der Kritik auf heftigen Widerſpru 
ſtoßen. Ein neuer Kampf zwiſchen Alten und Jungen, zwiſchen „Natur 
liſten“ und „Dekorativen“ ſpinnt ſich an. Die Leitung der Sezeſſion iſt 
dieſem Kampfe bisher neutral geblieben und hat auf ihren Ausſtellun 
beide Parteien gleichmäßig zu Worte kommen laſſen. Sie kann ſich den! 
dieſes Edelmuts leiſten, denn noch ſtehen ihre Häupter, die Lieber 
Slevogt und Corinth, ſtolz und in ihrem Beſitz unangetaſtet da. Wir wo 
hoffen, daß man die ſchöne Unparteilichkeit aber auch dann noch bewa 
wenn des neuen Geiſtes Hauch, der jetzt als lindes Frühlingslüftchen we 
ſich zum revolutionären Sturme auswachſen und alte, ehrwürdige Stän 
zu entwurzeln drohen ſollte. | 


Die Entwicklung des weltalls. 


Don Anton Pannekoek. 
2. werden und vergehen. 


rungen jene Erſcheinungen hervorrufen. = 
Die erſte diefer Subſtanzen, die als das Bleibende von der wechſelnder 
Welt der Erſcheinungen abgeſondert wurde, war die Materie. Die Unzerſtör 
barkeit der Materie iſt ein Grundaxiom der Phyſik. Wenn Waſſer verdu ıjtet 
jo verſchwindet es dem Scheine nach; ſammelt man jedoch den Stoff in ge 
ſchloſſenen Behältern, ſo daß nichts verfliegen kann, fo erhält man die ı 
ſprüngliche Waſſermenge zurück. Das Holz verbrennt, und nur ein ven 
Aſche bleibt zurück; die übrigen Beſtandteile des Holzes vereinigen ſich mi 
dem Sauerſtoffgas aus der Luft zu neuen Gaſen, die ſich mit der Luft ver: 
miſchen; namentlich der feſte Kohlenſtoff des Holzes bildet in dieſer Weiſe 
mit dem Sauerſtoff zuſammen das Kohlenſäuregas. Die in der Luft e 2 
haltene Kohlenſäure wird von den grünen Blättern der Pflanze eingeſogen, 
in Sauerſtoff und Kohlenſtoff geſpalten, von denen der Sauerſtoff der Atn 
ſphäre zurückgegeben, der Kohlenſtoff aber zurückbehalten wird; mit de 
Waſſer und den anderen Stoffen, die die Wurzeln aus der Erde hinauf⸗ 
ſaugen, bildet die Pflanze daraus Holz und andere Gewebe; ſo wach | 
Baum. 2 . 
Wir haben hier alſo einen einfachen Kreislauf der Materie vor uns, wo 
die verſchiedenen Stoffe nur die Formen und die Geſtalten wechſeln, in dem 
ſie einzeln oder miteinander verbunden erſcheinen. Wenn dieſer Wechſel d 
Vorſtellung eines Verſchwindens und Neuentſtehens veranlaſſen konnte, ſo kam 
es daher, daß eine dieſer Formen, die gaſige, ungreifbar und unſichtbar iſt 
und deshalb lange unbemerkt und unerkannt bleiben mußte. Ein Gas hat 
keine beſtimmte Ausdehnung wie ein feſter Körper oder eine Flüſſigkeit. J 
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‚em verſchloſſenen Gefäß füllt es den ganzen Inhalt aus, aber wenn das 
fäß geöffnet wird, ſo verfliegt es nach allen Seiten, vermiſcht ſich mit 
deren Gaſen, dringt in die feinen Poren der feſten Körper ein und dehnt 
wenn es nicht durch irgend eine Kraft zurückgehalten wird, bis ins Uns 
neſſene aus. Deshalb mußte die Kunſt des Experimentierens erſt jo weit 
‚gejchritten ſein, daß man dieſe flüchtigen, unfaßbaren Stoffe in geeigneten 
hältern verſchließen, darin ihre Menge meſſen und wägen, ihre Eigen- 
aften und ihre Natur unterſuchen konnte. Durch dieſen Fortſchritt der 
antierkunſt, der am Ende des achtzehnten Jahrhunderts die Anfänge 
er wiſſenſchaftlichen Chemie ſchuf, konnte Lavoiſier mit der Wage nach— 
liſen, daß bei chemiſchen Vorgängen die Quantität der Materie un⸗ 
ändert bleibt. So wurde der Satz von der Unzerſtörbarkeit der Materie 
s einer philoſophiſchen Floskel zu einem fruchtbringenden, lebendigen Grund— 
der Phyſik. 

Bei genügender Erhitzung werden alle Stoffe, die bei gewöhnlicher Tem- 
gatur feſt oder flüſſig ſind, zu Gaſen. Beim Kochen wird flüſſiges Waſſer 
n gasförmigen Waſſerdampf; bei viel größerer Hitze kocht und verdunſtet 
teckſilber und ſchmelzen die Metalle, die bei noch höherer Temperatur eben- 
ls zu Dampf werden. Die Abkühlung dagegen kondenſiert den Dampf zu 
äſſigkeit und erſtarrt die Flüſſigkeit zu einem feſten Körper. Um dieſe Vor⸗ 
gage zu erklären, nehmen die Phyſiker an, daß alle Stoffe und Körper aus 
er Unmaſſe winziger Teilchen beſtehen, die ſich raſch hin und her bewegen, 
er zugleich durch ihre gegenſeitige Anziehung zuſammengehalten werden. 
i ſteigender Temperatur geraten dieſe Teilchen in immer heftigere Be— 
5 wodurch ſie ſich immer mehr von ihrem Zuſammenhalt löſen können; 
ließlich wird, bei genügender Hitze, die Bewegung ſo raſch, daß die gegen— 
h ige Anziehung ſie nicht mehr zuſammenhalten kann; ſie fliegen auseinander, 
ſtreuen ſich, ſchießen überall frei in die Welt hinein, und der Stoff hat 
ne beſtimmte Ausdehnung mehr; er iſt ein Gas geworden. Bei der Ab- 
Aung dagegen gewinnt die gegenſeitige Anziehung die Oberhand über die 
igſamer gewordene Bewegung; die Teilchen halten einander feſt, bilden 
en Körper von beſtimmter Ausdehnung, der bei noch bedeutender Beweg— 
keit der Teilchen als Flüſſigkeit, bei geringerer Bewegung jedoch als ein 
er, ſtarrer Körper erſcheint. Dieſe Theorie enthält den Satz von der Be— 
erlichkeit der Materie als ſelbſtverſtändlich, da die Formenwechſel auf eine 
derung in den Bewegungszuſtänden von Körperchen zurückgeführt werden, 
N fi) gleich bleiben. 

| In der Mitte des neunzehnten Jahrhunderts hat fich dieſem Begriff der 
gaterie eine neue Subſtanz zugeſellt, die ſich als unzerſtörbare Größe hinter 
s wechjelnden Erſcheinungen und Formen verbirgt, nämlich die Energie, 
früher mißverſtändlich wohl als Kraft bezeichnet wurde, beſſer jedoch 
beitsvermögen genannt werden könnte. Ein ſolches Vermögen, Arbeit zu 
‚ten, hat jeder raſch bewegte Körper durch feine Geſchwindigkeit, und zwar 
ſo mehr, je größer feine Geſchwindigkeit iſt: fo der geſchwungene Hammer, 
3 fallende Waſſer, ein dahinfliegendes Geſchoß, das eine Mauer zer- 
mettert. Ein ſolches Vermögen hat auch der Menſch; indem er Arbeit 
tet, etwa einen Block emporhebt oder eine Sehne ſpannt, gibt er Energie 
' überträgt fie dieſen Körpern, die nun durch ihre Hebung oder ihre Span— 
ng dieſe Fähigkeit beſitzen. Fällt der Block, fliegt der Pfeil davon, jo iſt 
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die Energie der Hebung oder Spannung verſchwunden und hat wieder d 
Form der Bewegung angenommen. 1 
Eine andere Form der Energie iſt die Wärme; erſt die Entdeckung, de 
eine beſtimmte Wärmemenge immer zu der nämlichen mechaniſchen Arbeit 
leiſtung ausreicht, hat den Satz von der Erhaltung der Kraft geſchaffen. € 
beſagt, daß bei allen Umwandlungen von Energieformen die Quantität die 
Energie weder vergrößert noch verringert wird. Die Wärmeenergie aus d 
brennenden Kohle nimmt im Keſſel die Geſtalt von Spannung des Dampf 
an; durch die Hitze werden die kleinſten Waſſerteilchen in ſo raſche Bewegm 
gebracht, daß ſie mit großer Wucht gegen die Wände prallen und im Zylind 
den Kolben vorwärts treiben; dadurch werden alle Maſchinen in Bewegm 
geſetzt. Umgekehrt entſteht überall, wo durch Überwindung eines Widerſtand 
oder einer Reibung mechaniſche Energie raſch bewegter Gegenſtände ſcheinbe 
verloren geht, eine entſprechende Menge Wärme, die ſich ausbreitet und de 
durch unmerkbar wird. Die Kohle enthält chemiſche Energie, da fie d 
Fähigkeit beſitzt, durch den chemiſchen Vorgang der Verbrennung, das heil 
durch Vereinigung mit dem Sauerſtoff der Luft zur Kohlenſäure, eine grof 
Menge Energie in Geſtalt von Kohlenſäure freizugeben. Ahnlich iſt es m 
allen Stoffen von Pflanzen und Tieren, die viel Kohlenſtoff enthalten, w 
zum Beiſpiel Holz und Fett; die tieriſche Körperwärme und das Arbeit 
vermögen der Menſchheit rühren gleichfalls aus der Verbrennung von kohle 
ſtoffhaltigen Stoffen in unſerem Körper, das heißt aus ihrer Verbindung m 
dem eingeatmeten Sauerſtoff her. | ER. 
Woher ſtammt nun dieſe Energie, die im Holz oder in der Kohle — bi 
kanntlich Überreſt vorweltlicher Pflanzenteile — enthalten iſt? Wir führte 
ſchon aus, daß in den grünen Blättern die Kohlenſäure in Kohlenſtoff un 
Sauerſtoff geſpalten wird; dazu iſt genau ſo viel Arbeit nötig, als nachhe 
bei der Vereinigung beider Stoffe wieder freikommt. Dieſe Arbeit wird ge 
leiſtet von dem in den Blättern verzehrten Sonnenlicht, und nur im Sonner 
licht findet deshalb dieſer Vorgang ſtatt. Dem Kreislauf der Materie, den wi 
in den Lebensvorgängen vorfinden, entſpricht alſo eine Umwandlungsreihe de 
Energie; urſprünglich ſtammt ſie aus dem Sonnenlicht; in den Pflanzen 
blättern wird fie in der Geſtalt chemiſcher Energie niedergelegt, deren päter 
Verbrennung die Quelle aller Lebensvorgänge und vieler Bewegungsvorgäng 
bildet, die ſchließlich alle in irgend einer Weiſe zu Wärme werden und fü 
unſere Wahrnehmung verſchwinden. Be 
Da auch alle anderen Energiequellen auf unſerer Erde, die wir zu Arbeits 
leiſtungen heranziehen, das ſtrömende und fallende Waſſer, der wehende Wind 
ihre Energie urſprünglich aus der Sonnenwärme bekommen, jo kann ma 
jagen, daß die Sonnenſtrahlung die Quelle aller Bewegung, alles Lebens 
aller Energie auf Erden iſt — nur mit der einzigen Ausnahme derjenigen 
Waſſerbewegungen, die wir Ebbe und Flut nennen. An jedem Tage ſtröm 
der Erde aus der Sonne eine Energiemenge zu, die eine auf der Erde gleich 
mäßig lagernde Waſſerſchicht von einem Dezimeter Dicke um 100 Grad er 
wärmen würde; in jeder Sekunde kommt dieſe Energie dem Vermögen von 
Maſchinen mit 300 Millionen Pferdeſtärken gleich. Dieſe ganze Quantitäh 
wird auch wieder von der Erde zurückgeſtrahlt, denn die Erde wird durch 
ſchnittlich nicht wärmer, behält alſo auf die Dauer nichts davon zurück. Bevor 
dieſe Energie jedoch in den leeren Himmelsraum zurückgeſtrahlt wird, macht 
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die verſchiedenſten Formveränderungen auf der Erdoberfläche durch, und 
dieſen Formwandlungen ſpielt ſich das ganze Erdenleben ab, Wind und 
Bl Wechſel des Klimas, die Bewegung des Waſſers, Pflanzen- und Tier: 
m, auch die menſchliche Arbeit und die moderne Induſtrie. Nun ſtrahlt 
Sonne nach allen Seiten mit derſelben Kraft, und nur ein winziger Teil, 
Zweimilliardſtel der ganzen von der Sonne ausgeſtrahlten Energiemenge, 
d von der Erde aufgefangen. Man kann alſo jagen, daß der Inhalt alles 
(en, was auf der Erdoberfläche geſchieht, gleichſam eine kurze Reihe ver: 
ſedener Abenteuer bildet, die ein winzig kleiner Teil der Sonnenenergie 
5 auf einem Abſtecher nach der Erde, bei ſeiner Fahrt in den un: 
lichen Raum hinaus. 

Betrachtet man nun in dieſem Lichte die alten Fragen der Weltſchöpfung 
N des Weltunterganges, jo kann man einfach jagen: die Welt iſt nicht er— 
| 

| 
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fen worden und kann nicht untergehen. Die Materie, aus der fie bejteht, 
unvergänglich, hat immer beſtanden und wird immer beſtehen bleiben; die 
gie, in der ihr Leben, ihre Bewegung, der Inhalt ihres Daſeins ſich zu⸗ 
menfaßt, iſt gleichfalls unvergänglich, iſt nirgendwoher gekommen, ſondern 
immer da und wird immer bleiben. Der einzige Sinn, den dieſe alten 
gen in ihrer neuen Geſtalt der Entwicklung im Weltall haben können, 
dieſer: in welchen wechſelnden Geſtalten hat ſich zu verſchiedenen Zeiten 
vorhandene Weltmaterie zuſammengefügt, welche Formen und Formwand— 
gen hat dabei die Weltenergie durchgemacht? Welche Formen und Geſtalten 
ten in dieſer Weltentwicklung nach den bekannten chemiſchen, mechaniſchen 
phyſiſchen Geſetzen auseinander hervorgehen? Und als Spezialfall für 
er praktiſches Intereſſe: Was lehren dieſe allgemeinen Entwicklungsgeſetze 
It die Erde, unſeren Wohnort, über die Sonnenwärme, unſere Lebensquelle? 
inn auch das Ganze unzerſtörbar iſt, jo werden doch die einzelnen Teile 
n Anfang und ihr Ende haben; die Erde als beſonderer Körper iſt einmal 
tanden und braucht nicht ewig zu ſein; die Sonnenwärme wird irgend— 
er gekommen ſein und wird vorausſichtlich einmal aufhören. Dieſer Ent⸗ 
ung in der Vergangenheit und Zukunft nachzuſpüren, iſt die praktiſche 
(wendung der Lehre von der Entwicklung im Weltall. 
Bevor jedoch zu den Einzelheiten geſchritten werden kann, iſt eine allgemeine 
nerkung nötig. Kann man hier überhaupt von einer allgemeinen Entwick⸗ 
3 reden, wodurch die Welt fortwährend anders wird und das Frühere 
zurückkehrt? Oder bildet all dies Werden und Vergehen eine Reihe von 
isläufen, wobei die Welt als Ganzes immer zu den früheren Zuſtänden 
lickkehrt? Wird die Welt alſo immer älter oder bleibt ſie ſich immer gleich? 
vor Phyſik hat dieſe Frage Schon längſt entſchieden durch das von Clauſius 
hen ſechziger Jahren des neunzehnten Jahrhunderts aufgeſtellte Geſetz, das 
it als der zweite Hauptſatz der Wärmetheorie bezeichnet wird. Dies Geſetz 
igt, daß die Formwandlungen der Energie nicht regellos ſtattfinden, ſondern 
| dabei durchſchnittlich eine beſtimmte Verwandlungsrichtung befolgt wird. 
verſchiedenen Energieformen laſſen ſich als ſolche höherer und niederer 
tung unterſcheiden, wobei dann der Übergang von höherer zu niedrigerer 
nung von den Naturvorgängen immer bevorzugt wird. 
Wärme geht von ſelbſt von einem heißen auf einen kalten Körper über, 
: nicht umgekehrt; mechaniſche Energie geht ebenſo von ſelbſt ohne Reſt in 
irme über, die eine niedrigere Form der Energie bedeutet, aber umgekehrt 
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nicht. Man kann wohl durch beſondere Vorrichtungen Wärme in m { 
Energieformen überführen oder fie einem kälteren Körper entziehen und ein 
wärmeren übertragen, aber dabei muß immer zugleich eine große Wärmeme 
geopfert werden, die in kälteren Zuſtand übergeht. Eine Umwandlung 
Energie, die eine Erhöhung ihrer Ordnung bedeutet, kann wohl vorkomm 
aber immer nur auf Koſten einer anderen gleichzeitigen Umwandlung, die e 
Erniedrigung der Ordnung bedeutet. Das Ganze iſt immer eine Erniedrigu 
höchſtens ein Gleichbleiben, nie eine Erhöhung der Ordnung. AN 

Die Anderungen im Weltall haben alſo eine beſtimmte Richtung, und je 
Schritt in dieſer Richtung iſt unwiderruflich, kann nicht zurückgetan werd 
Die Welt wird immer anders, ihre Geſamtenergiemenge immer niedrige 
Ordnung. Die großen Temperaturgegenſätze haben die Neigung, ſich imn 
mehr auszugleichen; die mechaniſche Energie wird immer mehr in die Geſt 
von Wärme übergeführt. In welchen beſonderen Formen dies allgeme 
Geſetz der Erſcheinungen im Weltall ſich offenbart, muß die weitere Betrg 
tung ergeben; vorläufig genügt es, den allgemeinen Satz hervorzuheben, d 
die Welt eine fortſchreitende Entwicklung hat und nicht wieder zum früher 
Zuſtand zurückkehrt. 1 

Wenn auch Kreisläufe ſich in ihr abſpielen, die frühere Formen zuri 
bringen und vorhergegangene Prozeſſe immer aufs neue wiederholen, ſo 
ſie als Ganzes doch nach jedem Kreislauf anders geworden: die Welt wi 


immer älter. 
vom Bildungsausſchuß. . 


Fur Klaſſikerbibliothek für Krbeiter. Über dieſe Frage ſendet uns ein 6 
noſſe ein Gutachten, aus dem wir — mit ſeiner Genehmigung — folgende & 
veröffentlichen: 2. 

Von dem Geſchäftlichen abgeſehen, iſt der Plan beſtechend. Warum follen i 
deutſchen Arbeiter die Klaſſiker nicht in einer forgfältig gewählten Ausgabe 
ſitzen? Es wird ihnen dadurch ein Schatz erſchloſſen, der die Charaktere zu feſtig 
geeignet iſt, die Urteilsfähigkeit bildet und die Herzen der Proletarier mit je 
Wärme erfüllt, die über die täglichen Sorgen des Lebens hinweghilft — jo ungeft 
wird wohl der Standpunkt ſein, von denen aus die wichtige Frage im Bildung 
ausſchuß angeregt worden iſt. „ 

In dem Kampfe um die politiſche Macht, um die ſoziale Hebung ihrer Kla 
haben die Arbeiter ihren Geiſt geſchärft, ihre Willenskraft geſtählt; anſcheinend 
kurz gekommen iſt nur die landläufige Ethik, das Gefühl der Verantwortlichke 
ſagen wir kurz: vor Gott und den Menſchen. Das iſt erklärlich. Dies Gefühl 
mehr und mehr geſchwunden, da die ſich entwickelnden Klaſſengegenſätze es mit d 
Reziprozität nicht mehr genau nehmen; ſie lebt nur noch in der Form der Arme 
unterſtützung fort, im übrigen iſt ſie an den Nagel gehängt. Warum ſoll nur d 
Unterdrückte edel, hilfreich und gut ſein, wenn er täglich fühlt und ſieht, daß d 
anderen, die Unterdrücker, es ſeiner Klaſſe gegenüber nicht ſind? Ein ganz geſund 
Egoismus verbietet dem Ausgebeuteten, die gleichen Ideale zu haben wie ſei 
Ausbeuter. Der Proletarier denkt anders über Gott, Religion, Vaterland, Nä . 
ju 
ine 


liebe, Geſetz und Recht, Moral und Bildung, Eigentum, Familie und Erziel 
Die exakten Wiſſenſchaften und einige Gebiete der Kunſt vielleicht ausgenomme 
gibt es im Klaſſenſtaat kaum ein Gebiet der geiſtigen oder materiellen Betätigun 


wo ſich Arme und Reiche zuſammenfinden und eines Sinnes ſein können. ZU 
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Zwecke des proletariſchen Denkens werden dem der bürgerlichen Geſellſchaft 
e entgegengeſetzt ſein. 

Daran wird auch nichts geändert, wenn der Proletarier ſich im Samariter⸗ 
\ betätigt, wie etwa zur Zeit, als die Cholera in Hamburg graſſierte, wo dank 


Sünden der Staatsverwaltung Tauſende einem frühzeitigen Tode verfielen. 
Reichen entflohen dem Peſtherd, während die Armen die Toten begruben, die 
liken pflegten und die verſeuchten Wohnungen ſäuberten. Wenn hiermit etwas 
leſen werden ſoll, jo höchſtens, daß in der praktiſchen Ausübung des bürger- 
in Sittengeſetzes die Proletarier den bürgerlichen Elementen um einige Pferde— 
ven voraus ſind. 

Nun ſoll dem gottlob noch ungebändigten (was in Hamburg in Reinkultur zu 
heren iſt), durchaus geſunden, eine neue Geſellſchaftsordnung heiſchenden Prole— 
iıt zwangsweiſe der Klaſſikertroſt ins Herz gegöffen werden, damit der Trotzige 
ſtiſch fühlen und am Wahren, Schönen und Guten ſich begeiſtern lerne; es 
vorausgeſetzt, daß die eindringende Beſchäftigung mit der klaſſiſchen Lite- 
r auch die Arbeiter fähiger und geſchickter für den Kampf ihrer Klaſſe machen 
e, wenn dabei nur auf äſthetiſche Bildung und hiſtoriſche Wahrheit geachtet 
Je. 

Das mag für manchen beſonders begabten und wetterfeſten Genoſſen zutreffen, 
im allgemeinen wird eine derartige nachträgliche Ergänzung des Schulſacks die 
etarierköpfe eher verwirren als klären. Damit ſoll nicht geſagt fein, daß das 
u (oder richtiger das Leſen) der Klaſſiker dem Proletariat zu verbieten ſei. 
(wäre lächerlich. Nein, im Gegenteil: der Proletarier mag ſie leſen und, wenn 
ie Fähigkeit dazu beſitzt, auch ſtudieren, um ſo größer wird der Genuß ſein. 
ie haben es ſchon getan und werden es bei zunehmender Volksſchulbildung und 
(ürzung der Arbeitszeit auch ferner tun. Aber freiwillig ſollen ſie es tun, 
von Partei wegen. 

Will der Bildungsausſchuß es ihnen erleichtern, ihnen dabei unter die Arme 
sen, jo mag er einen Führer durch die klaſſiſche Literatur herausgeben oder, 
noch beſſer wäre, um eine Literaturgeſchichte beſorgt fein, auf die das Prole⸗ 
it ſchon längſt eine Anwartſchaft beſitzt. Alle Teile der klaſſiſchen und roman⸗ 
ſen Literatur ſind äußerſt billig einzeln zu kaufen — daran mangelt es alſo 
b —, eine für das Proletariat extra zugeſchnittene Klaſſikerausgabe wird immer 
Stückwerk bleiben und es keinem recht machen. Und dann wird vorgeſchlagen, 
Ausgabe nicht bei den Klaſſikern ſtehen bleiben zu laſſen, ſondern ſie auf die 
antiker bis zu den Modernen auszudehnen (ſoweit dieſe nach dem Urheberrecht 
ſind). Das würde eine Sammlung von mindeſtens 30 Bänden zu 50 Bogen 
n (a la Heſſe und Reclam), und zwar müßte die Ausſtattung in Papier und 
ſck eine beſſere ſein. 

Wer die Verhältniſſe kennt, wird wohl kaum den Parteigenoſſen zumuten, eine 
he Bibliothek zu kaufen. Dieſe Zumutung müßte aber an viele Tauſende von 
offen geſtellt werden, wenn eine nicht unerhebliche Subvention durch die Partei- 
vermieden werden ſoll. Beſitzt dagegen der Arbeiter eine von unſerem Stand- 
it aus geſchriebene Literaturgeſchichte, die ihn durch das klaſſiſche und roman- 
je Labyrinth führt, jo kann er ſich langſam für einen äußerſt billigen Preis 
jenige beſchaffen, was ihm, feiner geiſtigen Entwicklung und Neigung ent⸗ 
hend, wünſchenswert erſcheint. Eine Zwangslage iſt dann nicht vorhanden, der 
eiter kann frei entſcheiden. 

Aber auch vom geſchäftlichen Standpunkt aus hat die Klaſſikerausgabe ihre 
lenken. Wenn mit einem ſolchen Leviathan in unſere kleine literariſche Partei⸗ 
5 hineingefahren wird, ſo könnte leicht alles andere für längere Zeit an die 
id gedrückt werden, was ſicherlich nicht zu wünſchen wäre. Denn Laſſalle, 
ir und Engels find für die Erziehung des Proletariats wichtiger als Leſſing, 
the und Schiller. Dabei iſt auch nicht zu überſehen, was vorhin ſchon an- 
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gedeutet wurde, daß alter Wein in neuen Fäſſern leicht ſauer und zähe wird. 
gute Matthäus wird mir verzeihen, wenn ich ihn auf den Kopf ſtelle; ich R 
keinen treffenderen Vergleich. 

Die Herausgabe einer Klaſſikerbibliothek ſollte alſo zurückgeſtellt werden; 0 
einer Literaturgeſchichte ſind alle berechtigten Wünſche zu erfüllen. Will man n 
weiter gehen, jo erwäge man eine Sammlung der beſten Dichtungen aus unſe 
klaſſiſchen und romantiſchen Literatur. Erſt vor kurzem iſt Wolffs Poetiſcher Ha 
ſchatz in neuer Auflage erſchienen. Urſprünglich wollte Goethe ſelbſt ihn zuſamm 
ſtellen; die Ausführung ist dem alten Herrn dann wohl zu ſchwer erſchienen, 

daß Profeſſor Wolff in Jena damit betraut wurde. Er iſt ſeit 1836 in 36 fur 
Auflagen verbreitet worden, und zwar in einer Schul- und einer erweiterten A 
gabe. Und Welche Wandlungen hat der Inhalt der Sammlung in ſiebzig a 
durchgemacht! In den Vorreden der neueren Auflagen findet ſich überall der S 
daß nur ſolche Stücke aufgenommen worden ſind, die auch der reiferen Jugend 
Lektüre empfohlen werden können. 

Wenn der Bildungsausſchuß einen Poetiſchen Hausſchatz für den deu 
Arbeiter herausgeben würde, deſſen Inhalt vorwiegend aus revolutionären, 
Umſturz der herrſchenden Geſellſchaftsordnung atmenden Dichtungen der Klaffil 
Romantiker und Modernen bejtände, jo würde er ſich den Dank der Arbeiterkle 
erwerben. Eine ſolche Ausgabe exiſtiert nicht; ſie kann nur von der Pan 
herausgegeben werden. Ein ſchüchterner Verſuch, der vor Jahrzehnten von \ 
Volksbuchhandlung Hottingen mit der Gedichtſammlung „Vorwärts“ unternomn 
wurde, iſt bei unzulänglichen Mitteln geſcheitert; der RnB 4 
Gelungeneres ſchaffen. N | 


Krbeiterbibliotheken. Genoſſe Emil Dittmer macht in einer Zuſch 
die Redaktion einige Bedenken gegen die Klaſſikerbibliothek für Arbeiter gelten 
die jedoch auf Mißverſtändniſſen beruhen. Wenn er meint, es werde ſich kaum 
Genoſſe dazu hergeben, mit gebundener Marſchroute eine ſolche Bibliothek heral 
zugeben, fo hat ein ſolcher Vorſchlag uns durchaus ferngelegen, ſowohl was d 
einen Genoſſen als auch die „gebundene Marſchroute“ anbetrifft; unſere Auf 
war, daß eine ganze Anzahl literariſch befähigter Genoſſen nach einem gemeinſam 
Plane die Sache in die Hand nehmen ſollten, wenn ſie anders ausführbar wã 
Ferner geht Genoſſe Dittmer von einer irrtümlichen Vorausſetzung aus, wenn er al 
führt, es ſei eine dringendere Aufgabe des Bildungsausſchuſſes, Muſterkataloge f 
Arbeiterbibliotheken zu ſchaffen. Solche Muſterkataloge ſind entworfen und werd 
demnächſt veröffentlicht werden; in dieſem Punkte gibt es keine Meinungsverſchiede 
heit. Was dann Genoſſe Dittmer weiter über Arbeiterbibliotheken ausführt, as 
wir wieder wie folgt: en 

Jüngſt wurde in den „Sozialiſtiſchen Monatsheften“ einer Zentraliſation 
großſtädtiſchen Gewerkſchaftsbibliotheken das Wort geredet. Nach unſeren 6 
fahrungen erſcheint dieſer Weg aber nicht als zweckmäßig. Gewiß kann eine Zentra 
bibliothek rationeller geſtaltet werden, allein der Hauptzweck einer Bibliothek blei 
doch immer, möglichſt viele Leſer zu haben, und da wäre gerade für die Gewen 
ſchaften, wenigſtens für Berlin, durch eine Zentralbibliothek wenig gebeſſert. Sch. 
die räumlichen Entfernungen würden die Einrichtung ſogenannter Filialen in d 
verſchiedenen Stadtteilen notwendig machen, wie fie zum Beiſpiel auch von d 
Berliner Stadtbibliothek durchgeführt iſt, indem die neueren Gemeindeſchulen zume 
eine Leihbibliothek nebſt Leſezimmer eingerichtet haben. Eine Anzahl größerer Ve 
bände hat ſich genötigt geſehen, außer ihrer zentralen kleinere Bezirksbibliothek 
einzurichten. Vielfach wird der Bücheraustauſch verbunden mit ſonſtigen ne 
wendigen Geſchäften auf den Verbandsbureaus, und es wäre viel zu zeit⸗ und gel 
raubend, wenn jedes Gewerkſchaftsmitglied erſt ins Zentrum der Stadt fahr 
müßte, um dort vielleicht ein Buch umzutauſchen. Auch die ſo vorzügliche ei; 
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eres Genoſſen Heymann wird gewiß vorwiegend aus der nächſten Umgebung 
etzt. Außerdem zeigt ſich auch bei ihr der Mangel, der faſt allen zentralen 
hereien eigen iſt: die guten zugkräftigen Bücher ſind ſelten zu haben, obgleich 
n mehreren Exemplaren angeſchafft ſind. Ein einfaches Exempel belehrt uns, 
funffig Verbandsbibliotheken mit je einem Exemplar von, ſagen wir Gottfried 
ers „Grünem Heinrich“, für die Zentralbibliothek fünfzig dieſer Exemplare er⸗ 
ern würde, etwas in ſeinen weiteren Konſequenzen geradezu Undurchführbares! 
notwendig alſo die Zentralbibliothek für Klein⸗ und Mittelſtädte ſein mag, für 
1765 großen Städte wird eine Dezentraliſation zweckmäßiger bleiben. 

Unſere Reformvorſchläge liegen auf anderem Gebiet: Es muß zunächſt verſucht 
den, das in den Bibliotheken vorhandene Material neu einzuordnen. Dem 
gungsausſchuß erwächſt eine dankenswerte Aufgabe durch Ausarbeitung von 
ſterkatalogen. Und zwar muß eine ganze Anzahl von Entwürfen für die je⸗ 
ligen Zwecke angefertigt werden. 

| Zunächſt für eine eigene private Arbeiterbibliothek! Bei vielen unterer Freunde 
ben wir, wenn's erlaubt iſt, Bücherhaufen, die völlig der Einordnung entbehrten. 
gleiche Beobachtung wird faſt jeder machen, der dieſer Sache einmal ſeine 
merkſamkeit zuwendet. Je nach Zeit, Geld und Angebot iſt zuſammengekauft 
den, und es fehlt jeder Anſatz zum planmäßigen Aufbau, ſo daß die Freude an 
eigenen Bücherei ſtark beeinträchtigt wird. Wie anders, wenn eine ſchlichte 
‚ommenjtellung ohne lange Erläuterungen vorhanden wäre, die etwa in Form 
3 Proſpekts gedruckt, beim Einkauf eines Buches von unſeren Parteibuchhand⸗ 
zen gratis beigegeben würde! Sicher würde der vermehrte Abſatz die geringen 
en zehnfach wieder einbringen. 

Es mag hierbei eingeſchaltet werden, daß unſere Münchener Volksbuchhandlung 

0 einer Mitteilung der „Münchener Poſt“ vor kurzem eine Neueinrichtung ge— 
en hat, die entſchieden Nachahmung verdient. Sie hat Arbeiterhausbibliotheken 
zm geringe monatliche Teilzahlung eingeführt. Nach kaum ſechs Wochen ſeit 
erſten Anzeige ſind mehr als 150 ſolcher Bibliotheken beſtellt worden! Die 
her werden nach freier Wahl zuſammengeſtellt, und auf Wunſch wird auch eine 
inzende Zuſammenſtellung beigegeben. 
Ein weiterer Katalogentwurf müßte für örtliche Wahlvereine, kleinere Ge— 
ſchaften oder auch für Gewerkſchaftskartelle geſchaffen werden. Laut Jahres⸗ 
icht des Verbandes ſozialdemokratiſcher Wahlvereine Berlins und Umgegend für 
befinden ſich im Zentralverein für Teltow-Beeskow uſw. jetzt 35 Wahlvereine 
Bücherbeſtänden von insgeſamt 6933 Bänden. Davon find 5 Bibliotheken im 
m Jahr neu eingerichtet. Es wäre erfreulich, wenn auch die anderen Kreiſe 
fortlaufende Statiſtik auf dieſem Gebiete pflegen wollten. Wir kennen zwar 
| einige Bibliotheken aus der oben angeführten Statiſtik. Sie beſtätigen uns 
in weiteſtgehendem Maße die Notwendigkeit einer gründlichen Umgeſtaltung 
Ergänzung an Hand neu zu ſchaffender Muſterkataloge. Es iſt ſchier unglaub⸗ 
0 was für „geſchenkte“ Schmöker noch in vielen Gewerkſchafts- und zum Teil 
Parteibibliotheken vorhanden find. Faſt ebenſo planlos geht die Anſchaffung 
er Bücher vor ſich. 
Wir möchten noch einige dieſer Aufgaben, ſoweit ſie im Zuſammenhang mit 
Thema ſtehen, etwas näher ſkizzieren, ohne jeden Anſpruch auf Vollſtändigkeit. 
Vor allen Dingen müßte ein muſtergültiger Katalog für die großſtädtiſchen 
Hlvereine angefertigt werden. Hiervon könnten wiederum Auszüge für mittlere 
e für kleinere Städte leicht hergeſtellt werden. Für das Land haben ſich die 
) Genoſſen Südekum begonnenen Wanderbibliotheken gut bewährt. Es ſind 
nwärtig 16 Pakete mit je 12 bis 20 Büchern unterwegs. 6 dieſer Pakete werden 
ih das Bremer Parteiſekretariat an die umliegenden Dörfer ausgeliehen und 
begehrt, wie überhaupt die vielfache Nachfrage nicht entfernt berückſichtigt 
Hen konnte. Trotz vielmonatlichen Beſtehens dieſer Wanderbibliotheken ſind ſo gut 
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wie gar keine Verluſte entſtanden. Dieſe Wanderbibliotheken müſſen bah auf ei 
breitere Baſis geſtellt werden. 

Zu unterſcheiden iſt bei den Muſterkatalogen zwiſchen den Wahlvereins⸗ u 
den Gewerkſchaftsbibliotheken. Die Zuſammenſetzung muß bei diejen weſentl 
anders ſein. Hier kann vielleicht der vom Genoſſen Saſſenbach bearbeitete Katal 
über die Gewerkſchaftsliteratur zu Rate gezogen werden, doch wäre eine erhebli 
Ausmerzung vorzunehmen. | 

Einheitlich geregelte und zweckmäßige Bibliotheksordnungen fehlen faſt al 
orten. Desgleichen ſollte allmählich die Einteilung nach Disziplinen weniger wi 
kürlich vor ſich gehen. Ein vom Bildungsausſchuß vorgeſchlagenes Schema könn 
große Erleichterungen ſchaffen und die Benutzung für Genoſſen aus anderen Ort 
vereinfachen. | 

Geradezu bahnbrechend und vorbildlich iſt der Deutſche | 


und 200 Mark zuſammengeſtellt. 

Man mag geteilter Meinung darüber ſein, ob die angeregten Verbeſſe 
nicht großenteils von den einzelnen Parteibuchhandlungen ausgeführt werden könnte 
denen durch vermehrten Abſatz faſt alle dieſe Neuerungen zuſtatten kommen. Ab 
unſere Parteibuchhandlungen haben ſelber eine gründliche Umgeſtaltung ihrer Ve 
lagskataloge notwendig. Es müſſen Mittel und Wege gefunden werden, noch me 
als bisher an den Arbeiter heranzukommen, um ſo einen größeren Abſatz der Ne 
erſcheinungen uſw. zu ſichern. Bezeichnend iſt, daß ſeinerzeit aus vorſtehende 
Mangel heraus die Schaffung einer eigenen zentralen Gewerkſchaftsbuchhandlu 
erwogen wurde, die inzwiſchen zugunſten der Vorwärtsbuchhandlung au gegen 
worden iſt. So anerkennenswert einzelne Neuerungen, wie zum Beiſpiel kurze J 
haltsangabe der meiſten Bücher, im Schriftenverzeichnis der Vorwärtsbuchhandlm 
ſind, es muß viel mehr geſchehen. Die Spezialkataloge müſſen nicht nur „auf Wunſch 
zur Verfügung geſtellt, ſondern bei allen möglichen Gelegenheiten verbreitet werde 
Ebenſo werden „für Vereine und Gewerkſchaften“ Bibliotheken zweckentſprecher 
zuſammengeſtellt. Ob aber, wenn Mohammed zum Berge ginge, nicht hundertm 
mehr erzielt würde? Der ſchwache Anſatz, den einzelne Parteiſpeditionen mache 
ſich als Filialen der Parteibuchhandlung zu entwickeln, muß ausgebaut werden. 

Wir konnten hier nur grobe Umriſſe geben. So viel aber ſteht feſt: Es 
zweifelsohne ein weſentlich erhöhter Abſatz der ſozialiſtiſchen und b. ee 
Literatur möglich, wenn im vorbezeichneten Sinne reformiert wird. 


vucherlchau. 


Joſef Dietzgen, Erkenntnis und Wahrheit. Des Arbeiterphiloſophen ia 
Denkweiſe und naturmoniſtiſche Anſchauung über Lebenskunſt, Okonomie, Phil 
ſophie, Religion und Sozialismus. Zu ſeinem zwanzigſten Todestag geſamme 
und herausgegeben von Eugen Dietzgen. Stuttgart, Verlag von J. H. W. Die 
Nachfolger. XVI und 428 Seiten. Preis ee 4 Mark, elegant gende 
5 Mark. 


Im Vorwort zur ruſſiſchen überſetzung einer Schrift Joſef Dietzgens fc 
ſein Sohn Eugen, der Herausgeber der vorliegenden Sammlung: „Beiläuft 
bemerkt, daß Dietzgen die häufige Wiederholung derſelben Beiſpiele in ſeinen ve 
ſchiedenen Schriften ſchwerlich beliebt hätte, wenn er ſelbſt an eine neue Auflat 
ſeiner früheren Arbeiten gedacht hätte. Nach ſeinem Dafürhalten ſollte die letz 
Arbeit ſtets alle früheren erſetzen.“ Dieſe Bemerkung iſt unzweifelhaft W 
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r ſie läßt es zweifelhaft erſcheinen, ob es im Intereſſe des Arbeiterphiloſophen 
„nun noch in einem immerhin umfangreichen Bande allerlei zerſtreute Aufſätze 
d Briefe aus ſeinem Nachlaß zu ſammeln, nachdem er, wie fein Sohn an der 
geführten Stelle jagt, im „Akquiſit der Philoſophie“, ſeiner letzten Hauptſchrift, 
reifſte Frucht ſeiner Arbeiten gegeben hatte. 

Wohlgemerkt im Intereſſe des Arbeiterphiloſophen oder noch genauer: im 
tereſſe der Bemühungen, die Genoſſe Eugen Dietzgen macht, dem „Dietzgenismus“ 
ihm bisher verſagte, aber nach ſeiner Anſicht gebührende Stellung im Reiche 
Wiſſenſchaft zu erobern. Denn neue Gedanken von entſcheidender Bedeutung 
hält der Band kaum, iſt dagegen reich an „häufiger Wiederholung derſelben 
liſpiele“, die wir aus den Werken kennen, die Joſef Dietzgen ſchon ſelbſt ver- 
zntlicht hat. Deshalb wollen wir aber keineswegs der Sammlung ihr gutes 
cht beſtreiten, auf dem Büchermarkt zu erſcheinen; wer in Joſef Dietzgen den 
inker und den Menſchen liebt, wird ihm immer gern begegnen und auch in feinem 
ſchlaß vieles finden, was anregt und erfreut. 

Die einzelnen Arbeiten ſind von ungleichem Werte, wie es das Schickſal aller 
her Sammlungen zu ſein pflegt. Einzelnes hätte wohl wegbleiben können, wie 
Aufſatz über „Goethes Lieb’ und Untrew’“, der an der Hand von Düntzers 
ſetloſem Buche über Goethe einige oberflächliche Betrachtungen über das Liebes⸗ 
(em des Dichters anſtellt; anderes wieder gehört zu dem Beſten, was Dietzgen 
ichaupt geſchrieben hat, wohin wir namentlich die Beſprechung des „Kapital“ 
Marx rechnen, die im „Demokratiſchen Wochenblatt“ von 1868 erſchien und 
ir eriten Male wieder abgedruckt wird. Hier ſchlägt der Lohgerber alle deutſchen 
(sfejforen, die noch jahrzehntelang nicht kapierten und ſelbſt heute noch nicht 
(iert haben, was Dietzgen auf den erſten Blick ſah. Auch der zeitlich am weiteſten 
lückliegende Beitrag zu dieſer Sammlung, ein Aufſatz über die Sklavenfrage, der 
Anfang April 1861 verfaßt und bisher noch nicht veröffentlicht worden iſt, zeigt 
hohl den tiefen Einfluß, den Marx auf Dietzgen gehabt, als auch das kongeniale 
ſtändnis, womit Dietzgen die Gedanken von Marx erfaßt hat. An der Hand 
Kommuniſtiſchen Manifeſtes, das er ausdrücklich zitiert, ſieht Dietzgen in der 
dae: einen ökonomiſchen Intereſſenkampf zwiſchen den Bourgeois des 
dens und den Pflanzern des Südens, und er entſcheidet ſich gegen die Sklaverei, 
t aus humanen Gründen, ſondern weil die freie Arbeit die Produktivkraft ver⸗ 
rt, zeugungsfähiger iſt und größere Reichtümer ſchafft. 

Wenn wir ſomit die vorliegende Schrift alles in allem als eine dankenswerte 
e der Parteiliteratur begrüßen, ſo vermögen wir dies Lob doch nicht 


ihren letzten Teil auszudehnen, der mit Joſef Dietzgen unmittelbar nichts zu 
hat, ſondern ſich mit der Polemik zwiſchen „Dietzgenismus“ und „Eng⸗ 
lexismus“ befaßt. Wir erkennen bereitwillig an, daß der „Dietzgenismus“ keines⸗ 
138 dem hiſtoriſchen Materialismus an den Kragen will, im Sinne des Kantia⸗ 
imus oder ſonſtiger bürgerlicher Ismen, die der proletariſchen Weltanſchauung 
Knochen im Leibe wenn nicht zerbrechen, ſo doch zermürben möchten; er will 
mehr nur ihre „Ergänzung“ in dem Sinne ſein, als er ihre philoſophiſche Seite 
größeren Geltung bringt gegenüber ihrer ökonomiſchen und hiſtoriſchen Seite, 
von Marx und Engels in erſter Reihe gepflegt worden iſt, und wir verſtehen 
kommen, daß ein philoſophiſch ſo hervorragend begabter Kopf wie Joſef 
gen eben für dieſe philoſophiſche Seite ein beſonderes Intereſſe gehabt hat. 
ler unſeres Erachtens hat er doch nur zu entwickeln gewußt, was im Keime bei 
re und Engels ſchon vorhanden iſt, es ſei denn, daß er ein wenig in die Brüche 
ät, wo er von ihnen abweicht. Wir können nicht damit übereinſtimmen, wenn 
amerikaniſche Genoſſe Markus Hitch die Philoſophie Dietzgens als „pangnoſtiſch“ 
(wiſſend) oder „pantiſtiſch“ (allumfaſſend) erklärt, oder wenn Dietzgens „univer⸗ 
e Denkweiſe“ und „naturmoniſtiſche Anſchauung“ als bahnbrechende Leiſtung 
gen die wiſſenſchaftlichen Arbeiten von Marx und Engels geſtellt wird. 
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Genoſſe Plechanow will in einer Kritik des „Dietzgenismus“, der in der n 
ſiſchen Bewegung einen gewiſſen Widerhall gefunden zu haben ſcheint, den phil 
ſophiſchen Arbeiten Dietzgens keineswegs alle Bedeutung abſprechen. „Nein u 
abermals nein! Unſerer Meinung nach beſitzen ſie bloß keinerlei Bedeutung a 
Ergänzung an Marx; für ſich ſind fie ſehr intereſſant und ſtellenweiſe lehrrei 
obgleich die Briefe über Logik von J. Dietzgen im Vergleich mit der Logik vi 
Hegel außerordentlich arm ſind. J. Dietzgen ſchaden am meiſten ſeine allzu eifrig 
Verehrer; mit den Giganten Hegel und Marx zuſammengeſtellt, erſcheint er vi 
kleiner, als er tatſächlich geweſen iſt. Wir würden empfehlen, J. Dietzgen erſt na 
einem eingehenden Studium der Philoſophie von Marx zu leſen. Dann kann me 
leicht ſehen, worin er ſich den Gründern des wiſſenſchaftlichen Sozialismus nähe 
und worin er hinter ihnen zurückbleibt. Im anderen Falle wird wohl die Lektü 
ſeiner Werke dem Leſer mancherlei nicht unintereſſante — aber durchaus nicht neue 
Einzelheiten bieten, zugleich aber auch eine große und ſchädliche Verwirrung.“ De 
iſt reichlich ſcharf ausgedrückt, was ſich aus dem praktiſchen Zweck erklärt, d 
Plechanow mit feiner Kritik verfolgte; in Deutſchland, wo uns der „Dietzgenismu 
noch keineswegs auf die Nägel brennt, können wir uns viel milder ausdrücken ur 
uns an dem Rate genügen laſſen, erſt Marx und Engels zu ſtudieren und dar 
Dietzgen zu leſen, der von dieſen Männern das Licht empfängt, aber kein eigen 
Licht auf ſie zurückſtrahlt. Re 

Es iſt anzuerkennen, daß Plechanows eingehende Kritik in dem letzten pol 
miſchen Teil der vorliegenden Sammlung wörtlich abgedruckt worden iſt, wenig 
anzuerkennen jedoch, daß der Herausgeber „den naiv-vorlauten und doktrinär b 
ſchränkten Engmarxiſten und Engmaterialiſten“ von oben herab abzutun verjud 
und die Hoffnung ausſpricht, die vorliegende Sammlung werde den Genoſſe 
Plechanow „von ſeinen Vorurteilen kurieren, wenn er nicht unheilbar der mor 
insanity in Sachen J. Dietzgens verfallen iſt“. Wir fürchten, daß ſich dieſe Hoffnur 
als trügeriſch erweiſen wird. P. Dauge geht dann allerdings ſachlich auf Plechanon 
ſachliche Kritik ein, aber unſeres Erachtens mit unzureichendem Erfolg. 121 

Dieſer polemiſche Teil wäre alſo beſſer fortgeblieben, indeſſen kann ihn ja jed 
Leſer überſchlagen; in den anderen Teilen des Buches wird er vieles finden, we 
ihm den Denker und den Menſchen in Joſef Dietzgen anheimelnder ſowohl w 
verehrungswürdiger machen und ihm auch die Überzeugung wecken wird, daß de 
Denker wie der Menſch den „Dietzgenismus“ als einen fremden Tropfen in ſeine 
Blute empfunden haben würde, wäre davon ſchon bei ſeinen Lebzeiten geſproche 
worden. „ 


Hermann Graf Keyſerling, Anſterblichkeit. Eine Kritik der Beziehunge 
zwiſchen Naturgeſchehen und menſchlicher Vorſtellungswelt. München 190 
Lehmanns Verlag. 349 Seiten. Preis 5 Mark. „ 

Daß die vorliegende Schrift von einem Grafen geſchrieben und einer engliſche 

Gräfin gewidmet iſt, kann ſelbſtverſtändlich unſer ſachliches Urteil nicht im mindeſte 

beeinfluſſen; aber es iſt doch einigermaßen ſymptomatiſch für ihre dem kämpfende 

Leben abgewandte Art. Das ganze Buch trägt den Charakter des Unwirklichen 

Weltfernen; der Verfaſſer ſchwebt beſtändig einige Zentimeter über dem Erdboden 

und wir haben es, offen geſtanden, nicht fertig gebracht, uns ganz durch Die) 

langen Ketten von Gedankenkonſtruktionen hindurchzuwinden, die zu immer neue 

„jüngſten Ergebniſſen“ führen. Und wozu ſind ſie ausgeſonnen? Um ſchließlie 

zu dem halb trivialen, halb verſchwommenen Ergebnis zu kommen, daß es nebe 

der ſterblichen Perſon ein überindividuelles „Weſen“ des Menſchen gibt, das un 
ſterblich iſt. Was ſoll überhaupt ein Buch, wenn doch das „Tiefſte immer das if 
was man verſchweigt“ (S. 7), und wenn es nur ganz wenige „unbedingt unſterb 
liche Gedankengeſtalten“ gibt, nämlich: die Fragmente des Heraklit, einige Wort 
Chriſti, ein paar indiſche Sprüche, etliche Sätze Goethes „und Weniges mehr 


va 
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S. 6)? Keyſerling will zwar mitunter naturwiſſenſchaftlich — oder geſchichtlich — 
att ſein, aber immer wieder wird ihm, um mit einem von ihm ſelbſt zitierten 
vort zu reden, „das Gefühl zum Gedanken und der Gedanke zum Gefühl“. Daher 
ſt es denn auch nicht zu verwundern, daß dies ganz unſerer augenblicklich modernſten 
Zhiloſophie entſprechende, romantiſche Denken ſchließlich mit einer ſublimen 
zeligion als „höchſter Syntheſe“ endet. Manche überſchwenglichkeit freilich erklärt 
ich, wenn man das Selbſtbekenntnis des Verfaſſers Seite 88 lieſt, daß er „im 
lugenblick, da ich dieſes ſchreibe, kaum dem erſten Vierteljahrhundert entwachſen“ 
ei. Und dabei hat dieſer junge Mann ſchon vor zwei Jahren eine Philoſophie, 
enannt „Das Gefüge der Welt“, veröffentlicht, Houſton Stewart Chamberlain ge— 
didmet, „ihm, deſſen großartige Freundſchaft mir den Weg zu innerer Selbſtändig⸗ 
eit wies“, und der auch ſeinerſeits dem erſt zweiundzwanzigjährigen Grafen ſein 
kantwerk widmete. Jene mit Geiſt und Leidenſchaft geſchriebene Erſtlingsſchrift 
keyſerlings verſprach trotz mancher Verſchrobenheit mehr, als die „Unſterblichkeit“ 
etzt gehalten hat. Wir wollen damit nicht ſagen, daß nicht dies Werk neben 
iel geiſtreich eingekleideten Trivialitäten und Schiefheiten auch manche gute und 
mregende Gedanken enthalte. Aber die „hochragenden“ Geſichtspunkte, die es 
ber Tod und Unſterblichkeit, Dauer und Ewigkeit, Individuum und Leben, 
Nenſch und Menſchheit „aufzeigen will“, richten ſich jedenfalls an ein anderes 
Zublikum als das unſere. Denn das kämpfende Proletariat kennt andere „Grund— 
tagen des Daſeins“, die an ihm „zehren“, und „durch die es leben, nicht an ihnen 
erben will“ (S. 7), als die ſchönſten ethiſch⸗äſthetiſchen Erwägungen über die 3755 
et unſterblicher Geiſter“ (S. 1). 


hart Larſen, Poetiſche Reifen. Zweite Fahrt. Im Lande des Weins und der 
Geſänge und im ſchönen Portugal. Ins Deutſche übertragen von Erna Bobé. 
Im Inſelverlag Leipzig 1907. 


Eindrücke, die er auf Reifen kreuz und quer durch die Pyrenäenhalbinſel 
mpfangen hat, hält Larſen auf dieſen Blättern feſt. Um ſein Weſen zu kenn⸗ 
eichnen, folgendes Selbſtbekenntnis in wenigen Sätzen: „Wahrſcheinlich iſt es 
deniger erbaulich für einen modernen Landwirt, auf dem Lande in Portugal zu 
eiſen. Aber wir anderen, Dichter und Moraliſten, empfinden eine innige Freude, 
in Land zu beſuchen, wo die Natur noch groß iſt und die Menſchen klein. Wo 
zan nicht wie in den modernen Muſterländern ſozuſagen über ſie hinwegſchreiten 
ann. Wo ſie nicht zu Boden geſchlagen worden iſt und geknechtet und geknutet, 
m ſoviel wie möglich aus ſich herausmartern zu laſſen.“ So entzückt Larſen ſich, 
hne auch nur die Tatſache anzudeuten, vielleicht ohne ſie zu ahnen, daß in dieſem 
ſchönen Portugal“ im inneren Zuſammenhang mit der „nicht zu Boden geſchlagenen 
katur“ die Menſchen „geknechtet und geknutet“ werden, „um ſoviel wie mög- 
ich aus ſich herausmartern zu laſſen“. Wenn etwa Heine reiſte, ſo waren es ge— 
AB poetiſche Reiſen in jedem Sinne des Wortes, und doch! welch eine Fülle von 
iſtoriſchen Erinnerungen und politiſchen Betrachtungen ſprudelt in ſeinen „Reiſe⸗ 
ildern“. Selbſt wenn die ſo unpolitiſchen und ganz in ihre Träume eingeſponnenen 
domantiker jener Jahrzehnte Reiſeeindrücke zu Papier brachten, zerfloſſen fie nicht 
eitel Stimmung, ſondern verweilten bei geſellſchaftlichen Zuſtänden, politiſchen 
zreigniſſen oder doch mindeſtens bei ethnographiſchen Merkwürdigkeiten. Man 
guß ſchon wie Larſen ein Romantiker des zwanzigſten Jahrhunderts ſein, um von 
lledem abſtrahieren zu können. Er erlebt tatſächlich ſeine Reiſen, wie man Träume 
rlebt. Städte und Landſchaften, Menſchen und Tiere ziehen, leuchtend und 
immernd und bunt, an ihm vorüber, aber er ſteht nur empfan gend zu den 
Dingen: fie hinterlaſſen ihm Eindrücke, doch er dringt nicht in ſie ein. 

Damit ſoll Larſen nicht zu leicht befunden, ſondern nur ſeine Art feſtgelegt 
derden. Aſthetiſch wirkt dieſe Art ungemein reizvoll, denn in einem wunderſam 


434 Feuilleton der Neuen 8⁰ 


klaren, von aller hypermodernen Gehacktheit und Unruhe freien Stil wirft er un⸗ 
gemein farbige Skizzen aus Spanien und Portugal hin. So lieſt man ſein Buch 
flott und mit einem tiefen Genuß, denn, ohne es zu wollen, läßt er doch zwiſchen 
Sonnenſchein, Meeresfunkeln, Blumenduft, tropiſcher Seeluft, Stiergefechten und 
klapprigen Eiſenbahnfahrten etwas von den kulturellen Umriſſen der beiden Welt⸗ 
reiche von einſt ahnen, deren Herrſcherpurpur längſt zum Bettlermantel zer⸗ 
ſchliſſen iſt. Hermann Wendel. 


Rudolf Hans Bartſch, Zwölf aus der Steiermark. ne 1908, L. Stand. 
mann. 383 Seiten. | 


Dieſer Roman iſt ein echtes, hoffnungsvolles Kind des jungen Oſterre 
hat gar nichts gemein mit der berüchtigten Dekadenz der Wiener Kaffechauslite: 
ratur. Kraftvoll, ſchönheitstrunken, voll leidenſchaftlicher Heimatsliebe und innigen 
Nationalgefühls iſt er ebenſoweit entfernt von dem nahrhaften ſchwarzgelben Patrio⸗ 
tismus, der den einen Teil des öſterreichiſchen Bürgertums beſeelt, als von dem 
deutſchen Chauvinismus, der bei einem anderen Teil ſeine tiefſten Wurzeln im 
Futterneid hat und ſich ſo geſchäftig an die Staatskrippe drängt. 

Es iſt ein reiches Buch, faſt übervoll von innerlich und äußerlich Geſchautem 
und Erlebtem. Viel Phantaſie und dichteriſche Erfindung, wenn auch noch nicht 
ganz ſo viel plaſtiſche Geſtaltungskraft. Dieſer Mangel zeigt ſich darin beſonders 
ſtark ausgeprägt, daß das Ende des Romans ſo unheimlich reinen Tiſch macht, 
daß alle Hauptperſonen zu einem Abſchluß ihrer inneren und äußeren Kämpfe, alle 
in irgend einen Hafen gelangen und der Autor uns mit dem beruhigenden Gefühl 
entlaſſen möchte, dieſe ſechs bis zehn jungen Leute unter dreißig Jahren, für die 
er unſere Teilnahme bis zum Schluſſe feſtgehalten hat, ſeien nun in ihrer Lebens⸗ 
auffaſſung und Lebensgeſtaltung auf der ihnen angemeſſenen, unverrückbaren Bahn. 
Noch bringt der Verfaſſer nicht allen Problemen menſchlichen Zuſammenlebens, an 
die er beſcheiden und doch mutig herantritt, volles Verſtändnis entgegen, aber daß 
dieſes Verſtändnis mit jedem neuen Werke reifen wird, dafür bürgt die tief⸗ 
innerliche Wärme und Wahrhaftigkeit, die aus jeder Zeile ſeines Erſtlingsbuches 
ſpricht. | 

Der poetische Reiz dieſes Romans liegt nicht zuletzt in dem innigen Leben in 
und mit der Natur, das uns der Dichter zu vermitteln weiß. Er ſelbſt nennt Graz, 
die reizende Alpenſtadt, als die eigentliche Heldin ſeines Buches. So wie der kürzlich 
verſtorbene eigenartige und echte öſterreichiſche Dichter J. J. David uns mit der 
Poeſie ſeiner mähriſchen Heimat vertraut gemacht hat, 70 weiß Bartſch in noch 
höherem Grade in uns die Liebe für ſeine Steiermark und ſein Graz, ja die er 
ſucht nach ihnen zu erwecken. | 

Nein, Oſterreich beſteht wirklich nicht nur aus Wien und einigen um lieg 
Dörfern, wie man im Ausland ſo vielfach glaubt und wie ſelbſt wir Wiener manch⸗ 
mal in dumpfer Überhebung meinen. Auch in feinen mittleren und kleinen Städten 
mit ihren Hochſchulen, ihren alten Kulturdenkmälern und all ihren Zeugen neuen 
Volkserwachens regt es ſich vielverheißend. Ein Ausdruck dieſes hoffnungsvollen 
Stürmens, Wollens und Werdens iſt dies prächtige Buch in ſeiner Kraft und in 
ſeiner Unvollkommenheit. Thereſe Schleſingez 
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Leonhard Schrickel, Der goldene Stiefel. Roman. München, Vertag ber 
Langen. 230 Seiten. 3 Mark, gebunden 4 Mark. . 


Es iſt ein altes Lied, das hier ein neuer Erzähler in durch und durch eigener 
Proſa ſingt: das Lied vom braven Handwerksmeiſter, deſſen Kleinmeiſterherrlichkeit 
vom Großbetrieb zertrümmert wird. Das Lied vom wackeren Schuſtermeiſter Uhle⸗ 
mann und ſeinem Sohne, der nach vergeblichem, kleinbürgerlich⸗dickköpfigem Kampfe 
gegen das Fabrikgeſchäft den goldenen Stiefel, das behäbige Wahrzeichen hand- 
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rlichen Fleißes und Wohlſtandes, vom Haken am verſchuldeten Vaterhaus 
ſterholt, auf dem Dachboden wie ein Kleinod verſteckt und ſich dann am 
nen Dachſparren aufhängt. 

ſticht der Inhalt hebt dieſen Roman über den Durchſchnitt empor, zumal da 
anze Handwerkerſtand einer verzopften Kleinſtadt viel zu gutwillig und unver: 
t vor dem Großkapital kapituliert. Aber die in ihrer Eigenart einfache, bieder⸗ 
liſch behagliche Sprache, in der Schrickel das Daſein ſeiner fünf, ſechs Spieß⸗ 
ir zeichnet, verdient bemerkt zu werden. Wie eine Melodie aus Großväter⸗ 
klingt die urdeutſche Proſa des Neulings Schrickel, doppelt angenehm, ſoweit 
ne kräftige Reaktion gegen die gequälte Wortartiſtik unſerer Hypermodernen 
tet. Es iſt die geruhig⸗derbe, lächelnde Art, in der Gottfried Keller von dem 
lein der ſieben Aufrechten erzählt. Nirgends ſchwingt eine ſtürmiſche Note in 
Buche Schrickels. Das vertrüge ſich nicht mit der Piychologie feiner Leute, 
em beſcheidenen Gedankeninhalt des Schuſters Uhlemann und ſeiner eng⸗ 
en Mitbürger, denen die Mauern ihrer Stadt die Grenzen der Welt be⸗ 
n, denen der brauſende Strom des Lebens da draußen nur gedämpft in den 
in ſummt. 8 
Zu dem Malerpoeten Wilhelm Schulz hat ſich der Epiker Schrickel gefunden. 
ind Figuren von Schulz mit Biedermeierantlitz, Großvaterfrack und alt⸗ 
liſchen Gebärden, die im Goldenen Stiefel altbürgerlich⸗poſſierlich umherlaufen. 


dieſelbe romantiſch⸗wehmütige Stimmung, die über den Bildern von Schulz 
breitet ſich in Schrickels Kleinbürgerroman. Er iſt hinzunehmen als das 
eines Dichters, vor deſſen Verſtand ſich die Probleme unſerer Zeit zu ge- 
g aufrecken, als daß er fie ignorieren könnte, aber deſſen zu lächelnder Be⸗ 
lichkeit neigendes Gemüt nach einer Anlehnung an die ſtillere Romantik ver⸗ 
mer Tage ſucht. In dieſen Tagen wurzeln feine Kleinbürger, die er mit 
ſnnertem Lächeln im ökonomiſchen Gärungsprozeß der rauhen Gegenwart unter⸗ 
len ſieht. g Robert Grötzſch. 


ard van Hulzen, Vagabunden. Novellen. Leipzig und Amſterdam 1907. 
ñas und Van Suchtelen. 209 Seiten. 3 Mark, gebunden 4 Mark. 


der Amſterdamer Verlag hat es unternommen, Deutſchland mit einigen modernen 
ndern bekannt zu machen. Gerard van Hulzen dürfte der Mitwelt das meiſte 
Iyen haben. Nicht allein, weil er ſich aufgeworfen hat zum Sänger der „Zwerwers“ 
(abunden), der unglückſeligſten Schicht feines Heimatlandes, ſondern weil er 
von unten herkommt und dieſes Unten aus eigenſtem Leben und Erlebten 
13 zu blutwarmen Anklagebildern geſtalten lernen wird. Lernen wird! Denn 
orliegenden Vagabundennovellen ſind bis auf einige nur ſtarke Talentproben, 
auch der Verlag bereits das Bedürfnis hat, Hulzen zu einem „holländiſchen 
zu ſtempeln. Vorläufig hat der holländiſche Autor mit dem großen Ruſſen 
men autodidaktiſchen Lebensweg und ein heißes Herz für die Elendeſten der 
bgeborenen gemein. Mehr kaum! Wo Hulzen nur den äußeren Vagabunden 
b reißt Gorki Lumpen von verlauſten Leibern und zeigt das Menſchlichſte der 
ſtreicherſeele. Hulzens Berufsbettler, nomadiſierende Hauſierer und fahrende 
hungern nach Brot — Gorkis Barfüßler nach Brot und Freiheit und er- 
der Antwort auf dunkle, verzweifelte Fragen an das Leben. Gorkis Novellen 
[Heldengeſänge an die Kraft, an die Leidenſchaft, an die Schönheit — Hulzen 
5 vorläufig noch zuviel in breiten, tiefgehenden Milieuſchilderungen ſtecken. 
peinlich durchgeführtem Naturalismus zeigt er ſeine Leute in einer Unmittelbar⸗ 
(aß man die Schmutzſpritzer auf dem Bettlerkittel ſieht. Breit und ruhig malt 
15 ſterbensgraue Ode des Elends, graue, troſtloſe Bilder. Dieſe weitſchweifige, 
eintönige Breite mag Hulzens nationale Note fein, eine Note, wie fie auch 
‚mans Skizzen eigen iſt. Mit jo echt niederdeutſcher, unbeirrbarer Ausdauer 
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nimmt Hulzen an ſeinen Typen jede Nuance äußerlich wahrnehmbaren Leben 
Notiz und bleibt auf dieſer Linie liebevoller Beobachtung ſo hartnäckig kleben 
die Entwicklung ſeeliſcher, idealer Horizonte nur ſchwach gerät, daß Grund! 
und Umriſſe der Dichtung ins Wirkungsloſe zerfließen müſſen. Zu einer Id 

\ 


| 


Zuſammenfaſſung und gefteigerten Durchführung der Geſamtkompoſition ge 
Hulzen wohl nur in der Novelle Heiliger Herbſt. Ein Jahrmarktsnomade 
es ohnmächtig geſchehen laſſen, daß ſein heroiſches Weib in langſamer Que 
der Landſtraße dahinſtirbt. Ein Wurf von ſolch konzentrierter, erſchütternder N 
daß man es irgendwo aufſchreien hört ob ſo viel hungernden Elends und Men 
wehs. — : 

Wer die brutale Nacktheit des Lebens derart aus dem Geſchehen 92 5 
mit naivem Staunen erfaßt, wie Gerard van Hulzen in dieſer Herumziehertra 
läßt weitere Vervollkommnung erwarten. Robert Grö 


Lofe Blätter. A 
Bon San Remo bis Monte Carlo. Kürzlich wurde im deutſchen Rei 


die Riviera gewiſſermaßen ſprichwörtlich als das Dorado des kapitaliſtiſchen N 
gängertums genannt, und ſicherlich nicht ohne Grund. Aber dieſer zweife 
Ruhm iſt verhältnismäßig jung, noch nicht fünfzig Jahre alt, während ein 
taufend Jahre lang vorher die Riviera einen ganz anderen Ruhm beanſpruch 
verdient hat, nämlich eine Stätte, wenn auch keineswegs immer menjdı 
Tugenden, ſo doch harter ökonomiſcher und politiſcher Kämpfe geweſen zu ſe 

Schon von den alten Griechen war der liguriſche Stamm, der die Riviei 
wohnte, als ein Geſchlecht von Seeräubern gefürchtet, und ſelbſt Rom wurd 
es auf dem Gipfel der Weltherrſchaft ſtand, mit dieſen Piraten „„ 
war froh, wenn es die Militärſtraße ſichern konnte, die an der Küſte entlang 
Spanien lief. Im Mittelalter waren die Bewohner der Riviera bekann 
fleißig, tapfer, auf rührigen Erwerb bedacht, freilich auch als grauſam und 
los; der Haß der Toskaner, deren Handel ſie zu vernichten wußten, erſann 
das Sprüchlein: „Ein Meer ohne Fiſche, Berge ohne Bäume, Männer ohne 
und Frauen ohne Scham“, und Dante ſang: g „ 

O Genueſer, aller Sitt' und Pflicht 
| Entfremdete, in Sünden ganz verſtrickte, 
| Warum vergönnt die Sonn’ euch noch ihr Licht? 


N 


| 


Als Herrin des weſtlichen Mittelmeers führte Genua erbitterte und 
Kriege mit Venedig, in denen es ſchließlich erlag. Aber der Genueſe Koli 
führte dann den vernichtenden Schlag gegen die unvergleichliche Herrl 
Venedigs; mit der Entdeckung Amerikas war die Königin der Meere 7 
Genua aber hat auch die Verlegung des Welthandels an die Küſten des! 
tiſchen Meeres überſtanden; es iſt heute nicht nur der erſte Hafenplatz It. 
ſondern auch der fünftgrößte Hafenplatz des europäiſchen Feſtlandes. 

Dazwiſchen lagen dann freilich die Zeiten des Niederganges, wo Genuß 
die Riviera ein Spielball fremder Mächte waren und von endloſem Parte 
zerriſſen wurden. Man kann von ihnen nicht ſagen, was von Venedig 
worden iſt, daß über den ſinkenden Ruhm der ſeegewaltigen Stadt die Kün 

glänzendes Abendrot ergoſſen hätten; an der Entwicklung der italieniſchen 
und Literatur hat die Riviera immer nur einen beſcheidenen Anteil gehabt; 
allemal die politiſche Note, die den Ton angibt, mögen ſich die mächtigen 
geſchlechter der Riviera auch nur um die fremde Oberherrſchaft raufen, wie! 
Verſchwörung des Fiesko, die uns durch Schillers Trauerſpiel vertraut ge 
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Was der deutſche Dichter in dieſen Kampf hineingelegt hat, war den 
pfenden ganz fremd; Doria vertrat die ſpaniſche, Fiesko die franzöſiſche Ober⸗ 
haft. Auf der Riviera di Ponente, dem Geſtade des Sonnenunterganges, iſt 
noch das Stammſchloß der Doria in anſehnlichen Trümmern zu ſehen, auf 
Riviera di Levante, dem Geſtade des Sonnenaufganges, liegt der Stammſitz 
Fieschi; das Städtchen Lavagna, nur zwei Kilometer entfernt von Chiavari, 
wo die Familie Garibaldi ſtammt. 

Die beiden Männer, in denen das moderne Italien vor allem ſeine politiſchen 
en ſieht, waren Söhne der Riviera: der Genueſe Mazzini und eben Garibaldi, 
in Nizza geboren wurde, wohin ſeine Eltern von Chiavari übergeſiedelt waren. 
i wie fie den Gedanken der nationalen Einheit auf einem Boden vertraten, dem 
ir Gedanke in den Tagen der Doria und Fieschi ganz fremd war, jo ſind ſie 
er ſchnelleren Entwicklung der modernen Zeit durch den Sozialismus überholt 
hen, den Garibaldi mehr nur ahnte als begriff und den Mazzini vollends haßte. 
663 Gemeinderäten der Städte, die ſich namentlich an der Riviera di Ponente 
iehen, ſitzen die Sozialdemokraten in dichten Haufen, und in San Remo, das 
im Weltruhm einer ruſſiſchen Zarin und einem deutſchen Kaiſer verdankt, haben 
ſchon die Mehrheit. 

San Remo iſt eine altersgraue Stadt, die, mehrfach durch Sarazenen und 
lien zerſtört, immer von neuem erſtanden iſt und auch in neuerer Zeit noch, 
rend des ſpaniſchen Erbfolgekriegs im achtzehnten Jahrhundert, mancherlei 
ngſale durch Franzoſen, Spanier, Engländer und Öfterreicher zu erdulden gehabt 
Die Altſtadt liegt auf einem ſteilen Hügel, ein maleriſches Gewirr von engen 
en, Bogen, Stiegen, hohen finſteren Häuſern und verfallenem Mauerwerk; die 
ſtadt dehnt ſich am Strande aus, ein modernes Kurviertel mit glänzenden 
len und pompöſen Hotels; fie iſt ſeit etwa fünfzig Jahren entſtanden, ſeit die 
we des Zaren Nikolaus hier ihren Winteraufenthalt zu nehmen pflegte. An 
N öſtlichen Ende liegt die Villa Zirio, wo der deutſche Kronprinz im Winter 
1887 bis 1888 als todkranker Mann weilte und wo er die Nachricht erhielt, daß 
deutſcher Kaiſer geworden ſei. In den Räumen dieſer Villa hat ſich dazumal 
es abgeſpielt, was menſchliche Herzen menſchlich ergreifen kann; ſchade nur, daß 
b der Hohenzollerndichter v. Wildenbruch, bekanntlich ſelbſt ein Hohenzoller, 
im auch nur ein illegitimer, an der Mauer, die den Garten der Villa von der 
aße trennt, durch einige Reime voll byzantiniſchen Ungeſchmacks verewigt hat; 
ge an Woge des Meeres, die ſich „ſtöhnend“ ans Ufer drängt, ſoll die „ſehnende 
le“ Deutſchlands fein, die Sein gedenkt. 

Von einem hohenzollernſchen Poeten iſt vielleicht nichts Beſſeres zu verlangen, 
h man ſollte billigerweiſe doch endlich alte Kulturnationen mit den geſchmack⸗ 
0 Proben offiziell-deutfcher Kunſt verſchonen. Man ſcheint nicht zu ahnen, wie 
erlich man ſich damit im Ausland macht. Die Italiener haben ja bis zu einem 
hiſſen Grade dasſelbe Pech gehabt wie wir Deutſche, daß nämlich ihre na⸗ 
ale Revolution auf den dynaſtiſchen Irrweg geraten iſt, aber fie wiſſen doch, 
5 ſich für das nationale Selbſtbewußtſein einer großen Nation ſchickt. Sie laſſen 
von niemand drein reden, in erſter Reihe ihren nationalen Helden Denkmäler 
„ den Garibaldi, den Mazzini, den Manin, hinter denen die Viktor 
anuel und die Cavour beſcheiden im Hintergrund verſchwinden müſſen. 

Mit gutem Humor pflegt Viktor Emanuel, der verrufenſte Wüſtling ſeiner Zeit, 
von anderen Königreiche für ſich erobern ließ, bald von dem meineidigen 
Jemberſchlächter, bald von dem Volkshelden Garibaldi — mit dem Unterſchied 
Och, daß er ſich bei dem Dezemberſchlächter durch das Gegenpräſent ſeiner 
ummlande revanchierte, während er dem Volkshelden zum Danke die alten Knochen 
zweiſchießen ließ —, nach derſelben Schablone auf bäumendem Roſſe und mit 
Iyendem Helmbuſch dargeſtellt zu werden, was beſonders erſchütternd wirkt, wenn 
mit ſeinem geſchwungenen Säbel in Mailand auf den Dom oder in Verona auf 
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das römiſche Amphitheater oder in Venedig auf den Dogenpalaſt losſprengt. | 
man wird auf dieſen Denkmälern nie einen blühenden Kranz finden, wie jeden 
am Sarkophag Manins in der Markuskirche von Venedig oder am Grabe May: 
an der nördlichen Felswand des Campo ſanto von Genua. 

Auch San Remo hat, ſo ſehr es in das Getriebe des höfiſchen und kapitaliſti 
Luxus geraten iſt, ſein erſtes Denkmal nicht dem König errichtet, ſondern 
Helden. Am weſtlichen Ende der neuen Stadt erhebt ſich eine Bildſäule Garibe 
die vor einigen Wochen unter hellem Jubel der aus allen Orten der Riviera 90 
geſtrömten Volksmenge enthüllt wurde. In origineller Auffaſſung zeigt ſie deit 
feierten Volksmann auf einem mit prächtigen Reliefs geſchmückten Sockel, w 
mit tiefem Auge hinüberblickt über die Fluten des Liguriſchen Meeres, nach 
Stätte zwiſchen Genua und Nervi, wo er einſt die kühnſte Fahrt ſeines Le 
antrat. Aber der Enkel des Mannes, dem er auf dieſer Fahrt zwei Königie 
eroberte, hatte abgelehnt, zur Enthüllung des Denkmals zu erſcheinen; der g 
von Italien wollte nicht einen Boden betreten, der durch einen ſozialifüſchen 
meinderat entweiht iſt. 

Leider iſt zu befürchten, daß die Riviera nun bald ganz darauf verzichten 
durch den Anblick des Landesvaters erquickt zu werden; ſelbſt in dem viel klein 
Bordighera — es hat 5000 Einwohner, während San Remo 18000 Gimme 
zählt —, der eigentlichen Blumen⸗ und Palmenſtadt der Riviera, beſitzt oder I 
bis vor kurzem unſere Partei die Mehrheit im Gemeinderat. Bordighera war; 
im achtzehnten Jahrhundert mit acht umliegenden Dörfern eine kleine Repif 
die freilich keine weltbewegenden Taten vollbracht hat, aber ſchon im Mittel! 
berühmt war durch ihre Palmen, die hier fo üppig gedeihen wie kaum noc 
einem oder zwei Orten in Europa. Bordighera liefert im Frühjahr zum Pi 
ſonntag der katholiſchen Kirche und im Herbſt zum jüdiſchen Laubhüttenfe 
Maſſe Palmenwedel; der Ertrag jedes Baumes, deren es viertauſend geben 
rechnet man auf 40 bis 60 Franken jährlich. Doch hat auch hier der Großbe 
längſt geſiegt, und die größten Gärtnereien gehören einem Deutſchen. 

In Bordighera erſcheint nun das Organ der liguriſchen Sozialbemek 

„La Parola Onesta“, ein Wochenblatt im erſten Jahrgang, das einſtweilen 
mehr einer periodif chen Reihe von Aufrufen als einer wirklichen Zeitung gleicht. 9 
muß ſie noch in der Genoſſenſchaftsbuchdruckerei des benachbarten — franzöſiſche 
Mentone gedruckt werden. Aber die Mehrheit im Gemeinderat beſaßen unſere 
noſſen ſchon mit 12 gegen 4 Stimmen, als es der Regierung beliebte, ihn 
zulöſen, weil ſie angebliche Unregelmäßigkeiten in der Erhebung des Stadt! 
entdeckt haben wollte, um die ſtädtiſche Verwaltung zunächſt einem Eönigli 
Kommiſſar zu übergeben. Am Oſtermontag waren die Wahlen für einen n 
Gemeinderat angeſetzt, wobei die Liberalen gemeinſam mit den Ultramontanen 
„rote Kamorra“ niederzureiten ſuchten. Sie waren dabei juſt nicht blöde, went 
auch weit hinter den Leiſtungen des Reichslügenverbandes zurückblieben, der 
möglich iſt in einer Nation, die — wenn unſere „völkiſchen“ Schwätzer recht habe 
vom lieben Gott vor anderen Völkern mit Ehrlichkeit, Treue und Wahrhafti 
geſegnet iſt. 

Die Sache hat immerhin ihre zwei Seiten. Als die proletariſchen Wähler 
Bordighera ſich auf der engen Piazza del Popolo der Altſtadt zufammendräng 
die wie in San Remo einen ſteilen Hügel emporklettert, während ſich zu i 
Füßen das Fremdenviertel ausbreitet, meinte eine Touriſtin aus Dresden, ö 
enttäuſcht und halb auch von nationalem Stolze beſeelt: „Unſere Roten 1 
viel munterer.“ Es war wirklich ein merklicher Unterſchied. Die kapitaliſt 
Produktionsweiſe gleicht ſonſt die nationalen Unterſchiede in ihren Opfern bis 
völligen Unkennbarkeit aus; die italieniſchen Proletarier ſehen nicht anders aus 
deutſche Proletarier. Nur ihre eigenen Unterſchiede hält die kapitaliſtiſche 
duktionsweiſe noch in ihren Opfern aufrecht; eine moderne Großinduſtrie gi | 
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n den kleinen Städten der Riviera nicht, und ſo war vielmehr erſt der Zug des 
teidens als ſchon der Zug des Trotzes in den Geſichtern ausgeprägt, an denen die 
dresdener Patriotin die „Munterkeit“ vermißte. 

Auf der ſozialiſtiſchen Kandidatenliſte ſtanden Maurer, Schneider, Schuhmacher, 

uch ein Apotheker und ein Advokat, vornehmlich aber Blumengärtner, und charak⸗ 
eriſtiſch war auch der letzte Wahltrumpf der Partei, eine Mitteilung, die noch 
m Morgen des Wahltags an die Mauern geſchlagen wurde, wonach zu Mittag 
er Leiter des „Avanti“ aus Rom kommen werde, um dem Siege des Sozialismus 
eizuwohnen. Leider kam es zu dieſem Siege nicht; die Wahlen vom Oſtermontag 
ehrten vielmehr das bisherige Stimmenverhältnis des Gemeinderats um; es wurden 
2 bürgerliche gegen 4 ſozialiſtiſche Vertreter gewählt. Jedoch auch dies unerfreu⸗ 
iche Ergebnis wurde mehr leidend als kämpfend entgegengenommen, und „La 
>arola Onesta“ brachte in ihrer nächſten Nummer dem „neuen monarchiſch⸗ liberalen“ 
Jemeinderat einen „herzlichen und warmen Glückwunſch“ dar. In der Tat, unſere 
Roten find viel munterer. 
' Auf jeden Fall — die Luft der Riviera it von ſozialiſtiſchen Keimen „ver: 
eucht“, aber man braucht zum Glück nicht allzu weit zu gehen, um die ſtärkende 
Atmoſphäre einer Monarchie zu koſten, die noch nicht einmal von einem konſtitu⸗ 
‚ionellen, geſchweige denn demokratiſchem oder gar ſozialiſtiſchem Hauche an⸗ 
zefreſſen iſt. Wenige Kilometer von Bordighera nach Weiten beginnt bei Venti⸗ 
niglia die franzöſiſche Grenze, über die man freilich zunächſt nach Mentone und 
Roccabruna gelangt, zwei Städtchen, die ſich frevelhafterweiſe von ihrer angeſtammten 
Obrigkeit losgeriſſen haben, aber dann kommt man ins Fürſtentum Monaco, die 
inzige unumſchränkte Monarchie, die es — ſeit Väterchen feine Duma hat — noch 
n Europa gibt, regiert von einem Fürſtengeſchlecht, das alle Schauer der Ehr— 
urcht umwittern, über die das monarchiſche Prinzip gebietet. 

Schon im Anfange des vierzehnten Jahrhunderts, hundert Jahre, ehe die Hohen— 
‚ollern in die Mark Brandenburg kamen, hauſten auf dem Felſen von Monaco die 
Brimaldi, eine genueſiſche Patrizierfamilie, deren unmittelbare Nachfolger der 
heutige Fürſt von Monaco iſt. Es waren immer ſehr fromme Leute, wie ſchon 
hr Wappenſchild zeigt: ein rotweißer Rautenſchild, der von zwei bärtigen Mönchen 
gehalten wird, mit dem Wahlſpruch: Deo juvante, mit Gottes Hilfe. Groß war 
hr Ländchen freilich nie, und den wertvollſten Teil, die beiden Städtchen Mentone 
md Roccabruna, die vom revolutionären Zeitgeiſt angeſteckt gegen ihre patriarcha⸗ 
iſche Herrſchaft von Gottes Gnaden rebellierten, mußten ſie im Jahre 1860 gegen 
das runde Sümmchen von 4 Millionen Franken an Frankreich verkaufen. So blieb 
nen nur die ins Meer vorſpringende Felsterraſſe, die das Städtchen Monaco mit 
un paar tauſend Einwohnern trägt, und am Ufer ein unwirtliches Felſenkap mit 
einigen ärmlichen Häuschen und kümmerlichen Olbäumen. Allein die Gnade Gottes 
valtete ſichtbarer über ihnen, als ſelbſt über Moſes, der doch nur Waſſer aus dürrem 
‚Sejtein hervorzuzaubern wußte, während fie aus jenem Felſenkap einen endlos 
ließenden Goldſtrom zu locken verſtanden. Sie räumten es einer Aktiengeſellſchaft 
ein, um hier eine Spielhölle einzurichten, die ſich auf den Namen des damaligen 
Fürſten als Monte Carlo taufte. 

Dies ſaubere Geſchäft iſt denn nun ziemlich ein halbes Jahrhundert fortgegangen, 
deo juvante, ganz nach dem Wappenſpruch des erlauchten Fürſtenhauſes; die Spiel⸗ 
hölle hat den unwirtlichen Fels in einen prangenden Garten voll prunkender Paläſte 
und Villen umgeſchaffen; ſie beſtreitet alle Verwaltungskoſten des Fürſtentums, 
namentlich auch für Kirche und Schule, ſo daß keine Steuern irgend welcher Art 
erhoben zu werden brauchen; ſie ſelbſt zahlt eine hohe Abgabe an den Fürſten und 
wirft gleichwohl ihren Aktionären, unter denen natürlich wieder der Fürſt in erſter 
Reihe ſteht, einen jährlichen Üüberſchuß von 20 Millionen Franken ab. Das Bild 
einer „monarchiſchen Sozialreform“, wie es herrlicher nicht gedacht werden kann, 
fund es beweiſt nur wieder die ganze Ruchloſigkeit der gewerbsmäßigen Nörgler, 
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wenn ſie behaupten, Monte Carlo ſei der beliebteſte Tummelplatz der europäif 
Gauner, Huren und Tagediebe. „ 

Der Fürſt von Monaco iſt, wie geſagt, ein unumſchränkter Selbſtherrſcher, 
er bemüht ſich aufrichtig und nicht ohne Erfolg, dem monarchiſchen Prinzip w 
zu verdienten Ehren zu helfen. Es ſind namentlich zwei ſeiner Geſetze, die ihn 
Ehre machen. Er hat verordnet, daß kein Fremder ſich länger als zehn T 
Fürſtentum aufhalten dürfe, wobei ihm denn die Not auch zur Tugend wi 
die Grenzen ſeines Reiches überall auf einem bequemen Morgenſpazierg 
erreichen ſind, ſo läßt ſich die Abſchiebung unbequemer Gäſte ſo elegant wi 
beſorgen. 1 

Dann hat aber der Fürſt ſeinen „Untertanen“ den Zutritt zur Spielhöll 
ſtreng verboten; er hat aus der Geſchichte gelernt und will ſein Monaco nich 
belliſch machen, wie Mentone und Roccabruna gegen ſeine glorreichen Ahnen rebe 
geworden ſind. Aber er bringt es doch nicht über ſein landesväterliches Herz, 
geliebten Landeskinder ganz von den Segnungen der Ziviliſation auszuſchließen 
wenigſtens an einem Tage des Jahres dürfen ſie ſich für ihn rupfen laſſen, uni 
als dieſen einen Tag hat der ſinnige Herrſcher ſeinen Geburtstag ausgewählt. Be 
greift man, daß ein Regierungsſyſtem, das fo das Strenge mit dem Zarten unt 
das Starke mit dem Milden zu paaren weiß, die höchſte Begeiſterung des Block 
vaters Bülow erregt, ſo daß der Fürſt von Monaco, als er kürzlich den Berline 
Hof beſuchte, mit dem hohen Orden vom Schwarzen Adler geſchmückt wurde? 

Die landſchaftlichen Reize von Monte Carlo werden ſtark übertrieben, wie bei 
läufig die landſchaftlichen Reize der Riviera überhaupt. Es iſt doch etwas Wahre: 
an dem alten Scheltwort der Toskaner: Ein Meer ohne Fiſche und Berge ohn 
Bäume. Wo die Hügel bewaldet ſind, zeigen ſie das matte, ſtumpfe, wie ver 
ſtaubt ausſehende Grün der Oliven. Das Meer hat nicht Ebbe und Flut, einen 
matten Wellenſchlag, faſt überall einen ſteinigen Strand, der alles Strandleben 
hindert; nur wenn es der Miſtral aufpeitſcht, erglänzt es in wunderbaren 
Farbenſpiel. f ei 

Mit der Inſel Wight, wo ſich die ſüdliche Vegetation mit der herben Prach 
des nordiſchen Meeres vereint, kann ſich die Riviera nicht meſſen. Nun gar Mont 
Carlo mit ſeinem raffinierten Luxus, dem überall der Stempel der Fäulnis auf 
geprägt iſt, macht einen abſtoßenden Eindruck, der höchſtens gemildert wird dure 
die tröſtliche Tatſache, daß in der „vornehmen Welt“ die Grenzen der Dummhei 
in der Tat nicht abzuſehen ſind. Denn die Spielhölle, die eine ſo unwiderſtehlich 
Anziehungskraft auf jene Welt ausübt, iſt die plumpſte Bauernfängerei, die es gebe 
kann, und die Geſellſchaft, die ſich in den überladenen Sälen des Kaſino umher 
treibt, braucht man nur fünf Minuten zu beobachten, um fie ſich für immer 3 
verekeln. N 


Eher als Monte Carlo kann ſich Monaco jehen laſſen. Man hat von hie 


einen prachtvollen Blick über die Küſte, und der letzte abſolute Monarch Europa 
präſentiert hier mehr den Hanswurſt als den Halunken. Der Platz vor dem Schloſſ 
ſeiner Väter ſtarrt von verroſteten Kugeln, die in Pyramiden aufgeſchichtet ſind 
und von Kanonen, deren größter Vorzug darin beſteht, daß ſie in ihrem ehrwürdige 
Alter von Jahrhunderten keinem Menſchen mehr ein Leid zufügen werden. Auc 
kann man hier die Heeresmacht des Fürſtentums bewundern, zehn oder zwölf Man 
ſtark. Sie tritt mit ſchmetterndem Trompetentuſch unter die Waffen, ſobald ih 
Kriegsherr erſcheint, mit dem blinkenden Stern auf der Bruſt, der jedem Reichs 
deutſchen das beſeligende Gefühl erweckt, daß die gott- und weltverlaſſene Politi 
des Fürſten Bülow doch noch einen treuen Verbündeten beſitzt, in dem Sulta 
der greuelvollſten Spielhölle und des raffinierteſten Dirnenmarktes, die es 
Europa gibt. 8 


Für die Redaktion des Feuilletons verantwortlich: Franz Mehring, Steglitz. 
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Zur Kritik des Liberalismus. 
Berlin, 20. Juni 1908, 


Nachdem nunmehr auch die Wahlmännerwahlen für das preußiſche Ab⸗ 
zordnetenhaus ſtattgefunden haben, iſt über jeden Zweifel hinaus feſtgeſtellt, 
ib ſich die preußiſche Kammer in nichts von ihrer Vorgängerin unterſcheiden 
ird, mit der einzigen Ausnahme, daß die Sozialdemokratie die erſte Breſche 
den Wall der Dreiklaſſenwahl gelegt hat. Das iſt eine Tatſache von hiſto⸗ 
ſcher Bedeutung, die weit hinausreicht über das ziffermäßige Gewicht, das 
e neue ſozialdemokratiſche Landtagsfraktion in die Wagſchale werfen kann, 
och haben wir uns über dieſe Seite der Wahl bereits vor acht Tagen aus⸗ 
Aaſſen und möchten heute nur noch einige kritiſche Gloſſen zu der Tatſache 
lachen, daß ſich die Junkerherrſchaft vollkommen unerſchütterlich erwieſen hat 
egen alle Angriffe des Liberalismus. N 

An und für ſich freilich ſcheint dieſe Tatſache keiner weitläufigen Erklärung 
à bedürfen. Der Liberalismus hat überhaupt keine ernſthaften Angriffe auf 
ie Junkerherrſchaft gemacht, oder wo einzelne Ideologen der Bourgeoiſie er⸗ 
unten, worauf es ankam, und die richtigen Konſequenzen aus dieſer Er⸗ 
unntnis zogen, da find: fie von ihrer eigenen Klaſſe im Stiche gelaſſen worden. 
58 mag ſehr geſchmacklos fein, wenn die Erben des ſeligen Eugen Richter 
on der „Rieſenpleite“ der Herren Barth, Breitſcheid und Gerlach ſchwatzen, 
ber an der Tatſache ſelbſt, daß dieſer neueſte Verſuch, eine bürgerliche Demo⸗ 
ratie zu ſchaffen, vollkommen geſcheitert iſt, läßt ſich nicht rütteln. Ein 
Zweifel daran beſtand ja von vornherein nicht, aber es iſt ganz gut jo, daß 
er ſchon zehnmal geſcheiterte Verſuch zum elften Male geſcheitert iſt. An 
ine Wiedergeburt des Liberalismus, an die Möglichkeit eines Bündniſſes mit 
dm, um die Junkerherrſchaft zu ſtürzen, können jetzt nur noch komplette 
Narren glauben. 

Inſoweit liegt die Sache klar, aber nicht ganz ſo klar liegen die Konſe⸗ 
luenzen, die ſich aus ihr ergeben. Das wehleidige Geſchrei, daß die Sozial⸗ 
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tariats zu ſchützen, mußte die alte abſolute Monarchie übergehen in die eigen 
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demokratie in erſter Reihe den Liberalismus bekämpfe, der ihr doch f 
näher ſtehe als ihr Todfeind, das Junkertum, findet immer noch meh 
hänger, als es finden ſollte, und führt in der Tat wohl dazu, den Kam 
gegen das Junkertum nicht energiſcher — denn er kann gar nicht energiſ 
genug geführt werden — aber doch ausſchließlicher zu führen, als ſich rech 
fertigen läßt und als namentlich vom praktiſchen Standpunkt aus nützlich i 
Das Junkertum lebt heute von Gnaden der Bourgeoiſie, und gerade wen 
man dem Junkertum ernſthaft an den Leib will, kann man die Bourgeois 
nicht hart und ſcharf genug treffen. | 

Der Lärm über die bewußte oder unbewußte Unterſtützung der abſolutiſtiſ 
feudalen Reaktion durch die deutſche Arbeiterbewegung iſt ſo alt wie die 


ſelbſt. Man weiß ja, wie mit dieſem Schwindel ſchon gegen Laſſalle gefochte 


wurde, und der brave Eugen Richter hat ſich all ſein Lebtag davon genähr 
Tatſächlich fand aber bis zu einem gewiſſen Grade das gerade Gegenteil ſtat 
hätte die Bourgeoiſie ſonſt nur gewollt, ſo hätte die neu entſtehende Arbeite 
bewegung ihren eigenen Emanzipationskampf nicht gehindert, ſondern geförder 
nicht nur inſofern, als die Sozialdemokratie ſtets bereit war, der Bourgeois 
willige Gefolgſchaft zu leiſten, wenn es bürgerliche Reformen zu erkämpfe 
galt, als auch in dem allgemeinen Sinne, daß die Arbeiterbewegung der R 
gierung ſelbſt die Junkerherrſchaft immer unerträglicher machte., Die ſeit den 
Jahre 1840 langſam verweſende Monarchie hatte den Kampf zwiſchen Ad 
und Bourgeoiſie, worin ſie das Gleichgewicht erhielt, zur Grundbedingun 
gehabt; ſobald es darauf ankam, nicht mehr den Adel gegen das Andränge 
der Bourgeoiſie, ſondern alle beſitzenden Klaſſen gegen das Andrängen des Prol⸗ 


für dieſen Zweck herausgearbeitete Staatsform: in die bonapartiſtiſche Monarchi 


Engels hat dieſen Entwicklungsprozeß in den ſiebziger Jahren des vorige 
Jahrhunderts eingehend geſchildert, in ſeiner Abhandlung über die Wohnung: 
frage und auch ſonſt. Er hob zugleich hervor, daß dieſer Übergang der größt 
Fortſchritt geweſen ſei, den Preußen ſeit 1844 gemacht habe. Preußen wa 
eben immer noch ein halb feudaler Staat, und der Bonapartismus iſt jeden 
falls eine moderne Staatsform, die die Beſeitigung des Feudalismus zu 
Vorausſetzung hat. Preußen mußte ſich alſo entſchließen, mit ſeinen zahlreiche 
feudalen Reſten aufzuräumen, und das Junkertum als ſolches opfern. E 
geſchah natürlich in der mildeſten Form und nach der beliebten Methode 
Immer langſam voran. Als Beiſpiel führte Engels damals die vielberühmt 
Kreisordnung an, die von den Junkern ſo heftig angefochten wurde, daß di 
Regierung eines Pairsſchubs bedurfte, um den Widerſtand des Herrenhauſe 
zu brechen. Die Kreisordnung hob die feudalen Vorrechte des einzelnen Junker 
auf ſeinem Gut auf, aber nur um ſie als Vorrechte des geſamten Großgrund 
beſitzes für den Kreis herzuſtellen. „Die Sache bleibt, nur wird fie aus den 
feudalen in den bürgerlichen Dialekt überſetzt. Man verwandelt den al 
preußiſchen Junker in ſo etwas wie einen engliſchen Squire, und er braucht 
ſich gar nicht ſo ſehr dagegen zu ſträuben, denn der eine iſt jo dumm wi 
der andere.“ b RD 
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Abſchaffung des Feudalismus iſt nun aber, poſitiv ausgedrückt, Herſtellung 
rgerlicher Zuſtände. In demſelben Maße, wie die Adelsprivilegien fallen, 
ſebürgerlicht ſich die Geſetzgebung. Es war nun begreiflich, daß die Re⸗ 
erung, wenn fie genötigt war, bürgerliche Reformen durchzuführen, fie aufs 
igſte beſchränkte, fie als ein der Bourgeoiſie gebrachtes Opfer, als ein den 
infern mit Mühe und Not entriſſenes Zugeſtändnis darſtellte, wofür die 
hurgeoiſie der Regierung nun auch wieder Zugeſtändniſſe machen müſſe. 
gas ſich aber keineswegs begreifen, oder wenn ſchon begreifen, jo doch keines⸗ 
gs verzeihen ließ, das war die Taktik der Bourgeoiſie, die auf dieſe Täuſchung 
iging, obwohl ſie ſich über den Sachverhalt vollkommen klar war. Daraus 
tand dann der ſtillſchweigende Vertrag, der die ſtumme Grundlage aller 
gichstagsverhandlungen in den ſiebziger Jahren bildete. Einerſeits refor⸗ 
erte die Regierung die Geſetze im Schneckengalopp im Intereſſe der Bour⸗ 
Hiſie, beſeitigte fie die feudalen und kleinſtaatlichen Hinderniſſe der kapita⸗ 
ſiſchen Produktionsweiſe, ſchaffte fie Gewichts-, Maß⸗ und Münzeinheit, 
(werbefreiheit uſw., ſtellte dem Kapital durch die Freizügigkeit die deutſchen 
beitskräfte zur unbeſchränkten Verfügung, begünſtigte Handel und Schwindel. 
dererſeits überließ die Bourgeoiſie der Regierung alle wirkliche politiſche 
acht, votierte Anleihen, Steuern und Soldaten und half alle neuen Reform⸗ 
ſetze ſo abfaſſen, daß die alte Polizeigewalt über mißliebige Individuen in 
ler Kraft blieb. So erkaufte die Bourgeoiſie ihre allmähliche geſellſchaft⸗ 
Ihe Emanzipation mit dem ſofortigen Verzicht auf ihre eigene politiſche Macht. 
s war um ſo unverzeihlicher, als fie ſowohl bei ihrer geſellſchaftlichen Eman⸗ 
nation als auch bei ihrem Streben nach politiſcher Macht gegenüber der 
7 5 und dem Junkertum die Arbeiterklaſſe hinter ſich hatte. Allein gerade 

Furcht vor der Arbeiterbewegung, und keineswegs die Furcht vor der 
gierung, machte der Bourgeoiſie jenen Pakt mit der Krone und dem Junker⸗ 
im annehmbar, bei dem ſie ſelbſt jo ſchlecht abſchnitt. 

Dieſer Zuſammenhang der Dinge war allen geſcheiten Leuten ſchon vor 
eißig Jahren klar, jedoch was ſelbſt den geſcheiteſten Leuten damals noch 
neswegs einleuchtete, das war die Möglichkeit eines Verzichtes der Bour⸗ 
fie ſelbſt auf ihren Schneckengalopp. Engels ſchrieb 1874 in einem heute 
ſegeſſenen Artikel: „Somit hat Preußen das ſonderbare Schickſal, ſeine bürger⸗ 
he Revolution, die es 1808 bis 1813 begonnen und 1848 ein Stück weiter⸗ 
führt hat, Ende dieſes Jahrhunderts in der angenehmen Form des Bona⸗ 
1 Ai zu vollenden. Und wenn alles gut geht und die Welt fein ruhig 

bt und wir alle alt genug dazu werden, jo können wir es vielleicht im 
ahre 1900 erleben, daß die Regierung in Preußen wirklich alle feudalen 
nrichtungen abgeſchafft hat, daß Preußen endlich auf dem Punkt ankommt, 
Frankreich 1792 ſtand.“ Man ſieht daraus, wie ſehr Engels, dem man 
wiß keine beſondere Vorliebe für die deutſche Bourgeoiſie vorwerfen kann, 
dennoch überſchätzt hat; wenn er meinte, daß ſie es im Jahre 1900 über 
er endlich davon getragen haben werde, ſo iſt ſie vielmehr 1908 völlig 

Schlepptau der Junker; im Reichstagsblock wird ſie nur als Stimmvieh 
zählt und im Landtag, mit ſeinem ſo recht auf ihre plutokratiſchen Intereſſen 
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zugefchnittenen Wahlrecht, bildet ſie eine ohnmächtige Minderheit gegen 
der junkerlichen Mehrheit. 

Natürlich iſt gar nicht daran zu denken, daß eine ſolche hiſtoriſche Er 
wicklung jemals aus ſich ſelbſt heraus umſchlagen, daß die deutſche Bourgeoi 
ſich politiſch wiederfinden könne, und wenn es wirklich Illuſionäre geb 
ſollte, die ſich bisher mit ſolchen Gedanken getragen haben, ſo ſind ſie dur 
den Ausfall der preußiſchen Landtagswahlen eines anderen belehrt worde 
Eben deshalb darf man ſich nun aber keinen Täuſchungen mehr darüber hi 
geben, wo die eigentliche Wurzel der Junkerherrſchaft ſteckt, keinen Täuſchung 
darüber, daß es nichts hilft, bloß auf den Sack zu ſchlagen, wenn man A 
auch den Eſel trifft, der den Sack trägt. Allerdings heißt es im Komm 
niſtiſchen Manifeſt, daß die Sozialdemokratie mit der Bourgeoiſie gegen d 
abſolute Monarchie und das feudale Grundeigentum kämpfen müſſe, ab 
wohlgemerkt unter der Vorausſetzung, daß die Bourgeoiſie revolutionär ar 
trete, und wenn Marx zur Zeit des preußiſchen Verfaſſungskonfliktes mein 
er habe bei Abfaſſung des Kommuniſtiſchen Manifeſtes vorausgeſetzt, d 
deutſche Bourgeoiſie werde immer mindeſtens ſo viel Kampfluſt und Selb 
bewußtſein bewähren wie in den vierziger Jahren, ſo ſind wir heute über d 
holden Wahn hinaus, daß ſie auch nur noch jenes geringe Maß von Kam 
luſt und Selbſtbewußtſein beſitze, das ſie in den zo des Pre DENE 80 
fliktes noch aufzutreiben wußte. 

Verkannt ſoll deshalb keineswegs werden, daß ſie ihre hiſtoriſche Schu 
keit, die fie auf politiſchem Gebiet jo jammervoll vernachläſſigt, ſeit 1848 m 
namentlich ſeit 1870 auf ökonomiſchem Gebiet in vollem Maße getan hat. € 
hat einen großen Handel und große Induſtrien geſchaffen, und fie entwick 
die kapitaliſtiſche Produktionsweiſe in einem Umfang, der ein immer zal 
reicheres Proletariat erzeugt, drillt und ſchult. Dieſen Ruhm kann ſie n 
Recht beanſpruchen, und wenn es auch ſehr wider ihren Willen geſchieht, 
macht ſie dadurch ihre politiſchen Sünden doch wieder gut. In dem Maf 
wie ſie ſich unter die Füße des Junkertums wirft, entfremdet ſie ſich die 2 
beiterklaſſe, und indem ſie das Rad der hiſtoriſchen Entwicklung rückwärts 
drehen ſucht, beſchleunigt ſie ſeinen Gang nach vorwärts. | | 

Daran iſt nun einmal nichts zu ändern, und am törichteſten wäre es, wer 
die Sozialdemokratie durch ein Entgegenkommen oder auch nur ein ſchonend 
Schweigen die ſelbſtmörderiſche Politik der Bourgeoiſie hemmen wollte. Di 
würden ihr die braven Bourgeois als ein Zeichen innerer Schwäche auslege 
und an ihrem Teil um ſo übermütiger werden. Wenn ſie durch die unzählig 
Niederlagen, die ſie ſeit vierzig Jahren erlitten haben, nicht zu bekehren ur 
zu belehren geweſen ſind, ſo werden ſie es durch Güte noch viel weniger ſei 

Und alles in allem — welchen Grund haben wir, uns zu beklagen, wer 
die Bourgeoiſie ökonomiſch immer neue Proletarier ſchafft und jedem ne 
geſchaffenen Proletarier politiſch gleich jede Hoffnung benimmt? Das iſt 4 
unſer Intereſſe, und wir haben uns nur zu hüten, durch unzeitige Schonur 
des Liberalismus in den eigenen Reihen trügeriſche Hoffa gen zu erwecke 
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| 
die Väter des Sprachenparagraphen. A 
7 Von Otto Hus. „ 
1 


Auf dem internationalen Bergarbeiterkongreß in Paris teilte der Vertreter 
r polnischen Gewerkvereinsdelegation mit, ſein Geſuch an den Regierungs⸗ 
zäſidenten von Arnsberg, dieſer möge gemäß dem Abſatz 4 im § 12 
zprachenparagraph, urſprünglich § 7) in den öffentlichen Gewerkvereins⸗ 
rſammlungen den Gebrauch der polniſchen Sprache geſtatten, habe der Re⸗ 
erungspräſident abſchlägig beſchieden! Eine Woche ſpäter hat auf dasſelbe 
eſuch der Regierungspräſident von Münſter gleichfalls ablehnend ge⸗ 
ıtwortet, ohne Angabe irgendwelcher Gründe! Das ſozialdemokratiſche Miß⸗ 
auen gegen die Ehrlichkeit der Regierungserklärung, das Geſetz ſolle loyal, be⸗ 
ders tolerant auf gewerkſchaftliche Veranſtaltungen angewendet werden, war 
ſo vollauf berechtigt. Schon die preußiſchen Ausführungsbeſtimmungen zum 
eichsgeſetz ließen einen Blinden mit dem Stocke fühlen, wozu das Geſetz gebraucht 
erden ſoll. Während in den ſüddeutſchen Bundesſtaaten die Ausführungs⸗ 
eſtimmungen ausdrücklich die wirtſchaftspolitiſchen Arbeiterorganiſationen von 
ner Reihe der ſonſt vorgeſehenen Bewegungsbeſchränkungen ausnehmen, 
ben die preußiſchen Ausführungsbeſtimmungen den unteren Verwaltungs⸗ 
hörden Anweiſung zur Geſetzesanwendung im möglichſt reaktionären Sinne. 
ie Beſcheide der Regierungspräſidenten von Arnsberg und Münſter in 
gachen des Sprachenparagraphen beſtätigen, was die ſozialdemokratiſchen 
tedner im Reichstag über die Väter des Sprachenparagraphen geſagt haben: 
3 find die Großinduſtriellen, ſpeziell die rheiniſch-weſtfäliſchen. 
| Als ich dieſes am 4. April dieſes Jahres im Reichstag erklärte, dementierte 
as der Staatsſekretär Herr v. Bethmann⸗Hollweg und berief ſich auf 
gendes Dementi, veröffentlicht in der Tagespreſſe im Januar dieſes Jahres: 
| „Gegenüber den Preßerörterungen über den S 7 des Vereinsgeſetzentwurfes 
erkläre ich namens der Mitglieder der Deputation des zweiten deutſchen Arbeiter⸗ 
kongreſſes, die am 24. Oktober 1907 in Klein⸗Flottbeck vom Reichskanzler empfangen 
worden iſt, daß der Reichskanzler bei dieſer Gelegenheit die ihm unterſchobene 
Außerung, der 8 7 ſei auf Veranlaſſung der der nationalliberalen Partei nahe⸗ 
ſtehenden rheiniſch⸗weſtfäliſchen Industriellen in den Entwurf hineingekommen, 
weder dem Wortlaut noch dem Sinne nach getan hat. 

„die Meldung, ein Mitglied der Deputation habe eine diesbezügliche Mit⸗ 
teilung in die Preſſe gelangen laſſen oder veranlaßt, beruht auf Unwahrheit. 
Franz Behrens, Mitglied des Reichstags.“ 


Zu dieſer Erklärung des Herrn Behrens möchte ich bemerken, daß ſie nicht 
en vollen Beifall aller Mitglieder der erwähnten Deputation gefunden hat; 
uf ſeine Umfrage, ob er (Behrens) das Dementi in dieſer Form veröffent⸗ 
ichen ſolle, teilte ihm ein Deputationsmitglied mit, ganz ſo wäre es nicht 
eweſen! Wie „es geweſen iſt“, hat, nachdem das Dementi Behrens erſchienen 
dar, das Berliner Zentrumsblatt „Germania“ mitgeteilt — nicht das „Ber⸗ 
iner Tageblatt“, wie Behrens mit Wiedebergs Poſtkarte, die er in der Reichs⸗ 
agsſitzung vom 8. April dieſes Jahres verlas, aus naheliegenden Gründen 
lauben machen wollte. Unſer erſter Fraktionsredner zum Sprachenparagraphen, 
Benoſſe Legien, hat darüber nach dem Stenogramm in der Reichstags⸗ 


zung vom 4. April folgendes ausgeführt: 
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„Es fragt ſich nur, wer eigentlich wohl die Anregung zu dieſem Sprache 
paragraphen gegeben hat. Es iſt behauptet worden, daß die Anregung vo 
nationalliberalen rheiniſch-weſtfäliſchen Großinduſtriellen gekomme 
ſei. (Hört, hört! bei den Sozialdemokraten und in der Mitte.) Dem wurde vo 
der Regierungspreſſe widerſprochen. Daraufhin erklärte das Zentrumsorgan, di 
„Germania“ der Reichskanzler ſelbſt habe der Deputation des chriſtlich 
nationalen Arbeiterkongreſſes gejagt, nationalliberale rheiniſch 
weſtfäliſche Induſtrielle hätten den Sprachenparagraphen beantrag 
und gewünſcht. (Lebhafte Rufe: Hört, hört! bei den Sozialdemokraten.) Darauf 
hin tritt ein Mitglied dieſer Deputation, der Abgeordnete Behrens, der Vol 
ſitzende des chriſtlichnationalen Arbeiterkongreſſes und Sekretär des chriſtliche 
Bergarbeiterverbandes, mit einer Erklärung hervor, es wäre an dieſer Dar 
ſtellung kein wahres Wort. Demgegenüber ſagt nun aber wieder die, Germania 
daß der ſtrittige Ausſpruch von dem Herrn Reichskanzler dem Zentrums 
ab geordneten Wiedeberg, dem Vorſitzenden des chriſtlichen Bauarbeiter 
verbandes und Mitglied der chriſtlichnationalen Deputation gegenüber getan je 
(hört, hört! bei den Sozialdemokraten), und fügt wörtlich hinzu, was ich mit Er 
laubnis des Herrn Präſidenten verleſen will: 1 


„Wiedeberg machte den Reichskanzler darauf aufmerkſam, daß der ſchon in 
Oktober bekannte Sprachenartikel namentlich die Organiſation der chriftlichen 
Bauarbeiter ſchwer ſchädigen müſſe (hört, hört! bei den Sozialdemokraten), di 
in dieſer Branche viele fremdſprachige Arbeiter beſchäftigt ſeien; er bat namen 
der Arbeiterſchaft, doch eine ſolche Beſtimmung nicht in den Entwurf aufzu 
nehmen. Darauf tat der Reichskanzler den von uns mitgeteilten Ausſpruch 
(Hört, hört! bei den Sozialdemokraten.) Es war ganz ſelbſtverſtändlich, daß die 
Antwort, die noch einen Ohrenzeugen hatte, ſofort nach der Beendi 
gung der Deputation beſprochen wurde, zumal da der zweite deutſch 
chriſtlichnationale Arbeiterkongreß ſich gerade gegen den Sprachen 
artikel gewendet hatte. Die Antwort des Reichskanzlers hat in den Reihen de 
Deputation großes Befremden hervorgerufen, weil der Reichskanzler eine be 
ſtimmte Partei für den Artikel 7 verantwortlich machte. Wir müſſen aber noch 
hinzufügen, daß unſere Kenntnis der Dinge auf den Abgeordneten Wiedeber 
weder direkt noch indirekt zurückzuführen iſt. Aber wenn er reden will über dieſ 
Mitteilungen des Reichskanzlers, dann wird er die Richtigkeit unſerer Meldung 
nur beſtätigen müſſen. (Hört, hört! bei den Sozialdemokraten.) Ri 


„Vielleicht werden wir Gelegenheit bekommen, aus authentiſchem Munde zi 
hören, ob wirklich auf Anregung nationalliberaler rheiniſch⸗weſtfäliſcher Groß 
induſtrieller dieſer Sprachenparagraph in den Vereinsgeſetzentwurf eingefüg 
worden iſt. Nach dem Wortlaut, den der §7 der Regierungsvorlage und genau 
ſo nach dem Wortlaut, den er nach den Beſchlüſſen der Kommiſſion bekommen 
hat, kann man allerdings annehmen, daß er in dem Bureau des Verbande; 
rheiniſch⸗weſtfäliſcher Großinduſtrieller gemacht iſt. (Sehr gut! bei den Sozial 
demokraten.) Er iſt direkt darauf zugeſchnitten, die rheiniſch⸗weſtfäliſchen Groß 
induſtriellen an der Ausbeutung fremdſprachiger Arbeiter nicht zu behindern 
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) Gerade in der Kommiſſionsfaſſung 
nimmt der §7 der Arbeiterſchaft jede Möglichkeit, die von den Unternehmern 
nicht nur in Rheinland⸗Weſtfalen, ſondern in allen Teilen Deutſchlands zur 
Streikbrecherarbeit herangezogenen Arbeiter über die wirtſchaftlichen Kämpfe auf 
zuklären. Meine Herren, halten Sie feſt daran, daß im Gegenſatz zu den Be 
ſtimmungen des S 3, in dem als meldepflichtig und der überwachung unterſtehend 
öffentliche Verſammlungen anzuſehen ſind, in denen politiſche Angelegenheiten 
(politiſche Verſammlungen) erörtert werden, § 7 in der Kommiſſionsfaſſung jagt: 
Verhandlungen in öffentlichen Verſammlungen ſind in deutſcher Sprache zu 
führen. (Hört, hört! bei den Sozialdemokraten.) Das iſt der große Unterfchien: 
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33 ſpricht von politiſchen Verſammlungen, S7 aber von allen öffentlichen Ver⸗ 
Yammlungen.“ 


Eine Antwort erhielt Legien auf feine doch gewiß deutliche und für die 
nurteilung des Geſetzes hochwichtige Frage weder vom Regierungstiſch, noch 
men die herausgeforderten Abgeordneten Behrens und Wiedeberg zur Auf⸗ 
kung das Wort! Sie wären dazu die Nächſten geweſen, denn ihnen war 
in dem Zentrumsblatt die genaue Kenntnis der Vorgänge in Klein⸗Flottbeck 
geſchrieben worden. 

Das veranlaßte mich, am ſelben Tage die Sache wieder anzuſchneiden, 
d ich verſuchte, durch präziſe Frageſtellung die Wiſſenden zum Sprechen zu 
ingen. Deshalb erweiterte ich die Erörterung und führte aus: 

„Ich habe gejagt, der § 7 könnte auf dem Bureau des Zentralverbandes 
der deutſchen Induſtriellen gemacht worden ſein, und frage nun den Herrn 
Staatsſekretär v. Bethmann⸗Hollweg, ob es richtig iſt, was mein Freund Legien 
hier ausgeführt hat, daß, als vor einigen Monaten die Deputation chriſtlich⸗ 
nationaler Arbeiter beim Reichskanzler Fürſten Bülow in Flottbeck war, bei dieſer 
Gelegenheit der Reichskanzler, der oberſte Beamte des Reiches, dieſer Arbeiter⸗ 
deputation geſagt hat, entweder: dieſer Paragraph iſt nicht von der 
Regierung gewünſcht worden (hört, hört! bei den Sozialdemokraten), 
ſondern er iſt von den rheiniſch-weſtfäliſchen Großinduſtriellen ge— 
wünſcht worden — das iſt die eine Verſion; ich will aber, um Aus⸗ 
flüchte zu verhüten, auch noch fragen: oder hat der Herr Reichs- 
kanzler der Arbeiterdeputation erklärt, daß dieſer 87 nicht auf Ver⸗ 
anlaſſung der Regierung, ſondern auf Wunſch der nationalen, ins⸗ 
beſondere der nationalliberalen Partei in das Geſetz gekommen iſt, 
oder lauteten die Worte des Reichskanzlers etwa ähnlich ſo?! Meine 
Herren, ich habe die Frage an den Herrn Staatsſekretär gerichtet — und glaube, 
ſie iſt im Intereſſe der Aufklärung über die Geſchichte dieſes Paragraphen ſehr 
wichtig —, möchte die Aufforderung auch an den Herrn Abgeordneten Behrens 
richten — er hat ja die Deputation geführt und bisher auf die betreffenden Aus⸗ 
führungen des Abgeordneten Legien nicht geantwortet —, daß er uns genau 
ſagt, was der Reichskanzler über dieſen für unſere Gewerkſchaftsbewegung hoch⸗ 
wichtigen Paragraphen geſagt hat. (Sehr gut! bei den Sozialdemokraten.) 

| „Kollege Legien hat auch ſchon angeführt, daß ſich die ‚Germania‘ bei der 
Darſtellung auf das Zeugnis des Herrn Kollegen Wiedeberg beruft. 
Wir haben alſo zwei kundige Herren hier — es wäre ſehr vorteilhaft, 
die Sache gleich hier zu erledigen —, die der Deputation beigewohnt haben, die 
aus dem Munde des Fürſten Bülow entweder die eine oder die andere Erklä— 
rung über den § 7 gehört haben. Alſo, Herr Behrens, wir warten auf Auf⸗ 
klärung. Wir werden ja hören, was der Herr Staatsſekretär darauf ſagt. Ich 
behalte mir vor, dann bei anderer Gelegenheit — ich glaube, der Schluß der 
Debatte wird ja gleich eintreten — mit den notwendigen Aktenſtücken auf die 
hochwichtige Sache zurückzukommen. 

Ich behaupte poſitiv, daß dieſer § 7 auf Beſtellung des Zentralverbandes 
deutſcher Induſtrieller geſchaffen iſt. (Hört, hört! bei den Sozialdemokraten.) 
Ich behaupte es deswegen poſitiv, weil eine andere Erklärung für 
die merkwürdige Faſſung, in der der Paragraph vorliegt, gar nicht 
möglich iſt.“ 

Hierauf gab der Staatsſekretär eine Antwort, die ſich auf die oben ab⸗ 
edruckte Erklärung des Abgeordneten Behrens ſtützte, aber an der Eventual⸗ 
cage, ob nicht doch ſogenannte „nationale“ Parteien oder Parteigruppen der 
tegierung den Sprachenparagraphen ſuggerierten, glatt vorbeiging, vielmehr 


N 5 e 


448 


den Eindruck erweckte, als ob der gewerkſchaftsfeindliche Paragraph d 
eigenen Initiative der Regierung entſprang. 1 
Daß dies falſch ſei, wurde ſofort vom Abgeordneten Korfanty konſtatier 
der gleich mir, aber von anderer Seite, Informationen über die aan 
Unterredung in Klein⸗Flottbeck erhalten hatte. Korfanty ſagte: 3 
„Meine Herren, trotzdem ſich der Herr Staatsſekretär hier auf das Demen | 
der ‚Norddeutfchen Allgemeinen Zeitung‘ berufen hat, trotzdem der Herr Staatz 
ſekretär hier das Dementi des Herrn Kollegen Behrens vorgeleſen hat, trotzder 
er dann erklärt hat, daß der 8 7 nicht beſtellte Arbeit ſei, kann ich erklären 
daß der Herr Reichskanzler an zwei Mitglieder der Arbeiterdepu 
tation die Worte gerichtet hat, es ſei nicht die Abſicht der Regie 
rung geweſen, dieſen Paragraphen in den Geſetzentwurf aufzu 
nehmen (hört, hört! bei den Polen), dieſer S 7 jet ausdrücklich au 
Wunſch der ſogenannten nationalen Parteien, insbeſondere Bel 
nationalliberalen Partei, in den Geſetzentwurf aufgenommen worder 
(Unruhe bei den Nationalliberalen.) Das jagt ein Teilnehmer der Deputatio 
trotz der Ableugnung des Herrn Abgeordneten Behrens, und ich glaube, Her 
Behrens ſollte den Mut haben, das, was er aus dem Munde de 
Reichskanzlers gehört hat, auch hier öffentlich zu beſtätigen. Sa 
meine, dieſe Behauptung wird trotz des Dementis und trotz der Erklärung auf 
rechterhalten, und ich glaube, es können auch Zeugen dafür auftreten. Es iſt j 
auch gar nicht zu verwundern, daß die Stellung der Nationalliberalen eine der 
artige geweſen iſt. Zu dem, was der Herr Kollege Hus hier ausgeführt en 

kann ich auch Beiſpiele aus der preußiſchen Geſetzgebung anführen.“ | 


Auf dieſe beſtimmte Behauptung, die ſich auf poſitive Mitteilungen de 
Kundigen ſtützte, ſchwieg der Staatsſekretär, ſchwieg auch Herr Behrens, ob 
gleich ihm wenigſtens im Rahmen einer perſönlichen Bemerkung die Möglich 
keit zur Erklärung gegeben war. Behrens ſtimmte gleich darauf fie da 
Sprachenparagraphen! | 

In der dritten. Leſung, am 8. April, kam deswegen unſer Fraktion 
Genoſſe Ledebour, auf die Angelegenheit zurück, ſagte, die Regierungs 
erklärung über die Entſtehung des Sprachenparagraphen ſei ungenügend 
höchſt befremdend — auch das Schweigen des Abgeordneten Behrens; dieſe 
müſſe mit der Sprache heraus. Erſt da bequemte ſich Herr Behrens zu einen 
kurzen Speech, der gar nicht auf die Bedeutung des Paragraphen einging 
ſondern nur das im Januar von dem Herrn in der Preſſe veröffentlichte, in 
zwiſchen von der „Germania“ unter genauer Namensnennung unbedingt be 
ſtrittene Dementi wiederholte. Die „Germania“ nannte den Zentrumsabgeord 
neten Wiedeberg als den Wiſſenden; er hat nicht dementiert! Abgeordneten 
Korfanty berief ſich auf einen anderen Gewährsmann, auch dieſer ſchwieg 
Ich hatte mich abermals zum Worte gemeldet, um das der Regierungs 
erklärung und Herrn Behrens entgegenzuhalten, was mir an Tatſachenmateria 
gegen die Dementierung der Klein⸗Flottbecker Vorgänge bekannt geworden war 
Mir wurde prompt das Wort abgeſchnitten durch die Blockguillotine, wa 
um ſo frappanter war, als gerade vorher der Regierungsvertreter eine neue 
diesmal aber merkwürdig modifizierte Abſtreitung vorgenommen hatte. Dei 
Staatsſekretär Herr v. Bethmann⸗Hollweg verlas folgende Erklärung: 

„Der Herr Reichskanzler hat im Oktober 1907 in Flottbeck eine Deputakknl 
des zweiten deutſchen Arbeiterkongreſſes empfangen. Nachdem der Führer der 
Deputation eine Anſprache gehalten und der Reichskanzler dieſe A er⸗ 
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widert hatte, verweilte der Reichskanzler noch einige Zeit im Geſpräch mit den 
Delegierten, das ſich um verſchiedene politiſche und ſoziale Fragen drehte. Als 

von einigen Delegierten Bedenken gegen die in §7 geſetzgeberiſch 
formulierten Maßnahmen geäußert wurden, hob der Herr Reichs- 
kanzler einerſeits hervor, daß dieſe Maßnahmen der von ihm ſeit 
ſeinem Amtsantritt ſtetig verfolgten Oſtmarkenpolitik entſprächen, 
andererſeits aber ſeines Wiſſens auch von großen Parteien gewünſcht 

würden. (Hört, hört! bei den Polen, bei den Sozialdemokraten und in der 
Mitte.) Die angeſtrebte Rechtseinheit auf dem Gebiet des Vereins⸗ und Ver⸗ 
ſammlungsrechtes könne nur zuſtande kommen, wenn alle Gruppen der Mehrheit 
für den Entwurf einträten. Der Herr Reichskanzler hat mit keiner Silbe geſagt, 
daß 587 auf Einwirkung oder Wünſche induſtrieller Kreiſe und ſpeziell rheiniſch⸗ 

weſtfäliſcher Induſtrieller zurückzuführen wäre. Eine ſolche Außerung konnte der 
Reichskanzler ſchon deshalb nicht machen, weil eine derartige Einwirkung oder 
Anregung weder direkt noch indirekt in irgend einer Form an den Reichskanzler 
herangetreten iſt.“ 


Dieſe Regierungserklärung unterſcheidet ſich ſehr e von der, die 
am 4. April abgegeben wurde! Damals ſollte der Paragraph der ureigenen 
Initiative der Regierung entſprungen ſein, von fremder Einwirkung war auch 
nicht bedingt die Rede. Nun hörten wir, daß der Reichskanzler am 4. Ok⸗ 
tober 1907 zu der chriſtlichnationalen Arbeiterdeputation doch immerhin von 
„großen Parteien“ geſprochen hat, die „ſeines Wiſſens“ den Sprachen⸗ 
paragraphen wünſchten!!! Welche „großen Parteien“ ſind gemeint? Hier iſt 
feſtzuhalten, daß ſowohl mir wie dem Abgeordneten Korfanty, 
und zwar von verſchiedener Seite, mitgeteilt wurde, der Reichs— 
kanzler habe von der nationalliberalen Partei geſprochen mit 
Wendungen, die unſere Gewährsleute zu der Anſchauung brachten, 
es handle ſich um großinduſtrielle nationalliberale Kreiſe, denen 
allerdings mit dem gewerkſchaftlichen Knebelparagraphen ein 
Dienſt geleiſtet wurde! Zum Überfluß hat ja auch das Berliner Zentrums⸗ 
organ „Germania“ poſitiv, mit Berufung auf Wiſſende, die nicht widerſprochen 
haben, dasſelbe behauptet. Außerdem deutet die eigentümliche Faſſung des 
Paragraphen auf weſtdeutſchen großinduſtriellen Urſprung hin. Was 
wollen dagegen ſich obendrein widerſprechende Regierungserklärungen beſagen, 
abgegeben in einer hochkritiſchen Situation, in der die Entſcheidung über den 
heißumſtrittenen Paragraphen ſehr in Frage geſtellt war? 

Wäre denn die Fabrikation eines Arbeiterknebelungsgeſetzes auf groß⸗ 
induſtrielle Beſtellung in Preußen⸗Deutſchland etwas Unerhörtes? Bei der 
Zuchthausvorlage 1899 haben wir auch erlebt, daß die Regierungsorgane 
jede fremde Einwirkung auf die Geſetzesvorlage entrüſtet beſtritten — bis die 
Veröffentlichung des zwölftauſend Mark-Bettelbriefes alle offi- 
ziellen Dementis als Lügen entlarvte! Wir haben am 4. April 1908 
vom Regierungstiſch auch die feierliche Verſicherung gehört, der Sprachen: 
paragraph ſolle nicht auf gewerkſchaftliche Veranſtaltungen Anwendung finden. 
Heute liegen uns die preußiſchen Ausführungsbeſtimmungen vor, uns liegen 
vor die ſchwerwiegenden Beſcheide der Regierungspräſidenten von Arnsberg 
und Münſter, die evident beſtätigen, was Legien, Ledebour und ich über die 
wahre Tendenz des Sprachenparagraphen ſagten, nämlich daß er zur Unter⸗ 
drückung der gewerkſchaftlichen Agitation unter den nicht Deutſch ſprechenden 
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Natürlich kann ein ſchlüſſiger Beweis dafür, daß der Paragraph auf Beſtellung 
oder Anregung der Großinduſtrie entſtanden iſt, nicht geführt werden, weil 
die Kundigen oder Schuldigen beſtreiten oder ſchweigen. Aber der Indizien⸗ 
beweis iſt vollſtändig erbracht, die nunmehr erfolgten Beſcheide der Reger „ 
präſidenten von a und Münſter ſchließen die Beweiskette. „ 


II. 

Im Reichstag wurde von ſozialdemokratiſcher Seite ausgeführt, der Spi 
paragraph bezwecke nicht die „Germaniſierung“ der Fremdſprachigen — wozu 
wir Sozialdemokraten auch nicht die Hand bieten, weil wir in der freien und 
friedlichen Entfaltung jeder Nationalität das Heil der Völker erblicken —, 
ſondern ſei ein wohlüberlegtes Ausnahmegeſetz gegen die Arbeitergewerkſchaften, 
ſolle die fremdſprachigen Arbeiter ſoviel wie nur möglich von den deutſchen 
ſeparieren, den nach billigen, landfremden Zuzüglern lüſternen Großinduſtriellen 
die Bildung von Lohndrücker⸗ und Streikbrecherkolonnen erleichtern. (Dieſelbe 
Bedeutung gab dem Paragraphen auch der Vertreter des polniſchen Gewerk⸗ 
vereins auf dem internationalen Bergarbeiterkongreß in Paris.) Die Regierung 
beſtritt das, um damit die Anſchuldigung zurückzuweiſen, der Paragraph ſei 
von den „nationalen“ Großinduſtriellen gewünſcht. Was aber auch beſtritten 
werden mag, hier führt uns die Beantwortung des cui bono? auf die Spur 
der Geſetzesväter! rue, nt? ai | 

Eben die Tatſache, daß der Sprachenparagraph unterſchiedslos auf alle 
öffentliche Verſammlungen angewendet werden ſoll, was gerade der ge⸗ 
werkſchaftlichen, auf öffentliche Verſammlungen unbedingt angewieſenen 
Aufklärungs⸗ und Organiſationsarbeit an die Gurgel fährt, veranlaßte die 
„chriſtliche Baugewerkſchaft“ vom 17. Mai 1908 zu ſchreiben: 

„Wenn ſchon der Paragraph als ein Ausnahmegeſetz gegen eine Minderheit 
grundſätzlich abzulehnen iſt, fo hat er auch zuſammen mit dem § 17 (Jugend⸗ 
lichenparagraph) eine ſchwere Hemmung berechtigter, notwendiger Beſtrebungen 
der organiſierten Arbeiter im Weſten und Südweſten Deutſchlands zur Folge. 
In dieſen Gegenden, wo Hunderttauſende von Arbeitern polniſcher, franzöſiſcher 
und italieniſcher Zunge beſchäftigt ſind — zum Teil von den Unternehmern als 
Lohndrücker herangezogen —, muß ein Verbot der fremden Sprachen in allen 
öffentlichen Verſammlungen eine ernſte Gefahr für die gewerbliche, ſoziale und 
kulturelle Arbeit bedeuten. | 

„Aller Vorausſicht nach wird, da das Geſetz gegen die Polen gerichtet it, 
den Franzöſif ch ſprechenden Deutſchen, den Litauern und Maſuren durch Landes⸗ 
geſetz die Erlaubnis zum Gebrauch ihrer Sprache in den öffentlichen Verſamm⸗ 
lungen gegeben werden. Die ſüddeutſchen Staaten werden vielleicht auch den 
ausländiſchen Arbeitern das gleiche Recht geben. In Preußen iſt dieſes Recht 
für ausländiſche Arbeiter kaum zu erwarten, weil die Regierung große Neigung 
zeigt, die fremdländiſchen Arbeiter von der Arbeiterbewegung möglichſt fernzu⸗ 
halten. Sie begegnet ſich darin mit dem Wunſche der meiſten N 
niſchen Großinduſtriellen.“ g 

Es iſt das Organ des Abgeordneten Wiedeberg, das hier deutlich auf. 
die Väter des Ausnahmegeſetzes hinweiſt! Herr Wiedeberg iſt in Klein⸗Flottbeck 
geweſen, auf ihn berief ſich die „Germania“! Dem Reichstag lag ein * 
dem lothringiſchen Großinduſtriellen Abgeordneten de Wendel mitunterzeich⸗ 
neter Antrag vor, der die Franzöſiſch ſprechenden Reichsländer vor dem Sprachen⸗ 
paragraphen zu behüten verſuchte. Dem wurde regierungsſeitig wohlwollende 
e zugeſagt, worauf die betreffenden lothringiſchen Abgeordneten 
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ir den Sprachenparagraphen ſtimmten! Nun arbeiten aber im lothringiſchen 
ergwerks⸗ und Hüttendiſtrikt auch viele Tauſende italieniſche Arbeiter. 
ne Petition der elſaß⸗ lothringiſchen Gewerkſchaftsleiter, den Gebrauch der 
nlieniſchen Sprache wie bisher in den öffentlichen Verſammlungen zu ges 
itten, wurde nach einer ausreichenden Erklärung des Regierungsvertreters 
den Landesausſchußpapierkorb verſenkt! Keiner der (nur bürgerlichen) Landes⸗ 
Wande nahm ſich der Petition entſchieden an. So erreichten die 
ren de Wendel und Genoſſen ihr Ziel; die lothringiſchen Großinduſtriellen 
ben durch die Unterbindung der gewerkſchaftlichen Agitation in italieniſcher 
brache mehr Ruhe vor der organiſierten Arbeiterſchaft des Minettegebiets 
kommen, die zu über 40 Prozent aus Italienern beſteht! Der Zweck des 
ſetzes iſt erreicht. Daß er nicht „nationaler“ Natur iſt, beſtätigte uns 
ch die „Deutſche Wacht“, Wochenſchrift der hakatiſtiſchen „Deutſchen Ver⸗ 
nigung“, in der zutreffend erörtert wird, wie der Sprachenparagraph zu 
ler ſtärkeren Separierung der Polen von den Deutſchen, insbeſondere im 
einiſch⸗weſtfäliſchen Induſtriegebiet, führen müſſe, was in gewerkſchaftlicher 
nficht lediglich dem Induſtrieherrentum zugute kommt. Ihr Sinnen und 
‚achten geht nicht auf eine Verſtändigung zwiſchen den von Werksagenten 
UAſſenhaft herangeſchleppten fremdſprachigen und den einheimiſchen Arbeitern, 
ſidern ihnen kommt es aus materiellen Gründen auf die Teilung der Prole⸗ 
ſcier an, um fie jo beſſer und länger beherrſchen zu können. In dieſem 
anne ſchrieb das Scharfmacherblatt, die „Rheiniſch⸗ Weſtfäliſche Zeitung“ am 
April 1908, zwei Tage nach der zweiten und zwei Tage vor der dritten 
oſtimmung über den Sprachenparagraphen: 

| „Nun iſt der Entwurf angenommen, und man muß mit ihm rechnen. Jetzt 
foll das Geſetz aber jo angewandt werden, daß alle feine Beſtimmungen ohne 
Ausnahmen in Wirkſamkeit treten. Es liegt in der Hand der Landesgeſetzgebung 
und der Landeszentralbehörde, daß in Preußen keine Abweichungen vom Inhalt 
des § 7 geſtattet werden. Wo die fremdſprachige anſäſſige Bevölkerung die 60 
vom Hundert nicht überſteigt, ſoll der Gebrauch der fremden Sprache ein für 
allemal ausgeſchloſſen werden. Dies gilt namentlich für den rheiniſch— 
weſtfäliſchen Induſtriebezirk.“ 


Natürlich, im rheiniſch⸗weſtfäliſchen Induſtriegebiet, wo ſich Hunderttauſende 
lniſche, tſchechiſche, italieniſche, ſloweniſche und andere nichtdeutſche Arbeiter, 
(gelockt von trügeriſchen Verſprechungen, angeſiedelt haben, auf vielen Werken 
er 50 Prozent der Belegſchaft bilden, da muß aus „nationalen“ Gründen 
5 Nebeneinanderleben und die gemeinſchaftliche Gewerkſchaftsaktion der Ein- 
imiſchen und der Zugewanderten mit dem Sprachenknebelgeſetz geſtört 
erden. Indem man den Gewerkſchaftsreferenten den Gebrauch der polniſchen, 
hechiſchen uſw. Sprache in den Werbeverſammlungen verbietet, verhindert 
ziehungsweiſ e erſchwert man die Annäherung der verſchiedenſprachigen Prole⸗ 
ſeier, züchtet man ſyſtematiſch die chauviniſtiſche Propaganda! Weniger die 
rteipolitiſche Agitation und Organiſation, die ſich viel leichter als die ge- 
elſchaftliche i in geſchloſſenen Vereinen und Konventikeln betätigen kann, trifft 
ir angeblich aus „nationalen Gründen“ entſtandene Sprachenparagraph, 
5 vielmehr Gewerkſchaften, deren Werbungstätigkeit vorzüglich in öffent⸗ 
hen Verſammlungen vor ſich gehen muß. 

Einige Tage bevor der Regierungsvertreter und ſein Kronzeuge, der Ab— 
ordnete Behrens beharrlich beſtritten, daß der Sprachenparagraph einer 
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1 
direkten oder indirekten Einwirkung von „nationaler“ großinduſtrieller Se 
feine Entſtehung verdanke, wurde in einem „national“ unverdächtigen Org 
mit dem Finger auf die eigentlichen Geſetzesväter hingewieſen. Es war d 
dem Herrn Abgeordneten Behrens ſehr naheſtehende „Weſtdeutſe 
Zeitung“ vom 2. April 1908! In dieſem Blatte iſt ſtets ein unbedingt 
Verbot der nichtdeutſchen Sprachen in allen Verſammlungen gefordert worde 
deshalb war es unwillig über die „Verwäſſerung“ des Sprachenparagraphe 
Argerlich entfuhren der „Weſtdeutſchen Zeitung“ folgende Eingeſtändniſſe:; 

„Wirkſam bleibt das ſtumpfe Schwert allein in Rheinland u 
Weſtfalen, wo es wohl keinen Kreis gibt, in dem die polniſche Bevölkern 
60 Prozent und mehr der Geſamtbevölkerung beträgt. Das heißt, die antinati 
nale Arbeiterbewegung unſerer Gegend kann durch das Kompromi 
geſetz zurückgedämmt werden. Doch iſt hier zu bedenken, daß ein ſehr groß 
Teil der in Weſtdeutſchland wohnenden Polen in chriſtlichen Verbänden organ 
ſiert iſt. Die chriſtliche Gewerkſchaftsbewegung muß alſo, wenn der 87 in ſein 
jetzigen Form Geſetzeskraft erlangt, eine rapide Flucht der fremdſprachigen C 
mente aus ihren Organiſationen befürchten. Das aber wäre zu bedauern. De 
die chriſtlichen Gewerkſchaften ſollen doch ein wachſendes Bollwerk gegen i 
ſozialdemokratiſchen Organiſationen bilden. Das aber vereitelt man, wenn m 
die Chriſtlichen ſchwächt. Und es iſt nicht ausgeſchloſſen, daß dieſe frem 
ſprachigen chriſtlichen Arbeiter durch ihre ungerechte politiſche Knebelung m 
mehr zur Geheimbündelei, Lohndrückerei und Streikbrecherei gedrängt würd 
zum Schaden der nationalen Gewerkſchaften. Alſo auch in dieſer Beziehun 
hapert's mit dem Kompromiß, weil man zu einſeitig auf die Bitt 
der Großinduſtriellen gehorcht hat, von denen die Anregung zu 
Sprachenzwange bekanntlich ausgegangen ſein ſoll.“ 1 | 


Damit ift der Katze die Schelle angehängt! Hier haben wir das Ei 
geſtändnis eines Blattes, das dem chriſtlichnationalen Deputationsfüht 
Behrens fo nahe ſteht wie nur irgend eines im Ruhrgebiet! Eingeſtanden wi 
daß ſich der Sprachenparagraph gegen die „antinationale Arbeiterbewegun 
in Rheinland⸗Weſtfalen richtet, hier eine noch größere Entfremdung und 90 
werkſchaftliche Knebelung der Proletarier bewirkt, alſo das Gegenteil von dei 
was die „nationalen“ Regierungserklärungen beſagen. Und das alles, „me 
man zu einſeitig auf die Bitten der Großinduſtriellen gehore 
hat“, von denen „bekanntlich“ die Anregung zu dem Gewerkſchaftskneb 
paragraphen ausgegangen „ſein ſoll“! Iſt es nicht wunderbar, daß das vf 
Herrn Abgeordneten Behrens fleißig bediente Blatt gleich uns aus der Ko 
ſtruktion des Paragraphen auf ſeine großinduſtrielle Vaterſchaft ſchließt 
Wie auch das Blatt des gleichfalls nach Klein⸗Flottbeck deputierten Abgeordnet 
Wiedeberg erklärt, mit dem Paragraphen komme man den Wünſchen d 
Großinduſtrie entgegen! Kommen nun noch hinzu die der ee 
rung entgegenftehenden Beſcheide der Regierungspräſidenten von Arnsbe 
und Münſter, in den Gewerkſchaftsverſammlungen dürfe die polniſche Sprat 
nicht gebraucht werden! Dieſer Indizienbeweis genügt vollauf zur Eruiern 
der Väter des Ausnahmeparagraphen. Sie ſitzen in den Bureaus d 
Großinduſtrie, alles Abſtreiten hilft nichts. 1 

In der Vorſtandsſitzung der Freiſinnigen Volkspartei, die kurz v 
der entſcheidenden Abſtimmung über den Sprachenparagraphen ſtattfand, h 


Herr Abgeordneter Dr. Müller-Meiningen verfichert, Fürſt Bülow 
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abe ihn nicht beſeitigen können! Wer war denn ſtärker als der oberſte 
eichsbeamte? Welchem Willen mußte er ſich beugen? Die ſüddeutſchen Re⸗ 
erungen haben erklärt, ſie legten kein Gewicht auf den Sprachenparagraphen! 
on Preußen kam der Schlag! Welche Mächte ſich hier, wenn es ſich um 
ngelegenheiten handelte, die das ſyndizierte und kartellierte Induſtrieherrentum 
rühren, ſtets ſtärker als die Regierung gezeigt haben, dafür legt die Ge- 
hichte der Berggeſetzgebung in Preußen lehrreich Zeugnis ab. 

Dieſelben Mächte haben auch die Geſtalt des Reichsvereinsgeſetzes beein⸗ 
ißt, daran kann nach den vorliegenden Tatſachen kein Zweifel mehr ob- 
alten. Es wird eine der erſten Aufgaben der ſozialdemokratiſchen 
andtagsabgeordneten in Preußen fein, von der Regierung volle Auf— 
ärung über die eigentlichen Väter des Attentats auf die Bewegungsfreiheit 
r gewerkſchaftlichen Arbeiterorganiſationen zu fordern. Das preußiſche und 
utſche Volk muß wiſſen, bis zu welchem Grade ſchon das Abhängigkeits⸗ 
rhältnis der Regierung von den großinduſtriellen Syndikaliſten gediehen iſt. 


| 


| der volksſchulkampf in württemberg. 


Von Erich Roßmann (Stuttgart). 


1. Die hauptmängel des württembergiſchen volksſchulweſens. 


Es iſt in Württemberg faſt zur Regel geworden, von zwei zu zwei Jahren die 
aſt ruhigen Hundstage vom heftigen Lärm bedeutungsvoller politiſcher Kämpfe 
füllt zu ſehen. Im Sommer 1904 ging eine Bewegung durchs Land, jo tief und 
gemein, wie kaum eine zuvor. Ein Bäckerdutzend Fürſten und Gräflein der Erſten 
ammer hatte die armſelige Volksſchulnovelle von 1902 kaltblütig in den Papier- 
eb geworfen. Der weltbewegende „Fortſchritt“, dem das württembergiſche Wachs— 
urenkabinett die Zuſtimmung verſagte, beſtand in einer harmloſen Anderung der 
ezirksſchulaufſicht, die noch heute von den Geiſtlichen im Nebenamt ausgeübt 
rd. Die Verwerfung der Volksſchulnovelle war der Ausgangspunkt der württem⸗ 
rgiſchen Verfaſſungsbewegung, deren Verlauf bekannt iſt. Ihre Geſchichte iſt 
ichts weniger als ein Ruhmesblatt für den Liberalismus. Die Bewegung führte 
der Verfaſſungsänderung vom Sommer 1906. Im Sommer 1904 fand das Vor⸗ 
el ſtatt, in den Hundstagen 1906 wurde die Entſcheidungsſchlacht geſchlagen und 
den nächſten Tagen wird das Nachſpiel zum Verfaſſungskampf beginnen. Es 
t, die erſte Frucht der Verfaſſungsreform zu ernten. Die Reform des Volksſchul⸗ 
ens, die mit der Geſchichte der württembergiſchen Verfaſſungsreform urſächlich 
d unlösbar zuſammenhängt, ſoll Tatſache werden. 

Bitter not tut dem württembergiſchen Volke eine Reform des Volksſchulweſens. 
der außerwürttembergiſchen Preſſe begegnet man hin und wieder einem Artikel 
A warmer Anerkennung für die „liberalen“ Zuſtände in Württemberg. Die Partei⸗ 
eſſe macht bei dieſem Beginnen keine Ausnahme, und von ihrem Standpunkt aus 
ig ſie mit dieſer Taktik auch recht haben, denn es tft in Württemberg mit manchen 
agen nicht fo ſchlecht beſtellt als im Dreiklaſſenſtaat Preußen. Ganz abgeſehen 
von aber, daß die preußiſche „Eigenart“ auch in Württemberg von Jahr zu Jahr 
ſteigendem Maße politiſche Eroberungen macht, wozu energieloſe Regierungs- 
treter und nachgiebige bürgerliche Volksvertreter den Weg ebnen, darf man über 
0 nicht ſelten ſtark übertriebenen Anerkennung die traurigen Zuſtände nicht ver- 
ſſen, die im politiſchen und kulturellen Leben Württembergs vielfach beſtehen. Bei 
achtung der Kehrſeite der württembergiſchen Zuſtände verdienen die Volksſchul⸗ 
chältniſſe den Vortritt. Hier iſt das Gefäß württembergiſch, aber der Inhalt iſt 
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deutſch. Das Gefäß gleicht einem jener alten Töpfe, deren Riſſe und Sprünge dur 
ein Drahtnetz mühſelig zuſammengehalten werden und denen man in der Reg 
wertvollen Inhalt nicht anvertraut. Aus dem Jahre 1836 ſtammt das wunderba 
Geſetz, nach deſſen Beſtimmungen ſich heute noch der moderne Schulbetrieb vol 
ziehen ſoll. Wie alle deutſchen Volksſchulgeſetze ſtellt auch das württembergiſch 
Geſetz von 1836 die religiös⸗ſittliche Bildung des Volkes in den Vordergrun 
während die Unterweiſung der Jugend in den allgemeinen Kenntniſſen und Fertig 
keiten, die das bürgerliche Leben erfordert, erſt in zweiter Linie als eine Aufgal 
der Volksſchule bezeichnet wird. Die württembergiſche Volksſchule iſt ſtreng kon 
feſſionell. Die Rückſtändigkeit und Starrheit des ſiebenmal geflickten Geſetzes vo 
1836 ſchließt die Bildung ſimultaner Schulen vollſtändig aus. „ 

Herrſcher und Gebieter in der kleinſten Dorfſchule wie in den Volksſchulen de 
Städte, der unbequeme und aufreizende Vormund des ſachverſtändigen Lehrers i 
der Ortsgeiſtliche. Die Schmach der geiſtlichen Schulaufſicht laſtet ſchwer auf de 
geſamten württembergiſchen Volksſchulweſen. Die geiſtliche Schulaufſicht iſt d 
allein herrſchende Aufſichtsform von der Ortsſchulbehörde bis hinauf zur Obe 
ſchulbehörde, die evangeliſcherſeits dem Konſiſtorium, katholiſcherſeits dem kath 
liſchen Kirchenrat angegliedert iſt. Ein beklagenswertes Kapitel des Entwicklung 
ſtillſtandes der Schule und der Demütigung und Zurückſetzung des Lehrerſtand 
knüpft ſich an die geiſtliche Aufſicht. Der kirchlich⸗konfeſſionelle Charakter der Volk 
ſchule durchſetzt alle Einzelheiten des Schulbetriebs. Der Religionsunterricht nimm 
ein Übermaß an Schulſtunden in Anſpruch. Man iſt ja gewöhnt, in einer Deutjch 
Volksſchule die religiöſe Eintrichterei als eine Selbſtverſtändlichkeit hinzunehme 
Aber kaum iſt ſonſt irgendwo in einem Maße wie in Württemberg die Volksſchu 
zu einer religiös⸗konfeſſionellen Dreſſuranſtalt erniedrigt. Bis vor einem Jah 
mußte von 26 bis 30 Wochenſtunden mindeſtens ein Drittel für den Rel 
gionsunterricht verwendet werden. Selbſt geiſtlichen Würdenträgern ging al 
mählich dieſe enorme Belaſtung des Schulplans mit der Religion zu weit. Ein 
von ihnen hat vor wenigen Jahren das bezeichnende Wort von der „religibſe 
überfütterung“ geprägt. Unter ſolchen Umſtänden kann naturgemäß der Lehrerfo 
in den eigentlichen Bildungsfächern nur ein ſehr armſeliger ſein. Die Zahl dieſ 
Bildungsfächer hält ſich zudem in einem herzlich beſcheidenen Maße. Dabei da 
nicht überſehen werden, daß der religiöſe Charakter der Schule nicht nur in d 
Zahl der Religionsſtunden zum Ausdruck kommt, ſondern auch alle übrigen Fäche 
vor allem das Leſen, Schreiben, den Aufſatz, den Sprachunterricht uſw., durchzie 
und fo von Stunde zu Stunde in dem Geiſtesleben des jungen Menſchenkindes d 
religiöſen Vorſtellungen wachhält. 5 

Aber mit der Charakteriſierung des ſtarren mittelalterlichen Konfeſſionalism 
ſind die Mängel der württembergiſchen Volksſchule keineswegs erſchöpft. Ein rec 
trübes Bild bietet ſich uns dar, wenn wir die rein ſchultechniſche Seite betrachte 
Nach dem Geſetz von 1858 kann die Höchſtzahl der von einem Lehrer zu unte 
richtenden Schüler 90, bei Erteilung von Abteilungsunterricht in einklaſſig 
Schulen 120, in mehrklaſſigen Schulen 130 betragen. Es iſt alſo geſetzlich erlaul 
bis zu 130 Volksſchüler in eine Klaſſe zu ſtopfen. Bei der enormen Belaſtung d 
Gemeinden kommen bei finanzſchwachen Gemeinden, die weder neue Schulhäuß 
bauen noch den Lehrkörper vergrößern können, unter den Augen und unter Du 
dung der ſtaatlichen Behörden Überfchreitungen dieſer Zahlen nicht ſelten vor. € 
leiden wir in Württemberg unter der überaus beklagenswerten Erſcheinung, de 
in vielen Orten, beſonders in Wohn- und Induſtriegemeinden, einem Lehrer 1 
bis 150 Proletarierkinder anvertraut ſind. Mangelhafte Lehrerfolge, Herabdrückun 
der Durchſchnittsbildung, ſanitäre und ſittliche Gefahren für Lehrer und Kind 
ſind die Folgen dieſer Zuſtände. Die ſiebenjährige Schulpflicht und die ungenügen 
Vorbildung der Lehrer vollenden die Konturen des kläglichen Bildes, über das fü 
noch manches nicht minder Tadelnswerte jagen ließe. Das württembergiſche Volk 
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ſchulgeſetz iſt veraltet und von der Entwicklung weit überholt. Daher ſah man ſich 
in den größeren Städten, Stuttgart, Ulm, Heilbronn und Eßlingen gezwungen, die 
Schulaufſicht in ein Hauptamt umzuwandeln. Im Vorjahr waren die Verhältniſſe 

ſo unerträglich geworden, daß ſich die Oberſchulbehörden zur Erſetzung des 
Normallehrplans von 1870 durch einen neuen Normallehrplan entſchließen mußten. 
| Durch den neuen Lehrplan wurde das religiöſe Drittel beſeitigt. In der ein⸗ 
klaſſigen Schule ſind dem Religionsunterricht aber immer noch 6¼ Stunden zu⸗ 
gewieſen, in der ausgebildeten ſieben⸗ oder achtklaſſigen Schule entfallen noch 3 
bis 5 Wochenſtunden auf die Religion. Dazu kommt ferner auf evangeliſcher Seite 
der pflichtmäßige Beſuch der Wochenkinderlehre, auf katholiſcher Seite der Schüler- 
gottesdienſte. 

Die Zahl der Wochenſtunden ſchwankt zwiſchen 13 und 30. Wenn man be⸗ 
denkt, daß dieſe Neuerung noch als ein Fortſchritt angeſehen werden ſoll, ſo be— 
kommt man erſt einen Begriff, wie ſtark vor dieſem neuen Lehrplan an der Volks⸗ 
ſchule geſündigt worden iſt. Durch die Beſchränkung des Religionsunterrichtes 
wurde etwas Zeit für ein paar neue Fächer (Handarbeit, Turnen, Zeichnen, 
Sprachen) gewonnen. 

2. Wie ftellen ich die bürgerlichen Parteien zur Reform? 

Mit viel Langmut hat das württembergiſche Volk eine Reform des Volks⸗ 
ſchulweſens erhofft. Seine Geduld iſt erſchöpft. Ebenſo gebieteriſch wie die Ver⸗ 
faſſungsreform verlangt das Volk nunmehr eine Neuregelung ſeines Bildungsweſens. 
Wird der Wunſch des Volkes nach einer gründlichen, modernen Schulreform erfüllt 
werden? Wird ſich der Liberalismus zuverläſſiger zeigen als bei der Verfaſſungs⸗ 
reform? Das ſind zurzeit die Hauptfragen in der württembergiſchen Politik. Unter 
der Herrſchaft der alten Verfaſſung beſtand, wie wir geſehen haben, nicht die ge: 
ringſte Ausſicht auf eine noch ſo winzige Verbeſſerung. Durch die Verfaſſungs⸗ 
reform wurde die ultramontane Mehrheit der Erſten Kammer gebrochen und von 
den Neuwahlen 1906/07 für die Zweite Kammer erhoffte man auch für dieſe eine 
Verſchiebung der Parteiverhältniſſe zugunſten der Volksſchulreform. Noch bevor 
die Parteien ihre Wahlprogramme veröffentlicht hatten, erfuhr ihre Stellung zur 
Schulreform die erwünſchte Beleuchtung. Kurz vor Torſchluß hatte ſich der alte 
Landtag mit einer Eingabe des württembergiſchen Volksſchullehrervereins zu be— 
faſſen, die für Gemeinden mit gemiſchtem religiöſen Bekenntnis das Recht der Er— 
richtung konfeſſionell gemiſchter Volksſchulen verlangte. Dieſe Schulen ſollten je— 
doch keine Zwangsſchulen ſein. 

| Zentrum und Bauernbund bezeugten bei dieſer Gelegenheit offen ihre alte 
Bildungsfeindlichkeit. Wenn die Nationalliberalen ſich den beiden bildungsfeind— 
lichen Parteien als dritte anſchloſſen, ſo überraſcht das keinen Menſchen, der die 
Geſchichte dieſer Partei kennt. Verwunderlich war höchſtens die offene Art, mit 
der man ſich auf die Seite der Bildungsfeinde ſtellte. Unter dem ſtürmiſchen Bei— 
fall der Rechten und des Zentrums trat der eitle Herr Hieber für die Erhaltung 
der Konfeſſionsſchule ein und kündigte jeder Durchbrechung dieſes Prinzips den 
ſchärfſten Kampf an. Die Abkehr der Nationalliberalen von der Simultanſchule 
wurde als ein Fortſchritt angeſprochen und Herr Hieber ging in ſeinem Zelotismus 
für die Konfeſſionsſchule ſogar ſo weit, ſimultane Schulen für Schwachbegabte, die 
in größeren Städten zu einem praktiſchen Bedürfnis geworden waren, gemeinſam 
mit Bauernbund und Zentrum abzulehnen. 

Nur 16 Stimmen wurden damals für die Simultanſchule abgegeben. Weit 
über die Hälfte der volksparteilichen Abgeordneten bekundete durch Abweſenheit 
ihr hohes Intereſſe an dieſer Frage. Die Reaktion triumphierte. 
| Unter den politifchen Fragen, von denen die Landtagswahlbewegung von 
1906/07 getragen ward, rangierte die Volksſchulreform an erſter Stelle. Alle Bar- 
teien ſahen ſich genötigt, zur Schulreform Stellung zu nehmen. Das Zentrum 
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machte auch in feinem Wahlprogramm kein Hehl aus der Feindſchaft gegen jeg⸗ 
lichen Fortſchritt des Volksſchulweſens, die dieſe Partei ſtets ausgezeichnet hat. N 

Das Programm forderte: Aufbau des geſamten Schulweſens auf religiös 
konfeſſioneller Grundlage, angemeſſenen Einfluß der Kirche auch auf die Heran⸗ 
bildung der Lehrer und Aufrechterhaltung der geiſtlichen Schulaufſicht. Ganz ähnlich 
lautete auch das Wahlprogramm des Bauernbundes und der Konſervativen: „Ver⸗ 
werfung aller Beſtrebungen auf Einführung ſimultaner, konfeſſionsloſer oder gar 
religionsloſer Schulen.“ Nur in der Aufſichtsfrage weichen die Bauernbündler und 
die Konſervativen ein wenig vom Zentrum ab. Während das Zentrum ſchon in 
der geringſten Antaſtung der geiſtlichen Schulaufſicht einen Schritt zur konfeſſions⸗ 
loſen Schule erblickt, wollen Bauernbund und Konſervative „auch Lehrer“ an der 
Schulaufſicht „teilnehmen“ laſſen. Man ſieht alſo, daß die am weiteſten rechts⸗ 
ſtehenden Parteien zielbewußt auf eine Konſervierung der beſtehenden miſerablen 
Bildungsverhältniſſe hinarbeiten. Bei dieſer Haltung muß die ſchmachvolle Un⸗ 
entſchloſſenheit und Zweideutigkeit der bürgerlichen Linken um ſo ſtärker auffallen. 

Wohl erklärte die nationalliberale Partei in ihrem Wahlaufruf, die geſamte 
Organiſation und Geſetzgebung über die Schule müſſe „ein unveräußerliches Recht 
des Staates“ ſein, aber den Logikern der Partei Drehſcheibe verſchlägt es nichts, „ 
gleichzeitig die Bekämpfung aller Beſtrebungen auf Entfernung der Religion — das 
heißt im Sinne dieſer Herren doch die Beſeitigung der Lehre der offiziellen Kirchen — 
aus der Volksſchule als einen Programmpunkt zu predigen. Die nationalliberale 
Partei ſetzt ihre Hoffnung auf die von ihr geförderte Unlogik der Maſſen, die 
den faſt greifbaren Zwieſpalt der Natur im nationalliberalen Schulprogramm 
nicht erkennen ſollen. Wenn es noch eines Beweiſes bedurft hätte, wie wenig ernſt 
es der nationalliberalen Partei mit der Entfernung des kirchlichen Einfluſſes aus 
der Volksſchule iſt, ſo würde der Umſtand, daß ſie ſich in der Aufſichtsfrage auf 
eine fachmänniſche Bezirks ſchulaufſicht beſchränkt, vollauf genügen. Gerade in 
den unterſten Zellen des ganzen Schulorganismus, in den einzelnen Schulkomplezen, 
ſoll nach wie vor der Geiſtliche die tonangebende Perſönlichkeit bleiben. 

Sehr unrühmlich hat ſich auch die „demokratiſche“ Volkspartei in der Schul⸗ | 
frage benommen. Es gab viele Utopiſten, die neben der Sozialdemokratie wenigſtens 
von dieſer Partei ein radikales, unzweideutiges Bekenntnis zum Bildungsfortſchritt 
erhofften. Bittere Enttäuſchung war ihr Los. Es iſt gut, wenn man in der Politik 
das Verwundern verlernt. Zumal bei der Entwicklung, die wir an der ſüddeutſchen 
Volkspartei täglich in ſtets raſcherem Tempo ſich vollziehen ſehen und die klaſſen⸗ 
pſychologiſch von ſo großem Intereſſe iſt, wird es ſich empfehlen, das Erſtaunen 
und Verwundern politiſchen Kindern zu überlaſſen. Die Simultanſchule iſt eine 
freiſinnig⸗demokratiſche Programmforderung Im Wahlprogramm der deutſchen 
Volkspartei war nichts davon zu entdecken. Nun, die allgemeine Fachaufſicht, für 
welche die demokratiſchen Schaumſchläger doch immer mit ſo volltönenden Worten 
eintreten, wird doch wenigſtens gefordert worden ſein? Keine Spur! „Alles Prin⸗ 
zipielle iſt vorſorglich ausgemerzt“, bekannte offen ein volksparteiliches Organ von 
der beſſeren Sorte. Sollen wir uns über dieſe Entwicklung, die ja nur eine natur⸗ 
gemäße iſt, viel entrüſten und empören? Das wäre unlogiſch, denn die Volkspartei 
geſellt ſich immer ſchneller den politiſch und ökonomiſch geſättigten Teilen der 
Bourgeoiſie zu, die jedes Klaſſenintereſſe für eine vollkommene Volksbildung ver⸗ 
loren hat. Entrüſten könnte man ſich höchſtens über die Unverfrorenheit, mit der 
dieſe Partei trotz alledem auch fernerhin unter demokratiſcher Flagge ſegelt. 


3. der neue Regierungsentwurf. 

Die Wahlen gingen vorüber, die Diskuſſion in der Preſſe über die Volsſchl⸗ | 
reform dauerte fort. Die bürgerlichen Parteien legten, wie wir gezeigt haben, eine 
wunderbare Fortſchrittsluſt an den Tag. Wenn das am grünen Holze der parla- 
mentariſchen Parteien geſchah, was ſollte dann mit dem dürren Holze der Wa 
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werden? In der Leitung des württembergiſchen Miniſteriums für Kirchen⸗ 
Schulweſen hat ſich ſeit dem Scheitern des letzten Reformverſuchs ein Wechſel 
ogen. An Stelle des diplomatiſchen Herrn Weizſäcker iſt Herr Fleiſchhauer 
ten, ein ſteifer Bureaukrat, der ſich zum Kultminiſter eignet wie ein Blinder 
Scharfſchützen. Schon bei der Abfaſſung der Thronrede hat er hervorragend 
hie Volksſchulreform gearbeitet. Man höre und ſtaune: „Auf dem Gebiet des 
ſrrichtes ſteht eine den Anforderungen der Zeit entſprechende weitere Entwick⸗ 
des Volksſchulweſens im Vordergrund. Meine Regierung wird der Löſung 
e Aufgabe ihre beſondere Aufmerkſamkeit widmen und hierzu Ihre Mitwirkung 
nſpruch nehmen.“ 

Das lieſt ſich faſt ſo nichtsſagend wie das volksparteiliche Wahlprogramm. So 
ich wie das Programm der Regierung iſt auch der Entwurf ausgefallen, der 
yr Tage den Ständen zugegangen iſt. Mit einer Scheinreform will die Re— 
ung die immer ſtärkeren Rufe nach einer Hebung des Volksſchulweſens zum 
eigen bringen. Was die Regierung bietet, ſieht auf den erſten Blick aus wie 
mentſchloſſener, ſchwankender Gehverſuch nach vorwärts, bei dem ſie aber ſelbſt 
J hunderterlei Rückſichten auf die Reaktion Schranke auf Schranke in den Weg 
Der Entwurf hat die überaus freundliche Aufnahme, die ihm in der reak⸗ 
ren Preſſe Württembergs im allgemeinen geworden iſt, vollauf verdient. Nur 
entrumspreſſe, der jede Schulreform ein Greuel iſt, geht der Entwurf noch 
zu weit. Sie tobt, und die Zentrumspartei wird alles verſuchen, der Reform 
ſerigkeiten zu bereiten. Das war vorauszuſehen, es kann daher für die Be⸗ 
lung des Entwurfes nicht von Bedeutung ſein. 

Wenn ein Staat, der in liberalem Geruch ſteht, im zwanzigſten Jahrhundert 
ine Reform ſeines Volksſchulweſens herantritt, ſo ſollte man von dieſer Reform 
gſtens eine klare Scheidung von Kirche und Schule erwarten. Der württem⸗ 
iſchen Regierung fällt es aber nicht ein, an den gegenwärtigen Grundlagen der 
(Sſchule etwas zu ändern. Auf dem ſtrengen konfeſſionellen Prinzip ſoll aufs 
für Jahrzehnte die Organiſation der Schule aufgebaut werden. Dieſes Ziel, 
n ſich die Regierung noch rühmt, geht aus den Motiven zu dem Entwurf 
felsfrei hervor. Es heißt da unter anderem: „Die Volksſchule ſoll insbeſondere 
als ſeither imſtande fein, den ins Leben hinaustretenden Schülern nicht 
ohl einen möglichſt großen, äußerlich angeeigneten Wiſſ ensſtoff, als eine 
hickelte ſittlich⸗religiöſe und geiſtige Kraft mitzugeben.“ 

Der Entwurf entbehrt eine großzügige Zuſammenfaſſung aller mit der Ent⸗ 
Kung der Volksbildung zuſammenhängenden Materien. Kein Wort über den 
okratiſchen Ausbau des Bildungsweſens. An der Einheitsſchule, der konfeſſions⸗ 
religionsloſen Schule ſowie an allen anderen großen prinzipiellen Schulfragen, 
unſere moderne Zeit und beſonders die pädagogiſchen Kreiſe lebhaft bewegen, 
der Entwurf mit ſtumpfſinniger Gleichgültigkeit vorüber. Trotz der enormen 
fung von Klagen und Beſchwerden hat ſich die Regierung nicht einmal dazu 
geſchwungen, eine völlige Beſeitigung der geiſtlichen Aufſicht vorzuſchlagen. 
Die Bezirksſchulaufſicht ſoll künftig nur von Fachmännern im Hauptamt ausgeübt 
den. Aber nicht aus prinzipiellen Erwägungen entſchloß ſich die Regierung zu 
em Schritte. Sie erblickt in ihm „eine nicht länger aufſchiebbare Zweckmäßig⸗ 
regel“, durch welche der chriſtliche Charakter der Volksſchule nicht 
Frage geſtellt werde. Dieſer hängt, wie die Regierung mit ſicherem Inſtinkt 
t, grundſätzlich vom Religionsunterricht ab, der auch im neuen Geſetz ſeine 
ihrende Stellung unter Mitwirkung der Geiſtlichen und unter Feſtlegung des 
lichen Aufſichtsrechtes erhalten ſoll. Da der innige Zuſammenhang zwiſchen 
he und Schule nicht geſtört werden ſoll, ſo bleibt auch der berechtigte Wunſch 
0 einer einheitlichen interkonfeſſionellen ſtaatlichen Oberſchulbehörde unberück— 
igt. An der Ortsſchulaufſicht, dem Ausgangspunkt der meiſten Klagen, rüttelt 
rf im Grunde nicht. Die techniſche Aufſicht, die dem Ortsgeiſtlichen 


458 


Was der Entwurf bringt, iſt Kleinigkeitskram, und ſoweit er Annehm 
enthält, haben praktiſche Notwendigkeiten der Regierung die Vorſchläge di): 
Von dieſem Geſichtspunkt aus iſt die Erhöhung der Ausbildungszeit für die L 
von fünf auf ſechs Jahre, die Vermehrung der Lehrerſeminare, der Zugang 
Volksſchullehrern zur Bezirksſchulaufſicht durch Inausſichtſtellung afadem! 
Studien, die fakultative Einführung der achtjährigen Schulpflicht und die Hg 
ſetzung der Höchſtſchülerzahlen auf 70 bezw. 80 zu betrachten. Die Milderung 
Klaſſenüberfüllung iſt eine durchaus ungenügende. 5 

Der Liberalismus in Württemberg hätte bei Beratung dieſer Novelle wo 
einmal eine glänzende Gelegenheit, ſeine oft beteuerte Bildungsfreundlichkeit id 
Tat umzuſetzen. Wenn er den ernſthaften Willen dazu bekunden würde, ſo n 
es gelingen, wenigſtens den ſtarren Konfeſſionalismus zu brechen und mit der | 
lichen Aufſicht Tabula rasa zu machen. Eine ſolche Reform würde uns zwa 
Lobpreiſungen auch nicht veranlaſſen, aber ſie könnte immerhin als ein mä 
Anlauf nach vorwärts angeſehen werden. | 1 

Wenn man die Haltung der Parteien bei den Vorkämpfen für die Ren 
würdigt, kommt man zu dem Ergebnis, daß das neue Volksſchulgeſetz ein fehle! 
Zeugnis für die Verfaſſungsreform und ebenſowenig wie dieſe ein Ruhmesblat 
den württembergiſchen Liberalismus werden wird. Die Sozialdemokratie iſt 
dem Poſten. Sie wird einen ſtreng prinzipiellen Kampf gemäß ihrem Schulprogra 
führen und ſich damit wieder als die Bannerträgerin des Kulturfortſcht 
erweiſen. 5 N 
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Die Lage der handelshilfsarbeiter. 15 
Von Wilhelm Kimmritz. u 


Der „Zentralverband der Handlungsgehilfen“ hat an den Reichstag 
Petition betreffs Regelung der Arbeitszeit, des Laden⸗ und Kontorſchlu⸗ 
der Sonntagsruhe uſw. geſandt, in der die außerordentlich großen Mißſti 
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geſchildert find, unter welchen nicht allein die digen Blank 


gehilfinnen, ſondern ebenſo die im Handelsgewerbe tätigen Hilfsarbeiter 
arbeiterinnen zu leiden haben. 5 

Später als der Beruf der Handlungsgehilfen hat ſich der der Hand 
hilfsarbeiter entwickelt. Allerdings gab es auch ſchon im Mittelalter 
bei größeren Handelsherren bedienſteten „Hausknechte“ ſowie die 
auf den Handelsmeſſen den Kaufleuten anbietenden Gelegenheitsarb 
und Packer, die man als Handelshilfsarbeiter bezeichnen könnte. 4 
da die erſteren durchweg dem Geſinde zugerechnet wurden und die letzt 
infolge des durch die Entwicklung des Verkehrs herbeigeführten Rückgar 
der Meß⸗ und Marktarbeiten ſich allmählich ihrer Exiſtenz beraubt ſa 
mußten ſie für die viel ſpäter erfolgende Entſtehung des eigentlichen Be 
ohne jegliche Bedeutung ſein. Erſt die in der erſten Hälfte des neunzeht 
Jahrhunderts einſetzende Periode des Welthandels führte im Beruf der 
maligen Handelsarbeiter eine Art Arbeitsteilung herbei. Das heißt, die He 
lungsgehilfen wurden durch die geſteigerten Anſprüche der Unternehmer 
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dadurch bedingte Heranziehung ungelernter Arbeiter für Arbeiten, die 
her ihnen oblagen, zum Beiſpiel Packen, Expedieren und Austragen der 
tren, Reinigen der Geſchäftsräume uſw., nach und nach auf ihr eigentliches, 
tiges Tätigkeitsfeld gedrängt, wodurch die ökonomiſche Vorbedingung für die 
tſtehung des Berufs der Handelshilfsarbeiter gegeben war. 

Die Arbeitsverhältniſſe der Hilfsarbeiter waren nun aber keineswegs er⸗ 
glichere wie die der Handlungsgehilfen. Im Gegenteil! Auf die erſteren 
rden nicht nur die gröbſten, unangenehmſten und knifflichſten Verrichtungen 
gewälzt, auch Überbleibjel der mittelalterlichen Arbeitsverhältniſſe der Hand⸗ 
igsgehilfen, wie zum Beiſpiel das patriarchaliſche Arbeitsverhältnis, die un⸗ 
hrenzte Arbeitszeit, das Züchtigungsrecht uſw. erhielten durch ihre Anwen⸗ 
ig auf die Handelshilfsarbeiter erneute Bedeutung. Und wenn ſich bis 
te in dieſer Beziehung infolge unermüdlicher Organiſationsarbeit auch 
ches geändert hat (jo fiel zum Beiſpiel die Geſindeordnung), ſo iſt es 
en doch unter anderem noch nicht einmal möglich geweſen, eine wenn auch 
r einigermaßen vernünftige Regelung der Arbeitszeit durchzuſetzen. Von 
1 Handelsherren wie von der Geſetzgebung wurden ſie ſyſtematiſch ver⸗ 
Hläffigt Trotz der verſchiedenen Erhebungen der Regierung ſowie der Or⸗ 
niſationen, die geradezu erſchreckende Zuſtände zutage förderten, iſt ſo gut 
e nichts zur Abhilfe geſchehen. 

Im Jahre 1882 wurden bereits 100 252 Perſonen im Handelshilfsarbeiter⸗ 
uf, davon 80832 männliche und 19420 weibliche, gezählt. Trotzdem be⸗ 
nmerte ſich die Geſetzgebung zunächſt überhaupt nicht um ſie; ſogar noch 
Jahre 1891, anläßlich der von der Reichskommiſſion für Arbeiterſtatiſtik 
sanftalteten Erhebung behufs Feſtſtellung der Arbeitsverhältniſſe der in 
ffenen Verkaufsſtellen“ beſchäftigten Perſonen, wurden nur die der Hand⸗ 
Ingsgehilfen erforſcht und die Hilfsarbeiter einfach übergangen. 
(ft nachdem 1892 der „Verband der Geſchäftsdiener, Packer und Berufs⸗ 
noſſen“ beantragt hatte, die Erhebungen auch auf dieſen Beruf auszudehnen, 
ſchloß die Kommiſſion für Arbeiterſtatiſtik am 30. Juli 1893, in Zukunft 
ch dieſe Arbeiter durch Verabreichung von Fragebogen zu berückſichtigen. 

| Bei den im Jahre 1894 ſtattgefundenen Erhebungen wurden dann auch 
ißſtände aufgedeckt, die noch viel ſchlimmer waren wie die bei den Hand⸗ 
ngsgehilfen feſtgeſtellten. Recht ausführlich und doch äußerſt objektiv 
erden die Verhältniſſe in der Antwort der Organiſation auf den Frage⸗ 
gen der Reichskommiſſion ſowie in den beigefügten Begründungen geſchildert: 


Antwort auf den Fragebogen der Reichskommiſſion. 


1. Die Arbeitszeit der im Handelsgewerbe tätigen Hilfsarbeiter, als: Ge⸗ 
häftsdiener, Packer, Markthelfer uſw., dauert im allgemeinen 12 bis 16 Stunden, 
ird jedoch in den ſogenannten Saiſons noch erheblich überſchritten. 

2. Die gegenwärtige lange Arbeitszeit hat für die Geſchäftsdiener, Packer uſw. 
ichteilige Folgen für die Geſundheit, das Familienleben und die geiſtige Fort⸗ 
dung der Perſonen. 

Die Folgen der langen Arbeitszeit machen ſich beſonders bemerkbar durch: 
Zerſtörung der Geſundheit durch ganz beſondere Berufskrankheiten, Zerrüttung 
3 Familienlebens, Vernachläſſigung der Kinder, Intereſſeloſigkeit für Kunſt und 
iſſenſchaft ſowie für politiſche und wirtſchaftliche Fragen, Hinneigung zu rohen, 
mloſen Genüſſen und Verſtändnisloſigkeit gegenüber den Beſtrebungen, die eigene 
ige zu verbeſſern. \ 
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Für jugendliche Arbeiter durch Zerrüttung des Familienlebens, kör 
Schwäche und mangelndes Intereſſe für Fortbildung. e 
3. Eine geſetzliche Beſchränkung der Arbeitsdauer der im Handelsgewerbe 
ſchäftigten Hilfsarbeiter auf eine beſtimmte Maximaldauer iſt nicht nur dringe 
erwünſcht und durchführbar, ſondern unbedingt notwendig. | Bl: 
4. Im Falle einer geſetzlichen Beſchränkung der Arbeitszeit iſt keine Ausnah: 
in feiner Branche, weder in der Zeit vor den Feittagen, noch zu Jahrmärkten of 
Meſſen notwendig. . 
Einer Verlängerung der geſetzlich zu beſtimmenden Arbeitszeit iſt in kein 
Falle ſtattzugeben. . 
5. Die Anordnung einer Mittagspauſe in der Mindeſtdauer von 2 Stunden 
einer beſtimmten Tageszeit für Geſchäftsdiener, Packer uſw. iſt notwendig u 
durchführbar. 5 


In den Gründen zu Antwort 2 heißt es unter anderem: „In Drogen, Farbe, 
Tabak⸗ und Pelzwarengeſchäften uſw. iſt es wieder der giftige, geſundheitsſchädli⸗ 
Staub, den man, da meiſtens jede Ventilation der Arbeitsräume fehlt, gezwung 
iſt, während der ganzen Dauer der Arbeitszeit einzuatmen. Dieſes bildet in V. 
bindung mit dem vielen Treppenlaufen und der unregelmäßigen, nicht genügend 
Ernährung eine gewiß nicht zu leugnende Veranlagung zu Tuberkuloſe, Magenkraß 
heiten, Rheumatismus uſw. Viele Arbeitsräume, beſonders Magazine und Kell, 
ſind gepflaſtert, oft wird in der Einfahrt, im Hausflur oder in einem notdürftig 
Bretterverſchlag gepackt. f N \ 

„In den Kellern der Weinhandlungen ſteht oft Grundwaſſer, die Wän 
triefen vor Näſſe, und es bildet ſich der ſogenannte Schwamm. Während d 
Dauer der Geſchäftszeit brennt Gas oder übelriechendes Petroleumlicht, außerde 
verbreitet die in vielen Geſchäften noch übliche Lackkocherei zur Verſiegelung d 
Weinflaſchen einen unerträglichen Geruch; trotzdem darf nicht ventiliert werder 

In bezug auf Antwort 3 heißt es: „Es wird von einer Beſchränkung d 
regelmäßigen Arbeitszeit geſprochen; dies beruht unſerer Anſicht nach auf eine 
Irrtum, denn über die Dauer der Arbeitszeit beſtimmt der Prinzipal nach eigene 
Ermeſſen, da aber deſſen Wille niemals regelmäßig iſt, gibt es im Sandelsgeiper, 
auch Teine regelmäßige Arbeitszeit.“ N 

Weiter heißt es zu Antwort 4: „Wenn Ausnahmen, und ſeien ſie noch 
gering, behördlicherſeits zu verſchiedenen Zeiten geſtattet würden, jo wäre dadur 
ſelbſt wenn dieſe Ausnahmen beſchränkt ſind, die Kontrolle der Aufſichtsbehörd 
infolge der eigenartigen Verhältniſſe im Handelsgewerbe, ganz beſonders erſchwe 
und dem Kaufmann würde es dadurch leicht gemacht, dem Geſetz ein Schnippch⸗ 
zu ſchlagen. Außerdem würden derartige Ausnahmen praktiſch undurchführbar ſei 
weil die weitaus größere Mehrzahl der Handelsbetriebe, beſonders in kleiner 
Orten, nicht Spezial⸗, ſondern Gemiſchtwarenhandlungen ſind.“ “| 

Die Antwort 5 wird damit begründet: „Es wäre erwünſcht, zu beſtimmen, de 
Beſorgungen der verſchiedenſten Art, welche in der Nähe des Weges zur Wohn 
des Geſchäftsdieners liegen, nicht in die Zeit der Mittagspauſe eingerechnet werde 
dürfen, da der Begriff ‚Nähe‘ leider ſeitens der Prinzipale zu ſehr mißbraucht ur 
dem Geſchäftsdiener ſeine Mittagspauſe durch derartige Kniffe nahezu illuſoriſ 
gemacht werden kann.“ f 10 5 | 

Das Endergebnis dieſer Erhebungen war endlich, nach jahrelange 
Warten, die geſetzliche Einführung des Neunuhrladenſchluſſes. Do 
wurden, das muß gleich hinzugefügt werden, mit dieſer „Regelung der Abel 
verhältniſſe“ nur die Arbeiter bedacht, welche zufällig in Detailgeſchäfte 
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arbeiteten. Und auch dieſe haben bis auf den heutigen Tag, infolge be 
ſchiedener Beſtimmungen, auf Grund deren die Arbeitszeit für Handelshilß 
arbeiter länger ausgedehnt werden kann, davon ſo gut wie gar nichts verſpür 
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Erſt im Jahre 1901 endlich entſchloß ſich die Kommiſſion für Arbeiterſtatiſtik, 
| Erhebungen auch auf Handelsbetriebe und Kontore auszudehnen, die nicht 
‚ offenen Verkaufsſtellen verbunden find. Doch auch diesmal erſtreckten ſich 
Erhebungen wieder nur auf die Arbeitsverhältniſſe der Handlungsgehilfen, 
die annähernd 200000 Handelshilfsarbeiter, von denen ein großer Teil 
den Engrosgeſchäften arbeitete, wurden einfach ignoriert. 

Dieſelbe Organiſation, die ſich nunmehr in den „Zentralverband der 
indels-, Transport⸗ und Verkehrsarbeiter und ⸗arbeiterinnen“ umgewandelt 
te und deren ausführliche Eingaben der Beirat einfach nicht beachtete, 
lichte nun den Bundesrat, in Zukunft auch dieſe Arbeiter bei den Er⸗ 
‚ungen, eventuell durch Verabreichung von Fragebogen an Handelshilfsarbeiter⸗ 
aniſationen, zu berückſichtigen. Daraufhin wurde endlich am 12. Februar 1903 
Organiſation ſeitens des Beirats aufgefordert, die Adreſſen ſeiner Zweig⸗ 
eine anzugeben. Es wurden dann im ganzen 19 Ortsgruppen des Zentral⸗ 
bandes und 12 lokale Vereinigungen mit Fragebogen bedacht. Dieſe Er⸗ 
Jungen wurden dann noch durch Vernehmung von Auskunftsperſonen fort⸗ 
etzt. Obwohl nun das Ergebnis an Umfang im großen ganzen hinter dem 
1894 zurückblieb, und zwar infolge Fehlens ſachverſtändiger Beiſitzer, 
hanlaßte dennoch das zutage geförderte Material den Berichterſtatter des 
rats Fr. Fiſcher, zu erklären: Die Erhebung war notwendig, und es ſcheint 
‚oten, eine geſetzliche Regelung vorzunehmen. 

Nach längeren Verhandlungen faßte der Beirat folgenden Beſchluß: 

„In Kontoren und ſonſtigen kaufmänniſchen Betrieben, die nicht mit offenen 
[kaufsſtellen verbunden find, iſt den Gehilfen, Lehrlingen und Arbeitern, nach 
endigung der täglichen Arbeitszeit, eine ununterbrochene Ruhezeit von mindeſtens 
Stunden zu gewähren. ... Innerhalb der Arbeitszeit muß für Gehilfen uſw., 
ihre Hauptmahlzeit außerhalb des die Geſchäftsſtelle enthaltenden Gebäudes 
nehmen, dieſe Pauſe mindeſtens anderthalb Stunden betragen. ... Dauert die 
liche Arbeitszeit höchſtens acht Stunden, ſo kann die Pauſe auf eine halbe 
zmde herabgeſetzt werden.. 

„Dieſe Beſtimmungen finden keine Anwendung: 1. Auf Arbeiten, die zur Ver⸗ 
195 des Verderbens von Waren unverzüglich vorgenommen werden müſſen. 
Für die Aufnahme der geſetzlich vorgeſchriebenen Inventur ſowie bei Neueinrich⸗ 
gen und Umzügen. 3. Außerdem an jährlich höchſtens 30 vom Geſchäfts⸗ 
aber unter entſprechenden Kontrollmaßregeln zu beſtimmenden Tagen, jedoch mit 
Maßgabe, daß in dieſen Fällen die nach Beendigung der täglichen Arbeitszeit 
Gehilfen, Lehrlingen und Arbeitern zu gewährende ununterbrochene Ruhezeit 
mindeſtens 8 Stunden feſtgeſetzt wird. . ..“ 


Man ſieht, der Beirat, der ſcheinbar herzhaft aufs Ziel losſteuert, macht 
eunigſt kehrt, nachdem er kaum drei Schritte getan hat, und geht gut zwei 
Hritte wieder zurück. 

Die Organiſation aber arbeitete an der Hebung der ſozialen Lage ihrer 
rufsangehörigen unermüdlich weiter. Im Oktober 1905 veranſtaltete ſie 
ber eine Erhebung, um der Geſetzgebung nochmals möglichſt einwandfreies 
gaterial behufs Regelung der Mißſtände vor Augen zu führen. Dieſe Er⸗ 
hung erſtreckte ſich über 83 Orte Deutſchlands mit 2322 Betrieben und 
777 Beſchäftigten (ausſchließlich der Speditionsbranche, die das Geſamt⸗ 
bebnis in ungünſtigem Sinne beeinflußt hätte). Die Verhältniſſe wurden 
eorſcht in 875 Engrosbetrieben mit 7627 Beſchäftigten, 684 Engros⸗ und 
tailbetrieben mit 6796 Beſchäftigten, 513 Detailbetrieben mit 3443 Be- 
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ſchäftigten, 64 Warenhausbetrieben mit 1805 Beſchäftigten, 33 Agentur⸗ | 
Kommiſſionsbetrieben mit 1888 Beſchäftigten und in 153 Fabrilbetg | 
2218 Beſchäftigten. 

Von den 23777 Handelshilfsarbeitern waren 21583 = 90,6 Prozent ü 
und 2087 = 8,8 Prozent unter 18 Jahre alt. Die Angabe fehlte bei 
— 0,6 Prozent der Befragten. 

Recht wertvolle Zahlen wurden bezüglich der Arb eitszeit ermitie | 
betrug die durchſchnittliche tägliche Arbeitszeit inkluſive Pauſen für 878 
wachſene und 63 Jugendliche = 3,9 Prozent der Befragten bis zu 10 Stunt 
für 11825 Erwachſene und 1089 Jugendliche 54,3 Prozent 10 ä 
12 Stunden, für 7292 Erwachſene und 856 Jugendliche = 34,3 Prozent 
bis 14 Stunden, für 1065 Erwachſene und 65 Jugendliche = 4,8 Proz 
mehr als 14 Stunden, für 477 Erwachſene und 3 Jugendliche = 2,0 Pran 
unbeſtimmte Zeit und bei 158 Erwachſenen und 11 Jugendlichen = * 0,7 9 
zent befindet ſich keine Angabe. 

Die tägliche Arbeitszeit beträgt demnach durchſchnittlich 12,3 St 
inkluſive und 10,8 Stunden exkluſive der täglichen Pauſen, deren Din 
ſchnittsdauer 1'/ Stunden beträgt. Das wäre allerdings noch keine beſond 
lange Arbeitszeit. Das Bild verändert ſich jedoch ungemein, wenn man 
regelmäßig wiederkehrende Arbeitszeitverlängerung der verfchieden 
Branchen mit in Betracht zieht. Dieſelbe beträgt durchſchnittlich an 2½ Taı 
der Woche 1,65 Stunden. Ferner iſt die Arbeitszeitverlängerung zu J 
ſtimmten Jahreszeiten in mehreren Branchen zu berückſichtigen. Dieſe 
beträgt durchſchnittlich an 1 Tagen der Woche 1,95 Stunden, zuſamn 
alſo an 4 Tagen der Woche mehr wie 1¾ Stunden pro Tag. Die vor 
feſtgeſtellte normale Arbeitszeit von rund 10 Stunden ausſchließlich 
Pauſen würde ſich alſo auf 12,0 Stunden und einſchließlich der Pauſen 
mindeſtens 13 ½ Stunden erhöhen. Doch auch das iſt noch keineswegs 
Ä Endreſultat; um dies zu erhalten, muß man noch die eigenartigen Verhältn 
in Betracht ziehen, die ſich als Überbleibſel der mittelalterlichen Arbei 
verhältniſſe hartnäckig behauptet haben. So wird 6543 — 27,5 Prozent 
Befragten die Arbeitszeit noch durch Botengänge, Poſtauflieferungen (letzte 
ſpeziell in der Konfektion), Pakete austragen, Schlüſſelkaſſen von und 
Wohnung des Prinzipals bringen uſw. noch mehr verlängert. In die 
Fällen auch durch Verrichtung häuslicher Arbeiten vor Beginn oder n 
Schluß der Geſchäftszeit. Die von der Organiſation der anders 
alſo einwandfrei feſtgeſtellte tägliche Arbeitszeit wird ſchließlich noch du 
derartige „Nebenbeſchäftigungen“ in den meiſten Fällen ganz erheblich. üb 
ſchritten. Noch ſchlechter ſind allerdings diejenigen Berufsangehörigen gehe 
die ſich beim Unternehmer in Koſt und Logis befinden; für fie trifft hei 
noch in vollem Umfang die Begründung zu, die der Verband der Geſchäf 
diener, Packer und Berufsgenoſſen ſeiner Antwort auf die Frage 3 im a 
bogen der Reichskommiſſion für Arbeiterſtatiſtik beigibt. 

Recht gravierendes Material förderte die Erhebung auch betreffs i 
Arbeitsräume hervor, trotzdem gewiſſe Vorſchriften darüber exiſtier 
Man wird das allerdings leichter begreiflich finden, wenn man bedenkt, d 
die Kontrolle der Vorſchriften Aufgabe der Polizei iſt! So iſt in 508 der 1 
fragten Betriebe dauernd künſtliche Beleuchtung erforderlich, und 306 Betrie 
ſind ſehr feucht und ungeſund. Sehr häufig ſind als Packräume offe 
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pen, Hausflure ſowie Höfe angegeben. Heizvorrichtungen fehlen ſehr 
und ebenſooft wird über unzulängliche Ventilation berichtet. Ver⸗ 
entlich befinden ſich die Packräume neben unzureichenden Kloſetts, ja 
neben und über Ställen. In 879 Betrieben klagen die Befragten über 
liche Staubentwicklung, geſundheitsſchädliche Ausdünſtungen und in 
Betrieben über giftige Gaſe und andere Mißſtände. 

och trauriger find die Verhältniſſe betreffs der Waſch-, Umkleide⸗ 
Speiſeräume, die auf ſehr wenigen Fragebogen als zufriedenſtellend 
met werden. So wird der als Waſchgefäß dienende Ausguß ver- 
entlich vom Geſchäftsperſonal zu gewiſſen Verrichtungen benutzt, und 
peiſeräume befinden ſich oftmals neben den Ställen, reſpektive es be- 
ſich in ihnen zugleich das Kloſett. Am ſchlimmſten ſind aber auch hier 
r diejenigen Berufsangehörigen daran, die in Koſt und Logis beim 
nehmer ſtehen; für fie befinden ſich Schlaf: und Wohnräume nicht felten 
ällen, Remiſen oder Kellern. Am ausgedehnteſten finden wir dieſes Über⸗ 
el mittelalterlicher Zuſtände noch in der Nahrungs- und Genußmittel: 
he verbreitet. So ſind es vor allem Bäckerei-, Schlächterei⸗ und Gaſt⸗ 
Haftsbetriebe, in denen über mangelhaftes Reinigen und Wechſeln der 
gäſche Klage geführt wird. Oftmals muß der Hausdiener fein Bett mit 
Gehilfen abwechſelnd benutzen, und zwar während der letztere nachts 
set, ſchläft der Hausdiener, und umgekehrt, während dieſer am Tage 
set, ſchläft der Geſelle in demſelben Bett. Ja der Hausdiener iſt ſogar 
gezwungen, das Bett mit dem Geſellen oder ſeinen Kollegen gemeinſam 
nutzen. 

eradezu erbärmliche Verhältniſſe treten auch betreffs der Bedürfnis⸗ 
lten zutage. In Berlin war in einem Betrieb eine Kloſettvorrichtung 
5 Perſonen, die durch keinen Verſchlag von der Arbeitsſtätte getrennt 
In einem anderen Betrieb befand ſich ein Kloſett, das von 21 Perſonen 
e Geſchlechter benutzt wurde. In vielen Fällen wird auch gänzliches 
n der Bedürfnisanſtalten gemeldet. 

das die Behandlung anbetrifft, jo muß man dieſelbe nach all den bis— 
en Erhebungen als geradezu menſchenunwürdig bezeichnen. Abgeſehen 
ſchikanöſen Geſchäftsordnungen, mit allen möglichen und unmöglichen 
fbeitimmungen, find rohe und gemeine Beſchimpfungen, ja ſogar Prügel 
steres ebenfalls vorwiegend in ſolchen Stellungen, in denen das Koſt⸗ und 
weſen üblich iſt — ſeitens des Unternehmers ſowie eines großen Teiles 
chen Perſonals ohne Ausnahme des Geſchlechts nichts allzu 
mes. 

Jaß den Handelshilfsarbeitern bis auf den heutigen Tag keine wirkliche, 
hafte Sozialpolitik zuteil wurde, ſehen wir auch auf dem Gebiet der 
eiterverſicherung. Bei dem im Jahre 1885 in Kraft tretenden Unfall⸗ 
herungsgeſetz wurden fie ebenfalls einfach überſehen, und dieſer Zuſtand 
e erſt im Jahre 1902 durch Inkrafttreten der Novelle zum Unfallverfiche- 
Sgeſetz dahin abgeändert: 


31, Abſatz 1. „. .. Alle Vertreter und Betriebsbeamten, letztere, ſofern ihr 
esverdienſt an Lohn oder Gehalt 3000 Mark nicht überſteigt, werden gegen die 
en der bei dem Betrieb ſich ereignenden Unfälle nach Maßgabe dieſes Ge— 
verſichert, wenn ſie beſchäftigt ſind: in gewerbsmäßigen Speditions-, Speicher-, 
reis und Kellereibetrieben, in Lagerungs-, Holzfällungs⸗ oder der Beförderung 
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von Perſonen oder Gütern dienenden Betrieben, wenn ſie mit einem Har 
b deſſen Inhaber im Handelsregiſter eingetragen iſt, verbi 
find. . 

Waren die Handelsbetriebe vorher überhaupt nicht verſicherungspſich 
ſind fie es ſeit Inkrafttreten der Novelle nur dann, wenn fie im Handelsre 
eingetragen und mit einer beſonderen Lagerabteilung (wie das Reichsverſicherrz 
amt präziſiert hat: mit einem vom Verkaufsraum getrennten Lagerraum) 
bunden find. Das Reichsverſicherungsamt vermochte ſich jedoch auf die T. 
der Tatſache nicht zu verſchließen, daß es mit dieſer Definierung den geſaß 
§ 1, Abſatz 1 der Novelle jo ziemlich aufgehoben hatte, und es mußte 
deshalb zu dem Zugeſtändnis bequemen, daß auch ſolche Betriebe verſicherig 
pflichtig ſind, welche Angeſtellte für beſtimmte Lagereiarbeiten beſchäfte 
Hierzu wird gerechnet: das Auf- und Abladen von Waren, das Auspacken 
Kiſten und Ballen, das Verbringen der Waren in und aus den Räumen, 
Umgehen mit Waren bei der Inventariſierung, das Verpacken der verfat 
Waren, das Sortieren, Auszeichnen und die ſonſtige Behandlung der We 
wenn dieſe Arbeiten lediglich zu dem Zwecke erfolgen, die Waren in verk. 
fähigen Zuſtand zu verſetzen oder ſie darin zu erhalten, ſowie das 
räumen und Reinigen der Räume und die Beaufſichtigung aller dieſer Arbe 
Doch muß dieſe Tätigkeit an mindeſtens hundert Tagen im Jahre vom Arlt 
verrichtet werden. Daß auch dieſe Beſtimmung keineswegs den Fordern 
der Arbeiter Genüge leiſtet, da ſie durchaus nicht alle Handelsbetriebe umfaf 
oft genug in der Berufspreſſe ſowie in Verſammlungen und auf Kongrf 
der Handelshilfsarbeiter betont worden. Sogar verſchiedene Handelstam! 
äußerten ſich in dieſem Sinne, zum Beiſpiel die in Magdeburg, Poſen, 1 
furt a. M., Wiesbaden, Bonn, Ludwigshafen, Pforzheim uſw. Die Ma 
haftigkeit der Verſicherung geht auch aus den Erhebungen der Organiſc 
hervor. Während von den 2322 Betrieben mit 23777 Beſchäftigten ur: 
verſicherungspflichtig nur 1720 (= 74,1 Prozent) Betriebe mit 19783 Bel: 
tigten (S 83,0 Prozent) waren, wurde die Unfallgefahr im Beruf as 
ziemlich hohe feſtgeſtellt. a 

Seit den Erhebungen des Beirats find nunmehr wiederum meh 9 
verſtrichen, ohne daß ſich die Geſetzgebung veranlaßt ſah, endlich dieſe Si 
ſtände im Handelsgewerbe einzuſchränken. Auch die Erhebungen der Org 
ſation, die außerdem noch auf dem im Oktober 1906 abgehaltenen Kon 
der Handelshilfsarbeiter wirkſam ergänzt wurden, vermochten keineswegs 
Geſetzgebung aus ihrer Ruhe aufzurütteln. Im Gegenteil! Die 5 
ſcheute ſich nicht, die elenden Verhältniſſe noch zu verſchlechtern. Man bro 
dabei unter anderem nur an die Beſtimmung in der Gewerbeordnungsno 
betreffs Regelung der Sonntagsruhe zu denken. Dieſe Aufgabe wurde 
Kommunalbehörden übertragen. Was die Handelsangeſtellten von diejen ) 
zu erwarten haben, beweiſt zur Genüge das verſtändnisloſe Verhalten 
Kommunalbehörden gegenüber der berechtigten Forderung, den Achtuhrladenſc! 
einzuführen. Außerdem hat die Regierung in neuerer Zeit im Arbeitsfammergr 
entwurf verraten, wie fie in Wirklichkeit über die Handelshilfsarbeiter Dil 
Sie erachtet dieſelben nicht einmal dieſes Danaergeſchenkes würdig. Doch) 
denkenden Arbeiter im Handelsgewerbe verzichten auch gern auf dera 
„ſoziale Reformen“, ſie verlangen eine wirkliche Sozialpolitik, als de 
Grundlage zunächſt eine Maximalarbeitszeit von 9 Stunden für ältere | 
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ztunden für jugendliche Arbeiter und Arbeiterinnen, ferner Achtuhrladen⸗ 
ſchäfts⸗ und Arbeitsſchluß ſowie Verbot der Sonntagsarbeit eingeführt 
den muß. Allerdings die ehrliche Abſicht, die kulturelle Hebung der 
eiterklaſſe zu fördern, gilt als Vorbedingung hierfür. Unſere Sozialpolitiker 
heute aber, die Fleiſch vom Fleiſche der beſitzenden Klaſſe ſind, ſehen ihre 
ensaufgabe einzig und allein in der Vertretung kapitaliſtiſcher Intereſſen. 
herlich find fie ſich dabei gar nicht der Tatſache bewußt, daß ſie durch 
je ihre Arbeiterfeindlichkeit täglich, ja ſtündlich in unvergleichlicher Weiſe 
die Selbſthilfe der Arbeiter, deren Organiſation agitieren. Die in der 
en Zeit ſiegreich durchgeführten Lohnkämpfe im Handelsgewerbe laſſen 
en, in welcher Form dieſe Arbeiter ſich für die „gefüllte Kompottſchüſſel“ 
tmals bedanken werden. Das wachſende Klaſſenbewußtſein wird mit der 
t auch unſerer Geſetzgebung die Erkenntnis einhämmern, daß die wirt⸗ 
ftliche Entwicklung die Handelshilfsarbeiter längſt zu qualifizierten Ar⸗ 
ern ſtempelte. 


Zur Zukunft der ſozialiſtiſchen Jugendbewegung 
in Deutſchland. 


Don Hermann Remmele. 


In allen Ländern, in denen eine moderne Arbeiterbewegung vorhanden 
haben ſich auch ſozialiſtiſche Organiſationen der arbeitenden Jugend ge— 
et. Die Urſachen find allerwärts die gleichen. Der Trieb, ſich an dem 
mtiſchen Ringen des Proletariats zu beteiligen, entſpringt den wirtſchaft⸗ 
m Verhältniſſen, unter denen die proletariſche Jugend aufwächſt. Die 
npfesatmoſphäre der allgemeinen Arbeiterbewegung iſt es, die auch das 
ze Fühlen und Denken der Jugend in Anſpruch nimmt. Tauſenden von 
ſeiterkindern geht der Geiſt des Sozialismus ſozuſagen ſchon mit der 
ttermilch in Fleiſch und Blut über. Bereits in der Schule ſtoßen fie auf 
ungeheuerlichen Widerſprüche der alten und neuen Weltanſchauung und 
den ſo zum ſelbſtändigen Denken und Beurteilen gedrängt. Wenn ſie die 
zulbänke verlaſſen, ſind ſie ſchon längſt mit der alten Weltanſchauung 
ig. Die maßloſe Ausbeutung der jugendlichen Arbeiter durch ein ſkrupel⸗ 
8 Unternehmertum tut noch das übrige, um ſie für ſozialiſtiſche Anſchau⸗ 
gen empfänglich zu machen. 

Zweifellos haben die Parteiorganiſationen Jahrzehnte hindurch die Stim⸗ 
ing, die in der jugendlichen Arbeiterſchaft herrſcht, nicht gekannt, oder aber 
t für berückſichtigenswert erachtet, ſonſt hätten ſie nicht blindlings an ihr 
beimarſchieren können und dem Nachwuchs mehr Rechnung tragen müſſen, 
wie geſchehen. 

Endlich in den Jahren 1903, 1904 und 1905 bildeten ſich in einer Reihe 
Orten in Deutſchland faſt zu gleicher Zeit lokale Jugendvereine. Aus 
Jugend ſelbſt heraus drang das Verlangen nach Zuſammenſchluß der 
handenen Kräfte. Immer ſtärker wuchs die Bewegung. Sie zentraliſierte 
“ ſchuf ein Blatt: „Die junge Garde“ — und die deutſche ſozialiſtiſche 
gendbewegung war da. Mit elementarer Gewalt wuchs die Bewegung 
ſich ſelbſt heraus. Nun ſtarrte alle Welt ſie befremdet an. Von den 
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eigenen Parteikreiſen wurde fie mit paſſiver, reſervierter Haltung empfan, 
Ein Achſelzucken — oder auch ein: „Sie ſollen warten, wie wir gewa 
haben!“ Von den Gegnern der Arbeiterbewegung auf das heftigſte bekän 
verleumdet und beſchimpft — das war die Begrüßung der aufwärtsſtreben 
Arbeiterjugend, der „Lausbubenorganiſation“! Man rief nach der Pol 
nach dem Staatsanwalt und gab dieſen durch die Geſetzgebung Waffen, 
die Organiſationen der Jugend zu zertrümmern. Vergebens! Die ſozialiſti 
Jugendbewegung iſt eine naturnotwendige Folge der geſellſchaftlichen a 
gegenſätze, und dieſe laſſen ſich mit Geſetzesparagraphen nicht bejeitigen, | 

Bisher ſahen wir ausgeſprochen ſozialiſtiſche Jugendorganiſationen um 
Württemberg, Baden, Helfen, Hamburg und Bremen, wo die Vereinsge; 
eine geſchloſſene Organiſation der Jugend ermöglichten. Es iſt aber faljch, ı 
zunehmen, daß die Bundesſtaaten, die ein Organiſteren der Jugend nicht 
ließen, auch keine Jugendbewegung gehabt hätten. Im Gegenteil! Gen 
dort ſind große Bewegungen zu verzeichnen. So hatte — um nur ein 
ſpiel herauszugreifen — Dresden 2000 Anhänger, die ſämtlich Leſer 
„Jungen Garde“ ſind und ein reges Betätigen zeigten. Wir ſehen chen: 
dieſem einen Falle, daß eine geſchloſſene Organiſation abſolut nicht vo 
iſt, um ſich politiſch⸗ zu bilden und zu betätigen. | 

Der Verband junger Arbeiter hat ſich am 3. Mai auf ſeiner Gene 
verſammlung in Darmſtadt aufgelöſt. Es waren ihm nur zwei Möglichke 
gegeben, ſich zu erhalten. Entweder man verwandelte die rein IK 
Organiſation in eine politiſch neutrale, oder man ſchloß die jugendlichen 
noſſen unter achtzehn Jahren aus. Beides wäre falſch. Die letzte Möge 
keit hat Genoſſe Frank in Nr. 33 der „Neuen Zeit“ zur Genüge wider 
Gegen die erſtere Möglichkeit der Erhaltung ſprechen noch wichtigere Grin 

Zunächſt bedarf die Arbeiterklaſſe zur Durchführung ihrer politiſchen 
wirtſchaftlichen Kämpfe ein großes Maß politiſcher und wirtſchaftlicher ? 
dung, außerdem find ſittliche Eigenſchaften erforderlich — Solidarität, dei 
kratiſche Geſinnung, Disziplin, Selbſtbewußtſein, Opferwilligkeit —, die 
Rahmen neutraler Organiſation, die außerdem ſtets unter Aufſicht N 
Polizei ſtehen, nicht herangebildet werden können. Die Folge der Neutral 
würde die Verſimpelung der Jugendorganiſation ſein. Die ſozialiſtiſche 
ziehung, die ja die Hauptaufgabe der Organiſation iſt, müßte preisgege 
werden. Und nach außen hin erklären, man iſt neutral, und in den Verbar: 
veranſtaltungen dennoch die ſozialiſtiſche Erziehung betreiben, iſt eine 
möglichkeit. Zweifellos könnte man dadurch der Polizei und den Gericht 
viel zu ſchaffen machen, aber ein derartiger Kampf würde ungeheure Dr 
der Jugendlichen fordern, denn das neue Reichsvereinsgeſetz beſtimmt, 
die Jugendlichen unter achtzehn Jahren ſelbſt beſtraft werden und nicht 0 
die Vereinsvorſtände und Verſammlungsleiter. Und vor allem — ein N 
kriechen und ein Verleugnen unſerer Beſtrebungen wäre geradezu ein > 
lieren vor der Reaktion. 

Nein! Wir wollen es laut der Welt dernde unſer 
iſt: die Erziehung der Arbeiterjugend zu brauchbaren laff 
kämpfern! ON 

Und wir wollen die Arbeiterjugend, fobald ſie der Schule entwach 
iſt, von den ſchädlichen Beeinfluſſungen der Volksſchulbildi 
reinigen und ſie, während ſie den Kampf ums Daſein aufnehmen it 
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dem öffentlichen Leben, mit den politiſchen und wirtſchaft— 
on Kämpfen, vertraut machen. Das müſſen die beiden Grund» 
Inken ſein, die uns zu leiten haben! 

Wie dieſes Ziel unter den neuen Verhältniſſen erreicht werden kann, hat 
ſoſſe Frank unzweideutig zu verſtehen gegeben. Die Partei und die 
berkſchaften haben ſich der Aufklärung der Jugendlichen zu 
bo Die zaghaften Anſätze in Süddeutſchland werden ſich alsdann zu 
großen, ſtarken, einheitlichen Jugendbewegung auswachſen, die ſich über 
Deutſchland erſtreckt. Das Rückgrat der Bewegung wird die für die 
lend zu ſchaffende Zeitſchrift ſein, für deren ſach- und fachgemäße Aus⸗ 
jung die Partei Sorge zu tragen hat. Von der Partei und den Gewerk— 
is find Kommiſſionen zu bilden, in die fie auch ihre in pädagogiſcher 


icht beiten Kräfte zu ſenden haben. 

die erſte Aufgabe der Jugendorganiſationen iſt die Verbreitung allgemeinen 
ens unter der Jugend. Anknüpfend an die Volksſchulbildung iſt durch 
träge das Wiſſen der Jugendlichen zu erweitern, ebenſo durch Verbreitung 
r Schriften, die ſpeziell für die Jugend geſchrieben ſind, durch Pflege des 
ſtſinns, wie Veranſtaltungen und Beſuche von literariſchen Abenden, 
rterabenden, Muſeenbeſuche uſw. Solche Veranſtaltungen unterliegen keiner 
geilichen Meldepflicht und werden nicht überwacht. 

die zweite Aufgabe iſt die Erziehung zur Aneignung ſittlicher Eigenſchaften, 
in die Arbeiterklaſſe in ihrem Kampfe zur Erfüllung ihrer hiſtoriſchen 
ion in hohem Maße bedarf — die Erziehung zur Solidarität, Disziplin, 
Heradſchaftlichkeit, demokratiſcher Geſinnung, Enthuſiasmus und Opferſinn. 
te wurden bisher in den Vereinen, die ſelbſtändig von jugendlichen Ar⸗ 
en geleitet wurden, geweckt, geſtärkt und herangebildet. Gerade durch das 
1 55 Denken, Handeln und Betätigen in eigener Organiſation würden 
mtwortlichkeitsgefühl und Selbſtbewußtſein anerzogen, Eigenſchaften, deren 
wendigkeit für den Klaſſenkampf ſich die jungen Genoſſen bewußt werden 
ſen. Zweifellos lag in der eigenen, von Altersgenoſſen geleiteten Orga⸗ 
ie auch ein beſonderer Reiz zur Erweckung der Selbſtbetätigung, des 
geizes und des Selbſtbewußtſeins. Muß nun dieſe Aufgabe der Er- 
img preisgegeben werden? 

Keineswegs! Die Kommiſſionsveranſtaltungen — früher die Vereinsveran⸗ 
zungen (Verſammlungen, Vortragsabende, literariſche Abende, Kunſt⸗ 
nſtaltungen aller Art, Theater⸗ und Muſeenbeſuche uſw.) — werden wie 
ser in den meiſten Fällen alle acht Tage ſtattfinden. Die demokratiſche 
1 der Partei⸗ und Gewerkſchaftsgenoſſen bürgt dafür, daß die 
uuſche der Jugend ſtets als Grundlage der Beſchlüſſe der Kommiſſion 
1 Alſo die Selbſtbetätigung und Mitwirkung der Jugend wird in 


ir Weiſe unterbunden. Und was ganz beſonders profitieren wird, iſt das 
e Bewußtſein, von dem bisher die deutſche Jugendbewegung nur 
„matt angehaucht war. Das freie Arbeiterlied, das bei der deutſchen Ar- 
ſchaft faſt in Vergeſſenheit geraten iſt — das dem geübten Vereinsgeſang 
(hen mußte —, wird feine Auferſtehung feiern. 

Die dritte Aufgabe erfüllt ſich dann von ſelbſt. Die ſo vorbereiteten 
endlichen werden kaum den Tag erwarten können, bis fie mit ihrem voll- 
I achtzehnten Lebensjahr in die Reihen der organifierten Klaſſengenoſſen 
beten. Jedoch wird es gut fein, daß für dieſe Genoſſen über achtzehn 


468 


Jahren bis zur Militärzeit bei ondere Abteilungen (unterrichtskurſe, V | 
lungen) gebildet werden, in denen fie lediglich politiſche Schulung erh 
Die Regelung der vierten Aufgabe, Lehrlings- und jugendlicher Arb 
ſchutz, hat Genoſſe Dr. Frank eingehend beleuchtet. 
Die internationalen Beziehungen mit den ausländiſchen Zugendorgn; 
vn — die fünfte Aufgabe — hat eine zu ſchaffende Zentralſtelle 
Jugenderziehung aufrechtzuerhalten. Das Jugendorgan wird uns 
die ausländiſche Bewegung ebenſo berichten, wie dies bisher die „Jig 
Garde“ getan hat. Auch die Beſchickung internationaler Konferenzen f 
wie bisher geſchehen. Die antimilitariſtiſche Propaganda muß in erſter K 
durch das Organ und gute Schriften erfolgen, in zweiter Linie durch 1 
klärende Vorträge an Jugendliche über achtzehn Jahren. Des weiteren I 
durch Rezitation, Aufführung geeigneter Theaterſtücke uſw. auf die 
gewirkt werden. 

Die Bekämpfung der Schundliteratur und des Alkohols wird eine l 
Aufgabe fein, nachdem man die freie Zeit der Jugend für die e 
Punkte in Anſpruch genommen hat. 

Unſere Pläne, mit denen wir an die Partei und die Gewerkfehaften he 
treten, ſind alſo folgende: 

Die Partei und die Gewerkſchaften haben eine Zentral kom 
zu bilden, die die Herausgabe eines Jugendorgans zu bewerkſtelligen 
Diefe Zentralkommiſſion gilt auch als Zentralſtelle der örtlichen K 
miſſionen, die das Organ zu vertreiben haben und die örtlichen Veran 
tungen für jugendliche Arbeiter beſorgen. Die Zentralſtelle hat am geeigne: 
ihren Sitz an dem Orte des Parteivorſtandes und der Generalkommiſſion 
Gewerkſchaften, alſo in Berlin. Mit der Zeit bildet ſich ganz von jelbit 
Bedürfnis heraus, daß zum einheitlichen Arbeiten in den einzelnen Lan 
teilen beſondere Agitationskomitees am Sitze der Landesvorſtände 
Leben treten und fo die eigentliche Zentrale entlaſten. | 

Werden dieſe Aufgaben erfüllt, dann war der Schlag der Reaktion 
Hieb in die Luft. Dann wird der 8. April zum Markſtein in der Geſch) 
der ſozialiſtiſchen Jugendbewegung in Deutſchland und dieſe bald im ii 
nationalen Wettkampf nicht mehr wie bisher hinterdrein humpeln, ſonder 
wie die geſamte deutſche Arbeiterbewegung mit an erſter Stelle marſchi⸗ 


Und dies alles dank der „triumphierenden“ deutſchen Reaktion! | | 


Literarifhe Rundfhau. | 
Etienne Lamy, La femme de demain. Paris 1907, Perrin & Co, 287 Sie 


Im Hinblick auf die Frauenfrage vollzieht ſich in der klerikalen Literatun 
bedeutender Umſchwung. Er macht ſich ebenſowohl in den Büchern, aus dener 
dumpfe Halbbildung öſterreichiſcher Hetzpfaffen ſpricht, als in denen ernſthaft 
ſchender Chriſtlichſozialer in Deutſchland geltend und iſt auch in den von . 
männiſcher Eleganz zeugenden Vorträgen des Mitglieds der Academie Frans 
Etienne Lamy, nicht zu verkennen, die nun zu einem Bande vereinigt vorliege 

Auch die Klerikalen wollen nicht mehr die Frau zum Schweigen und Gehon 
verurteilen, und ſie haben ihre guten Gründe dazu. Es kann ihnen nicht gelt 
die weibliche Hälfte der Bevölkerung, die ſie als ihr ſtarkes Bollwerk anſehen, ı 1 
der Herrſchaft und dem unbedingten Einfluß der anderen Hälfte zu Vi in 1 
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ite die verirrten Schafe immer zahlreicher werden und ſogar mitunter die Über- 
t gewinnen. Zugleich aber ſehen ſie die Frauen in immer zahlreichere Gebiete 
Willens, des Erwerbes und des öffentlichen Lebens eindringen, und indem ſie 
er mehr daran verzweifeln, dieſe Bewegung hemmen zu können, ſuchen ſie ſie 
ligſtens abzulenken und dorthin zu leiten, wo ſie ihre Felder befruchten kann. 
Dieſes Beſtreben erfüllt das Buch Lamys, und man muß dem Autor zugeſtehen, 
ger den Widerſprüchen, die ſich notwendig aus der modernen Entwicklung des 
nnenlebens und den Satzungen der katholiſchen Kirche ergeben, geſchickter aus⸗ 
eichen verſteht, als das ſonſt ſeinen Geſinnungsgenoſſen glücken will. Er tritt 
uſiaſtiſch für die wiſſenſchaftliche Ausbildung der Frauen ein, wobei er be— 
‚tet, daß die Kirche das zu allen Zeiten getan hätte, und er erwartet von der 
hrten Frau, daß fie dem Chriſtentum die Welt zurückgewinnen, vor allem aber 
lantiklerikale Übermacht im heutigen Frankreich niederringen werde. 

Um das Seinige zur weiblichen Gelehrſamkeit beizutragen und um die Frauen 
ſefähigen, den freidenkeriſchen „Sophismen“ der Männer ſiegreich zu begegnen, 
ihnen Lamy mit nicht übel geſpielter Objektivität auseinander, welche Stellung 
Katholizismus, der Proteſtantismus, der Freiſinn und der Sozialismus kraft 
yr hiſtoriſchen Entwicklung und ihrer Ziele den Frauen einräumen. 

Es erübrigt wohl, erſt ausführlich darzutun, daß das Bild, welches der Autor 
1 der Wirkſamkeit der katholiſchen Kirche gibt, genau fo jchief iſt wie dasjenige, 
ſches er von den Zielen der Sozialdemokratie entwirft, und wenn ſeine Unauf- 
ligkeit eines Beweiſes bedürfte, jo müßte es als ſolcher angeſehen werden, daß 
ie auf allen Gebieten dilettierenden Damen als die einzigen Weſen umſchmeichelt, 
‚he die Wiſſenſchaft um ihrer ſelbſt willen betreiben, daß er ihren ſynthetiſchen 
it rühmt im Gegenſatz zu dem analytiſchen der Männer, und daß er ſogar be: 
ptet, die Frauen ſeien zu allen Zeiten die Bewahrerinnen der leitenden Ideen 
Menſchheit geweſen. 

Indem ſich der Autor ausſchließlich an die Frauen der wohlhabenden Klaſſen 
det, läßt er die eigentliche Frauenfrage, die Frage der notwendigen Konſe— 
zen der weiblichen Erwerbsarbeit für die Familie, faſt unberührt und ver⸗ 
zilt ſchon dadurch fein Buch zur Wirkungsloſigkeit. Liegt doch die Entſcheidung 
10 ob das geiſtige Leben Frankreichs endgültig der Leitung durch den Klerus 
iſſen werden kann oder nicht, vorwiegend bei den arbeitenden Volksmaſſen. 
1 Thereſe Schleſinger. 


k 


Notizen. 


ZJentralorganiſation der Gewerkſchaften Finnlands. Obwohl die ſozialdemo⸗ 
liſche Arbeiterbewegung in Finnland noch nicht volle zehn Jahre alt iſt — die 
tei wurde erſt 1899 gegründet —, hat fie ſich doch in ganz erfreulicher Weiſe 
Ividelt, und zwar politiſch wie auch gewerkſchaftlich ganz nach dem Vorbild der 
tſchen Sozialdemokratie. Die politiſchen Organiſationen bilden die Wahlvereine 
den einzelnen Wahlkreiſen, die ſich in Kommunal- und Bezirkskörperſchaften ver- 
gen. Die fünfzehn Wahlbezirke gelten als fünfzehn beſondere Agitationsbezirke, 
alljährlich für ſich Konferenzen abhalten, während die Geſamtpartei nur in jedem 
Im Jahre zu einem Kongreß zuſammentritt. In außerordentlichen Fällen kann 
Parteileitung gemeinſam mit dem Verwaltungsrat auch früher Kongreſſe berufen. 
Nach dem Vorbild der deutſchen Gewerkſchaften ſchufen ſich auch die finniſchen 
zuſſen vor zwei Jahren eine Zentralſtelle, um die ſich die meiſten Gewerkſchafts⸗ 
bände gruppiert haben, und zwar folgende Verbände und Lokalorganiſationen: 
Verbände der Glasarbeiter, Lederarbeiter, Straßen- und Waſſerbauarbeiter, 
chbinder, Holzarbeiter, Schneider, Sattler, Bürſten⸗ und Pinſelarbeiter, Sägerei⸗ 
eiter, Schuhmacher, Papierarbeiter, Gold- und Silberarbeiter, Bäckereiarbeiter, 
zinarbeiter, Hafenarbeiter, Textilarbeiter, Schneiderinnen, Gießereiarbeiter, 
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Töpfereiarbeiter, ſozialdemokratiſchen Journaliſten. Ferner die Lokalorg N 
ſationen von Helſingfors, Abo, Weſt⸗Saima, Kemi, Uleaborg. Außerdem 5 
Zentralorganiſation beigetreten die Gewerkſchaft der Ziegeleiarbeiter von K 
Außerhalb der Zentralorganiſation befinden ſich noch die Verbände der Buchdri; 
Spengler und Kupferſchmiede, Maler, Metallarbeiter, Maurer, Arbeiter gem 
Berufe, Metalldreher, Rohrarbeiter, nordiſchen Floßarbeiter. Es iſt anzunehn 
daß auch die jetzt noch außerhalb der Zentralorganiſation ſtehenden Verbändi 
nächſter Zeit ihr beitreten, denn bei den meiſten ſteht die Frage bereits fe 
Tagesordnung. 

Nach den neueſten amtlichen Daten beträgt die Geſamtzahl der Induſtriearbe 
Finnlands 107808. Davon find rund 35000 gewerkſchaftlich organiſiert, 1 
Drittel. Unter dieſen haben ſich 470 Gruppen mit 25497 Mitgliedern der Zen 
organiſation angeſchloſſen. Zwölf Verbände haben vierzehn Perſonen als Sekte! 
angeſtellt, die monatlich 150 bis 200 finniſche Mark Gehalt beziehen. Sieben | 
bände haben eigene Organe mit zuſammen 14300 Abonnenten. Die Geſamteinnah 
betrugen 144704 finniſche Mark, davon ordentliche Einnahmen 82716 finniſche 1 
Die Ausgaben beliefen ſich auf 101822 finniſche Mark. Der Vermögensſtand me 
Ende 1907 66669 finniſche Mark aus. 

Die Zeit der politiſchen Spannung unter der Gewaltherrschaft des act 
vor der ruſſiſchen Revolution, dann die Revolutionszeit mit dem Generalitreil: 
Herbſte 1905, die darauffolgende Zeit des Kampfes um das allgemeine 10 
die Wahlagitation Ende 1906 und Anfang 1907 und endlich die Tätigkeit der Bi: 
vertretung und ihre Auflöſung hat ſo gewaltig aufklärend auf das Rtaffenbein) 
jein der Arbeiter gewirkt, daß die Bewegung in der größten Lebhaftigkeit 
ſchreitet. Und die gegenwärtige Wahlagitation mit dem unſchätzbaren Agitati: 
material gegen die bürgerlichen Parteien aus dem aufgelöſten Reichstag unde 
Tätigkeit der reaktionären Regierung vermag ihr nur neuen Schwung . ' 
leihen. 


Zeitſchriftenſchau. 


„Le mouvement socialiste“ vom Mai bringt eine Fortſetzung der Eg 
über „Die Kriſe im Lehrlingsweſen“, über deren Anfang in Nr. 34 der „Ne 
Zeit“ (S. 278) referiert wurde. Diesmal werden die Urteile von A. Laue 
Mechaniker, A. Merrheim, Sekretär der Metallarbeiterunion, und A. Lug 
Sekretär des Verbandes der Friſeurgehilfen, gegeben. Letzterer teilt mit, daß 
ſeinem Beruf eher von einem Überfluß an Lehrlingen geredet werden kann; de 
nicht unter das Fabrikgeſetz fällt, iſt eine grenzenloſe Kinderausbeutung hier möge 
und drängen ſich viele junge Leute dahin; auch glauben viele Eltern mit klei 
Erſparniſſen in dieſem Beruf ihren Kindern eine ſelbſtändige Poſition ſchaffen 
können. Selbſtverſtändlich wird auch hier der Beruf erſt erlernt, wenn die 9 
lingszeit vorüber iſt; die Kenntniſſe zu vervollſtändigen, dienen Fachſchulen, 
teils von den Meiſtern, teils von der Gewerkſchaft errichtet wurden. 

Die Ausſage des Mechanikers Lauche beſtätigt die allgemeinen Ergebniſſe | 
ſchon behandelten Antworten. Die Entwicklung des Großbetriebs macht ur 
niffe überflüſſig; das Geſetz von 1900 haben die Unternehmer in der Weile 
gewandt, daß ſie die Lehrlinge entließen; nur in der Kleininduſtrie erhält ſich ö 
Lehrlingsweſen, als eine Form der Ausbeutung der Jugend. Zwar tor 
Drehbank perſönliche Fachkenntniſſe, aber einem Lehrling vertraut man ein ſole 
Werkzeug nicht an; lieber wird einem einzigen Arbeiter die Beaufſichtigung mehre 
Maſchinen aufgetragen. Die Fachſchulen ſind überall veraltet und unpraktiſch; | 
Schüler ſind keine Kinder aus Arbeiter, ſondern aus kleinbürgerlichen Kreiſen; 
Lehrmethode geht von der „ aus, daß nur der ein tüchtiger e 
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mit den alten, primitiven, nirgends mehr gebrauchten Werkzeugen gut zu 
liten weiß. Dieſe Schulen liefern meiſt Werkmeiſter, keine Arbeiter. Die Unter⸗ 
lier haben mehr Intereſſe an der Verbeſſerung der Maſchinen als an der der 
iter; daher kann eine Verbeſſerung des Lehrlingsweſens nur von ſeiten der 
iter, namentlich der Gewerkſchaften, kommen, für die ſie einen Teil ihrer all⸗ 
1 Forderungen, Verkürzung der Arbeitszeit und Abſchaffung der Akkord⸗ 
lit, bildet. 

Am intereſſanteſten iſt der Aufſatz Merrheims, der den Hintergrund des 
ingsſpektakels über die angebliche Kriſe des Lehrlingsweſens beleuchtet. Die 
taliſten haben dieſen Spektakel angeſtiftet, um das Geſetz von 1900 los zu 
ſen, das fie angeblich gezwungen hat, den Lehrlingen ihre Pforten zu ver⸗ 
en. Weil das Geſetz ihre Kinderausbeutung einſchränkte, ſoll die Lehrlings⸗ 
das Motiv abgeben, die unbeſchränkte Ausbeutung der Kinder wieder zuzulaſſen. 
Betrachtungen über die Kriſe im Lehrlingsweſen ſind alſo nur ein Teil der 
[meinen Kampagne, die von den Unternehmern gegen das Millerandſche Geſetz 
hrt wird. Es iſt richtig, das Geſetz gab zunächſt den Anſtoß, daß überall die 
molichen aus der Fabrik getrieben wurden; jo rächten ſich die Unternehmer 
gen Arbeitern, die zum Teil auf den Verdienſt ihrer Kinder angewieſen waren, 
ücht als Lehrlinge, ſondern in Wirklichkeit als Lohnarbeiter tätig waren; denn 
(unternehmer ſahen in dem Geſetz eine Frucht der Agitation des Proletariats. 
Verkürzung der Arbeitszeit mit Beibehaltung der Lehrlinge wollten die Unter- 
ier ſelbſtverſtändlich nicht, und jetzt legen ſie ſich auch energiſch ins Zeug gegen 
geplante Feſtſetzung des Zehnſtundentags für alle erwachſenen Arbeiter. Ihr 
(de über die Lehrlingsnot iſt alſo nur Heuchelei. 

Die Haupturſache der Kriſe des Lehrlingsweſens liegt jedoch in der Entwick⸗ 
der Großinduſtrie, die keine Arbeiter mit allgemeinen Fachkenntniſſen, ſondern 
jialiſten braucht. Der Arbeiter im Handwerk machte ehedem ein ganzes Stück 
3; er war ſchöpferiſch tätig; der Spezialiſt überwacht bloß die Maſchine. „Das 
(iltat iſt verhängnisvoll. Für den Arbeiter bleibt kein Denken, keine Initiative 
. Die Maſchine denkt für ihn, übernimmt an feiner Stelle die Initiative; fie 
in feines und genau geregeltes Inſtrument. Automatiſch denkt und bildet ſie, 
ei ſie ihre rohe Kraft an die Stelle des harmoniſchen und ſchöpferiſchen Ge⸗ 
45 des Produzenten ſetzt.“ Nur viel produzieren iſt die Loſung; der Arbeiter 
zu einem Teil der Maſchine, gerät unter ihre geiſtloſe Disziplin; die Maſchine 
t ihn zum Sklaven, ergreift, zerreibt und uniformiert all ſein Denken und nimmt 
ſeine Individualität, ſeine ſchöpferiſche Kraft. So wird er ſelbſt zu einer paſ⸗ 
1 Maſchine, und daraus entſpringt jener unfruchtbare Skeptizismus, der jagt: 
s hilft alles, man muß ja leben.“ „Der Maſchinismus macht den Arbeiter zum 
ſten und tötet fein Gehirn bis zu dem Grade, daß er den Glauben an die 
ne Kraft verliert.“ Das Proletariat ſteht dem gewaltigen Aufſchwung der 
"Binduftrie wie von Schrecken gelähmt gegenüber; er ſieht nicht die beſſere Zu⸗ 
t, die dieſe Technik ihm vorbereitet, und beugt ſich kraft⸗ und mutlos unter die 
1 des Kapitals. Sogar in den Gewerkſchaften ſind von dieſer Geiſtes⸗ 
aſſung Spuren zu bemerken. Nur die Gewerkſchaften können hier helfen, indem 
das Bewußtſein der eigenen Kraft und des eigenen Wertes wieder erwecken; 
! eine geſetzliche Verkürzung der Arbeitszeit iſt nötig, um die üblen Folgen für 
Arbeiter zu verringern. Nicht in einer Kriſe des Lehrlingsweſens, ſondern in 
It Kriſe der ökonomiſchen Entwicklung befinden wir uns. 

Wir haben dieſe Ausführungen Merrheims hier ausführlich wiedergegeben, weil 
eugleich einen wertvollen Einblick in die einer rückſtändigen ökonomiſchen Ent⸗ 
lung entſprechende Geiſtesverfaſſung des franzöſiſchen Syndikalismus bieten. 
ö tüchtigen Fachausbildung wird ein hoher Wert beigelegt; ſie gibt den Arbeitern 
6 bedeutende Kraft den Unternehmern gegenüber, da ſie nicht von ungelernten 
eitern erſetzt werden können, eine Kraft, die alſo weniger aus dem Zuſammen⸗ 
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ſchluß aller, als aus der individuellen Tüchtigkeit entſpringt; dadurch b 
Gewerkſchaft einen gewiſſen zunftähnlichen Charakter. Bezeichnend if 
Hinſicht der Ausſpruch, daß der Maſchinismus den Arbeitern den Glau 
eigene Kraft nimmt. Das iſt richtig für ihre perſönliche Kraft — und 
niedrigung, die die franzöſiſche Arbeiterſchaft jetzt erfährt, hat überall 
England im achtzehnten Jahrhundert, ſtattgefunden, wo gelernte Ar 
Maſchinen mit ungelernten Arbeitern erſetzt wurden und ihre alte auf 
niſſen beruhende Kraft und Energie gebrochen wurde. Aber ſo ſehr der 
von dieſem Zuſammenbruch des Alten nicht bedrücken läßt und darüb 
ſieht, ſo ſieht er doch noch nicht, wie aus dem Maſchinismus, der die 
ſchwachen Sklaven ohne eigenes Denken macht, eine neue Kraft, eine Kl 
entſteht und neue Gedanken entſprießen, die wirklich revolutionäre Ged 
Der Revolutionarismus der Syndikaliſten iſt nicht der der vom Großkap 
gebeuteten proletariſchen Maſſen, ſondern der von gelernten Facharbeitern 
unentwickelten Technik, denen der politiſche Weitblick des modernen Proletariat 

In einem Aufſatz „Der demokratiſche Verfall“ behandelt Gabriel Beg 
den Bankrott der Demokratie unter der dritten Republik, namentlich unter Clemen! 
dem Typus des Demokraten ohne Furcht und Tadel. Die Demokratie von 
war ein aufrichtiger Verſuch; ihre Vertreter waren ehrlich und erfüllt von de 
lismus. Die Politiker der dritten Republik find die reinen Geſchäftspolitiker d 
Politik iſt ein Wettkampf geworden, um die fetten Poſten und Vorteile der 
gierungsgewalt für ſich, Freunde und Verwandte zu ergattern, eine ſchare 
Plünderung des Staatsſchatzes. Kein Wunder, daß als Führer bei dieſem Geſe 
Renegaten und Hanswurſte am tauglichſten erſcheinen, das heißt Leute ohne Sfr) 
ohne Ehre und Moralität. Im Parlament herrſchen Kretinismus und Korrupz 
im Lande herrſcht Feigheit gegenüber einer Handvoll Geſchäftspolitiker, die 6 
die Macht verfügen. Die alten Garantien von Recht und perſönlicher Siche 
ſind aufgehoben, „wir machen hier kein Recht, ſondern wir machen hier Pol! 
ſagte ein Abgeordneter. Die Verhaftung der Arbeiterführer am 1. Mai des von 
Jahres, die Verfolgung mehrerer Prieſter ſind Beiſpiele davon, und ſogan 
ſozialiſtiſchen Deputierten proteſtierten nicht, wo es ihren Gegnern galt. Der G 
dieſer parlamentariſchen Degeneration liegt vor allem darin, daß die Bauern 
mehr die alten find; ihre Liebe zur Selbſtverwaltung und Freiheit, zur Erde 
zur Arbeit ſind verſchwunden; fie find von den Ideen der Bourgeoiſie infiziert! 
werden fo eine Beute der bürgerlichen Politiker. Die wirkliche Urſache dieſer 
ſcheinung aus der ökonomiſchen Entwicklung herauszufinden, liegt dem 2 
offenbar fern. 

„La revue socialiste“ vom Mai bringt einen Aufſatz von J. H. Sn! 
über „Neue überrheiniſche Städte“. Der Autor ſkizziert eine der Hauptjtätten 
chemiſchen Induſtrie Deutſchlands, wo ganze Städteviertel durch die Induſtrie 
dem Boden geſtampft wurden. Lobend und bewundernd erzählt er von den wi 
ſchaftlichen Einrichtungen, den hohen luftigen Fabrikräumen, der großen BA 
ſtudierter Chemiker, den hohen Löhnen (ö) der Arbeiter, die die Maſchinen bedi 
und die chemiſchen Prozeſſe überwachen, von den vielen Wohlfahrtseinrichtun 
Solche Fabriken, meint er, ſind ein Typus der Zukunft. Aber ſind die Leute 
auch glücklich? Sie leben unter ſtrengen Fabrikordnungen; eine Atmoſphäre 
Neid, Eiferſucht und ſtiller Feindſchaft hängt um ſie; keiner traut dem andern, 
Furcht, daß ſeine Außerungen der Direktion übermittelt werden. Weshalb int 
Leute nicht glücklich unter dieſen Umſtänden? „All unſer Elend iſt innerlich! 
von uns ſelbſt verurſacht“, zitiert der Autor feinen Landsmann Anatole Ft 
und fühlt ſich bei dieſer Erklärung offenbar beruhigt; in der kapitaliſtiſchen N 
dieſer Induſtrie eine nähere Erklärung zu ſuchen, fällt ihm nicht ein. 8 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Akademifdje Krakeele. 
Berlin, 27. Juni 1908, 


| In der vergangenen Woche vollendete Guſtav Schmoller ſein ſiebzigſtes 
lbensjahr und wurde bei dieſer Gelegenheit von der bürgerlichen Preſſe als 
ir e „mächtigſte deutſche Profeſſor“ teils gefeiert, teils auch angefeindet. Jedoch 
| 


der Lob noch Tadel war frei von politischer Tendenz. 

Das Lob entſprang der Genugtuung darüber, daß die ſogenannte „hiſto⸗ 
che Richtung“ der politiſchen Okonomie an den deutſchen Univerſitäten durch⸗ 
drungen ſei, jene Richtung, die einſt von Roſcher begründet und von 
hmoller fortgeführt worden iſt, die ein angeblicher Fortſchritt über den „ab⸗ 
ſakten und dogmatiſchen Formelkram“ der Ricardo und Marx hinaus ſein 
I; der Tadel aber entſprang dem Kummer darüber, daß dieſe „hſiſtoriſche 
ichtung“ nicht frank und frei den Brotwucher und das Scharfmachertum 
3 die einzig wahre und ewig gültige Nationalökonomie verkünde. 

In dieſen Streit uns zu miſchen, liegt uns völlig fern. Wir wiſſen auf 
ir einen Seite, daß die „hiſtoriſche Schule“ der Roſcher und Schmoller nur 
h ſcheues Zurückweichen vor der wirklichen Hiftorie ift, wie fie von Ricardo 
d Marx auf ökonomiſchem Gebiet gepflegt wurde, daß fie vor lauter 
äumen den Wald nicht ſehen, durch die Fülle der Einzelunterſuchungen die 
eſetze der hiſtoriſchen Entwicklung bis zur Unkenntlichkeit verſchütten will. Auf 

r anderen Seite wiſſen wir ebenſogut, daß die Angriffe, die von agrariſch⸗ 
ationärer Seite gegen die „hiſtoriſche Schule“ gerichtet werden, nur Aus⸗ 
üche des Grolles ſind, weil die Univerſitätsgelehrſamkeit, hangend und 
ngend in ſchwebender Pein, ſich doch nicht ganz zum gehorſamen Büttel 
r Land⸗ und Schlotjunker machen will, jo ſehr fie, wenn es wirklich zum 
appen kommt, auf die Seite des Brotwuchers und des Scharfmachertums 
fallen geneigt iſt. 

Was uns an der Sache intereſſiert, iſt vielmehr ein anderes. Zur ſelben 
* wo Herr Schmoller als „mächtigſter deutſcher Profeſſor“ . oder 
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getadelt wurde, weil er die volkswirtſchaftlichen Lehrſtühle der p 
und ſelbſt der deutſchen Univerſitäten mit ſeinen Schülern zu beſetze 
habe, muß er ſich zur Wehre ſetzen gegen einen Eingriff des preußiſche 
miniſteriums in die unbeſtreitbare Gerechtſame, die er als Berliner P 
beſitzt. Der Streit zwiſchen Bureaukratie und Univerfität iſt wieder einn 
entbrannt. Herr Holle hat über den Kopf der philoſophiſchen Fakultät 
Berlin hinweg einen blutjungen Gelehrten zum ordentlichen Profeſſor 
Volkswirtſchaft ernannt, und ſo geht der landesübliche Spektakel los ü 
Vergewaltigung der akademiſchen Selbſtverwaltung, über die Verkümme 
der vorausſetzungsloſen Wiſſenſchaft und was dergleichen bürgerliche He che 
mehr iſt. es 1 
Mindeſtens feit dem Privatdozentengeſetz, das die Bureaukratie erfann u 
die Univerſität ſich bieten ließ, ſollte man billigerweiſe mit dieſer Heuchelei ei) 
packen und die Katzbalgereien zwiſchen beiden Teilen nur im Lichte eines Froſ⸗ 
mäuſekriegs betrachten. Eine gute Sache wird dabei weder hüben noch drüb 
verfochten. Wenn man mit noch jo großem Rechte jedem preußiſchen Kuli 
miniſter die Befugnis abſprechen mag, in Sachen der Wiſſenſchaft mitzured 
ſo iſt dieſe Befugnis auch für die akademiſchen Senate, denen ſchon Treitſch 
das Zeugnis ausgeſtellt hat, Lieblingsſtätten des Cliquen⸗ und Koterieweſe 
zu ſein, keineswegs unbeſtreitbar. Es kann ſelbſt vorkommen, daß ein en 
giſcher und halbwegs umfichtiger Bureaukrat — und zum Teil gebührt di 
nunmehr verabſchiedeten Herrn Althoff dies relative Verdienſt — in Di 
Sumpfe der akademiſchen Gevatterſchaft einigermaßen aufräumt; ja auch 
dem gegenwärtigen Falle liegt die Sache nicht ſo ganz ungünſtig für d 
Kultusminiſterium. Der junge Herr Bernhard, den es über den Kopf d 
Fakultät hinweg an die Berliner Univerſität befördert hat, kann eine g 
nicht ſo unebene wiſſenſchaftliche Leiſtung aufweiſen, um die ihn mand: 
Ordinarius der Volkswirtſchaft beneiden darf: jenes Buch über „das polniſe 
Gemeinweſen im preußiſchen Staat“, deſſen zum Teil ſehr anerkennende %: 
ſprechung durch den Genoſſen Karski in der „Neuen Zeit“ (Nr. 9 des gege 
wärtigen Jahrgangs) unſeren Leſern wohl noch erinnerlich ſein wild. 
Wie dieſer neueſte Krakeel zwiſchen Bureaukratie und Univerſität end 
wird, ſteht einſtweilen dahin, doch ſind die Ausſichten des Sieges für die al 
demiſchen Kämpfer ſehr gering. Selbſt die verhältnismäßig noch unabhängig’ 
Fakultät, die mediziniſche, wagte ihrer Zeit nicht ernſthaft aufzutrumpfen, o. 
ihr Herr Schweninger aufgedrängt wurde; ſtatt dem Miniſterium die Zah: 
zu zeigen, begnügte ſie ſich damit, den neuen Kollegen anzuulken, als er ſei 
Antrittsvifiten machte, und ſelbſt dieſen wohlfeilen Scherz hat ihr Herr Ber 
hard vorweggenommen, indem er ſeinerſeits ſeine künftigen Kollegen anulk; 
durch die feierliche Erklärung, daß er den Kultusminiſter um ſeinen Abſchi 
bitten werde, wenn die Fakultät nicht noch nachträglich ſeine Berufung f 
nehmige. Der junge Mann ſcheint in der Tat Humor zu haben, wodurch 
ſich auch zu feinem Vorteil von dem landläufigen Profeſſor unterſcheiden wür 
So heiter aber dieſer ganze Krieg iſt, ſo ſpielt er ſich doch auf einem ha 
wegs ernſten Hintergrund ab. Herr Franz Eulenburg, der in Leipzig Nation 
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mie vorträgt, hat unter den Extraordinarien und Privatdozenten der 
üſchen Univerſitäten eine Umfrage veranſtaltet, deren Ergebniſſe er in einer 
m erſchienenen Schrift veröffentlicht. Danach gibt es unter 3860 Lehrkräften 
r 1437 ordentliche Profeſſoren, in deren Hände ſich ausſchließlich die be⸗ 
Imte „Selbſtverwaltung“ der Univerſitäten befindet, von der alſo nahezu 
ei Drittel der deutſchen Hochſchullehrer völlig ausgeſchloſſen ſind. Die außer⸗ 
dentlichen Profeſſoren und die Privatdozenten haben bei Prüfungen, bei 
halts⸗ und Ehrenfragen nicht das geringſte mitzureden; bei Entwerfung des 
undenplans müſſen fie ſich mit den ungünſtigen Stunden begnügen, die 
ien die ordentlichen Profeſſoren übriglaſſen; jedes „Konkurrieren“, jedes 
kündigen von Vorleſungen, die auch ordentliche Profeſſoren halten, iſt ihnen 
boten; in vielen Fällen find fie ſogar von der Benutzung der Seminare 
d Inſtitute mit ihren Bibliotheken und Sammlungen ausgeſchloſſen. 

Aus alledem ergibt ſich für die Mehrzahl der Univerſitätslehrer eine 
mmerliche ökonomiſche Lage. Während die ordentlichen Profeſſoren neben 
zen hohen Gehältern noch die zum Teil ſehr hohen Kolleghonorare ein⸗ 
keln, die in manchen Fällen hunderttauſend Mark überſteigen, beziehen die 
zwatdozenten überhaupt kein Gehalt, die außerordentlichen Profeſſoren nur 
m Teil ein Gehalt in der Durchſchnittshöhe von 2830 Mark; die Ein⸗ 
ahmen aus den Honoraren für ihre Vorleſungen ſind für dieſe beiden Kate⸗ 
rien von Univerſitätslehrern aus den angeführten Gründen auch nur ſehr 
ring. So wird die akademiſche Laufbahn mehr und mehr ein Vorrecht 
cher oder doch ſehr wohlhabender Leute; nach den Berechnungen des Herrn 
ulenburg kommen ihrer nur noch zehn Prozent aus kleinbürgerlichen Kreiſen, 
ben einem weißen Raben, der ſich als Sohn eines Arbeiters in der Um⸗ 
age deklariert hat. Um ſo mehr wächſt die Zahl der nicht ordentlichen 
ochſchullehrer, die aus induſtriellen und kaufmänniſchen Kreiſen ſtammen, 
id der Nachwuchs mancher Fakultäten beginnt ſich nur aus Sprößlingen 
r jüdiſchen Finanz zu rekrutieren. 12 
Hier wird der Ernſt nun aber wieder vom Scherz abgelöſt. Während die 
ntwicklung der Dinge dazu drängt, die offizielle Wiſſenſchaft in den Händen 
s kapitaliſtiſch potenten Judentums zu konzentrieren, ſucht das „Miniſterium 
8 Geiſtes“ den chriſtlich⸗germaniſchen Charakter des preußiſchen Staates da⸗ 
ich zu retten, daß es arme Juden von den Univerſitäten weggrault. Herr 
ernhard, der ſeinen Stammbaum bis auf Abraham zurückführen darf, aber 
0 der Wahl ſeiner Eltern vorſichtig geweſen iſt, macht eine wahre Automobil⸗ 
krriere, dagegen wird die Profeſſur, die er bisher in Kiel bekleidet hat, mit 
eicher Automobilgeſchwindigkeit durch einen chriſtlich⸗germaniſchen Anwärter 
m auswärts beſetzt, um fie dem jüdiſchen Anwärter zu ſperren, der das 
ächſte Anrecht darauf gehabt hätte, einen Außerordentlichen in Kiel, der in 
emut und Geduld ſchon ein Vierteljahrhundert auf den höheren Gnaden⸗ 
and geharret hatte. Der alſo Übergangene iſt dann eines plötzlichen Todes 
eſtorben, nach Angabe einiger Blätter an einem Herzſchlag, den ihm die 
änkende Zurückſetzung zugezogen hat, nach Angabe anderer bürgerlicher 
lätter ſogar durch einen Selbſtmord. Darin find aber alle bürgerlichen 
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nur abergonen worden it, wei er ein armer Jude war, 
Ihre Mitteilungen ſind auch durchaus glaubwürdig, da dies Opfer 
miniſterieller Aufklärung ſonſt ein höchſt loyaler Staatsbürger und jo zien 
der beharrlichſte Sozialiſtentöter war, den es ſeit lange an deutſchen Univer 
täten gegeben hat. Schon vor zwanzig Jahren reichte Herr Georg Adler, u 
den es ſich handelt, bei einer feiner zahlreichen Bewerbungen um eine order 
liche Profeſſur einige Nummern des Züricher „Sozialdemokraten“ ein, wor 
ihm ein wenig Humbug über Karl Marx verwieſen worden war, als Bewe 
dafür, wie ſehr er von der Sozialdemokratie gefürchtet werde. Aber aller Gif 
in der Bekämpfung der vaterlandsloſen Rotte hat ihm nicht über ſein arm 
Judentum oder ſeine jüdiſche Armut hinweggeholfen, bis ihm die Sache 
bunt wurde und er dies irdiſche Jammertal verließ, wo nicht einmal mehr d 
Kampf für die heiligſten Güter des Vaterlandes den gebührenden Lohn find 
Natürlich jammern die liberalen Blätter ſehr über das Schickſal Adler 
dieſelben Blätter, die es mit der „akademiſchen Selbſtverwaltung“ und der „vo 
ausſetzungsloſen Wiſſenſchaft“ durchaus vereinbar finden, daß ſozialdemokratif 
geſinnten Staatsbürgern überhaupt die akademiſche Laufbahn verſchloſſen wir 
Jedoch ſind wir frei von jedem Kummer über dieſe Inkoſequenz; im Gegen 
teil halten wir es mit der bürgerlichen Preſſe für ganz ſelbſtverſtändlich, do 
ernſthafte Vertreter der Arbeiterintereſſen in dem akademiſchen Kuddelmudde 
das mehr und mehr der reinſte Hohn auf die einfachſten Begriffe von Wiſſe 
ſchaft geworden iſt, nichts zu ſuchen haben. 4 
Inſoweit vermögen wir auch nicht ganz damit übereinzuſtimmen, d 21 
unſerer Parteipreſſe das Privatdozentengeſetz gelegentlich „ſchmachvoll“ genam 
wird. Es iſt vielmehr ehrenvoll für uns und jedenfalls eine ganz logiſch 
Schlußfolgerung aus der Tatſache, daß ſich das deutſche Univerſitätsweſe 
mehr und mehr zu einem Vorrecht des De und einem e de 
Klaſſenherrſchaft vertroddelt. b | 


Die amerikanische Krifis. 
Don S. B. Boudin (New York). 
J. 

Die jetzige ſogenannte Finanzkriſis in den Vereinigten Stage iſt vo 
vielen Geſichtspunkten aus intereſſant, nicht zum wenigſten von dem der öl 
nomiſchen Theorie. In kaum einer zweiten Frage der ökonomiſchen Theor 
gehen die Meinungen jo auseinander wie in der Frage der Kriſen; ſogg 
unter den Marxiſten herrſcht darüber wenn auch nicht Meinungsverſchieden 
heit, jo doch eine gewiſſe Unſicherheit, die durch den Umſtand hervorgerufe 
wird, daß Marx ſelbſt dieſen Teil ſeiner Theorie nicht völlig ausarbeitet 
Wie bekannt, macht ſich in der Marxſchen ökonomiſchen Theorie eine Ar 
Dualismus geltend: Zuerſt werden die Kriſen durch den fundamentale 
Widerſpruch verurſacht, der im kapitaliſtiſchen Syſtem der Produktion un 
Verteilung enthalten iſt. Der Kapitaliſt ſtrebt ſeine Profite dadurch zu ver 
größern, daß er den Anteil des Arbeiters am Arbeitsprodukt verminder 
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urch dieſes Streben beraubt ſich aber der Kapitaliſt der Möglichkeit, den 
gert ſeiner Produkte zu realiſieren, indem er die Kaufkraft feiner Kunden 
rabſetzt, was zu einer chroniſchen Überproduktion an Waren führt. Und 
seitens kann eine Kriſis durch eine zeitweilige Überproduktion an Waren in 
nem Induſtriezweig entſtehen, und zwar durch die Planloſigkeit der kapita⸗ 
ſtiſchen Produktion. Auch gibt es noch andere Urſachen für Kriſen, beſonders 
ſe ſogenannte Finanzkriſen, wie zum Beiſpiel verfehlte Einrichtungen im 
nanz⸗, Bank⸗ und Kreditweſen, die für den ungehemmten Fortgang der 
harenzirkulation nicht ausreichen oder fie hindern. Jede Kriſis iſt daher ein 
ſonderes Problem für den Marxiſten. Inwieweit entſteht fie aus den Haupt⸗ 
ſachen und inwieweit aus Nebenurſachen? Inwieweit iſt fie begrenzter oder 
gemeiner Natur? 

| Neben dem allgemeinen und herkömmlichen Intereſſe, das uns die Er⸗ 
ö 
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ezielles Intereſſe, nicht nur weil fie der jüngſten Entwicklungsphaſe des 
witalismus entſpringt, ſondern auch wegen der Verheerungen, die fie in jo 
Unchem wohlgeordneten theoretiſchen Hirn anrichtete. Die Entwicklung der 
guſts, die Verſchiebung des Schwerpunktes der Produktion in den ent⸗ 
ſckeltſten kapitaliſtiſchen Zentren von der Baumwollfabrikation zur Eiſen⸗ 
ſbrikation, das heißt von der Produktion von „Konſumtionsmitteln“ zur 
ſoduktion von „Produktionsmitteln“ haben anſcheinend die Urſachen der all⸗ 
(meinen Kriſen, wie Marx ſie geſehen, beſeitigt, oder fie neigen dazu, fie zu 
ljeitigen. Klarheit darüber iſt nicht nur deshalb von großer Bedeutung, weil 
Licht auf die Frage wirft, ob wir aus der Phaſe des Kapitalismus für 
mer heraus ſind, in der dieſe Produktionsweiſe der immer wiederkehrenden 
ſefahr allgemeiner ökonomiſcher Kriſen unterworfen war, ſondern auch wegen 
iv engen Verbindung, die im Marxſchen Syſtem zwiſchen den allgemeinen 
ſonomiſchen Kriſen oder deren Urſachen und dem endlichen Zuſammenbruch 
is Kapitalismus beſtehen ſoll. So dekretiert zum Beiſpiel Tugan⸗Baranowsky 
ewige Fortdauer des kapitaliſtiſchen Syſtems, ſoweit es ſich um wirtſchaft⸗ 
he Urſachen handelte, indem er ſich dabei auf die genannten jüngſten Ten⸗ 
inzen der kapitaliſtiſchen Produktion ſtützte. Eine Kriſis in jenem Lande, 
h die Truſts herrſchen und wo der Übergang der Produktion von Kon⸗ 
mtionsmitteln zur Produktion von Produktionsmitteln vielleicht am weiteſten 
ganzen Gebiet des Kapitalismus fortgeſchritten iſt, gewinnt daher das 
ſchſte Intereſſe; denn aus der richtigen Würdigung ihrer Urſachen wird 
ber, der Okonomie ſtudiert, eine wertvolle Lehre ziehen können. 

Dies träfe allerdings bloß zu, wenn die letzte Kriſis eine allgemeine 
ire, das heißt eine induſtrielle oder kommerzielle und nicht bloß eine finan⸗ 
le. Unſere Unterſuchung muß ſich daher vor allem mit ihrem Charakter 
d ihrer Ausdehnung befaſſen. Wir haben noch nicht die genauen Daten 
irüber, und es herrſcht große Meinungsverſchiedenheit nicht nur über ihre 
ſſachen und Wirkungen, ſondern auch über die einfachen Tatſachen ihres 
ſiſſtehens. „Was geſchah“, ſetzt viele ebenſo in Erſtaunen als „warum es 
ſſchah“. Auch iſt man ſich nicht darüber klar, ob dieſe Kriſis noch beſteht 
er ſchon vorüber iſt. In der Preſſe und bei öffentlichen Rednern macht ſich 
7 Tendenz geltend, ſie als vergangen zu bezeichnen und anzunehmen, ſie ſei 
(ff Mangel an Bargeld und einen „Sturm“ auf die Banken beſchränkt 
ſweſen, die zur zeitweiſen Schließung einiger derſelben geführt habe. Die. 


ſeinungen unſerer letzten Kriſe einflößen, haben wir an ihr auch noch ein 
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erzwungene Zuverſichtlichkeit des Tones dieſer Behauptungen wird durch 
ne Nervoſität Lügen geſtraft, die ſich bei jeder Wendung verrät und 
daß man dadurch bloß beim Publikum das Vertrauen wiederherſtellen m 
Hier und da wird auch die nackte Wahrheit geſagt, und die ſtatiſtiſchen Zi 
reden ihre Sprache trotz des „zuverſichtlichen Tones“, in dem man fi 
Welt mitteilt. Die ungeſchminkten Tatſachen beſagen, daß eine allgemei 
Stockung in Induſtrie und Handel im ganzen Lande ſich fühlbar macht, 
noch lange anzudauern verſpricht und eine derartige Arbeitsloſigkeit . 
urſacht, wie ſie ſeit den ſchrecklichen Tagen von 1893 das Land nicht me 
ſah. Speziell trifft dies auf zwei große Zweige unſerer Induſtrie und unſen 
Handels zu: Maſchinenbau und Luxuswaren. e | 

Die Stahlinduſtrie und die mit ihr eng verbundenen elektriſchen Induſtri 
ſowie die Kupferproduktion haben einen ſolchen Rückſchlag bekommen wie nt 
nie, ſeitdem ſie in unſerem Lande führend wurden. Der Handel in Diamant 
und anderen Luxusgegenſtänden iſt dermaßen erſchüttert, daß die Bankro 
und Zahlungseinſtellungen in dieſem Geſchäftszweig zugeſtandenermaßen 
ſchreckende Dimenſionen angenommen haben. Ein ganz oberflächlicher Blick a 
unſere induſtrielle Situation zeigt noch jetzt, mehrere Monate nach der „Pani⸗ 
daß es abſurd wäre, zu behaupten, es handle ſich bloß um eine Finanzkrif 
die vorbei ſei, und beweiſt, daß es eine ſchwere Induſtrie⸗ und Handel 
kriſis iſt, in der wir noch mitten drin ſtecken. Beſonderen Nachdruck mil 
man vielleicht auf das Wort Induſtrie legen. Sogar die gewerbsmäßigen N 
ſchwichtigungsmeier hätten vielleicht die Bezeichnung Finanzkriſis aufgegebe 
ſprächen nicht zwei Gründe für dieſe: erſtens kam uns die jetzige Kriſis hiſtori 
ſozuſagen in der Form zum Bewußtſein, daß Wall Street (die New Por 
Börſe) erſchüttert wurde und eine Panik in den Banken entſtand, die ihr 
unmittelbaren Ausdruck im „Geldhunger“ oder Mangel an Bargeld far 
Und zweitens hegten viele den Verdacht, daß Wall Street mit ihren Aktie 
ſpekulationen und den Manipulationen der Hochfinanz die Störung verurjan 
habe. Dem unbefangenen und tiefer blickenden Beobachter iſt es jedoch völ 
klar, daß die jetzige Störung keine bloße Finanzfrage iſt, was auch imm 
ihre Urſache und die Formen fein mögen, die fie in ihrer ſchärfſten Zeit a 
nahm. Alle Banken haben ihre Tätigkeit wieder aufgenommen, viele hab: 
voll und bar die Rückſtände vieler Monate bezahlt, der Diskontoſatz iſt € 
ſunken, es zeigt ſich alſo, daß die rein finanzielle Situation tatſächlich norm 
iſt, und dennoch hat die wirkliche Störung nicht nachgelaſſen, wenn fie mi 
ſogar im Laufe der Zeit ſich noch verſchlimmerte. Die induſtrielle und ko 
merzielle Situation hat ſich nicht gebeſſert, und noch mehr, das allgemei 
Wohlbefinden, dieſer undefinierbare, aber ſehr fühlbare Zuſtand, der auf d 
Fähigkeit der Leute, Geld zu verdienen, beruht, iſt nicht geſtiegen. Und wei 
auch inſtinktiv, fo doch wohl begründet herrſcht der Eindruck vor, daß i 
nächſte Zukunft keine Beſſerung bringt. | 2 
: Über all das iſt jedermann verblüfft. Die jetzige Kriſis ſcheint etwas 


ſich zu haben, was der „gemeine Mann“ ſich nicht erklären kann, “4 
aber herausfühlt; was fie von allen bisherigen Induſtrie⸗ und Sanbelsei 
unterſcheidet und was fie beſonders verwunderlich macht, wenn man ne 
ihren Urſachen forſcht. Aus dieſem Gefühl heraus fühlt man ſich verſucht, 
den Wall Street Leuten oder anderen geheimnisvollen Quellen in e 
mit der Finanz zuzuſchreiben und darauf zu beſtehen, es ſei ain e 
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Was dem gemeinen Manne am verwunderlichſten bei dieſer Kriſis erſcheint, 
die eigentümliche Haltung der Preiſe. Aus früheren Erfahrungen ſind wir 
zwöhnt, Induſtrie⸗ oder Handelskriſen mit fallenden Preiſen in Verbindung 
bingen; denn unſer Geiſt iſt aus denſelben Erfahrungen heraus gewöhnt, 
(che Kriſen mit Überproduktion zu paaren. Der Durchſchnittsmenſch kann 
ch eine Handels⸗ oder Induſtriekriſis nur dann vorſtellen, wenn er ſich un⸗ 
zheure Anſammlungen von unverkauften Waren denkt, deren Beſitzer ſie um 
den Preis los werden wollen. Diesmal aber haben nun die Preiſe nicht 
ur während der Periode des Geldhungers, ſondern auch in der darauf⸗ 
genden Zeit der induſtriellen Depreſſion die Tendenz gezeigt, auf demſelben 
ohen Niveau zu bleiben wie in der vorhergegangenen Periode ausnahms⸗ 
ſeiſer Proſperität. Und die Urſache davon iſt leicht zu finden: die hohen 
reife entſtanden offenbar durch das völlige Fehlen ſolcher Rieſenvorräte an 
nverkauften Waren, deren Verſchleuderung in früheren Kriſen ſolche Preis⸗ 
ürze verurſachte. Darum glaubte man dieſes Mal nur an eine finanzielle 
zerwicklung, die die Induſtrien des Landes nicht ernſtlich gefährden könne, 
nd dachte, wenn nur erſt der Geldmarkt wieder in Ordnung ſei, werde die 
kroſperität ſich ſofort wieder einſtellen. Doch der Geldmarkt kam in Ord⸗ 
ung, es gibt nicht nur keinen Mangel mehr an Geld, ſondern eher einen 
iberfluß an Kapital, wie es ſich unlängſt bei der jüngſten Ausgabe von 
zchuldverſchreibungen für den Staat und die Stadt New Pork zeigte, die 
ielfach überzeichnet wurden. Die geringen Warenmengen, die beim Beginn 
er Kriſis vorrätig waren, müſſen ſich ſeither durch die Unterbrechung der Pro⸗ 
uktion vollſtändig erſchöpft haben. Und dennoch kein Zeichen von Beſſerung, 
ein Hoffnungsſtrahl! Kein Wunder, daß der gemeine Mann zu den führenden 
Zeiſtern, zu den Induſtriegrößen hilfeſuchend emporblickt und von ihnen eine 
erklärung dieſer ſeltſamen Erſcheinungen erwartet, die ihn ſo verblüffen. 
Doch fie vermögen unglücklicherweiſe ebenſowenig dieſe Merkwürdigkeiten 
u erklären, als fie die Situation erleichtern können. Und je länger dieſe an⸗ 
yauert, deſto ſchlimmer wird fie. Zuerſt tadelte man unſer Bankſyſtem und 
das Geſetz, das den Geldumlauf regelt. Man hatte dafür auch den Schein 
hes Rechtes, denn fie find wirklich den Bedürfniſſen unſeres großen Handels⸗ 
yſtems nicht mehr angepaßt und trugen beim Ausbruch der Kriſis unzweifel⸗ 
haft dazu bei, den Geldmangel noch fühlbarer zu machen. Aber als der 
Geldmangel vorüberging und die Kriſis andauerte, zeigte ſich, daß dies nicht 
die richtige Urſache ſei. Unſere Finanzweiſen ſuchten dann im Verein mit 
nigen europäiſchen Größen Zuflucht bei einigen verſchimmelten Theorien 
über Kapitalmangel uſw. Doch bald mußten dieſe Erklärungen aufgegeben 
werden, denn man kann eine Kriſis nicht durch Geldmangel erklären, wenn 
gar kein ſolcher vorhanden, ſondern tatſächlich Geld genug da iſt. 

Es hat ſich daher langſam die Meinung feſtgeſetzt, daß die wahre Urſache 
dieſer Kriſis weder eine finanzielle, noch eine induſtrielle, noch eine kommer⸗ 
zielle war, ſondern eine moraliſche. | 

Ja, wir machten eine akute moraliſche Kriſis durch und leiden jetzt unter 
einer moraliſchen Depreſſion, darin ſtimmen ſchließlich die aufgeklärteſten Mei⸗ 
nungen überein. Nun gibt es zweierlei Spielarten dieſer Meinung, und die 
Differenzen zwiſchen ihren Anhängern ſind ſo groß, daß ſie zum hauptſäch⸗ 
lichſten Streitpunkt bei der kommenden Präſidentenwahl zu werden drohen. 
Die Verfechter der beiden verſchiedenen moraliſchen Erklärungen für unſere 
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ökonomiſchen Wirren ſtimmen nämlich nur in dem einen Punkte überein, d 
Kriſis rühre daher, daß das Volk das Vertrauen zu ſeinen induſtriellen, for 
merziellen und finanziellen Führern verlor, beſonders zu den letzteren. Do 
gehen ſie darüber weit auseinander, wer dieſen Verluſt an Vertrauen ve 
ſchuldet habe. Einige tadeln Rooſevelt und die anderen „Agitatoren“, v 
ſich gegen die Methoden der Hochfinanz und gegen die Truſts gewendet m 
viele ihrer Schwindeleien aufgedeckt und dadurch das Vertrauen des Volk. 
zu unſeren Inſtitutionen überhaupt erſchüttert hätten. Wieder andere, unt 
ihnen Rooſevelt, die „Agitatoren“ und „Enthüller“, ſagen, die Finanzgröß 
hätten ſich nur ſelbſt zu tadeln; ihre Laſter hätten dieſen Vertrauens verlu 
bewirkt, und Pflicht aller ehrenhaften Leute und beſonders aller ehrlichen B 
amten ſei es geweſen, ſie aufzudecken. In dieſem einen Punkte aber ſtimme 
die beiden Richtungen überein: ſoll die Prosperität wiederkehren, jo muß do 
Vertrauen völlig wiederhergeſtellt ſein. Wie dies aber zuſtande kommen jol 
darüber ſind ſie natürlich nicht einig. f „ 
Die „Vernünftigen“ und Konſervativen behaupten, dies könne nur dur! 
das Aufhören der Angriffe auf das Kapital geſchehen, die ſich in die For 
von Geſetzen gegen die Truſts und von „hſozialiſtiſchen“ Arbeiterſchutzgeſetze 
hüllen; beſonders aber durch das Aufgeben der „verhetzenden“ und „demage 
giſchen“ Agitationsmethoden für ſolche Geſetze. Auf der anderen Seite ven 
ſichern die „Radikalen“, das Vertrauen könne nur dadurch wiederhergeſtel 
werden, daß man die „ſchlechten Kerle“ unter den Finanzgrößen und in de 
Truſts ausrotte und allein die „Guten“ übrig laſſe, ſowie durch Anerkennun 
der „berechtigten“ Anſprüche der „Arbeit“. Wir werden ſpäter ſehen, welch 
Bewandtnis es mit dieſer moraliſchen Urſache hat und welche Rolle das Ver 
trauen oder deſſen Verluſt in dieſer Kriſis ſpielte. 1 
Vorläufig ſcheint eines zweifellos feſtzuſtehen: was auch die Kriſis herbe 
geführt haben mag, Überproduktion war es keinesfalls. Darum gab e 
auch anfangs kein Sinken der Preiſe, obzwar ſich eine derartige Tendenz be 
längerer Fortdauer der Kriſis beſonders in Luxusartikeln entwickelt. Doe 
iſt das nicht ein Reſultat von Überproduktion vor der Kriſis, ſondern ein 
Folge der verminderten Kaufkraft der Konſumenten nach der Kriſis, die zu 
Beſchränkung der Konſumtion führt und Vorräte, die ſonſt dem Bedarf ent 
ſprochen hätten oder ſogar hinter ihm zurückgeblieben wären, als überreichlic 
für den eingeſchränkten Bedarf erſcheinen läßt. Darum hören wir auch nicht 
mehr von Aufträgen und Beſtellungen, von denen zu Beginn der Kriſis ſ 
viel die Rede war. Dieſe Tendenz, die eine Ahnlichkeit mit einer durch Über 
produktion und ſinkende Preiſe verurſachten Kriſis herbeiführt, wird noch ver 
ſtärkt durch die Bereitwilligkeit der Arbeiter, für niedrigere Löhne zu arbeiten 
was eine Folge der weitverbreiteten Arbeitsloſigkeit und des Beſtrebens ist 
den Markt mit niedrigeren Preiſen anzulocken, ſo daß „das Geſchäft im Gang 
bleibt“. Wenn man fie fo nennen darf, jo iſt dieſe Überproduktion jedod 
offenbar das Reſultat und nicht die Urſache der Kriſis. Die Tatſache bleib 
beſtehen, daß es bei ihrem Ausbruch keine Anhäufungen von unverkäuflichen 
Waren gab, wie man ſie in früheren Handelskriſen los werden mußte. 
Es ſchien daher, daß die Marxſche Kriſentheorie dieſes Mal einen harter 
Stoß erlitten hätte, und die Widerſacher des Marxismus zögerten nicht, ſich 
die Gelegenheit zunutze zu machen. Die einzige Schwierigkeit, der ſie dabe 
begegneten, war die, die wirkliche Urſache zu finden. a 


B. Boudin: Die amerikaniſche Kriſis. ei 


Und das war in der Tat eine große Schwierigkeit. Es war zu offen⸗ 
dig geworden, als daß man es hätte leugnen können, daß die Kriſis eine 
gemeine und nicht bloß eine lokale oder finanzielle war und eine allgemeine 
d nicht bloß eine finanzielle Urſache hatte; dieſe Überzeugung ſetzt ſich von 
ig zu Tag mehr durch. Nach der jetzt in die Mode gekommenen Kriſen⸗ 
orie Tugan⸗Baranowskys und ſeiner Anhänger konnte eine ſolche Kriſis 
als aus irgendwelchen ökonomiſchen Urſachen entſtehen. Denn bei uns 
‚wen alle Bedingungen vorhanden, die nach dieſer Theorie eine Kriſis ver- 
dern ſollten: unſere Induſtrie wird in hohem Maße durch Truſts beherrſcht, 
die Produktion regeln und darauf ſehen, daß kein Mißverhältnis in der 
ſoduktion der verſchiedenen Arten von Waren entſteht, die für den Markt 
„duziert werden. Die Waren, die jetzt von uns hauptſächlich erzeugt 
rden, ſind Produktionsmittel, von denen es nach der modernen Theorie 
‚ne Überproduktion geben kann. Und wie ſchon erwähnt, gab es auch keine 
lerproduktion an Konſumtionsgütern, die nach dieſer Theorie die einzigen 
9 die im Übermaß erzeugt werden können. Noch waren die ſogenannten 


| 
ſraliſchen Urſachen imſtande, die Kriſis herbeizuführen, denn die Bloßſtellung 
Leute von der Hochfinanz und die Aufdeckung der Verſicherungs⸗ und 

derer Skandale haben beinahe zwei Jahre gedauert, ohne ernſtlichen Schaden 
tun. Woher alſo die Kriſis? | 
Auf die Gefahr hin, altmodifch geſcholten zu werden, muß ich meine Leſer 
‚ten, ſich an die Marxſche Theorie um eine Erklärung dieſer verblüffenden 
momijchen Erſcheinungen zu wenden. Und ich tue dies, trotz der Tatſache, 

3 auf den erſten Anſchein dieſe Kriſis die Hinfälligkeit der Marxſchen 
ſeorie ſelbſt dem hartnäckigſten Marxiſten dargelegt haben müßte. In 
iner kürzlich in dieſen Blättern veröffentlichten Kritik des Buches Tugan⸗ 
lranowskys über Marx verſuchte ich die Falſchheit feiner Behauptung auf- 
eigen, daß es keine Überproduktion an Produktionsmitteln gäbe, und die 
ſchtigkeit der Marxſchen Theorie zu beweiſen, nach der das kapitaliſtiſche 
ſoduktionsſyſtem zu periodiſchen Erſchütterungen verurteilt iſt infolge des 
innewohnenden Widerſpruchs zwiſchen ſeinen Produktionskräften und der 
zöglichkeit, den Wert feiner Produkte zu realiſieren. Ich ſtellte feſt, daß, 
nn auch techniſch die Möglichkeit gegeben wäre, ins Unendliche „Produk⸗ 

nsmittel⸗ zu produzieren, dieſe Möglichkeit im kapitaliſtiſchen Syſtem öko⸗ 

miſch nicht beſtände. Daß unter dieſem Syſtem die Produktion der Pro⸗ 

Ationsmittel ebenſo tatſächlich beſchränkt ſei wie die Produktion von Kon⸗ 
ntionswaren durch die Geſetze der Realiſierung des Wertes, und daß die 
enge der Produkte, die mit Profit verkauft werden könnten, von der Menge 

Produkte abhinge, die man zum wirklichen Gebrauch abzuſetzen vermöge. 

Tugan⸗Baranowsky gab zwar jüngſt in einer länglichen Antwort in der 
‚euen Zeit“ zu, daß feine „neue“ Theorie dem gefunden Menſchenverſtand 
derſpräche, aber er beſtand darauf, daß ſie höhere Weisheit ſei, und meinte 
k, es ſei ſelbſtverſtändlich, daß ein beſchränkter Marxiſt wie ich, der in einer 
elt alter Vorurteile lebe, die höhere Weisheit dieſer neuen Lehre nicht faſſen 
me. Ich will mich in keine philoſophiſche Diskuſſion über gefunden oder 
geſunden Menſchenverſtand einlaſſen, aber ich möchte nur ſagen, daß die 
leſte ökonomiſche Kriſis meine altmodiſchen Vorurteile vollſtändig recht⸗ 
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tigte und die antimarxiſtiſche neue Lehre vollſtändig ad absurdum führte. 1 
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der ſogenannte urchriſtliche Kommunismus. 
Ein hiſtoriſch⸗kritiſches Kapitel. 
Don Dr. K. K., Kandidat der Theologie. 


In den von Kautsky verfaßten „Vorläufern des Sozialismus wie ein 
faft allen Broſchüren, die das Thema Chriſtentum und Sozialdemokratie be 
rühren,? im Gehirn jedes ſozialiſtiſchen Arbeiters wie in dem unſerer Agita⸗ 
toren insbeſondere ſpielt der Gedanke eines urchriſtlichen Kommunismus in 
dem Sinne einer kommuniſtiſch eingerichteten oder doch von kommuniſtiſ 
Idealen beſeelten urchriſtlichen Geſellſchaft eine nicht geringe Rolle. 

Und doch wiſſen ſeit einem halben Jahrhundert die fachgebildeten Hiſtoriler | 
des Urchriſtentums — und jeder theologiſche Student lernt es im zweite 
Semeſter —, daß dieſe kommuniſtiſche Chriſtengeſellſchaft ah wahrſcheinlich 
nie beſtanden hat. . 

Dieſe Diskrepanz zu beſeitigen und die Verbindung mit dem „ftetigen 
Gange der Wiſſenſchaft“ in dieſem — wenn auch nur ſcheinbaren — Punkte 
herzuſtellen, iſt die Aufgabe des folgenden anſpruchsloſen Beitrags zur Ge⸗ 
ſchichte des Sozialismus. Einige Bemerkungen über Wie 1 Wirt 
ſchaft werden ſich dabei ganz von ſelber ergeben. 


Die Frage nach der Sefcichtictet des urchriſtlichen Kommun isa it i in 
erſter Linie eine literarkritiſche, iſt eine Frage nach der Echtheit reſpektive dem 
Werte der auf uns gekommenen Quellen.“ Nun findet ſich der Bericht über 
den Kommunismus des jeruſalemiſchen Chriſtenvereins in den Apoſtelakten. 
Die Frage nach ſeiner Echtheit iſt alſo die Frage ai der a N 
den echten Quellen dieſer Schrift. | a 

Was beſagt dieſer Bericht? s | EN 

Er bejagt, daß „diejenigen, die gläubig waren, zusammen nd 
alles, was fie beſaßen, gemeinſam hatten“, daß „ſie ihre Güter und Habe 
verkauften und den Erlös untereinander nach dem Maße der Bedürftigkeit 
verteilten“, daß „keiner an ſeinen Gütern Eigentumsrecht geltend machte, 
ſondern daß fie alles gemeinſam beſaßen“, daß „alle Haus⸗ und Grundbeſitzer 
ihren Beſitz verkauften und den Erlös den Miſſionaren brachten“ Apostel 
akten, 2, 44 f., 4, 32 ff. in eigener Überſetzung). 

Der Bericht ſagt alſo unverblümt, daß unter den zirka 5000 Männern, 
die den Jeruſalemer Chriſtenverein ausmachten, eine regelrechte Wen 
des Verbrauchs, ein Kommunismus des Konſums geherrſcht habe. 1 = 

Gegen die Hiſtorizität der hier geſchilderten Einrichtung ſprechen nun eine 
Reihe von Tatſachen, die nacheinander von allen Literaturkritikern eingewandt 
worden ſind. | 


1 Die Geſchichte des Sozialismus in Einzeldarftellungen. Band I, S. 16 1 . 
2 So auch wieder in der neueſten Broſchüre des Genoſſen 62 Wendel: „Sosialdemo» 
fratie und antikirchliche Propaganda“. Leipzig 1907. a | 
3 Die literarkritiſche Methode hat bekanntlich ſehr oft über das Ziel hinausgeſchoſfen, 
und ſelbſtverſtändlich iſt fie allein völlig unfähig, die hiſtoriſchen Probleme zu löſen und 
unſer geſchichtliches Intereſſe zu befriedigen. Nichtsdeſtoweniger aber muß allen Fragen und 
Forſchungen nach den pſychologiſchen Motiven reſpektive notwendigen Bedingungen hiſtoriſcher 
Ereigniſſe die genaue literarkritiſche Prüfung der Quellen vorangehen, und zwar muß ſie 
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1. Wie ſoll man ſich eine kommuniſtiſch eingerichtete Familie von fünf⸗ 
iſend Männern (nebſt Frauen und Kindern) vorſtellen? Wo wohnten ſie? 
e wohnten fie? Die Farbloſigkeit und Trockenheit des Berichterſtatters, der 
h an anderen Punkten detaillierte und lebhafte Schilderungen geben kann, 
t im Kontraſt zu der Neuheit und Eigenartigkeit der geſchilderten Inſti⸗ 
ion und macht uns mißtrauiſch. 

2. Die einfachſte wie auch durch Zeugniſſe derſelben Apoſtelakten bekräf⸗ 
te Vorſtellung der geſellſchaftlichen Stellung des erſten Chriſtenklubs iſt 
ch vielmehr die, daß fie nicht — wie die Akten im Intereſſe ihres kommu⸗ 
ſtiſchen Ideals erzählen — „immer örtlich zuſammenblieben, womöglich 
ichſam haufen⸗ oder prozeſſionsweiſe bald in den Tempel, bald in ihre 
ſwatlokale zogen“, ſondern daß ſie geſellſchaftlich blieben, was fie waren, in 
jelben Häuſern wohnend, denſelben Hantierungen ergeben, nur dadurch 
ihren altjüdiſchen Mitbürgern unterſchieden, daß fie über den kürzlich 
ichteten Nazarener eine andere Meinung hatten.! 5 

3. In Kapitel 4, Vers 36 derſelben Geſchichtsquelle wird uns als ein 
ichen beſonderer Sittlichkeit und Chriſtlichkeit von einem Vereinsmitglied 
ählt, daß es ſeinen Geſamtbeſitz verkaufte und das Geld in die gemeinſame 
ſſe ſchenkte. Wäre ſo etwas wohl noch beſonders erzählt worden, wenn die 
z vorhergehende Nachricht ſtimmte, daß nämlich alle Mitglieder Hab 
d Gut veräußert hätten? Nein. Gerade das Hervorheben des Einzelfalls 
ſcht uns an der Wahrheit jenes Geſamtkommunismus zweifeln. 

4. Derſelbe Chroniſt berichtet ein Kapitel ſpäter, daß ſich bei der Hinter⸗ 
ebenenfürſorge Unzufriedenheit und Quertreibereien ergeben hätten. Iſt das 
einem durchgeführten Kommunismus möglich? 

5. In Kapitel 12 wird nun gar im ſtrikten Gegenſatz zu dem Kommunismus⸗ 
icht erzählt, daß eine gewiſſe Maria, ein Mitglied des Vereins, ein eigenes 
us bewohnte. 

6. In allen übrigen Quellen des ſogenannten Neuen Teſtamentes finden 
: nicht die geringſte Spur von kommuniſtiſchen Experimenten. Keiner von 
vielen Chriſtenvereinen iſt auf den Gedanken gekommen, die neue Predigt 
Rabbi mit ſozialen Veränderungen zu verknüpfen, aus ihr irgendwelche 
rſchriften für ſoziale Umgeſtaltung herauszuleſen. Der Jeruſalemer Fall 
it einzig da. 

7. Es macht uns mißtrauiſch, daß dies einzige kommuniſtiſche Experiment 
ade in einem aus Juden beſtehenden Verein gemacht wurde. Niemals 
zum Beginn unſerer Zeitrechnung haben Juden derlei geſellſchaftliche Ver⸗ 
e gemacht. Niemals bis dahin hat es jüdiſchen Kommunismus gegeben. 
ver die eſſäiſche Kommuniſtengemeinde, die am Toten Meere lebte, vergl. 
gen.) Dagegen war theoretiſcher wie praktiſcher Kommunismus bei den 
lenen gar nichts Neues (vergl. unten). Wenn daher in irgend einer der 
eniſchen (Paulus⸗) Gemeinden derartige Beſtrebungen auftauchten, ſo würde 
das nicht wundern. In einem rein jüdiſchen Verein find ſie hiſtoriſch 
vegreiflich. | | 

8. Als den — bis jetzt nie beachteten — Hauptgrund gegen die Geſchicht⸗ 
keit des Berichtes möchten wir noch anführen, daß in den literariſchen 
rr ß 


Vergl. H. Holtzmann, Die Gütergemeinſchaft der Apoſtelgeſchichte, in Straßburger Ab— 
dungen zur Philoſophie. Eduard Zeller zu ſeinem ſiebzigſten Geburtstag. Tübingen 1884. 
j. | 
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Hänkereien, die die Chriſten mit ihren Gegnern hatten, dieſe angebliche rad 
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kale geſellſchaftliche Umgeſtaltung nie erwähnt worden iſt. Juden wie Heiden 
Philoſophen wie Staatsmänner werfen den jungen Chriſten Aberglauben 
Polytheismus, Blutſchande, Vergehen gegen das Vereinsgeſetz uſw. vor (vergl 
das Edikt des Kaiſers Trajan). Aber keiner erhebt die Anklage wider fie 
daß ſie das Eigentum abſchaffen und die Grundlagen der bürgerlichen Ge 
ſellſchaft aufheben wollten. Das iſt um ſo merkwürdiger, als bekanntlich da 
den Chriſten religiös feindſelige Judentum auch entgegengeſetzte ſozialpolitiſch 
Grundſätze zur Schau ſtellte. „Machet Platz dem Beſitzer von zweihunder 
Minen“, dieſen Ausſpruch ſoll Rabbi Juda Hanaſſi den Armutſprüchen Jef. 


entgegengeſetzt haben. 


Iſt alſo der Bericht aus den Apoſtelakten wahr, iſt es gar ſo, wi 
Kautsky — ohne zu beweiſen — ſagt, daß faſt alle Chriſtenvereine in kom 
muniſtiſcher Weiſe eingerichtet waren, ſo iſt dies Schweigen der Gegner einfac 
unverſtändlich. er 
9. Dem entgegen ſteht einzig der Einwurf derjenigen, die in der ſchon ur 
50 unſerer Zeitrechnung notoriſch gewordenen Armut des Jeruſalemer Verein 
die natürliche Folge eines mißglückten kommuniſtiſchen Experimentes erblicker 
Doch erledigt ſich dieſer Einwand einmal durch die Tatſache, daß der jüdiſch 
Chriſtenklub in Jeruſalem von Anfang an außergewöhnlich ärmlich wa 
(daher ihr Name Ebjonim — Arme, Geuſen, Bettler), dann aber auch dure 
die beſonders von Hausrath beſchriebene Agrarkriſe, die in einem Mißwach 
der Jahre 44 bis 48 ihren Grund und eine gewaltige Hungersnot zur Folg 
hatte (eine Tagesration Brot koſtete einen Tagelohn). 1 „ 
£. 10. Zu alledem kommt, daß für die hiſtoriſche Wiſſenſchaft die Apoſte 
akten, aus denen unſer Kommunismusbericht ſtammt, im ganzen von ſeh 
zweifelhaftem Quellenwert ſind. Außer dem Reiſejournal eines den Paulu 
begleitenden Miſſionars, das ſich durch lebendige Schilderung (vergl. zum Be 
ſpiel die ganz genaue Beſchreibung der Schiffsteile und Navigationsinſtri 
mente beim Schiffbruch auf der Höhe von Malta) auszeichnet und im Geger 
ſatz zu dem Übrigen die Ereigniſſe in der erſten Perſon pluralis erzählt (wi 
fuhren ab, wir kamen an im Gegenſatz zu ſonſt: ſie gelangten, ſie begannen 
daher ſogenannter Wirbericht), außer dieſem zeitgenöſſiſchen Tagebuch, das i 
mehreren Teilen verſtreut in die Apoſtelakten hineingearbeitet iſt, findet fir 
ſehr wenig echtes Quellenmaterial. Beſonders die erſte Hälfte, aus der do 
Kommunismusſtück ſtammt, „läßt uns in dem duftigen Lichtglanz, der fir 
über die Urgemeinde ergießt, nur noch ſchwanke und unfichere Umriſſe e 
blicken“ (H. Holtzmann, a. a. O.). So wie wir die Apoſtelakten jetzt haben 
ſind ſie nach dem Urteil der meiſten Forſcher um 125 unſerer Zeitrechnun 
geſchrieben. Und zwar iſt es höchſt wahrſcheinlich gemacht, daß der größ 
Teil der erſten Hälfte, ſoweit ſie nicht direkte Zutaten des Redaktors enthäl 
aus einer legendariſchen Quelle ſtammt. Dieſe legendariſche Quelle wiederu 
leitet ſich aus Kreiſen jenes oben ſchon erwähnten kommuniſtiſchen Eſſäe 
tums her, das ſeinerſeits wieder mit jener griechiſch⸗indiſchen weiten komm! 
niſtiſch⸗asketiſchen Bewegung zuſammenhängt, von der ſpäter noch die Rei 
fein wird. Genau aber wie die kommuniſtiſchen Neupythagoräer in Griechen 
land ihre kommuniſtiſchen Vereinsideale in die Vergangenheit projizierten ur 
(legendarifch) aus dem alten Pythagoras den Gründer einer kommuniſtiſche 
Sekte machten, ſo haben auch jene Kreiſe, aus denen unſere eſſäniſche Quel 
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ind ihr Tochterbericht in den Akten ſtammt, ihre eigenen kommuniſtiſchen 


atur und in unſeren Verſammlungen nicht mehr geredet werden. 


| Doch wie all ſolche literariſch aufgezeichneten Legenden iſt auch dieſe am 


nde des erſten Jahrhunderts entſtandene Legende vom urchriſtlichen Kom⸗ 
nunismus für uns nicht ohne jeden Wert. Beweiſt ſie uns nichts für die 
Zeit, von der fie berichtet, jo beweiſt ſie um ſo mehr für die Zeit, in der 
je berichtet. Sie gibt uns ein Bild davon, wie man in gewiſſen urchriſtlichen 
Rreifen von dem Rabbi und ſeiner eigentlichen Abſicht dachte, ſie erklärt uns, 
vas ein gebildeter Schriftſteller ſeinem urchriſtlichen Leſerkreis in dieſer Be⸗ 
ziehung zumuten konnte, ſie zeigt uns, kurz, daß um das Jahr 100 in ge⸗ 
wiſſen Kreiſen eine Verbindung von Chriſtentum und wirtſchaftlichem Kom⸗ 
munismus, vielmehr der wirtſchaftliche Kommunismus als die Konſequenz 
der Nazarenerpredigt für möglich gehalten wurde. Das führt uns auf zwei 
weitere Fragen. Einmal: Stammt dies kommuniſtiſche Ideal des Verfaſſers 
und ſeiner Leſer aus der genuinen chriſtlichen Verkündigung, oder kommen 
dieſe Ideale von anderer Seite? Zweitens: Wenn, wie ſich herausſtellen wird, 
die Predigt des Nazareners nicht auf wirtſchaftliche Umwälzung ausging, wie 
beſtimmt ſich die Mitwirkung des wirtſchaftlichen Faktors in der Entwicklung 
des Urchriſtentums? 

Doch dürfte hier jemand einwenden, wie denn der Verfaſſer oder ſeine 
eſſäiſche Legende pſychologiſch dazu kam, dieſes kommuniſtiſche Ideal gerade in 
den Jeruſalemer Klub zu verlegen. Hat er ſich das aus den Fingern geſogen? 
Keineswegs. Legenden entſtehen nicht ſpontan, ſondern kriſtalliſieren ſich 


um ein Gegebenes, fie find keine allein wachſenden Blumen, ſondern Ranken 


mie linggewächſe. Welches war nun wohl der Kern, um den dieſe Legende 
wucherte? 


um 


zdeale in die urchriftliche Zeit übertragen. So wäre alſo nach den Ergeb⸗ 
iſſen der Forſchung der Bericht der Akten legendariſch, und der urchriſtliche 
kommunismus gehörte ins Reich der Legende. Von urchriſtlichem Kommu⸗ 
uismus in dem Sinne, als ob es je einen kommuniſtiſch eingerichteten 
Fhriſtenklub in Jeruſalem gegeben hätte, ſollte alſo fortan in unſerer Lite⸗ 


Einmal ſicherlich die Tatſache, daß im Jeruſalemer Klub einige Mitglieder 
ihre Güter verkauft und den Erlös kommuniſiert hatten (vergl. zum Beiſpiel 


den extra erwähnten Barnabas). Dann aber hat Hausrath ſehr hübſch be⸗ 
tont, wie höchſt wahrſcheinlich die paar galiläiſchen Fiſcher und Handwerker, 
die nach des Nazareners Tode mit ihren Familien nach Jeruſalem über⸗ 
ſiedelten, hierſelbſt gemeinſame Wirtſchaft machten und ſo den Anlaß zu der 
kommuniſtiſchen Mythe gaben. Endlich genoß natürlich in den Kreiſen, da die 
Legende entſtand, die alte und erſte Gemeinde in der Judenhauptſtadt das 
größte Anſehen. 

| Wer alſo eine Idee wie den Kommunismus propagieren wollte, der tat 
gut (das iſt übrigens ein in der damaligen literariſchen Welt ganz gewöhn⸗ 
licher Weg), dieſe ſeine Idee einer alten, womöglich der älteſten Gemeinde 
ſchriftlich unterzuſchieben. Dieſe Punkte ſcheinen dem kommunismusbegeiſterten 
Verfaſſer unſeres Berichtes genügenden Anlaß gegeben zu haben, ſein Ideal 
in jenen Jeruſalemer Klub zu verlegen. 

* Es fragt ſich nun aber, woher hatten er und ſeine Geſinnungsgenoſſen dieſes 
Ideal? Iſt das wirtſchaftliche Ideal aus der Nazarenerpredigt erwachſen? 
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Das iſt entſchieden zu verneinen. Die Nasg dene bat es 1 nid 
der Geſellſchaft, ſondern mit dem Individuum, und zwar mit dem religiös 
Individuum als ſolchem zu tun. (Alle in den Evangelien erzählten Maſſe 
auftritte — Pfingſtgeſchichte, Bergpredigt, Speiſung der Tauſende uſw. — ſin 
legendariſch. Nichts irriger, als ſich den religiöſen Anarchiſten als Volksmar 
vorzuſtellen.) Ferner: Jede, auch die geringſte wirtſchaftlich⸗ſoziale Betrag 
tung war dem Nazarener völlig abgeſchnitten durch die alle ſeine Gedank 
beherrſchende und ſeinen ganzen Vorſtellungskreis durchdringende und beei 
fluſſende eschatologiſche Idee, das heißt die Idee, daß in Bälde aus de 
Himmel eine neue Erde heruntergefahren käme. (Daher konnte die Idee d 
praktiſchen Kommunismus erſt in einer Zeit auftreten, als die urſprünglit 
eschatologiſche Glut ſchon erloſchen war.) Endlich wenn auch die Predi 
des Rabbi oder ihre Verkündigung in einigen Jüngern und Hörern ſozig 
Gedanken und Taten ausgelöſt haben ſollte, ſo iſt doch Ausgang, Form u 
Ziel derſelben von jeglichem wirklichen Kommunismus, ſogar von dem e 
wähnten eſſäiſchen, weſensverſchieden und der Gedanke, durch Anderung d 
Wirtſchaft das ſittliche Leben zu ſteigern, dem Urchriſten ganz unmöglich. 

Es bleibt dabei: aus dem genuinen Chriſtentum kann weder ein komm 
niſtiſches noch überhaupt ein ſoziales, durch Menſchen zu e ei 
herausgeleſen werden. 


* * 
* 


Wie ſtand es dagegen in den übrigen Kulturkreiſen? Gab es ihnen v vie 
leicht irgendwelche Anſätze zu kommuniſtiſchen Idealen? 

Bekanntlich in ganz hervorragendem Maße. | 

Wir erinnern nur an den alten Kommuniſtenſtaat auf Lipara, an t 
kommuniſtiſchen Elemente in der Verfaſſung Spartas, an die asketiſc 
kommuniſtiſchen Gedanken bei den ſogenannten Orphikern, an die natu 
rechtlichen Spekulationen der Philoſophen, an die kommuniſtiſche Polite 
Platos, an das Staatsideal des Phaleas von Chalcedon, an das kosm 
politiſche Gemeinſchaftsprinzip des Stoikers Zeno, an die Verſpottung d 
Kommunismus durch den Komödiendichter Ariſtophanes, an die Staatsroma 
des Theopomp, des Hekatäus, des Euhemeros und Jambulos.! Wir ve 
weiſen auf den theoretiſchen und praktiſchen Kommunismus innerhalb d 
neupythagoräiſchen Schule, auf die religiös⸗kommuniſtiſche Bewegung d 
Mazdakiten im Perſerreich, auf die Praxis der indiſchen Religion, die in bez 
auf die materiellen Lebensgüter entweder auf Bettelmönchtum oder auf Güte 
gemeinſchaft hinausläuft, und beſonders auf diejenige Bewegung, die nach de 
Urteil kompetenter Forſcher von jener indiſchen direkt beeinflußt iſt, auf d 
ſchon erwähnte eſſäiſche Gemeinſchaft, mit der unſer Kommunismusberit 
in den Apoſtelakten loſe zuſammenhängt. Dieſe Eſſäer — lebend in d 
Wüſte am Toten Meere — bildeten nach dem ausdrücklichen Zeugnis d 
Philo und Joſephus gleichſam eine große Familie auf kommuniſtiſcher Grun 
lage. Hier fanden ſich Verzicht auf jedes Privateigentum, ſtrenge Arbeit 
teilung, unentgeltliche Wohnung und Verpflegung, Reiſeunterſtützung d 
wandernden Genoſſen uſw. „Die Eſſäer dürften in bezug auf Verwandlur 


i Über dieſe alle vergl. R. Pöhlmann, Geſchichte des antiken Sozialismus und Kor 
munismus, Band I, München 1893. Die Unfähigkeit des gelehrten Verfaſſers, ſich in ſozi 
liſtiſche Gedanken einzufühlen, wird gutgemacht durch die muſtergültige FR a 

irgendwie in Betracht kommenden Materials. n 
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es Privateigentums in Genoſſenſchaftsbeſitz, in bezug auf Produktivaſſoziation 
und Intereſſenſolidarität geleiftet haben, was keine ſoziale Sekte vorher oder 
tachher auf die Dauer und in ſolchem Umfang leiſten konnte“ (H. Holtzmann, 
„ a. O., S. 30).“ | 
Solch mannigfaltige kommuniſtiſche Ideenkreiſe und Experimente umgaben 
jo die Gebildeten und ergriffen — durch Wanderprediger maſſenhaft ver⸗ 
reitet — das Volk zur Zeit, da das junge Chriſtentum klein und unbeachtet, 
bie ſo viele der damals zahlreich emporwuchernden religiöſen Bildungen, vom 
dient her in die weite Welt zog. 0 
Wie entſtand nun jene ſeltſame Verbindung zwiſchem dem — wie wir 
oben ſahen — völlig aſozialen, mit Rückſicht auf ein baldiges Weltende ent⸗ 
vorfenen Perſönlichkeitsevangelium und der ſozialiſtiſchen Tendenz in der 
Richtung auf den wirtſchaftlichen Kommunismus hin, wie ſie ſich bei dem 
Berfaffer unſeres Berichtes und ſehr vielen ſeiner Zeitgenoſſen vollzogen hat? 
Die letzten Jahrhunderte vor unſerer Zeitrechnung ſind in wirtſchaftlicher 
dinficht gekennzeichnet durch ein rapides Zurückgehen des ſelbſtändigen Bauern⸗ 
tandes und ein raſendes Wachstum der Sklavenwirtſchaft. Um 300 vor 
mferer Zeitrechnung zählt man in Athen 21000 Bürger und 400000 Sklaven. 
Im 150 vor unſerer Zeitrechnung wurden in Rom auf dem Markte Sklaven 
ür 3 Mark das Stück verkauft (Kautsky, a. a. O., S. 18). In Rom ſtanden, 
vie Uhlhorn ausgerechnet, 10000 Vermögende gegenüber 580000 Unter: 
tützungsbedürftigen. (Läßt man die Sklaven fort und zählt die Soldaten zu 
den Vermögenden, jo wird das Verhältnis von reich zu arm erſt 1:6 ½¼.) 
Man kann ſagen: die großſtädtiſche Bevölkerung (und ſie gab ſchon damals 
den Ton an; die meiſten Chriſtenvereine entſtanden in Hafenſtädten!) beſtand 
im Beginn unſerer Zeitrechnung mit geradezu erdrückender Majorität aus 
wirtſchaftlich völlig heruntergekommenen und durch die entſtehenden Groß⸗ 
betriebe von Jahr zu Jahr mehr ausgebeuteten, dazu ſeit Aufhören der 
Demokratie auch von der finanziell einträglichen Politik ausgeſchloſſenen 
„Lumpenproletariern“. 

„Die Reichtümer häuften ſich immer ſtärker bei wenigen an, und die 
Grenzen, welche arm und reich trennten, wurden immer ſchärfere, bis der 
alte Unterſchied zwiſchen Bürgern und Ausländern oder Bürgern und Frei⸗ 


1 Wenn Kautsky (a. a. O., S. 25) nach einer dem Joſephus entnommenen Schilderung . 


der Eſſäer meint, in ähnlicher Weiſe wären die erſten Chriſtenvereine organiſiert geweſen, 
ja ſie hätten die Eſſäer bald noch um ein Erhebliches, nämlich die Internationalität, über⸗ 
troffen, ſo dürfte es ihm ſchwer werden, aus den Quellen dafür auch nur den geringſten 
Beweis zu liefern. Vielmehr finden wir, im Gegenſatz zu den Eſſäern, nirgends im Ur⸗ 
chriſtentum kommuniſtiſche Gemeinden (alle pauliniſchen Vereine ſetzen die Berechtigung des 
Privateigentums voraus). Nirgends im Urchriſtentum wird der Handel, der bei den Eſſäern 
prinzipiell verworfen wurde, verboten. Im Gegenteil: Paulus muß zum Beiſpiel in 
Theſſalonich allzu ſchamloſer Ausbeutung und Übervorteilung Einhalt gebieten. Nirgends im 
Urchriſtentum finden wir wie bei den Eſſäern das gezwungene Zölibat. Dem genuinen Ehriften- 


tum wie Judentum lag eine asketiſche Beurteilung der Ehe völlig fern. (Sie iſt erſt durch 


griechiſch⸗orientaliſche Gedankenreihen in das Chriſtentum eingedrungen.) 


Wenn Kautsky weiterhin die Liebesmahle der Chriſten kommuniſtiſch ausdeuten will, ſo 


dürfte auch dies nicht ſtimmen. Sie ſollen — wie in unzähligen Vereinen und Genoſſen⸗ 
ſchaften jener Zeit — einfach das Gefühl der „Kollegialität“, der Brüderlichkeit ſtärken und 
die Klaſſenunterſchiede in manchen ihrer Wirkungen aufheben, ohne ſie in ihrem äußeren 
Beſtand zu erſchüttern. 
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gelaſſenen in einer neuen Unterſcheidung zwischen der höheren und der ni 
Klaſſe völlig unterging“ (Hatch, Die Geſellſchaftsverfaſſung der chriſtliche 
chen im Altertum. Überſetzung von A. Harnack. 1883. S. 24 % 

In dieſes Maſſenproletariat, in dieſes von tollſtem, aus allen Religione | 
zuſammengeſuchten Aberglauben beſeelte, durch mannigfaltige kommuniſtiſck 
Predigten (vergl. oben) aufgeregte Volk hinein erging nun jene — wir wiede 
holen — an ſich völlig aſoziale Nazarenerpredigt vom Weltende und kon 
menden Himmelreich. 

Nicht iſt es ſo, wie Kautsky und andere zu glauben ſcheinen, daß 1 
wirtſchaftliche Elend dieſer Proletariermaſſen die Idee eines irdiſch⸗ himmliſche 
Zukunftsſtaats aus ſich geboren und geſchaffen hätte. Ob Maſſenbewegungen 
ob wirtſchaftliche Bewegungen Ideen erzeugen können, das wiſſen wir nich 
Wir wiſſen dagegen und können es demonſtrieren, daß die durch wirtſchaf⸗ 
liche Materie bewegten Maſſen die von einzelnen und zwar ohne jegliche 
ökonomiſchen Hebel aufgeſtellten Ideen zu Maſſenideen, Maſſenidealen un 
ſo zu in der Geſchichte wirkſamen Faktoren machen können. Die Frage nac 
dem Urſprung der Ideen iſt für uns eine metaphyſiſche Frage. Sie kümmen 
uns nicht. Wir fragen beſcheiden: Wie ſind hiſtoriſche, das heißt in der Wel 
geſchichte wirkſame, die Weltgeſchichte bewegende Ideen möglich? Welches i 
die notwendige Bedingung, daß eine Idee in der Geſchichte wirkſam wird un 
Bewegungen erzeugt? Und da lautet die Antwort: Die unumgängliche B. 
dingung dafür iſt die, daß die Idee Ziele kündet, deren Erlangung in der 
wirtſchaftlichen Intereſſe einer beſtimmten Klaſſe liegt. Sogenannte „Ideen 
tauchen in der Weltgeſchichte in zahlloſer Menge auf. Vielleicht lernen wi 
die ſchönſten überhaupt gar nicht kennen. Aber nur ganz wenige dieſer Idee 
werden zu hiſtoriſch wirkenden Faktoren. Eben weil nur diejenigen es werde 
können, die mit dem wirtſchaftlichen Intereſſe einer beſtimmten Volksſchick 
zuſammenfallen, und weil ſie eben nur dann es können, wenn die wirtſchaf 
liche Entwicklung eine einigermaßen konſolidierte Klaſſe erzeugt hat. | 

Lutheriſche Gedanken zum Beiſpiel laſſen ſich ſehr leicht auch bei andere 
vorreformatoriſchen Schriftſtellern nachweiſen, und die Sittenlehren Jeſu vo 
Nazareth ſtehen auch anderswo. Aber dieſen nicht hiſtoriſch wirkſam gewoꝛ 
denen Gedankenkomplexen fehlte eben die hierzu unumgängliche Bedingung 
die Verbindung mit dem wirtſchaftlichen Intereſſe einer beſtimmten Klaſſe. | 

Nach dieſen methodologiſchen Anweiſungen dürfte die Kautskyſche Dar 
ſtellung zu berichtigen ſein: nicht haben die Millionen Sklaven das Ideal de 
himmliſchen Zukunftsſtaats aus ſich herausgeboren, ſondern die völlig afozia 
gedachte Nazarenerpredigt vom „Königreich Gottes“, die nur auf dem Bode 
jüdiſcher Religioſität entſtehen konnte und in den gewaltigen Zukunftsweis 
ſagungen eines Jeremias, Jeſaias und Daniel ihre direkten Vorbilder hai 
dieſer Gedankenkomplex, der im Gehirn des Nazareners nicht im geringſte⸗ 
mit ökonomiſchen Motiven verquickt war — man bedenke, daß die ökonc 
miſchen Motive, die in den großen Maſſen als denjenigen, die die Welt be 
wegen, ſicher ihre gewaltige hiſtoriſche Rolle ſpielen, bei den einzelnen höhe 
geſtellten, auf rein äſthetiſche oder ſittliche oder religiböſe Probleme konzen 
trierten Individuen immer mehr verblaſſen, ja ſchließlich ganz verſchwinden 
Dieſes Ideengebilde trat in die oben kurz ſkizzierte Geſellſchaft hinein und ® 
wie wurde es nun aufgefaßt? Was machte man aus ihm? Welches war di 

Reſultante, die aus dieſen zwei Komponenten wee | 
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Die Wahrſcheinlichkeit, daß eine jede Idee, die in der Weltgeſchichte auf⸗ 
ttt, zugrunde geht, das heißt hiſtoriſch ſich nicht durchſetzt, iſt 99 zu 100. 
de Nazarenerpredigt konnte nur darum eine Bedeutung erlangen, weil ihr 
el mit den wirtſchaftlichen Intereſſen und Lehnſüchten der damaligen Paupers 
Inn nicht innerlich verknüpft war, jo doch auperlich verbunden wurde. 
Wir wollen die Frage offen laſſen, ob nicht ſchon zu Lebzeiten des Nazareners 
ne Schüler ihn mißverſtanden und ſeine rein religiöſen, meinetwegen ſchwär⸗ 
eriſchen Ideen mit ſozialen Zukunftsgebilden vermengten — einige charak⸗ 
ziſtiſche Stellen aus guter Überlieferung, die Tatſache, daß ſeine Schüler faſt 
ar Paupers waren, und anderes mehr ſpricht ſehr dafür —, aber das iſt 
nz ſelbſtverſtändlich: als die nazareniſchen Gedanken in die Hafenſtädte des 
kittelmeers kamen und ſich breit machten — ſie kamen dorthin, von Reiſe⸗ 
edigern verkündet, wie der Mithraskult, wie die Oſirisverehrung, wie jede 
‚me Wucherung innerhalb des bunten ſynkretiſtiſchen Religionsſyſtems, das 
1 Anfang unſerer Zeitrechnung herrſchte —, da hatten ſie jenen ſeltenen 
auber perſönlichſter Durchgeiſtigung, jenen zarten Schmetterlingsſtaub er⸗ 
zütterndſter Menſchentragik, jenen vollwertigen Gehalt unintereſſierteſten 
deals längſt verloren. Es ging ihnen wie allen erhabenen Gedanken. Wollten 
» wirkſam werden, jo mußten fie ſich an die wirtſchaftlichen Intereſſen an⸗ 
hnen, ſich von ihnen tragen, aber auch ſtoßen, zerren, verbiegen laſſen. So 
urde aus der nazareniſchen naiven Einfalt des ethiſchen Künſtlers (die Jeſus 
geiftliche Armut“ nannte) grob und brutal die ökonomiſche Bedürftigkeit. 
as ſittliche Kriterium wurde zu einem ſozialen Kriterium, der Individua⸗ 
zmus in den Gleichheitsſozialismus verbogen und das Himmelreich aus 
nem religiös⸗ſittlichen Poſtulat zu einem glücktriefenden Garten aller fröh⸗ 
chen Menſchenkinder. Natürlich! Der Weinbergſklave aus Chios, der von 
em neuen Königreich Gottes hörte, dachte dabei eher an den kommenden 
zechsſtundentag als an ſein ſittliches Manko. Dem atheniſchen Ruderſklaven, 
er, während ſeine Triere bei Salamis lag, den Prediger aus Tarſus über die 
zerechtigkeit Gottes reden hörte, wurde das unterſchiedliche Verhalten Gottes 
egenüber ihm ſelber und ſeinem Herrn, dem Beſitzer von 3000 Sklaven, weit 
ıehr zum Problem als das verſchiedene Benehmen Gottes gegenüber Juden 
nd Heiden, wovon der Zeltmacher Paulus redete. 
Und ſo überall: die Ideen gingen in die Köpfe der Menſchen anders, als 
ie aus des Nazareners Kopfe entſprungen waren, gröber, brutaler, irdiſcher, 
gaterieller, ſozuſagen „wirklicher“. Die große Maſſe nahm das Reich Gottes 
ls jagen wir: ſozialen Zukunftsſtaat. 
Dias iſt nicht etwa Geſchichtsmacherei. Selbſt ein ſo vorſichtiger und jedem 
Zerſuch marxiſtiſcher Interpretation gänzlich abholder Hiſtoriker wie Hermann 
Schiller gibt zu: „Die Lehren Jeſu waren für die große Menge doch nur in⸗ 
oweit faßbar, als ſie auf die Nivellierung der Standes⸗ und Vermögens⸗ 
imterſchiede ausgingen, alſo nach ihrer ſozialen Seite, und als ſie ... die 
derſtellung goldener Zeiten in Ausſicht ſtellten“ (vergl. H. Schiller, Römiſche 
tailerzeit, I, 1, 1883, S. 445). Und daß die Chriſtenvereine wirklich zumeiſt 
zus Paupers beſtanden, zeigt die Tatſache, daß man noch im zweiten Jahr⸗ 
hundert auf gegneriſcher Seite ſpottete: die neue Bewegung beſtehe aus einer 
Beſellſchaft zuſammengelaufener Proleten. 
Nun komme man aber nicht mit dem Einwand, daß ja alle dieſe Armen 
das Reich Gottes in eine transzendente Welt verlegten, daß es ihnen nichts 
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Greifbares und Wirkliches, ſondern ein Übernatürliches und von Gott, 
Realiſierendes geweſen ſei, daß alſo von einer rein ſozialen Betrachtung 
ſeiten der erſten Chriſten überhaupt nicht die Rede fein könne. a 
Dieſer Einwand verkennt völlig das Ineinander und Durcheinander A 
Natürlichem und Übernatürlichem, Menſchlichem und Göttlichem, wie es 1 
mals gang und gäbe war. Der Menſch vom Jahre 50 unſerer Zeitrechni! 
hatte weder den Begriff der Natur noch den der ſozialen Wirklichkeit, wie 
ihn heute haben. Wiſſen und Glauben, Wunder und Natur laufen völlig 
einander über, und das „Reich Gottes“ beſaß für den neapolitaniſchen Fiſch⸗ 
der abends in die von der Polizei verbotenen heimlichen Chriſtenverſam 
lungen ging, mehr Realität als die Sozialiſierung der Produktionsmittel 
den orthodoxeſten Marxiſten. „Die ſozialiſtiſchen Elemente“, ſo ſagt Schiller 
einer anderen Stelle, S. 461 f., „einerſeits und der Wunderglaube ... ander 
ſeits bildeten für die Mehrzahl der Chriſtenbekenner die beſtimmenden Motiv’ 
Es ſteht alſo außer Frage, daß die urſprünglich aſoziale Nazarenerpred 
durch die ſo außerordentlich naheliegende wirtſchaftlich⸗ſoziale Interpretat 
ſeitens des wundergläubigen Proletariats eine ſtarke Umbiegung erfahren h. 
daß es ihr aber andererſeits erſt durch dieſe Umbiegung ermöglicht word 
iſt, zu einer ſo mächtigen Maſſenbewegung anzuſchwellen. Wie lange und 1. 
intenſiv dies von den Armen aus Jeſu Bergpredigt zurechtgebogene ſoz 
liſtiſche Ideal, das ſich dann bald auch in den theoretiſchen Schriften (ver 
unſeren Kommunismusbericht aus den Apoſtelakten!) widerſpiegelt, noch na: 
gewirkt hat, zeigt der von Kautsky zitierte F. Villegardelle in ſeiner Schri, 
„Histoire des idées socialistes avant la révolution frangaise“, Paris 18. 
(Auch ein kürzlich erſchienenes Schriftchen vom Genoſſen Pfarrer Pflüg 
„Der Sozialismus der Kirchenväter“ gehört hierher.) No iert | | 
400 unſerer Zeitrechnung) glaubt, daß die wahre Kirche „kein) 
kenne, keine Reichen, keine Armen, daß in ihr alles Gut unte 
tigen verteilt werden müſſe“. Bea Be 

. Bei diefen letzten Auseinanderſetzungen haben wir uns mit den gemun 
chriſtlichen Gedanken und der ökonomiſchen Lage allein beſchäftigt. Wir habt 
ganz unberückſichtigt gelaſſen, wie der große Strom kommuniſtiſch⸗ſoz. 
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liſtiſchen Denkens, der in der helleniſchen Kultur floß, ſich mit dieſem chriſtli⸗ 
ſozialiſtiſchen Gedankenkreis des Proletariats verband. Wie der „komm⸗ 
niſtiſche Utopismus“ (Kautsky) der helleniſchen Philoſophen und Asketen v 
dem chriſtlich umhüllten „Gleichheitskommunismus“ (idem) des Broletaric; 
befruchtet wurde und umgekehrt. Es wirkte eben alles zuſammen: der wi⸗ 
ſchaftliche Druck als der Hauptfaktor, ſozuſagen als die konſtitutive Bedingui 
des Ganzen, die helleniſche Kommuniſtenpredigt als vorbereitendes und ar 
klärendes Prinzip, die chriſtliche Wunderbotſchaft endlich als der ablöſen 
Reiz, als der erlöſende Feuerfunke, der die Bewegung entfeſſelt. 

Die literariſchen Spuren all dieſer Wandlungen und Bewegungen fi 
freilich ſpärlich. Aber das hat ſeine guten Gründe. Einmal iſt bekanntl) 
die Literatur jener Zeiten in den Chriſtenverfolgungen faſt ganz vernicht 
Zweitens hatten dieſe mehr kommuniſtiſch denkenden Chriſtenkreiſe ihre Stü 
natürlich in dem ungebildeten, verwahrloſten Proletariat. Die chriſtlich 
Literaten gehörten eben meiſtens — wie auch heute — zu den oberen Schicht 
des Volkes. Trotzdem aber gab es auch unter den ſchriftſtelleriſch Tätig 
einige, die dieſe ſozialiſtiſchen Ideen theoretiſch verfochten und im Kamp 


jerefe Schlefinger: Das rechte Wort zur rechten Stunde. 491 


‚gen ihre ſchriſtlichen Gegner durch literariſche Fiktionen wie zum Bei⸗ 
iel unſeren Kommunismusbericht und alle diejenigen Stücke im dritten, 
genannten Lukasevangelium, die gegen den Reichtum gerichtet 
nd, propagierten. 

Wir ſagen: im Kampfe gegen ihre Gegner. 

Denn das vergeſſe man nicht: wie in einer großen politiſch⸗religiöſen 
artei der Neuzeit, ſo gab es auch im Chriſtentum der drei erſten Jahr⸗ 
inderte einen ſozialen Zwieſpalt, der den Kirchenleitern mehr zu ſchaffen 
macht hat, als die zünftigen Hiſtoriker des Chriſtentums glauben. Von 
eſen — natürlich immer unter religiöſer Maske ausgefochtenen — inter⸗ 
ſanten Kämpfen möge ein andermal die Rede ſein.“ 


das rechte Wort zur rechten Stunde. 
: Don Fhereſe Schleſinger. 


Eines der anmutigſten und humorvollſten Märchen von Anderſen ſpielt 
China. So oft dort die Großen des Reiches gezwungen ſind, ſich vor dem 
zaiſer auf den Bauch zu werfen, um ihm zu melden, daß einer ſeiner Befehle 
icht vollzogen werden kann, weil dem unüberwindliche Hinderniſſe entgegen⸗ 
ünden, wird „der ganze Hof auf den Leib getrampelt“. 
Wie ſehr es die unerbittliche Logik der Tatſachen fordert, daß, wer ſich auf 
en Bauch wirft, getrampelt wird, das mußte nun eine ganze Anzahl öſter⸗ 
eichiſcher Bonzen erfahren, wenn auch nicht ganz wortwörtlich. 

Als der päpſtliche Nuntius die freche Forderung ſtellte, der Innsbrucker Pro⸗ 
or Wahrmund müſſe von ſeinem Lehrſtuhl entfernt werden, weil er eine 
zerſammlungsrede gehalten und eine Broſchüre veröffentlicht hatte, die nicht 
ach dem Geſchmack der Pfaffen waren, da zeigten ſich der Unterrichtsminiſter 
md die Rektoren mehrerer Univerſitäten darin einig, daß die Freiheit der 
Wiſſenſchaft und die bürgerlichen Rechte der Hochſchullehrer unbedingt gegen 
ven Vorſtoß der Klerikalen verteidigt und ein ſo ſchmähliches Anſinnen zurück⸗ 
jewiefen werden müſſe, und eine Anzahl Rektoren und Hochſchullehrer billigten, 
a ermutigten die Streikbewegung, in welche die fortſchrittliche Studentenſchaft 
intrat, als die politiſche Behörde ſich vermaß, die Siſtierung der Wahr⸗ 
nundſchen Vorleſungen anzuordnen. 

Bald darauf aber blies der „freiſinnige“ Unterrichtsminiſter zum Rückzug, 
gab feinen früheren Worten und Taten allerlei einſchränkende Deutungen, und 
uf einer drei Tage lang währenden Konferenz der Rektoren aller öſter⸗ 


C ͤͤ:llllC ½ͤ mw !! 
Ich habe gern vorliegender Abhandlung Aufnahme gewährt, um fo mehr, da fie ſich 
ſaſt ausſchließlich gegen mich richtet. Unſere Leſer lernen daraus die herkömmliche Auffaſſung 
der Schultheologie kennen, die auch auf dem jüngſten evangeliſch⸗ſozialen Kongreß gegen 
mich zu Felde zog. Aber ich muß es mir verſagen, dieſe Darſtellung auch hier zu beant⸗ 
worten. Eben mit einer ausführlicheren Darſtellung der Urſprünge des Chriſtentums be⸗ 
schäftigt, die im Herbſt erſcheinen ſoll, möchte ich das, was ich dort über den urchriſtlichen 
Kommunismus zu ſagen habe, nicht aus dem Zuſammenhang reißen und vorwegnehmen. 
Ich bitte daher den Leſer, ſich einſtweilen mit der Erklärung zu begnügen, daß ich die Ar⸗ \ 
gumente des Dr. A. K. teils nicht anerkenne, teils anders deute als er, und keinen Grund 
ſehe, meine Anſchauung aufzugeben, daß das Chriſtentum von Anfang an kommuniſtiſch 
war und dieſe Tendenz nicht erſt ſpäter in ſeine Mitte getragen wurde. K. Kautsky. 
. 
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reichiſchen Hochſchulen wußte er die erſt fo mutigen Verfechter der; 
der Forſchung zu beugen und nach mehr oder minder ausdauerndem 
ſtand zur Unterzeichnung einer Erklärung zu bewegen, in der beſcheinig 
daß, trotzdem Wahrmund ſeine Lehrkanzel hatte verlaſſen müſſen, doch joı 
die Freiheit der Wiſſenſchaft als die perſönliche Unabhängigkeit der Profeff 
bei dem Unterrichtsminiſter Marchet in beſter Hut ſeien, und in der 
Studentenſchaft mit harten Maßregeln bedroht wird für den Fall, daß 
noch länger in einem Streik verharren ſollte, in den ſie vor kurzem mit vol; 
Zuſtimmung eines Teiles der Unterzeichneten eingetreten war. a 
Die Erklärung der Rektoren erregte ſelbſtverſtändlich in der freiſinnig 
Studentenſchaft einen Sturm der Empörung, und einmütig wurde beſchloſſe 
im Streik zu verharren, trotz der Beſchwichtigungsverſuche der einzelnen R 
toren, die ſogleich nach Abgabe der Erklärung mit den Vertretern N 
Studentenſchaft in eifrige Verhandlungen eintraten und beſondere Garantie, 
die aber geheim gehalten werden müßten, dafür zu haben behaupteten, daß 
Zukunft Marchet ein begeiſterter Schützer der Freiheit der Hochſchulen fein wür 
So ſtanden die Dinge, als am 16. Juni bei Abhaltung einer offiziell 
Feier ſich Kaiſer Franz Joſef mit erhobener Stimme an den Unterricht 
miniſter wendete und (wie die klerikalen Blätter am nächſten Tage trim 
phierend meldeten und wie es von offizieller und offiziöſer Seite lange 3 
hindurch ganz unwiderſprochen blieb) ſagte: „Machen Sie doch endlich de 
Skandal ein Ende. Ihre Rektoren ſind eine nette Geſellſchaft!“ 1 
Was hatte es den „freiſinnigen“ Herren genutzt, daß ſie ſich unterwarf 
und die Studentenſchaft, die ihnen vertraute, im Stiche ließen? Daß ſie 
auch nur einen Augenblick lang wagen konnten, dem Befehl der Alerikalı 
zu widerſtreben, dafür wurden ſie unnachſichtlich „auf den Leib getrampelt 
Die freiſinnige Studentenſchaft hat den Streik mit viel mehr Umſich 
Feſtigkeit und Disziplin durchgeführt, als wir von ihr erwartet hätten, ur 
wenn ſie auch ihre urſprüngliche Forderung, daß Wahrmund feine Inn 
brucker Lehrkanzel noch im laufenden Semeſter wieder einnehmen müſſe, nid 
durchſetzen konnte, wenn fie es auch nicht hindern konnte, daß der unbequen 
Profeſſor Wahrmund die Treppe hinaufgeworfen, das heißt an die Prag 
deutſche Univerſität verſetzt wurde, ſo haben wir es doch einzig und allei 
der wackeren Haltung der Studenten zu verdanken, wenn Oſterreich diesme 
noch vor der Schande bewahrt bleibt, daß ein Hochſchullehrer, deſſen Übe! 
zeugung den Pfaffen nicht gefällt, mundtot gemacht oder aus dem Land 
gejagt wird. Se | | 
Unterſtützung fanden die Streikenden nur durch den akademiſchen Sene 
der Innsbrucker Univerſität. Zwar hat der Rektor dieſer Hochſchule di 
famoſe Erklärung ebenfalls unterzeichnet, aber der Senat widerſetzte ſich ihre 
offiziellen Mitteilung an die Hörer und machte auch kein Hehl daraus, da 
er das Feſthalten der Innsbrucker freiſinnigen Studenten an ihren Streil 
forderungen billigt. | | | 
Die Herren Rektoren dagegen haben zuerft allerdings mit Demiſſion gedroht 
falls ſie über den Ausſpruch des Kaiſers keine befriedigende Aufklärung bekomme 
ſollten, denken aber längſt nicht mehr daran, ihre Drohung wahr zu machen 
trotzdem die Klerikalen das „Kaiſerwort“ in ihren Blättern jubelnd imme 
wieder beſtätigen und der Unterrichtsminiſter ſich hinter ſeiner Schweigepflich 
verſchanzt und auch auf die Interpellation der Sozialdemokraten nur in ſeh 


| 
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hundener Weiſe antwortete, die Worte des Kaiſers hätten fich nicht auf die 
toren bezogen. 

Ob aber jene Worte ſchließlich noch dementiert werden oder nicht, ſie 
rden von vielen Leuten gehört, bei denen ſie ganz verſchiedene Empfin⸗ 
an auslöſten, und ſie werden nicht verfehlen, in weiten Kreiſen belehrend 
H aufhellend zu wirken. 

Aber auch wir Sozialdemokraten haben Grund genug, des Kaiſerwortes 
ht nur eingedenk zu bleiben, ſondern es geradezu als ein willkommenes Er⸗ 
nis zu begrüßen. Es iſt ſeit einiger Zeit in Oſterreich ſchon gar zu ge⸗ 
tlich zugegangen, und die Gefahr beſtand, daß die „milde Herrſchaft“ eines 
iſen Monarchen, der gern „ſeine Ruh“ haben will, auch vor den Blicken 
ler Arbeiter Gegenſätze verhüllte, die klar zu erkennen zu den Grundbedin⸗ 
ngen unſeres Kampfes gehört. 

Es iſt freilich noch nicht allzulange her, daß das öſterreichiſche Proletariat 
han Hof und Kamarilla in heißem Zorn entbrannte und den Kampf gegen 
‚fe unſichtbaren Mächte entſchloſſen aufnahm. Trotzdem fand das ſechzig⸗ 
hrige Regierungsjubiläum die öſterreichiſche Bevölkerung in einer „Duliöh“⸗ 
ng, in einem Feſtesrauſch, der zu den wirtſchaftlichen Verhältniſſen des 
indes in ſchroffem Gegenſatz ſteht und aus dem man wohl unmöglich 
ſießen könnte, daß nicht nur die Arbeiterſchaft, ſondern auch das ganze 
ein⸗ und Mittelbürgertum unter unerträglichem Steuerdruck und unerhörter 
bensmittelteuerung leidet, daß auf zahlreichen Produktionsgebieten ſich akute 
er ſchleichende Kriſen fühlbar machen, daß Agrariertum und induſtrielle 
charfmacherei am hellen Tage Arm in Arm auf Beute ausziehen und daß 
r Klerus und ſeine chriſtlichſoziale Gefolgſchaft täglich neue Eroberungen 
achen und immer gieriger ihre Hände nach den, ach, ohnehin ſo ſpärlichen 
ateriellen und geiſtigen Beſitztümern des arbeitenden Volkes, insbeſondere 
ich ſeinen Schulen und Erziehungsanſtalten, ausſtrecken. | 

Zu dieſer jo hyperloyalen Stimmung, die ſich über faſt alle Volksſchichten, 
ſelbſt über einen großen Teil des Proletariats ausbreitete, hatte nicht wenig 
r Umſtand beigetragen, daß der alte Kaiſer, als ihm vor einigen Jahren be⸗ 
seiflich gemacht worden war, dem Zuſammenbruch in Oſterreich und in Ungarn 
inne nur mehr durch die Einführung des allgemeinen Stimmrechtes Einhalt 
boten werden, gute Miene zu einem Spiel machte, das ihm, nach allem, 
gas man bis dahin von ihm erfahren hat, als ein böſes erſcheinen mußte. 
gie Selbſtüberwindung, die ihn das Unvermeidliche mit Anſtand tun ließ, hat 
gar in einem Teil der Sozialdemokratie eine Stimmung hervorgerufen, die 
‚war weit davon entfernt war, eine monarchiſche zu ſein, die aber der Meinung 
kaum gab, man könne und ſolle den alten Kaiſer, mit deſſen Zuſtimmung 
mige Adelsprivilegien beſeitigt und einigen Volksrechten zum Durchbruch ver⸗ 
olfen worden war, anders anſehen als die ſonſtigen Monarchen, die an der 
zpitze kapitaliſtiſch regierter Staaten ſtehen, und man könne wenigſtens in 
ormeller Beziehung ihm Konzeſſionen machen, die einem anderen Monarchen 
er Gegenwart oder Zukunft zu machen man ſich noch recht gründlich über⸗ 
egen würde. 

Als ein greller, aber notwendiges Licht verbreitender Blitzſtrahl fiel nun 
gas „Kaiſerwort“ in dieſe Idylle. Franz Joſef, dem man bisher im Gegenſatz 
u Kaiſer Wilhelm ſtrenge Objektivität nachgerühmt hat, ſah ſich plötzlich 
deranlaßt, feinen klerikalen Geſinnungsgenoſſen, die ſich ſeiner ſtillen Hilfe 


wohl immer zu erfreuen hatten, nun vor den Augen aller Welt beizu 
zu ihrem Vorteil Männer herabzuſetzen, die zu den allerangeſehenſten d 
Monarchie gehören, bloß weil ſie einen ſchwächlichen Verſuch gewagt 
Menſchen und Inſtitutionen, deren Wohl ihnen anvertraut iſt, gegen geſe 
widrige Übergriffe der Pfaffen zu verteidigen. 20 „ 
Für diejenigen, die ſich von einem Manne empfindlich angegriffen ſehe 
der in keiner Weiſe zur Verantwortung gezogen werden kann, mag die La 
demütigend und ſchmerzlich ſein. Auf uns aber, die es immer gewußt habe 
daß der Begriff der Monarchie Tatſachen und Möglichkeiten in ſich birgt, d 
dem Rechts⸗ und Freiheitsgefühl einer ſich im Staate emporkämpfenden untere 
Klaſſe widerſtreben müſſen, auf uns kann das Kaiſerwort durchaus keinen depr 
mierenden Eindruck machen. Die beiden Sätze, die dem „freiſinnigen Bürge 
tum“, das ſich nun ſeit vielen Monaten in byzantiniſchen Loyalitätskundgebunge 
nicht genug tun kann, ſo arg in die Glieder gefahren ſind, hätten zufälli 
ungeſprochen bleiben können und die Beeinfluſſung der Staatsfunktionäre vo 
unverantwortlicher Stelle aus hätte dadurch nichts an ihrer Stärke verloren 
Daß aber die reaktionäre Wirkung, die ſie ausübt, wieder einmal vor alle 
Augen bloßgelegt wurde, das müſſen wir als einen Vorteil betrachten, de 
man nicht leicht zu hoch einſchätzen kann. „„ 
Daß die Monarchie in kapitaliſtiſchen Staaten unter allen Umſtänden, un 
mag ſie durch wen immer repräſentiert werden, ein Inſtrument der Klaſſen 
herrſchaft bleibt, daß ihre Exiſtenz mit dem Beſtande und der ungeſtörte 
Wirkſamkeit der anderen Machtmittel dieſer Herrſchaft, wie ſie durch Adel 
Finanzkönige und Klerus vertreten werden, aufs innigſte verwachſen iſt, da 
haben wir nicht erſt durch das Kaiſerwort erfahren. Aber daß uns dieſe Wahr 
heit wieder einmal ſo lebhaft vor die Sinne gebracht worden iſt, das mu 
auf unſere Taktik und Propaganda klärend und anfeuernd wirken, und darun 
erſcheint mir das Wort des Kaiſers von unſerem Standpunkt aus betrachte 
als das rechte Wort zur rechten Stunde. „„ 


Die Arbeiterbewegung in Bosnien und der hersegowina. 
Von W. Stepanek (Wien). e 
ö Die Bevölkerung Bosniens und der Herzegowina beſteht aus drei Beſtand 
teilen: Serben, die der griechiſchen Kirche angehören, Kroaten, die Katholiken ſind 
und Mohammedanern. Das ethniſche Moment tritt aber bei dieſer Differenzierung 

äußerlich ſehr wenig hervor, da die Sprache dieſer drei Volksteile die gleiche iſt 
Erſt nach der Schreibweiſe läßt ſich erkennen, ob der Bosniake ein Serbe iſt oder 
nicht, weil die Serben mit altſlawiſchen (cyrilliſchen) Buchſtaben ſchreiben, die 
Mohammedaner, die in der Mehrzahl des Türkiſchen nicht mächtig ſind, und die 
Kroaten mit lateiniſchen Buchſtaben. Da die Gleichheit der Sprache das gegenſeitige 
Annähern und friedliche Zuſammenleben fördern würde, was natürlich den Intereſſen 
der herrſchenden klerikalbureaukratiſchen Kreiſe widerſpräche, iſt künſtlich das kon⸗ 
feſſionelle Moment zum „ethniſchen“ Merkmal hervorgehoben worden. Ganze 
Legionen von Jeſuiten und Ordensſchweſtern zogen nach Bosnien, um dem Katholi⸗ 
zismus der Kroaten und Einwanderer Nachdruck und Belebung zu geben. Infolge⸗ 
deſſen iſt auch das einſt ſchlaffe konfeſſionelle Empfinden der Griechiſch⸗Orthodoxen 
wach geworden, und ebenſo iſt bei den Mohammedanern ein heftiger Widerſtand 
entſtanden. Es kam ſogar mancherorts zu gemeinſamen Aktionen dieſer beiden Elemente 
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n die Katholiken. So zum Beiſpiel bei Gemeindewahlen. Die Regierung wendet 

| hie Fällen alle ihre Diplomatenkunſt an, um die Serben zu iſolieren. Man 
ichnet ſie amtlicherſeits als das eigentliche Umſturzelement in dem okkupierten 
iete, obwohl ſie bloß als das widerſtandsfähigſte und verhältnismäßig auf⸗ 
irteſte Element des Landes zu bezeichnen ſind. Deswegen eben gelten ſie als 
ſtürzler“, man beſchuldigt ſie der großſerbiſchen Propaganda, und unter dieſem 
wand wird die ſerbiſche nationale Bewegung rückſichtslos verfolgt.! | 
Inmitten des Wirrwarrs von nationaliſtiſchen, klerikalen und bureaukratiſchen 
rieben iſt die rote Fahne der modernen Arbeiterbewegung gehißt worden. 

Mit der fortſchreitenden Induſtrialiſierung des Landes wuchs auch die Ein⸗ 
derung der qualifizierten Arbeiter aus allen Kronländern der Monarchie, und 
2 gingen gleich ans Werk, ſobald ſie die Landesſprache ein wenig erlernt hatten, 
mterrichteten die einheimiſchen Arbeiter, unter denen viele die erſten Keime des 
ſialismus ſchon im Herzen trugen, über den Ausbau der Organiſation, die 
iategie des Lohnkampfes uſw. — und man begann gleich die Lehren und Er⸗ 
ungen praktiſch anzuwenden. | 4 

Die erſten Anfänge der Arbeiterbewegung zeigten ſich vor drei Jahren. Im 
mer 1905 wurde der Grundſtein zu dem „Zentralverband der Gewerkſchaften 
0 und der Herzegowina“ gelegt. Von nun an begann ſich die organi⸗ 
riſche Gärung in allen Richtungen zu verbreiten. Einzelne Gewerkſchaften legten 
Statuten der Regierung zur Genehmigung vor. Hi 
Knapp vor dem 1. Mai 1906 kam es zur erſten, ſpontanen Manifeſtation der 
idarität der organiſierten Arbeiterſchaft bei dem Leichenbegängnis des Genoſſen 
kolovic, der als Organiſator tätig geweſen und als Führer der jungen 8 
Hung aufgetreten war. Ein plötzlicher Tod entriß ihn unſerer Sache während 
heftigſten Kampfes am Schlachtfelde. Die Arbeiterſchaft bekundete ihm ihren 
nk, indem ſie maſſenhaft und feierlich an dem Leichenbegängnis teilnahm. Es 
haltete ſich daher zu einer mächtigen Manifeſtation, der ganz Serajewo betroffen 
ah. War doch die Arbeiterbewegung faſt über Nacht emporgewachſen. . 
Die Wirkungen dieſer Manifeſtation waren mannigfach: die Arbeiterſchaft be⸗ 
tigte fie in der Solidarität und Entſchloſſenheit, für die Regierung galt ſie als 
zum Eingreifen ermahnendes Memento. Die unmittelbare Folge dieſer Mani⸗ 
ation war das Verbot der Maifeier. Trotzdem aber wurde der 1. Mai mit 
bbeitsruhe und Manifeſtationen gefeiert. 

Die Rache der Regierung ließ auf ſich nicht lange warten. Schon in den 
ichſten Tagen verſchaffte ſie ſich „Genugtuung“. Am 2. Mai brach in der ärariſchen 
bakfabrik ein Streik aus. Die Polizei intervenierte. ... Es wurden einige 
beiter leicht verwundet und viele eingeſperrt. 

Den Tag darauf, nachdem man ſich nicht entblödet hatte, eine an den Magiſtrat 
(ſandte Abordnung der Tabakarbeiter und Arbeiterinnen mit Schmährufen und 
lohungen hinauszutreiben, verſammelte ſich abends eine große Menſchenmenge 
Ic dem Magiſtratsgebäude und verlangte ſtürmiſch die Freilaſſung der Verhafteten. 
(gen die Menge wurde zuerſt die Feuerwehr mit Waſſerſchläuchen und dann 
Imdarmerie herbeigeholt. Während einiger Augenblicke ſpielte ſich hier ein blutiges 
zama ab; der Erfolg der in die Menge gerichteten Salven war: fünf Tote und 
zählige Verwundete. f 

Und nun folgten die Ereigniſſe Schlag auf Schlag. Am 4. Mai wurde als 
wort auf das Blutbad der allgemeine Streik proklamiert, der drei Tage 
ag dauerte und auch außerhalb Serajewos einen lebhaften Widerhall fand (es 
igten dem Beiſpiel der Hauptſtadt: Moſtar, Zenica, Unt. Tuzel, Vareſch, 
mjaluka, Zavidovie, Brod uſw.). Der Verlauf dieſer Serie von allgemeinen 
ebeitseinſtellungen, die mit elementarer Kraft, größtenteils unorganiſiert, aus⸗ 


j Die Serben bilden zirka 45 Prozent der Geſamtbevölkerung des Landes. 
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brachen, war überwältigend. Zu blutigen Ausſchreitungen kam es nu 30 
obwohl die Behörden in der Provinz ſich dieſer Erſcheinung gegenüber weit br 
verhielten wie die Zentralregierung in Serajewo. Polizei und Gendarmerie f 
wütend drein. Es wurden allerorts maſſenhafte Verhaftungen und Ausweiſunk 
vorgenommen. Trotzdem eroberte ſich die Arbeiterſchaft in dieſem furchtbar 
Kampfe einige bedeutende Konzeſſionen, unter anderem die Herabſetzung der Arbei 
zeit — faſt überall — auf 10 Stunden und Erhöhung der Löhne. In Serajei) 
wurden an die Regierung folgende Forderungen geſtellt: 1. Allgemeiner Pard 
allen, die an der Bewegung teilnahmen. 2. Volle Verſammlungs⸗ und Verein 
freiheit. 3. Beſtätigung der Statuten der Gewerkſchaftsorganiſationen. Nachd 
die Regierung dies bewilligt hatte, wurde am 7. Mai der allgemeine Streik f. 
beendet erklärt. N i 
Im Januar 1907 wurde der erſte Gewerkſchaftskongreß abgehalten, an du 
über 3800 organiſierte Arbeiter vertreten waren. Bei dem Zentralverband wur; 
auch ein beſoldeter Sekretär angeſtellt. 1 . 
Mit dem erfolgreichen Generalſtreik war die Periode der Verfolgungen u 
Kämpfe nicht abgeſchloſſen, vielmehr nahmen ſie an Umfang und Intenſität nd 
zu. Die Regierung und die Kapitaliſten erholten ſich bald von ihrer Beſtürzu 
und ſuchten der Arbeiterſchaft ihre Erfolge wieder zu entreißen. Zur Aushi 
rückte auch der römiſche Klerikalismus heran. Die Jeſuiten veranſtalteten un 
den kroatiſchen Ziegelarbeitern „heilige Miſſionen“, beſuchten ihre Frauen u 
drohten ihnen mit den Höllenqualen, falls ſie den Männern gejtatteten, ſich un 
der roten Fahne zu organiſieren. Der Erfolg der „heiligen Miſſion“ blieb nie 
aus. Dem Siege des „Himmels“ folgte der Verluſt der Errungenſchaften d 
Streiks: der Herabſetzung der Arbeitszeit und der Erhöhung der Löhne. Es l 
gann die „Siebung“ der Arbeiterſchaft: die organiſationsfähigen, bewußten, unbı 
mäßigen Arbeiter wurden ausgewieſen aus dem Arbeitsort, oder auch über d 
Landesgrenze, wenn ſie „Ausländer“ waren, mochten ſie auch öſterreichiſche Staal 
angehörige ſein. Es vergeht faſt kein Tag, an dem nicht den in der Geſchichte d 
bosniſchen Arbeiterbewegung berühmten Weg „preko Sava“ (über die Save) e 
wegen Teilnahme an der Organiſationsarbeit ausgewieſener Arbeiter paſſiert. 2 
verſprochene Verſammlungs⸗ und Organiſationsfreiheit wird dermaßen bedingt, de 
ſie eigentlich faſt illuſoriſch erſcheint, denn der polizeilichen Willkür bleibt fre 
Hand vorbehalten. Es gibt da keinen geſetzlich oder wie immer beſtimmten Spiı 
raum, in deſſen Grenzen ſich die Exekutivorgane halten müßten. Es gibt ke 
Rechtsſyſtem im Verwalten, keine Einheit, keinen höheren Geſichtspunkt. Eine wah 
Anarchie, die für die Arbeiterſchaft um fo ſchärfere Formen annimmt, da die unter: 
Organe der bosniſch⸗herzegowiniſchen Regierung auch noch unmittelbar von di 
Kapitaliſten und von dem römiſchen Klerus beeinflußt werden. e 
Infolgedeſſen erfordert es eine ungeheure Energie der Arbeiterſchaft, um dieſ 
Anarchie zu ſteuern, den von allen Seiten eindringenden Feinden die Stirn 
bieten und trotzdem die Kräfte zuſammenzuhalten. 85 ˙—i'36 
Dabei wirkt noch der Umſtand erſchwerend, daß die organiſierte Arbeiterſcha 

gar kein Blatt beſitzt. Das Preßgeſetz ſchreibt nämlich ſo hohe Kautionen für d 
Herausgabe von periodiſchen Zeitſchriften (3000, 6000 und 10000 Kronen) vor, de 
es bisher bezüglich der Arbeiterpreſſe nur bei der Sehnſucht geblieben iſt, um 
mehr, als ſich vorausſehen läßt, daß das Blatt der Verfolgung bald unterliege 
würde. Wehrlos ſteht alſo die organiſierte Arbeiterſchaft den Angriffen und Ve 
leumdungen gegenüber, mit denen ſie von allen Seiten überſchüttet wird. Nur do 
Zentralorgan der kroatiſch⸗ſlawoniſchen Sozialdemokratie „Slobodna Rijec“ ſteht m 
einem kleinen Teil ſeines beſchränkten Raumes den bosniſchen Genoſſen zur Ve 


fügung. i 
Am 7. und 8. Juni dieſes Jahres ſollte in Serajewo der zweite Gewerkſchaft⸗ 
kongreß tagen, auf dem ein Überblick über die drei Jahre harter Kämpfe gegebe 
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zugleich über die weiteren Kämpfe beraten werden ſollte. Aber es kam nicht 
„der Kongreß wurde nach anderthalbſtündiger Dauer aufgelöſt. Die aus⸗ 
igen Delegierten waren nämlich vorher ſchon ausgewieſen worden, und als 
keilnehmer aufforderte, gegen dieſen brutalen Willkürakt zu proteſtieren, ſprengten 
geladenen Revolvern bewaffnete Polizeiſoldaten mit Gewalt die Verſammlung 
‚116 Delegierten, welche 22 Lokalorganiſationen vertraten. 

Das Auseinandertreiben des Kongreſſes war ein planmäßiger Gewaltſtreich, 
em Zwecke, die Arbeiterſchaft zu erſchrecken, denn die Entwicklung der Arbeiter⸗ 
gung beunruhigt die Machthaber Bosniens, das Anwachſen der Organi⸗ 
nen, die ſyſtematiſche Aufklärungsarbeit, die zentraliſierte, mit feſter Hand und 
ohne Erfolg geleitete Streikbewegung. 

Nur mit äußerſter Anſtrengung aller Kräfte konnte bisher die Zentralleitung, 
für alles, was immer ſich in der Arbeiterbewegung ereignen mochte, von der 
yesregierung verantwortlich gemacht wird, der Situation Herr zu bleiben. Wird 
ber noch weiterhin der Organiſation möglich ſein, die durch das herausfordernde 
zehen der Behörden gegenüber der Arbeiterſchaft heraufbeſchworenen Konflikte 
friedlichem Wege beilegen und den leidenſchaftlichen Ausbruch der Erbitterung 
Empörung hintanhalten zu können, wenn ſie der aufgeklärten, einflußreichen 
te beraubt wird, wenn das Erſcheinen eines Blattes unmöglich iſt, wenn ſogar 
(allgemeine Aufklärungsarbeit durch Vorträge der Präventivzenſur unterzogen 
2 Und dabei gibt es in dieſem Lande keine Arbeitergeſetzgebung, keinen Arbeiter⸗ 
3 — und es gibt auch keine Inſtanz, an die man ſich mit Erfolg wenden könnte. 
Regierung ſelbſt gehört zu den ärgſten Ausbeutern des Landes, in den ärariſchen 
akfabriken und Eiſenbahnwerkſtätten geht fie allen Privatunternehmern mit 
chtem Beiſpiel voran. Da die Angelegenheiten des okkupierten Gebietes in den 
lrkungskreis“ der Delegationen eingeſchaltet find und die Parlamente gar nichts 
hen, gibt es eigentlich für die Bosnier kein Rechtsmittel zur Eindämmung des 
Heilichen Regimes in Bosnien und der Herzegowina. Die in den Delegationen 
ſebrachten Anklagen finden bei dieſen größtenteils äußerſt loyalen Verſamm⸗ 
‚en keinen Widerhall und werden gewöhnlich mit dem Verſprechen, daß alles 
rſucht werden ſoll uſw., erledigt. 

Was wird aber die Folge davon ſein, daß die Entwicklung überall verhindert 
9 ber dieſen Punkt ſetzt ſich die Regierung leichtfertig hinweg: Mit Gewalt 
m wir dieſe Länder beherrſcht, mit Gewalt werden wir ſie auch zu pazifizieren 
en. Wahrhaft ein klägliches Ergebnis der dreißigjährigen Okkupation. 

Im wirtſchaftlichen und kulturellen Intereſſe des Volkes iſt ſehr wenig während 
ir Periode unternommen worden: Die Agrarfrage harrt ihrer Löſung, über 
Brozent der bäuerlichen Bevölkerung find noch mit Zwangsarbeiten belaſtet; 
Schulweſen befindet ſich im primitivſten Stadium (im Jahre 1907 entfiel eine 
ile auf 182,24 Quadratkilometer). Infolgedeſſen bleibt der Schulbeſuch weit 
ler der Ziffer der Schulpflichtigen zurück. „Das Schulbudget freſſen die Gen⸗ 
onen“, jagt man in Bosnien. Unter dieſen Verhältniſſen leiden die Volksſchichten 
5 Unterſchied der Nation und Religion. Abſtufungen und Schattierungen gibt 
zur in den oberen Schichten: Serben haben Handel und Gewerbe in Händen, 
erken“ ſind Feudalherren, Kroaten finden bereitwillige Aufnahme im Staats⸗ 
iſt, weil ſie Katholiken ſind. Im Volke gärt aber Unzufriedenheit und höchſte 
tterung, die ſich fürchterlich entladen kann. Und wahrſcheinlich zu ſpät wird 
1Bureaukratie und ihr ſchwarzer Mitparafit, der römiſche Klerikalismus, der da 
ſchwarzes Spinnengewebe nach allen Richtungen ausbreitet, ſich an das alte 
ichwort erinnern, daß wer den Wind ſäet, Sturm erntet. Ob fie dann wirklich 
rande ſein werden, dieſe Länder zu „pazifizieren“, iſt mehr als fraglich, denn 
Verhältniſſe haben ſich während der dreißig Jahre gewaltig verändert, in den 
anländern nicht minder als auch in der Monarchie. 
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aus den Reihen unſerer Gewerkſchaften der Wunſch laut, daß die Artikel 
Kreiſen zugänglich gemacht würden. Demzufolge hat der Verfaſſer ſein 
nach gründlicher Durcharbeitung mit einigen Kürzungen und den nee 
rungen als ſelbſtändige Schrift herausgegeben. 

Weſen und Bedeutung der Tarifverträge finden ſich, 1 heißt es in 
leitung der Schrift, vielfach erörtert in den Protokollen der Generalverſo 
unſerer Gewerkſchaften, auch in denen der allgemeinen Gewerkſchaftskongr 
in der politiſchen und gewerkſchaftlichen Preſſe. Aber es fehlte bisher 
Schrift, die die Tarifverträge vom Standpunkt der modernen Gewerkſcha 
ſpricht, leicht verſtändlich und für die Agitation verwertbar iſt. Dieſe Lücke 
Literatur verſuche die vorliegende Arbeit wenigſtens für einige Zeit auszu 
Das Bedürfnis nach einer ſolchen Schrift erſcheine um ſo dringlicher, als w 
große Zahl von Arbeiten aus anderen Lagern über die Tarifverträge beſitzer 

Der Verfaſſer charakteriſiert mehrere dieſer Schriften und begrenzt im Anfdı 
daran das Gebiet, auf das ſich ſeine Unterſuchung erſtrecken ſoll. Die vorliegt 
Schrift beſchränke ſich im weſentlichen auf den momentanen Stand der Tarifvertrg 
Sie unterlaſſe es, die zahlreichen Entwicklungsmöglichkeiten der Tarife und ı 
Wirkungen auf neue gewerbliche Geſtaltungen zu erörtern, weil hierzu vorläf 
noch nicht genügender Anlaß vorliege. Aber ſie warnt doch in der Einleitung 
den Verſuchen der Unternehmer, arbeiterfeindliche Beſtimmungen und | a 
dungen der einzelnen Arbeiter wie der Organiſationen in die Tarifvert 
hineinzuzwängen. Hierauf geht der Verfaſſer des näheren ein auf die Yegr: 
erklärung des Tarifvertrags, gibt einen Einblick in die Gntftehungsgefchichte € 
Tarifverträge und beſpricht den Abſchluß und den Inhalt der beſtehenden Tu 
verträge. Weitere wichtige Abſchnitte der Schrift bilden die Ausführungen ı 
die volkswirtſchaftliche Bedeutung der Tarifverträge, über die Stellung der Ur 
nehmer zu den Tarifverträgen (wo die tariffeindliche „Denkſchrift des Arbeitge: 
verbandes für das Buchdruckgewerbe“ wohl auch hätte beſprochen werden könn 
über die Vorteile für die Arbeiter und die Organiſationen, über Staatsgewalt 
Tarifverträge, über den Rechtszuſtand der Tarifverträge, über die Tarifgeſetzgebt 
in Oſterreich, in der Schweiz, in Frankreich und in den Niederlanden, über) 
Tarifverträge in Großbritannien, in den anderen europäiſchen Staaten ſowii 
den Vereinigten Staaten, über das Arbeitsvertragsrecht in Auſtralien und ent 
über die Verbreitung der Tarifverträge in Deutſchland. 

Die Schrift ſchließt mit folgenden Betrachtungen: „Vermutlich werden ii 
den nächſten Jahren, falls nicht eine ſchwere Kriſe alle Berechnungen umſtößt, 
weder Rieſenkämpfe der Gewerkſchaften haben, die alle bisherigen in den Scha 
ſtellen dürften, oder wir werden zu Generaltarifen für ganz Deutſchland in 
eigentlichen Holzinduſtrie, im Baugewerbe uſw. kommen. Dieſe Verträge wen 
wiederum, wenn ſie friedlich oder nach heftigen Kämpfen abgeſchloſſen werden,! 
andere Induſtrien weiterwirken, die noch nicht ſo weit in der Erfaſſung durch 20 
gelangt ſind. 

„Die Unternehmer kommen immer mehr davon ab, die Tarife als einen 
ſchließlichen Gewinn für die Arbeiter anzuſehen, ſie begreifen, daß auch fie 
große, ja größere Vorteile von den Tarifen haben als die Arbeiter. Ja, 95 nn 
Erwägungen im Gange zu fein, um von den Tarifen als einer neuen G nn 

| 
| 
| 


zur Bekämpfung der Arbeiterorganiſationen auszugehen. Es iſt deshalb u 
einem vorſchnellen Frohlocken der Umſchwung der Unternehmer in der Auffaſſ 
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Tarife zu begrüßen; es wird im Gegenteil angezeigt ſein, mit geſchärfter Kritik 
künftige Stellung der Unternehmer aufmerkſam zu verfolgen, die Verhandlungen 
geſteigerter Überlegung und geſchärfter Klugheit zu führen, ſich, wie der Ge⸗ 
ſchaftsſekretär Hueber auf dem letzten Kongreß der öſterreichiſchen Gewerk⸗ 
sten im Jahre 1907 ſagte, nicht vom Kollektivkoller ergreifen zu laſſen, nicht 
ife abzuſchließen, weil die Form einem gefällt, ſondern ſich immer vor Augen 
alten, daß bei aller Bedeutung der Tarife niemals ein kollektiver Arbeitsvertrag 
ſeiner ſelbſt willen abgeſchloſſen werden darf. 

„Die Arbeiter müſſen ſich auch bewußt ſein, daß ſelbſt die beſten Tarife keinen 
ernden Erfolg ſichern, daß ſie mit dem Abſchluß der Tarife noch nicht aus ihrer 
‚pfbereitichaft entlaſſen ſind, daß es nicht nur notwendig iſt, ſtarke und finan⸗ 
leiſtungsfähige Gewerkſchaften zu beſitzen, um Tarife durchzuſetzen, daß die 
lgerüſteten, innerlich gefeſtigten und vor Marodeuren geſicherten Gewerkſchaften 
voller Kampfbereitſchaft daſtehen müſſen, um Tarifverträge zu ſichern, um ihre 


| 

ligleichs von Unternehmerintereſſen und Arbeiterbeſtrebungen ſehen würden. Die 
jedem Tage neu ſich mehrenden Urſachen des Klaſſenkampfes können nicht aus⸗ 
lichen werden durch Tarifverträge. Unſere gewerkſ chaftlichen Wünſche ſind damit 
t erledigt, auch nicht für die Zeit der Tarifdauer; die wirtſchaftlichen Schädi⸗ 
igen der Arbeiter durch den Kapitalismus, unſer allgemeines Streben, die uns 
Begnern der heutigen wirtſchaftlichen Ordnung machen, werden durch die Tarif⸗ 
träge völlig unberührt gelaſſen . 

In der Tat iſt die vortreffliche Schrift des Genoſſen Adolf Braun geeignet, 
klärung über wichtige wirtſchaftliche und politiſche Fragen des Klaſſenkampfes 
bringen und zum Nachdenken darüber anzuregen. Es wäre daher zu wünſchen, 
13 die Schrift in die weiteſten Kreiſe der Arbeiter dringe und recht bald eine 
‚site Auflage notwendig werde. Für dieſe hat der Verfaſſer bereits eine Vervoll⸗ 
digung der Schrift auf Grund der inzwiſchen gemachten neuen Erfahrungen 
den Tarifverträgen verſprochen. Er wird aber dann wohl auch einige un⸗ 
heutende Mängel beſeitigen, die Darſtellung etwas mehr abrunden, einige Wieder⸗ 
bungen ſtreichen und einige Lücken ausfüllen. 5 

Hanau a. M. Guſtav Hoch. 
(ail Pouget, Die Gewerkſchaft. Zürich, Verlag der antimilitariſtiſchen Liga. 
31 Seiten Oktav. 

Mährend alle Anzeichen dafür ſprechen, daß nun auch in Frankreich dem ſyndi⸗ 
ſiſtiſchen Spuk eine geſunde Gewerkſchaftsbewegung folgen wird, während in 
lutſchland der größte Teil der bisher in lokalorganiſierten Gewerkſchaften ver⸗ 
ligten Arbeiter zu den Zentralverbänden übergegangen iſt, glaubt der ſchweize⸗ 
he Genoſſe Max Tobler, der Redakteur unſeres Züricher täglichen Blattes, des 
Jolksrecht“, eine nützliche Aufgabe auszuführen, wenn er eine mehr anarchiſtiſche 
‚3 gewerkſchaftliche Broſchüre in deutſcher Überfegung herausgibt. Er macht zwar 
e möglichen Einſchränkungen, um nicht mit dem Verfaſſer in einen Topf ge⸗ 
fen zu werden, aber es erſcheint nicht recht verſtändlich, wozu eine in hohem 
aße unbedeutende Broſchüre der Überſetzung gewürdigt wird. Damit wird er 
en angeblichen Mangel einer Gewerkſchaftstheorie nicht beheben, den er mit Be⸗ 
chung auf Bernſtein in der Einleitung erwähnt. 

Pouget geht im weſentlichen von kleinen handwerksmäßigen Verhältniſſen aus, 
it kleinbürgerliche Ideen von menſchlichem Glücke, dabei Freude an revolutio⸗ 
tren Worten, als Zukunftsziel ein verſchwommenes Bild einer Geſellſchaft, in der 
is Individuum ſelbſtherrlich iſt, das ſich in einem noch unklareren Kommunismus 
wickeln ſoll. Mit ökonomiſchem Wiſſen iſt er nicht beſchwert. Das glückliche 
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Leben des Kapitaliſten führt er ganz einfach auf deſſen Gaunerei und 
brechen zurück, die er ſich bei der Aneignung ſeines Kapitals zuſchulden 
ließ. Auch hier erſcheinen ihm individuelle Urſachen ausſchlaggebend, ı 
für die kollektiven blind iſt. In ſchöner Abwechſlung ſpricht er von dem 
als dem Erfolg des Diebſtahls, von der ſozialen Gaunerei, die alle Zweige n 
licher Betätigung durchdringt. Die Stehlenden ſind die Kapitaliſten, di 
nehmer, die Landbeſitzer. Dann werden ſie auch Banditen genannt. 

Als Mittel zur Bekämpfung des Kapitalismus, als „wichtigſter Zu 
ſchluß“ wird der Berufsverein, die Gewerkſchaft bezeichnet. Als Antiparlang 
tarier macht der Verfaſſer komiſch wirkende Kunſtſtücke, um darüber hinrg 
zukommen, daß die Gewerkſchaftsbeamten gewählt werden. Sie werden ſeiner N 
nung nach nicht gewählt, ſie werden aus gewählt, und das ſcheint geſtattet zu fh 
Die direkte Aktion, die in Frankreich ſo kläglich im Mai 1907 Schiffbruch litt wi 
als wichtigſte Methode des Kampfes bezeichnet. Als die Aufgabe der Gewerkſef 
erſcheint ihm die Expropriation der Kapitaliſten. In den Streikreglements fieh: 
eine Schwächung der Widerſtandskraft der Arbeiter. Für niedrige Beiträge in ı 
Gewerkſchaften ſetzt er ſich ein, und er empfiehlt, die gewerkſchaftlichen unf 
finanziell durch die Solidarität der Nichtkämpfenden mit den Kämpfenden für 
zu laſſen. | N 1 
Dieſe Beiſpiele werden genügen, um zu zeigen, was als künftige Gewerkſchaz 
theorie als diskutabel bezeichnet wird, und wie wenig Ahnung von Volkswirſaf 
und geſellſchaftlichen Zuſammengängen manche Leute zu haben brauchen, um 
Gewerkſchaften Ratſchläge zu erteilen. Die Schrift iſt in ihrem letzten Ende 
werkſchaftsfeindlich und antiſozialiſtiſch. Für ihre Vermittlung ins deutſche Sp. 
gebiet liegt keine andere Erklärung vor als die Sympathien des überſetzers für 
antimilitariſtiſche Propaganda, der ſich in Frankreich auch manche Spnbilatir 
widmen. | Ä ad. r 


Le Second Empire 1852—1870 par Albert Thomas (Vorwort von Charles Andl) 


Paris, Rouff & Co. Quart, VIII und 392 Seiten. Preis 5 Franken. 


Das „Zweite Kaiſertum“ von Albert Thomas bildet den Band 10 des groin 
geſchichtlichen Sammelwerkes, das unter dem gemeinſamen Titel: „Histoſe 
Socialiste“ von Jean Jaures redigiert wird und nächſtens zum Abſchluß 
langt. Im erſten Bande definierte Jaures Charakter und Methode des Uni 
nehmens in folgender Weiſe: er ee 

„Auf die Gefahr hin, unfere Leſer für einen Augenblick durch ben 
Vereinigung von Namen zu überraſchen, erklären wir, dieſe beſcheidene Geſchie 
im Geiſte von Marx, Michelet und Plutarch ſchreiben zu wollen, in die jeder \t 
mitarbeitenden Genoſſen die Eigenart ſeines Denkens, alle zuſammen die weſent 
ſelbe Doktrin und denſelben Glauben hineinbringen werden“ (La Constituante, 
Jean Jaures, S. 10). i „ 

Die drei angeführten Namen haben alle einen guten Klang, und infofern | 
ihre Zuſammenſtellung ganz legitim. Wie man aber ihre verſchiedenen M⸗ 
thoden, den Heldenkultus von Plutarch, die idealiſtiſch-demokratiſche Auffaſſung r 
Michelet und die materialiſtiſche von Marx auf die Geſchichtſchreibung gleichzeiz 
praktiſch anwenden kann, bleibt noch heute, da das große Werk bald fertig ſein wi, 
ein ungelöſtes Rätſel. Vielleicht wollte Jaurss damit nur gewiſſe Anforderung 
an ſeine Mitarbeiter und an ſich ſelbſt ſtellen. Die „Sozialiſtiſche Geſchichte“ ſole 
mit der klaſſiſchen Plaſtizität und „objektiven“ Ruhe eines Plutarch, 1 
feurigen Begeiſterung und zugleich künſtleriſchen Formvollendung eines Michet 
und der realiſtiſch⸗wiſſenſchaftlichen Gründlichkeit eines Marx geſchrieben und | 
arbeitet werden. Ein ſolches Programm wäre erſtens keineswegs beſcheide, 

zweitens bei den obwaltenden Verhältniſſen unerreichbar. Die Mitarbeiter vt 
Jaurss: Deville, Brouſſe, Henri Turot, Viviani (Arbeitsminiſter), Fournière, M 
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d, Georges Renard und ſogar Gerault⸗Richard beſitzen alle möglichen Talente, 
en aber ſelbſt kaum Anſpruch auf irgendwelche Gemeinſchaft mit Plutarch, 
let und Marx erheben. Die gemeinſame „Doktrin“ aller dieſer nicht un⸗ 
mten Herren iſt der Reformismus, der bis zum verunglückten Regierungs⸗ 
galismus“ geht. Genoſſe Dubreuilh, deſſen Werk über die Kommune ſoeben 
eint, bildet die einzige Ausnahme. | 
Es wäre aber eine ſchreiende Ungerechtigkeit, wenn wir auf Grund des Ge— 
n Wert und Bedeutung des Werkes verkennen würden. Schon das Tot⸗ 
ſeigen wie die Verdonnerung durch die bürgerliche Kritik ſollte uns auf die 
aliſtiſche Geſchichte“ aufmerkſam machen und zur gerechten Abſchätzung auf⸗ 
rn. Das Werk iſt vom ſozialiſtiſchen Standpunkt geſchrieben, von warmer 
pathie und Verſtändnis für die Arbeiterintereſſen durchdrungen. Schon das 
1 bedingt einen gründlicheren Aufbau des Ganzen, die Berückſichtigung eines 
en Tatſachenmaterials. Für die Arbeiterklaſſe iſt die „Sozialiſtiſche Geſchichte“ 
ihrer vielfachen Mängel und allzu liebenswürdigem Eklektizismus einſtweilen 
einzige Geſchichte des neunzehnten Jahrhunderts, die für fie und in ihrem 
reſſe geſchrieben iſt, einſtweilen der verhältnismäßig beſte Leitfaden für die 
wechende Periode. Leider iſt fie zu umfangreich und daher den Maſſen kaum 
glich. 

Was wir im allgemeinen über das geſamte Werk ſagten, gilt beſonders und 
beſonderen für das Buch von Albert Thomas über das zweite Kaiſertum. 
nas iſt ein Fachmann, was ihn vorteilhaft von den anderen Mitarbeitern von 
des unterſcheidet. Man merkt dies an jeder Seite feines ſehr intereſſanten 
les. Er bringt uns eine Unmaſſe von gut geordneten und kritiſch unterſuchten 
an Tatſachen und zerſtört manche Legenden der bürgerlichen Hiſtoriker. So er⸗ 
len wir bei Thomas den gewaltigen Widerſtand, den die Arbeiterklaſſe Frank⸗ 
i3 dem Staatsſtreichler Bonaparte entgegengeſetzt hat. Er erzählt uns ihre 
r und Leiden. An der Hand neuer Monographien, wie die Tchernoffs, ent⸗ 
it Thomas ein im höchſten Grade intereſſantes Bild der Geheimbündelei unter 
zweiten Kaiſertum. Der Einfluß von Marx zeigt ſich bei den ausführlichen 
iichaftlichen Schilderungen. Der Verfaſſer verfolgt aufmerkſam die kapitaliſtiſche 
vicklung, das Erwachen der Arbeiterklaſſe, die Bildung der Internationale. 
ſt eine Art deſkriptiver Marxismus, der erſte notwendige Schritt zu einer 
ren geſchichtlichen Auffaſſung. Er ſtößt dabei auf manche pikante Entdeckungen. 
Generalſtreikgedanke in Frankreich (in England war er längſt bekannt) ebenſo 
N der lärmende Hervéismus erweiſen ſich als große Entdeckungen kleinbürger⸗ 
er Journaliſten — des Emile de Girardin und des Redakteurs des Organs des 
niſchen Viertels, „La Rive Gauche“, an dem Vermorel mitarbeitete. Thomas 
tin Bewunderer von Marx, aber er bewundert zu gleicher Zeit und vielleicht 
in höherem Maße Proudhon, die beide, wie Thomas meint, dieſelbe „Idee der 
heiterklaſſe“ entdeckt haben ſollen: der erſtere, indem er die Internationale mit⸗ 
zündete, der zweite in feinem letzten Werke „La Capacité politique de la Classe 
Viere*, das nach dem Tode des letzteren erſchien (1868) und zum oft ver⸗ 
kiegenen Standard⸗Werk des franzöſiſchen „revolutionären Syndikalismus“ wurde. 
mas iſt eben ein gemäßigter Syndikaliſt und trägt gewiſſenhaft alle Tatſachen 
immen, die die Geſchichte der gewerkſchaftlichen Bewegung beleuchten — eben⸗ 
W ein großer Vorzug des Buches. Die Verſöhnung von Marx und Proudhon 
a1 man leicht beiſeite laſſen. Das reiche, klar und ſchön geordnete Tatſachen⸗ 


| 


derial wird aber bleiben und der weiteren Geſchichtsbearbeitung des zweiten 
(ertums zugute kommen. Ein konſequenter Marxiſt hätte gewiß dieſe Ge⸗ 
heit benutzt, um einen Vergleich anzuſtellen zwiſchen dem Marxſchen „18. Bru- 
Ates, der genial den Sinn und das Schickſal Bonapartes vorzeichnete, und dem 
Ute Proudhons „La Revolution sociale demontree par le Coup d'Etat“, wo 
hudhon nicht mehr und nicht weniger als ein Bündnis mit Bonaparte vorſchlägt; 


— 
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ein ſolcher Vergleich hätte am Heften den Wert der ne 
— der marxiſtiſchen und der proudhoniſtiſchen — an einem konkreten B 
zeigt. Wir wollen mit Thomas darüber nicht zu Gericht gehen. Wir 
geneigt, mit Dankbarkeit das Gegebene zu nehmen: Thomas’ Buch über da 
Kaiſertum ift unzweifelhaft eine nicht unbedeutende Bereicherung der ſozic 
Literatur. „ 


Zkitſchriftenſchau. i 

„Der Kampf“ vom Juni bringt einen Aufſatz von Karl Mann über 
geoifie und Klerikalismus“, der noch einen Nachklang zu der Debatte i 
Verein „Freie Schule“ im vorigen Heft darſtellt. Daß das antiklerikale L 
ſo buntes Klaſſengemiſch darſtellt, kann nicht überraſchen, da immer in dem 
gegen eine vorkapitaliſtiſche Herrſchaftsorganiſation die unter dem Kapitalis! | 
aufgekommenen Klaſſen ſich zuſammenfinden. Aber Ziel und Methode des Kam 
ſind bei ihnen verſchieden. Die Arbeiter ſind die radikalſten Gegner des He. 
lismus, weil fie am vollftändigften mit der Vergangenheit brechen. Die Bourgeit 
will im Kampfe mit dieſem Gegner die Staatsgewalt benutzen; die Arbeiterflii 
die die Staatsgewalt als ihre Feindin betrachtet, widerſetzt ſich dem; fie iſt ge, 
alle Ausnahme⸗ und Zwangsgeſetze und vertritt die Freiheit des religiöſen 
kennens. Für die Bourgeoiſie beruht der Kampf gegen den Klerikalismus vor alı 
auf ihrer Klaſſenideologie, während ihr Klaſſenintereſſe ſie in Gegenſatz zur Arbeit 
klaſſe bringt. Es verſteht ſich, daß in dieſem Widerſtreit die Ideologie gegen ö 
Intereſſe zurückgeſtellt wird, das heißt daß zu einem energiſchen Kampf gegen 
Klerikalismus auf die Bourgeoiſie nicht mehr zu rechnen iſt. 

Das gilt jedoch nicht für alle Schichten des Bürgertums, namentlich nicht 
die Intelligenz. Dieſe Klaſſe hat keine den proletariſchen entgegengeſetzten laß 
intereſſen; ſie iſt der Träger des bürgerlichen Antiklerikalismus und ſie iſt 
dieſem Standpunkt nur durch andere, kräftigere ideologiſche Intereſſen — zum Beis 
nationale — abzubringen. Dieſe Klaſſe iſt an Zahl keineswegs unbedeutend: fie zä 
in Öfterreich 1890 368 422, 1900 456578 Perſonen, nimmt alſo ſehr raſch zu. 

Durch den Kampf gegen den Klerikalismus halten wir das politiſche Inter 
dieſer Schichten wach, verringern den Einfluß der Scharfmacher auf die bür 


lichen Parteien und verhindern, daß dieſe Parteien immer reaktionärer wer! 


Dazu ſoll nun der Verein „Freie Schule“ dienen, und wenn wir nur dafür forı 
daß dabei die klare Einſicht der Arbeiter in die Klaſſenverhältniſſe nicht ver 
geht, iſt unſere Teilnahme an dieſem Verein nützlich. Zwar iſt nicht ſicher, 
wir das Ziel erreichen, einen bedeutenden Teil des Bürgertums in dem Rn. 
gegen den Klerikalismus mitzubekommen. Aber auch wenn dies nicht gelingt, war un 
Mühe durchaus nicht vergebens. Die Intelligenz iſt dann durch Tatſachen 0 
die Macht der Klaſſenintereſſen belehrt, was fie uns ſonſt nicht glaubt. Sie n A 
uns näher kommen; die Gemeinſchaft der Ideologie, die aus dem gemeinſa 
antiklerikalen Kampf fließt, kann zur Brücke werden, die ſie in unſer Lager fi 
Rütteln wir die Intelligenz im Kampf gegen den Klerikalismus auf, dann I 
für das Bürgertum die Sache ſo: entweder dem Drängen dieſer Schichten nac 
geben, oder ihren Abfall zum Proletariat zu erwarten. | 
In einem Aufſatz „Die Art an der Wurzel der Kirche“ weiſt Karl Leuthe . 
an der Hand der Schriften des franzöſiſchen Theologen Loiſy, des geiſtigen 5 


N 


des „Modernismus“, nach, daß dieſe Richtung innerhalb der katholiſchen Kirch 
der Tat, wie die päpftliche Enzyklika es ausdrückt, die Axt an die Wurzel f 
Katholizismus legt. | 

In dem Aufſatz Karl Renners „Was find unſere Kronländer“, deſſen Hal 
inhalt als eine ſpezifiſch öſterreichiſche Frage wir hier übergehen können, dir 


paar allgemeine ſtaatsrechtliche Betrachtungen allgemeineres Intereſſe be⸗ 

kuchen. Es wird von Schriftſtellern des Kontinents viel über die „Teilung 

Gewalten“ im Konſtitutionalismus geredet. Dies iſt jedoch nichts als eine 

erſtändliche Auffaſſung der natürlichen Gliederung der ſtaatlichen Funktionen 

ngliſchen Staatsweſen. In jeder ſelbſtändigen menſchlichen Gruppe iſt die Be⸗ 

ßfaſſung Sache des Ganzen, die Ausführung Sache eines kleinen Komitees, 

die Schlichtung der Streitigkeiten Sache eines dazu eingeſetzten Unparteiiſchen. 

ſt auch in England das Miniſterium nur ein Exekutivkomitee aus der Parla⸗ 

mehrheit. Dieſe natürliche Arbeitsteilung haben die kontinentalen Staats⸗ 

ler, „damit dem abſoluten Fürſtentum das Feigenblatt des Konſtitutionalismus 

ketiſch angeklebt werden konnte“, als eine Teilung einander bekämpfender Ge⸗ 

en aufgefaßt und das Ränkeſpiel zwiſchen Parlament und Miniſterium im 

inkonſtitutionalismus als die Natur des Konſtitutionalismus hingeſtellt. Dieſe 

Srechtlichen Fiktionen macht das Proletariat nicht mit. 

In Anſchluß an den früheren Auffatz Brauns ſchreibt Joſef Steiner (Paris) 

„Den franzöſiſchen Zyndikalismus“. Die franzöſiſche Gewerkſchaftsbewegung 

ſich nicht nach den Theorien Sorels und Lagardelles entwickelt; dieſe Theoretiker 

m die Kinderkrankheiten der franzöſiſchen Bewegung für den Ausdruck einer 

m revolutionären Klaſſenbewegung genommen und daraus den theoretiſchen 

dikalismus konſtruiert. In der Praxis iſt der Unterſchied zwiſchen der fran⸗ 

‚chen und der öſterreichiſchen Gewerkſchaftsbewegung nicht groß; jener fehlt nur 

gute theoretiſche Schulung. Ihre Eigenart erklärt ſich aus der geſchichtlichen 
wicklung des franzöſiſchen Sozialismus; in der erſten Zeit litten die Gewerk⸗ 

ften unter den wiederholten Spaltungen der Partei, und als Elemente in die 
teibewegung hereindrangen, deren Sozialismus nur kleinbürgerliche Politik war, 
mte ſich dagegen das proletariſche Empfinden der Arbeiter auf. Der ſyndi⸗ 
tiſche Antiparlamentarismus iſt nur eine Reaktion gegen den Millerandſchen 
üſterialismus. Die ſozialiſtiſche Einigung bewirkt ſchon wieder eine Annäherung 
die Partei. Praktiſch bewegt ſich die Gewerkſchaftsbewegung in Frankreich in 
elben Richtung wie die der anderen Länder. Die Agitation für den General⸗ 
k gerät in den Hintergrund, die Mitgliederzahl ſteigt, die Beiträge werden 
2 geſtellt. 

Die holländiſche Revue „De Nieuwe Tijd‘“ bringt in dem Mai⸗ und dem 
gaiheft einen Aufſatz von G. W. Sannes: „Kllgemeines oder organiſches Wahl- 
te, der dadurch veranlaßt wurde, daß in Holland die Reform des Wahlrechts 
Gegenſtand der Erörterung aller Parteien iſt. Allgemeines Wahlrecht als Aus⸗ 
N der Volksſouveränität, als angeborenes Bürgerrecht iſt nicht eine ſozialdemo⸗ 
äſche Lehre; ein ſouveränes Volk beſteht nicht, wo die Mehrheit ſich durch eine 
nomiſche Notwendigkeit in Abhängigkeit und Lohndienſt befindet; dieſe Theorie 
ſe eine bürgerliche aus der Zeit des Kampfes gegen die feudalen Mächte. Unter 
liberalen Parteien iſt die Auffaſſung verbreitet, das Wahlrecht ſei eine von 
| Regierung im Intereſſe der Geſamtheit beſtimmten Bürgern aufgetragene 
inktion, und es gibt Fortſchrittsmänner unter ihnen, die das allgemeine Wahl⸗ 
t aus dem Grunde fordern, weil dadurch das Gemeinwohl am beſten gefördert 
d. Sein Hauptnutzen ſei der, daß das ganze Volk zum politiſchen Denken er⸗ 
zen wird. Dieſen Nutzen heben wir Sozialdemokraten ebenfalls hervor, wenn 
ich dieſe Theorie der Fortſchrittler keine ſozialdemokratiſche ſein kann, ſchon aus 
in Grunde, weil ein „Gemeinwohl“ in der Klaſſengeſellſchaft eine unwahre Fiktion 
| Gründe, die der Sorge für das Gemeinwohl entnommen find, haben die Wort⸗ 
Ik der beſitzenden Klaſſe mehr gegen als für das allgemeine Wahlrecht, und 
ne Durchführung wird nicht aus dem Rechtsbewußtſein der herrſchenden, ſondern 
Ir aus der Machtentfaltung der arbeitenden Klaſſen hervorgehen. Die Arbeiter 
d Anhänger des allgemeinen Wahlrechts, weil es ihnen eine vortreffliche Klaſſen⸗ 
liffe iſt. Andere Kampfesmittel, wie Demonſtrationen und Streiks, können ihnen 
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auch dienen, aber das Wahlrecht nicht erſetzen. Denn jene Mittel er 
höchſte Anſtrengung der Kräfte und der Nerven, die nur ausnahmsw 
iſt; das allgemeine Wahlrecht ermöglicht eine regelmäßige, nicht über ig 
anſtrengung der Arbeiter. Jene anderen Mittel feſſeln zeitweilig große 
und können dadurch plötzliche Erfolge erzielen, aber das Wahlrecht hä 


allgemeinen Wahlrechts und der damit erzielten Wahlreſultate feſtzulegen 
Gegenüber dieſer Forderung der Arbeiter vereinigen ſich ihre Gegn 0 
mehr auf die Forderung eines „organiſchen“ Wahlrechts. Urſprünglich war de 
eine chriſtliche Forderung des Wahlrechts für Familienhäupter gemeint; jetzt 
darunter vielfach eine ſtändiſche oder berufliche Intereſſenvertretung v g 
In Wirklichkeit berückſichtigt eine ſolche gar nicht den organischen Charakter 
Geſellſchaft. Denn ſie ſpaltet, was zuſammengehört, die Klaſſe. Nicht 
ſammenwirken von Berufsgruppen, wie die Landwirte, die Kaufleute, die J 
ſtriellen, ſondern der Kampf der Klaſſen bedingt den Fortſchritt. Die Trennutz 
linie zwiſchen den Klaſſen, deren Angehörige organiſch zueinander gehören, 
quer durch die Berufsgruppen der Landwirte, der Handelsleute, der Induſtrie 
hindurch; Arbeiter gehört zu Arbeiter, Kapitaliſt zu Kapitaliſt. So iſt das 
ganiſche“ Wahlrecht im Grunde falſch und es wird nur als Mittel vorgeſchlan 
den Klaſſengegenſatz zu verhüllen. Die Arbeiter brauchen dagegen ein Wahlre 
das ein Auskämpfen der Klaſſengegenſätze ermöglicht. g 
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Der Meineidsprozeß gegen den Fürſten Eulenburg hat ſeit dem Anfang 
eſer Woche begonnen. Vorſitzender des Gerichtshofes iſt jener frühere Staats⸗ 
malt Kanzow, der ſeinerzeit, gewiß aus aufrichtiger Überzeugung, aber 
enſo gewiß mit objektivem Unrecht, das meiſte dazu beigetragen hat, den 
men Koſchemann wegen eines angeblichen Attentats auf einen Polizei⸗ 
amten auf eine lange Reihe von Jahren ins Zuchthaus zu bringen. Glück⸗ 
herweiſe iſt die Befürchtung ausgeſchloſſen, daß Herr Kanzow diesmal wieder 
if einen jo verhängnisvollen Irrweg geraten wird; er behandelt den Fürſten 


ulenburg, gegen den immerhin ungleich gravierendere Indizien eines ſchweren 
erbrechens vorliegen, als ehedem gegen Koſchemann vorlagen, mit einer zarten 
ückſicht, die wir ſo weit entfernt ſind zu tadeln, daß wir nur wünſchen 
nnen, fie würde allen Angeklagten vor deutſchen Gerichten erwieſen. 
Leider hat aber doch ſchon der Gerichtshof einen verhängnisvollen Beſchluß 
faßt, indem er die Offentlichkeit der Verhandlungen ausſchloß. Er iſt dazu 
ranlaßt worden, weil er eine Gefährdung der öffentlichen Sittlichkeit be⸗ 
uuchtete, doch iſt dieſe Beſorgnis ſofort durch den Oberſtaatsanwalt Iſenbiel 
durch als hinfällig gekennzeichnet worden, daß er ausführte, nahezu alles, 
as in dieſer Beziehung Bedenkliches verhandelt werden würde, ſei ſchon 
kannt. Wenn gerade Herr Iſenbiel trotzdem den Ausſchluß der Offentlich⸗ 
it beantragte, ſo entſchuldigt ihn die Tatſache, daß Logik immer die ſchwache 
eite preußiſcher Staatsanwälte iſt, aber von dem Gerichtshof hätte man 
nen weiteren Blick erwarten dürfen. Er mußte ſich zu ſagen wiſſen, daß 
er Ausſchluß der Offentlichkeit alsbald Folgen haben würde, die am aller⸗ 
enigſten das Anſehen der deutſchen Rechtspflege zu fördern geeignet ſeien. 
In der Tat ſind dieſe Folgen auch ſofort eingetreten. Die beiden höfiſchen 
liguen, die in dieſem endloſen Skandal miteinander ringen, die Holſtein⸗ 
harden⸗Clique auf der einen und die Eulenburg⸗Clique auf der anderen Seite, 
1907-1908. II. Bd. 33 
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nützen das Geheimnis der gerichtlichen Verhandlung aus, jede m tür 
ihrer frivolen Art. Die Holſtein⸗Harden⸗Clique bedroht, noch dazu i 
„demokratiſchen“ Blatte, den Oberſtaatsanwalt mit der Ungnade des 
während die Eulenburg⸗Clique in einer Zeitungskorreſpondenz verkündet, 
Beweisaufnahme verlaufe zugunſten des Fürſten Eulenburg, und feine 8 
ſprechung durch die Geſchworenen werde immer wahrſcheinlicher. Wen 
ſo weiter geht — und die Verhandlungen werden ſich nach der Ankünd 
des Vorſitzenden wochenlang hinziehen —, jo kann es in der Tat nett w 
Der Spruch der Geſchworenen, mag er nun ſo oder ſo ausfallen, wir 
ganzen Spektakel noch verſtärken; auch das moraliſche Anſehen, das fi 
bürgerlichen Schwurgerichte immerhin noch vor den 1 e 
wahrt haben, wird einen heftigen Stoß erleiden. 8 

Das wäre nun freilich nicht unſere Sorge, aber da 90 Lärm 5 bald ni 
verſtummen wird, jo kann ſich auch die Parteipreſſe nicht der Pflicht entziehen 
ihn zu beachten, und da können wir nur mit verſchärfter Betonung wiede 
holen, was wir ſchon vor einigen Wochen an dieſer Stelle angedeutet haben 
daß nämlich die prinzipielle und taktiſche Haltung der Parteipreſſe zu de 
Katzbalgerei der höfiſchen Cliquen gerechten Bedenken unterliegt. An ſich i 
dieſe Haltung ja durch die weiſe Anſicht der Donna Blanka beſtimmt, da 
Rabbi und Mönch gleich angenehm duften, und darüber gibt es in der? Part 
auch keine Meinungsverſchiedenheit. Allein in den praktiſchen Folgerungen. 
die aus dieſer Auffaſſung gezogen werden, find doch mancherlei Angi 
keiten vorhanden, die eine kritiſche Betrachtung erfordern. 

Rekapitulieren wir zunächſt den Tatbeſtand: Der Geheime Rat Holſten 
der älteſte und einflußreichſte Rat des Auswärtigen Amtes, der nach ſeine 
Kräften wegen der elenden Marokkoaffäre einen Krieg zwiſchen Frankreich un 
Deutſchland anzuzetteln bemüht geweſen war, wurde deshalb geſtürzt, un 
zwar, wie er annahm, durch den Einfluß des Fürſten Eulenburg auf de 
Kaiſer. Herr Holſtein gewann ſeinen öffentlichen Ruf zuerſt durch die hein 
lichen Spionendienſte, die er dem Reichskanzler Bismarck gegen den Grafe 
Arnim leiſtete, ſeinen unmittelbaren Vorgeſetzten; dann war Holſtein eine Reih 
von Jahren der gehorſame Lakai Bismarcks, bis er bei Bismarcks Sturz ar 
die andere Seite fiel. Deshalb ließ Bismarck eine ebenſo lange Reihe vo 
Jahren ſeinen ehemaligen Lakaien in der „Zukunft“ des Herrn Harden al 
den nichtswürdigſten aller Sterblichen abkonterfeien; in der „Zukunft“ wurd 
der Name Holſtein die Loſung jeder haſſenswerten Tat; als Herr Harde 
vor einigen Jahren eine endloſe Schimpfkanonade gegen den Schreiber dieſe 
Zeilen losgelaſſen und ſchon alle auf dem Fiſchmarkt üblichen Lieblichkeite 
erſchöpft hatte, krächzte er noch mit dem letzten Atemzuge: „Roter Holſtein N 

Angeblich oder wirklich von Eulenburg geftürzt, ſann Herr Holſtein natü! 
lich auf Rache, und mit dem unheimlich ſicheren Inſtinkt der Fäulnis wand 
er ſich an Herrn Harden, den er auch ſofort mit der Schakalwitterung neue 
Skandals kirrte. Es begann nun der Krieg gegen Eulenburg und deſſe 
Freunde, die als angeblich Homoſexuelle nicht würdig ſein ſollten, im Rei 
der Krone zu ſitzen, was zwar die holdeſten Überlieferungen des preußiſche 


8, des alten Fritz, verleugnen hieß, aber auf die moraliſche Heuchelei der 
chenden Klaſſen nicht übel berechnet war. In der Tat ſtürzten Eulen⸗ 
und Genoſſen; wollten fie überhaupt noch, daß ein Hund ein Stück 
von ihnen nahm, ſo mußten ſie nunmehr klagen. Aber Graf Moltke 
je mit ſeiner Klage vor dem Schöffengericht ab, und jo ſchien der Triumph 
ens vollſtändig. Jedoch er hatte zu ſehr geſiegt. Die Verhandlungen 
dem Schöffengericht kompromittierten die ganze Hofgeſellſchaft, zumal da 
hen in feiner marktſchreieriſchen Weiſe feinen Sieg ausbeutete und ſich 
allerlei Mob als Retter des Vaterlandes auspoſaunen ließ. So griff die 
gektivſte Behörde“ der Welt, die Staatsanwaltſchaft, in rechtlich höchſt 
ihtbarer Weiſe in das Verfahren ein, brachte die Sache vor die Gtraf- 
iner, wo Eulenburg und Moltke eidlich ihre homoſexuellen Neigungen 
agnen konnten, und erzielte eine Verurteilung Hardens zu einigen Monaten 
lingnis. Nun aber ließ ſich dieſer Biedermann von einem Münchener Blatt 
digen, um in einem von ihm angeſtrengten Beleidigungsprozeß die Ver⸗ 
gung einiger Zeugen zu ermöglichen, die eidlich bekundeten, daß Fürſt 
inburg mit ihnen homoſexuelle Handlungen getrieben habe. Und darauf⸗ 
liſt nun der alſo Beſchuldigte des Meineids angeklagt. 


dies iſt der Tatbeſtand in ſeinen großen Zügen. Er trieft nach allen 
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len von Schmutz, und um jo leichter ſollte es fein, ihn unter dem er⸗ 
fenden Geſichtspunkt der Donna Blanka zu betrachten. Aber leider wird 


4 wie wir meinen, doch nicht ſchwierige Aufgabe von vielen Parteiblättern 
unvollkommen gelöſt. Sie empörten ſich einſeitig gegen Eulenburg in 
1: Weiſe, die ſich taktiſch und prinzipiell unſeres Erachtens nicht recht⸗ 


igen läßt. Wir ſehen dabei von mehr ſcherzhaften Zwiſchenfällen ab, wie 
Ausfragung des „Fiſcher⸗Jackl“ durch ein Parteiblatt, jenes Zeugen, der 
einem Menſchenalter homoſexuelle Handlungen mit dem Fürſten Eulenburg 
engen haben will, was, ob es nun wahr ſei oder nicht, ihn doch nicht zu 
im ſo überragenden Zeitgenoſſen macht, daß er durchaus für die Erleuch⸗ 
1 ſozialdemokratiſcher Leſer ausgepumpt werden muß. Wir beſchränken uns 
einige allgemeine taktiſche und prinzipielle Bemerkungen. 

Was nun zunächſt die Taktik anbetrifft, ſo führt uns gleich die zornige 
erkung eines Parteiblatts, daß Eulenburg ewige Intrigen gegen Bismarck 
Bülow geſponnen habe, mitten in die Sache. Wir find nicht in der 
4 dieſe Intrigen zu beſtreiten, wir halten ſie ſogar für durchaus glaublich, 
ghöfiſche Intrigen eben die Waffen find, mit denen an Höfen gekämpft 
% Um von Bülow aus triftigen Gründen zu ſchweigen, jo hat Bismarck 
mit Intrigen gekämpft, zum Beiſpiel gegen den Grafen Arnim, wofür 
err Holſtein ein beſonders klaſſiſcher Zeuge iſt. Solange es Höfe gibt, 
es auch höfiſche Intrigen geben, was wir moraliſch verurteilen müſſen, 
l tatſächlich nicht ändern können, jo daß uns nur übrig bleibt, uns taktiſch 
hit abzufinden. Hat alſo der höfiſche Intrigant Eulenburg den höfiſchen 
heiganten Holſtein geſtürzt, weil dieſer den Krieg zwiſchen Deutſchland und 
unkreich betrieb, ſo brauchen wir uns nicht ſittlich darüber zu empören, daß 
genburg ein gutes Werk nach ſchlechter Methode und vielleicht auch aus 


3 
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einmal etwas Vernünftiges bewirkt hat, jo können wir zwar dieſe entz 
Logik des monarchiſchen Prinzips bewundern, aber wir brauchen do 
auf den ohnmächtigen Intriganten loszuſchlagen, der uns kein Haar 
krümmen kann, mit der höchſt unvernünftigen Wirkung, dadurch die S 
derjenigen höfiſchen Intriganten zu ſtützen, die nun das Heft in de 
haben und uns ſehr viel ſchaden können. 

Doch das wäre noch das wenigſte! Ungleich ärger liegt die prinz 
Seite der Sache, wie ſie von unſerer Parteipreſſe im allgemeinen trakt 
wird. Im allgemeinen, denn zu unſerer großen Genugtuung brachte 
„Hamburger Echo“ vor einigen Tagen einen vortrefflichen Artikel, der 
drücklich daran erinnerte, daß von Partei wegen ſtets dagegen gekämpft wo 
iſt, den gerichtlichen Eid zu einer moraliſchen Folter für den Schwören 
zu machen. Hat es je einen ſolchen Eid gegeben, jo iſt es der Eid, den Eu 
burg verletzt haben joll: wenn Herr Harden, der ſchon vor zehn Jahren 
ſeinem Prozeß mit Delbrück den Gerichtshof in dreiſter Weiſe angelogen 10 
ſchriftliche Urkunden gefälſcht hat, um ſeine patriotiſchen Taten zu verſchöne 


mit den verwerflichſten Mitteln den Fürſten Eulenburg in die Wahl drän 
entweder längſt vergeſſene Jugendſünden, die gerade nach der Anſicht 
Herrn Harden die Offentlichkeit nichts angehen und den Charakter des Sind 
nicht beflecken, öffentlich zu geſtehen und damit ſich und ſeine Familie in ) 
Geſellſchaftskreiſen, in denen ſie leben, moraliſch unmöglich zu machen, v 
aber einen Meineid zu leiften, fo ift das nach den Anſchauungen, die bis 
in der Partei und von der Partei vertreten worden ſind, ein unmoralije 
Zwang, „von dem der Bruch mehr ehrt als die Befolgung“. Und wenn Eul 
burg verurteilt werden ſollte, ſo müſſen wir ehrlicherweiſe ſagen: Der Maı 
verdient unſer Mitleid, da er das Opfer einer unfinnigen Stüc 
geworden iſt. 

Das würde gewiß etwas fallen erſcheinen, und ſchon deshalb 5 


e Gi den Gl aufbringt, um die Geſch ; gegen Eulenha e 
zunehmen. Es ſei geſtattet, nur ein Beiſpiel anzuführen, das wohl genüt 
wird, unſeren Leſern die Notwendigkeit eines kräftigen Proteſtes gegen pi 
Taktik von Parteiblättern begreiflich zu machen. ö 

Lange nachdem Eulenburg ſchon in Unterſuchungshaft ſaß, alſo infor 
wehrlos war, erſchien in bürgerlichen Blättern eine Erzählung, wonach er 
dürren Worten beſchuldigt wurde, durch verleumderiſche Intrigen den Int 
danten Pierſon vom hieſigen Schauſpielhauſe in den Tod getrieben zu hab 
Mit dem Meineid, wegen deſſen Eulenburg angeklagt iſt, ſtand die 10 
nicht einmal in dem entfernteſten Zuſammenhang; zudem litt ſie an d 
größten inneren Unwahrſcheinlichkeiten und trug offenkundig ihren io 
der Stirn, nämlich die Lage Eulenburgs vor dem Se u v 
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ſchtern. Trotzdem ging ſie in die Parteipreſſe über, ohne jede kritiſche Be⸗ 
kung, nur noch verziert mit der tiefſinnigen Betrachtung, was für ein 
eingefährlicher Menſch dieſer Eulenburg geweſen ſei, erſehe man ſchon 
us, daß der von ihm in den Tod gejagte Pierſon doch nur in ehrfurchts⸗ 
im Ausdrücken an ihn zu ſchreiben gewagt habe. Nun aber kommt der 
ſokratiſche Rechtsanwalt Haußmann, der amtlich mit der Sache befaßt 
eſen iſt, und erklärt öffentlich, die ganze Geſchichte ſei erlogen; ſoweit 
N mit den Geſchäften des Herrn Pierſon zu tun gehabt habe, jei ihm 
der Vorwurf der „Hyperloyalität“ zu machen. Und im Augenblick, wo 
N Erklärung Haußmanns erſcheint, erzählt ein Parteiblatt noch einem 
ſufenen Klatſchblatt nach, Eulenburg habe den Pierſon um die Ecke 
hacht, um ſeinen Freund Moltke an Pierſons Stelle zu ſetzen. 
Doch es mag an ſolchen Einzelheiten genug ſein! Würde der Prozeß gegen 
enburg vor offenen Türen verhandelt, jo hätten wir uns überhaupt dieſe 
n geſpart, da dann die Verhandlungen die nötigen Fingerzeige 
den richtigen Weg gegeben haben würden. So aber glaubten wir aus⸗ 
Bi feſtſtellen zu ſollen, daß die Taktik vieler Parteiblätter in dieſer Sache g 
her auf unrichtigem Wege geweſen iſt. Sie widerſpricht den Parteiprinzi⸗ 
n und fie ſchädigt auch die Parteiintereſſen, indem fie auf einen ohnmäch⸗ 
in Gegner lospaukt, zum Gaudium und zum Profit von Gegnern der 
tei, die leider noch viel gefährlicher ſind. | 


| die Bedeutung der 6ewerkſchaften 
| und der hamburger Kongreß. 


Von Parvus. 


Start und im Bewußtſein ihrer Stärke waren die deutſchen Gewerkſchaften 
1 70 Hamburger Tagung zuſammengetreten. Dieſe Machtentfaltung war 
imponierend, daß ſie ſelbſt die reaktionäre Preſſe, die ſonſt mit ihrem 
ernden Gekläff jede ſelbſtändige Regung der Arbeiterklaſſe begleitet, zum 
ftummen brachte. Eine Bewegung von ſolcher Stärke läßt ſich nicht ein⸗ 
achtern, läßt ſich nicht durch eine Polizeihetze auseinandertreiben, und es 
ſauch nicht mehr zweckmäßig, ſie durch Provokationen zu reizen, da der 
heckte und aufgezwungene Widerſtand viel zu groß ſein dürfte, um ihn als 
ſie Kraftprobe zu riskieren: jo viel leuchtet jetzt jedem halbwegs ver⸗ 
ftigen Vertreter der Unternehmerintereſſen ein. Trübes Schweigen herrſcht 
ir auch in den Reihen jener bürgerlichen Preſſe, die ein gewiſſes Wohl⸗ 
len für die Gewerkſchaftsbewegung zur Schau tragen zu können glaubte 
I) die Gewerkſchaften als eine im Vergleich zur Sozialdemokratie recht harm⸗ 
0 Bewegung hinſtellte, die dem kapitaliſtiſchen Staate nicht gefährlich werden 
ine, ihm vielmehr dadurch diene, daß ſie die Aufmerkſamkeit der Arbeiter 
In ſozialrevolutionären Kampfe ablenke. Was auch manche Reden und 
densarten über die Gewerkſchaften und innerhalb der Gewerkſchaften ge 
en ſein mögen, die Aufgaben einer Bewegung ſteigen mit ihrer Macht: 
fe Erkenntnis veranlaßt die bürgerlichen Sozialpolitiker, mit kaum noch 


" — 


510 | | TE 


zu verhehlendem Mißtrauen dem großen Fortſchritt der deutſchen € 
ſchaften entgegenzublicken. i | = 
Wir können zunächſt beifeite laſſen, welche allgemeinen Urſachen 

ſtriellen und politiſchen Entwicklung des Reiches dieſen Fortſchritt der 
Gewerkſchaftsbewegung bedingt haben, was dann, darüber hinaus, 
Rechnung des theoretiſierenden, grübelnden und ſyſtematiſierenden de 
Geiſtes zu ſetzen ſei, der, wie in der Wiſſenſchaft, ſo auch in den rft 
der deutſchen Induſtrie zum Ausdruck kam und nicht umhin konnte, auch 
der deutſchen Arbeiterbewegung ſich geltend zu machen; ſchließlich, was ı N 


der Gewerkſchaften ſtehen viel zahlreichere Milliarden des kapitaliſtiſch 
ſitzes entgegen — in Deutſchland ſelbſt gibt es Hunderte von Kapit 
unter denen jeder einzelne mehr Vermögen beſitzt als alle deutſchen 
ſchaften zuſammengenommen —, und es ſteht ihnen vor allem eine ga 
ſellſchaftliche Produktionsordnung, eine Eigentumsform und eine 

organiſation entgegen. Sogar die Millionen Mitglieder ſind das Wi 
nicht; denn noch größere Zuſammenfaſſungen der Arbeitermaſſen 

der Sozialdemokratie gelungen. Das Entſcheidende iſt die Organiſation 
die Gewerkſchaften als ſolche, dieſes Zellengewebe, in welches di 
lionen Arbeiter als lebende Beſtandteile eingefügt find. Die Verkürzung d 
Arbeitszeit und die Lohnerhöhungen, welche die Arbeiter mit Hilfe der 
werkſchaften unter Ausnutzung des induſtriellen Aufſchwunges dem Kapit 
abgetrotzt haben, ſind gewiß aller Beachtung wert. Aber mehr noch als 
erreichten „privaten Erfolge“ ſind die Gewerkſchaften ſelbſt für den kult 
rellen Fortſchritt der Arbeiter von Bedeutung. Denn in der Gewerkſche 
wird der Arbeiter zur Selbſtbetätigung erzogen; fein Geiſt wird ebenſo geht 


wie ſein Wille; wenn alfo die Gewerkſchaft dem Arbeiter mehr Mußeft 
verſchafft, ſo lernt er andererſeits erſt durch die Gewerkſchaft und in 
werkſchaft, ſich als Kulturmenſch mit eigenem Willen und Daſeinszweck bet 

Ahnlich iſt ja auch die Wirkung der politiſchen Organiſation der A 
Allein die politiſche Betätigung der Arbeiter bewegt ſich in ſtarken ? 


einzelnen vermag das politiſche Intereſſe nicht mehr ſo viel Raum ein 
nehmen wie zuvor. Auch die Gewerkſchaften kennen Zeiten eines größere 
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er geringeren Intereſſes entſprechend den Kämpfen, die ſie zu führen haben, 
d in Verbindung mit der Geſchäftskonjunktur; doch da ſie Fragen des täg⸗ 
hen Brotes behandeln, Vorkommniſſe des einzelnen Werktags, bieten ſie ſtets 
| hohem Maße Stoff für die geiſtige Betätigung jedes einzelnen in den 
aſſen. Darum baſiert die gewerkſchaftliche Organiſation auf einer viel 
hereren Grundlage als die politiſche; ſie iſt entwicklungsfähiger als dieſe 
d gewährt mehr Spielraum für die perſönliche Geltendmachung des ein⸗ 
nen Mitglieds. Dementſprechend iſt auch die Organiſationsform eine 
dere, ſtellt einen höheren Typus dar. | 
Ich habe an anderer Stelle die Charakterzüge dieſer Organiſationsform 
e folgt zuſammengefaßt: | 

„Nirgends ijt die Betätigung der Maſſe ſo groß und geht ſo ins einzelne, wie 
den Gewerkſchaften. Sie erfaſſen den Arbeiter bei ſeinem unmittelbaren Klaſſen⸗ 
tereſſe, zugleich ſind ſie als Organiſation eine eigenartig proletariſche Bildung, 
e ſich hoch über alle anderen Organiſationsformen erhebt. Während den politiſchen 
arteien der Armeeverband mit feiner ſtraffen Zentraliſation und der Unterordnung 
r einzelnen Teile noch immer als unerreichbares Ideal erſcheint, führen die Ge⸗ 
erkſchaſten darüber hinaus und können ſelbſt als Muſter einer Organiſation ge⸗ 


| 


mmen werden, wie ſie Die Entwicklung der modernen Armee erfordert. Denn 
beſitzen neben Zentraliſation reiche Bewegungsfreiheit der Unterverbände bis 
den kleinſten Gruppen, neben allgemeiner Leitung weitgehende Initiative der 
Interführer“ und bilden einen Korpsgeiſt heraus, der auf dem ſelbſtändigen Urteil 
s einzelnen und ſeinem Vertrauen zu ſeinem „Nebenmann“ beruht — lauter 
igenſchaften, die den modernen Armeebefehlshabern ebenſo wünſchenswert wie 
erreichbar erſcheinen. Die Gewerkſchaften ſind wie lebende organiſche Zellen, 
e ſich zu einem Organismus mit ſelbſtändigem Leben vereinigen.“ 


Die Gewerkſchaften ſind um ihrer ſelbſt willen da: alſo weder zu dem 
wecke, die Arbeiter zur Sozialdemokratie hinüberzuführen — dieſes Ergebnis 
t die Folge, nicht der Zweck der gewerkſchaftlichen Entwicklung — noch 
loß als Notbehelf, ſolange nichts Beſſeres möglich iſt, um den Arbeitern 
nige Zugeſtändniſſe von den Unternehmern abzuringen. Ihre eigene Exiſtenz, 
sröße, Entwicklung — das iſt die größte Errungenſchaft der Gewerkſchaften. 
ohne die Gewerkſchaften bleibt die ſoziale Betätigung des Proletariats auf 
llen Gebieten, auf dem wirtſchaftlichen wie auf dem politiſchen wie auf dem 
Alturellen, und unter allen Verhältniſſen, in der Revolution ebenſoſehr wie 
den parlamentariſchen Kämpfen, unentwickelt, beengt, Stückwerk. Und wenn 
uch die Gewerkſchaften aus dem Widerſtand der Arbeiter gegen den ſie alle 
emeinſam bedrängenden kapitaliſtiſchen Druck entſtanden ſind, ſo ſind ſie doch 
ugleich eine unerläßliche Vorbedingung für eine Geſellſchaftsordnung, in der 
ie kapitaliſtiſche Ausbeutung beſeitigt iſt. Die Sozialdemokratie wird ver⸗ 
chwinden in dem Moment, wo fie ihre Aufgabe der ſozialiſtiſchen Umgeſtal⸗ 
ung des Staates erfüllt hat; die Gewerkſchaften aber verſchwinden dann 
eineswegs, denn eine ſozialiſtiſche Organiſation der Produktion iſt undenkbar 
hne eine Organiſation der Arbeiter innerhalb der Produktion. 

Darum wäre es auch durchaus verkehrt, die Aufgaben und die Tätigkeit 
ver Gewerkſchaften für alle Zeiten an ein abgeſondertes Gebiet oder an 
pezifiſche Gegenſtände binden zu wollen, etwa zu ſagen: „dieſes oder jenes 


In meiner jüngſt erſchienenen Schrift: „Die Sozialdemokratie und der Par⸗ 
amentarismus“. Berlin, Buchhandlung Vorwärts. 
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Arbeiterintereſſe liege außerhalb des Gebiets der Gewerkſchaften, oder z 
Wahrnehmung ſei die politiſche Partei da, darum dürfen ſich die Ge 
ſchaften nicht hineinmiſchen“. Als Klaſſenorganiſation der Arbeiter werden 
die Gewerkſchaften bei jeder Klaſſenaktion des Proletariats in Mitleidenſchaf 
gezogen; als Macht können ſie auch gar nicht umhin, Stellung zu ne 
überall da, wo wichtige Arbeiterintereſſen auf dem Spiele ſtehen. 
Was treiben nicht auch jetzt ſchon die deutſchen Gewerkſchaften? Sie f 
Arbeiterkämpfe, ſie ſind Verſicherungsgeſellſchaften, beteiligen ſich an Wa 
ſie geben Zeitungen heraus, ſie gewähren Rechtsbeiſtand, erteilen Unte 
und ſie greifen durch Reformvorſchläge, parlamentariſche Aktion, pol 
Agitation immer mehr auf das Gebiet der Staatsverwaltung und Geſetzge 
hinüber. 1 
Gerade in letzterer Beziehung iſt die Hamburger Tagung am meiſten ken 
zeichnend. Denn die rein gewerkſchaftlichen Fragen traten hier weit zurück 
hinter den Fragen der ſozialpolitiſchen Geſetzgebung. Die deutſchen Gewerk. 
ſchaften ſtanden hier mit beiden Füßen auf einem Boden, der in Deutſchland 
das ureigenſte Gebiet der Sozialdemokratie bildet. 
Die Befürchtungen, die ſeinerzeit Männer wie J. Auer gehegt hatten, daß 
mit der Zentraliſation und Entwicklung der Gewerkſchaften dieſe in eine Kon⸗ 
kurrenz mit der Sozialdemokratie treten würden, hatten alſo eine gewiſſe Be⸗ 
rechtigung. Wir haben uns das aber von vornherein nicht verhehlt. Es handelt 
ſich um eine Erſcheinung innerhalb der Arbeiterbewegung, die — um ein nahe⸗ 
liegendes Beiſpiel zu nehmen — eine gewiſſe Ahnlichkeit mit den Grenzſtreitig⸗ 
keiten innerhalb der Welt der Gewerkſchaften aufweiſt. Worauf es in ſolchen 
Fällen ankommt, iſt, nicht die eine Organiſation zugunſten der anderen zurück⸗ 
zuſtellen, ſondern ein Zuſammenwirken beider herbeizuführen, die ſich dadurch 
nur gegenſeitig fördern. Und der Hamburger Gewerkſchaftskongreß hat denn 


auch den Nachweis erbracht, daß dies auf dem Gebiet der ſozialpolitiſchen 
Geſetzgebung in gedeihlicher Weiſe geſchehen könne. . 
Der Ausbau der Arbeiterverſicherung, die Reviſion der Gewerbeordnun 


die Beſeitigung der Geſindeordnungen, der Schutz der Heimarbeiter, die Er⸗ 
ledigung der Frage des Koſt⸗ und Logisweſens — das find ja alles Dinge, 
die von der Sozialdemokratie wiederholt und ausgiebig behandelt wurden. 
Der Gewerkſchaftskongreß hat hier ſelbſtverſtändlich nichts anderes tun können, 
als ſich den längſt aufgeſtellten, in der Offentlichkeit und im Parlament ver⸗ 
tretenen Forderungen der Sozialdemokratie anzuſchließen. Der Kongreß hat 
auch, ſo ſehr die Verhandlung in die Details ging, keinen einzigen Mißſtand 
aufgedeckt, der nicht ſchon vorher von der Sozialdemokratie aufgedeckt worden 
wäre. Allerdings haben einzelne Gewerkſchaftsführer bei der Behandlung. 
ſozialpolitiſcher Fragen eine eigenartige Logik entwickelt, die der Sozialdemo⸗ 
kratie durchaus fremd iſt; doch war dieſes „Neue“, auf das noch im folgenden 
eingegangen werden ſoll, nicht gerade eine glückliche Errungenſchaft. Schließlich 
hat ja der Kongreß der Zuſammenfaſſung der ſozialpolitiſchen Forderungen, 
wie ſie Genoſſe Molkenbuhr unter ſozialiſtiſcher Begründung gegeben hatte, 
mit großem Beifall zugeſtimmt. | a 


Das Schwergewicht der Betätigung der Gewerkſchaften auf dem Gebiet 


der Sozialpolitik liegt darin, daß fie, dank den Vorzügen ihrer Organisation, 
in der Lage ſind, jeden einzelnen Fall hervorzuheben und jede einzelne 
Perſon, die unter einem Mißſtand leidet, zu intereſſieren. Damit wäre jene 
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akretiſierung und Spezialiſierung der Agitation erreicht, die in den Reihen 
Sozialdemokratie in den Fragen des Arbeiterſchutzes ſeit langem vermißt 
rde. Ich erinnere zum Beiſpiel an den Vorſchlag, den bereits vor zwölf 
hren Genoſſe Quarck machte, einen Ausſchuß für den Arbeiterſchutz ein⸗ 
etzen. Er bezweckte damit, in dieſe Agitation mehr Zuſammenhang hinein⸗ 
ringen, die Tatſachen aufzudecken und zugleich eine größere Kontrolle der 
brikinſpektion durchzuführen. Im ähnlichen Sinne einer Konkretiſierung 
Intenſifizierung der Agitation für den Arbeiterſchutz waren die Vor⸗ 
äge, die ich zuerſt 1896 in der „Sächſiſchen Arbeiterzeitung“ machte. Daß 
dem Wege der fortgeſetzten beharrlichen Ermittlung und Erörterung der ein⸗ 
ien Mißſtände von Ort zu Ort, von Fabrik zu Fabrik, von Fall zu Fall, 
Sammlung und Verarbeitung des Materials und der planmäßigen Agi⸗ 
ion, wie fie die Gewerkſchaften durch ihre Spezialausſchüſſe betreiben, ſich eine 
ßere Beeinfluſſung der Offentlichkeit erreichen läßt — ſofern dieſe Arbeiter⸗ 
flüſſen überhaupt zugänglich iſt —, liegt auf der Hand. Vor allem aber 
eden durch dieſe Arbeit die intereſſierten Maſſen ſelbſt aufgerüttelt und 
gehalten. Darin erblicken wir den Hauptwert der gewerkſchaftlichen 
zialpolitik. Denn obwohl zum Beiſpiel die Geſindeordnung der Organi⸗ 
ion der Dienſtboten im Wege ſteht, jo iſt doch andererſeits das geiſtige Auf⸗ 
ben der Dienſtboten der wichtigſte Faktor zur Beſeitigung der Geſinde⸗ 
nung. Dasſelbe gilt für die Landarbeiter ſowie für die Heimarbeiter: vor 
em müſſen fie ſelbſt lernen, höher zu ſtreben, ſie müſſen von der Not⸗ 
ndigkeit der Anderung ihres Schickſals durchdrungen und entſchloſſen ſein, 
2s aufzubieten, um fie durchzuſetzen. Das aber wird durch die gewerkſchaft⸗ 
e Organiſation und Aufklärung am eheſten erreicht. 

Ich brauche an dieſer Stelle wohl nicht im beſonderen nachzuweiſen, daß 
durch die ſozialpolitiſche Betätigung der Sozialdemokratie nicht geſtört, 
dern gefördert wird. Geht die gewerkſchaftliche Arbeit ins einzelne, ſo 
die Sozialdemokratie die Aufgabe, aus den Einzelfällen das Allgemeine 
zuleiten, ihm einen parlamentariſchen Ausdruck und eine politiſche Geltung 
verſchaffen. Indem ſie das tut, unterſtützt ſie die Gewerkſchaften und macht 
it einen Entwicklungsprozeß durch, der ihren proletariſchen Charakter 
ärfer hervortreten läßt. Ich wiederhole, was ich vor zwölf Jahren ge— 
rieben habe, zu einer Zeit, da die deutſchen Gewerkſchaften noch bei weitem 
ht mit jenem Selbſtbewußtſein auftraten wie heutzutage: | 

| „Wenn es eine organiſatoriſche Pflicht gab nach dem Falle des Sozialiſten⸗ 
etzes, ſo war es die, die Gewerkſchaften zu organiſieren. Wäre es gelungen, eine 
Be Gewerkſchaftsbewegung zu entwickeln, jo würde das der Partei jenen prole⸗ 
iſchen Zuſammenhang geben, deſſen ſie nach unſeren Schilderungen ſo ſehr be— 
efte. Aber für eine ſolche Entwicklung war, wie bereits erwähnt, der Zuſtand 
wirtſchaftlichen Depreſſion ungünſtig. Auch hier müſſen wir hervorheben, daß 
6 unſerer Auffaſſung dennoch mehr geſchehen könnte, als geſchehen war. Wir 
en nunmehr keineswegs bloß, es ſei unſere Pflicht, die Gewerkſchaften zu fördern. 
ir ſagen vielmehr. Die Gewerkſchaften entwickeln ſich, fie haben in der letzten 
it größere Erfolge aufzuweiſen als die politiſche Partei, und die Gewerkſchaften 
rden ſich entwickeln. Den Gewerkſchaften gehört in Deutſchland die 
ſchſte Zukunft. Ob man in den leitenden Kreiſen der politiſchen Partei mehr 
er weniger wohlwollend der Gewerkſchaftsbewegung gegenüberſteht, das hat nicht 
0 zu bedeuten. Für die Gewerkſchaften ſpricht die wirtſchaftliche Entwicklung, 
d jo werden fie mit aller Macht vordringen, ob man es haben will oder nicht. 
1907-1908. II. Bd. 34 
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Nicht bloß aber bedürfen die Gewerkſchaften der Unterſtützung der 13 a 
ſondern die politiſche Partei muß darauf bedacht ſein, daß ſie ſich die ſteige 


ins Hintertreffen gerate, daß ſie auch fürderhin die Führung der Abeiterber 
behalte. Es wäre eine törichte Politik, dieſe hervorbrechende Entwicklung ignı 
zu wollen. Wie ſoll aber die Wechſelwirkung zwiſchen gewerkſchaftlicher 
politiſcher Bewegung für die nächſte Zeit am beſten ausgebildet werden? Den? 
dazu zeigt ja ſchon der angeführte Beſchluß des Hallenſer Parteitags, indem 
auf den Zuſammenhang zwiſchen dem gewerkſchaftlichen und dem politiſchen 10 l 
in der Frage des Arbeiterſchutzes hinweiſt.“ a 


Die Erkenntnis der Einheitlichkeit des proletariſchen Klaſſenkampfes, 0 
Notwendigkeit des Zuſammenwirkens der Gewerkſchaften und der Sozialdem 
kratie kam bei der Hamburger Tagung ſcharf genug zum Ausdruck. Daneb 
aber zeigten ſich auch Stimmungen und Regungen, die wir am liebſten f 
ſich als gewerkſchaftliche Illuſionen behandeln wollen, die * 
zurückgewieſen werden müſſen. | 


Die Landtagswahlen im Ruhrrevier 
und unfere Stellung zum Zentrum. 
Von Wilhelm Gewehr. 


Neben den Berliner Wahlſiegen hat vornehmlich die von unſerer Par 
im Ruhrrevier dem Zentrum geleiſtete Wahlhilfe auch nach den Wahlen d 
Parteipreſſe noch lebhaft beſchäftigt, beſonders die des Weſtens. Das iſt ( 
klärlich, denn zur Diskuſſion ſteht keineswegs nur eine einmalige, aus b 
ſtimmtem Anlaß dem Zentrum geleiſtete Wahlhilfe, ſondern es handelt fi 
vielmehr um unſere Stellung zum Zentrum überhaupt. Inſofern iſt die jetzi 
Diskuſſion nur eine Fortſetzung der Erörterungen, die im Anſchluß an 8 
Reichstagswahl von 1907 über die Stichwahlparole der Partei ſta 
fanden. Gewiß kann man in beiden Erſcheinungen einen Unterſchied erblicke 
aber doch wohl nur in der Richtung, daß zu einer Unterſtützung des denten 
heute noch weniger als damals ein ſtichhaltiger Grund vorlag. 8 

Der Klaſſ enkampfcharakter der Partei iſt innerhalb unſerer Reihen 
feſtgewurzelt, daß wir Rückſicht auf eine andere Partei nicht zu nehm 
brauchen, und außerhalb der Partei ſo ſehr verhaßt, daß uns eine ſolche Rü 
ſichtnahme keinen Nutzen bringen, wohl aber allerlei Verlegenheiten bereit 
kann. Beſonders ſcheint mir die größte Vorſicht am Platze bei der Frage na 
dem „kleineren Übel“. Die Freiſinnigen ſchlagen zurzeit gewaltigen Lärı 
weil unſere Partei ſich endlich völlig von dem Gedanken emanzipiert, a * 
müſſe ſie bei Stichwahlen, an denen ſie nicht ſelbſt, wohl aber der Freiſir 
beteiligt iſt, für dieſen ſtimmen. Vermeiden wir es, in ein ähnliches Verhältn 
zum Zentrum zu geraten, das wir gegebenenfalls nicht jo leicht le 
werden wie den Freiſinn. Trotz aller ſeiner Dogmengläubigkeit erken 
das Zentrum, daß die Weltgeſchichte nicht ſtille ſteht und die Sozialdemokrat 
fortſchreitend mehr Einfluß und Beachtung gewinnt. Nicht nur in de 
Induſtriegegenden, ſondern auch auf dem Lande kann es ihm nur angeneh 
ſein, von uns als „kleineres Übel“ gegenüber den anderen Parteien bezeichn 
zu werden. | 1 
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Vor der Reichstagsauflöſung glaubte ſich das Zentrum im beſten Zuge, 
m Kampfe gegen den „Umſturz“ bald als unentbehrlich, das heißt als die 
rfolgreichſte ſtaatserhaltende Partei bei der Regierung zu gelten. Wir alle 
ind ja wohl der Anſicht, daß die Blockära eine vorübergehende Erſcheinung 
ein und das Zentrum in nicht zu ferner Zeit ſeine frühere Poſition wieder 
rlangt haben wird. Dann aber wird es vorausſichtlich zwar vorſichtig, aber 
git deſto größerer Entſchiedenheit und Zähigkeit auf ſein Ziel losgehen. Die 
Zerhältniſſe find ihm dabei äußerſt günſtig. Seine zünftleriſche, gebundene 
Virtſchaftspolitik ſichern ihm überall da, wo es auftritt, die Mittelſtands⸗ 
eute, die bei allgemeinen gleichen Wahlen der letzte Anker der 
Staatserhaltenden find. Das hat auch die großkapitaliſtiſche „Rheiniſch—⸗ 
Geſtfäliſche Zeitung“ eingeſehen, die ſeit den Blockwahlen, ſicher wider ihre 
Aberzeugung, die Mittelſtandsleute umſchmeichelt und des öfteren nachzuweiſen 
uchte, daß das preußiſche Dreiklaſſenwahlſyſtem weniger das Großkapital be- 
yünftige, als vielmehr gerade wie geſchaffen ſei für die Intereſſen des Mittel⸗ 
tandes. f 

So ſollten meines Erachtens uns grundſätzliche und taktiſche Er⸗ 
vägungen davon abhalten, der Zentrumspartei irgendwelche Wahlhilfe zu 
gewähren. Schon hat die „Kölniſche Zeitung“ in nicht ungeſchickter Weiſe 
inſere dem Zentrum gewährte Landtagswahlhilfe als einen wuchtigen Schlag 
zegen die Induſtrie bezeichnet. Wenn bei unſerer Ablehnung von Militär⸗ 
ind Flottenforderungen die Panzerplattenpatrioten über die angebliche Schädi- 
zung der Arbeiter Krokodilstränen vergießen und dabei leider noch Dumme 
zenug finden, jo können wir das ruhig ertragen. Wir wiſſen, daß wir mit 
dieſer Ablehnung unſerer grundſätzlichen Auffaſſung über den Militarismus ent⸗ 
prechen und im Allgemeinintereſſe der Arbeiter handeln. Jedoch bei dem Vor⸗ 
vurf, daß wir eine Partei mit rückſtändiger Wirtſchaftspolitik unterſtützen, 
haben wir dieſe Rechtfertigung nicht für uns. 

Aber zwang die politiſche Situation nicht zu der von der Partei ein⸗ 
zenommenen Haltung? ſo fragt man. Bei der Reichstagsſtichwahl konnte 
nan ſie immer noch verſtehen, weil das Zentrum mit uns in eine Kampf⸗ 
inie gerückt worden war. Indeſſen dem Zentrum fiel es auch damals, 
venigſtens im weſtlichen Induſtriebezirk, nicht ein, ſich von gleichen Geſichts⸗ 
unten leiten zu laſſen; höchſtens zur Parole auf Wahlenthaltung konnte es 
ich aufſchwingen. Wir ſollten bedenken, daß — wenn wir von dem bißchen 
Arbeiterſchutzpolitik abſehen, zu der wir das Zentrum gezwungen haben — 
alle die Dinge, die das Zentrum den anderen bürgerlichen Parteien verhaßt 
rſcheinen laſſen, auch von uns zu bekämpfen ſind, wenigſtens nicht unter⸗ 
tützt werden dürfen. Wenn trotz alledem unſere letzte Reichstagsſtichwahl⸗ 
Holitik zu erklären war, jo doch kaum unſer Eintreten für das Zentrum bei 
der Landtagswahl. Die Blockpolitik auf den Landtag zu übertragen, wünſchten 
doch eigentlich nur die liberalen Gruppen, und die haben bei der Wahl einen 
ödlichen Streich bekommen. Dazu kommt, daß im Landtag die Blockpolitik 
veniger ſchädlich für uns geweſen wäre, wie ſie im Reichstag iſt. Im ganzen 
Zandtagswahlkampf hat das Zentrum kein Hehl daraus gemacht, daß trotz 
des Reichsblocks die Junkerpartei ſeine einzig wahre Verbündete iſt. 
Die preußiſche Landeskommiſſion ging bei Feſtlegung ihrer Wahltaktik 
don dem durchaus richtigen Grundſatz aus, daß alles daran geſetzt werden 
müſſe, um durch die Erringung einiger Mandate Breſche in das Dreiklaffen- 
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parlament zu legen. Unter dem Zwange des elenden Wahlſyſtems beſchlo 
ſie daher, entgegen unſerem bisherigen Verhalten bei Reichstagswahlen, b 
Hilfeleiſtung für eine bürgerliche Partei auf Gegenleiſtung nicht zu va 
zichten. In Wahlkreiſen, in denen mehr als ein Abgeordneter zu wählen ul 
ſollte bei einem Abkommen mit einer bürgerlichen Partei uns mindeſtens eil 
Mandat zufallen, vorausgeſetzt, daß der von uns zu unterſtützende bürger 
liche Kandidat ſich mit unſeren Wahlrechtsforderungen einverſtanden erklärte 
Würde uns das Mandat verweigert, jo ſollte bei der Stichwahl Wahlent 
haltung eintreten. Ferner enthält aber die Wahltaktik die Beſtimmung, daß 
in Wahlkreiſen mit nur einem Abgeordneten ein bürgerlicher Kandidat unter 
ſtützt werden konnte, wenn er ſich ſchriftlich bereit erklärte, für unſere Wahl 
rechtsforderung einſchließlich einer gerechten Neueinteilung der Wahlkreiſe ein 
e 

In den Ruhrkreiſen, in denen das Zentrum unſere Unterſtützung gefunden 
handelt es ſich nun in der Tat um Kreiſe mit einem Abgeordneten. Di 
früheren Reichstagswahlkreiſe Bochum⸗Dortmund (drei Abgeordnete) und Eſſen 
Duisburg⸗Mülheim (drei Abgeordnete) ſind bei der „Reform“ von 1906 ii 
zehn Kreiſe mit je einem Abgeordneten zerlegt worden; an ihrer wirtſchaft 
lichen, politiſchen und geographiſchen Zuſammengehörigkeit änderte ſich da 
durch natürlich nichts. Wollte man das in der Wahltaktik niedergelegt 
Prinzip von Leiſtung und Gegenleiſtung durchführen, jo hätte es jinngemäl 
auch in den genannten Kreiſen zur Anwendung gelangen müſſen. 1 

Das Zentrum aber dachte gar nicht daran, mit uns einen Handel au 
Leiſtung und Gegenleiſtung einzugehen. Von ſeinem Standpunkt aus kan! 
es auch im weſtlichen Induſtriebezirk gar nicht daran denken. Einmal au 
den oben angeführten Gründen. Dann aber gilt auch in dieſem Falle fü 
das Zentrum der Grundſatz: Principiis obsta! Mit der Empfehlung der Wah 
eines Sozialdemokraten würde das Zentrum des Weſtens ein bisher mit Er 
folg angewandtes Prinzip durchbrechen, wonach das Heil der Seele eine 
gläubigen Katholiken davon abhänge, daß er nicht ſozialdemokratiſch wähle 
Daß auch dieſe Panzerung gegen den ſozialdemokratiſchen Anſturm auf di 
Dauer nicht ſtandhalten wird, beweiſt ja der Fortſchritt der Sozialdemokrati 
im Ruhrgebiet, aber vorläufig iſt ſie mindeſtens noch eine ſtarke Schutzwehr dei 
Zentrums, beſonders in den Kreiſen, wo der Induſtriekapitalismus nicht in ſi 
hohem Maße wie im Ruhrrevier den Arbeitern Klaſſenbewußtſein einpeitſcht 

Daß das Zentrum trotz aller Blockpolitik und aller geheuchelten Arbeiter 
freundlichkeit lieber nationalliberalen Scharfmachern als nur einen 
einzigen Sozialdemokraten zu einem Mandat verhilft, zeigte ſich deutlich be 
ſeinem Verhalten in Hör de und Hattingen⸗Witten. In beiden Kreiſer 
verzichtete das Zentrum ſchon zu den Urwahlen auf eine Wahlbeteiligung 
Beſonders im Kreiſe Hörde mußte damit gerechnet werden, daß unſere Parte 
eine bedeutende Anzahl Wahlmänner aufbringen und das Zentrum dann der 
Ausſchlag zwiſchen uns und den Nationalliberalen zu geben haben werde 
Dieſer Eventualität ging es durch Wahlenthaltung aus dem Wege. In der 
anderen Kreiſen, in denen es ſich an der Wahl beteiligte, hoffte es teils auf 
eigener Kraft zu ſiegen, teils in die Stichwahl mit den Nationalliberalen zu 
kommen. Darin hat ſich das Zentrum denn auch nicht getäuſcht. Abgeſehen 
von Dortmund⸗Stadt und Duisburg⸗Oberhauſen, wo unſere Parte 
auf eine größere Anzahl Wahlmänner nicht zu rechnen hatte und die National: 
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fberalen die abſolute Mehrheit erhielten, ſiegte das Zentrum glatt in Eſſen⸗ 
Stadt und Land. In Mülheim (Ruhr), Dortmund⸗Land, Bochum und 
Gelſenkirchen ſtand es zur Stichwahl mit den Nationalliberalen, und in 
den erſtgenannten drei Kreiſen mindeſtens hat es ſeinen Sieg unſerer Partei 
zu danken, da die Wahlmänner unſerer Partei in der Stichwahl Mann für 
Mann für das Zentrum eingetreten ſind. 

Man ſagt zwar, der Wahlrechtskampf mußte uns veranlaſſen, für das 
Zentrum zu ſtimmen, nachdem deſſen Kandidaten ſich auf unſere Forderungen 
derpflichtet hatten. Das Zentrum müſſe mit den Arbeitern rechnen, und des⸗ 
halb müßten die drei Abgeordneten ihr Wort halten. Das werden ſie ſchon 
fun, aber was iſt für uns, was für den Wahlrechtskampf damit erreicht? 
Man gibt dem Zentrum ein wahlrechtsfreundliches Preſtige, das es nicht ver⸗ 
dient, und erreicht dadurch das Gegenteil deſſen, was man erreichen will. Es 
iſt überhaupt die Annahme, das Zentrum müſſe unter allen Umſtänden mit 
den Arbeitern rechnen, eine arge Täuſchung. Nur unter dem gleichen, all 
gemeinen Wahlrecht muß das Zentrum mit den Arbeitern rechnen, und auch 
hier hauptſächlich nur in den großen Induſtriezentren. In Wirklichkeit ſind 
ihm die Arbeiterforderungen ein ſehr läſtiger Artikel. Das, was es für die 
Arbeiter tut, ſoll, entſprechend ſeinen kirchlichen Überlieferungen, ein Geſchenk 
an die Arbeiter ſein, wofür dieſe ſich dankbar erweiſen ſollen. Eine Durch⸗ 
ſicht der Reichstagswahlſtatiſtik zeigt, daß auch unter dem allgemeinen, gleichen 
Wahlrecht das Zentrum lange nicht in dem Maße auf die Arbeiter angewieſen 
ft, wie man gemeinhin annimmt. 

Bei der Wahl 1907 erhielt das Zentrum 105 Mandate, und von dieſen 
wurden nicht weniger als 91 im erſten Wahlgang erlangt. Von dieſen 
91 Kreiſen erhielt es: 

| In 22 Wahlkreiſen über 50 bis 60 Prozent der abgegebenen Stimmen 
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In zwei Dritteln ſeiner Wahlkreiſe hatte das Zentrum aljo über 60 Pro⸗ 
zent der abgegebenen Stimmen. Das ſind vorläufig unter jedem Wahlſyſtem 
ichere Kreiſe des Zentrums. Die Wahlkreiſe, in denen das Zentrum ſchwer 
um ſeinen Beſitz zu kämpfen hat, ſind vornehmlich induſtrielle; ſie find dem 
Zentrum unter dem allgemeinen, gleichen Wahlrecht unſicherer als 
inter einem verſchlechterten Wahlſyſtem, denn man muß bedenken, 
daß zum Beiſpiel im weſtlichen Induſtriebezirk durch eine Verſchlechterung des 
Wahlrechtes der Hauptgegner des Zentrums, die Sozialdemokratie, weit 
chärfer getroffen wird als das Zentrum, während andererſeits die Liberalen 
n dieſen Kreiſen trotz eines ihnen günſtigen Wahlſyſtems das Zentrum nicht 
zus dem Felde werden ſchlagen können. 

Daß es auch im Zentrum Leute gibt, die aus Gerechtigkeitsgründen für 
das allgemeine, gleiche Wahlrecht ſind, ſoll nicht beſtritten werden, im übrigen 
Aber iſt dem Zentrum die Hauptſache, ſeine Machtſtellung zu erhalten 
und zu erweitern, ſo oder ſo. Dazu kommt, daß auch die Bauern und 
Mittelſtandsleute dem Zentrum keine Schwierigkeiten bereiten werden, wenn 
s ſich wahlrechts feindlich zeigt. In der Tat gehen die Herzenswünſche des 
Zentrums nicht etwa dahin, das Reichstagswahlrecht in Preußen einzuführen, 
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jondern für das Reich und Preußen ein einheitliches Wahlſyſtem 
ſchaffen. Daß das nicht das allgemeine, gleiche Wahlrecht ſein w 
braucht hier nicht nochmals beſonders auseinandergeſetzt zu werden. Noch voß 
wenigen Tagen konnte der Jeſuit Cathrein, ohne Widerſpruch zu finden, it 
der „Kölniſchen Volkszeitung“ erklären, er halte das gleiche Wahlrecht 
kein ideales Wahlſyſtem, ſondern mit manchen Mängeln behaftet, und 
wüßte nicht, wann und wo das Zentrum jemals das Gegenteil behaupt 
haben ſollte! Abgeſehen von einigen agitatoriſchen Anläſſen, wie jetzt zur Lan 
tagswahl, hat ſich eben das Zentrum niemals darüber ausgelaſſen, was 
an Stelle des jetzigen Dreiklaſſenſyſtems zu ſetzen gedenkt. 
Nun iſt auch geſagt worden, daß man doch die Arbeiterkandidaten A 
Zentrums nach Lage der Sache habe unterſtützen müſſen, da dieſe den Sauer 
teig in der Zentrumsfraktion bilden würden. Daran mag glauben, wer will 
ich kann es nicht. Wie dieſes Gärungsmittel wirkt, iſt in Eſſen bei ene 
Wahlſiegsfeier des Zentrums gezeigt worden. Dort ſind Rechtsanwalt Dr. Bel 
und Reichstagsabgeordneter Giesberts in den Landtag gewählt worden. Über 
deren Politik ſagte der „Feldmarſchall“ des Zentrums, Fabrikant Wieſe 
„Wenn Bell zu konſervativ wird, dann ſchicken wir zu Giesberts, und wenn 
Giesberts zu fortſchrittlich wird, dann ſchicken wir zu Bell.“ Giesberts aber 
betonte zu gleicher Zeit, daß Dr. Bell ihm ein „erfahrener Berater“ fr 
werde. Und Giesberts gilt den Zentrumsarbeitern als ihr Beſter! | 
Im übrigen iſt der in Bochum mit unſerer Hilfe gewählte Zentrumsmann 
kein Arbeiter. Es iſt der Gerichtsſekretär Bartſcher aus Iſerlohn, er zählt sa 
den Zentrumsagitatoren, die den Kampf gegen unſere Partei in der un 
anſtändigſten Weiſe führen. Der in Dortmund⸗Land gewählte Arbeiterſekretch 
Gronowski gehörte — irre ich nicht — im Stichwahlkampf 1907 zu denjenigen 
chriſtlichen Arbeiterführern, denen die Parole der Zentrumsleitung auf Wahl: 
enthaltung in den Wahlkreiſen, wo das Zentrum nicht zur Stichwahl ſtand 
nicht paßte, die vielmehr die Parole gegen die Sozialdemokratie, alſo für 
die Nationalliberalen, ausgeben wollten. Gronowski kandidierte damals 
in Mülheim⸗Duisburg; daß dort trotzdem unſere Partei in der Stichwahl mit 
Hilfe der Zentrumsarbeiter ſiegte, iſt nur ein Beweis dafür, daß ſich auch in 
dieſen Arbeitern das Klaſſenbewußtſein entwickelt und daß dieſe ohne 
beſondere Rückſichtnahme auf die Partei, zu der fie ſich bis dahin bekennen, 
bei Stichwahlen für uns ſtimmen, wenn ihre Partei ausſcheiden muß. 
Für die rein taktiſche Frage wäre aber auch noch folgendes zu bemeen. 
Im Ruhrrevier gibt es nicht nur noch Scharen katholiſcher Arbeiter, die 10 
gewinnen müſſen, ſondern auch unter den evangeliſchen Arbeitern haben wi 
noch ein breites Arbeitsfeld. Sie haben ihren Sammelpunkt hauptſächlich 1 
den evangeliſchen Arbeitervereinen. In den vier Ruhrkreiſen haben bei der 
letzten Reichstagswahl die Liberalen rund 120000 Stimmen erhalten, die b 
ſtimmt in ihrer überwiegenden Mehrheit aus Arbeiterkreiſen ſtammen; d 
Kleingewerbetreibenden zählen, wie uns die Landtagswahl lehrt, vorwiegen 
zum Zentrum. Wenn wir nun als Sozialdemokraten das Beſtreben haben, 
den Nationalliberalen eine Niederlage zu bereiten, ſo begreift das ja ri 
auch ein liberaler Arbeiter, nicht aber wird er verſtehen, daß wir an Stelle 
der Liberalen Zentrumsleute ſetzen. Ich bin daher der Meinung, daß 5 
die Erwägungen, wir hätten Schaden davon gehabt, wenn wir bei den 4 
wahlen das Zentrum ſich ſelbſt überließen, Trugſchlüſſe find. 
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Wie die Dinge im weſtlichen Induſtriebezirk liegen, fahren wir am beſten, 
m wir uns an unſere grundſätzliche Klaſſenpolitik halten und ein für alle⸗ 
davon abſehen, eine bürgerliche Partei gegen die andere ausſpielen zu 
len. Deswegen brauchen wir in Stichwahlkämpfen wahrhaftig nicht mit 
ſchränkten Armen der Dinge zu harren, die da kommen ſollen, o nein, die 
beiterwähler der für die Stichwahl ausgefallenen Partei bieten uns zur 
tation Gelegenheit genug. An dieſe dürfen und müſſen wir uns wenden, 
das, was zur Hauptwahl noch nicht gelang, zu erreichen: ihnen klar zu 
chen, daß fie vermöge ihrer Klaſſenlage zu uns gehören. 

Das iſt die beſte Stichwahlparole! 


| Die amerikanische Kriſis. 
| von L. S. Boudin (New Jork) 


| II. 

Es iſt Tatſache, und ich möchte es ſo ſcharf als möglich betonen, 
B unſere jetzige Kriſis durch eine Überproduktion an Produk— 
nsmitteln verurſacht wurde. Zum Teil war es die gewöhnliche Über⸗ 
duktion an wirklichen Produktionsmitteln, wie ich ſie in den ſchon er⸗ 
hnten Artikeln gegen Tugan⸗Baranowsky ſchilderte, und ich möchte die 
er auf dieſe Artikel verweiſen, da dort die detaillierte Erklärung des 
rkens einer ſolchen Überproduktion gegeben iſt. Zum Teil aber tritt hier 
neuer Faktor in der Produktion zutage. Es war tatſächlich nicht eine 
erproduktion an wirklichen Produktionsmitteln, ſondern an eingebildeten, 
Aktien, die angeblich Produktionsmittel darſtellen ſollen. Und hier ſetzt 
| „moralijche“ Charakter unſerer jetzigen Kriſis, der „Verluſt des Ver⸗ 
uens“, ein. 

Ich will ausdrücklich betonen, daß ich nicht von der Ausgabe ſolider Wert⸗ 
piere durch die großen Aktiengeſellſchaften ſpreche, von denen Conant und 
dere ſprechen, die behaupten, daß die Kriſis dadurch verurſacht worden ſei, 
3 zu viele Papiere auf den Markt geworfen wurden, die wegen „Mangels 
Kapital“ nicht hatten aufgeſogen werden können. So lautete die Er⸗ 
rung zu der Zeit, wo man dachte, es handle ſich nur um eine finanzielle 
emme. Schon damals war dieſe Auffaſſung ungenügend, um wie viel mehr 
ite. Wenn auch der Betrag noch jo hoch iſt, jo kann durch die Placierung 
ider Papiere auf dem Markte nie eine Kriſis entſtehen, höchſtens kann da⸗ 
rch unter gewiſſen Umſtänden das Geld „verteuert“ werden. Ein ſolides 
ertpapier iſt eine Schuldverſchreibung einer großen Induſtriegeſellſchaft, die 
Gegenwert für das Geld gegeben wird, das ſie zu Aufwendungen in 
em Geſchäftsbetrieb braucht. Wird ein ſolches Papier in Umlauf geſetzt, 
ſchafft das dadurch erworbene Geld eine Nachfrage nach den Waren, zu 
ven Anſchaffung das Papier ausgegeben wurde. Eine ſolche Nachfrage kann 
eu wenn der Markt mit Waren überſchwemmt iſt, was bedeutet, daß viel 
erflüſſiges Kapital vorhanden iſt, das nach Placierung verlangt; der Handel 
rd dadurch belebt werden, der ſonſt ins Stocken geraten wäre. Doch kann 
5 ſolche Nachfrage auch dann entſtehen, wenn dieſe Waren auf dem Markte 
ht in genügendem Maße vorhanden find. In ſolchem Falle fehlt zunächſt 
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das Kapital, das ſchließlich zum Austauſch für die Papiere herzugeben 
Es wird aber in dieſem Falle auch nicht ſofort gebraucht, ſondern erſt dan 
wenn die Aufträge für die verlangten Waren ausgeführt werden könn 
Wenn natürlich das Austauſchgetriebe nicht flott funktioniert, jo können Fi, 
tionen vorkommen, die momentane Störungen verurſachen; doch iſt dies mei; 
eine Eigentümlichkeit des Aktienmarktes, noch iſt es von bedeutender ol: 
nachhaltiger Wirkung. Im Gegenteil, es entſteht gewöhnlich ſofort, reg⸗ 
mäßig aber zum Schluſſe eine geſchäftliche „Hauſſe“, die aber natürlich ı) 
einer Kriſis endigen kann, wenn eine Überproduktion an Produktionsmitt 
eintritt, die durch die Aktien repräſentiert werden. 1 
Ganz anders verhält es ſich mit der Ausgabe von unſoliden oder, 1: 
man in Amerika jagt, illegitimen Wertpapieren, die allgemein unter di 
Namen der „Verwäſſerung von Aktien“ bekannt iſt. Dieſe erheiſchen jetzt 
allem unſere Aufmerkſamkeit. 8 a 
Vom kapitaliſtiſchen Standpunkt aus enthält der Ausdruck yillegitin 
Wertpapiere“ nicht unbedingt den Vorwurf den Unehrlichkeit oder d 
Schwindels. Tatſächlich ſind vom geſetzlichen wie vom moraliſchen Sta 
punkt — denn Geſetz und Moral decken ſich in unſeren geſetzgebenden Körp 
ſchaften — gewiſſe illegitime Ausgaben vollſtändig legitim, und unſer Bunde 
gericht hat erſt neulich entſchieden, daß die Geſetzgebung kein Recht habe, 0 
Geſetz zu erlaſſen, das die Profite ſolcher Wertpapiere gefährdet, wenn di 
auch zugeſtandenermaßen in den Bereich ihrer Jurisdiktion fiele. Un 
„illegitimen Papieren“ verſteht man in Amerika Papiere, hinter denen kei 
„Kapitalgüter“ oder wirkliche Waren, die als Kapital dienen, ſtehen, ſonde 
die nichts ſind als bloße Kapitaliſationen eines erwarteten Profits. Die 
Kapitaliſation des Profits kann nach amerikaniſchen Begriffen ehrlich od 
unehrlich ſein. Sie iſt ehrlich, wenn der Gewinn wirklich erwartet wir 
ſie iſt unehrlich, wenn die Verausgaber der Papiere keinen Profit erwart 
und die neuen Aktien nur zu dem Zwecke ins Publikum geworfen werde 
ihre Käufer zu betrügen. eo 
Die Ausgabe „illegitimer Wertpapiere“ hat eine eigentümliche ökonomiſe 
Wirkung: fie geſtattet die nominelle Vermehrung des Kapitals ohne die 3 
nahme von Kapitalgütern oder, was dasſelbe iſt, fie ermöglicht es, zu „ſparen 
ohne vermehrte Produktion von Produktionsmitteln. Dadurch ermöglicht 
einen Ausgleich der Produktion zwiſchen Produktionsmitteln und Konſumtion 
gütern und verhindert gleichzeitig eine Überproduktion von Produktionsmittel 
Dieſer Ausgleich bewirkt nicht, wie Tugan⸗Baranowsky ſich einbildet, die Br 
mehrung der Produktion von Produktionsmitteln, ſondern das gerade Gege 
teil, indem er verhältnismäßig die Produktion von Konſumtionsgütern ve 
mehrt. Sehen wir zu, wie das geſchieht, und beginnen wir unſere Unte 
ſuchung, indem wir eine ehrliche Ausgabe von Aktien vorausſetzen. 
Eine Kapitaliſtengruppe, die ein Unternehmen, ſagen wir eine Eiſenbah 
beſitzt, in dem ein Kapital von 100 Millionen inveſtiert iſt, findet, daß dieſ 
Unternehmen einen Profit von, ſagen wir, 12 Millionen jährlich abwirft od 
in Zukunft abwerfen wird. Da die gewöhnliche Profitrate ſolcher Akti 
6 Prozent beträgt, ſo erklären ſie, ihr Unternehmen ſei ehrlich 200 Million 
wert. Sie verwandeln es in eine Aktiengeſellſchaft und werfen Aktien fı 
200 Millionen auf den Markt. Unſerer Annahme entſprechend, daß all 
ehrlich zugeht, wollen wir keinen Profit für Unter⸗ und Zwiſchenhändler ar 


rünglich die Bahn beſaßen, für deren Wertpapiere ausgehändigt und können 
on ihnen auf dreierlei Weiſe verwendet werden: erſtens können ſie das Geld 
3 Schatz anſammeln, zweitens können fie für das Geld bereits beſtehende 
roduktionsmittel in anderen Induſtriezweigen ankaufen und dadurch ihr 


haffen. Endlich drittens kann das Geld in Luxusartikel umgeſetzt werden und 
durch die Produktion von Konſumtionsgütern vermehren. Gewöhnlich wird 


Alles Bargeld iſt heute ſchon in „ſicheren Händen“, und faſt alle Induſtrien 
gerden von einigen Kapitaliſtengruppen beherrſcht. Endlich aber wird ein 
zändig zunehmender Anteil an den Erſparniſſen, die in Wertpapieren angelegt 
derden, zu ſchwelgeriſchem und luxuriöſem Leben verwendet. Nicht nur, daß 
lle Gebiete ſchon überfüllt ſind, die unſere Kapitaliſten zur Anlegung ihrer 
imen — verlocken könnten, jo haftet allen dieſen über Nacht verdienten Mil⸗ 


ionen — und fie wurden alle jo leicht verdient — die Eigentümlichkeit an, 
ie Menſchen den Wert des Geldes mißachten zu lehren und ſie zu Extra⸗ 
zaganzen zu verleiten. Daraus entſpringt das Mäzenatentum für Kunſt und 
Wiſſenſchaften, denen unſere Nabobs mit vollen Händen ſpenden: die 
ſtockefeller⸗Univerſitäten, die Carnegie⸗Bibliotheken und ⸗Inſtitute, die Mor⸗ 
zanſchen Kunſtſammlungen, die ſelbſt von Kaiſern mit Erſtaunen betrachtet 
verden uſw. uſw. 

Die Extravaganz in den Ausgaben der Geldmagnaten erzeugt in ihrer 
Amgebung dieſelbe Extravaganz, io daß für gewiſſe Kreiſe dadurch „gute Zeiten“ 
ommen. Abgeſehen von dieſen „guten Zeiten“, die davon abhängen, wie das 
zus den Wertpapieren gewonnene Geld ausgegeben wird, bringt die Reali⸗ 
ation dieſes Geldes ſelbſt „gute Zeiten“ mit ſich. Es iſt nicht immer ſehr einfach, 
dieſe Wertpapiere an den Mann zu bringen, und Hunderte und Tauſende von 
Agenten mit ihren Kommis ſind dabei tätig, die alle von den Abfällen der 
Reichtümer profitieren, die ſie „ſchaffen“ helfen. Dieſe Abfälle können ver⸗ 
hältnismäßig groß fein und können an ſich ſchon wieder durch die Leichtigkeit, 
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mit der fie verdient werden, die Extravaganz fördern und die 
noch verbeſſern helfen. 5 ; 

Merkwürdigerweiſe hat diefe Art der Finanzierung, die die Konzentration 
und manches Mal ſogar die Zentraliſation des Kapitals ſo ſehr beſchleunigt 
wie wir oben zeigten und wie ſich ſpäter noch mehr herausſtellen wird, 0 
zeitig die Tendenz, die Mittelſchichten zu vermehren. Freilich nicht die alte 
Eigentum beſitzende Mittelklaſſe, aber die „neue“, Einkommen beziehende Mittel 
klaſſe, die die ſtatiſtiſchen Tabellen und Zahlen der reviſioniſtiſchen Liter tur 
ſo gewaltig anſchwellen läßt. Rückſicht auf den Raum verbietet mir bier, 
näher auf dieſe Erſcheinung einzugehen, aber ich hoffe in Zukunft darauf 
zurückzukommen. In dieſem Artikel handelt es ſich uns nur um die 17 

Da finden wir, daß die Ausgabe derartiger „illegitimer“ Papiere, wie wir 
ſie eben beſchrieben, gerade das Gegenteil deſſen bewirkt, was durch die Aus⸗ 
gabe von Papieren zum Ankauf wirklicher Kapitalgüter durch die Aktiengeſell⸗ 
ſchaften erreicht wird. Die Ausgabe von Aktien zum Ankauf wirklicher 
Kapitalgüter kann nicht ins Unendliche fortgeſetzt werden. Ihr Betrag wird 
durch die tatſächlichen Bedürfniſſe der Produktion beſchränkt. Wird dieſe 
Grenze überſchritten — und das muß immer wieder früher oder ſpäter ge⸗ 
ſchehen —, ſo ergibt ſich bald, daß das dermaßen ausgegebene Kapital ver⸗ 
ſchwendet wurde, und es wird eine Kriſis infolge der Überproduktion von 
Produktionsmitteln entſtehen. i | 

Nicht jo verhält es fich mit der Ausgabe „ehrlicher“, „illegitimer“ Aktien: 
Sie können ſo oft vervielfacht werden, als es noch etwas zu kapitaliſieren 
gibt, und dieſer Prozeß kann faſt bis ins Unendliche fortgeſetzt werden, wenn 
das Publikum, das dieſe Wertpapiere kauft, mit einer immer kleiner werdenden 
Verzinſung ſeiner Anlage zufrieden iſt. Die Wirkung auf die Produktion ift 
dann eine ſolche, daß die Produktion von Produktionsmitteln aufgehalten und 
die Produktion und Konſumtion von Konſumtionsgütern vermehrt wird, 
wenigſtens relativ, und dadurch eine Kriſis der Überproduktion verhindert wird. 

Eine andere und viel verwickeltere Situation entſteht aus unehrlichen Aus⸗ 
gaben von Wertpapieren. Einerſeits hat ſie dieſelben allgemeinen ökonomiſchen 
Wirkungen wie die Ausgabe von ehrlichen illegitimen Wertpapieren, aber in 
höchſt übertriebener Form. Auch ſie halten die Produktion von Produktions 
mitteln auf und vermehren die Konſumtion von Konſumtionsgütern bedeutend. 
Wenn die Kapitaliſation von erhofftem Einkommen ſchon dazu beiträgt, Luxus 
und ſinnloſe Verſchwendung zu ſteigern, ſo muß die Ausgabe von unreellen 
Wertpapieren, das Einheimſen der Erſparniſſe des Publikums durch bloße 
Spekulanten, Luxus und Verſchwendung auf eine Stufe des Wahnſinns hinauf⸗ 
ſchrauben. Noch viel mehr Geld als durch die ehrlichen wird durch die 
unehrlichen Papiere in die Mittelklaſſe gebracht, und es verbreiten ſich auch 
da Luxus und Verſchwendung. Wenn wirkliche Profite in Aktien kapitaliſiert 
werden, ſo ſind die urſprünglichen Beſitzer nicht geneigt, einen erheblichen 
Teil des Erlöſes aus dem Verkauf der Aktien den Zwiſchenhändlern abzu⸗ 
geben, die die Sache vermitteln, und ſie haben das auch gar nicht nötig, 
denn ſolche Wertpapiere ſtehen dann für ſich ſelbſt ein und bedürfen keiner 
Nachhilfe, um das Publikum zum Kaufen zu veranlaſſen. Bei unreellen Aus⸗ 
gaben iſt das gerade Gegenteil der Fall: da die Wertpapiere entweder wirk⸗ 
lich wertlos oder doch viel weniger wert ſind als ihr nomineller Wert, ſo | 
geben die Gründer gern einen großen Teil dieſes Nominalwertes an die⸗ 
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zen ab, die den Vertrieb beſorgen, das heißt das Publikum verführen, ſein 
loszuwerden. Auch wird die allgemeine Spekulation in Wertpapieren 
in Grundſtücken durch ſolche Ausgaben angeregt gerade wegen ihres 
ankenden Wertes und der großen Profite, die die Mittelklaſſe dabei macht. 
wirklichen Grundpreiſe haben immer die Tendenz, in guten Zeiten zu 
en, und Grundſtücksſpekulationen begleiten daher regelmäßig jede Phaſe 
Proſperität. Dieſe, ſagen wir, normale Spekulation in Grund und Boden 
hit abnorm, wenn Spekulation die Baſis der Proſperität bildet. Das 
kulationsfieber artet dann zum förmlichen Wahnſinn aus, und das dabei 
eicht verdiente Geld, das ſich allerdings oft nur als „Papier“ geld erweiſt, 
ht noch die Proſperität und die Verſchwendung, bis wir einen förmlichen 
tstanz der Geldverdiener und Verſchwender vor uns ſehen, wie eben in 
letzten Jahren in den Vereinigten Staaten. Doch kann dieſe Proſperität 
t, wie eine auf reellen Werten baſierende, lange dauern. Es muß un⸗ 
ingt ein jähes Erwachen folgen. Und dieſes kommt, ſobald das Publikum 
Tatſache gewahr wird, daß die Wertpapiere, für die es ſeine Erſparniſſe 
gab, keine Dividenden abwerfen können. Durch geſchickte Machenſchaften 
n man das eine Zeitlang verbergen, indem man das Geld für die Zahlung 
Dividenden aus Kapitalien nimmt, die durch weitere Ausgaben ſolcher 
rtpapiere herausgeſchlagen werden. Aber der Tag der Abrechnung muß 
men. Und wenn ſolche Wertpapiere in großen Mengen ausgegeben wurden, 
d eine Kriſis eintreten, deren Form davon abhängt, ob das Publikum die 
hre Natur dieſer Anlagen plötzlich oder langſam erkennt. Natürlich wird 
e ſolche Kriſis einen moraliſchen Beigeſchmack haben. Das „öffentliche Ge⸗ 
ſen“ wird geweckt werden, und das Publikum, das hartgeſotten gegen alle 
brechen der Finanz und Induſtriebarone war, ſolange es davon zu profi⸗ 
zen hoffte, wird plötzlich die Immoralität dieſer Handlungen erkennen, die 
ſtrafung der Schuldigen und die Reformierung von Geſetzen fordern, die 
nicht davor ſchützen konnten, daß es betrogen wurde. 

Einer ſolchen Proſperitätsperiode erfreuten wir uns in den Vereinigten 
aaten, und gerade ſolch eine Kriſis machen wir jetzt daſelbſt durch. Die Ur⸗ 
ſche von Proſperität wie Kriſis war die Überproduktion von Wert⸗ 
pieren auf allen Gebieten: legitimen, ehrlichen illegitimen und einfach 
zrügeriſchen. Die Kriſis kam, als wir entdeckten, daß unſere große Pro⸗ 
Inität nur eingebildet ſei, und wir „verloren das Vertrauen“; eine Welle der 
"oralität löſte die Welle der Proſperität ab, in der wir gelebt hatten. 

Die noch nie vorher dageweſene Höhe der in dem letzten Jahrzehnt in den 
einigten Staaten ausgegebenen Wertpapiere iſt ſo wohlbekannt, daß ich 
er nicht näher darauf einzugehen brauche. In großen Sprüngen vermehrte 
h unſer Reichtum auf dem Papier. Millionen Dollars zählten gar nicht 
ehr viel, wir befaßten uns nur noch mit Hunderten von Millionen. Unſere 
ahnwitzigen Spekulationen in Aktien und ſonſtigen Wertpapieren ſind ebenfalls 
eltbekannt. Auch der „glänzende Aufſchwung“ unſeres Grundbeſitzes wurde 
iufig beſprochen. Doch da dieſe Phaſe unſerer jüngſten Proſperität vielleicht 
nſeits des Ozeans nicht ſo bekannt wurde wie ihre anderen Phaſen, ſo lohnt 
ſich, auf einzelne ihrer Begleiterſcheinungen einzugehen. Es war die größte 
chwindelära, deren man ſich entſinnen kann, wenigſtens ſoweit New York in 
rage kommt. Es ſchien, als ob ganze Bevölkerungsſchichten über dieſem 
ſrundſtückſchacher verrückt geworden ſeien. Jeder wurde ein Spekulant oder 


| 
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doch ein Agent in Grund und Boden. Kleine Ladenbeſitzer, Handwerker 
ſogar Fabrikarbeiter beteiligten ſich, einige als Händler, andere als Vermit 
Sogar Arbeiterinnen, die ihr Leben in der Schwitzbude zugebracht hatten, nah 
die Erſparniſſe jahrelanger Mühen aus der Sparkaſſe und machten in R. 
tätengeſchäften. In manchen Stadtteilen, wo die Bevölkerung während 
Tages ihrem Geſchäften nachgeht oder ihren kleinen Handel betreibt, wun 
noch ſpät am Abend, oft bis Mitternacht und ſogar ſpäter Bodengeſch 
gemacht. Die Preiſe ſtiegen unabläſſig, und jeder verdiente Geld. an 

Das Steigen der Bodenpreiſe wurde begründet mit dem Steigen der Mi, 


5 


| 
| 


und dem Wachſen der Anſprüche an die Bequemlichkeit in den Häuſern, de: 
Bau man infolge der großen Proſperität erwartete. Andererſeits trug e 
dieſe Spekulation hauptſächlich zu den guten Zeiten bei, abgeſehen von tı 
Gelde, das Spekulanten und Händler dabei verdienten. | 
fordert Bautätigkeit. Durch diefe wurden zahlreiche Bauarbeiter und da 


verwandte Betriebe beſchäftigt, die Arbeitsloſigkeit vermindert und die 6 
in die Höhe getrieben. Natürlich war viel von dem bei dieſen Grundſti 
ſpekulationen gemachten Gelde bloßes Papiergeld, das heißt es waren Hy 
theken und Schuldverſchreibungen auf die verhandelten Grundſtücke. Die: 
Papiergeld hätte ſich in wirkliches Geld verwandelt, wenn die Preiſe cı 
wirkliche Unterlage gehabt hätten, das heißt wenn der Verdienſt des Publiku; 
hoch genug geweſen wäre, daß es die hohen Mieten hätte bezahlen 17 0 
die von ihm erwartet wurden und deren Kapitaliſation die Bodenpreiſe d 
ſtellten. Konnten die Mieten nicht bezahlt werden, dann war alles o! 
faſt alles wertlos. Solange die Hauſſe andauerte, konnten die Hypothe 
in den Banken „diskontiert“ und die Schuldverſchreibungen als Grundle 
des Kredits genommen werden, indem jo ein Teil ihres Nominalwertes rec 
ſiert wurde. Kurz, ſie galten als Reichtum, und da das Geld leicht verdi 
war, ſo gab man es ebenſo leicht aus. | 5 
Unſere Verſchwendungsſucht, die damals hoch geprieſen wurde 6 
ſehr beklagt wird, war ſprichwörtlich. Wir verſchleuderten unſer Geld 
lukulliſchen Mahlen. Offentliche Diners und Bankette zu 100, 200, 300 Doll 
pro Gedeck wurden nicht nur für Multimillionäre, ſondern für gewöhnlie 
Politiker und Geſchäftsleute zur Alltäglichkeit. Von den afrikaniſchen de 
bis zur ruſſiſchen Revolution wendeten wir unſer Geld freigebig jeder gut 
Sache zu. Jeder gebärdete ſich, als könne dieſer Goldſtrom nie verſiegen, un 
keiner achtete darauf, woher er kam. 1 
Thomas W. Lawſon und andere Wühler im Schmutz haben mehr als zu 
Jahre lang die öffentlichen Zeitſchriften und Informationsorgane mit En 
hüllungsliteratur überſchwemmt. Dann kamen die großen Enthüllungen üb 
die großen Verſicherungsinſtitute, die durch die Unterſuchungen eines 5 
der Geſetzgebung des Staates New Jork zutage gebracht wurden. Das Publiku 
war durch dieſe Eröffnungen erſtaunt, angewidert, entſetzt. Doch es regte . 
6 


noch nicht. Dieſelbe Schwindlerbande wurde in ihren Amtern belaſſen u 
die Geſetzgebung von New Pork, die unter dem erſten ſchrecklichen Eindru 
einige Geſetze erlaſſen hatte, die den Verſicherungsgeſellſchaften das . 
erſchweren ſollten, fand ſich bald bereit, einige dieſer Geſetze auf das Gehei 
der Schuldigen zurückzuziehen. | e 

Das Geheimnis eines ſo ſonderbaren Benehmens des Publikums war, da 
alle dieſe Bloßſtellungen, wenn ſie auch rieſenhafte Diebſtähle enthüllten, doc 
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is aufdeckten, was den Wert der Papiere der angeſchuldigten Geſellſchaften 

lich beeinträchtigte. An Sonntagen in der Kirche oder bei anderen feier⸗ 

n Gelegenheiten, wo Predigten und ſalbungsvolle Reden am Platze ſind, 

feten ſich unſere braven Bürger ſehr viel über die Unehrlichkeit auf hohen 

en und über die verbrecheriſchen Verwaltungsräte und Direktoren, die ſich 

n alle Moral und alles Geſetz bereicherten. Aber an Werktagen kümmerten 

ich um dieſe Verwaltungsräte und Direktoren nicht viel, die ſich in ihrer 

m Stellung nicht nur bereicherten, ſondern auch dafür ſorgten, daß die 

tpapiere des verehrlichen Publikums gute Dividenden trugen. Die von 

n geleiteten Unternehmungen waren ſolvent und warfen fette Profite ab, 

das war zur Geſchäftszeit der beſte Beweis für ihre Ehrenhaftigkeit. 

Da aber geſchah es, daß auf dem ökonomiſchen Firmament Wolken auf⸗ 

ehen begannen. Es zeigte ſich, daß wir zuviel Produktionsmittel produ⸗ 

hatten. Die Eiſenbahnen, die ausgedehnte Verbeſſerungen gemacht hatten 

noch größere planten, fanden, daß ſie dieſe Produktionsmittel nicht bis ins 

ndliche produzieren konnten. Die Eiſenbahnunternehmer, die nicht in die 

orien Tugan⸗Baranowskys eingeweiht ſind, werden durch den Gang der 

nahmen beſtimmt, ob ſie ſich zu neuen Ausgaben für weitere Produktions⸗ 

el entſchließen wollen oder nicht. Im Frühling und mehr noch im 
mer 1907 zeigten die Einnahmen der Eiſenbahnen in den Vereinigten 
aten, daß dieſe Gattung von Produktionsmitteln überproduziert worden 
„und ſofort verſuchten die Eiſenbahnen eine Politik der Einſchränkung. 
ße Erweiterungsarbeiten, die geplant waren, wurden entweder aufgegeben, 
‚hoben oder eingeſchränkt. Viele Leute wurden entlaſſen oder ihre Arbeits⸗ 
wurde verkürzt. Nachfolgende Ereigniſſe verſchärften dieſen Zuſtand noch; 
110 vielleicht jetzt mehr Eiſenbahnen bankrott als je zuvor in dieſer Ge⸗ 
ation. Die Lage der Eiſenbahnen ſpiegelte ſich in der Maſchinen⸗ und 
ktroinduſtrie wieder. Es zeigte ſich, daß dieſe Induſtrien nur dann Pro⸗ 
een produzieren können, wenn ſolche mit Profit an Kunden, meiſt 
bahnen, verkauft werden können, was wieder vorausſetzt, daß die letzteren 
tande find, fie mit Profit anzuwenden. Als auf dem Eiſenbahnmarkt eine 
dung eintrat, weil die Möglichkeit profitabler Anlagen auf dieſem Gebiet 
pft war, wurden die Märkte der Maſchinen⸗ und elektriſchen Induſtrien 
afalls überfüllt. Eine Einſchränkung der Produktion ging auch auf dieſen 
hieten der Panik voraus und nahm ſeitdem immer größere Dimenſionen 
Die größte Firma dieſes Induſtriezweigs in Amerika, die Weſtingbank 
npany, fallierte. Zuerſt dachte man, nur Geldmangel habe dies verſchuldet, 
h zeigt es ſich jetzt, daß ein wirklicher Bankrott vorliegt und daß außer 
Lage der Eiſenbahnen auch noch Überproduktion auf dieſen Gebieten die 
gache bildet. Und das gleiche trifft bei vielen anderen Induſtrien zu, in 
‚en Produktionsmittel erzeugt werden. 

Dieſe Sachlage wirkte natürlich auf den Grundſtückmarkt zurück. Die Ver⸗ 
(derung der Nachfrage nach Produktionsmitteln und die daraus ſich er⸗ 
er Einſchränkung der Produktion, ſowie die damit verbundene Arbeits⸗ 
gkeit mußte die überſchäumende Stimmung des Realitätenmarktes gewaltig 
Jabftimmen. Als dann endlich die Kriſis kam, wurde dem ganzen Geſchäft 
Boden entzogen, und ungeheure Reichtümer, große Mengen von Kapital 
ber wobei die Reichen noch reicher und die Armen um ihre Er⸗ 
wmiffe betrogen wurden. Und das ſchlimmſte war, daß eine große Anzahl 
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von Leuten, die ſich als Agenten oder Händler in den guten Zeit 
gebracht hatten, ſich nun jedes Mittels zum Leben beraubt ſahen. 
Um dieſe Zeit ungefähr erwachte nun das moraliſche Gewiſſen 
Volkes“, das bis dahin geſchlummert hatte. Doch erſt als die Kriſis 
einem Krach einſetzte, wurde es ganz aufgerüttelt. Und der einleitende Don: 
ſchlag war auch danach, den feſteſten Schläfer zu wecken. Es ift- me 
daß die Hiſtoriker dieſer Kriſis abſichtlich nicht auf ihren Anfang einge 
Einige behaupten, die genaue Zeit nicht zu wiſſen, und ſprechen unbeftn, 
von Oktobertagen. Andere datieren ihren Beginn von dem Anſturm auf; 
Knickerbocker Truſt⸗Company oder von anderen derartigen Ereigniſſen, die 
offenbar nur Zwiſchenfälle der ſchon lebhaft wütenden Kriſis waren. Tatj! 
iſt, daß die Kriſis im September durch das Falliſſement der New York G. 
Eiſenbahngeſellſchaft und der mit ihr vereinigten Geſellſchaften eingel 
wurde. Dieſer rieſenhafte Truſt, der mit etwa 200 Millionen Dollar fund. 
war, brach plötzlich mit einem gewaltigen Krach zuſammen, und unter ſei 
Trümmern waren Millionen von Vermögen des lieben Publikums begral: 
für die es feine wertloſen Papiere eingetauſcht hatte. Unter dem aufreizen 
Einfluß dieſes mächtigen Kraches begann unſer Gewiſſen zu empfinden, | 
die Verwäſſerung der Aktien dieſes Trufts, die ſeit ſeinem Beſtehen allbeka⸗ 
war, unmoraliſch ſei. Und als das argwöhniſche Publikum nun entdeckte, 
viele andere große und blendende Unternehmungen, deren aktienverwäſſer 
Manipulationen es bisher mit Gleichmut mitangeſehen hatte, auch nicht 
beſſeren Grundlagen ruhten, ſo war unſer Gewiſſen ganz aus ſeinem let: 
giſchen Schlafe erwacht, und wir verloren „das Vertrauen“. Zu aller 
verloren wir das Vertrauen zur Unverſiegbarkeit des Goldſtroms und | 
Proſperität, in der wir bisher geſchwelgt hatten, und zu unſerer unbegrenz 
Fähigkeit, alles, was auftaucht, durch Kapitaliſation in Bargeld zu verwandı 
Dann verloren wir das Vertrauen in die Ehrlichkeit unſerer großen Kap 
liſten, das heißt in ihre Fähigkeit, aus unſeren Wertpapieren die Divideni 
herauszuholen, auf denen ihr Wert beruhte. Wir verloren das Vertrauen 
dem inneren Werte des Papiers, als wir die unangenehme Entdeckung macht! 
die Tugan⸗Baranowsky und ſeinen Anhängern noch bevorſteht, daß der W 
der Produktionsmittel, ſei er nun tatſächlich oder bloß auf dem Papier, 1 
den Erträgen abhängt, die ſie in der Form von Profiten liefern, und d 
wenn die Profite ausbleiben, eine unangenehme Überproduktion mit allen ih 
unangenehmen Begleiterſcheinungen eintritt. Und da es wohlbekannt w 
daß viele unſerer Banken und Truſtgeſellſchaften ſtark in dieſen Wertpapien 
ſpekulierten, ſo verloren wir auch zu ihnen das Vertrauen, und jeder mac 
einen verzweifelten Verſuch, bares Geld zu erhaſchen, ſolange es noch welch 
gab, in der ſicheren Befürchtung, daß die zu ſpät Kommenden nichts mi 
als einen Haufen wertloſer Papiere vorfinden würden. Die Panik war 
Die Preiſe ſtürzten. Jedoch nicht die Preiſe von Konſumtionsgütern, der 
Markt nicht überfüllt war, ſondern die der Wertpapiere, mochten ſie n 
bloß einen „moraliſchen“ Beſitz oder wirkliche Produktionsmittel repräſentier 
die überproduziert worden waren. Die Panik war vorüber, ſobald d 
Publikum die Situation klar erfaſſen konnte und die zahlungsfähigen 1 
ſich von den inſolventen oder verdächtigen ſeparierten. Das Vertrauen 
den Banken, die den Sturm überdauerten, iſt wiederhergeſtellt, und Barge 
iſt in Hülle und Fülle vorhanden. Doch die Preiſe ſind noch gedrückt. li, 
| 


ier 
14 
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zs noch ſchlimmer ift, die Preife der Konſumtionsgüter und vieler Artikel, 
als Produktionsmittel gebraucht werden und deren Preiſe durch die Panik 

t unmittelbar betroffen wurden, ſind jetzt niedrig und fallen noch weiter, 
eil die Einſchränkung der Produktion von Produktionsmitteln, die der Ent⸗ 
ckung der früheren Überproduktion folgte, die Nachfrage nach dieſen Waren 
rabdrückte. So ſchleppt ſich die Kriſis weiter. Und ebenſo geht der mora⸗ 


| 


che Kreuzzug noch weiter, deſſen Kundgebungen, wenn ſie außer Landes 
kannt wären, ſehr zur Erheiterung der Nationen beitragen würden. Doch 


won ein anderes Mal. 


Wirtſchaftliche Kundſchau. 


Von J. Karski. 


Skontherabſetzung. — Emiffionen. — das fortſchreiten der Krife. — Kartelle. 
| Spekulation. 

Der Monat Juni brachte eine weitere Erleichterung auf dem Geldmarkt. 
achdem Paris und London bereits auf 3 und 2¼ Prozent zurückgegangen 
garen, ſetzte die Reichsbank den Wechſeldiskont am 4. Juni von 5 auf 
a Prozent herab und ließ am 18. Juni eine weitere Ermäßigung auf 
Prozent folgen. Die letzte Ermäßigung machte einiges Aufſehen, nicht nur, 
eil ſie ſchon vierzehn Tage nach der vorhergehenden, ſondern beſonders, weil 
e zu einem recht ungewöhnlichen Zeitpunkt erfolgte: kurz vor dem Quartal⸗ 
hluß, der erfahrungsgemäß einen großen Geldbedarf der Geſchäftswelt zeitigt. 
er eigentliche Grund für dieſe Maßnahme war jedenfalls der, daß Preußen 
ieder einmal Geld braucht und 100 Millionen Mark Schatzſcheine an den 
ſtarkt bringen will; dazu braucht man aber gut Wetter an der Börſe. 
Janeben kommt freilich auch in Betracht, daß die Kreditanſprüche tatſächlich 
eringer geworden ſind. Präſident Havenſtein erklärte in der Sitzung des 
keichsbankdirektoriums, in der der Beſchluß gefaßt wurde, daß die Wechſel⸗ 
empelſteuer im Mai abermals zurückgegangen ſei, was darauf hindeute, daß 
ie Kreditanſprüche in der Abnahme begriffen ſeien, weil in der Induſtrie die 
zeſchäftigung einen bedeutenden Rückgang erfahren habe. 

Sehr bemerkenswert iſt angeſichts dieſer Lage die unvermindert ſtarke, nun 
hon ſeit Anfang des Jahres andauernde Emiſſionstätigkeit. Nach den Schiff⸗ 
ahrtsgeſellſchaften kamen die großen Montanwerke mit Anforderungen nach 
euem Kapital, danach die elektriſche Induſtrie und dann in bunter Reihe 
miſſionen der verſchiedenſten Art. 

In der Elektrizitätsbranche geht die Konzentration immer weiter mit Rieſen⸗ 
ſchritten vorwärts. Im Mai vollzog ſich die endgültige Einverleibung der 
Berliner Elektrizitätsgeſellſchaft in die Berliner Elektrizitätswerke. Allerdings 
jandelt es ſich dabei nur um eine Schiebung, denn in Wirklichkeit ſind beide 
Beſellſchaften Schöpfungen der großen Allgemeinen Elektrizitätsgeſellſchaft, und 
nit ihrer „Selbſtändigkeit“ war es nie weit her. Bei dieſer neuen Fuſion 
Mitte ſich das Bedürfnis geltend, 10 Millionen Mark neuer Teilſchuld⸗ 
derſchreibungen und 12,60 Millionen Mark neuer Stammaktien heraus⸗ 
mbringen. Erwähnt ſei bei dieſer Gelegenheit der Profit, der bei dieſen 
Jinanzoperationen für das „Mutterinſtitut“ abfällt: die Allgemeine Elektri⸗ 
ſitätsgeſellſchaft hat Gründerrechte an den von ihr geſchaffenen „Töchter⸗ 
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inſtituten“; unter anderem ſteht ihr das Recht zu, von neuen Aktien, 
Berliner Elektrizitätswerke emittieren, die Hälfte zum Parikurs zu übernehme 
wenn alſo jetzt die letzteren für 12,60 Millionen junge Aktien in die W 
ſetzen, ſo erhält die Allgemeine Elektrizitätsgeſellſchaft 6,30 Millionen davo 
der Emiſſionskurs dieſer Aktien ſtellte ſich auf 170 Prozent, folglich kau 
die Allgemeine Elektrizitätsgeſellſchaft für 6,30 Millionen Mark Papiere, 10 
einen Marktwert von 10,71 Millionen haben, das heißt ſie macht einen Pro 
von 4,41 Millionen Mark. | „ 
Jetzt verſpürt auch die Elektrizitätsaktiengeſellſchaft, vormals Schuckert & C 
in Nürnberg das Bedürfnis, ihre Mittel zu erweitern, indem ſie 15 Million 
Mark Schuldverſchreibungen emittiert. Das Unternehmen hat den Krach ve 
1901/02 überwunden, bei dem ein buchmäßiger Verluſt von 15 / Million 
Mark zu decken war, und macht jetzt mit Volldampf Neugründungen. D 
Entwicklung wird durch folgende Ziffern charakteriſiert: Bei der Gründur 
im Jahre 1893 betrug das Aktienkapital 12 Millionen, es wurde in raſche 
Zügen auf 42 Millionen im Jahre 1899 erhöht. Dann kam der Krach; di 
Verluſt wurde aus dem Reſervefonds gedeckt, die kleinen Aktionäre verlore 
infolge des Kursſturzes Hals und Kragen. Im Jahre 1903 kam dann de 
Vertrag zwiſchen den Schuckert⸗ und den Siemenswerken zuſtande, es en 
ſtanden die Siemens⸗Schuckertwerke als Geſellſchaft mit beſchränkter Haftun 
mit einem Kapital von 90 Millionen, wovon die Schuckertgeſellſchaft 44,95 Mi 
lionen übernahm. Im Jahre 1907 erfolgte eine Erhöhung des Aktienkapital 
auf 50 Millionen. Daneben hat die Geſellſchaft 27,7 Millionen als Obi 
gationsſchuld aufgenommen. Der Krach von 1902 war durch allzu gewagt 
Gründungen entſtanden, aber natürlich werden weitere Gründungen betrieben 
und heute iſt die Geſellſchaft an nicht weniger als ſechzehn Geſellſchafte 
(außer den Siemens⸗Schuckertwerken) in Deutſchland, Italien, Spanien, Ruß 
land und den ſkandinaviſchen Ländern beteiligt. Die neue Schuld wird auf 
genommen, um einen Teil der Bankſchulden abzuſtoßen, die ſich auf 18 Mil 
lionen Mark belaufen. W 
Von großen Transaktionen auf dem Gebiet der Induſtrie ſei auch di 
Aufnahme von 50 Millionen für die Kruppwerke erwähnt, wovon jetzt 20 Mil 
lionen begeben wurden. Hier handelt es ſich zum Teil um Aufnahme vor 
Kapital zur Erweiterung der beſtehenden Werke. Daneben laufen Trans 
aktionen, die eigentlich ſchon früher hätten durchgeführt werden ſollen, aben 
in Erwartung einer günſtigeren Lage am Geldmarkt aufgeſchoben wurden 
Zu dieſen gehört zum Beiſpiel die Finanzierung der „Julius Pintſch Aktien 
geſellſchaft“, die am 23. Juni einen Proſpekt über die Begebung von 18 Mil- 
lionen Mark Aktien und 6,5 Millionen Obligationen erſcheinen ließ. Es handelt 
ſich da um eine Gründung, bei der ein altes Unternehmen, das die Fabrikation 
von Beleuchtungsapparaten und Maſchinen betrieb, in eine Aktiengeſellſchaft 
umgewandelt wird. Die Geſellſchaft wurde bereits im April 1907 in das 
Handelsregiſter eingetragen, aber die Aktien blieben in den Händen der Gründer 
und kommen erſt jetzt an den Markt. 79 3 
Wir erwähnen das, da oberflächliche Beurteiler leicht zu dem Schluf 


1 


3 


kommen, daß die neuen Kapitalanlagen dazu führen müſſen, die e 
Tätigkeit zu beleben. Das wäre nur dann richtig, wenn tatſächlich das ge⸗ 
ſamte neu geſchaffene Kapital dazu verwendet würde, neue Fabrikbetriebe zu 
errichten und beſtehende zu erweitern. Das iſt indeſſen nicht der Fall, denn 
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die erwähnten Beiſpiele zeigen, handelt es ſich zum Teil um rein finanzielle 
rationen. Auf dieſe Weiſe abſorbieren die Emiſſionen einen großen Teil 
| verfügbaren Kapitals, und in manchen Produktionszweigen bleibt nach 
vor der Kapitalmangel ſehr fühlbar. So vor allem in der Bauinduſtrie, 
bisher die Hoffnung auf Belebung nicht in Erfüllung gegangen iſt, was 
Teil allerdings auch darauf zurückzuführen iſt, daß allem Anſchein nach 
en und Bauſpekulanten in faſt allen deutſchen Großſtädten ſich in 
letzten Hauſſeperiode derart verrannt haben, daß ſie auch bei billigem 
dit nicht mehr weiter können. 

Das Fortſchreiten der Kriſe dokumentiert ſich unter anderem in dem ſtarken 
kgang der Einnahmen der deutſchen Eiſenbahnen. Es wurden vereinnahmt 
1000 Mark: 
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Gegen das 
Vorjahr 


Gegen das 
Vorjahr 


1908 Güterverkehr Per ſonenverkehr 


V 124069 ＋ 1671 41900 ＋ 2087 


8 126 263 + 9739 40371 ＋ 2560 
WW 131534 — 1932 49 310 — 3992 
pri n 124861 — 3428 59182 — 1218 
J 127 509 — 1117 56699 — 5770 


Es brachten ſomit die beiden erſten Monate des Jahres noch eine an⸗ 
liche Steigerung des Verkehrs, dagegen die Monate März, April und 
i einen fühlbaren Rückgang ſowohl im Güter: als im Perſonenverkehr. 
Da die offizielle Statiſtik in bezug auf die Produktionsverhältniſſe immer 
ſtark nachhinkt, verfügen wir noch nicht über Zahlen, die die Entwicklung 
der Induſtrie charakteriſieren, und die großen Verbände, die am eheſten 
liſchluß geben könnten, ſchweigen ſich aus oder machen tendenziöſe Angaben. 
3 Bild, das ſich aus den Marktberichten und privaten Mitteilungen in 
(Preſſe ergibt, iſt recht trübe. Was die Montaninduſtrie anbetrifft, ſo 
int der Rückgang am wenigſten in der Kohlenproduktion bemerkbar zu ſein, 
’ find die Nachrichten widerſpruchsvoll. Einerſeits wird gemeldet, daß 
len ſchlanken Abſatz finden, andererſeits heißt es, daß die Vorräte in Weſt⸗ 
in und im Rheinland ziemlich ſtark angehäuft find. Die amtlichen An⸗ 
I zeigen im erſten Quartal eine nicht unbedeutende Zunahme der Förde⸗ 
g: 49294000 Tonnen Steinkohlen und 21662000 Tonnen Braunkohlen 
en 46871000 und 19843 000 in der gleichen Zeit des Vorjahrs. Um ſo 
erkenswerter iſt die Tatſache, daß die Löhne bereits beträchtlich geſunken 
0, wie folgende Zuſammenſtellung zeigt. Der pro Arbeiter und Schicht ver⸗ 
ite reine Lohn war:!“ 


ZT -mQ.—ñx?L1 n'y;!y; . ]èĩ?7i ————————rV TE 
Wie übrigens auf Grund zuverläſſigen Materials ganz falſche Lohnberechnungen zu⸗ 
de kommen, zeigte vor kurzem die „Bergarbeiter-Zeitung“ an einem Beiſpiel, das all⸗ 
eine Beachtung verdient. Aus dem Lohnbuch eines unterirdiſch beſchäftigten Arbeiters 
(Zeche Neueſſen ergibt ſich, daß der Mann im Jahre 1907 1621,33 Mark Lohn er⸗ 
en hat. Dabei hat er 462⅜ Schichten verfahren; eine geradezu ungeheuerliche Leiſtung! 
| Mai verfuhr er zum Beiſpiel 43 ½¼ Schichten, im Juli 48%/s, im Auguſt 48. Berechnet 
nun den Verdienſt pro Schicht, dann find es 3,50 Mark; rechnet man aber mit 
Arbeitstagen im Jahre, wie es bei Berechnung der Lohnklaſſe durch die Krankenkaſſen 
gieht, fo ergibt ſich ein „Taglohn“ von 5,40 Mark. Natürlich iſt eine derartige Rechnerei 
Grund aus falſch, und dieſe „Methode“ müßte als grober Unfug qualifiziert werden. 
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Im Oberbergamt 4. Quartal 1907 1. Quartal 1908 
Dortmund 487 
Oberſchleſirnenun 3,58 3,53 
Saarbrücken 4,07 
Halle 3,70 3,55 


In bezug auf Koks wußte die „Rheiniſch⸗Weſtfäliſche Zeitung“ vor 1 
zu melden: „Der Abſatz hält ſich in den ſeitherigen Grenzen und zeigt eh 
Veränderung. Das Syndikat nimmt den Kokereien 70 Prozent der Beteiligt 
ab, von denen es allerdings gewiſſe Quantitäten auf Lager nimmt. Was e 
Kokereien über dieſe 70 Prozent produzieren, müſſen ſie ſelbſt lagern. % 
Kokslager zeigen auf verſchiedenen Zechen eine ſtarke Zunahme. ... Wie 
der Abſatz weiter geſtalten wird, läßt ſich zurzeit nicht überſehen, da die M 
zahl der Hütten mit ihren Beſtellungen ſehr zurückhält. Für das di 
Quartal ſtehen dieſelben noch größtenteils aus. Es wird aber mehrfach « 
genommen, daß die 30 prozentige Einſchränkung für die nächſten Mon: 
kaum ausreichen und daß es erforderlich werden wird, dieſelbe wieder ein 
zu erhöhen.“ | nn... 

Damit iſt alſo gejagt, daß der Abſatz gewaltig zurückgegangen iſt, de 
es iſt die Zeit noch in friſcher Erinnerung, wo die Kokswerke ganz auß⸗ 
ſtande waren, ſo viel zu liefern, als man forderte. f „ 

Dieſer verringerte Abſatz deutet auf das Nachlaſſen der Eigenproduk 
hin. Hier liegen nun die Dinge zweifellos ſehr ungünſtig. | 155 

Der beſte Beweis dafür iſt, daß die Roheiſenerzeugung ſtark zurü⸗ 
gegangen iſt. Im Mai wurden 1010917 Tonnen hergeſtellt gegen 109431 
Tonnen im gleichen Monat des Vorjahres; in den erſten fünf Monaten d 
Jahres wurden 5093296 Tonnen erzeugt, das iſt 218321 Tonnen weni: 
als in der gleichen Zeit des Vorjahres. Dabei iſt zu bemerken, daß das Re⸗ 
eiſenſyndikat in der glücklichen Lage war, langfriſtige Kontrakte zu beſitze, 
auf Grund deren die Abnehmer gezwungen waren, das Produkt abzunehm, 
auch wenn fie keinen Bedarf dafür hatten, und daß zweitens auch dieſes Sr: 
dikat die beliebte Auslandspolitik getrieben hat, indem es, ſolange irgend Re 
eiſen unterzubringen war, den Export forcierte. ' „ 

Die rückläufige Konjunktur dokumentiert ſich auch darin, daß der St 
verband nunmehr ſich gezwungen ſieht, die Halbzeugpreiſe für das d 
Quartal um 5 Mark pro Tonne zu ermäßigen. Aus den Verſandziffern, 
der Verband publiziert, geht hervor, daß im Mai der Verſand von A-Prodn 
um 42889 Tonnen im Vergleich zum Vormonat geſtiegen iſt, dagegen er 
ſich im Vergleich zum Mai 1907 ein Rückgang um 74462 Tonnen; für A 
und Mai ergibt ſich ein Rückgang von 184480 Tonnen im Vergleich z 
Vorjahr. Der Bericht, den der Vorſtand bekannt gibt, iſt recht peſſimiſt 
geſtimmt: die Beſtellungen der Staatsbahnen ſind geringer geworden, au 
die Aufträge in Rillenſchienen (für Trambahnen) und Grubenſchienen fü 
gering, Formeiſen (für Bauzwecke) iſt wenig verkäuflich, im Ausland drü 
der Wettbewerb die Preiſe, und das Daniederliegen der Schiffbauinduſn 
hat den Verbrauch von Eiſen ſtark reduziert. Die Herabſetzung des Prei 
um 5 Mark bezeichnet der Verband als ein Entgegenkommen „zur Unte 
ſtützung der einheimiſchen Verbraucher“. Das „Berliner Tageblatt“ meint n 
Recht, das Wohlwollen des Verbandes den ausländifchen Verbrauchern gege 
über ſcheine jedenfalls größer zu ſein, denn in England ſind deutſche Bloon 
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72 Schilling pro Tonne zu haben, in Deutſchland koſten ſie 95 Mark. 
nsgeſamt ſind nunmehr die Preiſe von Halbzeug um 15 Mark pro Tonne 
rabgeſetzt (im Januar fand die erſte Ermäßigung um 10 Mark ftatt). Dieſe 
reisreduktion reicht indeſſen nicht aus, um das ſchreiende Mißverhältnis 
giſchen dem Preiſe der Halbzeugfabrikate und der Fertigware zu beſeitigen. 
zenigſtens wird vielfach behauptet, daß die „reinen“ Walzwerke, das heißt 
ne, die Halbzeug kaufen müſſen, mit Verluſt arbeiten. Dabei gilt indeſſen 
e Preisermäßigung von 5 Mark nur für Abſchlüſſe, die bis zum 15. Juli 
fertigt werden; was dann geſchehen ſoll, wird nicht geſagt. Der Verband 
zt alſo den Abnehmern das Meſſer an die Gurgel, will den ſofortigen Ab⸗ 
hluß von Verträgen erzwingen. 

Kaum war nun die Herabſetzung des Preiſes bekanntgegeben — am 
). Juni —, jo beſchloß die Vereinigung der rheiniſch⸗weſtfäliſchen Stabeiſen⸗ 
ändler eine Herabſetzung der Preiſe für Stabeiſen, Bleche und Bandeiſen 
m 10 Mark pro Tonne. Das Verhältnis iſt alſo ſo: Bisher koſteten 
nüppel, aus denen Bandeiſen gewalzt wird, 100 Mark pro Tonne, Band⸗ 
ſen 102,5 bis 107,5 Mark pro Tonne; jetzt koſten die Knüppel 95 Mark, 
ir Bandeiſen bewilligen die Händler aber nur 92,50 bis 97,50 Mark. 
ffenbar können die Händler nur deshalb dieſen Druck ausüben, weil ihnen 
on den „gemiſchten“ Werken, die ihr Halbzeug ſelbſt herſtellen, die Ware zu 
ieſem Preiſe geliefert wird. Das rührt daher, daß die B-Produkte, zu denen 
ztabeiſen, Bleche, Draht uſw. gehören, von den Syndikatswerken frei ver⸗ 
zuft werden können. Auf dieſe Weiſe ſchnüren die großen „gemiſchten“ Werke 
en kleineren „reinen“ Walzwerken die Kehle zu, trotz der Solidarität, die 
er Verband pflegt. Die Folge wird ſein, daß während der gegenwärtigen 
zriſe abermals eine Anzahl dieſer „reinen“ Werke ruiniert wird. 

In beſonders ſchlimmer Lage ſcheint ſich die ſogenannte Kleineiſeninduſtrie 
Verfertigung von Handwerkszeug, Meſſern, Schaufeln, Axten, Hausgerät uſw.) 
u befinden. Der „Frankfurter Zeitung“ wird am 6. Juni zum Beiſpiel aus 
düffeldorf über dieſe Branche berichtet: „Der verminderte Bedarf der Groß⸗ 
iſeninduſtrie macht ſich namentlich in der Werkzeugfabrikation bemerkbar, die 
Hlechte Lage des Baumarktes bringt geringen Bedarf für Artikel der Bau⸗ 
edarfbranche, und in den täglichen Gebrauchsartikeln, die eigentlich das 
Jauptgebiet der Kleineiſeninduſtrie darſtellen, kommt zu dem allgemein zurück⸗ 
ſegangenen heimiſchen Bedarf der große Ausfall im Export. Das empfinden 
tamentlich die Fabrikanten des Solinger Kleineiſenbezirkes, in dem auch die 
Waffenfabrikation den Betrieb einſchränken muß. Die früher ſo brennende 
Arbeiterfrage iſt nahezu gänzlich verſchwunden; Arbeiter ſind jetzt in aus⸗ 
eichender Zahl erhältlich. Das ſpricht mit für die Verſchlechterung der Lage, 
die im übrigen in zahlreichen Feierſchichten, Arbeiterentlaſſungen und Betriebs⸗ 
inſchränkungen ſich ausdrückt. Die Preiſe haben faſt in allen Gebieten er⸗ 
näßigt werden müſſen.“ 

Alſo auf der ganzen Linie — vom Roheiſen bis zur Meſſerfabrikation — 
Hängen und Würgen! 

Auf dem Gebiet des Kartellweſens ſind zurzeit überaus intereſſante Vor⸗ 
zänge zu beobachten. Zwei große Syndikate ſtehen vor einer Umwandlung. 
Das Roheiſenſyndikat iſt gekündigt worden, und gleichzeitig werden die Ver⸗ 
handlungen aufgenommen, um das Syndikat auf erweiterter Grundlage neu 
aufzubauen. Das Beſtreben geht dahin, die beſtehenden Verbände — Rheiniſch⸗ 
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ſagen. 

Im Kaliſyndikat kracht es bedenkli 
ſchon jetzt geht der Krakeel los. Es entſtehen fortwährend neue Werke, di 
das Syndikat bedrohen und nur zum Beitritt zu bewegen ſind, wenn 1 0 
große Zugeſtändniſſe in bezug auf die Beteiligung gemacht werden. Nur 
ſcheint man ſich mit Reorganiſationsplänen zu tragen, deren Endziel eine Er 
höhung des Preiſes iſt. Zu dieſem Zwecke wollen die Intereſſenten der 
preußiſchen Fiskus, der bisher den Vor 
In der Regel iſt ja der preußiſche Fiskus dem Warenwu | 
und macht luſtig mit bei der Preistreiberei des Kohlenſyndikats. Hier abe 
handelt es ſich um ein Produkt, bei dem die A 
— Kaliſalze als künſtlicher Dünger —, und da darf der Fiskus nicht geger 
die Intereſſen der Junker verſtoßen. 1 

Die Börſe macht trotz der Kriſe eine Periode waghalſiger Spekulationer 
durch. Die vielen Emiſſionen erhalten das Geſchäft rege, wobei auch das Aus 
land ſtark eingreift, beſonders Amerika. Die Kapitalmagnaten von jenſeits des 
Ozeans haben ein Intereſſe daran, die Börſe zu ſtimulieren, da ſie ſich mit 
großen Plänen in bezug auf Eiſenbahnfuſionen tragen. Deshalb haben die 
Morgan, Harriman, Hill und Konſorten Anfang Juni eine ſtarke Hauſſe in⸗ 
ſzeniert. Es iſt ein überaus intereſſantes Schauſpiel, das ſich da vollzieht: Mit 
amerikaniſchen Bahnen haben die europäiſchen Kapitaliſten ſeit Jahren ſchlimme 


I 
| 
I 
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Erfahrungen gemacht; die Kriſe brachte ungeheuerliche Schwindeloperationen 
an den Tag, trotzdem ſetzen Harriman und Morgan ſpielend die Aufnahme 
der Bonds der Pennſylvaniabahn und der Union⸗Pacifie durch, mit der 
üblichen Überzeichnung. Sie halten den Kurs auf der Höhe gerade ſo lange, 
als es ihnen paßt, dann überlaſſen ſie den Markt ſich ſelbſt und die Kurſe 
gehen kopfüber herunter. Die engliſchen und deutſchen Bankiers und Speku⸗ 
lanten geben ſich alle Mühe, die Überzeugung zu verbreiten, die Sanierung 
habe ſich vollzogen, amerikaniſche Bahnen ſeien gut. Aber am ominöſen 
13. Juni kommt die Nachricht: die Eriebahn, die zur Intereſſenſphäre Morgans 
gehört, befinde ſich in finanziellen Schwierigkeiten, es ſei ihr nicht möglich, die 
Ende Juli fälligen Verbindlichkeiten einzulöſen. Das bedeutet für manchen 
Spekulanten Rieſenverluſte, aber dieſe Warnung hilft natürlich wenig, das 
Spekulationsfieber dauert weiter. | 

Am 24. Juni krachten in München die Revolver: zwei angeſehene Bankiers, 
die Brüder Klopfer, ſetzten ihrem Leben ein Ende, nachdem ein ſpekulativer | 
Coup, durch den fie ihr gefährdetes Geſchäft hatten heben wollen, mißlungen 
war. Es werden wohl kaum die letzten Opfer ſein. Auch dieſe blutige War⸗ 
nung wird dem Taumel nicht Einhalt gebieten. . 
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5 5 Die Rückwanderungen. 25 0 


Die wirtſchaftliche Kriſis, die im vorigen Jahre in den Vereinigten Staaten 
m Ausbruch kam, führte dort zu maſſenhafter Entlaſſung von Induſtriearbeitern. 
akt dieſe Entlaſſenen ſich noch keinen feſten wirtſchaftlichen Rückhalt in den 
‚reinigten Staaten geſchaffen hatten, hielten ſie es allgemein für das Beſte, vor⸗ 
ig fo ſchnell als möglich in ihre alte Heimat zurückzukehren, wodurch die Zahl 
ie nach Europa Zurückwandernden außerordentlich erhöht wurde. Alle Ozean⸗ 
mpfer kamen mit dichtbeſetztem Zwiſchendeck nach Europa zurück. Über den Um⸗ 
g der bisherigen Rückwanderung im Jahre 1908 teilt das New Yorker Bureau 
13 Norddeutſchen Lloyd mit, daß in der Periode vom 1. Januar bis 20. März vom 
w Yorker Hafen 142161 Perſonen abgefahren ſind gegen 48486 in demſelben 
traum 1907, was eine Zunahme der Rückwanderung um 193 Prozent ergibt. 
bei kamen in dieſem Zeitraum 1908 nur 50648 Perſonen im New Yorker Hafen 
! gegen 171132 in dieſer Zeit 1907, was eine Abnahme der Zuwanderung um 
8 Prozent ergibt. In derſelben Periode 1907 betrug der überſchuß der Zahl der 
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nwanderer über die der Rückwanderer auf dieſer einen Linie allein alſo 122 646. 
08 hatte ſich dieſer überſchuß von Einwanderern in einen von Rückwanderern 
rwandelt. Es wanderten 91513 mehr zurück als aus. Dieſe Tendenz erſtreckt 
h nicht nur auf Zwiſchendeckpaſſagiere, ſondern auch auf die zweite Kajüte, für 
elche Schiffsklaſſe in obiger Zeit die Zahl der Paſſagiere nach Europa um 4455 
ößer und von dort um 4104 kleiner als im Vorjahr war. Vom 20. März bis 
ade Mai 1908 nahm die Zahl der Rückwanderer verhältnismäßig etwas ab und 
e der Zuwanderer ſtieg, trotzdem aber find in dieſer Periode 158 968 Perſonen 
ehr ausgewandert wie eingewandert, während in derſelben Periode 1907 
9708 Perſonen mehr eingewandert wie ausgewandert waren — das iſt eine 
ifferenz von 628676 Perſonen! Namentlich die langdauernde Flauheit in der 
aumwolleninduſtrie und in anderen Fabrikbranchen in ganz Neuengland veranlaßte 
n Wegzug vieler Griechen, Makedonier, Polen und franzöſiſchen Kanadier, die, 
ie die „New Yorker Handelszeitung“ ſchreibt, meiſt geſchickte Arbeiter ſind, und 
e zurückzukommen beabſichtigen, ſobald ſich das nordamerikaniſche Geſchäft wieder 
sffert, ausgenommen eine beträchtliche Anzahl, deren Erſparniſſe bedeutend genug 
ad, daß fie den Reſt des Lebens in der Heimat verbringen können. 

Eine ſo koloſſale Steigerung der Rückwanderung konnte natürlich in Europa 
icht unbemerkt bleiben. Die einen befürchteten von ihr eine weitere Verſchärfung 
er bereits bemerkbaren Arbeitsloſigkeit in Deutſchland, andere erwarteten einen 
agünftigen Einfluß auf den Verlauf der ausgebrochenen Lohnkämpfe, da man be⸗ 
irchtete, die Zurückkehrenden würden zum großen Teil in Norddeutſchland bleiben; 
adererſeits hofften die Agenten der oſtelbiſchen Agrarier in dieſen Rückwanderern 
nen willkommenen Erſatz für die durch rückſichtsloſeſte Ausnutzung von den oſt⸗ 
biſchen Gütern vertriebenen heimiſchen Arbeiter zu finden. Doch trat nichts davon 
n. Die Rückgekehrten wurden keine Streikbrecher, und auch die Offerten der oſt⸗ 
biſchen Junker lockten ſie nicht. 

In der Zeit ihrer Tätigkeit in den amerikaniſchen Betrieben hatte ſich das 
laſſenbewußtſein und der Unternehmungsgeiſt der öſterreichiſchen, italieniſchen und 
awiſchen Arbeiter weſentlich gehoben. Wo man Gelegenheit hatte, italieniſche und 
ngariſche Rückwanderer und Auswanderer zuſammen zu ſehen, zeigte ſich das 
eutlich. Selbſt die konſervative „Schleſiſche Zeitung“ ſchreibt darüber: „Aus⸗ 
anderer und Rückwanderer begegnen ſich in Oderberg (Bahnſtation an der öſter⸗ 
eichiſch⸗preußiſchen Grenze) und fordern zu Vergleichen heraus. Dieſe fallen zu⸗ 
unſten der letzteren aus. Von dem Schmutz und dem Stumpfſinn, der den meiſten 
luswanderern anhaftet, iſt bei den Rückwanderern wenig zu ſpüren. Sie bewegen 
ch ſelbſtbewußter, freier und ſcheinen ſich auch mit ſozial Höherſtehenden mehr 
uf gleicher Stufe zu fühlen, als vor ihrer Auswanderung.“ Sie haben eben in 
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Amerika das Ducken verlernt und haben auch etwas mehr in der Taſche, a 
ihrer Hinfahrt. Die „Neue Hamburger Börſe“ teilt mit, daß im Novemb 
zirka 15000 ausländiſche Arbeiter den Pittsburger Diſtrikt verlaſſen haben un 
ſehen mit anderthalb Millionen Dollar nach Italien, Ungarn und Oſterreich z 
gekehrt ſeien. Man kann alſo annehmen, daß jeder Rückwanderer bei ſeiner 
laſſung aus Pittsburg, Chicago uſw. im Beſitz von zirka 100 Dollar war. 
hatten auch ſchon vorher Barſendungen nach der Heimat gemacht. Sie waren 
nicht darauf angewieſen, zu jeder Bedingung gleich wieder in Arbeit zu tr 
konnten ſich die Verhältniſſe in Europa erſt ruhig anſehen, ehe ſie ihre Maßna 
trafen, konnten es auch eine Zeitlang aushalten. Sobald ſich die Lage in Am 
wieder ändert, kehren ſie gewiß lieber nach dem freien Amerika zurück, als 
Europa für Jammerlöhne ihr Leben zu friſten. Jedenfalls haben ſie in Ameri 
eine gute Schule durchgemacht, und das iſt nicht allein ein Vorteil für den einzeln 
ſondern auch für die europäiſchen Arbeiter in ihrer Geſamtheit. e 
Wenn daher jedes Jahr eine größere Anzahl der nach Amerika ausgewandert 
Arbeiter und Arbeiterinnen wieder nach Polen, Ungarn, Slawonien, Dalmatien 
Süditalien und Oſtelbien zurückkehrt, ſo iſt das nicht zu bedauern, denn ſie werder 
dann meiſt zu ebenſoviel Förderern proletariſchen Selbſtbewußtſeins und Förderern 
des Kulturſtandes in ihrer Heimat, ebenſo wie die Arbeiter und Arbeiterinnen, die 
aus dem Oſten und Süden nach den Bergwerken und Fabriken und als Bauarbeiten 
nach Weſteuropa ziehen, die auch nach Beendigung der Kampagne oder des Baues 
mit etwas mehr Selbſt⸗ und Klaſſenbewußtſein in ihre ſüdöſtliche Heimat zurück 
kehren. H. Vogel. 


Literariſche Kundſchau. 


A. Müller, Bilder aus der chemiſchen Technik. Mit 24 Abbildungen im Text 
191. Bändchen „Aus Natur und Geiſteswelt“. Sammlung wiſſenſchaftlich⸗gemein⸗ 
verſtändlicher Darſtellungen. Leigzig, B. G. Teubner. 146 Seiten. Geh. 1 | 

geb. 1,25 ME. 


Eine klare und überfichtliche Darſtellung der wichtigſten Gruppen chemiſcher 
Fabrikationsprozeſſe. Dadurch, daß ſie auch die chemiſche Formelſchrift benützt wie 
überhaupt Kenntniſſe der Chemie vorausſetzt, wird freilich der Leſerkreis ein⸗ 
geſchränkt. Eine auf weitere Kreiſe berechnete Schilderung der chemiſch⸗techniſchen 
Prozeſſe würde auf den theoretiſchen Teil verzichten müſſen, könnte dafür aber die 
wirtſchaftliche Bedeutung der einzelnen Fabrikationszweige eingehend behandeln. 
Immerhin bietet auch demjenigen, der die chemiſchen Formeln nicht verſteht, das 
Büchlein reiche Belehrung über die wichtigſten Zweige der chemiſchen Technik. ew. 


Zeitſchriftenſchau. 


Die engliſche Revue „The Social-Democrat“ bringt in der Juninummer 
einen Aufſatz unter dem Titel „Stiefel oder Bier? Die ökonomiſche Notwendigke | 


mit in Lumpen gehüllten, barfüßigen Kindern, die klagen: Stiefel brauchen wir, e n 
Bier. Dieſe ganze Agitation beruht auf der Verkennung der ökonomiſchen Grund⸗ 
lehren; es iſt nicht richtig, daß der Rückgang der Alkoholinduſtrie durch einen gleich 
großen Aufſchwung der Produktion anderer Lebensmittel gutgemacht werden würde. 
Denn es iſt für eine Induſtrie vollkommen gleichgültig, ob der eine Menſch oder 


der andere ihre Produkte kauft. Gibt ein Arbeiter, anſtatt ſelber Stiefel zu kaufen, f 
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Geld einem Kameraden, der ſie kauft, jo iſt das für ihn perſönlich und für 
Familie ſchädlich; aber der Stiefelinduſtrie iſt das gleichgültig. Genau ſo 
die Sache, wenn der Arbeiter, ſtatt Stiefel zu kaufen, das Geld dem Schank⸗ 
gibt, der ſie dann kaufen kann, wofür der Arbeiter vollkommen nutzloſes Bier 
umt. Die Stiefelinduſtrie wird alſo gar nicht an Stelle der untergehenden 
industrie aufblühen; um fo mehr, als die bisher in der Bierinduſtrie beſchäf⸗ 
4 Perſonen jetzt auch kein Geld mehr bekommen, Stiefel zu kaufen. Was in 
m beſonderen Fall gilt, gilt allgemein für alle Verſchwendung. In dem Konſum 
Reichen, in der Produktion und Distribution ſelbſt herrſcht überall die maß⸗ 
IE Verſchwendung; würde man dieſe jedoch aufheben, ſo wäre der Ruin einer 
hl Induſtrien und maſſenhafte Arbeitsloſigkeit die Folge. Innerhalb der kapita⸗ 
then Ordnung iſt eben die Verſchwendung eine ökonomiſche Notwendigkeit. 
Wir möchten zu dieſen Ausführungen die Bemerkung nicht zurückhalten, daß, 
ichtig der letzte Satz iſt, und fo fehr Genoſſe Quelch im Recht iſt, wenn er 
n die bürgerlich⸗ethiſche Duſelei zu Felde zieht, die das Trinken der Arbeiter 
elrfache der Armut und das Schankgeſetz als Mittel gegen die Armut betrachtet, 
och über das Ziel hinausſchießt. Es geht denn doch nicht, in der Okonomie 
vom Gebrauchswert abzuſehen und es für gleichgültig zu betrachten, wofür 
Arbeiter ſein Geld ausgibt, wenn es nur Waren ſind: ob für geſunde Nahrung 
für Gift, ob für ſozialiſtiſche oder für pornographiſche Zeitungen. Wenn die 
ie ſich gleich bleiben, wird tatſächlich die Arbeiterklaſſe, wenn ſie von ihrem 
weniger auf Bier verwendet, mehr auf andere Lebensmittel verwenden können, 
der Teil der geſellſchaftlichen Produktion, der gegen den Arbeitslohn ausgetauſcht 
ir, wird ſich dann anders über die verſchiedenen Konſummittel verteilen. 

„The Socialist Review“ vom Juni enthält einen Aufſatz des bekannten 
anſchriftſtellers H. G. 2 ‚ell3 über „Boziafismus und Politik“, der einen 
neſſanten Einblick in die ſoztaliſiſche Einſicht solcher Perſonen gewährt, deren 
itt zu unſerer Bewegung, weil fie ſchon zuvor eine gewiſſe Berühmtheit hatten, 
Aufſehen macht, und die ſofort das Zeug in ſich fühlen, als Redner, Agitatoren und 
cteiler unſerer Taktik aufzutreten. Bei der Wahl in Mancheſter, wo ein Mitglied 
'ozialdemokratiſchen Partei (der S. D. F.) Kandidat war, ſchrieb Wells einen offenen 
f an die liberale Zeitung Daily News, worin er feinen Genoſſen empfahl, 
it dieſen ſozialiſtiſchen, ſondern den liberalen Kandidaten zu wählen. Dieſe 
dlungsweiſe zu rechtfertigen, dient der Aufſatz in der Revue. Der Autor er⸗ 
4 darin, er glaube nicht, daß eine beſondere ſozialiſtiſche Partei jetzt möglich 
t: erwünſcht ſei. Alle dieſe beſonderen Gruppen, Sekten und Parteien ver⸗ 
alten die Kraft des Sozialismus; fie brächten nur eine unfruchtbare iſolierte 
Sippe hervor, und verhinderten den Sozialismus am allgemeinen Aufkommen. Der 
9 5 Antiliberalismus einiger Mitglieder der I. L. P. (Unabhängige Arbeiter⸗ 
(ei) ſei eine ſchädliche Dummheit, da er dahin wirkt, das populär werden und 
Verwirklichung des ſozialiſtiſchen Ideals zu hintertreiben. Der Sozialismus iſt 
1 Plan zur geſellſchaftlichen Entwicklung; er erzieht und erklärt, doch greift er 
ut ein; er beeinflußt die Politik, iſt aber ſelbſt keine Politik; er iſt wie das Licht, 
das ſoziale Kampffeld erleuchtet, doch ſelbſt nicht mitkämpft. Die Arbeiter⸗ 
tei iſt die am meiſten ſozialiſtiſche, das heißt einſichtsvolle und aufbauende 
Uitei; doch auch die liberale Partei zeigt dieſe ſozialiſtiſche Tendenz, und ſogar 
der konſervativen findet ſie ſich vor. Die Arbeiterpartei iſt nicht eine Partei 


* die beiden traditionellen engliſchen Parteien, ſie muß dieſen das allgemeine 
Shiet der Politik überlaſſen. Für das Aufkommen des Sozialismus iſt jedoch 
„ler unwiſſende, intolerante, beleidigende Typus von Sozialdemokraten“ das 
Kimmſte Hemmnis; dieſe bekämpft Wells deshalb offen, wo er kann. Deshalb trat 


in Mancheſter gegen einen ſolchen Sozialiſten auf; weil dieſer kein Mitglied 
dſelben Partei — der Unabhängigen Arbeiterpartei — war wie er, hatte 
egegen ihn auch keine Genoſſenpflicht. Wenn rein ſektiereriſche Sozialdemokraten 
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ins Parlament geraten, könnten fie bloß die Entwicklun 
ſozialiſtiſchen Richtung verzögern. | rn 
Wir geben dieſe Ausführungen als Kurioſum, zur Kennzeichnung e 
und laſſen jedes Eingehen darauf, als überflüſſig, fort. e 
„Der Fluch der Gelegenteitsarbeit“ it ein Aufſatz von W. H. Be 
der den Charakter der Arbeit derjenigen behandelt, die nur dann und w 
regelmäßig Arbeit finden. Die Dockarbeiter, die trotz des hohen Stund 
durchſchnittlich geringe Wocheneinnahmen erzielen, bilden den ausgeſpro⸗ 
Typus dieſer Arbeiter. Mit Unrecht werden ſie als eine Art Arbeitsloſe be 
ſie ſtehen innerhalb, nicht außerhalb der Induſtrie, entſprechen einem b 
Bedürfnis, ſind nicht überflüſſig. Dieſer Zuſtand bildet geradeſo ein 
modernen Induſtrie, wie das Schwitzſyſtem und die Arbeitsunfälle, und 
in ähnlicher Weiſe durch beſtimmte Reformen abzuhelfen. Die Reform beſte 
in der Errichtung einer öffentlichen Arbeitsbörſe, aus der die Unterneh 
pflichtet werden, ihre Arbeiter zu beziehen. Dann ergänzen die unrege n 
Arbeiternachfragen der einzelnen Unternehmer einander; ein Teil der bisher u 
mäßig Beſchäftigten wird regelmäßig verwendet werden, während den ander 
dabei vollkommen arbeitslos werden, in derſelben Weiſe, wie allen Arbeitsloſ 
geholfen werden muß. Ahnlich wie hier, wenn auch weniger in die Augen ſpringel 
liegt die Sache in verſchiedenen anderen Gewerben, wo die Statiſtik der Gewe⸗ 
ſchaften ſogar in den beſten Jahren noch einige Prozente Arbeitsloſe aufwe 
Die Urſache liegt in der ungenügenden Beweglichkeit „der Arbeit“, das heißt d 
Arbeiter, wodurch ſie an einem Orte feiern, während an einem anderen Orte v. 
Arbeit iſt. Auch hier können öffentliche Arbeitsbörſen Abhilfe ſchaffe. 
„Die Wahlen in der Kapkolonie“ werden von Julian Hobhouſe behande⸗ 
Die Regierung des Miniſteriums Jameſon, die über eine ſehr kleine Majorittt v 
| 


g der alten Parteie 


fügte, hatte ſich verhaßt gemacht, weil ſie ſich unfähig erwieſen hatte, eine gin 


Finanzpolitik zu treiben, und Jameſon mehr die Intereſſen der De Beers Compa 
verfolgte als die der Kolonie. Trotz aller Wahlmachinationen unterlag ſeine Par 
(die Progreſſiſten, die nun ihren Namen in Unioniſten abänderten) dem Anſtur 
der Gegner, die im Südafrikanerbund eine altbewährte Organiſation befaßen. € 
Bund erzielte eine Zweidrittelmehrheit der Mandate, und ein Miniſterium Merrima 
Sauer⸗Malan übernahm die Regierung. Seine Hauptaufgabe wird eine 1 
der Finanzſchwierigkeiten ſein. Die andere große aktuelle Frage iſt die der ſü 
afrikaniſchen Einigung. In den anderen Kolonien haben die ſchwarzen Eingeboren 
keine politiſchen Rechte; meiſt ſind ſie auch lokal abgeſondert; im Kapland dageg 
beſitzen ſie Stimmrecht und wohnen zerſtreut zwiſchen den Weißen. Die verſchiede 
Behandlung bildet ein Hemmnis der Einigung. „ 

In „Zozialismus und die neue Wiſſenſchaft“ behandelt S. Herbert die Tra 
weite der Weißmannſchen Theorie der Nichtvererbung erworbener Eigenſchaft 
für den Sozialismus. Nach dieſer Theorie pflanzen ſich alle ſchlechten Anlagı 
ewig fort, ohne daß man imſtande ift, die Art anders zu verbeſſern, als dur 
Ausleſe und Fortpflanzung der Beſten. Der Autor ſieht darin keine Schwieri 
keiten für den Sozialismus, da dieſer in der Tat dahin wirken wird, daß d 
beſten, der Gemeinſchaft vorteilhafteſten Anlagen bei dem dann ſtattfindenden Wel 
bewerb ſich behaupten, während die Untauglichſten ſich nicht fortpflanzen werde 
Sorge für die gute Nachkommenſchaft wird dann ein allgemeines we 
Der Autor ſcheint es als feſtſtehend zu betrachten, daß die Menſchenraſſe in ihr 
Anlage verbeſſert werden muß. Es iſt fraglich, ob dies, was den Körper betrif 
nötig iſt; geiſtig iſt es gewiß nicht richtig, da jede Geſellſchaftsordnung die Qual 
täten entwickelt, die zu ihrem Beſtehen nötig ſind. Wir ſehen hier ganz von d 
Frage nach der Richtigkeit der Weißmannſchen Theorie ab, die in ihrer ſchroffe 
Form keine allgemeine Zuſtimmung findet. | . 


1 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 


‚and Nr. 42 en am 17. Juli 1908 26. Jahrgang 
6 Nachdruck der Artikel nur mit Quellenangabe geſtattet. 


Ein Junkerjubiläum. 


„ Berlin, 11. Juli 1908. 


Die Affäre des Fürſten Eulenburg wächſt ſich mehr und mehr zu einem 
ndal aus, der die innere Fäulnis der herrſchenden Klaſſen in den ver⸗ 
denſten Richtungen enthüllt, und man hat nur die Qual der Wahl, wenn 
u diefe Offenbarungen vom kulturhiſtoriſchen Standpunkt aus regiſtrieren 
dabei das Brett bohren will, wo es am dickſten iſt. 

IAulmerhin dürfte für die vergangene Woche dem hohen Adel der Vortritt 
ühren. Wir erwähnten vor acht Tagen ſchon den Verſuch der Hardenpreſſe, 
Geſchworenen gegen den Angeklagten voreinzunehmen, indem ſie ver⸗ 
tete, daß Eulenburg durch eine verleumderiſche Intrige den Hoftheater⸗ 
ndanten Pierſon in den Tod getrieben haben ſolle, und wir erwähnten 
leich, daß der Rechtsanwalt Konrad Haußmann aus amtlicher Kenntnis 
Sache öffentlich dieſe Behauptung für erfunden erklärt und dem Verhalten 
Fürſten Eulenburg gegen Pierſon höchſtens den Vorwurf übertriebener 
galität gemacht habe. 

Damit hatte die ſaubere Affäre aber keineswegs ein Ende. Um Haußmanns 
lärung zu entkräften, erſchien in einem Dresdener Organ, das ſogar 
itſchke einmal als „das ordinärſte Klatſchblatt deutſcher Zunge“ gekenn⸗ 
‚met hat, ein Brief des Fürſten Dohna⸗Schlobitten an den Fürſten Eulen⸗ 
g, worin Eulenburgs angebliche Intrige gegen Pierſon mit den Worten 
randmarkt wird: „Du biſt ganz einfach ſo verlogen, daß es mir ſchwer 
8 Gewiſſen fallen muß, einen ſolchen Kerl in die intime Geſellſchaft unſeres 
ebten allergnädigſten Kaiſers, Königs und Herrn gebracht zu haben.“ Und 
ner noch nicht genug, ſo trat Graf Bolko Hochberg breitſpurig vor die 
anllichkeit und erklärte, daß er die nunmehrige Veröffentlichung des vor 
be Jahren geſchriebenen Briefes veranlaßt habe. 

Nach der gemeinen Kutſcherlogik des menſchlichen Lebens iſt damit immer 


ih nicht bewieſen, weder daß die ganze Sache irgend etwas mit dem Meineid 
1907-1908, II. Bd. 35 
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wählten dazu das noble Mittel, daß ſie den franzöſiſchen Truppen, die d 
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Haußmann auch nach der Veröffentlichung jenes Briefes die Beh 
recht, daß Eulenburg in dieſem Punkte ſich nichts vorzuwerfen habe, 
ſeiner neueſten politiſchen Sprünge wird es Leute geben, zu denen 
übrigens auch rechnen, die Haußmann für viel glaubwürdiger hal 
zwei oder ſelbſt zwanzig Höflinge zuſammengenommen. Indeſſen k 
darauf gar nicht einmal an; ſelbſt wenn Eulenburg ſich gegen Bierj 
„verlogener Kerl“ erwieſen haben ſollte, ſo wird dadurch das Treib 
Höflinge um nichts ſchöner, die, ſolange Eulenburg die Gunſt des! 
genoß, ihn öffentlich nicht mit einem Hauche anzutaſten wagten, und ih 
mehr, da er ohnehin im Schmutze liegt, noch tiefer hineinbetten möchten, 
um den Preis, daß fie für dieſen Zweck ſelbſt bis an den Hals im Schm. 
waten müſſen. Den Gipfel dieſer adligen Geſinnung erreicht Graf 
Hochberg, indem er ſich gar noch öffentlich einer Handlungsweiſe rühm 
in Zuhälterkreiſen als verwerflicher Bruch der Spitzbubentreue gelten 

Für die misera contribuens plebs, für die blut⸗ und gutzahlende Maſſe d 
Volkes muß es ein recht erhebendes Gefühl ſein, daß dieſe „Edelſte 
Beſten“ zu der intimſten Umgebung der Krone gehört haben oder au 
gehören, der . deren Machtfülle noch ſo groß iſt, daß ihre Beſchlü 


Die Dohna und die Eulenburg ſind erſt durch den gegenwärtigen Tage 
Krone in den Fürſtenſtand „erhoben“ worden; Bolko Hochberg iſt zwar ri 
Graf, aber als Generalintendant der Königliche Schauſpiele hat er hi | 
Jahre hindurch eines der oberſten Hofämter bekleidet, das ihn in häufige 
nahe Berührung mit dem Kaiſer brachte; auch iſt er der jüngere Bruder 
Fürſten Pleß, der als nächſt dem Kaiſer größter Grundbeſitzer des preußiſ 
Staates und preußiſcher Oberſtjägermeiſter ebenſo wie die Dohna und 
burg oft die Ehre des kaiſerlichen Beſuches auf ſeinen Jagdgründen genoſſen 

Es handelt ſich bei dieſen Dohna, Eulenburg und Hochberg alſo um 
feinſte Blume der preußiſchen Ritterſchaft, um adlige Namen, die vom, 
ſchränkten Untertanenverſtand“ als Halbgötter angebetet fein wollen, mögt 
ſie ſich auch gegeneinander in einer Art benehmen und miteinander in 
Ton unterhalten, der von den letzten ihrer Stallknechte verſchmäht wei 
würde. Jedoch muß man ihnen zur Entſchuldigung anrechnen, daß ſie 
Ende nur ein Junkerjubiläum feiern und an ihrem Teil zeigen wollen, 
fie doch auch mit der Zeit fortgeſchritten find, wozu der Briefſteller Do 
obendrein durch Familienüberlieferungen angeregt fein mag. Es find nät 
in dieſem Sommer gerade hundert Jahre verfloſſen, ſeitdem die preußif 
Junker eines ihrer abſonderlichſten Meiſterſtücke vollbrachten. Damals n! 
preußiſcher Miniſterpräſident der Freiherr vom Stein, der einige bürgerli! 
Reformen durchſetzte, die nicht einmal ſehr tief gingen, aber der altpreußif 
Junkerherrlichkeit einigen Abbruch taten. So war es natürlich das heiße 
Beſtreben der Junker, dieſen Umſturzmann um die Ecke zu bringen, und 
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d noch beſetzt hielten, Steins franzoſenfeindliche Geſinnung denunzierten. 
gelang ihnen auch, einen Brief, worin Stein ſolche Geſinnungen bekundete 
den Plan einer nationalen Erhebung erwog, in die Hände des franzöſiſchen 
ptquartiers zu ſpielen, und als Stein auf dieſe Weiſe geſtürzt war, machte 
3 Graf Alexander Dohna⸗Schlobitten auf ſeinem Stuhle bequem. 

Bei unſerer beklagenswerten Unkenntnis der junkerlichen Genealogie wiſſen 
freilich nicht, ob der Briefſteller Dohna von dieſem Miniſter Dohna⸗ 
lobitten abſtammt oder von deſſen Bruder, dem General Friedrich Dohna- 
lobitten, der in den fünfziger Jahren des vorigen Jahrhunderts als gehor- 
ſter Ruſſenknecht übel berufen war und ſelbſt von demſ chwer zu befriedigenden 
en Nikolaus das lobende Zeugnis erhielt, ſolange Dohna in den damaligen 
rigen des Berliner Hofes obenauf bleibe, könne Väterchen ruhig ſchlafen. 
geſſen liegt daran auch nicht jo viel, wenn man nur anerkennen muß, daß 
Junker wirklich ſeit hundert Jahren recht adlige Fortſchritte gemacht 
en. Einen bürgerlichen Reformer, wie Stein, an einen Landesfeind, wie 
voleon, zu verraten, das war gewiß ſchon recht junkerlich, aber es lag doch 
agen ein gewiſſer hiſtoriſcher Schmiß darin, und ſo iſt der Fortſchritt 
ger Geſinnung unverkennbar, wenn jetzt ein paar erlauchte Höflinge ihre 
ſſe verherrlichen, indem fie einen junkerlichen Mithöfling, nachdem er zum 
iſeligen Schächer geworden iſt, noch anſpeien, derweil er ſchon am Kreuze 


. 


gt. 
Man darf jedoch, wie wir ſchon früher gejagt haben, in dem Pandä— 
aium, das die Affäre Eulenburg darſtellt, nicht immer nur eine Seite ins 
ge faſſen, um nicht ungerecht gegen die anderen Seiten zu werden, und 
im wir meinten, daß für die vergangene Woche dem hohen Adel der Vor— 
t gebühre, jo wollen wir damit keineswegs ſagen, daß ſich andere Schichten 
hberrſchenden Klaſſen hätten lumpen laſſen. Zum Beiſpiel konnte man 
natürlich immer nur nach dem Maßſtab der beſchränkten Einſicht, die den 
tertanen geziemt — vielleicht vorausſetzen, daß, nachdem einmal die Harden⸗ 
ſſe eine ſehr unbeſchämte Stimmungsmache betrieb, alle gerichtlichen In⸗ 
zen bemüht ſein würden, die Geſchworenen vor den Einflüſſen dieſer 
iche zu ſchützen. Allein dieſe Rechnung wäre ohne den Oberſtaatsanwalt 
enbiel gemacht geweſen. Nachdem er bei den früheren Hardenprozeſſen 
ihre Jubeltänze um den lauteren und reinen Charakter des Fürſten Eulen⸗ 
1g aufgeführt hatte, ſchleppt er jetzt den Brief des Fürſten Dohna in die 
lichtlichen Verhandlungen, um denſelben Grafen Eulenburg als durch und 
ech verlogenen Charakter zu verfemen. So kann man in der Tat nicht bes 
ten, daß ſich auch einmal ein Junker ein gewiſſes Verdienſt um die 
zußiſche Rechtspflege erworben hat, indem der Angeklagte gegen dieſen 
ojektiven“ Anlauf des Oberſtaatsanwaltes einwandte, wenn ihm die Affäre 
erſon moraliſch zum Verderben gereichen ſolle, ſo müſſe ihm doch erſt be— 
eſen werden, daß er ſich in dieſer Affäre moraliſch verſündigt habe. 
Glorreich wie immer benimmt ſich natürlich auch die liberale Preſſe. Kaum 
I das „Berliner Tageblatt“ den Stallduft des Dohnaſchen Briefes, als 
auch ſchon vor dem Verfaſſer auf den Knien lag und ihm beſtätigte, daß 
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er am Hofe „wegen ſeines geraden, bis zur Grenze der Rückſich 
ehrlichen Charakters beſonderes Anſehen“ genieße. Die hiſtoriſche E 
daß ſolch ein Charakter, wie ſie dem Fürſten Dohna nachrühmt, ar 
beſonders beliebt ſei, ſollte ſich dieſe freiſinnige Zeitung patentieren I 

Nicht ganz ſo blöde tappt die „Voſſiſche Zeitung“ in den junk 
Moraſt; ſie ſucht einen ſchmalen Pfad, worauf ſie ihn durchtänzeln 
Nach ihrer Behauptung ſoll von „allerhöchſter Stelle ein Erlaß an d 
mandoſtellen abgegangen ſein, wonach bei den Wahlen zum Offizier 
Rückſicht auf die Konfeſſion des Aſpiranten genommen werden dürfe“. 81 
weiß die gute Tante Voß nicht ſicher, ob dieſer Erlaß wirklich ergangen 
und wenn er wirklich ergangen ſein ſollte, ſo weiß ſie noch viel weniger, { 
er die Promotion jüdiſcher Reſerveoffiziere bezweckt. Aber die ſchwach de 
mernde Möglichkeit, daß dem ſo ſei, entlockt dem ehrwürdigen Blatte wa 
Tränenſtröme der Rührung, und es erklärt, daß wenn erſt irgend ein 
Bleichröder oder Mendelsſohn oder Warſchauer das Glück blühe, von irg 
einem Dohna oder Eulenburg oder Hochberg als „Kamerad“ angeſchnarrt 
werden, dadurch die „Stärke unſerer Armee wachſen“ würde, ſo daß 0 
Vaterland allen äußeren und inneren Gefahren ruhig entgegenſehen könne 

Es iſt die alte Geſchichte: Ohne den bürgerlichen Jammer würde ſich | 
Prozeß der junkerlichen Verweſung nicht jo unheimlich lange dorische 


Derelendung und Zufammenbrußh. 1 
Don K. Kautsky. “| 
Die neueſte Phafe des Kevifionismus. 1 


} 


I. 
Tugan⸗Baranowsky iſt unſeren Leſern kein Unbekannter. Wir hatten 3 
öfter Gelegenheit, uns mit ihm zu beſchäftigen, namentlich in jüngſter 80 
Das liegt zum Teil an der augenblicklichen Situation. Heute herrſcht ei 
allgemeine Kriſe, die zu ſtudieren eine der wichtigſten Aufgaben der ökol⸗ 
miſchen Theorie bildet. Die Kriſen ſind aber ein Spezialthema Tugans, er lt 
ſie eingehend erforſcht, freilich um zu einer höchſt kurioſen Auffaſſung zu gelang. 
Trotzdem darf man ihn nicht als kurioſe Perſönlichkeit betrachten. Wen 
wir uns viel mit ihm beſchäftigen, ſo liegt das nur zum Teil an ſeiner vez 
lität, der Kriſentheorie, zum Teil aber auch daran, daß er einer der 
deutendſten Köpfe, wo nicht der bedeutendſte des theoretiſchen Reviſionism 
it. Er repräſentiert mit dem ihm geiſtesverwandten Sombart die Spielart d 
profeſſoralen Reviſionismus. Dazu gehören Profeſſoren, die wohl a 
der Sozialdemokratie bleiben, aber ſuchen oder doch ſuchten, auf ſie engt 
und den reviſioniſtiſchen Flügel in ihr zu ſtärken. A 
Sombart hat freilich dies undankbare Gefchäft aufgegeben. Der Revi 
nismus beginnt ja aus der Mode zu kommen, und dies Kathedergigerl 1 
ſich nur im Gewand der allerneueſten Mode wohl. | 
Tugan dagegen iſt zäher. Er läßt fi) die Mühe nicht verdrießen, 
ſteter, unermüdlicher Arbeit ſeinen Standpunkt zum — ei 0 
neuen Theorie machen zu wollen. 5 


\ 
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Ein Jahrzehnt iſt es jetzt, daß Tugan⸗Baranowsky in dieſer Weiſe tätig 
Wenn irgendwo, ſo muß ſich bei ihm die Fruchtbarkeit der Reviſion des 
wismus bewähren. 

Eine gute Probe davon gibt uns ſein neueſtes Buch, „Der moderne Sozia⸗ 
ns“, eine Quinteſſenz des heutigen Reviſionismus in ſeiner vollendetſten 
m.! Aller wiſſenſchaftliche Fortſchritt, den der Reviſionismus gebracht hat, 
nuß in dieſer Schrift zu finden ſein. 


II. 


Wir wollen hier zunächſt nur eine ihrer Seiten unterſuchen, die Erörterung 
Ganges der ökonomiſchen Entwicklung. Davon ging der Reviſionismus 
Er behauptete, fie gehe nicht in der Weiſe vor ſich, wie Marx ſie ge⸗ 
‚met. 

Was jagt dagegen jetzt Tugan⸗Baranowsky von der „Konzentrations⸗ 
wie“ ? 

„Alle neueſten Tatſachen der induſtriellen Entwicklung ſind glänzende Beſtäti⸗ 
gen dieſer Theorie“ (S. 74). 

Wohl trete ſie nicht in der Landwirtſchaft zutage: 

g „Aber dieſer Umſtand vernichtet durchaus nicht die Bedeutung der Konzen⸗ 
ionstheorie in bezug auf das Ganze der kapitaliſtiſchen Wirtſchaft, ſondern 
hächt ſie nur ab“ (S. 76). 

Tugan tritt im weiteren ausdrücklich dem bei, was ich in dieſer Beziehung 
meinem Buche über die Agrarfrage geſchrieben. | 
Ebenſo gibt er zu, daß die Kriſen ſich nicht mildern, daß ſie unvermeidlich 
und die Kartelle fie nur verſchärfen: 


„Die techniſchen Kräfte der modernen Induſtrie ſind ſo ungeheuer groß, daß 
Produktion jedes kapitaliſtiſchen Landes in kürzeſter Zeit bedeutend wachſen 
ke. Dies wird am beiten durch die ſtaunenswerten Sprünge bewieſen, mit denen 
kapitaliſtiſche Produktion in den Zeiten des induſtriellen Aufſchwunges ſich 
vpärts bewegt. ... Aber ſolch eine Belebung währt nie lange. Es vergehen 
bis vier Jahre, und es folgen wieder Kriſen, Bankrotte, Stillſtand in der In⸗ 
rie und allgemeiner Rückgang. Dies iſt der unabänderliche Gang der 
italiſtiſchen Induſtrie.. .. Kann der nationale Reichtum groß ſein, wenn 
Laufe des vergangenen Jahrhunderts jeder kurzen Blüteperiode der Induſtrie 
germeidlich eine oft viel längere Depreſſionsperiode folgte, wenn während der 
en dreißig Jahre die Zahl der für die Induſtrie ungünſtigen Jahre die der 
tigen bei weitem überragt? ... Zwar vollzieht ſich innerhalb der kapitaliſtiſchen 
etſchaft ſelbſt ein mächtiger Prozeß der Vereinigung kapitaliſtiſcher Unter⸗ 
mungen in verſchiedene Verbände und Aſſoziationen. Aber dieſe kapitaliſtiſchen 
Janiſationen ſind nicht nur unfähig, die Bande zu löſen, welche die geſellſchaft⸗ 
ſe Produktion feſſeln, ſondern ſie ergreifen ſelbſt umfaſſende Maßregeln zur Ein⸗ 
änkung der geſellſchaftlichen Produktion und zur Hemmung ihres Wachstums. 
rin beſteht eben die Hauptaufgabe der Kartelle, Truſts und anderer Verbände 
Kapitals. Somit ruft die Unorganiſiertheit der kapitaliſtiſchen Wirtſchaft, die 
In keinen Verbänden des Kapitals beſeitigt werden kann, große Rei⸗ 
gigen bei der fortſchreitenden Bewegung des Kapitalismus hervor. Dieſe Rei⸗ 
igen erreichen manchmal ſolche Dimenſionen, daß ſie die kapitaliſtiſche Bewegung 
id und gar ins Stocken bringen, wie es während der Kriſen der Fall iſt. 


ö Dr. M. Tugan⸗Baranowsky, Der moderne Sozialismus in ſeiner geſchicht⸗ 
hen Entwicklung. Dresden, O. V. Böhmert. 
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Somit verurteilt die kapitaliſtiſche Wirtſchaft nicht nur die Maſſe des Pro 
zu maßloſer Arbeit und elender Exiſtenz, ſondern ſie hindert auch das W hst 
des geſellſchaftlichen Reichtums, hemmt die Steigerung der Produktivität de ges 
ſchaftlichen Arbeit“ (S. 94 97). g . 


Man ſieht, wir finden hier alle die Auffaſſungen wieder, die vor ein 
Jahrzehnt der Reviſionismus verächtlich als „überwundene Dogmen 
dem dröhnenden Beifall der geſamten Bourgeoiſie in die Rumpel 
verwies. | a 

| III. . 

Von der ganzen „vernichtenden Kritik“ jener Zeit bleibt jetzt nur 1 
eine Polemik gegen die Verelendungs⸗ und Zuſammenbruchstheorie übrig, 
aber den Marxismus nicht trifft, weil fie ſich gegen Anſchauungen went, 
die nichts weniger als marxiſtiſch ſind. 2 

In der Frage der Verelendungstheorie kommt mir Tugan weit entgeg, 
Er findet meine „Erwägungen“ über die foziale Verelendung 5 


„ſehr geiſtreich und zum großen Teile auch richtig. Das Wachstum der d 
dürfniſſe des Arbeiters überflügelt bei weitem die Möglichkeit ihrer Befrie⸗ 
gung. . .. Ebenſo iſt es leicht möglich, daß Kautsky auch in feiner anderen &- 
hauptung recht hat — daß die Ausbeutung der Arbeiter durch die Eigentümer ir 
Produktionsmittel in neueſter Zeit nicht ſinkt, ſondern ſteigt, daß, mit anden 
Worten, die von dem Kapitaliſten angeeignete Mehrarbeit einen immer größen 
Teil des Arbeitsaufwandes des Arbeiters bildet, daß der Arbeiter immer mehr \ı 
den Kapitaliſten arbeitet. Dies alles iſt ſehr möglich, aber es gibt keine 5 
nauen Beweiſe dafür, denn die Einkommenſtatiſtik iſt noch zu unvollkommen, 1 
eine annähernd richtige Löſung ſolcher komplizierter und ſchwerer Fragen zu ermi⸗ 
lichen. Jedenfalls iſt die Verbeſſerung der Lage der Arbeiterklaſſe mit dem Wach 
tum ihrer Ausbeutung durch die kapitaliſtiſche Klaſſe durchaus vereinbar“ (S. 7. 

Mehr kann man von einem Nevifioniften wirklich nicht verlangen. 
erkennt es wenigſtens als möglich, ja ſogar als wahrſcheinlich an, daß . 
Ausbeutung des Proletariats und damit ſein Klaſſengegenſatz zum Kapil 
im Wachſen iſt. 1 

Freilich vermeint Tugan trotzdem gerade in der Frage der Verelendung⸗ 
theorie einen Triumph über mich zu feiern: | N 

„Entſchieden im Unrecht iſt Kautsky in der Behauptung, daß die von ihm e 
wickelte Theorie der ſozialen Verelendung nichts anderes als die wahre Marxſe 
Theorie fei.... Marx war der Meinung, daß, je mächtiger die Produktivkrä 
des Kapitalismus ſeien, deſto ſchärfer und verbreiteter nicht nur das ſoziale, ſonde 
auch das phyſiſche Elend werde; noch mehr — durch die kapitaliſtiſche Entwicklu 
werde der Arbeiter nicht nur zum Pauper niedergedrückt, ſondern er ſchreite c: 
wärts in phyſiſcher, geiſtiger und moraliſcher Hinſicht, er verſinke immer tiefer i 


] 
1 


Unwiſſenheit und ſittliche Verwilderung.“ | 

Das ſollte auch ich anerkennen, „aber Kautsky fehlt der Mut, das off 
einzugeſtehen“ (S. 71, 72, 73). 1 

An Mut darf ich mich freilich mit Tugan nicht meſſen. Hat er doch d 
Mut, heute noch zu verkünden, daß die Kategorie des „ſozialen Elends“ ei 
Ausflucht ſei, von mir erfunden, um den Bankrott der marxiſtiſchen Ve 
elendungstheorie zu verſtecken. Und doch wird es jetzt bald ein Jahrzehr 
daß ich nachwies, man müſſe die Elemente der ſozialiſtiſchen Theorie vergeſſ 
haben, um die Tatſache des ſteigenden Elends der arbeitenden Klaſſen i 
Sinne ihres phyſiſchen Verkommens und nicht ihres Zurückbleibens hinter de 
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gemeinen Aufſtieg der Geſellſchaft auffaſſen. Ich zitierte damals Laſſalle 
verwies auf Engels, Marx und Rodbertus, die ſich alle im letzteren 
me ausſprachen (Bernſtein und das ſozialdemokratiſche Programm, S. 119). 
Genügt das Tugan nicht, dann ſei ihm noch ein Zitat von Marx ſerviert. 
ſeiner Broſchüre über „Lohnarbeit und Kapital“ unterſucht Marx die 
ige, wie ſich die Lage des Arbeiters geſtaltet, wenn der Arbeitslohn wächſt: 


„Ein Haus mag klein ſein, ſolange die es umgebenden Häuſer ebenfalls klein 
„befriedigt es alle geſellſchaftlichen Anſprüche an eine Wohnung. Erhebt ſich 
r neben dem kleinen Haufe ein Palaſt, ſo ſchrumpft das kleine Haus zur Hütte 
‚ımmen. Das kleine Haus beweiſt nun, daß ſein Inhaber keine oder nur die 
ingſten Anſprüche zu machen hat; und es mag im Laufe der Ziviliſation noch 
ſehr in die Höhe ſchießen, wenn der benachbarte Palaſt in gleichem oder 
in höherem Maße in die Höhe ſchießt, wird der Bewohner des verhältnis⸗ 
ßig kleinen Hauſes ſich immer unbehaglicher, unbefriedigter, gedrückter in ſeinen 
N Pfählen finden. 

„Ein merkliches Zunehmen des Arbeitslohns ſetzt ein raſches Wachſen des pro⸗ 
tiven Kapitals voraus. Das raſche Wachſen des produktiven Kapitals ruft ebenſo 
ches Wachstum des Reichtums, des Luxus, der geſellſchaftlichen Bedürfniſſe und 
geſellſchaftlichen Genüſſe hervor. Obgleich alſo die Genüſſe des Arbeiters ge⸗ 
‚gen ſind, iſt die geſellſchaftliche Befriedigung, die ſie gewähren, gefallen im Ver⸗ 
ich mit den vermehrten Genüſſen des Kapitaliſten, die dem Arbeiter unzugänglich 
d, im Vergleich mit dem Entwicklungsſtand der Geſellſchaft überhaupt. Unſere 
dürfniſſe und Genüſſe entſpringen aus der Geſellſchaft; wir meſſen ſie daher an 
r Geſellſchaft; wir meſſen ſie nicht an den Gegenſtänden ihrer Befriedigung. Weil 
geſellſchaftlicher Natur find, find fie relativer Natur.“ 

der Arbeitslohn iſt ferner noch beſtimmt durch ſein Verhältnis zum Gewinn, 
m Profit des Kapitaliſten — verhältnismäßiger, relativer Arbeitslohn. ... Der 
lative Arbeitslohn kann fallen, obgleich der reelle Arbeitslohn (der Lohn, in 
zodukten gemeſſen) gleichzeitig mit dem nominellen Arbeitslohn, mit dem Geld⸗ 
ert der Arbeit ſteigt, aber nur nicht in demſelben Verhältnis ſteigt wie der Profit. 
teigt zum Beiſpiel in guten Geſchäftszeiten der Arbeitslohn um 5 Prozent, der 
koftt dagegen um 30 Prozent, ſo hat der verhältnismäßige, der relative Arbeits⸗ 
hn nicht zugenommen, ſondern abgenommen. 

„Vermehrt ſich alſo die Einnahme des Arbeiters mit dem raſchen Wachstum 
8 Kapitals, jo vermehrt ſich gleichzeitig die geſellſchaftliche Kluft, die den Arbeiter 
m Kapitaliſten ſcheidet, jo vermehrt ſich gleichzeitig die Macht des Kapitals über 
e Arbeit, die Abhängigkeit der Arbeit vom Kapital.“ 

Man ſollte denken, das iſt deutlich genug für jeden, wenigſtens für jeden, 
r nicht den „Mut“ des Reviſionismus beſitzt. Aber freilich, was bliebe von 
eſem übrig, wenn er Marx in allen Punkten vernünftig auffaßte! 

Damit ſei jedoch nicht geſagt, daß in der Frage der Verelendungstheorie 
viſchen Marxismus und Reviſionismus bloß das bekannte „große Miß⸗ 
erſtändnis“ obwaltet. Es beſteht hier vielmehr eine ſehr erhebliche Differenz 
er Auffaſſung. Aber ſie iſt nicht darin zu ſuchen, daß Marx vom Proletariat 
umer tieferes Verſinken in Unwiſſenheit und Verwilderung erwartete und wir 
ſtarxiſten dieſe Blöße durch allerlei Ausflüchte zu decken ſuchen, indes die 
keviſioniſten ſich durch den Mut, die Klarheit und Konſequenz auszeichnen, 
bomit fie das Aufſteigen des Proletariats entdecken und verkünden. 

Tugan gibt zu, daß bis in die fünfziger Jahre das Proletariat tatſächlich 
‚nmer tiefer ins Elend verſank. Von da an ſei jedoch ein ſtetes Aufſteigen 
1erkbar. Seine Darſtellung iſt, mit einigen erheblichen Einſchränkungen, richtig, 
ber ſeine theoretiſche Begründung des Entwicklungsgangs iſt unhaltbar. 
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Was zunächſt die Einſchränkungen betrifft, die an ſeiner Darſte 
machen ſind, ſo iſt es falſch, allgemein zu ſagen, daß ſich „in der zweit 
Hälfte des verfloſſenen Jahrhunderts die Verhältniſſe für die Arbeiterkla 
günſtiger als früher geſtalteten“. | 1 

Man kann dies Aufſteigen von den fünfziger Jahren an nicht für di 
ſamte Arbeiterklaſſe behaupten, ſondern nur für die Englands, u 
dort nur für einige Schichten der Arbeiter, nicht ihre Geſamtheit. Auß 
Englands beginnt eine erhebliche Verbeſſerung der Arbeiterverhältniſſ 
ein bis zwei Jahrzehnte ſpäter einzutreten, und dort ebenfalls nur fü 
Ariſtokratie von Arbeitern. | 

Das wird Tugan wohl zugeben. Das iſt auch nicht das Weſentliche u 
Differenz. | 

Aber Tugan meint, die Zunahme des Elends in den Anfängen des 
zehnten Jahrhunderts ſei nur eine Kinderkrankheit des Kapitalismus, 8 
ökonomiſche Aufſteigen des Proletariats ſeitdem ſei eine notwendige Folge di 
kapitaliſtiſchen Entwicklung. Die Fabrik erzeugt die Tendenz zum Sinken dee 
Löhne, ſolange ſie mit dem Handwerk und der Heimarbeit konkurriert, der 
niedrige Löhne auch die der Fabrikarbeiter drücken. Sind aber Heimarbeit un 
Handwerk zu Tode konkurriert, dann ſchafft „die weitere Steigerung der Pri 
duktivität der Arbeit (durch die Fabrik) die Tendenz zur Hebung des Arbeit 
lohns“ (S. 70). = | 

Gegen dieſe Auffaſſung ſpricht vor allem die Tatſache, daß in den fünſzige 
Jahren Handwerk und Heimarbeit noch lange nicht aus der Welt done 
waren, ja es bis heute nicht ſind. Was verſchwunden iſt, das iſt nur jene 
Handwerk, das einen goldenen Boden hatte und ſeinen Arbeitern eine behag 
liche Zukunft verhieß. Das Sweating⸗Syſtem hat dagegen ſeitdem gerade i 
den Ländern eines entwickelten Kapitalismus tiefe Wurzeln geſchlagen, alf 
eben jene Seite des Kleinbetriebs, die den Lohn drückt, den Arbeiter verelendei 
Andererſeits kann man jagen, daß an dem Tage, an dem aller Kleinbetrieb ver 
ſchwindet, auch die kapitaliſtiſche Produktionsweiſe am Ende ihrer raſchen Aus 
dehnungsmöglichkeit ſteht, die für den Lohnarbeiter noch die günſtigſte Bedin 
gung bildet. Denn ſie produziert notwendigerweiſe Überſchüſſe über die kauf 
kräftige Nachfrage ihrer eigenen Arbeiter hinaus, Überſchüſſe, die fie nur dadurch 
los wird, daß fie die heimiſche Industrie des Bauern ſowie das ſtädtiſche Hand 
werk vernichtet und durch ihre Produkte verdrängt. Iſt dies dem induftrielle 
Kapital eines Landes im Inland gelungen, dann muß es den auswärtiger 
Markt aufſuchen und dort dasſelbe Spiel aufführen. Zur Lohnkonkurrenz de 
untergehenden und ſchon proletariſierten Handwerker, Heimarbeiter, Kleinbauerr 
des eigenen Landes geſellt es dann noch die des Auslands. Der britiſche Textil 
arbeiter hat freilich nicht mehr mit der Konkurrenz der Handweber des eigener 
Landes zu kämpfen, wohl aber mit der der Handweber und Textilproletariel 
Indiens und Chinas. In anderen Branchen, zum Beiſpiel im Bergbau und 
Baugewerbe, wieder werden die Löhne gedrückt durch Einwanderung freigeſetzte 
ausländiſcher Handwerker, Heimarbeiter, Kleinbauern. Alſo der Lohndruck 
der in der erſten Hälfte der fünfziger Jahre durch den Niedergang des Klein 
betriebs beſtand, herrſcht auch heute noch fort, nur hat er mehr internationalen 
Charakter angenommen. Er iſt eine notwendige Erſcheinung der neh 
Produktionsweiſe, denn er iſt mit den Bedingungen ihrer Ausdehnungs⸗, alle 
Exiſtenzmöglichkeit eng verknüpft. Ein Aufhören dieſes Lohndrucks könnte nur 
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ker Umſtänden eintreten, die ein Aufhören der Ausdehnung der kapitaliſtiſchen 
eweis mit ſich brächten. Das bedeutete aber bei „weiterer Steigerung 

Produktivität der Arbeit“ abſolute Verminderung der Nachfrage nach 
beitern. Die Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkt durch neuzuziehende Prole⸗ 
ierſchichten könnte nur abnehmen, um vermehrter Konkurrenz durch Zunahme 
Arbeitsloſigkeit unter dem alten Stamm von Arbeitern Platz zu machen. 
Alſo daher, daß die Herabdrückung und Proletariſierung von Kleinbetrieben 
gehört hätte oder auch nur zurückgetreten wäre, kann die Beſſerung der 
age nicht kommen. Einmal hat dieſe Proletariſierung nicht aufgehört, 
d hörte fie auf, müßte das unter Umſtänden geſchehen, die ganz andere 
ſrkungen auf den Lohn erzeugten, als Tugan davon erwartet. 

In der Tat führt Tugan ſelbſt, ſobald er von der Theorie der Urſachen 

Darſtellung des wirklichen Vorgangs übergeht, ganz andere Urſachen der 
bung in der Lage der Arbeiter an. Er ſagt: 

„Die wichtigſten, zum Wachstum der ökonomiſchen Macht der Arbeiterklaſſe 
tragenden Faktoren waren die Fabrikgeſetzgebung, die Arbeiterorgani— 
tionen und die kooperative Bewegung“ (S. 70). 

Von allen dieſen drei Faktoren hat kein einziger auch nur den mindeſten 
erbang mit den beiden Urſachen, auf die Tugan in letzter Linie die 
lrbeſſerung der Arbeiterlage zurückführt, der Zunahme der Produktivität der 
beit und dem Untergang des Kleinbetriebs. 

N In dem Hinweis auf jene drei Urſachen kommt Tugan dem wirklichen 
achverhalt bedeutend näher, obwohl er auch da auf der einen Seite über- 
libt, auf der anderen wichtige Einflüſſe vergißt. 

So übertreibt er, wenn er als eine der wohltätigen Wirkungen des Arbeiter- 
ſutzes das „Steigen der Nachfrage nach Arbeiterhänden“ bezeichnet, „weil 
ach der Verkürzung der Arbeitszeit für die Verrichtung einer beſtimmten Arbeit 
re größere Zahl von Arbeitern erforderlich wurde“. 

Da wird unzähligemal nachgewieſen, daß eine Verkürzung der Arbeitszeit 
! gewiſſen Grenzen für viele Arbeiter nicht eine Verminderung, ſondern eine 
ermehrung der Arbeitsleiſtung bedeutet, daß andererſeits dort, wo das nicht 
r Fall iſt, die Einführung von arbeitſparenden Maſchinen durch den Arbeiter⸗ 
nutz begünſtigt wird, endlich, daß die Intenſität der Arbeit überall in raſcher 
mahme begriffen iſt und ihre Steigerung ebenfalls durch den Arbeiterſchutz 
fördert wird; nirgends iſt für einen größeren Zeitraum und eine größere 
ebeiterzahl auch nur im mindeſten eine Verminderung der Arbeitsleiſtung 
urch den Arbeiterſchutz nachgewieſen, trotzdem operiert unſer Reviſioniſt der 
onomiſchen Theorie, dem keine Anſchauung neu genug ſein kann, immer noch 
it dieſem alten Ladenhüter aller bürgerlichen Gegner des Arbeiterſchutzes, die 
ug dieſen die Konkurrenzfähigkeit der „nationalen Arbeit“ bedroht ſehen! 

Maßlos übertrieben iſt andererſeits die Bedeutung, die Tugan den Konſum⸗ 
weinen für die Hebung der Arbeiterlage zuſchreibt: 

„Die kooperative Bewegung befreite die Arbeiter als Konſumenten von der 
wa des Händlers.“ 

Selbſt die optimiſtiſchſten Konſumvereinler dürften vor diejer Behauptung 
rückſchrecken. Sie erwarten wohl, der Konſumverein werde eines ſchönen 
ages die Arbeiter von der Macht des Händlers befreien; ſie müſſen aber 
geſtehen, daß die Vorteile des Konſumvereins bisher nur einer wenig erheb⸗ 
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Tugan ſelbſt vergißt einige Seiten ſpäter, daß er den Arbeiter d 
Konſumverein vom Händler emanzipieren ließ, und weiſt nach, daß der 
verein nicht einmal imſtande iſt, den Handel einzuſchränken, geſchwei 
ihn zu verdrängen. 1 

„Im großen und ganzen iſt die Rolle des Handels in der modernen Wirt 
trotz der erwähnten, ſie einſchränkenden Tendenzen, nicht im Fallen, ſonde 
raſchem Steigen begriffen, was unter anderem durch das raſche Anwachf 


Zahl der in verſchiedenen Handelsoperationen beſchäftigten Perſonen bei 
wird“ (©. 87). 


zugute kamen. | 
In Deutſchland haben erſt die gewaltſamen Umwälzungen von 1866 u 
1870, die Throne ſtürzten und ein neues Reich auf liberaleren Grundlag 
ſchufen, dadurch Bedingungen für ein raſches Anwachſen des Kapitals, a 
auch für die Organiſierung vieler Arbeiterſchichten geſchaffen. 5 
Seit dem Ende der ſiebziger Jahre endlich war es die Überflutung Europo 
mit billigen Lebensmitteln, das Sinken der Lebensmittelpreiſe, was eine Beil 
rung der Arbeiterlage herbeiführte, ſobald die induſtrielle Depreſſion des Ar 
fangs der achtziger Jahre überwunden war und eine Ara der Proſperité“ 
begann. Dies zuſammen mit den Arbeiterſchutzgeſetzen und der raſchen E 
ſtarkung der Gewerkſchaften hat, wenn auch nicht für das geſamte Proletaria 
ſo doch wenigſtens für einen erheblichen Teil in den Induſtrieländern Europa 
eine Verbeſſerung ſeiner Lebensbedingungen gebracht. 5 
Sind das aber Bedingungen, die mit der weiteren Entwicklung der kap 
taliſtiſchen Produktionsweiſe naturnotwendig verknüpft ſind und deren Wirke 
ſich mit ihrem Fortgang immer ſteigern muß, ſo daß eine ſtetige Erhöhun 
der Reallöhne daraus notwendigerweiſe folgt? „ 
Sollte die reviſioniſtiſche Theorie der fortſchreitenden Entelendung der al 
beitenden Maſſen eine ſichere Grundlage haben, dann müßte ſie einen da 
artigen notwendigen Zuſammenhang herzuſtellen vermögen. Das wäre di 
wichtigſte Aufgabe für eine Theorie des Reviſionismus. Er denkt aber 9 
nicht daran, und es würde ihm auch nicht gelingen; denn die Faktoren, di 
eine Hebung des Reallohns in den letzten Jahrzehnten hervorriefen, ſind all 
bereits wieder im Rückgange begriffen. a 
Zuerſt verſchwand die Übermacht der Induſtrie Englands. Aber die Wirkun 
ihres Schwindens auf die Arbeiterlöhne dieſes Landes wurde in den achtzige 


1 


J 
g 
und neunziger Jahren noch einigermaßen aufgewogen durch den Rückgan 
der Lebensmittelpreiſe, der ſich gerade im freihändleriſchen England ſtark fühl 
bar machte. Dieſer Rückgang hat jetzt aufgehört. Die Vereinigten E 


| 
werden ein Induſtrieland mit ſteigender Grundrente, ſeine Reſerven unkulti 0 
vierten, unerſchöpften Bodens nehmen raſch ab. Rußland und Indien wieder 
verfallen immer mehr chronischer Hungersnot, ihre Landwirtſchaft iſt in völlige i 
| 
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Jedergang begriffen. So hört von hier wie von dort die Überflutung des 
leltmarktes mit billigen Lebensmitteln immer mehr auf. 

Aber auch die Arbeiterſchutzgeſetzgebung iſt ins Stocken gekommen. Das 
ſoletariat allein iſt noch nicht ſtark genug, für ſich allein neue Schutzgeſetze 
erzwingen; die Beweggründe aber, die ehedem manche Schichten der herr: 
enden Klaſſen ſolchen Geſetzen geneigt machten, verlieren zuſehends an Kraft. 
a Minimum von Arbeiterſchutz, das notdürftig ausreicht, das allzu raſche 
gſiſche Verkommen der Arbeiterſchaft aufzuhalten, ſoweit es aus dem Arbeits- 
zeß herrührt, iſt in den meiſten Induſtrieländern eingeführt. Darüber 
e haben die bürgerlichen Elemente kein Intereſſe, nicht zum wenigſten 


ade deshalb, weil die Arbeiterbewegung inzwiſchen erſtarkt iſt. Als die 
‚htigften Arbeiterſchutzgeſetze eingeführt wurden, da war das Proletariat noch 
1 und man ſah nicht, daß Arbeiterſchutzgeſetze nicht nur den phyſiſchen 
Irfall des Proletariats hindern, ſondern auch, ja noch in höherem Grade, 
ne Organiſation, ſeine intellektuelle und moraliſche Hebung, ſein Kraftgefühl 
d ſeine Selbſtändigkeit ſteigern. Seitdem man das erkannt hat, nimmt das 
se Intereſſe an der Sozialreform bedeutend ab. 

Gleichzeitig wächſt die Schicht innerhalb der beſitzenden Klaſſen, die in 
em direkten Intereſſengegenſatz zum Arbeiterſchutz ſteht. Eines der mäch— 
tſten Mittel ſeiner Förderung war der Haß des Grundbeſitzes einerſeits, des 
leinbürgertums andererſeits gegen das induſtrielle Kapital. Heute find die 
Cundbeſitzer ſelbſt vielfach induſtrielle Kapitaliſten geworden, andererſeits 
leſpüren ſie den proletariſchen Klaſſenkampf jetzt am eigenen Leibe, ihre Land: 
beiter werden in dem Maße „begehrlicher“, in dem ſich die Lage der 
beter beſſert. Der Kleinbürger endlich ſieht keine andere Rettung 
111 vor ſich als unbegrenzte Ausbeutung ſeiner Arbeitskräfte, die im Hand⸗ 
rk durch die Errungenſchaften der Arbeiter der Großinduſtrie angeſtachelt 
rden, auch ihrerſeits Forderungen zu ſtellen. Kleinbürger und Grundbeſitzer, 
ehedem den Kampf des Proletariats gegen das Kapital um Sozialreformen 
imigitens bis zu gewiſſen Grenzen ſympathiſch aufnahmen, übertreffen heute 
möglich an Arbeiterfeindſchaft und Wut über jede ſoziale Reform die in⸗ 
ſtriellen Kapitaliſten. 

Alles das bewirkt, daß die Sozialreform nach den paar dürftigen Leiſtungen, 
0 ſie aufzuweiſen hatte, wieder ins Stocken gekommen iſt. Dieſe Leiſtungen 
d nicht der Anfang einer Entwicklungsreihe, die immer weiter in der gleichen 
ſchtung fortſchreitet, ſondern Fragniente, die von ihren Urhebern ſelbſt immer 
je als Grenzpfähle gegen alle weiteren Konzeſſionen betrachtet werden: bis 
her und nicht weiter. Hin und wieder kann noch ein Arbeiterſchutzgeſetz, 
mentlich auf einem kleinen Gebiet, etwa der Heimarbeit, durchgeſetzt werden, 
allgemeinen iſt die Arbeiterſchutzgeſetzgebung zum Stillſtand gekommen, 
s heißt aber zum Rückſchritt angeſichts der ſtetigen Zunahme der Inten⸗ 
ät der Arbeit und anderer Schädigungen der Arbeiterſchaft, zum Beiſpiel 
3 Wachſens der Entfernung der Wohnſtätten der Arbeiter von der Arbeits- 
itte, was tatſächlich einer Verlängerung ihrer dem Unternehmer geopferten 
eit bedeutet. 

Aber auch das Anwachſen der gewerkſchaftlichen Macht findet immer 
ehr ſeine Grenzen — das heißt ihr relatives Anwachſen, das Anwachſen 
rer Macht im Vergleich zu der der Unternehmer, nicht ihr abſolutes 
zachſen. Letzteres kann und wird fortgehen, der ökonomiſche Fortſchritt des 
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Proletariats in der Geſellſchaft wird aber nur durch ihr relatives Auw bie 
beſtimmt. 

Schon das Aufhören der eben behandelten, dem Fortſchritt des P 
tariats günſtigen Faktoren muß auf die Kraft der Gewerkſchaften hemmen 
einwirken. Dazu kommt noch folgendes. Die Kraft der Gewerkſchaften je 
den fünfziger Jahren in England, ſeit den achtziger und namentlich de 
neunziger Jahren auf dem Feſtland Europas wurde durch zwei Umftant 
begünſtigt: die Arbeiter ſchloſſen ſich vielfach raſcher zuſammen als die Unte 
nehmer. Organiſierte Arbeiter ſtanden unorganiſierten Unternehmern gegenübe 

Dann aber vollzog ſich in dieſer Zeit eine Wandlung der kapitaliſtiſche 
Produktionsweiſe in der Art, daß die Textilinduſtrie aufhörte, die führend 
Induſtrie zu ſein, daß die Eiſeninduſtrien und ihre Anhängſel immer mel 
zu den herrſchenden Induſtrien wurden. Da dominierte aber noch die Arbe 
der Männer und die qualifizierte Arbeit. Die Verdrängung des Mannes dur 
Frauen und Kinder, der gelernten durch ungelernte Arbeit, kam da nor 
wenig vor. 

Die raſche Entwicklung der Metallinduſtrien brachte daher eine ſtarke Bei 
mehrung der Nachfrage nach gelernten männlichen Arbeitern mit ſich — nac 
jener Arbeiterſchicht, die am kampffähigſten und zur gewerkſchaftlichen Organ 
ſation am beſten geeignet iſt. 

Es war dies einer der Gründe, die die bürgerlichen Kritiker des Marxſche 
„Kapital“ und ihnen nachbetend die Reviſioniſten gegen dieſes vorbrachten 
deſſen Ausführungen ſollten bloß auf die Entwicklung der Textilinduſtri 
paſſen, nicht auf die der Metallinduſtrie. Für dieſe ſeien ſie überholt, veralte: 
nur kritikloſe Dogmengläubige könnten noch darin die Geſetze finden, die de 
heutigen Kapitalismus beherrſchen. 

Aber ſiehe da, recht behalten wieder einmal die „Dogmengläubigen“, 5 
nicht vor jeder neuen unbekannten Erſcheinung den Kopf verlieren. Nu 
wenige Jahrzehnte haben genügt, und ſchon machen ſich in den Metall 
induſtrien dieſelben Erſcheinungen geltend wie in der Textilinduſtrie. Di 
Arbeit von Frauen und von ungelernten Arbeitskräften dringt auch in jene 
vor und hemmt damit den gewerkſchaftlichen Aufſchwung. Gleichzeitig haben 
ſich aber in den Metall- und Bergwerksinduſtrien die Unternehmerverbänd 
enorm entwickelt, zu einer Solidität und Schlagkraft, die vielfach der Geſamt 
heit der Arbeiter eines Induſtriezweigs tatſächlich einen einzigen Herrn dieſe e 
Induſtrie gegenüberſtellt. 

Manche Gewerkſchafter tröſten ſich damit, daß mit organiſierten unter 
nehmern beſſer auszukommen ſei als mit unorganiſierten. Das mag für ein 
zelne Branchen zutreffen, in denen eine ſtarke Schleuderkonkurrenz herrſcht 
die auch die Arbeiterlöhne drückt. Aber ſolche Branchen ſind nur wenige, e 
ſind keineswegs die entſcheidenden Induſtriezweige, und auch in jenen komm 
mit Naturnotwendigkeit der Tag, wo der Unternehmerverband nicht nur gegen 
die Schleuderkonkurrenz wirkt, ſondern auch der Arbeiterklaſſe ſeine Zähn 
zeigt. Und je eher er mit jener fertig wird, deſto früher geht er gegen dieſ 
zum Kampfe vor. Wo es aber Kampf zwiſchen Arbeitern und Unternehmer 
gibt, iſt es offenbar, daß die organiſierten Unternehmer ſtärker ſind al di 
nichtorganiſierten. 

Alle dieſe Umſtände bewirken, daß die Gewerkſchaften mehr und meh i ir 
die Defenſive gedrängt und gezwungen werden, ihre Kraft immer mehr darau 
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konzentrieren, die gewonnenen Poſitionen zu behaupten; daß ihre Vorſicht 
gt, wie durch die zunehmende Verpönung der Streiks und der Arbeitsruhe 
1. Mai bezeugt wird. Das letzte Jahr der Proſperität hat auch keine ge⸗ 
elſchaftlichen Errungenſchaften mehr gebracht, die erheblich über das Maß 
gleichzeitigen Lebensmittelteuerung hinausgingen. Die Lebensmittelpreiſe 
igen, bleiben aber hoch auch in den Zeiten der Kriſe, und der Widerſtand 
gen neue Arbeiterſchutzgeſetze wächſt. 
Das ſind Tatſachen, die unabhängig ſind von dem Belieben einzelner 
uteileiter und Gewerkſchaftsbeamten und unabhängig von dieſer oder jener 
tik. 
Alles das muß aber dahin führen, daß die Periode des wachſenden Real⸗ 
hns für eine Arbeiterſchicht nach der andern aufhört, für manche ſogar 
ende Löhne eintreten; und das verſpricht nicht bloß für Zeiten vorüber⸗ 
hender Depreſſionen zu gelten, ſondern ſogar für Zeiten der Proſperität. 
Die Periode des ſteigenden Reallohns und der zeitweiſen Verbeſſerung der 
ige weiter Arbeiterſchichten, die ſeit den fünfziger Jahren in England, ſeit 
n ſiebziger Jahren und namentlich ſeit dem Ende der achtziger Jahre in 
eutſchland begann, iſt zu Ende; eine neue Periode beginnt mit erheblich 
rſchlechterten Bedingungen für die ökonomiſchen Kämpfe des Proletariats, 
e immer größere Kreiſe der Arbeiterſchaft mit einer Stagnation oder ſogar 
nem Sinken des Reallohns als länger dauernde, nicht kurz vorübergehende 
rſcheinung bedroht. 
Damit iſt nicht geſagt, daß dieſe Periode ihrerſeits wieder jahrzehntelang 
mern muß und für die Arbeiterklaſſe ein Ankämpfen gegen ihre degradie⸗ 
nden Tendenzen völlig ausſichtslos iſt. Aber immer ausſichtsloſer wird es, 
eſe Tendenzen durch iſolierte Kämpfe einzelner Berufsorganiſationen oder 
nzelner parlamentariſcher Fraktionen zu brechen. Aus einer gewaltigen 
nderung der geſamten internationalen politiſchen und ſozialen Situation 
ervorgegangen, kann die jetzige Periode, die wir kurz als eine Periode der 
leaktion bezeichnen können, nur überwunden werden durch eine ebenſo ge— 
galtige Anderung der geſamten internationalen politiſchen und ſozialen 
zituation, die eine Zuſammenfaſſung aller Machtmittel des geſamten inter⸗ 
ationalen Proletariats erheiſcht. Die ruſſiſche Revolution hätte der Anſtoß 
1 einer ſolchen Überwindung der politiſchen und ſozialen Reaktion werden 
nd eine neue Ara raſchen Aufſteigens des Proletariats inaugurieren können. 
{ber es find noch andere Möglichkeiten und Ausgangspunkte für dieſe neue 
ra denkbar. Nicht Hoffnungsloſigkeit und Ausſichtsloſigkeit bedingt die gegen⸗ 
härtige Situation, ſondern ſie fordert nur auf zur Überwindung aller Klein⸗ 
zämerei, aller Beſchränkung auf die Kleinarbeit; ſie fordert die Vorkämpfer 
es Proletariats auf zu weitem Blick und zu Kühnheit, welche Eigenſchaften 
ch freilich paaren müſſen mit vollkommener Sachkenntnis und Kaltblütigkeit, 
daß die kämpfenden Proletarier es vermögen, ſich von allen Illuſionen und 
benteuerlichen Experimenten fern zu halten, ebenſo bereit, in einer ausſichts⸗ 
oſen Situation geduldig zu warten und ſich auf die Zuſammenfaſſung und 
schulung der proletariſchen Kräfte zu beſchränken, wie jede Möglichkeit einer 
rfolgreichen Aktion aufs überraſchendſte und rückſichtsloſeſte auszunutzen. 
Solange aber nicht eine große welthiſtoriſche Wende eintritt, muß das 
Groletariat damit rechnen, daß die „guten Zeiten“ vorüber ſind und das 
tändige Wachſen des Reallohns ein Ende erreicht hat. 
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Wenn die Bewegung des Lohnes in der kapitaliſtiſchen Produktion 
nicht in der Richtung einer ſtändigen Verelendun 
der Richtung ſtändigen Aufſtiegs. Der Lohn bewegt ſich ſtets innerha 
ſtimmter Grenzen, die freilich elaſtiſcher ſind als die des Laſſalleſchen eh 
Lohngeſetzes, und er kann innerhalb dieſer Grenzen nicht bloß mit den 
tuationen von Proſperität und Kriſe, ſondern auch in längeren Zeiträ 
Generationen, auf- und niederſteigen, nicht aus den malthuſianiſchen Gründen 
die Laſſalle akzeptierte, ſondern infolge tiefgehender Wandlungen in den all 


günſtige Verhältniſſe mögen die aufſteigende Lohnbewegung für manche Arbeiter 
ſchicht ein halbes Jahrhundert lang andauern laſſen, aber keine iſt je dagegen 
gefeit, durch eine Anderung der Situation des Weltmarktes, der Technik, de 
politiſchen Machtverhältniſſe wieder in die abſteigende Linie des Lohnes ge 
drängt zu werden. Wie über jedem Proletarier ſtets das Damoklesſchwert de 
Arbeitsloſigkeit ſchwebt, ſo über jeder Proletarierſchicht das Damoklesſchwer 
des ökonomiſchen Niederganges. f | 9 
Wie mannigfaltig ſich aber auch unter dem ſteten Wechſel der Verhält 
niſſe die Bewegung der Arbeitslöhne geſtalten mag, ununterbrochen wächf 
ſtetig die Ausbeutung, wächſt die Zahl der Ausgebeuteten und damit dil 
Maſſe des ſozialen Druckes, wächſt „aber auch die Empörung der ſtets an 
ſchwellenden und durch den Mechanismus des lapitaliſtiſchen Produktions 
prozeſſes ſelbſt geſchulten, vereinten und organiſierten Arbeiterklafje‘ 
„Kapital“, I, 2. Auflage, S. 793). | | 
In dieſem Wachstum, nicht in dem der Unwiſſenheit und der Verwilde 
rung, beruht die Notwendigkeit der Verſchärfung der Klaſſengegenſätze und 
Klaſſenkämpfe, beruht aber auch die Gewißheit unſeres Sieges. 6 
Mögen die Löhne ſteigen, mögen ſie fallen, das Proletariat wächſt an 
Zahl und intellektueller wie moraliſcher Kraft. Es gibt keine ärgere Ver⸗ 
drehung des Marxſchen Standpunktes, als wenn man ihn behaupten läßt, 
„der Arbeiter ſchreite abwärts in phyſiſcher, geiſtiger und moraliſcher Hin⸗ 
ſicht, er verſinke immer tiefer in Unwiſſenheit und ſittliche Verwilderung “. 
Das war der Standpunkt der Utopiſten, die Tugan wieder zu Ehren 
bringen möchte, nicht der von Marx. Weil jene nur das Verkommen des 
Arbeiters ſahen, waren ſie Utopiſten, das heißt ſuchten ſie ſozialiſtiſche Trieb⸗ 
kräfte außerhalb der Arbeiterklaſſe zu finden, um dieſe zu befreien. Anderer⸗ 
ſeits aber, weil ſie nach ſolchen Triebkräften in der Bourgeoiſie ſuchten, weil 
ſie von der Befreiung des Proletariats durch eigene Kraft nichts wiſſen wollten, 
wurden ſie gedrängt, das Verkommen der Arbeiter möglichſt ſtark zu betonen, 
um das Mitleid der beſitzenden Klaſſen zur Hilfe für die Beſitzloſen anzuſtacheln. 
Die große Tat von Marx beſtand gerade darin, im Elend der Arbeiter⸗ 
klaſſe nicht bloß die ſie degradierenden Seiten zu ſehen, ſondern auch die ſie 
revoltierenden und damit erhebenden; nicht bloß, um hegelianiſch zu ſprechen, 
die Negation des früheren Wohlſtandes des ſelbſtändigen Arbeiters durch 
deſſen Proletariſierung, ſondern auch die Negation dieſer Negation. Dank 
ſeiner dialektiſchen Schulung und ſeinen perſönlichen Beziehungen zu revolu⸗ 
tionären Schichten des Proletariats erkannte er (mit Engels) deutlicher als 
ein anderer ſozialiſtiſcher Denker ſeiner Zeit die welthiſtoriſche Bedeutung des 
Proletariats, durch ſein intellektuelles, moraliſches, politiſches Erſtarken ſich 
ſelbſt und damit die Menſchheit zu befreien! | ni 
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Und da findet Tugan, gleich den anderen Reviſioniſten, den Mut, gerade 
eſem Denker die Meinung unterzuſchieben, das Proletariat verſinke immer 
fer in Unwiſſenheit und ſittliche Verwilderung! 

Die Herren wiſſen ſelbſt ganz gut, daß Marx das Gegenteil behauptet, 
15 „Marx ſich hier und da anders ausſprach“ (S. 73). Um trotzdem Marx 
genüber recht zu behalten, ſtammeln fie etwas von einem „Denkfehler“ bei 
karx, von einem „Widerſpruch“, in den ſich Marx verwickelt. Aber wo ſie 
nen Widerſpruch ſehen, da liegt nichts vor als ihre eigene Unfähigkeit, dia⸗ 
ktiſch zu denken. (Schluß folgt.) 


der bürgerliche Liberalismus in der ruſſiſchen Revolution. 
Von K. Maletzki. 


Es unterliegt keinem Zweifel, daß die ruſſiſche Revolution von den weſt⸗ 
uropäiſchen Genoſſen noch lange nicht in ihrer ganzen Tragweite gewürdigt 
horden iſt. Man behandelt fie noch oft als „auswärtige“ Angelegenheit. 
ind doch iſt die ruſſiſche Revolution für das Proletariat aller 
änder eine eminent innere, praktiſche Angelegenheit. 

Dabei iſt zu bemerken, daß die Analyſe der ruſſiſchen Revolution auch 
ine große Zahl theoretiſcher Probleme aufrollt, die auf die marxiſtiſche Metho⸗ 
ologie, auf die ganze ſozialdemokratiſche Weltanſchauung anregend wirken 
önnen und müſſen. 

Iſt ein erneuter Aufſchwung der ruſſiſchen Revolution zu erwarten und 
velches ſind ſeine Bedingungen? Dies iſt eine Frage, die uns zu den funda⸗ 
nentalen Problemen des Marxismus zurückführt. Wie verwickelt dieſe Pro⸗ 
bleme, wie ſchwierig nicht nur die Prognoſe der weiteren Entwicklung der 
Revolution, ſondern ſchon die Frageſtellung ſelbſt iſt, das zeigen die weit aus⸗ 
inandergehenden Anſichten der ruſſiſchen Sozialdemokraten, die doch ſämtlich 
zuf dem Boden des Marxismus ſtehen. 

Die materialiſtiſche Geſchichtsauffaſſung, die eben dadurch, daß ſie kein 

fertiges Syſtem von ſtarren Begriffen, ſondern eine lebendige Forſchungs⸗ 
methode darſtellt, zu den genialſten Errungenſchaften des Geiſtes zählt, iſt eben 
in demſelben Maße wiſſenſchaftlich wertvoll, wie fie ſchwierig zu handhaben iſt. 
Sobald man dieſe ſcharfe, biegſame Waffe ihrer Anpaſſungsfähigkeit, ihrer 
Schmiegſamkeit entkleidet, ſchlägt ſie in ihr Gegenteil um. Sie, die jedem 
Dogmatismus in den ſozialen Wiſſenſchaften grundſätzlich den Boden ſtreitig 
gemacht hat, wird zu einem Zerrbild, wenn ſie ihrerſeits zu einem ſtarren 
Dogma erhoben wird. 
Nun läßt es ſich nicht leugnen, daß in der ruſſiſchen marxiſtiſchen Lite⸗ 
ratur leider ein gewiſſer Schematismus zu finden iſt, der eben nur formell 
marxiſtiſch⸗dialektiſch, ſeinem Weſen und Geiſte nach aber eher alles andere 
denn marxiſtiſch iſt. 

Nehmen wir zum Beiſpiel die Art und Weiſe, wie die ruſſiſchen „Men⸗ 
ſchewiki“ die ruſſiſche Revolution zu analyſieren pflegen; ich meine hier ihre 
Frageſtellung. Es heißt da vor allem: Iſt die ruſſiſche Revolution eine 
bürgerliche oder eine ſozialiſtiſche? Und welches ſoll dementſprechend die Rolle 
des Proletariats und ſeine Beziehung zum Bürgertum ſein? Der weitere 
Gedankengang, der dieſer Frageſtellung zugrunde liegt, iſt etwa folgender: 
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Da eine bürgerliche Revolution die politiſche Macht in die Hände de 
Bürgertums bringt, das der Träger der revolutionären wirtſchaftlichen Ter 
denz des Kapitals iſt, ſo iſt die äußerſte Grenze, bis zu der eine ſolche Reyr 
lution kommen kann, die politiſche Herrſchaft des Bürgertums, keinesfalls abe 
die Herrſchaft des Proletariats, ſonſt hätten wir eine ſozialiſtiſche Geſel 
ſchaftsordnung, was der Prämiſſe widerſpricht. Muß alſo nicht, da doch da 
Bürgertum die politiſche Macht in die Hände bekommen ſoll, die Rolle de 
Proletariats bloß darin beſtehen, dem Bürgertum zum Siege zu verhelfen 
Muß nicht zu gleicher Zeit das Bürgertum in Rußland revolutionär fein 
wenn die kapitaliſtiſche Entwicklung ſozuſagen eine Naturtendenz hat, di 
Bourgeoiſie unbedingt in Konflikt mit allen dieſe Entwicklung hemmenden 
Kräften zu treiben? Folgt alfo nicht mit eiſerner Konſequenz aus dieſer 
Prämiſſen die Unmöglichkeit einer Diktatur des Proletariats in der gegen 
wärtigen ruſſiſchen Revolution, hingegen die Notwendigkeit eines Zuſammen 
gehens des Proletariats mit dem Bürgertum und die revolutionäre Roll 
des Bürgertums? Alle dieſe Schlüſſe wurden auch richtig von den Menſchewik 
aus ihren Prämiſſen gezogen, man hat auf Grund dieſer Ergebniſſe ein Zu 
ſammengehen mit den „Kadetten“ befürwortet, hingegen ein Bündnis mit den 
Bauerntum argwöhniſch betrachtet, man hat dem Bürgertum hartnäckig ein 
revolutionäre Rolle prophezeit. Und ganz nach dieſem Rezept iſt auch die 
Analyſe aufgebaut, die Th. Dahn in ſeinem Artikel in Heft 27 über „Die 
Bedingungen des erneuten Aufſchwungs der ruſſiſchen Revolution“ gegeben hat 

Iſt ſeine Problemſtellung richtig? Wir bezweifeln es ſehr und glauben 
vielmehr, ſie muß zu Trugſchlüſſen führen. Die Formulierung der Kernfrage 
iſt ganz abſtrakt und dadurch inhaltsleer, es fehlen ſo viele konkrete Binde⸗ 
glieder, daß eine ganz andere Abſchätzung der verſchiedenen Faktoren in Ruß⸗ 
land herauskommen muß, wenn man das Fehlende hinzufügt. 5 

Wo iſt erſtens der Zuſammenhang zwiſchen ökonomiſcher und politiſcher 
Entwicklung ſo ſtarr und direkt beſtimmt, daß aus dem Satze, die Bourgeoiſie 
in Rußland müßte zur politiſchen Herrſchaft ſtreben, ſich irgendeine beſtimmte 
Staatsform als das Ergebnis dieſer Beſtrebungen ableiten ließe? 1 

Iſt Frankreich mit ſeiner zentraliſierten Republik nicht ebenſo ein kapita⸗ 
liſtiſcher, von den Intereſſen der Bourgeoiſie beherrſchter Staat wie Deutſchland 
mit ſeinem Halbabſolutismus und Amerika mit ſeiner föderaliſtiſchen Demokratie? 

Iſt es deshalb möglich, die Staatsform, die der politiſchen Herrſchaft der 
Bourgeoiſie in einem konkreten Falle entſpricht, ohne weiteres aus den abſtrakt 
formulierten ökonomiſchen Entwicklungstendenzen abzuleſen? „ 

Für das ruſſiſche Proletariat aber iſt es offenbar gar nicht gleichgültig, 
was die politiſche Macht in den Händen der Bourgeoiſie bedeutet: ob einen 
nur ſchwach konſtitutionell verſchleierten Abſolutismus, eine erbliche Monarchie 
oder eine demokratiſche Republik. „ 

Ferner: Wenn das Bürgertum auch der Träger des ökonomiſchen Fort⸗ 
ſchritts iſt, muß es dann auch unter allen Umſtänden der Bannerträger des 
politiſchen Fortſchritts ſein? Und gibt es denn in der modernen ſozialen 
Entwicklung, im Klaſſenkampf nicht Gegentendenzen, die das Streben des 
Bürgertums nach politiſcher Macht in ein Bündnis mit der Reaktion um⸗ 
ſchlagen laſſen? Wir wollen der Bedenken nicht mehr aufzählen. ; * 


Daß Liberalismus, bürgerliche Revolution, politiſche Macht, alles wand⸗ 
lungsfähige, hiſtoriſche, alſo Relativbegriffe ſind, die in jedem konkreten Falle 
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ihrer beſonderen hiſtoriſchen Geſtaltung zu nehmen ſind, das wird hier 
zer acht gelaſſen. 

Ich will nun an die von Th. Dahn geſtellte Frage direkt herantreten. 
hn wirft die Frage auf, ob ein neuer Aufſchwung der ruſſiſchen Revo⸗ 
ion zu erwarten ſei und woher ein Anſtoß dazu kommen könne. Dabei 
fährt er nach dem oben gekennzeichneten Schema, wonach wir ſelbſt in 
ßland lediglich eine bürgerliche Revolution hätten, daher keine politiſche 
achtergreifung durch Proletariat und das Bauerntum, dafür aber ein Er⸗ 
rken der bürgerlichen Oppoſition zu erwarten wäre. 

Nun begeht aber Dahn erſtens den Fundamentalfehler, daß er die ruſſiſche 
volution als ganz iſolierte, ausſchließlich ruſſiſche Angelegenheit behandelt. Er 
jt nicht, daß die ruſſiſche Revolution ein weltgeſchichtliches Ereignis iſt 
d nur im weltgeſchichtlichen Zuſammenhang zu würdigen, zu verſtehen iſt. 
erwähnt zwar ſelbſt zum Beiſpiel die bezeichnende Tatſache, daß die ruſ⸗ 
he Selbſtherrſchaft nicht ſo ſehr vom ruſſiſchen wie vom ausländiſchen 
wital abhängt, allein irgendwie dieſen Gedanken in ſeiner Analyſe zu ver⸗ 
ten, hat er unterlaſſen. 

Einen zweiten Fehler begeht Dahn, wenn er einerſeits die Entwicklung 
3 bürgerlichen Liberalismus zwar auf irrtümlich ſchematiſche Weiſe, aber 
ch aus der objektiven wirtſchaftlichen Tendenz ableitet und zu dem Schluſſe 
langt, die Bourgeoiſie müſſe revolutionär werden, während andererſeits 
ruſſiſche Agrarfrage für ihn nur exiſtiert als die Frage der Bauernrevolten, 
cht als eine Frage der ganzen wirtſchaftlichen Entwicklung Rußlands. 
Auf Grund dieſer Fehler und falſcher Tatſachen gelangt er auch zu ver⸗ 
jeten Schlüſſen. Seine Betrachtungen gipfeln darin: 

Die kapitaliſtiſche Bourgeoiſie, wenngleich jetzt mit der Regierung, mit dem 
aktionären Junkertum verbündet, muß zur Oppoſition übergehen, ihr 
ündnis mit der Reaktion muß gelockert werden. 

Und ſo ſteht nun nach Dahn jetzt auf der Tagesordnung das Wieder⸗ 
ıfleben oder genauer die Entſtehung des bürgerlichen Liberalismus. eg, 
gt Dahn, „iſt zum erſten Male in Rußland der großkapitaliſtiſche Libera⸗ 
zmus im Entſtehen begriffen.“ 

Hier eine Bemerkung: Dahn ſelbſt gibt zu, es hätte bereits im Anfang 
er Revolution einen Moment gegeben, wo die kapitaliſtiſche Bourgeoiſie oppo⸗ 
onell war, wo fie Proteſte verfaßte, eine Verfaſſung forderte uſw. Sie 
urde dann durch die ökonomiſchen Forderungen des Proletariats zurück⸗ 
ſchreckt, durch deſſen politiſche Reife eingeſchüchtert, und ſo iſt fie geworden, 
as fie jetzt ift: reaktionär. Wie reimt ſich nun damit die Behauptung Dahns, 
3 ftehe in Rußland „zum erſten Male“ die Geburt des großkapitaliſtiſchen 
iberalismus bevor? 

Die Frage jedoch, ob wir der Geburt oder dem Ableben des Liberalismus 
eiwohnen, iſt offenbar von entſcheidender Bedeutung. 

Und weiter: Wenn es der rückſichtsloſe Kampf des Proletariats in der erſten 
eghaften Periode der Revolution war, der die Kapitaliſten zum direkten 
zerrat an der Sache der Freiheit veranlaßt hat, was ſoll nun jetzt plötzlich 
en oppoſitionellen Geiſt des Kapitalismus wieder ins Leben rufen? Soll 
wa, um dieſes Wunder zu bewirken, dem ruſſiſchen Proletariat der Rat 
egeben werden, weniger rückſichtslos, weniger ſelbſtändig den Kampf gegen 
einen direkten Klaſſenfeind, die Bourgeoiſie, gegen das Kapital zu führen? 
1907-1908. II. Bd. 37 
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Doch gehen wir weiter. g 1 
Soll eine kapitaliſtiſche Entwicklung die Schaffung von Entfaltungsmögl) 
keiten für den ruſſiſchen Kapitalismus, die ruſſiſche Induſtrie bedeuten, j 
darunter wohl nicht nur die Hinwegräumung des alten politiſchen Schutz 
zu verſtehen, nicht nur politiſche Freiheiten für die Bourgeoiſie, ſondern al 
Exiſtenzmöglichkeiten für den Kapitalismus in ökonomiſcher Beziehung. 2 
heißt aber vor allem Abſatzmärkte für Induſtrieprodukte, alſo bis zu ein 
gewiſſen Grade eine konſumfähige Bevölkerung, in erſter Linie Schaffung ei: 
ſtarken inneren Marktes. Und da ſteht vor uns die Agrarfrage, das hunger! 
Bauerntum, als zentrales Problem der kapitaliſtiſchen Entwicklung in je 
ganzen Tragweite. Für Rußland heißt Sieg des Kapitalismus wohlgeme 
nicht Sieg der Kapitaliſten, ſondern Löſung der Agrarfrage. f „ 
Wie kann nun Dahn an dieſer Tatſache jo oberflächlich vorbeigehen? 9; 
kann er zwar den Bauern für die Weiterführung der Revolution eine gr 
phyſiſche Bedeutung zuſchreiben, ohne dieſe tiefer auf ihren ſozialen politiſah 
Inhalt zurückzuführen. Dahn ſpricht der Bauernbewegung jede ſelbſtänd 
Bedeutung ab. Das iſt ökonomiſch ungemein flach, politiſch kurzſichtig. 
Ich will hier die Worte des Genoſſen Maßloff, gegenwärtig des . 
Kenners der Agrarfrage in Rußland, anführen. In dem zweiten Bande jet 
Agrarfrage jagt er wörtlich: „Die Bauernunruhen 1902 bis 1906 veranlaß 
alle, darunter auch die Regierung, nicht nur ihr Augenmerk auf die Agr 
frage zu richten, ſie waren zu gleicher Zeit einer der mächtigſten Faktoren 
ſozialen Kämpfe in der letzten Zeit.“ Und weiter: „Wurden ſie (die Baue 
N 
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unruhen) etwa durch die Revolution in den Städten hervorgerufen? Sie 
gannen ja bereits früher, ſchon im Jahre 1902.“ a 4 

Es erſcheint alſo geradezu unbegreiflich, wie Dahn einerſeits von dem Baue 
tum erwarten kann, es werde die Reſultate der Revolution befeftigen, u: 
ſich zu gleicher Zeit nicht darüber Rechenſchaft zu geben verſucht, wel 
ſoziale, politiſche Rolle das Bauerntum in ſolchem Falle ſpielen muß. 5 

Gehen wir zu dem zweiten Hauptpunkt über. Das Proletariat iſt ni 
Dahn der Vorkämpfer der Revolution, fein Kampf, feine ſelbſtändige Klaſſ 
bewegung iſt die Haupttriebkraft der Revolution. Was beſagt dies? | 

Das Proletariat kämpft doch unmittelbar gegen das Kapital, gegen 
Ausbeutung durch die Bourgeoiſie. Aus feinem alltäglichen ökonomiſchk 
Kampfe um Lohnerhöhung, Verkürzung der Arbeitszeit, beſſere Behandlu 
ſchöpft das Proletariat immer wieder die Kräfte, die Elemente, die ſeine pe 
tiſche Aktion beleben. a 

Wenn wir auch eine Regierung in Rußland haben, die nicht ganz d 
Werkzeug der großinduſtriellen Klaſſe iſt, ſo iſt doch der Zuſammenha 
zwiſchen Zarismus und Kapitalismus innig genug geweſen, um jeden Kan 
gegen das Kapital notwendigerweiſe in einen Kampf mit dem Zarismus u 
zugeſtalten. Das Kapital hat ſich ebenſo ſtets mit dem Zarismus verbund 
um ji) vor den ökonomiſchen Folgen der Arbeiterbewegung zu ſchützen, n 
ſich umgekehrt der Zarismus mit dem Kapital alliierte, um ſich vor den pr: 
tiſchen Folgen der Arbeiterbewegung zu ſchützen. 1 

Daraus folgt die ungemein wichtige Tatſache, daß der Kampf des Pro: 
tariats um politiſche Freiheit, um die Niederwerfung des Zarismus u 
umgänglich eine Vertiefung, Verſchärfung des Klaſſenkampfes mit ſich bein! 
eine Verſchärfung der Gegenſätze zwiſchen Proletariat und Bourgeoifie, 4 
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die Haltung der ruſſiſchen Kapitaliſten gegenüber der Revolution von ent⸗ 
eidender Bedeutung iſt. 

Wenn nun Dahn dem Proletariat die führende Rolle in der Revolution, 
doch eine bürgerliche Revolution ſein ſoll, zuweiſt, hat er wenigſtens mit 
er Silbe dieſer Rolle einen tieferen ſozialen Inhalt zu geben verſucht? 
cht im mindeſten. Es handelt ſich ja für ihn nur darum, den Beweis für 
wohlbekannte, durch ſeine Geſinnungsgenoſſen faſt zu Tode gehetzte Formel 
erbringen: die ruſſiſche Revolution iſt eine bürgerliche, folglich müſſen die 
pitaliſten um ihre Rechte, um politiſche Freiheit kämpfen. Dahn will des⸗ 
lb um jeden Preis beweiſen, es ſtehe die Geburt eines bürgerlichen Libera⸗ 
mus in Rußland bevor. Was ſind ſeine Beweiſe dafür? 

Er ſagt, man bemerke eine Gärung unter der Großbourgeoiſie, die armen 
pitaliſten werden von den „echt ruſſiſchen Leuten“, das heißt der Schutz— 
ippe des nackten Abſolutismus, vergewaltigt, der Oktoberverband werde 
ihrſcheinlich geſprengt werden uſw. Aber Dahn verſucht nicht im geringſten 
va die Laufbahn des bürgerlichen Liberalismus in Rußland in einigem 
ammenhang mit ſeinen Schickſalen in ganz Europa ins Auge zu faſſen, 
e er überhaupt den ruſſiſchen Kapitalismus als ein in den Wolken lebendes 
eſen betrachtet. Durch ſeine ganz oberflächliche Analyſe der Agrarfrage und 
r Arbeiterfrage hat er ſich die Sache allerdings ſehr erleichtert. Er führt 
ar Tatſachen an, dieſe Tatſachen reden aber Bände gegen ihn, ſobald man 
nur richtig ins Auge faßt. Wenn man nämlich die Bauernrevolte als eine 
zibende Erſcheinung betrachtet, dann muß man ſchon auf Grund dieſer Tatſache 
ch die Unmöglichkeit eines Stillſtehens der Revolution erkennen, ſolange 
cht die Agrarfrage in irgend einer Weiſe gelöſt iſt. Ferner, wenn die 
idtiſche Arbeiterſchaft kämpft, und wie Dahn es wohl weiß, kämpft fie in 
ſter Linie gegen das Kapital, das den Arbeitern alle Errungenſchaften der 
den Periode ſtreitig machen will, jo verſchärft das unvermeidlicherweiſe den 
aſſenkampf und treibt die Kapitaliſten in die Reihen der Reaktion und 
cht in die der Revolution, ebenſo wie die an die Tür der Oktoberleute und 
r Kadetten pochende Agrarfrage mit ihrem Schreckgeſpenſt der Enteignung 
eſe braven Leute ſicherlich nicht revolutionärer ſtimmt. 

Bald nach Beginn der Revolution, von dem Moment an — wie das Dahn 
ich zugibt — wo das Bürgertum den ſozialen Inhalt und die Tragweite der 
litiſchen Forderungen des Proletariats erkannte, verlor es ſchnell, was es 
Grunde genommen nie beſeſſen: die angebliche Revolutionsfreundlichkeit. 

Die Kapitaliſten ſtanden bald dem Proletariat als Todfeinde gegenüber. 
id es beruht auf gänzlicher Verkennung der Tatſachen, wenn Dahn be— 
zuptet, der Novemberſtreik ſei deshalb mißlungen, weil die Stimmung der 
ourgeoifie infolge der ökonomiſchen Kämpfe eine andere geworden wäre. Die 
eiſt zwiſchen Oktober und November war wohl zu kurz, als daß in dieſer Zeit 
itten beträchtliche wirtſchaftliche Kämpfe ausgefochten werden können. In Wirk⸗ 
Hfeit hatten wir die hartnäckigſten ökonomiſchen Kämpfe und die wichtigſten 
rrungenſchaften gerade in der Zeit vom 22. Januar 1905 bis zum 30. Oktober 
sſelben Jahres. Wenn alſo die Bourgeoiſie im Oktober liberal, im November 
gon revolutionsfeindlich war, ſo war das erſte die Folge der impoſanten 
kacht, die das Proletariat entfaltet hatte, wie der eigenen Ohnmacht der 


burgeoiſie. Der ſpätere Umfall der liberalen Bourgeoiſie aber war um⸗ 
kehrt die Folge des wiedererſtarkten Bewußtſeins der eigenen Kraft an— 
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geſichts des wiederauferſtandenen Zarismus. Von dem Augenblick an, 
durch die erſtarkte militäriſche Aktion, durch den niedergeworfenen Dezemb⸗ 
aufſtand, die Lähmung der Bourgeoiſie überwunden war, eilte ſie bald in ® 
Lager der Reaktion. 

Ebenſowenig entſpricht es den Tatſachen, wenn Dahn die Bauernunrult 
derart urſächlich mit der ſtädtiſchen Revolution verknüpft, daß das Dorf n 
ihm nur dann revoltiert, wenn auch in der Stadt das Revolutionsfeuer 1 8 

In Wirklichkeit hatten wir Bauernunruhen vor 1905, und die ſtärkff 


gerade vor der erſten Duma, als der Moskauer Dezemberaufſtand ch 


niedergeworfen war. Übrigens widerſpricht ſich Dahn ſelbſt, da er darauf h. 
weiſt, daß ſogar jetzt auf dem flachen Lande die Rebellion herrſcht — je, 
wo doch in der Stadt die Revolution eine Pauſe macht. 

So führen die von Dahn ſelbſt angeführten Tatſachen nicht zur Bekräſ⸗ 
gung feiner eigenen, ſondern der gerade umgekehrten Auffaſſung. Wenn dz 
ſtädtiſche Proletariat weiter kämpft, wenn die Bauern weiter revoltieren, 1. 
ſo weniger läßt ſich hoffen, daß die bürgerlichen Klaſſen revolutionärer werd. 

Die Wiedergeburt des bürgerlichen Liberalismus in Rußland wäre un: 
dieſen Umſtänden nur dann möglich, wenn das Proletariat ſeinen Klaſſe 
kampf für gewiſſe Zeit an den Nagel hängen könnte. Aber dann wäre 
auch um die Revolution geſchehen, denn der proletariſche Klaſſenkampf lat 
ſich nicht künſtlich zu einer rein liberalen politiſchen Bewegung kaſtrieren, u 
ohne die Maſſenaktion des Proletariats ſind die Aufgaben der Revoluti 
nicht zu verwirklichen. 

Wenn ſich die Herren Pachnicke und Konſorten in Berlin nach den SH 


| titten Bülows und der oſtelbiſchen Junker, die Herren Miljukow, Stu: 
und Konſorten in Petersburg nach den Fußtritten Stolypins und Puriſchkewitſc 
die entſprechenden Stellen reiben, jo können fie ſich zum Troſte jagen: „Büle 


wie der Stolypin tragen wenigſtens feine Lackſchuhe und haben adelige Füf 


die Proletarier aber haben keine Lackſchuhe und plumpe Füße. Alſo lieb 


adelige Fußtritte.“ Da wohl weder die deutſchen noch die ruſſiſchen Pro 
tarier Lackſchuhe anziehen werden, jo wird es denn bei den Bülowſchen u 


Stolypinſchen Fußtritten weiter ſein Bewenden haben. Und der ruſſiſc 
Liberalismus wird ebenſowenig wie der deutſche die fröhliche Au 
| Feſte hung erleben, die Dahn ihm prophezeit. 


Freilich ſtehen die Intereſſen des Kapitalismus in Rußland im Wide 
ſpruch mit dem Zarismus. Aber daraus entſpringt noch lange nicht die ver: 
lutionäre Rolle der ruſſiſchen Kapitaliſten. Ja, wie paradox es auch klingen me, 
der Kapitalismus in Rußland wird ſiegen gegen den Willen der Kapitaliſt 
oder überhaupt nicht ſiegen. 

Wenn man den bürgerlichen Liberalismus in Rußland i im Zuſammenhan 
mit dem europäiſchen Kapitalismus betrachtet, jo findet man weitere Grün 
gegen die Möglichkeit einer Oppoſition der Kapitaliſten in Rußland. 

Der Zarismus iſt in finanzieller Beziehung eigentlich nur von den Ru 
taliften des Auslandes abhängig. Es waren die franzöſiſchen und deutjch! 
Kapitaliſten, die der ruſſiſchen Revolution eine Niederlage beibrachten, ind 
fie vor der erſten Duma den Zarenſchergen die rieſige Anleihe gewährten. D 
europäiſche Kapitalismus will nicht nur Profite erbeuten, er will den Zarism 
politiſch ſtärken, um ihn weiter auszubeuten und weiter zu gleicher Zeit von il! 
die aufſtrebende Proletarierklaſſe in Schranken halten zu laſſen. Der Si 
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r ruſſiſchen Revolution bedeutet eben eine neue Ara für die Klaſſenkämpfe 
Weſteuropa, das verſtehen nicht nur die Regierungen, ſondern auch die 
ankiers und die Fabrikanten. 

Derſelbe Kapitalismus wird wahrſcheinlich die 400 Millionen Rubel für 
e Amurbahn aufbringen. Das bewirkt nun eine größere Bewegungsfreiheit 
3 Zarismus den einheimiſchen Kapitaliſten gegenüber, andererſeits zeugt es 
im den ungeheuren Schwierigkeiten, mit denen die ruſſiſche Revolution ringen 
uß. Indem es aber den Sieg ſchwieriger macht, erſcheinen auch die Folgen 
s Sieges ungemein reichhaltiger, tiefer. Will man alſo nicht ganz ſchief die 
eſachen des bisherigen Mißerfolges der Revolution beleuchten, ſo muß man 
denken, daß der Kampf nicht nur dem Zarismus, ſondern gewiſſermaßen 
m weſteuropäiſchen, dem internationalen Kapitalismus gilt. 5 
Da die ruſſiſchen Kapitaliſten in der Hauptſache nicht aus ihrer Taſche 
e ungeheuren Summen vorſtrecken, die der Zarismus vergeudet, da ſie bei 
eſen Vergeudungen auch für ſich einen Profit wittern, ſo haben ſie um ſo 
eniger Veranlaſſung, gegen den Zarismus loszugehen. 

Auch in Rußland gibt es alſo nur einen Kämpfer um bürgerliche Demo⸗ 
atie: das Proletariat, geſtützt auf das rebelliſche Bauerntum. Mit trockenen 
ormeln, womit Dahn und Genoſſen operieren, kann man der lebendigen 
Zirklichkeit nicht beikommen; und indem ſie dieſe Wirklichkeit einem papierenen 
beralen Schema zuliebe verzerren, ſehen ſie nicht die gewaltigen revolutionären 
erſpektiven, die ſich vor der Arbeiterklaſſe kraft der hiſtoriſchen Notwendig⸗ 


it auftun. 


| Aur frage der Jugendorganifation. 
Br Don Pannekoek. 

| Der Urſprung der Jugendbewegung liegt in der Umwälzung, die die kapi⸗ 
liſtiſche Großinduſtrie in die geſellſchaftlichen Verhältniſſe gebracht hat. Zur 
geit des Kleinbetriebs hatte die Jugend eine ſehr abhängige Stellung; um 
ch die techniſche Ausbildung in irgend einem Gewerbe anzueignen, war eine 
ange Lehrzeit nötig, während deren die jungen Leute als Lehrlinge in dem 
hauſe des Vaters oder eines anderen Meiſters lebten. Dem Verhältnis in 
er Werkſtatt entſprach das Verhältnis in der Familie; der Familienvater, 
er unabhängige ſelbſtändige Produzent, regierte als Selbſtherrſcher über 
ieſen kleinen Kreis; die jungen Leute hatten nichts dreinzureden, hatten be⸗ 
ingungslos zu gehorchen, und der Sohn redete den Vater als „Herr Vater“ 
n. Dieſen wirtſchaftlichen Verhältniſſen entſprach in der Politik der Deſpo⸗ 
ismus der „Landesväter“, ihnen entſtammt noch die heutige Auffaſſung der 
äterlichen Autorität. 

Der Großkapitalismus hat dieſe Verhältniſſe vollkommen umgewälzt. Er 
at die Erwachſenen niedriger geſtellt, die Jugend höher. Der erwachſene 
lrbeiter iſt heute ein vom Kapitaliſten abhängiger Proletarier, dem als Einzel⸗ 
erſon nichts Selbſtherrliches anhaftet. Die jungen Leute, die ebenfalls in die 
fabrik getrieben ſind und dort nicht mehr einen väterlichen Lehrmeiſter, ſondern 
inen herzloſen, nur auf ſeinen Profit bedachten Ausbeuter ſich gegenüber haben, 
ind der nämlichen Ausbeutung wie der erwachſene Arbeiter unterworfen; ſie 
tehen nicht mehr unter ihm, ſondern als junge Kameraden neben ihm. 
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Zwar ſucht eine rückſtändige Gelder een den 8810 Schein aufret, 
zuerhalten, aber nur zu dem Zwecke, um die Jugend noch wehrloſer der . 
beutung auszuliefern. Sie gibt den Meiſtern eine „väterliche“ Gewalt al: 
die von ihnen angenommenen Lehrlinge; dieſe müſſen allen Befehlen ar 
bedingt gehorchen, und den Meiſtern ſteht das Züchtigungsrecht zu. Da 
Meiſter iſt der Lehrling jedoch nichts als eine billige Arbeitskraft, aus der 
möglichſt viel Profit herausſchlagen will; ja nur durch dieſe Ausbeutu 
Jugendlicher hält ſich oft der Kleinbetrieb noch aufrecht. Die frühere lan 
jährige Fachausbildung wird zu einem bedeutenden Teile von den FJortſchritt 
der modernen Technik überflüſſig gemacht, und wo ſie noch nötig iſt, wird 
hauptſächlich erſt nach der Lehrlingszeit erworben. Daß die jugendlich 
Arbeiter hier Lehrlinge heißen, kann alſo nicht darüber hinwegtäuſchen, d 
auch ſie nichts als Objekte der Ausbeutung ſind, billige Arbeitskräfte, der 
natürliche Wehrloſigkeit durch das Geſetz noch verſchlimmert wird. 
Dieſe Unterdrückung, die ſich bisweilen in den ſchlimmſten Schinderei 
und Mißhandlungen äußert, rief natürlicherweiſe den Widerſtand der Opf. 
wach. Das Beiſpiel der erwachſenen Arbeiter führte von ſelbſt dazu, daß d 
jugendlichen Arbeiter im Zuſammenſchluß, in der Organiſation die Kraft zu 
erfolgreichen Widerſtand ſuchten. Allerdings ſtehen ihnen, namentlich dene 
die durch Lehrlingskontrakte gebunden ſind, nicht dieſelben Kampfesmittel; 
Verfügung wie den Erwachſenen. Ihre Bewegungsfreiheit iſt außerordentli 
beſchränkt. Trotzdem iſt es ſehr wertvoll, daß die Organiſation zum Schu 
der einzelnen eintritt, jo daß fie ſich nicht mehr einſam und hilflos fühle 
Tatſächlich iſt es der Jugendorganiſation wiederholt gelungen, den ſchlimmſt 
Jugendſchindern das Handwerk zu legen. Jugendſchutz iſt alſo das er 
Hauptziel der Jugendorganiſation. | | 
Philiſter und Gegner der Arbeiterbewegung hatten nur billigen Spott f 
e „Lausbubenorganiſation“, jo wie fie auch anfangs über die Dienſtbote 
ehe ſpöttelten. Die ſozialiſtiſch denkenden Arbeiter dagegen könn 
dieſem Wirken der Jugend nur ſympathiſch gegenüberſtehen. Für ſie ſind 
junge Kameraden, die durch dieſelbe Ausbeutung wie die ihre zu demſelb 
Kampfe angeſtachelt werden. Und wo die Kräfte der Jugend ſelbſt nicht au 
reichen, iſt es Sache der Erwachſenen, den jungen Streitern unter die Arn 
zu greifen. Ohne die fortwährende Hilfe der ſozialiſtiſchen Preſſe, der 6 
werkſchaften und der Arbeiterſekretariate kann die Jugendorganiſation di 
Kampf gegen die Ausbeutung der Jugend nicht erfolgreich führen. Ab 
dieſe können nur helfen, wenn die Jugend beginnt, ſich ſelbſt zu helfen! 
Mit dem Jugendſchutz kann aber weder die Tätigkeit der Jugendverei 
noch das Intereſſe der Arbeiterbewegung an ihnen aufhören. Ahnlich wie de 
Bewußtſein ihrer eigenen Lage und der Kampf gegen die Ausbeutung die e 
wachſenen Arbeiter allmählich zu allgemeinerer Einſicht und zu neuen Ideal! 
führt, ſo muß es auch der Jugend ergehen. Das Beiſpiel des großen Arbeite 
kampfes muß fie mächtig anregen; ihr eigenes Elend erkennen fie als ein 
Teilerſcheinung der kapitaliſtiſchen Ausbeutung überhaupt. Und bei junge 
Arbeitern, die ſich einem ernſten Streben hingeben, wird die Neigung d 
Jugend, ſich für große Ideale zu begeiſtern, um jo kräftiger wirken; au 
ihrem eigenen Leiden und Wirken erwächſt das Verlangen, ſpäter als kräfti 
Kämpfer am Befreiungskampf des Proletariats teilzunehmen. Sie ſehen 5 


daß die beſte Weiſe, jetzt dafür zu wirken, in der Vorbereitung für die 
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tere Aufgabe beſteht. An der allgemeinen Arbeiterbewegung beteiligt 
alſo die arbeitende Jugend eben dadurch, daß ſie die Jugendbildung 
ihre zweite Haupttätigkeit betrachtet. 

Muß die erſte Tätigkeit, der Jugendſchutz, von dem kämpfenden Prole⸗ 
jat aus Sympathie für die jungen Kameraden lebhaft begrüßt werden, ſo 
ſe zweite von der Partei aus eigenem Intereſſe. Tritt der junge Arbeiter 
mal in das Partei⸗ und Gewerkſchaftsleben ein, ſo fehlt nur zu oft 
namentlich bei einigermaßen hervorragenden Perſonen, die bald mit aller- 
ad Amtern bedacht werden — die Muße zum Studium, zur eigenen prin⸗ 
ellen Ausbildung. Während die aus einer früheren Periode ſtammenden 
noſſen aus ihren jungen Jahren einen gewiſſen Beſtand an gründlicher 
laliſtiſcher Durchbildung mitbrachten, fehlt dies infolge der vielen prak⸗ 
hen Arbeit oft den Genoſſen aus ſpäterer Zeit; die Folge davon iſt, daß 
großen, allgemeinen, prinzipiellen Geſichtspunkte oft gegen eine engherzige, 
r das Unmittelbare ſehende Auffaſſung zurückgeſtellt werden. Daß darin 
e große Gefahr liegt, hat die Partei ſchon längſt erkannt und dem durch 
ldungsinſtitute abzuhelfen verſucht. Deshalb muß ſie es freudig begrüßen, 
un die Jugend ſelber ihrem Idealismus den feſten Boden des Wiſſens 
ben will. 

Iſt aber die Jugendorganiſation dieſer Aufgabe gewachſen? Auf den erſten 
ick muß es ſcheinen, daß die Jugendbildung viel beſſer von Erwachſenen, 
den Sozialismus allſeitig, theoretiſch und praktiſch verſtehen, beſorgt werden 
m. Zweifellos ift es, daß die Hilfe der Erwachſenen als Berater und Lehrer 
enfalls gar nicht zu entbehren iſt. Aber eine Jugendbildung von oben 
cab, bei der die Jugend ſelbſt nur eine paſſive Rolle ſpielt, wird wenig 
folg bringen. In dem vortrefflichen Referat, das Genoſſe Schulz auf dem 
annheimer Parteitag hielt, wurde dargelegt, wie die aktive Mitwirkung des 
hülers, die eigene Arbeit, die Praxis ein notwendiges Element zur allſeitigen 
itwicklung bildet. Das rein paſſive Verhalten des Schülers, der nur zu 
wfangen hat, entſpricht nicht unſeren pädagogiſchen Anſchauungen. Die 
cars des heutigen Arbeiters jedoch heißt Kampf; wir wollen Kämpfer er⸗ 
hen, und da iſt die aktive Mitwirkung des Schülers erſt recht notwendig. 
amit die Jugendbildung Erfolg hat, iſt es nötig, daß die jungen Leute ſie 
s einen wichtigen Teil ihres eigenen von ihnen ſelbſt geführten Kampfes 
trachten. Nicht von oben herab, ſondern von innen heraus. Nicht: „wir 
ollen euch bilden“, ſondern „wir wollen euch helfen, euch zu bilden“! 
Dies entſpricht-auch der ſozialiſtiſchen Auffaſſung des Verhältniſſes zwiſchen 
rwachſenen und Jugendlichen. Nach den überkommenen kleinbürgerlichen 
uſchauungen, die auch noch in manchem Arbeiter weiterleben, haben die 
gendlichen nichts dreinzureden und nur zu gehorchen, denn fie ſind nur 
umme, unreife Burſchen. Dieſe Auffaſſung des ſtummen Gehorſams liegt 
r ganzen preußiſchen Staatsräſon, liegt der preußiſchen Schule und der 
rügelpädagogik zugrunde. Dagegen ſieht der Sozialismus in den Kindern, 
id um fo mehr in den jungen Leuten junge Menſchen mit eigenen Neigungen 
id Trieben, deren Selbſtändigkeit und Willenskraft zu entwickeln und zu 
legen iſt. Der Erwachſene ſoll ihnen kein Vormund ſein, der über ihre Köpfe 
nweg über fie beſchließt und fie am Gängelband hält, ſondern der ältere 
atgeber, der ihnen möglichſt viel Freiheit und Selbſtändigkeit läßt. Die 
zialiſtiſche Anſchauung erkennt damit nur an, was die großinduſtrielle Ent⸗ 
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wicklung aus den Jugendlichen gemacht hat: junge Kameraden, Ausbeutmz 
genoſſen, und was ihre eigene friſche Tatkraft aus ihnen gemacht hat: ju; 
Kampfgenoſſen. Nicht das vom preußiſchen Geſetz feſtgeſetzte Alter, font: 
die eigene Tätigkeit iſt für uns der Maßſtab der Wertſchätzung. Junge Män: 
von ſiebzehn Jahren, die ſchon mehrere Jahre ihrer Jugend mit ei) 
Streben, mit Kampf und Organiſationsarbeit im Dienſte unſerer großen Soil 
tätig waren, können nicht als unmündige Burſchen gelten, über die man 
oben herab verfügt und die ſelbſt nichts dreinzureden haben. | 

Die Beſtimmungen des neuen Vereinsgeſetzes über die Jugend it 
der Furcht der herrſchenden Klaſſen entſprungen, die Jugend werde vor d 
Eintritt in die Armee mit „antimilitariſtiſchen“, das heißt mit jozialiftife: 
Ideen angeſteckt werden. Eine unpolitiſche Aufklärung und Tätigkeit, wie 
das Programm der Jugendvereine in Norddeutſchland bilden, kann es jedl 
nicht verhindern. Das Vereinsgeſetz hat aber auch nur den äußeren Anli 
zu der Hamburger Reſolution gegeben. e 

Der Angriff geht direkt von den Führern der Gewerkſchaftsbewegung a; 
Sie verneinen die Notwendigkeit und die Zweckmäßigkeit der Jugendorgei 
ſation; fie find der Anſicht, für Jugendſchutz könnten die Gewerkſchaften be 
eintreten als die Jugendlichen, und die Jugendbildung ſei beſſer von der Va: 
und den Gewerkſchaften zu beſorgen. Ja, die Jugendfürſorge müſſe, wie ( 
noſſe Robert Schmidt kürzlich ausführte („Sozialiſtiſche Monatshefte“, 12. Ht 
S. 734), „ſogar von der Gewerkſchaft als Eingriff in das Gebiet ihrer Taz 
keit betrachtet und zurückgewieſen werden“. Daß hier nicht die Sorge für 
Jugend, ſondern das eigene Intereſſe für die Gewerkſchaft beſtimmend ! 
zeigen die weiteren Ausführungen Schmidts: „Auf die große Zahl der 1 
gelernten jugendlichen Arbeiter und Arbeiterinnen kann die Gewerkſchaß 
organiſation nicht verzichten, da fie bei Lohnkämpfen ein bedeutſamer Fat: 
in der Bewegung fein können. ... Weniger Wert werden die Gewerkſchaff 
auf die Heranziehung der Lehrlinge legen, da dieſe für den Lohnkampf u) 
in Betracht kommen. Die enge Vertragsbindung und die Rechtsſtellung 
Lehrlinge verbietet ihre Teilnahme an der Lohnbewegung.“ . 

Wenn man bedenkt, daß der Berliner Jugendverein hauptſächlich ae 
Lehrlingen beſteht, iſt damit alſo die Notwendigkeit einer eigenen Jugen⸗ 
organiſation ſchon zugegeben. Die Gewerkſchaft fordert für ihre Organiſatſ 
nur die nicht im Lehrlingsverhältnis ſtehenden Jugendlichen, weiß aber ıl 
den Lehrlingen, bei denen die Methoden des Gewerkſchaftskampfes verſag 
nichts anzufangen und iſt bereit, dieſe ihrem Loſe zu überlaſſen. Im Gr 
handelt es ſich hier alſo um eine Grenzſtreitigkeit, die die Gemerkichaft 
einfach durch Zertrümmerung der anderen Organiſation löſen wollen. 

Mag ein Teil der jungen Arbeiter hinſichtlich der Lohnkämpfe am befit 
der Gewerkſchaft angehören, jo gehören fie doch für die Jugendbildung A 
beſten der Jugendorganiſation an. Das Ziel der Jugendbildung iſt pri’ 
zipielle Aufklärung im Sinne des Sozialismus. Die Gewerkſchafſt 
haben keine andere prinzipielle Auffaſſung, wenn auch vereinzelt ſich un! 
ihnen aus einer beſchränkten Auffaſſung der gewerkſchaftlichen Praxis 1 
ſozialiſtiſche, bürgerliche Anſchauungen entwickelt haben. Gerade weil ® 
Praxis des tagtäglichen Kampfes den Blick leicht beengt, iſt eine Aufkläru 
nötig, die die allgemeinen ſozialiſtiſchen Prinzipien in den Vordergrund ſtel, 


1 


1290 
N 


ranz Krüger: Was wird aus unſeren Jugendorganiſationen? 561 


nd ein Idealismus, der ſich über das Unmittelbare zu erheben weiß. 
zerade gegen dieſen Geiſt haben jedoch manche Gewerkſchaftler wiederholt 
hre Abneigung ausgeſprochen; dies iſt es wahrſcheinlich auch, was ihnen an 
em Geiſte der bisherigen Jugendorganiſationen nicht gefällt. Und dem⸗ 
ntſprechend würde, falls die Jugendbildung Sache der Gewerkſchaften wird, 
‚ie prinzipielle ſozialiſtiſche Aufklärung zu kurz kommen. | 

Die Partei hat jedoch das größte Intereſſe daran, daß die Ausbildung der 
Jugend von prinzipiell⸗ſozialiſtiſchem Geiſte erfüllt wird. Hier liegt nament⸗ 
ich ein großes Arbeitsfeld für den Bildungsausſchuß vor: in Zuſammenarbeit 
nit der Jugendorganiſation muß er ihr helfen, den richtigen Weg zu finden. 
Alſo: zu der Jugendausbeutung, die der moderne Kapitalismus brachte, 
gehört notwendig die Jugendorganiſation zur Abwehr, die neben dem 
Jugendſchutz vor allem die Jugendbildung als Haupttätigkeit zu be⸗ 
rachten hat. Bei allen ihren Arbeiten iſt die Mitarbeit, Beratung und Mit⸗ 
berwaltung ſeitens der Organiſationen der erwachſenen Arbeiter notwendig. 
In welcher Weiſe die Jugendorganiſation der Arbeiterbewegung anzugliedern 
ft, muß eine Beratung der ſachverſtändigen Beteiligten ermitteln, alſo ſo⸗ 
wohl der Erwachſenen als auch der Jugendlichen. Ohne eine eigene Jugend⸗ 
organiſation ſind jedoch die Aufgaben des Jugendſchutzes und der Jugend- 
bildung nicht erfolgreich zu löſen. 


Das wird aus unferen Jugendorganifationen? 
Don Franz Krüger (Königsberg). 


Die Gründung von Jugendorganiſationen in Deutſchland nahm im 
Jahre 1904 in Berlin ihren Anfang, und bald entſtanden in den ver⸗ 
ſchiedenſten Orten Vereine für Lehrlinge und jugendliche Arbeiter. Infolge 
der Buntſcheckigkeit unſeres früheren Vereins⸗ und Verſammlungsrechtes war 
der Tätigkeit dieſer Vereine in den verſchiedenen Einzelſtaaten eine ſehr ver⸗ 
ſchiedene Grenze gezogen. Während in Norddeutſchland die Vereine ſich auf 
eine rein unpolitiſche und mehr fortbildende Tätigkeit beſchränken mußten 
und vorwiegend den Lehrlingsſchutz zu ihrer Aufgabe machten, war in Süd⸗ 
deutſchland eine freie Betätigung auf allen, das heißt auch auf politiſchen 
Gebieten möglich; doch führte auch hier die Entwicklung immer mehr dahin, 
daß die Tätigkeit der Jugendorganiſation eine wiſſenſchaftlich aufklärende, 
belehrende wurde. 

Das neue Vereinsgeſetz hat nun auch für die Jugendorganiſationen ein 
einheitliches Recht — oder Unrecht — geſchaffen. Wir ſind daher jetzt vor 
die Frage geſtellt: Was ſollen Partei und Gewerkſchaft weiterhin für die 
Jugend tun? Auf welcher Baſis ſoll die weitere Agitation unter der arbei⸗ 
tenden Jugend aufgebaut werden? Soll die Jugendbewegung geleitet werden 
von Erwachſenen oder von den Jugendlichen ſelbſt? Sind beſondere Jugend⸗ 
organiſationen nötig? 
Der Hamburger Gewerkſchaftskongreß hat ſich ja mit dieſer Frage be⸗ 
ſchäftigt, aber die von ihm angenommene Reſolution befriedigt mich in keiner 
Weiſe, ihre Durchführung würde ich für geradezu verderblich halten. 
Bedauerlich iſt zunächſt der Ton, in dem das Referat von Robert Schmidt 
ſtellenweiſe gehalten war. Man glaubt manchmal, einen bürgerlichen Gegner 
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unſerer Jugendorganiſationen zu hören. Durch ſeine Ausführungen zieht ſi 
die in unſeren Reihen ſchon oft beklagte und verurteilte Überhebung de 
„Alten“ gegenüber den „Jungens“, die unbefugterweiſe überall mitrede 
wollen. Die bisherigen Jugendorganiſationen ſollen verfehlt ſein, aber de 
Kongreß will an ihre Stelle etwas ſetzen, was von vornherein den Stemp 
der Unfruchtbarkeit an ſich trägt. Es hat faſt den Anſchein, als ob die G. 
werkſchaften fürchten, durch den Enthuſiasmus und die Begeiſterung de 
Jugendlichen in ihrer Ruhe geſtört zu werden! Aber iſt es nicht gerade ein 
erfreuliche Erſcheinung an der Jugendbewegung, daß ſie Begeiſterung fü 
unſere Sache in der Jugend weckt? Das darf auch nicht gehindert werder 

Was wird nun alſo aus unſeren Jugendorganiſationen? Inwieweit ſolle 

die Gewerkſchaften ſelbſt die Jugendlichen organiſieren? a 

Soweit es ſich um ungelernte jugendliche Arbeiter handelt, muß meine 

Erachtens verſucht werden, ſie gewerkſchaftlich mit einem niedrigen Beitra 
zu organiſieren. Wo eine größere Zahl organiſierter Jugendlicher vorhanden 
iſt, müßten beſondere Abteilungen in den betreffenden Zahlſtellen gebilde 
werden unter geeigneter Leitung, zu der eventuell auch außerhalb des betref 
fenden Verbandes ſtehende Perſonen heranzuziehen wären. Soweit jedoch 
Lehrlinge in Frage kommen, iſt die Möglichkeit einer umfaſſenden Organi 
ſation wohl ausgeſchloſſen, ſchon weil den Lehrlingen meiſtenteils die Mitte 
zur Bezahlung der Beiträge fehlen. Auch iſt ihr Verhältnis zum Arbeitgeber 
auf Jahre hinaus vertraglich feſtgelegt, daher können ſie einen Zweck der 
Organiſation noch nicht einſehen, da ihnen als Lehrlingen die Drganifation 
eine Verbeſſerung ihrer wirtſchaftlichen Verhältniſſe nicht ſchaffen kann. 

Wo aber die Gewerkſchaften Jugendliche aufnehmen, muß man es ſich in 
den Kreiſen der Erwachſenen auch unter allen Umſtänden abgewöhnen, die 

Jugendlichen als „Jungens“ anzuſehen, die nichts zu ſagen haben. Nach 
Möglichkeit ſollen die jungen Leute zur Mitberatung und Mitverwaltung 
ihrer eigenen Angelegenheiten herangezogen werden. 5 „ 

Die Gewerkſchaften überſchätzen ihr Können zweifellos ganz bedeutend, 
wenn ſie meinen, daß auch die Jugendorganiſation von den Gewerkſchaften 
betrieben werden könne. Nur wenige Gewerkſchaftler ſtehen dieſer Frage mit 
dem nötigen Verſtändnis, die meiſten ſtehen ihr mit Geringſchätzung gegen⸗ 
über. Was auf dieſem Gebiet bisher geleiſtet worden iſt, iſt nur möglich va 
weſen gerade dadurch, daß man die in der Arbeiterjugend ſchlummernden 

Fähigkeiten und ihre Arbeitsfreudigkeit weckte und nutzbar machte. Bei der 
Stimmung, die in weiten Gewerkſchaftskreiſen gegenüber den Jugendlichen 

herrſcht, würden dieſe ſich in Zukunft nur abgeſtoßen fühlen und ſich zurück 

ziehen. 1 

Selbſt wenn man alſo den Gewerkſchaften ſchon im weiteſten Umfange die 

Jugendorganiſation überträgt, ſo bleibt für eine ſelbſtändige Jugend⸗ 
agitation und Organiſation immer noch ein großes Arbeitsfeld neben den Ge⸗ 
werkſchaften offen. Soll dieſe Jugendagitation nun auf politiſcher Grundlage 
aufbauen, oder ſoll ſie ſich mehr der gewerkſchaftlichen Tätigkeit anpaſſen? 

Ich meine: keines von beiden, ſondern ſie ſoll die Grundlage 
für beides ſein! N e 
Was iſt denn überhaupt der Zweck der Jugendbewegung? Sie ſoll 
doch nicht etwa fertige politiſche Anſichten in die Köpfe der arbeitenden Jugend 
verpflanzen, ſondern ſie ſoll dieſe Köpfe nur vorbereiten für die ſpätere Auf⸗ 
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ihme unſerer politiſchen Anſchauungen und für den ſpäteren wirtſchaftlichen 
ampf der Gewerkſchaften. Iſt dieſes das Ziel, ſo iſt auch der Weg vor⸗ 
zeichnet. Zunächſt wird es darauf ankommen, die Fehler und Mängel der 
olksſchulbildung nach Möglichkeit auszugleichen und für eine entſprechende 
zeiterbildung zu ſorgen. Es würden alſo in Frage kommen Vorträge über 
ſchichtliche, naturwiſſenſchaftliche und religiöſe Fragen, über Kunſt und 
iteratur, Muſeenbeſuche unter ſachkundiger Führung und ähnliches. Ferner 
üſſen überall unter Mitwirkung der Jugendlichen Stellen geſchaffen werden, 
elche Beſchwerden von Lehrlingen und jugendlichen Arbeitern ent⸗ 
ꝛgennehmen, eventuell Prozeſſe betreffend das Arbeitsverhältnis für dieſelben 
ihren, Mißſtände aufdecken und für deren Beſeitigung ſorgen und nach Mög⸗ 
chkeit die wirtſ chaftliche Lage der Lehrlinge und jugendlichen Arbeiter ſtatiſtiſch 
forſchen und feſtſtellen. Die Jugend ſoll aber auch die Jugend genießen, und 
werden daher gemeinſame Spaziergänge und Ausflüge, Spiele im Freien, 
urnſtunden uſw. zu arrangieren ſein. In Wintermonaten werden an deren 
stelle Unterhaltungsabende an Sonntagen treten müſſen, wie überhaupt auf 
je Geſelligkeit erheblicher Wert gelegt werden, das Gebotene aber auch ſehr 
yrofältig und zweckentſprechend ausgewählt werden muß. Wenn dann noch 
ir die Verbreitung einer guten Jugendzeitſchrift und für eine gute kleine 
zibliothek geſorgt wird, ſo iſt damit wohl in großen Zügen das Arbeits⸗ 
rogramm dargelegt, nach welchem die Betätigung der Jugendbewegung in 
zukunft am zweckmäßigſten und erfolgreichſten ſtattfinden könnte. 

Wer ſoll nun die Leitung der Jugendbewegung in Händen haben? 
Ich meine, daß ganz zweifellos die Jugendlichen an der Leitung beteiligt 
ein müſſen. Zunächſt wird man ihnen die eigentlichen Verwaltungsarbeiten 
iemlich vollſtändig übertragen können, wenn die Erwachſenen ſich ein gewiſſes 
Fontrollrecht vorbehalten. Die Vertretung der Bewegung nach außen hin, 
zie Beſchlußfaſſung in taktiſchen Fragen uſw. wird jedoch den Erwachſenen 
vorbehalten bleiben müſſen, ſchon deshalb, weil die Jugendlichen dem Verkehr 
nit Behörden und anderen Perſonen wohl meiſtens nicht gewachſen ſein 
verden. Aber auch in allen dieſen Fragen wird man gut tun, ſich mit den 
Jugendlichen vorher zu verſtändigen, was wohl immer ſehr leicht mög⸗ 
ich ſein wird. Ich habe ſtets die Erfahrung gemacht, daß dadurch, daß die 
Jugendlichen nach Möglichkeit wenigſtens an den Beratungen beteiligt 
werden, die Arbeitsfreudigkeit derſelben außerordentlich gehoben wird. 

Wo es möglich iſt, ſoll alſo verſucht werden, Vereine für Lehrlinge 
und jugendliche Arbeiter zu bilden, welche die oben ſkizzierten Aufgaben 
zu erfüllen haben; ſolche Vereine würden durchaus im Rahmen des neuen 
Vereinsgeſetzes bleiben. Wo das nicht angeht, müſſen Agitationskommiſ— 
ſionen unter Beteiligung Jugendlicher zu dieſem Zweck gebildet werden. 
Wenn irgendwo, ſo iſt gerade bei der Jugendagitation ein einiges Vor⸗ 
gehen von Partei und Gewerkſchaft notwendig. Wenn auf dem von mir an⸗ 
gegebenen Boden die Jugendorganiſation aufgebaut wird, ſo würde ſie nicht 
nur für die Jugendlichen ſelbſt das Beſte erreichen, ſondern auch tüchtige 
Kämpfer für die Partei und für die Gewerkſchaftsbewegung erziehen. Das 
Beſtehen einer ſelbſtändigen Jugendorganiſation würde weder den Gewerk⸗ 
ſchaften noch der Partei zum Schaden gereichen, ſondern nur eine Ergänzung 
der Tätigkeit beider ſein. i 
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Kaum eine andere Einrichtung in der deutſchen Arbeiterbewegung hat ein 
ſo rapiden Fortſchritt zu verzeichnen, wie die Arbeiterſekretariate, deren Tätigl 
ſich faſt geräuſchlos vollzieht. In ſtiller Bureauarbeit werden hier Funktionen au: 
geübt, die für unſer geſamtes Gewerkſchaftsleben von nicht zu unterſchätzend 
Bedeutung ſind. Ohne irgend welchen Tamtam werden jährlich Hunderttaufen: 
Rat⸗ und Hilfloſe zu den Sekretariaten hingezogen, die nun ihrerſeits wieder ! 
Fernſtehenden auf unſeren Rechtsſchutz aufmerkſam machen und damit indirekt f 
die Gewerkſchaftsorganiſation eine Lanze brechen. Bereits Organiſierte werden feſt⸗ 
an ihre Organiſation gekittet, wenn ſie einmal in unſerem vielgeſtalteten Recht 
leben das Arbeiterſekretariat in Anſpruch nehmen mußten. Und wenn auch nie 
alle einzelnen Wünſche erfüllt werden können; das Vertrauen der deutſchen Arbeit 
wendet ſich in immer höherem Maße den Arbeiterſekretariaten zu, trotz all 
gegneriſchen Verſuche, Konkurrenzeinrichtungen zu ſchaffen. Das, was neulich 
Nr. 32 Genoſſe Fr. Frank aus Frankfurt ſchilderte, trifft allerorts zu. Die Gegn 
der Sozialdemokratie ſprechen bei ihren Gründungen offen aus, daß dieſe d 

modernen Arbeiterbewegung das Waſſer abgraben follen. | 

Vergebliche Liebesmüh! Weder die Zahl der Rechtſuchenden wird in di 
Arbeiterſekretariaten kleiner, noch das Vertrauen erſchüttert. Das Gegenteil mac 
ſich überall bemerkbar, wie nachſtehende Zahlen deutlich zeigen: In 29 Arbeite 
ſekretariaten erſchienen 1901 167393 Rechtſuchende, im Jahre 1907 kamen in d 
96 beſtehenden Inſtitutionen 420000 Perſonen, während außerdem noch in 123 Au 
kunftſtellen der Gewerkſchaftskartelle 26272 Perſonen ihr Recht ſuchten. Höher no 
war die Zahl der Fälle, in denen Auskunft gewährt wurde: 1901 173548 ur 
1907 438213. Das ſind in den Arbeiterſekretariaten von 1901 bis 1907 allei 
1931769 Auskünfte, für die außerdem 472350 Schriftſätze angefertigt wurden. Da 
Löwenanteil fällt auf das Gebiet der Arbeiterverſicherung. Bei der mündliche 
Auskunft betragen ſie 60,7 Prozent, bei der ſchriftlichen 35,3 Prozent aller 8 
arbeitungen, wie Brunner in der ſtatiſtiſchen Beilage Nr. 3 des „Korreſponden 
blattes“ vom 16. Mai 1908 auf Grund der Erhebungen der einzelnen Arbeite 
ſekretariate feſtſtellt. f 4 

Abgeſehen von der wichtigen Tätigkeit, der Rechtshilfe, haben die Arbeiten 
ſekretariate Wert auf eine gut durchgeführte und einheitliche Statiſtik z 
legen. Einheitlich, um ſie unanfechtbar zu machen, was bei den Verklein 
rungsverſuchen der Gegner dringend nötig iſt. Der ſpäteren Geſchichtsforſchun 
wird ſie gute Dienſte leiſten, wie ſie bereits heute klar den Gang der Entwicklun 
kennzeichnet, den das Proletariat auf ſeinem Wege zur Selbſtändigkeit geht. Unſer 
Gegner wiſſen genau, daß man ohne Auslegung der Geſetze nicht durchkomme 
kann. Sind die Ausleger ausſchließlich Junker oder Bürgerliche, dann geſchieh 
es in deren Sinne zu ihrem Nutzen — gegen das moderne Proletariat. Bei de 
Arbeiterverſicherung iſt dies aber von größter Bedeutung. Und nicht ohne Grun! 
ſeufzte die berüchtigte preußiſche Herrenhauskommiſſion, den Arbeiterſekretariaten 
müſſe Einhalt getan werden, wegen ihrer „falſchen“ Rechtsauslegung. Falſch nu 
deshalb, weil ſie nicht im Sinne des Herrenſtandpunktes jener Sippe if. 

So wird man denn unſeren Sekretariaten in Zukunft noch größere Schwierig 
keiten machen, ihre Tätigkeit noch mehr erſchweren. An Verſuchen dieſer Art fehl 
es nicht, wie ſowohl auf der erſten Konferenz der Arbeiterſekretäre in Köln 1905 
als auch diesmal in Hamburg wieder feſtgeſtellt wurde. Jeder gegneriſche Verſuch 
unſere Tätigkeit lahmzulegen, muß nicht nur mit energiſchem Widerſtand bekämpft 
ſondern auch zum Ausgangspunkt neuer Stoßkraft gemacht werden. Dabei gilt's, die 
eigenen Waffen zu ſchärfen. Und wenn ſich wie die Kölner, fo auch die Hamburger 
Konferenz in erſter Linie mit der Einheitlichkeit der Statiſtik, namentlich aber 
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t ihrer Vereinfachung beſchäftigte und auch entſprechende Vorſchläge akzep⸗ 
rte, fo nur, um der Sache zu dienen und Zeit und Kräfte frei zu bekommen für 
n weiteren Ausbau der Sekretariate. 
Dieſem wichtigen Ziele waren auch die weiteren Beratungsgegenſtände ge⸗ 
dmet, wie ſich damit auch der Gewerkſchaftskongreß ſelbſt beſchäftigte. Seine 
tellungnahme zu der Frage der perſönlichen Vertretungen der Arbeiter⸗ 
kretäre vor den Gerichten ſtellen die Arbeiterſekretariate und damit ihre Träger, 
e Gewerkſchaften, vor neue, komplizierte Aufgaben, die zu löſen ſo leicht nicht 
Ad. Die Schwierigkeit liegt auf zwei Seiten. Zunächſt hängt die Durchführbarkeit 
zn der finanziellen Leiſtungskraft der örtlichen Gewerkſchaften ab und 
in von der Fähigkeit und der Ausbildung der Sekretäre ſelbſt. 
über die Notwendigkeit der perſönlichen Vertretung iſt kaum zu ſtreiten. Wer 
a weiß, wie namentlich im Parteiprozeß (zum Beiſpiel Gewerbegericht) der nicht⸗ 
eſchulte Arbeiter über den Löffel barbiert oder auch im Offizialprozeß (zum Bei⸗ 
ziel Arbeiterverſicherungsweſen) infolge ſeiner Unbeholfenheit die wichtigſten Tat⸗ 
ichen zu ſeinen Ungunſten verſchweigt, kann nur ſehnlichſt wünſchen, daß der 
lrbeiterſekretär mehr und mehr zum Arbeiteranwalt wird. Das erfordert Opfer! 
gie Vertretung einer einzigen Sache koſtet, abgeſehen von der Vorbereitungsarbeit, 
ft halbe oder ganze Tage. Eine Vergrößerung des Perſonals der Arbeiter⸗ 
kretariate iſt alſo die unausbleibliche Folge, deren notwendige Vorausſetzung aber 
ie Löſung der Finanzfrage iſt. Unüberwindlich iſt ſie nicht. Die Einnahmen der 
zeiſten Sekretariate entfallen auf Beiträge der Gewerkſchaftsmitglieder, die ſich 
nonatlich zwiſchen 5 und 10 Pfennig bewegen. Das ſind ganze 1¼ bis 2½ Pfennig 
ro Woche, die der einzelne für eine ſo wichtige Inſtitution heute leiſtet. Bei 
inigem guten Willen iſt die Steigerung um das Doppelte oder Vierfache leicht 
nöglich, und die Finanzfrage iſt gelöſt. Will die klaſſenbewußte Arbeiterſchaft den 
lusbau ernſtlich, wird ſie auch den Weg finden; ſie muß ihn finden. 
Der Gewerkſchaftskongreß hat die Anerkennung der Arbeiterſekretäre 
ils Prozeß bevollmächtigte von der Geſetzgebung gefordert, und damit wird 
yie Diskuſſion dieſer Frage für alle Gewerkſchaftskreiſe aktueller. Nunmehr ge⸗ 
vinnt auch die Frage der Ausbildung der Arbeiterſekretäre größere Bedeutung. 
Bon keiner Seite wird die Anſtellung von Rechtsanwälten in den Sekretariaten ge⸗ 
fordert werden, weil dieſe ja nicht nur Rechtsſchutzſtellen ſind. Die Sekretariate 
ſollen der Geſamtbewegung dienen; das können ſie in hohem Maße, wenn man 
das nötige Verſtändnis dafür findet. Die Tätigkeit des Arbeiterſekretärs iſt eine 
vielſeitige und komplizierte, ſo daß der Vorſchlag der Generalkommiſſion nur zu 
billigen iſt, Unterrichtskurſe einzurichten. Wir wünſchten, daß dies recht bald 
geſchehen möchte. Es war recht bedauerlich, daß auf der Hamburger Konferenz 
ſo viele Sekretäre die Undurchführbarkeit dieſer Kurſe wegen finanzieller Schwierig⸗ 
keiten befürchten mußten. Hoffentlich helfen die Generalkommiſſion oder die an 
vielen Orten recht intereſſierten Zentralorganiſationen darüber hinweg. Den 
deutſchen Arbeitern würde es kein gutes Zeugnis ausſtellen, wenn die Fort⸗ 
entwicklung einer ihren Intereſſen dienenden Inſtitution an der Pfennigfuchſerei 
zur Unmöglichkeit würde. Das kann ſchon mit Rückſicht auf die heutige Überlaſtung 
der Sekretäre nicht geſchehen. Die Heranbildung neuer Kräfte iſt ebenſo dringend 
nötig wie die Ausbildung der vorhandenen. Dieſe Erkenntnis ringt ſich allent⸗ 
halben durch. Grundverkehrt wäre es, etwa zu ſagen, es iſt ja bisher auch ge⸗ 
gangen. Die Diskuſſion in Hamburg ließ darüber keinen Zweifel offen, daß zur 
Erleichterung der Tätigkeit der meiſten Sekretäre etwas geſchehen müſſe. Und dazu 
iſt ihre beſſere Durchbildung wohl ein geeignetes Mittel. Wie viel Schaden kann 
nicht angerichtet werden, wenn bei perſönlicher Vertretung Prozeſſe verloren 
gehen infolge unrichtiger Führung. Ja, würde nicht etwa die Gefahr ſteigen, daß 
bei ſolchen verlorenen Prozeſſen ſchließlich die Gewerkſchaft geſchädigt wird? Daher 
‚at die Ausbildung unerläßlich. 
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Die Grundlage zu weiteren Selbſtſtudien iſt die Anleitun g. Ihr ſoll f 
Unterrichtskurſe dienen, und dieſen Zweck werden ſie erfüllen. Ob aber in den vi. 
geſchlagenen vier Wochen, wird ſich zeigen. Man braucht nur die Einteilung 
erwähnen. Nach der Generalkommiſſion ſollen die 132 Unterrichtsſtunden wie fo- 
zerfallen: Arbeitsvertrag 24, Arbeiterſchutzvorſchriften 16, Bürgerliches Recht! 
Zivilprozeßordnung 16, Strafgeſetz und Strafprozeßordnung 16, Abzahlungsgeſetz 
Arbeiterverſicherung 28 und Staatsbürgerrecht 8 Stunden. Hier iſt dem einzeln 
ein umfangreiches Studium zugedacht. Hoffentlich ſorgt die Generalkommiſſi 
nachdrücklichſt dafür, daß etwaige örtliche Widerſtände es dem einzelnen nicht 3 
Unmöglichkeit machen. Das wäre ſchließlich das Bedauerlichſte dabei. „ 

Wenn es noch eines Beweiſes der Notwendigkeit bedurft hätte, die Arbeite 
ſekretäre von Zeit zu Zeit zuſammenzuberufen, dann wäre es die Diskuſſion üb 
den Geſchäftsverkehr des Zentralarbeiterſekretariats mit den Arbeiterſekretariaten g 
weſen. Die ſoziale Rechtſprechung der Schiedsgerichte und des Reichsverſicherung 
amts iſt ein weites Feld für die Sekretäre, und man muß faſt bedauern, daß vl 
den 96 zurzeit beſtehenden Arbeiterſekretariaten nur 66 mit 70 Delegierten vertreti 
waren. Die Fälle der Anregungen und Winke ſollen vom Zentralarbeiterſekretari 
zufammengeſtellt und vervielfältigt den einzelnen Sekretariaten zugeſtellt werde 
Leider mußte wegen Mangel an Zeit die ſehr wichtige Frage der Berichterſtattun 
der Arbeiterſekretariate zurückgeſtellt werden. Sie wird noch einer eingehende 
Diskuſſion bedürfen, wie auch die Frage der Beſchaffung eines eigenen Organs fi 
die Arbeiterſekretäre noch nicht für ſpruchreif erachtet wurde. ö | N 
Eins hat die Tagung bewieſen: An hohem Ernſt und tiefer Einſicht ve 
ſchweren Problemen zu ſtehen, haben es die Sekretäre nicht fehlen laſſen. © 
ſind ſich ihrer Pflicht gegenüber dem kämpfenden Proletariat bewußt. Und das i 
gut ſo. f Ei 
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Unter dem Titel „Moral und Sozialismus“ beſchäftigt ſich G. Sorel ir 
„Divenire Sociale“ vom 1. Mai mit der Bedeutung der Moral für die ſozia 
liſtiſche Bewegung. Die ſozialiſtiſchen Autoren, die über dieſe Frage gefchriebe: 
hätten, pflegten uns nur zu ſagen, in welchem Sinne ſie die Geſellſchaft umgeſtalte 
ſehen möchten, anſtatt ſich der Bedeutung zuzuwenden, die die Moral für die Heu 
tigen Kämpfe des Proletariats hat. Moral und Recht ſind nicht Produkte unſere 
Einbildung, ſondern Syſteme, nach denen wir die Gegenwart beurteilen und di 
wir nach den Geſetzen unſeres Geiſtes bilden. Von dieſen unſeren Urteilen häng 
unſer Verhalten ab. 1 

Auf welche Grundſätze der Moralphiloſophie kann man verſuchen, die ſozia 
liſtiſche Bewegung zurückzuführen? Der Methode von Marx folgend, muß man die 
Frage in den am meiſten fortgeſchrittenen Ländern ſtudieren; hier kann man hoffen 
die Elemente der neuen in Bildung begriffenen Ethik zu finden. a 3 
Viele Autoren glauben, daß der moderne Sozialismus der Moral eine un 
bedeutende Rolle zuweiſe. Für ſie drängt der Sieger im Klaſſenkampf den Unter 
liegenden ein Rechts⸗ und Moralſyſtem auf, das geeignet iſt, ihm die Herrſchaft zu 
ſichern. Marx laſſe dieſe Form der Geſchichtsinterpretation nicht gelten. Für ihn 
handle es ſich bei dem Kampfe der Klaſſen um eine Umgeſtaltung der Grundſätze 
der Geſetzgebung, um einen Kampf eines Rechtes gegen das andere, nicht um bloßen 
Intereſſenkonflikt. Man denke an das, was Marx über die Miſſion der Prole⸗ 
tarier ſagt. Gerade dieſe Idee, die dem Proletariat der am meiſten fortgeſchrittenen 
Länder Pflichten gegen das Proletariat der rückſtändigen auferlegt, iſt zum leben⸗ 
digen Beſitztum der Arbeiterſchaft geworden. Den moraliſchen Charakter dieſer 
Miſſion hebt Marx beſonders in dem Abſchnitt der Einführungsadreſſe der Inter⸗ 
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ıtionale hervor, indem er die Arbeiter auffordert, im Namen der Gerechtigkeit 
1d Moral zu proteſtieren, wenn ſie die Schandtaten der Regierungen nicht ver⸗ 
ndern können. 
Die Triebkraft des Klaſſenkampfes im Sinne dieſer „Miſſion“ iſt der Wider⸗ 
reit, der im wirklichen Leben beſteht zwiſchen den dem herrſchenden Rechte ent⸗ 
wechenden Entſcheidungen und unſeren moraliſchen Forderungen. Im täglichen 
eben ſind wir uns dieſes Widerſtreits nicht immer bewußt, ſonſt würde uns die 
kxiſtenz unerträglich. „Unſer Gewiſſen dem Empfinden der Ungerechtigkeit zugäng⸗ 
cher machen, die das Individuum erleidet und die unſere Intereſſen nicht berührt, 
as iſt der Zweck, den ſich der Sozialismus ſetzen muß, wenn er will, daß das 
kroletariat feine Aufgabe erfülle.“ Bis jetzt bietet das Milieu hinreichend mora⸗ 
ſche Elemente, aber man ſoll ſie nicht verſchwenden. Dazu iſt vor allem nötig, 
ie Lage der Frau zu heben, da die Frau intenſiveren Anteil an dem Schickſal der 
zmmenden Generation nimmt als der Mann. Mit Recht bekämpfen die Gegner 
es Sozialismus die Befreiung der Frau von der Vormundſchaft des Mannes, da 
ie Frau ein revolutionäres Element ſei. 
Die Moral hat den Zweck, unſere Lebensführung zu leiten. Da nun aber die 
gebensführung in ihrem Verhältnis zu den tatſächlich beſtehenden Einrichtungen 
ſewertet werden muß, fo folgt daraus, daß wir den vom Proletariat geſchaffenen 
inrichtungen — Genoſſenſchaften uſw. — einen erzieheriſchen Wert beimeſſen müſſen. 
Vir müſſen unſerem Leben einen ſozialiſtiſchen Inhalt geben, und dazu bedürfen 
vir der Vorſtellung eines abſoluten ſozialiſtiſchen Regimes, denn dieſe Vorſtellung 
ſt das einzig praktiſche Mittel, um unſer Bewußtſein an den wahren ſozialiſtiſchen 
Zwecken zu meſſen. 
In der „Critica sociale“ vom 1. Mai behandelt Tur ati die Frage der 
talieniſchen Wahlreform. Der Artikel konſtatiert zunächſt, daß die Agitationen 
ür das allgemeine Wahlrecht in Italien wohl von Zeit zu Zeit aufflackern, aber 
mmer ſehr ſchnell wieder erlöſchen. Schuld daran ſei offenbar der Umſtand, daß 
die in Frage kommenden Maſſen das Bedürfnis nach dem Wahlrecht noch nicht 
empfinden. Die demokratiſchen Mittelklaſſen, die im allgemeinen der Erweiterung 
des Wahlrechtes nicht ablehnend gegenüberſtehen, zeigen eine unverkennbare Angſt 
dor dem Sprung ins Dunkle. Sie fürchten, durch die Einbeziehung einer uns 
geheuren unwiſſenden Maſſe in die Wählerſchaft werde der Korruption und Ver⸗ 
gewaltigung der Mächtigen neues Material geliefert. Auch die klerikale Gefahr ſchreckt 
Be beſonders wenn es ſich um Ausdehnung des Wahlrechtes auf die Frauen 
handelt. 
1 Turati will ſich prinzipiell weder für noch gegen das allgemeine Wahlrecht 
ausſprechen, ſondern fragt ſich nur, ob der Sprung ins Dunkle, der darin beſtände, 
die Zahl der Wähler mit einem Schlage von 2 auf 10 Millionen oder — bei Aus⸗ 
ſchluß der Frauen — auf 4 bis 5 Millionen zu erhöhen, der einzige Ausweg wäre 
aus der Enge und ſyſtematiſchen Schikane des heutigen Zuſtandes. Turati 
ſchlägt eine gradweiſe Erweiterung des Wahlrechtes vor und als erſte 
Stufe die Ausdehnung auf alle erwachſenen Männer, die leſen und ſchreiben 
können. Heute iſt zur Erlangung des Wahlrechtes die Abſolvierung der erſten fünf 
Schuljahre nötig, und die Eintragung in die Liſten erfolgt nur auf Antrag. So 
betrugen die eingetragenen Wähler im Jahre 1904 2541327 oder 29 Prozent der 
Männer über 21 Jahre, während die Zahl der volljährigen Alphabeten beinahe 
5 Millionen betrug. ; 
Es müßten nach Turati von den Behörden Wählerregiſter aufgeſtellt werden, 
ähnlich wie die Aushebungsregiſter für das Militär. Jeder einundzwanzigjährige 
Mann wird von Rechts wegen eingetragen und muß ſich zum Examen vorſtellen. 
Des Wahlrechtes verluſtig geht der, der bei wiederholtem Examen nicht leſen und 
ſchreiben kann. Die Ausſchließung würde alſo gewiſſermaßen eine Schande darſtellen, 
der zu entgehen ſich viele Leute entſchließen würden, leſen und ſchreiben zu lernen. 
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Eine Reform in dieſem Sinne folle die Partei in ihr Wahlprogra 
für die bevorſtehenden Wahlen aufnehmen. (0 i 5 

In einem langen Artikel der „Pagine Libere“ vom 15. Juni beſchäftigt 
A. O. Olivetti mit dem Streik von Parma. Leider fehlt es der Darſtellun 
jedem Tatſachenmaterial. Der Autor begnügt ſich, zu behaupten, daß es ſich 
dieſem gewaltigen Streik um eine ſpezifiſch ſyndikaliſtiſche Bewegung hand 
Syndikaliſtiſch ſei nicht nur die taktiſche Leitung des Streiks, der Ton ſeiner Pr 
klamationen, ſyndikaliſtiſch ſei vor allem der Geiſt des Widerſtandes, der d 
Arbeiterſchaft beſeelt. Das Aufeinanderprallen der großen unvereinbaren Inte 
eſſen leite eine neue Ara des proletariſchen Kampfes in Italien ein. Es handle ſi 
in Parma direkt um einen Angriff auf das Privateigentum. Der Ausgang d 
Kampfes ſei belanglos. Wichtig ſei, daß, während Sozialiſten und Republikan 
halb verſtändnislos, halb ängſtlich auf die Bewegung blicken, die Bourgeoiſie jel 
wohl den Klaſſenkampf verſtände und ihn mit allen, auch den revolutionärſt⸗ 
Mitteln bekämpfe. Weiter zeige der Streik, daß die Lehre von der Neutralität d 
Staates bei Klaſſenkämpfen eine Utopie ſei. Der Staat könne nicht neutral ſei 
Durch ſeine bloße Exiſtenz, durch die Anwendung ſeiner Geſetze ſchütze er notwendi 
die Intereſſen der Bourgevifie. Wenn der Staat nicht in noch ſchärferer For 
gegen die Intereſſen des Parmenſer Proletariats habe vorgehen können, ſo lieg 
das daran, daß ihm die geſetzliche Handhabe dafür gefehlt habe. Durch das g 
plante Geſetz über die obligatoriſchen Schiedsgerichte würden die Sozialiſten den 
Staate jetzt dieſe Handhabe bieten. Olivetti ſetzt dann des längeren auseinande 
daß die Machtfragen zwiſchen Bourgeoiſie und Proletariat ſich nie durch Schiede 
gerichte entſcheiden können, um mit der Erklärung zu ſchließen, daß der revolutic 
näre Syndikalismus heute der einzige Vertreter des echten Sozialismus fi. 

In der „Critica sociale“ vom 16. Mai vertritt Aleſſandro Schiavi unte 
dem Titel „Die ſozialiſtiſche Partei und die ſtädtiſchen Wahlen in Mailand“ di 
Notwendigkeit für die Reformiſten, ohne Bündniſſe mit den anderen Parteien 1 
den Wahlkampf zu treten. Die Sozialiſten — gemeint ſind für Mailand nur di 
in den autonomen Zirkeln organiſierten — ſeien Vertreter und Wortführer de 
Arbeiterintereſſen. Dieſe Intereſſen, vom Standpunkt der munizipalen Politik, feieı 
vor allem die der Konſumenten: billige Wohnungen, billiges Brot und Fleiſe 
brauchen die Arbeiter zunächſt. Während die anderen Schichten der Geſellſchaf 
durch ihre Beteiligung an Handel, Zwiſchenhandel, Kredit uſw. von der Verteue 
rung der Exiſtenzmittel Vorteil ziehen, ſchlägt dieſe Verteuerung für die Arbeiter 
ſchaft ausſchließlich zum Nachteil aus. Sie ſtehen daher in ihrer kommunalen 
Politik — die auf die Munizipaliſierung der Arbeiterwohnungen, des Fleiſch⸗ un! 
Milchverkaufs, der Brotbäckereien uſw. abzielen muß — im Intereſſengegenſatz zu 
allen anderen Klaſſen. Deshalb ſei für die bevorſtehenden Wahlen in Mailani 
kein Bündnis mit den Radikalen anzuſtreben. Wenn dieſes Bündnis bei den kom 
munalen Wahlen in Rom geſchloſſen worden ſei, gerade um die Lebensmittel 
teuerung zu bekämpfen, ſo erkläre ſich dies aus der verſchiedenen Wahlbaſis dei 
Radikalen in Rom und in Mailand. In Rom rekrutiert ſich die radikale Parte 
aus der Beamtenſchaft, die in der Hauptſtadt vielleicht zahlreicher iſt als dat 
Proletariat und ungefähr wie dieſes unter der Verteuerung aller Lebensmitte 
leidet. Die Wahlbaſis der Radikalen in Mailand beſtehe aber hauptſächlich auf 
den kleinen Kapitaliſten und Kaufleuten, mit denen die Arbeiterſchaft keine Inter 
eſſengemeinſchaft habe. ri 

(Der Rat Schiavis ift inzwiſchen befolgt worden, und die intranſigente Taktil 
hat den Mailänder Reformiften fünf Sitze eingetragen, während in Turin, we 
normale Parteiverhältniſſe beſtehen, am gleichen Tage vierzehn Sitze erobert wurden.) 


Oda Lerda, 
— — 8 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 1 N 
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ı Stendhal 


F eee eee 
Von Hermann Wendel. 


Von Erneſt Seillieres Philoſophie des Imperialismus, deſſen „demokra⸗ 
en Imperialismus“ Otto Bauer in dieſen Blättern! auf ſein wahres 
ſen zurückgeführt hat, iſt der vierte und letzte Band in einer vorzüglichen 
tſchen Übertragung erſchienen.. Was ſchon Seillieres Schwärmerei für 
menceau ahnen läßt, wird hier beſtätigt: dieſer beleſene und geiſtreiche 
niftfteller ficht mit ſeinen Ideologien für die verfallenden Butiken des 
inbürgertums. 

Denn einmal will er, echt kleinbürgerlich, die Menſchen beſſern, indem er 
en Moral predigt, zum anderen ſieht ſein „rationeller Imperialismus“ in 
1 Individualismus, der ökonomiſchen Exiſtenzmöglichkeit des Kleinbürgers, 
Urheber alles Fortſchritts, reagiert aber ſauer auf den „moraliſchen 
mantismus“, der den normalen Individualismus der Lebeweſen durch einen 
nkhaften „Egotismus“ zu erſetzen ſtrebt, das will ſagen: großkapitaliſtiſchen 
prungs iſt und die Vertilgung des Kleinbürgers durch den Großinduſtriellen 
Evangelium verkündet. Pſychologiſch bedingt wird dieſer Romantismus 
Seilliere durch ein Überwuchern des Unterbewußtſeins über die planvolle 
(munft und den gefunden Menſchenverſtand, und er ſieht in ihm eine Rück⸗ 


dung zu einem Seelenzuſtand, wie er auf den Anfangsſtufen der menſch⸗ 
ſen Kultur herkömmlich geweſen iſt. Da aber Seilliere von jeder geſellſchaft⸗ 
en Bedingtheit des Individualismus und Imperialismus und Romantis⸗ 
is abſieht, bilden dieſe willkürlich konſtruierten Begriffe auch für ihn ſelbſt 
en trügeriſchen Sumpfboden, über den er wie ein Irrlicht hinwegtanzt. 
t man auch feinen eigenen Maßſtab an, jo wird er von Inkonſequenz 
Inkonſequenz getrieben und kommt dazu, die verſchiedenſten Geiſter von 
uſſeau über Marx bis Nietzſche zuſammen in den Topf ſeines moraliſchen 
mantismus zu werfen. 

Als Vertreter der „romantiſchen Krankheit“ führt Seilliere in dem vierten 
nde ſeiner Philoſophie Fourier und Stendhal vor, Fourier als Repräſen⸗ 
ten des „Romantismus der Armen“, Stendhal als den des „Romantismus 
Reichen“. „Der Romantismus der Armen“, erläutert der Verfaſſer, „ſtützt 
auf den ſozialen Myſtizismus der natürlichen Güte, der in Rouſſeaus 
erken bereits ſtark entwickelt iſt. Sein Ausdruck iſt der romantiſche Sozia⸗ 
mus unſerer Zeit, der Kommunismus in ſeinen verſchiedenen Spielarten. 
„Neue Zeit“, XXV, 2, S. 174 ff. . 

„Die romantiſche Krankheit. Fourier⸗Beyle⸗Stendhal. Von Erneſt Seilliere. Autori⸗ 
te Überſetzung von Fr. v. Oppeln⸗Bronikowsky. Berlin W 30 1907, Verlag von H. Barsdorf. 
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Der Romantismus der Reichen ſtützt ſich auf eine andere Gefühlsbaf 
einen äſthetiſchen Myſtizismus, den Dilettantismus in ſeinen verſchieder 
Außerungen: die ‚geniale Ironie“ der deutſchen Romantiker, das Dandytu 
das V’art-pour-Vart- Prinzip, den Perſönlichkeitskultus, das Nietzſcheſche Ub⸗ 
menſchentum in ſeiner ‚dionyſiſchen Form.“ Nach dieſen bündigen Erklärung 
kann es nicht mehr verwundern, daß Seilliere in dem vom Hintergrund fein. 
Geſellſchaftsperiode losgelöſten Fourier lediglich ein pſychopathologiſches P. 
blem ſieht und ihn durch eine ſorgfältige Auswahl und Anordnung aller ir 
Bizarrerien, die Fouriers Syſtem reichlich aufweiſen mag, als einen nit 
einmal erhabenen Narren abzutun ſucht, nicht anders, als wollte man We⸗ 
lings Bedeutung einzig aus ſeiner Sprach⸗ und Denklehre und ſeinem ( 
ſtruſen Weltenſyſtem ableiten. Was Fourier an ſo treffender wie üben 
Kritik der bürgerlichen Geſellſchaft geleiftet hat, exiftiert für dieſen ſeinen D⸗ 
metſch nicht, deſſen Abneigung gegen den Erfinder des Phalanſteriums {hl 
lich ihre berechtigten Wurzeln hat: geißelte Fourier doch mit ſchärfſten Hieb: 
die Konkurrenz, die nichts ſei als der ausgeübte Individualismus, und ſprirt 
doch Seilliere vor dieſem Individualismus mit dem Weihrauchfaß her. 
„Fourier iſt der gemeinſame Vater des heutigen Anarchismus und Soz⸗ 
lismus; alle beide können ſich mit gleichem Rechte auf ihn berufen, denn 
ſind nur zwei verſchiedene Formen der romantiſchen Moral: die erſte betet 
nur den Individualismus ohne Berechnung und die zweite den Myſtizism; 
ohne Überlegung — dieſe zwei Symptome der Kinderkrankheit der modern: 
Seele“ — und das genügt wohl, um die Stellung Seillieres zu Fourier u) 
den größten Geſellſchaftsproblemen unſerer Zeit feſtzulegen. | 
Mit Stendhal ſpringt Seilliere nicht beſſer um. Auch in ihm ſieht er niſ⸗ 
den Dichter, in deſſen Werken ſich gewiſſe geſellſchaftliche Tendenzen u 
Strömungen kriſtalliſiert, ſondern einen Menſchen, deſſen geiſtige Anomali 
dazu beigetragen haben, die romantiſche Bewegung zu entfeffeln. Unter dieſe 
Geſichtswinkel trägt er wieder allerhand unſertwegen pathologiſche Abſonde 
lichkeiten und nervöſe Funktionsſtörungen zuſammen, denen Stendhal unte 
legen iſt, ohne damit ſein Schaffen weſensklarer zu machen, als wenn me 
den Wallenſtein und den Wilhelm Tell damit erklären wollte, daß Schill 
nur bei dem eigentümlichen Duft fauler Apfel dichten konnte. „ 
Und gerade die jo komplizierte wie intereſſante Erſcheinung Stendhals lä; 
ſich nur an der Hand ihrer geſellſchaftlichen Zuſammenhänge enträtſeln. 
* * N | 


Der Ideologe und der Krämer, die beide ein und derſelben Geſellſchaft 
klaſſe angehören, alſo im Weſen Brüder ſind, ſehen jeder aus anderen Aug 
in ihre Welt. Der Ideologe verklärt die Intereſſen der Klaſſe zu Ideale 
der Krämer nützt ſie aus. Den Krämer ſtören die äſthetiſchen Lücken i 
Geſellſchaftsbau nicht im geringſten, den Ideologen aber ſehr. Und desha 
iſt Stendhal nicht minder der Vergötterer der kapitaliſtiſchen Energien, N 
ſich mit der großen franzöſiſchen Revolution Bahn brachen, ob auch ſei 
Helden ſich in der Umgebung von Profitjägern unglücklich fühlen, und er fell 
nichts häßlicher findet als den Zug um den Mund eines Bankiers, der 
verlieren fürchtet. i e SR 

Als der Konvent tagte, war Henri Beyle — denn das ift ſein wirklich 
Name, Stendhal nannte er ſich ſpäter nach der Geburtsſtadt Winkelmanns 
gerade zehn Jahre alt: den Eindrücken des Reifenden prägte ſich die Rev 
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yon erſt zu einem Zeitpunkt ein, als die Klaſſenkämpfe im Innern ver⸗ 
amt waren und ſich die befreite franzöſiſche Großbourgeoiſie mit wuchtigen 
mbogenſtößen in Europa Raum ſchaffte. Der junge Stendhal, deſſen 
ck ſchwer zu beſchreiben war, da ihm als Zwölfjährigem die Neue Heloiſe 
ſiſſeaus in die Hände fiel, blickte in ein Meer von Licht; ein neues Zeit⸗ 
r ſchien angebrochen. Voller Krafttaumel und Lebensinbrunſt, war die 
ze bürgerliche Klaſſe Frankreichs gigantiſch und koloſſaliſch wie keine vor 
wie einen Haufen wertloſer Töpferware hatte ſie eine ganze Welt in 
mmer geſchlagen und alles revolutioniert, die Verfaſſung, die Geſetze, die 
ten, die Gewohnheiten, den Kalender, die Feſte und den Alltag. Ausraſen 
lte fie ſich, die Mode des Direktoriums ſtellte alle weiblichen Reize un⸗ 
hüllt zur Schau, und das Recht der Leidenſchaft war offiziell proklamiert. 
er Zuſtand der Revolution in einem Lande“, ſchreibt Stendhal ſpäter in 
er kühlen Diplomatenſprache, „erweckt in jedem Staatsangehörigen eine leb- 
te Leidenſchaft; er begünſtigt die Natürlichkeit der Sitten, vernichtet die 
hernheiten und Scheintugenden der Konvention, die bornierten Standes- 
urteile, verleiht der Jugend Ernſt, läßt fie Liebe aus Eitelkeit und die 
ße Galanterie verachten.“ 

In dieſer Luft atmete ſeine Seele mit vollen Zügen; er war vulkaniſcher 
eiſterung zum Berſten jo voll, wie er es von ſeiner ganzen Umgebung 
zubte, und als der Ruhm Bonapartes um den Erdball lief, hielt es ihn 
ht länger: zwei Tage nach dem Pyramidenſieger ritt er über den St. Bern⸗ 
d und fand in Norditalien ein Volk, das, befreit von dem öſterreichiſchen 
che, in einem ähnlichen Freiheits- und Leidenſchaftstaumel ſchwelgte wie 
Franzoſen: „Der Abmarſch des letzten öſterreichiſchen Regimentes be⸗ 
hnete den Sturz der alten Ideen; ſein Leben aufs Spiel zu ſetzen, kam in 
ode, nach jahrhundertelanger fader Liebelei erkannte man, daß man, um 
ieklich zu fein, etwas mit ernſter Leidenſchaft lieben und im Notfall ſein 
13 in die Schanze ſchlagen müſſe.“ Als ihm die Gunſt eines einflußreichen 
irwandten die Leutnantsepauletten im 6. Dragonerregiment verſchaffte, war 
1 Glück auf dem Gipfel angelangt. Vor Heroismus weitete ſich ſeine Seele 
Unendliche und vergaß nie den Eindruck haſtigen Pferdegetrappels auf 
ichtlichen Landſtraßen, wenn der warme Wind die weißen Mäntel der Reiter 
luſchte und die ſchwarzen Roßhaarſchweife an den Helmen flattern ließ. 
eich dem Frieden von Amiens, als ſich nicht die Ausſicht neuer Kriegstaten 
ten wollte, hing er brüsk und unzufrieden die Uniform an den Nagel, aber 
ſr zu ſeinem Leide. 

Denn dieſer Friede bedeutete nicht das Ende, ſondern den Anfang der 
tufchenden Ara, in der der Donner der Schlachten den Ruhm eines einzigen 
gannes wiederholte, in der Europa voll war von den ſäbelraſſelnden Offi⸗ 
ren der großen Armee mit bunten Kolletts, farbigen Attilas und wehenden 
(derſtutzen, in der man alle Küſſe mit der Leidenſchaft des letzten küßte: 
ute rot und morgen tot! Stendhal war Einſiedler in einer Dachkammer und, 
ier Schauſpielerin zuliebe, Kaufmann in Marſeille geworden, aber in die 
krudel dieſes Lebens riß es ihn wieder hinein: er wurde Militärbeamter in 
n napoleoniſchen Heeren, lernte Deutſchland kennen, in dem ihm der Menſch 
ahr Haustier zu ſein ſchien als in Frankreich und Italien, kam mit den 
mzöſiſchen Waffen nach Oſterreich, ſtand vor den Flammen von Moskau 
id ſah das Eis der Bereſina, um ſchließlich in Schleſien von einem heftigen 
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rung Erſtaunlicheres geleiſtet als die modernen Zerfaſerer der menſchlich 
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und Darſtellen iſt er der erſte große Realiſt unter den Franzoſen: die Schlac 
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könnte von Zola ſtammen, und Tolſtoi hat bekannt, daß er aus ihr zum erſt 
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Nervenfieber niedergeworfen zu werden. Als er geſundete, hatten Leipzig 
Waterloo den Schlußſtrich unter die Epopöe gezogen. „ 

Jetzt, nach 1815, brach die kapitaliſtiſche Energie, die die napoleoniſ 
Bataillone durch ganz Europa ſtürmen ließ, in ſeinem literariſchen Sch 
durch: er wurde auf ſeine Art der Ideologe der bürgerlichen Klaſſe für 
Augenblick, da ſie ihre Ketten geſprengt hatte und deshalb alles über 
hinaustrieb. Es erging ihm wie Heine, der auch nach Waterloo in einer N 
götterten Welt ſtand: ftatt der großen Leidenſchaften die kleinen Rückſich 
ſtatt der Schlachten⸗ und Siegesbulletins die Börſennotierungen, ſtatt 
Degens die Krämerelle, und das füllte ihn mit Ekel bis zum Halſe. $; 
Heine fing er jetzt erſt wieder an, für Napoleon, für den Gefangenen ) 
St. Helena zu ſchwärmen: feine Geſchichte der Malerei in Italien widn 
er „Seiner Majeſtät Napoleon dem Großen, Kaiſer der Franzoſen, zur! 
gehalten auf der Inſel St. Helena“, während ihm einſt die Kaiſerkrönung 
eine „ſinnfällige Verbrüderung aller Scharlatane“ erſchienen und ihm 
napoleoniſche Ara mehr eine Entladung von Energien geweſen war als | 
Wirken eines Mannes. Der Zwieſpalt zwiſchen den entfeſſelten bürgerlic 
Geſellſchaftsmächten, deren Rhythmus in feinem Blute braufte, und der p 
tiſchen Reaktion und Niederhaltung eben dieſer Triebkräfte trug den gr 
ſpalt in ſeine Bruſt. Mochte er auch vor dem bourboniſchen Regiment 
ſeinem weißen Schrecken, ſeinen Kriegsgerichten und Erſchießungen, ſein 
Prozeſſionen, Straßenaltären und ſeiner widerwärtigen Heuchelei auf Ja 
zu den Hügeln der grünen Lombardei fliehen, auf denen ihm immer noch 
Abglanz der Sonne von Marengo zu liegen ſchien, mochte er ſich in 
Antike Erſatz für die verlorene Größe der Gegenwart ſuchen oder in der 
naiſſance als dem „Zeitalter der Leidenſchaften, wo die Menſchen ihr H 
dem Rauſche höchſter Erregung frei überlaſſen durften“, die Zane 
ſeinem Innern blieb. „Er hat ſich ſelbſt ſein Leben lang Komödie v 
geſpielt“, urteilte unmittelbar nach ſeinem Tode einer ſeiner perſönlichen! 
kannten über ihn. „Es macht Spaß, zuzuſehen, wie er unter ſeiner Vermu 
mung innerlich lacht und die Lippen zuſammenkneift; dann ergreift 
plötzlich ein paniſcher Schrecken vor dieſem phantaſtiſchen Theater unter fett 
Nachtmütze, und er entflieht, Stühle und Kuliſſen umwerfend“, und wie 
will man an Heine denken. 8 | 

So iſt Stendhal in den Werken, die er bis zu feinem Tode im Jahre 18 
ſchuf, Enthuſiaſt und Skeptiker zugleich. Die Lehren der franzöſiſchen N 
terialiſten des achtzehnten Jahrhunderts, eines Helvetius und eines Gabaı 
vornehmlich, erleichterten es ihm, die Enttäuſchung zu konſtatieren, die 
Bodenſatz der revolutionären Periode zurückgeblieben iſt. In der Tat 
Stendhal der Meiſter der Analyſe und hat in der Kunſt der Seelenzerglie 


Pſyche, die fünfzig Jahre nach ſeinem Tode auf den Plan traten; im Seh 
ſchilderung in der „Kartauſe von Parma“ in ihrer pathosfreien Unerbittlichk 
Male eine Schlacht wirklich kennen gelernt habe. Im Stile hat Stendhal nich 
vom Romantiker an ſich: er iſt ſcharf und klar und dabei von e 


agen — um möglichſt ſchlicht ſchreiben zu können, pflegte der Dichter vor de 
Arbeiten jeden Morgen ein bis drei Seiten im Bürgerlichen Geſetzbuch zu leſe 


. 
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Es war nicht in erſter Reihe die pſychopathologiſche Veranlagung, ſondern 
Zeit, in der das Gewöhnliche auf den Thron gehoben wurde und die 
deſte Moral wie kleine Münze von Hand zu Hand ging, die Stendhal 
Ungewöhnlichen greifen und zum Immoraliſten werden ließ, an dem 
Nietzſche ſeine Freude hatte. Vorbildlicher als in der „Kartauſe von 
ma“, den „Renaiſſance⸗Novellen“ oder dem Buche „über die Liebe“, das 
en feinen pſychologiſchen Betrachtungen über den Entwicklungsprozeß des 
hesgefühls ſeinen kulturhiſtoriſchen Wert als Schilderung der Frau am 
zinn des neunzehnten Jahrhunderts behalten wird, tritt dieſes Moment in 
1 berühmteſten Roman Stendhals, „Rot und Schwarz“, zutage, der 
ethes ausdrückliches Lob fand. Wenn im Mittelpunkt dieſes Romans, 
er achtbaren Sittenſchilderung der franzöſiſchen Reſtaurationszeit, ein Jüng⸗ 
J ſteht, der wegen des Mordverſuchs auf eine geliebte Frau auf dem 
yafott endet, und dieſer Jüngling der Held der Erzählung in jedem Sinne 
Wortes iſt, ſo einmal aus dem Gefühl der Reaktion heraus: 
| O, daß ich große Laſter ſäh', 

Verbrechen, blutig, koloſſal — 

Nur dieſe ſatte Tugend nicht 

Und zahlungsfähige Moral! 


Dann aber war für Stendhal dieſer Held in einer lauen, kraftarmen und 
inträmerhaften Zeit der Träger der kapitaliſtiſchen Energie, die, wenn nur 
fat lohnt, nicht Tumult und Streit noch Galgen und Rad ſcheut. Nicht 
ar, als ob Julian Sorel, der Bauernburſche in einer ländlichen Kleinſtadt 
Beſangon, der von einem Landpfarrer im Lateiniſchen unterrichtet wird, 
ch einem Sitz in den Reihen der Bankiers, Börſen⸗ und Eiſenbahnkönige 
d Kohlen⸗ und Eiſenbergwerksmagnaten ſtrebte, die über die Barrikaden 
: Julirevolution zur Macht gelangen; bei ihm ſchlägt die Energie vielmehr 
Geiſtige, aber es iſt kapitaliſtiſche Energie, denn er will als Individuum 
chkommen, ſein Ich, losgelöſt von allen Banden, hochbringen um jeden Preis, 
t jedem Mittel, auf Koſten aller anderen. Von Kindheit an hat er Stunden 
e Begeiſterung, an Rouſſeaus Bekenntniſſen und den Bulletins der großen 
mee hat er ſich berauſcht, aber ſein liebſtes Buch iſt das Memorial von 
„Helena. Zwiſchen ſich und großen Taten ſieht dieſer Bauernjunge nur 
n Mangel an Gelegenheit, und fait alle Tage iſt Sturm bei ihm. „Unter 
apoleon I. wäre ich Sergeant geworden“, reflektiert er, und ein andermal: 
damals wäre ein Mann wie ich gefallen oder mit ſechsunddreißig Jahren 
eneral geworden.“ Aber da die Redekünſte den Tatendrang des Kaiſerreichs 
gelöſt haben, will er Prieſter werden und ſich mit der Heuchelei den Weg 
m Gipfel bahnen, den er ſich mit dem Degen nicht bahnen darf: er ſteht 
bei in der Krämerwelt jo fremd wie Stendhal ſelbſt, er iſt „zu anders“. 
ls der Achtzehnjährige Hauslehrer bei den Kindern eines Fabrikanten ſeines 
tädtchens wird, nimmt er die Frau des Hauſes, wie man eine Feſtung 
mmt — ohne Liebe, mit dem Ehrgeiz der zuſammengebiſſenen Zähne, bald 
ber überwältigt ihn die Liebe zu dieſer Frau. Aus dem Prieſterſeminar, in 
Jn trefflicher Übertragung und ſchöner Ausſtattung ſind Stendhals Ausgewählte 
Zerke vor kurzem im Verlag von Eugen Diederichs⸗Jena erſchienen. Band I und II: Rot 
0 Schwarz. Band III: Über die Liebe. Band IV: Renaiſſance⸗Novellen. Band V: Be⸗ 
untniſſe eines Egotiſten. Band VI und VII: Die Kartauſe von Parma. 
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dem es einſam ift, kommt er als Privatſekretär zu einem Miniſter des Kör 
ſteigt in deſſen Vertrauen und gewinnt die Liebe der Tochter dieſes Miniſ 
die ſich ihm rückhaltlos gibt. Auch dieſe Liebe iſt ungewöhnlicher Art. Matti 
liebt, um „in dieſem Jahrhundert, wo alle Energie tot iſt“, in der L 
„Senſationen zu finden“, und Julian hält ſie, „um ihrem Reiz die Krone | 
zuſetzen, für eine Katharina von Medici. Nichts war für den Charakter, 
er ihr verlieh, tief oder ruchlos genug.“ Als er gerade unter den Flüchen 
Vaters Mathilde geheiratet hat, treibt ihn ein Brief der einſt geliebten Ri 
an den Minifter, der feinen Charakter in ſchwärzeſte Farben taucht, mit 
pferden nach der Kleinſtadt, in der er ſeine Kindheit verbracht: er ſchießt 0 
Kirche, als der Prieſter die Monſtranz hochhält, auf Frau de Renal und tn 
ſie an der Schulter. Nachdem, im Gefängnis, iſt ihm, als habe er eine Pfl 
erfüllt, und nun, da durch eine Tat, die freilich ſein Leben koſten oh 
Spannung feines Ehrgeizes gemildert iſt, fühlt er ſich des Heroismus mie 
Bei aller Berechnung und Reflexion hat ihn ſtets das Selbſtgefühl des Ph. 
taſiemenſchen verblendet. „Seelen, die derartig leicht erregbar ſind, tau; 
höchſtens zum Künſtler.“ Aber erſt als er mit dem Leben abgeſchloſſen hat, 
der Künſtler in ihm auf: im Gefängnis bewundert er die Anmut und Zierl] 
keit der Architektur des Turmes, worin er ſein Todesurteil erwartet, und „ 
er in den Gerichtsſaal trat, fiel ihm die Eleganz der Architektur auf. Es u 
rein gotiſcher Stil, eine Menge hübſcher kleiner Säulen, mit größter Sorg. 
in Stein gehauen. Er glaubte ſich in England.“ Die nachſichtige Stimm 
der Richter und Geſchworenen, alle bourboniſch bis auf die Knochen, verſche 
er ſich durch ſeine Verteidigungs⸗ oder vielmehr Anklagerede, in der er ſie 
Klaſſenjuſtiz zeiht: „Ich ſehe Männer, die ohne Nachſicht gegen meine Juge 
die vielleicht Mitleid verdient, in mir eine Klaſſe junger Leute ſtrafen uf 
entmutigen wollen, die niedrig geboren und durch Armut in gewiſſer Hinſi 
unterdrückt ſind, aber das Glück haben, eine gute Bildung zu beſitzen, u 
die Kühnheit, ſich in Dinge zu miſchen, die der Stolz der reichen Leute | 
Geſellſchaft nennt. Das ift mein Verbrechen, und es wird um fo ſtreng 
beſtraft werden, als ich tatſächlich nicht durch meinesgleichen gerichtet werd 
Dieſe Rede, eine Apologie der freien Konkurrenz, bringt ihm die Todesſtr⸗ 
ein. Als das Urteil verkündet wird, zieht er die Uhr und ſagt ſich, ganz 
Sinne der rationaliſtiſchen Philoſophen des achtzehnten Jahrhunderts: „N: 
in drei Tagen zu dieſer Stunde werde ich wiſſen, was ich von dem groß 
Vielleicht halten kann.“ Und mit Gleichmut beſteigt er das Schafott, auf da 
ſein junges Haupt fällt. a 

Stendhal wollte eine Geſchichte der Energie in Italien ſchreiben; er 
nicht dazu gekommen. Aber „Rot und Schwarz“ iſt ein Ausſchnitt aus u 
Geſchichte der bürgerlichen Energie in Frankreich zur Reſtaurationszeit, u 
Julian Sorel iſt der urbildliche Vertreter dieſer bürgerlichen Energie. Vi 
leicht hat ihn der Dichter nicht ohne Abſicht der Klaſſe entnommen, aus d 
ſich die Revolutionsheere zuſammenſetzten. | 


f 


Rein literariſch betrachtet aber gehört Stendhal zu den großen Meiſte 
des Romans, deren Reihe mit ihm anhebt und fortgeſetzt wird von Balze 
Flaubert, Maupaſſant und Zola, und durch die auf das Frankreich des neu 
zehnten Jahrhunderts ein ähnlicher Glanz fällt, wie durch Gemälde, Skul 
turen und Paläſte auf das Italien des ſechzehnten Jahrhunderts. a 
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Die Entwicklung des Weltalls. 


Von Anton Pannekoek. 


3. Die Nebeltheorie. 


Von dem Augenblick an, wo die Erde als Planet, als Mitglied des 
menſyſtems erkannt war, konnte die Frage nach ihrer Entſtehung nur be⸗ 
delt werden als die Frage nach der Entſtehung des ganzen Sonnen⸗ 
ems in ſeiner heutigen Geſtalt. Eine Löſung dieſer Frage verſuchte zuerſt 
it in ſeiner 1755 erſchienenen „Allgemeinen Naturgeſchichte und Theorie des 
nmels“. | | 

Das Sonnenſyſtem zeigt eine beſondere Ordnung: die Planeten bewegen 
alle in ungefähr kreisförmigen Bahnen, die nahezu in einer Ebene liegen; 
der Nähe der Sonne ſind ſie kleiner und dichter zuſammengedrängt, weiter 
ı der Sonne ab liegen fie weiter auseinander und find größer. Sie be⸗ 
zen ſich alle in derſelben Richtung von Weſt nach Oſt; auch ihre Monde 
degen ſich in dieſer Richtung, und die Achſendrehung, ſoweit bekannt, findet 
der gleichen Richtung ſtatt. Woher dieſes Regelmaß? Woher kam es, daß 
gt einige Planeten in der entgegengeſetzten Richtung herumlaufen oder in 
13 ſchiefen oder in ſehr länglichen Bahnen? 

Die einzige Antwort konnte bis zu Kants Theorie nur ſein: In der Welt⸗ 
zpfung hat der Schöpfer das alles abſichtlich ſo regelmäßig und zweckmäßig 
gerichtet. Kant wollte nun den Nachweis führen, daß dieſe zweckmäßige 
dnung ganz natürlich entſtanden ſei durch das Wirken der bekannten Natur⸗ 
fte. Beſſer und in den Einzelheiten einwandfreier — denn die Ausführungen 
nts enthalten viele Unklarheiten und Verſtöße gegen die mechaniſchen 
ſetze — wurden dieſelben Gedanken nachher, unabhängig von ihm, von 
n franzöſiſchen Mathematiker Laplace in ſeiner „Darſtellung des Welt⸗ 
tems“ ausgearbeitet. Daher wird dieſe Theorie in der Regel als die 
nt⸗Laplaceſche Nebeltheorie und meiſt nach der Faſſung Laplaces wieder⸗ 
zeben. 

Sie nimmt an, daß urſprünglich an der Stelle des heutigen Sonnen⸗ 
tems mit ſeinen getrennten Körpern eine Nebelwolke beſtanden habe, die 
ganzen Raum bis zu den äußerſten Planeten einnahm. Da die Materie, 
nun in den Körpern der Sonne und der Planeten zuſammengedrängt iſt, 
en großen Raum ausfüllte, mußte fie außerordentlich dünn und fein ver⸗ 
lt fein, alſo eine Dunſt⸗ oder beſſer Gaswolke bilden, deren große Hitze den 
sförmigen Zuſtand und die große Ausdehnung verurſachte. Mit dem Ab⸗ 
hlen der Nebelmaſſe zog fie ſich zuſammen, indem ihre Teilchen der gegen⸗ 
tigen Anziehung nachgaben und ſich einander näherten. 

Nun drehte ſich die Maſſe von Anfang an um eine Achſe; durch das Zu⸗ 
amenſchrumpfen wurde die Drehung raſcher, und infolge der Zentrifugal⸗ 
At trennten ſich die äußerſten, in raſcheſtem Umſchwung begriffenen Teile 
n der Hauptmaſſe. Während dieſe zuſammenſchrumpfte, drehten ſich jene 
3 Ring, in einiger Entfernung von ihrer Oberfläche, um ſie herum. Ein 
cher Ring wird in der Regel in Teile zerfallen, ſich zu einigen Körpern 
ſammenballen; dieſe Teile des Ringes behalten ihre alte Bewegung bei, die 
früher als Teile des drehenden Nebels hatten, und kreiſen als Planeten 
n die Hauptmaſſe. Schließlich indem fie einander einholen und begegnen, 
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verſchmelzen ſie zu einem einzigen Körper, der durch allmähliche Verdichti 
zu einem kleinen feſten Planeten wird. Dieſer fährt dann ſelbſtverſtändlich f. 
ſich in derſelben Ebene um die zentrale Maſſe zu bewegen, wie ſich das Gaz 
von Anfang an um ſeine Achſe drehte. | 

Die zentrale Maſſe zieht ſich nun weiter zuſammen, dreht ſich dabei imp 
raſcher, und nach geraumer Zeit löſt ſich wieder ein Ring von ihr ab, der, 
einem Planeten wird und weit innerhalb der Bahn des vorigen Plane: 
liegt. So wiederholt ſich die Loslöſung von Ringen immer aufs neue 1. 
immer näher dem Zentrum; nacheinander bilden ſich die verſchiedenen Fr 
neten, während die Zentralmaſſe immer kleiner und dichter wird. Sie bil) 
die Sonne, die im Zentrum der Planetenbahnen ſteht. Nun kann ſich ai 
noch bei jedem Planeten, bevor er hart und feſt geworden iſt, ein ähnlic 
Vorgang abſpielen; fo entſtehen die Monde, die um die Planeten berut 
laufen. Auf dieſe Weiſe erklärt ſich die beſondere Ordnung im Sonnenfyfti 
und das Regelmaß in den Bewegungen der Planeten ganz einfach; es 
kein Wunder, wenn ſich bei dieſem gemeinſamen Urſprung aus dem drehend 
Urnebel die Planeten alle in derſelben Richtung und ungefähr in einer Eb. 
bewegen, daß die inneren Planeten, die ſich aus einer ſchon kleineren Nel! 
maſſe gebildet haben, kleiner und einander näher ſind als die äußeren. 

Die Erde hat ſich alſo auch einmal aus einem Teile des Urnebels gebildt 


der, nachdem er den Mond von ſich abgeſpalten hatte, allmählich zuſamm 
ſchrumpfte und zu einem dichten, feſten Körper wurde. Mit dieſer Auffaſſu⸗ 
ſtimmten ſpäter die Ergebniſſe der geologiſchen Forſchung überein: die groe 
Hitze im Erdinnern und das gleichmäßige warme Klima, das ehedem über 
ganze Erde verbreitet war. Danach war die Maſſe, aus der ſich die Ci 
bildete, eine heiße Gasmaſſe; das Zuſammenſchrumpfen ging mit einer 2 
kühlung zuſammen, wobei die äußeren Schichten allmählich feſt und het 
wurden. Sobald ſie jo weit gekühlt waren, daß ſich flüffiges Waſſer in Meer 
ſammelte, entwickelten ſich darin die erſten Lebeweſen, aus denen dann ik 
ganze Pflanzen⸗ und Tierwelt hervorgegangen iſt. Solange die Hitze des Er⸗ 
innern die bedeutendſte Wärmequelle für die Oberfläche war, konnte es nirgen 
ein kaltes Klima geben; erſt nachdem die Abkühlung ſo weit vorgeſchritt! 
war, daß die Sonnenſtrahlung unſere einzige Wärmequelle wurde, ſind d 
Unterſchiede zwiſchen kalten, gemäßigten und warmen Klimaten entſtande. 
Doch im achtzehnten Jahrhundert war über die geologiſche Urgeſchichte d. 
Erde und über ihre innere Beſchaffenheit kaum etwas bekannt; auch ſteckte d 
Lehre von der Wärme noch in ihren Anfängen. Es galt nur die räumlich; 
Anordnungen im Sonnenſyſtem zu erklären, und die Anderungen dieſer räum 
lichen Anordnung vom Urnebel bis zum heutigen Zuſtand bildeten den ganz. 
Inhalt der Nebeltheorie. a a 

Im ganzen und großen entſpricht dieſe Theorie, obgleich ſie vor ander 
halb Jahrhunderten zuerſt aufgeſtellt und deshalb in mancher Hinſicht dur 
die ſpäteren Reſultate der phyſiſchen Forſchung ergänzt und umgewande 
werden mußte, noch unſeren heutigen Auffaſſungen. In ihrem allgemeine 
Charakter prägt ſich jedoch die Zeit ihrer Entſtehung ſehr entſchieden au 
Der Entwicklungsgedanke, der ſich im neunzehnten Jahrhundert auf alle 
Gebieten freie Bahn gebrochen hat und die ganze Welt als einen nie au 
hörenden Prozeß von Umwandlungen betrachtet, gehörte dem achtzehnte 
Jahrhundert noch nicht an. Das Jahrhundert der bürgerlichen Aufklärun 
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nte zwar eine Entwicklung in der Vergangenheit, aber nur als Un⸗ 
iges, Unvernünftiges, als Vorbereitung für einen ſchließlichen Endzuſtand, 
in alle Ewigkeit erhalten bliebe. Dieſe Auffaſſung beherrſchte, wie 
geſellſchaftliche, jo auch die kosmiſche Theorie des achtzehnten Jahr⸗ 
iderts. 
Aus ganz anderen, unfertigen Zuſtänden iſt durch die Kräfte, die in ſeinem 
nern wirken, das heutige Sonnenſyſtem entſtanden. Dieſes ſelbſt aber 
wie derſelbe Mathematiker Laplace in ſeinen grundlegenden theoretiſchen 
chnungen nachwies, nunmehr ſtabil, das heißt durch die inneren Kräfte, 
in dem fertigen Syſtem wirken — die gegenſeitige Anziehung —, kann es 
ie großen, tiefgreifenden, ſondern nur noch geringfügige, hin- und zurück⸗ 
jende Anderungen erfahren. 


Bücherschau. 


9 re Im Schatten der Titanen. Ein Erinnerungsbuch an Baronin Jenny 
> Buftedt. Verlag von George Weſtermann in Braunſchweig. 412 Seiten. Preis 
„50 Mark. 


Börne ſchreibt einmal über Goethe: „Bürger einer freien Stadt, erinnert er 
nur, daß er Enkel eines Schultheißen iſt, der bei der Kaiſerkrönung Kammer⸗ 
uſte durfte tun. Ein Kind ehrbarer Eltern, entzückte es ihn, als ihn einſt als 
abe ein Gaſſenbube Baſtard ſchalt, und er ſchwärmte mit der Phantaſie des 
ıfligen Dichters, weſſen Prinzen Sohn er wohl möchte ſein.“ 

Dieſe Worte Börnes fielen uns unwillkürlich ein, als wir den erſten Teil des 
innerungsbuchs an die Baronin Jenny v. Guſtedt laſen, der ſich ziemlich ſiebzig 
iten lang dabei aufhält, daß die Heldin, die Großmutter der Verfaſſerin, von 
n König Jerome von Weſtfalen in einem ehebrecheriſchen Verhältnis mit der 
au Diana v. Pappenheim erzeugt worden iſt. Und wir glaubten unſere Be⸗ 
Aken gegen dieſen erſten Teil nicht höflicher ausdrücken zu können, als daß wir 
gleich unter den „Schatten der Titanen“ ſtellten oder doch des einzigen „Titanen“, 
in dem Buche auftritt, nämlich Goethes. 

Denn der andere „Titan“, der ſeinen „Schatten“ hineinwerfen ſoll, Napoleon, 
es nur auf dem etwas weitläufigen Umweg, daß fein Bruder Jerome eben mit 
Mutter der Heldin zärtliche Beziehungen gehabt hat. Die Verfaſſerin macht es 
er engeren und weiteren Familie zum Vorwurf, daß dieſe den Fehltritt ihrer 
min nicht gern an die große Glocke der Offentlichkeit gehängt ſehen möchte, und 
tut ſich etwas darauf zugute, daß ſie den „Gehorſam gegen die Familie“ nicht 
rch eine „Lüge vor der Öffentlichkeit” erkaufen wolle. Das wäre ſoweit ganz gut, 
un die Öffentlichkeit irgend ein Recht darauf oder irgend ein Intereſſe daran 
tte, zu erfahren, daß die Baronin Jenny v. Guſtedt eine uneheliche Tochter des 
nigs Jerome geweſen iſt. Ein ſolches Recht oder ein ſolches Intereſſe fehlt aber 
Üſtändig, ſelbſt wenn man mit der Verfaſſerin annimmt, das Leben Jenny 

Guſtedts ſei lehrreich genug, die Öffentlichkeit zu beſchäftigen. Denn dieſe 
ſchter Jeromes iſt ganz in deutſchen Verhältniſſen aufgewachſen; ſie ſelbſt hat 
erhaupt erſt, als ſie längſt Gattin und Mutter war, von ihrem Urſprung er⸗ 
hren. 

So erübrigt ſich denn auch die Rettung, die die Verfaſſerin an ihrem illegi- 
nen Urgroßvater verſucht. Sie proteſtiert dagegen, daß der ehemalige König von 
eſtfalen von „allen Moralpredigern und guten Patrioten als abſchreckendes Bei⸗ 
iel verderblicher Sündhaftigkeit“ geſchildert worden ſei; da Haß und Neid nicht 
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an Napoleon ſelbſt herangereicht hätten, jo hätte Jerome die Ehre, den Nase 
dieſes Halbgotts zu tragen, mit Verfolgung und Verbannung zu bezahlen geb: 
die Verfaſſerin meint, daß wenn ſchon die Liebe, die Jeromes legitime Gattin i 
ihn empfunden habe, allen Schmutz fortſpüle, den Neid und Haß und böswig 
Verleumdung auf ſein Grab gehäuft hätten, ſo waſche ſeine heimliche und ö 
Liebe zu Diana v. Pappenheim die letzten Blättchen der bunten Blumen de 
auf dieſem Grabe wachſen wollten. | 

Da ſcheint uns „die engere und weitere Familie“ aber doch beſſer be 
ſein, wenn ſie dieſe „heimliche und ſtille Liebe“ nicht noch nachträglich dem öffu 
lichen Urteil preisgeben will. In der Tat wird die Verfaſſerin durch 1 
menſchlich ſchöne Zärtlichkeit für ihren Urgroßvater an der unbefangenen Bi) 
gung ſeiner hiſtoriſchen Taten verhindert Nicht als ob Jerome Bonaparte 1h 
manche rühmenswerten Eigenſchaften gehabt hätte; die Verfaſſerin hätte ſogar e 
mehr für ihn geltend machen können, als ſie tatſächlich geltend macht. Neben 2 
Angeſtammten konnte ſich Jerome recht gut ſehen laſſen. Die Reformen, die ei 
ſeinem neugebackenen Königreich Weſtfalen durchführen ließ, mögen mehr als ı 
ſelbſt den Beratern zuzuſchreiben geweſen ſein, die ihm ſein Bruder ſtellte, jen 
falls hat er ihnen nicht den borniert⸗zähen Widerſtand eines Friedrich Wilhelm! 
entgegengeſetzt, und er hat auch manches Mal die Intereſſen feiner „Untertarı 
gegen Napoleon ſelbſt vertreten. Als ein patriotiſcher Förſter auf ihn geſchoe 
hatte, begnadigte Jerome den Übeltäter nach kurzer Einſperrung; den Bel 
Napoleons, das Heimatsdorf des Attentäters niederzubrennen, befolgte er ny 
ſondern ließ nur die verfallene Hütte des Förſters anzünden und meldete ic 
Paris: „Dorf Dörnberg brennt.“ Auch hat ſich Jerome in der Schlacht bei Watey 
als tapferer Mann bewährt. © 

Alles das und noch manches andere läßt fich für Jerome anführen, und ı 
licherweife muß man anerkennen, daß auch die „patriotiſche“ Geſchichtſchreib! 
ſeine mancherlei guten Seiten nicht verſchweigt. Was ſie gegen ihn ins Feld fü: 
iſt weſentlich nur ſeine ausſchweifende Liederlichkeit, wobei ſie auch 9 
genug iſt, den mildernden Umſtand hervorzuheben, daß die teutſchen Frauen 
Jungfrauen, bürgerliche wie namentlich adelige, dem olivenfarbigen Fremd! 


brünſtig entgegengekommen ſind. Gerade hier aber, wo der Sturm am ſchwierig 


iſt, legt die Verfaſſerin ihre Sturmleitern an. Sie meint mit ſchüchternem Errön 
ihr Urgroßvater ſei „kein prinzipienfeſter Tugendbold“ geweſen; „der antike Sch 
heitskultus von Florenz, der Stadt ſeiner Ahnen, ſchien vor allem wieder 13 
lebendig geworden zu ſein“; mit dem Maße des Kleinbürgers gemeſſen, ſei er 
Verſchwender geweſen. Aber das ſind doch allzu zärtliche Umſchreibungen der ut 
einmal unanfechtbaren Tatſache, die Urgroßonkel Napoleon, der am Ende doch . 
Kleinbürger und auch mit dem „antiken Schönheitskultus“ erblich belaſtet war, 
St. Helena in den Worten zuſammenfaßte: „Jerome war ein Verſchwender, den 
Ausſchweifungen ſchreiend geweſen ſind; er hatte ſich der Liederlichkeit bis 0 
Ekel ergeben.“ | 
Und am wenigſten dachte dieſer Bruder Luſtig bei feinen zahlloſen Liels 
abenteuern an „heimliche und ſtille Liebe“; gerade ſein Verhältnis mit Di 
v. Pappenheim war ſo land» und ſtadtkundig, daß ſich die bayeriſche, ehem; 
reichsunmittelbare Familie Pappenheim, namentlich bekannt durch den ſo geſcheit 
wie verwegenen Reiterführer des Dreißigjährigen Krieges, zu der Erklärung 1 
anlaßt ſah, ſie ſei mit dem norddeutſchen Krautjunkergeſchlecht gleichen Namen 
keiner Weiſe verwandt. 


0 
Wenn ſomit der erſte Teil des Erinnerungsbuchs an Jenny v. Guſtedt: 2 
Bonapartes Stamm“ eine unbegreifliche Geſchmackloſigkeit ift, jo wird ſchon 
zweite Teil weit genießbarer. Zwar führt der Titel: „Unter Goethes Augen“ a b 
noch einigermaßen irre; von Goethe ſelbſt erfahren wir ſehr wenig, und de 


Wenige iſt von geringer Bedeutung; auch fehlt es nicht an manchem dekoratit 
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cherſchau. —— 
ſputz, der unter der Hand zerbröckelt, ſobald man ihn auf ſeine Haltbarkeit 
ift. Wenn Jenny v. Pappenheim, eben die Tochter Jeromes und ſpätere Baronin 
Guſtedt, im November 1826 aus ihrer Straßburger Penſion nach Weimar kommt, 
ihre Mutter inzwiſchen den großherzoglichen Miniſter v. Gersdorff geheiratet 
He, und noch „öfters“ zu Frau v. Stein, der einſtigen Geliebten Goethes, ein- 
aden ſein, ſie „alt, ſchweigſam, freundlich hinter einem grünen Lampenſchirm, 
end ein Werk Goethes vor ſich“, geſehen haben will, ſo waltet hier wohl eine 
nnestäufchung ob, denn Frau v. Stein ſtarb, beiläufig im Alter von 84 Jahren, 
6. Januar 1827. Auch daß Schopenhauer in dieſer Zeit, von 1826 bis 1838, 
ar ſelten, aber doch häufig genug zum Beſuch ſeiner Mutter nach Weimar ge⸗ 
nmen fein ſoll, um gründlich zu mißfallen, ſtimmt nicht mit dem, was die Bio⸗ 
when Schopenhauers zu berichten wiſſen; er war ſchon lange vorher mit ſeiner 
utter gänzlich zerfallen. 

Indeſſen das ſind verhältnismäßig nur Kleinigkeiten. Das Weimarer Leben 
der letzten Zeit Goethes wird in ſeinen allgemeinen Zügen recht lebendig; „eine 
öne Mondſcheinnacht mit mildem, hohem, die Landſchaft verklärendem Lichte“, 
e die Heldin ſelbſt ſagt, die ſich trotz ihrer Stellung als Hoffräulein zu einem 
iſten, nachdenklichen, tapferen Weſen entwickelt. Sie iſt eng verflochten, wenn 
ht mit dem Leben Goethes ſelbſt, jo doch mit dem Leben ſeines Sohnes, ſeiner 
hwiegertochter, ſeiner Enkel, unglücklicher Menſchen durchweg, die in dem 
ahlenden Glanze ihres Namens verkümmern; ſie ſelbſt aber dauert aus, obgleich 
je unglückliche Liebe ihrem Herzen eine tiefe und nie vernarbte Wunde ſchlägt; 
dieſen Weimarer Tagen erwirbt ſie eine humane Bildung, die nun fünfzig Jahre 
ng das Glück und die Qual ihres Lebens wird. 

Wie das junge Mädchen, das nicht nur in ſeiner leiblichen Schönheit, ſondern 
ich nach Geiſt und Charakter nicht unwürdig war, daß Goethes Augen mit Wohl⸗ 
fallen auf ihm ruhten, die Gattin eines oſtelbiſchen Junkers wird und die Mutter 
zes Geſchlechtes, das vom Näſeln des Gardeleutnants bis zum Mauſcheln des 
örſenjobbers in allen Melodien der neudeutſchen Reichsherrlichkeit ſchwelgt, wie 
enny v. Guſtedt in beharrlichem ſtillen Kampfe gegen dies Banauſentum Opfer 
n Opfer bringt und ſich in immer neuem Entſagen zu einer Hoheit der Geſin⸗ 
ing läutert, die ihr eigenes Leid in das große Leid der Menſchheit verſinken läßt: 
das Elend der Schuldloſen — das gräßlichſte Rätſel der Welt! In den Dorf⸗ 
ten hockt es und ſieht mich aus blöden Augen an, und in den Fiſcherhütten am 
trand, wo ein hartes Geſchlecht in ſtändigem Kampfe mit Waſſer und Wind um 
is bißchen armſeligen Lebens ringt, ſchreit es mir entgegen, daß aller Reſt von 
bensfreude davor die Flucht ergreift“ — alles das ſchildert ergreifend der dritte 
eil des Buches, der nicht mehr „im Schatten der Titanen“ ſpielt, aber der weit⸗ 
18 intereſſanteſte Teil iſt. | 

Hier fehlen der Verfaſſerin — oder richtiger der Herausgeberin, denn die Auf 
tze und Briefe der Heldin ſind ja das Rückgrat des Buches — auch nicht die 
skreten Farben, die der erſte Teil des Buches fo peinlich vermiſſen läßt. Nur 
e Briefe der „hohen Herrſchaften“, mit denen das ehemalige Hoffräulein beglückt 
orden iſt, hätten wegbleiben können; je mehr man ſich für die Heldin erwärmt, 
n ſo unangenehmer berührt der banale Schwatz dieſes fürſtlichen Geſchreibſels. 
uch die Tatſache, daß die Verfaſſerin als Kind zu „Kronprinzens“ eingeladen 
orden iſt, ſcheint uns kein integrierender Beſtandteil der Zeitgeſchichte zu ſein, 
der falls ſie annehmen ſollte, daß die Nachwelt darüber ehrerbietiger urteilen wird 
3 die Mitwelt, fo hätte fie dies Detail ihrer Enkelin zur biographiſchen Verwen⸗ 
ung überlaſſen ſollen. 

Die Streichung dieſer und einiger ähnlichen Dinge, dann der fürſtlichen Briefe 
nd namentlich des ganzen erſten Teiles würden in einer künftigen Auflage des 
Suches das Bild der Heldin um ſo feſſelnder hervortreten laſſen. 
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Preußiſchen Gerichte zum Tode durchs Rad verurteilt wurde, ſpäter aber 
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Wilhelm Herzberg, Das Hambacher Feſt. Geſchichte der revolutionär 1 2 
ſtrebungen in Rheinbayern um das Jahr 1832. Mit 12 Abbildungen. Ludwiz 
hafen a. Rh. 1908. Verlag von Geriſch & Komp. 259 Seiten. 


„Und dennoch bekundete das Feſt von Hambach einen großen Fortſchritt.“ . 
Heinrich Heine, nachdem er die Lauge witzigen Spottes darüber ergoſſen hatte, df 
die Patrioten von Hambach ſich für inkompetent erklärt hätten, im Namen von gz 
Deutſchland eine Revolution zu beginnen. | a 

In gleichem Sinne möchten wir die Schrift Herzbergs als eine ſehr danke; 
werte Gabe begrüßen, obgleich ihre reichhaltigen Beiträge zur Geſchichte des Ho. 
bacher Feſtes kaum das hiſtoriſche Urteil über dies Feſt ändern werden, ſo wies 
einer ſeiner beſten Teilnehmer, unſer alter Johann Philipp Becker, in dem Be: 
formulierte: „Und ob der Himmel wetterſchwül In Flammenzeichen krachte, Verl 


im großen Feſtgewühl Der Freiheitsmai ganz ſachte.“ Neben Johann Phil, 


Becker, der für Deutſchland der rüſtigſte Vorkämpfer der Internationalen Arbeit⸗ 
aſſoziation werden ſollte, ſprach in Hambach am klarſten, kräftigſten und revo⸗ 


tionärſten Karl Heinrich Brüggemann, der wegen dieſer Hambacher Rede von ein 


N 


eitenden Genius der „Kölniſchen Zeitung“ gedieh, ohne daß man fagen dürf, 
daß er die Ideale ſeiner Jugend in der häßlichen Weiſe verraten hätte, wie etn 
Karl Mathy, der ebenfalls in Hambach mittagte. Ei 

Die revolutionäre Bewegung, die ſich unter dem Eindruck der franzöſiſch. 
Julirevolution in Rheinbayern entfachte, war in ſich noch ſehr unklar und führ 
die verſchiedenſten Elemente zuſammen; es ermüdet ein wenig, ſich durch if: 
redneriſchen und ſchriftſtelleriſchen Kundgebungen durchzuarbeiten, wie ſie in He: 
bergs Schrift geſammelt find. Dennoch darf man ſich dieſe Mühe nicht verdrieß 
laſſen, wenn man ein richtiges Bild der damaligen Vorgänge gewinnen will. f 
ſtehen nicht an, eine Ehrenpflicht der deutſchen Sozialdemokratie darin zu ſehe 
daß ſie ihren revolutionären Vorläufern gerecht wird, mag ſie noch fo weit üb 
ſie hinausgekommen ſein. Immer ſtanden die pfälziſchen Revolutionäre von 18 
turmhoch über dem reaktionären Geſindel der damaligen Zeit, geſchweige denn üb 
den liebedieneriſchen Geſchichtſchreibern, die ſich heute bemühen, das Andenken d 
Männer von Hambach zu verunglimpfen. Nicht zu ihren Gunſten die Geſchich 
zu fälſchen, kann unſere Aufgabe ſein, aber wo zu ihren Ungunſten die Geſchich 
gefälſcht wird, dürfen wir nicht ſchweigen. RR 

Die Art, wie Herzberg feiner Aufgabe gerecht geworden iſt, verdient all 
Lob. Daß er das Hambacher Feſt vielleicht ein wenig in ſeiner hiſtoriſche 
Bedeutung überſchätzt, iſt eine unvermeidliche Beigabe ſolcher Monographien, d 
eher als Vorzug denn als Fehler gelten darf; ohne eine gewiſſe Liebe des Ve 
faſſers für die Sache geraten ſolche hiſtoriſche Darſtellungen nicht. Gelegentli 
kommen kleine Verſehen vor, ſo wenn auf Seite 49 Wirth als Schulgenoſſe Sea 
Pauls genannt wird; Jean Paul war gerade ein Vierteljahrhundert älter al 
Wirth. Auch iſt Weitling nicht, wie Seite 139 angegeben wird, 1798 geboren 
ſondern 1808. Der Verſuch, nachzuweiſen, daß die „erſte ſozialiſtiſche Internationale 
aus dem „rheinbayeriſchen Preßverein hervorgegangen“ ſei, hätte — wenn er üben 
haupt unternommen werden follte — ausführlicher durchgeführt werden müſſen 
um Mißverſtändniſſe auszuſchließen; Weitling hat ſchon zehn Jahre nach der 
Hambacher Feſte die heftigſten Kämpfe mit dem „Samen von Hambach“ und namen 
lich auch mit Wirth, der neben Siebenpfeiffer der Hauptheld des Hambacher Feſte 
war, zu führen gehabt. N. 

Doch dies und einiges Ahnliche kann den Wert der Schrift in keiner Weil 
beeinträchtigen. Sie darf den Arbeitervereinsbibliotheken um ſo eher empfohlei 
werden, als fie in weiterem Sinne des Wortes auch ein Beitrag zur Partei 


geſchichte iſt. . | 
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kob Brod, Der Bürgerkrieg. Sozialhiſtoriſches Drama in fünf Aufzügen. 
Bien 1908. Im Kommiſſionsverlag der Wiener Volksbuchhandlung Ignaz Brand, 
, Gumpendorferſtraße 18. 158 Seiten. 


Dieſer Verſuch, die Kämpfe der Pariſer Kommune von 1871 dichteriſch zu ver⸗ 
sen, iſt ebenſo gut gemeint und bleibt der hiſtoriſchen Wahrheit ebenſo treu, wie 
der praktiſchen Bühnenkenntnis und leider auch der dramatiſchen Geſtaltungs⸗ 
ft entbehrt. Den Nachweis dafür im einzelnen zu führen, glauben wir uns ver⸗ 
en zu ſollen, da wir einen Irrtum, der höchſt anerkennenswerten Gründen ent⸗ 
ingt, nur in der ſchonendſten Weiſe zurechtſtellen möchten. Aber ihn zu ver⸗ 
veigen oder auch nur zu beſchönigen, hieße unſerem äſthetiſchen Gewiſſen einen 
erlaubten Zwang antun. So offenbar der Fehlgriff iſt, jo darf es für den Ver⸗ 
er Troſtes genug fein, daß er ihn nicht in aufdringlichem Dilettantentum, ſondern 
aufrichtiger Begeiſterung für eine große Sache getan hat. 


inrich Michalski, Der Zieg der Stärkeren. Roman. Mit einer Einleitung 
von Julius Hart. Berlin, Verlag von Wedekind & Komp. 360 Seiten. Preis 
Mark, gebunden 6 Mark. 


Der Sieg der Stärkeren — das iſt der Sieg der Philiſter über das Genie. 
3 Genie kommt um durch einen Piſtolenſchuß, während ſich die Philiſter ver⸗ 
igt an die Tafel des Lebens ſetzen, darunter auch die Geliebte des Genies, die 
getröſtet, mit einem halbkomiſchen Spießer durchs Leben zu wallen. 

Als Dichtung iſt dieſer Roman noch recht unreif, aber er enthält manche 
pitel, die von einem unverkennbaren Talent zeugen. Sein ſchlimmſter Fehler iſt 
1 Held, der nicht nur alle Beweiſe dafür ſchuldig bleibt, daß er ein Genie iſt, 
dern es nicht einmal zu zeigen weiß, wodurch er ſich den Philiſtern läſtig 
cht. So erſcheint er durchaus als Schwächling, um nicht zu jagen als Schwach⸗ 
k, und man empfindet es ſchließlich als eine ganz vernünftige Einrichtung 
Geſellſchaft, daß ſolchen Leuten gegenüber die Philiſter immerhin noch die 
tärkeren“ ſind. 

Dieſen ſchweren Mangel bemerkt auch Julius Hart, der dem Roman ein 
pfehlendes Vorwort mitgegeben hat. Er ſagt: „Wir erfahren gar nicht, was 
denn eigentlich der Hertwig Martins zuſchulden kommen ließ, und wodurch er 
n verlorenen Sohn wurde. Dem Diaboliker, Künſtler, der ganz und gar kein 
hl aus ſich macht, der die Höllenabgründe und Satanismen ſeiner Natur aller 
At preisgibt und ſeiner Sünden und Perverſitäten hohnlachend ſich rühmt, legt 
Moraliſt und Vernunftmenſch die Hand auf den Mund, daß er nicht ſo ohne 
iſchweife reden ſoll.“ So meint Julius Hart denn, daß dieſer dichteriſchen Ge⸗ 
lt bewußt und unbewußt das Gepräge des Dekadenten aufgeprägt ſei. 
Darüber ließe ſich ſchon eher reden, wenn nur Julius Hart nicht fortführe wie 
gt: „Ein tieferes kritiſches Gefühl wird dieſes Buch mit der lebhafteſten Anteil⸗ 
hme als eine Selbſtbekenntnisſchrift der modernen Dichtung leſen, als eine 
hetiſche Merk⸗ und Denkwürdigkeit, und was zwiſchen den Zeilen zu leſen iſt, 
ſelt zuletzt noch mehr, als was in den Zeilen ſteht. Auch aus dieſem Buche 
it ein Verzweiflungsſchrei hervor, der Klageruf des leidenden Menſchen unſerer 
it; und wenn feine Dichtung heute noch mit dem rein Künſtleriſchen nicht völlig 
tig geworden iſt, ſo iſt gerade dieſe unruhige unfertige Kunſt der eigentliche 
druck der zeitgenöſſiſchen Kunſt und eines Zeitmenſchen, der das Leben von 
) wirft, weil er ſieht, daß er nicht mit ihm fertig werden und es nicht meiſtern 
9 5 Wäre dem ſo, dann könnte einem die „moderne Dichtung“ aufrichtig 
d tun. 

Gar fo arg iſt es nun aber doch nicht. Der Verfaſſer des Romans hat offenbar 
erlei Konflikte mit feiner kleinbürgerlich-philiſtröſen Umgebung gehabt, die ſich 
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jeiner jugendlichen Phantaſie ins Nebelhafte und Weſenloſe vergrößern. 2 
gebung ſelbſt bringt er aber mit einem recht achtbaren Talent heraus, ſo daß 
ſehr wohl ſein Verlangen begreift, ſich von ihr zu emanzipieren. Allein wen: 
mit einem Piſtolenſchuß davon nicht loskommt — denn wir dürfen annehmen, da, 
noch ſeelenvergnügt unter den Lebenden wandelt — fo auch nicht mit dem fentir; 
talen Trödel des Herrn Julius Hart, dem gegenüber die Philiſter allerdings N 
nur den „Sieg“, ſondern auch das „Recht der Stärkeren“ beſitzen. Denn wer 
Auge ſcheu abwendet von den großen Kämpfen der Zeit, denen gegenüber der 1 
zweiflungsſchrei des leidenden Menſchen“ nur ein kümmerlicher Seufzer iſt, ge 
in jene unruhige und unfertige Schwäche, der ſogar die robuſte Beſchränktheit 
Spießers noch überlegen iſt. N 


Des Francois Rabelais Pantagruel. Erſtes Buch. Verdeutſcht von Engelb, 
Hegaur und Dr. Owlglaß. München 1907, Verlag von Albert Lang 
139 Seiten. Preis 2,50 Mark. | 


Rabelais iſt wohl der nationalſte Schriftſteller der franzöſiſchen Literatur 0 
nannt worden, in dem immerhin beſchränkten Sinne, daß man Franzoſe ſein mi: 
um ihn ganz zu verſtehen und wirklichen Geſchmack an ihm zu finden; Karl He 
brand, der lange Jahrzehnte in Frankreich gelebt hat, ein intimſter Kenner fig 
zöſiſchen Geiſtes war und ſich ſelbſt zu einer „faſt allzu ausſchließlichen Bewu 
rung“ für deſſen große Träger bekennt, geſteht dennoch, kein rechtes Verhältnis 
Rabelais gewinnen zu können. | 


Dem ſcheint nun freilich zu widerſprechen, daß der berühmte Satiriker 
ſechzehnten Jahrhunderts gerade in Deutſchland ſeinen genialſten Aberſeher 
ſowohl, als ſeinen ebenbürtigen Nachahmer in Johann Fiſchart gefunden | 
deſſen Hauptwerk, die „Affenteuerliche, naupengeheuerliche Geſchichtsklitterung, 
Thaten und Rathen der vor kurzen langen Weilen vollen wol beſchreiten Heli 
und Herren Grandguſier, Gargantua und Pantagruel“ dem Gargantua und ul 
tagruel von Rabelais nachgebildet worden iſt. Selbſt ein jo beſchränkter ı\ 
orthodoxer Literarhiſtoriker wie Vilmar findet den Meiſter vom Schüler übertrofk 
ſo daß man, wenn man von Fiſchart auf Rabelais zurückkehre, dieſen kaum 
einen Satiriker zu halten geneigt ſei, und jedenfalls hat Vilmar recht, wenn 
meint, wer nicht Fiſcharts Gargantua kennen und verſtehen gelernt habe, der 9 
ſich nicht einbilden, das Deutſchland des ſechzehnten Jahrhunderts zu kennen. 

Tatſächlich trifft dieſer Einwand aber nicht zu, weil auch Fiſchart Be 
lang in Deutſchland vergeſſen geweſen iſt und ſelbſt heute noch nicht entfernt i: 
Anſehen und namentlich die Verbreitung eines nationalen Klaſſikers genießt; M. 
zitiert ihn in ſeinen Streitſchriften gern und oft, aber man wird kaum noch ein 
großen modernen Schriftſteller nennen können, von dem ſich das gleiche ſag 
ließe. Dagegen iſt Rabelais in Frankreich immer überaus populär geblieben, dul 
alle Geſchmacksumwälzungen der Jahrhunderte hindurch; ſein Werk iſt wieder i. 
wieder aufgelegt worden und hat unzählige Kommentare hervorgerufen; es iſt 
Mittelpunkt einer weitſchichtigen Literatur, die ſich immer noch vermehrt, und 
hat Rabelais auch in Deutſchland mehr Überſetzer gefunden, als Fiſchart bis j 
Herausgeber. 5 

Was dennoch ſeine Einbürgerung in Deutſchland erſchwert, das iſt nicht 0 
die Schwierigkeit, die Satire zu verſtehen, die er in den Tagen der Renaiſſan 
einer Zeit der mächtigſten Umwälzungen, gegen die Torheiten und Verkehrthei 
einer überlebten Welt gerichtet hat. In dieſer Beziehung iſt mit dem Aufwa 
eines ebenſo großen wie unfruchtbaren Scharfſinns viel in Rabelais hineingeheimt 
worden, was er ganz und gar nicht im Sinne gehabt hat; darüber herrſcht he 
ziemliche Übereinftimmung. Wer ſich in der Geſchichte der Renaiſſance einigermaf 
umgetan hat, begegnet inſoweit keinen großen Schwierigkeiten des Verſtändnif 
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Rabelais; an der geiſtigen Entladung ſeiner mächtigen und urgeſunden Natur 
d man vielmehr die ungeheure Lebenskraft meſſen, die damals explodierte. 

Es ſind vielmehr zwei andere Hinderniſſe, die dem Deutſchen ein rechtes Ver⸗ 
mis für Rabelais erſchweren. Das iſt zunächſt ſeine Freude am Kot — nicht 
moraliſchen Kot, denn in geſchlechtlichen Verhältniſſen wird er nirgends un⸗ 
ber —, ſondern am phyſiſchen Kot, den er unermüdlich herankarrt, um damit 
tagen ſein ganzes Buch zu verbarrikadieren. Rabelais entwickelt darin eine 
zialität und Virtuoſität der Phantaſie, die in ihrer Art wirklich bewunderns— 
t iſt, aber den deutſchen Geſchmack auf die Dauer anwidert und ermüdet, wobei 
ſtverſtändlich irgendwelcher Prüderie nicht das kleinſte Zugeſtändnis gemacht 
eden ſoll; es iſt eben nur zu viel des Schmutzes, und was dem franzöſiſchen 
ſchmack erträglich ſein mag, weil Rabelais ſeit manchem Jahrhundert mit der 
yriole eines nationalen Klaſſikers umgeben iſt, das iſt für unſeren Geſchmack un⸗ 
cäglich, weil wir daran nicht gewöhnt find. 

Dann aber hat er auch um den unſterblichen Kern ſeines Werkes eine ſolche 
Iſſe nicht unreinlichen, aber läſtigen Gerölls und Geſträuchs aufgehäuft, daß Karl 
lebrand nicht mit Unrecht meint, es ſei die langweiligſte und mühſeligſte Arbeit 
Welt, da hindurchzudringen; die Aufzählungen, Wiederholungen, haarſpaltenden 
hattierungen, eingeſchachtelten Parentheſen nähmen ſo ungeheuerliche Verhältniſſe 
„daß ſelbſt der unerſchrockenſte Leſer davor zurückbeben oder darin ſtecken 
üben müſſe. Bald ſind's etwa zweihundert Spiele, bald hundert verſchiedene 
richte und Getränke, dann ſelbſterfundene Genealogien und wahre Rottenfeuer 
lechteſter Kalauer, oder es werden lange Reden mit unendlichen Zitaten gehalten 
er einem Menſchen unzählige Beinamen beigelegt, und ſolcher atemraubender 
ten und Litaneien enthält das Werk von Rabelais zu Hunderten. 

Der erſte feiner modernen Überſetzer, Regis, ſuchte nun ſeiner Aufgabe gerecht 
werden, indem er die altertümliche Sprache des Originals in ähnlichem Deutſch 
edergab, die Anſtößigkeiten und Roheiten möglichſt milderte und verdeckte, übrigens 
er durch eine ganze Laſt fleißiger Anmerkungen und Erläuterungen das Ver⸗ 
ndnis des Franzoſen zu fördern ſuchte. So ſchuf er eine ſehr verdienſtliche 
beit, die heute noch ihren großen Wert hat, aber mehr geeignet iſt für den, der 
Abelais ſtudieren, als für den, der ihn nur genießen will. 

Einen anderen Weg ſchlug Gelbcke ein. Er beſchränkte die „allegoriſch-hiſtoriſchen 
zutungen“ auf einen ſchmächtigen Anhang, gab der Sprache nur noch einen leiſen 
zuch altertümlichen Chronikenſtils und wählte ſelbſt für die häßlichſten und wider⸗ 
ärtigſten Dinge, die in dem ſeltſamen Buche vorkommen, die einfach gebräuchliche 
utſche Benennung, ohne ſich durch ein, ſei es nun wohl oder übel angebrachtes 
artgefühl beirren zu laſſen. Er meinte, die Sache ſelbſt ſolle und werde ja doch 
rſtanden werden, jede Umſchreibung wie jede bildliche Einkleidung diene aber 
ir dazu, eine an ſich häßliche Vorſtellung noch häßlicher zu machen, indem man 
mit einer anderen verbinde und dadurch nichts erreiche, als ſie zu vervoll⸗ 
indigen, fie mannigfaltiger zu geſtalten und die Phantaſie noch mehr anzuregen; 
mmer beſſer, man ſchreitet mit dem kürzeſten Wort über den Schmutz hinweg, 
s daß man ihn, ängſtlich hin und her trippelnd, mit den methaphoriſchen Zehen 
seit tritt“. Offenbar hat auch dieſe Auffaſſung ihre gute Berechtigung; man hat 
ei Gelbcke in der Tat den ganzen und unverfälſchten Rabelais, nur freilich, daß 
in ſeiner unverhüllten und unverſtümmelten Pracht dem deutſchen Leſer mehr 
nd mehr auf die Nerven fällt. 

Wieder einen anderen Weg ſchlagen die neueſten Überſetzer ein, deren Arbeit 
ns zur Kritik vorliegt. Sie ſcheiden, wie fie in einem kurzen Nachwort ſagen, 
lles „Allegoriſche, Kommentarbedürftige und Bloß⸗Zeitgenöſſiſche“ aus, kürzen „die 
iſten und den paraboliſchen Unſinn“ und ſuchen auch durch „kleine Umſtellungen“ 
as „mirakulöſe“ Büchlein dem Leſer von heute zugänglicher und eindringlicher 
1 machen. Dann aber ſuchen fie auch ſich dem Franzöſiſchen des Originals durch 
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ein entſprechendes Deutſch zu nähern und ſo einen gewiſſen Schleier über 
und Zynismen zu decken. f f 1 

Es iſt nun durchaus anzuerkennen, daß ſie ihre Aufgabe, ſoweit ihr 
reicht, in geradezu unübertrefflicher Weiſe gelöſt haben. Man wird ihr 
nicht ohne großen äſthetiſchen Genuß leſen und der Art, wie ſie Sprache 
beherrſchen, die aufrichtigſte Anerkennung ſpenden. Aber ihre eigene Hoffm 
ihre chirurgiſchen oder orthopädiſchen Beſtrebungen nicht auf das bekannte 
hinauslaufen würden: Operation glänzend gelungen, Patient tot, erfüllt 
nicht ganz. Gerade in dem, was uns an Rabelais ungenießbar geworden 
ein gutes Stück ſeiner Genialität, und man ſpürt es nur um ſo mehr, je 
hafter dieſer Verſuch iſt, ihn deutſchen Leſern genießbar zu machen. 


Lofe Blätter. 


Gelehrte Spreu vorm Winde. In dieſen Tagen feierte die bürgerliche Bı' 
den hundertſten Geburtstag des Hiſtorikers Johann Guſtav Droyſen, der ı 
Jahre 1884 als Profeſſor der Geſchichte an der Berliner Univerſität ſtarb 
daneben das Amt eines brandenburgiſchen Hiſtoriographen verſah, das 1 
als ſein Nachfolger Herr Schmoller bekleidet. Droyſen war nicht der % 
ſeiner Zunft; er hatte in ſeiner Jugend mit Arnold Ruge in den „Halliſchen Ie 
büchern“ gekramt, und er hat damals auch manches geſchrieben, was heute n. 
recht lesbar iſt, wie namentlich ſeine Überſetzung des Ariſtophanes. In 
Revolution von 1848 aber ſchnappte ſein hiſtoriſches Verſtändnis ab, und 
warf ſich auf die Geſchichtsklitterung zu Ehren des „nationalen Berufs“, 
die Hohenzollern haben ſollten. Dreißig Jahre und länger arbeitete er 
ſeiner „Geſchichte der preußiſchen Politik“, für die ihm die, unabhängigen 
lehrten ſo hermetiſch verſchloſſenen Archive geöffnet wurden, und wenn er fie a 
nicht vollenden ſollte, ſo hat er doch etwa ein Dutzend dicke Wälzer davon fen 
gebracht. „ 

Was nun an den meiſt von Profeſſoren der Geſchichte verfaßten Artikeln 
bürgerlichen Preſſe zu Droyſens hundertſtem Geburtstag ganz eigentümlich 
rühren mußte, war die einmütige Verurteilung ſeines Hauptwerkes, eben je 
„Geſchichte der preußiſchen Politik“, die nach der Verſicherung dieſer trefflich 
Männer einem tendenziöſen Phantom nachgejagt ſei und heute ſchon unter d 
Staube der Vergeſſenheit für immer begraben liege. Man würde jedoch ſehr irrt 
wenn man darin einen Anfang der Beſſerung ſehen wollte. Der alte e 
nur erſt auf den „nationalen Beruf“ der Hohenzollern eingefuchſt, von ihr 
„ſozialen Beruf“ wußte er noch nichts; ſo ſchildert er den boruſſiſchen Militärſt⸗ 
ganz gut, nur daß er der dynaſtiſchen Hauspolitik der Hohenzollern nationale Zw 
unterſchiebt. 9 

Der boruſſiſche Militärſtaat ſtimmt aber verflucht ſchlecht zum „ſozia 
Königtum der Hohenzollern“, und ſo muß der alte Droyſen daran glauben. 2 
Wetterfahnen auf den Kirchtürmen ſind beinahe noch eherne Felſen gegen die € 
ſchwindigkeit, womit die amtlich abgeſtempelte Gelehrſamkeit Kappe und Kragen 
wechſeln weiß, je nach dem Winde von oben her. | Be 

Was ſie produziert, ift immer nur gelehrte Spreu vorm Winde, und an den 
die ſich heute über Droyſen aufblähen, wird ſich noch ſchneller als an ihm d 


Dichterwort erfüllen: 
Wirbelwind und trockner Kot, 4 N 
Laßt ſie drehn und ſtäuben! * 5 


Für die Redaktion des Feuilletons verantwortlich: Franz Mehring, Steglitz. 
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Schlagen und vertragen. 

* Berlin, 18. Juli 1908. 
Nach einer Dauer von drei Wochen iſt geſtern der Meineidsprozeß gegen 
en Fürſten Eulenburg auf Antrag des Staatsanwalts und unter Zuſtim⸗ 
ung wenn auch nicht des Angeklagten, jo doch ſeiner Verteidiger vom 
zerichtshof vertagt worden. Gegen dieſen Beſchluß läßt ſich nichts einwenden 
md wird auch, ſoweit wir ſehen, nirgends etwas eingewandt; da eine Reihe 
on Arzten in überzeugender Weiſe nachwies, daß Eulenburg als ſchwer 
ranker Mann nicht verhandlungsfähig ſei und eine Fortſetzung der Verhand⸗ 
ungen ihn mit unmittelbarer Lebensgefahr bedrohe, ſo entſprach es den Vor⸗ 
chriften des Geſetzes, die in dieſem Falle auch mit den Geboten der Menſch⸗ 
ichkeit übereinſtimmen, daß die Verhandlung vertagt wurde. 

Der Staatsanwalt ſprach zugleich die Hoffnung aus, daß der Angeklagte 
ich bald genug erholen würde, um eine gründliche und ſchnelle Erledigung 
es gegen ihn ſchwebenden Strafverfahrens zu ermöglichen, und der Gerichts- 
of hat dementſprechend beſchloſſen, Eulenburg in Unterſuchungshaft zu be⸗ 
galten, und zwar nicht wegen Fluchtverdachtes, der durch Stellung einer mehr 
der minder hohen Kaution gehoben werden könnte, ſondern wegen Kolluſions⸗ 
fahr, die nur dadurch beſeitigt werden kann, daß Eulenburg ſein endgültiges 
urteil empfängt. Der Gerichtshof iſt dadurch völlig vor dem Verdacht ge— 
chützt, als ob er einen hohen Sünder der gerechten Strafe entziehen wolle, 
die auch die Leitung der Verhandlungen durch Herrn Landgerichtsdirektor 
kanzow — ſoweit darüber glaubwürdige Berichte in die Offentlichkeit ge- 
kungen ſind — lebhaft an die Haltung des Herrn Staatsanwalts Kanzow 
gegen den armen Koſchemann erinnerte, mit dem weſentlichen Unterſchied 
jewiß, daß Koſchemann unſchuldig war, während Eulenburg ſchwer belaſtet 
rſcheint. Wir ſind auch überzeugt, daß Herr Iſenbiel mit der Hoffnung, die 
r ausſprach, es durchaus ehrlich meint und daß er, wenn es zu einer Fort⸗ 
etzung des Strafverfahrens kommt, auf das Schuldig plädieren wird, das er 
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geftern in der Begründung feines Antrags auf Vertagung der Berhandli 
bereits ankündigte. | N | 
Ob Eulenburg wirklich ſchuldig oder unſchuldig ift, bleibt nun einftw«t 
dahingeſtellt. Nach einem alten Rechtsgrundſatz hat er für unfchuldig; 
gelten, ſolange ihm ſeine Schuld nicht bewieſen ift, aber damit ift ihm mi 
geholfen, wie er ſelbſt durch ſeinen Proteſt gegen die Vertagung befunit 
Mag dieſer Proteſt nun der ehrliche Widerſtand eines Unſchuldigen oder 
ſchlaue Schachzug eines Schuldigen geweſen fein, ſo hätte Eulenburg kli 
daran getan, ihn bei dem Antrag auf Ausſchluß der Offentlichkeit zu erhe 
Bei der Verhandlung hinter verſchloſſenen Türen iſt er am allerſchlechtee 
gefahren, dank der größeren Geriebenheit oder Gewiſſenloſigkeit, die die Harſ 
preſſe vor der Eulenburgpreſſe zu entwickeln verſtand, oder auch dank 
größeren Zurückhaltung, die ſich die Eulenburgpreſſe auferlegte, weil fie mul 
daß Eulenburg ein von feiner Kaſte aufgegebener Mann war und ſeine 9 
urteilung dazu dienen konnte, den arg ramponierten Ruf der preußifie 
Rechtspflege neu aufzupolieren. Ei 

In dieſem Zuſammenhang möchten wir mit einem Worte auf die 9 
führungen zurückkommen, die wir vor vierzehn Tagen an dieſer Stelle macht 
Unſere Bedenken gegen die allzu einſeitige Stellung einer Reihe von Pan 
blättern gegen Eulenburg ſind von dieſen Blättern ſo loyal aufgenomm 
worden, wie ſie gemeint waren, jedoch haben einzelne von ihnen geme 
unſere Ausſtellungen ſeien von „falſchem Mitleid“ diktiert worden und 
hätten ein „ſchonendes Schweigen“ über Eulenburgs Sünden empfohi 
Nichts hat uns ferner gelegen. Wir begreifen vollkommen das Mikverftänd:: 
wenn man einer einſeitigen Strömung entgegentritt, ſo entſteht leicht 
Schein, als ob man dem entgegengeſetzten Extrem zuneige, und man läufli 
auch immerhin bis zu einem gewiſſe Grade dieſe Gefahr. Aber wir glau’ 
uns mit aller Deutlichkeit dahin ausgeſprochen zu haben, daß die Aff 
Harden⸗Eulenburg als ein Pandämonium aufzufaſſen ſei, das die herrſchen 
Klaſſen nach allen Richtungen kompromittiere, daß wir uns im beſonderen 
dem Geraufe zweier höfiſchen Cliquen, die moraliſch vollkommen gleich | 
zuſchätzen und beide den Arbeiterintereſſen gleich feindlich find, nicht gegen 
eine oder gegen die andere zu engagieren, ſondern auf beide loszujchla, 
haben, daß wir nur inſofern — nicht moraliſch oder politiſch, fond: 
taktiſch — einen Unterſchied machen dürfen, als wir auf den augenblick 
mächtigeren Gegner ſchärfer losſchlagen müßten als auf den augenblicklich o 
mächtigeren, jedenfalls wohl nicht auf den ohnmächtigeren ſchärfer als auf 
mächtigeren. ä 

Wie ſich dies Kräfteverhältnis zwiſchen den beiden raufenden Cliquen bis 
verteilte, darüber hat gerade der geſtrige Tag die letzten Zweifel gere 
Einmal zeigten die Reden des Herrn Iſenbiel und Kanzow, daß die Gefar 
ein großer Sünder könne feinem verdienten Schickſal entgehen, diesmal 
nicht vorlag, ſondern höchſtens die Ausſicht, daß der Ankläger des arm 
Koſchemann die Lorbeerkrone eines deutſchen Muſterrichters davontrug. Zweit! 
aber mußten die Berliner Arbeiter in drei Maſſenverſammlungen einen kräftig 
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roteſt erheben gegen die infame Kriegshetze der höfiſchen Clique, die über die 
lique Eulenburg geſiegt hat. 

| Durch die Erkrankung Eulenburgs hat nun allerdings die Sachlage eine 
ündliche Verſchiebung erfahren. Das „Berliner Tageblatt“, das eben erſt 
in Fürſten Dohna⸗Schlobitten, weil er Eulenburg einen „verlogenen Kerl“ 
nannt hatte, als einen Mann feierte, der wegen ſeines ehrlichen und geraden 
harakters in der hieſigen „Geſellſchaft“ beſonders angeſehen ſei, meint trotz 
ler Erklärungen der Herren Iſenbiel und Kanzow, mit der Vertagung des 
rozeſſes gegen Eulenburg ſei dies Strafverfahren überhaupt abgetan, und 
hlägt nun ſeinerſeits vor, auch den Prozeß Harden⸗Moltke um die Ecke zu 
ingen. „Die Luft könnte dann von Miasmen gereinigt werden, und man 
unte wieder aufatmen. Wir find überzeugt, die Stimme der Offentlichkeit 
itte auch dagegen nichts einzuwenden.“ Und die „Deutſche Tageszeitung“ 
3 Knuten⸗Ortel, der nach der reichsgerichtlichen Kaſſierung des Urteils im 
rozeß Harden⸗Moltke die heiligſten Überlieferungen der preußiſchen Juſtiz 
‚lebt ſah, wenn Harden nicht wieder zu einigen Monaten Gefängnis ver⸗ 
kteilt würde, druckt dieſe Bemerkungen des „Berliner Tageblatts“ mit ſcham⸗ 
after Zuſtimmung ab, als „bezeichnend für die Stimmung weiterer Kreiſe, 
nd namentlich auch ſolcher, die im allgemeinen für Harden Partei ergriffen 
aben“. In der Tat „bezeichnend“! Läßt du meinen Junker laufen, ſo laß 
h deinen Juden laufen. | 
Dieſe holde Gemeinſchaft zweier Seelen, die ſich ſonſt tagtäglich wie Hund 
nd Katze anfauchen, ſchon vierundzwanzig Stunden nach der Vertagung des 
kozeſſes Eulenburg, zeigt deutlich genug, wie der Haſe laufen wird. Es iſt 
n ſich ja ſinnlos, daß die Luft von Miasmen gereinigt werden ſoll, wenn 
vei anhängige Strafverfahren fo oder jo um die Ecke gebracht werden, ſinn⸗ 
55 gerade nach dem Jargon der bürgerlichen Preſſe, die ſonſt immer die un⸗ 
Hlbaren Sprüche der preußiſchen Juſtiz wie reinigende Gewitter durch ſtickig 
ewordene Luft fahren läßt. Aber was die beiden Blätter meinen, iſt ja auch 
was anderes, als fie ſagen: fie fürchten, daß fie und ihresgleichen erſticken 
önnten, wenn der Schmutz, der den Boden der „Geſellſchaft“ bedeckt, fort 
nd fort durch Prozeſſe aufgewirbelt wird, wie die früheren Harden⸗Moltke⸗ 
zrozeſſe und den eben vertagten Eulenburg⸗Prozeß; ſie fürchten, daß die 
emeinſamen Intereſſen, die ſie gegenüber der unterdrückten Klaſſe haben, 
hon in einem für ſie gefährlichen Maße gefährdet ſind, und wollen ſie nicht 
euen Belaſtungsproben ausſetzen. Iſt dieſe Erkenntnis erſt einmal erwacht, 
o iſt die Einigung auch nicht ſchwer, wie ſchon die zärtliche Annäherung 
wiſchen der „Deutſchen Tageszeitung“ und dem „Berliner Tageblatt“ beweiſt. 
‚Sad ſchlägt ſich, Pack verträgt ſich, und am wenigſten iſt ein ſo tapferer Ritter 
eutſcher Ehre und deutſchen Rechtes, wie Herr Harden, in ſolchen Dingen 
in Unmenſch; Herr Holſtein mag ſich nur hüten, daß er von dem „leuchtenden 
kopf“, zu dem er ſeit Jahr und Tag avanciert iſt, nicht wieder zum Kerl mit 
en Hyänenaugen“ degradiert wird, als welcher er früher in der „Zukunft“ ſpukte. 
Unter dieſen Umſtänden haben wir allerdings ein lebhaftes Intereſſe daran, 
Haß insbeſondere das Strafverfahren gegen Eulenburg ſeinen Fortgang findet, 
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ſobald der Angeklagte körperlich wiederhergeſtellt ſein wird, And daß auch 1. ni 
feiner Krankheit, die jetzt ja unzweifelhaft vorhanden iſt, künftig kein Hoki 
pokus getrieben wird. Nicht als ob wir glaubten, daß unſer un 
großen Erfolg haben werde, wenn die kämpfenden Cliquen der Juſtiz, v 
die ſie ſelbſt ihre ebenſo albernen wie ſchmutzigen Händel geſchleppt babe 
ein Schnippchen ſchlagen wollen. Aber wir müſſen ihnen den Schleichw⸗ 
auf dem fie dem Gericht des Volkes entrinnen wollen, das fie über ſich heran 
beſchworen haben, ſo unpaſſierbar machen wie möglich, um, wenn ſie de 
durchſchlüpfen, mit deſto größerem Rechte ſagen zu können, daß die Juß 
abgedankt habe vor der moraliſchen Fäulnis der herrſchenden Klaſſen. 
Das derbe Volksſprichwort vom Schlagen und Vertragen trifft übrige 
nicht nur auf die höfiſchen Cliquen zu, ſondern auf alle Katzbalgereien inn 
halb der bürgerlichen Klaſſen, wovon der Streit zwiſchen dem Kultusminiſt 
und der Berliner Univerſität wegen des Herrn Bernhard ein erfreulicherwe 
recht harmloſes, aber deshalb nicht minder erbauliches Beiſpiel gegeben he 
Unſere Anſicht, daß der Widerſpruch der Fakultät nicht viel bedeuten werd 
ſchien ſich als allzu peſſimiſtiſch zu erweiſen, da ein paar Tage darauf d 
Fakultät allerdings ſich weigerte, den über ihren Kopf weg ernannten Her 
Bernhard in ihrer Mitte aufzunehmen, und Herr Bernhard ſeinem Verſprech 
gemäß nunmehr ſeine Entlaſſung beim Kultusminiſter einreichte. Die pr 
feſſorale Courage verblüffte auf den erſten Augenblick nicht nur uns, ſonden 
auch manche andere Leute, die ſich aufs Prophezeien gelegt hatten, doch zog. 
wir es vor, noch auf den Beſcheid des Kultusminiſters zu warten, ehe w 
unſer pater peccavi ſtammelten. 
Dieſer Beſcheid iſt denn nun erfolgt, und zwar ſo, daß Herr Bernber 
vom Kultusminiſter nicht ſeine Entlaſſung, aber einen derben Rüffel wege 
disziplinwidrigen Verhaltens und übrigens einen ſechsmonatigen Urlaub e 
halten hat, nach deſſen Ablauf die philoſophiſche Fakultät keinen Einſpru 
mehr gegen ſeinen Eintritt in ihren erlauchten Kreis erheben wird. 1 
Man wäre faſt verſucht zu fragen, wozu ſolche ſalzloſe Komödien eigen 
lich aufgeführt werden, wenn es nicht ein altes Geſetz der Geſchichte wär 
daß alles Cliquen⸗ und Koterieweſen, worin ſich herrſchende Klaſſen in ihre 
Verfall auflöſen, nur dadurch fortvegetiert, daß es ſich ſchlägt und verträg 


Offener Brief an Jean Jaurks. 
Von Roſa Luxemburg. A 
Werter Genoſſe! a 
Sie haben für gut befunden, im Berliner Organ des deutſchen Freiſinn 
Ihre Anſichten über die gegenwärtige politiſche Situation darzulegen und dari 
die Entente cordiale zwiſchen Frankreich, England und Rußland von der 
Verdacht zu reinigen geſucht, als ſei ſie eine Kriegsgefahr. Im Bj 
Sie feiern dieſe Verſtändigung als einen Beweis, daß es keine unüberbrückbare 
Gegenſätze zwiſchen den europäiſchen Großmächten gebe, und als einen A 
zur Feſtigung des Friedens in Europa. Sie ſchreiben: 
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„Eine Verſtändigung zwiſchen Frankreich, England und Rußland, eine 
Triple-Entente“ bedeutet an ſich nicht eine Bedrohung des Friedens. Sie 
kann ſogar friedliche Zwecke und friedliche Wirkungen haben. In jedem 
Falle beweiſt ſie, daß viele als unvereinbar abgeſtempelte Gegenſätze ſich 
dennoch einen laſſen. Zur Zeit von Faſchoda ſchienen Frankreich und Eng⸗ 
land am Vorabend eines Krieges zu ſtehen; jetzt haben ſie die Entente 
cordiale geſchloſſen. Als ich noch ein Kind war, lernte ich in der Schule, 
daß England und Rußland vom Schickſal zur Gegnerſchaft in Aſien be⸗ 
ſtimmt ſeien. Jetzt haben wir die Zuſammenkunft in Reval erlebt, die fried⸗ 
liche Abmachungen über die Verhältniſſe in Aſien ergab — vielleicht auch 
über die Verhältniſſe in Europa. | 
„Weshalb ſollte ſich der ausgeſprochene Gegenſatz zwiſchen Deutſchland 
und England nicht ebenſo ausgleichen laſſen? 
„Selbſt eine neue Triple-Entente könnte zu einer ſolchen friedlichen 
Löſung helfen, wenn Frankreich ſeine Rolle richtig auffaßt, wenn es das 
Bewußtſein feiner Pflicht neben dem Bewußtſein ſeiner Macht beſitzt.“ 
fur einen Schatten finden Sie in dieſen leuchtenden Perſpektiven: 
| „Ein Unglück iſt es freilich, daß Deutſchland ſich mit der Türkei zu 
ſolidariſieren ſcheint — nicht nur mit dem türkiſchen Reiche, auch mit den 
türkiſchen Mißbräuchen. Mir ſcheint, daß es der Türkei genügenden Schutz 
gegen gewaltſame Eingriffe geben könnte, ohne doch ſeine Unterſtützung dem 
notwendigen Werke humaner Reformen zu weigern. Deutſchland würde 
nur die Sache ſeiner Gegner fördern, wenn es ihnen die Möglichkeit zu der 
Behauptung gibt, daß es ſeinen Einfluß in der Türkei durch bedenkliche 
Gefälligkeiten zu erkaufen ſucht. Natürlich hat die Türkei das größte 
Intereſſe daran, ſelbſt die Reformen im Lande vorzunehmen; ſie würde 
mit einem ſolchen Vorgehen den Staaten, die ihre Politik unter dem Mantel 
der Humanität verſtecken, jeden Vorwand zur Einmiſchung in türkiſche Ver⸗ 
hältniſſe nehmen. 
„Wenn Deutſchland rechtzeitig in Konſtantinopel die Stimme der Ver⸗ 
nunft zu Gehör brächte, würde es den Freunden des Friedens die Auf— 
gabe erleichtern, auch der Annäherung zwiſchen Frankreich, Ruß⸗ 
land und England eine wahrhaft friedliche Bedeutung zu geben 
und ſo das Herannahen der Stunde zu beſchleunigen, in der Triple-Alliance 
und Triple-Entente ſich zu einer großen europäiſchen Verſtändigung 
einen könnten. 
I Ich darf ſagen, daß an der Erreichung dieſes Zieles die 
franzöſiſchen Sozialiſten nach Maßgabe ihrer Kräfte mit leiden⸗ 
ſchaftlichem Eifer arbeiten.“ 

Es gibt manches in dieſen Darlegungen, was mir mit der Auffaſſung der 
deutſchen Sozialdemokratie von der auswärtigen Politik ſchwer vereinbar er⸗ 
ſcheint. Ich glaube zum Beiſpiel, daß die politiſchen Kombinationen, die von 
einem „Frankreich“, „Deutſchland“, „Rußland“, „England“ und von den 
„Intereſſen“ dieſer fraglichen Weſen handeln, der zünftigen Sprache der 
bürgerlichen Politiker wie ein Ei dem anderen gleichen. Ich glaube, daß 
die „Intereſſen“ der heutigen kapitaliſtiſchen Staaten auch in der auswärtigen 
Politik ſehr verſchieden, ja oft direkt entgegengeſetzt ſind, je nachdem man ſie 
vom Standpunkt der herrſchenden Klaſſen oder des Proletariats und ſeiner 
Klaſſenpolitik betrachtet, und daß es deshalb keineswegs im Intereſſe des 
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Sozialismus liegen kann, den Humbug der offiziellen bürgerlichen Politik, de 
von „Staatsintereſſen“ und „Volksintereſſen“ als einem homogenen Ganzi 
ſpricht, den Humbug der „Intereſſenharmonie“ aller Klaſſen auf dem Geb: 
der auswärtigen Politik zu unterſtützen. Ei 

Mir ſcheint ferner, daß wir — dank der wiſſenſchaftlichen Baſis unfe: 
ſozialiſtiſchen Weltanſchauung — uns darüber klar ſind, daß ſowohl Ari, 
als Frieden in der modernen kapitaliſtiſchen Welt aus viel tieferen ſozial 
Urſachen entſpringen, denn aus dem Willen und dem winzigen Intrigenſp 
der „leitenden“ Staatsmänner, daß es, ſolange der Kapitalismus ſortbeſtel 
zwiſchen den einzelnen Staaten tatſächlich unüberbrückbare Gegenſätze gibt, d 
ſich mit dem Fortſchreiten der Welt- und Kolonialpolitik notwendig verjchärfi 
und die kein Pfläſterchen der „Allianzen“ beſeitigen kann, ebenſo daß al 
„Allianzen“ und „Ententen“ der Militärſtaaten ſelbſt nur verſteckte Mitt 
zu fortſchreitenden Kriegsrüſtungen und gegebenenfalls zur Verbreitung d 
Kriegsgefahr über ihren unmittelbaren Bereich hinaus darſtellen. Mir ſchein 
deshalb, daß es viel weniger Aufgabe der Sozialiſten ſein kann, die Illuſione 
der bürgerlichen Friedensapoſtel und ihre Hoffnungen auf Erhaltung de 
Friedens durch allerlei Kabinettſtücke der Staatsdiplomatie zu nähren, als do 
lächerliche und klägliche Puppenſpiel dieſer Diplomatie in ſeiner Ohnmach 
Borniertheit und Verlogenheit auf Schritt und Tritt zu entlarven. 5 

Doch das ſind alles Sachen der Auffaſſung, und ich wage mir nicht z 
ſchmeicheln, darüber mit Ihnen disputieren zu können. . 

Allein es gibt einen Punkt — und zwar iſt es der Zentralpunkt Ihre 
Darlegungen —, gegen den man, wie ich glaube, den ſchärfſten Proteſt eir 
legen muß. 3 

Sie befürworten und verteidigen die jüngſte Frucht der kapitaliſtiſche 
diplomatiſchen Drahtzieherei: die anglo-ruſſiſche „entente cordiale*, Si 
preiſen die Zuſammenkunft König Eduards mit dem ruſſiſchen Zaren in Reva 
und ihre ſegenbringenden Ergebniſſe für — Aſien. Es ſei geſtattet, Sie daran 
zu erinnern, daß es noch ein Land in Europa gibt, für deſſen Schickſale di 
engliſch⸗ruſſiſche Verbrüderung nicht ohne Folgen bleibt, und das iſt Rußland 

Die Schickſale der ruſſiſchen Revolution ſind von Anfang an eng an di 
Geſchehniſſe der auswärtigen Politik gebunden. Es war ein unglücklicher Krieg 
ein Zuſammenbruch der auswärtigen Macht Rußlands, der das Präludiun 
der Revolution im Innern Rußlands bildete. Nach den Niederlagen dei 
Abſolutismus bei Tſuſchima und Mukden, wie nach ſeinen Niederlagen ir 
Petersburg und Warſchau, war das Preſtige Rußlands in der internationaler 
Politik auf dem Tiefſtand. Wären die europäiſchen Staaten und die bürger 
lichen Klaſſen Deutſchlands, Frankreichs, Englands Vertreter der bürgerlicher 
Freiheit und nicht das, was ſie ſind: brutale Vertreter der gemeinſten Aus: 
beutungs⸗ und Herrſchaftsintereſſen, ſo müßte Rußland, das offizielle abſolu⸗ 
tiſtiſche Rußland, nach jenen Niederlagen aus dem europäiſchen Konzert heraus: 
geworfen, von der öffentlichen Meinung Europas mit Füßen getreten, von 
der europäiſchen Börſe boykottiert werden. Das gerade Gegenteil iſt natur⸗ 
gemäß eingetreten. Erſchrocken durch die ruſſiſche Revolution, eilte das Bürger⸗ 
tum Europas dem ruſſiſchen Abſolutismus zu Hilfe: mit Hilfe der deutſchen 
und franzöſiſchen Börſe konnte der Zarismus den erſten ſiegreichen Anſturm 
der Revolution abwehren, und heute herrſcht in Rußland die Konterrevolution, 
das heißt das Feldkriegsgericht und der Galgen. 1 „ 
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Nun ſucht der Abſolutismus den zeitweiligen Sieg über die Revolution 
einem definitiven zu machen, ſich zu befeſtigen, und dazu verſucht er vor 
| em das alte erprobte Mittel jeder erſchütterten Deſpotie: die Erfolge der 
Swärtigen Politik. | 

In dieſem Sinne wird in der ruſſiſchen Reptilpreſſe ſeit geraumer Zeit 
e wüſte Kriegshetze gegen das Ausland angezettelt, aus dieſer Tendenz iſt 
e von der Stolypinſchen Regierung veranſtaltete panſlawiſtiſche Rummel 
boren, und dieſen Zwecken dient der jüngſte eklatante Erfolg der ruſſiſchen 
plomatie, die „herzliche Verſtändigung“ mit England. Der „Herzensbund“ 
iglands mit Rußland ſowie das Bündnis Frankreichs mit Rußland bedeuten 
2 Befeſtigung der Heiligen Allianz der Bourgeoiſie Weſteuropas mit der 
ſſiſchen Konterrevolution, mit den Würgern und Henkern der ruſſiſchen 
id polniſchen Freiheitskämpfer. Sie bedeuten die Feſtigung und Unterſtützung 
N blutigſten Reaktion nicht nur im Innern Rußlands, ſondern auch in 
n internationalen Beziehungen. Der denkbar draſtiſchſte Beleg dazu iſt die 
omentane Wirtſchaft der ruſſiſchen Koſaken in Perſien, wo die „friedliche“ 
endenz der ruſſiſch⸗engliſchen Abmachungen in einer orgiaſtiſchen Nieder⸗ 
etzelung der perſiſchen Aufſtändiſchen zur Wiederherſtellung des Abſolutismus 
ich in Perſien Ausdruck findet. | 

Es iſt klar, daß angeſichts deſſen die elementarſte Pflicht der Sozialiſten 
id Proletarier aller Länder darin beſteht, mit aller Macht den Bündniſſen 
t dem konterrevolutionären Rußland entgegenzuarbeiten, das Preſtige, den 
nfluß, die internationale Poſition des heutigen Stolypinſchen Rußlands 
ich Kräften zu untergraben, die reaktionäre, freiheitsmordende Tendenz dieſer 
ündniſſe in Rußland wie im internationalen Leben unermüdlich und laut 
denunzieren. 

Es iſt klar, daß umgekehrt, die Unterſtützung der Bündniſſe mit dem 
utigen Rußland durch die moraliſche Autorität der Sozialiſten Weſteuropas, 
r Bündniſſe über die Leichen der Hingerichteten und Niedergemetzelten, über 
e eiſernen Ketten der im Zuchthaus ſchmachtenden ſozialdemokratiſchen Duma⸗ 
aktion, über die Qualen der Zehntauſende eingekerkerter Revolutionäre hin⸗ 


eg, daß dieſe Unterſtützung ein Verrat an der Sache der Revolution iſt. 
Wie ſoll man alſo Ihre Befürwortung der franko⸗xuſſiſchen und der anglo⸗ 
iſſiſchen Herzensbündniſſe verſtehen, Genoſſe Jaures? 

Wie ſoll man ſich erklären, daß Sie „mit leidenſchaftlichem Eifer“ daran 
beiten, die Regierung des blutigen Henkers der ruſſiſchen Revolution und 
3 perſiſchen Aufſtandes zum einflußreichen Faktor der europäiſchen Politik, 
n ruſſiſchen Galgen zum Pfeiler des internationalen Friedens zu machen — 
ie, der Sie ſeinerzeit die glänzendſten Reden gegen die Anleihe an Rußland 
der franzöſiſchen Kammer gehalten, der Sie erſt vor wenigen Wochen den 
ſchütternden Appell an die öffentliche Meinung gegen die blutige Arbeit 
er Feldkriegsgerichte in Ruſſiſch⸗Polen in Ihrer „Humanité“ veröffentlicht 
üben? Wie ſoll man Ihre Friedenspläne, die auf dem franko⸗ruſſiſchen und 
iglo⸗ruſſiſchen Bündnis beruhen, mit dem jüngſten Proteſt der franzöſiſchen 
zialiſtiſchen Kammerfraktion wie der Adminiſtrativen Kommiſſion des National⸗ 
its der ſozialiſtiſchen Partei gegen die Reiſe Fallieres nach Rußland in Ein⸗ 
ang bringen, dem Proteſt, unter dem auch Ihre Unterſchrift ſteht und der 
e Intereſſen der ruſſiſchen Revolution mit ergreifenden Worten in Schutz 
mmt? Kann der Präſident der franzöſiſchen Republik ſich nicht auf Ihre 
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eigenen Darlegungen über die internationale Lage berufen, und wird die Ke 
ſequenz nicht auf ſeiner Seite ſein, wenn er Ihrem Proteſt gegenüber erklä 
Wer den Zweck will, muß auch die Mittel wollen, wer das Bündnis mit df 
zariſchen Rußland als eine Garantie des internationalen Friedens betrachtet, 
muß auch alles akzeptieren, was dieſes Bündnis befeſtigt und die Freundſ chaſtpfle 

Was würden Sie dazu ſagen, wenn ſich ehemals in Deutſchland, in Rr 
land, in England Sozialiſten und Revolutionäre gefunden hätten, die „ 
Intereſſe des Friedens“ eine Allianz mit der Regierung der Reſtauration od 
mit der Regierung Cavaignaes oder mit der Regierung Thiers' und Sul 
Favres befürwortet und mit ihrer moraliſchen Autorität gedeckt haben würde 

Nimmermehr kann ich glauben, daß Sie, wie Sie behaupten, in die 
Politik alle franzöſiſchen Sozialiſten hinter ſich haben. Zum mindeſten ka. 
ich dies nicht von unſerem alten Freunde Jules Guesde und ebenſowenig v 
unſerem Freunde Vaillant glauben, der eben erſt in der franzöſiſchen Kamm 
durch das Wutgeheul der ganzen bürgerlichen Meute hindurch mit Donne 
ſtimme den Herzensverbündeten Englands und Frankreichs, den Zaren, n 
dem Namen genannt hat, der ihm gebührt! 4 


Die weltpolitiſche Lage. 
Don M. Beer. 5 
1. Der deutſch⸗engliſche Gegenſatz und die orientaliſche frage. 


| 

Der diplomatiſche Zweikampf zwiſchen England und Deutſchland, der v 
drei Jahren in dieſen Blättern angekündigt wurde, nahm während dieſer Z 
ungeſchwächt ſeinen Fortgang. Die deutſchen Staatsmänner haben dabei d 
kürzeren gezogen, und ſie geſtehen es durch die böſe Miene, die ſie da 
machen. Der Kampf iſt noch lange nicht zu Ende. Vom politiſchen überträ 
er ſich aufs wirtſchaftliche Gebiet, da England nach und nach zur Übe 
zeugung kam, es ſei nur halbe Arbeit, einen Gegner politiſch mattzuſetzen m 
ihm wirtſchaftlich — durch eine liberale Handelspolitik — die Erlangung d 
Mittel zu erleichtern, die zum Aufbau einer Kriegsflotte nötig ſind. D 
Gedanke einer Tarifreform im ſchutzzöllneriſchen Sinne macht gegenwärtig 
England raſchere Fortſchritte als in den letzten fünf Jahren — ſeit dem Au 
treten Chamberlains im Mai 1903. Die Engländer ſagen ſich, an ein, 
Krieg könne erſt gedacht werden, wenn die Gefahr zweifellos ernſt und u 
mittelbar drohe; bis dahin müßten alle politiſchen und wirtſchaftlichen Ma 
regeln getroffen werden, um die Anſtrengungen des Gegners aufreibend, e 
ſchöpfend und erfolglos zu geſtalten. Die engliſche Entente mit Frankrei 
(8. April 1904) und mit Rußland (31. Auguſt 1907) ſowie die Siege der en 
liſchen Tarifreformer bei den parlamentariſchen Nachwahlen Großbritannier 
laſſen ſich auf eine und dieſelbe Quelle zurückführen: auf den deutſch⸗engliſche 
Gegenſatz. | u | 

Der deutſch⸗engliſche Gegenſatz gehört zu den wenigen Grun 
tatſachen, die die Triebfedern der politiſchen Geſchichte der Gegenwart bilde 
Weiter unten ſoll auf die zweite Grundtatſache: auf das Erwachen de 
Oſtens, hingewieſen werden. 1 

Bleiben wir vorläufig bei Großbritannien und Deutſchland, die bei ihr: 
hervorragenden Stellung zu Waſſer und zu Lande alle anderen Gegenſät 
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Staaten ausnutzen, wenigſtens gejchieht das von den engliſchen Staats⸗ 
ännern, die ihren Blick unverwandt auf der Weltkarte haben und in ihren 
ſrenzen und Verkehrslinien, in ihrer ſtrategiſchen und wirtſchaftlichen Geo⸗ 
caphie die Gegenſätze und Beſtrebungen Deutſchlands ſtudieren. Ihr Blick 
eſtet ſich beſonders auf Metz und Saloniki, auf die deutſch⸗franzöſiſchen und 
eutſch⸗ſlawiſchen Gegenſätze, aus denen ſie ihre diplomatiſchen Waffen 
hmieden. Dieſe Ententen haben in erſter Linie den Zweck, das Deutſchland 
er Gegenwart auf ſeine Landgrenzen im Weſten und Oſten blicken zu laſſen 
nd es vom Aufbau der Zukunft auf dem Waſſer abzulenken. England ver⸗ 
digt bei Metz die Nordſee, wie Bismarck einſt Metz von Agypten aus ver⸗ 
digte, das heißt indem er den franzöſiſch⸗engliſchen Gegenſatz in Agypten 
hürte, um die Aufmerkſamkeit Frankreichs vom Vogeſenloch abzulenken. Und 
as gilt nicht nur von Metz. Jede deutſch⸗franzöſiſche Reibungsfläche wird 
u einer engliſchen Operationsbaſis. Wir denken dabei an Marokko, das 
u Schwierigkeit und Langwierigkeit der Löſung eine zweite orientaliſche Frage 
u werden verſpricht und Frankreich und Deutſchland auf lange Jahre hinaus 
useinanderhalten dürfte. Die Welt gewöhnt ſich, mit einem deutſch⸗franzö⸗ 
iſchen Gegenſatz in Fes zu rechnen, wie ſie einſt mit dem ruſſiſch⸗engliſchen 
zegenſatz in Konſtantinopel rechnete. Aus der alten orientaliſchen Frage ſollte 
Frankreich Geduld lernen und den Gang der Ereigniſſe in Marokko nicht zu 
eſchleunigen ſuchen. Es würde dadurch koſtſpielige und erfolgloſe Kriege ver⸗ 
neiden und durch das ruhige Abwarten doch ſchließlich zum Ziele gelangen. 
Ernſter und weitreichender iſt der Kampf um Saloniki. Hier ſtoßen 
geutſche und ſlawiſche Intereſſen hart aufeinander, und der Gegenſatz teilt 
Furopa in zwei Lager. In einem befinden ſich die Slawen, die Briten und 
gie Lateiner, im anderen die Deutſchen und die Türken. Der Kampf teilt 
deshalb das Donaureich in zwei Lager; die öſterreichiſchen Deutſchen haben 
ich bereits entſchieden, ebenſo die öſterreichiſchen Slawen; nur die Magyaren 
ſchwanken noch und ſuchen ſich aufs neue zu orientieren. Eine Eröffnung der 
eit über zwei Jahrzehnten ſchlummernden orientaliſchen Frage war ſeit dem 
Abſchluß des Ruſſiſch⸗Japaniſchen Krieges (September 1905) wohl zu er⸗ 
warten. Daß ſie aber ſchon jetzt die Auswärtigen Amter Europas beſchäftigt, 
ft der öſterreichiſchen Initiative zu verdanken. Ende Januar dieſes Jahres 
eilte der öſterreichiſch⸗ungariſche Miniſter Freiherr v. Ahrenthal der Welt mit, 
daß ſeine Regierung die Zuſtimmung des Sultans zum Bau der Sandſchak⸗— 
bahn — von Umaz in Bosnien durch den Sandſchak Novibazar nach Mitro⸗ 
witza in Makedonien — erhalten habe. Noch nie hat ein an ſich ſo unbedeu⸗ 
tendes und durchaus legitimes Verkehrsmittelprojekt ſo viel Aufſehen und 
Oppoſition hervorgerufen wie das von der öſterreichiſch⸗ungariſchen Regierung 
angekündigte. Es war wie das Sprengen einer Mine im engen, gefüllten 
Raume. In Petersburg, Paris und London wurde Lärm geſchlagen: der 
Vormarſch der Deutſchen nach Saloniki, nach dem Agäiſchen Meere und nach 
Vorderaſien nehme ſeinen Anfang! Die Oppoſition galt indes nicht dem 
Donaureich, ſondern Deutſchland. Wäre Oſterreich⸗Ungarn nicht mit Deutſch⸗ 
land verbündet, dann hätte auch keine Macht gegen eine Ausdehnung des 
Donaureichs nach dem Agäiſchen Meere viel einzuwenden. Der einzige Gegner 
wäre Italien, das das Adriatiſche Meer als „mare nostro“, als ein italie⸗ 
niſches Meer betrachtet. D' Annunzios imperialiſtiſches Drama „La Nave“ 
verdankt ſeine Popularität dem Gedanken der italieniſchen Beherrſchung des 
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Adriatiſchen Meeres. Die Oppoſition Italiens hätte indes keine erhebli 
Bedeutung, wenn ſie allein ſtände. Erſt die allgemein vorherrſchende Anfiı 
daß Wien ſich von Berlin leiten laſſe und dieſem Vorſpanndienſte leiſte, g 
der Oppoſition gegen eine Ausdehnung des Donaureichs zum Agäiſchen Me 
einen europäiſchen Charakter. Oſterreich⸗Ungarn könnte auf der Balkanha 
inſel vieles erreichen, wenn ſeine äußere Politik frei von deutſchen Einflüf 
wäre; als deutſche Vormacht ſtehen ihm vorläufig faſt unüberwindliche Hind 
niſſe im Wege. Es büßt für die Sünden der reichsdeutſchen Politik, &. 
logiſche Verbindung der Sandſchakbahn mit der Bagdadbahn, der Bft. 
reichiſchen Beſetzung Salonikis mit der deutſchen Stellung in Konſtantino 
bringt die öſterreichiſch⸗ungariſche Politik in Verruf. Dieſelbe Wirkung I 
der Dualismus des Donaureichs, der den Deutſchen und Magyaren 
Koſten der Slawen die Hegemonie gibt. Die öſterreichiſche Politik gerät d 
durch in eine feindliche Stellung gegenüber einer gründlichen Reform Ma 
doniens und gegenüber den nationalen Beſtrebungen der Balkanſtaaten. Ei 
Autonomie Makedoniens und ein Balkanbund würden ihr den Weg ne 
Saloniki verſperren und noch dazu eine Irredenta der Südſlawen auf d 
Hals ſchaffen. Die innere Kriſe des Dualismus hat, wie man ſieht, auch ei 
Kriſe der äußeren Politik Oſterreich⸗Ungarns zur Folge. Beide Kriſen könnt 
durch dieſelbe Löſung: durch die Herſtellung eines föderativen Donaureid 
bejeitigt werden. Ein ſolches Reich würde ſich naturgemäß nach der Balka⸗ 
halbinſel ausdehnen, wo es ähnliche Beſtrebungen finden würde; die Balka 
ſlawen würden in ihm ihre natürliche Schutzmacht finden. Seine äuße 
Politik würde dadurch von ſelbſt den deutſchen Charakter verlieren und gleic 
zeitig die gegen ſie gerichtete europäiſche Oppoſition beſeitigen. 1 
Aber das iſt Zukunftsmuſik. Wie die Lage jetzt iſt, hat die äußere Polit 
des Donaureichs mit einer Welt von Gegnern zu rechnen: mit den Slawe 
den Lateinern und den Briten. Die Slawen ſehen in ihr ihre Bedrückeri 
Die Italiener ſehen in einer öſterreichiſchen Ausdehnung nach Saloniki au 
den Plan einer öſterreichiſchen Beherrſchung der ganzen Oſtküſte des Adriı 
tiſchen Meeres, während ſie große Anſtrengungen machen, in Albanien Fu 
zu faſſen. Eine italieniſche Beſetzung Walonas würde aber die öſterreichiſch 
ungariſche Stellung im Adriatiſchen Meere unhaltbar machen. Ein Blick au 
die Karte Italiens und der Balkanhalbinſel genügt, dies zu beweiſen. Walon 
liegt ungefähr gegenüber Brindiſi. Beide Häfen im Beſitz Italiens würde 
die Straße von Otranto, die vom Adriatiſchen zum Mittelmeer führt, für d 
öſterreichiſch⸗ungariſche Flotte unpaſſierbar machen. Ja, die Oſterreicher habe 
recht, indem ſie ſagen, lieber Rußland im Beſitz des Bosporus und der Da 
danellen, als Italien im Beſitz Walonas. Eine ſtarke ruſſiſche Seemacht in 
Beſitz der Meerengen wäre gewiß eine Bedrohung des öſtlichen Beckens de 
Mittelmeers, aber in ihrer Abwehr würden die Oſterreicher nicht allein ſteher 
Alle am Mittelmeerhandel intereſſierten Mächte würden gegen eine ſolch 
Gefahr zuſammenſtehen. Dagegen bedroht eine italieniſche Beſetzung Walona 
nur DOfterreich- Ungarn allein. | 
Den Slawen und Lateinern ſchließen ſich die Briten an. Das Wachſe! 
der wirtſchaftlichen und politiſchen Intereſſen Deutſchlands in der Türkei fäll 
zuſammen mit dem Wachſen des engliſchen Eifers für Reformen in de 
Türkei. Die engliſche Reformluſt erwachte im Jahre 1903, als einerſeits di 
deutſche Bagdadbahnkonzeſſion — vom Bosporus nach dem Perſiſchen Meer 
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| ıjen — gefichert war, andererſeits als die Wiener und Petersburger Regie⸗ 
ing über makedoniſche Reformen unterhandelten. Im Jahre 1897 kam 
viſchen der öſterreichiſch⸗ungariſchen und der ruſſiſchen Regierung ein Aus⸗ 
eich über die Balkanhalbinſel zuſtande, der dort den Status quo ſicherte. Die 
nnäherung zwiſchen den beiden Mächten führte im Jahre 1903, beim Aus⸗ 
euch des makedoniſchen Aufſtandes, zum Mürzſteger Programm, das einige 
de Verwaltungsreformen in Makedonien einführte. In die Unter⸗ 
mölungen über dieſes Programm griff plötzlich der damalige engliſche 
ſtiniſter des Außern Lord Lansdowne ein, der im ſelben Jahre den Per⸗ 
ſchen Meerbuſen zur britiſchen Einflußſphäre erklärte. Den Briten war 
fenbar ſchon damals der Zuſammenhang zwiſchen der öſterreichiſchen Balkan⸗ 
olitik und der deutſchen Bagdadbahnpolitik klar, und ſie begannen ihre 
onterminen zu legen. Seitdem hat das britiſche Intereſſe an den makedo⸗ 
iſchen Reformen und dem Schickſal der Türkei nicht aufgehört. Der in⸗ 
viſchen eingetretene Wechſel der engliſchen Regierung hat an dieſer Politik 
ichts geändert. Was Lord Lansdowne begann, ſetzte Sir Edward Grey 
Aut. Jener ſchloß die Entente mit Frankreich, dieſer die Entente mit Ruß⸗ 
imd; auch der Reformeifer für Makedonien erfuhr keine Abſchwächung, und 
er Draht zwiſchen London und Wien wurde zu befeſtigen geſucht, um mög⸗ 
cherweiſe Oſterreich⸗Ungarn von Deutſchland zu trennen, was indes vor⸗ 
ufig nicht gelungen iſt. Nebenbei wurden die Südſlawen und alle Slawen⸗ 
ührer begünſtigt. Schließlich veröffentlichte Sir Edward Grey den Plan für 
ne Autonomie Makedoniens, fügte aber hinzu, daß er zu Unterhandlungen 
ereit ſei. In der Zeit, als die Auswärtigen Amter die Reformpläne Greys 
rüften, führte Freiherr v. Ahrenthal feinen Sandſchakcoup aus, den man in 
zetersburg für einen Bruch des öſterreichiſch⸗ruſſiſchen Abkommens vom 
Jahre 1897 hielt. Die Aufregung der ruſſiſchen Diplomatie über den deutſchen 
zormarſch nach Saloniki kam der britiſchen Politik zuſtatten, und Sir Edward 
zrey gewann den ruſſiſchen Miniſter Iswolsky, und beide ſind jetzt im 
Begriff, den Mächten ein Rundſchreiben über den beim Zuſammentreffen des 
ugliſchen Königs mit dem Zaren in Reval (Juni 1908) entworfenen Reform⸗ 
lan zu unterbreiten. Da Makedonien nur ein Glied im weltpolitiſchen 
kampfe bildet, ſo kommt es weniger auf die für dieſe Wilajets beſtimmten 
Reformen an als auf ihre Bedeutung für die äußere Politik. Der ruſſiſch⸗ 
ritiſche Reformplan bedeutet vor allem den Zuſammenbruch des öſterreichiſch⸗ 
uſſiſchen Ausgleichs vom April 1897: Öfterreich-Ungarn wird von ſeiner 
Bormachtitellung auf der Balkanhalbinſel zurückgedrängt. Das iſt die Rache 
er ruſſiſchen Regierung für den Sandſchakcoup Ahrenthals. Dann gewinnt 
r die Sympathie der Slawen für England und gibt Rußland ſeine traditio⸗ 
gelle Rolle als Beſchützer der Südſlawen zurück. Die erſte Folge der ruſ⸗ 
iſchen Haltung iſt ein Aufleben der ſlawiſchen Bewegung, die in der Reiſe 
ſterreichiſcher Slawenführer nach Petersburg und Warſchau ihren Ausdruck 
and. Die neue ſlawiſche Bewegung, die man meines Erachtens mit der 
ten panſlawiſtiſchen Bewegung nicht verwechſeln darf, hat zwei Ziele: den 
yeutichen Vormarſch nach Saloniki aufzuhalten und den öſterreichiſch⸗unga⸗ 
chen Slawen eine ihrer Zahl nach gebührende Stellung im Donaureich zu 
eben. Die neue ſlawiſche Bewegung iſt alſo gegen den Dualismus des 
Donaureichs gerichtet. Schließlich hat der ruſſiſch⸗engliſche Reformplan den 
inanziellen Zweck, der türkiſchen Regierung die Zahlung der kilometriſchen 
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Garantien für die Bagdadbahn zu erſchweren. Der Zuſammenhang zwiſch 
dieſen beiden ſcheinbar disparaten Angelegenheiten iſt folgender. Als die engliß 
Regierung in den Jahren 1904 und 1905 auf weitere Reformen in Me 
donien drang, erwiderte die türkiſche Regierung, Reformen koſteten Geld, 1 
wenn England makedoniſche Reformen wünſchte, ſo müßte es ſeine Zuſt 
mung zur Erhöhung der türkiſchen Einfuhrzölle von 8 auf 11 Prozent geb 
Die engliſche Regierung gab ſchließlich ihre Einwilligung zur türkiſchen Z. 
erhöhung, aber ſie ſtellte die Bedingung, die Mehreinnahmen ſollten a 
ſchließlich für makedoniſche Zwecke verwendet werden. Mit dieſer Bedingu, 
wollte England es der Türkei unmöglich machen, die Mehreinnahmen für 
kilometriſche Garantie der Bagdadbahn zu verwenden. Dieſer Gedanke fin 
ſich auch im ruſſiſch⸗engliſchen Reformplan. Der makedoniſche Etat ſollte 1 
allem zur Deckung der zivilen Bedürfniſſe der Wilajets dienen; was noch vı 
Etat übrig bliebe, ſollte zur Deckung der Koſten der in Makedonien garni 
nierenden türkiſchen Truppen verwendet werden. In Makedonien hält 
türkiſche Regierung eine ſtarke Armee, die gegen Bulgarien mobiliſiert 
Der Zweck des finanziellen Teiles des Reformplans beſteht auch darin, 
türkiſche Regierung zu zwingen, den größten Teil der Unterhaltungskof 
dieſer Armee aus türkiſchen und nicht aus makedoniſchen Steuerquellen 
decken oder aber einen Teil der Armee aufzulöſen. A 

Es iſt nicht ausgeſchloſſen, daß der Reformeifer Englands die jungtürkiſ 
Bewegung zu lebhafterer Tätigkeit wecken und dem Sultan weitere Schwier: 
keiten bereiten wird. 4, Air 

Inzwiſchen ſoll mitsent- Bau der Sandſchakbahn begonnen und mit 
der Bagdadbahn fortgeſetzt werden. Aber zwiſchen der wirtſchaftlichen Al 
ſaat und der politiſchen Ernte Sſterreich⸗Ungarns und Deutſchlands dür 
noch eine weite Zeitkluft liegen. In dieſer Zwiſchenzeit wird Oſterreich⸗Ungaß 
militäriſche Rüſtungen vornehmen, die ſein innerer Dualismus, feine deutſ⸗ 
Allianz und ſeine Balkanpläne notwendig machen, denn eine Neugeſtaltu 
Oſterreich⸗Ungarns auf Grund des föderativen Prinzips kann, wie es ſchei, 
nur nach einer inneren oder äußeren Kataſtrophe kommen. Desgleichen wi) 
Deutſchland ſeine maritimen Rüſtungen fieberhaft fortſetzen, die das 2 0 
weiteren Steuerlaſten bedrücken und England in die Arme der ſchutzzöllneriſch 
Tarifreformer treiben werden. Die engliſche Regierung wird wahrſcheinlich abe 
mals den Verſuch machen, Öfterreich-Ungarn von Deutſchland loszulöſen; 
iſt indes zweifelhaft, ob ein derartiger diplomatiſcher Verſuch gelingen wirt, 

Dieſe ganze Lage iſt wohl kritiſch, aber ſie ſchließt noch keine unmittelba 
Kriegsgefahr ein. Erſt wenn die anatoliſche Bahn bis Bagdad fertiggeſte 
iſt und Deutſchland den Verſuch macht, weiter nach dem Süden zum Pe 
ſiſchen Meerbuſen den Bahnbau fortzuſetzen, oder wenn das dualiſtiſc 
deutſchfreundliche Oſterreich⸗-Ungarn in allem Ernſte ſeine Hand auf Salon! 
legt — erſt dann wird die Kriegsgefahr unmittelbar, und der Sturm wi 
aus dem geringſten Anlaß losbrechen, ſowohl in der Nordſee wie im Weichſe 
gebiet und auf der Balkanhalbinſel. 5 


2. Revolution und Konterrevolution im Often. 1 | 

Der moderne europäiſche Imperialismus hat gleich dem makedoniſche 
und römiſchen Imperialismus des Altertums den konſervativen und in jah 
hundertlangen Rhythmen ſich bewegenden Oſten in Gärung verſetzt. Abt 


M. Beer: Die weltpolitiſche Lage. 597 


ungleich dem antiken Imperialismus, der nur den Saum Aſiens berührte 
und ihm im beſten Falle nur ideologiſche und deshalb vorübergehende Ein⸗ 
flüſſe mitbrachte, führt der moderne Imperialismus wirtſchaftliche Güter und 
technologiſches Können ganz Aſien zu, die dauernde Veränderungen im Bau 
der aſiatiſchen Geſellſchaften zur Folge haben. Oſten und Weſten ſind nicht 
mehr, wie viele dachten, im Weſen voneinander verſchieden, ſondern im Grade 
ihrer Entwicklung. Heute wird es allen klar, daß nicht Raſſe und nicht Geiſt 
das Morgenland vom Abendland trennte, ſondern der Grad der wirtſchaft⸗ 
lichen Kultur. Der Japaner ſpricht ſchon ſeit Jahrzehnten die geiſtige Sprache 
der Europäer; der Mongole, der Chineſe, der Hindu, der Perſer und der Araber 
beginnt ſie jetzt zu ſprechen. Selbſtwirtſchaft, Selbſtregierung, perſönliche Frei⸗ 
heit, Parlament, Nationalität, Naturwiſſenſchaft beginnen Aſien ebenſo zu inter⸗ 
eſſieren, wie ſie Europa ſeit einigen Jahrhunderten intereſſierten und ſeine 
mittelalterlichen Anſchauungen verdrängten. Aſien ringt ſich gegenwärtig aus 
ſeinem Mittelalter empor. In dieſem Ringen ſchöpfte es große Ermutigung 
aus dem Siege Japans über Rußland und verſuchte in eine raſchere Vor⸗ 
wärtsbewegung einzutreten. Japaniſche Auswanderer nach Nordamerika be⸗ 


ſtanden auf Gleichberechtigung; Hindu ſchufen ſich eine nationale Bewegung, 
um die Feſſeln der britiſchen Bureaukratie zu ſprengen; die Perſer zwangen 
die Kadſcharendynaſtie, die ſeit einem Jahrhundert die wirtſchaftlichen und 
politiſchen Kräfte des Landes lahmlegte, ſich einer Verfaſſung zu unterwerfen; 
und in der islamiſchen Welt entſtand eine Gärung, die, ohne klare Ziele zu 
haben, vorerſt nach Konſolidierung ſtrebte; am klarſten ſprachen ſich noch die 
er der ägyptiſchen Mohammedaner aus, die ebenfalls nach verfaſſungs⸗ 
mäßigen Zuſtänden ſtrebten. Das Erwachen Aſiens berührte am meiſten England, 
deſſen Reich an den Status quo in Aſien geknüpft iſt; dann berührte es Ruß⸗ 
land, das nach dem Beſitz des politiſchen Mittelpunktes des Islams ſtrebt; 
ebenſo Frankreich, deſſen nordafrikaniſches und indochineſiſches Reich durch 
die aſiatiſchen Bewegungen bedroht wurde. Die engliſch⸗franzöſiſch⸗ruſſiſche 
Entente hat alſo auch aſiatiſche Intereſſen zu verteidigen. Die drei Entente⸗ 
mächte fühlten ſich in ihrem Territorialbeſtand und in ihren Beſtrebungen 
durch die aſiatiſche Revolution bedroht. Und was die von ihnen empfundene 
Gefahr des Panislamismus betrifft, fanden ſie ſich auch in Aſien demſelben 
Gegner gegenüber: Deutſchland, deſſen Kaiſer den Mohammedanern ſeinen 
Schutz verſprach und mit dem Kalifen und einzigen ſelbſtändigen Sultan in 
inniger Freundſchaft lebt. Am meiſten ſchien durch das Erwachen Aſiens 
das britiſche Reich bedroht zu ſein. Indien regte und reckte ſich zur Selb⸗ 
ſtändigkeit; die 50 bis 60 Millionen Mohammedaner, die unter der britiſchen 

Krone leben, erwachten zu neuen Idealen, und die Allianz mit Japan drohte 
an der japanfeindlichen Haltung Nordamerikas und der britiſchen Kolonien 
zu zerſchellen. Die Flotte der Vereinigten Staaten von Amerika, die gegen 

Ende des verfloſſenen Jahres die Reeden der atlantiſchen Häfen verließ, um 
im Stillen Meere gegen Japan zu demonſtrieren, wurde von den ſelbſtän⸗ 

digen britiſchen Kolonien mit Einladungen überhäuft. 

Es lag alſo im Intereſſe Englands, Rußlands und Frankreichs, eine 
Konterrevolution in Aſien einzuleiten und zu dieſem Zwecke zuſammenzugehen. 
Dies zeigte ſich vor allem in Perſien. Seit ungefähr zwei Jahrzehnten 
rivaliſierten dort Rußland und England. Rußland bewegte ſich gegen Teheran 
durch den Kaukaſus und unterwarf ſich wirtſchaftlich und politiſch Nordperſien. 
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England ſuchte Einfluß in Teheran von Indien aus und beherrſchte wirtſchaftlich 
und politiſch den Perſiſchen Meerbuſen. Im allgemeinen Gange der Ereigniſſe 
erwachten die Perſer und begannen teils aus kaukaſiſchen, teils aus nordindiſchen 
und ägyptiſchen Quellen ſich mit neuen politiſchen und wirtſchaftlichen Ideen 
auszurüſten. Gebildete Perſer in Baku, Kalkutta und Kairo verſorgten ihre 
politiſchen Genoſſen in der Heimat mit Zeitungen und Schriften, die der ge⸗ 
heimen Agitation dienten. Es entſtand eine liberale Bewegung, die von England 
begünſtigt wurde, da es in ihr einen Schutzwall gegen die aggreſſive Politik 
Rußlands erblickte. Ein liberales Perſien, dachten die Briten, würde ihnen in 
einem Kampfe mit Rußland um Mittelaſien ein guter Bundesgenoſſe fein. 1 
Auf dieſen durch liberale Gedanken vorbereiteten Boden fielen die Nach⸗ 
richten von den japaniſchen Siegen über Rußland und vom Ausbruche der 


4 


ruſſiſchen Revolution. Die kaukaſiſche Revolution konnte ihre Wirkung auf 
Nordperſien nicht verfehlen. Ein Teil der kaukaſiſchen Bevölkerung ſpricht 
Perſiſch und ſteht in engen kulturellen Beziehungen zu Nordperſien. Beſonders 
wurde die Bevölkerung von Täbris von den ruſſiſchen und kaukaſiſchen Vor⸗ 
gängen beeinflußt, und ſie wurde zum Gehirn der perſiſchen Revolution. Täbris 
trat in Verbindung mit Teheran, das zum Arme der Revolution werden und 
die Axt an den Giftbaum der Kadſcharendeſpotie legen ſollte. Von Täbris 
und Teheran ſickerten die liberalen Ideen nach Reſcht, Schiras, Isfahan und 
Karmanſchah. Die Bewegung beſtand hauptſächlich aus der ſtädtiſchen In⸗ 
telligenz und den in europäiſchen Schulen ausgebildeten jungen Leuten Perſiens. 
Ebenſo ſchloſſen ſich ihr zahlreiche Theologen an, die teils aus Liebe zum 
Volke, teils aus Oppoſition gegen die Krone eine Neugeſtaltung der Dinge 
wünſchten. Eine feſte Organiſation der Oppoſitionselemente war nicht vor⸗ 
handen, aber ſie ſahen ſich auch keiner feſten ſtaatlichen Organiſation gegen⸗ 
über. Die Gebäude der britiſchen Vertreter in Perſien ſtanden ihnen ſtets 
offen, wo ſie gegen Verfolgungen Schutz ſuchten und fanden. Unter dem Ein⸗ 
fluſſe des freiheitlichen Luftzuges, der nach den ruſſiſchen Niederlagen in Oſt⸗ 
aſien und nach dem Ausbruche der ruſſiſchen Revolution durch die Welt wehte, 
erhielten die Perſer vom ſterbenskranken Schah Muzaffer⸗ed⸗Din ein Medſchlis 
(Parlament) in Teheran, das vorerſt nur die Hauptſtadt vertrat. Die Provinz 
ſtädte und das flache Land wurden nur langſam ins parlamentariſche Leben 
gezogen, das durch eine freie und gut geleitete Preſſe unterſtützt wurde. Als 
aber das Parlament nach und nach in ernſter Weiſe an die konſtitutionellen 
und finanziellen Reformen herantrat, und als es auch die Güter und die Vor⸗ 
rechte der perſiſchen Prieſterſchaft beſchneiden wollte, fielen zahlreiche liberale 
Elemente von der Reformbewegung ab. | a... 

Inzwiſchen traten ſowohl in Perſien wie in Rußland Ereigniffe ein, die 
der Reformbewegung ſchadeten. Der milde Muzaffer⸗ed⸗Din war geſtorben, 
und ſein Sohn Mohammed Ali, der von Reaktionären erzogen wurde, beſtieg 
den Thron; die Hofleute, die er um ſich ſammelte, waren als Feinde des 
Medſchlis bekannt; das Schickſal der erſten und zweiten Duma; die Erſtarkung 
der Konterrevolution in Rußland; die Verzweiflung mancher perſiſcher Ne 
former, die ſie zu Dynamitattentaten verleitete, ſchlugen der perſiſchen liberalen 
Bewegung tiefe Wunden. Schließlich kam der ruſſiſch-engliſche Ausgleich, der 
den perſiſchen Reformern die Stütze Englands entzog. Mohammed Ali konnte 
nun ſein Haupt erheben und einen Teil der konſtitutionellen Errungenſchaften 
vernichten. So kam im Juni 1908 die Konterrevolution in Perſien. | 
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benſo wie die Revolution in Kaukaſien auf Nordperſien gewirkt hatte, ſo 
be die konſtitutionelle Bewegung Perſiens auf Nordindien. In Pandſchab 
Bengalen begannen die in engliſchen Schulen erzogenen Hindu eine kühnere 
ache in Verſammlung und Preſſe zu führen. Die Kenntnis der engliſchen 
ache hatte ihnen ein Arſenal von Freiheitswaffen erſchloſſen, die ſie jetzt 
Anwendung bringen wollten. In Milton, Locke, Bentham, Mill fanden 
lle Argumente, die fie in ihrem Kampfe gegen die bureaukratiſch⸗deſpotiſche 
lerungsweiſe Indiens brauchten. Der Einfluß, den die Hinduintelligenz 
die Maſſen gewann, wuchs raſch, ſo daß die Angloindier, die ſich für 
‚ve Weſen halten, plötzlich zu ihrem Schrecken bemerkten, die Bevölkerung 
zre den gewohnten Reſpekt vor ihnen. Beſonders heftig war der Schrecken 
| engliſchen Übermenjchen im Mai 1907, am fünfzigſten Jubiläum der 
ichen Revolte im Jahre 1857. Sie glaubten, ganz Indien befände ſich 
d einer wohlbereiteten Revolution, und ſahen ſchon die Flammen, 
henen die letzten Reſte der britiſchen Herrſchaft in Indien in Aſche ver⸗ 
delt würden. Im Grunde genommen iſt nur ein kleiner Teil der Hindu⸗ 
mer revolutionär genug, der britiſchen Herrſchaft ein Ende machen zu 
en. Die Mehrzahl will nur eine Behandlung für Indien, wie fie den 
ſtändigen britiſchen Kolonien: Kanada, Auſtralien und Südafrika, zuteil 
5. Ihr Programm iſt: Suadeſchi und Suaradſch, Selbſtwirtſchaft und 
öſtregierung. Aber einer herrſchenden Klaſſe erſcheint jede Forderung der 
erdrückten vorerſt als revolutionär, der mit Feuer und Schwert entgegen⸗ 
eten werden müßte. Im erſten Augenblick ließ ſich die britiſche Regierung 
Schrecken und vom Zorne über die indiſche Reformbewegung hinreißen 
Verhaftungen von Redakteuren und Rednern vornehmen. Auf die Ver⸗ 
ungen antworteten die jungen Hindu mit Dynamitbomben, jo daß Eng⸗ 
> m Indien ſich in derſelben Lage erblickte wie der Zar in Rußland. 
e gut organiſierte nationale Bewegung beſteht ſeit Jahren in Agypten, 
den Briten viel zu ſchaffen macht, da ſie ſowohl panislamiſch wie türken⸗ 
(mdlich iſt. Ihr Ziel iſt, die Briten zu zwingen, Agypten zu räumen. 
Um ſich Indien zu erhalten und die panislamiſche Bewegung zu zügeln, 
hleunigte England den Ausgleich mit Rußland über Mittelaſien, der den 
liſch⸗ruſſiſchen Rivalitäten in Perſien ein Ende machte, aber auch den 
iſchen Liberalen die günſtige weltpolitiſche Lage entzog, die ihnen bei der 
hingung der Verfaſſung von großem Nutzen war. Die Erſchütterungen, die 
Erwachen Aſiens für das britiſche Reich gebracht hätte, veranlaßte dieſes, 
emeinſchaft mit Rußland und Frankreich eine Konterrevolution einzuleiten, 
die Exeigniſſe im Orient ſich nicht überſtürzen zu laſſen. Auch Frankreich 
in Indo⸗China eine Reformbewegung, die den franzöſiſchen Kolonialbehörden 
inche Sorge bereitet und ſie veranlaßt, konterrevolutionär vorzugehen. 
Eine Konterrevolution ſtellt jedoch nicht die Lage wieder her, wie ſie ge⸗ 
ſen war. Das Erwachen des Oſtens wird fortſchreiten, aber ſeine Ent⸗ 
klung wird auf Schritt und Tritt mit konterrevolutionären Hinderniſſen zu 
ipfen haben. Die Reſultante der nach entgegengeſetzten Richtungen wirkenden 
ifte wird ein gemäßigter Liberalismus ſein. Weder der Zar noch der Schah 
h die britiſch⸗indiſche Regierung wird den vorrevolutionären Zuſtand her⸗ 
len können. Die ruſſiſche Duma wird bleiben, das perſiſche Medſchlis 
d in einer neuen Form erſtehen, und die britiſche Regierung wird den 
du eine freiere Lokalverwaltung gewähren. 
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Man darf auch auf einen raſchen Sieg der Reformbewegung in © 
nicht rechnen. Die europäiſchen Mächte werden dort verlangſamend eingr' 
und die gelbe Gefahr, die jetzt allgemein im wirtſchaftlichen Sinne ausg 
wird, durch allerlei Hinderniſſe neutraliſieren. Und das Gehirn der Ko 
revolution in Aſien iſt England, ebenſo wie es gegenwärtig die eee 
Politik beherrſcht. 


bewerkſchaftliche Jllufionen. 


Von Varvus. 


Die materialiſtiſche Geſchichtsauffaſſung lehrt uns, den proletariſchen Kla 
kampf ſelbſt als Entwicklung zu erfaſſen. Von dieſem Geſichtspunkt erſche 
die einzelnen Arbeiterkämpfe, ſo verſchieden ſie nach Zeit, Inhalt und Kan 
mitteln ſind, als untergeordnete Teile eines Ganzen. Das Auftreten des Mi 

| 


tariats in der Revolution, die Kämpfe der Gewerkſchaften, die parlamentari 
Kämpfe der Sozialdemokratie — das alles hat ſeine beſondere Entſtehungs⸗ 
Entwicklungsgeſchichte. Aber keines verdrängt das andere: die revolution 
Kämpfe werden nicht durch den Parlamentarismus überflüſſig gemacht, 
Gewerkſchaften werden nicht durch die Sozialdemokratie überwunden und 
mögen auch ihrerſeits weder die parlamentariſchen noch die revolution 
Kämpfe des Proletariats auszuſchalten. Dieſe verſchiedenen Rampfesfer 
entwickeln ſich nicht ohne gegenſeitige Reibungen der Organiſationen und 
ohne taktiſche Gegenſätze, dennoch aber in ſteter fördernder Wechſelwirkung 
Kämpfe und die Entwicklung der Gewerkſchaften werden ungemein durch 
Sozialdemokratie unterſtützt, wofür Deutſchland ein klaſſiſches Beiſpiel, 
die Gewerkſchaften gelangen ſelbſt zur Bildung ſelbſtändiger Arbeiterpart' 
wie man es aus der jüngſten Geſchichte Englands und Amerikas erf 
kann, andererſeits können die Kämpfe der Sozialdemokratie außerorden 
durch die Gewerkſchaften unterſtützt werden — was aus der nächſten Gesch 
der Arbeiterbewegung in verſchiedenen Ländern zu lernen ſein dürfte. | 


Schlußergebnis iſt eine höhere, kompliziertere Einheit des Kampfes, der 
eine höhere, kompliziertere Taktik entſpricht. 

Wenn nun in der geſchichtlichen Entwicklung die Koordinierung 1901 
zelnen Teile nur durch Stoß und Gegenſtoß erfolgt, ſo findet dieſer . 
ſeine ideologiſche Widerſpiegelung in einem Meinungskampf, bei dem he 
eine Teilerkenntnis der anderen gegenübergeſtellt wird und alle Teilerkennt 
in den ſchroffſten Gegenſatz zu der dialektiſchen Erfaſſung des Ganzen tr 
Der dialektiſch denkende Geiſt hinwiederum, der „Theoretiker“, iſt ſtets 
zufrieden, weil er dem Moment und der einzelnen Handlung vorauseilt, 
nur relativ gelten läßt, und Dinge und Möglichkeiten ſieht, die fich zwar 
der Wirklichkeit ergeben, aber noch nicht in der Praxis verwirklicht ſind. 
„Theoretiker“, der für ſeinen Teil Gefahr läuft, das Zeitmaß und den que 
tativen Inhalt einer Entwicklung falſch einzuſchätzen und ſo die Zukunft in 
Gegenwart verſetzen zu wollen, hat zugleich einen zweifachen Kampf zu fül 
einmal gegen die Beſchränktheit jenes „Praktikers“, dem das Gebiet, 
dem er ſich betätigt, als das Hauptgebiet der Arbeiterbewegung überh⸗ 
erſcheint, und der deshalb die Bedingungen feines Erfolges als die Gr 
bedingungen der Entwicklung überhaupt auffaßt, und zweitens gegen die 
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Ing der Doktrin, die das, was für eine Zeitfolge geſchichtliches Er⸗ 
rnis war, zu einem politiſchen Gebot für alle Zeiten erhebt. Der „Prak⸗ 
Rund der „Doktrinär“ befinden ſich ſcheinbar im ſchärfſten Gegenſatz 
ander, aber nur zeitweilig. Jede praktiſche Tätigkeit, die ſich neu aus 
lebendigen Entwicklungsprozeß ergibt, hat einen Kampf gegen die über⸗ 
te Doktrin zu beſtehen; hat ſich aber die neue Praxis feſtgeſetzt und ent⸗ 
lt, ſo bringt ſie damit ihre eigene Regel zur Welt, die durch Neuerungen 
ct wird, fie wird konſervativ und ſchafft ſich ihre eigene Doktrin. So 
uns der Klaſſenkampf des Proletariats in ſeinem geſchichtlichen Werde⸗ 
| den keine anderen Kampfesmittel anerkennenden Praktiker der Revo⸗ 
n und die revolutionäre Doktrin, den Praktiker des Parlamentarismus 
die parlamentariſche Doktrin, den gewerkſchaftlichen Praktiker und die 
rkſchaftliche Doktrin. 

die Geſchichte der Arbeiterbewegung in Deutſchland iſt dadurch charakteriſiert, 
das deutſche Proletariat keine dieſer doktrinären Auffaſſungen vollkommen 
ickelt hat: es hat fie geiſtig überwunden, noch bevor es Zeit hatte, ſie in 
Praxis voll zu entfalten. Beſondere Umſtände der induſtriellen und po⸗ 
hen Entwicklung waren dabei maßgebend; nicht zum geringſten der Um⸗ 
5„ daß die deutſchen Arbeiter bei ihrem geſchichtlichen Auftreten bereits 
reiche Vorgeſchichte des proletariſchen Klaſſenkampfes vorfanden, die von 
Marx und Friedrich Engels zur Theorie des wiſſenſchaftlichen Sozia⸗ 
us durchgearbeitet wurde. Die einſeitige doktrinäre Auffaſſung ſpukte hier 
in den Köpfen der einzelnen Führer, aber ſie hatte keine Möglichkeit, 
in der Praxis auszuleben, und wurde, da ſie ein geſpenſtiſches Daſein 
te, um fo leichter von der Theorie überwunden. 

das gilt auch von jener einſeitigen doktrinären Auffaſſung, die ſich ſeit 
zer Zeit in den Reihen der Gewerkſchaften in Deutſchland geltend macht. 
iſt bereits durch die Praxis überwunden, aber fie führt ein triſtes Daſein 
en Köpfen einzelner Gewerkſchafter, deren kritiſches Urteil freilich dadurch 
getrübt wird. Darunter leiden aber dieſe ſicher viel mehr als die Be⸗ 
ung, die zu leiten fie ſich vornehmen, denn fie geraten durch ihre Auf⸗ 
ing in Widerſpruch vor allem zu der Entwicklung der Gewerkſchaften ſelbſt. 
Man kann die geiſtige Stimmung, in der ſich jetzt die Gewerkſchaften be⸗ 
en, in gewiſſem Sinne mit jener vergleichen, welche die deutſche Sozial⸗ 
okratie in den erſten Jahren nach dem Falle des Sozialiſtengeſetzes durchzu⸗ 
hen hatte. Die Wählerzahlen der Sozialdemokratie imponierten damals nicht 
iger — eher mehr — als jetzt die Mitgliederzahlen der Gewerkſchaften. 
viel höherem Maße als gegenwärtig die Gewerkſchaften zog damals die 
jaldemokratie die Aufmerkſamkeit der Offentlichkeit auf fi. Sie ſtand im 
dergrund des öffentlichen Intereſſes. Was nun die direkte Einwirkung 
die Staatspolitik anbetrifft, ſo hatte die Sozialdemokratie ſehr reale Dinge 
73 was bei den Gewerkſchaften bis jetzt noch in keiner Weiſe zu⸗ 


t, nämlich: die Arbeiterverſicherung, die bekanntlich aus Furcht vor der 
ſaldemokratie geſchaffen wurde, und den Fall des Sozialiſtengeſetzes. Wohl 
ſich die Sozialdemokratie keinen Illuſionen hin darüber, daß die Kämpfe, 
che ſie durchzukämpfen hatte, nur ein Geringes waren im Vergleich mit 
n, die ihr erſt bevorſtanden, aber es war unter den angegebenen Verhält⸗ 
en wohl begreiflich, wenn bei manchem ſich die Vorſtellung feſtſetzte, daß 
a nunmehr in der Parteibildung die eigentliche Kampforganiſation des 
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Proletariats beſitze, der gegenüber alles andere zurücktreten müſſe, und 
der rein politiſche Kampf, alſo der Kampf gegen die politiſchen Parteien 
gegen die Regierungsgewalt, der recht eigentliche proletariſche Klaſſenka; 
ſei, woraus ſich dann unter anderem leicht eine Überſchätzung des Parları 
tarismus ergab. Darum auch auf dieſer Seite eine Unterſchätzung der N. 
lichkeiten und der Bedeutung der Gewerkſchaften. Die Gewerkſchaften 
ſchienen nur noch als Vorſchule der Sozialdemokratie. . 
Nunmehr, nach anderthalb Jahrzehnten, da die Gewerkſchaften im Gl. 
ihrer Erfolge ſich ſonnen, wird der Spieß umgedreht. Jetzt begegnen 
Gewerkſchaftspraktikern, die, in ihrer Denkweiſe ebenſo doktrinär verfteift ö 
beſchränkt wie die eben gekennzeichneten Parteipraktiker vom Jahre 1 
alles, was bisher in der deutſchen Arbeiterbewegung geſchah, nur noch 
Vorſtufe zu der Gewerkſchaftsbewegung gelten laſſen. Das ſozialrevolution 
Ziel der Sozialdemokratie erſcheint ihnen ebenſo als überwundener Standpuf 
wie den Parteidoktrinären von dazumal der gewerkſchaftliche Kampf. Ber) 
aber die Sozialdemokratie das ſozialrevolutionäre Ziel, dann verliert ſie 
jeden ſelbſtändigen Inhalt und kann nur als Beihilfe und Anhängſel 
Gewerkſchaften gelten. So gehen denn dieſe Gewerkſchaftsdoktrinäre dan 
hinaus, die Sozialdemokratie noch viel ſchlimmer den Gewerkſchaften zu un 
ordnen, als jemals jemand in den Reihen der Sozialdemokratie die Gen 
ſchaften dieſer hat unterordnen wollen. Aus der politiſchen Organiſa 
des Proletariats ſoll eine parlamentariſche Vertretung der Gewerkſcha 
werden. 5 | | | 5 
Ich habe ſchon in einem früheren Artikel (in Nr. 41) darauf hingewie 
daß der Hamburger Gewerkſchaftskongreß gerade dadurch charakteri 
iſt, daß er die Einheitlichkeit des gewerkſchaftlichen und des ſozialdemokratiſe 
Kampfes betont hatte. Die doktrinäre Verſteifung der Denkweiſe und Eineng 
des Geſichtskreiſes in den Köpfen mancher Gewerkſchaftspraktiker kam dort, ke 
zeichnenderweiſe, am ſchärfſten in einer rein gewerkſchaftlichen Frage zum 9 
druck, in der Frage der Organiſation der Jugendlichen. | 
Der Referent Robert Schmidt zeigte auf Grund amtlicher Statiſtik, 
die Verwendung der Jugendlichen in der gewerblichen Tätigkeit ſtark zune 
und daß die geſetzlichen Beſtimmungen zum Schutze der Jugendlichen in z 
loſen Fällen übertreten werden. Er folgerte daraus ganz richtig, daß 
Sorge um die jugendlichen Arbeiter nicht bloß eine Kulturforderung, ſond 
eine wichtige Angelegenheit des gewerkſchaftlichen Kampfes ſei. Aber we 
kam er auch nicht. Die Forderung iſt geſtellt — nun erwartet man 
klare Löſung, ein entſchloſſenes praktiſches Handeln, und findet an S. 
deſſen eine Sonntagspredigt, zuſammengeſetzt aus Paſtorenmoral, Mißtra 
und Bevormundung. Dieſer Gewerkſchaftsführer will die Jugendlichen hen 
ziehen und fürchtet doch die Organiſationen der Jugendlichen. Er 
ihnen naturwiſſenſchaftlichen Unterricht erteilen laſſen, er will ihnen Vorträge 
Lichtbildern halten und ihnen das Fußballſpiel beibringen — lauter Id 
Sachen, wenn nur der Unternehmer den Jugendlichen Zeit und Geſund 
dazu übrig ließe —, aber er will nicht, daß ſie ſich gewerkſchaftlich « 
politiſch organiſieren, kurz, er wünſcht ihnen alles Gute, nur möchten ſie 
Gewerkſchaften in Ruhe laſſen. Zwar ergeht er ſich großväterlich über die 
fahren, welche die Jugendlichen in den Organiſationen der Gewerkſchaften 
warten, doch ſagt er kein Wort darüber, in welcher Weiſe denn die Gewe 
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ſchaften durch die Jugendorganiſationen bedroht ſein könnten? Es würde ja 
zuch kein Menſch im Ernſte behaupten wollen, daß die Gewerkſchaften durch die 
Jugendorganiſationen, die doch ſtets an Mitgliederzahl, Kaſſenſtand und Er⸗ 
fahrung hinter den anderen weit zurückſtehen müſſen, ſich würden majori⸗ 
teren oder terroriſieren laſſen. Aber der Geſichtskreis dieſes Gewerkſchafts⸗ 
doktrinärs iſt eben bereits zirkelrund abgegrenzt, und in dieſen Geſichtskreis 
paſſen die Jugendorganiſationen nicht hinein. Darum wird er prophetiſch, wo 
er praktiſch ſein ſollte. Er prophezeit den Jugendlichen, daß ſie ſich noch an 
der „eiſernen Wehr des Militarismus“ die Köpfe einrennen werden, und ver⸗ 
gißt, daß er als Gewerkſchaftsreferent doch nur ganz unverſehens auf das 
Gebiet des Antimilitarismus geraten war, daß er eine ganz andere Aufgabe 
hatte, daß er hinausging, nach Mitteln und Wegen zu ſuchen, wie man den 
Widerſtand der Jugendlichen gegen die kapitaliſtiſche Ausbeutung 
ſteigern und regeln könnte. Hier läßt er uns vollkommen im Stiche. Denn 
daß man durch belehrende Vorträge ſich nicht darüber hinweghelfen kann, daß 
die Zahl der Jugendlichen in den Fabriken wächſt und daß man ihnen bei 
den Lohnbewegungen immer mehr Rechnung tragen muß, das liegt doch auf 
der Hand. Das weiß der Referent am Schluſſe ſeines Referats nicht mehr. 
Und mit dem gewerkſchaftlichen geht ihm auch der Arbeiterſtandpunkt ver⸗ 
loren. Er glaubt die Jugendlichen ermahnen zu müſſen, daß ſie mehr Reſpekt 
ihren Meiſtern erweiſen ſollen. Aber das iſt ja die Art, wie die Frage der 
Jugendlichen von den Innungsmeiſtern behandelt wird! Für uns gewinnt 
die Sache ein ganz anderes Geſicht. Für uns handelt es ſich nicht um die 
ſchlechte Behandlung der Meiſter durch die Lehrlinge, ſondern um die Maul⸗ 
ſchellen, die ſchlechte Koſt und das miſerable Logis, welche die Lehrlinge er⸗ 
halten. Und ſogar das iſt noch nicht einmal der Kern der Frage. Die Haupt⸗ 
ſache iſt, daß die Jugendlichen heutzutage in der Fabrik ſowohl wie in der 
Werkſtatt überhaupt ſo gut wie nichts lernen: daß man ihnen raſch irgend 
eine einfache Handhabung beibringt, um ſie dann jahrelang bei geringem Lohne 
dieſe Verrichtung ausüben zu laſſen, und daß ſie dann als Lohndrücker wirken. 
Die Frage der Jugendlichen iſt für das Proletariat in der 
kapitaliſtiſchen Geſellſchaft am allerwenigſten eine pädago- 
giſche, ſondern eine ſehr ernſte wirtſchaftliche und politiſche 
Frage. Die erſte Bedingung der Abhilfe iſt auch hier wie in 
allen Arbeiterfragen die Organiſation. Je früher die Arbeiter die 
Kollektivbetätigung lernen, deſto beſſer. Wenn fie alſo ſchon als Jugendliche 
ſich gewöhnen, ihre Intereſſen gemeinſam wahrzunehmen, ſo kann das nur 
ihren Geiſt ſchulen, ihre Initiative wecken, ihnen Disziplin angewöhnen, den 
Erwachſenen in ihren ſchweren Kämpfen Nutzen bringen und ſie ſelbſt zu 
aufgeklärten, willensſtarken, klaſſenbewußten und beſonnenen Gewerkſchaftern 
und Sozialdemokraten erziehen. Das alles entzieht ſich dem Geſichtskreis des 
Referenten; ſtatt einer Tat gibt er uns ein Traktätchen, ſpricht wehleidig von 
der moraliſchen Verkommenheit und Schlechtigkeit der Jugendlichen, die den 
Gerichten viel zu ſchaffen geben und ihre Meiſter ärgern, und von den Inter⸗ 
eſſen einer abſtrakt konſtruierten „Geſellſchaft“, während es ſich doch einfach 
und vor aller Augen um die ſchändlichſte aller Ausbeutungen und um nackte 
Arbeiterintereſſen handelt; aber im Bewußtſein des Umſtandes, daß ihm ein 
Gewerkſchaftsamt gegeben iſt, ergeht er ſich ſelbſtgefällig über die „gewerk— 
ſchaftliche und politiſche Faſelei“ — anderer, der Jugendlichen! 
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Der gleiche enge Geiſt zeigte fich bei der Behandlung der Arbeiter 
frage. Die „Gleichheit“ iſt, nach der Vorſtellung von Umbreit, Cohen, 
Legien und etlichen anderen, ein für die gewerkſchaftliche Agitation unter 
den Arbeiterinnen ungeeignetes Blatt, denn die „Gleichheit“ iſt ein poli⸗ 
tiſches, oder ſagen wir es doch klar und genau: ein ſozialiſtiſches Blatt. Nun 
weiß zwar jedermann, daß die Arbeiterinnenbewegung in Deutſchland niemand 
ſo viel zu verdanken hat als gerade der „Gleichheit“, aber das verſchlägt 
vor der höheren Erkenntnis, deren jetzt einzelne Gewerkſchafter durch imma⸗ 
nente Offenbarung teilhaftig geworden ſind, ebenſowenig wie die Tatſache, 
daß die „Gleichheit“ von vielen Zehntauſenden Arbeiterinnen eifrig geleſen 
wird. „Die ‚Gleichheit‘ iſt jedenfalls ein politiſches und kein gewerkſchaftliches 
Blatt. In erſter Linie muß aber die Gewerkſchaftspreſſe den Boden 
beackern, he die Parteipreſſe dahin kommt“: ſo ließ ſich Legien ver⸗ 
nehmen. In dieſer Verallgemeinerung iſt das aber eine vollkommene Um⸗ 
kehrung der Entwicklung, wie ſie tatſächlich in Deutſchland ſtattgefunden hat 
und noch immer ſtattfindet. 

Die Arbeiterführer, die in Deutſchland derartiges behaupten, vergeſſen EN 
eigenen Werdegang: fie vergeſſen, daß fie erſt Sozialdemokraten, dann Ge⸗ 
werkſchafter wurden. Wenn ſie ſelbſt ſich für die allgemeinen Ideen des 
Sozialismus und der Politik haben intereſſieren können, noch bevor ſie die 
Bedeutung und die Tragweite des gewerkſchaftlichen Kampfes erfaßt haben, 
warum ſoll das nicht auch bei anderen der Fall fein, und nicht auch bei den 
Arbeiterinnen und bei den Jugendlichen? Oder man müßte ſie ſelbſt als Elite⸗ 
naturen auffaſſen, denen das gemeine Volk des Proletariats nicht nachkommen 
kann! Es hat aber tatſächlich die deutſche Sozialdemokratie Millionen Arbeiter 
intereſſiert und zuſammengefaßt, noch bevor es in Deutſchland bedeutende Ge⸗ 
werkſchaften gab. In Deutſchland hat die Sozialdemokratie „den Boden 
beackert“ für die Gewerkſchaften. Warum ſoll aber die junge Arbeitergeneration, 
warum ſollen die Kinder der Sozialdemokraten den politiſchen und ſozialiſtiſchen 
Ideen weniger zugänglich ſein, als ihre Eltern es waren?! Die deutſchen 
Gewerkſchaften haben lange Zeit ihre Mitglieder aus der Sozialdemokratie 
geſchöpft. Legien iſt aus dem Gedächtnis entſchwunden, daß er ſelbſt einſt 
mit aller Energie die Forderung vertrat, jeder Sozialdemokrat müſſe Mit⸗ 
glied ſeiner Gewerkſchaft ſein: denn die Arbeiter lernten wohl ſozialdemokratiſch 
denken, kamen aber noch nicht dazu, ſich gewerkſchaftlich zu organiſieren. Nach⸗ 
dem die Gewerkſchaften durch den Sozialismus der deutſchen Arbeiter groß 
geworden ſind, heißt es jetzt: „Der Mohr hat ſeine Schuldigkeit getan, der 
Mohr kann gehen; die Gewerkſchaftspreſſe muß den Boden beackern, ehe die 
Parteipreſſe dahin kommt.“ Mit Verlaub, geſchieht denn dem wirklich ſo? 
Keine Spur davon; wie ſoll denn die Gewerkſchaftspreſſe das überhaupt zu⸗ 
ſtande bringen? Das iſt ja eine Utopie, wie ſie der ſpekulativſte Kopf inner⸗ 
halb der vier Mauern ſeiner Gelehrtenſtube nicht ſchlimmer hätte ausklügeln 
können! Die Gewerkſchaftspreſſe iſt ja für die bereits Organiſierten beſtimmt. 
Man denke ſich die großen ſozialdemokratiſchen Tageszeitungen hinweg, ſo daß 
die Gewerkſchaften in ihrer Agitation ausſchließlich auf ihre Fachblätter an⸗ 
gewieſen wären, und die ganze Gewerkſchaftsbewegung ſitzt auf dem Trockenen, 
kann mit ihrer Agitation, ihren Forderungen und Kämpfen kaum noch in die 
Offentlichkeit dringen. Wie früher, ſo bis auf den heutigen Tag iſt es vor 
allem und faſt ausſchließlich die ſozialdemokratiſche Preſſe — alſo die 4 
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in Arbeiterzeitungen, wie die „Gleichheit“ — iſt es die Tätigkeit der 
ildemokratie im Reichstag und in den anderen Körperſchaften und die 
demokratiſ che Agitation überhaupt, wodurch die Arbeitermaſſen im weiteſten 
unge aufgerüttelt werden und wie für die Politik, ſo auch für die ge⸗ 
ſchaftliche Bewegung erſt empfänglich gemacht werden. Wahrlich, das 
ö ſehr nach dem Herzen der Unternehmer, wenn wir es den Gewerkſchaften 
aſſen wollten, ſelbſt „den Boden zu beackern“! Legien hat dieſe Zu⸗ 
menhänge bereits ſo ſehr aus dem Auge verloren, daß er es als irrelevant 
ellt, wenn eine Gewerkſchaft die reaktionäre „Poſt“ als Agitationsblatt 
gauchen wollte! Die Verbreitung der „Poſt“ könnte nur eine Art der Ge⸗ 
ſchaften fördern — die gelben. Die Arbeitermaſſen nehmen darum auch 
Sache keineswegs jo leichthin wie der Sprecher der Generalkommiſſion 
ſuchen ſich nicht bloß die ausgeſprochene reaktionäre, ſondern ſelbſt die 
nannte parteiloſe Preſſe vom Halſe zu halten. 
Der gewerkſchaftliche Doktrinarismus rechnet zu ſehr mit materiellen, zu wenig 
moraliſchen Momenten bei der Entwicklung der Gewerkſchaften. Es wiſſen 
i heutzutage ſelbſt die Armeeleitungen, daß der Geiſt die Hauptſache in 
Armee iſt; um wie viel mehr in der Arbeiterbewegung. Die Gewerk⸗ 
ten laſſen ſich nicht künſtlich entwickeln, wie man etwa einen Bienen⸗ 
arm in fertige Wachszellen ſetzt, an denen ſie dann weiterbauen. Die 
berkſchaften find das Produkt der geiſtigen Kollektivarbeit und der Willens⸗ 
itigung der Maſſen, ihre Entwicklung ſteht deshalb im engen Zuſammen⸗ 
g mit dem geſamten kulturellen Leben des Proletariats, folglich da, wo 
bereits zur Bildung einer ſozialdemokratiſchen Partei gekommen iſt, mit 
en Machtentfaltung und deren Anſehen. Jeder Schlag gegen die Sozial⸗ 
nokratie iſt ein Schlag gegen die Gewerkſchaften; eine Schwächung der 
zitiſchen Betätigung der Arbeiterklaſſe führt nicht zur Stärkung, ſondern zur 
hwächung der Gewerkſchaftsbewegung, während alles, was die politiſche 
geiſterung der Arbeiter ſteigert und ihr Bewußtſein der Klaſſenſolidarität 
ſchruft und erweitert, den Gewerkſchaften neue Machtfülle bringt. Von den 
(werkſchaftsdoktrinären wird dieſes ideale Moment ganz beſonders in ihrer 
zurteilung der Maifeier unterſchätzt. | 
In dem Maße, wie der doktrinäre Praktiker die Bedeutung der ſozia⸗ 
liſchen Agitation und des ſozialrevolutionären Kampfes der Sozialdemo⸗ 
Itie für die Gewerkſchaftsbewegung unterſchätzt, verliert auch ſein grund⸗ 
licher Standpunkt gegenüber dem Unternehmertum und gegenüber der 
gierung an Klarheit und Schärfe. Daß Legien auf dem Hamburger 
ungreß die Kapitaliſtenklaſſe und den kapitaliſtiſchen Staat belehren zu können 
aubte, daß die Gewerkſchaften für ſie von Vorteil ſeien, währenddem man 
ch gerade von ſeiten dieſer Gewerkſchaftsutopiſten und ihrer theoretiſchen 
ortführer, der opportuniſtiſchen Illuſioniſten, oft genug zu hören bekommt, 
aß man mittels der Gewerkſchaften nach und nach das Unternehmertum wirt⸗ 
haftlich ſtrangulieren und die Kapitaliſtenklaſſe zur Abdankung zwingen könne, 
nügt, erwähnt zu werden. Wohl aber iſt es viel ernſter zu nehmen, 
enn Legien auf dem Kongreß erklärte: „Die Regierungen können die 
ewerkſchaften wohl von Zeit zu Zeit umgehen, aber entziehen 
munen ſie ſich unſerem Einfluß auch nicht mehr.“ In dieſer illuſio⸗ 
ären Vorſtellung von dem Geiſte und dem Widerſtand der kapitaliſtiſchen 
kegierungen liegt eine nicht zu unterſchätzende praktiſche Gefahr. 
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Als das neue Vereinsgeſetz vor der Annahme ftand, veröffentlichte: 
Generalkommiſſion ein fulminantes Manifeſt, in dem ſie zum Ma 
proteſt gegen dieſes Geſetz aufforderte und durch das ſie die breiteſte Off 
lichkeit, auch die bürgerliche, in Bewegung ſetzen zu können glaubte, um 
Geſetzentwurf den Garaus zu bereiten. Das erſchien der Generalkommiſ 
äußerſt notwendig in letzter Stunde, da die Agitation, welche die Sozialde 
kratie bis dahin gegen die Vorlage betrieben hatte, die Regierung und 
Parteien nicht zum Rückzug zu zwingen vermochte. Die Generalkommiſ 
glaubte mehr Eindruck hervorrufen zu können. Legien erklärte ja auch ı 
jetzt, daß die deutſchen Gewerkſchaften in der „Einwirkung auf das öffentl 
Leben der Arbeiterorganiſation keines Landes nachſtehen“. Und was 
die Folge jener Aktion? Kein Menſch auf ſeiten der Regierung oder g 
bürgerlichen Parteien kümmerte ſich um den Proteſt der Generalkommiſf 
die bürgerliche Offentlichkeit blieb ſtumm, die ganze Agitation wurde von ii 
ſelben Sozialdemokratie getragen, die dasſelbe ſchon früher getan hatte, N 
die Vorlage wurde, wie es vom Blockreichstag nicht anders zu erwarten n 
angenommen. Das war die Probe auf den Einfluß der deutſchen Gew 
ſchaften auf das öffentliche Leben! e 

Der Hamburger Kongreß ſelbſt bot ſo ziemlich bei jedem Beratungsgeg 
ſtand die kraſſeſten Beiſpiele, wie wenig ſich die Regierungen in Deutſchle 
um die Wünſche und Intereſſen der Arbeiter, ſowohl der Gewerkſchaften! 
der Sozialdemokratie, kümmern. Die Geſindeordnungen beſtehen, kein W 
wird an ihnen geändert; die Heimarbeiter bleiben ohne Schutz, werden a 
gebeutet und übervorteilt; die Gewerbeinſpektion bleibt höchſt mangelhe 
zahlloſe Übertretungen finden ungeſtraft ſtatt ufjw. Man ſollte meinen, d 
ſind doch vollgewichtige Beweiſe, daß die Regierungen als Handlanger! 
Kapitals ſich von den Gewerkſchaften in keiner Weiſe imponieren laſſen. 7 
Regierung der kolonialen Abenteuer und der Blockreichstag haben ganz ande: 
im Sinne, ſie haben keine Zeit und kein Intereſſe, ſich um die Arbeiter 
kümmern. Legien aber behauptet mit Emphaſe: „Sie (die Regierungen) könn 
ſich unſerem Einfluß nicht mehr entziehen!“ Warum das? Woher die Zuverſich 

Man höre: „Ohne die Arbeiterorganiſationen kann das Reichsſtatiſtiſe 
Amt keine Arbeiterſtatiſtik machen, wir haben die geſuchte Hilfe ſtets ge 
gewährt. Aber auf die Dauer iſt der Zuſtand nicht haltbar, daß eine Reich 
behörde unſere Hilfe in Anſpruch nimmt, während die anderen Reichsbehörd 
uns nicht als vorhanden betrachten möchten.“ Schrecklich, nicht wahr? D 
Reich geht aus den Fugen, wenn nicht ſämtliche Miniſterien und Reich 
behörden — wohl auch der Generalſtab und das Reichsmarineamt? d. 
Beiſpiel der Reichsſtatiſtiſchen Amtes nachmachen! Warum es auf die Dau 
unmöglich ſein ſoll, daß man im Statiſtiſchen Amte die Streikliſten der G 
werkſchaften verwendet, zugleich im Miniſterium des Innern die Schutzleu 
mit Brownings ausrüſtet, um den Streikenden zu begegnen, und im Juſti 
miniſterium Geſetzentwürfe ausarbeitet, um die Gewerkſchaften unmöglich { 
machen, das begreife, wer kann. In der Wirklichkeit ſehen wir, daß die politiſd 
Verfolgung des gewerkſchaftlichen Kampfes nicht nur mit der amtlichen Au 
nutzung gewerkſchaftlicher Statiſtiken, ſondern — ich erinnere an Frankreich - 
mit der Anweſenheit von Gewerkſchaftsführern im Miniſterkabinett ſich verträg 

Die Einwirkung der Gewerkſchaften in Deutſchland auf die Regierunge 
exiſtiert nur erſt in der Einbildung einzelner Gewerkſchafter. Nachdem nu 


. Kautsky: Verelendung und Zuſammenbruch. 607 


ieſe politiſche Luftſpiegelung ſich eingeſtellt hat, verſperrt fie die Ausſicht und 
tumpft das kritiſche Urteil ab. Nur ſo ſind die dem ſoeben behandelten Satze 
zachfolgenden Ausführungen Legiens zu verſtehen. Er meinte: „Wir werden 
we die volle Anerkennung der Regierungen erzwingen, bitten werden wir 
ncht darum. Um das recht draſtiſch zum Ausdruck zu bringen, haben wir die 
Regierungen, die ſich auf dem Heimarbeiterſchutzkongreß nicht hatten vertreten 
aſſen, wo es ſich doch um die Beſſerung der Lage der elendeſten Arbeiter⸗ 
schichten handelte, zu dieſem Kongreß nicht eingeladen.“ Alſo, die Regie⸗ 
rungen haben den Heimarbeiterſchutzkongreß nicht beſchickt, ſie haben dadurch 
die Gewerkſchaften mit vollem Bewußtſein brüskiert, ſie haben ſie oſtentativ 
wie Luft behandelt, woraus die Schlußfolgerung nicht ſchwer zu ziehen wäre, 
daß ſie auch den Gewerkſchaftskongreß nicht beſchicken würden, wenn ſie ein⸗ 
geladen worden wären — zur Strafe dafür, erklärt Legien, werden ſie nicht 
eingeladen! Er meint ſogar noch, daß dies ein ſehr draſtiſches Ausdrucks⸗ 
mittel ſei! Aber wenn die Regierungen aus dieſer Tirade Legiens etwas 
entnehmen würden, ſo wäre es ſicher nur, daß die Gewerkſchaften ſich wohl 
danach ſehnen, daß ein Regierungsmenſch in ihrer Mitte erſcheine, und wäre 
es auch nur einer vom Statiſtiſchen Amt oder vom Pockenimpfinſtitut! 
Welche Wahrnehmung freilich durchaus falſch geweſen wäre. Denn der Ge⸗ 
werkſchaftskongreß war von proletariſchem Bewußtſein und von Kampfesgeiſt 
erfüllt und trug nach einem Techtelmechtel mit Regierungsvertretern ebenſo⸗ 
wenig Verlangen wie die ſozialdemokratiſchen Parteitage. Weshalb es denn 
auch durchaus unnötig und höchſt irreführend war, ſich auf den Heimarbeiter⸗ 
ſchutzkongreß zu berufen, um zu erklären, warum die Regierungen zu dem 
Gewerkſchaftskongreß nicht eingeladen wurden. Dazu bedurfte es keiner be⸗ 
ſonderen Gründe. Das war ebenſo ſelbſtverſtändlich, wie es ſelbſtverſtändlich 
‚it, daß zu dem Gewerkſchaftskongreß nicht die Handelskammern oder die 
Innungen oder die Arbeitgeberverbände eingeladen werden: denn die Regie⸗ 
i rungen find ja ausgeſprochene und zielbewußte Vertreter der Kapitaliſtenklaſſe 
reſpektive des kapitaliſtiſchen Staates. 

Ees iſt ein böſes Verſehen, wenn der Führer einer Armee die ſtärkſte vom 
Feinde befeſtigte und beſetzte Stellung als neutrale Poſition auffaßt. Noch 
ſchlimmer aber iſt es, wenn der Feldherr ſich über die Bewegungen des 
Feindes täuſcht, wenn er einen Rückzug annimmt, wo der Feind zum Angriff 
rüſtet. Dieſe letztere Illuſion zeigt ſich in der Auffaſſung einzelner Gewerk⸗ 
ſchaftsführer von der Bedeutung und Entwicklung der Arbeitgeberkoali— 
tionen. Darüber und im Zuſammenhang damit über die Maifeier im 
nächſten Artikel. 


verelendung und Zzuſammenbruch. 
von K. Kautsky. | 
IV. 

Noch ſchlimmer als bei der „Verelendungstheorie“ ſpielt Tugan Marx bei 
der „Zuſammenbruchstheorie“ mit, die ebenſo wie die Verelendungstheorie in 
der Form, in der ſie kritiſiert wird, eine lächerliche Erfindung des Reviſionismus 
N 3 9 den Marxſchen Standpunkt zu charakteriſieren, zitiert Tugan folgenden 
Paſſus: 


(Schluß.) 
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„Ganz wie Himmelskörper, einmal in eine beſtimmte Bewegung geſchleudert, 
dieſelbe ſtets wiederholen, ſo die geſellſchaftliche Produktion, ſobald ſie einmal in 
jene Bewegung wechſelnder Expanſion und Kontraktion geworfen iſt... Die 
Periode dieſer Zyklen umfaßt bis heute zehn bis elf Jahre, aber es liegt kein 
Grund vor, dieſe Größe für eine bleibende zu halten. Auf Grund der Geſetze der 
kapitaliſtiſchen Produktion iſt vielmehr anzunehmen, daß dieſe Größe ſich ändert 
und daß die Dauer der Zyklen ſich allmählich verringern wird“ (S. 89). 


Nach moderner Manier oder vielmehr Unmanier gibt Tugan nicht an, 
wo dieſe Zitate zu finden ſind. Dieſe Manier iſt ſehr bequem für moderne 


Leſer, denen es nur um raſches Überfliegen, nicht gründliches Studium eines 


Buches zu tun iſt, und noch bequemer für moderne Autoren, die es dadurch 
dem Kritiker erſchweren, ihre Zitate nachzuprüfen, nicht bloß auf die Ge⸗ 


nauigkeit des Wortlauts, ſondern vor allem auf den Zuſammenhang, in d n 


ſie ſtehen und durch den allein ſie ihren beſtimmten Sinn erhalten. ö 


Der erſte Teil des Zitats iſt im „Kapital“ (I, A. Aufl., S. 598) zu finden. 
Nicht aber der zweite Teil. Er ſteht nur in der franzöſiſchen Über⸗ 


ſetzung des „Kapital“ (S. 200), der deutſche Wortlaut rührt von Tugan her. 

Es iſt eine gelegentliche Bemerkung von Marx, der er keine Wichtigkeit 
beilegte, da er ſie nicht in die zweite Auflage des deutſchen „Kapital“ auf⸗ 
nahm, die ein Jahr nach der franzöſiſchen Ausgabe erſchien. Wie wenig ſie 
das Weſen der Marxſchen Kriſentheorie berührt, kann man daraus erſehen, 
daß Engels in einer Fußnote zum dritten Band des „Kapital“ (2, S. 27) | 
„eine Ausdehnung der Dauer des Zyklus“ für möglich hält. Auf jeden Fall 
beſagt der Marxſche Satz nicht mehr, als daß die Dauer des Kriſenzyklus | 
nicht unverrückbar zehn Jahre betragen müſſe, daß ſie veränderlich ſei (Variable, 
was Tugan ungenau überſetzt: daß ſie ſich ändert) und daß Tendenzen auf 
eine Verkürzung dieſes Zyklus von zehn und elf Jahren vielleicht auf neun 


oder acht Jahre beſtehen. Was aber ſchließt Tugan daraus? 


| 
1 
1: 
| 
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„Auf dieſe Weiſe ſieht Marx für die Zukunft eine chroniſche Kriſis voraus, | 


die die Bewegung der kapitaliſtiſchen Produktion zum Stillſtand bringen und da⸗ 


durch der kapitaliſtiſchen Ordnung den Todesſtoß verſetzen wird.“ 


Ich frage, wo ſteht in dem obigen Zitat auch nur ein Wort von der 


chroniſchen Kriſe, die die kapitaliſtiſche Produktion zum Stillſtand bringen 
und ihr den Todesſtoß verſetzen wird? Nie und nirgends hat Marx auch 
nur ein Wort geſchrieben, das in dieſem Sinne ausgelegt werden könnte. 


Seit einem Jahrzehnt wird von den Reviſioniſten Marx dieſe alberne An⸗ 


ſchauung unterſchoben, ſtets in der willkürlichſten Weiſe, durch ganz lächer⸗ 
liche Zitatauslegungen. Seit einem Jahrzehnt ſtellen wir immer wieder den 
wahren Sachverhalt feſt. Nutzt nichts. Die Herren kapieren's nicht. 


Hat man die Lächerlichkeit einer Zitatauslegung widerlegt, ſo ſpornt das | 
bloß ihren Eifer an, nach irgend einem anderen Sätzchen zu ſuchen, das im 


Sinne dieſes Unſinnes gedreht werden könnte. Da er in den geſamten deutſchen 
Schriften von Marx keinen Satz finden konnte, der auch nur annähernd für 


Tugans Kritik verwendbar wäre, blieb dieſem nichts übrig, als die franzöſiſche 
Überſetzung des „Kapital“ und in dieſer nur ein einziger Satz, der nicht im 


entfernteſten das ſagt, was Tugan aus ihm herauslieſt. 
So wird Marx überwunden und ſchreitet die Wiſſenſchaft über ihn zu 
höherer Erkenntnis vor. | 9 
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Welches iſt aber die Erkenntnis, zu der hier Tugan über Marx hinweg 
ordringt? Man höre: 

„Es gibt keine Gründe, vorauszuſetzen, daß der Kapitalismus je eines 
atürlichen Todes ſterben wird; er muß zerſtört werden durch den bewußten 
Fillen des Menſchen, zerſtört durch die vom Kapital ausgebeutete Klaſſe — 
urch das Proletariat“ (S. 90). 

Sehr gut gejagt, lieber Tugan, aber müſſen Sie nicht ſelber lachen, wenn 
zie dieſen Satz Marx entgegenhalten? 

Sie zitieren unmittelbar vorher faſt auf einer ganzen Seite den Paſſus 
es Kommuniſtiſchen Manifeſtes über die Kriſen, leider brechen Sie ihn ge⸗ 
‘ade vor folgendem Satz ab: 

„Aber die Bourgeoiſie hat nicht nur die Waffen geſchmiedet, die ihr den 
Tod bringen; ſie hat auch die Männer gezeugt, die dieſe Waffen führen 
werden — die modernen Arbeiter, die Proletarier.“ 

Das wurde ſechzig Jahre vor Tugans neueſtem Buch geſchrieben. 

Unſer Reviſioniſt hat vor dieſem Satz haltgemacht, jedoch ahnt er, daß er 
ihm wieder entgegengehalten werden wird, und ſo gebraucht er auch hier 
wieder die ſeit Bernſtein und Sombart ſo beliebte Ausflucht des „tiefen Wider⸗ 
ſpruchs“ in der „ſozialen Philoſophie von Marx“. Dieſer ſei eben nicht bloß 
Denker geweſen, ſondern auch Kämpfer. Als Kämpfer habe er an die Prole⸗ 
tarier appelliert, als Denker glaubte er, der Kapitalismus werde ohne Kampf 
eines natürlichen Todes ſterben. Als Forſcher „überſchätzte er die Bedeutung der 
elementaren Seite des geſchichtlichen Prozeſſes und begriff nicht die ſchöpferiſche 
Rieſenrolle der lebendigen, menſchlichen Perſönlichkeit in dieſem Prozeß“ (S. 91). 
Die Bedeutung von Marx als Denker und Forſcher beſtünde alſo darin, 
daß er etwas nicht begriff, was für Tugan völlig klar iſt. Aber dieſe Tuganſche 
Klarheit hat Löcher, durch welche eine fauſtdicke Unklarheit ſichtbar wird. 
Nichts konfuſer, als die „lebendige, menſchliche Perſönlichkeit“, den „bewußten 
Willen des Menſchen“ in Gegenſatz zu bringen zu der „ökonomiſchen Entwick⸗ 
lung“, dieſer „elementaren Seite des geſchichtlichen Prozeſſes“. Als wenn die 
Okonomie nicht ſelbſt das Werk der „lebendigen, menſchlichen Perſönlichkeit“ 
wäre, als wenn der ökonomiſche Prozeß etwas anderes wäre, als die Arbeit 
der menſchlichen Perſönlichkeit, als wenn die Triebfeder des ökonomiſchen 
Prozeſſes etwas anderes wäre, als der „bewußte Wille des Menſchen“, der 
Wille zu leben! Als wenn in den ökonomiſchen Werken von Marx nicht un⸗ 
unterbrochen von der menſchlichen Perſönlichkeit und ihrem Willen die Rede 
wäre, als ob die Klaſſen nicht aus Menſchen beſtänden, die Klaſſenintereſſen 
nicht dem „bewußten Willen des Menſchen“ entſprängen und Klaſſenkämpfe 
ohne ſolchen Willen geführt werden könnten! 

Hat Tugan von alledem nichts bei Marx gefunden oder entſpringt alles, 
was Marx darüber geſagt, auch einem „Denkfehler“? War es nicht der Denker, 
ſondern bloß der Agitator Marx, der die „ſchöpferiſche Rieſenrolle“ der Klaſſen 
und damit der „lebendigen, menſchlichen Perſönlichkeit“ im „geſchichtlichen 
Prozeß“ darlegte? | 
Achtzig Seiten ſpäter weiß Tugan ſelbſt, was Marx geleiſtet: 

„Worin beſteht die neue Bahn, die Marx dem Sozialismus erſchloſſen 
hatte? In dem genial-einfachen Grundſatze, daß die Ziele des Sozialismus 
nur durch den Klaſſenkampf der bisher unterdrückten Klaſſe erreicht werden 
können. ... Aber jeder Klaſſenkampf iſt ein politiſcher Kampf, da der Staat 
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ein Organ der Klaſſenherrſchaft iſt, und das einzige Mittel für die unterdrückte 
Klaſſe, dieſe Herrſchaft zu ſtürzen, die Eroberung der Staatsmacht ift.... Der 
Sieg des allen materiellen Reichtum produzierenden Proletariats muß die Ab⸗ 
ſchaffung jeder Ausbeutung der Arbeit, jeder Klaſſenherrſchaft nach ſich führen. 
Das ſeit der Veröffentlichung des „Kommuniſtiſchen Manifeftes‘ verfloſſene 
halbe Jahrhundert iſt im großen und ganzen ein Triumph der neuen Taktik 
des Sozialismus und ein anſchaulicher Experimentalbeweis ihrer Fruchtbarkeit 
und Zweckmäßigkeit“ (S. 180, 181). . 
Vortrefflich! Aber was bleibt dann übrig von der Kritik, die Tugan an⸗ 
läßlich der Kriſentheorie an Marx übt? Und was bleibt nach alledem vom 
Reviſionismus übrig? Setzt der nicht der Marxſchen „Revolutionsromantik 
von der Eroberung der Staatsgewalt die Lehre vom friedlichen „Hineinwachſen“ 
in den Zukunftsſtaat entgegen? a 
Was wird Sombart zu dieſer Auffaſſung Tugans ſagen, Sombart, der 
uns verſichert, die neue Geſellſchaft müſſe „eben im Schoße der alten Ordnung | 
langſam heranreifen“, „alle hiſtoriſchen Revolutionen“ ſeien bisher „ohne jede 
Bedeutung für den Gang der ſozialen Entwicklung geweſen“, die Idee der 
Eroberung der politiſchen Macht durch das Proletariat ſei ein Unſinn, ein 
„Fremdkörper“ in der „hiſtoriſch realiſtiſchen Auffaſſung von Marx“, den „alle 
Sophiſtik der Welt“ mit dieſer nicht wird „zuſammendeuten können“ (Sozia⸗ 
lismus und ſoziale Bewegung. 6. Aufl. Verlag von G. Fiſcher, S. 78, 79). 
Und was wird aus dem gewerkſchaftlichen Reviſionismus à la Rexhäuſer⸗ 
Döblin, der da findet, die Idee des Klaſſenkampfes erſchwere die Verſtändigung 
mit den Unternehmern, die ſo gern bereit wären, die „berechtigten Forderungen 
der Arbeiter zu erfüllen“; die Betonung des Klaſſenkampfes gehöre bloß in die 
reine „Theorie“, in der praktiſchen Gegenwartsarbeit der Gewerkſchaften ſei ſie 
ſchädlich (Tarifvertragspolitik und Klaſſenkampf, „Soz. Monatshefte“, 1908, 
S. 723, 724). 1 
Tugan bleibt Reviſioniſt und Marxkritiker, aber er ſtellt dabei den Ne 
viſionismus auf den Kopf. Diefer war davon ausgegangen, daß der Marxismus 
durch ſeine ſteten Hinweiſe auf das „Endziel“, durch ſeine „Freßlegende“, die 
praktiſche Arbeit der Hebung der Arbeiterklaſſe ſtöre. Das bammelnde End⸗ 
ziel wurde verhöhnt, der Satz geprägt von der Bewegung, die alles iſt, wo⸗ 
gegen das Endziel nichts. Jetzt dagegen klagt Tugan: . 


„Um auf die Maſſen Einfluß zu gewinnen, mußte der Sozialismus den alltäg⸗ 
lichen Intereſſen der Maſſen näher treten. Dieſe Aufgabe hat der Marxismus ge⸗ 
löſt. Dank der genialen, von Marx geſchaffenen Taktik wurde die ſozialiſtiſche Be⸗ 
wegung zu einer Arbeiterbewegung. Der Kampf um das ſozialiſtiſche Ideal hat 
den Charakter des Kampfes um die Verbeſſerung der Lage der arbeitenden Klaſſe 
angenommen. Und nur dank dieſer neuen Taktik iſt der Sozialismus zu dem ge⸗ 
worden, was er jetzt iſt, zur größten politiſchen Macht unſerer Zeit! „ 

„Je mehr aber der Schwerpunkt der ſozialiſtiſchen Bewegung auf das Gebiet | 
der praktiſchen Politik, der allernächſten Bedürfniſſe der Arbeiterklaſſe verlegt wurde, 
deſto mehr rückt das Endziel der Bewegung in den Hintergrund. Auf dieſe 
Weiſe hat ſich die marxiſtiſche Taktik, die im praktiſchen Leben mit ſo glänzendem N 
Erfolge gekrönt wurde, auf dem Gebiet der Theorie als eine S chwächung des 
Intereſſes für die Endziele des Sozialismus ergeben“ (S. 8 u. 99. 


Dieſem Mangel will Tugan abhelfen, indem er die Denkweiſe der Utopiſten 
neu belebt, es für dringend notwendig erklärt, jetzt ſchon die Einrichtungen 
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ſozialiſtiſchen Zukunftſtaates feſtzuſtellen. Daß Marx darüber nichts Be⸗ 
tes ſagte, das ſei ſein großer Fehler geweſen. 

die Ausführungen, die Tugan im Anſchluß an dieſe Auffaſſung entwickelt, 
das Bemerkenswerteſte an ſeinem Buche. Ich hoffe, noch Gelegenheit zu 
zn, fie in einem anderen Zuſammenhang zu beleuchten. Einſtweilen aber 
en wir nur konſtatieren, daß der klügſte Kopf des Reviſionismus deſſen 
lagen gegen Marx in ihr Gegenteil verkehrt hat. 

Das iſt das theoretiſche Ergebnis von zehn Jahren Reviſionismus. Er 
nt mit der fulminanten Erklärung, daß die Bewegung alles ſei und das 
ziel nichts, und kommt zu der wehmütigen Klage, daß es ohne Endziel 
t gehe und daß dieſes durch die Bewegung verſchüttet werde. Der Revi⸗ 
ismus von heute ſchlägt den von geſtern tot. 

Der notwendige Zuſammenhang zwiſchen Endziel und Bewegung, die nur 
i Seiten derſelben Sache ſind, bleibt dem Reviſionismus dabei nach wie vor 
Horgen. Darin ändert er ſich nicht, trotz aller ſeiner Wandlungen, und 

um bleibt er dem Marxismus gegenüber heute ebenſo theoretiſch unfruchtbar 

ehedem. 

Dabei aber gibt er faſt alle Poſitionen preis, die er dieſem gegenüber ein⸗ 

‚ommen hatte, und wo er ſie zu behaupten ſucht, geſchieht es nur durch 

kehrung und Verballhornung des Marxſchen Standpunktes. 

Und ſchließlich ſieht ſich der Reviſionismus gezwungen, zu geſtehen, daß 

e marxiſtiſche Taktik im praktiſchen Leben mit glänzendem Erfolg gekrönt 
rde“, mit glänzendem Erfolg für das Proletariat, das ſie „zur größten poli⸗ 

hen Macht unſerer Zeit geſtaltete“. 

Was hat dagegen der Reviſionismus praltiſch erreicht? Nichts als eine 
ärkung der Bourgeoiſie. 

Er flößte einer Reihe von Arbeitern, die ſich ſchon vom Liberalismus los⸗ 
öſt hatten, wenigſtens vorübergehend wieder neues Zutrauen zu dieſem ein. 
(bewirkte, daß der Klaſſengegenſatz zwiſchen Bourgeoiſie und Proletariat 
yr als ein Produkt von Rückſtändigkeit erſchien, einerſeits ein Überbleibjel 
ſalteter Dogmengläubigkeit und gewiſſenloſer Demagogie im Proletariat, 
dererſeits ein Produkt der Bösartigkeit von „Scharfmachern“ und Junkern, 
als ein rückſtändiger Typus aufgefaßt wurden, denen man das „freiheitliche 
irgertum“ mit ſtarkem „ſozialem Empfinden“ als den Typus der Zukunft 
genüberſtellte, als eine Schicht, die bereit ſei, Arm in Arm mit den Prole⸗ 
tiern gegen Junker, Pfaffen und Scharfmacher zu kämpfen und eine Periode 
r „induftriellen Demokratie“ zu begründen. 

Durch dieſe Illuſionen wurde dem bürgerlichen Radikalismus in manchen 
indern die Bundesgenoſſenſchaft von Arbeitern zugeführt, die ſich bereits zu 
zialiſtiſcher Erkenntnis durchgerungen hatten. 

Aber noch in anderer Weiſe wurde dieſer durch den Reviſionismus geſtärkt. 
Der Liberalismus iſt theoretiſch bankrott und wird dadurch unfähig, einen 
achwuchs an weiterblickenden Politikern zu erzeugen. Der Reviſionismus, 
er in der Praxis das Zuſammenwirken mit dem Liberalismus predigt, ſchlägt 
e Brücke, auf der dieſem Elemente zuziehen können, die durch die Schule 
3 Marxismus gegangen find und, wenn fie ihn auch nicht zu Ende gedacht, 
doch genug von ihm gelernt haben, um an Verſtändnis der Triebkräfte der 
todernen Geſellſchaft den liberalen Politikern weit überlegen zu ſein. Wenn 


ache Elemente, durch reviſioniſtiſche Erwägungen getrieben, ſich dem Libera⸗ 
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lismus nähern in der Erwartung, ihn vor den Wagen des Sozialis 
ſpannen zu können, geraten ſie unbemerkt dahin, ſelbſt vor den Wagen 
Liberalismus geſpannt zu werden, dem fie dadurch neue Kraft verleihen, 
iſt eines der Anzeichen des Übergangsſtadiums, in dem wir leben, daf 
Bourgeoiſie vieler Länder ihre Staatsmänner wie ihre Klopffechter mit ſteige 
Vorliebe aus Kreiſen holt, die etwas vom Marxismus gelernt haben. E 
aber auch ein Anzeichen der hoffnungsloſen Dummheit des deutſchen Lil 
lismus, daß er blind dafür iſt, und die Barth und Breitſcheid, die den 9 
eines ſozialiſtiſchen Zuzugs für die intelligente Bourgeoiſie begriffen ha 
im Stiche läßt. Daher finden die F. O. Hertz, Struve, Briand, Miller 
John Burns uſw. in Deutſchland keine Genoſſen. Nicht einmal Herrn Som 
hat der deutſche Liberalismus zu feſſeln verſtanden. Und da man nicht dau 
zwiſchen Liberalismus und Sozialdemokratie hin und her pendeln kann, 
dieſer Vertreter des profeſſoralen Reviſionismus die Politik für ein und 
bares Geſchäft erklärt. 

So iſt die praktiſche wie die theoretiſche Bilanz des erſten Jahrzehnts 
Reviſionismus keine glänzende. Sie gemahnt ſehr an die Schlagworte, 
denen er den Marxismus zu töten meinte: Verelendung und Zufammenbr 


Zur Organifation der Jugend. 
Von Max Frankenthal (Hamburg). 


Die Reſolution über die Jugendorganiſationen, welche auf dem Gew 
ſchaftskongreß in Hamburg angenommen wurde, hat nicht die geringſte $ 
rung der Frage herbeigeführt, ſondern fie noch mehr verwirrt. Alle bi: 
beſtehenden Jugendorganiſationen — ob ſelbſtändig oder nicht — müßten 
Harakiri an ſich vollziehen, wenn eine ebenſolche oder ähnliche Reſolution 
dem Parteitag in Nürnberg angenommen werden ſollte. Der d 
Robert Schmidtſchen Reſolution: „Für dieſe Zwecke erſcheint die Bild 
einer beſonderen Jugendorganiſation nicht erforderlich“ macht jeglicher Juge 
organiſation den Garaus. Jedoch ſchien ſich der Verfaſſer über den A 
einer Jugendorganiſation nicht recht im klaren zu fein, denn er ſchreibt ı 
ſichtigerweiſe „erſcheint“. Und im Abſatz 5 läßt die Reſolution ſogar 
Jugendorganiſationen wieder durchſchlüpfen, indem Vertreter der jugendlie 
Arbeiter und Arbeiterinnen zu den Kommiſſionen, welche von den e 
Inſtanzen, Gewerkſchaftskartell und Parteiorganiſation, einzuſetzen ſind, hin 
gezogen werden ſollen. Jugendorganiſationen ſind ja gerade deshalb 
forderlich, damit die Jugend regelmäßig an den Veranſtaltungen, die für 
getroffen werden, teilnimmt, der Bildung überhaupt zugänglich gemacht wi 
Eine Veranſtaltung ſoll die andere ergänzen; es muß in der Erziehung 
Jugend ein gewiſſes Syſtem — allerdings kein Schulſyſtem mit ſein 
Zwange — liegen. Dies Syſtem gewährleiſten aber nur Jugendorgani 
tionen. Wie andernfalls ohne ſolche die Bildung und Erziehung der Juge 
ſich vollziehen ſoll, bleibt ein Geheimnis des Genoſſen Robert Schmidt. 2 
jenigen Faktoren, welche ſich bisher mit der Erziehung der Jugend beſchäft 
haben und infolgedeſſen berufen ſind, ein Urteil in dieſer Frage abzugeb 
ſprechen ſich alle für Jugendorganiſationen aus. Und zwar für ſolche, der 
ein größtmögliches Selbſtbeſtimmungsrecht einzuräumen iſt. So lautet z 
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pet der Abſatz 5 der Leitſätze, welche das Hamburger Gewerkſchafts⸗ 
rtell in Gemeinſchaft mit der Parteiorganiſation feſtgelegt hat: 
„Den jungen Leuten ſoll die Selbſtverwaltung ihrer Organiſation 
iglichſt vollſtändig überlaſſen werden.... 

Bei einer ſo ſchwierigen Frage, wie es die Erziehung der Jugend iſt, geht 
natürlich nicht an, die Jugend ſelbſt dieſe Aufgabe löſen zu laſſen, ſondern 
1 Unterſtützung durch die Alteren iſt durchaus notwendig. Dies iſt aber 
zher noch von faſt keiner Seite beſtritten worden. Die Bildungsfrage iſt 
lweiſe eine Geldfrage, und ſchon deshalb iſt ein Eingreifen von Partei und 
ewerkſchaften erforderlich. Dann wird es aber auch nötig ſein, dem Prole⸗ 
‚dat die Gewißheit zu verſchaffen, daß ſich fein Nachwuchs in guten Händen 
findet. Bei der Auswahl der Erzieher, der Leiter muß und ſoll Partei und 
ewerkſchaften ein Einfluß zugeſtanden werden. Doch ſoweit wie nur irgend 
öglich iſt der Jugend das Selbſtverwaltungsrecht zu laſſen. Die Erfahrung 
id die Betätigung in dieſer für viele noch neuen Frage werden in kurzer 
it ſchon zeigen, was am praktiſchſten und richtigſten iſt. Der Aufbau 
ner Organiſation zur Erziehung der Jugend ſoll alſo derart ſein: 

Partei und Gewerkſchaften betrauen die ihnen geeignet erſcheinenden Kräfte 
it der Sammlung und Leitung der Jugend. 

Selbſtverſtändlich müſſen die Leiter den Jugendlichen ſtets Berater und 
cht Bevormunder ſein. Andernfalls werden erſtere ſchnell die unangenehme 
rfahrung machen, daß die Jugend nicht für ſie zu haben iſt. Dieſe Art der 
ammlung der Jugend wird in faſt jedem Orte, wo nur irgendwelche Or⸗ 
miſationen des klaſſenbewußten Proletariats beſtehen, durchzuführen ſein. 
Nun haben einzelne Gewerkſchaften angefangen, beſondere Unter⸗ 
bteilungen für ihre jugendlichen Mitglieder ins Leben zu rufen. Es kommen 
ler jedoch nur die wenigen Gewerkſchaften in Betracht, welche beſonders mit 
endlichen Arbeitern (ungelernten) zu rechnen haben. Daß dieſe Jugend⸗ 
chen, da auch ſie bei Lohnbewegungen uſw. in Frage kommen, in ihrer Ge⸗ 
verfichaft organiſiert ſein müſſen, ſoll nicht beſtritten werden und iſt ſelbſt⸗ 
erſtändlich. Jedoch empfiehlt es ſich aus mehrfachen Gründen, die Ver⸗ 
‚nftaltungen für die Jugend nicht nach Berufen getrennt vorzunehmen. 
lußer dem Mangel an Leitern kommt hier vor allen Dingen in Frage, daß 
er Jugendliche ſich nur im Kreiſe ſeiner Kameraden wohl fühlt, und dieſe 
Bählt er nicht nur aus ſeinem Berufe, ſondern beſonders unter ſeinen Nach⸗ 
am, mit welchen ihn eine Freundſchaft noch von der Schule her verbindet. 
Da Genoſſe Robert Schmidt nicht mit Jugendorganiſationen rechnet, unter⸗ 
äßt er es natürlich auch, eine Altersgrenze für deren Mitglieder feſtzu⸗ 
etzen. Eine ſolche muß aber beſtehen, und da empfiehlt ſich aus vielerlei 
Hründen, hierfür den Eintritt in das neunzehnte Lebensjahr feſtzulegen. 
Nit Vollendung des achtzehnten Lebensjahres muß der Jugendliche zur regen 
Anteilnahme am politij chen Leben angehalten werden, und das geſchieht 
im beſten in der Parteiorganiſation. 

Ob von den Jugendlichen ein Beitrag zu erheben iſt, darüber beſagt die 
Reſolution Schmidt: die Teilnahme an Vorträgen und anderen Veranſtal⸗ 
ungen iſt den Jugendlichen unentgeltlich zu gewähren. Doch wohlgemerkt, 
Schmidt geht davon aus, daß Jugendorganiſationen nicht erforder⸗ 
ich ſeien. Für ſolche aber wird man ein Beitragsgeld erheben müſſen, mag 
dasſelbe auch noch ſo gering ſein. Sonſt liegt die Gefahr nahe, daß das 
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Intereſſe zu gering iſt. Auf dem Lande und in den Kleinſtädten mag e 
Beitragserhebung nützlich ſein — in den Groß⸗ und Mittelſtädten iſt fie ı 
wendig. Nur den jugendlichen Arbeitern, welche ſchon Gewerkſchaften 
gehören und hier Beiträge zahlen, kann die Teilnahme unentgeltlich gew 
werden. | 5 
Bezüglich der Art der Veranſtaltungen deſſen, was den Jugendlichen 
boten werden ſoll, iſt ſchon ſo viel geſagt worden, daß es ſich erübrigt, 
dieſem Platze näher darauf einzugehen. Nur möchte ich noch bemerken, d 
in Hamburg die Mitglieder der Jugendorganiſation unentgeltlich am Tu 
unterricht des Arbeiterturnvereins teilnehmen können. 1 
Was den gewerblichen Schutz der Jugend anbetrifft, ſo ſoll nach der Reſo 
tion des Gewerkſchaftskongreſſes die wirtſchaftliche Intereſſenvertretung ! 
Jugend Aufgabe der gewerkſchaftlichen Organiſationen bleiben. Aber — 
Intereſſenvertretung, die bisher die Gewerkſchaften den Jugendlichen hal 
angedeihen laſſen, war nur ſehr minimal. Und wenn letztere nicht fell 
ihre Sache verfochten hätten, nicht ſelbſt verſucht hätten, ih 
Intereſſen zu wahren, noch heute würden die Gewerkſchaften fi 
nicht ſehr darum kümmern. Erſt die ſelbſtändigen Jugendorga 
ſationen haben die Gewerkſchaften an eine Pflicht, welche bisher verſäu 
wurde, erinnert. Wie bei dieſer Sachlage der Dinge Schmidt dazu komr 
ſich und den Gewerkſchaften dies Eingreifen der Jugendorganiſationen vı 
bitten zu müſſen, iſt nicht recht begreiflich. Dankbar hätte man ihnen di 
ſein müſſen dafür, daß ſie den Gewerkſchaften ein neues Tätigkeitsgebiet 
öffneten. 5 
Darin allerdings hat Schmidt vollkommen recht, daß es zukünftig Sac 
der Gewerkſchaften ſein muß, ſich den Schutz der Jugend zu einer befonder: 
Aufgabe zu machen. Aber auch hierbei wird die Jugendorganiſation helfe 
eingreifen müſſen, indem ſie die Jugendlichen mit ihren gewerblichen Recht 
und Pflichten bekannt macht, eine Aufgabe, welche ja eigentlich ſchon die Schi 
löſen ſollte. | * 
Nach der Erhebung vom 24. Oktober 1904 über die Wirkung der Han 
werkergeſetzgebung belief ſich die Zahl der nur Lehrlinge haltenden Meiſt 
auf 60118, und die Zahl der von ihnen beſchäftigten Lehrlinge auf 7811 
Über dieſe Betriebe werden ſich die Gewerkſchaften nur mit Hilfe der Jugen 
organiſationen Material verſchaffen können. Alſo auch in dieſer Beziehu 
werden die Jugendorganiſationen von Nutzen ſein, wenn auch das Hauk 
gebiet ihrer Betätigung in der Erziehung körperlich und geiſtig gleich tüchtig 
Klaſſenkämpfer liegen ſoll. 3 
Im Laufe ſeines Referats ſprach Genoſſe Robert Schmidt über die inte 
nationale Jugendkonferenz in ziemlich abfälliger Weiſe. Der Genoſſe Kril 
hat inzwiſchen als einer der Teilnehmer an der Konferenz die Kritik als m 
berechtigt zurückgewieſen. Nun — auf zukünftigen internationalen Jugen! 
konferenzen kann ſich ja der Parteivorſtand als zuſtändige Inſtanz durch eine 
Delegierten vertreten laſſen. Ein ſolcher Austauſch von Erfahrungen wir 
auch für die Leiter der einzelnen Jugendorganiſationen Deutſchlands erforderlie 
werden, ſowohl durch jährliche Zuſammenkünfte wie auch durch die Herauz 
gabe einer Zeitſchrift für die Leiter, ähnlich der Parteikorreſpondenz, di 
ſelbſtverſtändlich nicht die ebenfalls herauszugebende großzügige Jugend 
zeitung erſetzen ſoll. a 
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Schmidts Referat befaßte ſich in der Hauptſache nur mit dem gewerblichen 
hutz der Jugend. Für die Tätigkeit der Jugendorganiſationen ſelbſt ſowie 
Agitationskomitees, welche aus den über achtzehn Jahre alten Jugend⸗ 
en gebildet werden ſollen zum Zwecke des Vertriebs von Schriften und 
kungen unter der Jugend, gibt das Referat des Genoſſen Dr. Frank, ge⸗ 
ten auf der zweiten Generalverſammlung des Verbandes junger Arbeiter 
d Arbeiterinnen Deutſchlands, ſowie der Artikel des Genoſſen Remmele in 
39 der „Neuen Zeit“ ſehr beherzigenswerte Fingerzeige. 

Wenn der Parteitag in Nürnberg in dieſem Sinne das wieder gut macht, 
s der Gewerkſchaftskongreß in Hamburg in dieſer Frage unklar gelaſſen, 
an wird er der deutſchen proletariſchen Jugendbewegung einen mächtigen 
stoß geben. Dann wird bald ein Heer von Rekruten heranwachſen, das 
t neuer und gewaltigerer Energie den Emanzipationskampf des Proletariats 
iterführen wird. Der Schlag unſerer Gegner wird dann ein Schlag ins 
aſſer geweſen ſein. 


Ze — 


Noch ein wort zur Ausbildung der Arbeiterſckretärt. 
0 Don Richard Schiller (Breslau). 


In ſeinem Artikel „Ausbau der Arbeiterſekretariate und Vorbildung ihrer 
amten“ in Nr. 32 der „Neuen Zeit“ gibt Genoſſe Fr. Frank (Frank⸗ 
ct a. M.) ein durchaus zutreffendes Bild von der Entwicklung unſerer 
beiterſekretariate, ihrer rechtlichen Stellung und den Sorgen um die Zukunft 
eser jo überaus populären Einrichtungen. So mancher grauköpfige Partei⸗ 
teran, der ſeine Juſtizminiſterlaufbahn im Kreiſe der Genoſſen als ſimpler 
ciefkaſtenonkel ſeines Parteiblatts begann oder als Vorſteher einer recht be⸗ 
eidenen Rechtsauskunftſtelle ſich mühſam und unter perſönlichen Ent⸗ 
hrungen durchzubeißen hatte, ſieht heute mit Freude und ſtillem Staunen 
n dem zaghaften Anfang auf die jetzigen großzügigen Einrichtungen. Viele 
r Alten haben auch perſönlich dieſe Vorwärtsentwicklung mitgemacht; ſie 
ben ſich mit eiſernem Fleiße gebildet, und die ſtetig wachſende Erfahrung 
zr ihnen ein ausgezeichneter Lehrmeiſter. Aber ſchließlich hat jeder Eifer 
ne natürlichen Grenzen. Aus wirtſchaftlichen und aus Konkurrenzgründen 
uß ſich die Auskunfterteilung heute auf alle Gebiete der Rechtspflege er⸗ 
sehen, folglich muß — nicht nur der gehäuften Arbeit, ſondern auch der 
ache wegen — Arbeitsteilung eintreten. 

Hier haben wir den Sorgenpunkt, um deſſentwillen Genoſſe Fr. Frank zu 
men Vorſchlägen zur Vorbildung der Arbeiterſekretäre kommt. Neue Sekre⸗ 
rigte werden heute ſchon von vornherein unter der Vorausſetzung ins Leben 
rufen, daß fie weitgehenden Anſprüchen genügen können, und bei der Aus⸗ 
ahl der Beamten ſpüren die Genoſſen mit peinlicher Gewiſſenhaftigkeit den 
ähigkeiten der Bewerber nach. Von den oft zahlreichen Angeboten kamen 
imer nur wenige ernſtlich in Frage, ein Umſtand, der einmal beweiſt, daß 
irklich geeignete Kräfte wenig vorhanden find und daß ſehr viele Genoſſen 
ne recht geringe Meinung von der Bedeutung der Arbeiterſekretariate haben. 
kit dieſen unangenehmen Tatſachen haben nicht nur die neuen Unter⸗ 
ehmungen zu rechnen, auch die alten, längſt bewährten Inſtitute machen 
eſe Erfahrungen, wenn fie neue Kräfte, wenn fie Nachwuchs haben müſſen. 
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Es iſt bei den heutigen umfangreichen und die Nerven zerrüttenden Se 
tariatsbetrieben gar nicht mehr möglich, neue Kräfte heranzubilden; der g! 
freundſchaftliche Wille tut's nicht mehr, Zeit und Gelegenheit verbie 
ein ſolches Anlernen von ſelbſt; die patriarchaliſchen Verhältniſe 

| 
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auch in dieſer Beziehung bei uns vorbei. Einer oberflächlichen und jeher 
tiſchen Erledigung der Sekretariatsgeſchäfte darf aber unter keinen Umftan 
das Wort geredet werden; tieferes Verſtändnis und neben dem pra 
Können etwas mehr theoretiſches Wiſſen auch auf juriſtiſchem Ge 
iſt heute mehr denn je nötig. „ 

Verhält man ſich gegenüber ſolchen Betrachtungen teilnahmlos, fo gefähn 
man mit Recht den guten Ruf der Arbeiterſekretariate. Genoſſe Frank w 
auf all das mit genügender Deutlichkeit hin und kommt zu dem Schluſſe, 
die Ausbildung der Sekretäre eine ernſte Pflicht der Generalkommiſſi 
ſei. Durch über mehrere Monate ſich erſtreckende Unterrichtskurſe auf 
juriſtiſcher Grundlage, die beſonders das ſchwierige Gebiet des bürgerlic 
Rechtes, des Strafrechtes und der Prozeßordnung berückſichtigen, können n. 
der Anſicht Franks geſunde Zuſtände geſchaffen werden. Ich ſtimme die 
Vorſchlag durchaus zu und halte den gewieſenen Weg für gangbar. 
der engen Liierung zwiſchen Partei und Gewerkſchaft iſt es auch gleichgül: 
ob die Partei oder die Gewerkſchaften die Einrichtung derartiger Kurſe 
treiben. Nach dem heutigen Geſchäftsmodus bei Errichtung der Sekxetari 
liegt die Materie der Generalkommiſſion eigentlich näher wie der Par 
leitung. Jedoch iſt das nur eine Nebenfrage; die Hauptſache bleibt, daß N 
Anregungen Franks feſte Geſtalt annehmen. 3 

Nun nimmt in Nr. 36 der „Neuen Zeit“ auch Genoſſe P. Riſtau 
dieſer Frage Stellung. Er erkennt die Berechtigung des Frankſchen Artil 
an, fragt aber verwundert: Warum eine neue Hochſchule? Seine Verwun 
rung will er damit erklären, daß ja die Parteiſchule die geeignete Inſtitut 
ſei, in der der brauchbare Nachwuchs an Arbeiterſekretären herangebil 
werden kann. Hier haben wir alles, was nötig iſt: Ar beiterrecht, bürg 
liches Recht, Strafrecht und Strafvollzug. Außerdem tüchtige Le 
kräfte — ohne Zweifel — und ferner noch Nationalökonomie, Soz. 
logie, Naturwiſſenſchaft uſw. Mit dieſen gewichtigen Argumenten 792 
Genoſſe Riſtau die Frankſchen Sorgen gründlich zerſtreut und den Wun 
nach einer beſonderen Bildungsanſtalt für Arbeiterſekretäre ein für allen 
als überflüſſig erklärt zu haben. f „ 

Gemach, verehrter Genoſſe, jo ſchnell iſt die Frage nicht zu erledigen. © 
juriſtiſchen Fächer an der Parteiſchule ſind — das darf man offen ai 
ſprechen — vorderhand noch problematiſch zu betrachten. Wöchentlich v 
Stunden Arbeiterrecht und vier Stunden Bürgerliches Recht, beziehun 
weiſe Strafrecht und Strafvollzug. Das hört ſich recht vielverſprech 
an, bedeutet aber in Wirklichkeit herzlich wenig Zeit im Verhältnis zu 
gewaltigen Materie, die von dieſen juriſtiſchen Fächern umſpannt wi 
Niemand wird das beſſer beſtätigen können, wie die drei hierfür in Fre 
kommenden Lehrer. Der Stoff häuft ſich ihnen namentlich in der ‚ur 
Hälfte des Kurſus — trotz des Überſchlagens zahlreicher Paragraphenkolonien 
übermäßig an. Von praktiſchen Übungen konnte gegen Ende des Un 
richts keine Rede mehr ſein. Bei einem ſolchen Verfahren iſt es ausgeſchloſſ 
daß die Vorbildung erreicht wird, die Genoſſe Frank für Arbeiterſekretari 
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Fe Stils im Auge hat. Günſtiger liegt die Sache bei den Parteiſchülern, 
ſich bereits in ähnlichen Stellen befanden, denen die Materie nicht ganz 
110 iſt, und die gerade auf dem Gebiet der Arbeiterverſicherung mit dem 
ſtem vertraut werden, mit dem man verſuchen ſoll, die überall verſtreut 
zenden Geſetze zum Schutze der Arbeiter in Anwendung zu bringen. Im 
zemeinen aber können die juriſtiſchen Fächer gerade wegen dieſer beſchränkten 
sit nur flüchtig behandelt werden, und ein Parteiſchüler, der ſich mit juriſtiſchen 
agen zum erſtenmal beſchäftigt hat, wird — beſonders beim Bürgerlichen 
cht und beim Strafrecht — auf lange Zeit noch Volontär bleiben müſſen. 
elche Laſt eine ſolche ſchwache Hilfskraft aber für ein ſtark frequentiertes 
kretariat iſt, braucht nicht näher geſchildert werden, ebenſowenig, wie man 
Gefahren unrichtiger Auskunfterteilung nicht genauer ausmalen braucht. 
Nun wird ſo mancher Genoſſe erſtaunt fragen, ja wenn die Dinge ſo 
gen, wo bleiben da die praktiſchen Erfolge der Parteiſchule? Und ſo 
zmcher „wohlmeinende“ Kritikus unſerer Hochſchule wird ſchmunzelnd ſeinen 
en Vers wiederholen, daß die Schule zur marxiſtiſchen Kirche wird und die 
axis zum Teufel geht. Aber jo oberflächlich darf die Sache nicht behandelt 
rden, es muß vielmehr einmal gründlich die Frage erörtert werden, was 


im ſozialiſtiſchen — nicht im ſtaatsſozialiſtiſchen Sinne — praktiſche Arbeit 
r Parteiſchule und was nicht. 

Wie ſchon oben ausgeführt, kann das Übermaß juriſtiſcher Materie, zu⸗ 
mmengedrängt auf 34 Tage zu ſechs Unterrichtsſtunden täglich, keine eigent⸗ 
h praktiſchen Erfolge zeitigen. Sieht man nun aber die Sache von einer 
deren Seite an, fo bietet fie auch ein anderes Bild. Werden von den 
32 Tagen des Semeſters 34 Tage zu einer relativ weniger fruchtbringenden 
ätigkeit verwandt, dann muß man zu dem Schluß kommen, daß dieſe Zeit 
im Schaden der anderen Lehrfächer geopfert wird. Nun ſteht die 
rage jo: Darf die Zeit geopfert werden? Ehe aber dieſe Frage beantwortet 
erden kann, muß man wiſſen, was die eminent praktiſche Aufgabe der 
arteiſchule iſt. 

Gründungszweck der Schule war: theoretiſch durchgebildete Agi— 
toren aus dem Arbeiterſtand heranzuziehen. Die praktiſche Kleinarbeit der 
gitation, der tägliche Kampf mit dem organiſierten Gegner, ſei es den Chriſt⸗ 
chen, den Reichsverbändlern oder anderen, forderte dringend ein höheres Maß 
on ſozialiſtiſchem und allgemeinem Wiſſen. Vor allem fehlt den Ge⸗ 
oſſen die innige Kenntnis der ſozialiſtiſchen Theorie, die Kenntnis von 
em Weſen einer Weltanſchauung, an deren Verwirklichung man nicht nur 
(auben, Sondern deren logiſche, hiſtoriſche Zuſ ammenhänge man auf ökonomiſchem 
zebiet auch erkennen lernen ſoll. Wir wiſſen, daß die reichhaltige und 
um großen Teil auch wertvolle Literatur auf dieſem Gebiet allein keinen 
Vandel ſchaffen kann; dem proletariſchen Leſer fehlt die Lehr⸗ und Denk⸗ 
ethode, vor allem die Dialektik, die es ihm möglich macht, aus ſcheinbaren 
Viderſprüchen richtige Schlußfolgerungen zu ziehen. Da ſollte die Partei⸗ 
hule Mittel zum Zweck werden und aus aufgeweckten Genoſſen ſchlichte, 
ber doch wiſſende ſozialiſtiſche Agitatoren machen. Das iſt der erſte 
und vornehmſte Zweck der roten Akademie! Soll in dieſem Sinne wirklich 
twas Poſitives erreicht werden, dann muß danach hingeſtrebt werden, den 
ehrplan nicht durch Vielſeitigkeit, ſondern durch Gründlichkeit auszu⸗ 
auen. Um das zu ermöglichen, fordere ich nicht mehr und nicht weniger 
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als zwei Juriſten vom Lehrplan der Parteiſchule ganz zu ſtreichen 
einen geeigneten Lehrer Vorträge über die geſchichtliche Entwicklung der Rec 
pflege im allgemeinen halten zu laſſen. Solche Vorträge erwecken hiftorifi 
Verſtändnis und nützen viel mehr als ein flüchtiges Durchpeitſchen zahll 
Geſetze. Der jetzt übliche juriſtiſche Unterricht an der Parteiſchule bede 
nur halbe Arbeit. Scheiden wir dieſe halbe Arbeit aus und übertragen 
ſie Einrichtungen, wie ſie Genoſſe Frank wünſcht, dann gewinnt auf der ei 
Seite die Parteiſchule mehr Zeit und Bewegungsfreiheit für ihre ureigenf 
Aufgaben, und auf der anderen Seite iſt für den 1 an | 
Arbeiterſekretären ebenfalls aufs beſte geſorgt. 


i 


Ein ' 
Von Rudolf Krafft. 
Der reichsdeutſche Militarismus hat zwei Mittel, mit denen er tief in 
Zivilleben eingreifen kann. Das erſte beſteht darin, daß die Offiziersehr 
gerichte auch für die nicht zum Dienſte eingerückten Offiziere des Beurlaubt 
ſtandes und für die mit der Erlaubnis zum Tragen der Uniform ı 
abſchiedeten Offiziere zuſtändig ſind; das zweite bilden die Veteranen 1 
Kriegervereine. 
Wie die Reaktion, die im Deutſchen Reiche herrſcht, die Offiziersehr, 
gerichte ausnutzt, iſt bekannt. Sie läßt ſie ſogar dann in Aktion trei 
wenn ein Ziviliſt, der zufällig Reſerve⸗ oder Landwehroffizier iſt, nur 
rein wahltaktiſchen Gründen, alſo nicht als Parteigenoſſe, zur Wahl ei 
Sozialdemokraten auffordert. Der Betreffende wird dann mit ſchlichtem 9 
ſchied entlaſſen, obwohl Bismarck, unbekümmert um feine Würde als Küraſf 
general, ſeinerzeit telegraphiert hat: Wählt Sabor! „Und wie mit den pf 
ſionierten Offizieren, die die Erlaubnis zum Tragen der Uniform erhal 
haben, umgegangen wird, beweiſt am beſten das Schickſal des Oberſt Gäz 
Die von Gädke aufgeſtellte Behauptung, daß die Armee nicht ein willenlo 
Werkzeug des Monarchen ſei, iſt eine Selbſtverſtändlichkeit, mit der ſogar d 
an Rückſtändigkeit nichts zu wünſchen übrig laſſende deutſche Militärſtrafgef 
buch rechnet. In ſeinem § 47 beſtimmt es ausdrücklich, daß der Untergebe 
der einen Befehl ausführt, von dem er weiß, daß er ein militäriſches o 
bürgerliches Verbrechen oder Vergehen bezweckt, als Teilnehmer zu beſtra 
iſt. Dieſer Paragraph, der bei der Faſſung der Kriegsartikel freilich ni 
beachtet worden iſt, beweiſt, was von der Legende der militäriſchen Allma 
des oberſten Kriegsherrn zu halten iſt. Auch für den deutſchen Soldaten 
die oberſte Richtſchnur das Geſetz. Auch er hat das im genannten 8 
inbegriffene Recht der Gehorſamsverweigerung, wenn ihm bewußt iſt, daß 
die Hand zu einem Vergehen oder Verbrechen bieten ſoll. Wäre es ande 
ſo ſtünde das Deutſche Reich in ziviliſatoriſcher und politiſcher Hinſicht m 
tiefer, als es leider ſchon ſteht. Aber mochte Gädke im Grunde nicht 
anderes geſagt haben als der § 47 des Militärſtrafgeſetzbuchs, es wurde geg 
ihn dennoch das härteſte Urteil gefällt, das überhaupt möglich war. 
Nun unterſtehen, wie ſchon angedeutet, den Offiziersehrengerichten all 
dings nur die Offiziere a. D., die mit der Erlaubnis zum Tragen der Unit 
verabſchiedet wurden. Wer ohne dieſe Befugnis die Armee verläßt, iſt d 
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engerichten entrückt. Anſcheinend kann daher mit Recht der Einwand er⸗ 
a werden, daß die penſionierten Offiziere den Fährlichkeiten der Ehren⸗ 
ſchte ſehr leicht ausweichen können, wenn ſie bei ihrer Verabſchiedung auf 
Erlaubnis zum Tragen der Uniform verzichten. In der rauhen Wirklich⸗ 
kommt aber ein anderer Geſichtspunkt hinzu. Erhält ein Offizier den 
ſchied ohne die Erlaubnis zum Tragen der Uniform, ſo nimmt jeder einiger⸗ 
zen mit den militäriſchen Verhältniſſen Vertraute an, daß der Abſchied 
zen nicht ganz einwandsfreier Vorkommniſſe erfolgt ſei. Einen derartigen 
doe wollen natürlich die Offiziere, die ſich nichts zuſchulden kommen 
ſen, vermeiden, und daher bitten ſie in ihren Abſchiedsgeſuchen ausnahms⸗ 
um die bewußte Erlaubnis. Ich ſelbſt habe ſeinerzeit einen Ausweg ver⸗ 
iht, indem ich um meine Verabſchiedung ohne die Erlaubnis zum Tragen 
Uniform einkam und dabei die Bitte einfließen ließ, es möge bei der 
abr meiner Verabſchiedung der Paſſus beigefügt werden, daß ich auf 
Erlaubnis zum Tragen der Uniform ſelbſt verzichtet habe. Das Abſchieds⸗ 
uch wurde mir aber mit dem Bemerken zurückgeſchickt, daß die von mir 
zoünſchte Konſtatierung nicht angängig ſei. Darauf blieb mir nichts übrig, 
i um die Verabſchiedung mit der Erlaubnis zum Tragen der Uniform ohne 
je Klauſel zu erſuchen, obwohl ich die felſenfeſte Überzeugung hatte, daß ich 
f dieſe Weiſe in ein paar Monaten wegen meiner leider nur zu berechtigten 


griffe gegen das preußiſche Militärſyſtem in ehrengerichtliche Behandlung 


(ommen würde. 

Es iſt alſo gründlich dafür geſorgt, daß die Offiziere, die ſich bei ihrer 
rabſchiedung nicht in ein zweifelhaftes Licht bringen wollen, ihren Abſchied 
nehmen müſſen, daß fie dem Ehrengericht nicht entrinnen können, wenn ſie 
tür ſagen oder tun, was zu der im Deutſchen Reiche aus naheliegenden 


ich die Ehrengerichtsverordnung ſtellt alſo indirekt das Prinzip auf, daß 
2 Offiziere höhere Weſen ſeien. Es wäre ja gewiß ſehr angenehm, wenn 
Sin der Wirklichkeit zuträfe. Aber die militäriſche Kriminalſtatiſtik und 
e Reihe von publik gewordenen Skandalen beweiſen zur Genüge, daß die 
fſiziere Menſchen find wie andere auch und daher keine Ausnahmeſtellung 
anſpruchen können. 

Ebenſo ſchön wie mit der Eruierung des Tatbeſtandes ſteht es mit dem 
erteidigungsrecht des Angeſchuldigten. Mündlich darf er ſich nur ſelbſt ver⸗ 
digen. Sit er nicht ſprachgewandt, jo muß er auf die mündliche Verteidi⸗ 
ing verzichten und die ſchriftliche wählen. Will er zu ſeiner Verteidigung 


Die Unterſuchung führt der Ehrenrat. Das Ergebnis ſeiner Recherchen 
wie ſeine eigene Anſchauung hat er in einem Gutachten niederzulegen. Ob⸗ 
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wohl dieſes Gutachten ungefähr der Anklageſchrift des Staatsanwaltes 
ſpricht, darf der Angeſchuldigte kein Wort davon ſehen und hören. Es n. 
ihm nicht zur Erwiderung ausgeliefert, und in der Spruchſitzung, in der 
geſamte Ehrengericht ſeine Meinung über den Fall abgibt, muß der 
geſchuldigte den Saal verlaſſen, ehe mit der Verleſung des Gutachtens 
gonnen wird. Das iſt ungefähr ſo, wie wenn im gewöhnlichen Sa 
verfahren der Angeklagte und jein Verteidiger vor Beginn der Rede 
Staatsanwaltes ſich aus dem Gerichtsſaal entfernen müßten. | 
Aber damit find die Kurioſitäten noch nicht erſchöpft. Die Anſchaun 
die das Ehrengericht in ſeinem ſogenannten Spruche darlegt, ift nam | 
Urteil, ſondern nur ein Antrag, der vom oberſten Kriegsherrn beſtätigt o 
nach Belieben verſchärft oder gemildert werden kann. Somit beſteht der Sch 
des ehrengerichtlichen Verfahrens in einer Kabinettsjuſtiz, über die das 
geblich an der Spitze der Welt marſchierende Deutſchland eigentlich hing 
gewachſen ſein ſollte. — 
Selbſtverſtändlich kann die Reaktion mit einem ſolchen Apparat vorzüg: 
arbeiten. Er verſagt auch dann nicht, wenn der Spruch des Ehrengerick 
nicht nach Wunſch ausgefallen iſt. Iſt dem ſo, ſo wird der Spruch im Kabir 
entſprechend korrigiert. Hier gibt es ſomit kein Entrinnen. „ 
Und mit einem Gerichtsverfahren, das derart beſchaffen iſt, kann, nebı 

bei bemerkt, ein Offizier, der noch aktiv iſt, nicht nur um ſeine Stellu⸗ 
ſondern auch um ſeine Penſionsanſprüche gebracht werden. Man kann 
damit beinahe über Nacht zum Bettler machen. Der penſionierte Offi; 
iſt wenigſtens davor ſichergeſtellt, daß ihm das Ehrengericht die Benfi 
nehmen kann. m 
Sehr charakteriſtiſch iſt es, daß die deutſchen Staatsrechtslehrer und Rech 
gelehrten die Offiziersehrengerichte als durchaus verfaſſungsgemäß anerkenn 
Anderen Leuten bleibt hier nur der freilich auch aus ſonſtigen Tatſachen ) 
leicht zu ziehende Schluß übrig, daß die deutſchen Verfaſſungen nur ein Dam 
Anſtrich auf dem in Deutſchland herrſchenden Abſolutismus find. n 
Während die Reaktion einen erheblichen Prozentſatz des männlichen Zei: 
der ſogenannten gebildeten Zivilbevölkerung durch die Offiziersehrengeri⸗ 
ſtramm im Zügel hält, übt ſie mit den Veteranen⸗ und Krieg 
vereinen uſw. über eine große Anzahl von Arbeitern, Bauern, Hay 
werkern uſw. die politiſche Kuratel aus. Die militäriſche Vereinsmeierei jt) 
ja im Deutſchen Reiche leider ſehr im Flor. Nicht genug damit, daß die e 
maligen Soldaten ſich in großen Vereinen zuſammenſchließen: es gibt au 
Vereine, in denen ſich nur ehemalige Angehörige beftimmter Regimenter 
finden. Den Mitgliedern aller dieſer Vereine iſt die Wahl eines ſozialden 
kratiſchen Abgeordneten, die Beteiligung an der ſozialdemokratiſchen Agitati 
verboten. Wer dagegen handelt, wird ausgeſchloſſen. e 
So hat der Militarismus ein ganzes Netz um die männliche Zivilbevöl 
rung geſponnen. Zieht man auch die anderen Mittel, die der Staat zur 9 
kämpfung der freien Meinungsäußerung anwendet, in Betracht, jo muß m 
zugeben, daß er auf dieſem Gebiet ganze Arbeit leiſtet. Und wenn man fern 
bedenkt, daß die Sozialdemokratie trotzdem wächſt, jo bleibt einem vernüt: 
tigen Menſchen nichts übrig, als ihr zu gratulieren, und jenen, die ſich ei 
bilden, ſie können ſie niederreiten, das innigſte Beileid auszuſprechen. 
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Ludwig Bräutigam, Prolellor Ein moderner Pädagoge. Meinungen. 
Apzig 1907, Teutonia-Verlag. XXX und 205 Seiten. Preis 3 Mark. 

Unſere Überſchrift rechtfertigt ſich ſchon durch den Lebenslauf und die Charak⸗ 
tik, die der Herausgeber Heinrich Schulz — wie wir vermuten, identiſch mit 
rem bekannten Genoſſen und Mitarbeiter an dieſer Zeitſchrift — der Veröffent⸗ 
ing einer Reihe ſchulpolitiſch⸗pädagogiſcher Aufſätze aus dem Nachlaß ſeines 
ehrten früheren Lehrers vorausgeſchickt hat. Der im Oktober 1906 geſtorbene 
feſſor des Deutſchen und der Geſchichte an der Realſchule „beim Doventor“ in 
e war wirklich einer der, noch nicht allzu häufigen, Schulmänner, die jenes 
gende Beiwort verdienen. Sproß einer ſächſiſchen Bauernfamilie, zuerſt als 
Uksſchullehrer in feinem Heimatlande tätig, trieb ihn ſein Wiſſensdrang zum 
verſitätsſtudium, nach deſſen Erledigung er die Hauptzeit ſeines Wirkens (von 
49 bis zu ſeinem Tode) eben an jener Bremer höheren Schule zugebracht hat. 
war keiner von der Art „höherer“ Lehrer, die mit Dünkel auf ihre Volksſchul⸗ 
5 von oben herab ſehen. „Als im Jahre 1905 in Bremen die Wogen des 


zulkampfes hoch gingen und alle vorſichtigen und feigen Elemente, auch unter 
höheren Lehrern, von den tapferen bremiſchen Volksſchullehrern abrückten, die 
t Entfernung des Religionsunterrichts aus der Schule verlangten, da gerade, 
dieſer heißen Zeit, tat Bräutigam einen Schritt, der ihn hoch ehrte: er trat als 
ger der erſten und älteſten akademiſchen Lehrer Bremens dem bremiſchen Lehrer⸗ 
nein als Mitglied bei und bekundete dadurch ſeine Sympathie mit den tapferen 
ümpfern und ſeine innere übereinſtimmung mit ihren Zielen“ (H. Schulz auf 
(XVI, Anm.). Neben ſeiner fruchtbaren Tätigkeit als friſcher, anregender Lehrer 
10 er ein begeiſterter Vorkämpfer der modernen, volksmäßigen Dichtkunſt, ins⸗ 
ondere ſchon früh der echten „Heimatkunſt“ (nicht dagegen der neumodiſchen, 
womantifchen „Kunſt um der Kunſt willen“), wie er denn auch den Anfang mit 
e Veranſtaltung von Volkskunſtabenden in der Handelsſtadt an der Weſer machte, 
sgehend von dem Grundſatze: „Die Kunſt gehört dem Volke, dem ganzen Volke, 
: alle ſollen die Tempel der Kunſt geöffnet ſein.“ Daneben war er ein be⸗ 
Aritiker, daher auch jahrzehntelan Muſikberichterſtatter berichterſtatter 
Theaterreferent) für einheimiſche un auswärtige Blätter. 

| teten denn auch die von Genoſſe Schulz aus dem Nachlaß 
rausgegebenen „Meinungen“ Bräutigams über allerlei Schul⸗ und Erziehungs⸗ 
igen mancherlei Anregungen, zumal da ſie friſch und allgemeinverſtändlich ge- 
ſrieben ſind. Und gerade ſozialdemokratiſchen Leſern wird vieles darin ſympathiſch 
in: fo fein auch in Komödienform gebrachter Kampf gegen Direktorenwillkür und 
llegenſervilität, gegen Kriegsdichtung, Hurrapatriotismus und „Verpreußung“ 
den Schulen, gegen einen verknöcherten Geſchichtsunterricht, gegen eine falſche 
rt der Strafverhängung, ſein Eintreten für Kunſtunterricht, für Geſundheitspflege 
id körperliche Beſchäftigung nicht bloß der Schüler, ſondern auch der — Lehrer, 
id manches andere. Und doch ſteckt ſelbſt dieſer in vielen Dingen ſo modern 
nkende Schulmann, deſſen dem Titelblatt beigegebenes Bild ſchon Sympathie für 
e offenen, kräftigen und klugen Geſichtszüge erweckt, in anderen noch tief in den 
orurteilen der bürgerlichen Klaſſe. Als älteſter Lehrer des Deutſchen hat er auch 
e Leitung der Schulfeierlichkeiten übernommen. Da fehlt nun faſt niemals, ſelbſt 
der Schule der freien und Hanſaſtadt, die doch — ſoviel wir wiſſen — den 
eligionsunterricht auf den oberen Klaſſen ihrer höheren Schulen aufgehoben hat, 
ie Einleitung durch Choralgeſang und Bibeltext. Aber mehr als das! Offenbar 
it Behagen ſchildert er das Programm einer Kaiſer⸗Geburtstagsfeier mit dem 
hema: „Die Schule und die Fürſten“, wobei unter anderem Wilhelms II. Sang 
n Agir vom Chore vorgetragen wurde, wie denn überhaupt „an vaterländiſchen 
eſttagen ſelbſtverſtändlich (ö) in erſter Linie die drei erſten Kaiſer des Deutſchen 
leiches gefeiert wurden“ (S. 114). Noch patriotiſcher ging es bei der von Bräutigam 
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geleiteten Bismarckfeier vom 25. März 1895 her: von dem erſten bis zu 
Choralgeſang, von der erſten bis zur letzten Schülerdeklamation, von Got 
Bismarckhymne bis zu dem Chorgeſang des „Wir Deutſche fürchten uſw.“ wa \ 
ſehr „einheitlich geſtaltet“, das heißt zum Preiſe des Säkularmenſchen, im Si 
mit der Feſtrede des Direktors, der den Abiturienten „den auch in der 8 
wiederholt auf Bismarck angewandten Spruch: ‚Allezeit treu bereit — 8 
Reiches Herrlichkeit‘ ans Herz legte“. Allerdings ſtammt der betreffende A 
ſchon aus dem Jahre 1897, und Bräutigams oben erwähnter Beitritt zum Brem 
Lehrerverein (1905) läßt hoffen, daß des wackeren Mannes politiſches Urteil ſpäß 
ein freiheitlicheres geworden iſt. Warum hat er, wenn er anders dachte, 1 
Leitung ſolcher Feiern nicht abgelehnt? — Auch in einer anderen Frage | 
unſeres Erachtens nicht die nötigen Konſequenzen. Er ſchildert in feiner „Sch, 
komödie“ und in dem erſten Aufſatz die von ihm erlebte Direktorenwillküt 
den Servilismus ſeiner Amtsgenoſſen auf einem Höhegrad, wie er denn doch 
licherweiſe in dieſer Höhe nicht die Regel iſt. Aber was fordert er im Anſchl, 
daran? Er verwahrt ſich ausdrücklich dagegen, daß er Umſturz, radikale I 
wälzung, wild verwegene Neuerung erſtrebe, und wünſcht nur „eine Behan u 
der Untergebenen (), bei der ihre Mündigkeit voll und ganz anerkannt, b 
der Entfaltung ihrer Individualitäten Raum gegönnt wird“. Er ſieht nicht, de 
die Schuld an dem bureaukratiſchen Syſtem liegt, das freilich mit unſerer 
heutigen Geſellſchaftsordnung zuſammenhängt. Der Durchſchnitt der Obe 

iſt nicht ſerviler und nicht ſtolzer als andere Menſchen auch, ja vielleicht 

der Durchſchnitt der Direktoren. Aber ſolange jede geſetzliche Regelung, 
Einſchränkung und Abgrenzung der direktorialen Befugniſſe fehlt, wird e 
wieder zu ſolchen Zuſtänden kommen. Es iſt zum Beiſpiel gar nicht a 
warum nicht die Führung der direktorialen Amtsgeſchäfte (ähnlich wie bei dei 
ſchulen) jährlich wechſeln ſoll, und anderes mehr. 1 1 
So ſehen wir, daß ſelbſt ein im ganzen ſo modern denkender und tüchtig 
Pädagoge, wie Bräutigam, ſich von dem ihn jahrzehntelang umgebenden Mili 
nicht ganz hat los machen können. Das mindert natürlich nicht ſeinen Wert a 
Menſch, Lehrer und väterlicher Freund ſeiner früheren Schüler. Wohl dem Lehre 
dem einer ſeiner Schüler noch nach vielen Jahren die Worte nachrufen kann: „( 
verſtand es wie kaum ein zweiter, das Herz der Schüler zu packen und ihren Sinn a 
das Große, Schöne und Ideale zu lenken. Stets voller lebensfriſcher Anregunge 
voller Optimismus, voller echter Lehrerbegeiſterung für das werdende Geſchlecht, we 
ſein Unterricht kraftbildend im ſchönſten Sinne des Wortes“ (H. Schulz, S. I). P. 


Dr. Konrad Guenther, Vom Artier zum Menfchen. Ein Bilderatlas zur A 
ſtammungs⸗ und Entwicklungsgeſchichte des Menſchen. Lieferung 1. Vollſtänd 
in 20 Lieferungen & 1 Mark. Stuttgart, Deutſche Verlagsanſtalt. 4 
Die uns vorliegende erſte Lieferung entſpricht in Ausſtattung und Text de 
weitgehenden Anforderungen, die an ein gemeinverſtändliches und doch wiſſel 
ſchaftlich vertieftes Werk dieſer Art zu ſtellen ſind. Der Bilderatlas, der 7 
in Großquartformat bringen wird, bietet, wie das Probeheft zeigt, ſowohl in di 
Herſtellungstechnik wie in der Auswahl der Zeichnungen ein Anſchauungsmaterig 
das in gleicher Vortrefflichkeit bei dem verhältnismäßig ſo niedrigen Preiſe no 
nicht exiſtiert. Und der Text, deſſen geiſtiger Wert gewöhnlich bei ſolchen Prach 
werken bedenklich hinter der reicheren Ausſtattung zurückbleibt, entſpricht hier i 
erſten Hefte allen Anforderungen, die vom Standpunkt einer vorurteilsloſen, rei 
wiſſenſchaftlichen Naturerkenntnis zu ſtellen ſind. Wie der Proſpekt mitteilt, wir 
der Text etwa 380 Seiten des großen Formats füllen und folgende zehn Kapit 
bringen: 1. Die Zelle und ihre Entſtehung. Entſtehung des Lebens auf der Erd 
2. Vom Einzelligen zum Vielzelligen. Herausbildung und Trennung der Geſchlechte 
3. Der Befruchtungsvorgang. 4. Die Hohltiere und die Entſtehung der Organ 
5. Die Würmer und die Ausbildung der Körpergliederung, der Leibeshöhle und de 
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jefäße. 6. Die Einheit der Entwicklung der Wirbeltiere und des Menſchen. 
je Ahnenformen des Menſchen unter den Fiſchen. 8. Die Ahnenformen unter 
andwirbeltieren. 9. Die Entwicklung der einzelnen Organſyſteme. 10. Rück⸗ 
ze des Menſchen auf Tierahnen und die Entwicklung der menſchlichen Seele. 
Wir behalten uns für den Abſchluß des Werkes eine eingehende Beſprechung 
können aber ſchon jetzt die Bemühungen des Herausgebers und Verlags als 
ennenswert bezeichnen. ew. 


| Zeitſchriftenſchau. 


„The international socialist Review“ vom Juni enthält einen kurzen 

cht über „Den ſozialiſtiſchen Parteitag“ (Socialist National Convention) der 

Aist Party (Sozialiſtiſchen Partei), der vom 10. bis 17. Mai in Chicago ab⸗ 

ten wurde. Zur beſſeren Vorbereitung aller Fragen wurden mehrere Kom⸗ 

onen eingeſetzt, ſo für die „Platform“ (das Wahlprogramm), für das Statut, 

die Frauenbewegung, für die Bauernfrage und für das Verhältnis zu anderen 

iterorganiſationen. Über die Alkoholfrage wurde eine Reſolution angenommen, 

den Mißbrauch alkoholiſcher Getränke als ein ſchlimmes Hemmnis des Sozia⸗ 

us erklärt, in der Vermehrung der Polizeigewalt des Staates jedoch keine Ab⸗ 

ſieht und in der Beſeitigung der durch den Kapitalismus verurſachten Unter⸗ 

hrung und Überermüdung das wirkſamſte Mittel gegen den Alkoholismus er⸗ 
. Der Vorſchlag eines Delegierten, der Parteitag ſolle dem Präſidenten 
ſevelt einen offenen Brief ſchicken, wurde abgelehnt, da man der Darſtellung, 
ſevelt wolle alles Gute für die Arbeiter, werde aber von den Truſts daran 
ndert, nicht zuſtimmen könne. über die Arbeiterorganiſationen wurde eine 
e Reſolution angenommen, in der ausgeſprochen wird, daß die Sozialiſtiſche 
tei in allen Kämpfen zwiſchen den organiſierten Arbeitern und den Kapitaliſten 
den Gewerkſchaften zuſammenſteht; dann werden die wichtigſten Fälle der 
en Jahre aufgezählt, wo die Staatsgewalt mittels der Geſetzgebung, des 
itärs und der Juſtiz den Gewerkſchaften ihren Kampf unmöglich zu machen 
te, und die gewerkſchaftlich organiſierten Arbeiter werden darauf hingewieſen, 
fie mittels des Stimmzettels ſich dagegen wehren können. Von mehreren 
ten wollte man einen Satz eingefügt ſehen, der die Organiſation in Induſtrie⸗ 
händen als vorteilhafter wie die traditionelle Fachorganiſation empfiehlt. Die 
hrheit (143 gegen 43) wollte jedoch in dieſer Reſolution, die den Gewerkſchaften 
Sympathie und Solidarität der Partei ausſprechen ſoll, nicht zu der Frage der 
ckmäßigſten gewerkſchaftlichen Organiſationsform Stellung nehmen. Dieſe Ab⸗ 
mung zeigt deutlich das Beſtreben der Partei, mit dem großen Gewerkſchafts⸗ 
d (der A. F. L.) auf freundſchaftlichem Fuße zu ſtehen und alles zu vermeiden, 
3 diefe abſtoßen könnte. 10 

Der Vorſchlag, ſich mit der anderen Partei (S. L. P., Sozialiſtiſche Arbeiter⸗ 
tei) zu vereinigen, wurde abgelehnt und deren Mitglieder eingeladen, ſich einzeln 
Sczialiſtiſchen Partei anzuſchließen. Nach Beratung des Wahlprogramms 
rden Eugene Debs und Ben Hanford als Kandidaten für die nächſten 
äſidenten⸗ und Vizepräſidentenwahlen nominiert. über die Ein⸗ 
nderungsfrage wurde eine Reſolution angenommen, die ausſpricht, daß der 
iſſenkampf das Prinzip der Arbeiterbewegung iſt, daß den Verſuchen der Kapita⸗ 
en, durch Einfuhr billiger Arbeitskräfte die Löhne zu drücken, energiſch entgegen⸗ 
reten werden ſoll, daß jedoch über die Raſſenfrage und über eine Geſetzgebung 
len beſtimmte Raſſen noch kein Urteil abgegeben werden kann und eine Kom⸗ 
ſſion zum Studium dieſer Frage eingeſetzt wird. Ein Vorſchlag, in dieſer Re⸗ 
ution eine Erklärung gegen die aſiatiſche Einwanderung aufzunehmen, wurde 
gelehnt — leider wird nicht mitgeteilt, wie ſtark die Minorität war, die ſich 
für erklärte. Die Reſolution über die Bauernfrage ruft die Bauern auf, mit den 
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Arbeitern zuſammenzuſtehen und dem genoſſenſchaftlichen Betrieb ihre Au 
keit zu ſchenken, lehnt dagegen beſondere Verſprechungen für die Bauer 
hitzige Diskuſſion über die Religion fand noch ſtatt, weil einige Delegier 
Erklärung der Religion zur Privatſache ein bedauerliches Hemmnis für f 
kuſſion über ſolche Fragen innerhalb der Partei erblickten. Es wurde 
folgende Faſſung angenommen: „Die ſozialiſtiſche Bewegung iſt in erſte 
ökonomiſche und politiſche Bewegung. Sie hat mit religiöſem Glaube 
tun.“ Über die Agitation unter den Frauen wurde eine Minderheitsreſ 
keinen Unterſchied zwiſchen den Geſchlechtern und keine beſonderen 
für die Frauen machen wollte, abgelehnt und entſprechend der Mehrhei 
ein Komitee eingeſetzt, das für die ſozialiſtiſche Propaganda unter den ar 
Frauen Maßnahmen treffen ſoll. i 15 5 
Das ſozialiſtiſche Programm (Socialist Platform) wird in die 
auch vollſtändig abgedruckt. Nach einer ausführlichen Darlegung der ſozi 
Prinzipien und einer ſpeziellen Einleitung, die die Zuſtände und Ereigniſſe 
letzten Jahre in Amerika behandelt, werden folgende Programmforderungen 
geſtellt, die wir hier in kürzerer Faſſung wiedergeben. Allgemeine Forderung 
Staatliche Hilfe für die Arbeitsloſen durch die verſchiedenen produktiven Arbei 
zum Teil durch Unterſtützung kommunaler Maßnahmen; Vergeſellſchaftlichung 
Eiſenbahnen, der Telegraphen, des Telephon, der Verkehrsmittel und des Gr 
und Bodens; Vergeſellſchaftlichung der Induſtrien, die national organiſiert 
Monopole ſind; Gemeineigentum der Bergwerke, Wälder, Waſſerkräfte, Urbarmach 
von Odland; unbedingte Freiheit der Preſſe, des Redens und der Verſammli 
Induſtrielle Forderungen: Die Verbeſſerung der Lage der Arbeiter durch ſte 
Verkürzung der Arbeitszeit, Sicherung einer wöchentlichen Ruhezeit von andertl 
Tagen, gute Arbeitsinſpektion, Verbot der Kinderarbeit bis zum ſechzehnten J. 
Zwangsverſicherung gegen Arbeitsloſigkeit, Krankheit und Invalidität. Politiſ 
Forderungen: Praogreſſive Erbſchafts⸗ und Einkommensſteuer, allgemeines glei 
Wahlrecht für Männer und Frauen, Volksinitiative und Referendum, proportion 
Vertretung und das Recht, die Abgeordneten zurückzurufen, Abſchaffung des Sen: 
Abſchaffung des ufurpierten Prüfungsrechts geſetzlicher Beſchlüſſe durch die Rich 
Ermöglichung der Verfaſſungsänderung durch Majoritätsbeſchluß, Schaffung 
ſonderer Miniſterien für Arbeit, für Erziehungsweſen und für Geſundheitswe 
Volkswahl der Richter, Regelung der Einhaltsbefehle durch das Geſetz, freie Ju 
verwaltung. Dies alles ſind nur vorläufige Mittel zur unmittelbaren Aushilfe, 
zu der Zeit, in der die Arbeiter die ganze politiſche Gewalt und dadurch die Gen 
über die Induſtrie in ihre Hände bekommen. An dem breiten Raum, den die Ju 
in dieſen politiſchen Forderungen einnimmt, erkennt man, daß in Amerika die Ju 
die hauptſächlich angewandte Waffe der Bourgeoiſie gegen die Arbeiterbewegung bil 
„Das Fehlſchlagen der ſozialiſtiſchen Eintzeitsbeſtrebungen“ ift ein Auf 
von Frank Bohn überſchrieben. Der Autor bedauert, daß 1901 die Verſuche 
Einigkeit an dem Widerſtand der S. L. P. (Sozialiſtiſche Arbeiterpartei) ſcheitert 
Dadurch iſt auch jetzt die S. P. (Sozialiſtiſche Partei) nicht, was fie ſein ſollte, 
Organiſation aller revolutionären Elemente. Die S. L. P. iſt ſeitdem taktiſch zu 
nie vom richtigen Standpunkt abgewichen, aber ſie hatte Angſt, das Prinzip du 
Berührung mit den Unreinen zu beſchmutzen, fie ſonnte ſich in einer Heiligkeit, 1 
der keine werbende Kraft ausging, ſie erzog die eben Erwachenden nicht, die ı 
guten Willen, aber noch wenig Einſicht hatten, ſondern hetzte mit dem Meſſer hin 
ihnen her. Dadurch hat ſie das revolutionäre Prinzip diskreditiert und bildet j 
ein Hemmnis für die Verbreitung des Sozialismus. Deshalb ſollen die in ! 
induſtriellen Verbänden organifierten Arbeiter aus der S.L. P. ausſcheiden, ſich! 
P. S., der einzigen Partei, die zu einer Maſſenbewegung werden kann, anſchließ 


um in ihr das revolutionäre Bewußtſein zu ſtärken. f EN 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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Berlin, 25. Juli 1908. 


Der getretene Wurm zu krümmen beginnt ihre Ausnahme haben, und der 
utiche Liberalismus bemühte ſich nach Kräften, dieſe Ausnahme vor aller Welt 
einer unbeſtreitbaren Tatſache zu machen. Um ſo mehr verdient regiſtriert 
werden, daß dieſer getretene Wurm nun doch eine gewiſſe Neigung verrät, 
h zu krümmen, und obendrein, wo man es am wenigſten hätte erwarten ſollen. 
ie nationalliberale Wetterfahne in Magdeburg, die ſonſt im Winde von oben 
r kaum weniger geſchwind trillerte als die nationalliberale Wetterfahne in 
öln, verfällt auf den für ſie höchſt verwegenen und verwogenen Gedanken, 
iß die liberalen Parteien die ungeheuerliche Reichsſteuerlaſt, die den Maſſen 
amnächſt wieder auferlegt werden ſoll, nicht bewilligen dürften, ehe ſich die 

egierung nicht zu einer Reform der preußiſchen Dreiklaſſenwahl bequeme. 
Praktiſch iſt darauf natürlich nichts zu geben, und der Unglückliche, der 
uf dieſe Brücke treten wollte, würde kopfüber kopfunter ins Waſſer ſtürzen. 
lichts iſt möglicher oder ſelbſt wahrſcheinlicher, als daß die Magdeburgerin 
acht Tagen ſchon der entgegengeſetzten Anſicht iſt, und ſelbſt wenn dem 
icht ſo wäre, ſo iſt ihre Meinung noch lange nicht die Meinung ihrer Partei, 
eren offizielles Organ ſich ſogar ſchon mit einem hörbaren Ruck von der 
ſetzerin abwendet, während ein anderes nationalliberales Organ, das den 
zanzerplattenpatrioten zum Sprachrohr dient, obendrein von einer „Erpreſſer⸗ 
Atik“ faſelt. Lehrreich iſt jedoch, daß ein zunächſt jo ganz harmloſer und 
ungefährlicher Vorſchlag auf die reaktionäre Preſſe, die ohnehin am beſten 
deiß, wie harmlos und ungefährlich er iſt, ſo kräftig wirkt, wie das rote Tuch 
uf den Stier. Namentlich das Organ der Brotwucherer donnert gegen 
inen „Kuhhandel“, wie er ſchmählicher noch nicht dageweſen ſei, und kann 
ich gar nicht darüber beruhigen, daß die Intereſſen des Reiches preisgegeben 
verden ſollen, um die eigenſüchtigen Wünſche einer Partei zu befriedigen. 
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abſichtlich und wiſſentlich oder nicht, einen ſehr wunden Punkt berührt 
von dem die Junkerklaſſe, die das preußiſch⸗deutſche Reich beherrſcht, ſe 
weiß, daß er keine unſanfte Berührung verträgt. Sie fürchtet die Zerſtörm 
einer Illuſion, die in all ihrer Windigkeit ſehr nahrhaft für ihre Klaſſel 
intereſſen geweſen iſt und noch iſt; ſie ſieht nicht ohne Grund den Zuſammei 
bruch ihrer ganzen Herrlichkeit voraus, falls es der Bourgeoiſie einmal ein 
fallen ſollte, mit dem Vorſchlag der „Magdeburgiſchen Zeitung“ wirkliche 
Ernſt zu machen. Gewiß kann ſie ſich damit tröſten, daß es noch gute Wer 
hat, ehe es ſo weit kommt, aber ſie verfällt doch einem unwillkürlichen Hauche de 
Schauderns, wenn das Schreckgeſpenſt, das ſie am liebſten für immer begrabe 
ſähe, plötzlich wieder auftaucht, und ſei es auch nur am entfernteſten Horizon 

Was ſie in ihrer erſten Beſtürzung von einem „Kuhhandel“ redet, wie e 
ſchmählicher noch nie dageweſen ſei, das iſt nicht gehauen und nicht geſtochei 
Die junkerlichen Blätter ſchmähen damit niemanden jo arg als ihre in Gol 
ruhenden Ahnen. Die ganze Ständewirtſchaft, die ja ihr politiſches und ſtagtz 
rechtliches Ideal iſt, beruhte auf dem „Kuhhandel“ in der kraſſeſten Form 
es fiel den Herren Junkern auch nicht im Traume ein, dem Fürſten eine 
Pfennig Steuer zu bewilligen, ehe er ihnen nicht einen Taler an neuen Vor 
rechten bewilligt hatte. Es ſei nur an den brandenburgiſchen Landtagsabſchie 
von 1653 erinnert, gewiß ein ehrwürdiges Aktenſtück, da es die Geburts 
urkunde des preußiſchen Militarismus war. Obgleich die Mark Brandenbur 
damals wirklich „wehrlos“ war und einer bewaffneten Macht mindeſten 
hundertmal nötiger bedurfte als heute das neudeutſche Reich einer Kriegsflotti 
jo ließen ſich die Junker nicht einmal ein Haar krümmen von der „Wehr 
loſigkeit des Vaterlandes“, ſondern bewilligten dem Kurfürſten die Steuern 
die er brauchte, um ein paar Bataillone und Schwadronen aufzuftellen, nu 
gegen die junkerlichen Vorrechte der Steuerfreiheit, der Beſetzung aller Offiziers 
ſtellen, des Bauernlegens und der Himmel weiß welcher Vorrechte noch. Dieſ 
Edelſten und Beſten würden, wenn ſie hören könnten, wie ihr Feilſchen umi 
Schachern heute von ihren Nachfahren in der „Deutſchen Tageszeitung“ uni 
der „Kreuzzeitung“ als „ſchmählichſter Kuhhandel“ gebrandmarkt wird, jämmer 
liche Klagen über ihre entartete Nachkommenſchaft erheben. 5 4 

Indeſſen dieſe Nachfahren würden ſich zu verteidigen wiſſen. Sie würden 
ſagen: „Ihr biederen Altvordern, wir ſind euer durchaus würdig und kennen 
auch noch kein höher Ziel, als mit Gott für König und Vaterland die Maſſer 
zu plündern, um die Taſchen der Junker zu füllen. Aber, ihr teuren Ahnen 
bedenket doch, daß wir jetzt am Ruder ſind und den Nürnberger Tand, de: 
uns dazumal ins Land geſchneit kam, gar nicht mehr zu fürchten brauchen 
Nun wollen uns aber die Ellenreiter und Pfefferſäcke an die Gurgel und ge 
brauchen dieſelben Praktiken, mit denen ihr in euren glorreichen Zeiten di 
Allerdurchlauchtigſten und Großmächtigſten Kurfürſten, Könige und Herrer 
untergekriegt habt. Und ſollen wir nicht, wie ihr, ehrwürdige Ahnen, es dock 
auch ſtets gehalten habt, an unſeren Gegnern als Teufelswerk verfluchen, waz 
wir loben und ſegnen, und als Himmelswerk preiſen, wenn wir ſelbſt es tun?“ 
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ind wir glauben, daß die ſeligen Itzenplitze und Lüderitze und Zitzewitze eine 
durchſchlagende Auseinanderſetzung anerkennen und ſich wieder beruhigt in 
hre Grabgewölbe begeben würden. 

Man ſagt nun wohl: was ſich für mittelalterliche Stände ſchickte, das 
chickt ſich nicht für den modernen Konſtitutionalismus. Allein dieſer Satz iſt 
lichts anderes als jene Illuſion des Scheinkonſtitutionalismus, den die 
hreußiſchen Junker in raffinierter Weiſe ausgebildet haben. Er iſt für ſie 
och viel vorteilhafter als die ehemalige Ständeverfaſſung, aber er heiſcht 
hon ihnen eine andere Methode, als ſie ehedem auf den Ständetagen aus⸗ 
geübt haben. Aller wirkliche Konſtitutionalismus beruht in der Macht des 
ßarlamentes, der ſich die Krone fügen muß, wenn beide verſchiedener Meinung 
ind, und dieſe Macht hat noch kein Parlament anders erobert als dadurch, 
haß es den Daumen auf den Beutel hielt, bis ſich die Krone ſeinem Willen 
ügte. Der nahen beſteht darin, daß dem Parlament 
illerlei papierene Rechte verliehen werden, die es von der Tribüne mit allem 
zedneriſchen Nachdruck geltend machen kann, ja daß es auch dieſen oder jenen 
leinen Abſtrich an den Geldforderungen der Regierung machen, aber ſich bei⸗ 
eibe nicht unterſtehen darf, irgend eine namhafte Anleihe oder Steuer der 
Regierung zu verweigern, bei allen Strafen, die im Diesſeits und Jenſeits 
zuf den Verrat am Vaterland geſetzt ſind. | 
Nichts verftändlicher, als daß ſich das Junkertum bei dieſer Sorte von 
Konſtitutionalismus äußerſt wohl befindet und ſich gar nicht nach ſeinen 
Ständetagen zurückſehnt, auf denen es zwar auch die Sahne von der Milch 
zu ſchöpfen wußte, aber ſich doch mit dem Fürſten auf der einen und den 
Städten auf der anderen Seite herumbeißen mußte. Nach dieſer wie nach 
jener Seite ſichert der Scheinkonſtitutionalismus den herrſchenden Klaſſen das 
denkbar größte Maß von Macht, und dieſe Klaſſe iſt im preußiſch⸗deutſchen 
Reiche das Junkertum. Jedoch wenn ihm ſonſt noch ſo wenig nachzurühmen 
fein mag, jo hat es ſich doch immer auf ſeinen Vorteil verſtanden, und es 
weiß deshalb ſehr genau, daß dieſer Scheinkonſtitutionalismus auf tönernen 
Füßen ſteht, daß er eine pappene Kuliſſe iſt, daß er nur ſo lange als ſteinerne 
Mauer gelten kann, als die Bourgeoiſie ängſtlich und töricht genug iſt, ihn 
dafür zu halten. Die Bourgeoiſie kann dieſe Kuliſſe mit einem einzigen Fuß⸗ 
tritt umſtürzen, ſobald ſie erklärt: wir bewilligen keine neuen Steuern mehr, 
ehe dem Parlament nicht die wirkliche Macht eingeräumt worden iſt, die den 
Konſtitutionalismus ausmacht. Dann iſt die junkerliche Regierung lahmgelegt 
ſamt ihrer ganzen Land⸗ und Seemacht. 

Alus dieſem Grunde ſind die Organe der Junker ſo kitzlich, ſelbſt einem ſo 
ſchüchternen Vorſtoß gegenüber, wie ihn die „Magdeburgiſche Zeitung“ macht. 
Sie wiſſen wohl, daß ſie noch keine wirkliche Gefahr zu befürchten haben, aber 
‚fie ſcheuen mit Recht davor zurück, daß dieſe Frage auch nur in der ſanfteſten 
Weiſe angeſchnitten wird. Taucht ſie ſchon in ſo lammfrommen Blättern auf, 
wie die gute Magdeburgerin all ihr Lebtag geweſen iſt, ſo iſt das unter allen 
Umſtänden ein bedenkliches Zeichen. Kein Zweifel, daß ſich die Bourgeoiſie, 
nachdem ſie ſich ſeit ſechzig Jahren von dem Scheinkonſtitutionalismus hat 


| 
1 * 


628 


— 


\ Die Neue ‚Seil 


narren laſſen, nicht in ſechs Wochen oder ſechs Monaten wie ein Riese er 
heben und erklären wird: Bis hierher und nicht weiter! Aber ſie iſt ja aud 
viel weniger die Treibende als die Getriebene; die Anforderungen der Regie 
rung an ſie wachſen in ſo ungeheuerlichem Maße, daß ſie ſelbſt vom Abgruni 
verſchlungen zu werden fürchtet, wenn fie ich nicht endlich einmal zur > 
ſetzt gegen die unerſättliche Gier der Junker. | 
Vom Standpunkt der Arbeiterklaſſe aus hat die ganze Sache zunächſt nu 
eine ſymptomatiſche Bedeutung. Sie ſelbſt hat ſich nie in den Netzen dei 
Scheinkonſtitutionalismus fangen laſſen, und ſie weiß auch, daß es am wenigſter 
ihr Intereſſe iſt, das die Bourgeoiſie antreibt, dieſe Netze ein wenig zu lockern 
Wäre der Vorſtoß der „Magdeburgiſchen Zeitung“ jo ausſichtsvoll, wie en 
ausſichtslos iſt, brächte es die Bourgeoiſie wirklich fertig, eine Reform dei 
preußiſchen Dreiklaſſenwahl durchzusetzen, ehe fie einige hundert Millionen neuer 
Steuern bewilligt, ſo würde dieſe Reform für das Proletariat nur ein Schau 
gericht ſein, um ſeine noch nicht hinlänglich aufgeklärten Schichten zu täuſchen 
Aber ſymptomatiſch ſind die rollenwidrigen Seitenſprünge der Magde 
burgerin doch von einigem Intereſſe. Sie zeigen, daß die Flut ſteigt, daf 
die Schatten des drohenden Reichsbankrotts ſelbſt ſchon die frömmſten 
Patrioten zu ſchrecken beginnen. Das Proletariat hat dieſen Reichsbankrot 
nicht zu fürchten; das Vaterland der Junker iſt nicht ſein Vaterland, die 
nationale Ehre der herrſchenden Klaſſen iſt nicht ſeine nationale Ehre; der 
Reichsbankrott iſt der Bankrott dieſer Klaſſen, aber nicht der Bankrott der 
Arbeiterklaſſe. Die deutſche Nation wird ſich nach dem Worte Laſſalles wie 
der Phönix aus der Aſche erheben, wenn das Junkerregiment, das den Maſſen 
Blut und Mark ausſaugt, unter der Laſt ſeiner Sünden zuſammengebrochen iſt. 
Es iſt der Fluch der Klaſſengeſellſchaft, daß ſich in ihr der hiſtoriſche Fort 
ſchritt nur unter ſchweren Kataſtrophen zu vollziehen vermag. Aber die hiſtoriſche 
Verantwortung für ſolche Kataſtrophen fällt allein auf die herrſchenden Klaſſen. 
Sie ſind es auch allein, die den Reichsbankrott herbeigerufen haben, aber 
wenn ſie nun vor Schrecken erbleichen, da er vor den Toren ſteht, ſo kann der 
unholde Gaſt das Proletariat nur an das Wort ſeines Dichters erinnern: 
Steckt der Karrn einmal im Drecke, 
Hui, dann geht es raſch vom Flecke, . 
Und die Zäume fliegen frei! 


Das ländliche 6enoſlenſchaftsweſen. 


Von Emile Vandervelde. 5 N | 


Das Ideal des Sozialismus in ökonomiſcher Beziehung iſt eine Geſell⸗ 
ſchaft, in der alle Produktionsmittel der Geſamtheit gehören und in deren 
Intereſſe von der Geſamtheit der Arbeiter, die nach Berufsvereinen gegliedert 
ſind, benutzt werden. 

Aber dieſes Ideal iſt weſentlich utopiſch, ſolange die techniſchen Voraus⸗ 
ſetzungen der Produktion und des Austauſches nicht der Organiſation ger 
Arbeit einen geſellſchaftlichen Charakter gegeben haben. 
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Heute ſcheint es ſelbſt Leuten, die glauben, durchaus nicht unter dem Ein⸗ 
luß des Sozialismus zu ſtehen, ganz natürlich, daß Eiſenbahnen und andere 
Transportmittel, Beleuchtungsanlagen, elektriſche Kraftwerke in ſtaatlichem 
md kommunalem Beſitz und Betrieb find. 
Dagegen denkt niemand ernſthaft daran, die Induſtrien zu vergeſellſchaften, 
n denen noch die kleinen individuellen Unternehmungen weitaus überwiegen, 
ind beiſpielsweiſe die Schneider, Tiſchler, Hufſchmiede zu veranlaſſen, ihre 
Rüden zu ſchließen und gemeinſame Werkſtätten und Handwerkszeug zu benutzen. 
Sicher berechtigt alles zu dem Glauben, daß in einer Geſellſchaftsform, in 
der die Hauptproduktionszweige ſozialiſiert ſein werden, die Induſtrien, die 
nicht zum Kollektivbetrieb gelangen, immer mehr zur genoſſenſchaftlichen Or⸗ 
ganiſationsform hinneigen werden. 
Aber auch dann werden nicht weniger als heute viele Produktionszweige 
noch ganz unreif für den Kollektivismus ſein. 
Zu dieſen Betrieben zählt in erſter Linie die Landwirtſchaft. 
In den meiſten Ländern beſchäftigt der Großgrundbeſitz nur eine kleine 
Minderheit von Feldarbeitern, und zudem iſt das, was man gewöhnlich 
„Großgrundbeſitz“ nennt, nur ein Betrieb von einigen hundert Hektar, der 
während des größten Teiles des Jahres nur eine kleine Anzahl von Arbeitern 
beſchäftigt. 
Andererſeits ſehen wir beim Ackerbau nicht jene Entwicklung zur Kapitals⸗ 
aſſoziation, die ein charakteriſtiſches Merkmal der meiſten modernen Induſtrie⸗ 
zweige iſt und die De Paepe zur Zeit der Internationale auch für die 
Bodenbewirtſchaftung vorausgeſagt hat. „Genau jo wie wir in der Induſtrie 
ſehen“, ſagte er, „daß der kleine Meiſter, der allein und unmittelbar für ſeine 
Kundſchaft arbeitet, den Produktivgenoſſenſchaften oder den Aktiengeſellſchaften 
Platz macht, ebenſo kann man erwarten, daß der kleine Landwirt, daß der 
kleine Grundbeſitzer, der allein ſein Land bebaute, der Genoſſenſchaft der 
Landarbeiter oder den landwirtſchaftlichen Aktiengeſellſchaften Platz macht.“ 
Mehr als vierzig Jahre ſind vergangen, ſeit dieſe Zeilen geſchrieben wurden. 
Nun gibt es bis heute landwirtſchaftliche Aktiengeſellſchaften nur in ein⸗ 
zelnen Zweigen des Wein⸗ und Gartenbaus und in den Kolonien in der Vieh⸗ 
zucht und im Getreidebau. 
Von den landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaften aber, das heißt von den 
Vereinigungen von Landarbeitern zur gemeinſamen Bodenbebauung kann 
man auch beim beſten Willen nicht behaupten, daß die bisherigen Erfahrungen 
genug zahlreich und genug entſcheidend ſeien, um von ihnen einen beträcht⸗ 
lichen Aufſchwung erhoffen zu können. Höchſtens kann man einige Ackerbau⸗ 
kolonien, beſonders in England und in den Vereinigten Staaten, anführen, 
ferner zwei bis drei genoſſenſchaftlich arbeitende Dörfer, die in Neuſeeland 
mit ſtaatlicher Hilfe geſchaffen wurden, oder beſtenfalls — und dies iſt weit⸗ 
aus der intereſſanteſte Fall — die „Affitenze collettive“ in Italien. 

Die „Affitenze collettive* find Landarbeitergenoſſenſchaften, gegründet zu 
dem Zwecke, ein mehr oder minder großes Gut zu pachten, um den über⸗ 
ſchüſſigen Arbeitern Beſchäftigung zu verſchaffen, die ſonſt nur durch zeit⸗ 
weilige oder dauernde Auswanderung der Arbeitsloſigkeit entgehen konnten.“ 

De Paepe, „Polémique collectiviste“, „Internationale“ vom 10. Oktober 1869. 
e Hillier, „Chronique Agricole“, S. 209 f. „Revue d’Economique Politique“, 
März 1907. | 
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Nach einer Statiſtik von Ende April 1906 gab es in Norb-, Mittel: un 
Süditalien 108 derartige, größtenteils ſeit zwei bis drei Jahren beſtehend 
Affitenze collettive. \ a 

Aber von dieſen 108 Vereinigungen war die Mehrzahl (83) „a condizion 
divisa“: die Arbeiter pachteten zwar gemeinſam ein Gebiet, doch danach teilten 
ſie es ſpäter in Ackerloſe, die von jedem Arbeiter einzeln bebaut wurden. 

Nur in der Minderzahl waren fie a condizione unita: die Arbeiter arbei 
teten gemeinſam gegen feſten Gehalt und einen Gewinnanteil unter einen 
ſelbſtgewählten Arbeitsleiter. . „ 

Dieſe Aflitenze a condizione unita find alſo die einzigen wahren land wirt 
ſchaftlichen Kooperativgenoſſenſchaften. Die meiſten haben für den Anfanı 
recht günſtige Erfolge erzielt. Aber die Erfahrung iſt zu kurz, als daß mar 
ein Urteil über ihre Zukunft wagen könnte. e 

Jedenfalls bilden die landwirtſchaftlichen Kooperativgenoſſenſchaften noch 
eine verſchwindende Minorität im Verhältnis zur Zahl der Einzelwirtſchaften 
Der Mangel an Kapital und an fähigen Leitern macht es ſchwer, ſie in: 
Leben zu rufen. Noch ſchwerer iſt es, ſie in ihrer urſprünglichen Geſtalt zi 
erhalten, wenn ſie Erfolg haben. Alles in allem, wenn man die Dinge an: 
ſieht wie ſie ſind und nicht, wie man ſie haben möchte, hieße es einer ſicherer 
Enttäuſchung entgegengehen, wenn man in naher Zukunft eine ſchnelle Ver: 
mehrung dieſer ländlichen Betriebsgenoſſenſchaften oder auch nur der „Com- 
pagnies agricoles“, die Paepe als „einen Schritt auf dem Wege zum Kollektiv: 
beſitz“ anſieht, erwarten würde. 1 

Es ſcheint alſo, daß der Ackerbau noch lange das bevorzugte Gebiet fin 


den Einzelbetrieb ſein wird. Es iſt ſogar möglich, daß, eine teilweiſe oder 
verhältnismäßige Vergeſellſchaftung des Bodens vorausgeſetzt, Staat und Ge⸗ 
meinden auch in Zukunft den größten Teil ihres Gebiets eher an einzelne als 
an Arbeitervereinigungen verpachten werden. 9 

Hingegen ſehen die Dinge ganz anders aus, wenn es ſich nicht um den 
Ackerbau im eigentlichen Sinne, ſondern um Induſtrie⸗ oder Handelszweige 
handelt, die nach und nach aus der Bodenbewirtſchaftung hervorgegangen ſind. 

In der älteſten Form der Landwirtſchaft wurden alle dieſe Arbeiten als 
zum Ackerbau gehörig vom Bauern ſelbſt ausgeführt. a: 

Höchſtens gab es einige Handwerker oder Gemeindeangeſtellte, die unter 
verſchiedenen Namen in das Produktions⸗ und Handelsgeſchäft eingriffen. 

Die Beſchreibung, die Aſhley von der Dorfgemeinſchaft in England am 
Ausgang des Mittelalters gibt, paßt mit wenigen Abweichungen auf alle 
ländlichen Gemeinſchaften auf der gleichen Entwicklungsſtufe. Viele Dörfer, 
wenn auch nicht alle, hatten ihren eigenen Hufſchmied und Zimmermann, die 
wahrſcheinlich urſprünglich Gemeindeangeſtellte waren, und das verliehene 
Amt verpflichtete ſie, die Wagen des Herrenſitzes und der Dorfbewohner 
auszubeſſern. Immer war auch eine Wind⸗ und Waſſermühle da, und die 
grundhörigen Bauern waren verpflichtet, gegen eine Abgabe dort mahlen zu 
laſſen, die einen beträchtlichen Teil der grundherrſchaftlichen Einnahmen aus 
machte. Andererſeits ſandten die Grundherren und ihre Vögte regelmäßig 
einen Teil des Viehes und des Getreides der Dörfler ſelbſt auf entfernte 


Aſhley, Wirtſchaftsgeſchichte und Nationalökonomie in England. 1. Das Mittelalter. 
S. 64 2 8 5 A 
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ärkte. Aber im übrigen hatten letztere keine Berührung mit der Außen⸗ 
lt. Ihre landwirtſchaftliche Arbeit diente, abgeſehen von der Robot, haupt⸗ 
hlich dem eigenen Verbrauch. Die Frauen webten grobe Wolle und Leinen 
Kleidern. Die Männer gerbten ſelbſt ihr Leder. 
Die einzigen Gegenſtände, die regelmäßig gekauft werden mußten, waren 
gende: f 
1 Salz, abſolut notwendig im Mittelalter, da das Volk fünf Monate im 
ihre von eingeſalzenem Fleiſche lebte. | 
2. Eiſen, das man ſtets für den Pflug und andere Wirtſchaftsgeräte be⸗ 
tigte. In trockenen Jahren wurden die Geräte ſtark abgenutzt und ver⸗ 
erben; die Nachfrage wuchs, und der Preis ging in die Höhe. Die Rech⸗ 
ingen der Vögte erwähnen häufig: „Eiſenteuerung infolge von Trockenheit.“ 
3. Mühlſteine; die beſte Sorte wurde aus der Umgebung von Paris nach 
n Hafenorten an der Oſt⸗ und Südküſte gebracht, wohin Vogt und Müller 
iufig zum Einkauf fuhren. 
Am Ende des dreizehnten Jahrhunderts machte ſich noch ein Bedürfnis 
tend, als eine neue Krankheit, die Räude, unter den Schafen auftrat und 
ir Teer als Heilmittel große Bedeutung gewann. 
Aber außer dieſen Produkten, die nur einen beſchränkten Austauſch ge⸗ 
atteten, war der Bauer ſich ſelbſt genug. Sein wirtſchaftlicher Horizont war | 
urch feine Familie oder beſtenfalls durch ſein Dorf begrenzt. Er war zu⸗ 
eich Bauer, Induſtrieller und Transporteur entweder für ſich ſelbſt oder 
ir den Grundherrn, deſſen Fuhren er beſorgte. | 
Unter diefen Umſtänden konnte die Arbeitsteilung nur vorübergehend ſein. 
her Großbetrieb exiſtierte nicht, für die Lagerung, das Fuhrweſen, Kauf und 
zerkauf ſo wenig wie für den Ackerbau im eigentlichen Sinne. Heute da⸗ 
egen iſt der Ackerbau von allen Tätigkeiten, die früher dazu gehörten, voll⸗ 
ändig getrennt. Der Ackerbau bleibt Einzelbetrieb; aber der Landmann ſteht 
1 Geſchäftsverbindung mit einer ſtets wachſenden Zahl von Perſonen. Er 
muß feine Produkte abſetzen oft nicht nur auf den lokalen Märkten, ſondern 
äufig in beträchtlichen Entfernungen von ſeinem Wohnſitz: Erdbeeren aus 
er Bretagne gehen nach England, die Frühernte der Grafſchaft Venaiſſin 
lach Paris. Er muß ſeine Produkte induſtriell verwerten oder ſie an ganz 
eſtimmte Induſtrielle zur Herſtellung von Zucker, Margarine, kondenſierter 
Rilch, Konſerven verkaufen. Und da dieſe Operationen oder Geſchäfte meiſt 
m großen abgeſchloſſen werden, da in vielen Fällen der Bauer ſchwer unter 
einer Abhängigkeit vom Zwiſchenhändler leidet, darf man ſich nicht wundern, 
ſaß er mehr und mehr ſeine Zuflucht zu den Genoſſenſchaften nimmt, ſei es 
ür den Einkauf oder Verkauf ſeiner Produkte, ſei es für den Verſand nach 
ntfernten Märkten oder bei ihrer induſtriellen Weiterverarbeitung. 


i S 1. Die bäuerlichen 6enoflenſchaften. 

Beſonders für die Kleinbauern erſcheint heute der Zuſammenſchluß als 
dringende Notwendigkeit. 
Tatſächlich beſteht kein Zweifel, daß in bezug auf Kreditbeſchaffung, Einkauf 
don Rohprodukten, Verkauf oder Verarbeitung von Produkten der einzelne Klein⸗ 
dauer dem kapitaliſtiſchen Pächter gegenüber in augenſcheinlichem Nachteil iſt. 
Dieſe Benachteiligung beſtand nicht oder nicht in gleichem Grade vor der 
fapitaliftifchen Epoche. 
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In den größeren oder kleineren Betrieben der alten Landwirtſchaft 5 
ſtanden die Betriebsmittel in wenigen grob gearbeiteten Werkzeugen, d 
Düngerhaufen, dem Vieh eigener Aufzucht, ohne fremden Einſchlag, oh 
Kreuzung; ein vielgeſtaltiges Bewirtſchaftungsſyſtem verlangte von jedem Ad. 
los nahezu alle zum Gebrauch notwendigen Lebensmittel, von den Getreidefrücht 
zur Nahrung bis zum Hanf für die Kleidung. Wie groß auch immer der Be 
ſein mochte, der Beſitzer war iſoliert nicht nur in feinem Eigentum, fonde: 
ebenſo als Produzent und oft auch als Konſument. Er fühlte ſich unabhäng 
von anderen Produzenten; es gab keine Gelegenheit, ſich zur Erwerbung v 
Gegenſtänden von allgemeinem Nutzen zuſammenzutun. Okonomiſch, intellektu 
und moraliſch ſtand er allein“. „ 

Doch heute iſt das alles anders. Der Ackerbau iſt eine Wiſſenſchaft 
worden. Man kann den Boden rationell ausbeuten, jo wie man die Ben 
werke ausbeutet. Die Zahl der landwirtſchaftlichen Maſchinen — zum Dreſche⸗ 
zur Ausſaat, zum Mähen — wächſt von Jahr zu Jahr. Die Anwendu 
künſtlicher Düngemittel hat eine wahre Revolution im Ackerbau hervorgerufe 
Die Aufzucht iſt ſeither eine biologiſche Induſtrie. Die Spezialiſierung 
Anbau wird zur Notwendigkeit in der Produktion für den Markt, und unt 
dieſen Bedingungen wäre der Kleinbetrieb verdammt, wenn nicht ganz zu vi 
ſchwinden, ſo doch elend zu vegetieren, wenn er nicht Mittel fände, fi 
wenigſtens mit anderen zuſammen die Vorteile der kapitaliſtiſchen Unt 
nehmungen zu verſchaffen, die Vorteile im Kredit, in der Möglichkeit, die E 
rätſchaften oder den Viehſtand zu verbeſſern, im Einkauf der Rohproduf 
und der Verwertung der Produkte. | „ 

Denn was der einzelne Bauer nicht kann, der ohne Kapital und unfäh 
iſt, ſich vor dem Riſiko der Landwirtſchaft, vor der Ausbeutung durch Kar 
leute und Zwiſchenhändler in geeigneter Weiſe zu ſchützen, das kann die G 
ſamtheit der Landwirte vereinigt zu Kreditgenoſſenſchaften, zu Zuchtvereine 
Geſellſchaften zum Einkauf von Dünger, zum Kauf oder zur Verleihung dr. 
landwirtſchaftlichen Maſchinen, zum Verkauf oder zur Lagerung der Produkt 

Daß dieſe Vereinigungen von den Bedingungen des modernen Aderbar 
gebieteriſch erheiſcht werden, wird durch ihr gleichzeitiges Auftreten in Länder 
von ſo verſchiedener ökonomiſcher Beſchaffenheit wie Irland, Belgien, Deutſe 
land, Frankreich, Italien, Dänemark bewieſen. a 

Doch wenn auch allenthalben das Bedürfnis beſtrebt iſt, fich fein Dxge 
zu ſchaffen, darf man daraus doch nicht ſchließen, daß die genoſſenſchaftlich 
Bewegung in der Landwirtſchaft das geworden wäre, was ſie heute iſt, od 
auch nur irgend eine Bedeutung erlangt hätte, wenn nicht äußere Einflüf 
ſich geltend gemacht hätten, die zuletzt über das Mißtrauen und die Träghe 
der Bevölkerung den Sieg davongetragen hätten. g 

Bald ſind es Geiſtliche, die aus eigenem Antrieb die Bauern organijie 
haben, um ihnen materielle Vorteile zu ſichern und zugleich der ſozialiſtiſche 
Propaganda den Boden abzugraben. Bald wieder ſind es Sozialiſten ode 
Leiter von Arbeiterkonſumvereinen, die ſich bemühen, auf dem Lande Prop. 
ganda zu machen, um Bauern und Arbeiter einander näher zu bringen. Bal 
endlich ſind es Großgrundbeſitzer oder Großbauern, die Kooperationen ode 
Syndikate ins Leben rufen, ſei es aus Intereſſe am Fortſchritt in der Land 


Gatti, Agricoltura e Socialismo, S. 291. 
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rtſchaft oder um agrariſche Propaganda zu betreiben oder weil ſie von ihrer 
ütiative mittelbar oder unmittelbar Vorteile erhoffen. 

Selbſtverſtändlich werden häufig einige von dieſen Motiven zuſammentreffen. 
Andererſeits darf man nicht aus dem Auge verlieren, daß in vielen 
indern durch Maßnahmen des Staates an Stelle oder in Verbindung mit 
vaten Inſtitutionen die Entwicklung der landwirtſchaftlichen Genoſſen⸗ 
haften gewaltig gefördert wurde. In Preußen, Bayern, Sachſen hat das 
utgegenkommen der Regierung die Gründung der Kornhäuſer ermöglicht, die 
m Getreideverkaufsgeſellſchaften betrieben werden. In Belgien, Irland, 
änemark waren es die ſtaatlichen Agronomen, die Molkereilehrer, die allent⸗ 
lben in die Dörfer geſandt wurden und vielleicht den entſcheidenden Ein⸗ 
ß auf die Entwicklung der Molkereigenoſſenſchaften gehabt haben. 

Was immer für Umſtände übrigens die Entſtehung der bäuerlichen Ver⸗ 

nigungen ins Leben gerufen oder begünſtigt haben, dieſer Übergang vom 

inzel⸗ zum Geſellſchaftsbetrieb hat in bezug auf die Technik des Ackerbaus 
merkenswerte Reſultate ergeben. 

Man kann bedauern, daß die Raiffeiſenkaſſen Einrichtungen ſind, die den 
kauern bevormunden; daß die belgiſchen Genoſſenſchaftsmolkereien größten⸗ 
ils konfeſſionelle Unternehmungen ſind, die die Butterbereitung mit der 
flege des religiöſen Empfindens verbinden; daß die Geſellſchaften zum Ein⸗ 
uf von Dünger und Rohprodukten häufig ein Mittel zur Herrſchaft für die 
ſozialen Autoritäten“ des Dorfes ſind: nichtsdeſtoweniger ſteht feſt, daß die 
fe bis zwölftauſend Kreditkaſſen in Deutſchland Tauſende von Bauern in 
ie Lage verſetzt haben, ihr Betriebskapital zu vergrößern, um den Anforde⸗ 
ungen der Gegenwart zu genügen. Ebenſo haben die Genoſſenſchaftsmolke⸗ 
eien erſt in Dänemark, dann in Deutſchland, Belgien, Irland und in einigen 
tanzöſiſchen Departements eine Revolution in der Butterinduſtrie hervor⸗ 
erufen, indem ſie das Butterfaß durch die Zentrifuge und die vollkommeneren 
Rethoden der Dampfmolkerei erſetzten. Endlich bildeten die landwirtſchaft⸗ 
ichen Genoſſenſchaften im Kleinbetrieb das wirkſamſte Mittel zur Verbreitung 
es Kunſtdüngers. 

„Seit zehn Jahren“, jagt Méline, „wurde durch die energiſche und metho⸗ 
iſche Tätigkeit der ländlichen Syndikate die Kontrolle und der Verkauf von 
Saatgut und Kunſtdünger jo weit organiſiert, daß der Landwirt, wenn er 
vill, ſich Dünger erſter Qualität um den halben Preis wie früher verſchaffen 
ann. Dieſe techniſche Revolution iſt vielleicht die größte des vergangenen 
Jahrhunderts auf dem Gebiet der Bodenkultur; ſie hat den Ackerbau in die 
Induſtrie einbezogen und ſeine Macht verzehnfacht.“ 

Abrigens find alle dieſe Tatſachen jo augenfällig, daß wir nicht dabei ver⸗ 
weilen und Zahlen nennen brauchen. 

Wenn man aber auch einſtimmig die Wichtigkeit der genoſſenſchaftlichen Be⸗ 
wegung in bezug auf die Technik der Landwirtſchaft anerkennt, ſo herrſcht doch 
weit weniger Übereinſtimmung in der Würdigung der ſozialen Folgen dieſer 
Bewegung und des Einfluſſes, den ſie in ſozialer Hinſicht auszuüben vermag. 
Während zum Beiſpiel einzelne Sozialiſten ſich von den Berichten der 
Syndikate und Genoſſenſchaften täuſchen laſſen und geneigt ſind, in den Land⸗ 
wirtſchaftsvereinen ein Gegenſtück zu den Arbeitervereinen zu ſehen, behaupten 
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andere, daß es im Gegenteil Verbindungen der größeren Beſitzer ſind, die 
Kleinbauer oder doch den Feldarbeiter fernhalten. 8 4 
David und Gatti erblicken in dieſen Vereinen die Grundzüge der Ein 
tigen demokratiſchen Organiſation in der Landwirtſchaft; Kautsky hingeg 
ſtellt fie uns dar als Übergang zum Kapitalismus, deren Kartellierungsb 
ſtrebungen in der deutſchen Landwirtſchaft uns bereits den Ausgang vorau 
ſehen ließen. | “| 
Damit wir nun zwiſchen diefen fo abweichenden Meinungen mit Sac 
kenntnis unterſcheiden können, wollen wir fürs erſte unterſuchen, welches d 
Tendenzen und Unterſcheidungsmerkmale der Landwirtſchaftsvereine find; dar 
werden wir verſuchen, ihren vorausſichtlichen Einfluß auf die Zukunft de 
Ackerbaus näher zu beſtimmen. 17 
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S 2. Die Sozialen Tendenzen der bäuerlichen 6enoffenfhaften. 

Mit Ausnahme einiger ifolierter parteilofer oder ſozialiſtiſcher Gruppe 
auf die wir ſpäter noch zu ſprechen kommen, ſind alle Vereinigungen für Kau 
Verkauf oder landwirtſchaftlichen Kredit faſt immer mittelbar oder unmittelbe 
Gründungen von Verbänden allgemeineren Charakters, zum Beiſpiel die belgiſche 
„Boerenbonden“ (Bauernbund), die ländlichen Syndikate Frankreichs, de 
„Bundes der Landwirte“ oder der „Bauernvereine Deutſchlands“. Dieſe Dei 
bände find erſichtlich keine Arbeiterverbände, die Feldarbeiter und Kleinbauer 
vereinigen gegen diejenigen, welche ſie beherrſchen und ausbeuten. Dari 
ſtimmen alle, die über die ländlichen Syndikate geſchrieben haben, überein 
was fie auch ſonſt für Anſichten über ihre Vorteile und Gefahren haben, 
Doch wenn auch die ländlichen Syndikate offenbar keine Arbeiterverein 
ſind, muß man ſie darum ſchon für Unternehmervereinigungen halten, welch 
nur die großen und mittleren Grundeigentümer oder Pächter an ſich zieher 
die Arbeiter und Kleinbauern jedoch ausſchließen? Dieſe Anſicht iſt nicht nu 
in Deutſchland, ſondern auch in Frankreich und Belgien ſehr verbreitet. J 
einem Artikel der „Revue Socialiste“ (Februar 1899) ſagt zum Beiſpie 
Rouanet bei einer Beſprechung des Buches von Coulet über die kooperativ 
und ſyndikaliſtiſche Bewegung in der franzöſiſchen Landwirtſchaft („Mouvemen 
cooperatif et syndical dans l’Agriculture francaise*): A 
„Im Gegenſatz zur Anmaßung der Führer, daß fie die natürlichen Ver 
treter der Landbevölkerung ſeien, beſtehen die landwirtſchaftlichen Vereine nu 
aus größeren und mittleren Grundeigentümern. Kleinbeſitzer werden nur ſeh 
ſelten zugelaſſen, Pächter, Handlanger, Taglöhner niemals; das heißt, daß be 
genauerem Zuſehen mehr als drei Fünftel der bäuerlichen Produzenten, di 
von den Erzeugniſſen der Bodenwirtſchaft leben, aus eben jenen Vereinen 
ausgeſchloſſen find, in denen Herr Deschanel kürzlich die neue ländliche Demo 
kratie erkennen wollte, voll Leben, Kraft und Ausficht für die Zukunft, wei 
fie auf dem Prinzip der „Gegenſeitigkeit beruhe. Der agrikole Mutualismu: 
der Syndikate iſt die Solidarität der Grundbeſitzer“, jagt Coulet.“ 
Gegen dieſe und ähnliche Behauptungen wenden ſich die Anhänger der 
landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaften, die Boerenbonden, die Bauernligen 
mit Nachdruck, und wenn man nur die Zahlen anſieht, ſo ſcheint es, daß man 
ihnen, wenigſtens teilweiſe, recht geben muß. f 
Was zunächſt Frankreich angeht, ſo gibt Rocquigny in ſeinem Buche 
über die landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaften zu, daß von dieſen Vereinen, 
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wohl ſie ſich gewöhnlich als gemiſchte bezeichnen, viele es nur dem Namen 
ch find und manche unter ihren Mitgliedern nur eine durchaus ungenügende 
ahl von Feldarbeitern oder ländlichen Hilfsarbeitern aufweiſen. Trotzdem 
oteſtiert er energiſch gegen die Auffaſſung, als ob die bäuerliche Ge— 
oſſenſchaftsbewegung eine Verbindung von Großgrundbeſitzern wäre 
tonanet ſagte: der großen oder der mittleren Grundbeſitzer, was nicht das⸗ 
be iſt). 

| Pie Großgrundbeſitzer“, ſagt er, „befinden ſich nur ausnahmsweiſe unter 
n Mitgliedern der landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaften, und in vielen 
e bedauert man nicht ohne Grund, daß ſie es unterlaſſen, dieſe Ver⸗ 
nigungen durch ihre Tatkraft und ihre Sympathien zu unterſtützen. 
„Deschanel hat in dieſer Hinficht im Abgeordnetenhaus bedeutſame Zahlen 
geben, die dartun, daß die Großgrundbeſitzer dort im Mittel 5 Prozent aus⸗ 
‚achen. Treſor de la Rogue wieder hat gezeigt, daß auf eine Geſamtzahl 
on ungefähr 850000 organiſierten Bauern kaum 4000 Grundbeſitzer mit 
hr als 100 Hektar kommen.“ 

In ſeinem Buche über die „Landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaften in Belgien“, 
as wichtige Belege enthält, bemüht ſich Turman, denſelben Nachweis für 
nſer Vaterland zu führen. Auch er erkennt an, daß die Mehrzahl der Feld⸗ 
rbeiter den meiſten landwirtſchaftlichen Vereinigungen nicht angehören könne; 
a fie weder Grundbeſitz noch Vieh haben, fehlt ihnen jede Veranlaſſung, ſich 
ı eine Molkereigenoſſenſchaft, in eine gegenſeitige Hagel- oder Viehverſiche⸗ 
ung, in einen Zuchtverein einzuſchreiben. Nur Vereine zur gegenſeitigen 
interſtützung ſtehen ihnen in Wirklichkeit offen. Aber dafür find die Klein⸗ 
auern ſehr zahlreich in den landwirtſchaftlichen Kooperativgenoſſenſchaften 
nd Syndikaten. In ihrem Intereſſe wurden fie von der Geiſtlichkeit und den 
führern der katholiſchen Partei gegründet. Und von den Großgrundbeſitzern 
daren ihnen einzelne wenigſtens im Anfang eher feindlich als freundlich ge⸗ 
innt. Manche waren ſogar nahe daran, die Gründer der ‚Boerenbonden“ als 
Sozialisten zu behandeln.“ ° 

Für Deutſchland endlich ſtellt Blondel feſt, daß auch die Bauern- 
hereine weit davon entfernt find, Großgrundbeſitzervereine zu ſein. 

„Sie umfaſſen“, ſagt er, „alle, die den Namen Bauern tragen, den nur 
mvollkommen das Wort ‚paysan‘ wiedergibt. Die größten Grundeigentümer 
sechnen es ſich zur Ehre an, einen Namen zu führen, der auch den Pächtern, 
die fremden Boden bebauen, zukommt; aber die Feldarbeiter, die Knechte find 
eine Bauern und find demnach aus den Bauernvereinen ausgeſchloſſen jo 
ut wie aus den Kooperativgenoſſenſchaften.“ 

Der Bund der Landwirte, der kampfluſtigſte und am meiſten ſchutz⸗ 
zöllneriſche der deutſchen Bauernvereine, zählte im Jahre 1901 232000 Mit⸗ 
glieder, von denen 1480 (?/s Prozent) dem Großgrundbeſitz, 28520 (12 Pro⸗ 
zent) dem mittleren und 202000 (87 Prozent) dem kleinen Grundbeſitz an⸗ 
gehörten. Die reſtlichen 18000 gehörten anderen Geſellſchaftsſchichten, zumeiſt 
dem Handwerkerſtand an.“ 


De Rocquigny, Les Syndicats agricoles et leur oeuvre. Paris 1900. S. 41. 
2 Derſelbe, S. 392. 
3 Turman, Les Associations agricoles en Belgique. Paris 1903, Lecoffre. S. 158 f. 
* Blondel, Populations rurales de Allemagne. Paris 1897, Laroſe. S. 233. 

5 Siehe Philippovich, Agrarpolitik, S. 167. 
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Im großen ganzen beſitzen wir übereinſtimmende Zeugniſſe, die uns 8 fe 
erlauben, den wahren Charakter der Verbände zu erkennen, die die meiſt | 
landwirtſchaftlichen Vereine ins Leben gerufen haben. Trotz der Unterf ſchie 
des Milieus haben in praktiſcher und in ökonomiſcher Beziehung der „Dun 
der Landwirte“, die „Bauernvereine“, die „Boerenbonden“, die „Svndles 
agricoles“ einige gemeinſame Züge. 

Erſtens ſind die Lohnarbeiter in Wirklichkeit ausgeſchloſſen oder fie 
doch eine untergeordnete Rolle.“ 

Zweitens bilden die Kleinbauern, Pächter oder Grundeigentümer dort f 
immer der Zahl nach die Mehrheit. 

Es iſt keine Arbeiterbewegung. Doch ebenſowenig iſt es eine Großgrun 
beſitzerbewegung. Es iſt die Bewegung der mittleren Klaſſe der Landbewohne 
die darauf abzielt, alle zu ſammeln, die ein Stück Erde beſitzen oder bebaue 
und ſich eben dadurch vom Proletariat unterſcheiden. | 

Doch darf man daraus, daß die einigermaßen bedeutenden Grundbeſth 
in den Syndikaten oder Bauernligen ziffernmäßig die Minderheit bilden, 3j 
ſogar eine ziemlich ſchwache Minderheit, nicht ſchließen, daß Dr Einfluß 1 
nach ihrer Zahl bemißt. 

Wer uns ſagt, daß zum Beiſpiel von 850000 agrariſchen Synbitalifte 
nur 4000 mehr als 100 Hektar haben, vergißt oder gibt ſich den Anfchei 
zu vergeſſen, daß dieſe 4000 Grundeigentümer vielleicht für ſich allein de 
vierten Teil des Gebiets beſitzen, das die Geſamtheit innehat. 

Sie ſind die Reichſten, häufig die Beſtunterrichteten, immer die Einfluf 
reichſten; und wenn fie auch nicht die Majorität in den Generalverſammlunge 
haben, ſo ſind ſie doch in den Verwaltungsausſchüſſen faſt immer in d 
Majorität, wenn nicht gar allein vertreten. 

Die kleinen und beſonders die allerkleinſten Grundbeſitzer mögen zahlte 
ſein, ſie mögen ſelbſt in Wahrheit den größten Teil ausmachen; aber in 
Grunde haben ſie nicht mehr Einfluß auf die Leitung der Genoſſenſchafte 
als die Menge der kleinen Obligationeninhaber und Aktionäre in den große 
Eiſenbahnunternehmungen. 

Gewiß ſichert ihnen die Leitung materielle Vorteile. Vielleicht ſind die 
Vorteile ſogar größer als der Nutzen, den die Vereinigung den „ſoziale 
Autoritäten“ gewährt, die ſie gründen und leiten. Aber dieſe „ſozialen Aute 
ritäten“ verfolgen gewöhnlich einen ganz anderen Zweck als den, ihren Dünge 
billiger zu kaufen und ihre Butter leichter abzuſetzen. 

Was fie wollen, iſt die Schaffung einer Klientengruppe zur Unterſtützun 
ihrer ſchutzzöllneriſchen Ziele; ſie wollen der ſozialiſtiſchen Politik, die beſtrebt iſt 
den Landarbeiter und den Induſtriearbeiter einander näher zu bringen, ein 


1 In einem Artikel des „Paysan“, der Zeitſchrift der belgiſchen Bauernvereine © 
tober 1906) werden der Reihe nach die Vorteile aufgezählt, welche die Feldarbeiter durch di 
landwirtſchaftlichen Vereine erlangen können. 

1. Gewiß hat er keinen großen Anteil am gemeinſamen Einkauf von Kunſtdünger; dod 
wenn es ſich um Abſchlüſſe für Leinſamenmehl, Baumwollſamenmehl, Kleie uſw. 5: 


kann er daraus Nutzen ziehen, wenn er eine Kuh hat, und er tut es auch. 2. Die lokale 
Spar⸗ und Kreditkaſſen ermöglichen es den Kleinbauern und Feldarbeitern, ihr Vieh au 
Kredit zu kaufen, ſtatt, und zwar häufig zu Wucherpreiſen, eine oder zwei Kühe von einzelner 
oder auch von eigens zu dieſem Zwecke gegründeten Geſellſchaften zu mieten. 3. Ihr Viel 
wird bei den gegenſeitigen Verſicherungsgeſellſchaften verſichert. 
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rariſche, klerikale oder konſervative Politik entgegenſetzen, die alle ländlichen 
‚wölferungsklafien zuſammenſchließen will — ausgenommen vielleicht die 
beiter im eigentlichen Sinne — zur Verteidigung deſſen, was man „die 
meinſamen Intereſſen der Landwirtſchaft“ zu nennen pflegt, obwohl es 
htiger wäre, zu jagen: „die gemeinſamen Intereſſen der Großgrundbeſitzer“. 
3ift auch nichts als ein bloßes Spiel mit Worten, wenn man in gewiſſen 
seifen verſucht, die Bewegung der Boerenbonden und der Syndicats agri- 
les als demokratiſche Bewegung hinzuſtellen. Gewiß greifen dieſe Vereine 
wiſſe Kreiſe von Zwiſchenhändlern an; gewiß bekämpfen ſie einige Formen 
3 Kapitalismus, nehmen in manchen Kreiſen demagogiſche Formen an 
wie oft waren die agrariſchen Verbände Herde des Antiſemitismus —, 
her im Grunde find fie eine reaktionäre Bewegung, die ſich gleichzeitig 
gen das ſozialiſtiſche Proletariat und gegen den Induſtrialismus richtet. 
(Schluß folgt.) 


Solingen. 
| Sine Ehrenrettung von Wilh. Dittmann (Frankfurt a. M.). 


Der Prozeß des Deutſchen Metallarbeiterverbandes gegen den „Stahl— 
arenarbeiter“ in Solingen hat in Partei- und Gewerkſchaftskreiſen wiederum 
e Aufmerkſamkeit auf die Differenzen gelenkt, die ſeit Jahren in der Arbeiter⸗ 
haft des Solinger Induſtriebezirkes beſtehen. Man hat die Solinger 
irren vielfach als ein Schulbeiſpiel dafür angeführt, wie perſönlicher 
rakeel imſtande ſei, die Arbeiterſchaft zur Selbſtzerfleiſchung ſtatt zu ge⸗ 
hloſſenem Kampfe gegen das kapitaliſtiſche Unternehmertum zu entflammen. 
gabei iſt in Solingen der perſönliche Zwiſt in Wirklichkeit nicht die Urſache 
er Wirren, ſondern lediglich die äußere Form, in der ein tiefgehender 
irtſchaftlicher Umwandlungsprozeß ſeine Wirkungen auf die Arbeiter⸗ 
(ung äußert. 

Das gilt ſowohl von dem „Schumacher“-Streit, der jahrelang die poli⸗ 
ſche Arbeiterbewegung in Solingen ſpaltete und vor zehn Jahren ſeinen 
höhepunkt bei den Reichstagswahlen erreichte, als auch von dem Konflikt, 
er ſeit einigen Jahren zwiſchen dem Metallarbeiterverband und den 
zolinger Lokalgewerkſchaften ausgebrochen iſt. 

Nur wer den wirtſchaftlichen Untergrund dieſer Konflikte kennt, wird 
uſtande ſein, fie zutreffend beurteilen zu können. Gleichzeitig erſchließt ſich 
im auch eines der intereſſanteſten Kapitel aus der Entwicklungs- 
eſchichte des Kapitalismus in Deutſchland. | 

In den nachſtehenden Zeilen ſoll verſucht werden, die weſentlichſten Phaſen 
ieſer Entwicklung zu ſkizzieren und zum Verſtändnis der Solinger Wirren 
hren Zuſammenhang mit dieſer Entwicklung nachzuweiſen. 

‚ Die Solinger Kleineiſeninduſtrie iſt Jahrhunderte hindurch einzigartig, 
icht nur in Deutſchland, ſondern in der ganzen Kulturwelt geweſen; ſelbſt 
ie berühmten engliſchen Stahlwaren vermochten die Solinger nicht aus dem 
elde zu ſchlagen. Qualitäts- und Spezialitätsarbeit haben bei dieſem 
Ronopolcharakter der Solinger Induſtrie ſehr früh einen hohen Grad 
on Vollkommenheit erreicht und trugen umgekehrt wieder dazu bei, jede ernſt⸗ 
afte Konkurrenz unmöglich zu machen, um jo mehr, als die Zunftgeſetze die 
zeheimhaltung der Produktionsmethoden vorſchrieben und die Über⸗ 
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tragung derſelben auf andere Gegenden verboten. Die Produktion vi 
Waffen, Meſſern, Gabeln, Scheren, Sicheln, Senſen uſw. beherrſchte faſt aı 
ſchließlich das geſamte Wirtſchaftsleben des Solinger Induſtriebezirkes u 
wirkte beſtimmend auf die Geſtaltung der ſozialen Verhältniſſe. „ 

Die mechaniſche Kraft zum Betrieb der Hämmer, Schlägereien u: 
Schleifereien lieferte das Waſſer der Wupper und der ihr von den Berg 
zufließenden Bäche. Überall, wo die Terrain⸗ und Waſſerverhältniſſe da 
irgend geeignet, wurden deshalb die Produktionswerkſtätten angelegt. De 
führte naturgemäß zu einer großen räumlichen Dezentralifation d 
Betriebe und damit aufs engſte verbunden auch der Wohnungsverhältni 
und der gegenſeitigen ſozialen Beziehungen. Bald hoch oben auf dem Ber 
bald am Abhang, bald unten im Tale, ohne Plan und ohne Regel RN 
die Niederlaſſungen in Wald und Flur bineingebaut. 4 

Händler und Kaufleute, die auf weiten Reifen die Meſſen und Märkte 8 
europäiſchen Kulturländer und des Morgenlandes beſuchten, ſorgten für d 
Abſatz der Solinger Erzeugniſſe. 4 

Die große wirtſchaftliche und perſönliche Unabhängigkeit und Selbſtänd 
keit, die ſich aus den Produktions⸗ und Wohnungsverhältniſſen ergab, 
zeugten naturgemäß einen ſtarken Sinn für Freiheit und Ungebunde: 
heit, der ſich im Laufe der Jahrhunderte beſonders bei den politiſchen U: 
wälzungen betätigt und bis auf den heutigen Tag erhalten hat; auch 
religiöſer Hinſicht iſt das „bergiſche Land“ ſeit jeher eine Oaſe freier A 
ſchauungen im ſonſt ſo ſchwarzen Rheinland geweſen und geblieben. „ 

In abſoluter Reinheit haben ſich aber, trotz der günſtigen Vorbedingung 
dazu, auch dieſe auf handwerks⸗ und zunftmäßige Organiſation begründet 
Verhältniſſe vor der kapitaliſtiſchen Entwicklung nicht lange halt 
können. Die Produzenten gerieten immer mehr in Abhängigkeit vom Handel 
und Kaufmannskapital, das als Verlegerkapital an fie herantrat, ſchließl 
die Produktion beherrſchte und die ehedem ſelbſtändigen Produzenten 
hausinduſtrielle Heimarbeiter verwandelte. Dieſer Entwicklungsproz 
hat ſich unter den heftigſten wirtſchaftlichen Kämpfen vollzogen, in den 
die früheren Zünfte eine Umbildung zu wirtſchaftlichen Kampfvereinen 
fuhren. Den Inhalt der wirtſchaftlichen Kämpfe bildeten faſt ausſchließl 
die Preisverzeichniſſe, zeitweilig auch das Truckſyſtem; Arbeitsze 
Arbeiterſchutz und ähnliche Forderungen ſchieden bei dem hausinduſtriell 
Charakter der Produktion ſo gut wie gänzlich aus. 

Die Organiſationen waren branchenweiſe gegliedert und erſtreckten ji 
nur auf das Solinger Induſtriegebiet, waren alſo lokale Berufsorgan 
ſationen mit ſtark zünftleriſchem Charakter. Die Branchen⸗ und dan 
auch die Organiſationszerſplitterung war eine außerordentlich weitgehende, d 
ſich an die immer ſtärker gewordene Arbeitsteilung im Produktionsproz 
eng angepaßt hatte. Die Branchen ſchieden ſich nicht nur nach den einzeln 
fertigen Produktionserzeugniſſen — Waffen, Meſſern, Scheren uſw. - 
ſondern ſogar nach den Teilarbeiten bei der Herſtellung derſelben, ſo de 
es an 20 bis 30 Spezialbranchen mit geſonderten Organiſationen gab. 80 
dieſen Organiſationen war alles vereinigt, was an männlichen Arbeit 
kräften in der hausinduſtriellen Produktion beſchäftigt war, der proletarifier 
„Meiſter“, ſeine Geſellen und ſeine Lehrlinge, wenn er ſolche beſchäftigte, al 
Elemente mit durchaus nicht gleichartigen, ſondern ſogar ſtark gegenja! 
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chen Intereſſen. Nur gegenüber dem kapitaliſtiſchen Verleger, der Firma“, 
e Rohmaterial oder Halbfabrikate zur Weiterverarbeitung lieferte, war das 
ntereſſe der ſolchergeſtalt Organiſierten ein gemeinſames. 

Der monopoliſtiſche Charakter der Solinger Induſtrie und die Konkurrenz 
x Verlegerfirmen untereinander haben im Verein mit günſtigen Geſchäfts⸗ 
njunkturen dieſen Solinger Lokalorganiſationen im Laufe des letzten Jahr⸗ 
mderts wiederholt die Möglichkeit gegeben, die wirtſchaftlichen Intereſſen 
rer Mitglieder wirkſam wahrnehmen zu können. Beſonders der Meſſer⸗ 
hleiferverein hat zeitweilig eine geradezu dominierende Stellung in der 
jolinger Induſtrie auszuüben vermocht, und die Verrufserklärungen des 
Schleiferkönigs“, wie der Vorſitzende der Organiſation im Volksmund 
ieß, wirkten faſt wie Todesurteile für die davon betroffenen Firmen. Anderer⸗ 
its aber feierte in Perioden wirtſchaftlichen Niederganges die Fabrikanten⸗ 
illkür wiederum die größten Triumphe über die Organiſationen, und das 
lend der Solinger Schleifer wurde dann ein geradezu ſprichwörtliches. In 
tiefem wechſelnden Auf und Ab war der allgemeine Niedergang in der 
zialen Lage der arbeitenden Bevölkerung aber unabwendbar und bildete neben 
em traditionellen Unabhängigkeitsſinn die Urſache für die günſtige Aufnahme, 
ie in den ſechziger Jahren die Agitation Laſſalles in Solingen fand. 
Die Erſetzung der einen unregelmäßigen Betrieb mit ſich bringenden Waſſer⸗ 
zaft durch die ſtabile Produktionsbedingungen ſchaffende Dampf— 
raft gehörte zu den wichtigſten Faktoren, welche die Herrſchaft des Verleger⸗ 
witals über die Produktion fördern halfen. Große Dampfſchleifereien 
taten an die Stelle der idyllisch an einem Stauweiher belegenen „Schleifkotten“ 
it Waſſerkraft und machten dieſen eine verderbenbringende Konkurrenz. Die 
fabrik begann als neue Produktionswerkſtätte auf dem Plane zu erſcheinen 
nd mit Polypenarmen um ſich zu greifen. Sie brachte die Trennung von 
lrbeits⸗ und Wohnſtätte und damit die moderne Fabrikſklaverei, wenn 
uch zunächſt meiſt nur in der Form, daß der Produzent ſich in der Fabrik 
inen Arbeitsplatz mietete und im übrigen produzierte, für wen er wollte. 
licht ſelten aber entwickelte ſich daraus ein regelrechtes Arbeitsv erhältnis 
m modernen Sinne, ſo daß der Beſitzer der Fabrik auch der alleinige 
Arbeitgeber“ des Arbeiters wurde. 
Gleichzeitig hat das Kaufmannskapital immer mehr und mehr die Rolle 
es Induſtriekapitals übernommen. Große Werke entſtanden, die, mit 
Men techniſchen Errungenſchaften der Neuzeit ausgeſtattet, die Produktion 
Solinger Stahlwaren im fabrikmäßigen Großbetrieb ausführen. Die 
Zeübtheit und Kunſtfertigkeit des Arbeiters im Kleinbetrieb wurde erſetzt und 
ibertroffen durch ſinnreich konſtruierte und exakt arbeitende Maſchinen von 
mmer größerer Leiſtungsfähigkeit. Die moderne Entwicklung hat den Kreis 
der Produktionsgegenſtände für den Maſſenabſatz ins Rieſenhafte erweitert, 
teue Fabrikatszweige traten daher zu den alten und förderten die Ent⸗ 
vicklung zum Fabrikbetrieb, ſo die Fabrikation von Fahrradteilen, Schirm⸗ 
geſtellen, Haus⸗ und Küchengeräten, Werkzeugen uſw. 

Dieſer techniſche Umwandlungsprozeß vom hausinduſtriellen 
Meinbetrieb zum fabrikmäßigen Großbetrieb dauert ſeit einigen 
Jahrzehnten und iſt bis heute noch nicht zum Abſchluß gekommen. 
Ja, ſeit der Verwendung der Elektrizität als Triebkraft iſt ſogar eine 
ewiſſe Verlangſamung in dieſem Prozeß eingetreten. Der elektriſche Draht 
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ſpannt ſich von einem großen privaten Elektrizitätswerk aus über Berge m 
Täler des „bergiſchen Landes“ und verſorgt die zahlloſen, verſtreut liegend 
Arbeitsſtätten der Heimarbeiter mit der nötigen Betriebskraft. Dadurch fi 
die Hoffnungen der Heimarbeiter, dem Schickſal der Proletariſierung m 
„Degradierung“ zum Fabrikarbeiter, der „nach der Pfeife kommen und gehen 
muß, entgehen zu können, neu angefacht worden. Leider fehlt es vollſtänd 
an einer auf authentiſchem Material aufgebauten Schilderung der i 
Solinger Induſtriebezirk erfolgten wirtſchaftlichen Veränderungen de 
letzten dreißig Jahre, ſo daß ein ſicheres Urteil über dieſelben ſehr ſchw 
zu gewinnen iſt. Unleugbar aber iſt, daß trotz aller Gegentendenzen die groß 
kapitaliſtiſche Entwicklung auch im Solinger Induſtriebezirk Rieſer 
fortſchritte macht. | | 
Mit dem Aufkommen der fabrikmäßigen Großinduftrie entwickelt ſich i 
den letzten Jahrzehnten im Solinger Induſtriebezirk naturgemäß immer mel 
der Typus des modernen Lohnarbeiters, der vielfach von dem „iel! 
ſtändigen“ Heimarbeiter als beruflich und geſellſchaftlich minderwertig a 
gejehen wurde. Wie auf vielen Gebieten die Maſchinenarbeit die qualifizier 
Handarbeit zunächſt nur unvollkommen zu erſetzen vermocht hat, ſo erreich 
auch in der Solinger Induſtrie die Fabrikware nicht ſogleich die Qualität di 
Heimarbeit, und wurde deshalb mit dem Odium der Pfuſcharbeit behafte 
Von dem Arbeitsprodukt wurde dieſes Odium auf ihre Erzeuger, die Fabri 
arbeiter übertragen. In demſelben Maße, in dem die Konkurrenz der fabri 
mäßigen Produktion ſich den hausinduſtriellen Kleinbetrieben fühlbar macht 
verſtärkte ſich naturgemäß die Abneigung der Heimarbeiter gegen die Fabri 
arbeiter, die als „Bären“, das heißt Lohndrücker, keine Aufnahme in d 
Lokalgewerkſchaften fanden. Die Fabrikarbeiter der Kleineiſeninduſtri 
zu denen ſich weiter die übrigen gewerblichen Arbeiter geſellten, wurden m 
dem Vordringen des Fabrikbetriebs immer zahlreicher und durch ihre unve 
hüllte Klaſſenlage zur Erkenntnis derſelben gebracht. 1 
Während der achtziger Jahre des vorigen Jahrhunderts verhinderte do 
Sozialiſtengeſetz, daß dieſes Klaſſenbewußtſein in der Schaffung von O. 
ganiſationen zum Ausdruck gelangen konnte. Die neunziger Jahre waren fi 
die Gewerkſchaftsbewegung bekanntlich allgemein ſehr ungünſtig, un 
auch in Solingen entwickelte ſich die moderne Gewerkſchaftsbewegung in dieſe 
Zeit nur kümmerlich. Anders die politiſche Arbeiterbewegung. Und ar 
politiſchem Gebiet fanden ſich denn auch die wirtſchaftlich einander gegen 
überſtehenden Elemente in gemeinſamen Organifationen — ſoweit ſolck 
bei dem Stande der Vereinsgeſetzgebung überhaupt möglich — zujamme 
Die Richtung der modernen Lohnarbeiter ſuchte naturgemäß durch di 
politiſche Organiſation einzuwirken auf die alten Lokalgewerkſchaften, um ji 
zu modernen Gewerkſchaften umzugeſtalten. Umgekehrt ſuchten di 
alten Lokalgewerkſchaften ihren bisherigen Charakter zu erhalten un 
beſtimmenden Einfluß auf die politiſche Bewegung auszuüben. 5 
So war das Aufeinanderplatzen der Gegenſätze auf dem 1 
tiſchen Gebiet unvermeidbar. Die Anläffe und die Formen der Ent 
ladungen waren ſekundärer Natur und erwuchſen immer wieder aus der Ge 
ſamtſituation. Der Reichstagsabgeordnete Schumacher war der Haupt 
vertreter der durch die alten Lokalorganiſationen repräſentierten Richtu 
Natürlich waren ſich die handelnden Perſonen auf beiden Seiten de 
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chlichen Gegenſätze und der aus dieſen entſpringenden, tiefer liegenden 
kotive ihres Handelns ſehr oft nicht bewußt und glaubten zu ſchieben, 
ährend ſie ſelber geſchoben wurden. 
Trotz aller perſönlichen, teils häßlichen Begleiterſcheinungen hat der jahre⸗ 
nge Zwiſt die politiſche Aufklärung und Schulung der Solinger 
ubeiterſchaft doch wirkſam gefördert, denn beide Seiten wetteiferten 
‚iteinander, ſich als die politiſch fortgeſchritteneren zu zeigen, wodurch 
as Geſamtniveau nur gewonnen hat. Als der perſönliche Hader zum 
schweigen gebracht war, zeigte fich denn auch, daß ſich die beiden Seiten 
achlich immer näher gekommen waren und die wirtſchaftliche und 
oziale Grundanſchauung der modernen Lohnarbeiterſchaft zum 
lllgemeingut der Solinger Geſamtarbeiterſchaft geworden war. 
die Stadtverordnetenwahlen 1902 und die Reichs⸗ und Landtagswahlen 1903 
git ihrem geſchloſſenen Aufmarſch und ihren großartigen Erfolgen zeigten das 
ur Evidenz. 
Inzwiſchen war auch im „Zentralkomitee der Solinger Gewerk— 
chaften“ ein Zuſammenſchluß der alten Lokalgewerkſchaften und der in⸗ 
wiſchen ins Leben getretenen Filialen der freien Zentralgewerkſchaften herbei⸗ 
geführt worden. Das Hand in Hand arbeiten auf politiſchem und gewerk⸗ 
chaftlichem Gebiet ſchien aufs beſte gewährleiſtet, die Lokalorganiſationen 
näherten ſich in ihren inneren Einrichtungen immer mehr den freien Zentral⸗ 
gewerkſchaften, und eine völlige Verſchmelzung mit der für Solingen wichtigſten 
derſelben, dem Metallarbeiterverband, bereitete ſich vor; einzelne kleinere 
Vereine traten geſchloſſen in ihn über, und aus anderen Lokalgewerkſchaften 
zog er zahlreiche Mitglieder an. 
Der Notwendigkeit feſteren Zuſammenſchluſſes vermochten ſich 
angeſichts der immer ſchärferen und umfangreicheren Kämpfe mit dem Unter⸗ 
nehmertum auch die Leitungen der alten Lokalgewerkſchaften nicht zu entziehen. 
Zu der Radikalkur der Verſchmelzung mit dem Metallarbeiterverband ver⸗ 
mochten ſie ſich aber in ihrer Mehrzahl aus mancherlei Gründen nicht zu 
entſchließen. So kam es 1905 zur Gründung eines Induſtrieverbandes 
für den Solinger Induſtriebezirk mit dem „Stahlwarenarbeiter“ 
als Verbandsorgan. In leitenden Parteikreiſen ſah man in der Gründung 
meiſt ein Übergangsgebilde, das früher oder ſpäter zu einer völligen 
organiſatoriſchen Vereinigung mit dem Metallarbeiterverband kommen werde. 
Demgemäß war auch die Stellung der Parteiorganiſation und ihrer Preſſe 
zu der neuen Gewerkſchaftsorganiſation. 

Anders beim Metallarbeiterv erband, der im Induſtrieverband nur ein 
ſeine eigene Entwicklung hemmendes und die Widerſtandskraft der Ge⸗ 
ſamtgewerkſchaftsbewegung des Bezirks ſchwächendes Element ſah. Damit 

war wiederum der Stoff zu einem Konflikt aus denſelben wirtſchaftlichen 
Grundurſachen gegeben, wie beim „Schumacher“ Streit. Während dieſer 
auf politiſchem Gebiet ausgefochten wurde, tobt der jetzige Kampf auf gewerk⸗ 
ſchaftlichem Gebiet, alſo dort, wo die Gegenſätze von Anbeginn her eigentlich 
gelegen haben. Das iſt ein Fortſchritt, ſo ſeltſam das Wort in dieſem Zu⸗ 
ſammenhang auch klingen mag. Von den perſönlichen Begleiterſcheinungen 
abgeſehen, wird der Kampf geführt als Konkurrenzkampf zweier Or⸗ 
ganiſationen, die ſich gegenſeitig in der energiſchen Wahrnehmung der 
Arbeiterintereſſen zu überbieten trachten. Das Endreſultat kann nur ſein, 
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Die Neue 


daß ſich beide Gegner in ihrer inneren Stärke und Leiſtungsfähigke | 
die beim Metallarbeiterverband von vornherein größer waren, immer me! 
nähern, und ſo die innere Vorausſetzung für die endgültige Ve 
ſchmelzung und dieſe ſelbſt geſchaffen wird. Je mehr der wirtfchaftlid 
Umwandlungsprozeß in der Solinger Kleineiſeninduſtrie vom hausind 
ſtriellen Kleinbetrieb zum fabrikmäßigen Großbetrieb fortſchreitet, je näher rü 
auch der Tag des völligen organiſatoriſchen Zuſammenſchluſſes de 
Solinger Arbeiterſchaft. | = 

Es wäre alſo durchaus verfehlt, Solingen als einen Ort zu betrachte 


gewerkſchaften in Parallele zu ſtellen, die ſich als Abſplitterungen von de 
Zentralgewerkſchaften in Berlin und an anderen Orten Deutſchlands g 
bildet haben. Die Eigenart und hiſtoriſche Entwicklung der Golinge 
Induſtrie haben auch für die Arbeiterbewegung eigenartige Entwicklungs 
bedingungen und -formen geſchaffen, die man nicht ignorieren darf, wen 
man nicht zu einem völlig ſchiefen Urteil kommen will. uns is 

Wer die Arbeiterbewegung des Solinger Induſtriebezirks aus eigene 
perſönlicher Anteilnahme kennen. gelernt hat, der weiß auch, daß ihr ein 
unverwüſtliche, urwüchſige Kraft innewohnt, die ſich nach Überwindung 
der unvermeidlichen Entwicklungskrankheiten gegen alle Widerſtände durch 
ſetzen und behaupten wird. . 


Das Ende der deutſchen Jugendorganiſation? 
Von Karl Böttcher (Berlin). 


Der Hamburger Gewerkſchaftskongreß hat ſich zwar mit der Frage der 
Jugendorganiſation beſchäftigt, aber das Referat des Genoſſen Robert Schmidt 
ſagte über das Problem ſelbſt recht wenig, und die Debatte war weder ein⸗ 
gehend noch ſonderlich hochſtehend. Das wertvollſte Ergebnis jener Verhand⸗ 
lungen iſt, daß die ſchon ſeit langem notwendige Diskuſſion über die Jugend⸗ 
organiſation in Fluß kam, fo daß zu erwarten iſt, auf dem Parteitag werde 
die Frage etwas gewiſſenhafter behandelt werden. Geſchieht das, dann wird 
die Hamburger Reſolution, die ja im Einverſtändnis mit dem Parteivorſtand 
entworfen ſein ſoll, auch gründlich revidiert werden. N 

In der Reſolution des Gewerkſchaftskongreſſes heißt es: ä | 

„Dieſe Aufgabe (die Einführung der Jugendlichen in die gewerkſchaftliche und 
politiſche Tätigkeit) wird erreicht werden durch die Veranſtaltung guter Vorträge, 
die der Erkenntnis der Jugend angepaßt ſind und vor allem die Gebiete der Natur⸗ 
wiſſenſchaften, Geſundheitspflege, Literatur, Kunſt, Technik, Rechtswiſſenſchaft, Volks⸗ 
wirtſchaft, Politik und gewerkſchaftliche Tätigkeit umfaſſen. Daneben wird durch 
Veranſtaltungen ernſten und auch heiteren Inhalts Unterhaltung und Geſelligkeit 
gepflegt werden können, ſowie für Sport und Spiel in den Grenzen die Betätigung 
zu erwecken ſein, daß die Teilnahme hieran nicht zu einer Übertreibung, zu einer 
Sportfexerei ausartet.“ . 


Jeder, der die Jugendbewegung, beſonders aber die unpolitiſchen nord⸗ 
deutſchen Organiſationen, auch nur einigermaßen kennt, muß wiſſen, daß ſie 
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nz nach dem Wunſche des Gewerkſchaftskongreſſes ſchon ſeit ihrer Ent⸗ 
hung arbeiten. Verſammlungen, in denen Vorträge aus den verſchiedenſten 
ziſſenszweigen und aus Theorie und Praxis der Arbeiterbewegung gehalten 
erden, wechſeln ab mit Unterhaltungsabenden, Muſeumsbeſichtigungen, Aus⸗ 
igen in die freie Natur und Spielpartien. Es ſoll zugegeben werden, daß 
ele dieſer Veranſtaltungen nicht gerade vorbildlich ſind. Aber es geht doch 
Awärts. Und wenn wirklich vieles noch nicht ſo iſt, wie es ſein ſollte, ſo 
mmt dies nur daher, weil Geld ſowohl als die Mitarbeit erfahrener Ge⸗ 
oſſen fehlen. Hätte Genoſſe Schmidt ſelbſt in Verſammlungen Jugendlicher 
eſprochen, er hätte ſicher wahrgenommen, wie gute Referenten begehrt ſind. 
[ber das iſt es ja eben. Unſeren Führern fehlt die enge Fühlung mit der 
zugend. Wie anders iſt es doch drüben in Oſterreich! Arbeiterführer von 
damen ſcheuen ſich gar nicht, in Verſammlungen vor dreißig bis fünfzig 
zugendlichen zu reden. Natürlich wirkt dieſes Beiſpiel auch auf andere Ge⸗ 
ſoſſen, die die Fähigkeit haben, der Jugend Lehrer zu ſein, und die Ver⸗ 
ammlungen bekommen durchweg gute Referenten. Wäre dies auch bei uns 
ver Fall, dann ſtünden die Zuſammenkünfte der Jugendlichen ſicher auf einem 
höheren Niveau. Daß ſie gute Vorträge zu würdigen wiſſen, haben ſie ſchon 
aft genug bewieſen. Die Redner brauchten nur zu kommen. Sie könnten ſich 
hann auch gleich davon überzeugen, daß in den Jugendorganiſationen ernſt⸗ 
haft gearbeitet und keine Vereinsmeierei getrieben wird. 
Was alſo die Reſolution des Gewerkſchaftskongreſſes als notwendig er⸗ 
achtet, wird bereits ſeit dem Beſtehen der norddeutſchen Jugendorganiſation 
von dieſer gepflegt. Iſt es unter dieſen Umſtänden nötig, die Organiſation 
zu beſeitigen, nur um etwas Neues an ihre Stelle zu ſetzen, von dem man 
im voraus doch nicht weiß, wie es ſich bewähren wird? Nach der Reſolution 
ſcheint man die Abſicht zu haben, eine loſe Bildungsorganiſation zu 
ſchaffen. Wer jemals in einer ſolchen mitgearbeitet hat, weiß, wie ſchwer 
ſelbſt Organiſationen mit feſtem Mitgliederbeſtand arbeiten können. Es ſei 
nur an die Berliner Arbeiterbildungsſchule erinnert, deren Geſchichte mehr 
wie genug von ſchweren Kämpfen um die Weiterexiſtenz zu erzählen weiß. 
Und das iſt eine feſte Organiſation, der zum größten Teil wirtſchaftlich 
etwas beſſergeſtellte, in der Arbeiterbewegung ſtehende Mitglieder angehören. 
Und nun denke man ſich eine loſe Bildungsorganiſation von jungen Leuten, 
die kaum der Schule entwachſen ſind! Sie würde ſich nicht lange halten und 
nicht Werbekraft entfalten können, weil durch Bildungsförderung allein 
und wenn ſie auch körperlich und geiſtig geſchieht — nie eine Maſſen⸗ 
bewegung zu entfachen iſt. Und ſie iſt es, die wir im Intereſſe der Geſamt⸗ 
arbeiterbewegung brauchen. Vernichtet man aber jetzt auch ſelbſt die noch 
beſtehenden unpolitiſchen Organiſationen, ſo verzichtet man mit dieſem Schritte 
zugleich ein für allemal auf jede Maſſenorganiſation der Jugendlichen, denn 
das Neue, was man ſchaffen will, kann nach unſeren Geſetzen nur eine loſe 
Bildungsorganiſation ſein, der anzugehören immer nur ein kleiner Kreis Nei⸗ 
gung haben wird. 
| Oder hegt man etwa im ſtillen den Gedanken, die Jugendlichen im 
Anſchluß an die Gewerkſchaften zu organiſieren, wie dies die 
Transportarbeiter, Steindrucker und Lithographen mit Erfolg getan haben? 
Zweifellos wäre das die zweckmäßigſte Organiſation der Jugend, weil durch 
ſie zugleich die ſachliche Weiterbildung gefördert werden könnte. Aber wie 
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lange würde denn die Herrlichkeit dauern, wenn die geſamten Gewerkſchaſt 
dieſen Weg beſchritten? Würde nicht eines ſchönen Tages auf Grund d 
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neuen Vereinsgeſetzes die Auflöſung der Jugendabteilungen erfolgen? Unt 
der gegenwärtigen Rechtslage kann man an einen weiteren Ausbau der | 
werkſchaftlichen Jugendſektionen nicht herangehen. Aber dann bleibt ebe 
wenn man durchaus etwas Neues ſchaffen will, nur die loſe Bildungsorgan 
ſation. Ob dieſe nun dadurch den Jugendlichen ſchmackhaft gemacht wir 
daß man die leitenden Kommiſſionen aus den Parteiorganiſationen und de 
Gewerkſchaftskartellen der betreffenden Orte unter „Hinzuziehung einiger Ve 
treter der jugendlichen Arbeiter und Arbeiterinnen“ bilden will, iſt ſehr 4 
bezweifeln. Ganz abgefehen davon, daß dies die denkbar loſeſte Form ein 
Organiſation ſein würde und daß es ſchon deshalb ſehr fraglich ift, ob fi 
jemals erfolgreich wirken könnte. | | 
Und um unſere Jugendlichen in eine ſolch dunkle Zukunft zu führen, wi 
man die Auflöſung der von ihnen unter Mühen und Opfern ſelbſt ge 
ſchaffenen Organiſation bewirken! Warum und weshalb das geſchehen ſol 
wurde zwar nicht offen geſagt. Aus der Debatte ging aber hervor, daß ma: 
von einer ſelbſtändigen Jugendorganiſation die Störung der Einheit der Ge 
werkſchaftsbewegung fürchtet. Muß dieſe aber eintreten? Gewiß, wenn zwiſchen 
den leitenden Perſonen der Jugendorganiſationen und der Gewerkſchaftei 
keine Fühlung vorhanden iſt, dann kann es wohl vorkommen, daß ſich ſepa 
ratiſtiſche Beſtrebungen bemerkbar machen. Aber iſt Fühlung vorhanden 
dann iſt das ganz unmöglich. Das zeigt wieder ein Blick auf Oſterreich 
Die dortige Jugendorganiſation iſt bereits anderthalb Jahrzehnte alt. Auch 
ſie hatte in den Anfangsſtadien viel mit Vorurteilen zu kämpfen, genau ſe 
wie die deutſche. Aber ſchon lange hat ſie die Unterſtützung von Partei und 
Gewerkſchaft, und nie wurde die Einheit der Arbeiterbewegung durch ſie ge⸗ 
ſtört. Im Gegenteil: fie hat ſich als ergänzendes Glied der Geſamtarbeiter⸗ 
bewegung beſtens bewährt und iſt bezeichnenderweiſe auch freigeblieben von 
jener Schwärmerei und Spielerei, wie ſie in den Jugendorganiſationen der 
romaniſchen und nordiſchen Länder gang und gäbe iſt. Und in Deutſchland 
könnte das auch ſo ſein. Um ſo eher, als hier das Geſetz es ſchon unmöglich 
macht, daß ſich Jugendorganiſationen um politiſche Fragen kümmern. “| 
So wie die Dinge liegen, kann man ohne jede Gefahr die unpolitiſche Or⸗ 
ganiſation, wie ſie ſich in Norddeutſchland findet, beſtehen laſſen. Aber nicht 
nur, weil ſie die Einheit der Arbeiterbewegung nicht ſtören kann — nein, 
auch weil ſie allein die Organiſationsform iſt, die unter den heute in Deutſch⸗ 
land geltenden Rechtsvorſchriften ſich zu einer Maſſ enbildungsorgani⸗ 
ſation der Jugendlichen auszuwachſen vermag. Und das nur, weil fie ſich 
außer mit Bildungsarbeit auch mit der Vertretung der wirtſchaftlichen und 
rechtlichen Intereſſen befaßt. Denn viel eher als für eine Bildungsorgani⸗ 
ſation rein ideeller Natur iſt der Jugendliche für eine Organiſation zu haben, 
die beſtrebt iſt, auch ſeine wirtſchaftlichen Intereſſen zu vertreten. 5 
Nun iſt es aber gerade die wirtſchaftliche Betätigung der Jugendlichen, 
gegen die unſere Gewerkſchaftsführer Sturm laufen. So meinte Genoſſe 
Schmidt, der Jugendorganiſation kämen nicht zu: Arbeitsnachweis, Jugend⸗ 
ſchutz und wirtſchaftliche Kämpfe. Wo hat die Jugendorganiſation jemals in 
wirtſchaftliche Kämpfe eingegriffen und in welchem Orte beſitzt ſie einen Arbeits⸗ 
nachweis? Bleibt alſo nur der Jugendſchutz. Es iſt ja ganz leicht, einfach 
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dekretieren: der arbeitenden Jugend ſteht der Jugendſchutz nicht zu! Auch 
noſſe Frank hat ja geſchrieben, daß die Gewerkſchaften mit Unterſtützung 
Jugendlichen für die Befolgung der Schutzbeſtimmungen ſorgen ſollten. 
wiß wäre es gut, wenn die Gewerkſchaften mehr als heute für den Jugend⸗ 
utz wirken würden. Aber das hat doch ſeine Schwierigkeiten. Wer auf 
ſem Gebiet die Praxis kennt, weiß längſt, daß die Gewerkſchaften ſelbſt in 
trieben, wo ſie prozentual ſtark vertreten ſind, trotz Anforderung der 
gendlichen, für deren geſetzlich feſtgelegte Rechte einzutreten, häufig ver⸗ 
gt haben. Nun beweiſt aber die Statiſtik, daß in den Berufen, wo die Ge⸗ 
erkſchaften ſchwächer find, die meiſten und ſchwerſten Jugendſchutzvergehen 
rkommen. Was können ſie nun aber hier, wo es am nötigſten iſt, für die 
agendlichen ausrichten? Hier, wo ſie Not und Mühe haben, ſich ſelbſt bei 
ertretung ihrer eigenen nächſten Intereſſen zu behaupten, werden ſie für die 
ugendlichen gar nicht offen eintreten können. Und wie wollen die Gewerk⸗ 
haften in die Unzahl von Gewerbebetrieben des Handwerkes eindringen, 
o meiſt von gewerkſchaftlicher Organiſation kaum die Rede iſt, die Jugend⸗ 
hen aber ſo gut wie gar keinen Schutz genießen und am ſchlimmſten aus⸗ 
»beutet werden? 

Nun wird man einwenden: Mit Hilfe der Jugendlichen wird auch dort 
sarbeitet werden. Das mag ſein. Aber ſicher nicht mit der Energie, mit der 
wade heute die organiſierten Handwerkerlehrlinge in den Fach⸗ und Fort⸗ 
ldungsſchulen für Jugendorganiſation und Jugendſchutz wirken. Natürlich 
inn dieſe Seite der Tätigkeit nur im Einvernehmen mit den Gewerkſchaften 
eübt werden, und ſie ſoll auch weiter nichts ſein als eine notwendige Er⸗ 
änzung der Arbeit dieſer Organiſationen. Es iſt durchaus zutreffend, was 
ie kürzlich veröffentlichte „Erklärung“ des Internationalen Bureaus der 
özialiſtiſchen Jugendorganiſationen über den gewerblichen Schutz ſagt: 
„Daß dieſe Tätigkeit jedoch nur dann den nötigen Umfang erlangen kann, 
denn die Gewerkſchaften in der geeigneten Weiſe mithelfen, iſt ſelbſtverſtändlich. 
daß ſie ſich jetzt dazu entſchloſſen haben, iſt ein Verdienſt, das die Jugend⸗ 
rganiſation für ſich in Anſpruch nehmen darf. Wenn jedoch die Gewerk⸗ 
chaften, wie in Hamburg gejagt wurde, den Lehrlingsſchutz allein betreiben, 
vird der nötige Elan in der Tätigkeit vielfach verloren gehen, weil niemand, 
uch der erwachſene Arbeiter nicht, am Jugendſchutz ein ſo eminentes Inter⸗ 
le hat wie die proletariſche Jugend ſelbſt.“ 

So iſt es ſchließlich am beſten, wenn auch in Jugendſchutzangelegenheiten 
die ergänzende Tätigkeit einer feſten Organiſation erhalten bleibt. 

Wenn die Gewerkſchaften eine große Organiſation zur Erziehung der 
Jugend wollen, dann können ſie nichts Beſſeres tun, als die noch beſtehende 
unpolitiſche „Vereinigung der freien Jugendorganiſationen Deutſch⸗ 
lands“ unterſtützen. | 

Den Wert der ſelbſtändigen Organiſationen kennzeichnet die oben er⸗ 
wähnte Erklärung in zutreffender Weiſe: 


„Wenn die Jugendbewegung leiſten ſoll, was ihr zukommt, dann iſt eine der 
wichtigſten Vorbedingungen dazu: die Selbſtändigkeit der Organiſation. Wer 
dieſe antaſtet, greift der Jugendbewegung ans Leben. Sie muß gefordert werden, 
gerade aus erzieheriſchen Gründen, die bei der Beurteilung der Jugendfrage auch 
nach der Anſicht des Hamburger Gewerkſchaftskongreſſes in erſter Linie maßgebend 
ſind. Handelt es ſich doch bei der ſozialdemokratiſchen Erziehung der Jugend nicht 
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nur um die Vermittlung von Kenntniſſen auf verſchiedenen Wiſſensgebieten, ſond 
auch um Bildung des Charakters. Der junge Proletarier, der oft eltern⸗ u 
heimatlos ins Erwerbsleben hinausgeſtoßen wird und der elendeſten Bedrücku 
preisgegeben iſt, muß zur Selbſtachtung und Selbſtändigkeit erzogen werde 
Ein vortreffliches Mittel dazu iſt die Jugendorganiſation, die von den Juger 
lichen ſelbſt verwaltet wird. Sie lehrt ſo eindringlich wie nur möglich, was Pflicht 
erfüllung und Verantwortlichkeit bedeutet und ſchult fo ihre Mitglieder fü 
Seben. Dabei iſt dieſes Gelbftbejtimmungsrecht die fläzfite Anziehungskraft z 
Jugendorganiſation; wird es ihr genommen, dann ſinkt ſie zu einer Wohltätigkeit 
veranſtaltung herab, die zur ſittlichen Erziehung im ſozialiſtiſchen Sinne nicht 9 
eignet iſt und auch den Reiz für die Jugendlichen verliert.“ . 


1 

In Nr. 33 der „Neuen Zeit“ meinte Genoffe Ludwig Frank, man kim 
nicht auf ſozialiſtiſche Erziehung und Aufklärung über den Militarismus ve 
zichten; es ſeien deshalb neutrale Vereine von der Hand zu weiſen. Gew 
muß die Jugend antimilitariſtiſch erzogen werden. Das geht aber im Hau 
beſſer als anderswo. Und warum ſoll eine unpolitiſche Organiſation d 
Jugend nicht im fozialiftif chen Geiſte erziehen können? Kein Vereinsgeſe 
kann es verhindern, daß der Jugend in ihren Verſammlungen die gewaltige 
wirtſchaftlichen Umwälzungen, das Entſtehen des modernen Kapitalismus un 
das durch dieſen bedingte Anwachſen des Proletariats vor Augen geführt wirf 
Ganz unpolitiſch kann auseinandergeſetzt werden, wie die Arbeiterbewegung al 
geſchichtliche Notwendigkeit auf den Kampfplatz treten mußte und wie ſie dei 
halb unüberwindlich, unbeſiegbar ift. Ebenſo ließen ſich auch gewerkſchaftlick 
und ſozialpolitiſche Themen behandeln. „ 
Diejenigen Jugendlichen, welche in der „Vereinigung der freien Jugend 
organiſationen Deutſchlands“ zentraliſiert ſind, denken zurzeit noch nicht a 
ein Aufgeben ihrer Organiſation. Sie haben zum 6. September 1908 ihr 
zweite Konferenz nach Berlin einberufen, auf der auch über „di 
Arbeit und die Bedeutung der freien Jugendorganiſationen Deutſchlands 
beraten werden ſoll. Wenn ſie bis dahin gewiſſenhaft arbeiten und am Ver 
handlungstag ſelbſt den Beweis erbringen, daß ihre Organiſation notwendi, 
iſt und Gutes leiſten kann, wenn ſie durch die Tat bekunden, daß ſie nich 
eine Störung der Einheit der Arbeiterbewegung, ſondern als Vorbereitungs 
ſchule nur deren Stärkung wollen, dann bleibt es uns hoffentlich erſpart, zu 
Freude unſerer Feinde die Selbſtvernichtung unſerer ſchwer geſchaffenen 
Jugendorganiſation erleben zu müſſen! . 


5 
Das fünfund zwanzigjährige Jubiläum EB | 
des verbandes der Schuhmacher deutſchlands. 4 


Don Dionys Zinner. 


Der Zentralverband der Schuhmacher Deutſchlands blickt in dieſen 
Tagen auf ein fünfundzwanzigjähriges Beſtehen zurück. Die erſte Organiſation 
der deutſchen Schuhmacher war ſchon fünfzehn Jahre früher entſtanden, aber 
ſie war lange Jahre hindurch keine einheitliche. Wie ſich die politiſche und 
gewerkſchaftliche Arbeiterbewegung Deutſchlands auf der ganzen Linie geſpalten 
hatte und die beiden Lager einen heftigen Bruderkrieg gegeneinander führten, 
ſo war auch die Schuhmacherbewegung zerſplittert und jahrelang der Spielball 
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tiger Kämpfe der feindlichen Brüder. Im Jahre 1868 war in Berlin in 
mittelbarem Anſchluß an den von Fritzſche, Schweitzer uſw. einberufenen 
gemeinen deutſchen Arbeiterkongreß neben anderen Gewerkſchaften auch eine 
che für die Schuhmacher mit dem Namen „Allgemeiner deutſcher 
huhmacherverein“ gegründet worden, der im Mai 1869 auf der General⸗ 
ſammlung in Kaſſel 14 „Arbeiterſchaften“ (Ortsgruppen) mit 876 Mit⸗ 
edern zählte. 

Der Allgemeine deutſche Schuhmacherverein war eine Gründung der 
ſſalleaner, mit der die Gegner der Schweitzer uſw. nicht einverſtanden 
wen, Und fo gründeten die „Eiſenacher“ Schuhmacher im März 1869 in 
ipzig eine weitere Organiſation, die „Internationale Gewerksgenoſſen— 
haft der Schuhmacher“, die ſich in der Folge gut entwickelte und größere 
deutung als die Konkurrenzorganiſation erlangte. 

Auch der Hirſch⸗Dunckerſche Gewerkverein der Schuhmacher und 
derarbeiter wurde 1869 gegründet, aber er bekam niemals größere Be⸗ 
utung, und ſeit Jahren vegetiert und ſtagniert er mit 5300 bis 5400 Mit⸗ 
ledern — das jämmerliche Reſultat eines vierzigjährigen Beſtehens. Harmonie⸗ 
ſelei, Streikbruch und Verrat bilden die Schwindſuchtskeime, denen die Hirſch⸗ 
unckerſche Organiſation erliegen muß. 

In den Bruderkrieg zwiſchen den beiden auf ſozialdemokratiſchem Boden 
chenden Schuhmacherorganiſationen griff der durch ſeine Sozialiſtenverfolgungen 
rüchtigte Staatsanwalt Teſſendorf in Berlin ein, indem er im Auguſt 1874 
m Allgemeinen deutſchen Schuhmacherverein auflöſte. Der brutale Gewalt⸗ 
t war ſchmerzlich und empörend für die Betroffenen, aber in der Folge er⸗ 
ies er ſich als ein Teil von jener Kraft, die ſtets das Böſe will und ſtets 
1s Gute ſchafft. Mit der Auflöſung des Schuhmachervereins war die 
tuation für die Schuhmacherbewegung ſehr vereinfacht und die Bahn für 
e ſchon längſt vorhandenen Einigungsbeſtrebungen frei geworden. 

Im Mai 1875, unmittelbar vor dem ſozialdemokratiſchen Einigungskongreß 
1 Gotha, fand der Einigungskongreß der Schuhmacher in Koburg 
att, deſſen Reſultat die Gründung der „Schuhmachergew erkſchaft“ war. 
die Internationale Gewerksgenoſſenſchaft der Schuhmacher zählte um dieſe Zeit 
365 Mitglieder in 63 Städten, ferner die von ihr mitverwaltete beſondere 
zchuhmacherkrankenkaſſe 998 Mitglieder, außerdem gab der Vorſitzende der 
zenoſſenſchaft, Genoſſe Bock in Gotha, der ſeit 1873 an der Spitze derſelben 
tand, im „Wecker“ ein dreimal monatlich erſchienenes Organ für die Schuh⸗ 
nacher heraus. Über die Stärke des Schuhmachervereins bei ſeiner Auflöſung 
ft nirgends berichtet. Auf der im Juni 1873 in Berlin abgehaltenen 
Zeneralverſammlung wurde mitgeteilt, daß der Verein 20 Ortsgruppen mit 
iber 2000 Mitgliedern umfaſſe. Wahrſcheinlich war aber die Mitgliederzahl 
jeringer. 

Die einheitliche neue Schuhmachergewerkſchaft entwickelte ſich recht gut, 
umd fie würde ſich bei der größeren Zahl von Ortsgruppen und Mitgliedern 
owie bei dem brüderlichen Zuſammenwirken der nun einigen Kollegen fort⸗ 
chreitend immer raſcher entwickelt haben, wenn nicht plötzlich das Sozia⸗ 
iſtengeſetz der ganzen Bewegung ein Ende gemacht hätte. Anfangs November 
wurden von der Polizei die Gewerkſchaft und die Krankenkaſſe aufgelöſt ſowie 
der „Wecker“ verboten, das Werk eines Jahrzehnts der größten Mühen und 
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Opfer brutal und plump zerſtört und in den Boden geſtampft. In den drei 
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Jahren feit der in Koburg erfolgten Einigung hatte die Gewerkſchaft ih 
Mitgliederzahl mit rund 5000 mehr als verdoppelt, die Krankenkaſſe n 
3000 Mitgliedern verdreifacht. Nun war alles dahin, man ſtand wieder v 
dem Nichts wie 1868, als die Bewegung begonnen hatte. „ 

Und nun begann ſie wieder aufs neue. Dabei bewies der leitende Ge 
der Schuhmacherbewegung, Genoſſe Bock in Gotha, ebenſoviel geiſtige B 
weglichkeit und Anpaſſungsfähigkeit wie ſiegeszuverſichtliche Unternehmung 
luſt. Anfangs November 1878 war der „Wecker“ polizeilich verboten worde 
kurze Zeit darauf, ſchon am 20. November, gab Bock im „Schuhmacher 
ein neues Blatt heraus, ein Fachblatt, das ein geiſtiges Bindemittel für d 
zerſprengte, ihrer Organiſation beraubte Arbeiterſchaft der Schuhinduſtrie ſei 
ſollte und es auch war. Bald folgte die Anregung Bocks zur Gründun 
von Schuhmacherfachvereinen, deren erſter ſchon Ende 1878 als „Schul 
macherfortbildungsſchule“ des Arbeiterbildungsvereins in Hannover gegründ 
wurde. Raſch folgte ein Ort dem anderen, und nun ſchien der Augenbli 
gekommen, dieſe lokalen Vereine zu einem Verband zuſammenzufaſſen. Da 
geſchah auf dem im Auguſt 1883 in Gotha abgehaltenen Schuhmacher 
kongreß, auf dem die Gründung des Unterſtützungsvereins deutſche 
Schuhmacher beſchloſſen wurde. Er war der erſte Zentralverband, de 
in der neuen Ara der deutſchen Gewerkſchaftsbewegung, unter dem Sozialiſter 
geſetz, geſchaffen wurde. % 

Der Sitz des neuen Schuhmacherverbandes wurde nach Nürnberg verlegt 
wo er bis heute verblieben iſt. Faſt zwanzig Jahre, bis 1902, ſtand an ſeine 
Spitze als erſter Vorſitzender Genoſſe Siebert, der nun ſeit ſechs Jahren 
den wohlverdienten Ruheſtand genießt. Im Genoſſen Simm erhielt er eine 
tüchtigen Nachfolger. Mit ungeſchwächter geiſtiger und körperlicher Kraft ver 
ſieht nach wie vor noch der erſte Zentralkaſſierer Genoſſe Reuß ſein wichtige 
und verantwortungsvolles Amt, ohne daß er durch ſeine fünfundzwanzigjährig 
Kaſſierertätigkeit zum einſeitigen und verknöcherten Kaſſenmenſchen geworden 
wäre. Und ebenſo rüſtig redigiert Genoſſe Bock heute noch das Schuhmacher 
fachblatt, das der Nachfolger des verbotenen „Schuhmacher“ geworden wa 
und das die deutſche Schuhmacherwelt mit dem nötigen geiſtigen Rüſtzeue 
ausſtattet. el 2 

Wie ganz anders fteht aber heute der vom Unterſtützungsverein deutſcher 
Schuhmacher zum Zentralverband der Schuhmacher Deutſchlands entwickelt 
Verband bei ſeinem fünfundzwanzigjährigen Jubiläum da, als 1883 bei ſeiner 
Gründung. Damals begann die neue Organiſation ihre Tätigkeit mit wenigen 
Zahlſtellen und einer kleinen Mitgliederzahl, und 1884 zählte fie erſt 
757 Mitglieder in 59 Filialen ſowie eine Einnahme von 2542 Mark; im 
Jahre 1907 dagegen umfaßte der Verband 83153 Mitglieder in 303 Zahl: 
ſtellen, die Einnahmen betrugen 766988 Mark, der Kaſſenbeſtand Ende 1907 
439640 Mark. In der Tat eine gewaltige Entwicklung, und das trotz der 
zahlreichen Verfolgungen, Verbote, Auflöſungen und Erſchwerungen aller Art 
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ſeitens der Behörden des kapitaliſtiſchen Klaſſenſtaats. f N 

Sehr erfolgreich hat der Verband auf dem für jede Gewerkſchaft wichtigſten 
Gebiet, dem der fortſchreitenden Verbeſſerung der Arbeits⸗ und Lohnverhält⸗ 
niſſe gewirkt. Dafür nur ein Beiſpiel. Im Jahre 1883, vor fünfundzwanzig 
Jahren, war in der Schuhinduſtrie der Zehnſtundentag noch eine ſeltene Aus⸗ 
nahme. Dagegen die lange Arbeitszeit von 11, 12, 13 bis 15 Stunden a 
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n Schuhfabriken und Schuhmacherwerkſtätten die Regel. Nach einer vom 
band im verfloſſenen Jahre aufgenommenen Arbeitszeitſtatiſtik hatten 
„64 Prozent oder 52997 Fabrikſchuhmacher eine tägliche Arbeitszeit von 10 
id weniger Stunden bis unter 9 herab und nur 15,34 Prozent oder 11139 
ze ſolche von über 10 bis über 11 Stunden, letztere 256. In wenigen 
ahren dürften der Neunſtundentag in den deutſchen Schuhfabriken die maxi⸗ 
ale Arbeitszeit bilden und auch die Verhältniſſe in den Schuhmacherwerk⸗ 
itten ſich ähnlich geſtalten. Auch die Lohnverhältniſſe ſind beſſere ge— 
orden, wenn ſie auch noch lange nicht befriedigende ſind. 

An Unterſtützungen unter den verſchiedenſten Titeln ſind in dem ver⸗ 
oſſenen Vierteljahrhundert mehr als eine Million Mark an die Mitglieder 
usbezahlt und dadurch viel Not und Elend gemildert worden. 

Der Verband hat ſich auch die Anerkennung durch die Unternehmer er⸗ 
vungen, ſo daß heute mit ſeinen Vertretern der Verband der Schuhfabrikanten 
ie die Schuhmacherinnungen verkehren und gemeinſchaftlich die Arbeits⸗ 
edingungen feſtſetzen. So hat der Tarifvertrag auch bereits in der Schuh⸗ 
abrik feinen Einzug gehalten. Ä 

Unſer Jubilar kann mit Stolz und Befriedigung auf ſeine fünfundzwanzig⸗ 
ährige Geſchichte zurückblicken, ſie iſt reich an Erfahrungen und Fortſchritten 
nd fie bürgt dafür, daß der innerlich gefeſtigte und erſtarkte, nach außen 
mponierende moderne Gewerkſchaftsverband auch in der Zukunft auf der 
Höhe ſeiner Aufgabe ſich behaupten wird. | 

Wie die Gründung des Verbandes vor fünfundzwanzig Jahren, ſo fand 
uch die Jubiläumsgeneralverſammlung Mitte Juni dieſes Jahres in Gotha 
tatt, das eine hervorragende Stelle in der Geſchichte der deutſchen Schuh⸗ 
nacherbewegung einnimmt. Die Generalverſammlung beſchloß den weiteren 
Ausbau des Verbandes durch Erhöhung der Beiträge und der Unterſtützungen, 
md die mit Klaſſenbewußtſein erfüllten Mitglieder werden auch die neuen 
Opfer auf ſich nehmen, da ſie eine Notwendigkeit ſind. So wird der Verband 
n immer höherem Maße befähigt, alle ſeine bedeutenden Aufgaben zu erfüllen 
und die Arbeiter der Schuhinduſtrie kulturell zu heben, ſowie am Tempelbau 
der neuen Zeit wirkſam mitzuarbeiten. 


Literarifye Kundſchau. 


Lebenshaltung und KArbeitsverhältniſſe der deutſchen Sauhilfs arbeiter. Heraus: 
gegeben vom Hauptvorſtand des Zentralverbandes der baugemwerb- 
lichen Hilfsarbeiter Deutſchlands. Hamburg, Verband der baugewerb— 
lichen Hilfsarbeiter Deutſchlands, Guſtav Behrendt. 76 Seiten. 

| Eine recht anerkennenswerte Arbeit! Auf Grund ſorgfältiger Erhebungen ſind 
Einnahmen und Ausgaben der Bauarbeiter gegenübergeſtellt, und zwar diejenigen 
Ausgaben, die ſie mindeſtens machen müßten, um eine den Anforderungen der 
Ernährungslehre entſprechende Beköſtigung zu erhalten. Berechnet wurden dieſe 
Ausgaben auf Grund der im „Geſundheitsſchutz“ von E. Wurm angegebenen 
Methoden und Tabellen. Das Reſultat aus etwa 70 Ortſchaften des Reiches iſt 
ein Jahresverdienſt von durchſchnittlich 871 Mark, dem eine notwendige 
Ausgabe von 1635 Mark gegenüberſteht! Das jährliche Defizit beträgt alſo 
durchſchnittlich 764 Mark! So ſieht die volle Kompottſchüſſel der Arbeiter in 
Wirklichkeit aus! — m. 
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Notizen. 


Nochmals Dietzgen.! In der „Neuen Zeit“ vom 19. Juni (Nr. 38) iſt ei: 
redaktionelle Beſprechung von Joſef Dietzgens „Erkenntnis und Wahrheit“ erſchien 
die ich mit einigen Gloſſen begleiten möchte. f e 

Einleitend bemerkt der Rezenſent, daß es ihm zweifelhaft erſcheint, ob es i 
Intereſſe des Arbeiterphiloſophen gelegen, die vorliegende Sammlung herausz 
geben, denn „neue Gedanken von entſcheidender Bedeutung enthielte der Bal 
kaum“. Jedoch wolle er deshalb keineswegs der Sammlung ihr gutes Recht b 
ſtreiten, auf dem Büchermarkt zu erſcheinen, denn wer in Joſef Dietzgen den Denk 
und den Menſchen liebe, werde ihm immer gern begegnen und auch in ſeine 
Nachlaß vieles finden, was anrege und erfreue. | 

Das jagt derſelbe Genoſſe, der den Nachlaß von Marx, Engels und Laſſal 
in drei großen Bänden herausgegeben, worin auch „kaum etwas Neues von en 
ſcheidender Bedeutung“, wohl aber, wie in der Dietzgenſchen Sammlung, viele 
Geeignete gebracht wird, um die Hauptwerke der betreffenden Autoren beſſer ve 
ſtehen und würdigen zu lernen. Wozu alfo dieſe Herabſetzung der Herausgabe vo 
„Erkenntnis und Wahrheit“? Die „häufige Wiederholung derſelben Beiſpiele 
kann doch einen Mann von Geiſt wie den Verfaſſer der Rezenſion nicht beirren 
wenn er ſich die Mühe des aufmerkſamen Leſens gibt. Alsdann ſieht er nämlich 
wie dieſe Beiſpiele immer wieder neue Zuſammenhänge aufzeigen oder bekannt 
Zuſammenhänge deutlicher klären. Der Grund für ſeine Herabſetzung liegt tiefe 
Er findet nämlich in der Sammlung keine für das beſſere Verſtändnis de 
Marxismus grundlegende erkenntnistheoretiſche Aufklärung, ſondern ſchätzt ſie alle 
in allem nur als eine belletriſtiſch anregende und erfreuliche Lektüre, die er aue 
inſofern als dankenswerte Bereicherung der Parteiliteratur begrüßt. Die ganz 
Frucht ſeines Leſens iſt eine Verwechſlung der Hülle mit dem Kern, wie wir noc 
deutlicher ſehen werden! | | 

Beiläufig moniert der Rezenſent, daß der Brief über „Goethes Lieb' und Untreu 
wohl hätte fortbleiben können, da er „nur einige oberflächliche Betrachtungen übe 
das Liebesleben des Dichters anſtelle“. De gustibus non est disputandum, ſag 
ein altes Sprichwort von ſehr bedingter Richtigkeit. Hier war das Motiv, worau 
dieſes Briefkonzept an die Jugendfreundin entſprang, unverkenntlich in eine 
Fußnote gegeben, um den Lefer mit Joſef Dietzgen auch von dieſer intimen Seit 
bekannt werden zu laſſen. Aber davon abgeſehen — iſt die Grundnote dieſe 
Briefes wirklich ſo oberflächlich, wie der Rezenſent glauben machen will? Dies 
lautet nämlich: | | = 

„Es heißt — und auch Goethe ſpricht ſich dahin aus —, die Frauen liebter 
ſchöner“, ausſchließlicher, vollſtändiger, hingebender und treuer als die Männer 
Ich aber — und ich habe auch etwas Erfahrung in der Sache — behaupte, daf 

ſich auf ſolche Art die Frage gar nicht entſcheiden läßt. Treu und untreu ſind beid. 
Geſchlechter — je nach Umſtänden. Die Löſung dieſer Angelegenheit iſt in den 
ſozialen Verhältniſſen und nicht in der Moral zu ſuchen. Wenn Reichtum vor⸗ 
handen iſt, ſind die zarten Bänder hinreichend, und jedes andere 
Band iſt ein niederträchtiger Strick. Wo kein Reichtum, ſondern nur 
ein kleinbürgerliches Vermögen vorhanden, iſt die philiſteriöſeſte Sitt⸗ 


Wir veröffentlichen gern dieſe Zuſchrift des Genoſſen Eugen Dietzgen, da dieſer Wert 
darauf legt, unſeren Leſern ſeine Bedenken gegen die Auffaſſung Mehrings zu unterbreiten. 
Mehring ſelbſt verzichtet auf eine Erwiderung, und auch wir halten eine Fortſpinnung der 
Diskuſſion nicht für zweckmäßig. Was Eugen Dietzgen und ſeine Freunde unter Dietzgenismus 
und Weitmarxismus verſtehen und wie wir uns dazu ſtellen, wird wohl weit ſchärfer als in 
den gelegentlichen Gloſſen Eugen Dietzgens in dem Strafgericht Untermanns über uns Eng⸗ 
marxiſten zutage treten, das drohend über unſeren Häuptern ſchwebt, wie auch in der vor⸗ 
liegenden Entgegnung wieder angekündigt wird. Die Redaktion. 
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feit unvermeidlich und heilſam; und endlich, wo Armut vorhanden, 

er Menſch eine Beſtie.“ 

Selbſt ein ſo kundiger literariſcher Feinſchmecker wie der Rezenſent würde nach 

er Anſicht in Verlegenheit kommen, wenn er in der Weltliteratur auch nur 

ge Stellen auftreiben müßte, die ein ähnlich knappes und zutreffendes Streif⸗ 

auf erotiſche Lieb' und Untreu in der bürgerlichen Geſellſchaft werfen. Be⸗ 

tlich war Goethe nicht von kleinbürgerlichen Exiſtenzſorgen geplagt, ſondern 

(habend und für ſeine Zeit reich. Wie aktuell das Streiflicht iſt, zeigte jüngſt 

ger jener Schulmeiſter, der in den Zeitungen viel von ſich reden machte, weil 

eine Primaner vor der Lektüre der Werke des ſexuell ſo liederlichen Goethe 

nen zu müſſen glaubte. Ein Fehler aber, den der Herausgeber leider zu ſpät 

eckte, iſt in der Anordnung des Stoffes gemacht worden. Pädagogiſch richtiger 

e die folgende Reihenfolge geweſen: 1. Teil, 6. Teil, 4. Teil, 5. Teil, 2. Teil, 

eil. Die intimen Privatbriefe wurden herausgegeben, einmal um Joſef Dietzgen 

Leſer menſchlich näher zu bringen, noch mehr aber, um zu zeigen, wie bei 

em Denker auch die flüchtigſten Produkte des Momentes, neben leicht hin⸗ 

orfenen Journalartikeln, mit ſeinen Hauptwerken aus einem Guſſe ſind, wie 

tet3 mit logiſcher Konſequenz Praxis und Theorie, Leben und Wiſſenſchaft 

moniſch zu verknüpfen weiß. 9 

Und trotz dieſer ſelten einheitlichen Denk⸗ und Handlungsweiſe und ſtreng 

uſtiſchen Weltanſchauung hat Jo ef Dietzgen, wie der Rezenſent behauptet, „doch 

zu entwickeln gewußt, was im Keime bei Marx und Engels ſchon vorhanden 

es ſei denn, daß er ein wenig in die Brüche gerät, wo er von ihnen abweicht“! 

tere Inſinuation halte ich — bei aller Hochſchätzung vor dem bekannten Scharf⸗ 

des Verfaſſers — für ein aus ungenügender Kenntnis der Dietzgenſchen Denk⸗ 

ze geborenes Vorurteil und erſtere für einen wenig ſagenden Einwurf. Iſt der 

ſpruch auf die originelle und bahnbrechende Leiſtung, zum Beiſpiel von Marx, 
a weniger berechtigt, weil die marxiſtiſche Wertlehre, Klaſſenkampftheorie und 
terialiſtiſche Geſchichtsauffaſſung im Keime ſchon bei vielen ſeiner Vorgänger 
yr oder weniger ausgeſprochen vorhanden war? Iſt es nicht originell und bahn⸗ 
chend genug, daß Marx dieſe zunächſt ſozialökonomiſch⸗politiſch erwachſenen und 
dieſe Weiſe der Erkenntnis inſpirierten Entwicklungsmomente ausführlicher und 
ſenſchaftlicher als irgend einer ſeiner Vorgänger begründet hat? Nun, mehr 
mfpruchen wir auch nicht für die originelle und bahnbrechende erkenntnis⸗ 
oretiſche Leiſtung Joſef Dietzgens. Den Anhängern der Entwicklungstheorie iſt 
N ſelbſtverſtändlich, daß im Alten das Neue keimartig ſtecken muß. So ſteckt ja 
li im Kapitalismus der Sozialismus, aber deshalb bedeutet dieſer bekanntlich 
h etwas graduell Anderes, Neueres, höher Entwickeltes jenem gegenüber. Auf 
en graduellen, ſogar naheliegenden, aber hochbedeutſamen und noch zu wenig 
chätzten Unterſchied kommt es auch in bezug auf die Erkenntnistheorie zwiſchen 
arx und Dietzgen an. Höchſtwahrſcheinlich hätte Marx, wenn er dazu gekommen 
ire, dieſelbe Erkenntnistheorie entwickelt wie Dietzgen. Aber darum handelt es 
) hier nicht, ſondern es kommt darauf an, zu betonen, was meiſt überſehen wird, 
ß weder Marx noch ſonſt ein Marxiſt, außer Joſef Dietzgen, die bei Marx „ſchon 
Keime enthaltene“ Erkenntnistheorie weiter entwickelt hat. Marx ſelber 
t dieſe Weiterentwicklung auch dadurch angedeutet, daß er 1872 Joſef Dietzgen 
nſeren Philoſophen“ nannte. 

Der Rezenſent weiſt auf das „kongeniale Verſtändnis hin, womit Dietzgen 
reits 1861 in ſeinem Aufſatz über die Sklavenfrage die Gedanken von Marx er⸗ 
‚Bt hat“, doch er überſieht die erkenntnistheoretiſchen Sätze desſelben Artikels, 
it denen Dietzgen das Verſtändnis für Marx einleitet. Und in dem Briefe an 
larx vom Jahre 1867 ſpricht Dietzgen ausdrücklich von ſeinen ſelbſtändigen 
iſſenſchaftlichen Beſtrebungen und hebt als das Fundament aller Wiſſenſchaft die 
kenntnis des Denkprozeſſes hervor, in welcher Disziplin er klarer zu ſehen glaubt 
8 „unſere heutige Profeſſorenphiloſophie“. Nun rät aber der Rezenſent, in über⸗ 
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einſtimmung mit Plechanoff, dieſe grundlegende Disziplin für jede Wiſſenſchaf; 
nach dem Studium von Marx und Engels zu leſen, als ob man deren Gede 
ohne eine ſyſtematiſche Denkmethode leichter und logiſcher meiſtern könne. De 
ein ſehr verkehrter Rat, wie Untermann in dem angekündigten Buche „ 
Plechanoff gegen Joſef Dietzgen“ an der Hand von logiſchen Entgleiſungen 
Zahl unſerer tüchtigſten Marxiſten aus orthodoxem und reviſioniſtiſchem Lager 
führlich nachzuweiſen verſpricht, um zu zeigen, wie die erkenntnistheoretiſche 
nachläſſigung ſich rächt. Wir verlangen gewiß nicht, daß unſere mit Parteia) 
reichlich bedachten Theoretiker ſämtlich erkenntnistheoretiſche Fachſtudien tre. 
Dazu fehlt ihnen die Muße, ſolange es für ſie Wichtigeres und Näherliegende 
tun gibt, aber einige von ihnen ſollten die Grunddisziplin fachmäßig weiterpfl 
und alle könnten ſie ſich wenigſtens mit den Reſultaten beſſer bekannt ma 
welche uns die Lebensarbeit Joſef Dietzgens an die Hand gegeben. Anſichten wi 
die des Rezenſenten, daß „Dietzgen das Licht von Marx und Engels empfängt, 
kein eigenes Licht auf ſie zurückſtrahlt“, ſind wenig dazu angetan, die Leſer zu ö 


fältigem Studium der Werke Dietzgens zu animieren. Solches Abwinken wird | 
| 


| 


mehr ziehen, wenn der Ratgeber eigene Fehler überzeugend und ohne perſön 
Verunglimpfung, jedoch mit Freimut, im Intereſſe der Praxis und Theorie 
Arbeiterbewegung aufgedeckt werden. Was nutzt es, daß der Rezenſent den Arbe: 
philoſophen einen philoſophiſch hervorragend begabten Kopf nennt, wenn d 
Kopf nichts Neues geleiſtet hat, das praktiſch verwertbar iſt? Als bloßes Ornar 
bei müſſigem Gerede und Geſchreibſel hat Dietzgen lange genug herhalten mü 
Entweder er nutzt uns, unter anderem auch die feindlichen Brüder der Orthodi 
und Reviſioniſten in der Internationale, unbeſchadet ewiger und für den Fortſeh 
notwendiger Differenzen zwiſchen ihnen, in der Hauptſache zu einheitlicherem 9 
gehen gegen den gemeinſamen Feind zu vereinen und dazu neue Waffen 
ſchmieden, oder man vergeude keine Zeit, indem man bei Dietzgen ſucht, was 
Marx gründlicher und beſſer ſchon zu finden. | 
Daß Joſef Dietzgen keine „bahnbrechende Leiſtung“ auf bereue 
Gebiet vollbracht hat, iſt des Rezenſenten ausgeſprochene überzeugung. Di 
Standpunkt vertritt er ſchon in ſeiner „Geſchichte der deutſchen Sozialdemokrat 
in deren vier Bänden Joſef Dietzgen mit wenigen Sätzchen abgetan wird, ohne 
einer Silbe ſeine erkenntnistheoretiſche Leiſtung zu erwähnen. Statt deſſen n 
dort wiederholt, daß „Dietzgen der erſte deutſche Arbeiter iſt, dem die Ehre gebü 
das Hauptwerk des wiſſenſchaftlichen Kommunismus geiſtig bewältigt zu habe 
und ferner, daß „Dietzgen die materialiſtiſche Geſchichtsauffaſſung ſelbſtändig 
wickelte“. Letzteres ſtimmt nach meiner Anſicht nicht ganz. Als Dietzgen am E 
des Jahres 1852 durch die Zeitungen mit dem Kölner Kommuniſtenprozeß (n 
1848, wie ich in meiner biographiſchen Skizze von Joſef Dietzgen irrtümlicherw 
erwähnt habe) und durch ihn mit dem Kommuniſtiſchen Manifeſt und ſpäter ' 
der Marxſchen Kritik der politifchen Okonomie bekannt wurde, hatte er im Ros 
ſeine Erkenntnistheorie und Weltanſchauung ſchon gezimmert. Um ſo begeiſter 
war er, als er fand, wie die Marxſche Aufdeckung der ſozialen Zuſammenhän 
mit ſeiner Denklehre harmonierte und neue Aufſchlüſſe und Belege für ſie ) 
Was Joſef Dietzgen tatſächlich für den Marxismus geleiſtet hat, iſt, daß er 
Erkenntnistheorie und Weltanſchauung, welche der materialiſtiſchen Geſchich 
auffaſſung unentwickelt zugrunde liegen, ſelbſtändig und zuerſt gründlicher ui 
klarer ausarbeitete als irgend ein Marxiſt, Marx und Engels nicht ausgenomm 
Mit wenig verſteckter Zuſtimmung zitiert der Rezenſent eine der giftig]; 
Stellen aus Plechanoffs Philippika gegen Dietzgen, um dann 1 
raten, die von ihm als ſachlich bezeichnete Schmähſchrift Plechanoffs zuſammen ı 
der wirklich ſachlichen Antikritik Dauges einfach zu überſchlagen. Für den Hera 
geber fällt dabei der Tadel ab, daß er „verſucht, Plechanoff von oben herab « 
zutun“, und daß er überſieht, daß „Joſef Dietzgen als Denker und als Menſch d 
„Dietzgenismus“ als einen fremden Tropfen in ſeinem Blute empfunden hab 
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e, wäre davon ſchon bei ſeinen Lebzeiten geſprochen worden“. Allerdings 
te der Herausgeber, mit einem bloßen „Töff⸗Töff“⸗Gruße an Plechanoff 
jeilen zu dürfen, als er dieſen von feinen hohen Stelzen in die Arme der 
n tüchtigen Samariter Dauge und Untermann ſtürzen ſah. Und was den 
en Tadel anlangt, ſo hat dieſer eine gewiſſe Berechtigung, ſolange für die 
inſtimmung unſeres Standpunktes mit dem Joſef Dietzgens die allgemein 
eugenden Belege noch fehlen, welche wir in nicht allzuferner Zeit herbeizu⸗ 
en hoffen. 

Recht behält der Rezenſent wahrſcheinlich mit ſeiner Annahme, daß Plechanoff 
lich von ſeinen Vorurteilen gegen Joſef Dietzgen je geheilt werden wird. 
mag anderen älteren Theoretikern ähnlich ſo ergehen, die ſchon mehr als fünf⸗ 
vanzig Jahre den Marxismus ohne die erkenntnistheoretiſche Ergänzung 
gens tapfer und erfolgreich verteidigt haben. Aber uns will ſcheinen, daß 
2 Verteidigung immer ſchwieriger wird, daß ſchon der Bruderzwiſt innerhalb 
Arbeiterpartei vieler Länder ſtets mehr nach der erkenntnistheoretiſchen Be⸗ 
dung und Vertiefung verlangt. Erfreulicherweiſe können wir denn auch kon⸗ 
ren, daß von jüngeren Theoretikern eine entgegenkommendere Stellung zur 
erentwicklung des Marxismus im Sinne Joſef Dietzgens eingenommen wird. 
Mit Verlaub möchte ich dankbar erwähnen, daß die Lektüre von „Erkenntnis 
Wahrheit“ den Rezenſenten zu dem bereitwilligen Zugeſtändnis mitveranlaßt, 
der Dietzgenismus keineswegs, wie Genoſſe Plechanoff noch befürchtete, dem 
riſchen Materialismus an den Kragen will. Das iſt gewiß etwas, aber dann 
er deutet der Rezenſent ſeine Voreingenommenheit gegen die von uns ver⸗ 
ne Denklehre Dietzgens an durch das Sätzchen: „Wir können nicht damit über⸗ 
immen, wenn der amerikaniſche Genoſſe Markus Hitch die Philoſophie Dietzgens 
pangnoſtiſch“ oder pantiſtiſch“ erklärt.“ Hitch kleidet wahrlich ſeine Darſtellung 
„Dietzgenismus“ in ein fremd genug ausſehendes Gewand, das ſicherlich be— 
dend wirken muß auf den, der ſich an Außerlichkeiten hält und nicht tiefer 
t, weil ihm Dietzgen ſelber fremd geblieben iſt. Wie bei den meiſten Schriften 
hen wir auch hier nicht jedes Wort zu unterſchreiben, um dennoch zu finden, 
Hitch im allgemeinen ſehr glücklich und ſcharfſinnig einige Hauptpunkte des 
zgenismus hervorgehoben hat. In den beanſtandeten Worten jedoch glauben 
daß der Rezenſent ſeinen eigenen Mangel an Erkenntnis der Dietzgenſchen 
klehre zeigt, denn er ſcheint — ſofern ſeine Beanſtandung eine ernſte ſein 
— das von Dietzgen gelehrte und von Hitch vertretene relative Wiſſen vom 
für das myſtiſche, theoſophiſch⸗abſolute Alleswiſſen der Gnoſtiker zu halten, und 
de die von Dietzgen beſonders betonte beſcheiden⸗ſtolze Stellung des Teiles, 
auch des Menſchen und ſeiner Denkkraft, gegenüber dem Ganzen aller Teile 
Hherwechſeln mit dem widerſinnigen Verlangen nach abſoluter Erkenntnis des 
zen oder Univerſums. Hitch iſt jo vorſichtig, zu ſchreiben: „Dietzgen kennt 
ziſſſermaßen alles“, und hinzuzufügen: „natürlich nur im Dietzgenſchen 
ne!“ Das heißt doch offenbar, daß es ſich hier um den relativen Univerſal⸗ 
riff handelt, um die relative Erkenntnis der Bedeutung des Begriffs vom All 
| vom natürlichen Zuſammenhang aller Erſcheinungen, dieſer letzten Baſis aller 
ſchen Denkkunſt, deren Kenntnis uns allein inſtand ſetzt, alle Widerſprüche: 
he und Bewegung, Ewiges und Zeitliches, Sein und Denken, Notwendigkeit und 
iheit, Kommunismus und Individualismus uſw. zwar relativ, aber immer 
ndlicher und mit logiſcher Konſequenz zu löſen. Durch die Aneignung des 
verſalbegriffs, wie ihn Dietzgen verſteht und erklärt, werden wir gewiſſer— 
‚Ben „Univerſaliſten“, „Pantiſten“, „Pangnoſtiker“ oder einfacher: erkenntnis⸗ 
hretiſch baſierte Naturmoniſten. 

Da ich mit dem Artikel „Dietzgenismus“ ſchon lange mehr oder weniger ver⸗ 
br bin, wiewohl ich erſt jeit einigen Jahren ſpeziell „darin mache“, darf ich mir 
leicht auch einen Rat für Intereſſenten erlauben, welche ihn näher kennen 
zen und nutzen möchten. Der iſt: während wenigſtens eines Jahres die Schriften 
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Joſef Dietzgens wiederholt zu ſtudieren und dann während des folgenden Ja 
die daraus gewonnenen Aufſchlüſſe an den täglichen Lebenserfahrungen zum 
und zu nutzen, einerlei in welchem Beruf man tätig iſt. Schneller wird der i 
aus reichzahlende Gebrauchswert dieſes „Artikels“ auch dem hellen Kopf, 
oder ohne Vorbildung, kaum zugänglich. f e 

Wiesbaden, 23. Juni 1908. E. Dietze 
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Das Juniheft der „Revue socialiste“ bringt einen Aufſatz über „Die fo; 
liſtiſche Partei und die Gemeinderatswahlen“ von Henri Guernut. Bei 
Beurteilung einer Wahl ſoll man zwiſchen dem erſten Wahlgang und der Stichnt 
unterſcheiden; die Stimmenzahl beim eriten Wahlgang gibt Aufſchluß über 
Kraft jeder Partei; die in der Stichwahl errungene Zahl der Mandate zeigt 
Beziehungen zwiſchen den Parteien an. In bezug auf das erſte darf man, 
des Fehlens einer genauen Statiſtik, behaupten, daß die ſozialiſtiſche Partei gut! 
geſchnitten hat. Wir haben faſt überall an Stimmen gewonnen; zwar iſt der 
winn nicht groß, aber eine Partei, die bei der heftigen Kampagne, den Verle 
dungen und Angriffen der Reaktionäre, bei den Fehlern, die die Partei fü 
machte, dennoch ihren Beſtand behält und vergrößert, zeigt dadurch ihre under! 
liche Lebenskraft. 1 

Der zweite Wahlgang iſt keine offizielle Stichwahl, ſondern eine neue fi 
Wahl, bei der die relative Mehrheit entſcheidet. Eine Partei kann dabei 
Prinzip wieder für ihre ausſichtsloſen Kandidaten ſtimmen, oder ſich der Stin 
enthalten. Will ſie poſitiven Einfluß ausüben, ſo kann ſie entweder für eine and; 
Partei ſtimmen, oder mit einer anderen Partei eine gemeinſame Lifte aufſtelg 
Dieſe letzte Methode ermöglicht ſogar eine proportionale Vertretung aller Parte 
wenn ſie ſich dahin einigen, daß jede auf einer gemeinſamen Liſte Mandate 1 
Verhältnis zu der beim erſten Wahlgang erzielten Stimmenzahl erhält. Die ein 
Gefahr beſteht dabei, daß die gegneriſchen Wähler auf der gemeinſamen Liſte un 
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Leute ſtreichen, ſo daß wir betrogen werden. Gegenſeitiges Vertrauen iſt dee 


alſo nötig. An einigen Orten, wie in Reims, wurde dieſe Methode mit gun 
Erfolg angewandt. An anderen Orten wurde verſucht, die Stimmenzahl zugun] 


1 
der einen oder der anderen Partei abzuändern. übrigens lag es nahe, bei ü 
zweiten Wahl mit den Radikalen zuſammenzugehen, wie dies früher meiſt ſtattfa 
Die auffallendſte Erſcheinung der diesjährigen Wahlen war nun, daß das ( 
vernehmen mit den Radikalen viel ſchlechter, die Feindſchaft viel offener war. (i 
Teil der Radikalen war viel reaktionärer und ſuchte den Antipatriotismus als V' 
wand, während eine Anzahl Genoſſen von dem Gedanken einer ſozialen Revolut 
betört, alle bürgerlichen Parteien als eine reaktionäre Maſſe betrachtete. Die zu 
deutige Reſolution des Parteikongreſſes, die einerſeits den Klaſſenſtandpunkt, anden 
ſeits die Wichtigkeit der republikaniſchen Freiheit betonte, ließ für die . 
wie für das Bündnis Raum, und an dem einen Ort traten deshalb Sozialiſ 
und Radikale mit einer gemeinſamen Liſte auf, an dem anderen befehdeten 
einander. Nun zeigte ſich aber, daß die ſozialiſtiſchen Maſſen, trotz der Wahlparı 
der Stimmenthaltung, dennoch republikaniſch wählten, während die radikalen Bo: 
geois die Sozialiſten von der gemeinſamen Liſte ſtrichen, und ſo den Reaktion 
an Stelle der Sozialdemokraten zum Siege verhalfen. * 

»Le mouvement socialiste“ vom Juni bringt in der Umfrage über „e 
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„da der Beruf des Buchdruckermeiſters an einen Befähigungsnachweis und 
die Zahlung einer beſtimmten Geldſumme gebunden war. Dabei war die 
2 der Arbeiter relativ ſicher, und durch ihr Auftreten wußten ſie die Zahl der 
(linge ſoweit einzuſchränken, daß der Nachwuchs gerade nur geſichert war; es 
en durchſchnittlich zehn Erwachſene auf einen Lehrling. Als 1870 der Buch⸗ 
kereibetrieb freigegeben wurde, wuchſen überall die kleinen Betriebe empor, weil 
1 nicht viel Kapital erforderlich war; zur Loſung wurde raſche und billige 
eit. Lehrlinge wurden maſſenhaft angenommen, um billige Arbeitskräfte zu er⸗ 
(en, und nur mit der gewöhnlichen Zeitungsſetzerei beſchäftigt, ohne daß ſie 
8 mehr von ihrem Beruf erlernten. Solche halbgelernte Arbeiter verdienten in 
jr Spezialität durch Akkordlohn oft mehr als gründlich gebildete ältere Schrift⸗ 
r. Im typographiſchen Beruf beſteht alſo in dieſer Hinſicht eine Lehrlingskriſe, 
die allſeitig gebildeten tüchtigen Arbeiter infolge der mangelnden Lehrlings⸗ 
bildung allmählich ſelten werden. Deshalb ſind ſchon von vielen Seiten Verſuche 
lacht worden, Lehrlinge auszubilden, allerdings oft aus arbeiterfeindlicher 
denz. Die große Druckerei von Chaix hält ſchon ſeit 1863 regelmäßige Kurſe, 
Henen die dort beſchäftigten Lehrlinge praktiſch und theoretiſch gebildet werden; 
e Kurſe wirken gut, weil die theoretiſche Ausbildung, die unmittelbar an die 
ktiſche anſchließt, während der Arbeitsſtunden ſtattfindet. Andere große Firmen 
en nach dem Streik des Jahres 1878 Ausbildungskurſe an ihre Werkſtattsarbeit 
eſchloſſen, um ſich willige Arbeitskräfte zu ſichern; zum Teil wurden die Kurſe 
ihher wieder aufgehoben, da ſie für dieſen Zweck zu teuer waren. Die Druckerei 
Jure, welche Frauen verwendet und die Tarife nicht einhält und deshalb von der 
verkſchaft boykottiert wurde, errichtete eine typographiſche Schule für jugendliche 
heiter und Arbeiterinnen. Die Reſultate waren ſo mittelmäßig, daß ſie für die 
eren aufgehoben wurde; die Schule für Mädchen blieb beſtehen, weil ſie der Firma 
en Beſtand an Schriftſetzerinnen ſicherte, die ſie in den Stand ſetzte, den Forderungen 
Arbeiter Widerſtand zu leiſten. Eine 1891 vom Meiſterverein gegründete 
tenbergſchule zur techniſchen Ausbildung wurde nach einigen Jahren wieder 
gehoben. Beſſer ſteht es mit der ſtädtiſchen Gewerbeſchule „Eſtienne“, die regel⸗ 
ßig eine Anzahl ausgebildete Fachleute liefert. Daneben haben die Gewerk⸗ 
aften in vielen Orten Fachſchulen errichtet, in denen die Lehrlinge nicht nur in 
7 Kenntniſſen, ſondern zugleich über das Gewerkſchaftsweſen unterwieſen 
den. Leider kommt es hier ſehr oft vor, daß dieſe Schüler nach Schluß ihrer 
sbildung ſich um die Gewerkſchaft gar nicht mehr kümmern. Mehrere Kongreſſe 
Buchdruckerverbandes haben ſich mit der Lehrlingsfrage beſchäftigt, und eine 
gelung des Lehrlingsweſens — fünf Jahre Lehrzeit mit Prüfungen, Diplom und 
halt während der letzten Jahre und beſchränkte Lehrlingszahl — gefordert. Die 
chausbildung iſt für die Arbeiter ſehr wichtig; aber daneben darf die allgemeine 
sbildung nicht vernachläſſigt werden, damit die jungen Leute nicht nur gute 
beiter werden, ſondern auch als aufgeklärte Bürger an der Schöpfung der neuen 
(ſellſchaft teilnehmen können. 

„die allgemeinen Merkmale des Zyndikalismus“ fest H. Lagardelle aus⸗ 
n Der Syndikalismus iſt ein Arbeiterſozialismus, der in den gewerkſchaft⸗ 
f 
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yen mit revolutionärem Geiſt erfüllten Organiſationen der Arbeiter die Urheber 
er geſellſchaftlichen Umwälzung ſieht. Durch ſeine Anerkennung des Klaſſen⸗ 
npfes unterſcheidet er ſich vom „Korporatismus“ der engliſchen Gewerkſchaften, 
rch ſeine Betonung der Wichtigkeit der proletariſchen Inſtitutionen vom parla⸗ 
ntariſchen Sozialismus, durch feine poſitive Tätigkeit und ſeine Verachtung der 
eologien vom Anarchismus. Der Korporatismus beruht ebenfalls auf gewerk— 
affliche Organiſation. Aber dieſe Organiſation will nicht die Welt erneuern, 
dern ſich bloß ein beſſeres Leben erobern; fie ähnelt einer kapitaliſtiſchen Aktien⸗ 
ſellſchaft, die Geld gewinnen will. Sie macht aus dem Arbeiterkampf ein reines 
haft, bringt feine allgemeine Intereſſengemeinſchaft, ſondern bildet eine Arbeiter⸗ 
iſtokratie, die ſelbſt in relativ guter Lage, mit Verachtung auf die Maſſe der 
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Nichtorganiſierten herabblickt. Ihr Ideal iſt zu leben wie Kleinbürg 
Bourgeoisideal iſt ihnen und ihren Gegnern gemeinſam; kein Wunder, 
promiſſe ebenſo oft vorkommen wie Kampf. Sie ſtehen den Kapitali 
anders gegenüber, wie dieſe ſich gegenſeitig; die Kapitalien ſind hier wie 
Waffen. Sie mögen oft große Erfolge aufweiſen, aber dieſe haben keinen Zuku 

Der parlamentariſche Sozialismus geht vom ökonomiſchen Fatalismu 


dazu an die Allmacht des Staates; ein einfaches Staatsdekret oder ein Geſe 
die neue Geſellſchaftsordnung hervorbringen. Als ob die Auffaſſungen und 
keiten der Menſchen dadurch geändert würden! Der Staat iſt ein totes Din 
nichts kann; nur das Leben iſt ſchöpferiſch. Der parlamentariſche Sozialismus 
die Parteien ſeien der Ausdruck der Klaſſen. Mit Unrecht, die Parteien ſind 
künſtliche Produkte der Politik; ihre Intrigen und Zänkereien haben mit i 
ökonomiſchen Grundlage der Welt nichts zu ſchaffen. „Die Erfahrung in Fr ö 
reich beweiſt das.“ Die ſozialiſtiſchen Miniſter haben an der Natur des Staa 
und den Fähigkeiten des Proletariats nichts geändert; und das wird gerade 
wenig der Fall ſein, wenn alle Miniſter Sozialiſten ſind. In dieſem parlamı 
tariſchen Glauben liegt die Gefahr, daß die Arbeiter nicht poſitiv ſchaffend a 
treten, weil ſie alles vom Staate erwarten. Dies iſt auch der Grundfehler d 
politiſchen Demokratie; die Wähler handeln nicht ſelbſt, ſondern erwarten al 
von ihren Vertretern, die für ſie handeln; der Menſch als Wähler iſt machtl 
und unfähig; ſein erwählter Vertreter ſoll alles machen, ſeine Erwartungen 
füllen, die Welt verbeſſern. Die Sozialdemokratie iſt eine Partei, ähnlich wie ande 
Parteien, nicht beſſer, nicht ſchlimmer; ihre Demokratie hebt ihre revolution 
Prinzipien auf. Dr a 

Gegenüber dem Anarchismus, der von einer Ideologie, der der Freiheit d 
Individuums, ausgeht und allgemein⸗menſchlich ſein will, beruht der Syndikalism 
auf der Praxis des Gewerkſchaftskampfes und ſtellt eine Arbeiterbewegung de 
die den Klaſſenkampf führt. Der Syndikalismus bekämpft nicht den Staat, ſonde 
kümmert ſich bloß nicht um den Staat, organiſiert die Arbeiter als Produzente 
unabhängig vom Staate. f 1 

Der Syndikalismus kämpft für eine neue Rechtsauffaſſung, die des Proletaria 
gegen die der Bourgeoiſie, das heißt für das Recht der Arbeit, ſich frei zu orgar 
ſieren. Er bekämpft das Recht des Kapitaliſten, ſich in die Arbeit einzumiſche 
und er bekämpft die Einmiſchung des Staates. In dieſem Kampfe treten al 
Arbeiter aktiv auf; die „direkte Aktion“ iſt das unaufhörliche Selbſthandeln d 
Arbeiterſchaft. — u 

Aus dieſen Ausführungen iſt zu erſehen, daß Lagardelles Kritik des parl 
mentariſchen Sozialismus im Grunde genommen nur eine Kritik der reviſioniſtiſch 
Auffaſſungen iſt. Die franzöſiſche Politik wird als Normalfall ſozialiſtiſcher Poli 
betrachtet, der verwickelte Zuſammenhang zwiſchen Politik und Wirtſchaft als B 
weis angeſehen, daß ſie unabhängig voneinander ſind. In der Wertſchätzung d 
ſelbſtändigen emporwachſenden proletariſchen Organiſationen ſteht die in d 
deutſchen Partei vorherrſchende Richtung den Syndikaliſten um nichts nach. Ab 
ſie ſieht zugleich ein, daß die bürgerliche Staatsgewalt die Arbeiterinſtitutione 
wie ein ſchwerer Stein die darunter liegenden Keime, am freien Wachstum ve 
hindert, und zuerſt erobert und dadurch machtlos gemacht werden muß, bevor die 
ſich ſelbſtändig entwickeln können. Daß unſer parlamentariſcher Sozialismus glaub 
durch ein Geſetz die neue Geſellſchaftsordnung einführen zu können, iſt ebenfal 
eine Phantaſie Lagardelles; wir glauben nur, daß eine Reihe von Geſetzen un 
Maßnahmen ſeitens der ſtaatlichen Organe nötig iſt, um eine raſche Entwicklun 
zum Sozialismus zu bewirken. ö 
———————— «( —— e 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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| Berlin, 1. Auguſt 1908. 

| Vor einigen Jahren. jährte ſich der Todestag Bismarcks zum zehnten Male, 

d in den bürgerlichen Blättern ſind die landesüblichen Hymnen zu ſeinem 

be und Preiſe erſchollen. Das iſt inſoweit eine Erfüllung deſſen, was dieſen 

füttern ihr patriotiſcher Herzensdrang oder ihre politiſche Überzeugung vor- 

ſreiben mag. Wir haben kein Intereſſe daran, ihnen dreinzureden, wohl 

er ein Intereſſe daran, feſtzuſtellen, was bei dieſer Gelegenheit an neuem 

kundlichen Material über die Staatsſtreichpläne Bismarcks ans Tageslicht 
fördert worden iſt, über jene Pläne, durch die er den Volksmaſſen das all- 

meine Stimmrecht rauben wollte. 

Da iſt zunächſt eine Enthüllung, die der Oberſtudienrat Egelhaaf in einem 
nit gleichgültigen Geſchichtswerk macht, und zwar nicht in irgend einem für 
ismarck feindlichen Sinne. Herr Egelhaaf ſieht vielmehr in der Entlaſſung 
ismarcks das Werk einer bloßen Intrige und Laune, die er als ein großes 
glück für Deutſchland beklagt; daß dadurch ein ruchloſer Raub an dem 
nzigen wertvollen Rechte der Volksmaſſen verhindert worden iſt, kümmert 
m richtigen deutſchen Profeſſor nicht. Aus einem Reſte von Gewiſſen, den Herr 
gelhaaf noch zu haben ſcheint, ſucht er zwar nachzuweiſen, daß Bismarck 
wenn immer möglich“ den Staatsſtreich vermieden haben würde, indeſſen 
urch ſeine Enthüllung beweiſt er gerade, daß Bismarck dieſe „Möglichkeit“ 
is auf die letzte Möglichkeit auszuſchalten verſucht hat. 

Die Enthüllung ſelbſt nun, die Herr Egelhaaf aus zuverläſſiger Quelle 
eſchöpft haben will und offenbar auch geſchöpft hat, beſteht darin, daß 
zismarck außer der Ausweiſungsklauſel des Sozialiſtengeſetzes auch die Militär⸗ 
orlage des damaligen Kriegsminiſters Verdy als Konfliktsobjekt ins Auge ge⸗ 
At hat. Dieſe Vorlage prunkte einher als die Wiedergeburt Scharnhorſtſcher 
Zedanken; das heißt ſie verlangte eine Mehreinſtellung von jährlich 60000 Re⸗ 
ruten, und zwar unter Beibehaltung der dreijährigen Dienſtzeit. Caprivi hat 
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658 „„ 
ſie ſpäter durchgebracht, aber nur mit dem Zugeſtändnis der zweijährige 
Dienſtzeit, nur nach einer Auflöſung des Reichstags und nur mit einer knappe 
Mehrheit von 11 Stimmen, mit Zuhilfenahme der Polen. Bismarck war all 
ein ſicherer Rechner, als er dieſen zweiten Strang auf ſeinen Staatsſtreic 
bogen ſpannte; es war todſicher, daß nach den Februarwahlen von 1890 de 
Verdyſche Entwurf vom Reichstag abgelehnt worden wäre, und es entſpral 
auch durchaus ſeiner genialen Politik, daß er, nachdem er bisher immer un 
ſchichtig den Militär⸗ und den Sozialiſtenſchrecken für ſeine Plebiszite mißbraud 
hatte, nun beide ruppigen Gäule vor den Karren ſeines Staatsſtreiches ſpannt 

Was Herr Egelhaaf enthüllt, wirkt um ſo pikanter, wenn man ſich ei 
innert, wie Bismarck dieſelbe Militärvorlage, deren vorausſichtliche Ablehnun 
durch den Reichstag ihm die Handhabe zu einem Staatsſtreich bieten folktı 
durch feine Sauhirten angreifen ließ, als Caprivi damit hervorkam. Ir 
Frühjahr 1890 wäre eine Oppoſition gegen die Vorlage ein Verrat des Vater 
landes, eine Auslieferung des Reiches an die Franzoſen geweſen, die alte 
Leierkaſten der Faſchingswahlen von 1887 hätten nochmals ihre kreiſchende 
Molodien anſtimmen müſſen; im Herbſte 1892 erklärte Bismarck durch feinen 
Leiboffiziöſen Harden: „Die Militärvorlage iſt unpopulär, und ſie wird a 
Popularität ſchwerlich gewinnen, wenn man erfährt, daß Fürſt Bismarı 
jedes Experimentieren mit unſerem in Schlachten erprobten Heere nicht gün 
ſtiger betrachtet, als die Verſuche eines neugierigen Kindes, das an der blanken 
Weihnachtsuhr ſo lange herumbohrt, bis ſie entzwei iſt.“ Es iſt dieſer oſt 
elbiſch⸗junkerliche Zynismus, durch den ſich Bismarck noch von dem falfcher 
Bonaparte zu feinem Nachteil unterſcheidet. ä 4 

Was nun Bismarck an die Stelle des allgemeinen Wahlrechts ſetzen wollte 
darüber bleibt Herr Egelhaaf die Auskunft ſchuldig. Er hält es nur fün 
möglich, daß der nationale Heros beabſichtigt habe, den Reichstag ganz ab 
zuſchaffen, das Deutſche Reich wieder aufzulöſen und ein bloßes „Zoll⸗ und 
Kriegsbündnis“ zwiſchen den deutſchen Einzelſtaaten herzuſtellen. Es iſt wiederum 
unglaublich oder doch für einen deutſchen Profeſſor charakteriſtiſch, daß Hern 
Egelhaaf ſo hirnverbranntes Zeug niederſchreiben und auf die Entlaſſung des 
Mannes, der es ausgeheckt haben ſoll, alles Unglück zurückführen kann. Hätte 
Bismarck über ſolche Pläne wirklich dem Kaiſer Vortrag gehalten, ſo wäre 
es eigentlich ſchwer zu verſtehen, daß Herr Lucanus den Herkules des Jahr⸗ 
hunderts nicht viel unſanfter an die freie Luft befördert hat, als es tatſächlich 
geſchehen ift. „ 

Nun erklärt ein anderer Profeſſor, Herr Delbrück, die Erzählung Egel⸗ 
haafs, ſoweit ſie ſich auf den geplanten Staatsſtreich Bismarcks beziehe, aller⸗ 
dings für richtig, aber die gänzliche Abſchaffung von Reichstag und Reich 
doch für eine abſurde Erfindung. Nach dieſer Quelle habe der Kaiſer, ſobald 
die Kriſis eingetreten, das heißt, ſobald Bismarck mit Lug und Trug die 
nötigen Handhaben für einen Staatsſtreich fabriziert gehabt hätte, erklären 
ſollen, er könne nicht länger die Verantwortung tragen, unter ſolchen Be⸗ 
dingungen an der Spitze des Reiches zu ſtehen; er lege die Krone nieder, 
lade aber gleichzeitig als König von Preußen die ſouveränen Fürſten und 
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eien Städte ein, einen neuen Bund zu gründen, der ganz das alte Reich 

t ſeiner Verfaſſung geworden wäre, ausgenommen den einen Punkt, daß 

ge Verfaſſung nicht mehr das allgemeine, gleiche Wahlrecht enthielt. Womit 

lich dies Wahlrecht erſetzt werden ſollte, das weiß auch Herr Delbrück nicht. 

Gelegentliche Außerungen Bismarcks laſſen ſich allerdings dafür anführen, 

ß er ſich die Sache wohl ungefähr fo gedacht hat, und ein ſolches Reich 

f Kündigung wäre in der Tat dem Gedankenkreis dieſes großen Reichs⸗ 

ünders angemeſſen geweſen. Es fällt ſo ganz in das Gebiet des ungetrübteſten 

umors, daß man es faſt als eine äſthetiſche Verſündigung empfindet, darüber 

1 ernithaftes Wort zu verlieren. Der alte Kaiſer Wilhelm wird da noch, 
Grabe gerechtfertigt, weil er das ganze Gerede von Kaiſer und Reich als 
nunzeitiges Faſtnachtſpiel betrachtete und den „Charakter⸗Major“, den Kaiſer⸗ 

el, als eines Königs von Gottes Gnaden unwürdig betrachtete. Ein Kaiſer, 

r, wenn ihm einmal verwehrt wird, an der blanken Weihnachtsuhr zu bohren, 

e Kaiſerkrone ablegt, als wäre ſie wirklich „aus Dreck und Letten gebacken“, 

ie weiland Friedrich Wilhelm IV. zu ſagen pflegte, und dann ſeine Mit⸗ 

rſten zuſammenberuft, um mit ihnen zu beraten, ob der Spaß ſich noch 

umal verlohne, wenn man dem Volke fein einziges wertvolles Recht ab- 

knöpft habe — das iſt ein Bild von einer wahrhaft überwältigenden Komik, 

ie es in der Geſchichte noch nicht dageweſen iſt. Man möchte beinahe noch 

m Scharfblick des alten Hohenlohe ein Kompliment machen, der zur Zeit, 

o Bismarck dieſe Pläne in feinem untadeligen Gemüt wälzte, an ihm Spuren 
m Irrſinn entdecken wollte. 

Indeſſen wird man doch gut tun, die Dinge nicht ſpaßhaft zu nehmen, 
ſehr ihre groteske Form dazu verleiten mag, ſondern recht ernſthaft. Eben 
bt kommt auch ein Brief ans Tageslicht, worin er 
eoßer Energie, und ſogar mit großem Erſtaunen über die gegenteilige Be⸗ 
auptung, die Tatſache feſtſtellt, daß Bismarck die Beſeitigung des allgemeinen 
Zahlrechts durch einen Staatsſtreich geplant habe. Er ſchreibt: „Nicht aus 
elegentlichen Geſprächen oder dergleichen, ſondern aus ernſten unter vier Augen 
viſchen mir und dem Fürſten geführten Diskuſſionen weiß ich dies — nament⸗ 
ch in der Zeit vor Auflöſung des Reichstags wegen des Septennats uſw., 


als in hoher Erregung und höchſtem Ernſt mir einmal geſagt: „Ich will 
ie letzten Jahre meines Lebens daranſetzen, den ſchwerſten Fehler wieder 
utzumachen, den ich begangen habe‘, und das war eben die Einführung 
es allgemeinen Wahlrechts.“ So hat Bismarck ſchon im Jahre 1887 zu 
nem Führer der Kartellparteien geſprochen, und es iſt nichts davon bekannt 
eworden, daß einer der würdigen Patrioten, die zu den Zierden dieſer 
garteien gehörten, daran irgendwelchen Anſtoß genommen hat. 

Dias iſt eine recht eindringliche Mahnung, auch nicht einen Pfifferling auf 
ie brünſtigen Schwüre zu geben, womit die bürgerlichen Parteien ihre An⸗ 
änglichkeit für das allgemeine Wahlrecht bekräftigen. Sie werden es ſicherlich 
icht ohne Not antaſten, und Bismarck iſt ja darüber gefallen, daß er ſich 
ie Finger am Feuer verbrennen wollte, ehe denn die Zeit erfüllet war. Aber 


ie dann zu der Wahl des ſogenannten Kartellreichstags führte. Er hat da⸗ 
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ebenſo ſicher iſt, daß ſie auch nicht das geringſte politiſche oder gar moraliſd 
Bedenken haben werden, die Axt an das Recht der Maſſen zu legen, ſobal 
die Gefahr, die ſie dabei laufen, ihnen geringer erſcheint als die Gefahr, i 
der ſie ſich gerade befinden. Dann geben ſie auch Kaiſer und Reich getro 
unter den Hammer, und die Eide, die ſie dem allgemeinen Stimmrecht g 
ſchworen haben, ſind wie die Schwüre der Liebenden ins Waſſer g 
ſchrieben. „ 

Bei alledem wollen wir doch nicht verkennen, daß Bismarcks Reich ar 
Kündigung neben ſeiner urkomiſchen auch eine ganz ernſte und gar nicht 
unannehmliche Seite hat Wenn der König von Preußen und die ſonſtige 


deutſchen Fürſten das Recht haben ſollen, Kaiſer und Reich zu kündigen, ) 


hat die deutſche Nation unzweifelhaft das gleiche Recht; fie kann ſich dan 
einrichten, wie es ihr beliebt, und wäre es auch ohne den König von Preuße 
und die ſonſtigen deutſchen Fürſten. Unſere Konſervativen ſind immer unſer 
größten Revolutionäre, und wenn es denn ein Reich auf Kündigung ſein fol 
ſo werden die deutſchen Volksmaſſen ſchon die Vernunft in dieſer Unvernunf 
zu entdecken wiſſen. | 


Landtagswahlen und Wahlrechtskampf. 
Von Hans Glock. 


Die preußiſchen Landtagswahlen haben der Sozialdemokratie einen große 
Erfolg gebracht. Schon die Eroberung von ſieben Mandaten unter der 
elendeſten aller Wahlſyſteme gegen ein plutokratiſches Wahlrecht mit öffen! 
licher Stimmabgabe iſt ein ſprechendes Zeugnis der geſteigerten Kraft un 
Feſtigkeit der Partei, deren Reihen auch die grimmig einſetzende Kriſe nich 
zu erſchüttern vermochte. Neben den Mandatseroberungen ſteht aber al 
noch viel wichtigeres und bedeutſameres Moment die Steigerung der ſozial 
demokratiſchen Wählerzahl. Genau läßt fie ſich noch nicht erfaſſen, da di 
amtliche Statiſtik noch nicht heraus iſt. Indes laſſen die Angaben der Partei 
preſſe deutlich erkennen, daß die Zahl der ſozialdemokratiſchen Stimmen gegei 
die von 1903 erheblich in die Höhe geſchnellt iſt. Ebenſo ergibt ſich, daf 
gegen 1903 die Zahl der Wahlkreiſe zugenommen hat, in denen die Sozial 
demokratie die Wahlbeteiligung aufnahm. Einen ungefähren Maßſtab dieſe 
Fortſchritts kann die unten folgende Zuſammenſtellung geben. Sie fußt au 
den Mitteilungen der preußiſchen ſozialdemokratiſchen Preſſe. Auf Vollſtändig 
keit und abſolute Genauigkeit kann ſie natürlich keinen Anſpruch machen, de 
dieſe Angaben ſo zerſtreut und verzettelt ſind, daß ein Überſehen der einen 
oder anderen nicht ausgeſchloſſen iſt und zudem die privaten Zählungen 
öftere Berichtigungen zu erfahren pflegen. Die Zuſammenſtellung beſchränk 
ſich im allgemeinen auf die Zahl der ſozialdemokratiſchen Wahlmänner be 
den Wahlen von 1908 und 1903. Angaben über die Zahl der ſozialdemo 
kratiſchen Urwähler finden ſich nur vereinzelt. Die Wahlmännerzahl if 
freilich kein abſolut ſicherer Maßſtab für die Poſition der Partei. Indes all 
Fehlerquellen können das Bild doch nicht ſo ſehr trüben, daß die Zuſammen 
ſtellung für ihren Zweck, den Fortſchritt der Sozialdemokratie gegen di 
Landtagswahl von 1903 zu belegen, unbrauchbar würde. 5 


4 
| 
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Es wurden ſozialdemokratiſche Wahlmänner gewählt in 
1903 1908 
Königsberg⸗ en „ 129 
ö Peitin in 232 
Berlin (1903 4, 1908 12 Wahlkreise) 2302 3462 
Wi Niederbarnim, Oberbarnim . . . 327 571 
| | Teltow=Beestow-Charlottenburg . . . 654 1127 
| SüterbogQudenwalde °... .... . 46 64 
Kottbus⸗Spremberg⸗Kalauu . » 69 107 
Sorau⸗Forſt⸗ Guben 71 115 
Frankfurt⸗Lebuns . 67 
5 Brandenburg⸗ Weſthavelland „„ 139 
| Dfthavelland-Spandau . ... 2... 37 31 
C222 308 
ö Waldenburg⸗ . 3 139 
N Görlitz . 67 72 
Liegnitz⸗ Haynau r 14 33 
ccc 19 34 
. 206 234 
Wands beck VV 96 127 
Pinneberg⸗ Elmshorn F 71 99 
15751 273 
JJ 38 61 
11345 209 
Wanzleben e 5 85 
Occhersleben⸗ Salbertabt r 58 
! Halle N n 197 
Zeitz⸗ Weißenfels „ 00 166 
| Delitzſch⸗ 5 ä 42 71 
| Erfur . N 2 1 
Sannover-Stadt C 1475 288 
| Linden . F 231 
Geeſtemünde E 46 98 
| Bielefeld⸗Herford⸗ Halle . 248 
en Lübbecke 15 27 
Dortmund⸗ Stade 78 
and 206 
Hörde . EHRE NE LOG 178 2 696 
Bochum⸗Stadt und Land N 115 
Hattingen⸗Witten 124 
eee, 36 83 
| Srantturt-Stadt . . ur. we. 84 278 
rr 29 63 
| ee N Ne ee 2 6 
CC ee 14 86 
BORN ee RER 28 103 
Elberfeld-Barmen . . 208 355 
Solingen⸗Lennep⸗ Remſcheid FFF 386 


| Dieſe Aufſtellung gibt nicht entfernt alle Wahlkreiſe wieder, in denen die 
Sozialdemokratie ſich an der Wahl beteiligt hat. Eine ganze Anzahl ſelbſt 
ſolcher Kreiſe, in denen ſie diesmal eine erhebliche Anzahl Wahlmannsmandate 
eroberte, mußte fortgelaſſen werden, da die Wahlmännerzahl von 1903 fehlte. 


7 


| 1 Teltow⸗Beeskow 402, Rixdorf⸗Schöneberg 528, Charlottenburg 197. 
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Aus demſelben Grunde konnten auch jene Wahlkreiſe nicht angeführt werden 
in denen die Sozialdemokratie 1908 zum erſten Male die Wahlbeteiligung 
aufnahm. Wie groß die Zahl dieſer Wahlkreiſe iſt, läßt ſich noch nicht feſt⸗ 
ſtellen. Bemerkenswert iſt jedenfalls, daß in rein ländlichen Bezirken Oſt⸗ 
preußens Landarbeiter ſozialdemokratiſch geſtimmt haben. Wahlkreiſe, in 
denen diesmal eine größere Zahl ſozialdemokratiſcher Wahlmänner gewählt 
wurden, die aber wegen des Fehlens der Zahl von 1903 in die Tabelle keine 
Aufnahme fanden, ſind unter anderem: 

Tilſit (21 Wahlmänner), Elbing⸗Marienburg (26), Landsberg⸗Soldin 628 
Prenzlau⸗Angermünde (19), Weſt⸗ und Oſtpriegnitz (20), Oſterburg⸗Stendal (29), 
Wolmirſtedt⸗Neuhaldensleben (40), Schleuſingen (29), Nordhauſen (20), Langen⸗ 

ed e ae ene e Breslau⸗Land (33), Hadersleben (57), Kaſſel⸗ 
Land (32), Recklinghauſen⸗Borken (39), Hamm⸗Soeſt (94), Harburg (160), Lüne⸗ 
burg⸗Winſen (25), Oſterholz⸗Blumenthal⸗Achim (75), Hildesheim⸗Stadt und Land 
(48), Oſterode-Duderſtadt (18), Eſſen⸗ Land (65), Mülheim a. d. Ruhr (38), * 
mann (63). 


Darunter und namentlich unter den nichtangeführten Wahlkreiſen mit ge⸗ 
ringeren Wahlmännerzahlen werden mehrere ſein, in denen die Wahlbeteili⸗ 
gung zum erſten Male ſtattgefunden hat. 

Soweit ein Vergleich möglich war, zeigt die Zuſammenſtellung — mit 
einer Ausnahme — in allen Wahlkreiſen eine Vermehrung der ſozialdemokra⸗ 
tiſchen Wahlmännermandate. Es muß alſo auch eine ſtarke Vermehrung der 
ſozialdemokratiſchen Urwählerſtimmen ſtattgefunden haben. Die vereinzelten 
Feſtſtellungen, die bisher über die Urwählerzahl aus einigen Wahlkreiſen vor⸗ 

liegen, beſtätigen ſämtlich dieſe Annahme. So ſtieg die Zahl der ſozial⸗ 

| demokratiſchen Stimmen in Hannover⸗Stadt von 4006 im Jahre 1903 

auf 12421, in der Stadt Linden von 4442 auf 6542, in Halle von 2763 auf 
5604, in Eſſen⸗Stadt und Land von 378 auf rund 10500, in Dortmund⸗ 
Stadt von 174 auf 3862, in Dortmund⸗ Land von 551 auf 7194, in Hörde⸗ 

Stadt und Land von 540 auf 6027. | 

Dieſe Steigerung der ſozialdemokratiſchen Stimmen zeugt mehr als alles 
andere von dem inneren Erſtarken der Arbeiterbewegung. Als im Jahre 1897 
der 1893 abgelehnte Vorſchlag Bernſteins, die Sozialdemokratie ſolle ſich an 
den preußiſchen Landtagswahlen beteiligen, von Kautsky wieder aufgenommen 
wurde, da war einer der weſentlichſten Gründe, die große Kreiſe der Partei 
eine ablehnende Haltung einnehmen ließen, die öffentliche Abſtimmung. 5 
In großen und wichtigen Gebieten Preußens, ſo im hochinduſtriellen Ruhr⸗ 
revier, wo die Sozialdemokratie damals ſchon unter dem geheimen Reichs⸗ 
tagswahlrecht impoſante Wählerziffern erreichte, erſchien es den Genoſſen 
wegen der Maßregelungsgefahr noch völlig unmöglich, bei der öffentlichen Ab⸗ 
ſtimmung Maſſen an den Wahltiſch zu bringen. Unterlagen doch ſelbſt bei 
den Reichstagswahlen noch häufig genug proletariſche Wähler den terro⸗ 
riſtiſchen Mitteln, mit denen die Kohlen⸗ und Eiſenbarone dort das Wahl⸗ 
geheimnis zu durchlöchern verſtanden. Wagten doch zum Beiſpiel bei den 

Stadtverordnetenwahlen in Dortmund von einigen tauſend ſozialdemokra⸗ 
tiſchen Reichstagswählern knapp ein paar hundert die Abſtimmung für ſozial⸗ 
demokratiſche Kandidaten. 1898 lehnte die Sozialdemokratie des Ruhrreviers 
denn auch die Beteiligung ab. Und noch 1903 war die Zahl der ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Stimmenden in dem damaligen Rieſenwahlkreis Bochum⸗Dortmund 
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lächerlich geringe — 2340 gegen 72440 ſozialdemokratiſche Wähler bei 

| Reichstagswahlen im jelben Gebiet. Das iſt nun anders geworden! 

smal ſind in den drei Landtagswahlkreiſen Dortmund⸗Stadt, Dortmund⸗ 

id und Hörde, die das Gebiet des Reichstagswahlkreiſes Dortmund⸗Hörde 

machen, nach der Zählung des Dortmunder Parteiblatts 17083 ſozial⸗ 

tofratifche Stimmen abgegeben worden, denen 38849 ſozialdemokratiſche 

mmen bei den Reichstagswahlen 1907 gegenüberſtehen. Dieſe Entwicklung 

ſt uns, wie ſich die Partei im Ruhrrevier in einem Jahrzehnt innerlich 

cäftigt hat. Es iſt das nicht allein die Frucht der politiſchen Agitation. 

zen nicht geringen Anteil hat daran das Erſtarken der Gewerkſchaften, das 

Großinduſtriellen die Maßregelungsgelüſte zwar nicht ausgetrieben, aber 

en die Betätigung doch erheblich erſchwert hat. Das Bewußtſein, daß 

e ſtarke gewerkſchaftliche Organiſation ihm einen gewiſſen Rückhalt gegen 

Macht des Unternehmertums gibt, hat das Selbſtbewußtſein des Prole⸗ 

jers geſteigert und ihm allmählich die Abneigung gegen die offene Bekun⸗ 

ag ſeiner politiſchen Überzeugung ablegen laſſen. 

Dieſe Momente mögen jene parteigenöſſiſchen Kritiker nicht vergeſſen, die 
t angeſichts der Erfolge der Wahlbeteiligung beklagen, daß die Partei ſich 
ht ſchon früher mit aller Wucht in den Landtagswahlkampf geſtürzt hat. 
3 fehlten eben damals in großen Gebieten Preußens noch die 
orbedingungen für eine einigermaßen impoſante Beteiligung der Maſſen 
ter der öffentlichen Abſtimmung. Und wenn man die Verhältniſſe im 
uhrrevier auch als außergewöhnliche bezeichnen muß, weil dort durch die 
it fortgeſchrittene Konzentration des Kapitals und der Betriebe einerſeits 
d die Schwächung der Arbeiterbewegung durch politiſche und gewerkſchaft⸗ 
he Spaltung andererſeits die Macht des Unternehmertums größer iſt als 
den meiſten anderen Teilen Preußens, ſo braucht man doch nur Umſchau 
halten, um zu erkennen, daß in gewiſſem Maße das hier für das Ruhr⸗ 
bier Geſagte auch für andere preußiſche Landesteile zutrifft. 

Für Berlin und die Großſtädte allerdings nicht. Hier wäre die Be⸗ 
ligung ſchon 1898 möglich geweſen. Für den heftigen Widerſtand der 
erliner Genoſſen waren denn auch andere Gründe maßgebend. Da der 
ceiſinn der einzig ernſthafte Gegner war, mit dem ſie zu kämpfen hatten, ſo 
unten ſie nicht erwarten, durch ein Kompromiß mit dem Freiſinn Mandate 
erlangen. Und gegen ihn aus eigener Kraft zu ſiegen, ſchien und war 
mals auch wohl unmöglich. Die Wahlbeteiligung in Berlin mußte den 
enoſſen der Reichshauptſtadt daher zunächſt als unnütze Kraftvergeudung 
scheinen. Da ſie zudem die Erbärmlichkeit des deutſchen Freiſinns ſtändig 
ı foften bekamen, und bei den Reichstagswahlen mit ihm im ſchweren Kampf 
m die Berliner Mandate zu ringen hatten, ſo war ihnen der Gedanke eines 
Zahlbündniſſes mit dieſem Freiſinn, eine wenn auch nur vorübergehende 
gebung ſeines Renommees durch ſozialdemokratiſche Unterſtützung verhaßt. Und 
ie inſtinktive Abneigung gab ſich dann als prinzipielle Verwerfung jedes 

ompromiſſes. | 
Nebenbei ſei bemerkt, daß die neuerdings von einigen Parteiblättern be⸗ 
ebte Darſtellung, als hätte die deutſche Sozialdemokratie dem Reviſionismus 
u danken, daß die Wahlbeteiligung durchgeſetzt wurde, ganz unrichtig iſt. 
Die beiden Lager der Anhänger und Gegner der Wahlbeteiligung haben ſich 
e mit den beiden Richtungen der Reviſioniſten und der Radikalen gedeckt. 


| 
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Die Partei war nicht auf den Reviſionismus angewieſen, um die Tradition 
Wahlenthaltung abzuſchütteln. Allerdings hat Bernſtein 1893 — der Revi! 
nismus exiſtierte damals noch nicht — die Wahlbeteiligung zuerſt empfoh 
Aber ſchon damals ſekundierte ihm Parvus, der in der „Neuen Zeit“ un; 
dem Namen Unus ſchrieb. Und als im Jahre 1897 die Diskuſſion von ner 
anhub, waren unter den Befürwortern der Wahlbeteiligung Kautsky 1 
Bebel. Auf dem Parteitag zu Hamburg (1897) ſprachen unter anderen 
noſſin Zetkin und Genoſſe Hoch für die Beteiligung, in Mainz, wo 1900 
Parteitag die letzten, entſcheidenden Beſchlüſſe in dieſer Angelegenheit fal: 
waren die Genoſſen Haaſe und Gewehr unter den Befürwortern. Ich hu 
die Namen angeführt, weil ſie am beſten zeigen, mit welcher Verachtung | 
Tatſachen die Legendenbildung arbeitet, die zur höheren Ehre des Revifionisn: 
im Gange ift. En | 

Übrigens hat, jo paradox das auch klingen mag, keines der damalic 
beiden Lager, die ſich an der Frage der Wahlbeteiligung ſchieden, gegen t: 
andere recht behalten. Allerdings, die Wahlbeteiligung hat ſich durchgeſe 
aber der Effekt iſt ein ganz anderer geworden, als urſprünglich von den 9. 
hängern der Beteiligung beabſichtigt wurde. Der Gedanke, von dem die 2 
fürwortung der Wahlbeteiligung 1893 wie 1897 ausging, war der, 17 
Sozialdemokratie verſuchen müſſe, den Liberalismus im Landtag zu ſtärk 
die Macht der Konſervativen wenn nicht zu brechen, doch zu ſchwächen. 
ſind wiederholt Schätzungen aufgeſtellt worden, wonach die Sozialdemokra⸗ 
in etwa hundert Wahlkreiſen dem Liberalismus zum Siege über die Konſ⸗ 
vativen verhelfen könne. Man wollte den Charakter des Abgeordnetenhau 
ändern — die Durchſetzung ſozialdemokratiſcher Vertreter war zunächſt ni! 
der Hauptzweck; dieſe Forderung ergab ſich erſt aus der Erwägung Ye 
daß man vom Freiſinn für die ſozialdemokratiſche Unterſtützung eine Gege 
leiſtung fordern könne. In der Reſolution, die der Stuttgarter Parteitag (189 
zu dieſer Frage faßte, heißt es zum Beiſpiel: Er | 

„Die Beteiligung an den preußifchen Landtagswahlen unter dem Dreiklaſſe 
wahlſyſtem kann nicht, wie die an den Reichstagswahlen, als eine Heerſchau l 
trachtet werden, als ein Mittel, durch die Zählung unſerer Stimmen einen moraliſch 
Erfolg zu erreichen, ſondern nur als ein Mittel, beſtimmt praktiſche Erfolge zu 
zielen, namentlich die Abwendung der Gefahr, daß die kraſſeſte Reaktion die Mel: 
heit im Landtag erlangt....“ * 


Die praktiſchen Erfolge, die man erzielen wollte, waren vor allen 9 
eine Einwirkung auf die Zuſammenſetzung des Landtags, ein Zurückdräng 
der Konſervativen. Und gerade das iſt nicht erreicht worden. Die Hoffnun 
daß die Sozialdemokratie in etwa hundert Wahlkreiſen den Ausſchlag bei d 
Wahl der Abgeordneten geben könne, hat ſich nicht erfüllt. Nicht de 
Schuld der Sozialdemokratie; der Liberalismus iſt's, der völlig verſagt he 
Selbſt wenn die Sozialdemokratie bei den verfloſſenen Landtagswahlen di 
Freiſinn bei der Wahl der Abgeordneten bedingungslos hätte unterſtütz 
wollen, wenn ſie weder auf die Verpflichtung für ihre ch bir e 
noch auf irgend welche Gegenleiſtung beſtanden, noch ſich die Perſönlichke 
der freiſinnigen Kandidaten auf ihre Zuverläſſigkeit hin angeſehen hätte, 
wäre ſie nicht in der Lage geweſen, die Zahl der freiſinnigen Abgeordnete 
irgendwie erheblich zu verſtärken. Es iſt ganz anders gekommen, als es Beb 
in einem 1897 geſchriebenen Artikel „Unſere Beteiligung an den preußiſche 
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dtagswahlen“ („Neue Zeit“, XV, 2, 608) gehofft hat und mit ihm ſo 
2 andere gehofft haben. Bebel ſchrieb damals: „Sicher wird mit unſerer 
e und durch unſer Eingreifen ein Landtagswahlkampf erzeugt, wie er 
n jemals vorhanden war, und in dieſem wird auch das Bürgertum, durch 
zr Auftreten ermutigt und wie von einem Alp befreit, in ſeit langem nicht 
henem Eifer ins Feuer gehen.“ 
Es gereicht natürlich nicht unſeren Genoſſen, ſondern lediglich dem Freiſinn 
Schande, daß er ſowohl 1903 wie 1908 dieſe Hoffnung bitter enttäuſcht 
Eifer hat er lediglich dort bewieſen, wo es den Kampf gegen die Sozial⸗ 
okratie galt. Von einem allgemeinen Vorgehen gegen die Konſervativen 
b war keine Rede. Der Freiſinn beſchränkte ſich darauf, durch Kompromiſſe 
Nationalliberalen und ſelbſt mit Konſervativen ein paar Mandate zu er- 
deln. Wo er anſtandshalber nach rechts kämpfen mußte, wie in Pommern, 
er kläglich abgeſchnitten. Und hier wie in Breslau, wo er nur mit Hilfe 
Sozialdemokratie jemals die Konſervativen niederzuringen hoffen konnte, 
er nichtsdeſtoweniger ſchon bei den Urwahlen im zweiten Wahlgang 
freiſinnigen Wähler gegen die ſozialdemokratiſchen Wahlmannskandidaten, 
die konſervativen! In Wandsbeck und Frankfurt⸗Land halfen die frei⸗ 
igen Wahlmänner, indem ſie ſich zum Teil der Wahl enthielten, in der 
hrzahl aber direkt für den Konſervativen beziehungsweiſe den National⸗ 
0 ſtimmten, in der Stichwahl der Reaktion gegen die Sozialdemokratie 
1 Siege. 
Das Experiment, ob der Freiſinn noch imſtande ſei, mit der Sozialdemo⸗ 
ie gegen die Reaktion zu kämpfen, iſt zweimal bei den Landtagswahlen 
us: worden und beide Verſuche haben völlig zweifelsfrei ergeben, daß 
on keine Rede mehr fein kann. Bernſtein hat allerdings in den „Sozia⸗ 
ſchen Monatsheften“ die überraſchende Entdeckung vorgetragen, daß die 
zialdemokratie daran einen Teil der Schuld trage, daß fie durch eine kluge 
litik ein anderes Verhalten des Freiſinns hätte erzielen können. Das Rezept 
dieſe Politik iſt ſein Geheimnis. Es iſt hier des öfteren ſchon darzulegen 
ſucht worden, daß das Abſchwenken des Freiſinns nach rechts lediglich den 
tſchaftlichen Intereſſen der Mehrheit ſeiner Wähler entſpricht. Selbſt wenn 
n aber Bernſteins Illuſion teilen könnte, daß irgendwie nennenswerte 
haren freiſinniger Wähler noch dazu gebracht werden könnten, gegen die 
ge freifinnige Parteileitung aufzuſtehen und wirklich freiſinnige Politik zu 
ben, ſo bliebe es immer noch ein dunkles Rätſel, durch welche diplomatiſchen 
ttel die Sozialdemokratie hätte bewirken können, daß die allenfalls zu einem 
ndnis mit ihr fähigen und geneigten Elemente im Freiſinn in ihrer Partei 
erwaſſer bekamen oder ſich von ihr loslöſten. Sollte die Sozialdemokratie 
Sünden des Freiſinns vertuſchen? Oder den „wirklichen Freiſinnigen“ um 
Bart gehen und ſie auffordern, die kompromittierliche Geſellſchaft der 
beck und Konſorten zu meiden? Oder was ſonſt? Nur Bernſtein weiß es. 
Es wird nur wenige Sozialdemokraten geben, die aus den Erfahrungen 
letzten Jahre nicht gelernt haben, daß auf eine bürgerliche Demokratie in 
uſchland nicht mehr zu rechnen iſt. Die Sezeſſion derer um Barth beweiſt 
0 gegen dieſen Satz, ihr Schickſal wird im Gegenteil ſeine Richtigkeit be⸗ 
ſen. 
Man wußte das ſchon vor den letzten Wahlen. Und ſo wäre die Be⸗ 
(gung ziemlich ſinnlos geweſen, wenn man ſie noch unter demſelben Ge⸗ 
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ſichtspunkt betrachtet hätte, wie es die oben zitierte Stuttgarter Refoh 
tat. Aber in den zehn Jahren von 1898 bis 1908 hat ſich allmählich 1 
der Partei faſt unbewußt die Auffaſſung über den Zweck, den wir mit: 
Wahlbeteiligung verfolgen, gründlich geändert. Was damals abgemi: 
wurde, das ift heute das Hauptziel geworden: durch die Zählung unfe: 
Stimmen einen moraliſchen Erfolg zu erzielen. Der Maſſenproteſt am W. 
tiſch, das Aufbringen einer impoſanten Stimmenziffer, die die aller ande 
Parteien übertrifft, das iſt uns das wertvollſte Ergebnis unſerer Wil 
beteiligung. Dagegen haben wir erkennen müſſen, daß wir unter dem heuti: 
Wahlſyſtem einen nennenswerten Einfluß auf die Zuſammenſetzung des 
geordnetenhauſes nicht gewinnen können, da der Freiſinn als ernſthe⸗ 
kämpfende Oppoſitionspartei abgedankt hat. Der Kompromiß mit dem 8 
ſinn, um den heftige Kämpfe in der Partei ausgefochten wurden, iſt nirge) 
möglich geweſen, wohl aber haben wir aus eigener Kraft ſieben Abgeordit 
in den Landtag entſenden können, wobei uns allerdings eine neue Beſtimm 
des Einkommenſteuergeſetzes und eine Neueinteilung der Wahlkreiſe in Be 
zugute gekommen iſt. 

Die Partei war bereit, um eines beſtimmten Zweckes, eines praktiſe 
Erfolges willen bei den Landtagswahlen mit dem linken Flügel des Bürg 
tums gegen das Junkertum zuſammenzuwirken. Die Schwäche des Lib 
lismus hat den Plan vereitelt. Der Klaſſengegenſatz zwiſchen Bourgeoiſie ı 
Proletariat hat ſich als ſtärker erwieſen denn alles andere. Die Landta; 
wahlen lehren uns, daß im preußiſchen Deutſchland keine and 
Möglichkeit für uns beſteht, vorwärts zu kommen, als der ei 
ſchiedene, unverhüllte Klaſſenkampf. Daß wir uns in jeder Bezieh 
nur auf die eigene Kraft verlaſſen dürfen, daß die Zeit vorbei, in der 
Proletariat gemeinſam mit der Bourgeoiſie gegen die Junker kämpfen kon, 
Denn die Bourgeoiſie will nicht mehr gegen die Junker kämpfen. In Bres 
zum Beiſpiel kam es diesmal trotz des Anwachſens der Zahl ſozialdemoh 
tiſcher Wahlmänner nicht, wie 1898 und 1903, zur Stichwahl zwiſchen Le 
ralen und Konſervativen, weil die Zahl der liberalen Wahlmänner zur! 
gegangen war. 

Der Umſtand, daß die Sozialdemokratie des Ruhrreviers in den St 
wahlen drei Zentrumskandidaten gegen die Nationalliberalen durch 
beweiſt nichts gegen das oben Geſagte. Es ſind Ausnahmefälle, die ſich m 
leicht wiederholen werden. Das Zentrum iſt wegen feiner Stellung 
Kirchen⸗ und Schulpolitik keine Partei, mit der die Sozialdemokratie bei ö 
Landtagswahlen in größerem Umfang zuſammenwirken könnte. Selbſt für i 
lediglich zur Förderung der Wahlreform geſchloſſenes Kartell mit dem Zentr' 
fehlen die nötigen Vorbedingungen. Einmal iſt das Zentrum der mei 
ſeiner Wahlkreiſe abſolut ſicher, zweitens iſt es in ſeiner überwiegenden Ma 
heit Gegner einer gerechten Wahlkreiseinteilung, wie es denn überhaupt 
ein ſehr lauer Freund des allgemeinen, gleichen Wahlrechtes iſt. Wenn | 
Genoſſen des Ruhrreviers für die drei Zentrumskandidaten eintreten konn 
ſo nur deshalb, weil dieſe ſich im Gegenſatz zur Mehrheit ihrer Partei f 
die Neueinteilung der Wahlkreiſe verpflichteten. Daher entſprach die Abſt, 
mung der ſozialdemokratiſchen Wahlmänner bei den Stichwahlen in Di 
mund⸗Land, Bochum und Mülheim a. d. Ruhr der Direktive des ſozialder 
kratiſchen Zentralwahlkomitees. Das hat freilich die Arbeite 
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Eſſen und den Genoſſen Gewehr in Nr. 41 der „Neuen Zeit“ nicht ab⸗ 
gehalten, die ſ ozialdemokratiſche Wahlhilfe für Zentrumskandidaten zu verurteilen. 
Auch die Kreiskonferenz des Reichstagswahlkreiſes Eſſen hat dieſer Kritik zu⸗ 
geſtimmt. In dem Artikel Gewehrs iſt viel Wahres und Beachtenswertes ent⸗ 
halten. Dennoch halte ich dafür, daß die Genoſſen der drei Wahlkreiſe nicht 
anders ſtimmen konnten. Dort iſt auch bei den Reichstagswahlen noch der 
Nationalliberalismus der ſtärkſte Feind, mit dem die Sozialdemokratie zu 
ringen hat. Und er iſt ein beſonders bösartiger Feind, der vor keinem terro⸗ 
riſtiſchen Mittel zurückſchreckt, um die Arbeiterſchaft niederzuhalten. Er reprä⸗ 
ſentiert das Gruben⸗ und Hüttenkapital, deſſen Träger in ihren politiſchen 
und namentlich ſozialpolitiſchen Anſchauungen dem verſtorbenen Stumm viel 
näher ſtehen als ihrem ſogenannten Parteigenoſſen Baſſermann. Die National⸗ 
liberalen des Ruhrreviers ſind die unbedingten Gefolgsmannen des berüch⸗ 
tigten Zentralverbandes der Induſtriellen, der mächtigſten Scharfmacher⸗ 
organiſation. Kein Wunder, daß die Sozialdemokratie jener drei Wahlkreiſe 
darauf brannte, dieſen Nationalliberalen eine Niederlage zu bereiten. In 
Eſſen, wo die mächtigſte gegneriſche Partei das Zentrum iſt, wird dieſes Be⸗ 
dürfnis natürlich nicht gefühlt, aber jede Stärkung des Zentrums unangenehm 
empfunden. Daß aber dieſe Wahlhilfe dem Zentrum nur Vorteile, der 
Sozialdemokratie aber ſchließlich ſchwere Nachteile bringen werde, das halte 
ich nicht für ausgemacht. Vielmehr muß uns die Werbearbeit unter den 
katholiſchen Arbeitern erleichtert werden, wenn, wie ſicher zu erwarten iſt, das 
Zentrum in ſeiner Mehrheit ſich in der Wahlrechtsfrage als unzuverläſſig er⸗ 
weiſt. Dann wird manchem dieſer Arbeiter zum Bewußtſein kommen, daß die 
ernſthaften Vertreter einer wirklichen Wahlreform in der Zentrumsfraktion 
ganz einflußlos ſind, daß die Konzeſſion von Arbeitervertretern von Zentrums 
Gnaden praktiſch wertlos iſt. Anſtatt das Zentrum zu ſtärken, muß ihm die 
Wahl von Abgeordneten, die nur auf das Verſprechen hin, für eine radikale 
Wahlreform einzutreten, mit Hilfe der Sozialdemokratie gewählt ſind, auf die 
Dauer ſchaden. | 

Jedenfalls beweiſt der Fall im Ruhrrevier nichts gegen den Satz, daß 
unſere Wahlbeteiligung kein Mittel iſt, die Macht der Junker im Landtag zu 
brechen. f 

Für dieſen ihr urſprünglich geſetzten Zweck hat ſie ſich als untauglich er⸗ 

wieſen. Daß es uns gelungen iſt, einige Wortführer des Proletariats ins 
preußiſche Parlament zu bringen, ändert an den Machtverhältniſſen im Ab⸗ 
geordnetenhaus nichts. Wollen wir die Junkerherrſchaft in Preußen zer⸗ 
brechen, ſo kann es nicht durch die Teilnahme an den Landtagswahlen 
geſchehen. Es bleiben uns nur außerparlamentariſche Mittel, es bleibt 
uns nur der Wahlrechtskampf. 
Nur als Vorarbeit für ihn, als Demonſtration der vom Dreiklaſſenunrecht 
Entrechteten und als Mittel, die Erkenntnis dieſer Entrechtung in den Wähler⸗ 
maſſen auszubreiten, hat die Wahlbeteiligung noch Berechtigung. Sie iſt 
eine der Arten, den Wahlrechtskampf zu führen. Ein Mittel aber, 
ö das nur alle fünf Jahre einmal angewendet werden kann. Und deſſen An⸗ 
wendung ſich nur verlohnt, wenn es als Ergänzung anderer Mittel 
auftritt. | | 
| So verweilen uns die Erfahrungen der Wahlbeteiligung gebieteriſch auf 
den Wahlrechtskampf. Ihn wieder aufzunehmen, ſobald das 
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preußiſche Parlament zuſammentritt, wird eine der Hauptaufgaben 
der Partei ſein. e 
Und ihre ſchwierigſte Aufgabe! | f 
Die Waffen, die ihr für dieſen Kampf zur Verfügung ſtehen, ſind zwei⸗ 
ſchneidiger Art, und die wirtſchaftliche Situation hat ihre Zahl zudem fürs 
erſte eingeſchränkt. Für die Zeit der Kriſe ſcheidet der Demonſtrationsſtreik 
der Maſſen als Mittel des Wahlrechtskampfes aus. Es bleiben nur die Ver⸗ 
ſammlungskundgebungen und die Straßendemonſtrationen. Alle anderen 
Mittel, die daneben noch erörtert und empfohlen wurden, ſind dem Zwecke 
nicht entſprechend. Nur Maſſenaktionen, deren geſammelte Wucht plötzlich 
den Gegnern bewußt wird, werden Eindruck auf ſie machen. Weder der 
Alkoholſtreik noch der Austritt aus der Landeskirche, die hier von 
den Genoſſen Prager (in Nr. 23) beziehungsweiſe Davidſohn (in Nr. 29) 
empfohlen wurden, können, wie die Verhältniſſe heute liegen, zu impoſanten 0 
Maſſenaktionen werden. Ebenſowenig erzielen ſie einen geſchloſſenen Eindruck, 
ihre Wirkungen werden den Gegnern erſt allmählich bewußt, die Demonſtra⸗ 
tion wird verzettelt. Ob die paſſive Ref iſtenz jemals als politiſches 
Kampfmittel verwendbar ſein wird, ſoll hier nicht unterſucht werden. 3 
zeit ſcheidet ſie meines Erachtens ſchon aus demſelben Grunde aus wie der 
Demonſtrationsſtreik. In der Zeit der Kriſe würde die Antwort der Unter⸗ 
nehmer wahrſcheinlich die Ausſperrung ſein. | | | 
Es bleibt deshalb für die nächſte Zeit als ſchärferes Kampfmittel neben 
der Verſammlungskundgebung nur die Straßendemonſtration. | 
Auch fie iſt eine zweiſchneidige Waffe, und ohne Opfer geht es bei ihrer An⸗ 
wendung nicht ab. Aber wenn der Wahlrechtskampf fortgeführt werden fog, 
ſo führt kein Weg an der Straßendemonſtration vorbei. Der Schritt, der im 
Januar dieſes Jahres getan wurde, läßt ſich nicht zurücktun. Nachdem wir 
einmal dieſes Mittel angewandt haben, werden mildere auf die Gegner keinen 
erheblichen Eindruck machen. Hier zwingt die Logik der Tatſachen uns vor⸗ 
wärts. Womit natürlich nicht geſagt ſein ſoll, daß die Straßendemonſtration 
nun das einzige Mittel ſein müſſe. Zum alltäglichen Gebrauch iſt es im 
Polizei⸗ und Militärſtaat par excellence nicht angebracht. Aber auf den 
Höhepunkten des Kampfes muß es ſich einſtellen. . 
Die Halb⸗ und Viertelsfreunde der Wahlreform im bürgerlichen Lager 
werden freilich ob ſolchen Frevels gegen die geheiligte Straßenpolizeiordnung | 
noch weiter von uns abrücken, als ſchon geſchehen. Indes was verſchlägt 
das! Als Prämie für das Wohlverhalten des Proletariats werden wir 
das Reichstagswahlrecht in Preußen nie erhalten. Wir mögen durch die Art 
unſeres Kampfes ängſtlichen Spießbürgern den erwünſchten Vorwand liefern, 
darauf zu verzichten, unſeren Kampf mit ein paar Reden und Verſammlungs⸗ 
kundgebungen zu begleiten. Aber dafür werden wir um ſo eher aufrütteln, 
was noch an energiſchen, kampffähigen Elementen im Bürgertum und ö 
namentlich in den noch in bürgerlicher Ideologie befangenen Arbeiter- und | 
Angeſtelltenſchichten vorhanden iſt. Die Straßendemonſtration iſt nicht bloß | 
das zurzeit geeignetſte Mittel, den Feinden der Wahlreform den Ernſt 
unſerer Forderung und die Maſſen, die hinter ihr ſtehen, zu zeigen, ſie ip | 
auch ein Mittel, die annoch Indifferenten zu packen und in den Wirbel des 
Kampfes hineinzuziehen. | 
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Das ländliche Genoflenſchaftsweſen. 


Von Emile Vandervelde. 


§ 3. Die Erfolge der landwirtſchaftlichen vereine. 
Die konſervativen oder reaktionären Neigungen der Leiter der agrariſchen 
Bewegung können niemand zweifelhaft ſein. Aber auf ſozialem Gebiet geſchieht 
es häufig, daß die tatſächlichen Folgen einer Bewegung ganz andere ſind, 
als ihre Urheber beabſichtigten. Alles in allem reißen die belgiſchen Pfarrer, 
die deutſchen Agrarier, die Großgrundbeſitzer durch die Schaffung ländlicher 
Syndikate den Bauern aus ſeiner Iſolierung, veranlaſſen ihn zur Einführung 
techniſcher Fortſchritte, zeigen ihm durch den Verſuch die Vorteile der Ver⸗ 
einigung in jeder Form. Sie lehren ihn, wie man ſich von der Ausbeutung 
des Zwiſchenhandels befreit. Kurz, obwohl klerikal, agrariſch oder kapitaliſtiſch 
angeſtrichen, haben doch die Kreditkaſſen, die Milchgenoſſenſchaften, die Ein⸗ 
kaufsgeſellſchaften ihre guten Seiten. 
Wir ſehen auch, daß Sozialiſten wie David und Gatti den landwirtſchaft⸗ 
lichen Genoſſenſchaften eine Sympathie entgegenbringen, die ſich nicht nur auf 
die freien Bauernverbindungen, wie die Kooperativgeſellſchaften in Dänemark, 
der Schweiz oder dem Languedoc erſtreckt, ſondern auf alle Vereine zur Or⸗ 
ganiſation des Kredits, zum Einkauf von Rohmaterialien, zum Verkauf oder 
zur induſtriellen Verwertung der Bodenprodukte. 
Das bedeutet, wohlverſtanden, durchaus nicht, daß ſie dieſe Vereinigungen 
als einen Übergang zum Kollektivismus anſehen. 
So wenig wie Kautsky glauben ſie, daß der gemeinſame Einkauf von 
Dünger oder die gemeinſame Buttererzeugung eine Vorſtufe der Vergeſellſchaf⸗ 
tung des Grundeigentums und der kollektiviſtiſchen Bewirtſchaftung des Landes 
bilde; aber, um die Ausdrucksweiſe Gattis zu gebrauchen, ſie betrachten die 
landwirtſchaftliche Kooperation als einen Schritt zu einer Art von ökono⸗ 
miſchem Föderalismus, der den gegenwärtigen Individualismus erſetzen ſoll, 
indem ſie gleichzeitig den Fortbeſtand des Privateigentums zugeſtehen bis zu 
einem unbeſtimmten Zeitpunkt. Ihnen bedeutet die ländliche Genoſſenſchaft, 
daß der Kleinbetrieb eine geſicherte Zukunft hat, daß alle „orthodoxen“ Theorien 
endgültig verworfen werden müſſen, die das Verſchwinden des Kleinbeſitzes 
für unvermeidlich halten. 
Gatti jagt:? 
| „Der ländliche Kleinbeſitz, verarmt, in ſchwerer Kriſe befindlich und nach der 
Behauptung der Marxiſten im Begriff, in einen Abgrund zu ſtürzen, ein Sturz, 
vor dem ihn die bürgerlichen Parteien trotz aller Anſtrengungen durch geſetz⸗ 
geberiſche Maßnahmen nicht werden bewahren können, rettet ſich ohne Hilfe von 
außen durch den Übergang von der Sfoliertheit zur Vereinigung und gelangt durch 
die Vereinigung — das heißt durch die Möglichkeit, die neuen techniſchen Betriebs⸗ 
mittel zu benutzen — zu einer neuen Exiſtenz. Die Kleinbauern, die in ihrer Iſoliert⸗ 
heit die Reihen des Proletariats vermehren mußten, werden, indem ſie ſich ver⸗ 
einigen, ökonomiſch den Charakter des Kleinbürgertums bewahren. Dies aber kann 
| 1 ohne bedeutenden Einfluß auf das ſoziale und damit auf das politiſche Leben 
bleiben.“ 


Soweit ſeine Behauptung. 


(Schluß.) 


1 Gerolamo Gatti, Agriculture et Socialisme. Mailand 1900. S. 365. 
2 Eben da, S. 333. 
1907-1908. II. Bd. 45 
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Wir Planen fie in aller Seelenruhe diskutieren; denn nach unferer Me 
nung iſt der Sieg des Sozialismus nicht von dem vorhergegangenen Ver⸗ | 
ſchwinden des Kleinbeſitzes und noch weniger des Kleinbetriebs abhängig. 

Es iſt zum Beiſpiel höchſt wahrſcheinlich, daß in einem Lande wie Frank 
reich zu einer Zeit, wo die Waſſerläufe, Wälder, der Großgrundbeſitz und 
die wichtigſten Induſtrien als gemeinſamer Beſitz in gemeinſamem Intereſſe 
verwaltet werden, derjenige Teil des Landes, der von Bauern bewohnt iſt, in 
Einzelbeſitztümer geteilt bleiben wird, die einander durch die genoſſenſchaftlche 
Kooperation mehr oder weniger genähert ſind. 

Andererſeits geben wir gern zu, daß in Gegenden, die geneigt ſind, ihre 
Betriebe zu zerſtückeln, die Kooperation ein wirkſames Mittel ſein kann, um 
die traurigen Folgen der Zerſtückelung hintanzuhalten. 

Doch wenn man uns in Form allgemeiner Behauptungen ſagt, daß dank 
der Genoſſenſchaft der Kleinbetrieb in der Lage iſt, den Großbetrieb zu be⸗ 
kämpfen; daß der bäuerliche Beſitz den Urſachen der drohenden Auflöſung 
Widerſtand leiſten kann; wenn man hinzufügt, daß die ländliche Genoſſen⸗ 
ſchaft uns zu einer Art ökonomiſchem Föderalismus führt, der eine Art An⸗ 
näherung an den Sozialismus bedeuten würde, müſſen wir dieſen dreifachen 
Geſichtspunkten gegenüber Vorbehalte machen aus Gründen, die wir 4 
angeben wollen. 


1. Die landwirtſchaftlichen 6enoſſenſchaften und der Kleinbetrieb. 


Gewiß ſetzen die Landwirtſchaftsvereine den Kleinbauer in die Lage, einen 
Teil der Vorteile zu erlangen, die der Großgrundbeſitzer genießt, ohne daß er 
gezwungen iſt, einer Vereinigung anzugehören. 

Wir ſehen, daß durch ſie in Gegenden mit zerſtückeltem Grundbeſtz 
Maſchinen zur Verwendung gelangen, ländliche Induſtrien entſtehen, Methoden 
des Feldbaus zur Anwendung kommen, die bisher den Gegenden mit N 
betrieb vorbehalten ſchienen. 

Doch wenn man die Agrarbewegung als Ganzes betrachtet, kann man 
nicht zweifeln, daß die Fortſchritte im Ackerbau ſeit einem halben Jahrhundert 
viel mehr den Groß- und Mittelbeſitzern als den kleinen genutzt haben. Gewiß, 
das allgemeine Niveau der Technik hat ſich gehoben; aber trotzdem ſcheint der 
Abſtand zwiſchen Groß⸗ und Kleinbetrieben in dieſer Hinſicht nicht geringer 
Barden zu jein. 

Immer noch gehen die reichſten und beſtunterrichteten Grundbeſitzer ai 
dem Beiſpiel voran. Langſam und unvollkommen folgen die anderen. 

Nichts lehrreicher als die etwas melancholiſchen Feſtſtellungen Melines 
in ſeinem Buche „Le Retour à la terre“. So ſagt er uns zum Beiſpiel, daß 
die Kreditfrage für den Kleinbauern nunmehr gelöſt iſt. Unbehindert kann er 
ſich ein Betriebskapital zur Anwendung neuer Methoden verſchaffen. Fünfzehn⸗ 
hundert gegenſeitige landwirtſchaftliche Orts⸗ und Bezirksbanken, die jetzt alle 
Teile Frankreichs umfaſſen, öffnen ihre Schalter allen Intelligenten, Mutigen, 
Ehrlichen. Seit der Staat dieſen Banken unter dem Titel von zinsfreien 9 4 

ö 


| 


lehen die 40 Millionen Franken der Bank von Frankreich zur Verfügung ge: 
ſtellt hat, kann die Landwirtſchaft nicht mehr behaupte durch Rapitalmangel 
am Fortſchritt behindert zu fein. Jedoch: 


„Die Groß- und Mittelbeſitzer haben das ſofort erkannt und waren von An: | 
fang an am eifrigſten, ſich bei den Banken Kredit eröffnen zu laſſen. Auch 4 
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inbauern haben ſich endlich entſchloſſen; ſie werden immer kühner und gehen 
ht mehr im geheimen und mit geſenktem Blicke in die Bank. Dieſer Anfang iſt 
gutes Zeichen; aber er genügt noch nicht. Die Maſſe der Kleinbauern, ins⸗ 
ondere die Zwergbeſitzer, verhalten ſich noch immer ablehnend gegen die Kredit⸗ 
rationen, deren Mechanismus und Vorteile ſie nicht begreifen; was geſchehen 
bedeutet nichts im Vergleich zu dem, was zu tun übrig bleibt.“ 


Und was für den Kredit gilt, gilt nicht weniger für die im Ackerbau durch⸗ 
führenden Verbeſſerungen. Der Kunſtdünger zum Beiſpiel hat eine Revo⸗ 
ion im Ackerbau hervorgerufen; und wieder find es die großen und mitt⸗ 
en Beſitzer, die zuerſt ihn verwendet haben. Meline ſagt:“ 

„Der Kleinbetrieb iſt von Natur aus ſchüchtern und zaghaft und noch nicht 
az auf dem laufenden; von dieſer Seite bleibt noch viel zu tun übrig. Endlich 
t er ſich doch in Bewegung; Verſuchsfelder, deren Zahl ſtets wächſt, haben ihm 
Augen geöffnet, und ſeine eigenen Verſuche haben ſo außerordentliche Ergeb— 
ſe, daß die übliche Ungläubigkeit vor dem Augenſichtlichen weichen muß.“ 
Nichtsdeſtoweniger hat der kapitaliſtiſche Bodenbetrieb den Vortritt; und 
wird ſich dieſen bei jedem neuen Fortſchritt bewahren, weil er über größere 
pitalien verfügt und über eine wiſſenſchaftlich ausgebildete Leitung, die ſich 
ſchter den neuen wiſſenſchaftlichen Errungenſchaften anpaßt. 

Bei alledem beſtreiten wir nicht, daß der Großbetrieb aus anderen 
zünden — zum Beiſpiel die quantitative und qualitative Unzulänglichkeit 
e Handarbeit — auch in Schwierigkeiten geraten kann. Wir geben zu, daß, 
e die Dinge liegen, der Kleinbetrieb, durch die Genoſſenſchaft verſtärkt, in 
e Lage iſt, unter weit günſtigeren Bedingungen den Kampf aufzunehmen, 
ange es ſich um die Produktion von Milch, Butter, Eiern, Obſt und Gemüſe 
udelt. 

Doch weit zweifelhafter erſcheint es uns — aus Gründen, die wir noch 
führen werden —, ob die landwirtſchaftliche Genoſſenſchaft tatſächlich, wie 
atti glaubt, die Wirkung haben wird, dem bäuerlichen Beſitz neues Leben 
ſtzuflößen und die rückläufige Bewegung zur Selbſtbewirtſchaftung aufzu⸗ 
u die ſich faſt überall in den Gegenden mit intenſivem Betrieb geltend 
acht. 


j 
| 
6 


I, 0 2. Die Landwirtſchaftsgenollenſchaften und der Kleinbeſitz. 

Die ländliche Genoſſenſchaft, die beſtimmt ſein ſoll, den bäuerlichen Beſitz 
erretten, findet man am wenigſten in Ländern, wo die bäuerlichen Grund⸗ 
gentümer die zahlreichſte Klaſſe bilden. Sie entwickelt ſich vielmehr beſonders 
den Gebieten mit intenſiver Kleinkultur, wo entweder das Pachtſyſtem vor- 
erſchte oder — zum Beiſpiel in Ländern mit Weinbau — der Zwerg⸗ 
1 25 halb proletariſchen Arbeiter, die zugleich für ſich und für andere 
beiten. i 

So iſt es zum Beiſpiel in Irland, wo der Kleinbetrieb durch Pächter mit 
m Großbeſitz zuſammenfällt; in Belgien, wo von 100 Hektar der gewöhn⸗ 
hen Kulturen 69 verpachtet find; in Norditalien, wo die Maſſe der Land⸗ 
völkerung aus Pächtern oder Halbpächtern beſteht. 

N Ebenſo iſt es in Frankreich, wo die Vereine ſpärlich gejät find in Gegenden 
it Großbetrieb und dort, wo das Überwiegen des bäuerlichen Beſitzes 
it einer rückſtändigen Technik zuſammenfällt. In bezug darauf äußert 


Meline, Le Retour à la terre, S. 220. 2 Ebenda, S. 116. 
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ſich Rocquigny in jenem Buche „Les Syndicats a et * 
oeuvre*:! 

„Man kann im allgemeinen jehen, daß die ländlichen Genoſſenſchaften ſich 
Nordfrankreich und der Normandie wenig entwickelt haben, wo der Individ 
lismus bei der Landbevölkerung tiefere Wurzeln hat und wo vielleicht als Fo 
der Verteilung des Großbeſitzes und der Art des Betriebs die Nützlichkeit von | 
einen den Bauern weniger fühlbar wird. Ein Teil des Plateau Central iſt vol 
frei von Genoſſenſchaften. Hingegen ſind ſie zahlreich und tätig im ganzen Of 
und Südoſten, im Tale der Loire und in einem Teile der Pyrenäengegend. 00 
haben außerordentliche Erfolge in den Gegenden mit Kleinbetrieb und in der We 
zone; die Gegenden des Großbetriebs für Getreidebau und Viehzucht ſcheinen a 
weniger günſtig.“ 


Wenn wir jetzt zu Deutſchland übergehen, können wir die gleichen en 
ſtellungen machen. Die beiden Hauptſitze der landwirtſchaftlichen Vereine fi 
in Rheinpreußen, in Neuwied und Offenbach. Dort ſind die erſten Verei 
gungen entſtanden. Auch heute noch beſitzen ſie dort die größte Lebensfih 
keit und den größten Einfluß. Blondel jagt darüber? | 


„Was uns im Rheinland am eigentümlichſten berührt, iſt der Aufſchr 0 
die Vereine genommen haben. Vor 63 Jahren (1833) wurde die Vereinigung 
Landwirte der Rheinprovinz gegründet. Sie hat ſich nach und nach über die ga 
Umgebung ausgebreitet und umfaßt heute 66 Sektionen und darüber mit 60000 N 
gliedern, die in 750 Einzelgruppen (Ortsvereine oder Kaſinos) gegliedert find y 
unſeren Syndicats agricoles gleichen. Faſt in allen Gemeinden dieſer Pra fi 
einige Anhänger.“ ; 


Und gerade im Rheinland it die Zerſtückelung am weiteſten gedieh 
Außerdem ſind dort die Bauern wie in ganz Deutſchland ſtark verſchuldet, imm 
noch weniger übrigens als in anderen Provinzen; daher die Notwendig! 
der Aaiffeiſenkaſſen, um den Wucherern zu entgehen. Endlich hat ſie un 
allen Ländern im Reiche die größte Zahl der Pächter. Das Verhältnis der v 
pachteten Güter zu den vom Beſitzer bewirtſchafteten iſt im Durchſchnitt 
zu 1. Und während in Oſtpreußen in der Kategorie der Betriebe von 20 } 
200 Hektar die Zahl der Pachtgüter nur 2,84 Prozent ausmacht, beträgt 
in Rheinpreußen ſogar 33,81 Prozent. 

Kurz geſagt, die Entwicklung der Vereine geht Hand in Hand mit f 
Entwicklung des Pachtverhältniſſes. | 

Sie find geringer an Zahl und beſtehen ſeit kürzerer Zeit in den In 
vinzen, wo die alte Form des bäuerlichen Beſitzes vorherrſcht. Und ganz 
in Frankreich werden ſie noch ſeltener in Gegenden mit Großbetrieb, wo f 
das Bedürfnis weniger geltend macht. | , 

Brauchte es noch eines Beiſpiels, um den Unterſchied zu zeigen, N 
genoſſenſchaftlicher Hinſicht zwiſchen Ländern mit großem und mit 5 1 
ö 


Feldbetrieb beſteht, ſo würden wir es in Großbritannien finden. 
Während in Irland trotz der Schwierigkeiten, die durch die ungünſt 
Lage der Bauern bedingt ſind, in den letzten zehn Jahren unter den Kle 
pächtern eine wirklich lebensfähige Kooperativbewegung entſtand, iſt ſie 
England, dieſem typiſchen Lande des kapitaliſtiſchen eee faſt 1 
bekannt. N 
1 Paris 1900, S. 53. f * 
2 Les populations rurales de Allemagne, ©. 22. N | 
| 
| 
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Nachdem Ridder Haggard in ſeinem Buche „Rural England“! die Er⸗ 
ze der ländlichen Kreditvereine auf dem Lande dargeſtellt hat, fährt er fort: 

| „Wenn wir uns nach England wenden, müſſen wir, wie zu erwarten war, feſt⸗ 
en, daß in dieſer Angelegenheit, die die Intereſſen des Ackerbaus und die 
hlfahrt der landwirtſchaftlichen Bevölkerung jo nahe berührt, wenig oder nichts 
hehen iſt. Im Jahre 1835 wurden auf das Drängen des Abgeordneten Jer⸗ 
gh im Auftrag des Auswärtigen Amtes auf dem Kontinent Erhebungen ans 
ellt; aber dabei blieb es auch. Es iſt richtig, daß dank der Energie und der 
tiative Jerburghs die Cooperation Bank Association gegründet wurde; doch 
läufig proſperiert ſie nicht ſonderlich. Wie könnte es auch anders ſein, wenn 
n gegen ein Meer von Vorurteilen, Unwiſſenheit und Gleichgültigkeit im Parla⸗ 
it zu kämpfen hat.“ 

Im ganzen läßt uns dieſer kurze Überblick über die geographiſche Ver⸗ 
itung der ländlichen Genoſſenſchaften in Weſteuropa folgendes feſtſtellen: 
allgemeinen find die landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaften gar nicht oder 
lich vorhanden und beſtehen erſt ſeit kurzem in Ländern mit Großbetrieb; 
ht zahlreicher ſind fie in Ländern, wo noch das Halbpachtſyſtem oder der 
lerliche Beſitz nach der alten Art vorherrſcht, der vor allem für den eigenen 
usgebrauch und den lokalen Markt produziert; hingegen gedeihen ſie in 
genden, wo Zerſtückelung des Bodens und intenſiver Betrieb zuſammen⸗ 
len. 

Dieſes dreifache Phänomen läßt ſich übrigens leicht erklären. In Ländern 
Großbetrieb befinden ſich die Kleinbauern im allgemeinen in bezug auf 
ahzucht und Getreideproduktion in jo viel ungünſtigeren Verhältniſſen als 
Großbetrieb, daß ſie, ſich ſelbſt überlaſſen, dahinvegetieren ohne das 
eben, ſich aus ihrer iſolierten Lage herauszuarbeiten oder auf ihren 
en Schlendrian zu verzichten. Wenn ſich Vereinigungen bilden, ſo weniger 
3 ihrer eigenen Initiative als infolge einer Anregung von außen, zu poli⸗ 
hen oder religiöſen Zwecken. Die Großgrundbeſitzer bilden keine Vereine 
außer vielleicht zur Gründung einer Brennerei, einer Zuckerfabrik, eines 
treideſpeichers —, weil ſie ſich ſelbſt genügen und keine Raiffeiſenkaſſen, 
e Einkaufsvereine, keine Genoſſenſchaftsmolkereien brauchen, um Kredit zu 
angen, billigen Dünger zu kaufen und unter günſtigen Bedingungen ihre 
ıtter und ihren Käſe herzuſtellen oder zu verkaufen. 

In zurückgebliebenen Ländern bilden Halbpächter und Bauern keine Ver⸗ 
igungen, nicht nur weil ſie unwiſſend und an den alten Schlendrian 
vöhnt ſind, ſondern auch weil ſie kein Bedürfnis fühlen, ſich zu vereinigen. 
mum ſollten fie Einkaufsvereine für den Kauf von Kunſtdünger und 
aſchinen gründen, da ſie doch keinen Kunſtdünger anwenden und noch die 
lugſchar ihrer Vorfahren benutzen? Warum ſollten ſie Raiffeiſenkaſſen 
inden, da fie nicht daran denken, ihr Betriebskapital zu vermehren? Warum 
ten fie Verkaufsgenoſſenſchaften organiſieren, da ſie doch den größten Teil 
er Erzeugniſſe ſelbſt verwenden und den Überſchuß auf den nächſtgelegenen 
arkt bringen? So ſehen wir, daß fie ſich höchſtens zum Betrieb einer ge— 
inſamen „Fruitisre* (Käſerei) zuſammentun oder in den letzten Jahren zum 
neinſamen Mieten einer Dreſchmaſchine. 

Ganz anders geht es in Ländern mit dichter Bevölkerung vorwärts, wo die 
duſtrialiſierung des Ackerbaus mit der Teilung des Bodens in zahlreiche 


Band 2, S. 174. 
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Kleinbetriebe zuſammenfällt. Dort find die Vereinigungen im allgeme 
zahlreich, weil ſie notwendig ſind. Die Mehrzahl der Landbevölkerung beſt 
aus Häuslern oder aus bäuerlichen Beſitzern, die ihren Betrieb nicht v 
beſſern können, ohne mehr oder minder ſchwere Verpflichtungen auf ſich 
nehmen. Sie können ſich nicht damit begnügen, das zu erzeugen, was ſie v 
brauchen, und das zu verbrauchen, was fie erzeugen. Sie müſſen um jed 
Preis Geld verdienen, wäre es auch nur, um ihre Pacht oder die Zinſen ih 
Schuld zu bezahlen. Sie müſſen, um nicht ökonomiſch zugrunde zu gehen, 
Konkurrenzunternehmen bekämpfen. Es iſt unerläßlich für ſie, Maſchinen; 
Verfügung zu haben, Dünger billig einzukaufen, ihr Vieh zu veredeln, 
gegen Gefahren des Betriebs zu verſichern und den notwendigen Kredit 
alledem zur Verfügung zu haben. Daher erklärt ſich die außerordentli 
Blüte der Raiffeiſenkaſſen, der Zuchtvereine, der wechſelſeitigen Vi 
verſicherungsgeſellſchaften, der Genoſſenſchaften zum Einkauf, Verkauf oder 3 
Verwertung der Erzeugniſſe in Ländern wie Belgien, Dänemark, Rheinpreuß 
Norditalien. 

Gewiß wäre es offenbare Übertreibung, anzunehmen, daß in all die 
Gebieten der intenſiven Kultur der bäuerliche Beſitz nur noch ausnahmswe 
beſteht, ſei es, daß er durch das Pachtverhältnis erſetzt iſt oder in Wirkli 
keit den Gläubigern der Bauern gehört. Wer ſo verallgemeinern wollte, d 
brauchte man nur Dänemark als Beiſpiel entgegenzuhalten, das zugleich 
Land der Kooperation und des Kleinbeſitzes iſt. Doch bleibt beſtehen, daß 
landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaften ſich beſonders in jenen Gegenden e 
wickeln, wo die Urſachen, die zur Zerſtückelung des Bodens, zur Verpachtung u 
Verſchuldung des bäuerlichen Beſitzes führen, am intenſivſten wirkſam fü 
Und da die Vorteile, die fie den Bauern verſchaffen, den Pächtern wie d 
bäuerlichen Beſitzern in gleicher Weiſe zugänglich ſind, können dieſe auch 
ihnen kein Mittel finden, das Gleichgewicht zu ihren Gunſten wiederher 
ſtellen, wenn andere Faktoren zum Erſatz des Eigenbetriebs durch Bar 
betrieb treiben. Das Steigen der Bodenpreiſe, die obligatoriſche Gleichh 
der Erbteilung, die Notwendigkeit, das Betriebskapital zu vergrößern, | 
Tendenz der Kapitaliſten, Land zu erwerben, beftehen fort, und im grof 
ganzen erſcheinen uns die Genoſſenſchaften eher als eine Einrichtung, de 
Zweck oder Wirkung es iſt, den Bauern die Zahlung der Pacht oder 
Zinſen ihrer Schuld zu erleichtern, als den Beſtand des kleinen Wee 
zu erhalten. | 


3. Die Zukunft der Landwirtſchaftsgenoflenſchaft. 1 | 


Dank der Tätigkeit der Genoſſenſchaften kaufen die Bauern Dünger u 
Rohmaterialien billig ein. Sie können, wenn fie jachliche oder p 
Garantien bieten, Kredit erhalten, ohne zum Wucherer Zuflucht nehmen 
müſſen. Sie haben mehr Gewinn an ihren Kühen durch die gemeinſame ( 
zeugung von Butter und Käſe. Das ſind bis jetzt die hauptfächlichften ( 
folge in den meiften Ländern, und man wird wohl einſehen, daß fie ungead 
ihrer tatſächlichen Bedeutung nicht genügen, um die Hoffnungen derer 
rechtfertigen, welche in der Genoſſenſchaft ein geeignetes Mittel erblicken, 
den Kleinbetrieb durch Sicherung der Vorteile des Großbetriebs zu errett 

Doch wir müſſen überdies noch unterſuchen, was in anderer Hinſi 
geſchehen iſt, beſonders für den Verkauf und die Verarbeitung der land 
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ſchaftlichen Erzeugniſſe. Vielleicht wird es uns dieſe Unterſuchung ermöglichen, 
einige Schlüſſe in bezug auf die Zukunft der landwirtſchaftlichen Genoſſen⸗ 
ſchaften zu ziehen. 
| a. Der Verkauf. 

Der gemeinſchaftliche Einkauf von Dünger und Rohmaterial hat überall, 
wo Bauernvereine beſtehen, große Bedeutung erlangt. Das gleiche läßt ſich 
aber nicht von den Verkaufsgeſellſchaften für Bodenprodukte ſagen. In 
England iſt überhaupt nichts Ernſtes nach dieſer Richtung geſchehen. In 
Frankreich erwähnen Rocquigny und Meline eine gewiſſe Zahl von Ver⸗ 
kaufsorganiſationen. Doch wie Souchon in ſeinem Buche über die Kartelle 
der Landwirtſchaft zeigt, beſchränkt ſich ihre Tätigkeit faſt immer auf Produkte 
von geringerer Wichtigkeit: es handelt ſich um Obſt, Blumen oder um Spezial⸗ 
produkte wie Kapern, Zwiebeln oder Olivenöl. Wenn man hingegen zu den 
wichtigeren Produkten übergeht, wie Getreide, Trauben, Milch, Vieh, findet man 
faſt nichts mehr, kaum zwei bis drei Verkaufsgeſellſchaften in den Weingegenden 
des Südens; wenige genoſſenſchaftliche Verſuche mit dem Getreideverkauf; das 
vom Syndicat central des Agriculteurs de France ins Leben gerufene 
Spezialunternehmen für Viehverkauf auf dem Markte in Villette. Das iſt ſo 
ziemlich alles, wenn man nicht noch die Butterei- und Käſereigenoſſenſchaften 
dazu rechnet, die eher in die Kategorie der Produktionsgenoſſenſchaften gehören. 
In Belgien find die Erfolge durchaus nicht beſſer. Turman' berichtet uns: 

„Das Agrarproblem hat nicht nur eine induſtrielle Seite, ſondern auch eine 

kommerzielle. Wenn aber das Problem der agrariſchen Produktion auf dem Wege 
zur Löſung iſt, ſo iſt das des organiſierten Verkaufs weit entfernt davon. Wir 
find eben erſt in die Periode der ‚Rommerzialifation‘ eingetreten. In Belgien 
wurden zahlreiche Verſuche gemacht, um die Bauern in dieſer Richtung aufzuklären, 
und die größten Anſtrengungen, um eine Organiſation für den gemeinſamen Ver⸗ 
kauf zu ſchaffen. Aber vorläufig muß man zugeſtehen, daß dieſe Bemühungen nicht 
den Erfolg hatten, den man erwarten durfte.“ 
In Dänemark allerdings iſt die „Kommerzialiſation“ des Ackerbaus weiter 
fortgeſchritten, und in Deutſchland haben die Bemühungen der Agrarier um 
den gemeinſamen Verkauf von Erzeugniſſen wie Getreide, Milch oder Fleiſch 
Reſultate ergeben, die, wenn auch nicht von entſcheidender Bedeutung, doch 
recht ſchätzenswert waren. 

Man weiß zum Beiſpiel, daß in Preußen, Bayern und Sachſen die Re⸗ 
gierung mehr oder weniger unmittelbar eingegriffen hat, um die Schaffung 
von Kornhäuſern zu fördern, die den Getreideverkaufsgenoſſenſchaften zur 
Verfügung geſtellt wurden. Dieſe Geſellſchaften ſind heute recht zahlreich — 
das leitende Komitee des Bundes der Landwirte ſchätzte ihre Zahl im 
Jahre 1902 auf 274, im Jahre darauf ſchätzte die Deutſche Kornhaus— 
kommiſſion die Geſamtſumme ihrer Verkäufe auf 55 Millionen Mark; das iſt 
gewiß eine beträchtliche Summe, doch verliert ſie an Bedeutung, wenn man 
ne, daß der Geſamtwert des Getreidehandels 1500 bis 1600 Millionen Mark 
beträgt.“ 

Inm Fleiſchhandel, wo die große Zahl der Zwiſchenhändler die Züchter 
und Konſumenten gleich benachteiligt, waren die genoſſenſchaftlichen Verſuche 
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bis in die letzte Zeit wenig erfolgreich, außer in Bayern, wo dank 1 Ent⸗ 
gegenkommen der Militärverwaltung, die den Produzenten große Mengen von 
Rindern für Konſerven abkaufte, die Genoſſenſchaften tatſächliche Erfolge auf⸗ 

wieſen. Doch im Jahre 1888 errichteten die preußiſchen Landwirtſchaftskammern 
die Zentralſtelle für Viehverwertung zum Schutze der Intereſſen der Züchter, 
und im Jahre darauf ſchuf dieſe Zentrale eine Verkaufsgeſellſchaft, die Ge⸗ 
noſſenſchaft für Viehverwertung in Deutſchland, die anfangs 1902 140 lokgle 
Genoſſenſchaften beſaß, und trotz der tatkräftigen Oppoſition der Händler Ge⸗ 
ſchäfte im Werte von mehr als 25 Millionen Mark abſchloß. | 

Bezüglich des Milchverkaufs endlich beſtehen in der Bannmeile großer 
Städte eine gewiſſe Anzahl von Verkaufsſtellen, von denen die wichtigſte und 
berühmteſte die Zentrale für Milchverwertung iſt, die anfangs 1901 von den 
Grundbeſitzern in der Umgebung von Berlin gegründet wurde. Schon im 
Februar zählte ſie unter ihren Mitgliedern 204 Ortsvereine und 508 Groß⸗ 
grundbeſitzer; ſie begann zugleich einen homeriſchen Kampf, den Milchkrieg, 
der mit wechſelndem Erfolge durch mehrere Jahre dauerte, um die Händler 
zu verpflichten, ihnen die Milch um 13 ½ Pfennig, ſtatt um 11 Pfennig ab⸗ 
zunehmen. | 

Hier haben wir Organiſationen von ganz anderem Einfluß vor uns, als 
die beſcheidenen Verkaufsgeſellſchaften in Frankreich und Belgien zum Vertrieb 
von Obſt, Gemüſe, Kapern oder Blumen. 

Doch es wäre ein ſchwerer Irrtum, in dieſen Organiſationen Schöpfungen 
zu ſehen, deren Zweck oder Hauptzweck es iſt, die Kleinbauern der Ausbeutung 
durch den Zwiſchenhandel zu entziehen und ſo gleichzeitig den Produzenten 
wie den Konſumenten zu nützen. Es handelt ſich vielmehr um Vereinigungen, 
die alle Landwirte, groß oder klein, Junker oder Bauer, in einem „Block“ zu 
gemeinſamem Handeln vereinen wollen, um den Verkaufspreis zu erhöhen, ſei 
es, indem ſie ſelbſt an Stelle der Händler treten oder dieſe zwingen, ihre Be⸗ 
dingungen anzunehmen. So ſehen wir denn in Deutſchland, daß die land⸗ 
wirtſchaftlichen Genoſſenſchaften nicht nur den Widerſtand der Zwiſchenhändler 
hervorrufen, die ſich in ihrem Beſitzſtand, ja ſogar in der kaufmänniſchen 
Grundlage ihrer Exiſtenz bedroht fühlen, ſondern auch den der ſtädtiſchen 
Konſumenten, die in einer Zuſammenfaſſung aller agrariſchen Kräfte die 
drohende Gefahr der Verteuerung der Lebensmittel erblicken. 

Seit dem Milchkrieg war in Berlin die öffentliche Meinung ganz gegen 
die Milchzentrale. Die Sozialiſten, die ſich unabläſſig an die Hausfrauen 
wandten, warfen den Milchproduzenten vor, daß ſie durch ihre Manöver ſelbſt 
das Leben der Kinder in Berlin aufs Spiel ſetzten. 

Souchon bemerkt in ſeiner Studie, der wir dieſe Tatſachen entnehmen, ſehr 
richtig, daß die Urſachen dieſer Empörung unſchwer zu erkennen ſeien. Er ſagt: 

„Die Agrarkartelle verſchärfen noch außerordentlich den Gegenſatz zwiſchen der 
ackerbautreibenden Bevölkerung als Produzenten und der ſtädtiſchen als Konſu⸗ 
menten. Und es gibt auch ohnedies ſchon fo viel Mißtrauen zwiſchen ihnen. 
Politiſche Parteien leben von ihrer Rivalität. Wie ſollten ſie nicht eine neue Ver⸗ 
anlaſſung zum Unfrieden ausnützen? Die Agrarier ſetzen einige Hoffnung in die 
Zukunft ihrer Kartelle. Das genügt ohne weitere Prüfung den Liberalen und 
Sozialdemokraten für ihre Aufregung und ihre Befürchtungen. Sodann beziehen 
ſich die landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaften auf die Konſumgegenſtände der breiten 
Maſſen (Fleiſch, Brot, Zucker, Alkohol, Milch). Sie müſſen, abgeſehen von ere 
Aufregungen, beſonders lebhafte Befürchtungen hervorrufen. Die Städte haben jahr⸗ 
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ıertelang unter dem Alpdruck der Hungersnot geſtanden. Ihre Nervoſität gegen 
„was ſich auf die Lebensmittelverteuerung richtet, iſt traditionell. Dieſe Kartelle 
die moderne Form der Lebensmittelverteuerung. Die Meinung der Stadt⸗ 
lkerung beurteilt ſie hart.“ 

Da muß man doch fragen, ob, wie die Dinge liegen, dieſe Härte nicht 
zu weit geht. Souchon neigt zu dieſer Anſicht. Er glaubt nicht, daß 
r Gewinn der Ackerbauern gleichbedeutend mit einem Verluſt des letzten 
fers ſei. Er meint, daß die ſtädtiſche Bevölkerung vielleicht nicht immer 
Recht war, wenn ſie gegen die Milch⸗, Fleiſch⸗, Getreideproduzenten zu⸗ 
ſten der Großhändler Partei ergriffen haben, von denen viele dieſe Sym⸗ 
gie nicht ganz verdienen. Es mag ſein. Nichtsdeſtoweniger iſt die Richtung, 
che die Verkaufsgeſellſchaften in dem einzigen größeren Lande nahmen, ir 
ı fie wirklich Bedeutung erlangt haben, nicht geeignet, die Befürchtungen 
r ihre Zukunft zu zerſtreuen. Unter dieſen Umſtänden erſcheint es begreiflich, 
Kautsky in ihnen eher einen Übergang zum Kapitalismus erblickt als 
1 ökonomiſchen Föderalismus, den Gatti und David verkünden. 


b. Die induſtrielle Verarbeitung der Produkte. 


Die zunehmende Teilung der ſozialen Arbeit hat eine große Zahl von 

duſtriezweigen geſchaffen, die ſpeziell die Verarbeitung der landwirtſchaft⸗ 

en Produkte zum Gegenſtand haben. Einige beſtehen in ihrer ganzen Aus⸗ 

taltung ſeit einem Jahrhundert und länger, wie die Zuckerfabrikation, die 

rſtellung kondenſierter Milch, der Mehlmilchpräparate oder der Milchſchokolade. 

dere wieder wurden lange von den Ackerbautreibenden ſelbſt ausgeübt und 

ben ſich nur langſam von der landwirtſchaftlichen Arbeit losgelöſt: das 
innen und Weben, die Bierbrauerei, der Mehlhandel, die Schlächterei, die 
zeugung von Butter, Käſe, Konſerven; das Dörren von Reis und Zichorie; 
Holzſchuhfabrikation, die Strohflechterei uſw. Heutzutage ſind einzelne 
veige, in erſter Linie die Textilinduſtrie faſt ausſchließlich zu ſtädtiſchen und 
pitaliſtiſchen Gewerben geworden; wenn auch auf dem Lande noch eine 
ringe Zahl von Handwebern leben, ſo iſt ihr ſchließlicher Untergang nur 
ahr eine Frage der Zeit. Doch in den anderen Induſtrien finden wir zu⸗ 
eich ſtädtiſche und ländliche Unternehmungen; und in den ländlichen Unter⸗ 
hmungen, wo der Großbetrieb die Tendenz hat, den kleinen zu beſiegen, 
gen wir mitunter einen mehr oder minder heißen Kampf zwiſchen der kapita⸗ 
tiſchen und der kooperativen Form. 

Allerdings iſt häufig die genoſſenſchaftliche Form nur eine Vorſpiegelung. 
atſächlich ſind es Kapitaliſten, welche Genoſſenſchaften gründen, um aus der 
opularität, die ſich an dieſe Bezeichnung knüpft, und beſonders aus den 
ergünſtigungen, welche die Geſetzgebung dieſer Art von Geſellſchaften ges 
ährt, Vorteil zu ziehen. Souchon ſagt: 

„In zahlreichen Fällen tun ſich die Grundbeſitzer in einem abgegrenzten Gebiet 
ſammen zur Gründung einer Fabrik, deren Hauptzweck die Verarbeitung ihrer 
uckerrüben iſt. Das find keine eigentlichen Genoſſenſchaften, ſondern vielmehr 
iduſtrielle Geſellſchaften analog den Aktiengeſellſchaften. Die Veröffentlichungen 
nd Statiſtiken über die landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaften erwähnen ſie gewöhn— 
ch gar nicht.“ 

Ahnliche Tatſachen ergeben ſich für die Brennerei, die übrigens immer 
ehr zur ſtädtiſchen Induſtrie wird. Ja, man kann ſagen, die Brennerei wäre 
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auf dem Lande fchon lange verſchwunden, wenn nicht die Regierunge 
unberechtigte Protektion ausübten und in faſt allen Ländern den Brenn 
die ihre eigenen Produkte deſtillieren, fiskaliſche Privilegien verliehen hät 
So brachte in Belgien im Jahre 1896 der Finanzminiſter, der dem Ackerl! 
aufhelfen wollte, ein Geſetz ein, das ſeither wieder abgeſchafft wurde, wel 
die ländlichen Brennereien und insbeſondere die nur aus Bauern beſtehen 
Genoſſenſchaftsbrennereien begünſtigte. Kaum war das Geſetz in Kraft getrelı 
ſo wuchſen die „Cooperatives de cultivateurs“ wie die Pilze aus 
Erde. Nur konnte man wahrnehmen, daß dieſe „angeblichen Genoſſenſchafte 
in der Mehrzahl kapitaliſtiſche Unternehmungen waren, die von gewerblich 
Brennern gegründet waren, um der Steuerermäßigung von 15 Centimes t 
haftig zu werden. Ein Korreſpondent der Zeitung „La Distillerie agrieo 
ſchreibt: 5 

„Ich kenne Genoſſenſchaftsbrennereien auf dem Lande, gegründet von den grof- 
Brennern, die den Bauern der Umgegend bisweilen einige Dienſte leiſten; aı 
dieſe Brenner beſitzen faſt alle Aktien der Geſellſchaft; ſie nehmen Ländereien 
Pacht, die ſie alle drei bis vier Jahre der Form wegen zurückgeben, nachdem 
etwas Kunſtdünger hineingeſteckt haben, denn ſie halten kein Vieh; andere wiel 
haben eine Anzahl Pächter als Mitglieder in die Genoſſenſchaft aufgenommen, ıı 
die Zahl voll zu machen, die aber keine Abfälle verwenden. Endlich kennen 1. 
ſolche, die ihre Abfälle ins Waſſer werfen. Alle haben nur ihre induſtriellen Int⸗ 
eſſen im Auge, vernachläſſigen den Ackerbau vo ſtändig oder befaſſen ſich nur 
weit damit, als die Sache es erfordert.“ a 


Wir haben ſelbſt die Statuten einer ſolchen fiktiven Genoſſenſchaft zu € 
ſicht bekommen, die dem Geſetz entſprechend aus ſieben Perſonen beſtar, 
ſechs Bauern mit je einem Anteil von 5 Franken und einem gewerblich 
Brenner, der ein Stück Land gepachtet hatte, um auch als Bauer zu figuriere 
und der das übrige Kapital eingezahlt hatte. Der Verwaltungsrat der Geſe 
ſchaft beſtand aus zwei Perſonen, dem Brenner und einem Vertreter d 
anderen Aktionäre; nur bei Stimmengleichheit gab die Stimme des Brenner 
der auf Lebenszeit Direktor war, den Ausſchlag! Da ſolche Mißbräuche ve 
kamen und der Schaden für die Staatsfinanzen durch jeden neuen Fall wuch 
mußte das Geſetz aufgehoben werden; und damit waren auch die ſchön 
Tage der Genoſſenſchaftsbrennerei in Belgien vorüber. 5 | 

Weder in der Brennerei noch in der Zuckerfabrik dürfen wir alſo die G 
noſſenſchaften der bäuerlichen Produzenten ſuchen. Auch nicht in der Müller 
der Bierbrauerei, der Schlächterei, die ſich immer mehr in den Städten To: 
zentrieren und auf dem Lande nur als Einzelunternehmen beſtehen. | 

Mit Ausnahme einiger intereſſanter Verſuche, wie die Bäckereigeſellſchaft 
in Charentes, die provenzaliſchen Syndikate zur Herſtellung von Kapern, d 
däniſchen Genoſſenſchaften für Fleiſchkonſerven und vor allem in Weingegende 
die Winzervereine in der Rheingegend oder ähnliche Unternehmungen, die ma 
nach ihrem Muſter in Frankreich und Italien zu gründen ſuchte, kann ma 
ſagen: die einzige ländliche Induſtrie, in der das Genoſſenſchaftsweſen fir 
bewährt hat und wo es imſtande ſcheint, die kapitaliſtiſchen Unternehmunge 
erfolgreich zu bekämpfen, iſt die Milchinduſtrie, die Butter⸗ und Käſeerzeugung 
Man wollte dieſen Erfolg ſo erklären, als ob die Bauern ſtets ihre Mill 
taufen würden, wenn fie fie an induſtrielle Unternehmungen liefern; daß f 
ſich hingegen entſchließen, die Milch unverfälſcht abzugeben, wenn ſie am Ge 
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inn des Butterverkaufs beteiligt ſind.“ Die Erklärung iſt zwar einleuchtend, 
och iſt es eine andere Urſache, welche die Genoſſenſchaftsmolkerei erfolgreich 
‚acht, während in der Zuckerfabrikation, der Brennerei, der Müllerei, die 
pitaliſtiſchen Unternehmungen faſt unumſchränkt herrſchen. Um nämlich eine 
ſtühle, eine Zuckerfabrik, eine Brennerei einzurichten, die auf der Höhe der 
jodernen Technik ſtehen, iſt ein größeres Kapital erforderlich, während ſich 
it 30000 bis 40000 Franken eine vollſtändig ausgeſtattete Dampfmolkerei 
crichten läßt. Von Kleinbauern verlangen, daß ſie ſich die 800000 oder 
00000 Franken verſchaffen, die zur Gründung einer Zuckerfabrik nötig ſind, 
ieße Unmögliches verlangen, hingegen iſt es keine unüberwindbare Schwierigkeit, 
nter ſich ungefähr 40000 Franken aufzutreiben und vor allem mit beſchei⸗ 
enen Einrichtungen anzufangen, um ſie beim Erfolg allmählich weiterzu- 
ntwickeln. Nichtsdeſtoweniger darf man ſich auch hier nicht einbilden, daß 
lle ſogenannten Genoſſenſchaftsmolkereien wirklich Genoſſenſchaften ſind. 
Reben den „induſtriellen Molkereien“, die rein kapitaliſtiſche Unternehmungen 
ind, findet ſich eine große Anzahl halbinduſtrieller oder, wie ſie manchmal 
zenannt werden, induſtrielle Genoſſenſchaften. Das Anlagekapital iſt von einer 
Fruppe von Arbeitern, Landwirten oder wem immer gezeichnet, die groß 
genug iſt, um geſetzlich eine Genoſſenſchaft zu gründen. Dieſe Genoſſenſchafter 
erarbeiten nicht nur ihre eigene Milch, ſondern auch und zumeiſt die von 
Bauern aus der Umgebung aufgekaufte Milch, die nicht der Genoſſenſchaft 
angehören. Das Erträgnis des Butterverkaufs und anderer von der Molkerei 
durchgeführter Transaktionen fällt ausſchließlich und vollſtändig den Genoſſen⸗ 
ſchaften zu. Solche Geſellſchaften, wie die eben genannten induſtriellen Mol⸗ 
kereien, können den Bauern nützen, indem ſie ihnen ein Abſatzgebiet eröffnen. 
Aber trotz ihres Namens ſind ſie mehr kapitaliſtiſche als genoſſenſchaftliche 
Unternehmungen. Was die wahren Genoſſenſchaften betrifft, die von den 
Bauern mit ihren Erſparniſſen oder mit den Vorſchüſſen der Raiffeiſenkaſſen 
gegründet werden, hat man wiederholt feſtgeſtelll, daß es nicht Produktions⸗ 
(Produktiv⸗), ſondern Produzentengenoſſenſchaften ſind. In den Produktions⸗ 
genoſſenſchaften arbeiten die Arbeiter ſelbſt und teilen die Früchte ihrer Arbeit 
unter ſich. In den Produzentengenoſſenſchaften — wie es die Molkereien 
ſind — arbeiten die Arbeiter nicht ſelbſt. Sie ſchaffen ein von ihrem Land⸗ 
betrieb getrenntes Induſtrieunternehmen, deſſen Leiter und Arbeiter nicht auf 
eigene Rechnung, ſondern für die bäuerlichen Genoſſenſchafter arbeiten. 
Dieſes Unternehmen kann für die Genoſſenſchafter ſehr vorteilhaft ſein. 
Es kann einen heilſamen erzieheriſchen Einfluß auf ſie ausüben, indem es ihnen 
die Überlegenheit gemeinſamer Arbeit mit vollkommenen Geräten über die 
Arbeit des einzelnen mit primitivem Arbeitszeug zeigt. Jedoch unter der Voraus⸗ 
ſetzung — und wir ſahen, daß ſie unwahrſcheinlich iſt —, unter der Voraus⸗ 
ſetzung, daß in allen oder den meiſten ländlichen Induſtrien die Form der 
Genoſſenſchaft den Sieg davontragen würde, würde das Perſonal dieſer Indu⸗ 
ſtrien ſich gegenüber den bäuerlichen Genoſſenſchaftern in derſelben Lage be- 
finden, wie gewöhnlichen Unternehmern gegenüber; und alles läßt erkennen, 
daß die Produzentengenoſſenſchaften, die ſchon im Keime kapitaliſtiſch find, es 
mit zunehmender Bedeutung und Proſperität noch mehr werden würden. 

h 

| V Vandervelde, Essais sur la question agraire en Belgique. S. 186 ff. Paris. 
Ausgabe des Mouvement Socialiste 1902. 
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| S 4. Schluß. ; 1 

Betrachtet man die Dinge, wie ſie ſind, ſo muß man im ganzen zu⸗ 
geben, daß die landwirtſchaftlichen Vereinigungen und Genoſſenſchaften ſeit 
25 Jahren zum agrikolen Fortſchritt ernſtlich beigetragen haben, daß aber die 
meiſten von ihnen keineswegs die demokratiſche Tendenz verfolgen, die Klein⸗ 
bauern zu vereinigen, um ſie von der Herrſchaft des Kapitals zu befreien. In 
den meiſten Fällen handelt es ſich einfach um Geſchäftsangelegenheiten oder 
um klerikale Bevormundung oder auch — ſpeziell in Deutſchland — um 
Verſuche von ſeiten der Agrarier, den ſtädtiſchen Konſumenten die geſchloſſene 
Maſſe der ländlichen Produzenten vom Großgrundbeſitzer bis zum Kleinbauer 
entgegenzuſetzen. ; “0 
Nimmt man jene kapitaliſtiſchen Genoſſenſchaften aus, ſowie die konfeſſio⸗ 
nellen und agrariſchen, deren Zweck es iſt, nicht die Bauern unabhängiger zu 
machen, ſondern im Gegenteil ihre Abhängigkeit von den herrſchenden Klaſſen 
zu vergrößern, indem ſie ihnen gleichzeitig gewiſſe materielle Vorteile ver⸗ 
ſchaffen, dann bleiben vereinzelt in Gegenden, wo die Landbevölkerung etwas 
mehr Freiheit hat, die bäuerlichen Genoſſenſchaften, die keine Gemeinſchaft mit 
Krautjunkern oder Geiſtlichen haben und mehr Neigung zeigen, ſich den 
Arbeiterſyndikaten und den Arbeiterkonſumvereinen anzuſchließen. . 
Voon dieſen Genoſſenſchaften iſt eine der bekannteſten, die den Typus dieſer 
neuen Form der ländlichen Genoſſenſchaft vielleicht am klarſten und charak⸗ 
teriſtiſchſten wiedergibt, die Produktionsgenoſſenſchaft Les Vignerons libres 
(die freien Winzer) in Marauſſan (Languedoc). Hier gibt es keine ſozialen 


1 


Autoritäten, keine philanthropiſchen Kapitaliſten, keine Pfarrer und Vikare, 
die mit Dünger handeln. Die Genoſſenſchaft ſetzt ſich bloß aus Arbeitern 


und kleinen Weinbauern zuſammen. 
In der Einleitung zu den Statuten ſagen die Gründer: 


1 
| 


„Wir haben den Händler ausgeſchaltet zugunſten des bäuerlichen Produzenten, ö 


der ein Stückchen Land beſitzt, der von der Hand in den Mund lebt und ſeine 
Ernte noch am Halme verkaufen muß. Das ländliche Proletariat wollten wir 
ſammeln, obwohl es ſchwierig iſt; denn das ſehr eigenwillige und individualiſtiſche | 
Temperament des Kleinbeſitzers iſt ſchwer zu bekämpfen.... Wir haben prinzipiell 


wi 


das paraſitäre Element, das das Eigentum darſtellt, ausgeſchaltet.“ ’ 


Wie man fieht, zählen die Vignerons libres den Kleinbeſitz zum Prole⸗ 
tariat. Das iſt zwar ein Fehler in der Terminologie, doch vielleicht ein zu⸗ 


treffendes Bild der Wirklichkeit. 


Wie dem auch ſei, gegen Ende des Jahres 1906 betrug die Zahl Der | 


Arbeiter von Marauſſan 279; fie beſaßen mehr als 500 Stück Vieh, un⸗ 
gefähr 938 Hektar Weinberge in der Gemeinde. Sie produzierten in dem⸗ 
ſelben Jahre 70000 Hektoliter, gingen ſelbſt zur Weinbereitung über und 
verkauften ihren Wein zum größten Teile an Arbeiterkonſumvereine. Von 
dem Gewinn erhielten die Arbeiter 25 Prozent, 25 Prozent die konſumgenoſſen⸗ 


ſchaftlichen Kunden; 20 Prozent entfielen auf Propaganda und gemeinnützige 


Werke, 25 Prozent auf den Reſerve⸗ und Erweiterungsfonds und 5 Prozent 
auf die Genoſſenſchaftsbörſe. 0 

Neben den Vignerons de Maraussan und nach ihrem Muſter waren noch 
andere Genoſſenſchaften entſtanden in Maureilhan und Ramejeoin, in 
Puiſſerguier, in Cebazan, in Beſſan. Es entſpricht nicht unſerem Plane, dieſe 
Genoſſenſchaften in detaillierter Weiſe zu beſchreiben, denen übrigens Auge 


* 


.. 
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aribe eine recht vollſtändige Monographie gewidmet hat.! Wir wollten nur 

hre Tendenz kennzeichnen, auf ihre Erfolge hinweiſen und zeigen, daß es 

yenigftens in einzelnen Gegenden nicht unmöglich iſt, aus bäuerlichen Grund⸗ 

eſitzern Genoſſenſchaften mit ſozialiſtiſcher Tendenz zu ſchaffen. 

Doch man muß zugeben: Für dieſen einen Erfolg wie viele verfehlte 

zerſuche, wie viele unfruchtbare Anſtrengungen, wie viele erfolgloſe Mühe, 

elbſt da, wo die Kleinbeſitzer nur ungeduldig die Herrſchaft des Schloßherrn 

der des Pfarrers ertragen; bald ſind ſie zu abhängig, bald iſt ihr Unter⸗ 

lehmungsgeiſt nicht genügend entwickelt, bald weiſt ihr Individualismus miß⸗ 

rauiſch jede Aſſoziation zurück. Soll die ſozialiſtiſche oder auch nur die demo⸗ 

ratiſche Genoſſenſchaft auf dem Lande Erfolg haben, ſo muß ſie — dies iſt 

mſere Meinung — entweder die Fortſetzung der ſtädtiſchen Arbeitergenoſſen⸗ 

chaft ſein oder wenigſtens an den großen ſtädtiſchen Konſumgenoſſenſchaften 

inen ſtarken Rückhalt haben. Eine Vereinigung von Bauern, die iſoliert und 

ich ſelbſt überlaſſen ſind, in einer ungeeigneten Umgebung iſt faſt unabänderlich 

deſtimmt, unterzugehen oder in den Kreis der klerikalen oder agrariſchen Or⸗ 
Zaniſationen zu geraten. Ganz anders geht es, wenn eine Konſumgenoſſen⸗ 
ſchaft, die ihren Sitz in der Stadt hat, nach und nach ihre Tätigkeit auf das 
umgebende Land erſtreckt, ob ſie nun ihre Ablieferungswagen hinſchickt oder 
Bureaus oder Filialen errichtet. | 
Wir haben übrigens die Erfahrungen geſchildert, die nach dieſer Richtung 
in Belgien gemacht wurden.? Außer den „Campagnards socialistes“ in 
Tihangelez⸗Huy, die den Arbeitern, welche ein Stück Garten beſitzen, Samen 
liefern, gibt es in den Ardennen, in La Hesbaye, in L'Entre⸗Sambre⸗et⸗Meuſe zahl⸗ 
reiche Konſumgenoſſenſchaften, zu deren Mitgliedern eine recht ſtarke Abteilung 
von Landarbeitern und Kleinbauern gehört. Was übrigens den halbländlichen 
Charakter dieſer Genoſſenſchaften betrifft, die indeſſen ihren Sitz meiſtens in 
Induſtriegegenden haben, ſo wird er durch den plötzlichen Rückgang des Brot⸗ 
verkaufs in den Monaten, in denen der Bauer nach der Ernte Brot aus dem 
eigenen Getreide ißt, dargetan. 

Diooch freilich, wenn es ſich nur darum handelt, den Dörflern Brot, Gewürz 
und das, was man in Belgien „annages“ (Gemiſchtwaren) nennt, zu ver⸗ 
ſchaffen, dann ſind wir auf dem Gebiet der ländlichen, doch nicht der land⸗ 
wirtſchaftlichen Genoſſenſchaft. Anders wird es, wenn die Konſumvereine 
einen Schritt weiter tun und beginnen, Samen, Kunſtdünger, Ackerbaugeräte 
zu verkaufen oder den Hafer, die Butter, die Gier der Bauern gegen Geld 
oder Waren einzutauſchen. Das iſt zum Beiſpiel der Fall in Waremme, bei 
der Genoſſenſchaft „La justice“, deren Leiter J. Wauten ſo freundlich war, 
für uns folgenden Bericht abzufaſſen (1907): 

„La justice wurde 1899 gegründet. Ihr Aktionsgebiet hat ſich nach und nach 
auf eine größere Anzahl von Orten ausgedehnt. Sobald wir in eine neue Gemeinde 
eingedrungen ſind, ziehen wir Werkſtättenarbeiter, die auswärts arbeiten, an uns. 
Die Eroberung der Feldarbeiter kommt ſpäter, zuletzt die der Bauern. Unſere 

Wagen liefern alles ins Haus: Brot, Mehl, Getreide, Gewürz, Speck, Wolle uſw. 
| ebenſo wie von den Bauern benötigte Waren. Seit drei Jahren haben wir einen 


| 1 Augé⸗Laribé, Les Cooperatives paysannes et socialistes de Maraussan 
(Herault), „Musée Social“, März 1907. Paris 1907, Rouſſeau. 

2 Vandervelde, Essais sur la Question agraire en Belgique. III. La 
coopération rurale. Edition du Mouvement socialiste. Paris 1902. 
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Spezialdienſt zum Verkauf von Futtermitteln in der von ihnen benötigten Meng. 
So iſt alſo alles auf die Bauern eingerichtet. Ferner kaufen wir ſeit drei Jahre 
den Bauern ihre Produkte ab und verkaufen ſie an die Konſumvereine de 
Induſtriezentren und der Städte. Seit einem Jahre haben wir eine Windmühl 
für grobes Mehl. Vor kurzem haben wir beſondere große Räume für dieſes land 
wirtſchaftliche Kontor — denn ein ſolches iſt es in der Tat — eingerichtet; zwe 
Arbeiter ſind dort beſchäftigt, ein früherer Feldarbeiter und ein früherer Müller 
Bis jetzt haben wir an die Bauern nur gegen bar und zu Tagespreiſen verkauft 
In Zukunft werden wir ihnen einen Kredit eröffnen; in ihren Feldprodukten geber 
ſie uns eine Sicherheit. Wir liefern in wachſenden Mengen auf Kredit, folangı 
die Felder bebaut werden; wir machen uns bezahlt zur Zeit der Ernte mit Ge 
treide, Weizen, Roggen, Hafer und mit Kartoffeln. Es iſt das Prinzip der Groß 
händler; nur treiben dieſe Mißbrauch damit. „ 

„Wir ſind gegenwärtig mit dreißig Gemeinden in Geſchäfts verbindung, von 
denen elf oder zwölf weniger als 500, eine einzige mehr als 1000 Einwohner 
hat. Das Ganze bildet einen Rayon von 6 bis 8 Kilometer je nach der Richtung 
Wir fangen an, mit den größeren oder mittleren Pächtern Geſchäfte zu machen 
Wir werden bald einen an jedem größeren Orte haben. Ihre Haltung iſt an 
manchen Orten entſchieden zugunſten der ſozialiſtiſchen Genoſſenſchaft. Sie bilden 
für uns ein Element des Fortſchritts. Sie verlangen den Verkauf von Kunſtdünger, 
die Einrichtung eines Laboratoriums in unſerem Lokal. Die Pächter ſind ſehr 
ſchwer zu überzeugen, ſehr mißtrauiſch, machen gerne Oppoſition; doch wenn ſie 
erſt wiſſen, woran ſie ſind, und Vertrauen gewonnen haben, gehen ſie mit Feuer⸗ 
eifer vorwärts, und es iſt erſtaunlich, zu ſehen, mit welchem Optimismus ſie eine 
neue Idee, die man ihnen vorlegt, beurteilen. Was viel dazu beigetragen hat, ſie 
uns zuzuführen, das war erſtens die ausgezeichnete Qualität der Waren, die wir 
verkaufen, dann der Widerſtand, den wir zu gewiſſen Zeitpunkten Hauſſebewegungen 
entgegengeſetzt haben, und die außerordentliche Pünktlichkeit unſerer Zuſtellung. Ende 


In anderen Ländern wurden gleichfalls ſolche Verſuche gemacht, um unter 
verſchiedenen Formen geſchäftliche Zuſammenhänge zwiſchen den Bauern und 
der organiſierten Arbeiterſchaft herzuſtellen. So gibt David intereſſante Auf⸗ 
ſchlüſſe über die Tätigkeit der großen Genoſſenſchaft, die in Birseck (Kanton 
Baſel) im Jahre 1891 von Bauern und Mitgliedern des Grütlivereins ge⸗ 
gründet wurde.“ „ 
Neben der Lieferung von Konſumartikeln war das Ziel dieſer e 
ſchaft ihren bäuerlichen Mitgliedern gegenüber der Abſatz und die induſtrielle 
Weiterverarbeitung ihrer Produkte. Die Tätigkeit einer Milchverkaufsgenoſſen⸗ N 
ſchaft, die früher beſtanden hatte, wurde wieder aufgenommen. Hafer, Roggen, 
Korn, Kartoffeln wurden aufgekauft, ebenſo die ganze Kirſchenernte, die in 
Alkohol verwandelt wurde. Von 1893 an wurden neue Einrichtungen ge⸗ 
ſchaffen: eine Sparkaſſe, die der Genoſſenſchaft das nötige Kapital für ihre 
Unternehmungen lieferte; ein Kontor zum Einkauf von Rückſtänden aus der 


Bierbrauerei zur Verwendung als Maſtmittel, eine Reihe von Hilfsunter⸗ 
nehmungen, die ſich über das ganze Birſigtal ausbreiteten. Im Jahre 1895 
wurde mit der Herausgabe einer Zeitung begonnen: „Bauern⸗ und 
Arbeiterbund Baſel⸗Land“. Im Jahre 1896 wurde in Oberville das 
Hotel „Zur Krone“ gekauft und als Verſammlungslokal eingerichtet. Bald 
darauf kam eine Badeanſtalt und eine Wäſcherei an die Reihe, dann eine 
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genweberei, eine Elektrizitätsgeſellſchaft, die vielen Gemeinden Licht und 
t lieferte; endlich in jüngſter Zeit eine Bäckerei, eine Seifenfabrik, eine 
nsverſicherungsgeſellſchaft. 

Solche Erfolge ſind noch ſehr ſelten. Sie zeigen aber, was Arbeiter und 
ern leiſten könnten, wenn ſie ſich kennen lernen und ihrer gemeinſamen 
ereſſen bewußt werden. Zur Erleichterung ihrer Aufgabe iſt es wichtig, 
der Staat eingreife; daß er ihre Genoſſenſchaften geſetzlich anerkenne; daß 
echtliche Formen ſchaffe, die ſchmiegſam genug ſind, um ſich allen Be⸗ 
niſſen der Landbevölkerung anzupaſſen. In dieſem Sinne würde zum 
piel ein Geſetz, das nach franzöſiſchem Muſter den profeſſionellen Bauern⸗ 
inigungen geſtatten würde, gewiſſe Ein⸗ und Verkäufe abzuſchließen, ohne 
für Handelsgeſellſchaften geltenden Formalitäten erfüllen zu müſſen, von 
Landleuten freudig begrüßt werden in Ländern, wo ihnen dieſe Erleichte⸗ 
gen noch nicht geboten ſind. 

Doch was immer für Vorteile man von der landwirtſchaftlichen Genoſſen⸗ 
ft erwarten möge, jo darf man ſich doch keinen Illuſionen hingeben über 
Entwicklungsgang, zu dem ſie berufen iſt. Während des langſamen und 
heidenen Ausbaus der Genoſſenſchaft erringt der Kapitalismus in den 
ſten ländlichen Induſtrien eine immer mehr überwiegende Stellung. Auch 
int es nicht zweifelhaft, daß die Genoſſenſchaft allein nicht genug tun kann 
daß man dort, wo die kapitaliſtiſche Konzentration ſchon ihr Werk 
m hat, zur Sozialiſierung der landwirtſchaftlichen Induſtrien 
ſchreiten muß. 
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| die nationalpolniſchen Gewerkfihaftsorganifationen 
| in Preußen. 
| Don Joſef Kliche (Poſen). 


| 
Innerhalb der deutſchen Gewerkſchaftsbewegung wie überhaupt der öffent⸗ 
en Diskuſſion hat man ſich bis zur Zeit mit den polniſchen Berufsverbänden 
e ſehr wenig, ja faſt gar nicht beſchäftigt, teils weil man von ihrer Ent⸗ 
klung nicht allzuviel erhoffte, teils weil ſie mehr als ein dunkler, ans 
yſtiſche grenzender kirchlicher Spuk angeſehen wurden, denn als eine wirk⸗ 
e proletariſche Kampforganiſation. Inzwiſchen haben die polniſchen Ver⸗ 
nde eine Stärke erreicht, welche man anfänglich gar nicht erwartete. 

Drei ſelbſtändige nationalpolniſche Verbände ſind es, mit denen wir es 
f gewerkſchaftlichem Gebiet in Preußen zu tun haben: der „Polski Zwiazek 
Wodowy“ (Polniſcher Berufsverband) mit dem Sitze in Poſen, der 
jedwoczenia Zawodowego Polskiego* (Polniſche Gewerkſchaftsvereini⸗ 
ng) mit dem Sitze in Bochum und dem „Wzajemna Pomoc“ (Gegen⸗ 
tige Hilfe) mit dem Sitze in Beuthen. Während der Rheiniſch⸗Weſtfäliſche 
band ſeine Werbetrommel unter den dortigen Induſtriearbeitern rührt 
d die oberſchleſiſche Organiſation ſich auf die Grubenleute Oberſchleſiens 
itt, verſucht der Poſener Verband hauptſ ächlich Einfluß bei den Bauarbeitern 


gewinnen. Jedem einzelnen dieſer drei Verbände ſteht es jedoch frei, inner⸗ 


lb ganz Deutſchland, und zwar unter allen Arbeitergruppen polniſcher 
unge, Mitglieder anzuwerben. 


| 
1 
1 
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Die Neue 


Die polniſchen Arbeitermaſſen ſind ein wichtiger Faktor für die n 
nalen Politiker, ihre Macht wurde aber mehr und mehr durch die 
dringende Agitation der Zentralverbände geſchmälert und bedroht. 4 
ſuchten die polniſchen Führer, nachdem fie alles, was in den ehemals 
niſchen Diſtrikten wohnte und die polniſche Sprache redete, national o 
niſiert hatten, durch Bauernvereine, Induſtrieverbände, polniſche B 
inſtitute uſw. auch die Arbeiter als ſolche für die nationalpolniſche S 
zu gewinnen. 4 

Als im Jahre 1892 der im vorigen Jahre verſtorbene Erzbiſ⸗ 
v. Stablewski die kirchliche wie auch die politiſche Leitung Poſens | 
Gneſens übernahm, erließ er bald darauf einen Hirtenbrief, der ſich ſehr je. 
gegen die Sachſengängerei der polniſchen Arbeiter richtete. Unter dem 9) 
wand, daß in der Fremde der Wanderarbeiter „Gottes Wort“ nicht 1 
wetterten die Geiſtlichen in der Folgezeit unaufhörlich gegen dieſe Sündha 
keit ihrer Schäflein. Da aber Stablewski bald merkte, daß die hot 


Verhältniſſe, welche den Arbeiter zwangen, im Weſten fein Brot zu ſuc 
ſtärker waren als alle Kanzelworte, gründete er am 9. November 1892 
„Verein zum heiligen Iſidor“. In allen Parochien wurde von den G 
lichen den zum Frühjahr wegziehenden Arbeitern klar gemacht, daß ſie | 
unbedingt unter den Schutz des heiligen Iſidor zu ftellen hätten. Von 
Organiſation dieſes Vereins geben die nachfolgenden Statuten ein klares 2 

„S 1. Zweck des St. Iſidor⸗Vereins iſt die religiöſe und ſittliche Vervollkommn 
der katholiſchen Arbeiter und Arbeiterinnen der Erzdiözeſe Gneſen und Poſen, 
zwar in dem Sinne, daß dieſelben ſo viel als möglich durch die Verſchaffi 
entſprechender Arbeit in der Heimat zurückgehalten und, falls ſie denn 
die Erzdiözeſe verlaſſen, im engen Zuſammenhang mit der Kirche 
halten werden. 5 | 

„3 2. Der Verein wird nach Möglichkeit in jeder Pfarrei, aus wel 
Arbeiter in ferne Gegenden wandern oder zur Auswanderung Luſt zeigen, 
geführt unter der Oberleitung des Ortspfarrers, der ſich zur Beihi 
einen Stellvertreter und einen Kaſſierer erwählt. = 

„§ 3. An der Spitze ſämtlicher Ortsvereine beider Diözeſen ſteht ein Rat, 
aus einem Geiſtlichen, einem ſtädtiſchen Bürger, einem ländlich 
Grundbeſitzer und einem Arbeiter beſteht. Den Rat erwählt auf 
liebige Zeit der hochwürdige Herr Erzbiſchof von Gneſen und Po 
und gibt die Wahl ſowie vorkommende Veränderungen im Kirchlichen Anzei 


bekannt.“ en 


Die geiſtliche Behörde hatte alſo hier die abſolute Macht in den Hand 
Um aber eine ſichere Kontrolle über die Arbeiter zu erhalten, gab man jed 
Sachſengänger eine Legitimationskarte des Vereins, welche er vor ſein 
Ausmarſch beim Ortspfarrer in Empfang zu nehmen hatte, wobei 
gleichzeitig Arbeitsort und Arbeitsbedingungen angeben mußte. & 
Ortspfarrer hatte ſtatutariſch die Zahlen und Daten dem „Rate“ in Po 
zu übermitteln, und ſomit beſaß man eine genaue Kontrolle über alle a 
wandernden. Der Ortspfarrer war noch verpflichtet, für jeden abziehend 
Trupp einen Abteilungsführer zu beſtimmen, welcher regelmäßige mon 
liche Berichte über die ſittliche Führung der Arbeiter dieſem 
ſenden hatte. Die katholiſchſoziale Zeitſchrift „Pozewodnik Katoliel 
wurde — und wird noch — den Arbeitern regelmäßig nachgeſan 


und damit die Verbindung mit der Heimat aufrechterhalten. Doch das al 
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dem klugen Biſchof Stablewski noch nicht genug. Da verſchiedene Arbeiter 
mehr nach Poſen zurückzukehren pflegten, forderte er die Geiſtlichen auf, 
um dieſe noch beſonders zu kümmern. „Diejenigen, welche zur 
ters zeit in die Heimat nicht zurückkehren, ſollen gehalten ſein, 
Seelſorger ihrer Pfarrkirche Aufklärung darüber zu geben, 
welchen Gründen ſie das tun und in welcher Weiſe ſie ſich für den 
er einrichten.“ Auch wandte ſich Stablewski an die heimiſchen Arbeit⸗ 
mit dem Erſuchen, keine Ruſſiſch⸗Polen zu beſchäftigen, ſondern die 
e für die einheimiſchen Arbeiter freizuhalten. Freilich konnte er trotz 
em das immer ſtärker werdende Abſtrömen polniſcher Arbeiter nicht 
ern. 

indes waren die polniſchen Führer zu der Einſicht gelangt, daß es nicht 
gt, nur die Wanderarbeiter zu organiſieren, ſondern daß auch die an⸗ 
‚gen Arbeiter in einer Organiſation vereinigt werden müſſen. Unter der 
ektion des Biſchofs gründete nun der Poſener Probſt Stychel einen 
tholiſchen Arbeiterverein für die Erzdiözeſe Gneſen und Poſen“. 
ſtverſtändlich hatte auch hier die Geiſtlichkeit völlig die Oberhand, doch 
in dieſen Vereinen immerhin den Arbeitern ſchon etwas mehr Be⸗ 
ingsfreiheit. Neben der Schaffung von Vereinsbibliotheken war hier das 
hergewicht auf belehrende Vorträge gelegt, von denen nicht zu wenige 
„die Irrtümer und Mängel der Sozialdemokratie“ gerichtet waren. 
| dieſe Vereine entſprachen noch nicht dem Ideal Stablewskis. Doch der 
ue Politiker auf dem Poſen⸗Gneſener Erzbiſchofſtuhl wußte Rat. 

901 erſchien im „Pozewodnik Katolicki*, dem kirchlichen Organ des Erz—⸗ 
958, ein Aufruf, in dem die Notwendigkeit betont wurde, Arbeiter- 
vereine nach dem Vorbild der deutſchen Gewerkſchaften zu gründen. In 
Aufruf hieß es unter anderem: 

Dieſe für unſere Volksgeſundheit neue ſoziale Aktion iſt unter unſeren 
ältniſſen durchaus notwendig. Sollte jedoch jemand den Einwurf machen, 
unſere Arbeiter die Bedeutung der Gewerkvereine noch nicht erfaßt haben, 
löge er daran denken, daß jo viele hundert polniſche Arbeiter ſchon zu 
ſozialdemokratiſchen Gewerkſchaften gehören.“ 

zm Juni 1902 wurde dann in Poſen der Verein gegründet und von vorn⸗ 
n beſchloſſen, daß er Hand in Hand mit ſeinen beiden Vorläufern zu 
i habe. Der St. Iſidor⸗Verein ſollte die Wanderarbeiter organiſieren, 


ſtatholiſche Arbeiterverein die Landarbeiter und der Gewerkſchaftsverband 
gewerblichen Arbeiter; ſein Schwergewicht ſollte letzterer hauptſächlich auf 
zewinnung von Bauarbeitern legen. Den veränderten Verhältniſſen Rech⸗ 
tragend, geſtaltete man auch die Leitung des „Berufsverbandes“ ein klein 
g demokratischer. Während in den Arbeitervereinen eine durchweg geilt- 
ö Leitung beſtand, war ſie hier auf Arbeiter und Kaufleute übertragen. 
dem Berufsverband wird der Vorſtand ebenſo wie in den freien Gewerk— 
ten in der jährlich ſtattfindenden Generalverſammlung durch geheime 
tmabgabe gewählt. Am Schluſſe des Gründungsjahres 1902 zählte der 
hand bereits 700 bis 800 Mitglieder, faſt ſämtlich in der Stadt Poſen. 
he wir jedoch an eine Betrachtung der Statuten und Stärkeverhältniſſe 
8 „Polski Zwiazek Zawodowy“ gehen, iſt es nötig, daß wir auch 
Entwicklungsgeſchichte der beiden anderen polniſchen Arbeiterverbände 
eren. 
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Die größte polniſche Arbeitervereinigung it da emporgebläßt, m 0 
natürlichſten Vorbedingungen zu ihrem Gedeihen vorhanden waren. In N 
land⸗Weſtfalen leben jetzt rund 200000 polniſche Arbeiter, von denen 51 
zent aus Poſen und Weſtpreußen ſtammen, 24 Prozent aus Oſtprer⸗ 
9 Prozent aus Oberſchleſien; in Rheinland⸗Weſtfalen geboren ſind 16 Pri 
(zweite Generation). Bereits im Jahre 1890, als die polniſchen Arbeiter 
erſt 20000 bis 30000 zählten, merkten die Kapläne, daß, ſollten die I 
nicht in den freien Verbänden aufgehen, die Gründung eines natic 
polniſchen Vereins eine Notwendigkeit ſei. Die zuſtändige geiſtliche Behi 
der Biſchof von Paderborn, ließ ſofort aus Weſtpreußen einen jur 
energiſchen Pfarrer Lis nach Bochum kommen, und dieſer gründete dort 
polniſche Arbeiterblatt „Wiarus polski“. Unter der ſchlauen Taktik de 
Mannes wuchſen die katholiſchen Arbeitervereine bald wie Pilze aus 
Erde. Im ganzen Bezirk waren ſie verbreitet und ihre geſamte Leitung 
zentrierte ſich in der alleinigen Hand eben des radikalen Pfarrers Lis.“ 
nach wenigen Jahren wurde dieſem nationalen Heißſporn das Hand 
gelegt. 1894, als die ſogenannte Verſöhnungsära der polniſchen Fra 
unter Führung des Herrn v. Koszielski mit der preußiſchen Krone abbrach, 
anlaßte die preußiſche Regierung, daß die geiſtliche Behörde dem Pfarren 
Zügel anlegte. Der politiſche Teil des „Wiarus“ ſollte kaſſiert werden 
nur eine religiöſe Beilage weiter beſtehen bleiben. Der temperament 
Pfarrer war darüber äußerſt erbittert, er verkaufte ſchleunigſt hinter 
Rücken der geiſtlichen und weltlichen Behörden das Blatt an einen noch N 
kaleren weſtpreußiſchen Agitator und kehrte ſelbſt nach Weſtpreußen zu 
Aus dem „Wiarus“ wurde nun ein der Regierung noch gefährlicheres natic 
polniſches Blatt, das gegen die Regierung wie den Biſchof zu Felde zog 

Die katholiſchen Arbeitervereine verloren nun bald ihre Zugkraft, und 
Politiker des „Wiarus“ gründeten eine politiſche Wahlorganiſation, die 1 
vollſtändiger Herrſchaft des „Wiarus“ ftand. So hieß es unter anderen 
Programm: Beſchlüſſe uſw., welche nicht im „Wiarus“ veröffentlicht 
haben keine Gültigkeit. Etliche Jahre ſpäter entſtand in Dortmund | 
Bochumer Blatte ein Konkurrenzorgan, das beſtändig mit dem eue 
Fehde liegt. 

Nachdem man alſo in Rheinland⸗Weſtfalen ebenſo wie in Poſen bei | 
Verſuchen erſt im dunkeln herumgetappt hatte, wurde jener Verband gegrün 
welcher alle polniſchen Induſtriearbeiter unter ſeine Fahnen ſammeln ſoll: | 
„Zjedwoczenia Zawodowego Polskiego* (Polniſche Gewerkſchaftsver 
gung), deſſen Organ die monatlich einmal erſcheinende „Zjedwoczenie“ 0 
einigung) iſt. Anfänglich wuchs er ſehr langſam, erſt vor wenigen Ja 
gelang es ihm, feſten Fuß unter den polniſchen Induſtriearbeitern zu faſſen, 
zwar auch in der Provinz Poſen. Infolge dieſer Grenzſtreitigkeiten liegt er 
beſtändig mit dem Poſener Verband in den Haaren. Auf die Kraft ſe 
Überlegenheit pochend, erklärte der Vorſtand des weſtfäliſchen Vereins 
dem ſchwächeren Bruder in Poſen: | 

„Die polnischen Gewerkvereine in Rheinland⸗Weſtfalen, die den Grun 
befolgen, daß die Organiſation nicht um ihrer ſelbſt willen, ſondern für 
Arbeiter da ſei, können das Feld ihrer Arbeit nicht beengen und werden f 
bis nach Poſen gehen. Andererſeits ſteht es dem Polniſchen Gewerkſch 


verband frei, aus Poſen nach Weſtfalen zu kommen und ſogar in Bochun 
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gitieren, wenn er hierzu die Mittel hat und Mitglieder findet — was wir 
doch ſehr bezweifeln.“ 

Wenn ſich auch der Weſtfäliſche Verband nicht ſo demokratiſch gebärdet 
zie die Zentralverbände, jo darf er doch dem Poſener Verband gegenüber 
ehaupten, daß er nicht wie dieſer eine direkte oder indirekte Pfaffen⸗ 
ründung iſt. 

Zu dieſen Verbänden hat fich ſeit kurzer Zeit noch ein dritter geſellt: der 
Waajemna Pomoc“ (Gegenſeitige Hilfe), der im oberſchleſiſchen Induſtrie⸗ 
ezirk erſcheint und ſich auf dieſen beſchränkt. 

Die Führer des Berufsverbandes in Poſen ſagen, daß es den Zentral⸗ 
erbänden wie auch den Chriſtlichen nicht möglich geweſen wäre und auch in 
Zukunft niemals möglich ſein würde, die polniſchen Arbeitermaſſen zu organi⸗ 
leren, und daß aus dieſem Grunde der Berufsverband hätte gegründet werden 
nüſſen, ſchon um die wirtſchaftlichen Intereſſen ſeiner Mitglieder zu ſchützen. 
daß dies nicht zutrifft, ergibt ſich ſchon daraus, daß in der Stadt Poſen die 
Zentralverbände zirka 3000 Mitglieder zählen, während es der Berufsverband 
rotz ſeines ſechsjährigen Beſtehens noch nicht annähernd auf dieſe Zahl ge⸗ 
wacht hat. Beiſpielsweiſe ſind die Maurer in Poſen vollzählig organiſiert, 
aber zu fünf Sechſteln im Zentralverband, dem zirka 1000 angehören, zu 
sinem Sechſtel bei den Chriſtlichen und Hirſch⸗Dunckerſchen, während der Polniſche 
Verband auch nicht einen einzigen zählt. Dabei ſtellt er in ſeinem Statut die 
Forderung auf: 

„Dem polniſchen Arbeiter beſſere Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen zu er⸗ 


kämpfen, ihn in der Mutterſprache aufzuklären und ihn vor dem 
Sozialismus und der Germaniſierung zu ſchützen.“ 5 

Das letztere iſt ihm die Hauptſache. Die Machtbefugniſſe des Vorſtandes 
ſind außerordentlich groß, die Rechte der Mitglieder ſowie die Vorteile, die 
ihnen der Verein bietet, außerordentlich gering. So heißt es im 8 1: 
„Scheidet ein Mitglied aus dem Verband aus, ſo iſt es verpflichtet 
dem Vorſtand ſeinen Grund hierfür anzugeben. Beabſichtigt an irgend 
einem Orte jemand eine Agitationsverſammlung abzuhalten oder eine neue 
Filiale zu gründen, ſo bedarf es dazu der Erlaubnis des Hauptvorſtandes. 
Bleibt eine Filiale länger als drei Monate mit ihren an die Hauptkaſſe ab⸗ 
zuführenden Beiträgen im Rückſtand, ſo iſt der Vorſtand berechtigt, über die⸗ 
ſelbe die Sperre zu verhängen; auch hat der Bevollmächtigte einer ſolchen 
Filiale kein Recht, in der Generalverſammlung zu ſprechen (S. 11 und 16 
des Statuts). Über wichtige Vorlagen dürfen nur majorenne Mitglieder Be⸗ 
ſchlüſſe herbeiführen.“ 

Gegenüber dieſen großen Machtvollkommenheiten des Vorſtandes und den 
Pflichten der Mitglieder ſind deren Rechte verſchwindend gering. Betreffs der 
Streikunterſtützungen heißt es im § 2: 

Erteilung von Unterſtützung kann nur gewährt werden, ſofern die je⸗ 
weiligen Kaſſenverhältniſſe es geſtatten, und werden die Geldmittel 
nur in dem Maße gewährt, ſoweit dieſelben durch die Mitglieder aufgebracht 
worden ſind.“ 

Aus dieſem Grunde ſieht es auch bei Streiks, die der Polniſche Verband 
inſzeniert, ſtets von vornherein hoffnungslos aus. Hat ein Mitglied das Un⸗ 
glück, infolge ſeiner agitatoriſchen Tätigkeit für den Verband arbeitslos zu 
werden, ſo kann ihm wohl, ſofern es dem Verband mindeſtens ein halbes 
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Jahr angehört, für vier Wochen Unterſtützung gewährt werden, aber zu eine 
erneuten Unterſtützung hat es erſt wieder ein Anrecht, nachdem es von neu 
für 52 Wochen Beiträge geleiſtet hat, alſo nach Ablauf eines Jahres ſeit d | 
letzten Unterſtützungsfall. Die geringen zur Verfügung ſtehenden Mittel fin 
eine Folge der auffällig niedrigen Beiträge. Der Beitrag beträgt für diejenigen 
Mitglieder, die infolge ihrer Entlohnung zur niedrigſten Klaſſe gehören 
25 Pfennig und für die Mitglieder der höheren Klaſſe 35 Pfennig pro Woche 
dazu kommt noch ein monatlicher Zuſchlag von 10 Pfennig. Alſo ungefäh 
die Hälfte deſſen, was die freien Gewerkſchaften erheben! Dieſe unzeitgemäß 
geringen Beitragsſätze ſind gewählt, um Mitglieder zu werben, denen di 
Frage des Wochenbeitrags das wichtigſte an einer Organiſation iſt. Zu er 
wähnen iſt noch, daß auch die Streikunterſtützung nur an ſolche Mitglieder 
gewährt wird, welche bereits 26 Wochen dem Verband angehören. Auch die 
Lokalkaſſen dürfen nur 5 Prozent der eingenommenen Gelder für ihre Bedürf⸗ 
niſſe verwenden, die übrigen 95 Prozent ſind jeden Monat an die Haupt⸗ 
kaſſe abzuſenden. Bedarf die Lokalkaſſe einmal einen höheren Betrag zu irgend 
einem Zwecke, ſo iſt ſie verpflichtet, an den Vorſtand ein dahingehendes Geſuch 
zu richten. . 
An der Spitze des Verbandes ſteht der Vorſtand, welcher unbeſoldet iſt; 
nur der Kaſſierer erhält eine Entſchädigung. Die geſchäftlichen Angelegenheiten 
werden aber durchweg von einem beſoldeten Generalſekretär und einem dieſem 
unterſtellten Sekretär erledigt, welche ebenfalls Vorſtandsmitglieder ſein müſſen 
— wenigſtens der Generalſekretär — und von der Generalverſammlung auf 
die Dauer von drei Jahren gewählt werden. Das Organ des Vereins iſt die 
bisher monatlich zweimal, jetzt wöchentlich erſcheinende „Sila⸗ (GRraft) , 
Die Werbekraft dieſes Poſener „Polniſchen Berufsverbandes“ wäre infolge 
ſeiner geringen wirtſchaftlichen Vorteile gleich Null, wenn nicht die natio⸗ 
nalen Hetzereien ihm Mitglieder zuſchanzten, in Poſen wie in Weſtpreußen 
und teilweiſe auch in Brandenburg. Die Mitgliederzahl dürfte annähernd 
4000 betragen, offiziellerſeits wird ſie ſogar auf 5000 angegeben. Auch will 
der Verband während der Dauer ſeines Beſtehens rund 25700 Mark für 
Streiks ausgegeben haben. All dieſe Angaben ſind, wie jeder Kenner der ob⸗ 
waltenden Verhältniſſe weiß, ungeheuer übertrieben. Auf wirtſchaftlichem 
Gebiet leiſtet er ſehr wenig, um ſo mehr aber auf politiſchem. So brachte 
die von ihm aufgeſtellte Liſte bei der diesjährigen Poſener Gewerbegerichts⸗ 
wahl 2100 Stimmen auf, während die freien Gewerkſchaften trotz ihrer 
immenſen Überlegenheit an Mitgliedern nur 600 Stimmen auf ihrer Liſte ver⸗ 
einigten. 3 
Die drei anderen in Poſen vertretenen Arbeiterorganiſationen betrachten 
den Polniſchen Verband nur als Streikbrecherorganiſation. Während der 
letzten Maurerausſperrung wurde auch der Verband von den Unternehmern 
protegiert; er ſchloß einen Vertrag ab, in dem er ſich verpflichtete, keine neuen 
Forderungen zu ſtellen, und es gelang ihm, 85 zentralverbändleriſch organi⸗ 
ſierte Maurer in ſein Lager hinüberzuziehen. Heute jedoch haben dieſe 85 
ihm alle wieder den Rücken gekehrt und ſind wieder im Zentralverband ver⸗ 
einigt. Dieſes will in der Zeit der nationalen Hetze ſchon etwas beſagen. 
Trotzdem aber hat der Verband unter einzelnen gewerblichen Berufen in der 
Stadt Poſen Erfolge zu verzeichnen. Das ergibt ſich aus ſeinen Angaben 
über die dortigen Mitgliederverhältniſſe, die als richtig angeſehen werden 
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lüſſen. Zugleich gibt die Zuſammenſtellung auch ein ungefähres Bild der ges 

umten dortigen Organiſationsverhältniſſe: 

| NEO: 1 Zentral⸗ Chriſtliche und Am Ort 
Polniſcher Verband! derband Hirſch⸗Dunckerſche beſchäftigt 


Hilfsarbeiter aller Berufe. 1000 (—) 235 — 
Metallarbeiter . 120 (100) 166 200 — 
230 (18) 18 — 50 

Schuhmacher 280 (285) 22 100 2500 
230 (80) 172 50 650 
380 (85) 320 75 1000 

W˙w6eͤu 350 (45) 291 35 450 


Trotzdem die Angaben des polniſchen Verbandsvorſitzenden von denen der 
entralverbändler teilweiſe erheblich abweichen, dürften doch diejenigen des 
olniſchen Führers als ſicher anzuſehen ſein, mit Ausnahme der Zahl 
ir die Zimmerer, welche ſtark übertrieben iſt. Nur die Maurer haben 
verſtanden, ihre Mitglieder vollſtändig von der nationalen Verbrüde⸗ 
ang fernzuhalten. Doch eines leuchtet bei allen Poſener Verbänden durch: 
aß die Arbeiter wohl in den Zentralverbänden ihren wirtſchaftlichen Vorteil 
ichen, innerlich aber zu den nationalen Gegnern gehören. Das hat der Aus⸗ 
ill der letzten Gewerbegerichtswahlen ſchlagend bewieſen. Der geiſtige Terror, 
er auf die polniſchen Arbeiter ausgeübt wird, iſt ungeheuer groß. Die pol⸗ 
iſche Preſſe bezeichnet diejenigen polniſchen Arbeiter, welche Mitglieder der 
eien Verbände ſind, als Verräter an der polniſchen Sache. Wenn auch 
er Verband nur imſtande iſt, urteilsloſe Elemente in ſeine Maſchen hinein⸗ 
ziehen, jo kann er in Zeiten, in denen die nationalen Wogen hochgehen, den 
nderen Verbänden — und hier kommen nur die Zentralverbände in Be— 
acht — erheblichen Schaden zufügen, indem er bei Streiks und Ausſperrungen 
ine Mitglieder gegen die frei organiſierten ausſpielt. 

Der Weſtfäliſche Verband mag in dieſer Beziehung nicht ſo gefahr⸗ 
rohend ſein, einmal weil dieſer, trotz ſeiner ungleich höheren Stärke, nicht 
asſelbe fanatiſche Feuer entfeſſeln kann, als dies in Poſen und Weſtpreußen 
- dem Mutterland — möglich iſt, und zum anderen, weil dort feſtgefügte 
jegenorganifationen einen unüberſteigbaren Wall für die nationalen Beſtre⸗ 
ungen bilden. Der Weſtfäliſche Verband gibt ſeine Mitgliederzahl auf 45000 
n; auf 35000 wird er geſchätzt werden dürfen. Der Oberſchleſiſche Verband 
ürfte annähernd 10000 Mitglieder beſitzen. 

Obwohl alſo die drei Verbände zuſammen über 50000 Mitglieder zählen, 
nd fie zurzeit im allgemeinen der deutſchen Gewerkſchaftsbewegung un⸗ 
efährlich. Dieſe 50000 verteilen ſich auf alle gewerblichen und induſtriellen 
jerufe. Einzig und allein auf den nationalen Inſtinkt geſtützt, würden ſie 
erberſten, wenn nicht die Regierung mit ihrer famoſen Polengeſetzgebung ihre 
lrbeit beſorgte. 

Doch ein anderes Moment wird die Augen der freigewerkſchaftlichen In⸗ 
anzen auf dieſe Verbände führen und fie zwingen, ihnen mehr als bisher 
r Augenmerk zu leihen. Seit einiger Zeit ſind nämlich Beſtrebungen im 
zange, welche darauf hinauslaufen, alle drei Verbände zu einem Ge⸗ 
amtverband zu verſchmelzen. Vorläufig hat es mit der Verwirklichung 
ieſes Planes noch gute Wege, doch wie die Dinge liegen, drängen die Ver⸗ 


0 Die in Klammern () geſetzten Ziffern find die vom Zentralverband angegebenen, die 
iffern der erſten Reihe die vom Polniſchen Verband angegebenen. 
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hältniſſe mit Naturnotwendigkeit zu einem ſolchen Zuſammenſchluß, 
muß über kurz oder lang doch kommen. Dann aber iſt die Schlagfähigke 
der jetzt einzeln dahinvegetierenden Verbände mit einem Male vergrößer 
Dadurch erhält vor allen Dingen der jetzt mittelloſe Poſener Verband Mitt 
zu wirtſchaftlichen Kämpfen, und er wird in die Lage verſetzt, dieſelben Von 
teile zu bieten, als es die Zentralverbände tun. Das aber bedeutet für dieſ 
deren Idealismus in den oſtmärkiſchen Zahlſtellen recht gering iſt, eine gan 
empfindliche Schwächung, wenn nicht die völlige Vernichtung. Agitation 


fähigkeit und Schlagkraft, welche jetzt bei dem Polniſchen Berufsverband nu 
eine ſehr untergeordnete Stellung innehaben, würden dann ſofort gewalti 
geſteigert werden, und das wäre im Intereſſe einer einheitlichen deutſche 
Arbeiterbewegung ſehr zu bedauern; am allermeiſten aber für die prole 
tariſche Bewegung in der Oſtmark. Deshalb iſt auch der Poſener Bar 
band trotz ſeiner kleinen Mitgliederzahl der gefährlichſte. Das haben die po) 
nischen Führer längſt erkannt, und nicht nur das Trachten der Poſener Ven 
bandsleitung läuft auf dieſen Punkt hinaus, ſondern auch andere, der Arbeiten 
bewegung innerlich fernſtehende Männer, die aber eine große, diszipliniert 
Arbeitermaſſe für ihre politiſchen und kirchlichen Zwecke gut gebrauche 
können, ſtehen hinter dieſem Projekt und arbeiten an der Verwirklichung dei 
ſelben. Wenn auch die Gefahr noch nicht in unmittelbare Nähe gerückt is 
ſondern ſicher noch einige Jahre vergehen werden, jo wird es für unſere On 
ganiſation doch wichtig ſein, dieſer Entwicklung mehr als bisher ihre Auf 
merkſamkeit zuzuwenden. | rn. 
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Katholiſche Jugendorganifationen. 


Während in der Partei die Frage der Jugendorganiſation noch der Klärun 
harrt, während in Wort und Schrift mehr oder minder heftig über die Form de 
Jugendorganiſation debattiert wird, iſt die katholiſche Kirche ſchon ſeit langer Ze 
tätig geweſen und hat ein ausgedehntes Netz von Jugendvereinen geſchaffen. Eine 
lehrreichen überblick über die katholiſchen Jugendorganiſationen gibt ein Buch, da 
der Generaldirektor des Volksvereins für das katholiſche Deutſchland, Augu 
Pieper, vor kurzem herausgab. | 

Selbſtverſtändlich find es in erſter Linie die Intereſſen der Kirche, um deren 
willen die katholiſchen Jugendorganiſationen geſchaffen wurden — Pieper nennt die 
„Die Ausbildung des Charakters der Jugend“. Unſere Jugendorganiſationen, | 
ſchwach ſie auch noch ſind, flößen ihm offenbar große Furcht ein, denn gar hefti 
wettert er gegen ſie, die nur dazu da ſeien, um „ſchon früh das zu unter 
graben, was chriſtliche Familie und Schule an religibös⸗ſittlicher un 
ſtaatsbürgerlicher Erziehung aufgebaut haben“. | 

Dabei muß er zugeben, daß ſich die Lage der jugendlichen Arbeiter immer meh 
verſchlechtert hat, ſo daß jetzt die ärgſten Mißſtände herrſchen. Aber trotzdem kling 
aus ſeinen Ausführungen deutlich das Bedauern heraus, daß der jugendliche An 
beiter wie der Lehrling nicht mehr unbedingt der früheren ſtrengen Zucht de 
Meiſters unterworfen ſind und ſelbſt auf dem Lande das „freie Arbeitsverhältni 
zu freiheitlicher Anſchauung“ geführt hat. | 


Dr. Auguft Pieper, Jugendfürſorge und Jugendvereine. Unter Mitwirkung 0 
Vereinspräſides herausgegeben. Soziale Tagesfragen. Zwangloſe Hefte, herausgegeben vo 
Volksverein für das katholiſche Deutſchland. 20. Heft. M.⸗Gladbach, Volksvereinverlag 
309 Seiten. 2 Mark, geb. 2,70 Mark. 
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Was können wir alſo tun, frägt er ſorgenvoll, um unter den gegebenen Ver⸗ 
iſſen die Jugend der Kirche zu erhalten? 
Sein Rezept iſt recht einfach. Er nimmt einige unſerer ſozialpolitiſchen Forde⸗ 
en, verwäſſert ſie ſoviel als nur möglich und vermiſcht ſie dann gründlich mit 
viel Religion. So will er zwar die obligatoriſche Fortbildungsſchule, 
mit Religionsunterricht. Auch die Forderung von Handelsinſpektoren, 
gänniſchen Fach⸗ und Fortbildungsſchulen, Kampf gegen die Lehrlingszüchterei 
dergleichen dient nur zur Verbrämung des ihm wichtigſten Wunſches: durch 
Jugendvereinigungen dahin zu wirken, daß die Innungen und Handwerks⸗ 
ern den Lehrlingen für ihr Leben außerhalb der Werkſtätte „ſittliche 
ſchriften“ machen. ſollen, wozu ſelbſtverſtändlich gehört, ſie zur Teilnahme an 
oliſchen Jugend- oder Lehrlingsvereinen durch den Lehrvertrag zu verpflichten. 
über das Schlafſtellenunweſen, den Mangel an Luft und Sauberkeit, unter dem 
Jugendlichen, und am meiſten die in Koſt und Logis befindlichen Lehrlinge zu 
n haben, geht Pieper raſch hinweg. Nur eine Wohnungsinſpektion, meint er, 
e hier helfen; zuerſt müßten aber neue Wohngelegenheiten geſchaffen werden, 
das Verbot geſundheitsſchädlicher Schlafſtellen würde erfahrungsgemäß einen 
zen Mangel an Schlafſtellen überhaupt hervorrufen. Welche Fürſorge für 
— Meiſter! 
Weit ausführlicher verbreitet er ſich darüber, daß den Jugendlichen der Beſuch 
Luſtbarkeiten und Schankſtätten nicht ſtreng genug verboten ſei, ferner über 
Frrichtung von Pfennigſparkaſſen, die Auslöhnung der Jugendlichen unter der 
trolle der Eltern, die Errichtung von Jugendhoſpizen durch die Gemeinden, 
ummenarbeit der Jugendvereine mit den charitativen Vereinen und dergleichen. 
Trotz dieſes gewiß doch Gott wie den Unternehmern wohlgefälligen Programms 
er aber darüber klagen, daß „ſeitens des Arb eitgebers nur wenig auf dem 
jet der Jugendfürſorge geſchehen ſei und auch in Zukunft kaum ein bedeutender 
Schritt zu erwarten ſei“. Und die Frage: „Wo Jugendvereine Unterſtützung ſuchen 
12“ beantwortet er dahin, daß die Kirche ihren Geiſt zu geben habe, die Mittel 
von Staat, Gemeinde und Kreis, von „gemeinnützig geſinnten Privaten“, 
Stiftungen, von den Handwerkerinnungen und von kaufmänniſchen Vereinigungen. 
empfiehlt ſich, bei paſſenden Gelegenheiten Regierungsbeamte, Bürgermeiſter, 
dtverordnete und Kreistagsabgeordnete zum Beſuch der Veranſtaltungen einzu⸗ 
n. .. . Man möge auch auf den Miniſterialerlaß hinweiſen, der die Unter⸗ 
ung der konfeſſionellen Jugendvereine empfiehlt und betonen, daß man voraus⸗ 
„auch die evangeliſchen Jugendvereine würden paritätiſch ebenfalls unterſtützt.“ 
Dieſer Miniſterialerlaß, den Pieper vollinhaltlich abdruckt, iſt natürlich ein 
ißiſcher. Er wurde im November 1901 an die Regierungspräſidenten ge⸗ 
tet, welche die Gemeinden darauf aufmerkſam machen ſollten, daß die konfeſ⸗ 
nellen Jünglings⸗, Lehrlings- und Geſellenvereine „zu ſtützen und zu ſtärken ſind, 
falls aber alles zu vermeiden, was ihre Weiterentwicklung beeinträchtigen 
ate. Häufig wird zum Beifpiel durch eine ſachgemäße Einwirkung auf Gemeinde⸗ 
Schulbehörden die Bereitſtellung geeigneter Verſammlungs räume, oft auch 
munentgeltliche Reinigung, Heizung und Beleuchtung zu erreichen ſein.“ 
Während das neue Vereinsgeſetz unſere Organiſation der Jugendlichen zu unter⸗ 
den und zu vernichten ſucht, fordert dieſer Miniſterialerlaß alle von der Re⸗ 
zung abhängigen Elemente auf, konfeſſ ionelle Organiſationen zu unterſtützen 
zu fördern. Wieder einmal das berühmte zweierlei Maß! 
| Daher nimmt Pieper für die Unterſtützung der Jugendvereinigungen die Volks⸗ 
ule voll in Anſpruch; dieſe ſoll namentlich im letzten Schuljahr auf die Organi⸗ 
onen hinweiſen und Mitglieder für ſie zu werben ſuchen. 
Die Kirche aber habe für geeignete Jugendbildner und Jugendführer zu 
gen, die nötigen Geldmittel, Vereinslokale, Bibliotheken uſw. zu beſchaffen. 
In größeren Städten ſollen beſondere Geiſtliche die Jugendlichen aufſuchen; der 
reinsleiter muß ſich um das Privatleben ſeiner Vereinsmitglieder kümmern. Für 


692 


die vom Lande Abwandernden, ſowie für die Zuwandernden muß eine 
Beaufſichtigung geſchaffen werden. a 5 5 9 | 
Um die Vereinsleiter über ihre ſpeziellen Aufgaben zu unterrichten, folle: ö 
entſprechende Bibliotheken geſchaffen werden. Für die Verbindung mit den Beh: 
iſt ein „Ausſchuß aus Vertretern aller Stände“ geplant — der wohl auch die AA 
hat, etwaige Oppoſitionsgelüſte der Jugendlichen gegen ihre Ausbeuter zu verhin 
Eine Scheidung der Jugendvereine nach Berufen hält Pieper nicht für 1 
Großen Wert legt er auf patriotiſche Erziehung. Auch auf die zum Mil 
Einberufenen ſollen die Jugendvereinigungen ihre Tätigkeit ausdehnen. 2 
Einrichtung einer Militärſparkaſſe, die zugleich als Mittel dienen ſoll, ältere 
glieder dem Verein zu erhalten, ſoll dem Soldaten ein regelmäßiger Beitrag väh 
ſeiner Dienſtzeit vom Verein zugehen. Auch das Vereinsorgan und ein „Weihna 
paketchen“ ſollen den Fernen liebevoll an ſeinen Verein zu Hauſe erinnern. 
Über die innere Organiſation der Jugendvereinigungen ſch 
G. Heßdörffer, M.⸗Gladbach. Er empfiehlt, den Jugendlichen ſelbſt ſoviel 
möglich Mitarbeit und Betätigung zu überlaſſen. Die Mitglieder wo 
ihren Vorſtand ſelbſt, ja der Vereinspräſes iſt direkt auf die eifrige Mitarbeit ji 
Vorſtandes angewieſen, um mit Kleinarbeit nicht überlaſtet zu werden. | 
Wirtshäufer ſind als Vereinslokale zu vermeiden, damit 
Alkohol konſumiert werden kann. Die ſozialiſtiſchen Jugendorge 
ſationen werden als nachahmenswertes Beiſpiel aufgeführt, da bei il 
während des Vortrags und der Diskuſſion überhaupt nicht getrunken wird. 
Wie die Jugendorganiſationen die Jugendlichen bevormunden und zu 
ſpruchsloſen Arbeitsſklaven erziehen ſollen, zeigt ſich am ſtärkſten in dem Ka 
„Jugendfürſorge und Jugendvereine auf dem Lande“. Präſes M 
Dormagen a. Rhein, jammert hier lang und breit über die Vergnügungsſucht 
Landjugend, die dadurch begehrlich werde. „War doch die Landbevölkerung 
heute Stütze der Kirche und Rückgrat des Staates.“ Und deshalb ſoll auch 
dem Lande eifrigſt durch Kirche und Behörden für konfeſſionelle Organifa 
der Jugend geſorgt werden. 1 
So zieht ſich über das ganze Reich ein immer dichter werdendes Netz \ 
konfeſſioneller Jugendorganiſationen. Gegründet wurden die erſten in den achtz 
und neunziger Jahren. Geſellenvereine beſtanden bereits ſeit 1849 zu Köln. In 
neunziger Jahren, mit dem Auftreten der freien Gewerkſchaften, wurden mit £ 
der Kirche auch die katholiſchen „Standesvereine“ zur Welt gebracht. EN 
Die Statiſtik der konfeſſionellen Jugendorganiſationen, we 
Pieper mitteilt, zeigt, daß ſchon eine kleine Armee organiſiert iſt — ehe un 
Partei ſich auch nur ſchlüſſig wurde, ob und wie die Jugend organiſiert wer 
ſoll. Nach Pieper beſtehen: * 
a. 1100 katholiſche Jünglingsvereinigungen mit 150000 Mitglied 
durchweg im Alter von 14 bis 18 Jahren; darunter befinden ſich 130 Lehrlir 
vereine, 23 Vereine für jugendliche Arbeiter und 605 Jünglingskongregationen N 
Sodalitäten; b. 1100 katholiſche Geſellenvereine mit 329 Geſellenhoſpizen 
80000 aktiven unverheirateten Mitgliedern im Alter von 18 bis zirka 22 Jahren; e. 
katholiſche kaufmänniſche Vereinigungen mit 13000 Mitgliedern, meiſt jun 
Kaufleuten. Angeſchloſſen ſind 15 kaufmänniſche Lehrlingsvereine mit 945 Mitglied 
Die Geſamtheit der katholiſchen Jugendvereine beträgt demnach et 
2000 Vereine mit 240000 Mitgliedern! „ 
Der Wunſch einer engeren Verbindung der verſchiedenen Vereine untere 
hat im Jahre 1907 zu einem „Verband der katholiſchen Jugendverei 
gungen Deutſchlands“ geführt. Dieſem Verband gehören ſowohl die Geſell 
und Arbeitervereine wie die Jugendvereinigungen an, in der ſehr richtigen 
kenntnis, daß die letzteren als „Vorſtufen der Standesvereine der Erwachſenen“ 
betrachten ſind. Außerdem beſtehen noch rein kirchliche Bruderſchaften, de 
Mitglieder zum Teil, manchmal auch ausſchließlich Jugendliche ſind. 5 
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Evangeliſche Jünglingsvereine beſtehen in Deutſchland mehr als 2000 
100000 Mitgliedern. 
Die Nationalvereinigung der evangeliſchen Jünglingsbündniſſe 
itſchlands hat eine Geſamtmitgliederzahl von 114781 Jünglingen und jungen 
mern, 34 freigeſtellte Verbandsſekretäre und 120 freigeſtellte Vereinsſekretäre. 
Konfeſſionsloſe, ſogenannte humanitäre Jugendvereinigungen beſtehen mancherorts, 
mmeltes Material liegt nicht vor, auch tragen ſie keinen einheitlichen Charakter. 
Erwähnt zu werden verdienen die von dem „Ev angeliſchen Oſtdeutſchen 
iglingsbund“ in Berlin eingerichteten 3 Geſellenheime, beſtehend aus je 
r Wohnung von 5 bis 6 Zimmern, die 12 bis 15 Betten enthalten, außerdem 
Raum genug für Unterhaltung und Spiel. Es beſtehen zum Beiſpiel 329 
jolifhe Geſellenhoſpize, aber nur 11 katholiſche Jünglingshoſpize 
die nur in der „Pfaffengaſſe am Rhein“. 
Leider können die „freien“ Jugendvereine auch nicht entfernt ſolche Zahlen 
veiſen wie die konfeſſionellen. 
Nach dem Bericht des Sekretariats der Internationalen Verbindung der ſozia⸗ 
ſchen Jugendorganiſationen im Auguſt 1907 zählte der ſüddeutſche „Verband 
endlicher Arbeiter und Arbeiterinnen“ am 1. Juli 1907 730 Orts⸗ 
open mit zirka 4500 Mitgliedern, von denen, ſoweit dahingehende Fragen be⸗ 
vortet worden waren, 891 Mitglieder über 18 Jahre und 449 Mitglieder über 
Jahre alt waren. Dieſe Organiſation hat ſich, wie bekannt, nach Inkrafttreten 
neuen Vereinsgeſetzes aufgelöſt. 
Die norddeutſche Vereinigung der freien Jugendorganiſationen 
utſchlands hat in zirka 15 Vereinen zuſammen 2300 Mitglieder, davon ent⸗ 
en auf Berlin allein 1300. 
Selbſt wenn angenommen werden darf, daß die Vereinigung der „Freien Jugend⸗ 
aniſationen Deutſchlands“ ſich inzwiſchen vergrößert hat, ſo bleibt der Unter⸗ 
ed zwiſchen ihr und den konfeſſionellen Jugendvereinigungen immerhin ungeheuer 
5. So groß, daß es des ganzen Idealismus der Jugendlichen, vereint mit der 
rbekraft der ſozialiſtiſchen Ideen, bedarf, um in den nächſten Jahren einzuholen, 
3 fo lange verſäumt worden iſt. 
Der Organiſation der jugendlichen Arbeiterinnen wurde von der Kirche 
her noch keine Beachtung geſchenkt, wenigſtens finden ſich in dem ausführlichen 
che Piepers keine Angaben; nur flüchtig ſind Dienſtboten⸗ und Arbeiterinnen⸗ 
eine erwähnt. Doch dürfen wir als gewiß annehmen, daß die Kirche, nachdem 
ſere Organiſationen weibliche Mitglieder aufnehmen, ebenfalls in kurzer Zeit 
ſuchen wird, weibliche Jugendorganiſationen zu ſchaffen. 
Der Eifer, mit dem die Kirche es ſich angelegen fein läßt, die Jugend zu ges 
men, zeigt uns, von welch großer Bedeutung die Organiſierung der Jugendlichen 
unſere Partei iſt. Mathilde Wurm. 


| Literariſche Kundſchau. 
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bian Society, Parish Councils and Village Life. Fabian Tract no 137, London. 
| Dieſe Broſchüre bietet den Mitgliedern der engliſchen ländlichen Gemeinderäte 
skunft über das, was fie zu leiſten imftande find, um die Lage der ländlichen 
beiterbevölkerung zu heben und vor allem die Herrſchaft der engliſchen Squires 
er Junker zu brechen. 

Bis in die letzte Zeit war die Herrſchaft des engliſchen Junkers in einem 
idlichen Kreiſe in allen Sachen der Gemeindeverwaltung faſt ebenſo groß, wie 
des Beſitzers eines Gutsbezirks in Oſtelbien. Die ganze Verwaltung war in 
1 Händen der Friedensrichter, und da ſie ſich aus den Gutsbeſitzern rekrutierten, 
war deren Macht faſt unbeſchränkt. Jetzt aber hat das Parlament an die Stelle 
3 Friedensrichters einen gewählten Gemeinderat geſetzt, und die in Rede ſtehende 
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„Der Kampf“ bringt im Juliheft einen Aufſatz Karl Renners: „Der t 
der Studenten“. Die neueſten Vorgänge an den öſterreichiſchen Hochſchulen, 
denen die Studenten Streikpoſten ſtanden und auf einmal alle nationalen Gegen 
vergeſſen hatten, zeigen ſehr draſtiſch die Umwandlung in der Lage der Studier 
Dieſe „geiſtigen Arbeiter“ oder Intellektuellen, wie man ſie immer bezeichnet, bil 
eine Klaſſe, die unter ſtrenger Zunftverfaſſung mit genau geregelten Pr ifur 
und ſtrengen Kaſtenſcheidungen ſteht. Dies verhindert das Aufkommen eines 
meinſamen Klaſſenempfindens: bei der Abwürgung der Volksſchullehrer blieben 
Mittel⸗ und Hochſchulen teilnahmlos. Die Geſchichte dieſer Klaſſe begann, 
das kirchliche Monopol auf Wiſſenſchaft beſeitigt wurde und die Nationalſpre 
an Stelle des Lateiniſchen trat. Die aus dem Kleinadel und dem Bürgerl 
ſtammenden Studierten wurden Diener des Fürſtentums und machten ſich, nam 
lich die Juriſten, als Fürſtenknechte und Volksbedrücker verhaßt. Je „ 
die ſtaatlichen und geſellſchaftlichen Bedürfniſſe wuchſen, um ſo einflußreicher wu 
der Stand der Intellektuellen. Sie wurden nicht nur zu Ratgebern und Leit 
der Fürſten, ſondern bekamen die geiſtige Führerſchaft der ganzen Geſellſchaft. 
brachten Sinn für Wiſſenſchaft und Aufklärung, deren das Bürgertum im Kam 
brauchte, in das Bürgerhaus; der Student wurde der Liebling des Bürgerhau 
ja des Volkes, der Studierte die ſtärkſte Autorität, die Wiſſenſchaft der wirtſch 
liche Bundesgenoſſe der produzierenden Bürgerſchaft. Im Kampfe gegen den! 
ſolutismus ſteht der Student voran, der Held der Barrikade. Dann werden 
Intellektuellen die Begründer des liberalen Regimes; Juriſten, Schulmänner, P 
feſſoren, Volkswirte wälzen als Miniſter und Parlamentsmitglieder die Geſ 
gebung um; Katheder und Kanzlei beherrſchen durch ihre Sprache, ihren Ton, i 
Sitte die Geſellſchaft. Der Intellektuelle herrſcht kraft feiner ſozialen Gtellu 
das Kadettentum der Politik iſt die Studentenſchaft, der Studentenverein iſt 
Sammelpunkt der künftigen großen Männer. 1 

Wie ungleich iſt die heutige Lage gegenüber jenem goldenen Zeitalter! $ 
Miniſter find nicht mehr wiſſenſ chaftliche Leuchten, Profeſſoren ſind komiſche Figu 
in der Politik, die Studenten werden Lausbuben geſcholten in einem Parlame 
wo nicht der Kathederton, ſondern der ungeſchlachte Ton des Lebens herrſcht. ! 
Welt hat ſich geändert, aber Profeſſoren und Studenten wiſſen nichts davon. 2 
Urſache der Anderung liegt in der kapitaliſtiſchen Entwicklung, die alle Klaſſen 
ändert hat. Die Kriſe der ſiebziger Jahre hat das Kleinbürgertum zuerſt in Gegen] 
zum Großkapital (den Juden) gebracht. Die Studenten kamen in die Gefolgſch 
Schönerers, berauſchten ſich an deutſchnationalen Kraftphraſen und blieben 
wirklichen praktiſchen Tätigkeit des Volkes, den Kooperationen und Hilfskaſſen d 
Bauern und Kleinbürger, der Bildungskurſe für Arbeiter, vollſtändig fremd. Bau 
und Kleinbürger in ihrem Kampf gegen das Großkapital brauchen die Wiſſenſche 
nicht; die Maſſen der Intellektuellen ſind ihnen nutzloſe Eſſer, die Geld koſten, u 
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ihnen, die ſie ſich die produzierenden Klaſſen nennen, ernährt werden müſſen, 
lo zu gehorchen haben. Die Intelligenz iſt ja billig geworden und durch 
Annonce leicht zu haben. Nicht beſſer ſtehen die Intellektuellen in ihrem Ver⸗ 
is zum Großkapital. Sie ſind im großkapitaliſtiſchen und modernen ſtaatlichen 
ebe nur untergeordnete Beamte, die maſſenhaft zu haben ſind und immer in 
geordneten Stellungen bleiben. Für die höheren Ränge iſt nicht Wiſſenſchaft, 
en Vertrauen nötig; die leitenden Stellen fallen Perſonen zu, die durch Ver⸗ 
n, Familienbeziehung oder politiſche Geſinnung zuverläſſig ſind und dazu 
ſſend ſein dürfen, weil ihnen Leute von Talent als untergeordnete Beamte 
geben werden. Die geiſtige Arbeit wird ſubalterniſiert, dem Kapital und deſſen 
kuren untergeordnet. Die alte Herrſcherrolle iſt verſchwunden; die Intellektuellen 
den ſogenannten produzierenden Ständen, das heißt denen, die Arbeiter für 
woduzieren laſſen können, unterworfen. Damit kommen fie immer mehr in 
lbe Verhältnis wie die anderen Arbeiter. Dieſe Umwälzung erklärt die Haltung 
Parteien den Studenten gegenüber; erklärt wie Bauern und Feudale über 
heit der Wiſſenſchaft“ ſpotten und Gehorſam von den Studenten fordern. 
de ſolche Vorkommniſſe dürften aber die geiſtigen Arbeiter früher als anderswo 
ihre wirkliche Stellung aufklären. 

5. Walechi gibt und beſpricht „Das neue Programm der P. P. S.“ Die 
ſion des Pariſer Programms, das als Ziel ſetzte, mittels des bewaffneten Auf⸗ 
es einen nationalen polniſchen Staat zu gründen, war durch den Ausbruch 
uſſiſchen Revolution notwendig geworden, und wurde unter Abſpaltung einer 
»pe, die ſich die „revolutionäre“ nennt, durchgeführt. Seit dem Untergang der 
Organiſation der achtiger Jahre, die bei der Propaganda für den Sozialismus 
onkreten politiſchen Fragen überſah, ſtanden ſich in den neunziger Jahren zwei 
aſſungen einander gegenüber. Die eine (Die die Sozialdemokratie Polens und 
lens verkörpert) beſagte, daß die beſtehenden Staaten ſich vor allem zentrali— 
ı müffen, ohne Rückſicht auf die nationalen Unterſchiede der fie bewohnenden 
er, und betrachtete die Zugehörigkeit Polens zu Rußland als die Hauptſache 
er Geſtaltung des Programms. Die andere (die Auffaſſung der P. P. S.) ging 
dem Satz aus, daß die modernen Staaten einheitliche Staaten ſind oder ſein 
en, und ſtellte alſo voran, daß das polniſche Gebiet ſich national, geſchichtlich 
ſozial anders geſtaltet. Das neue Programm der P. P. S. iſt ein Verſuch zur 
heſe. Es führt zuerſt aus, wie die alten Unabhängigkeitskämpfe geſcheitert 
wie dann die kapitaliſtiſche Klaſſe Schutz bei der unterdrückenden Staatsgewalt 
und ſich mit ihr ausſöhnt, und wie dagegen das Proletariat als die am 
en unterdrückte Klaſſe die Führerſchaft im Kampf um die politiſche Freiheit 
umt. Der rückſtändige ruſſiſche Abſolutismus iſt das ſchwerſte Hindernis im 
pf um Freiheit und Demokratie; iſt dieſer einmal geſtürzt, ſo tritt notwendig 
Dezentraliſation und weitgehende Autonomie der einzelnen Nationen ein, 
amtlich bei Polen, das ein ſelbſtändiges wirtſchaftliches Ganzes bildet. Die 
ei kämpft alſo mit dem ſozialiſtiſchen Proletariat aller Völker Rußlands zu⸗ 
nen: für Umgeſtaltung Rußlands in eine demokratiſche Republik, für Aufhebung 
bureaukratiſchen Zentralismus, Dezentraliſation der Staatsordnung und der 
daltung, für breite Autonomie Polens, geſtützt auf einen geſetzgebenden Land— 
unter Sicherung der Rechte der nationalen Minderheiten, die nicht in auto⸗ 
en Gebieten abgeſondert ſind. Dieſes Programm kann als ein Schritt zur Ein⸗ 
mit der Sozialdemokratiſchen Partei betrachtet werden. 

„Das Problem der Geſchäftsordnung“ wird von Fritz Auſterlitz behandelt. 
heinend iſt das Reglement, das das Parlament ſich gibt, eine gleichgültige 
te Angelegenheit desſelben. In Sſterreich aber ſteckt darin die Frage der 
ruktion. Die Obſtruktion darf nicht unmöglich gemacht werden; daß durch 
ruktion die ganze geſetzgebende Maſchine zum Stillſtand kommt, wird nicht leicht 
eren, da keine Partei frivol ein Mittel anwenden wird, das das ganze Parla⸗ 
in Frage ſtellt. Für Oſterreich iſt die Möglichkeit der Obſtruktion nötig, weil 
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es anders als andere Länder iſt. In England zum Beiſpiel ift dieſes 9 
nötig; die Mehrheit entſcheidet und die Minderheit fügt ſich ſchon desh 
morgen Mehrheit wird. Die theoretiſch ſchrankenloſe Herrſchaft der M 
durch die Vergänglichkeit ihrer Herrſchaft reguliert. In Sſterreich liegt 
ganz anders. Dort ſtehen eine Anzahl Nationen einander gegenüber, d 
für ſich eine Majorität bildet, deren jede ſich dagegen mit allen Mitteln 
gewaltigung ſeitens der anderen widerſetzt. Kein Wechſel alſo von reg 
Majorität und nichtregierender Minderheit, ſondern alle ſind Minderheiten, 
die Regierung unabhängig iſt. Die Regierung kann durch ihre Verwaltung fi 
und nutzen; daß eine Nation dabei nicht an Gunſt zu kurz kommt, kann 
nur dadurch ſichern, daß ſie die Waffe der Obſtruktion bereit hält. Deshe 
keine Nation auf die Obſtruktion verzichten, die hier die einzige regulier 
zwiſchen Mehrheit und Minderheit iſt. Die Sozialdemokratie als Partei d 
Minderheit — denn wird ſie Mehrheit, dann hört zugleich der moderne 9 
mentarismus auf — hat auch großes Intereſſe an der Möglichkeit der Obſtrukt 
Damit kann ſie ſich nötigenfalls Reſpekt erwirken, ſo daß die ſchlimmſte Vergen! 
tigung des Proletariats nicht bloß durch Furcht vor der Revolution, ſondern a 
durch Furcht vor unſerer Obſtruktion eingedämmt wird. Wir dürfen uns am al; 
wenigſten um die parlamentariſche Ordnung kümmern; ein Parlament, dem der S 
für Ordnung in Ordnungsmeierei entartet, wie zum Beiſpiel der deutſche Reichst 
iſt ein innerlich ebenſo krankes Parlament, wie ein durch Obſtruktion verwüſte 

Über „Das dynamiſche Flugproblem“ ſchreibt Ingenieur A. Bn. Der Gebral 
von Ballons kann nur ein Übergang fein, da ſie bei dem Vorteil der Hebung 
Nachteil der geringen Eigengeſchwindigkeit (15 Meter pro Sekunde) haben. Die; 
kunft gehört den Maſchinen, die ſchwerer als Luft ſind. Hier muß die theoreti 
Grundlage zuerſt hervorgehoben werden, da die meiſten Erfinder ſich an 


gleichgültigen Sachen abquälen, kleine Anderungen in Geftalt und Anordnung 
Teile, die unweſentlich find. Der Ingenieur Budau hat in ſeinem Werke „ 
mechaniſchen Grundgeſetze der Flugtechnik“ bewieſen, daß die Arbeit, die pro Sek 
zu leiſten iſt, dem halben Gewichte des Körpers, multipliziert mit der Endf 
geſchwindigkeit desſelben im lufterfüllten Raum gleich ift; ob die Tragflächen de: 
Drachen, Schwingen oder Schraubenflächen ſind, iſt gleichgültig. Es iſt alſo 
allem die Frage des leichten Motors, und alle Erfolge der Erfinder find Erfo 
der Leichtmotoren (Exploſionsmotoren). Von den verſchiedenen Syſtemen dürf! 
die Schwingenflieger am wenigſten verſprechen; ſie ſind dem Vogelflug nachgeah 
aber unſere Technik beruht auf kontinuierlichen Kreisbewegungen, die die Na 
nicht kennt. Am meiſten waren bisher die Drachenflieger erfolgreich. Der Antı 
iſt der Luftdruck gegen eine ſchiefe Fläche, die durch einen Motor vorwärts 
trieben wird; die Maſchine muß alſo zuerſt auf flachem Boden einen Anlauf nehn: 
und iſt der Gefahr des Umkippens bei Flankenwind ausgeſetzt. Praktiſch hat 
dieſe Methode, nach vielen Vorgängern (Maxim, Kreß, Langley) bewährt in 
Flugmaſchine von Henri Farman, die am 30. Dezember 1907 zu Iſſy bei Ba: 
einen Kilometer in geſchloſſener Flugbahn ohne Berührung des Bodens zurückleg 
die Tragfläche war 52 Quadratmeter, das Gewicht bis 400 Kilo, der Motor he 
50 Pferdekräfte. Den dritten Typus ſtellen die Schraubenflieger dar; es fi 
Schrauben hergeſtellt worden, die durch ihre raſche Drehung 20 Kilo pro Pfer 
kraft hoben, während die Motoren ſelbſt nur 5 Kilo pro Pferdekraft wiegen. & 
direkte Hebung iſt jedoch unpraktiſch; wie zur Hebung feſter Körper die chi 
Ebene benutzt wird, jo verringert fich die Arbeit zur Hebung in der Luft du 
die ſchiefe Tragfläche. Der vierte Typus, der auf Reaktion beruht, ähnlich wie ei 
Rakete durch ausſtrömende Gaſe emporgetrieben wird, iſt noch wenig verſucht wor | 
aber man darf die Prophezeiung wagen: die durch ausſtrömende Preßluft bet! 
benen Reaktionsflieger werden die dynamiſchen Flugſchiffe der nächſten Zukunft ft 
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vorzeitige haft. 
2 Berlin, 8. Auguſt 1908. 


Der ſchwere Unfall, der den Grafen Zeppelin betroffen hat, im Augen⸗ 
ick, wo er feinen höchſten Erfolg erreicht zu haben glaubte, ergreift menſchlich 
f, zumal da die Perſönlichkeit des genialen Erfinders im höchſten Grade 
mpathiſch iſt und die Art, wie er ſich hat durchkämpfen müſſen, wie er in 
emals ermattender Zähigkeit ſein Ziel verfolgt hat, ihm die Herzen aller 
wendet, die zu würdigen wiſſen, was es bedeutet, im Dienſte einer großen 
ache den dumpfen Widerſtand der Welt zu beſiegen. 

Graf Zeppelin hat denn auch ſofort in der dunklen Stunde, wo ihn der 
litz aus heiteren Höhen traf, den Vorſchlag einer Nationalſpende abgelehnt, 
id man braucht nicht mit ihm darüber zu rechten, daß er ſchließlich ſeinen 
inſpruch aufgegeben hat. Deshalb bleibt ſeine erſte Regung ſo begreiflich 
id natürlich, wie namentlich auch richtig. So hat ſich die Arbeiterpreſſe auf 
njelben Standpunkt geſtellt und wird ſich in ihrer ablehnenden Haltung 
cht beirren laſſen, am wenigſten durch das herkömmliche Zetern darüber, daß 
auch in dieſer nationalen Sache ihren unpatriotiſchen Weg gehen müſſe. 
Sie hätte gewiß nichts dagegen einzuwenden gehabt, wenn auf die erſte 
unde von dem Unfall des Grafen Zeppelin die zahlreichen Millionäre, die 
ismarck nach ſeinem eigenen Geſtändnis durch eine das Proletariat aus⸗ 
p wernde Politik heranzüchten wollte und auch herangezüchtet hat, in die 
aſchen gegriffen und ein halb Dutzend Millionen auf den Tiſch geworfen 
itte, womit der Schaden drei⸗ oder vierfach erſetzt worden wäre. Man hätte 
ann jagen können: Na, da haben ſich die Prozentpatrioten doch einmal nicht 
umpen laſſen. Aber jo weit langte es natürlich bei ihnen nicht. Genau ſo 
ie bei der Überwälzung der Steuern auf die Schultern der arbeitenden Klaſſen 
l es auch bei der Nationalſpende hergehen, unter der ebenſo dummen wie 
zmagogiſchen Begründung, daß zu einer wirklichen Nationalſpende auch die 
1907-1908. II. Bd. 46 
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Armen und Armſten ihr Scherflein beifteuern müßten. Einzig und alle 
dieſen hehren Zweck, und gewiß mit blutendem Herzen, haben ſich die wir 
Millionäre eine ſtaatsmänniſche Reſerve in der Höhe ihrer Zeichnungen auferl 

Um ein paar Beiſpiele anzuführen, ſo haben die Kruppſchen Erben, 
über ein jährliches Einkommen von 25 Millionen Mark verfügen, ger 
100000 Mark gezeichnet, und die Voſſiſchen Erben, die Beſitzer der Tan 
Voß, deren Kuppelannoncen allein ihnen jährlich ein fürſtliches Einkomm 
ſichern, haben ſich gar nur zu 1000 Mark aufgeſchwungen. Man ſteht m 
Tränen der Rührung vor dieſer patriotiſchen Entſagung, die lieber den u 
verdienten Ruf der Schäbigkeit auf ſich nimmt, ehe fie den Armen und Armſte 
die Möglichkeit raubt, ſich als opferluſtige Stützen von Geſellſchaft und Star 
zu bewähren. m 

Es ift immerhin etwas viel verlangt, daß die Arbeiter auf dieſen Humbu 
hineinfallen ſollen. Die älteren von ihnen haben auch noch in gutem Gedächtni 
wie es bei der Nationalſpende für den braven Bismarck herging, zu deſſe 
ſiebzigſtem Geburtstag. Die Vertrauten des Genialen regten dazumal d 
großen Börſenwölfe an, einen klingenden „Nationaldank“ zu ſammeln und fir 
ſelbſt mit beträchtlichen Summen an die Spitze der Liſte zu ſetzen. Die 
Biedermänner fügten ſich mit ſaurer Miene, aber ſie nahmen ihre Revanch 
indem ſie zur Bedingung machten, daß die geſammelten Gelder nur für eine 
gemeinnützigen Zweck verwandt werden dürften. Das wurde denn auch i 
dem Aufruf zur allgemeinen Schnorrerei feierlich verſprochen. So ging de 
Bettelſack ins Land, und in unzähligen Fabriken wurden den Arbeitern di 
Pfennige für den „nationalen Zweck“ abgepreßt. Auf dieſe Weiſe kamen ei 
paar Millionen zuſammen, aber nunmehr legte Bismarck ſeine Tatze auf di 
größere Hälfte der Summe und ließ dafür ein großes Gut ankaufen, das ſeine 
Ahnen bei ihrem „ſtandesmäßigen“ Leben aus den Händen geglitten wan 
Man müßte ſich eigentlich die Augen aus dem Kopfe ſchämen, meinten jelb| 
die erprobteſten Hurrapatrioten, als ſie über dieſen Stock ſpringen ſollten 
aber natürlich ſprangen ſie doch. Und es war auch recht gut, daß fie ſic 
die Augen nicht aus dem Kopfe geſchämt hatten, denn ſie brauchten ſie als 
bald höchſt notwendig, um ſie vor ſprachloſem Entſetzen aufzureißen, als Bis 
marck, um zu den anderthalb Millionen Mark, die das Gut gekoſtet hatte 
noch ein paar Mark an der Gebäudeſteuer zu lukrieren, das prachtvoll 
Herrenhaus dieſes Gutes als „Speicher“ deklarierte. Übrigens haben di 
Bismarckſchen Erben ſich an der Nationalſpende für den Grafen Zeppelin 
mit 1000 Mark beteiligt, was den Alten noch im Grabe bekümmern wird 
obgleich es nur der fünfhundertſte Teil der Summe iſt, die er als „National 
ſpende“ an ſich zu raffen wußte. 5 

Nun geben wir bereitwillig zu, daß bei der neueſten Nationalſpende gan 
ſo traurige Erfahrungen nicht gemacht werden können; es hieße den Grafen 
Zeppelin beleidigen, wenn man erſt verſichern wollte, daß er bismärckiſchen 
Gaunertricks völlig unfähig iſt. Aber die ſonſtigen widerwärtigen Begleit 
erſcheinungen der damaligen Nationalſpende werden auch diesmal wiederkehren 
Wenn ſie eine freiwillige Regung der Nation ſein ſoll, weshalb wird dem 
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ein deutſches Reichskomitee unter dem Ehrenpräſidium des Kronprinzen 
ergeſetzt, das in einem Aufruf „für die Pflicht jedes vaterlandsliebenden 
nes“ erklärt, zur Nationalſpende für Zeppelin beizutragen? Man könnte 
e „Vaterlandsliebe“, die erſt unter dem Ehrenpräſidium des Kronprinzen 
ihre „Pflicht“ erinnert werden muß, von der heiteren Seite nehmen, allein 
Heiterkeit vergeht einem, wenn man ſich erinnert, wie ſolche Aufrufe als 
aliſche Foltern mißbraucht worden ſind und auch mißbraucht werden können, 
armen Teufeln ihre letzten paar Groſchen aus der Taſche zu holen. 

Wir haben alle Achtung vor dem Kronprinzen, und wir ſind innig davon 
chdrungen, daß Kaiſerſöhne von der gütigen Mutter Natur viel freigebiger 
geſtattet werden als gewöhnliche Menſchenkinder; hat es uns eben doch 
Bu Univerfität Straßburg eingeraunt, die einem Kaiſerſohn summa cum 
le den Doktorhut aufgeſetzt hat, obgleich er keine der Bürgſchaften des 
ſens zu bieten wußte, die von ſimplen Staubgeborenen für dieſe freilich 
as vergilbte Ehre verlangt werden. Jedoch auch das größte Genie ver- 
J nicht alle Gebiete menſchlichen Könnens gleichmäßig zu beherrſchen, und 
hürfen wir wohl ohne jede Kränkung feiner ſonſtigen Qualitäten von dem 
uprinzen ſagen, daß er noch nicht die Gelegenheit gehabt hat, eine Autorität 
Sachen der Luftſchiffahrt zu werden, fo daß keine ſachlichen Gründe maß⸗ 
nd geweſen fein können, ihm das Ehrenpräſidium in dem deutſchen Reichs⸗ 
itee zu übertragen. Welche Gründe ſonſt dafür entſchieden haben, das 
tet ſozuſagen mit handgreiflichem Fingerzeig eine Berliner Poſtanſtalt an, 
in den Zeitungen auspoſaunen läßt, ſie habe unter ihren Beamten bei⸗ 
e hundert Mark geſammelt. Da blüht den armen Poſtbeamten eine an⸗ 
ehme Ausſicht. r 

Am bezeichnendſten ift ſchließlich, daß alle Patrioten, die heute ihre Purzel⸗ 
me um die Nationalſpende für den Grafen Zeppelin ſchlagen, nichts, aber 
| nichts für ihn übrig gehabt haben, als er noch mit den ſchwerſten Sorgen 
Widerſtänden zu kämpfen hatte. Ein Parteiblatt hat kürzlich einmal ge⸗ 
„wir ſollten doch nicht gar ſo geringſchätzig über den deutſchen Adel denken; 
0 er ſeine Eulenburgs, ſo habe er auch ſeine Zeppelins, und dieſes ſozial⸗ 
okratiſche Urteil iſt begierig von der reaktionären Preſſe nachgedruckt 
den, nicht obgleich, ſondern weil es vollkommen unrichtig iſt. Die Tat⸗ 
1% daß eine moraliſch und politiſch verkommene Klaſſe noch einzelne tüchtige 
ſelbſt geniale Perſönlichkeiten aus ſich erzeugt, beſagt an und für ſich gar 
ts; Hutten war im ſechzehnten Jahrhundert ſo wenig der charakteriſtiſche 
des Junkertums, wie es Graf Zeppelin im zwanzigſten Jahrhundert iſt. 
kommt darauf an, ob ſolche Perſönlichkeiten mit den Waffen ihrer Klaſſe 
pfen und in ihrem Kampfe ihre Klaſſe hinter ſich haben. Graf Zeppelin 
ſeinen Kampf aber nicht mit junkerlichen, ſondern mit bürgerlichen Waffen 
hrt; er verdankt ſeine Erfolge bürgerlichen Wiſſenſchaften, das heißt ſolchen 
ſenſchaften, die ihren Urſprung der hiſtoriſchen Entwicklung der bürger⸗ 
im Klaſſen verdanken, und die Junker wollten von dieſem Standesgenoſſen, 
ſich mit der bürgerlichen Rotüre jo gemein machte, gar nichts wiſſen. Als 
if Zeppelin ſeine große Fahrt unternahm und überall mit Völlerſchüſſen 
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und Glockenläuten empfangen wurde, äußerte die „Deutſche | 
das Hauptorgan der junkerlichen Brotwucherer, unwirſch genug, man fü 
ſich mit dieſem Lärme nicht vor dem Ausland lächerlich machen, zumal! 
noch nicht aller Tage Abend ſei, und beſcheinigte ſich dann am nächſten Ta, 
als die Nachricht von der Vernichtung des Ballons e den eben 
Prophetenruhm. 
Auch jetzt noch iſt dies Mißfallen der Junker an Jeppe Erſindr; 
keineswegs ud wenn auch allerdings in hohem Grade bejchwichtii 
Das eben genannte Blatt läßt auch darauf ein helles Streiflicht fallen. Geg⸗ 
über dem Geſchrei der liberalen Byzantiner von dem „genialen Blick“, won! 
der Kaiſer die Leiſtung des Grafen Zeppelin zu würdigen verſtanden ba, 
macht es die kauſtiſche Bemerkung, der Kaiſer gehöre noch nicht gar zu laut 
zu den Bewunderern des alten Generals; er habe früher mit ſeinen Zweif 
an den zukünftigen Erfolgen des e Luftſchiffers nicht zurückgehalt 
erſt der tatſächliche Erfolg in einer Sache, die für die Kriegführung und | 
Landesverteidigung von jo enormer Bedeutung ſei, wie die Herſtellung eis 
tadellos funktionierenden Luftkreuzers, habe die Szene geändert. | 
Dies iſt in der Tat der ſpringende Punkt in der flammenden Begeiftenn 
die in den herrſchenden Klaſſen jo plötzlich für den Grafen Zeppelin erwat 
iſt. Von ſeiner Leiſtung als ſolcher brauchen wir deshalb nicht geringer a 
denken, weil ſie zunächſt nur den Zwecken Molochs zugute kommt, aber N 
haben allen Grund, einen breiten Strich zu ziehen zwiſchen denen, die fie N 
aus diefem Grunde feiern, und uns, die wir den genialen Gedanken ehr, 
auch wenn er ſich zunächſt in einer häßlichen Wirklichkeit verkörpert. 
Gefahr iſt ja auch durchaus nicht im Verzug. Graf Zeppelin, der 0 
alter Offizier ſehr gut weiß, wie es in Molochs Lande hergeht, hat die en 
Anregung zur Nationalſpende mit dem Hinweis darauf abgelehnt, das Re 
werde ſchon für ſeine Erfindung aufkommen. Und das wird ſicherlich 
ſchehen. Moloch wird rechtzeitig ſeinen Tribut ür die Luftkr von 10 


Guß de Maupaffant als Geſellſchaftsſatiriker. 


Don Charles Dumas (Paris). a 


N 

Man konnte mit einem gewiſſen Rechte verſuchen, den allgemeinen Sit 
der literariſchen Leiſtung großer franzöſiſcher Schriftſteller des neunzehn 
Jahrhunderts herauszufinden und feſtzuſtellen. So konnte man von Bal 
behaupten, daß er die „Menſchliche Komödie“ geſchrieben habe, und die v 
ſchiedenen Titel der dreißig Bände von Emile Zola ſind eigentlich die Unt⸗ 
titel einer „Natürlichen und ſozialen Geſchichte einer Familie unter di 
zweiten Kaiſertum“. Dieſe Kennzeichnung der allgemeinen Tendenz jener € 
jamtleiftung rührt übrigens von Zola ſelbſt her. Will man dieſelbe Methe 
in der Charakteriſtik der Leiſtung von Guy de Maupaſſant befolgen, ſo kön 
man ſie, ohne auf großen Widerſpruch zu ſtoßen, als eine „Sammlung vi 
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hensausſchnitten“ kurz zuſammenfaſſen. In der Tat ſind ſeine unſterblichen 
vellen, die bedeutendſten ſeiner Leiſtungen, Lebensausſchnitte, Auszüge aus 
Seelenpſychologie, einzelne tiefe Einblicke ins Innere. 

Nicht alle ſeine Novellen und Werke haben denſelben Wert der pſycho⸗ 
ischen Beobachtung. Noch weniger ſuchte er ihnen eine beſtimmte Philo⸗ 
hie einzuverleiben. Im Gegenteil. Allzu oft ſcheint Guy de Maupaſſant 
von jeder beſonderen Abſicht. Er liebte die Kunſt um ihrer ſelbſt willen. 
wiederholte gern, als er von ſich ſelbſt ſprach, daß er ſich zum Schrift⸗ 
ler ausgebildet habe ebenſo, wie er jedes andere Handwerk hätte erlernen 
amen, und daß er die Kunſt, gut zu ſchreiben, ſich mühſam zu erarbeiten 
tte. Es muß hinzugefügt werden, daß er durch eine gute Schule gegangen 
Nicht jedem, der „Schriftſteller ſein will“, iſt es vergönnt, während langer 
ihre den großartigſten Stiliſten ſeinerzeit als Meiſter und Vorbild vor ſich 
haben, wie ihn Maupaſſant in Guſtave Flaubert hatte. Als er älter wurde 
d auf dem Gipfel ſeines Ruhmes ſtand, ſehnte er ſich nach Ruhe nach der 
eiſe eines reſpektablen Beamten, der ſeine Laufbahn abgeſchloſſen hat. Er 
rieb dann ſeinem Meiſter, daß er der Schriftſtellerei und der Schriftſteller 
t ſei und fern vom Treiben der Welt angeſichts weiter Horizonte ein ge⸗ 
ades und ſorgloſes Leben führen möchte. Als ein Sohn der Normandie 
t er an einer wahren Sehnſucht nach unendlichen Ausblicken, wie er ſie in 
ner Kindheit geſehen hatte, die unweit vom Ozean dahinfloß. Nie drängte 
ih ihm von vornherein der Gedanke auf, irgend einen Satz zu verfechten. 
5 bejchräntte fich darauf, um ſich zu blicken, die Geſchehniſſe in der Geſell⸗ 
haft, die er beſuchte, zu beobachten, die Vorgänge derjenigen Geſellſchafts⸗ 
jichten, die ihm nur teilweiſe zugänglich waren, zu erraten und ſie zu 
gildern, wie fie ihm erſchienen. 

Seine Darſtellung iſt kriſtallklar. Und Zola ſagte von ihm: „Man ver⸗ 
imd ihn, weil er die Klarheit, die Einfachheit, das Maß, die Kraft war.“ 
eine künſtleriſche Objektivität — was die Darſtellungsweiſe betrifft — kennt 
ine moraliſche Wertſchätzung. So ſchreibt Peliſſier, der bekannte franzöſiſche 
ritiker: „Wir finden bei ihm keine Moralitätsrückſichten. Weder ſoziale 
oral, noch Individualmoral.... Er betrachtet augenſcheinlich die Moral 
s eine Erfindung trüber Geiſter, die eine naturwidrige Ziviliſation ver⸗ 
drben hat. Der Moral ſetzt er die Natur entgegen.“ Peliſſier meint hier die 
eſchlechtliche Moralität. „Die Liebe, wie er (Maupaſſant) ſie darſtellt“, führt 
eliſſier weiter aus, „iſt der Geſchlechtsinſtinkt. Nachdem er, in ſeinen ſpäteren 
jahren, den Verkehr der Weltdamen genoſſen, kehrte er ſchnell zu den guten 
nd einfachen Mädchen zurück. ... Nichts in feinen Liebesſchilderungen iſt 
ervers. Er beſchreibt die Liebe ſo, wie er ſie fühlt, frei von jeder künſtlichen 
zchwärmerei, auf ein Naturbedürfnis beſchränkt.“ Seine erſtaunliche Be⸗ 
bachtungsgabe ſchilderte Guy de Maupaſſant ſelbſt in der Perſon des 
öchriftſtellers La Marthe im Roman „Notre Coeur“: „Er war mit einem 
luge bewaffnet, das die Bilder, Stellungen und Gebärden mit der Genauig⸗ 
eit eines photographiſchen Apparats aufnahm.“ 
Will das beſagen, daß alles, was er verfaßte, „erlebt“ war, daß alle ſeine 
delden exiſtiert haben und die ihnen zugeſchriebenen Begebenheiten ſich wort⸗ 
‚etreu ereignet haben? Selbſtverſtändlich nicht. Im allgemeinen aber ſind 


eine Helden Lebensgeſtalten, ihre Charakterzüge exiſtieren und das von ihnen 
erlebte find alltägliche Ereigniſſe. 
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Welche Welt ſchilderte Maupaſſant? Natürlich ſeine eigene Welt, de 
Milieu, in dem er ſich bewegte, das heißt hauptſächlich das Kleinbürgertu, 
Denn obwohl ein Ariſtokrat von Geburt, war er doch mittellos und . 
zwungen, mit ſeinem achtzehnten Jahre ins Marineminiſterium als klein 
Beamter einzutreten. Er verblieb im Amte auch, nachdem er berühmt geword 
oder vielmehr er bezog ſein Gehalt auch, nachdem ſein Ruhm ihn der Bin 
ſeines Amtes enthoben hatte. Übrigens hat er die Klaſſe, aus der er ſtamm 
nicht ganz außer acht gelaſſen. Er widmet ihr manche Seiten ſeiner za 
reichen Werke (etwa 20 Bände), die gerade nicht große Zärtlichkeit befund« 
Die Männer der höheren Geſellſchaftsklaſſen, die er ſchildert, find im a; 
gemeinen Dummköpfe und Nullen; die ariſtokratiſchen Gutsbeſitzer linkiſe 
und beſchränkte Kerle, denen feines und edles Empfinden gänzlich mange 
Was die hohen Damen betrifft, ſind ſie womöglich noch unbedeutender a 
die Männer. Ohne jeden moraliſchen Halt und Inhalt, iſt ihr Leben den & 
ſchäftigungen mit der Toilette und dem Aufſuchen von Liebhabern, wenn nit 
dem Muckertum oder den Vorurteilen ihrer Kaſte gewidmet. Guy de Ma 
paſſant hegte einen tiefen Haß gegen die Ariſtokratie. Um den 16. Mai 18 
herum, als die reaktionären Mächte eine monarchiſche Reſtauration verſuchte 
die an der Vielheit der Thronbewerber und dem republikaniſchen Widerſtan 
ſcheiterte, ſchrieb Maupaſſant an Flaubert, um ihm ſeinen Haß und Abſch 
gegen die „gute Geſellſchaft“ zuzuſchreien, er möchte „dieſe herrlichen Kretin 
ſamt „ihren edlen Hurendamen“ untergehen ſehen. | 1 

Maupaſſant geht in ſeinen Werken jedem Tadel und Lobe ſorgfältig au 
dem Wege. Er fällt keine moraliſchen Urteile über ſeine Helden und Heldinne 
teilt keine Zenſuren aus. Um ſo leidenſchaftlicher, ungebundener iſt er in ſeine 
intimen Briefen, die teilweiſe erſt in der letzten Zeit bekannt wurden und d 
die bürgerliche Kritik, die bisher einſtimmig in der Bewunderung Maupaſſan 
war, in eine komiſche Verlegenheit ſetzen. So ſchrieb er den 10. Dezember 187 

„Ich verlange die gewaltſame Aufhebung der herrſchenden Klaſſen. 
Ich finde jetzt, daß 93 (das Jahr 1793) weichlich war, daß die Septembriſte 
mild waren, Marat lahm, Danton ein weißes Kaninchen und Robespier⸗ 
eine Taube. Da die herrſchenden Klaſſen heute ebenſo ſtupid ſind wie damalı 
jo darf man die herrſchenden Klaſſen gewaltſam aufheben.“ | 

Den 5. Juli 1878: 5 

„Paris iſt von Dummheiten, die aus allen Ecken der Welt kommen, 

überſchwemmt, daß man ſich erdrückt fühlt.“ 5 
Den 13. Januar 1879: a 
„Ich beobachte Dinge, die unſagbar find (ineffable). Je höher die Leut 

ſtehen, deſto dümmer ſind ſie. Und vor gewiſſen Erſcheinungen, die mir hie 
zu Geſicht kommen, befällt einen plötzlich die Luft, aufzuſchreien, wie bi 

Zahnſchmerzen, die uns raſend machen. O welch ſchönen Roman könnte ma 

über die Miniſterien ſchreiben.“ a 
Dieſe Worte find auf ſchönem amtlichen Papier von einem Miniſterialbeamte 

geſchrieben: Guy de Maupaſſant war damals am Marineminiſterium angeſtellt 
Den 24. April 1879: N 4 
„O Gott, wie find die Frauen dumm!“ „ 
Den 26. Dezember: | | a 
„Mir ſcheinen die einen Dinge lächerlich, lächerlich, lächerlich, die anderer 


ſind traurig, traurig, traurig; alle zuſammen ſind dumm, dumm, dumm.“ 


arles Dumas: Guy de Maupaſſant als Geſellſchaftsſatiriker. 703 


Es gibt ſtärkere Stellen, die dem Unmut des Dichters den ſchärfſten Aus⸗ 
luck geben. \ 

Als er vor dem tragiſchen Abſchluß feines Lebens Gelegenheit hatte, an 
e ſchönen Riviera die kosmopolitiſche Ariſtokratie näher kennen zu lernen, 
rieb er, wie Lumbroſo (nicht mit Lombroſo, dem Anthropologen, zu 
ewechſeln) in feinem intereſſanten Werke über Maupaſſant dokumentariſch 
zeugt, folgende von glühendem Haſſe erfüllten Zeilen: „Es iſt leicht zu kon⸗ 
tieren, daß der gegenwärtige Adel nicht an dem Adel ſeiner Ideen, wie 
ne Vorahnen von 1789, zugrunde gehen wird.“ In Cannes verkehrte er 
t den Spitzen der Ariſtokratie königlichen Blutes, vor denen die ſie um⸗ 
benden Herren und Damen der Hofetikette gemäß ganze Abende hindurch 
hen bleiben mußten. Dieſe hohe Geſellſchaft entreißt ihm folgende zornige 


yet, daß es unmöglich ſei, die königliche Vornehmheit von der bürgerlichen 
emeinheit zu unterſcheiden. Es iſt eine wunderbare, wunderbare ... wunder⸗ 
re Komödie, deren Schilderung mir ein unendliches — merken Sie ſich, ein 
wenbliches — Vergnügen wäre, wenn ich nicht Freunde, reizende Freunde 
iter den Getreuen dieſer lächerlichen Käuze (‚ces grotesques‘) hätte.“ 

| Die größte Objektivität der künſtleriſchen Darſtellung, die Maupaſſant zu 
reichen wußte, hinderte nicht, wie aus den angeführten Stellen klar hervor⸗ 


ht, daß er mit der brennendſten Leidenſchaft ans Werk ging. Nur verſtand der 
inſtler dem Menſchen ſcheinbar Schweigen aufzuerlegen. Deſto erſchütternder 
id eindrucksvoller wirken die wie aus Marmor geformten Geſtalten ſelbſt. 
Der Salonmenſch geriet manchmal in einen Konflikt mit dem gewiſſen⸗ 
iften Künſtler. „Der Herzog von Chartres“ — ſchreibt Maupaſſant — „jelbit 
ſo artig mir gegenüber, daß ich mich wahrlich nicht beſchweren kann, aber 
i (das Erzählungsbedürfnis) bringt mich in Verſuchung, es verzehrt mich... 
edenfalls konnte ich mir folgendes Prinzip bilden, das gewiſſer iſt als die 
riſtenz Gottes: Jeder, der die Unbeflecktheit ſeines Gedankens, die Unab— 
ingigkeit ſeines Urteils behalten, der das Leben, die Menſchheit, die Geſell⸗ 
haft vorurteilslos, unabhängig von Glauben und Religion ſehen will, muß 
h abjolut von dem fernhalten, was man geſellſchaftliche Beziehungen (rela- 
ons mondaines) nennt. Denn die allgemeine Dummheit iſt ſo anſteckend, daß 
an ſeine Nächſten nicht beſuchen, ſie nicht anhören und ſehen kann, ohne 
ider Willen beeinflußt zu werden durch ihre Überzeugungen, ihre Ideen, 
hre Moral der Toren. Schärfen Sie dies Ihren Kindern ein ſtatt des 
atechismus!“ Die Leute, von denen hier Maupaſſant ſpricht, bilden die Ge⸗ 
llſchaft von höchſtem Adel und königlichem Blute der ariſtokratiſchen Riviera, 
n der wunderbar ſchönen Küſte des Mittelmeeres und anderer Gegenden. 

Im allgemeinen befaßte er ſich verhältnismäßig wenig mit der Ariſto⸗ 
"atie, die ſich immer mehr mit den höheren Schichten des Bürgertums ver⸗ 
hmilzt: die kapitaliſtiſche Entwicklung läßt lediglich die Hierarchie des Be⸗ 
zes beſtehen. Maupaſſant war ſich dieſer Wandlung bewußt. Und in ſeiner 
leiſterhaften Novelle „Fettkugel“ („Boule de Suif“) läßt er abſichtlich einen 
lriſtokraten, einen ländlichen Großgrundbeſitzer, einen Großinduſtriellen und 
men reich gewordenen Schankwirt zuſammen auftreten: ſie unterliegen alle 
emſelben Fluche der Lächerlichkeit, des Egoismus und der Heuchelei. „Ob⸗ 
»ohl aus verſchiedenen Geſellſchaftsſchichten ſtammend“ — erklärt Mau⸗ 
aſſant — „fühlten fie ſich brüderlich verwandt durch das Geld, als An⸗ 
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gehörige des großen Freimaurerbundes der Beſitzenden ...“ Der Beſitz b. 
dingt eine beſondere Pſychologie, beſtimmte Vorurteile, eine beſtimmte Denkungs 
art und Empfindungsweiſe. Maupaſſant gibt uns einige ſcharf gezeichnet 
typiſche Vertreter dieſer Geldpſychologie. | e 

Der Reichtum läßt jeden anderen Geſellſchaftsunterſchied in den Hinter 
grund treten. Der Geldbeſitz wird zum geſellſchaftlichen Merkmal der Bom 


geoiſie, ihr ganzes Trachten und Sinnen. Um ihre Pſychologie kennen z 
lernen, müſſen wir die Mittel und Wege ſtudieren, die ſie in ihrem Kampf 
um das Geld benutzt. In denjenigen Werken, die eine ſoziale Grundlag 
haben, ſucht er den Einfluß des Geldes auf die intimen Verhältniſſe de 
Lebens zu ſchildern. Der Gegenſatz von Geld und Liebe oder genauer di 
Vorherrſchaft des Geldes in der Ehe und den Geſchlechtsverhältniſſen de 
bürgerlichen Welt erregt ſeine beſondere Aufmerkſamkeit. Zwei bedeutend 
Werke: „Ein Leben“ („Une vie“) und „Bel Ami“ behandeln dieſen Gegen 
ſtand. Das erſtere bietet uns ein rührendes Bild des traurigen Schickſal 
einer Frau, die aus „Geldrückſichten“ an einen Mann verheiratet wurde, der 
ſie nicht liebt. Es iſt die Geſchichte ſtiller, aufzehrender, alltäglicher Leiden 
die allmählich eine Exiſtenz zugrunde richten. Nicht ſelten kommen in feiner 
Werken derartige Weſen vor, deren Herz nie wahre Liebe gekannt hat un 
auf immer gebrochen iſt, weil es unbarmherzig auf dem Altar jener Mach 
geopfert wurde, die Paul Lafargue „Gott Kapital“ nannte. Sie ſcheinen eir 
gewöhnliches Leben zu führen, wie alle anderen Menſchen; nichts befonder: 
Auffallendes in ihren Reden, in ihrem Auftreten. Das iſt aber nur Schein 
Es ſind die Lebensverlorenen, die einſamen Seelen, von einer ſchrecklicher 
Einſamkeit, derjenigen, die Maupaſſant bis zum Wahnſinn erſchreckte. Nichte 
iſt ihnen im Leben etwas wert. Es bleibt ihnen nichts übrig, als aus den 
Leben zu ſcheiden — ſich vom Leben zu befreien. Dieſe Löſung zeigt a 
ſelbſt in der kurzen und traurigen Novelle: „Der erſte Schnee“ („Premiere 
Neige“). In Nizza auf einer Bank ſitzt eine Pariſerin. Man hat fie im 
letzten Jahre an einen Gutsbeſitzer „aus der Provinz“, genauer an ſein Ver 
mögen, verheiratet. Sie hatte ein „Nein“ im Sinne, ſagte aber „mit einer 
Kopfbewegung Ja, um dem Vater und der Mutter nicht weh zu tun“. Und 
fie ſiedelte in das große Schloß in der Normandie über, wo ſie ſo kalt, je 
kalt hatte, daß fie nie wußte, ob es vom Winter oder von der Leere des 
Herzens kam. Aber fie huſtete nicht. Und fie wollte huſten, um heil bedürftig 
zu ſein. Während einer Nacht ging fie durch den Schnee. Nun erkrankte fie 
ſchwer an der Lunge. Man ſchickte ſie an die ſüdliche Sonne der Riviera. 
Auf der Bank ſitzend ſchaut ſie auf das Meer und träumt. Sie hat einen 
Brief vom Manne erhalten, der ihr „den erſten Schnee“ in der Normandie 
ankündigt. Und ſie lächelt in dem Gedanken, daß ſie nun dorthin nicht 
zurück dürfe. „Sie wird ſterben, ſie weiß es, und ſie iſt glücklich.“ ei 

Es gibt auch andere Opfer. Herr Parent wurde ſeines Geldes wegen ge 
heiratet. Seine Frau betrügt ihn, lacht ihn aus und lebt mit einem anderen 
Wieder „eine einſame Seele“, zum „phyſiſchen und moraliſchen Martyrium“ 
verdammt. Er wurde „ein armer Alter, ohne die Möglichkeit einer Freude, 
der nichts von niemand erwartete. Er mochte die verſchiedenſten Länder durch⸗ 
wandern, durch alle Straßen laufen, alle Häuſer betreten, alle Zimmer 
öffnen — hinter keiner Tür begegnete er einem lieben Geſicht einer Frau 
oder eines Kindes, das ihm lächelte. Dieſer Gedanke plagte ihn beſonders, der 
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danke einer aufgetanen Tür, hinter der man jemand findet, um ihn zu um⸗ 
men.“ 
| Die Schlechtigkeit der Geſellſchaft rächt ſich — aber leider nicht bloß an 
in „Schuldigen“. Die Unſchuldigen werden in Mitleidenſchaft gezogen. Die 
glücklichen Maupaſſants ſind faſt nie ſelbſt an ihrem Unglück ſchuld. Sie 
id Opfer der Verhältniſſe. Sie leiden, weil ſie in einer Geſellſchaft leben, 
der es keinen Platz für die Menſchlichkeit und Güte gibt. Ihr größtes 
iglück beſteht, wenn nicht direkt in ihrer ökonomiſchen Lage wie bei dem 
errn Parent, ſo doch darin, daß ſie ungenügend für den harten Kampf 
aus Daſein bewaffnet ſind („Le Pere Soupe“, „Boule de Suif“, „L’abbe 
zudint“ und andere). 
Das Geld führt zu Niederträchtigkeiten. Nirgends hat er die infamen 
zirkungen des Geldhungers mit ſo kalter Ironie geſchildert wie in der „Erb— 
haft“ (, L'Heritage“). Ein junger Mann, ein Angeſtellter eines Miniſteriums, 
iratet ein junges Mädchen, das eine ſehr reiche und ſehr alte Tante hat. 
ieſe vermacht ihrer Nichte eine Million, allein mit der Bedingung, daß das 
nge Paar ein Kind beſitzt. Das junge Paar iſt aber kinderlos. Durch weſſen 
chuld? Es ſcheint, es ſei die des Mannes. Dieſes Mißgeſchick wurde unter 
n Kollegen im Miniſterium bekannt. Man machte ſich über den Unglück⸗ 
hen luſtig, und er war nahe dabei, mit einem Kameraden dieſer delikaten 
katerie wegen in Händel zu geraten. Der Kamerad machte die boshafte 
emerkung: „Ich brauchte fünf Minuten, um ſo etwas fertig zu kriegen.“ 
ie Feindſchaft dauerte aber nicht lange. Sie verwandelte ſich bald in eine 
reundſchaft, die ſich ganz intim geſtaltete. Der Kollege bekam freundſchaft⸗ 
chen Zutritt ins Haus des jungen Paares — und Madame wurde von der 
köglichkeit eines bevorſtehenden erfreulichen Ereigniſſes überraſcht: fie wird 
utter werden und zugleich Inhaberin der erſehnten Erbſchaft. Um jeden 
chatten eines Verdachtes zu entfernen, bat man den Freund, ſeine Beſuche 
nzuftellen. Als der Mann die erfreuliche Nachricht erfuhr, konnte er nur 
jweigend die Hand der klugen und zarten Frau drücken. Die Geburt des 
indes wurde mit dem ganzen Prunke reicher Emporkömmlinge gefeiert. Bloß 
n unbedeutender Zwiſchenfall ſtörte für einen Augenblick die Feſtſtimmung. 
ls ſich die Hausfrau mit den Gäſten nach dem Diner auf einem Spazier⸗ 
ing befand, riefen ihnen zwei Freudenmädchen zu: „O, o, anſtändige Damen, 
ir können Ihnen einen Mann abtreten, und zwar zu einem billigen Preiſe!“ 
kadame wendet ſich zu ihren Gäſten: „Gehen wir! Dieſe Kreaturen find zu 
lederträchtig!“ Und fie entfernten ſich .... | 
Und die Familie Leſable (jo heißen die Helden der „Erbſchaft“) wird ein 
bares Bürgerleben führen, die Achtung ihrer Umgebung genießen, auf die 
rbeiter ſchimpfen, die nicht arbeiten und alles haben wollen, ohne daß ihr 
mals ihre eigene Schande zum Bewußtſein kommt. 
N Mit der ihm eigenen Meiſterſchaft führt Maupaſſant manche Bauern⸗ 
guren vor. Wie die Bourgeois, ſind auch die Bauern habſüchtig. Die Höhe 
rer Geiſtesentwicklung entſpricht den geringen Beſitzverhältniſſen. Ihr Weſen 
ber äußert ſich in zwangloſerer, ungeſchminkter Form. Dieſer Zug der bäuer⸗ 
chen Habſucht wird in der kleinen Novelle „Das Geſtändnis“ in ſcharfer 
Befe gezeichnet. Die Tochter einer Bäuerin muß der Mutter ihre Schwanger⸗ 
haft geſtehen. Nachdem die Bäuerin der Tochter zu Ehren der Moral eine 
hrfeige verabfolgt hat, erkundigt ſie ſich nach dem Mitſchuldigen. ei iſt 
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der Fuhrmann, der die Bauern für jechs Sous in die Stadt zum Mark 
bringt. „Ich habe die Fahrt nicht bezahlt!“ fügte die Tochter hinzu. I 
die Mutter wird plötzlich weich. Sie dachte an die zahlreichen Fahrte te 
während deren die ſechs Sous erſpart würden, und bemerkte zum Schluſ 
„Sage ihm aber nicht, daß du ſchwanger biſt: ich werde durch ſechs oder ad 
Monate das Fahrgeld erſparen!“ Maupaſſants Bauern find ungehobelt 
natürliche Bourgeois. Die Armen auf dem Lande, die ebenſo beſitzlos fin 
wie Urmenſchen, ſtehen dieſen auch in ihrer Geiſtesentwicklung nahe. Do 
unterſcheidet ſich der habſüchtige unbemittelte Bauer vom reichen Geldbourgeo 
durch den Ernſt ſeiner Exiſtenzſorgen, ſeines Kampfes um das mühſelige Da 
ſein: „Wenn man das ganze Leben gearbeitet hatt, tritt ein Augenbiſf si 
wo man merkt, daß man auch etwas anderes tun könnte.“ 

Nie hat ein Sozialiſt ein ſo hartes Urteil über die kapitaliſtiſche Ge 
ſchaft gefällt wie Guy de Maupaſſant in ſeiner phantaſtiſchen Novelle, in de 
die Toten während der Nacht aus ihren Gräbern ſteigen, das lügenhafte Lo 
aus den Grabinſchriften ausſtreichen und mit feurigen Buchſtaben ihre Leben 
wahrheit zeichnen: „Alle zuſammen waren ſie Henker ihrer Mitmenſchen, vo 
Haß, Heuchler, Lügner, Verleumder, Neidharts — alle dieſe guten Bite 
treuen Frauen, ergebenen Kinder, jungen Mädchen, unſchuldigen Jungfrauen 
ehrlichen Kaufleute, alle dieſe ‚Zugendhaften‘ — ſie fchrieben alle zu gleich. 
Zeit auf die Schwelle ihrer ewigen Ruheſtätte die grauſame, ſchreckliche un 
heilige Wahrheit, die alle Welt nicht kennt oder nicht zu kennen heuchelt.“ ö 

Doch war Guy de Maupaſſant ein bürgerlicher Ariſtokrat, kein Sozialii 
Wahrſcheinlich blieb ihm die größte gejchichtliche Bewegung des neunzehnte 
Jahrhunderts fremd. Er kannte die Arbeiterklaſſe nicht, da er in einem gar 
anderen Milieu lebte. Nichtsdeſtoweniger, wenn man von einigen Schlag 
worten abſieht, ſprach er immer mit Sympathie vom niederen Volke, wen 
er darauf zu ſprechen kam. In den wenigen Novellen, in denen er die Arbeite 
ſchildert, behandelt er aber eher banale Tagesbegebenheiten, als tiefere 
Proletarierleben. Einem wandernden Bauarbeiter, der durch Sturm un 
Regen marſchiert und drohend ſeine Fauſt in der Richtung unbekannte 
Mächte erhebt, legt er folgende Worte in den Mund: „Ich habe nun nid 
mehr das Recht zu leben ... da man mich verhungern läßt ... ich verlangt 
lediglich Arbeit. . „Schweinepack! Ich habe das Recht zu leben, da ich frei atm 
da die Luft allen gehört. Man hat nicht das Recht, mich brotlos zu laſſen! 

Aber nicht in dieſen Schilderungen liegt die Hauptbedeutung des Leben 
werkes Maupaſſants. Er malte ein erſchütterndes Bild der heutigen, au 
Egoismus und Klaſſenintereſſen aufgebauten Geſellſchaft. Er war ſtren 
objektiv. Man hat ihn als einen Amoraliſten hinzuſtellen geſucht. Aber de 
Amoralismus Guy de Maupaſſants iſt, wie der des Marxismus, bloß ei 
ſcheinbarer. Die moraliſche Verurteilung wird bei dem genialen Künſtle 
nicht nach metaphyſiſcher Art von außen her ins Leben berge 
ſondern ſie ergibt ſich dialektiſch aus der Bewegung des Lebens ſelbſt. E 
werden keine moraliſchen Etiketten an die Lebenserſcheinungen angehäng 
Die Menſchen und ihre Handlungen werden nicht mit dem Bruſtton mora 
liſcher Entrüſtung im Namen der ewigen Wahrheiten verdonnert, ſondern de 
Lebensinhalt ſelbſt iſt es, was abſtoßend wirkt. Haß und Liebe, Zorn 
Ekel kriſtalliſieren ſich zu unſterblichen Lebenstypen. Das Ganze E 
Hum ſo erſchütternder, um ſo nachhaltiger, um fo tiefer und aufrichtiger. Ohn ö 
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zendwelche Vergleiche und Analogien erinnert dieſe dialektiſche, lebendige 
oral an die Kritik der kapitaliſtiſchen ausbeutenden Geſellſchaft im 
kapital“ von Karl Marx, das ein bürgerlicher Schriftſteller trotz des Um⸗ 
nges und des objektiv wiſſenſchaftlichen Charakters dieſes Werkes die grau⸗ 
imjte antikapitaliſtiſche Schmähſchrift nannte. Guy de Maupaſſant ſpricht 
13 Todesurteil der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft, indem er als genialer Künſtler 
fach das gezeichnet hat, was iſt. 


Polenfrage und Sozialdemokratie. 

Von Julius Bruhns. 
| ; I. ; 
Die „Polenfrage“, das heißt der mehr wie ein Jahrhundert dauernde 
ımpf der Polen um ihre nationalen Rechte, beziehungsweiſe ihre nationale 
elbſtändigkeit und Wiedervereinigung hat an Intereſſe für die Demokratie 
id insbeſondere für das revolutionäre Proletariat im Laufe der letzten Jahr⸗ 
ynte unleugbar erheblich verloren. Die Urſachen dieſer Erſcheinung hat 
zutsky ſchon vor geraumer Zeit dargelegt („Neue Zeit“, 1895/96, II); feine 
effenden Ausführungen haben meines Wiſſens keine Widerlegung gefunden 
id gelten heute in verſtärktem Maße. Die politiſche Entwicklung hat den 
über ſehr großen Wert der Wiederherſtellung eines ſelbſtändigen Polenreichs 
8 Bollwerk eines freien Europa gegenüber dem ruſſiſchen Abſolutismus wie 
3 Bollwerk gegen den einſt äußerſt gefährlichen Panſlawismus faſt ver⸗ 
winden laſſen. Und die polniſchen Revolutionäre einer früheren Epoche, 
e in jeder revolutionären Erhebung des weſtlichen Europa eine tätige, oft 
tende Rolle ſpielten, ſie ſind verſchwunden. 

Mit der Feſtſtellung jener Wandlung ſoll natürlich nicht geſagt ſein, daß 
mmehr die Polenfrage die Demokratie oder richtiger die Sozialdemokratie, 
e einzige konſequente Vertreterin der demokratiſchen Grundſätze, überhaupt 
cht mehr oder auch nur weniger angehe, als zur Zeit der Gründung der 
ſten Internationale. Wie damals, ſo kämpft heute noch die klaſſenbewußte 
rbeiterſchaft für die Rechte und Freiheiten aller Unterdrückten, handle es ſich 
n eine Klaſſe, eine Nation, eine Raſſe, ein Geſchlecht oder eine Partei. Und 
rade als Klaſſenbewegung hat die Sozialdemokratie heute noch wie je zuvor 
a lebhaftes Intereſſe an der Einigung und Unabhängigkeit jeder Nation, 
mn dieſe find von hoher Bedeutung für die kraftvolle Führung des Klajjen- 
mpfes, jo wichtig und wertvoll wie die politiſche Freiheit einer Nation. 
Die deutſche Sozialdemokratie hat jedoch ſo viele Aufgaben zu erfüllen, mit 
vielen Gegnern zu kämpfen, daß es ganz erklärlich iſt, wenn ſie nicht alle 
ufgaben mit gleicher Kraft erfaßt, nicht alle Gegner mit gleicher Heftigkeit 
kämpft. Zu den etwas abſeits liegenden Gegenſtänden der Bekämpfung 
ihlte bisher ganz unbeſtreitbar der „Hakgtismus“. Gewiß hat gelegentlich 
m Kampf auch gegen dieſen Wa der preußifchen reaktionären Politik 
e ſozialdemokratiſche Reichstagsfraktion mit Nachdruck geführt. Aber manche 
effliche Gelegenheiten, ihn noch und ihn noch beſſer zu führen, find un- 
mußt geblieben. Der Kampf unſerer Parteipreſſe gegen jene Politik war noch 
er; unzureichender — aus den oben angeführten Gründen wie aus 
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Umftänden auch die Maſſe der Partei nicht in dem Grade an der Bekäm; 
jener Polenpolitik intereſſiert war, wie es ihre Bedeutung erfordert hätte, 
wenn nicht gerade gleichgültig, ſo doch ohne rechtes Verſtändnis gegenübe 
ſtand, kann nicht wundernehmen. Ohne volle und verſtändnisvolle Antei 
nahme der Maſſe iſt aber auch in dieſer Frage der Kampf mit Erfolg nid 
zu führen. Eine Anregung zur beſſeren Erfüllung dieſer unſerer Aufgabe we 
daher ſehr erwünſcht. Sie iſt denn auch erfolgt, und zwar von einer Seil 
von der ſie nicht erwartet wurde. 0 | 
Die neuen Polengeſetze: das preußiſche Enteignungsgeſetz und d 
Sprachenparagraph im Reichsvereinsgeſetz, haben in erſter Reihe die Wi 
kung gehabt, die Polenfrage wieder in den Mittelpunkt des proletari 
politiſchen Intereſſes zu ſtellen, den Maſſen der deutſchen Arbeiter die gr 
Bedeutung der Frage offen zu zeigen. Sie zeigten uns nicht nur wie 
einmal klar unſere Pflichten als Demokraten gegenüber einem unerhört ve 
folgten Volke, nein, ſie offenbarten uns auch, daß dieſe Unterdrückungspolit 
die Intereſſen der ganzen deutſchen Arbeiterklaſſe in gefährlicher Weiſe bedro 
Dieſe erſte Wirkung der neueſten Blüten der Polenpolitik, von ihren b 
ſchränkten Vätern nicht vorausgeſehen und gewiß nicht gewollt, muß, wer 
ſie nachhaltig iſt, den Erfolg dieſer Polenpolitik in Zukunft viel mehr 
fährden, wie das die rein nationale Gegenwehr nur immer zu tun vermöcht 
Es wird an uns fein, dieſe Wirkung lebendig zu erhalten und damit für d 
Arbeiterbewegung ſowohl wie für das polniſche Volk im Deutſchen Reic 
beziehungsweiſe in Preußen die größtmöglichen Vorteile herauszuholen. 
Das polniſche Proletariat Preußens iſt nicht nur in ſeinem Klaſſen 
intereſſe, ſondern auch in ſeinen nationalen Intereſſen ganz und au 
ſchließlich auf die Sozialdemokratie angewieſen. Wie jämmerlich bisher ſe 
einziger bürgerlicher Helfer im Kampfe um ſeine nationalen Rechte, de 
Zentrum, beſtanden hat, iſt bekannt. Als es in der Macht ſaß, hat es de 
Polenvolk geradezu verraten. Die ganze Hilfloſigkeit der nationalpolniſche 
Bewegung und ihrer bürgerlichen Führer offenbart ſich in der Tatſache, de 
man nunmehr, da das Zentrum für eine Spanne Zeit ſehr gegen je 
Willen Oppoſition ſpielen muß, ſchleunigſt wieder unter die „ſchützender 
Fittiche dieſer Partei kriecht. Auch in den Kreiſen des polniſchen Bürgertun 
kommt man mehr und mehr zu der Überzeugung, daß der ſkandalöſen pol 
tiſchen und nationalen Zurückſetzung und Unterdrückung der Polen in Preuß 
erſt ein Ende gemacht werden wird, wenn es der Sozialdemokratie gelung 
iſt, demokratiſche Zuſtände an Stelle der jetzigen Junker⸗ und Bureaukrate 
deſpotie zu ſchaffen. Wenn man ſich trotzdem ſcheut, der Sozialdemokratie i 
politiſchen Kampfe auch nur den kleinen Finger zu reichen, wenn man fi 
vor jeder ernſthaften Teilnahme am preußiſchen Wahlrechtskampf gerade 
feige drückt, wenn man die Sozialdemokratie in der Preſſe und in Verſamr 
lungen mit einer Flut von Verleumdungen überſchüttet, ſo erklärt ſich de 
alles aus der unbändigen Furcht dieſer bürgerlichen Kreiſe, die polniſche 
Arbeiter, die ungeheure Mehrheit des polniſchen Volkes, an die Sozialdem 
kratie zu verlieren. „ 
Unſere Aufgabe in der Polenfrage iſt in allererſter Linie in d 
Tat: Gewinnung des arbeitenden polniſchen Volkes für die Sozialdem 
kratie. Und es iſt der weſentliche Zweck dieſer Zeilen, über dieſe ebenſo wie 
tige wie ſchwierige Aufgabe einiges zu ſagen. Über die beſondere Polenfra 
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ir. ſozialdemokratiſchen Partei: „Wie gewinnen wir das polniſche Prole⸗ 
riat?“ zu deutſchen Parteigenoſſen zu ſprechen, war bisher nicht ſehr dankbar. 
chuld daran tragen zwei Dinge: einmal die äußerſt beſcheidenen Reſultate 
r bisher geleiſteten Aufklärungsarbeit unter den Polen, und zweitens die 
lederholten Unſtimmigkeiten zwiſchen polniſchen und deutſchen Parteigenoſſen. 
n der Tat, was das erſtere angeht, jo find die bisherigen Ergebniſſe der 
zialiſtiſchen Agitation in der polniſchen Arbeiterſchaft von niederdrückender 
eringfügigkeit geweſen. Seit mehr wie zwei Jahrzehnten wird dieſer Kampf 
iter verhältnismäßig ſchweren Opfern an Geld wie an Freiheit und Glück 
hlreicher Parteigenoſſen geführt, und das Reſultat iſt, daß ſchon errungene 
hr beſcheidene Fortſchritte zum Teil wieder verloren gegangen ſind, daß wir 
letzten Jahrzehnt keinen Schritt vorwärts gekommen ſind. An ſozialdemo⸗ 
atiſchen Stimmen bei den Reichstagswahlen in der Provinz Poſen und in 
m acht Wahlkreiſen Oberſchleſiens mit vorwiegend polniſcher Bevölkerung 
urden abgegeben 1898 27839, 1903 33041, 1907 22816. Dabei ſtecken in 
eſen mehr wie beſcheidenen Ziffern noch die Stimmen von mehreren tauſend 
eutſchen ſozialdemokratiſchen Wählern, die in den genannten Hauptgebieten 
reußiſch⸗Polens leben. Das „prophetiſche“ Wort des Erzbiſchofs Stablewski 
m Poſen: „Der Sozialismus klopft vernehmlich an die Tore Poſens“ fiel 
n Jahre 1893, die folgenden fünfzehn Jahre aber haben es nicht wahr 
macht, weder für Poſen noch für Oberſchleſien, und nicht den Optimismus 
rechtfertigt, mit dem es im Parteivorſtandsbericht zum Kölner Parteitag 
393 heißt: „Ein Parteitag der polniſchen Sozialdemokraten im September 
ieſes Jahres in Berlin, welcher ſich ſpeziell mit der Schaffung einer polniſchen 
garteiorganiſation befaßte, war auch aus der Provinz ſehr gut beſucht und 
om beſten Geiſte beſeelt. Freilich haben gerade dieſe Genoſſen ein außer⸗ 
rdentlich ſchweres Werk zu vollbringen. Bei der Begeiſterung aber, welche 
den Reihen unſerer polniſchen Genoſſen für die Sache der Sozialdemo⸗ 
zatie herrſcht, hegen wir keinen Zweifel, daß ſie ihr Ziel erreichen werden.“ 
Was iſt die Urſache des äußerſt langſamen Fortſchritts wie des darauf⸗ 
Agenden Stillſtandes oder gar Rückſchritts der polniſch⸗ſozialiſtiſchen Be⸗ 
hegung in Preußen? Darüber iſt manches zu jagen. Beim Polen ſcheint 
n und für ſich der Sinn für Organiſation ſchwächer entwickelt wie beim 
zermanen. Das mag der Pole mit dem Romanen gemein haben, dem er 
uch in anderen Punkten ähnlich iſt. Der geiſtige und kulturelle Tiefſtand des 
roletariſchen Polen macht ihn für die ſozialiſtiſchen Ideen beſonders ſchwer 
mpfänglich, macht ihn dafür aber auch zum treueſten Sohne der katholiſchen 
irche, zum willenloſen Sklaven ihrer Diener. In Preußen gilt das beſonders 
ür die oberſchleſiſche Bevölkerung. Das ſchwerſte Hindernis, auch für den 
atelligenten polniſchen Proletarier, zum Klaſſenbewußtſein zu kommen, iſt 
ann der ſtändige Kampf gegen die nationale Bedrückung. Die Zahl der 
ozigliſtiſch denkenden und zur Propagierung der ſozialiſtiſchen Ideen fähigen 
olniſchen Arbeiter iſt auch heute noch recht gering. Auf Zuzug aus ge 
ildeten bürgerlichen Kreiſen aber kann die polniſch⸗ſozialiſtiſche Bewegung 
loch auf lange hinaus nicht rechnen. Alles wirft ſich auf den nationalen 
tampf, die ſozialen Fragen werden faſt völlig vernachläſſigt. Das ſchadet der 
olniſchen Arbeiterklaſſe ebenſoſehr, wie es der Bourgeoiſie, der polniſchen 
vie der deutſchen, Vorteile bringt. Die polniſche Bourgeoiſie lenkt die Augen 
pes polniſchen „Brüder“ im Arbeitskittel von ihren Klaſſenintereſſen ſtändig ab, 
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hypnotiſiert ſie geradezu mit der immer wiederholten Forderung: „Vereinigun 
aller Klaſſen gegenüber dem gemeinſamen Feinde, dem Feinde unſerer Nation. 
Auf der anderen Seite führt der Hakatismus mit ſeiner Zwangs 
germaniſation eine geiſtige Verwüſtung und Verkrüppelung de 
polniſchen arbeitenden Volkes in Preußen herbei, wie ſie ärger un 
verwerflicher nicht gedacht werden können. Auch nichtſozialdemokratiſch denkend 
Leute müſſen das erkennen und, wenn auch widerwillig, zugeben. Es iſt bi 
zeichnend für die gerühmte preußiſche Kultur, daß ſelbſt katholiſche Geiſtlich 
deutſcher Nationalität ſcharf gegen die oberſchleſiſche Volksſchule au 
treten, weil dieſe infolge ihrer völligen Ausſchaltung, ihrer Herabwürdigun 
der polniſchen Sprache, der Mutterſprache der Schüler, nicht bildend, ſonder 
geradezu geiſtig verwüſtend wirke. | 
Trotz all dieſen äußerſt ungünſtigen Umſtänden könnte der Sozialis 
mus im polniſchen Volke Preußens erheblich weiter fortgeſchritte 
ſein. Die gute Gelegenheit zu ſolchem Fortſchritt bot ſich der Sozialdemo 
kratie — ſie wurde von ihr aber leider nicht benutzt. 4 
Ich will dieſe Behauptung zu begründen ſuchen. = 
Die politiſche Partei der Polen war bis vor anderthalb Jahrzehnte 
völlig beherrſcht von den polniſchen Junkern, der „Hofpartei“. Die wirtſchaft 
liche Entwicklung und Erſtarkung des polniſchen Bürgertums, das haupt 
ſächliche, wenn auch ganz unfreiwillige, ungewollte Verdienſt der preußiſchen 
Polenpolitik, ließ darin allmählich eine Wandlung eintreten. Die wirtſchaft 
lichen und, ſoweit nicht nationale Fragen in Betracht kamen, auch die poli 
tiſchen Intereſſen der polniſchen Geſchäftsleute, Handwerker und Arbeite 
waren vielfach denen der polniſchen Großgrundbeſitzer gerade entgegengeſetzt 
Und ſelbſt in nationalen Fragen war das Auftreten der Junker meiſt ſe 
ſchwächlich, daß es dem immer ſtärker werdenden polniſchen Kleinbürgertun 
und Arbeitern durchaus nicht genügte. So entwickelte ſich im eigentlicher 
„preußiſchen Anteil Polens“, in Poſen und Weſtpreußen, eine radikale Rich 
tung, und es kam zu heftigen Zuſammenſtößen zwiſchen der „Hofpartei“, der 
konſervativen polniſchen Junkern, und der „Volkspartei“, den demokratiſcher 
Kleinbürgern und Arbeitern. Dieſe Kämpfe, die auch heute noch, und zwar 
ſehr heftig, fortgeſetzt werden, brachten der radikalen Richtung großen Erfolg 
eine ſtarke Verbreitung einiger ihrer Preßorgane und mehrere Reichstags⸗ 
mandate, zu einer Trennung der Polenpartei aber führten ſie trotz der dor: 
handenen ſtarken Gegenſätze bis heute nicht. Der gemeinſame Feind nötigte 
zum Maßhalten in den inneren Kämpfen, die Junker ſahen ſich gezwungen, 
der immer ſtärker werdenden Volksbewegung Konzeſſionen zu machen, die 
demokratiſchen Abgeordneten in der Polenfraktion feſtzuhalten, ebenſo wie 
dieſe nicht ohne größten Schaden für die nationale Sache ſich von ihren kon⸗ 
ſervativen Nationalgenoſſen losmachen konnten. u. 
Bei den vorwiegend agrariſchen Verhältniſſen der eigentlichen polniſchen 
Provinzen und dem dadurch bedingten Übergewicht der konſervativen Elemente 
ſah ſich die demokratiſche Richtung veranlaßt, ſich nach weiteren in Angriff 
zu nehmenden Gebieten umzuſehen. Auch der immer erbittertere Kampf gegen 
die nationalen Unterdrücker zwang dazu, alle Angehörigen der Nation mit zu 
engagieren, zu vereinigen. Da lag nichts näher, als Oberſchleſien zu er⸗ 
obern. Hier war in mehreren Kreiſen Kleinbauern⸗ und Kleinbürgertum, 
im oberſchleſiſchen Induſtriebezirk aber eine zahlreiche Arbeiterſchaft zu 
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winnen. Bisher hatten dieſe Schichten willenlos, einer jahrzehntelangen 
ewohnheit wie dem ſtarken Einfluß der Geiſtlichkeit folgend, die Vertretung 
der politiſchen Intereſſen dem Zentrum überlaſſen. Die oberſchleſiſche 
cbeiterſchaft aber war von dumpfer Unzufriedenheit erfüllt mit den unerträg⸗ 
hen wirtſchaftlichen Zuſtänden, dem ſchweren Drucke der übermütigen Herren 
id der ganz unzureichenden Vertretung der eigentlichen Arbeiterintereſſen 
urch das Zentrum. Die unklare oppoſitionelle Stimmung der Arbeitermaſſen 
aß ſchon Mitte der neunziger Jahre den Boden für die Sozialdemokratie 
wbereitet erſcheinen. Das zeigten deutlich die 1898er Reichstagswahlen. 
on 970 Stimmen im Jahre 1893 ſtiegen unſere Stimmen im oberſchleſiſchen 
nduſtriebezirk 1898 plötzlich auf 20150! Dabei war von einer planmäßigen 
id tiefgehenden Wahlagitation unſererſeits keine Rede. Der ſeit einem Jahre 
1 Bezirk tätige Genoſſe Dr. Winter konnte ſie mangels jeder Organiſation 
id überlaſtet mit allen möglichen Arbeiten nicht leiſten und hat ſie nicht 
leiſtet. Nur in einer nicht großen Anzahl Orte des Bezirkes wurde ein 
polniſcher und deutſcher Sprache geſchriebenes Flugblatt verbreitet, und es 
irkte wie ein Lauffeuer, wie ein Funke im Pulverfaß. Was nicht mehr dem 
entrum folgte, marſchierte unter der ſozialdemokratiſchen Fahne, national⸗ 
olniſche Stimmen gab es im Induſtriebezirk keine, im ganzen Bezirk ganze 40! 
Wenn die Sozialdemokratie hier eingeſetzt, wenn ſie planvoll und mit Auf⸗ 
ietung all der erheblichen Mittel gearbeitet hätte, die ſpäter (zu ſpät leider!) 
ir den Bezirk aufgewendet wurden und noch aufgewendet werden, es wäre 
er radikalpolniſchen Richtung ganz unmöglich geworden, die alles beherrſchende 
stellung zu gewinnen, die fie jetzt in Oberſchleſien einnimmt. Aber leider 
egriffen damals weder die deutſchen noch die polniſchen Genoſſen die günſtige 
situation, fie ließen fie in zweckloſem Hader miteinander ungenutzt vorüber⸗ 
ehen und die demagogiſchen Nationalpolen die Ernte hereinholen. Wir 
mußten erſt unſere eigene, interne „Polenfrage“ löſen. Dieſe iſt oder war 
jelmehr die Frage, in welchem Verhältnis die polniſchen Sozialdemokraten 
Preußen zu den Deutſch ſprechenden Sozialdemokraten ſtehen ſollten, die ver⸗ 
hwindend kleine Gruppe polniſcher Parteigenoſſen zu der ſchon damals 
darken ſozialdemokratiſchen Geſamtpartei. Die wenigen Genoſſen polniſcher 
kationalität waren zunächſt Mitglieder der Geſamtpartei, in den Organi⸗ 


ationen ihrer Wohnorte organiſiert. Die Begründung des polniſchen Partei⸗ 
latts „Gazeta Robotnicza“ ging von deutſcher Seite aus. Dem Partei⸗ 
ag in Halle (1890) lagen zwei dahingehende Anträge vor, einer von den 
ZJromberger, der andere von den Breslauer Genoſſen kommend. Der letztere 
vollte das polniſche Blatt ſogar für die öſterreichiſchen und ruſſiſchen Polen 
nit herausgegeben haben. Die Anträge wurden ohne beſondere Erörterung 
dem Parteivorſtand zur Erledigung überwieſen, und dieſer veranlaßte um⸗ 
gehend die Herausgabe des polniſchen Parteiblatts. Aber ſchon 1893 empfanden 
die polniſchen Genoſſen das Bedürfnis, ſich ganz ſelbſtändig zu organiſieren, 
ur Geſamtpartei nur noch in einem freundnachbarlichen Verhältnis zu bleiben. 
Die Gründung der beſonderen Polniſch⸗Sozialiſtiſchen Partei (F. P. 8.) 
vurde auf dem Kölner Parteitag 1893 vom Genoſſen Nikulski als „aus tak⸗ 
iſchen und politiſchen Gründen erfolgt“ erklärt und vom Parteitag ohne 
Widerſpruch entgegengenommen. Der Parteitag überwies zugleich eine Reſo⸗ 
ution an die ſozialdemokratiſche Reichstagsfraktion zur Erwägung, in der der 
ungeſchmälerte Gebrauch der Mutterſprache für alle Reichsaugehörigen gefordert 
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wurde und zugleich — unter Anerkennung des Deutſchen als Amtsſprach 
daß die Sprache, deren ſich die nichtdeutſche Bevölkerung eines Bezirkes hi 
diene, als gleichberechtigte Unterrichts⸗ und Gerichtsſprache anerkannt werd 

Die Trennung von den deutſchen Genoſſen war nicht wegen Verſchieder 
heiten in den grundſätzlichen Anſchauungen erfolgt. Die P. P. 8. nahm da 
Erfurter Programm als das ihrige an und hat daran bis auf den heutige 
Tag feſtgehalten. Die „taktiſchen und politiſchen Gründe“ zur Trennung be 
ſtanden darin, daß man einmal ſo beſſer den Angriffen der polniſchen Natie 
nalen begegnen zu können glaubte, die die polniſchen Sozialdemokraten nich 
als ſolche, ſondern als zu den „Deutſchen“ gehörend bezeichneten, und dann 
weil man meinte, als ſelbſtändige Partei werde man wirkungsvoller die Unter 
drückungspolitik der Regierung bekämpfen können. Mehrere Jahre arbeiteten 
denn auch die polniſchen Genoſſen ungeſtört ſelbſtändig, allerdings materiel 
fortdauernd von der deutſchen Partei unterſtützt. Ein zum Breslauer Partei 
tag 1895 von Berlin geſtellter Antrag, auch den Vorſtand der polniſchen 
Organiſation Rechenſchaft über ſeine Tätigkeit geben zu laſſen, fand nich 
einmal die zur Beratung erforderliche geſchäftsordnungsmäßige Unterſtützung 
Dagegen ließ dieſer Parteitag einen von in Breslau wohnenden, nicht zur P. P. S 
gehörenden polniſchen Genoſſen gewählten Delegierten zu, mit der von den 
Mandatprüfungskommiſſion ausgeſprochenen Mahnung an die betreffender 
polniſchen Genoſſen, ſich bei Wahlen zum Parteitag enger an die deutſchen 
Parteigenoſſen anzuſchließen. | 

Auf dem 1897 tagenden Hamburger Parteitag kam es dann zum erſten 
Male zu einer regelrechten Polendebatte. Den äußeren Anlaß dazu gaben 
die Differenzen zwiſchen dem ſeit einigen Monaten in Oberſchleſien tätigen 
deutſchen Genoſſen Dr. Winter und den Genoſſen von der P. P. 8. über die 
Aufſtellung der ſozialdemokratiſchen Reichstagskandidaten in den oberſchleſiſchen 
Wahlkreiſen mit polniſcher Bevölkerung. Während die P. P. S. forderte, daß 
in Wahlkreiſen mit überwiegend polniſcher Bevölkerung der Kandidat der 
deutſchen und der polniſchen Sprache mächtig ſein müſſe, was praktiſch auf 
Aufſtellung von Kandidaten der P. P. S. hinausgehen mußte, wollte Winter 
den der deutſchen ſozialdemokratiſchen Partei angehörenden oberſchleſiſchen 
Organiſationen — ſie beſtanden nur aus einigen wenigen Perſonen — das 
Recht der Aufſtellung überlaſſen, tatſächlich alſo in mehreren Kreiſen Kandi⸗ 
daten deutſcher Nationalität aufſtellen laſſen. Ein Verſtändigungsverſuch des 
Parteivorſtandes blieb erfolglos, weshalb die Polen mit ihrem Antrag an 
den Parteitag gingen. Zu einer Beſchlußfaſſung kam es nicht, die Debatte 
hatte jedoch ergeben, daß die große Mehrheit des Parteitags der Anſicht der 
P. P. S. war, und ſo wurde der Vorſchlag Wilhelm Liebknechts, die polniſchen 
Genoſſen möchten „angeſichts der allſeitigen freundlichen Stimmung, die ſie 
hier gefunden, ihre an ſich ja ſelbſtverſtändliche Forderung zurückziehen“, von 
dieſen akzeptiert. Ein von den Breslauer Parteigenoſſen geſtellter, vom Ver⸗ 
faſſer dieſes Artikels begründeter Antrag, „für die Agitation im oberſchleſiſchen 
Induſtriebezirk größere Mittel aufzuwenden“, wurde von der Parteileitung 
bekämpft und vom Parteitag leider abgelehnt. Damit war die Möglichkeit, 
die oben geſchilderte günſtige Situation im Induſtriebezirk für die Sozial 
demokratie auszunutzen, glücklich verpaßt. Allerdings wäre neben den größeren 
Mitteln unbedingt auch eine Verſtändigung über die Art und Weiſe der 
Agitations⸗ und Organiſationsarbeit im Induſtriebezirk zwiſchen polniſcher 
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d deutſcher Organiſation erforderlich geweſen, daran aber ließ man es in 
m nächſten Jahren auf beiden Seiten völlig fehlen. 

Schon längere Zeit vor dem Hamburger Parteitag war der P. P. S. in der 
zutſchen Parteipreſſe vorgeworfen worden, daß ſie in ihrer Agitation zu wenig 
en ſozialdemokratiſchen, dagegen ſtark den ganz unſozialiſtiſchen nationalen 
tandpunkt betone. Es ſollte nach der Behauptung einiger Genoſſen ſogar 
e Abſicht beſtehen, in das Programm der P. P. S. die Forderung der Wieder⸗ 
erſtellung des polniſchen Staates aufzunehmen. Als Beweiſe dafür galten 
iancherlei Außerungen der polniſch⸗ſozialiſtiſchen Preſſe, ſowie die engere Ver⸗ 
indung der preußiſch⸗polniſchen Sozialdemokraten mit den galiziſchen, welch 
ihtere ſich manchen deutſchen Genoſſen ihrer „ſozialpatriotiſchen“ Geſinnungen 
hegen beſonders verdächtig gemacht hatten. Über dieſe Streitfragen führten 
tofa Luxemburg und Kautsky ſchon 1896 eine lebhafte und heute noch inter⸗ 
ſſante Diskuſſion in der „Neuen Zeit“ (Jahrg. 1895/96, II. Bd.), auf die hier 
ur verwieſen, nicht eingegangen werden ſoll. Auch gegen die Sonderorgani⸗ 
tion der polniſchen Genoſſen erhob fi nun hier und da Widerſpruch. Man 
efürchtete von der Abſplitterung eine Verminderung unſerer Schlagkraft, Ver⸗ 
dirrung in den eigenen Reihen und Gelegenheit zu unangenehmen Reibungen. 
zelbſt eine Abſonderung auf gewerkſ chaftlichem Gebiet wurde befürchtet. All das 
eranlaßte die in der P. P. S. organiſierten polniſchen Genoſſen, an den Stuttgarter 
zarteitag 1898 den Antrag zu ſtellen, die Berechtigung zur Sonderorganiſation 
vom Standpunkt der Agitation und des internationalen Solidaritätsgefühls an⸗ 
uerkennen und auszuſprechen“. Der Antrag wurde vor der Abſtimmung zurück⸗ 
gezogen mit der Motivierung, man habe ſich überzeugt, daß die ſelbſtändige Organi⸗ 
ation der P. P. S. nach wie vor die volle Sympathie und Unterſtützung der deutſchen 
Bartei finde und vorgekommene kleine Differenzen daran nichts änderten. 
Leider blieb es bei den kleinen Differenzen nicht, es wurden im Laufe der 
zächſten Jahre große daraus, dergeſtalt, daß eine völlige Entfremdung der 
yeiden Organiſationen eintrat. Der deutſche Parteivorſtand glaubte auf dem 
Parteitag in Hannover 1901 erklären zu müſſen, daß er die fernere Gemein⸗ 
chaft mit der polniſchen Sozialdemokratie innerhalb der deutſchen Reichs⸗ 
grenzen ablehnen müſſe und die bisher gewährte materielle Unterſtützung ein⸗ 
jeftellt habe. Und der Parteitag beſchloß Übergang zur Tagesordnung über 
inen Antrag Ledebour, der die Erwartung des Parteitags ausſprechen ſollte, 
daß ein gedeihliches Zuſammenwirken der Partei mit der Organiſation der 
golniſchen Sozialdemokraten in Deutſchland bald wieder hergeſtellt werde“. 
Zu dieſer Sinnesänderung der deutſchen Parteigenoſſen in der Frage der 
bolniſchen Sonderorganiſation hatte nicht nur das unzuverläſſige, unreife Ver⸗ 
halten führender polniſcher Genoſſen, ſondern ebenſoſehr die Verſtändnisloſig⸗ 
feit der meiſten deutſchen Parteigenoſſen gegenüber den Verhältniſſen, unter 
welchen die polniſche Parteiorganiſation arbeiten mußte, beigetragen. Man 
zog insbeſondere nicht genügend die Wirkung der gewaltigen nationalen Be⸗ 
wegung in Betracht, die auch bei den Polen in Preußen, und ſelbſt bei den 
proletariſchen, den ſtarken Trieb zur nationalen Selbſtändigkeit und Unabhängig⸗ 
keit immer unwiderſtehlicher werden ließ. Man verſtand nicht die Schwierig⸗ 
keiten des Kampfes, den die mittelloſe, kleine Gruppe polniſcher Parteigenoſſen 
gegen dieſe mächtig heranwogende nationale Bewegung zu führen hatte. Man 
beurteilte die Handlungen, die Anſchauungen, die Agitationsweiſe der P. P. S. 
vom Standpunkt der in nationaler Hinſicht freien Deutſchen, die ruhig die 
1907-1908. II. Bd. 55 
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Regelung der nationalen Fragen bis zu dem Zeitpunkt vertagen können, an 
welchem die Entſcheidung auch über das Ende aller Klaſſenherrſchaft fällt 
Bis zum folgenden Parteitag in München (1902) hatte ſich denn auch die 
Situation derart verſchlimmert, daß neben dem ſchon beſtehenden, der polniſchen 
Sonderorganiſation gehörenden Organ „Gazeta Robotnicza“ ein zweites, von 
zur deutſchen Organiſation gehörenden polniſchen Genoſſen begründetes und vom 
deutſchen Parteigelde gehaltenes polniſches Parteiblatt, „Gazeta Ludowas, 
erſchien. In Oberſchleſien aber, dem Hauptzankapfel und zugleich dem für 
die Partei wichtigſten Gebiet, waren zur bevorſtehenden Wahl ſowohl von 
deutſcher wie von polniſcher Seite Kandidaten in den einzelnen Wahlkreiſen 
aufgeſtellt worden. Der Parteitag ſelbſt führte eine große „Polendebatte“ 
L ohne daß irgend ein Vertreter der polniſchen Organiſation dabei geweſen 
wäre — bei der durch das Eingreifen Bebels glücklicherweiſe das Schlimmſte 
verhütet wurde, nämlich der vollſtändige Bruch, die Fällung eines Verdam⸗ 
mungsurteils über die „demoraliſierende Sonderbündelei“, wie es in der ur⸗ 
ſprünglichen Reſolution hieß. Vielmehr erhielt auf Bebels Vorſchlag der 
Parteivorſtand nochmals den Auftrag, einen Verſuch zur Verſtändigung zu 
machen. Die daraufhin ſtattgehabten Konferenzen führten wohl zur Beſeitigung 
der oberſchleſiſchen Doppelkandidaturen, nicht aber zur weiteren Einigung. 
Dieſe ſcheiterte einmal daran, daß den polniſchen Genoſſen nicht unbedingt 
die Aufſtellung von Kandidaten, die Deutſch und Polniſch ſprechen, in Kreiſen 
mit vorwiegend polniſcher Bevölkerung konzediert wurde, andererſeits aber die 
Verpflichtung auferlegt werden ſollte, in der Agitation von der Forderung der 
Wiederherſtellung Polens ausdrücklich Abſtand zu nehmen — eine gutgemeinte, 
aber ihren Zweck durchaus verfehlende Sicherheitsmaßnahme des deutſchen 
Parteivorſtandes gegen die befürchtete Ausuferung der Agitation in national⸗ 


polniſchem Sinne. (Schluß folgt) 
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Gewerkſchaftliche Jugendorganifation. | 

Don Richard Seidel (Berlin). . | 

Der Hamburger Gewerkſchaftskongreß hat ſich eingehend mit der Frage 
der Anpaſſung der freien Jugendorganiſation an das Reichsvereinsgeſetz be⸗ 
ſchäftigt und in einer Reſolution die Gewerkſchaften verpflichtet, ſich der Ar⸗ 
beiterjugend zum Zwecke der „Einführung in die politiſche und gewerkſchaft⸗ 
liche Tätigkeit“ anzunehmen. In der Diskuſſion gab der Vertreter des 
Verbandes der Lithographen, Steindrucker und verwandten Berufe dem 
Kongreß eine Schilderung der von ſeinem Verband bereits ins Leben 
gerufenen Lehrlingsabteilung. Ein anderer Führer der Lithographen 
und Steindrucker hatte bereits in Nr. 25 des „Korreſpondenzblatt der Gene⸗ 
ralkommiſſion der Gewerkſchaften“ auf jene Lehrlingsabteilung hingewieſen 
und eine gut orientierende Darſtellung ſowohl der Urſachen für die Ent⸗ 
ſtehung der Lehrlingsorganiſation ſeines Berufes als auch der Form und 
des Zweckes gegeben. Er ſchloß ſeine Ausführungen mit dem Wunſche, „daß 
auch andere Organiſationen in derſelben Weiſe vorgehen möchten wie der 
Verband der Lithographen, Steindrucker und verwandten Berufe“. | 
Mag nun dieſer Wunſch an fich noch jo ſympathiſch fein, ſo iſt es an⸗ 
geſichts der gegenwärtigen Zuſtände in den Jugendorganiſationen doch un⸗ 
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glich, ſeiner ſofortigen Erfüllung das Wort zu reden. Vorläufig beſtehen 
Norddeutſchland noch völlig ſelbſtändige Jugendorganiſationen in großer 
zahl, welche in der Parteipreſſe einen energiſchen Kampf für die Erhaltung 
er Selbſtändigkeit führen. Läßt man dieſe Verbände unangetaſtet und geht 
neben an die Gründung von Jugendabteilungen der einzelnen Gewerk— 
aften, dann liegt die Gefahr nahe, daß ein unangenehmer Streit um die 
veckmäßigkeit der verſchiedenen Organiſationsformen entbrennt. Dieſer Streit 
ante eine bedenkliche Ahnlichkeit mit dem bekommen, der jahrelang zwiſchen 
in lokaliſtiſchen und zentraliſtiſchen Gewerkſchaften getobt hat. Und er wäre 
rtrefflich geeignet, den jungen Leuten die Freude an der Organiſation und 
r Betätigung in derſelben zu vergiften. Dem muß aber auf alle Fälle vor⸗ 
beugt werden! Darum könnte man ſich dem oben zitierten Wunſche nur 
un mit ruhigem Gewiſſen anſchließen, wenn die maßgebenden Inſtanzen in 
artei und Gewerkſchaften ſich entſchlöſſen, die vom Verband der Lithographen, 
keindrucker uſw. eingeführte Organiſationsform als Grundlage der ge— 
mten Organiſation der proletariſchen Jugend zu proklamieren. 
Es unterliegt nun keinem Zweifel, daß die allgemeine Einführung dieſer 
rganiſationsform in der Partei auf ſtarken Widerſtand ſtoßen würde. Zahl⸗ 
iche Außerungen der Parteipreſſe laſſen mit Sicherheit darauf ſchließen. Auch 
erden die Jugendorganiſationen nicht leicht zur Aufgabe ihrer Selbſtändig⸗ 
t zu bewegen fein. Sie werden ſich aber für die Dauer nicht der Einſicht 
rſchließen können, daß einesteils eine einheitliche Geſtaltung der freien 
ugendorganifationen notwendig iſt, und andernteils die Gewerkſchaften 
n Recht darauf haben, dieſelben unter ihren Einfluß zu bringen. 

So iſt zunächſt die Aufnahme der ungelernten jugendlichen Ar— 
iter in die Gewerkſchaften eine Notwendigkeit, wie der Transport⸗ 
beiterverband zeigt. Aber auch die gewerkſchaftliche Organiſation der Lehr- 
nge iſt erforderlich. Wie Genoſſe Pannekoek in ſeinem Artikel „Zur Frage 
r Jugendorganiſation“ in Nr. 42 der „Neuen Zeit“ ganz richtig bemerkt, 
ird die Fachbildung der Arbeiter dort, wo ſie durch den Fortſchritt der 
echnik noch nicht überflüſſig gemacht worden iſt, „hauptſächlich erſt nach der 
hrzeit erworben“. Dies geſchieht aber zum Schaden für die Gewerkſchafts⸗ 
wegung, da diejenigen Arbeiter, die ſich in fachlicher Beziehung ſchwach 
hlen, ſtets auch die unzuverläſſigſten gewerkſchaftlichen Kämpfer ſind. Dieſe 
rfahrung kann täglich gemacht werden! Für eine ganze Anzahl von Berufen 
aber noch immer ein tüchtiges Fachwiſſen erforderlich; ſie werden alſo von 
eſem Schaden getroffen. Für die Organiſationen dieſer Berufe iſt darum 
e Förderung der fachwiſſenſchaftlichen Ausbildung der Lehrlinge eine 
dringende Aufgabe, daß ſie ſich derſelben nicht länger werden entziehen 
nnen. Es unterliegt keinem Zweifel, daß durch die Löſung dieſer Aufgabe 
e Kampffähigkeit vieler Gewerkſchaften für die Zukunft weſentlich verſtärkt 
ird. Völlig gerecht kann dieſer Aufgabe die Arbeiterſchaft aber nur werden, 
enn fie die Lehrlinge eines jeden Berufs in beſonderen Abteilungen der Ge— 
erkſchaften ſtraff organiſiert. Darum iſt es ſchwer begreiflich, wie Robert 
chmidt in den „Sozialiſtiſchen Monatsheften“ ſchreiben konnte: „Weniger 
dert werden die Gewerkſchaften auf die Heranziehung der Lehrlinge legen, 
dieſe für den Lohnkampf nicht in Betracht kommen.“ Aus den oben an⸗ 
führten Gründen trifft das nicht zu, weshalb daraus auch nicht der Schluß 
zogen werden kann, daß damit die Notwendigkeit einer eigenen Jugend⸗ 
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organiſation außerhalb der Gewerkſchaften ſchon zugegeben fi, wie da 
Pannekoek tut. Vielmehr iſt zu erwarten, daß die Auffaſſung Schmidts durd 
die Tatſache der Gründung von Lehrlingsabteilungen der Gewerkſchaften a 
absurdum geführt werden wird. 

Wenn alſo dieſe Form der Lehrlingsorganiſation nicht allſeitig ana 
und zur allgemeinen Einführung gebracht wird, dann iſt tatſächlich die Gefah 
vorhanden, daß in die Organiſation unſerer Jugend eine Vielgeſtaltigkeit un 
Zerſplitterung einkehrt, die ihr nimmermehr zum Vorteil gereichen kann. Bo: 
dieſer Zerſplitterung kann aber nicht dringend genug gewarnt werden! Mögı 
man doch bedenken, daß neben anderen Elementen nunmehr auch die Unter 
nehmer ſich bemühen, die Lehrlinge zu organiſieren, um ſie ihrer 
Zwecken dienſtbar zu machen. Iſt doch die Gründung der Lehrlingsabteilung 
des Verbandes der Lithographen uſw. hauptſächlich dadurch beſchleunig 
worden, daß die organiſierten Prinzipale dieſes Gewerbes ver 
ſuchten, die Lehrlinge in die gelbe Gewerkſchaft zu preſſen! Und 
dieſes Beiſpiel wird ſeine Nachahmer finden! 

Ein weiterer Vorzug des Zuſammenſchluſſes der Jugend in beſonderer 
Abteilungen der Gewerkſchaften iſt darin zu erblicken, daß wir dadurch zi 
geſchloſſenen Jugendorganiſationen gelangen, die der loſen Organiſations 
form, wie ſie jetzt in Süddeutſchland gepflegt wird, bei weitem vorzuziehen ſind 

Gegen die Trennung der Jugend nach Berufen führt nun Genoſſe Franken 
thal in Nr. 43 der „Neuen Zeit“ an, daß der Jugendliche ſeine liebſten Ge 
fährten nicht im Kreiſe ſeiner Berufsgenoſſen, ſondern im Kreiſe ſeiner Nach 
barſchaft ſucht. Vorausgeſetzt, daß dem ſo iſt, kann dagegen geltend gemach 
werden, daß gerade der Jugendliche ſich ſchnell in eine neue Umgebung hinein 
gewöhnt. Der Mangel an Leitern, den Genoſſe Frankenthal ebenfalls er 
wähnt, wäre allerdings ein durchſchlagendes Argument. Er wird aber ir 
anderen Gewerkſchaften ebenſowenig vorhanden ſein, wie im Verband dei 
Lithographen, Steindrucker uſw. Sollten ſich aber etwa in kleinen Orten au: 
der Trennung der Lehrlinge nach Berufen Schwierigkeiten ergeben, ſo fi 
durchaus die Möglichkeit vorhanden, für beſtimmte Veranſtaltungen mehrer 
oder gar alle Berufe zuſammenzufaſſen. Dabei können die Lehrlinge immer 
hin Mitglieder der Lehrlingsabteilungen des Zentralverbandes ihres Berufe 
ſein. Und in dieſen Abteilungen können die jungen Leute ſehr wohl zun 
Selbſtb etätigung in Organiſation und Agitation herangezogen werden 
Damit wäre eine weſentliche und durchaus mit Recht geſtellte Forderung de 
Freunde ſelbſtändiger Jugendorganiſationen erfüllt. 

Erkennt aber die Arbeiterſchaft das Recht der Gewerkſchaften auf die Or 
ganiſierung der Jugend an und beauftragt die Gewerkſchaften damit, danı 
verpflichtet ſie ſie damit zugleich, auch die Hauptaufgaben, welche ſich die bis 
herigen Jugendorganiſationen geſtellt hatten, zu den ihrigen zu machen. & 
muß zum Beifpiel der vom Genoſſen Pannekoek in Nr. 42 der „Neuen Zeit 
ſo vortrefflich begründete Jugendſchutz eifrig gepflegt werden. Vor aller 
Dingen aber iſt auf die Erziehung der Jugend im Geiſte des Sozia 
lismus das Augenmerk zu richten! In dieſer Beziehung nun trauen weit 
Kreiſe in der Partei den Gewerkſchaften nicht recht. Ein Teil unſerer Partei 
blätter ſowohl als auch der Genoſſe Pannekoek in ſeinem mehrfach erwähnte 
Artikel führen eine lebhafte Polemik gegen den hier und da in den Gew 
ſchaften zutage getretenen Geiſt e 9 und „Neutralität“, dei 
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i der in den Lehrlingsabteilungen zu leiſtenden Erziehungsarbeit zur Gel— 
ng kommen würde. Es hat verſchnupft, daß Gewerkſchaftsführer der ſport⸗ 
hen und fachlichen Ausbildung der Lehrlinge das größte Gewicht beilegen 
id nebenbei nur etwas in ſogenannter „Allgemeinbildung“ zu machen ge— 
nken. Demgegenüber fordert die „Leipziger Volkszeitung“: „Die Aufklärung 
ber Wirtſchaftsleben und Geſellſchaft im ſozialiſtiſchen Sinne iſt alles, was 
ir brauchen.“ Dieſe Forderung kann doch ein Sozialdemokrat nicht ernſt⸗ 
ift ablehnen in einer Zeit, da ſelbſt der Berliner Stadtſchulrat Michaelis 
r die ſtaatsbürgerliche Erziehung der Jugend in den Fortbildungsſchulen 
tritt, wie er das auf dem zweiten deutſchen Städtetag getan. Völlig zu⸗ 
ſtimmt kann ihr aber aus den oben angeführten Gründen nur unter der 
orausſetzung werden, daß die fachliche Ausbildung daneben als gleich— 
wechtigt zur Geltung kommt. 

Die Gewerkſchaften ſind aber durchaus imſtande, den Anſprüchen auf 
achausbildung zu genügen! Und ſie werden auch davon zu überzeugen ſein, 
iß ſie durch Veranſtaltung geeigneter Vorträge für die Jugend deren Auf— 
ſſungsvermögen nicht zu viel zumuten. Die Reſolution des Hamburger Kon⸗ 
eſſes zur Jugendfrage verſpricht übrigens ſchon ziemlich viel in dieſem Punkte. 
rotzdem kann gefordert werden, daß der diesjährige Parteitag die Richt: 
nien für die Erziehung der Jugend noch eingehender feſtlegt und die Ge— 
erkſchaften zu deren Innehaltung verpflichtet. Dann mag die Organiſation 
r Arbeiterjugend in die Hände der Gewerkſchaften gelegt werden. Und auch 
e noch beſtehenden Jugendorganiſationen könnten ſich dann auflöſen und 
re Mitglieder den Jugendabteilungen der Gewerkſchaften zuführen, wo die— 
lben im Sinne ihrer alten Organiſationen wirken mögen. 
Sodann bedarf es dringend der Gründung einer guten Jugendzeit— 
hrift, wie ſchon mehrfach gefordert wurde. Dieſes Blatt muß in allen 
werkſchaftlichen Jugendorganiſationen obligatoriſch ſein. Im Sinne des 
sten Abſchnitts der Leitſätze des Mannheimer Parteitags zum Thema 
Sozialdemokratie und Volkserziehung“ muß es ihre geiſtige Führung über⸗ 
ihmen. Um ſeine Herausgabe mögen ſich Partei und Gewerkſchaften ge⸗ 
einfam bemühen. Zur Mitarbeit müſſen die beſten Kräfte beider Zweige 
Arbeiterbewegung herangezogen werden. Ein ſolches Blatt könnte reichlich 
tragen zur Erziehung der Jugend im Geiſte des Sozialismus. 


Wirtſchaftliche Kundſchau. 


Von J. Karski. 


er Solinger Bankkrach und die Kleineifeninduftrie. — Truftbildungen in der 
inan — der Kampf gegen die Außenfeiter in der Elektrizitäts- 

duſtrie. — Truſt und fiskus. — Das rheiniſch⸗weſtfäliſche Kohlenſyndikat als 
erkauler engliſcher Hohle. — der Prozeß der Standard Oil Company. — Die 
orgänge in der galiziſchen petroleuminduſtrie. — hohenlohe kontra Ballin 
im Schiffahrtstruſt. — Ariſtokraten als Terrainfpekulanten in Berlin. 


Wir gaben in unſerer letzten Rundſchau (in Nr. 41 vom 10. Juli) der 
efürchtung Ausdruck, daß der tragiſche Vorgang in München, wo die 
ankiers Gebrüder Klopfer Selbſtmord begingen, um dem Bankrott zu ent⸗ 
hen, nicht der letzte dieſer Art ſein werde, den die gegenwärtige Kriſe zeitigt. 
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So wenig wie andere Leute wußten wir damals, daß in Solingen bereits da 
Verhängnis ſeinen Lauf genommen hatte. Dort war wenige Wochen vorhe 
der Direktor der Solinger Bank, Strottmann, freiwillig in den Tod gegangen 
und bald darauf war der zweite Direktor dieſer Bank, v. Reveneſſe, plötzlich 
geſtorben. Doch verlautete in der Offentlichkeit nichts darüber, daß die halt 
loſen Zuſtände der Bank Schuld daran hatten. Im Gegenteil: noch an 
21. Juli wußte die Fachpreſſe über eine neue Fuſion zu berichten, derer 
Gegenſtand die genannte Bank ſein ſollte, aber am 23. Juli erfolgte ein 
Sturm der Gläubiger auf die Kaſſen, und am 27. Juli wurde der Konkur 
über die Bank verhängt. Es handelt ſich um eine Provinzbank, die ir 
ziemlich beſcheidenen Verhältniſſen arbeitete — das Aktienkapital war in de 
letzten Zeit 3,6 Millionen Mark — und für ſehr ſolid galt. Sie hatte al: 
Kunden in erſter Linie die Unternehmerſchaft der ſogenannten Kleineiſen 
induſtrie von Solingen und Umgegend, war mit dieſer Induſtrie gewachſer 
und ſcheint an ihr zugrunde gegangen zu ſein. Es wird zwar jetzt in dei 
Bankpreſſe von „heilloſer Wirtſchaft“, die angeblich in dem Inſtitut geherrſch 
haben ſoll, geſprochen, aber man muß abwarten, ob es ſich da nicht um der 
Verſuch handelt, alle Schuld den Toten, die ſich nicht mehr verteidigen können 
aufzubürden. Es liegen indeſſen ſehr einfache Erklärungen für die Kata 
ſtrophe nahe, die wohl weniger ſenſationell, aber plauſibel ſcheinen. Nämlich 
ſo: Die Kleineiſeninduſtrie, die in Solingen noch auf der Stufe der „Manu 
faktur“ ſteht, das heißt von Unternehmern geleitet wird, die keine Fabrik 
betriebe beſitzen, ſondern die Ware — Meſſer, Beile, Handwerkszeug, Waffen 
eiſernes Hausgerät uſw. — größtenteils von Heimarbeitern herſtellen laſſen, 
hatte während des Aufſchwunges glänzende Geſchäfte gemacht und wurde un 
ſo ſchärfer von der Kriſe erfaßt: der Abſatz geht rapid zurück, die Preiſe de 
Halbfabrikate aber werden künſtlich von den Syndikaten hochgehalten, un! 
außerdem haben dieſe Syndikate den betreffenden Unternehmern langfriſtig 
Kontrakte aufgezwungen. Die Bank nun, die mit dieſen Unternehmern Ge 
ſchäfte machte, hat während des Aufſchwunges den Kredit ausgedehnt, dem 
nur ſo konnten dieſe Unternehmer die Konjunktur ausnutzen. Dann kam di 
Kriſe, der Abſatz ſtockte, die Unternehmer bekamen kein Geld für ihre War 
und konnten ihren Verpflichtungen gegenüber der Bank nicht nachkommen 
die Bank mußte Wechſel prolongieren, es wurde fortgewurſtelt, bis die Sach 
nicht mehr weiterging, und der Krach war fertig. e 

Natürlich zieht der Krach weitere Kreiſe: die Unternehmer, denen plötzlich 
die Möglichkeit genommen iſt, ihre Wechſel weiterhin prolongieren zu laſſen 
geraten in Zahlungsſchwierigkeiten; zwei Solinger Firmen der genannten 
Branche ſind denn auch bereits in Konkurs geraten; und da der Bank viel 
fach Kapitalien der Solinger Geſchäftsleute anvertraut waren und auch di 
Aktien hauptſächlich im Beſitz dieſer Kreiſe ſind, ſo werden ruinöſe Verluſt 
nicht ausbleiben. Es iſt daher leicht möglich, daß der Krach eine Umwälzung 
in der ganzen ökonomiſchen Struktur der Kleineiſeninduſtrie nach ſich zieh 
indem durch das Ausſchalten der „ſchwachen Hände“ dem Großkapital de 
Weg geöffnet, wobei aber dieſes Großkapital wahrſcheinlich mit dem manu 
fakturmäßigen Betrieb, mit der Heimarbeit, gründlich aufräumen wird. Daß 
daher die Arbeiter in erſter Linie den Schaden zu tragen haben, verſteht jid 


Vergl. den Artikel Solingen von Wilh. Dittmann in Nr. 44. 
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on ſelbſt. Dieſe Heimarbeiter — Schleifer, Reider, Ausmacher uſw. — be⸗ 
utzen zum Teil ziemlich koſtſpielige Arbeitsmittel, viele haben elektriſche 
ſtotore in ihren Häuschen eingerichtet, und gar manchen drücken die Schulden, 
eil dieſe Einrichtungen natürlich auf Kredit genommen ſind. Zurzeit iſt die 
rbeitsloſigkeit unter dieſen Heimarbeitern ſehr groß, jo daß die Gemeinden 
otſtandsarbeiten beginnen mußten. Die Umwälzung der Induſtrie muß ſie 
le proletariſieren, und man kann nur den Wunſch hegen, daß dieſer Prozeß 
ch nicht in endloſer Qual hinzieht. 

Indeſſen ſcheint auch ſonſt die Kriſe weitgehende Anderungen in der 
truktur der deutſchen Metallinduſtrie zu zeitigen. So machte vor kurzem die 
Intereſſenvereinigung“ der Maſchinenfabrik Thyſſen & Co. in Mül⸗ 
eim a. d. R. mit der Maſchinenfabrik Erhardt & Semer, G. m. b. H. in 
chleifmühle, berechtigtes Aufſehen, weil ſie auf ein Eindringen der Magnaten 
er Eiſeninduſtrie, wie Thyſſen, in die bisher noch ziemlich ſelbſtändige 
kaſchineninduſtrie hinweiſt. Im Juli iſt nun abermals eine „Intereſſen⸗ 
meinſchaft“ in dieſem Induſtriezweig zuſtande gekommen. Sie betrifft die 
enrather Maſchinenfabrik A.⸗G., die Märkiſche Maſchinenbauanſtalt Ludwig 
tuckenholz in Wetter a. d. R. und die Duisburger Maſchinenbau A.⸗G. vor⸗ 


als Bechem & Keetman. Die erſte der genannten Fabriken iſt durchaus 


hhängig von der Berlin⸗Anhaltiſchen Maſchinenbau A.⸗G., die acht Neuntel 
r Aktien (das Aktienkapital beträgt 4,5 Millionen) im Beſitz hat, die Mär⸗ 
ſche Maſchinenbauanſtalt iſt das Produkt einer Fuſion, die 1906 zwiſchen 
ir Maſchinenbauanſtalt vormals Kamp & Co. und der Maſchinenfabrik 
idwig Stuckenholz in Wetter vollzogen wurde. Alle drei Fabriken betreiben 
8 Spezialität den Bau von Hebemaſchinen (Kranen). Die Intereſſengemein⸗ 
haft beſteht darin, daß die Gewinne zuſammengelegt und nach vereinbarten 
nteilen verteilt werden ſollen. Selbſtverſtändlich wird damit die Konkurrenz 
iter dieſen Fabriken ausgeſchloſſen, und aller Wahrſcheinlichkeit nach wird 
sbald ein Vernichtungskampf gegen die kleineren Fabriken, die in der 
ranche tätig ſind, beginnen. 

Wie dieſe Kämpfe geführt werden, dafür brachte vor kurzem das „Berliner 
ageblatt“ durch Veröffentlichung einiger Dokumente intereſſante Beweiſe. 
s handelt ſich um die „Schutzvereinigung“ der Elektrizitätswerke. Aufgabe 
eſer Vereinigung iſt, einerſeits den am Elektrizitätstruſt beteiligten Firmen 
öglichſt hohe Preiſe bei Lieferungen zu ſichern, andererſeits die Außenſeiter 
zuwürgen. Wie der „Schutz“ geübt wird, ergibt ſich aus einem Zirkular 
ir Vereinigung an ihre Agenten, wo es unter anderem heißt: „Der Schutz 
in jedem Falle ſo eindeutig auszuüben, daß der betreffende Intereſſent, ſei 
nun Laie oder Sachverſtändiger, den Eindruck gewinnt, daß das Projekt 
r geſchützten Firma für ihn das vorteilhafteſte iſt. Die Verfolgung ge— 
ſützter Geſchäfte durch die ſchützenden Firmen hat bei normalem Schutze nur 
ſoweit zu erfolgen, als dies zur Verſchleierung des Schutzes notwendig iſt. 
„Der Schutz iſt im Intereſſe der Geheimhaltung des Schutzabkommens 
ſch Möglichkeit zu verſchleiern. Es darf alſo nicht etwa Poſition für Poſi⸗ 
in mit dem gleichen Prozentſatz geſchützt werden, ſondern es find prozentual 
irſchiedene Aufſchläge zu machen; ja es empfiehlt ſich ſogar, in Poſitionen 
in untergeordneter Bedeutung ab und zu einmal zu unterbrechen. Die End⸗ 
Imme des elektriſchen Teiles muß aber ſtets den verabredeten Mindeſtſchutz 
halten.“ Das bedeutet alſo klipp und klar; wo eine elektriſche Einrichtung 
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in Auftrag gegeben werden ſoll, machen zwar verjchiedene dem „Schußverein‘ 
angeſchloſſene Firmen Offerten, von denen aber nur eine ernſt gemeint iſt 
nämlich die Offerte desjenigen Werkes, dem von vornherein das Geſchäft lau 
Abmachung unter den Werken zugeſprochen iſt; die übrigen ſpielen Komödie 
doch fo, daß der Intereſſent, ſelbſt wenn er Sachverſtändiger iſt, nichts merkt 
Taucht ein Außenſeiter auf, dann wird er an die Wand gedrückt, indem ein 
der an der Verſchwörung beteiligten Firmen ihn unterbietet, die übrigen abeı 
den Preis um ſo höher halten. Dabei iſt es aber der Firma, die mit den 
Außenſeiter konkurriert, nicht etwa freigeſtellt, ob ſie den Kampf aufnehmer 
will oder nicht, ſondern fie. muß. In dem Zirkular heißt es: „Die technischer 
Bureaus find verpflichtet, mit allen ihnen zu Gebote ſtehenden Mitteln dafün 
zu ſorgen, daß die in ihrem Bezirk zur Vergebung gelangenden Aufträge ar 
keine Outſiderfirma fallen. In erſter Linie hat das Bureau der geſchützter 
Firma für Hereinholung des ihm geſchützten Objektes zu ſorgen. Für Objekte 
welche trotz Schutzvereinbarungen an Außenſeiter fallen, werden dem ver 
lierenden Bureau 20 Prozent des betreffenden Objektes von dem Jahresumſat 
in Abzug gebracht.“ Ein weiteres Zirkular, das einen Spezialfall betriff 
und ebenfalls von dem „Berliner Tageblatt“ veröffentlicht wurde, zeigt dam 
noch deutlicher, wie es gemacht wird: ſämtliche Agenten der „Schutzvereini 
gung“ haben auf den Außenſeiter zu achten; wo irgend er ein Geſchäf 
machen will, wird darüber an die Zentrale berichtet, und dieſe läßt all 
Minen ſpringen, um ihm das Geſchäft zu entreißen. Alſo ſyſtematiſche Ein 
kreiſung und Abwürgung der Außenſeiter. | 

Pikant ift, daß gleichzeitig verlautet, wie ſelbſt Staatsbehörden, die dot 
gewiß über Sachverſtändige verfügen, durch die „Schutzvereinigung“ genasführ 
worden: es wurde ein Auftrag eines Poſtamtes von einer „geſchützten“ Firm 
übernommen, indem der Außenſeiter verdrängt wurde; dann aber wurde bei einen 
anderen Auftrag des gleichen Poſtamtes, wo keine Konkurrenz mehr zu befürchte 
war, ſo viel auf den Preis aufgeſchlagen, daß ein netter Profit herauskan 

Die bürgerliche Preſſe ift nun ſittlich entrüſtet ob der Verworfenheit, mi 
der ausdrücklich den Agenten eine Täuſchung der Intereſſenten vorgeſchriebe 
wird. Nun, Täuſchung und Schwindel ſind im Geſchäftsverkehr ſo alltäglich 
Dinge, daß man ſich darüber kaum aufregen braucht. Gefährlich ift, daß dieſe 
Schwindel unter Anwendung von Geheimbünden, die nahezu ein Monopt 
beſitzen, ausgeübt wird. Es iſt ja noch in friſcher Erinnerung, wie de 
preußiſche Eiſenbahnfiskus durch Manipulationen, die an Erpreſſung grenzer 
gezwungen wurde, dem Kohlenſyndikat exorbitant hohe Preiſe für die zum 
Eiſenbahnbetrieb notwendigen Kohlen zu bewilligen, und zwar zu einer Ze 
des wirtſchaftlichen Niederganges, Preiſe, die noch über die Preiſe der Hock 
konjunktur hinausgingen. Man hat ſich in Deutſchland keineswegs beſonder 
darüber aufgeregt; die Preſſe hat das intereſſante Thema mit bedenklicher Ei 
fallen laſſen, und der Herr Minifter hüllt ſich in Schweigen. Da iſt es dot 
gar kein Wunder, daß auch die kleinen Schächer mit Vergnügen in den Fu 
tapfen der großmächtigen Syndikate wandeln. — So wird berichtet, daß da 
Kartell der deutſchen Mineralölraffinerien, welche Schmieröl herſtellen, eine Al 
machung mit den ausländiſchen Konkurrenzfirmen getroffen habe, damit die 
bei der Bewerbung um Lieferungen für die Eiſenbahnverwaltung nicht mi 
machen. Darauf hat dann das Kartell mit der preußiſchen Eiſenbahnverwa 
tung einen Vertrag für dreijährige Lieferung zu ſehr hohem Preiſe abgeſchloſſe 


Er 
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t das richtig, dann ſcheint der Fiskus vollſtändig von den Warenwucherern 
igekreiſt zu ſein, die mit ihm Schindluder ſpielen. — Trotzdem es ſich hier 
a öffentliche Intereſſen handelt, um die Groſchen der Steuerzahler, die in 
chtfertiger Weiſe von der ſtaatlichen Behörde an die organiſierten Waren⸗ 
icherer gezahlt werden, können wir ſicher ſein, daß im Lande der frommen 
itte kein Aufhebens von dieſen Vorgängen gemacht werden wird. 

Dagegen regt ſich die „nationale“ Preſſe, zum Beiſpiel die „Deutſche Tages⸗ 
itung“, gewaltig darüber auf, daß das rheiniſch⸗weſtfäliſche Kohlenſyndikat 
gliſche Kohle importiert. Das genannte Blatt berichtet nämlich, daß von 
m Syndikat in Kiel ein Unternehmen unter dem Namen „Kieler Kohlen⸗ 
ntor G. m. b. H.“ gegründet worden iſt, das nicht nur weſtfäliſche Kohlen 
erkauft, ſondern auch engliſche, und bereits ſeine erſten Schiffsladungen 
hottiſcher Kohle in Kiel zur Entlöſchung gebracht hat. Der Verfaſſer der 
totiz behauptet, daß „für das Ausland unſere deutſchen Kohlen zu derart 
illigen Preiſen geliefert werden, daß das Bekanntwerden derſelben ungeheures 
lufſehen erregen würde“, und ereifert ſich darüber, daß in Deutſchland der Preis 
uf einer exorbitanten Höhe gehalten wird, trotzdem die Grubenarbeiter ent⸗ 
uſſen werden müſſen und ihre Lager ſich häufen. Wie ſich das mit der Ein⸗ 
uhr engliſcher Kohle ſeitens des Syndikats reimt, darüber ſcheint er ſich keine 
zedanken zu machen. Die Erklärung liegt aber auf der Hand: Seit die Eiſen⸗ 
ahnverwaltung ſich endlich — viel zu ſpät! — dazu entſchloſſen hat, die 
Frachtſätze für Kohle von den Häfen binnenwärts etwas herabzuſetzen, ſcheint 
ſas Syndikat mit den Kohlenexporteuren in England eine Abmachung getroffen 
u haben, die die Konkurrenz ausſchließt. Deshalb errichtet das Syndikat in 
iel das „Kohlenkontor“ (in Hamburg beſteht bereits ein ſolches ſeit längerer 
geit), nimmt den engliſchen Exporteuren die Kohlen ab und verkauft ſie zu 
den von ihm beſtimmten „Inlandspreiſen“. Jedenfalls ein profitables Geſchäft 
für beide Teile. 

Daß die deutſche Regierung in abſehbarer Zeit gegen den Übermut der 
Truſts und Kartelle vom Leder zieht, ſich von ihnen zu emanzipieren ſucht 
und den Verſuch unternimmt, die Konſumenten gegen dieſen Warenwucher zu 
ſchützen, erſcheint ausgeſchloſſen. Zumal auch die bürgerliche Preſſe dieſen 
Vorgängen gegenüber nicht energiſch Stellung nimmt. | 
Dafür macht ſich dieſe deutſche Preſſe um ſo mehr luſtig über die Ameri⸗ 
kaner, die ſich von den „Kle tokraten“ — wie kürzlich Duimchen die Truſt⸗ 
magnaten nannie — auf der Nase herumtanzen laſſen. — Aus merika kommt 
Mami, die Nachricht, daß das Urteil, welches der Standard Oil Company 
eine Strafe von 24 Millionen Dollar auferlegte, von der Reviſionsinſtanz 
umgeſtoßen ſei! Rockefeller ſoll, als das Urteil gefällt wurde, erklärt haben: 
Auf dem Grabe dieſer Richter wird Gras gewachſen ſein, ehe aus den Kaſſen 


der Standard Oil Company ein Cent Strafe bezahlt wird. Er ſcheint recht 
behalten zu ſollen. Zwar hat der Präſident erklärt, er werde es als ein 
Juſtizvergehen erachten, wenn die Geſellſchaft aus formalen Gründen ſtraffrei 
bleibe, und hat Befehl erteilt, eine neue Anklage zu erheben. Dieſe neue 


Anklage ſoll mit 1415 Einlagepunkten erhoben werden, wonach die Strafe 


30 Millionen Dollar betragen kann. 1415 Punkte! Das ergibt wohl ſo an 


14150 Einwendungen oder noch mehr, und John Rockefeller kann ruhig ſchlafen. 


N 


Er hat überhaupt Glück, der Petroleumkönig. Es ſah nämlich ſo aus, 


als wenn in Galizien eine Konkurrenz entſtehe, die ſchließlich alle ſeine Kom⸗ 


BE 


u, in bezug auf das Monopol in Europa über den Haufen zu werf 
drohte. In dieſem Petroleumquellengebiet herrſcht ſeit Jahren Überproduktic 
an Rohöl, weil Raubbau getrieben wird und es an Kapital mangelt, um al 
jene Einrichtungen zu ſchaffen, die notwendig ſind, um das Ol zu verwerte 
— Rohrleitungen, Reſervoire, Raffinerien, Transportmittel. Da ſchließlich d 
Preis für Rohöl auf einen beiſpielloſen Tiefſtand ſank, wurde das Geſchä 
ſehr verlockend, und Berliner und Wiener Kapitaliſten intereſſierten ſich lebha 
für Drohobyez und Tustanowice. Es iſt ja klar: der Weltmarktpreis fü 
Rohöl iſt ungefähr 3,20 Mark, in Galizien iſt er auf 80 Pfennig geſunker 
für die Raffinerien bietet ſich alſo die Gelegenheit, glänzende Geſchäfte 3 
machen. Im Juni führte dieſer Überfluß an Rohöl zu einer Kataſtrophe: e 
wurden neue Quellen erbohrt von fabelhafter Ergiebigkeit: da aber kein 
Reſervoire zum Auffangen des Ols vorhanden waren, ergoß ſich dieſes übe 
die ganze Umgegend, alles verpeſtend und verwüſtend; das Ackerland wurd 
überſchwemmt, die Waſſerläufe verwandelten ſich in Olflüſſe. Doch nicht genug 
damit: Anfang Juli entſtand ein entſetzlicher Brand im Quellengebiet, de 
auch bis jetzt noch nicht ganz unterdrückt iſt. — Die Überflutung mit Petro 
leum veranlaßte endlich die indolente öſterreichiſche Regierung zum Eingreifen 
Aber wie griff ſie ein? Das Nächſtliegende wäre doch wohl geweſen, techniſch 
Vorkehrungen zu treffen, um die Schätze, die da nicht nur verkommen, fonderr 
das Land verwüſten, zu verwerten. Und wenn die Unternehmer nicht imſtande 
ſind, dies zu leiſten, konnte die Regierung Reſervoire, Raffinerien uſw. er 
richten. Sie würde dann ein Bombengeſchäft machen, ſelbſt wenn das raffinierte 
Petroleum zu einem Preiſe weit unter dem, den der amerikaniſche Truſt den 
Konſumenten abknöpft, verkaufen würde. Die Regierung könnte außerdem 
das Rohöl zur Heizung von Lokomotiven verwenden. Schließlich aber bliebe 
noch ein Produkt, das großen Gewinn ſichert, nämlich das Cereſin oder Erd⸗ 
wachs, ein wertvolles Produkt, das in der chemiſchen Induſtrie Verwendung 
findet und ausſchließlich im galiziſchen Olgebiet in großen Mengen gefunden 
wird. Im modernen Staat wickeln ſich indes die Dinge anders ab: die öfter: 
reeichiſche Regieri eſchlo emeinſam mit den galizi ohöl⸗ 
Produzenten den Preis des Rohöls in die Höhe zu rauben! Zu dieſem 


unter Mitwirkung der Re ierung ein Verband der roduzenten entſtanden 


mit dem ausgeſprochenen Zwe e, den Preis in die Höhe zu treiben. Dieſer 
werband der allo den Anieefie der Konfumenfen iet enigegenmi erhält 
dann einen zinsfreien Vorſchuß von 1¼ Millionen Kronen zum Bau von 
Reſervoiren. Der einzig volkswirtſchaftlich richtige Weg, den die Regierung jetzt 
einſchlägt, iſt der, daß ſie Rohöl zur Heizung der Lokomotiven verwenden will, aber 
ſie macht ihn recht eigenartig: die Regierung verpflichtet ſich, dem Verband jährlich 
30000 Ziſternen Rohöl abzunehmen, und zahlt pro Doppelzentner 3 Kronen. 


Sage und ſchreibe 3 Kronen, während der Preis jetzt 1 Krone beträgt und 
bei dieſem Preiſe die Produzenten ungeheure Profite einſacken, denn die Pro⸗ \ 
duktionskoſten belaufen ſich bei einigermaßen ergiebigen Quellen noch nicht auf 
Krone. — Auf dieſe Weiſe dürften die Produzenten des Rohöls ein brillantes 
Geſchäft machen, aber ſie werden dann kaum daran denken, den Reichtum des 
galiziſchen Quellengebiets auszunützen, um dem amerikaniſchen Truſt Konkurrenz 
zu machen. Wozu brauchen ſie ſich anzuſtrengen, wozu techniſch komplizierte 
Betriebe, Raffinerien errichten und kaufmänniſche Organiſationen ſchaffen, um 


— ——. —— ——ͤ— 


Wee 
1 * 
* Ä 1 


Karski: Wirtſchaftliche Rundſchau. 723 


(Amerikaner zu bekämpfen, wenn fie dank der Unterſtützung der Regierung 
5 Rohöl, das ſie 25 Heller koſtet, mit 3 Kronen verkaufen können! 
Deshalb bleibt Petroleum für Leuchtzwecke nach wie vor teuer, und aller 
ahrſcheinlichkeit nach wird ſchließlich Rockefeller in Galizien ebenſo feſten 
iß faſſen wie in Rumänien und in Batum. 

Ein Unternehmungszweig, auf dem die internationale Vertruſtung bereits 
r weit gediehen, die Schiffahrt, iſt von der Kriſe überaus ſchwer getroffen 
Aden. In England werden heute Schiffe ausgeboten wie ſaures Bier. Die 
gerften, die vor kurzem nicht genug ſchaffen konnten, haben heute Mühe und 
ot, Schiffe, die auf Spekulation gebaut wurden, und ſolche, die die Beſteller 
cht bezahlen können, an den Mann zu bringen, trotzdem ſie mit den Preiſen 
‚we heruntergegangen ſind. In Deutſchland iſt viel die Rede von der un⸗ 
mein ſchwierigen Situation der großen Schiffahrtsgeſellſchaften. Eine Zeit⸗ 
ug ſchwirrten ſogar Gerüchte umher über eine notwendig gewordene „Sanie⸗ 
ing“ der erſten deutſchen Schiffahrtsgeſellſchaften, über ſtaatliche Unterſtützung, 
e ihnen erteilt werden ſolle, und ähnliche Dinge mehr. Daran ſcheint nicht 
el Wahres, aber richtig iſt es, daß der Betriebsüberſchuß bei der Hamburg⸗ 
merika⸗Linie von 32,3 Millionen im Jahre 1906 auf 25,2 Millionen im 
ahre 1907 zurückgegangen iſt, und beim Norddeutſchen Lloyd von 30,66 auf 
3,69 Millionen Mark, weshalb „Hapag“ ſtatt 10 nur 6 Prozent Dividenden zahlt 
nd Lloyd ſtatt 8 nur 4½ Prozent. Im Laufe dieſe Jahres hat ſich die Lage 
och verſchlimmert, da der Warenhandel immer noch zurückgeht und der 
gaſſagierverkehr, ſeit der Strom der Rückwanderer verſiegt iſt, matt liegt. 
hazu kommt, daß die Schiffahrtsgeſellſchaften trotzdem große Anleihen auf⸗ 
ehmen mußten, um frühere Engangements zu löſen. Dieſe Rieſenunternehmen 
zunen eben nicht mit ihren Neuanſchaffungen und Reparaturen im beliebigen 
Noment aufhören, und hier handelt es ſich um Rieſenſummen. Es hat zum 
jeifpiel die „Hapag“ in den ſechs Jahren 1901 bis 1906 für Neubauten von 
schiffen allein 151 Millionen ausgegeben; davon 94 Millionen aus den Ab⸗ 
chreibungen und Reſerven, die bei den Schiffahrtsgeſellſchaften naturgemäß 
ehr groß ſein müſſen, 34 Millionen aus dem Erlös für verkaufte alte Schiffe 
md Entſchädigung für verlorene Schiffe, 34 Millionen aus Kapitalerhöhungen. 
Venn nun der Reſervefonds infolge des geringen Überſchuſſes ſchwächer dotiert 
verden mußte (13 Millionen ſtatt 17 Millionen im Vorjahr), dabei aber die 
n der Zeit der Hochkonjunktur beſtellten Schiffe jetzt bezahlt werden müſſen 
ind an den Verkauf entbehrlicher Schiffe nicht zu denken iſt, ſo iſt wohl leicht 
rklärlich, daß es um die „Liquidität“ ſchlecht beſtellt, bar Geld bei dieſen 
Beſellſchaften rar iſt, trotz der im Frühjahr aufgenommenen Obligations⸗ 
mleihe. Intereſſant iſt nun, daß dieſe finanziellen Schwierigkeiten keineswegs 
gon neuen Monopoliſierungsprojekten abſchrecken. Anfang Juli war nämlich 
große Aufregung in Hamburg wegen des Kampfes zwiſchen Ballin und Hohen⸗ 
ohe um die Levantelinie. Ballin, der Gewalthaber der „Hapag“, war daran, 
die Levantelinie, eine der mittleren noch ſelbſtändigen Hamburger Schiffahrts⸗ 
geſellſchaften, ſeinem Truſte einzuverleiben. Die Geſellſchaft war in finanzielle 
Schwierigkeiten geraten, Ballin verſprach, die Sache zu arrangieren, ließ ſich 
zum Vorſitzenden des Aufſichtsrats wählen und legte einen „Sanierungsplan“ 
vor, der ſelbſtverſtändlich darauf hinauslief, die Geſellſchaft unter das Kom⸗ 
mando des Truſtes zu bringen. Da entſtand plötzlich übermächtige Oppoſition: 
eine Gruppe, die ihre finanzielle Kraft durch die Beteiligung des Fürſten 
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Hohenlohe erhält, hatte ſich die Majorität geſichert und ſetzte Herrn Ball 
den Stuhl vor die Tür. Dann zeigte ſich, daß die Hohenlohegruppe auch üb 
zwei andere Schiffahrtsgeſellſchaften, die „Seetransportgeſellſchaft“ und d 
„Union“, die Herrſchaft hat und darauf ausgeht, die drei Linien zu vereinige 
vielleicht um noch weitere anzugliedern und ſo einen Gegentruſt zu ſchaffe 
Ganz hübſch iſt dabei die folgende Epiſode. Die Levantelinie hatte ei 
Wechſelſchuld von 1 Million Mark am 1. Juli zu zahlen; die Ballin nah 
ſtehenden Banken ſollten die Sache arrangieren; als aber Ballin ſich zurik 
gedrängt ſah, ließ er die Wechſel präſentieren, doch wurden ſie von der Handel: 
vereinigung A.⸗G., die der Hohenlohegruppe angehört, glatt eingelöſt; es wurd 
dabei in der Preſſe behauptet, daß es ſich um einen direkten Wortbruch handl. 
da Ballin noch einige Tage zuvor ſich verpflichtet habe, die Wechſel nicht eir 
zutreiben. Wer nun gehofft hatte, daß die Hohenlohegruppe den Kampf gege 
den Truſt aufnehmen würde, und daß auf dieſe Weiſe das zweifellos ſeh 
gefährliche Monopol gebrochen würde, dürfte ſich indeſſen irren. Am Monat 
ſchluß verlautet nämlich bereits: „Es haben jedoch auf beiden Seiten Be 
mühungen eingeſetzt, die darauf hinausgehen, den Kampf in friedlicher Weis 
zu ſchlichten, jedoch ſo, daß die Hohenlohegruppe den einmal gewonnenen 
Einfluß in der Hamburger Schiffahrt behalten will.“ Alſo ſtatt des Kampfe, 
eine neue Stärkung der Machtſtellung des Truſtes. | N 
Auf dieſes Reſultat ſcheinen auch die Verhandlungen hinauszulaufen, die u 
Hamburg zwiſchen verſchiedenen am Paſſagierverkehr nach Südamerika inter 
eſſierten Linien geführt werden. Es handelt ſich da um mehr als eine Tarif 
konvention, nämlich um einen Truft, ähnlich wie er zwiſchen den engliſchen 
holländiſchen und deutſchen Linien in bezug auf den Paſſagierverkehr mit Nord 
amerika beſteht, wobei die Gewinne unter die Teilnehmer am Truſt verteilt werden 
Die Hohenlohegruppe macht übrigens auch anderweitig von ſich reden 
nämlich in der Berliner Grundſtückſpekulation, und zwar auch hier im Sinne 
der Vertruſtung. Vor kurzem wurde hier die Vereinigung der Bau⸗ und 
Spekulationsfirma Boswan & Knauer mit der Berliner Terrain⸗ und Bau⸗ 
geſellſchaft durchgeführt, und zwar unter Mitwirkung derſelben Handels⸗ 
vereinigung, die ihre Hand in Hamburg im Spiele hatte. Die Terrain⸗ und 
Baugeſellſchaft iſt eine Gründung des Fürſten Fürſtenberg, der ähnlich wie 
Fürſt Hohenlohe bedeutende Bauterrains in Berlin und Umgegend beſitzt. 
Auch Fürſt Donnersmarck hat eine Zentrale für die Verwaltung ſeiner Bau⸗ 
grundſtücke in Berlin errichtet, und man nimmt an, daß auch dieſes Unter⸗ 
nehmen mit der Hohenlohegruppe liiert iſt. Die drei Magnaten würden dann 
ein entſcheidendes Wort in der Berliner Grundſtückſpekulation zu ſagen haben. 
Dies um ſo mehr, als die Einverleibung der Baufirma Boswan & Knauer 
in den Truſt darauf hinzuweiſen ſcheint, daß eine Bebauung und Verwertung 
der Terrains beabſichtigt iſt. | a 
Alle dieſe Beſtrebungen zur Vertruſtung und Mobiliſierung des Kapitals 
der Magnaten gerade im jetzigen Zeitpunkt ſind inſofern von beſonderem 
Intereſſe, als hier ſchon während der Kriſe die Grundlage zu neuer Expanſion 
des Kapitals gelegt wird. Freilich iſt von einer „Überwindung der Kriſe“ 
noch lange keine Rede, aber es wird bei dem neuen Aufſchwung, der ja 
kommen muß, das vertruſtete Kapital, mit noch größerer Machtvollkommenheit 
ausgerüſtet, eingreifen, um mit noch größerer Vehemenz einer um ſo unheim⸗ 
licheren Kriſe entgegenzurennen. g 
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Zerlag der öſterreichiſchen Gewerkſchaftskommiſſion (Anton Hueber). 

Die Gewerkſchaftsbewegung iſt in Öfterreich ſeit ihrer früheſten Jugend untrenn⸗ 
e verknüpft mit der ſozialdemokratiſchen Partei. Auch heute, da die Differenzie⸗ 
ig der Kräfte eine überaus weitgehende iſt und die Entwicklung zu einer großen 
breitung der beiderfeitigen Organiſationen geführt hat, bilden Gewerkſchaften 
d Partei einen ſtramm verbundenen Doppelkörper, deſſen Organe zwar völlige 
tonomie beſitzen, die aber bei allen Maßnahmen und Beſchlüſſen nur das tun, 
3 der Zuſtimmung des anderen Teiles ſicher iſt und der Geſamtheit frommt. 
Dr. Adler hat in einem dem Werke vorausgeſchickten Vorwort dieſe Eigenart 
e öſterreichiſchen Arbeiterbewegung mit treffenden Worten charakteriſiert, und es 
rf vielleicht geſagt werden, daß er damit vorweggenommen hat, was der Geſchicht⸗ 
reiber ſelbſt auch aufzuzeigen ſich bemühte. 

Aber noch ein anderes wäre zu demonſtrieren geweſen: daß die öſterreichiſchen 
werkſchaften nicht etwa deshalb ſozialiſtiſch waren, weil ſie verfolgt wurden, und 
2 Staatsgewalt jo gewiſſermaßen ſelbſt zu ihrem Lehrmeiſter ward; ſondern daß 
darum verfolgt wurden, weil ſie ſozialiſtiſch waren, weil die öſterreichiſchen Ar⸗ 
iter weder vor 1889 noch nachher ſich vorzuſtellen vermochten, daß der Klaſſen⸗ 
mpf anders als in der Rüſtung des Sozialismus erfolgreich geführt werden könne, 
id weil fie jederzeit der Überzeugung waren, daß es ganz zwecklos, ja zweckwidrig 
„die Abſtammung der gewerkſchaftlichen Bewegung zu verleugnen oder zu ver⸗ 
illen; daß alles Diplomatiſieren nicht darüber hinweghilft, daß der Kampf der 
beiter — und ſei er auch „nur“ auf Beſſerung der gegenwärtigen Arbeitsverhält⸗ 
ſſe gerichtet — ein ſozialiſtiſcher ſein müſſe, ſoll er überhaupt zum erſtrebten 
tele führen. 

Das von den öſterreichiſchen Gewerkſchaften geförderte Buch ſchildert in ſeinem 
ſten Teil die Anfänge der Bewegung, ihren Kampf um die unentbehrlichen Frei⸗ 
eiten (Vereins⸗, Verſammlungs⸗ und Koalitionsrecht), die Auseinanderſetzungen 
oischen den Anhängern von Schulze⸗Delitzſch und Laſſalle, den Hochverratsprozeß, 
e Bruderkämpfe in der Partei und die Verfolgungen der Behörden bis zum Ende 
er achtziger Jahre. Alle dieſe Kapitel beanſpruchen mehr als ein bloß hiſtoriſches 
ntereſſe. Denn ſie enthalten nicht nur eine Fülle von Aufſchlüſſen über Vorgänge, 
ie mit den gleichzeitigen Ereigniſſen in Deutſchland einen gewiſſen Parallelismus 
ufweifen, ſondern ſie laſſen das Werden und Wachſen der Arbeiterbewegung in 
ſterreich in einem Lichte erſcheinen, das dieſer „Jugendperiode“ einen höchſt männ⸗ 
chen Charakter aufprägt. 

Mit der Einigung der politiſchen Partei vollzog ſich auch der Wiederaufbau 
er Gewerkſchaften. Wiederum zeigte es ſich, daß die Exiſtenzbedingungen der letz⸗ 
wen nur von jener geſchaffen werden können, daß die Erſtarkung der Partei ganz 
nvermeidlich auch zu einer Stärkung der Gewerkſchaften führen muß. Vorerſt 
atten dieſe freilich ſowohl gegen die Bourgeoiſie als auch gegen die Regierung 
ußerſt heftige und langwierige Kämpfe auszufechten, um ſich ihr primitivſtes Da⸗ 
eins⸗ und Entwicklungsrecht zu ertrotzen. Aber dieſes Mal bewirkte der Kampf 
icht wie vordem eine Zerſtörung, ſondern eine Kräftigung der Gewerkſchaften, ſo 
aß fie auch die nicht geringen Schwierigkeiten des letzten Jahrzehnts, die nationalen 
differenzen wie Streitigkeiten wegen der Organiſationsform faſt ſpielend überwanden. 
Daß die Partei hier wie überall den Gewerkſchaften nicht etwa bloß beratend, 
ondern helfend, mitkämpfend zur Seite ſtand, verſteht ſich zwar nach der ganzen 
Zorgeſchichte von ſelbſt, hätte aber vom Autor trotzdem betont und hervorgehoben 
verden ſollen, nicht nur zur Belehrung der noch jungen Genoſſen, ſondern um der 
itorifchen Gerechtigkeit willen. 
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Allein weder diefer Mangel noch auch andere Lücken und Fehlerteile, die ein 
eine ſtrenge wiſſenſchaftliche Kritik an dem Buche, bei dem die öſterreichiſchen G 
werkſchaften ſelbſt Gevatter ſtanden, vielleicht noch aufdecken ſollte, vermögen di 
erzieheriſchen Wert desſelben weſentlich zu beeinträchtigen. Bei einer eventuell 
Neubearbeitung wird es ja wohl auch möglich ſein, der kleingewerblichen Genoſſe 
ſchaften und ihrer Bedeutung für die gewerkſchaftlichen Kämpfe, ſowie auch da 
Einfluſſes der zunehmenden Induſtrialiſierung des Staates, die insbeſondere in de 
letzten Jahrzehnten auffallend rapide Fortſchritte machte, gebührend zu gedenke 
Denn alle dieſe Erſcheinungen ſtehen zu der Entwicklung der gewerkſchaftlichen Organ 
ſationen in einer ſehr innigen Wechſelbeziehung und beanſpruchen eine Würdigun 

So empfehlen wir denn unſeren reichsdeutſchen Bruderorganiſationen das Bu 
über die Geſchichte der öſterreichiſchen Gewerkſchaften mit all der Wärme, die d' 
Sache verdient und die das gemeinſame Intereſſe fordern kann. Mögen die Fach 
vereine im Nachbarreiche, die in derſelben Richtung marſchieren, das Werk ihre 
Bibliotheken einverleiben. Sie werden damit ihren wiſſensdurſtigen Mitglieder 
eine leſenswerte Lektüre und eine Quelle wertvoller Aufklärung erſchließen. 


Sigmund Kaf 
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b Zkitſchriftenſchau. 


„The socialist Review“ vom Juli gibt im monatlichen „Kusblick⸗ de 
Redaktion eine Betrachtung über den erfolgten Anſchluß der bisher liberalen Parla 
mentsfraktion des Bergarbeiterverbandes an die Arbeiterpartei, beſonders in Hin 
ſicht auf die Bedenken, die von den Sozialiſten darüber laut wurden. Dieſe Kritike 
werden vom Herausgeber als unpraktiſche lärmende Kavaliere verſpottet, die Purzel 
bäume ſchlagend und auf Trompeten blaſend die rüſtig fortſchreitende Armee be 
gleiten, ohne ihr etwas zu nützen, weil ſie für jede praktiſche Führerſchaft ungeeigne 
ſind. Sie finden nichts Anziehendes, nichts Glänzendes an der Arbeit der Gewerk 
ſchaften und ihrer Parlamentsvertreter. Und doch enthüllt ſich hier für uns ein 
erhebender Anblick: „Es iſt die Demokratie, die von ihren alten Anhaltspunkte 
losgelöſt mit unwiderſtehlicher Sicherheit vorwärts geht dem entfernten Lande zu 
von dem die Menſchen träumten.“ Es glänzt nicht und eilt nicht; es geht langſan 
und rüſtig ringend vorwärts, nie zu weit, aber auch nie zurück. Die einzelnen Teil 
gehen links und rechts, ſuchend, rekognoszierend, ungeordnet; die Maſſe ift „keir 
geordnetes mechaniſches Ding wie eine Armee“, ſondern ein ungeordneter Strom 
unwiderſtehlich immer weiter drängend zum ewigen Leben der Natur, nicht zu der 
winzigen Schöpfungen des menſchlichen Willens gehörend... \ 

Hier darf die Bemerkung nicht unterbleiben, daß eine an fich ganz richtige An 
ſchauungsweiſe von dem unwiderſtehlichen Charakter eines Naturphänomens, die die 
Entwicklung der Arbeiterbewegung trägt, hier eine verkehrte Darſtellung und Tendenz 
bekommt. Denn die Arbeiterbewegung iſt zugleich eine Schöpfung, eine Tat der 
Menſchen ſelbſt; und wie der Einzelmenſch handelt ſie um ſo zweckmäßiger, je be⸗ 
wußter und durch klare Erkenntnis gewitzigter ſie iſt. Hier wird gewiſſermaßen 
das unbewußte Fortwälzen der Maſſe als etwas Notwendiges, wenn nicht als 
Tugend hingeſtellt. Aber der Fortſchritt iſt kein gedankenloſer Strom einer un⸗ 
organiſierten Maſſe, ſondern ein Kämpfen mittels einer organiſierten Armee — nicht 
im Sinne eines ſtrammen Mechanismus, wo alles klappen ſoll, ſondern im Sinne 
eines von einheitlichem Willen beſeelten, bewaffneten Organismus —, welche um ſo 
beſſer kämpft, über je beſſere Waffen, Kenntniſſe und Organiſation, die nur durch 
ſozialiſtiſche Propaganda zu ſchaffen ſind, ſie verfügt. i 

Über „Der Rand“, das Goldgebiet Transvaals ſchreibt „ein Johannes⸗ 
burger Journaliſt“. Hier ſtrömen die arbeitsloſen Buren und Engländer zu⸗ 
ſammen, mit der Hoffnung, als Aufſeher und Sklaventreiber einer Gruppe ſchwarzer 
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eiter angeſtellt zu werden. Aber man braucht ſie nicht; ſie ſind überzählig und 
gern, und nun bricht die afrikaniſche Tradition zuſammen, daß die Weißen zum „ 


ſehen, die Schwarzen zum Arbeiten da ſind. Die Maſſe der hungernden Weißen 
Weg mit den Kaffern, gebt uns die Arbeit der Kaffern! Sie wollen zu jedem 
1 arbeiten. Das iſt jetzt das ſüdafrikaniſche Problem, das in der Geſtalt einer 
kurrenz der Raſſen auftritt. Wäre es ein Unrecht gegen die Kaffern, wenn ſie 
en Goldminen von weißen Arbeitern verdrängt würden? Unrecht war es, daß 
us ihren Dörfern zu dieſer Zwangsarbeit herangeholt wurden. Die hungernden 
‚annesburger Weißen ſollen die arbeitenden Proletarier Südafrikas werden. 
in liegt der Anfang der künftigen Befreiung. 

„Die Heilung der Krbeitsloſigkeit“ iſt ein Aufſatz von Alfred Ruſſel 
llace überſchrieben, der im vorigen Heft anfing und in dieſem feinen Abſchluß 
et. Der Autor kritiſiert zuerſt die von der Arbeiterpartei dem Parlament unter⸗ 
tete Arbeitsloſenvorlage. Daß die lokalen Komitees die Projekte auszuarbeiten 
en, it ſchon verfehlt, weil Arbeitsloſigkeit kein lokales Übel iſt. Und dann gibt 
Vorlage keinen Hinweis auf Projekte, die wirklich etwas leiſten können. Offenbar 
keiner der Urheber oder der Diskuſſionsredner gewußt, daß in praktiſcher Weiſe 
Frage ſchon längſt gelöſt worden iſt in einem 1889 erſchienenen Buche von 
bert. V. Mills (Poverty and the State, or Work for the Unemployed, Armut 
Staat, oder Arbeit für die Arbeitsloſen), einem Mitglied der Armenverwaltung 
iverpool, der die Arbeitsloſenfrage gründlich ſtudiert hat. Seine Löſung be⸗ 
t darin, daß er darlegt: Perſonen, die keine Arbeit finden, können leicht für ihren 
ensunterhalt ſorgen, wenn ſie für den eigenen Bedarf produzieren. Dazu 
ſen ſie in kooperativen Gruppen organiſiert werden. In jeder Gegend werden 
umdſtücke von 2000 Hektar oder mehr von ſtaatlichen oder lokalen Autoritäten 
mft und mit Gebäuden und Hilfsmitteln für 4000 bis 5000 Bewohner aus⸗ 
iftet. Es hat ſich gezeigt, daß ſechs Stunden Arbeit täglich ausreichen, um alle 
ensbedürfniſſe, auch für Kinder und Arbeitsunfähige, zu produzieren, wenn die 
en Methoden und Werkzeuge benutzt werden. Lohn wird nicht gezahlt; das ge— 
njame Produkt iſt die Frucht der gemeinſamen Arbeit. Man muß darauf rechnen, 
vielleicht ein Fünftel der Erzeugniſſe verkauft und gegen Produkte ausgetauſcht 
den kann, die man nicht ſelbſt herzuſtellen vermag. Daneben hat jeder genug 
e Zeit, um irgend eine ihn anziehende Nebenbeſchäftigung zu betreiben, die das 
‚en verſchönert. Hauptſache iſt, daß die Leitung als geſchickter Ratgeber und 
fer und nicht als Gebieter auftritt; muß ſie zuerſt etwas autokratiſch ſein, ſo wird 
gählich in immer weiterem Maße gemeinſame Selbſtverwaltung an die Stelle 
ſen. Die Inſaſſen einer ſolchen Kolonie ſollen möglichſt alle wichtigen Betriebe 
faſſen, die zur Verarbeitung der von Ackerbau und Viehzucht gelieferten Roh⸗ 
fe nötig find, und gute Facharbeiter zum Unterhalt der Arbeitswerkzeuge ſollen 
ei ſein. Ein Vorzug dieſer Kolonien liegt auch darin, daß die Ernte Sache der 
zen Gemeinſchaft iſt; eine große Reſervearmee von daran intereſſierten Genoſſen 
t hinter dem Stamme der feſten Landarbeiter, um, wenn nötig, zu helfen; da⸗ 
ch wird der Ertrag ſicherer und von Wechſelfällen des Wetters unabhängig. 
e große Gegenſatz zu den ländlichen Arbeitskolonien, über deren Koſten Burns 
merte, beſteht darin, daß dieſe Kolonien einen dauernden Wohnſitz bieten ſollen 
0 deshalb jeder perſönlich am Ganzen intereſſiert iſt. Daß dies alles keine Phan⸗ 
ve iſt, hat die Erfahrung bewieſen. Die Stadt Newceaſtle hat Verſuche mit einem 
dlichen Arbeitshaus gemacht, und da zeigte ſich, daß nach einiger Zeit mehr 
duziert wurde, als das Haus brauchte. Das klaſſiſche Beiſpiel von der nach 
Henſchen Anſichten gegründeten Kolonie Ralahine iſt allbekannt. Auch in der 
ländiſchen Kolonie Frederiksoord hat man ähnliche Erfahrungen gemacht; Arme 
den dort aus einer Moorwüſte ein kleines Paradies geſchaffen. Die überflüſſigen 
lodukte werden leicht Abnehmer finden, denn jeder hat fie gern, weil er weiß, 
z fie gediegene, echte, gute Ware find. Mr. Mills hat berechnet, daß die ganze 
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zu Anfang nötige Summe, ein halbes Jahr Unterhalt mit inbegriffen, nicht n 
beträgt, als was der Unterhalt einer gleichen Anzahl Armer in zwei Jahren 
Durch ſolche Kolonien könnten die Arbeitsloſen immer mehr abſorbiert werden, 
damit wäre die Quelle der Armut verſchwunden. 

Wenn wir dieſem anziehenden Ausblick des Autors ffeptifch gegenitberftel 
will das durchaus nicht jagen, daß wir die Projekte und Vorſchläge ſelbſt für r 
möglich, ungusführbar und utopiſch halten, wie die kapitaliſtiſchen Organe es g 
darſtellen. Im Gegenteil; ſeit den praktiſchen Verſuchen Robert Owens ſteht 
techniſche Ausführbarkeit feſt. Aber nur wenn der gute Wille da iſt, nicht 
einzelt aus privaten Mitteln, ſondern allgemein, von Staats wegen, dieſen 9 
energiſch zu beſchreiten. Die Bourgeoiſie will ihn jedoch nicht gehen und 1 
ihn nicht gehen, weil ſie damit ihr eigenes Syſtem untergräbt. Da mit der Löſi 
der Arbeitsloſenfrage die Anſprüche der Arbeiter und die Löhne gewaltig ſtei 
würden, ſchreckt ſie davor zurück. Darin liegt das Utopiſche ſolcher Vorſchläge, 
der Autor den aufrichtigen Willen zur gründlichen Abhilfe bei den herrsche 
Klaſſen vorausſetzt. Das Buch von Mills, ſagt Wallace, wurde nicht beachtet, n 
es vor ſeiner Zeit erſchien; jetzt aber ſei die Zeit zur Verwirklichung gekomm 
Daß er ſich darin irrt, macht die Ausführungen ſelbſt nicht weniger ſympathi 
ſie bilden ein neues, beſonders für den praktiſchen Engländer wichtiges Agitatio 
material gegen die politiſche Herrſchaft der Bourgeoiſie. Hat aber einmal ö 
Proletariat die ganze Herrſchaft erobert, dann werden bei der Organiſierung | 
großen geſellſchaftlichen Getriebes kleine kooperative Kolonien nicht mehr zur . 
einer Arbeitsloſenfrage nötig ſein. 
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Eine Künftlertragodie. 
Von Heinrich Ströbel. 


Es iſt ein tragiſches Verhängnis, daß gerade die beſten unſerer Poeten ſich 
in Leben ihrer Zeit immer mehr entfremden. Während manche ſchwächere 
lente ſich kopfüber in den Strom des Lebens ſtürzen, um ſich von den 
n der großen Ereigniſſe tragen zu laſſen, ziehen ſich Poeten von ungleich 
rkerer künſtleriſcher Qualität in die blaſſe Schemenwelt romantiſch an⸗ 
ſchminkten Scheines oder in den Schmollwinkel ihrer artiſtiſchen Kapricen 
ce. Wie reſolut iſt zum Beiſpiel ein Stilgebauer in ſeinem „Götz Krafft“ 
in zeitgenöſſiſchen Problemen zu Leibe gegangen. Da gab es nichts zwiſchen 
m Nirwana, der altruiſtiſcheſten Weltverneinung, und der individualiſtiſcheſten 
bensbejahung, der ins Werk geſetzten Propaganda der Tat, was ſein vier⸗ 
Imdiger Roman nicht geſchildert hätte. Pennälerleiden und Pennälerfreuden, 
dentiſchen Saufkomment und Couleurſtupor, antiſemitiſchen Kretinismus 
d feudalen Duellmord, erſte blöde Jugendeſelei und freie Liebe, ſtumpf⸗ 
nig⸗ſchablonenhaften Wiſſenſchaftsbetrieb und Forſcherdrang, akademiſche 
kreberei und ehrliche Ideologie, kleinſtädtiſches Philiſtertum und Profeſſoren⸗ 
nkel, Krähwinkelei und Weltſtadttreiben, Sozialismus und Anarchismus — 
s und noch manches andere behandelte Edward Stilgebauer in einem ein⸗ 
en Roman! Daß dieſe unerſättliche Stoffgier auch einem wirklichen Künſtler 
g ſichere Geſtaltung des einzelnen unmöglich gemacht hätte, iſt klar. Aber 
dauerlicher noch ift das andere Extrem, die Scheu vor dem packenden 
hoffe, die Flucht vor allem, was die Menſchheit nun einmal bewegt, und 
t Recht bewegt. 

Vor einem guten Jahrzehnt trat Arno Holz mit dem Plane hervor, einen 
damenzuklus zu ſchaffen, der die bewegenden Kräfte der Zeit geſtalten ſollte. 
een halte, als war der Sammeltitel, den Holz 
nem Dramenzyklus gegeben hatte, als er das erſte dieſer Dramen dem 
ublitum darbot. Das war ein tönender Titel, ein pomphafter Proſpekt, 
m der Erſtling der verheißenen Serie eigentlich nicht ſo recht entſprach. 
ehandelte doch dieſer Erſtling ee alles andere eher als 
eltbewegende Strömungen oder Perſonen, vielmehr ein Grüppchen harmlos⸗ 
ſſſierlicher Weltverbeſſerer, die ſich an den Grenzen der proletariſchen Be⸗ 
egung angeſiedelt hatten und in ihrer grotesken Selbſtüberſchätzung nach dem 
ebel ſuchten — denn den archimediſchen Punkt hatten ſie ja längſt ge⸗ 
unden! —, um die Welt aus den Angeln zu heben. Dies Grüppchen der 
ozialariſtokraten oder Edelanarchiſten bildete ebenſowenig eine kulturelle 
Hauptſtrömung“ wie eine eigentliche Zeiterſcheinung. Denn derartige Koterien 
m Schlachtenbummlern und Weltanſchauungslungerern, von Neunmalweiſen 
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und politiſchen Kindsköpfen hat es noch zu jeder Zeit bei jeder großen jr 
Bewegung gegeben. Dieſe guten Leutchen exiſtieren heute, nach zehn J. 
noch ebenſo ſelbſtvergnügt — wenn ſie ſich auch eine andere Modetr 
gelegt haben —, wie fie in abermals zehn Jahren in der Umwertu 
realen Werte eine vergnügliche Beſchäftigung finden werden. Aber die 
las ſich trotzdem amüſant, namentlich für den Eingeweihten, der die ka 
riſtiſche Bosheit jeder einzelnen Linie zu würdigen verſtand. Und auı 
war erfreulich an dieſem Erſtling, daß Holz die belletriſtelnden Kriti 
und Philoſophaſter, die das bürgerliche Zeitungsgeſinde ſchleunigſt zu großen 
Männern emporlobte, ſo köſtlich humoriſtiſch nahm. Das gab die Hoffnu 
daß der Dichter in ſpäteren Dramen wirklich ernſte Probleme mi 
gemeſſenem Ernſte und erfreulicher Vorurteilsloſigkeit behandeln werde, 
Allerdings ſchrieben wir ſchon damals, daß wohl vorläufig eine & 
ſetzung des Dramenzyklus nicht zu erwarten wäre, da Holz die Welt, die 
ſchildern wolle, doch erſt noch kennen lernen müſſe. Es iſt ja nun au 
gutes Jahrzehnt verſtrichen, bevor Holz mit einem neuen Drama 
getreten iſt. Erſt vor einigen Wochen erſchien ſeine Tragödie „ 
finſternis“, nachdem ihre bereits angekündigte Aufführung aus ziemlich 
gebliebenen Gründen verſchoben worden war.! Leider aber hat Holz et 
zehnjährigen Studienpauſe mit dieſer Tragödie keine der Hoffnungen 
die man auf den Dichter des „Buches der Zeit“ ſetzen zu dürfen glaubte, 
den Schöpfer jener hinreißenden Lyrik, in der der Blutſtrom ſozialer Lei 
ſchaft ſo machtvoll pulſte. 1 
Die Tragödie „Sonnenfinſternis“ iſt noch viel weniger ein Zei 
noch viel weniger charakteriſtiſch für Berlin und das „Ende einer Ze 
die Komödie „Sozialariſtokraten“. Sie handelt nicht von der Tra 155 
Zeit, ſie iſt die Tragödie des Künſtlers, oder noch enger gefaßt: die Tragödie 
des Künſtlers Arno Holz. Sie iſt ein durch und durch ſubjektives W 
ſehr ſie auch auf den erſten Blick der Dramatiſierung einer gleich 
Skandalaffäre ähnlich ſieht, die ſich zufällig unter Berliner Malern un 
hauern abſpielt. Dieſer Doppelcharakter des Dramas als einer ganz 
lichen Konfeſſion und zum anderen einer Skandalgeſchichte mit ſexual 
verſität gibt der Dichtung etwas unerquicklich Zwieſchlächtiges. Di 
erquickliche und Zwieſchlächtige wird noch geſteigert durch die portr 
Charakteriſtik einiger Perſonen, in denen man bekannte Berliner Künſt 
mutet, wodurch man unwillkürlich zu allerlei Kombinationen verleite 
auch wenn man ſich ſonſt den Teufel um die Chronique, scandaleuse 
mehr oder minder intereffanten und prominenten Mitmenſchen kümme 
Auch die Handlung des Dramas iſt zwieſchlächtig und brüchig. De 
der Maler Hollrieder, bricht unter doppelten Schlägen zuſammen: 
zweifelt an ſeiner Kunſt und am Weibe. Als Künſtler iſt er einer der 
Suchenden. Er flieht die ausgetretenen Gleiſe, er fahndet auf neue St 
haſcht nach neuen, unerhörten Ausdrucksmitteln. Dem an ſeiner Kun 
zweifelnden, um ein in künſtleriſchen Exaltationen verlorenes Leben m 
Geſchick Hadernden tritt ein Weib entgegen, das ihn mit ſich und de 
auszuſöhnen ſcheint. Aber auf dieſem Weibe laſtet ein Fluch: die aus 
Hauſe des Vaters, des berühmten Bildhauers Lipſius, Entflohene, die ſi 
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ttlkünſtlerin durchs Leben ſchlägt, hat ſich Beatrice genannt, nach jener 

trice Genei, dem Opfer der unnatürlichen Lüfte des eigenen Vaters, deren 

ſigödie Shelley gedichtet hat. Hollrieder erfährt das Ungeheuerliche, aber er 

nählt ſich dennoch mit der Geliebten, weil er den Vater für den allein 

uldigen hält. Als ſich jedoch Lipſius, der elegante, ſkrupelloſe Lebens⸗ 

ſtler, der für ſeine entflohene Tochter von maßloſer Leidenſchaft entbrannt 

(auf die Nachricht von der Vermählung Beatricens hin eine Kugel durch 

| Kopf ſchießt, packt Hollrieder Entſetzen vor der Dämonie ſeines Weibes. 

ſtrice aber, von dem Grauſen des Geliebten erſchüttert, zerſchmettert ſich 

ich den Sturz vom Balkon. 

In Holzens neuer Tragödie ſpukt mancherlei Dämonie: die ihrer ſelbſt 

ſewußte Brunſt des Weibchens, die lohende Sinnengier entfacht, an der 

zwei geniale Künſtler tödlich verſengen. Aber dies ſexuelle Problem ſteht 
t, wie bei Ibſen oder Strindberg, im Mittelpunkt der Dichtung; es wetter⸗ 

htet nur ſchwül in die Szene hinein. Die Handlung gewinnt erſt im letzten 
0 Bewegung — was uns in drei Vierteln der Dichtung gezeigt wird, ſind die 
enden Nervenſtränge des nach dem Höchſten ſtrebenden Künſtlers, der das 
ſagbare vergeblich zu jagen ſucht. Ein Freund rühmt die neue Technik 
lrieders. Der antwortet bitter: „Technik! Der erſte beſte Grasfleck im 
anenſchein ſchlägt die ganze Malerei tot.“ Und an anderer Stelle ſtöhnt 
„Wir ſind alle Schwindler! Alle! .. . Gib mir einen Grund, auf dem ich 
der ſtehen kann, eine „Idee“, an die ich wieder glauben darf, ein Einziges, 
alles umfaßt, die ganze Skala, und ... (erſchöpft) ich werde es ... noch⸗ 
(. . . verſuchen.“ Und als ſein neueſtes Bild, ein Meiſterwerk, in der Sezeſſion 
gehängt wird und ihm der Präſident der Ausſtellung ehrlich gemeinte 
nplimente macht, lehnt er fie mit dem gereizten Stoßſeufzer ab, daß ihm 
endgültig die Erkenntnis aufgegangen ſei, „daß ſich an ein Rechteck aus 
ckleinwand kein Pinſelſtrich mehr lohnt, weil für uns heute mit dieſen über⸗ 
ten Mitteln Eigentlichſtes überhaupt nicht mehr erreichbar iſt“. Worauf ihm 
Präſident der Sezeſſion, der doch ſchließlich auch Einer iſt, in ſeiner 
ſtiſchen Weiſe vergebens klar zu machen ſucht, daß die Kunſt natürlich 
» Grenzen habe: „Det Kunſt keene Natur is ... wenn Se damit komm'n, 
die Art könn'n wir natürlich alle inpacken! ... Da find Sie der erſte 
8 

Und in dieſe künſtleriſche Deſperation, die ſich bald in grenzenloſer Nieder⸗ 
Hlagenheit, bald in fiebernden Schaffensdelirien offenbart, miſcht ſich die 
unde Reaktion des Menſchen gegen die Selbſtzermürbung durch dergleichen 
iſtiſche Verſtiegenheiten: „Zehn Jahre ... gearbeitet wie ein Sträfling, 
talen ausgeſtanden wie ein Verdammter, und das ... der Schluß! ... Kunſt! 
eifen, was ſich nicht greifen läßt, einem Phantom nachjagen, das unerreich⸗ 
ift, auf einer Nadelſpitze tanzen, auf der noch nicht mal Raum für den 
ntauſendſten Teil eines Stäubchens iſt! (faſt hyſteriſch; ſchon halb ſchluch⸗ 
d): Auf ſolche ... Idiotie zu verfallen! .. . (ſich wieder zuſammenraffend; 
biſſen):,Kunſt“!! (kurzes, einmaliges Auflachen) ... Und unterdeſſen (höhniſch) 
en andere das Leben!! ...“ 

Man braucht nur Holzens literariſches Schickſal zu kennen, um zu be⸗ 
ifen, daß dieſe Schreie aus der gequälten Bruſt des Dichters ſelbſt ſtammen. 
Ürieder iſt eben Holz ſelbſt. Aus dem Dichter, der in feiner farbenfrohen 
gend ſeine Fanfaren ſo hell in die Welt hineinſchmetterte, iſt leider nur 
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zu bald ein Grübler, ein Sucher dunkler, unbetretener Wege, ein klügelnde 
Kunſttechniker geworden, den ſein eigenſinniges Stöbern nach Unbekannten 
Unerhörtem ſchließlich zum unfreieſten Eklektizismus, ja zur wunderlichſte 
Nachahmerei getrieben hat. So in ſeinen Schäferliedern „Dafnis“, dieſer Kopi 
der Freß⸗, Sauf⸗ und Liebeslieder des ſiebzehnten Jahrhunderts. So in ſeine 
„Sonnenfinſternis“, wo ſich Strindberg und — Hermann Bahr (der jugend 
liche, himmelsſtürmeriſche Bahr) ein höchſt ſeltſames Stelldichein geben. E 
iſt wirklich jammerſchade um einen Dichter von echtem Schrot und Korn, un 
einen Mann, der bei Selbſtbeſcheidung und engerer Berührung mit dem ver 
achteten „Herdenvieh“, dem Volke, dem Leben, ein vollwichtiger Eigener hätt 
ſein können! Me. 

Die Tragödie „Sonnenfinſternis“ iſt als Drama verfehlt, als Zeitbill 
charakterlos und unintereſſant (Geſchlechtstrieb, Blutſchande, krankhafter Künſtler 
ehrgeiz ſind doch wahrhaftig keine Sondermerkmale unſerer Zeit, nicht einma 
unſerer Berlin er Künſtlergeneration!, und ſelbſt als allgemeine pſychologiſch 
Studie nicht hervorragend. Intereſſant iſt ſie einzig als ſeeliſches Dokumen 
ihres Verfaſſers. Wenn man wenigſtens hoffen könnte, daß Holz ſich gleid 
Goethe nun den inneren Krankheitsſtoff von der Seele heruntergeſchrieben hätte 
um ſich künftig natürlich und menſchlich einfach, das heißt wahrhaft künſtleriſg 
zu geben! 1 

Das einzige, was an dem neuen Drama von Holz als Spiegel und Lehre 
der Zeit gelten kann, iſt der durch dieſe Dichtung beſonders eindringlick 
geführte Beweis, daß ein Künſtler nur dann Großes ſchaffen kann, wenn er 
— ſo ſehr ihn auch die Brutalität und Stupidität der maßgebenden Schichter 
unſerer Bourgeoiſie dazu verleiten mögen — allen hochmütigen Abſonderungs 
gelüſten, allem exkluſiven Aſthetentum entſagt, im Volke lebt und für dar 
Volk denkt und dichtet! * 


Friedrich naumann. 
Von K. K. 


„Naumann aber hauen wir heraus, wo immer er auch ſtehe“, erklärte 
unter toſendem Beifall ein heſſiſches Pfäfflein auf der Frankfurter Tagung. 

Damit drückte er nicht nur höchſt präzis die pſychologiſche Formel der 
Nationalſozialen aus, ſondern auch die politiſche: Was die Herren ſelber 
für ihre Stärke anſehen, nämlich Perſönlichkeiten ſtatt Maſſen hinter ſich zu 
haben, iſt zugleich das, was ihren politiſchen Bankrott bedingt. Naumann, 
Gerlach, Rohrbach, Damaſchke, Rade, was bedeuten ihre Namen für den 
Gang der Politik anders als Nullen oder mißglückte Ausrufungszeichen. Man 
wird ja direkt verlegen, wenn man von ihrer ſachlichen Bedeutung, von ihrer 
„politiſchen Stoßkraft“ reden ſollte. Nur als ſozialpſychologiſche Mauerblü z 
chen, als intereſſante Kulturblaſen, als ſchwankende Paradigmen für den, 
hiſtoriſchen Materialismus bieten fie dem Politiker einigen Wert. 


Unter jenen Intellektuellen, welche die von der Bismarckſchen Fauſt auf⸗ 
atmende Periode der Februarerlaſſe in das ſoziale Fahrwaſſer warf, iſt Friedrich 
Naumann der bei weitem intereſſanteſte. Er hat den „ſozialen Zug“ vielleicht 
als einen perſönlich individuellen aus dem Chriftentum des Hauſes geerbt. 
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der er wird nicht beſtreiten wollen, daß erſt die Welle der neunziger Jahre 
ı hochwarf, daß fein Pathos am kräftigſten tönte, wenn das ſozialiſtiſche 
jermometer auf Schön Wetter ſtand, daß ſeine politiſche Lehre von dem 
ſialen Kaiſertum verblaßte und ſchweigſam wurde in dem Maße, als die 
rtſchaftliche, politiſche Lage ſich verſchärfte, und daß er mit all ſeinem ſtolzen 
d ſchönen Willen zum Heloten ſeiner einſtigen Feinde werden mußte, als 
harte politiſche Notwendigkeit ihn vor die Klinge forderte: rechts oder links. 
gahrlich, wenn der Herr Pfarrer unſere von ihm ſo oft widerlegte Philo⸗ 
phie ergründen will, er brauchte nur eines Abends die Stadien ſeines eigenen 
bens durchzudenken. 

Bei dieſer Sachlage wird es ſchwer, die Seele des Mannes bloßzulegen. Er 
it ſeit fünfzehn Jahren jede Woche mindeſtens einmal von ſich hören laſſen. 
ad es wäre wirklich zu billig, dieſe Augenblicksbetrachtungen gegeneinander 
18zuſpielen. Ein Mann, der die philoſophiſche Methode der politiſchen Be⸗ 
achtung verachtet, kann nicht — wie Mehring es ſo gut von Marx ſagt — 
m Dingen ihren hiſtoriſchen Puls abfühlen. Er gewinnt daher an Popu⸗ 
tat — aber auf Koſten der Tiefenwirkung. Alſo kann es ſich nur um die 
ixierung der groben Züge dieſes ſonſt ziemlich komplizierten Mannes handeln, 
m ein paar Grundrichtungen feiner Pſyche, die vielleicht nicht jedem etwas 
eues bieten. 

Noch eins. Uns beſchäftigt nicht die politiſche Formel Naumanns und ihr 
ſchickſal. Sie ift leicht zu behandeln, federleicht ad absurdum zu führen. Uns 
itereſſiert hier der Menſch. Durch dieſe Beſchränkung des Themas aber iſt 
uch der Ton unſerer Ausführungen gegeben. Wir pflegen politiſche Gegner 
icht hart anzufaſſen, aber gegen eine Seele zu polemiſieren, iſt nicht nur un⸗ 
nnig, ſondern roh. 


* 


Man hat Naumann ſehr oft einen „Idealiſten“ geſcholten. Wird das 
Vort in ethiſchem Sinne genommen, ſo iſt das gerade Gegenteil der Fall. 
Idealiſten“ waren die Demokraten von 1848. Aber Naumann iſt ſo wenig 
Idealiſt“, daß man vielmehr den realiſtiſchen Heißhunger nach Wirk⸗ 
ichkeit und Macht als ſein eigenſtes Weſen bezeichnen kann. Er hat ſeine 
hriſtliche Haut abgeſtreift in dem Maße, als fie jenem Hunger läſtig wurde, 
ind was ihn jetzt auch ſein Sklavenſchickſal erdulden läßt, iſt nichts weiter 
ls das Gefühl, nun auch wirkliche Politik mitzumachen, und ſei es auch 
reufelspolitik. An feine chriſtlich-einſamen idealen Fahrten denkt er mit wahrem 
Schauer zurück. Darum hat er auch mit einem an Zynismus grenzenden 
Wirklichkeitsſinn“ ſowohl die Hunnentaten in China wie den Doktor Karl 
ßeters verteidigt. Zur Zeit der ſechziger Jahre hätte dieſer Mann unbedingt 
zuf ſeiten Bismarcks geſtanden (wiewohl er ſich gegen dieſe Zumutung aufs 
geftigſte ſträuben wird) — und ſollten ſich Unruhen wie bei den letzten Berg⸗ 
Abeiterſtreiks wiederholen, ſo würde er ja ſicherlich dringliche Verſuche zur 
Einigung machen, aber ebenſo ſicherlich im Notfall die Ultima ratio kräftig 
euern laſſen. Der Machtſtaat ſteckt ihm zu tief im Blute. 

Und hierher gehört auch das einzige, was Naumann politiſch geleiſtet hat. 
Er hat dieſen Machtinſtinkt, und zwar in ſeiner monarchiſch⸗0militariſtiſch⸗ 

mariniſtiſchen Form, dem Freiſinn eingeimpft und die im Wirtſchaftsleben der 
lebten fünfundzwanzig Jahre tief begründete Entdemokratiſierung des Bürger⸗ 
tums beſchleunigt. Seine Schwärmerei für den „Glanz der deutſchen Kaiſer⸗ 
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7 kommen kann. Und hier ſcheint mir etwas wie Tragik in dem Manne zu liege 
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krone“, in dem er ſich mit dem Lan h hene eine weiß, hat nicht zuletzt 
Reſte demokratiſchen Empfindens aus dem Liberalismus herausgetrieben. U} 
endlich: War Naumann es nicht, der den Satz heilig ſprach: Macht geht j 
Recht? Ein „Idealiſt“ iſt der Mann ſicher nicht. „ 

Wohl aber könnte man dieſen übertriebenen Wirklichkeitsſinn pſychologij 
mit ſeiner Vergangenheit verbinden. So wie die ſtrenger behüteten Prima: 
zumeiſt die ruppigſten Korpsburſchen abgeben, ſo wie aus ſtillen Paſtore 
ſöhnen widerlichſte Menſchenſchinder werden, ſo mag auch Naumanns pietiſtiſe 
Jugend und Werdezeit dieſen Fall ins — ſozuſagen — Unterwirkliche n: 
verurſacht haben. . 

Mit dem Idealiſten Naumann iſt es alſo nichts. Ethiſche Skrupel lieg 
dem Heilbronner Abgeordneten ferner als irgend einem anderen. Aber er 
ein Realiſt ohne Mandat, gewiſſermaßen ein Wirklichkeitle ni i 


ämlich ein Zwieſpalt zwiſchen dem Gang der Ereigniſſe und dem, was g 
rade ſein Wirklichkeitshunger ihm ſo ſcharf zu verfechten eingibt. Sein po 
tiſcher Wille geht auf den ſozialen Ausgleich. Ihn zu erreichen, bejaht er a 
Vorbedingung mit aller Entſchiedenheit den nationalen, kriegeriſch⸗expanſiv 
Machtſtaat. Und gerade dieſer mit all ſeinen Vorausſetzungen und Konſequenzi 
treibt Jahr für Jahr weiter vom Ausgleich weg. Die Tragik liegt alſo mel 
in der Dialektik der Dinge als in Herrn Naumanns Rechnung. Aber ſie tı 
ebenſo weh, und Naumann ſucht ihrer Herr zu werden durch eine ungewöhnlich 
Kunſt der Dialektik und einen gewiſſen äſthetiſierenden Einſchlag. Ss 

Dialektik meinen wir nicht im Sinne von kunſtgerechtem Debattieren 
ſondern in dem Sinne, wie man etwa von Hebbels „dialektiſchem Zuge 
redet. Alſo in rein intellektuellem Sinne, als Begriffsjonglieren und Sich 
berauſchen an erdachten Formeln. Dieſer dialektiſche Zug iſt gar nicht wel 
zudenken von Naumann: das Profeſſoren⸗ und das Kathederhafte, das ewig 
Räſonnieren und Schwelgen in immer neuen Kombinationen, dieſes ein weni 
eitle Sichſpiegeln in perſönlichen Theorien uſw. — ganz abgeſehen von der 
Wuſt von Büchern, den der Mann verdaut hat. Oder gibt es etwa irgen 
eine politiſche Konſtellation der letzten Jahre, und ſei ſie noch ſo verzwick 
die Naumann nicht nur nicht auf eine Formel gebracht, nein, auch durch ein 
Formel gelöſt hätte? Und zwar nicht auf Grund einer methodiſchen Betrach 
tung der Dinge, ſondern auf Grund perſönlich⸗individueller Anſichten? Wi 
verkennen die Gabe einer ſolchen dialektiſchen Handhabung am allerwenigſten 
Aber ohne methodiſches Prinzip führt ſie zur Spielerei. Wir haben uns ai 
mancher Formel Naumanns gefreut, aber zuweilen wurde uns ſeine Dialekti 
zum Ekel. | | | 

Bliebe alſo ſeine vielgerühmte Künſtlernatur. Nun verkennen wir nicht 
daß Naumann einen klaren und modulationsfähigen Stil beſitzt. Aber ich 
meine, das überſchwengliche Lob eines ſolchen Stils iſt mehr ein Sympton 
für unſere geringen Stilforderungen im allgemeinen, als für die Einzigartig 
keit Friedrich Naumanns. Es iſt ja aber auch viel weniger der Stil an fid 
als der Umſtand, daß die „ſchmutzige Politik“ in gut geformten Sätzen geſag 
wird, der die Bourgeois ſo in Erſtaunen ſetzt Und gegen das Deutſch dei 
gewöhnlichen Politikmacher gehalten, iſt freilich Herrn Naumanns Stil ein 


— 


künſtleriſche Eigenart. Jedoch in Frankreich würde kein Menſch ſich Aber ihr 
wundern. 7 | 
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Und dann Naumanns Aſthetentum. Es gehört die ganze Beſchränktheit 
s deutſchen Oberlehrers dazu, jo viel Aufhebens von ihr zu machen. Gewiß, 
aumann ſieht Dinge und Beziehungen, von denen der deutſche Bourgeois 
sher nichts ahnte. Was kümmerte dieſen die edle Schönheit eines Schwung⸗ 
ds oder das Problem des Glas- und Eiſenbaus? Und das iſt freilich das 
igeſchmälerte Verdienſt Naumanns, die bürgerlichen Köpfe mit äſthetiſcher 
chtung vor den Formen des Kapitalismus gefüllt zu haben. Allein ganz 
gesehen von der Zweiſchneidigkeit dieſes Verdienſtes — das Charakteriſtiſche 
igt auch hier wiederum nicht in dem reinen Künſtlertum des Mannes: der 
ozialdemokrat Maxim Gorki wird lächeln über das, was Naumann von der 
rbeiterſeele weiß, und die Sozialiſten Augtole France und Bernard Shaw 
erden Naumanns äſthetiſche Schriften herzlich unbedeutend finden. Nau⸗ 


aſtoren. Nur auf Grund des völlig zurückgebliebenen Kulturſtandes der 
ulſchen Boürgeoiſſe konnte Naumann jo gefeiert werden. Im Ausland 
ußte man das längſt. 75 6 

Und dann das Wichtigſte. Es wird einem ſo ſchwer, die „Aſthetik“ dieſes 
Rannes zu loben. Denn pſychologiſch liegt hier das, was ihn vom Sozia⸗ 
smus trennt. Ich meine, ſeine pſychologiſche Struktur zeigt etwa das 
shema von Ragaz, Pflüger uſw. Was dieſe Leute zum Sozialismus 
eb, iſt die Ethik. Was aber bei Naumann dieſe leider Gottes fehlende 
hit erſetzt, iſt eben ſeine etwas romantiſche Aſthetik. Einer der hervor⸗ 
agendften ſozial gerichteten Theologen ſagte mir darum einmal, es würde 
m gar nicht wundern, wenn Naumann noch einmal zum Katholizismus über⸗ 
zete. In der Tat liegt hier etwas Unproteſtantiſches, etwas Romantiſches 
ihm. Das führt uns zu dem Chriſtentum dieſes Doktors der Theologie. 
doch zuvor noch ein Wort über ſeine hochberühmte Beredſamkeit. 

Mit Jaures verglichen redet er plump, mit Das nski — langweilig, mit 
em verftorbenen Auer — faſt unwahr. Ich habe ihn immer lieber geleſen 
ls gehört. Für die Schlächtergeſtalt kann er nichts. Aber er holt beim Reden 
lles mit Arm und Fäuſten herbei. Und dieſes Armtraining ſcheint eine 
bezifiſch nationalſoziale Nummer zu ſein: die meiſten ſeiner Schüler machen 
3 ihm nach. Es gibt wohl kaum ein beſſeres Kriterium für die politiſche 
ede als den Inſtinkt der Arbeiter. Wenn nun in Deutſchland ein „Demagoge“ 
kiſtiert, jo iſt es ſicher Naumann. Aber wo iſt der Demos, den er feſſelt? 
schon in Frankfurt wendeten ſich die Proletarier von ihm ab. Und man 
eobachte noch heute ſeine Wirkungen auf die Arbeiter in den Verſammlungen. 
ztudenten und Lehrer, Kaufleute und Frauen — das ſind die großen Schreier. 
Iber mit dem Demos verbindet dieſen Demagogen nichts als ein frommer 
Vunſch. Ich habe es erlebt, daß Arbeiter von einem ſtockkonſervativen 
Zeneral a. D., der fie im übrigen anſtändig behandelte, größeren Eindruck 
gatten als von dem „glänzenden Redner“, der ihnen dazu noch eine Schmeichelei 
lach der anderen ſagte. 

Die chriſtliche Entwicklung Naumanns iſt dokumentariſch an den Titeln 
einer Bücher und Zeitſchriften feſtzuſtellen. Pietiſtiſch, innermiſſionell, chriſtlich⸗ 
ozial, evangeliſchſozial, nationalſozial, imperialiſtiſchliberal — man ſieht, das 
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Chriſtliche wurde immer dünner. Aber das iſt nicht das Intereſſante. Be 
den Tagen an, da Naumann im Rauhen Hauſe abends über den Bücher 
hockte, bis jetzt iſt ihm das ſicher nicht leicht geworden. Das Intereſſante i 
in was die chriſtliche Energie ſich gewandelt hat, nämlich ins Nationg 
Imperialiſtiſche. Wie die pietiſtiſche Gerechtigkeitsethik durch den Enthuſia 
mus des Schönen erſetzt, ſo wurde die pietiſtiſche Frömmigkeit allmählich vo 
der Flotten⸗ und Kanonenſtimmung verdrängt. Gewiß wäre es übereilt, au 
dieſer — wohlgemerkt für die heutige intellektuelle Bourgeoiſie typiſchen - 
Entwicklung irgendwelche Schlüſſe auf eine gemeinſame Wurzel von Chriſten 
tum und Patriotismus zu ziehen. Aber das geht zum mindeſten aus il 
hervor: die Religion als ſoziales Lebensferment iſt ſelbſt für die moderr 
Bourgeoiſie eine überwundene Ideologie, und ferner: der Nationalismus i 
diejenige Ideologie, der ſelbſt die ſozial Vorurteilsfreieſten zum Opfer fallen 
der Nationalismus iſt das letzte ideologiſche Bollwerk, worin ſich ein au 
richtiger bürgerlicher Theoretiker noch zu verſchanzen wagt. | 

Fügen wir endlich noch hinzu, daß Naumann als politiſcher Gegner ein 
ſehr ſympathiſche Erſcheinung iſt, mit dem zu kämpfen ein großes Vergnüge 
macht, ſo möchte die Geſtalt dieſer immerhin merkwürdigen Kulturerſcheinun 
in groben Riſſen umzeichnet ſein. = 

Das Gejamtbild Naumanns aber verdient wie kein anderes ein Prädika 
das freilich nur in den Augen der Vorfichtigen das bedeuten kann, was e 
möchte, nämlich: jpezififch deutſch. Und zwar nicht nur pſychologiſch, in de 
profeſſoralen Dialektik, in der biederen Eloquenz, in der etwas plumpen Aſtheti 
der ewigen Häutung, dem ſtaatsbürgerlichen Abſcheu vor jeder Revolutior 
Nein, auch ſeine ganze Stellung innerhalb der Bourgeoiſie, ſeine Wertſchätzun 
durch ſie iſt ſpezifiſch deutſch und nur aus den deutſchen Verhältniſſen herau 
zu verſtehen: in Friedrich Naumann beſtaunt der deutſche Untertan die ihr 
bis jetzt unverſtändliche Einſicht, daß die Politik — wie Plato ſagt — di 
höchſte Wiſſenſchaft iſt, in ihm bewundert die deutſche intellektuelle Schlaſ 
mütze die Weisheit, daß auch Politik geſchmackvoll beſprochen werden kann 
in ihm hofft endlich der vernünftigſte Teil der deutſchen Bourgeoiſie dei 
kommenden Mann der goldenen Linie zwiſchen Revolution und Reaktion ge 
funden zu haben. | a: 

Aber daß Politik die erſte Wiſſenſchaft ſei, dieſe Weisheit hat ſich da 
moderne Proletariat längſt erhungert. Und es pfeift gegebenenfalls auf di 
ganze Aſthetik des Kapitalismus. Was aber die goldene Linie anbetrifft, fi 
hat es keinen Grund, ſeine gerade Marſchroute zu revidieren. Gerade di 
letzten Wochen haben bewieſen, wohin dieſe berühmte goldene Linie führt 
nämlich in ziemlich ſcharfer Kurve nach rechts. N 
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Bücherſchau. — 

Friedrich Schlegel, Sucinde. Ein Roman. Textreviſion und Einleitung vor 
Jonas Fränkel. Jena 1907, bei Eugen Diederichs. 5 
Schleiermacher, Vertraute Briefe über Friedrich Schlegels Lucinde. Jena 1907, 
bei Eugen Diederichs. | 5 
Friedrich Schlegels Lueinde, die 1799 7erſchien, iſt ein kennzeichnendes 5 
für die Auffaſſung der Romantik von den Beziehungen zwiſchen Mann und Weib, 
nebenbei dem einzigen ſozialen Gebiet, auf das ſie je ihre unruhig huſchenden 
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ter geworfen hat. In dieſem Buche, deſſen Held Julius das Urbild des zer⸗ 
genen und haltloſen romantiſchen Bummlers iſt („es war ihm, als wolle er eine 
lt umarmen und könne nichts greifen“), wird die Geſchlechtsliebe zu einem 
aſtiſch⸗religiöſen Mirakel vernebelt, weit dunſtiger, als es in denſelben Tagen 
zelling mit feinem Widerporſt getan: 

Mein' einzig Religion iſt die, 
| Daß ich liebe ein ſchönes Knie, 
| Volle Bruft und ſchlanke Hüften, 
| Dazu Blumen mit füßen Düften, 
Aller Luft volle Nährung, 
Aller Liebe ſüße Gewährung. 


Zweifellos trägt aber auch dieſes ſchwächliche Werk etwas von dem bürgerlichen 
zum und Drang in ſich, und auch ſeine verlogene Sinnlichkeit hat ihre ſchwelende 
7 75 an dem Feuer der großen Revolution entzündet, die ſtatt der Liebelei des 
nien régime die Liebe und ſtatt der Lüſternheit die Leidenſchaft mit vollen Tönen 
klamierte. Wo überhaupt die Romantik auf die Liebe und die Frauen zu ſprechen 
4, verriet fie ihren zwieſchlächtigen Urſprung aus Reaktion und Revolution be⸗ 
I: deutlich. Indem ſie gleich das Univerſum zu packen glaubte, wenn fie ein 
w eſtramme Hüften packte, rettete fie ſich aus der Wirklichkeit des verfaulenden 
lniſchen Reiches, die die Tat erfordert hätte, in den Wolkendunſt metaphyſiſcher 
zäumereien: hier liegt ihre reaktionäre Wurzel. Gleichzeitig wirkte ſie revolu⸗ 
tnär, indem ſie die Freiheit der Frau und die freie Liebeswahl verkündete, denn 
ifer Kampf gegen die moraliſche Knechtung des Weibes war ein Reflex der auf⸗ 
lamenden bürgerlichen Weltanſchauung, die auf das Recht des Individuums, auch 
weiblichen Individuums, pochte und in der Ehe nichts Gottgefügtes mehr, 
ſidern nur einen von beiden Kontrahenten leicht lösbaren freien Vertrag erblickte. 
der Lucinde allerdings läßt Schlegel, der vordem einmal die demokratiſche Re⸗ 
üblik, ſogar mit Stimmrecht der Frauen, die einzig vernünftige Staatsform ge⸗ 
innt hatte, die metaphyſiſche Seite bei weitem überwiegen und ſieht von aller 
ellſchaftlichen Bedingtheit des Geſchlechtsverhältniſſes ab. Die Menſchen dieſes 
ſches, eines Gemengſels von Roman, Dialog und Reflexion, die leblos ſind wie 
Figuren eines Schattentheaters, ſcheinen außerhalb der bürgerlichen Welt zu 
en; da ſich Lueinde, mit Julius in freier Ehe verbunden, Mutter fühlt, dreht 
) die erſte Sorge des Vaters nicht um die materielle Exiſtenz des Kindes, 
ſidern um die Frage, ob es für die Porträt⸗ oder die Landſchaftsmalerei zu er⸗ 
hen ſei! 

Als ſich der Sturm der Sittlichen gegen das Werk erhob und Schlegels In⸗ 
ius Schleiermacher feine Vertrauten Briefe ſchrieb, um den „magiſchen Duft von 
ligkeit“ zu verherrlichen, der ihm aus der kleinlich-lüſternen Schrift entgegen⸗ 
hte, tadelte er, daß der Held aller ſozialen Beziehungen entäußert daſtehe: „In 
her ſolchen Welt, wo die bürgerlichen Einrichtungen die Frauen jo ſehr erdrücken, 
muß derjenige, dem ſich ein Weib ergeben hat, ſchon aus Selbſtverteidigung in 
18 bürgerliche Leben hinausgehen und da wirken“, meinte aber wieder ein- 
ränkend, in einem der Liebe geheiligten Kunſtwerk ſei die Abſtraktion von der 
rgerlichen Welt ſchlechthin notwendig. Ein Menſchenalter ſpäter entdeckte das 
inge Deutſchland in dem Kampfe für die Befreiung des Weibes und die Emanzi⸗ 
tion des Fleiſches einen Bundesgenoſſen in dieſem Element der Romantik, und 
‚slow gab nach Schleiermachers Tode 1835 die Vertrauten Briefe mit einer über⸗ 
Alg kecken Vorrede heraus, um mit dieſem Streiche die tobende Wut der ortho— 
pen Eiferer zu entfeſſeln, denn Schleiermacher, zur poſitiven Theologie zurück— 
kehrt, hatte längſt die Briefe als eine Jugendſünde verleugnet. 

Daß jetzt die beiden verſchollenen Bücher ausgegraben werden, erklärt ſich aus 
r Vorliebe für die Romantik in jeder Form, die, in ähnlicher Verfallsſtimmung 
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wie ihre Vorfahren vor einem Jahrhundert, die bürgerliche Klaſſe von bei 


wandern, den geiſtig Aufrechten eine Labe, ein Ärgernis den Phariſäern und N 


dem Buche aus, ſo bleibt nichts als gähnende Langeweile, wie denn ſchon Hei 


gewiß ein geiſtig Aufrechter, über Schlegel, der aus einem betrunkenen Pedan 


6 


1 
| 
Hermann Bang, Ludwigshöhe. Roman einer Krankenpflegerin. Berlin 19, 


S. Fiſcher. | 


Der Untertitel führt ein wenig irre, denn daß die Heldin Krankenpflegerin 
erſcheint als etwas faſt Zufälliges. Man könnte das Buch richtiger den Rom: 
der Alltäglichkeit nennen, wie ſie ſich in den Geſellſchaftsſchichten darſtellt, zu den 
die Hauptperſon eigentümliche Beziehungen hat. So liebevoll eingehend der Vi 
faſſer auch dieſe junge Krankenpflegerin zeichnet, ſo ſtellt er im Grunde nur 
Umwelt dar, worin ſie ſich bewegt. 

Bangs künſtleriſche Technik iſt höchſt eigenartig. In zahlreichen winzig 
Zügen malt er ein Stück Leben breit und doch ſkizzenhaft, mit auffallender De. 
lichkeit und doch unendlich diskret. Seine Geſtalten ſprechen ihre wahren Gedanl 
faſt nie aus, nicht einmal für ſich. Den Schein vornehmer Geſinnung, den it 
vor dem anderen aufrecht hält, bewahrt er ebenſo ſorgfältig vor ſich ſelber. A 
lieben es, gütig, freundlich und gerecht zu ſein, ſolange es ihren Intereſſen ni 
widerſtreitet, und wenn fie eigenſüchtig und niedrig handeln, weil es ihren Int 
eſſen entſpricht, ſo merken es diejenigen kaum, die als außerhalb des Kreiſ 
Stehende gewohnt ſind, an ihre Güte zu glauben. 

Ein ſicherer, durch keine Grübelei oder Sentimentalität jemals ins W 
ratender Klaſſeninſtinkt verbindet dieſe ſonſt recht verſchiedenartigen Menfche 
Sogar die geiſtige Schwerfälligkeit und ſeichte Bildung, die ihnen gemeinſam fir, 
erſcheinen als Schranken, deren ſie zur Verteidigung ihrer ſozialen Stellung k 
dürfen. 1 

„Man zieht doch einen Kreis um die Seinen“, ſo lehnt eine der vornehm 
Damen die Bewunderung ab, die ihre Freunde ihr ſpenden, da ſie ſich bereit 
klärt, ein verirrtes Lamm aus dem Abgrund zu holen. Sie führt dieſe Aufga 
mit ſehr viel Takt und Feingefühl durch und rettet ſo die geſellſchaftliche Poſitil 
der ſchon verloren geglaubten Standesgenoſſin. Die gleiche Geſchicklichkeit ei 
aber auch in der diskreten Art, in der fie das junge Mädchen, mit dem ihr Sol 


[ 


unter den Augen und mit ſtillſchweigender Zuſtimmung feiner Mutter ein Liebe 
verhältnis angeknüpft hat, beiſeite zu ſchieben weiß, ſobald eine reiche Braut a 
den Plan tritt. Nachdem ſie dieſes Mädchen unter genaueſter Beobachtung d 
korrekten geſellſchaftlichen Formen aufs tiefſte gedemütigt und dann endgültig al 
ihrem Kreiſe entfernt hat, ſagt ſie ohne jede Heuchelei: „Ein prächtiges Mädche 
und ſie gehört zu jenen ſeltenen Menſchen, die immer ihren Platz kennen.“, 
Neben dieſen Geſellſchaftsſchichten zeigt uns der Roman auch jene kleinbürge 
licher Frauen, die auf eigenen Erwerb angewieſen ſind und mit einer gewiſſe 
Angſtlichkeit nach der neuen Ideologie ſuchen, die ihrer ſozialen Stellung entſprich 
Aber auch hier wird uns wieder nur armſelige Mittelmäßigkeit vorgeführt. S 
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ein ſcheint das Intereſſe des Verfaſſers für ſich zu haben. Nicht eine unter den 
len Geſtalten des Romans ragt durch Geiſt, Temperament oder Energie über 
anderen empor. Alle bewegen ſich wie unter einem nivellierenden Druck, der 
in Individuum das Maß ſeiner Entwicklung unerbittlich vorſchreibt, und auch 
Heldin, die der Autor mit ſeltener Feinheit, Güte und Liebenswürdigkeit aus⸗ 
tet, überragt doch an Geiſt und Willenskraft die anderen nicht und geht ohne 
genwehr zugrunde. Was ſie zur Hauptperſon des Romans macht, iſt wohl der 
iſtand, daß ſie jedem der beiden geſchilderten Geſellſchaftskreiſe zur Hälfte an⸗ 
bört und ſich darum der Klaſſeninſtinkt beider gegen ſie wendet. 
Trotz dieſer Ausſchaltung hervorragender Individuen iſt Bangs Darſtellungs⸗ 
aber nicht „naturaliſtiſch“ im hergebrachten Sinne. Seine Kunſt ſtiliſiert viel- 
hr ſtreng. Starke Perſönlichkeiten würden ihm die überzarte Färbung feines 
ldes ſtören. Wahrſcheinlich glaubt er auch nicht an deren Fähigkeit, entſcheidenden 
fluß zu üben. Schließlich, jo urteilt der müde Aſthetiker, wird doch alles wieder 
den alten Platz geſtellt. Die revoltierende Bourgevisdame fügt ſich in ihren 
ſialen Kreis, und die Verwalterstochter wird daraus entfernt, alles ohne viel Auf- 
ſen, nach unumſtößlichen Geſetzen. 
Marie Franzos hat den Roman ſo trefflich aus dem Däniſchen überſetzt, daß 
im eine Originaldichtung zu leſen glaubt. Thereſe Schleſinger. 
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nil Witte, Kus einer deutſchen Botſchaft. Zehn Jahre deutſch-amerikaniſche 
Diplomatie. Leipzig 1907, Zeitbilderverlag. 325 Seiten. 


Die Methode der deutſchen Bureaukratie, jeden, der an ihrer Unfehlbarkeit 
eifelt, vor den Kadi zu ſchleppen und wegen angeblicher Beleidigung verurteilen 
laſſen, mag für ihre verbiſſene und verknöcherte Seele eine angenehme Seite 
ben, aber ſie hat auch entſchieden ihre unangenehme Seite, ſogar für die ſelbſt⸗ 
vußteſten Bureaukraten. Nämlich wenn dieſe ſenſiblen Männer, die ſich ſchon 
ech Außerungen beleidigt fühlen, an denen außer preußiſchen Staatsanwälten 
d Richtern, die eben auch zur Bureaukratie gehören, kein Sterblicher einen blaſſen 
himmer von Beleidigung zu entdecken vermag, ſich die hanebüchenſten Beſchuldi⸗ 
ngen ins Geſicht werfen laſſen, ohne zu mucken, jo liegt der Verdacht nahe, daß 
ſehr viel Dreck am Stecken haben müſſen. Auf das „Schweigen der Verachtung“ 
men ſie ſich angeſichts ihrer ſonſtigen Praxis nicht berufen, ohne ſich vor aller 
At lächerlich zu machen. 

Gegenüber der Schrift des Herrn Witte haben die darin in ſchwerſter Weiſe 
gegriffenen Beamten und Diplomaten bisher die Wanzentaktik des Totſchweigens 
gezogen. Darin liegt ſchon das Eingeſtändnis, daß in dem Buche ſehr viel 
ahres enthalten ſein muß. Möglicherweiſe mag auch manches Unwahre und 
mentlich übertriebene darin zu finden fein; wir haben nicht den geringſten An- 
5 zu irgend einer günſtigen Voreingenommenheit für den Verfaſſer, der „für Preß⸗ 
hen“ der deutſchen Botſchaft in Waſhington attachiert geweſen iſt. Aber wenn 
n jo ſein ſollte, jo wäre eine Verurteilung des Verfaſſers wegen formaler Be— 
nigung um fo leichter zu erzielen, und das hartnäckige Schweigen der „maß— 
denden Inſtanzen“ auf die beſtändigen Herausforderungen Wittes, ihn gerichtlich 
belangen, erweckt Betrachtungen, von denen wir lügen müßten, wenn wir ſie 
meichelhaft für Herrn Bülow und ſeine Diplomatie nennen wollten. 
Inzwiſchen wird eine billige Volksausgabe der Schrift vorbereitet, und wenn 
ö Inhalt auch fernerhin durch das Schweigen der Bureaukratie beglaubigt werden 
lte, jo gewinnt fie eine Bedeutung, die ſie durchaus leſenswert macht. 
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Geiſtergeſchichten von Guido Weiß. Bei dem ſchmutzigen und widerlich 
Handel Harden⸗ Eulenburg iſt gerade ſeine ſchmutzigſte und widerlichſte Seite «) 
meiſten in den Vordergrund getreten, dagegen ganz im Schatten geblieben d 
geiſter⸗ und geſpenſterſeheriſche Weſen, das in höfiſchen Kreiſen ſein Weſen tres 
und ein ungleich ärgeres Zeichen hiſtoriſchen Verfalls darſtellt als das noch 
weite Umſichgreifen der Päderaſtie. Päderaſten find Prinz Eugen, der preußiſt 
König Friedrich, auch König Wilhelm von England geweſen; die Geiſtergeſchicht 
blühten am Hofe Friedrich Wilhelms IV. | 

Über dieſe Geſchichten hat vor nunmehr ſchon vierunddreißig Jahren Gui 
Weiß einen Aufſatz veröffentlicht, von dem wir glauben, daß er gerade in gege 
wärtiger Zeit unſere Leſer intereſſieren wird. Und die Art des Verfaſſers int 
eſſiert ſie vielleicht nicht weniger als der Gegenſtand ſeiner Darſtellung. Gui 
Weiß iſt heute leider ganz vergeſſen. Als vor zehn Jahren von einigen ſeiner alt 
Freunde, die nun auch längſt in das Land gegangen ſind, aus des Bezirk ke 
Wanderer wiederkehrt, eine Sammlung feiner beiten Aufſätze geplant wurde, fcheiter 
die Abſicht an dem Widerſpruch ſeines Erben und Schwiegerſohns, des Redakteu 
Stern von der „Frankfurter Ze wohl weil ein ſozialdemokratiſcher Herau 
geber und ein ſozialdemokratiſcher Verleger ins Auge gefaßt waren; angeblich wol 
Stern ſelbſt die Herausgabe beſorgen, hat aber nie daran gedacht. Und fo mı 
hier wenigſtens ein kleines Juwel aus einem reichen Schatzkäſtlein gerettet 1 
Guido Weiß ſchreibt: 

„Ich werd' mich hüten!“ Er klingt mir noch in den Ohren, der dumpfe 0 
trotziger Furcht, worin der Hofmedikus F. es ablehnte, einmal mit der Hand unt 
den Tiſch zu fahren. Lange lautloſe Pauſe darauf. „Na, da können wir wo 
wieder Licht anzünden!“ unterbricht ſie endlich gelangweilt der Hauptmann v. 
Und ſo wollen wir uns die Geſellſchaft und ihr Tun bei Lichte betrachten. 

A der fün ziger Jahre war das Tiſchrücken ins Land gekommen. D. 
Bedürfnis des Idealen will eben irgendwo hinaus. Fühlt es ſich konſtant bedrü 
und beeinträchtigt durch die ganze Geſtaltung des öffentlichen Lebens, wie zu 
Beiſpiel in den Vereinigten Staaten, ſo macht es ſich Luft in ebenfalls beina 
konſtanten Ausbrüchen irgend eines Wahnwitzes, gewöhnlich, wie das ja am nati 
lichſten und bequemſten iſt, religiöſer Form. So im Mormonentum, in den € 
weckungsverſammlungen, neueſtens in den Kneipenprozeſſionen. In den Lände 
alter Kultur bedarf es für ſolche geiſtige Epidemien beſonders prädisponierend 
Momente, eines nationalen Unglücks, wie es den Kongeſtionen des franzöſiſch 
Geiſtes, die ſich jetzt zu Lourdes und Laſalette offenbaren, vorangegangen iſt, od 
des ſchroffen Bruches von Hoffnung und Aufſchwung, wie das 1849 in Deutſchlan 
geſchah. Und ſieht man heutzutage im lieben Vaterland ſo manches „Unbewußt 
paſſieren und florieren, ſo liegt die Vermutung nahe, daß unter dem Glanze un 
der Freude dieſes neudeutſchen Reiches doch ein tiefer Riß durch die Herzen gehe. : 

Alſo das Tiſchrücken. Seines ſogenannten wiſſenſchaftlichen Charakters w 
das Phänomen bald bar, mit der nüchternen Erklärung der Phyſiker von d 
Akkumulation kleinſter mechaniſcher Kräfte fühlte die Maſſe ſich nicht befriedie 
machte die Pſychologie ſich an den holden Wahnſinn, ſo war das verehrliche P 
blikum ſehr beleidigt, und ſo war's ein feiner und richtiger, der franzöſiſchen 6 
fahrung von dem ridicule qui tue entlehnter Zug, daß der alte We den W 
un-Wittgenftein de 


als die beſte Waffe gegen den Spuk erhob. Als ein kleiner Ga | 
großen Marne beteuerte: Aber ich ſchwör es Ihnen, Exzellenz, daß der Tiſch ſi 


endlich gedreht hat! — da laute acken die Antwort: Nunja, der Vernür 175 


gibt nach. Das war eine Szene bei ofe, und bei Hofe war es auch, daß, als di 
iſchrücken als Geſellſchaftsſpiel aus der Mode gekommen war, es feinen Sun 
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tiefte und feinen myſtiſchen Kultus fand. Von den immerhin noch unſchuldigen 
aſen der Elektrizität und des Magnetismus — mit denen hatte der Berliner 
f ſchon ausgiebig und ſkandalös genug in den Reaktionsjahren nach den „Frei⸗ 
tskriegen“ geſpielt — wandte man ſich bald ab; mochte die Erſcheinung ent⸗ 
hen, wie ſie wollte, das höhere Intereſſe richtete ſich darauf, wie ſie an⸗ 
venden ſei. 
Aus de iſchrücken entpuppte ſich das Tiſchklopfen, das „beſeelte Fichtenholz“ 
rde zum begeiſtigten, und wes Geiſtes! Man ſtellte Fragen an den Tiſch, er 
twortete durch Klopfen, er erriet, er weisſagte endlich. O, die unſichtbare Kirche 
3 Wahnſinns hat ihre mindeſtens ebenſo feſten, ebenſo uralten Dogmen wie jede 
dere, und wenn einſt ein Kreuzweg mit einem Kreiſe von Knochen genügte, die 
ſen Geiſter zu zitieren, ſo reichte jetzt ein Teetiſch mit einem Kreiſe geſpreizter 
nger hin, die Geiſter, gute wie böſe, herbeizurufen. Und ſie akkomodierten ſich, 
je Geiſter, fie machten's ihren Gläubigen bequem. Aus den Tiſchen wanderten ſie 
leichter bewegliche Vehikel, wie ſie nach dem altbewährten Prinzip der Bieruhr 
aſtruiert wurden und als Pſychograph und Emanulektor auf den Markt kamen; 
n da gingen ſie ſogar direkt in die Finger der Auserwählten, ſo daß zuletzt die 
fache Manipulation darin beſtand, dem „Medium“ irgend eine Frage zu ſtellen, 
e dieſes dann im Namen des Geiſtes, den es eben bei ſich walten fühlte, ſofort 
gewöhnlicher Bleiſtiftſchrift auf gewöhnlichem Papier beantwortete. Daß das 
gedium dabei vielleicht die Augen ſchloß, ſich verbinden ließ oder gen Himmel 
tete, wird als nichts Außerordentliches zu gelten haben, ſolche Fertigkeit üben 
nder ſchon, und die Umſitzenden ſorgten außerdem achtſam dafür, daß die Schrift 
cht ſchief lief und am Rande des Papiers hübſch Halt machte. 

Dieſe Entwicklung war, wie man ſieht, eine gute nach korrekten Muſtern. Erſt 
ar es, am drehenden Tiſche, die Gemeinde im ganzen, die ihren Rapport mit der 
eiſterwelt in gemeinſamer Anſtrengung herſtellte, dann trat das Prieſtertum jedes 
nzelnen in fein Recht, und wer da Luſt hatte, mochte allein für ſich, je nach ſeinem 
eſchick, mit dem Pſychographen operieren. Aber aus dem Anachoretentum, zu dem 
beſonderer Weihen nicht bedurfte, entwickelte ſich bald die Hierarchie, ein ſpezifiſches 
rieſtertum der „Medien“, die nicht, wie einſt die Pythien und ſpäter die Clair⸗ 
anten, dem weiblichen Geſchlecht ausſchließlich angehörten, ſondern meiſt — ihre 
emeinde war ja weiblich genug — junge Männer von recht intelligentem Geſichts⸗ 
18druck und gewöhnlich gar nicht idealiſtiſcher Stimmung waren. Sie gingen mit 
ren Geiſtern denn auch ſo derb in Manieren und Ausdruck um, wie nur der liebe 
te Justinus Van der harfenumrauſchten Weibertreu, wenn ſo ein ſchwäbiſcher Dick⸗ 
hädel aus dem ſechzehnten Jahrhundert das Spuken gar nicht laſſen wollte. Und 
ch ſelber vergaßen dieſe Herren „Medien“ dabei keineswegs. 

Ein junger Architekt P. hatte ſich als geſchicktes Medium das Vertrauen der 
zattinnen zweier Miniſter, der Gräfin v. Schwerin und der Freifrau v. d. Heydt, 
worben und wäre in dieſen Kreiſen ungern vermißt worden. So wurde es in 
er Gemeinde der Gläubigen dankbar als Fügung verehrt, daß eine dem jungen 
Ranne drohende Verſetzung nach der Provinz zurückgenommen und ihm eine Stel⸗ 
ung in Berlin zugewieſen ward. Sehr bekannt war damals das Geſchick eines 
ochrenommierten Kunſtmäzen, des Großinduſtriellen Ravené. Er hatte die große 
nd kleine Welt durchſtudiert und ſich ſchließlich der Magie ergeben. Sein Medium 
„war ihm unentbehrlicher Ratgeber für alle, ſelbſt die proſaiſchſt geſchäftlichen 
Angelegenheiten geworden, er hütete dieſen ſeinen Schatz eiferſüchtig vor allen zer⸗ 
reuenden Sorgen, die ihm etwa der Lebenserwerb verurſachen könnte, am meiſten 
ber vor den Gelüſten anderer Liebhaber, die dieſe ausgezeichnete Kraft zu ihren 
kreiſen und ihren Experimenten heranziehen wollten. Was der „Geiſt“ durch dieſes 
Nedium vorhergeſagt und angeraten hatte, das traf ein und das ſchlug ein; was 
Dunder, daß endlich auch an ihn die vorwitzige Frage gerichtet wurde, die man 
onſt zur Frühlingszeit im grünen Buſch ſich vom Kuckuck beantworten läßt. Und 
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auf ihn gezogen hatte, noch vor abgelaufener Friſt. Seine weltlichen Angelegen 
heiten hatte er vorher geordnet, und das Medium ſoll über Undankbarkeit de 


Ein anderer Märtyrer des neuen Glaubens war der Rendant Hornung, de 
eifrigſten Adepten einer. In ſeinem Verkehr mit den Geiſtern ging er mehr auf 
Solide, und ſo befragte er einen wohlerfahrenen böhmiſchen Ritter, der bei den 
Sturme der Huſſiten auf das märkiſche Städtchen Bernau gefallen zu ſein ver 
ſicherte, im Tone der guten Frau Schwertlein: „Habt ihr ſonſt nichts an mich zi 
bringen?“ Worauf der fürtreffliche Schnapphahn ihm anvertraute, daß er in Vor 
ahnung unzeitigen Endes ſein bißchen Armut, manch Schauſtück und gülden Ge 
ſchmeide, vor den Wällen der guten Stadt Bernau vergraben habe. Auch dez 
Ortes erinnerte er ſich noch genau und ſelbſt nach heutigen Veränderungen merk 
würdig erkennbar. Schade ums liebe Gut! — der glückliche Interpellant rüſtet ſich 
es zu heben. Eine dunkle Nacht war zum Werke beſtimmt, die richtige Stelle ifi 
leicht gefunden, ein Laſtwagen wartet nicht weit davon auf der Landſtraße. Dei 
Schatzgräber fängt mit einigen Beſchwörungsformeln an, dann geht es bei trübem 
Laternenſchein an die ungewohnte Arbeit mit Hacken und Spaten. Er ſchafft mil 
aller Kraft, der Schweiß rinnt, das Herz klopft, denn bereits gerät die Schaufel, 
um modern zu reden, auf Kulturſchichten. Da plötzlich! von der Höhe über ihm 
ein Knallen und Donnern und Rollen und Hohngelächter über ihm, um ihn, unter 
ihm! Ihn hat „es“ hingeworfen, die Laterne hat „es“ zerſchlagen. Als es wieder 
ſtill geworden war, ſteht er gebrochenen Mutes auf und ſchleicht von dannen; er 
weiß ja, was das zu bedeuten hat. Die Heimfahrt in ſtürmiſcher Nacht auf offenem 
Wagen tat den Reſt dazu, anderen Morgens lag er an der Lungenentzündung 
nieder, etliche Tage darauf auf der Bahre. Ein paar luſtige Vögel, die von der 
Expedition vorher Wind bekommen, hatten dem armen Schelm in der Weiſe, wie 
es Don Quichotte geſchehen iſt bei ſeinem Ritte auf dem Zauberroß Zapfen⸗ 
hölzern, bei dem Erlöſungswerk helfen wollen, etliche Schwärmer und Kanonen⸗ 
ſchläge hatten die Intervention des Böſen dargeſtellt. Zu ſpät hat der Spaß ſie 
gereut. 1 

Um dieſen Hornung aber ſammelte ſich, was zu der Brüderſchaft gehörte; bei 
ihm als dem anerkannten Geſchäftsführer des Zwiſchenreichs ſprachen auch ab und 
zu Perſonen aus exkluſiven Kreiſen vor, die von den Fortſchritten der neuen 
Wiſſenſchaft rapportieren zu können wünſchten. Da war General v. Pfuel, der Ein⸗ 
tagsminiſter von 1848, da kam der feine und fromme Legationsrat Abeken, da 
waren ſchriftſtellernde Halbſoldoffiziere, dis 5. orſtner, v. Schachtmeyer, v. Eber⸗ ö 
ſtein, da erſchien auch der Meiſter des irdiſchen Paßweſens unter Hinckeldey — und 
das wollte etwas jagen —, Feine Ledal Sägen, und ſah den dämoniſchen Vaga⸗ | 
bunden gläubigſt durch die Finger. Da ſprach der Oberſtſtallmeiſter v. Williſen 
als er während des Krimkriegs in einer diplomatiſchen Miſſion gen Wien ge 5 
wurde, zuerſt vor, um die Meinungen der Überirdiſchen zu erkunden, auf welchem | 
Wege wohl feine Aufgabe am beſten zu erreichen ſein werde. Da verfehlte nicht, 
ſtets mit einem Sack voll wunderbarſter neueſter Erfahrungen ausgerüſtet, der Graf | 
Braſſier St. Simon ſich einzufinden, ſobald er Berlin beſuchte. Er war preußiſcher 
Geſandter in Turin und erhielt, wie er ſich offen rühmte, durch ſein „Medium“ 
— in dieſem Falle eine junge Frau — ſicherere und ſchnellere Nachrichten aus den 
Feldlagern in der Krim, als ſelbſt die Regierung durch ihre Telegraphen. Der ver⸗ | 
mittelnde Geiſt, der ſich ihm hierfür zur Dispoſition geſtellt hatte, war kein Ge⸗ 
ringerer als der große Dſchingiskhan ſelber. In guter Laune führte er einſt dem 
Medium Braſſiers die Hand zu einer Zeichnung, dem Porträt ſeiner ſelbſt. Ich 
habe es geſehen und bin ſtark verſucht, die junge Italienerin für einen ausbündigen | 
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alk zu halten, die mit ihrem dünnbeinigen deutſchen Grafen recht unerlaubten 
ß getrieben: das Bild war vollendet das eines mikrozephalen Blödſinnigen. 
Und wäre bei dieſen Gaukeleien doch nur etwas von dem feinen Geiſte be— 
klich geweſen, der einſt des Grafen St. Germain Glück machte. Aber die Geiſter 
Herrn Hornung und ſeiner Genoſſen waren geiſtlos bis zum Platteſten. Wer 
1 davon wiſſen will, der leſe das kleine Buch nach, worin Herr Hornung über 
e erſten Verſuche berichtete. Es führt im Titel den ſtolzen Namen Heinrich 
ies, denn der tote Dichter hatte die erſte Senſitive Hornungs, ein junges 
dchen ſeiner Verwandtſchaft und hoffentlich ein hübſches, anzulocken gewußt, 
treudienſtbar folgte ihr dieſer Dämon durch die Reihen von Martern, die dem 
ien in Gedichten, die fie auf ſeinen Namen fündigte, angetan wurden. Als 
ältere Dame zur Würde eines „Mediums“ gelangte, kam der ſelige Goethe 
die Reihe. 

Unter den Augen eines wohlbekannten Goethekenners und Goetheerklärers hat 
Alte von Weimar damals folgendes Diſtichon verübt: 


Was du immer erſtrebſt, iſt Geiſt und Leben und Wahrheit, 
Was du erreichen nicht kannſt, iſt im Keime ſchon tot. 


Und der Goethekenner beugte ſein Haupt und ſchwieg. Aber am nächſten Abend 
er wieder da. 

Als das Geſchäft ſpäter ſpekulativen Aufſchwung nahm und ganz in die Hände 
Männermedien geriet, wurden auch die Geiſter ernſthafter und hatten mit der 
digen Poeſie nicht gern mehr zu tun. Ich hatte die Ehre, Herrn Salluſtius 
hören, der in leidlicher Übereinjtimmung mit dem Kleinen Brockhaus über ſeine 
ensumſtände ſich ausließ, dann aber, unter Beigabe einiger grammatikalen 
nitzer, einen lateiniſchen Moralſpruch zum beſten gab, den ich ſpäter in einem 
beinium, aber plagiariſcherweiſe als Wort des Cicero wiederfand. 

Der drolligſte Kauz unter dieſen Geiſtern und der bei aller Ungeniertheit des 
ganges doch auch das angenehmſte Gruſeln verurſachte, war Herr Horaz v. Forno, 
Ritter, der zur Zeit des Dreißigjährigen Krieges auf dem bei Breslau gelegenen 
loſſe Liſſa, dem Leuthenberühmten, gehauſt haben wollte, und zwar nicht ganz 
lich und zweifelsohne. Er plauderte gern und viel, fluchte aber dazwiſchen 
ſtig, ſo daß, beſonders wenn Damen im Kreiſe der Gläubigen ſich befanden, 
e Anmeldung gewöhnlich einen beſorgten Blickwechſel der männlichen Gäſte und 
wächſt ſchnellen Schluß der Seſſion veranlaßte. Hatte die Sitzung bis gegen 
lf Uhr gedauert — die Zeit, wo die Bierhäuſer geſchloſſen wurden —, fo konnte 
a ſehr ſicher ſein, daß der Ritter plötzlich von dem Medium angekündigt wurde. 
er dieſe üble Eigenſchaft wurde reichlich aufgewogen durch ſein offenbares Be⸗ 
ben, ſich der Gegenwart in noch körperlicherer Weiſe als nur durch den Schreib⸗ 
fel des Mediums zu offenbaren. Er zuerſt hatte den richtigen Inſtinkt einer 
iterentwicklung. Zu dem Zwecke ſtellte er zuerſt die Forderung der Dunkel- 
ing, die jetzt de rigueur geworden iſt. Waren die Lampen gelöſcht und die 
iſter dicht verhüllt, fo ließ der ſchleſiſche Ritter ein im Bierglas aufgehängtes 
wel erklingen, er ſchlug an Lampenglocken an, ja er hat einmal, da das Pianino 
n ſtand, darauf geſpielt, und zwar den Deſſauer Marſch. 

Die Einführung in das ſtille Haus an der Friedrichsgracht, das damals die 
fterherberge war, hielt nicht ſchwer, auch wurde die gewiſſenshalber abgegebene 
klärung, daß ich weder als Gläubiger noch als Spötter käme, ſondern nur um 
e eigene Anſchauung der Vorgänge zu gewinnen, ganz gut aufgenommen. Ein 
izier, der auch zum erſtenmal erſchien — es war Gaudy, des Dichters Bruder, 
51 auf dem Schlachtfeld in Böhmen —, wechſelte einen kurzen Händedruck mit 
„er ſei auch nur als Unparteiiſcher erſchienen. Die Sitzung begann, erſt bei 
ht. Dem Pſychographen wurden Fragen vorgelegt, er ſchwieg, wenn die Frage 
poſitiv auf Ja und Nein drängte, und antwortete den anderen in kurzen deut⸗ 
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baren Sprüchen. Dann kam das Schreiben des Mediums an die Reihe. 
Geſellſchaft war nicht recht disponiert, und der heute das Firmament 
Geiſt — er nannte ſich einen Komponiſten Vogel, aber niemand kannte 
jo wurde er als Laufgaſt ſehr obenhin behandelt — war ſichtlich fo dum 

faul, daß man zum Schluſſe drängte, zur Dunkelſitzung. Bei Lichte kom 505 
nicht mehr, bemerkte in ſicherem Ton ſeines Kornak Meiſter Hornung. A 
Gruppierung. Es verſtimmte etwas, als Gaudy ablehnte, ſeinen Platz 
dem offenen Pianino zu wechſeln. Aber der andere fremde Gaſt wurde 
Sofa untergebracht, und nun ging's an ein ſorgſam Verhängen der Fenſt 
ans Lichtlöſchen. Es war wirklich ſtockfinſter, und, wie vorgeſchrieben, t 


azu. | 
; Etliche Minuten jo, dann tat es einen Knack, im Tiſche oder einem der S 
recht natürlich, als wenn Holz ſich wirft oder auch einer ſich ſtark im Stuhle zuni. 
lehnt. Ein dreimaliges Klopfen aber ſollte — ſo war uns angekündigt — en: 
Geiſtes Gegenwart anzeigen. Und nun begann Herr Hornung folgenden Monoll 
„Wer iſt da? ... Biſt du es? .. . Verleugne dich nicht, wir kennen deine Tücken 
Du Prahler, vor Fremden fürchteſt du dich alſo ... Lump du!“ Hier unterbrach H. 
v. Forſtner, dem eine ſolche Behandlung eines Standesgenoſſen doch nicht konvena 
erſcheinen mochte, mit dem Flüſterworte: Herr Rendant, in dem Tone erreicht 
Sie nichts. — Ach, er iſt ja gar nicht da, brummte der Geſtörte verdrießlich dageg 
Aber vom Ende des Tiſches klang es da leiſe: Ja, er iſt da, ich ſehe ihn. 8 
war ein großer Moment, und wenn in einem Neſte junger Katzen am neunten Tes 
die erſte das Licht mauzend begrüßt, kann die Aufregung der anderen noch in ii 
Finſternis harrenden kaum größer ſein. Ein Geiſt, der ſich ſehen läßt! Man fühl, 
wie aller Augen ſich weiteten und ſtarrten und langſam durch den Raum ſchweift, 
— Wo denn? fragte Hornung endlich: „Er ſitzt zu meinen Füßen, als ſchwar⸗ 
Hund, und hat feurige Augen und ſieht mich an.“ Tiefe Erſtarrung, nur etli 
Beine hörte man ſachte zurückziehen. Endlich ermutigt ſich der Meiſter: Greif 
Sie doch mal hin! Und darauf jenes denkwürdige Wort, das dieſe Zeilen e 
leitet: Werd’ mich hüten! e | 
Die Lichter waren wieder entzündet, die Geſellſchaft war tief erregt und v 
ſtimmt. An der Schwelle neuer, bis dahin unerhörter Manifeſtationen hatte die Mi 
loſigkeit eines ihrer Mitglieder ihre Schritte gehemmt, denn die anderen alle I: 
teuerten, einige ſtammelnd, daß fie unter den Tiſch geguckt, aber nichts geſeh 
hätten. Gaudy lehnte unbeweglich in ſeiner Ecke, den Arm lang hingeſtreckt üb 
das Notenpult des Inſtruments. Er hatte von Beginn der Finſternis an ſo g 
ſeſſen — zu meiner Bequemlichkeit und zu feiner Unbequemlichkeit, erläuterte | 
mir nachher, der Deſſauer Marſch Hatte fichtlich feinen Korpsgeiſt am meift, 
ägriert. So brachen wir denn auf, mit bedauernden Worten vom Meiſter en 
laſſen. Trotz alledem, denke ich, haben wir genug geſehen, ſagte ich dem brav 
Kriegsmann, als an der Ecke die Wege ſich ſchieden, und: Verdammter Schwinde 
ſchnarrte es gemütlich zurück. b . 
Weiter habe ich's in den Myſterien nicht gebracht. Etliche Wochen 50 
ſuchte ich die Geſellſchaft noch einmal auf, um Graf Braſſier, deſſen Beſuch a 
gekündigt war, lang und dünn über einen Spiegelzauber reden zu hören, den 
auf einer ägyptiſchen Reiſe erprobt haben wollte. Das war 1859, und Dſchingiskha 
nachdem ich teilnehmend ihn befragte, hatte ſeit dem Pariſer Frieden nichts mel 
von ſich hören laſſen. Aber reicher Erſatz ſei ihm geworden. Er wiederholte d 
Wort beinahe ſalbungsvoll; über weiteres ſchwieg er ſich diplomatiſch aus. 1 
nach Forno fragte ich die verſammelten Brüder, aber der verkommene Junker, 
hieß es ganz reſpektlos, mußte ſich jetzt wohl wo anders herumtreiben. So 0 
denn den Abend bei Salluſtius, und das war ein langweiliger Herr. Und na 
dem Lichtauslöſchen verlangte auch niemand mehr. Da bin ich denn weggebliebe 
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| Ein Mann. 
| Berlin, 15. Auguſt 1908. 
Dieſer Tage iſt Herr v. Lucanus geftorben, deſſen Name genannt werden 
ußte, wenn man zwar nicht die beiten, aber doch die populärſten Namen 
„Deutſchland nennen wollte. Jeder Zeitungsleſer kannte ihn als den Henker 
r Miniſter, als den Würgengel, der den hohen Würdenträgern des Staates 
e Krankheit ins Haus trug, an der ſie ſterben ſollten; pochte ſein Finger 
18 Tor, dann mußte ſelbſt Miquel mit tränenden Augen, mußte ſelbſt Bis⸗ 
arck in bebendem Zorne ſcheiden. 
Beneidet mögen dem Manne wohl wenige ſein Nachrichterhandwerk haben, 
nd die kümmerlichen Nachrufe, die ihm die wohlgeſinnte Preſſe ſpendet, ver⸗ 
len zur Genüge, daß nicht viel Tränen an ſeiner Gruft gefloſſen ſind. Aber 
n Nachfolger iſt ihm auf dem Fuße gefolgt; es heißt auch hier: Le roi est 
ort, vive le roi! Aus dem Haſſe, den Lucanus mit vollen Händen geſät 
u, ſpringt auch nicht der leiſeſte Widerſtand hervor; nicht der leiſeſte Wider⸗ 
bruch erhebt ſich dagegen, daß er einen Nachfolger gefunden hat, und am 
chutſamſten ſchweigt der Mann, der am eheſten ſprechen müßte, wenn er das 
irklich fein wollte, was er zu ſein beanſprucht, nämlich ein leitender Miniſter 
on ſelbſtändiger Verantwortlichkeit. 
Es iſt jetzt gerade ein Jahrhundert her, daß ein preußiſcher Miniſter, der 
was auf ſich hielt, der ſeine Ehre darin ſah, dem Lande zu dienen und 
icht „ſeinem“ König, von dem er ſo trefflich wie trocken ſagte: Ich bin zu⸗ 
eden mit der Art, wie der König mich fürchtet — daß der preußiſche Miniſter 
kn die heftigſten Kämpfe führte, um den Poſten zu beſeitigen, den Herr 
„Lucanus eben verlaſſen und Herr v. Valentini von neuem beſetzt hat. 
n ſah in dem Geheimen Zivilkabinett einen freſſenden Krebsſchaden des 
andes, eine Kuliſſe, hinter der die wichtigſten Intereſſen der Nation zum 
»pielball fürſtlicher Launen wurden, eine Drahtzieherbude, die die Miniſter 
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ſchränkt auf die Rolle erſter Kommis eines Bureaus, das die kaufen 0 
ſchäfte expediert. Ihre Stellung hat keine Achtung mehr, und es gibt kein 
Zuſammenhang in den Geſchäften; dieſe ſtellen nur noch eine zuſammenhang 
loſe Anhäufung von großenteils kindiſchen Einzelheiten dar.“ Worte, dene 
man nicht anmerkt, daß ſie ſchon ein Jahrhundert alt ſind; man möchte dara 
ſchwören, daß ſie ungleich jüngeren Urſprungs ſeien. 

Stein war kein demokratiſcher, er war nicht einmal ein liberaler Won 
aber er war ein Mann. Er mochte ſich nicht zu der verächtlichen Rolle he: 
geben, hinterher zu beſchönigen, was ohne ſein Wiſſen oder gar wider ſeine 
Willen beſchloſſen oder getan worden war. Er kannte den boruſſiſchen Al 
ſolutismus aus den Tagen des alten Fritz, der mit einigen ſubalternen Schreiber 
alle Geſchäfte des Landes erledigte und ſeinen beſonderen köſtlichen Spaß dara 
hatte, den Miniſtern ein Schnippchen zu ſchlagen; man muß den Briefwechſ 
des Grafen Podewils, des auswärtigen Miniſters zur Zeit des ſiebenjährige 
Krieges, mit dem Kabinettſchreiber des Königs, einem gewiſſen Eichel, geleſe 
haben, um zu begreifen, wie tief ſich die erſten Beamten des Reiches erniedrige 
mußten, um die aufgeblaſene Schreiberſeele bei guter Laune zu erhalten, un 
vielleicht hinten herum etwas von dem zu erfahren, was in der Welt paffiert: 
Bis zum Tode des alten Fritz war es unverbrüchlichſte Staatzüberlieferum 
daß die Kabinettſchreiber keine gebildeten Beamten ſein durften; die einzig 
Ausnahme in den letzten Jahren des Königs bildete der Kabinettsrat Menckei 
der Großvater Bismarcks von mütterlicher Seite. Während der König d 
Miniſter höchſtens einmal im Jahre ſah, hatten dieſe ununterrichteten Schreibe 
täglich ſein Ohr, und da ſie natürlich die Gelegenheit benutzten, ihre, wie eine 
von ihnen ſagte, „beſcheidene Inſinuationes“ anzubringen, ſo füllten ſie ſei 
Ohr mit dem ärgſten Klatſch und verurſachten jenes launenhafte Regimer 
des ſogenannten großen Königs, das aller Welt unerträglich wurde und be 
ſeinem Tode die preußiſche Bevölkerung aufatmen ließ, als wäre ſie von der 
Böſen befreit. 

Unter ſeinen Nachfolgern wurde es freilich nicht beſſer, denn die Kabinett 
regierung zeitigt immer dieſelben faulen Früchte, bis dann durch die Schlach 
bei Jena die ſchillernde Oberfläche weggeweht wurde, unter der ſich der faulend 
Sumpf verbarg. Am Vorabend der Schlacht unternahm der eben zum Minifte 
ernannte Freiherr v. Stein den erſten Vorſtoß gegen das Geheime Kabinet! 
Er ſchilderte es als eine höchſt verderbliche Einrichtung. Es habe zwar all 
Gewalt, aber keine Verantwortlichkeit, denn die Perſon des Königs ſanktionier 
ſeine Handlungen. Die Verantwortlichkeit bleibe den Miniſtern. Sie ſeier 
auch der öffentlichen Meinung unterworfen, während die Mitglieder de 
Kabinetts aller Gefahr entrückt ſeien. . 

Mit beredten Worten ſchildert Stein, wie durch das Geheime Kabinet 
ſowohl die Miniſter demoraliſiert würden, als auch der König. Unter der 
Miniſtern beſteht keine Einheit mehr, die für ſie ganz unnütz geworden iſt 
Denn die Unſitten aller ihrer gemeinſchaftlichen Überlegungen, die Gültigkei 
ihrer gemeinſchaftlichen Beſchlüſſe, ſie hängen von der Zuſtimmung de 
Kabinetts ab; dieſe zu erlangen, darauf allein kommt alles an. „Dieſe Ab 
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gigkeit von Subalternen, die das Gefühl ihrer Selbſtändigkeit zu einem 
ſermütigen Betragen reizt, kränkt das Ehrgefühl der oberſten Staatsbeamten, 
id man ſchämt ſich einer Stelle, deren Schatten man nur beſitzt, da die 
ewalt der Raub einer untergeordneten Inſtanz geworden iſt. Wird der 
wille des beleidigten Ehrgefühls unterdrückt, jo wird mit ihm das Pflicht⸗ 
fühl abgeſtumpft, und dieſe beiden kräftigen Triebfedern der Tätigkeit des 
taatsbeamten gelähmt.“ 

Und nun der König! Er lebt in einer gänzlichen Abgeſchiedenheit von 
nen Miniſtern; er geht nicht mit ihnen um, er korreſpondiert nicht mit ihnen. 
ie Folge iſt Einſeitigkeit ſeiner Eindrücke, Einſeitigkeit ſeiner Beſchlüſſe, gänz⸗ 
he Abhängigkeit von feiner Umgebung. Alle Geſchäfte der inneren Ber: 
altung werden ihm durch einen und denſelben Kabinettsrat vorgetragen, der 
it den verwaltenden Behörden in keiner fortdauernden Verbindung ſteht, 
m die Geſchäfte nur bei einzelnen Veranlaſſungen, ſehr oft nur durch ein⸗ 
ine Berichte eines einzigen Miniſters zukommen. Stein empfahl als einziges 
eilmittel den Miniſterſtreik; die Miniſter ſollten vom König die Beſeitigung 
s Geheimen Kabinetts verlangen und, falls er nicht darauf einginge, ihre 
tellen niederlegen. 

N Für ſolche heilſame Kuren iſt natürlich der gewöhnliche preußiſche Miniſter⸗ 
lag nicht zu haben. Aber Stein war ſchließlich auch Mann genug, die von 
m geplante Obſtruktion auf eigene Fauſt auszuführen. Als die Niederlage 
in Jena das ganze Unheil und Unweſen der Kabinettsregierung auch für 
is blödeſte Auge ſichtbar gemacht hatte, drängte er auf die Beſeitigung des 
maligen Lucanus, eines ehemaligen Kammergerichtsrats Beyme, der unter 
mesgleichen lange nicht der Schlechteſte war und auch hoch über dem heutigen 
dcanus und Valentini ſtand; er iſt ſpäter Miniſter geworden und zur Zeit 
ir Karlsbader Beſchlüſſe über feine halbwegs liberalen Tendenzen geſtürzt. 
unächſt endete Steins Obſtruktion damit, daß ihn der König durch eine ſehr 
mgnädige”, in der Tat in wahrem „Sauherdenton“ abgefaßte Kabinetts⸗ 
der entließ, aber ein halbes Jahr ſpäter mußte der König ihn wieder holen, 
id nun beſtand Stein erſt recht auf feinem Schein; ehe Beyme nicht ent⸗ 
ſſen ſei, erklärte er einfach, nicht mitzumachen trotz aller Not des Vater- 
undes, und ſo ſetzte er ſeinen höchſt berechtigten Willen durch; Beyme mußte 
rücktreten. 

Bekanntlich wurde Stein nach wenig über Jahresfriſt durch junkerliche 
ntrigen wieder geſtürzt, ſo beſcheiden ſeine Reformen waren. Aber der 
abinettsregierung hatte er doch einen Schlag verſetzt, von dem ſie ſich nicht 
ieder völlig erholte bis auf die Tage des Herrn v. Lucanus. Das wurde 
den Nekrologen auf dieſen Herrn auch von gutgeſinnten Blättern zwar in 
öglichſt zurückhaltender Form, aber trotzdem recht deutlich ausgeſprochen; 
ich daß die Mamelukenmehrheit des preußiſchen Abgeordnetenhauſes ſich vor 
nigen Jahren weigerte, eine an die Regierung für den Chef des Geheimen 
ſvilkabinetts beantragte Gehaltserhöhung zu genehmigen, ſpricht deutlich dafür, 


ib ſelbſt den herrſchenden Klaſſen keineswegs wohl iſt bei dem gegenwärtigen 
uſtand. 
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Aber natürlich langt's bei ihnen nicht jo weit, in der Art Steins vorzu 
gehen; ſie ſind eben ſeit hundert Jahren heruntergekommen, und man dar 
nicht einmal ſagen, ſie wüßten nicht wie. Sie wiſſen es recht gut, aber de 
Mut, der Mut! 

Am ſchärfſten trifft die Verantwortung für dieſe Zuſtände natürlich 4 
Fürſten Bülow. Als deutſcher Reichskanzler und preußiſcher Miniſterpräſiden 
wäre es in erſter Reihe ſeine Pflicht wie ſein Recht, die Beſeitigung de 
Kabinettsregierung zu verlangen, die ſeine eigene politiſche oder gar „ſtagts 
männiſche Wirkſamkeit“ zum Schatten an der Wand macht. Ein ordentliche 
Kerl von Miniſter läßt ſich ſo was eben nicht bieten, wie Steins Vorbild 
gezeigt hat, in deſſen Denkſchrift über die Kabinettsregierung Fürſt Bülon 
recht ſchöne Zitate finden könnte, viel ſchönere noch als in ſeinem geliebter 
Büchmann. Aber er wird dieſe Zitate nicht finden und mag ſich denn auch 
nicht wundern, daß er nicht höher eingeſchätzt wird, als er ſich ſelbſt ein 
ſchätzt. 

Was für den ſogenannten „leitenden Staatsmann“ eine Frage der pol 
ſchen Selbſtachtung iſt, das iſt für den deutſchen Liberalismus eine Frage des 
politiſchen Prinzips. Für ihn iſt die Kabinettsregierung immer der Greuel 
aller Greuel geweſen, von ſeinem Standpunkt aus auch mit vollem Rechte 
vor einigen vierzig Jahren nannte Karl Tweſten, ſicherlich ein Liberaler, wie 
er im Buche ſtand, den Chef des Militärkabinetts, den ſpäteren Generalfeld⸗ 
marſchall von Manteuffel, einen „unheilvollen Mann in einer unheilvollen 
Stellung“ und ließ ſich lieber von Manteuffel den Arm zerſchießen, ehe er vor 
der Kabinettsregierung ſeinen Kotau machte. Und nun gar in den liberalen 
Geſchichtswerken die endloſen Litaneien über die Bae die den 
preußiſchen Staat nach Jena geführt habe. 8 

Das ſind heute alles vergeſſene Geſchichten! Und wenn der alte Stein 
auferſtände, er würde von denen, die feinen Namen am häufigſten auf den 
Lippen tragen, als ein höchſt kompromittierliches Geſpenſt in die Gruft jeiner 
Väter zurückkomplimentiert werden. Wie konnte der Mann auch ſo grob gegen 
eine leibhaftige Majeſtät werden; wie konnte er zur Vorbedingung ſeiner zwar 
beſcheidenen, aber doch nate Reform machen, daß der König ihn fürchte. 
Selbſt als er vom König den Roten Adler erhielt, der damals immerhin noch 
nicht ſolch zerpluderter Vogel war wie heute, kam er ſich nur wie ein „ber 
bändeter“ Pfingſtochſe vor, was die Müller⸗Sagan, Mugdan, Wiemer und 
Konſorten als tödliche Beleidigung empfinden müſſen. | 

Übrigens wenn heute Stein den Block muftern könnte, von feinem ohe en 
Häuptling bis zu ſeinem letzten Troßknecht, ſo würde er ſich vermutlich ſchon 
von ſelbſt in die Gruft ſeiner Väter zurückziehen. Denn er war kein Demokrat, 
nicht einmal ein Liberaler, aber er war ein Mann, und „lucaniſieren“ lieh 
er ſich niemals, weder jo noch jo. 4 

5 
| 
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der gewerkſchaftliche Doktrinarismus 
und die Unternehmerverbände. 


Von Parvus. 


Hat einmal ein Gewerkſchaftspraktiker durch doktrinäre Verknöcherung ſeines 
raktizismus den Maßſtab zur Bewertung der relativen Bedeutung des ge⸗ 
erkſchaftlichen Kampfes verloren, ſo erſcheint ihm die gewerkſchaftliche Ent⸗ 
icklung ſelbſt als ein Sonderding. Er vermag das, was er ſelbſt und die 
nderen geleiſtet haben, nicht mehr zu begreifen, ſondern nur noch zu be⸗ 
zundern. So begegnen wir denn unter den Gewerkſchaftsdoktrinären Stim⸗ 
zungen, die zwiſchen Bewunderung und Befremden ſchwanken — gleich jenem 
yuhne, das ein Entenei ausgebrütet hat. 

Die objektiven Urſachen der Entwicklung und Größe der Gewerkſchaften in 
heutſchland find jo mannigfaltig, daß man die wirtſchaftliche und politiſche 
zeſchichte Deutſchlands, wenigſtens ſeit der Märzrevolution, ſchreiben müßte, 
m fie zu erklären. Auf einen beſonderen Zuſammenhang, der ſich von großer 
ragweite gezeigt hat, habe ich zuerſt 1896 hingewieſen: auf den Zuſammen⸗ 
ang der Erfolge der Gewerkſchaften mit der Sturm⸗ und Drangperiode, die 
uf dem kapitaliſtiſchen Weltmarkt in den neunziger Jahren einſetzte. Da 
ieſes Entwicklungsmoment jetzt ſogar noch ſtärker wirkt als in den neunziger 
zahren, jo halte ich es für nützlich, meine Ausführungen von damals wieder 
a Erinnerung zu bringen. 

Ich ſchrieb in der Broſchüre „Die Gewerkſchaften und die Sozial— 
emokratie“: 

„Zunächſt bedingt die Sturm⸗ und Drangperiode der kapitaliſtiſchen 
zroduktion, in die wir eintreten, eine anhaltende Entwicklung der Ge⸗ 
derkſchaften. Der wirtſchaftliche Kampf der Arbeiter ſchließt ſich eng an 
en Produktionsgang an. So war es auch bis jetzt in Deutſchland, daß jeder 
Anlauf der Produktionsentfaltung ſofort durch Streiks und Ausdehnung der 
Zewerkſchaften gekennzeichnet wurde. Aber dieſe Anläufe waren eben ſehr 
chwach und kurz und dementſprechend auch die ſteigende Welle der Gewerk⸗ 
chaftsbewegung, die, kaum daß ſie ſich etwas erhoben hatte, ſofort wieder 
ſerunterſank. Nichtsdeſtoweniger — und das darf nicht vergeſſen werden — 
vie die deutſche Induſtrie trotz der wirtſchaftlichen Depreſſion im allgemeinen 
Fortſchritte gemacht hatte, jo auch die Gewerkſchaften. ... Wenn nun aber 
der Kreislauf der Produktion ein anderes Maß gewinnt, der Aufſchwung um⸗ 
aſſender wird, der Niedergang ſcharf und rapid hereinbricht, aber der neue 
Aufſchwung deſto ſchneller ſich einſtellt — jo haben die Gewerkſchaften während 
der aufſteigenden Periode mehr Zeit, um ſich zu entfalten, ſie überſtehen leichter 
die Kriſe und deſto größeren Nutzen ziehen ſie von der raſch einſetzenden neuen 
Aufſchwungsperiode. Und wie der wirtſchaftliche Kampf die Gewerkſchaften 
fördert, ſo bedingt auch ihrerſeits die Entwicklung der Gewerkſchaften, daß die 
Fragen des wirtſchaftlichen Kampfes in den Vordergrund gedrängt werden.“ 
Die induſtrielle Entwicklung machte genau die hier beſchriebene Wellen⸗ 
inie durch: auf den großen Aufſchwung der neunziger Jahre, der nur noch 
inter der Geſchäftsblüte von 1871 bis 1873 zurückſteht, folgte eine ver⸗ 
heerende Handelskriſis, die aber raſch überwunden wurde, worauf, bereits auf 
höherer Stufenleiter, ein neuer Aufſchwung einſetzte, den die gegenwärtige 
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Handelskriſis ablöſte; doch die Sturm⸗ und Drangperiode ift noch lange nich 
zu Ende, und die Elemente einer neuen Induſtrieblüte ſind leicht erkennbar 
Die Fabriken vermehrten ſich, überall wurden Erweiterungsbauten vor 
genommen, die Städte wuchſen rapid: das alles ſchuf Arbeiterbedarf un 
förderte die gewerkſchaftliche Entwicklung. c . 

Nunmehr möchte ich noch ein anderes Moment hervorheben, das in de 
allgemeinen Zeitgeſchichte liegt. Man darf nie vergeſſen, daß, wenn auch di 
Kämpfe des Proletariats in jedem einzelnen Lande ſich wiederholen, ſie doch 
ſchon deshalb einen neuen Charakter gewinnen, weil indeſſen die allgemein 
Weltgeſchichte fortgeſchritten iſt. Obwohl die deutſchen Arbeiter die Kämpf 
ihrer franzöſiſchen und engliſchen Klaſſengenoſſen zu wiederholen hatten, jr 
fanden ſie doch, außer den Beſonderheiten ihrer Landesgeſchichte, eine andere 
weiter entwickelte kapitaliſtiſche Welt vor. Der Kapitalismus unſerer Tage 
unterſcheidet ſich nun von dem Kapitalismus etwa der Mitte des neunzehnten 
Jahrhunderts unter anderem dadurch, daß er vielfach zuſammenfaſſend wirkt, 
wo er früher auflöſend wirkte. Es zeigen ſich Organiſationstendenzen in ſozialen 
Schichten, die man früher als jeder Organiſation unzugänglich betrachtet hatte. 
In einer Zeit, wo alles zur Organiſation drängt, der Bauer ſowohl wie der 
Kleinhändler, der Produzent wie der Konſument, müſſen offenbar die Organi⸗ 
ſationsbeſtrebungen des Proletariats um ſo mehr ſich geltend machen. 

Es mögen hier, zum Vergleich mit den Erfolgen der Gewerkſchaften, einige 
Zahlen über die anderen wirtſchaftlichen Maſſenorganiſationen in Deutſchland 
angeführt werden. Schon 1906 umfaßten die Genofjenf chaften in Deutſch⸗ 
land zirka 3,7 Millionen Mitglieder, doppelt ſo viel, als um jene Zeit die 
Gewerkſchaften. Es waren das in erſter Linie Kreditgenoſſenſchaften mit über 
2 Millionen Mitgliedern, dann Konſumvereine mit nicht ganz einer Million; 
darauf folgten die landwirtſchaftlichen Produktivgenoſſenſchaften, faſt aus⸗ 
ſchließlich Molkereien, mit zirka / Million Mitgliedern. Während der Kaſſen⸗ 
ſtand der Gewerkſchaften noch nicht 50 Millionen erreicht hat, haben die 
kleinen Leute in den Sparkaſſen in Preußen allein ſchon 1904 faſt 8 Mil⸗ 
liarden beiſammen gehabt (die Zahl der Sparkaſſenbücher betrug über 10 Mil 
lionen). Die Lebensverſicherungsgeſellſchaften haben im Spezialgeſchäft mit 
kleinen Beträgen, der ſogenannten Volksverſ icherung, 1903 bereits 54 Mil⸗ 
lionen Mark an Prämien aufgebracht, während die Zahl der Verſicherten 
1906 über 3'/ Millionen betrug. . 

Dieſe Zahlen müßten ſich beſonders diejenigen merken, die auf den Kaſſen⸗ 
ſtand der Gewerkſchaften pochen. Im Geldſammeln ſind die anderen Volks⸗ 
ſchichten den Arbeitern weit über. Der Unterſchied zugunſten der Arbeiter zeigt 
ſich in etwas anderem: wie wenig die Sparkaſſen und Verſicherungsgeſellſchaften 
mit ihrem vielen Gelde nützen — wie viel die Gewerkſchaften mit ihrem wenigen | 
Gelde leiſten! Dieſer Unterſchied ergibt ſich aber einzig und allein aus dem 
Charakter der Gewerkſchaften als proletariſche Kampforganiſationen. | 

Auch haben wir während dieſer Zeit eine mächtige Organiſation ſich ent 
wickeln ſehen, die, analog den Gewerkſchaften, ihren Mitgliedern materielle 
Hilfe leiſtet, als Verſicherungsgeſellſchaft dient und zugleich es verſtanden hat, 
einen gewaltigen politiſchen Einfluß auszuüben: den Bund der Landwirte. 

Es gehört mit zu den gewerkſchaftlichen Illuſionen, daß man ſich einbildet, 
was die Arbeiter in den Gewerkſchaften geleiſtet haben, das könne ihnen 
niemand nachmachen. Man faßt bloß das Wachstum der Gewerkſchaften ins 
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ige und will nicht ſehen, wie indeſſen die geſamte kapitaliſtiſche Welt wächſt 

d ſich zu immer ſtärkeren Gebilden zuſammenſchließt.“ 

Am meiſten aber hat in den Jahren der gegenwärtigen Sturm⸗ und 
rangperiode das Kapital ſelbſt ſeine wirtſchaftliche Macht geſteigert, Ton 
itriert und organiſiert. Die Tatſachen liegen offen zutage, aber dem nach 
nen gekehrten Blicke des Gewerkſchaftsilluſionärs entſchwinden alle Aus⸗ 
hten. Ich will hier nur wenige Zahlen anführen. Von den gegenwärtig 
Preußen beſtehenden Aktiengeſ ellſchaften ſind über die Hälfte erſt in 
n letzten fünfzehn Jahren entſtanden. Wo die Arbeiter noch vor einem 
ahrzehnt mehrere einzelne Unternehmer vor ſich hatten, tritt ihnen jetzt eine 
ächtige Aktiengeſellſchaft entgegen. Hinter den Aktiengeſellſchaften ſtehen die 
anken, von denen einzelne in den letzten Jahren zu machtvollen Welt⸗ 
ſtituten ſich ausgewachſen haben. Womöglich noch großartiger war die Ent⸗ 
icklung der Elektrizitätsgeſellſchaften. Zugleich haben die Kartelle 
id Syndikate die wichtigſten Produktionszweige erfaßt. Schließlich die 
örſe, in der, wie in einem Brennpunkt, das konzentrierte Geldkapital zu⸗ 
mmenfließt, zeigt die glänzendſte Entwicklung. Während die Emiſſionstätig⸗ 
it der deutſchen Börſen von 1883 bis 1894 kein einziges Jahr 2 Milliarden 
reicht hatte, betrug ſie 1901 mehr als 3 Milliarden, 1902 mehr als 5, 1903 
ft 7 und 1905 nahezu 9 Milliarden. Allein der Nennwert der von 1897 bis 
905 auf den deutſchen Börſen zugelaſſenen ausländiſchen Wertpapiere — die, 
lbſtverſtändlich, zu gleicher Zeit auch auf anderen Börſenplätzen gehandelt 
urden — betrug zirka 21 Milliarden, nämlich 20814 Millionen Mark. 
Wenn die deutſchen Arbeiter dieſe Zeit der induſtriellen Blüte nicht dazu 
usgenutzt hätten, ihre Gewerkſchaften zu ſtärken, ſo würden ſie jetzt dem 
nternehmertum gegenüber nicht einmal jenen Widerſtand leiſten können wie 
den achtziger Jahren, denn das Kapital iſt ſeitdem viel ſtärker geworden. 
3 unterliegt auch jetzt noch angeſichts der oben angeführten Tatſachen keinem 
zweifel, daß die Macht der Kapitaliſtenklaſſe viel mehr geſtiegen iſt als die 
Nacht der Gewerkſchaften. Gegenüber der ſteigenden Konzentration des 
'apitals iſt die Entwicklung der Gewerkſchaften nichts als Notwehr. 

Vom Standpunkt des Unternehmertums erſcheint freilich der Sachverhalt 
umgekehrt. Die Unternehmerverbände erklären, ſie ſeien nur eine Abwehr 
jegen den „Terrorismus“ der Gewerkſchaften. Der äußere Hergang ſcheint 
hnen recht zu geben: die Kampforganiſationen der Unternehmer ſind tatſächlich 
päter in die Offentlichkeit getreten als die Gewerkſchaften der Arbeiter. Allein 
der Zuſammenhalt des Unternehmertums ergibt ſich ja ſchon aus der Kon- 
jentration des Kapitals, die ohne jede ſpezielle organiſatoriſche und agita⸗ 
0 
1 So bezeichnet es in der „Kommunalen Praxis“ bei der Beſprechung meiner 
Broschüre „Der gewerkſchaftliche Kampf“ der Rezenſent S. als eine eigenartige und 
offenbar böchſt verwerfliche Methode, daß ich der ſteigenden Macht der Gewerkſchaften die 
ſteigende Macht der Kapitaliſtenklaſſe entgegenhalte. Das paßt ihm nicht in den Kram, denn, 
um den Arbeitern die opportuniſtiſche Illuſion eines allmählichen, unmerklichen Hinein⸗ 
wachſens in die ſozialiſtiſche Geſellſchaft zu ſuggerieren, muß man ihnen erſt die wirkliche 
Machtentwicklung des Kapitals verdunkeln. Darum unterſchlägt er den Zuſammenhang, um 
die einzelnen Teile als Widerſpruch hinſtellen zu können. Seine kritiſche „Methode“ beſteht 
darin, daß er aus dem einen Gedanken eines anderen zwei eigene Albernheiten bildet. Er 
begreift nicht, wie der Menſch auf zwei Beinen herumlaufen kann; er betrachtet es als 
Widerſpruch, daß bald das linke Bein, bald das rechte Bein vorſchreitet. 


752 | > | Die Neu 


toriſche Tätigkeit vor ſich geht. Das ift das Primäre, das die Arbeiter i 
die Zwangslage verſetzt, entweder ſich gewerkſchaftlich zu organiſieren ode 
als wehrloſe Lohnſklaven des Kapitals dazuſtehen. Die Konzentration d 
Kapitals ermöglicht auch erſt die formelle Zuſammenfaſſung der Unternehme 
zu Verbänden. Das üppige Emporſchießen der Unternehmerverbände i 
Deutſchland im letzten Jahrzehnt iſt darum vor allem ein Beweis der ſtarke 
und raſch fortſchreitenden Konzentrierung des Kapitals in Deutſchland. Wenige 
die Tatſache, daß in Deutſchland zwei Millionen Arbeiter ſich zu Gewerl 
ſchaften zuſammengetan haben, als jene andere, daß den Millionen Arbeiter 
nur noch etliche tauſend Großunternehmer, die das übrige Unternehmertun 
beherrſchen, gegenüberſtehen, iſt der Grund der Entwicklung der Unternehmer 
verbände. Darin aber liegt auch die Quelle dieſer Macht. W 

Man ſollte meinen, es läge viel mehr im Intereſſe der Gewerkſchaften 
dieſen wirklichen Sachverhalt aufzudecken, als durch gewerkſchaftliche Renom 
miſterei den heuchleriſchen Übertreibungen der Unternehmerverbände über de 
„Terrorismus“ der Gewerkſchaften Vorſchub zu Ieiften.: 1 

Man begreift die Unternehmerverbände nicht und gelangt ihnen gegenübe 
leicht zu einer falſchen Taktik, wenn man ſie als ideologiſchen Reflex der Ge 
werkſchaftsbewegung und nicht als materielles Produkt der Konzentration dei 
Kapitals auffaßt. f e 

Es mutet ſeltſam an, wenn im „Korreſpondenzblatt der Generalkommiſſior 
der Gewerkſchaften“, alſo einem Blatte, das in erſter Linie berufen iſt, all 
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Deshalb braucht man freilich noch keineswegs in einen Gewerkſchaftspeſſimismus zi 
verfallen. Ich glaube durch meine Schriften bewieſen zu haben, daß ich ſehr weit vor 
ſolchem Peſſimismus entfernt bin. Nun machte mir kürzlich Rob. Schmidt im „Kor, 
reſpondenzblatt der Generalkommiſſion“ den Vorwurf, daß ich in meiner Broſchüre „Der 
gewerkſchaftliche Kampf“ bei der Unterſuchung der Wirkung der Streiks auf das konzenee 
Kapital die dabei für das Unternehmertum erwachſenden Nachteile nicht genügend berüd: 
ſichtige. Es würde mich gewiß freuen, wenn ich zu dem, was ich darüber in meiner Bro- 
ſchüre auszuführen weiß, noch etwas von R. Schmidt hinzulernen könnte. Allein er ſelbſt 
weiß ſich nicht anders zu helfen, als indem er das nachſchreibt, was er ſoeben aus meiner 
Broſchüre herausgeleſen hat — nicht einen Strich weiter. * 

Beiläufig ſei noch darauf hingewieſen — mit freundlicher Erlaubnis der Redaktion, die 
mir den Raum gewährte, um den Kritikern meiner Broſchürenſammlung zu antworten —, 
daß mich Rob. Schmidt belehrt, der Diskontoſatz ſei während der Hochkonjunktur am 
höchſten. In Wirklichkeit verhält ſich die Sache ſo: Jede Handelskriſis, welcher Art ſie auch 
ſei, beginnt mit ſogenannter Geldknappheit. Der Diskontoſatz erreicht um dieſe Zeit eine 
Höhe, die eine Verzinſung des Geldkapitals in der Induſtrie vielfach unmöglich macht. Das 
iſt bereits die Kriſis. Aber ſie iſt noch latent und kann durch allerlei Schwindeloperationen 
eine Zeitlang hinausgeſchoben werden, bis ein um ſo ſchlimmerer Zuſammenbruch eintritt. 
Nun ſteigt infolge der allgemeinen Unſicherheit der Diskontoſatz erſt recht. Dann aber, 
nachdem vieles in Trümmer gelegt worden iſt, beginnt der Diskontoſatz zu ſinken — ein 
Zeichen, daß die Induſtrie beginnt, die Kriſis zu überwinden. Es folgt ein Zwiſchen⸗ 
raum langſamen Geſchäftsganges bei ſinkendem Zinsfuß reſpektive Diskontoſatz. Wenn dieſer 
am niedrigſten iſt, beginnt der neue Aufſchwung; bald ſetzt abermals eine Steigerung 
des Diskontoſatzes ein, und das Spiel wiederholt ſich von neuem. 1 

Es iſt gut, wenn Gewerkſchaftsführer ſich um den Kapitalmarkt kümmern. Nur muß 
man dabei ſehr vorſichtig zu Werke gehen und ſich erſt gründlich unterrichten, bevor man 
ein Urteil fällt. Wenn Rob. Schmidt aus dem ſteigenden Diskontoſatz ohne weiteres auf 
das Anhalten der Hochkonjunktur ſchließen wollte, ſo könnte er dabei ſehr leicht ſeine Ge⸗ 
werkſchaft in eine Kriſis hineinreiten. al 
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meine Aufklärung über die Bedingungen des gewerkſchaftlichen Kampfes zu 
gaffen, der alte Gewerkſchaftspraktiker Rob. Schmidt, um vor einer Über⸗ 
hätzung der Macht der Unternehmerverbände zu warnen, ſich alſo ver⸗ 
hmen läßt: „Ob die gegenwärtige Taktik der Unternehmer, bei jedem Kon⸗ 
kt die ganze Branche lahmzulegen, für alle Zeiten geübt wird, iſt abzu⸗ 
arten. Für die Gewerkſchaften gab es auch eine Zeit, in der mit jo- 
nannten Sympathieſtreiks ſofort der Streik zur größeren Ausdehnung 
bracht wurde. Heute iſt man damit viel vorſichtiger und zurückhaltender.“ 
Dieſer Rückſchluß von den Gewerkſchaften auf die Unternehmerverbände iſt 
ch in ſeinen Vorausſetzungen und falſch in ſeinen Schlußfolgerungen. 
Erſtens läßt R. Schmidt völlig außer acht, daß doch die häufigen Sympathie⸗ 
seits nur durch die Entwicklung der gewerkſchaftlichen Induſtrieverbände 
it ihren ſtarken Zentralkaſſen entbehrlich gemacht wurden. Nicht durch 
ötzliche geiſtige Erleuchtung, ſondern weil mit der Entwicklung der Organi⸗ 
tion ihre Macht geſtiegen war, gelangten die Gewerkſchaften zu ihrer neuen 
aktik. Wenn man da irgend einen Parallelismus in der Entwicklung der 
nternehmerverbände konſtruieren könnte, jo wäre es alſo nur in dem Sinne, 
18 auch hier die einzelnen Verbände Macht und Mittel genug jammeln 
erden, um der gelegentlichen Unterſtützung von außen entbehren zu können. 
as wäre ein recht eigenartiger Troſt für die Gewerkſchaften. 

Zweitens, wenn auch die Sympathieſtreiks jetzt nicht ſo oft vorkommen, 
ſind doch die Streiks deshalb nicht geringer geworden. Die Entwicklung 
eine gerade umgekehrte: an Stelle der zahlreichen kleinen Streiks traten 
nzelne Streiks von gewaltiger Ausdehnung und großer Dauer. Die Sympathie⸗ 
ceiks von früher waren weit davon entfernt, „ganze Branchen lahmzulegen“; 
is iſt eben jetzt erſt möglich geworden mit der Entwicklung der Zentral⸗ 
rbände. Wiederum führt uns die Analogie zu der Annahme nicht eines 
sminderten, ſondern eines geſteigerten Widerſtandes der Unternehmer: 
erbände. | 

Drittens aber und vor allem find doch Gewerkſchaften und Unternehmer: 
erbände überhaupt keine parallelen, ſondern entgegengeſetzte, einander be- 
mpfende Organiſationen, woraus ſich auch eine verſchiedene Taktik 
gibt. Daß es meiſt im Intereſſe der Gewerkſchaften liegt, den einzelnen 
treik zu iſolieren, um die Streikenden anhaltend unterſtützen zu können, it 
och wahrlich kein Grund für die Unternehmer, ihrem Beiſpiel zu folgen; im 
gegenteil, gerade deshalb ſchlagen ja die letzteren das umgekehrte Verfahren 
n und ſetzen dem partiellen Streik die allgemeine Ausſperrung entgegen. 
has wird ſicher auch ſpäter das Hauptkampfmittel der Unternehmer: 
erbände ſein. 0 

Um einer Gefahr zu begegnen, muß man ſie in ihrer ganzen Tragweite 
kennen. Die Tätigkeit der Unternehmerverbände macht ſich zu ſehr fühlbar, 
m mit einem Achſelzucken über ſie hinwegſchreiten zu können. 

So hat zum Beiſpiel, um nur einiges herauszugreifen, die Parteipreſſe 
ft dieſer Tage die Mitteilung gebracht von einer von dem Verband der 
gerginduſtriellen erlaſſenen Schwarzen Lifte, die über 3000 Namen um⸗ 
ißt. Von weitaus größerer Tragweite als die Schwarzen Liſten ſind aber 
ie Arbeits nachweiſe, welche die Unternehmerverbände in den letzten 
jahren in einer frappanten Weiſe entwickelt haben. Da die Einſtellung der 
irbeiter in den Händen der Unternehmer liegt, jo ſchaffen ſie damit eine 
1907-1908. II. Bd. 50 


754 Die Neue 30 


Zwangslage für die Arbeitſuchenden. Es iſt kennzeichnend, daß die Unt 
nehmerverbände es ſogar zuwege bringen, dem einzelnen Unternehmer d 
Recht der freien Auswahl feiner Arbeiter durch Bindung an ihren Arbei 
nachweis einzuſchränken. Um eine Kontrolle der Arbeiterſchaft durchzuführ 
werden Perſonalkarten angelegt. So ſollen in den Arbeitsnachweiſen d 
Hamburger Arbeitgeberverbandes bereits über 200000 ſolcher Perſonalkart, 
geſammelt worden ſein. Auf dem Kongreß der Brauereiarbeiter wurde ſoeb 
feſtgeſtellt, daß der Boykott als Kampfeswaffe ſtark an Bedeutung verlor 
habe mit der Entwicklung des Verbandes der Brauereien. Das nimmt dur 
aus nicht wunder, wenn man erfährt, daß der Boykottſchutzverband d 
Brauereien Strafen von 5 und 10 Mark pro Hektoliter gelieferten Bier 
vereinbart hat. Die Verbände diktieren ihren Mitgliedern den höchſten z 
läſſigen Arbeitslohn und die niedrigſte zuläſſige Arbeitszeit. Sie legen d 
Lieferanten ihre Bedingungen auf und zwingen auch die Kundſchaft unt 
ihre Gewalt. Sie gründen planmäßig Streikbrechervereine und betreiben ei 
zielbewußte und ſehr energiſche Agitation für die Beſchaffung ausländiſch 
Arbeiter; ſie gewinnen bei dieſen Beſtrebungen ſicher eher das Ohr der R 
gierung, als die Gewerkſchaften mit ihren Forderungen der Erweiterung d 
Koalitionsrechtes und der Abſchaffung der Geſindeordnungen. Ich will hi 
nicht des näheren auf die Auseinanderſetzungen der Gewerkſchaften mit d 
Unternehmerverbänden in der Metallinduſtrie, in der Holzinduſtrie, im Ba 
gewerbe uſw. eingehen: das iſt ja in friſcher Erinnerung, und die Ram 
ſind noch nicht einmal zu Ende geführt. Wohl aber iſt es notwendig, der 
es wird zu wenig beachtet, die Frage der Maifeier im Zuſammenhang m 
der Wirkſamkeit der Unternehmerverbände aufmerkſamer ins Auge zu faſſe 

Es iſt bekannt, daß der Hamburger Arbeitgeberverband gleich b 
ſeiner Gründung im Jahre 1890 ſich zur Aufgabe geſtellt hatte, der Maifei 
entgegenzuwirken. Seine erſte Tat war denn auch eine Maiausſperrun 
Ahnlich andere Unternehmerverbände. Immerhin bleibt die Zahl der Mo 
ausgeſperrten durch anderthalb Jahrzehnte in relativ geringen Grenzen, en 
1905 erreicht ſie, nach amtlicher Statiſtik, die Ziffer 6404. Aber 1906 ge 
ſie plötzlich in die Zehntauſende und bleibt auch in den nächſtfolgende 
Jahren auf großer Höhe. Wenn auch das ſtürmiſche Jahr der ruſſiſche 
Revolution die Unternehmer zu ihrer provozierenden Haltung gereizt habe 
mag, ſo iſt doch ihre umfaſſende und anhaltende Offenſive zweifellos 0 
Werk der Unternehmerverbände. | 

Die Maifeier hat ja für die Bourgeoiſie ihre Schrecken jo ziemlich Be 
loren. Das war anders in den erſten Jahren nach dem Pariſer Beſchlu 
da man glaubte, die Maifeier ſei gleichbedeutend mit der Revolution. D 
große bürgerliche Offentlichkeit nimmt jetzt von der Maifeier kaum noch Not 
und auch die Regierung hält es nicht mehr für notwendig, zum 1. Mai d 
Armee in Bereitſchaft zu halten. Der Kampf gegen die Maifeier wird m 
noch von den Unternehmerverbänden geführt, er iſt am allerwenigſte 
ein politiſcher Kampf, er gilt direkt den Gewerkſchaften. Die Unte 
nehmerverbände haben ſich bekanntlich ſeit dem Crimmitſchauer Streik 1903 / 
beſonders ſtark verbreitet; ſie nehmen Fühlung zueinander und gehen zie 
bewußt darauf hinaus, eine einheitliche Organiſation des geſamten Unte 
nehmertums zu ſchaffen. Und ihre erſte allgemeine Aktion, um den Wide 
ſtand der Arbeiterklaſſe zu brechen, iſt der Kampf gegen die Maifeier. | 
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Seltſamerweiſe trägt man in Gewerkſchaftskreiſen dieſer Seite der Frage, 
N ſie doch am meiſten intereſſieren ſollte, am allerwenigſten Rechnung. Man 
t ſich gewöhnt, die Maifeier als ein Erbſtück der Sozialdemokratie zu be⸗ 
ichten, für das die Gewerkſchaften die Koſten zu tragen haben. So gelangen 
zelne zu einer Auffaſſung, bei der die moraliſchen Werte der Arbeiter- 
wegung, die Bedeutung der Begeiſterung und des Selbſtvertrauens, der 
aliſtiſche Geiſt, der hier alles lenkt, außer acht gelaſſen werden. Aber 
‚on abgeſehen davon, müßte man ſich doch fragen: Weshalb legen denn 
zade die Unternehmerverbände ſo viel Wert auf die Unterdrückung der 
aifeier? Der materielle Schaden des einen Tages kommt doch ſicher am 
erwenigſten in Betracht. Politiſch hat die Maifeier vorderhand ihre Schärfe 
ſcloren. Alſo bleibt nur eins: die moraliſche Wirkung, wenn es gelingt, 
Maifeier zum Verſiegen zu bringen. Das iſt das Ziel der Maiausſper⸗ 
ngen der letzten Jahre, das nicht einmal verhehlt wird: den Gewerkſchaften 
9 Schlappe beizubringen, ihre Autorität herunterzuſetzen, die Maſſen zu 
mutigen und das Anſehen der Unternehmerverbände zu ſteigern. Unter dieſen 
e wird das Feſthalten an der Maifeier zu einer eminenten Frage 


r gewerkſchaftlichen Entwicklung. 

Wenn die Unternehmerverbände es zuſtande bringen, die Maifeier zu be⸗ 
tigen, ſo werden ſie dadurch den Zuſammenhalt des Unternehmer— 
ms ungemein fördern. An Selbſtvertrauen fehlt es ja dieſen Herren 
erhaupt nicht — dafür find fie auch Kapitaliſten. Ich erinnere zum Bei⸗ 
el an folgende Auslaſſungen: „Der Erfolg des erſten Anlaufs der Arbeit⸗ 
ber, gemeinſam im Falle Crimmitſchau zu handeln und zu einer geſchloſ— 
len Organiſation zu gelangen, ſpricht für die Vermutung, daß nach deren 
Mendung die Kämpfe nicht gar ſchwer werden dürften. Auch die 
dem ausgezeichnet organiſierten und arbeitenden Geſamtverband deutſcher 
etallinduſtrieller geſammelten Erfahrungen beweiſen, daß es dem ernſten, 
ten Zuſammenwirken der Arbeitgeber wohl gelingen könnte, die Luſt zum 
ımpf und Angriff bei den ſozialdemokratiſchen Arbeiterorgani— 
tionen nied erzuhalten.“ Dieſe Worte ſind einer offiziellen Schrift ent⸗ 
mmen, die der bekannte Bueck, der Geſchäftsführer des Zentralverbandes 
utſcher Induſtrieller, im Auftrag einer Unternehmerkonferenz verfaßt hatte. 
n gleichen Tone ſind die Organe der Unternehmerverbände bis auf den 
ſutigen Tag geſtimmt. Nun kann man ſich denken, wie es wirken würde, 
inn es den Unternehmerverbänden wirklich gelingen ſollte, in der Maifeier 
„ Arbeiterſchaft aus ihren Poſitionen zu verdrängen. 

Wie man auch über die Maifeier entſcheiden mag, ſo darf man ſich doch 
er die Tragweite und den Charakter des Kampfes keinen Illuſionen hin⸗ 
den. Es handelt ſich diesmal in Deutſchland nicht um eine mehr oder 
niger zweckmäßige politiſche Demonſtration, ſondern um die Abwehr eines 
ıgriffs der Unternehmerverbände auf die Gewerkſchaften. Wer, vom engen 
(ſſenſtandpunkt befangen, vor allem die Koſten der Maifeier erſparen möchte, 
Imgt dadurch die Gewerkſchaften erſt recht in Koſten und Gefahren: denn 
ſes Zurückweichen in der Maifeier ſtärkt die Unternehmerverbände, ſteigert 
en Übermut und macht dadurch alle Kämpfe der Gewerkſchaften deſto 
wieriger und koſtſpieliger. 

Die Erſtarkung und das ſchroffe Auftreten der Unternehmerverbände 
ingen fo ſehr in die Augen, daß zu dem gewerkſchaftlichen Doktrinarismus 
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ſich erſt der politiſche Opportunismus geſellen mußte, um dem mitten in d 
Arbeiterkämpfen ſtehenden Praktiker das Verſtändnis für dieſe Entwicklu 
zu verſchleiern. Man verlernte es, die großen Klaſſengegenſätze ins Auge | 
faffen, ſuchte in jedem Dreck nach vermittelnden Tendenzen und erſetzte d 
ſozialrevolutionäre Erkenntnis durch einen geſchichtlichen Fatalismus. ( 
wird ſchon von ſelbſt anders werden — das iſt ihre höchſte geſchichtsphil 
ſophiſche Weisheit. Die Ausſperrungen werden ſchon von ſelbſt aufhören, d 
Unternehmer werden ſich von ſelbſt eines anderen beſinnen; der Militarism 
— derſelbe Rob. Schmidt erklärte das — wird ſchon von ſelbſt aufhöre 
Kurz, wo ihr eigener Witz aufhört, da wird ſchon die Weltgeſchichte nat 
helfen. Die Geſchichte, die doch nichts anderes iſt als der Inbegriff aller 
der menſchlichen Geſellſchaft wirkenden Kräfte, erſcheint ihnen als eine üb 
den Menſchen ſtehende Gottheit, die das zurechtmacht, was Menſchenhän 
verdarben; ſie wiſſen nicht, daß die Geſchichte zu ihrem Werke ſich nur d 
Menſchenhände und Menſchenköpfe bedienen kann, die es bis jetzt gründli 
verpfuſcht haben. . 

Indeſſen die Illuſionäre unter den Gewerkſchaftern von der kommend 
Unternehmermilde und von dem erwachenden Wohlwollen der kapitaliſtiſch 
Regierung träumen, ſehen wir die Unternehmerverbände ihren ſchroffen Klaſſe 
ſtandpunkt vom wirtſchaftlichen auf das politiſche Gebiet hinübertragen. 7 
reaktionären Anſichten des Herrn Bueck find bekannt; er fand aber damit l 
der Agitation zur Gründung von Arbeitgeberverbänden die weiteſte Zuſtimmm 
in Unternehmerkreiſen. Es iſt kennzeichnend, daß die Unternehmerverbände vi 
vornherein in eine ſcharfe reaktionäre Oppoſition ſowohl zu den bürgerlich 
Parteien wie zu der Regierung getreten ſind. Sie ſchlagen eine ganz ande 
Taktik ein als die Führer der Gewerkſchaften. Sie rühmen ſich nicht, n 
Legien auf dem Hamburger Kongreß, ihres „Einfluſſes auf das öffentlie 
Leben“, ſie finden vielmehr, obwohl doch die Kapitaliſtenklaſſe nicht bloß 
der Einbildung, ſondern in Wahrheit die Herrſchaft im Staate hat, daß me 
fie viel zu wenig beachtet. Bekanntlich iſt es ſogar ſchon zu recht ſcharf 
Auseinanderſetzungen zwiſchen den Unternehmerverbänden und der nationa 
liberalen Fraktion gekommen: ſelbſt dieſe iſt denen alſo nicht kapitalfrom 
genug. 
Wie weit die reaktionären Forderungen der Unternehmerverbände gehe 
iſt unter anderem daraus zu erſehen, daß ihr Organ, die „Arbeitgebe 
zeitung“, gleich nach den letzten Reichstagswahlen für eine Beſeitigung d 
beſtehenden Reichstagswahlrechtes mit aller Energie eintrat.” A 


1 Es würde ſich mancher Gewerkſchaftspraktiker einen ſchärferen Blick bewahrt habe 
hätte er ſich auch nur das Kommuniſtiſche Manifeſt ins Gedächtnis eingeprägt. Aber t 
wiſſenſchaftliche Sozialismus gilt ja bereits als überwundener Standpunkt. So finden 
die Gelehrten der „Metallarbeiterzeitung“ unangebracht, daß ich in populären Di 
ſchüren über den proletariſchen Klaſſenkampf alte Gedankengänge wiederhole. Sie verlang 
in der Wiſſenſchaft wie in den Zeitungen nur Neues — das Allerneueſte. Jeden Tag ein 
neuen Senſationsmord und jeden Tag einen neuen Geſichtspunkt, der die Grundideen d 
Sozialismus, die bis jetzt die Arbeiterbewegung erfüllten, entbehrlich macht. Damit kann 
allerdings nicht dienen. Ich bin bis jetzt mit meinen marxiſtiſchen Grundſätzen ausgekomm 
und habe kein Bedürfnis, von ihnen abzuweichen. Gedanken nach dem neueſten Mol 
ſchnitt, die man mit der Saiſon aufſetzt und abwirft, wird man bei mir vergebens ſuch 

2 Mitgeteilt bei Dr. P. Keßler, Die deutſchen Arbeitgeberverbände. 
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Unter dem Einfluß der Konzentration des Kapitals und der Koalierung 
3 Unternehmertums vollzieht ſich auch ein politiſcher Konzentrationsprozeß, 
} die Spitzen der Kapitaliſtenklaſſe nicht bloß vom Proletariat, ſondern auch 
n der mittleren Bourgeoiſie abſondert und mit den politiſchen Überliefe⸗ 
ngen des bürgerlichen Parlamentarismus bricht. Dieſer Entwicklung gegen⸗ 
er vermag ſelbſtverſtändlich ſo wenig der gewerkſchaftliche Doktrinarismus 
e der politiſche Opportunismus auf die Dauer ſtandzuhalten. Das iſt die 
es der Geſchichte. Andererſeits aber rüttelt derſelbe Prozeß die 
ebeitermaſſen auf. Die Wirkung des Auftretens der Unternehmer⸗ 
bände in Deutſchland war bis jetzt — die Stärkung der Gewerkſchaften: 
ben anderen Urſachen iſt wohl darauf zum Teil die neue gewerkſchaftliche 
ut der letzten Jahre zurückzuführen. Das war die Antwort der deutſchen 
beiter auf die Provokationen der Kapitaliſtenklaſſe. Und läßt man die 
einungen einzelner Gewerkſchaftsführer hinter die Kollektivarbeit der Or⸗ 
niſationen zurücktreten, ſo wird man finden, daß der Hamburger Gewerk⸗ 
gaftskongreß der Tätigkeit der Unternehmerverbände wohl eine große Auf⸗ 
kſamkeit entgegengebracht hatte. 

Da nun aber das konzentrierte und koalierte Kapital, ſeine Machtſtellung 
der Geſellſchaft ausnutzend, neben den wirtſchaftlichen auch politiſche 
gachtmittel gebraucht und zielbewußt darauf hinausgeht, die Leitung der 
gatsgeſchäfte in die eigene Hand zu nehmen, jo wird offenbar ſchon aus 
em Grunde die Auseinanderſetzung zwiſchen den Gewerkſchaften und den 
iternehmerverbänden zugleich zu einer Frage der Staatspolitik. 


| 


4 Polenfrage und Sozialdemokratie. 


| Von Julius Bruhns. 

| 11 (Schluß.) 
Das Reſultat der Reichstagswahlen von 1903 im oberſchleſiſchen Induſtrie⸗ 
gie verurſachte wiederum lebhafte Überraſchung in Parteikreiſen, diesmal 
erdings von anderer Art wie fünf Jahre vorher. Statt des weiteren, be⸗ 
mmt erwarteten und vorausgeſagten ſtarken Aufſchwunges unſerer Stimmen⸗ 
ein Stillſtand — dafür aber der verblüffende Erfolg einer neuen, bisher 
Oberſchleſien ganz unbekannten politiſch radikalen Partei. Während unſere 
immen 1898 von 970 auf 20150 geſtiegen waren, erzielten wir 1903 nur 
278 Stimmen, die ein ultraradikales Mäntelchen umhängenden National- 
len aber, die 1898 0,00 Stimmen hatten, errangen auf den erſten Anhieb 
ht weniger wie faſt 27000 Stimmen allein im Induſtriebezirk. Von der 
literen Entwicklung des oberſchleſiſchen Proletariats zur politiſchen Oppo⸗ 
on hatte die Sozialdemokratie alſo faſt nichts, der Radikalpolonismus alles 
'ofitiert. 

N Die Urſache dieſer Erſcheinung war nicht zu verkennen. Weder die deutſche 
ch die polniſche Sozialdemokratie hatte die dortige, oben näher gezeichnete 
tuation auszunutzen gewußt. Statt einig an die Arbeit zu gehen, der pol⸗ 
hen Sozialdemokratie dabei den Vorrang zu laſſen, fie mit den notwendigen 
itteln auszurüſten, ihr eine gewiſſe Bewegungsfreiheit auch in der Behand⸗ 
ig nationaler Fragen zu geben, war jeder für ſich vorgegangen, hatte dabei 
er ängſtlich auf den anderen aufgepaßt und ſeine vermeintlichen oder wirk⸗ 
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lichen Fehler eifrigſt an die große Glocke gehängt. Dabei war, was jet 
einzeln agitatoriſch tat, in keiner Weiſe auch nur dem Notwendigſten en 
ſprechend. Die polnischen Genoſſen hatten zur Agitation weder irgend nenner 
werte Mittel noch war bisher irgend etwas zur Ausbildung für die polnif 
Agitation wirkſamer Kräfte geſchehen. Die deutſchen Genoſſen hatten in Ob 
ſchleſien einen Mann, den Genoſſen Dr. Winter, der über reiches Wiſſen, 
ſtaunliche Arbeitskraft und bewundernswerte Opferfähigkeit verfügte, ſonſt al 
faſt alle die Fähigkeiten vermiſſen ließ, die gerade für jenen Poſten unbedin 
nötig waren. Seine Arbeitskraft aber wurde ganz von der gewaltigen O 
abſorbiert, die das Arbeiterſekretariat darſtellte. Für die Tätigkeit des Part 
führers blieb ſo gut wie nichts übrig, kaum das, was er brauchte, um d 
Kampf mit der P. P. S. führen zu können. Dieſer Kampf iſt denn freilich 
bittert genug geführt worden, zum Schaden unſerer Sache wie zur Freu 
der eifrig arbeitenden Radikalpolen, denen wir ihre demagogiſche Arbeit 
leicht machten. Die Geiſteskrankheit Winters, die jahrelang vor ihrem all 
Welt erkennbaren Ausbruch beſtanden haben muß, verſchärfte die Situatio 
um jo mehr, als Winter naturgemäß für Partei und Gewerkſchaften a 
einziger unbedingt zuverläſſiger Sachverſtändiger in allen Be ! 
Dingen galt. 

Es kann mir nicht einfallen, zu behaupten, daß, wenn jene Fehler nit 
gemacht, die günſtigen Umſtände richtig ausgenutzt worden wären, von eine 
Aufkommen des polniſchen Nationalismus in Oberſchleſien überhaupt nie 
hätte geredet werden können. So gering ſchätze ich die Kraft und Bedeutm 
der nationalen Bewegung, wie ich ſie in den vergangenen fünf Jahren 
Oberſchleſien durch eigene Anſchauung kennen gelernt habe, durchaus nie 
ein. Das polniſche Bürger⸗ und Bauerntum mußte ſich unbedingt vom Zentru 
abwenden und dem Nationalismus ergeben — es kommt ja für uns auch nie 
in Betracht. Anders aber bei den nach Hunderttauſenden zählenden ind 
ſtriellen Arbeitern Oberſchleſiens. Eine rechtzeitig einſetzende, mit den nötig 
Mitteln ausgeſtattete planmäßige Aufklärungsarbeit der einig vorgehend 
deutſchen und polniſchen Sozialdemokraten hätte dem Radilalpolonism 
mindeſtens einen großen Teil feines Arbeitsfeldes genommen, es ihm u 
möglich gemacht, die gewaltige Entwicklung zu nehmen, die ihm bei den Nat 
wahlen 1905 und 1906 wie bei den allgemeinen Wahlen 1907 ſo glänzen 
Siege auf Koſten nicht nur des Zentrums, ſondern auch der Sozialdemokrat 
verſchafften. Gingen doch bei den Wahlen 1907 unſere Stimmen im Induſtri 
bezirk auf 16306, alſo um faſt 5000 zurück, während die der Polen auf 6529 
alſo um mehr wie 38000 Stimmen gegenüber den Wahlen von 1903 ſtiege 
Wären wir rechtzeitig auf dem Poſten geweſen, wir hätten dieſe Entwicklm 
verhütet, hätten längſt einen ſtarken Stamm aufgeklärter, klaſſenbewußt 
Arbeiter dort geſchaffen und mit deſſen Hilfe wenn nicht alle, ſo doch ein 
ſehr großen Teil der alleſamt unzufriedenen Arbeiter, die jetzt den Pol 
folgen, um unſere Fahne verſammelt. Korfanty und ſeine engeren politisch 
Freunde pflügten mit unſerem Kalbe, wie ſie es heute noch tun, treten 
Oberſchleſien als Vertreter reiner Arbeiterintereſſen auf und ſchlagen ein 
Ton an gegen die „vom Schweiße und Blute der armen Arbeiter gemästet 
kapitaliſtiſchen Ausbeuter“, wie ihn die ſchärfſte ſozialdemokratiſche Agitatit 
nicht rückſichtsloſer treffen kann. Darin liegt in erſter Linie das „Geheimni⸗ 
der Erfolge Korfantys, erſt in zweiter in dem Anſchlagen nationaler Tön 
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em bisherigen Mittel gegen die unliebſame ſozialdemokratiſche Konkurrenz, 
md noch weit weniger in ſeinem religiöſen Treiben. Eine Stichprobe aus 
inem Artikel im Korfantyſchen „Polak“, geſchrieben nach den für die Polen 
o erfolgreichen letzten Landtagswahlen in Oberſchleſien, mag das hier Aus⸗ 
geführte ſtützen. | 

Es heißt da: 

„Du bejammernswerter, armer Arbeiter, du haſt nunmehr deine Kraft kennen 
gelernt! Du haft dich überzeugen können, daß du die übermächtigen Kapita⸗ 
iſten zu überwältigen vermagſt. Überlege das alles und ziehe daraus die für 
zich günſtigſten Schlüſſe. Fortwährend klagſt du über geringen Verdienſt, über 
chlechte Behandlung, über Schädigungen deiner Geſundheit und deines Lebens. 
du klagſt, weinſt oder fluchſt abſeits in einer ſtillen Ecke und warteſt, bis der 
Frlöſer vom Himmel kommen wird, der dein Los aufbeſſert. Dieſer Er⸗ 
öſer wird nicht kommen, wenn du nicht ſelbſt an deine Erlöſung Hand 
mlegſt. Du allein kannſt dir ſelbſt helfen. ...“ 

Auch nach den Wahlen von 1903 und nachdem Genoſſe Dr. Winter ſeiner 
urchtbaren Krankheit ganz unterlegen war, gelang es nicht ſo bald, zu einer 
Einigung zwiſchen polniſchen und deutſchen Sozialdemokraten zu kommen. Die 
Bedingungen für eine ſolche konnten auch nicht in Berlin, ſondern nur am 
Schauplatz des Kampfes, in Oberſchleſien ſelbſt, geſchaffen werden. Einiges, 
ſrüderliches Zuſammenarbeiten, das war die erſte Bedingung für Wieder⸗ 
yerftellung der urſprünglichen Verhältniſſe, und dieſe Bedingung wurde von 
den oberſchleſiſchen, polniſchen und deutſchen Genoſſen erfüllt. Als nach Ver⸗ 
auf von weiteren zwei Jahren der Berliner Vorſtand der P. P. S. mit dem 
heutſchen Parteivorſtand eine neue Vereinbarung abſchloß, gelang auch jetzt 
das Werk nicht ſogleich. Der Vertrag wurde vom Parteitag der P. P. S. 
mnulliert und neue Bedingungen aufgeſtellt, die wieder vom deutſchen Partei⸗ 
yoritand nicht akzeptiert werden konnten. Der Stein des Anſtoßes war dies⸗ 
nal die Forderung der polniſchen Genoſſen, in „ausſchließlich die polniſchen 
Arbeiter betreffenden Angelegenheiten den Parteitag der Polniſchen Sozia⸗ 
iſtiſchen Partei die höchſte Inſtanz bilden“ zu laſſen. Ein Jahr ſpäter war 
zuch dies letzte Hindernis beſeitigt. Mit der Verlegung des Vorſtandes der 
P. P. 8. nach Oberſchleſien und der damit bewirkten Verminderung des nicht 
mmer heilſamen Einfluſſes, den lange Jahre Berliner polniſche Genoſſen auf 
die P. P. S. ausgeübt hatten, wurde endlich der Weg frei zu einer Aufwärts⸗ 
bewegung, die, zunächſt noch in beſcheidenen Grenzen, doch für die Zukunft 
das Beſte verſpricht. 

Die P. P. S. iſt jetzt eine in ſich ſelbſtändige Organiſation, zu⸗ 
gleich ein Beſtandteil der ſozialdemokratiſchen Geſamtpartei im 
Reiche. Sie anerkennt das Parteiprogramm und die Parteiinſtanzen ein⸗ 
ſchließlich des Parteitags der ſozialdemokratiſchen Partei Deutſchlands als 
höchſte Inſtanz in allen Parteiangelegenheiten, und hat in dieſem Rahmen 
völlige Freiheit in bezug auf ihre beſondere Aufgabe: Agitation und Organi⸗ 
ſation des polniſchen Proletariats in Deutſchland. Insbeſondere hat ſie das 
unbedingte Recht, überall die polniſchen Arbeiter in beſonderen, unabhängig 
von den etwa ſchon vorhandenen deutſchen Organiſationen zu begründenden 
Parteiorganiſationen zu ſammeln, ebenſo für das polniſche Parteiblatt Abon⸗ 
nenten zu werben, unbekümmert, ob am Orte oder im Bezirk ſchon deutſche 
Parteiblätter erſcheinen. 


| 
| 
| 
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Beiläufig ſoll hier feſtgeſtellt werden, daß von gleichen oder ähnlichen Be- 
fugniſſen unſerer polniſchen Genoſſen in bezug auf gewerkſchaftliche Organi⸗ 
ſation oder Tätigkeit keine Rede ſein kann, derartige Abſichten den polniſchen 
Genoſſen auch ganz fern liegen. Nach dieſer Richtung auftauchende Beſorgniſſe 
hat der letzte, Oſtern dieſes Jahres tagende Parteitag der P. P. 8. dadurch 
wohl völlig zerſtreut, daß er den Ausſchluß eines Mitglieds beſchloß, das 
einem nationalpolniſchen Gewerkverein beigetreten war, und die Notwendig 
keit nationaler Gewerkſchaften öffentlich propagierte. Die im Protokoll nieder⸗ 
gelegte Begründung des Ausſchluſſes beſagt unter anderem, „daß die allgemein 
anerkannten Grundſätze der ſozialdemokratiſchen Politik die energiſche Förderung 
der auf dem Boden des Klaſſenkampfes ſtehenden Gewerkſchaften erfordere, 
daß angeſichts der einheitlichen kapitaliſtiſchen Organiſationen, der immer 
ſtärker werdenden Zentraliſation der Lohnkämpfe und der Tatſache, daß Hundert⸗ 
tauſende polniſcher Arbeiter in denſelben Werkſtätten und Induſtrieunternehmen 
mit deutſchen Arbeitern arbeiten, die Gründung oder Unterſtützung von Ge⸗ 
werkſchaftsorganiſationen, die auf konfeſſioneller oder nationaler Grundlage 
beruhen, die bewußte Zerſplitterung und Schwächung der Arbeitskräfte und 
ihrer Solidarität bedeuten müſſe“. 

Die endliche Einigung der polniſchen und deutſchen Genoſſen muß für die 
weitere Entwicklung der Arbeiterbewegung im Deutſchen Reiche, der gewerk⸗ 
ſchaftlichen wie der politiſchen, von erheblicher Bedeutung werden. Nach dem 
„Statiſtiſchen Jahrbuch für 11 80 0 bei der Volkszählung 12 
ſonen mit Pol als Mutter e gezählt: Provinz Poſen 1216206. 


Oberſchleſien 1158789 (im übrigen Schleifen noch 62565), Qſt⸗ und Welt 
Preußen Rheinland ⸗Weſtfalen 188471, Brandenburg 46457, Sasıter 


39243, Pommern. 24399, Stadt Berlin 24281, Provinz Hannover 154 
. Holſtein 6016 Kaſſel 2896. Dazu ommen mehr wie 100000 ! 
olnifch und Deutſch angegeben iſt, die 
aber zweifellos Polen ſind. Ja, viele Tauſende von denen, für die, beſonders 
in Oberſchleſien, als Mutterſprache Deutſch angegeben iſt, ſind in Wahrheit 
Polen und oft genug kaum imſtande, ſich Deutſch zu verſtändigen. Bei der 
Unbeholfenheit der Leute haben ſie vielfach den Zählern die Ausfüllung des 
Zählbogens überlaſſen und ſind ſo zu Deutſchen geworden, ohne es zu wiſſen. 
Beiläufig hat ſich das bei der Feſtſetzung der Bezirke, in welchen nach dem 
neuen Reichsvereinsgeſetz die polniſche Sprache als Verſammlungsſprache gelten 
darf, an den Polen vielfach gerächt. Man hat in Bezirken mit tatſächlich 
mehr wie 60 Prozent polniſcher Bevölkerung dieſe Ziffer nicht mehr heraus⸗ 
rechnen können, und ſo die Polen des Rechtes, in Verfa . Sprache 
zu gebrauchen, beraubt. 

Seit 1905 hat ſich die Zahl der eingewanderten polniſchen Ar⸗ N 
beiter in verſchiedenen Orten und Provinzen Preußens noch bedeutend er⸗ 
höht. Das gilt insbeſondere von Rheinland⸗Weſtfalen, wo fie im gegen⸗ | 
wärtigen Jahre ſchon auf rund 320000 geftiegen ift und weiter ſteigen wird, 
wenn auch die augenblickliche wirtſchaftliche Depreſſion einen Stillſtand in 

| 
ö 


dieſer Invaſion polniſcher Arbeiter eintreten laſſen mag. Es handelt ſich für 
uns alſo durchaus nicht nur um die Provinz Poſen und den oberſchleſiſchen 
Induſtriebezirk, der immer noch munter fließenden Quelle von Arbeits⸗ 
willigen, ſondern auch um Rheinland-Weſtfalen und, wenn auch in geringerem 
Grade, um eine Anzahl anderer Induſtriezentren. Bei Hunderttauſenden 
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delt es ſich um Induſtrie⸗, bei weiteren Hunderttauſenden um Land⸗ 

‚oletarier, die alleſamt jetzt in den Händen der Nationalpolen ſind. Ge⸗ 

urkſchaftlich wie politiſch arbeiten dieſe an jenen Hunderttauſenden, um ſie 

uernd von der Sozialdemokratie fernzuhalten. Die gewerkſchaftliche „Pol⸗ 

ſche Berufs vereinigung“, Sitz Bochum, zählt über 50000 Mitglieder, 

runter etwa 40000 Bergarbeiter. Dieſe Organiſation ſucht auch in Weſt⸗ 

eußen eifrigſt Handwerker und Arbeiter zu organiſieren, unter tätigſter Bei⸗ 

fe polniſcher Geiſtlicher, ebenſo in großen Städten mit ſtärkerer polniſcher 

evölkerung, wie Berlin und Breslau. Das Verbandsvermögen iſt noch nicht 

oß, es betrug Ende 1907 eine reichliche Viertelmillion Mark, wird ſich aber 

ld bedeutend gehoben haben, da man ſehr vorſichtig wirtſchaftet. Auch in 

berſchleſien bemühen ſich die Polenführer eifrigſt, eine gewerkſchaftliche Or⸗ 

miſation insbeſondere der Bergarbeiter zu ſchaffen. Der polniſche Arbeiter⸗ 

rein „Zur gegenſeitigen Hilfe“, urſprünglich eine von polniſchen Zentrums⸗ 

iſtlichen begründete Sterbekaſſe, wurde durch die Bemühungen Korfantys zu 

ner Organiſation, die ſowohl Arbeitsloſen⸗ wie Streikunterſtützung gewährt. 

3 hat große Mühe gekoſtet, den Beitrag von 30 Pfennig monatlich auf 
) Pfennig für die Woche zu erhöhen, aber die Mitglieder haben ſich nun 
weingefunden, und bald dürfte dieſe Organiſation in Oberſchleſien eine er⸗ 
bliche Rolle ſpielen und die ohnehin nicht bedeutenden freien Gewerk⸗ 
haften noch mehr in den Schatten ſtellen, wenn dieſe ſich nicht energiſch zur 
Behr ſetzen. 

Wie in den rein polniſchen Gegenden, ſo unterliegen auch in den pol⸗ 
iſchen Enklaven die Polen vollſtändig dem Einfluß des Radikalpolentums, 
uch in jenen Gegenden, die, wie Rheinland⸗Weſtfalen, im übrigen einen ge⸗ 
haltigen Aufſchwung der modernen Arbeiterbewegung zeigen. Kein Wunder 
as, wenn man bedenkt, wie wenig Zweckentſprechendes bisher für die Ge⸗ 
innung der polniſchen Proletarier geſchehen iſt, wie man die nationalen 
demagogen ganz ungeſtört hat arbeiten laſſen. Faſt 30000 nationalpolniſche 
stimmen wurden bei den letzten allgemeinen Wahlen in Rheinland⸗Weſtfalen 
bgegeben, und wir werden uns noch auf ganz andere Ergebniſſe gefaßt 
zachen müſſen, wenn dem nicht unſere Arbeit endlich Einhalt gebietet. Die 
zaktik der Polen geht immer mehr dahin, gleich der ſozialdemokratiſchen 
daktik überall die Stimmen zu zählen, unbekümmert darum, ob Mandate 
abei zu gewinnen ſind. So werden bei kommenden Wahlen erheblich mehr 
loch wie bei den letzten Wahlen und auch mit beſſeren Reſultaten polniſche 
zonderkandidaturen erſcheinen, in Induſtriewahlkreiſen meiſt auf Koſten 
mſerer Stimmen, zugleich auch unſere Mandate gefährd end. Dort aller⸗ 
ings, wo das Zentrum in Betracht kommt, werden nach dem neugeſchaffenen 
Bunde zwiſchen dieſem und den Polen die polniſchen Zählkandidaturen zurück⸗ 
gezogen werden zugunſten der Zentrumskandidaten. Hätte dieſer Bund der 
eindlichen Brüder ſchon bei den letzten allgemeinen Wahlen beſtanden, dann 
vären in den rheiniſch⸗weſtfäliſchen Wahlkreiſen Duisburg, Bochum und Dort⸗ 
nund nicht die Nationalliberalen, ſondern das Zentrum mit uns in Stich⸗ 
vahl gekommen, und wir wären in allen drei Wahlkreiſen bei den Stich⸗ 
vahlen unterlegen. Dies eine Beiſpiel mag zeigen, welche Bedeutung auch 
ür die Politik des Tages die Gewinnung der polniſchen Arbeiter für die 
Sozialdemokratie hat. Daß ſie ungleich größere Bedeutung von dem höheren 
Geſichtspunkt aus hat, daß wir eben doch die ganze Arbeiterſchaft gewinnen 
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müſſen und nicht einen Teil beiſeite laſſen können, weil feine Gewinnung 
ſondere Schwierigkeiten verurſacht, liegt auf der Hand. . 

Die beſonderen Schwierigkeiten dieſer Arbeit erfordern hier jedoch ai 
noch ein Wort. Nicht zu bezweifeln, wir haben es in den Nationalpolen u. 
durchaus gut gerüſteten Gegnern zu tun. Sie verfügen über eine Rei 
trefflich geſchulter Redner und Agitatoren, über eine gute Organiſation, ar 
giebige Geldmittel und vor allem über eine weitverbreitete, populär u 
geſchickt geleitete Preſſe. Das gilt insbeſondere von der Preſſe des linke 
radikalen Polenflügels, der im Reichstag freilich nur drei Vertreter h 
(Brejski, Korfanty und Kulerskih, deſſen Preſſe aber außerordentli 
verbreitet iſt. So hat die dem Abgeordneten Kulerski gehörende „Gaze 
Grudziadzka“ (Graudenzer Zeitung) rund 85000 Abonnenten und beſi 
nicht nur in Weſtpreußen, ſondern weit darüber hinaus, bis nach Rheinlan 
Weſtfalen hin, großen Einfluß. Dabei erſcheint das Blatt nur dreim 
wöchentlich, was mir zu beſtätigen ſcheint, daß es auch für uns nicht nöt 
ſein dürfte, den Kampf gegen die nationalpolniſche Preſſe unbedingt m 
einem täglich erſcheinenden Blatte zu führen. Das geringere Leſebedürfn 
ebenſo wie die geringere Zahlungsfähigkeit der polniſchen Arbeiter laſſen vie 
mehr noch auf längere Zeit hinaus ein dreimal wöchentlich erſcheinend 
ſozialdemokratiſches Blatt genügen — wenn es nur redigiert iſt, wie es d 
ganz beſonderen Verhältniſſe hier erforderlich machen. N 5 

Noch andere Schwierigkeiten aber geſtalten uns die Aufklärungsarbeit 
ſchwer. Daß der Gegner die religiöſe Geſinnung der polniſchen Arbeit 
gegen uns, die „Gottesleugner“ und „Heiden“, in ſkrupelloſeſter Weiſe au 
nutzt, iſt noch nicht das Schwerſte und wird es immer weniger ſein, je mel 
der polniſche Arbeiter an religiöſer Geſinnung verliert, etwas, das wenigiten 
in Oberſchleſien zweifellos beobachtet werden kann. Solche Schwierigkeite 
haben wir übrigens auch in deutſchen Zentrumsgegenden zu überwinden un 
kommen doch vorwärts. Viel ſchwerer iſt dagegen das nationale Bollwer 
zu überwinden, das man gegen uns aufrichtet. Die Polen wirken bei ihre 
Landsleuten in der Agitation gegen die Sozialdemokratie immer noch an 
beſten mit der Behauptung, dieſe ſei ebenfalls hakatiſtiſch und wolle das po 
niſche Volk auch germaniſieren. Das iſt freilich ebenſo unwahr wie dumn 
Ein ſolches Beſtreben würde unſeren Grundſätzen völlig widerſprechen, iſt m 
dem Weſen der Sozialdemokratie ganz unvereinbar. Wir haben denn aut 
bei den verſchiedenſten Gelegenheiten auf unſeren Parteitagen durch Annahm 
von Reſolutionen in ſcharfer Weiſe proteſtiert gegen die hakatiſtiſche Unter 
drückungspolitik der preußiſchen Regierung — ich will die einzelnen Fäll 
hier nicht aufzählen — im Reichstag haben wiederholt die Sozialdemokrate 
in der entſchiedenſten Weiſe für die unterdrückten Polen Partei genommer 
wobei ich nur an die treffliche, ſelbſt von den Polenblättern anerkannte Red 
Bebels zum polniſchen Schulkinderſtreik 1906 erinnere, ebenſo an die ſozial 
demokratiſchen Reden im Reichstag zum Sprachenparagraphen. | 1 

Aber wir haben uns auf der anderen Seite, in der Preſſe wie in Reden 
auf Parteitagen und anderswo, auch ſchon Ungeſchicklichkeiten genug geleiſtet 
die den Anſchein erwecken konnten, als ob es in der Tat in der deutſcher 
Sozialdemokratie eine „germaniſatoriſche“ Strömung gebe. Dazu haben be 
ſonders die Streitigkeiten mit unſerer P. P. S. beigetragen, die unduldſam 
Art, in der die vermeintliche oder wirkliche ſtärkere Betonung des nationalen 


wer 
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Nomentes in der ſozialiſtiſchen Agitation unter der polniſchen Bevölkerung 
urteilt wurde. Man wollte die Partei rein halten von unſozialiſtiſchen, 
einbürgerlich⸗nationaliſtiſchen Tendenzen, ein an ſich durchaus anerkennens⸗ 
zertes Motiv. Aber man ſchüttete häufig das Kind mit dem Bade aus. 
Nan vergaß oder beachtete nicht genügend, daß das nationale Moment bei 
en national unterdrückten Polen unbedingt eine äußerſt wichtige Rolle ſpielen 
nd um fo tiefere Wirkung haben mußte, je ärger die nationale Bedrückung 
er Polen war. Und wenn wirklich der eine und der andere unſerer pol⸗ 
üſchen Genoſſen im Eifer, den Nationalpolen die Beute, die polniſchen Prole⸗ 
arier, abzujagen, nationalen Illuſionen zu viel Spielraum in der Agitation 
zegeben haben ſollte, ſo mußte man das mehr, wie geſchehen, den zwin⸗ 
enden Umſtänden zugute rechnen und jedenfalls nicht, zur Freude und 
um Nutzen der polniſchen Nationalen, daraus Haupt⸗ und Staatsaktionen 


nachen. 

Außerordentlich ſchwer geſtaltet dann die Sprache die ſozialdemokratiſche 
Arbeit unter den Polen. Darüber ſollte eigentlich nichts mehr zu ſagen ſein. 
Über es gibt leider noch eine ſehr große Anzahl deutſcher Parteigenoſſen, die 
dieſe Schwierigkeit unterſchätzen oder gar nicht gelten laſſen. Man iſt vielfach 
noch der Meinung, unſere durch die preußiſche Volksſchule gegangenen polniſchen 
Mitbürger könnten ganz gut Deutſch ſprechen, mindeſtens aber gut verſtehen 
und würden deshalb auch durch die Agitation in deutſcher Sprache zu guten 
Gewerkſchaftlern und Sozialdemokraten werden können. Das iſt ein Irrtum, 
der für den Erfolg unſerer Aufklärungsarbeit unter den Polen ſehr ſchlimme 
Wirkung gehabt hat und, wenn nicht beſeitigt, viel ſchlimmere noch haben 
wird. Es kann daher nicht oft genug wiederholt werden, daß die ungeheure 
Mehrheit des polniſchen Volkes in Preußen durch die Volksſchule 
nur eine ganz unzureichende Kenntnis der deutſchen Sprache er: 
langt. Die Gründe dafür — ſie ſind politiſcher, ſozialer und pädagogiſcher 
Natur — ſind oft genug dargeſtellt worden, ich ſehe deshalb von ihrer Wieder⸗ 
holung hier ab. Tatſächlich — alle nicht politiſch voreingenommenen Kenner 
der Verhältniſſe in den polniſchen Landesteilen werden das beſtätigen — reicht 
die Kenntnis des Deutſchen bei den allermeiſten polniſchen Arbeitern nicht 
weiter, als zur Verſtändigung in den alltäglichen Dingen des Lebens eben 
nötig, unter keinen Umſtänden aber aus, die ungebildeten Leute mit den Ge⸗ 
dankengängen der modernen gewerkſchaftlichen und politiſchen Arbeiterbewegung 
vertraut zu machen. In dieſer Tatſache liegt auch der große Schaden, den der 
Sprachenparagraph des Reichsvereinsgeſetzes dem polniſchen Proletariat 
zufügen wird. Nur die polniſchen Arbeiter werden davon ernſtlich be⸗ 
troffen, nicht die polniſche Intelligenz und das polniſche Bürgertum, die in 
Preußen ſo gut Deutſch wie Polniſch können. Wenn uns nun in vielen Fällen 
der Sprachenparagraph zwingt, in Verſammlungen zu polniſchen Arbeitern 
Deutſch zu reden, jo ſoll doch um ſo mehr überall, wo nur irgend Polniſch 
in der Agitation geredet werden kann, das auch geſchehen. Das gilt ins⸗ 
beſondere auch für die gewerkſchaftliche Agitation, für die das Geſetz 
eine größere Bewegungsfreiheit ohnehin ermöglicht. Leider iſt die bisherige 
völlige Freiheit im Gebrauch der polniſchen Sprache gerade von der gewerk⸗ 
ſchaftlichen Bewegung am wenigſten benutzt worden, zu einem Teile aus 
Mangel an mit der Sprache vertrauten agitatoriſchen Kräften, zum anderen 
aber aus Nichtbeachtung des Erforderlichen. 
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Wie in dieſer Beziehung, fo ſollten ſich die deutſchen Genoſſen in anderen 
Beziehungen von vorgefaßten Meinungen bezüglich der polniſchen Aufklärungs⸗ 
arbeit frei machen und in deren Intereſſe auch gewiſſe Unbequemlichkeiten in 
Kauf nehmen. So ſollte das Recht der P. P. S., dort, wo polniſche Arbeiter 
vorhanden ſind, beſondere polniſche Parteiorganiſationen gründen, Abonnenten 
auf das Parteiblatt „Gazeta Robotnicza“ werben, polniſche Agitationsliteratur 
verbreiten zu dürfen, nicht nur auf dem Papier ſtehen, ſondern praktiſche Ge⸗ 
ſtalt gewinnen. Ja, die deutſchen Genoſſen ſollen ſolche „Abſplitterung“ nicht 
nur dulden, ſondern ſie ſelbſt herbeiführen, ſchon gewonnene polniſche 
Genoſſen zur Begründung und Führung beſonderer polniſcher 
Parteiorganiſationen veranlaſſen und dieſen alle Förderung angedeihen 
laſſen, ebenſo wie man ſelbſt die Gewinnung von Abonnenten auf 
das polniſche Parteiblatt veranlaſſen ſollte. Die etwaigen Verluſte 
an Mitgliedern und Leſern, die deutſche Organiſationen und Parteiblätter 
dadurch erleiden können, werden hundertfach aufgewogen, wenn es gelingt, 
die bisher indifferenten oder auf die nationale Flagge ſchwörenden polniſchen 
Arbeiter des Ortes oder des Bezirkes in einer polniſchen Parteiorganiſation 
zu ſammeln. Es gibt kein anderes Gegengewicht gegen die nationaliſtiſchen, 
demokratiſch ſchillernden Beſtrebungen unſerer radikalen Polen. Dabei kann 
und muß dieſe polniſche Organiſation in ſteter und reger Verbindung mit der 
größeren deutſchen Organiſation ſein und bleiben, alle gemeinſamen Partei⸗ 
angelegenheiten, Kandidatenaufſtellung und andere Wahlgeſchäfte mit dieſer 
zuſammen erledigen, ohne Erſchwerung und Zwieſpalt. In allen inneren An⸗ 


gelegenheiten haben die polniſche wie die deutſche Organiſation völlig ſelb⸗ 
ſtändiges Handeln, und auf die Beobachtung dieſes Grundſatzes ſollte ſtreng 
geſehen werden, weil es zugleich das beſte Erziehungsmittel bedeutet. Daß 
das alles nicht Hypotheſen ſind, ſondern praktiſch erprobte und bewährte Er 
fahrungen darſtellen, beweiſen die ſeit mehreren Jahren in Oberſchleſien be⸗ 


ſtehenden Parteiverhältniſſe. 


Die vermehrte Arbeit wird auch größere materielle Opfer fordern. Für Rhein⸗ 
land⸗Weſtfalen wäre ein polniſcher Parteiſekretär ganz außer⸗ | 
ordentlich nötig und nützlich und das gleiche gilt für die Provinz 
Poſen. Das Opfer würde ſich nach meiner Meinung bald wieder belohnen, 
denn die Arbeit dieſer beiden Agitationsleiter würde die Abonnentenzahl der 
„Gazeta Robotnicza“ jo vermehren, daß der erhebliche Zuſchuß, den der deutſche 
Parteivorſtand jetzt für das Blatt leiſtet, weſentlich herabgeſetzt werden könnte. | 
Auch für eine Vermehrung der polniſchen gewerkſchaftlichen wie 
politiſchen Agitationsliteratur, die jetzt noch ſehr beſcheiden iſt, muß | 
Sorge getragen werden, ſowohl durch Überſetzung vorhandener guter deutſcher 
Bücher und Broſchüren, wie beſonders durch Schaffung neuer, den Verhält⸗ 


niſſen des polniſchen Volkes geſchickt angepaßter Schriften. Das würde auch 


die Kattowitzer Druckerei nutzbringender geſtalten. Dabei möchte ich gleich 


bemerken, daß letzteres auch dadurch geſchehen könnte, daß ſowohl Agitations⸗ 


bezirks⸗ wie Gewerkſchaftsleitungen und ebenſo die Generalkommiſſion ihre | 
Aufträge an polniſchen Druckarbeiten dieſer aus Parteimitteln erhaltenen 


Druckerei und nicht mehr privaten Geſchäftsleuten zuwendeten. 5 
Nicht verſchweigen möchte ich die bedauerliche Tatſache, daß ſeitens der 


Berliner polniſchen Genoſſen ſo wenig für die Bewegung geſchieht. Es 


iſt nicht rühmlich für die nicht geringe Zahl Berliner Genoſſen polniſcher | 
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tationalität, daß ſeit der Verlegung der Leitung der P. P. S. nach Ober⸗ 
hleſien die Zahl der Berliner Abonnenten der „Gazeta Robotnicza“ niemals die 
gahl hundert erreichte und gegenwärtig faſt auf dem Nullpunkt angekommen 
t. Wenn man ſich vor Augen führt, daß nach amtlicher Zählung in Berlin 
ber 24000 Polen leben — tatſächlich iſt die Zahl erheblich größer —, die 
meiſt dem Arbeiterſtande angehören, ſo iſt der Stand der polniſch⸗ſozialiſtiſchen 
zewegung dort beſchämend dürftig. Statt ihn nun zu beſſern, haben dortige 
olniſche Genoſſen es für gut befunden, Streitigkeiten zu verurſachen, deren 
ußerſt geringfügige Gründe ich hier nicht erörtern will, die aber der Sache 
chweren Schaden zufügen. Glücklicherweiſe haben die Berliner Vorkommniſſe 
ei den polniſchen Genoſſen im Reiche kein Echo gefunden. 

Zur intenſiven Förderung der ſozialdemokratiſchen Agitation unter den Polen 
ehlen noch genügend geſchulte Kräfte. Auch hier könnte abgeholfen werden, 
denn man ſich entſchließen wollte, auch einigen befähigten polniſchen 
zenoſſen den Beſuch der Parteiſchule zu ermöglichen. 

Daß wir endlich eine ſozialdemokratiſche Vertretung im preußiſchen Land— 
ag haben, vermehrt noch unſere Verpflichtungen, mit allen Kräften und bei 
eder ſich bietenden Gelegenheit für das polniſche Volk in Preußen einzutreten, 
gerbeſſert zugleich aber auch, wenn wir dieſe Pflicht geſchickt erfüllen, unſere 
Situation gegenüber den Nationalpolen ganz außerordentlich. Von größtem 
Werte wäre es daher, wenn wir einen tüchtigen ſozialdemokratiſchen 
Landtagsabgeordneten polniſcher Nationalität hätten. 

Nun, es muß auch ſo gehen und es wird in der Polenfrage gehen, wenn 
wir die Wiederholung früherer Fehler vermeiden und die gegenwärtig auf- 
zewendeten Mittel richtig zu benutzen wiſſen. Dann kann der Tag nicht fern 
ſein, der auch das doppelt geknechtete polniſche Proletariat in die Kampfes⸗ 


reihen der Sozialdemokratie ſtellt. 


| 
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1% Bei dem großen Intereſſe, mit dem jetzt in Deutſchland die Frage der 
Jugendorganiſation diskutiert wird, dürften vielleicht auch einige Mitteilungen 
über den Charakter und die Form der öſterreichiſchen Jugendorganiſation 
angebracht ſein. Sie werden ſchon deshalb einige Beachtung beanſpruchen 
können, weil zum Unterſchied von der Partei⸗ und der Gewerkſchaftsorgani⸗ 
ſation, deren Neubelebung und Aufſchwung in Oſterreich in eine Zeit fallen, 
in der ſchon lange das glänzende Vorbild der deutſchen Organiſation beſtand, 
die Jugendorganiſation in Oſterreich viel früher als in Deutſchland ent⸗ 
ſtanden iſt und daher heute über ſie ſchon langjährige Erfahrungen ge— 
ſammelt vorliegen. 

Schon im Jahre 1894 fanden in Wien die erſten Lehrlingsverſammlungen 
N ſtatt. Sie waren ganz aus der eigenen Initiative der jungen Leute ſelbſt 
entſtanden und von ihnen allein arrangiert. Sie waren einfach nichts anderes 
als der natürliche Proteſt gegen den ſchweren Druck, dem die Lehrlinge be⸗ 
ſonders im Kleingewerbe in Oſterreich unterliegen. Die Arrangeure dieſer 
Verſammlungen bildeten ein Komitee, das aus lauter jungen Leuten beſtand, 
welche ſchon mit den Ideen des Sozialismus bekannt geworden waren, und 
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ſo gab ſich die neue Jugendbewegung vom erſten Anfang an bewußt als e 
Teil der geſamten ſozialiſtiſchen Bewegung. Das Komitee ließ im Oktobe 
1894 ein Flugblatt erſcheinen, das an den Wiener gewerblichen Fortbildungs 
ſchulen verbreitet wurde und ſchon einen hohen Grad von Klarheit und Ein 
ſicht in den Zweck der Geſamtbewegung erkennen läßt. Am 4. November 189 
wurde ſodann die gründende Verſammlung des Vereins jugendlicher Arbeite 
für Wien und Niederöſterreich abgehalten, und von da an begann eine un 
ermüdliche, niemals ruhende Aufklärungs⸗ und Organiſationsarbeit unter dei 
jugendlichen Arbeitern und Lehrlingen. 1 

Der Fortſchritt der Bewegung machte bald die Gründung von Zahlſteller 
und Ortsgruppen zuerſt in den einzelnen Bezirken Wiens nötig. Dann ent 
ſtanden in den einzelnen größeren Provinzſtädten Oſterreichs eigene Vereine 
und im Jahre 1903 wurden alle dieſe Vereine in einen Reichsverband zu 
ſammengefaßt. Seit Oktober 1902 beſitzt die Jugendbewegung auch ihr eigenes 
Organ, den monatlich einmal erſcheinenden „Jugendlichen Arbeiter“, der 
mit großer Wärme und in einer dem Verſtändnis und den Bedürfniſſen der 
Jugend angepaßten Sprache die Intereſſen der Jugendorganiſation vertritt 

Dank ſeiner Wirkſamkeit und der unermüdlichen Werbearbeit der jungen 
Leute ſelbſt gibt uns die Geſchichte der öſterreichiſchen Jugendorganiſation das 
Bild eines zwar nicht ſprunghaften, aber ſtetigen Aufſchwunges, und heute 
iſt die Zahl der Mitglieder und die Zahl der dem Verband angeſchloſſenen 
Provinzvereine größer als je. Beſonders in den Induſtriegebieten Nordweſt⸗ 
und Weſtböhmens iſt es im letzten Jahre gelungen, viele neue Organiſationen 
zu gründen. 5 | | 

Wie ſchon oben erwähnt, ift die Initiative zur Gründung der Organi⸗ 
ſation aus Lehrlingskreiſen erfolgt, und ſo ſind bis heute die überwiegende 
Mehrzahl der Mitglieder der öſterreichiſchen Jugendorganiſationen Handwerks⸗ 
oder Fabriklehrlinge. Die öſterreichiſche Jugendbewegung iſt vornehmlich eine 
Lehrlingsbewegung. | 

Als Aufgaben der Jugendorganiſation waren von vornherein bezeichnet: 
die Erziehung der jungen Leute zu denkenden, ihrer Klaſſenlage bewußten 
Proletariern, alſo gemeinſame Fortbildung, Veranſtaltung von Vorträgen und 
Unterrichten, Gründung von Bibliotheken, dann der Kampf gegen die allzu 
große Ausbeutung durch die Lehrlingshalter, alſo Gründung von Lehrlings⸗ 
ſchutzkomitees, die ſich zur Aufgabe machten, für die Einhaltung der 
wenigen geſetzlichen Beſtimmungen, welche zugunſten der Lehrlinge in Oſter⸗ 
reich beſtehen, zu ſorgen, und ſich ausgezeichnet bewährt haben; endlich eine 
lebhafte Propaganda für die Reform des Lehrlingsweſens ſelbſt und als erſter 
Schritt dazu für eine Reform des gewerblichen Fortbildungsſchul⸗ 
weſens, die vor allem in der Verbeſſerung des Unterrichtes und Verlegung 
der Unterrichtszeit auf die Tages ſtunden an Wochentagen zu beſtehen hätte. 

Eine beſondere antimilitariſtiſche Agitation iſt von der öſterreichiſchen 
Jugendorganiſation nie geführt worden. Aber ſie hat damit auf die Auf⸗ 
klärung der jungen Leute über die Schäden des Militarismus nicht ver⸗ 
zichtet. Da ſie es als ihre Aufgabe angeſehen hat, die Angehörigen der ar⸗ 
beitenden Jugend zu überzeugten Sozialdemokraten zu machen, hat ſie ſelbſt⸗ 
verſtändlich damit auch immer ihr möglichſtes getan, die jungen Leute über 
das Weſen des Militarismus aufzuklären. Die Aufklärung über die Schäden 
des Militarismus erſcheint ſo als ein Teil der allgemeinen ſozialiſtiſchen 


| 
| 
| 
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igenderziehung. Damit entfiel für die öſterreichiſche Jugendorganiſation 
ich die Notwendigkeit einer Agitation in der Kaſerne: ſie hat mit den Leuten 
der Kaſerne nichts zu tun, weil ſie es als ihre Aufgabe anſieht, die jungen 
ute über die Schäden des Kapitalismus und dadurch auch des Militaris⸗ 
is aufzuklären ſchon lange vor der Zeit, ehe ſie in die Kaſerne 
mmen. 

Bei alledem hat ſich die öſterreichiſche Jugendorganiſation nie mit 
olitik befaßt. Dies iſt ſchon deshalb unmöglich, weil alle öſterreichiſchen 
igendorganiſationen nach dem vorſintflutlichen öſterreichiſchen Vereinsgeſetz 
npolitiſche Vereine ſein müſſen. Mitglied eines politiſchen Vereins 
un in Öfterreich nur ein Inländer werden, der das vierundzwanzigſte 
abr überſchritten hat. Die Jugendlichen ſind alſo ebenſo wie die 
auen von der Teilnahme an politiſchen Vereinen ausgeſchloſſen. Was 
Bi das neue deutſche Vereinsgeſetz bezweckt wird: die Fernhaltung der 
ngen Leute von den politiſchen Vereinen, haben wir alſo in Oſterreich ſeit 
her gehabt und in noch viel ausgiebigerem Maße, denn während die 
ltersgrenze in Deutſchland mit achtzehn Jahren feſtgeſetzt iſt, muß man in 
ſterreich gar bis zum vierundzwanzigſten Jahre warten, wenn man einem 
litiſchen Verein als Mitglied angehören will. | 

Unter ſolchen Umſtänden müßten alle Frauen lebenslänglich und alle 
ännlichen Bewohner Sſterreichs bis zu ihrem vierundzwanzigſten Jahre auf 
de Anteilnahme am politiſchen Leben verzichten, wenn ſie einzig und allein 
m der Mitgliedſchaft in einem politiſchen Verein abhängig wäre. Das iſt 
der glücklicherweiſe nicht der Fall. Unſere Jugendorganiſationen treiben zwar 
icht Politik und haben das auch nicht nötig, aber durch ihre Vorträge, ihre 
äbliothek, ihre Unterrichte, ihre Agitation und nicht zuletzt durch ihre Zeit⸗ 
hrift erziehen fie ihre Mitglieder zu guten Sozialdemokraten und machen 
ihnen möglich, zwiſchen den verjchiedenen politiſchen Parteien zu unter⸗ 
heiden. 

Die Tatſache, daß die Jugendorganiſationen keine politiſchen Vereine ſind 
nd auch nicht als politiſche Vereine angeſehen werden, hat ſie übrigens nie 
aran gehindert, für die Reform der Geſetze über das Lehrlingsweſen und 
as Fortbildungsſchulweſen zu agitieren und Forderungen auf dieſen Gebieten 
A ſtellen. Die hier angeſtrebten Ziele ſind eben nicht politiſcher, ſondern rein 
nrtſchaftlicher, reſpektive pädagogiſcher Natur, und die energiſche Kampagne, 
ie für ihre Erreichung geführt wurde, blieb auch nicht ohne Erfolg. Vor⸗ 
ehmlich dieſer Agitation iſt es zu danken, daß im niederöſterreichiſchen Land⸗ 
ag im vergangenen Jahre ein Geſetz angenommen wurde, nach dem in Hin⸗ 
unft der Unterricht in den gewerblichen Fortbildungsſchulen in der Zeit vor 
Uhr abends an Wochentagen zu Ende ſein muß und an Sonntagen nicht 
änger als zwei Stunden dauern darf. Ahnliche Beſchlüſſe ſind auch in der 
steiermark und Oberöſterreich in Vorbereitung. 

Selbſtverſtändlich hätte bei der wütenden Gegenagitation der Zunftmeiſter 
ie jugendliche Arbeiterſchaft allein nie dieſe Erfolge erzielen können, ſondern 
das war nur möglich, weil von allem Anfang an die Jugendorganiſation in 
llerengſtem Einvernehmen mit der Partei und den Gewerkſchaften 
gearbeitet hat. Die Gründung der Jugendorganiſation erfolgte zwar aus 
igener Initiative von einzelnen fortgeſchrittenen Jugendlichen ſelbſt, wie ich 
ben dargelegt habe, aber ſchon damals hat die Partei dieſe Gründung mit 


768 | Die Ne 


großer Sympathie aufgenommen. Seit dieſer Zeit ift das gegenſeitige 
hältnis womöglich noch wärmer geworden. Die Jugendorganiſationen hab 
überall vollkommene Selbſtverwaltung. Sie werden nach keiner Ri 
tung beengt, aber überall, ſowohl an dem Sitze der Zentrale wie in de 
Provinzorten, ſtehen ihnen die älteren Parteigenoſſen und Vertrauensmänne 
als Berater zur Seite. Die Forderungen, welche die Jugendlichen ſpezie 
verfechten, entſprechen den betreffenden Stellen des Parteiprogramms. J 
den Verſammlungen der Jugendlichen ſprechen häufig Abgeordnete und Mit 
glieder der Parteivertretung ebenſowohl wie Mitglieder der Gewerkſchafts 
kommiſſion. | „ 

So betätigen in der Agitation für die Erkämpfung des Lehrlingsſchutze 
und der Gewerbeſchulreform die Jugendlichen ihren feurigen Elan und ihr 
friſche Begeiſterung, hinter ihnen aber ſteht die ganze Partei⸗ und Gewerk 
ſchaftsorganiſation mit ihrer ſoliden Kraft. Beide ergänzen ſich und ſchreiten 
dadurch vor. Auf verſchiedenen Parteitagen wurde ſchon den Genoſſen di 
Förderung der Jugendorganiſation empfohlen, doch am beſten kommt woh 
das enge Einvernehmen zwiſchen der Partei und der Jugendorganiſation in 
dem Beſchluß zum Ausdruck, der auf dem letzten Parteitag zu Wien in 
Oktober 1907 gelegentlich der Beratung über das neue Organiſationsſtatut de 
Partei gefaßt wurde. Der Jugendorganiſation iſt ein eigener Abſatz dei 
Statuts gewidmet, und der § 13, der ſich mit ihr beſchäftigt, hat folgender 
Wortlaut: . 5 

„Die Lokalorganiſationen ſind verpflichtet, nach Kräften dafür zu ſorgen 
daß die Jugend der Arbeiterklaſſe im Geiſte des Sozialismus er 
zogen und mit Klaſſenbewußtſein erfüllt werde. Überall, wo es dit 
Verhältniſſe zulaſſen, ſollen zu dieſem Zwecke eigene Jugendorganiſa⸗ 
tionen gegründet werden.“ 1 \ 

Die Partei fördert alſo die ſelbſtändige Jugendorganiſatior 
in Oſterreich ſowohl moraliſch wie materiell, und ſie hat keine Urſache, mit 
den Ergebniſſen unzufrieden zu ſein. Tauſende von opferwilligen Partei- 
gängern ſind im Laufe der Jahre aus der Jugendorganiſation hervorgewachſen 
und auch die Mitglieder der Jugendorganiſation ſelbſt haben unbeſchadet des 
unpolitiſchen Charakters ihrer Vereine bei allen großen Kämpfen der öſter⸗ 
reichiſchen Partei in den letzten Jahren nach ihren Kräften mitgewirkt. Als 
am 28. November 1905 eine Viertelmillion Arbeiter vor dem öſterreichiſchen 
Parlament vorüberzog, um in einer ungeheuren, in ſolch gigantiſcher Größe 
nie dageweſenen Demonſtration die Einführung des allgemeinen, gleichen Wahl 
rechtes zu fordern, da fiel unter den demonſtrierenden Scharen, die mit Bannern 
und Standarten vor dem Parlament defilierten, beſonders eine Gruppe von 
mehreren tauſend jugendlichen Arbeitern und Lehrlingen auf, denen voran eine 
Tafel mit der Inſchrift: „Die Kadetten der Sozialdemokratie“ getragen 
wurde. Ja, ein ſozialdemokratiſches Kadettenkorps, eine Pflanzſchule des 
Sozialismus iſt die öſterreichiſche Jugendorganiſation immer geweſen, aber ſie 
hat damit nicht einen Moment ihre Verpflichtungen gegenüber den Gewerk⸗ 
ſchaften verſäumt. f Bi 

Es war immer eine der wichtigften Aufgaben der jugendlichen Organiſa⸗ 
toren, den Mitgliedern klar zu machen, daß ſie nach ihrer Freier 
wenn ſie ſich ſelbſtändig zu erhalten vermögen, die Verpflichtung haben, ihrer 


Berufsgewerkſchaft beizutreten. So ſind den Gewerkſchaften viele Mitglieder 
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zeführt worden, die nicht mehr, wie indifferente Neuankömmlinge, erſt in 
3 Abe der Organiſation eingeführt werden mußten, ſondern dank den Er⸗ 
rungen, die ſie in der Verwaltung der Jugendorganiſation geſammelt 
Itten, ſofort tätige Mitarbeiter wurden. In den erſten Jahren nach der 
zündung der öſterreichiſchen Jugendorganiſation hat es allerdings auch unter 
in öſterreichiſchen Gewerkſchaftern manche gegeben, die der Meinung waren, 
ß es nicht nützlich fei, wenn die Jugendlichen ſelbſtändige Organiſationen 
ſſäßen. Die Idee der beſonderen Jugendabteilungen in den Gewerkſchaften, 
2 heute in Deutſchland als Novum auftritt, iſt in Oſterreich ſchon vor 
ihren diskutiert worden, aber die praktiſchen Erfahrungen haben viele 
jr einſtigen Skeptiker zu Anhängern der ſelbſtändigen Jugendorganiſationen 
macht. Dazu hat vor allem die Erwägung geführt, daß das heutige Ver⸗ 
ltnis zwiſchen Gehilfen und Lehrling, zwiſchen erwachſenem und jugend⸗ 
Ihem Arbeiter in der Werkſtätte oder in der Fabrik doch viel häufiger dem 
(ies Vorgeſetzten zu einem Untergebenen als dem zweier Kameraden 
eichkommt. So vermag der indifferente Jugendliche nicht immer ſofort die 
eiche Klaſſenzugehörigkeit und die gleichen Intereſſen des Erwachſenen mit 
m zu erkennen — die manches Mal nicht gerade liebevolle Behandlung der 
hrlinge durch einzelne Gehilfen trägt auch das ihrige dazu bei —, und er 
ht nicht mit Freude, ſondern mit Scheu in einen Verein, in welchem er ſich 
demſelben Verhältnis wiederzufinden fürchtet. Ganz anders iſt es in der 
lbſtändigen Jugendorganiſation. Dort ſind die gleichalterigen Kameraden 
iter ſich, Freundſchaften und Bekanntſchaften aus der Kinderzeit und aus 
r Schule werden wieder aufgenommen, und die wenigen älteren Genoſſen, 
e dort verkehren, werden nicht als Vorgeſetzte, ſondern als Berater empfunden 
id geachtet. Nicht vergeſſen darf man ferner die große erzieheriſche 
edeutung, die es für die jungen Leute hat, daß fie in der ſelbſtändigen, 
gemeinen Jugendorganiſation mit Angehörigen aller möglichen Berufe 
ſammenkommen, daher ſchon in früher Jugend die Gleichartigkeit der 
rbeiterverhältniſſe in den verſchiedenſten Berufen kennen und aus dieſer 
leichartigkeit der Verhältniſſe das gleiche Klaſſenintereſſe aller Ar— 
siter begreifen lernen. Die ſelbſtändige allgemeine Jugendorganiſation 
ird ſo zur beſten Erziehungsſchule der Solidarität und verhindert 
je Bildung eines beſchränkten fachlichen Korpsgeiſtes, der oft ein 
oßes Hindernis für die ſozialiſtiſche Arbeiterbewegung iſt. 

Dieſe Erkenntnis hat ſich ſehr bald bei den öſterreichiſchen Gewerkſchaften 
urchgerungen, die immer eines Sinnes mit der politiſchen Parteibewegung 
weſen ſind, und ſo ſind nach kurzem Schwanken die Gewerkſchaften in 
ſterreich energiſche Förderer der ſelbſtändigen Jugendorganiſation ge⸗ 
orden. Beſonders in den letzten Jahren haben die gewerkſchaftlichen Organi⸗ 
tionen nicht nur durch Sympathieerklärungen, ſondern auch durch mate⸗ 
elle Hilfe viel für die Förderung der Jugendbewegung getan. Dazu 
urden ſie wohl auch veranlaßt einerſeits durch die Steigerung der Zahl der 
ehrlinge und jugendlichen Arbeiter ſelbſt — 1894 waren bei den Genoſſen⸗ 
haften 174405 und Ende 1906 bereits 237455 Lehrlinge eingetragen, un⸗ 
exechnet die Fabriklehrlinge und jugendlichen Arbeiter, ſo daß die Geſamt⸗ 
ahl gewiß 350000 bis 400000 beträgt — und andererſeits durch die eifrigen 
erſuche der Gegner aller Art, eigene Jugendvereinigungen zu gründen und 
adurch ſowohl der Partei als den Gewerkſchaften das Feld abzugraben. 
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Beſonders die Chriſtlichſozialen oder beſſer gejagt Klerikalen und v 
ſchiedene nationale Gruppen haben ſich heftig bemüht. Ihnen wurde reid 
Unterſtützung durch einzelne Kapitaliſten zuteil, und manchmal wurden ſog 
Steuergelder zur Unterſtützung dieſer Jugendvereine verwendet. So hat d 
Bund der chriſtlichſozialen Arbeiterjugend direkt eine Subvention vt 
der Gemeinde Wien bekommen. Zu gleicher Zeit wurden beſonders die He 
kalen Vereine auch von der Regierung gehätſchelt, während gegen die ſozia 
demokratiſchen Jugendvereine ein beſonderer Überwachungsdienſt organiſte 
wurde, wie aus einem Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 6. Januar 190 
hervorgeht, der Veranlaſſung zu einer ſozialdemokratiſchen Interpellation 
Parlament gab, die bis heute nicht beantwortet wurde. | 

Gegen alle dieſe Beſtrebungen erkannten die öſterreichiſchen Gewerkſchafte 
in der Förderung der ſelbſtändigen Jugendorganiſation die beſte und erfol 
reichſte Abwehr, und jo wurde vom letzten öſterreichiſchen Gewerkſchaftz 
kongreß, der vom 21. bis 25. Oktober 1907 verſammelt war, folgender M 
trag angenommen: 1 

„Der Gewerkſchaftskongreß erkennt die Notwendigkeit der Jugendorgan 
ſation an und fordert die Gewerkſchaften, insbeſondere die Vertrauensmänne 
auf, den Verband der jugendlichen Arbeiter nach Möglichkeit in di 
Agitation unter den Lehrlingen zu unterſtützen und den Ausbau de 
Jugendorganiſation zu fördern. „ 

„Er empfiehlt den Zentralverbänden zur Erwägung, in geeigneter Wei 
dafür zu ſorgen, daß die Zeitſchrift „Der jugendliche Arbeiter in den Kreiſe 
der Lehrlinge ihrer Berufsangehörigen möglichſt ſtark verbreitet werde.“ 

Partei⸗ und Gewerkſchaftsorganiſation ſind alſo in Oſterreich vollkomme 
einig in der Förderung der Jugendorganiſation. Sie haben die Genugtuung 
damit kein verfehltes Unternehmen zu unterſtützen, denn ebenſo wie die jell 
ſtändige Jugendorganiſation eine Kadettenſchule für die Partei ift, iſt fie au 
die beſte Vorbereitungsſchule für die Gewerkſchaften, und was vielleicht nid 
am geringſten an ihr zu achten iſt, bietet fie durch dieſe Einheitlichkeit in de 
Vorbereitung der jungen Leute für ihre künftigen Aufgaben als politiſche un 
gewerkſchaftliche Kämpfer auch eine Garantie mehr für den immer 
währenden Fortbeſtand der Einheitlichkeit auch der politiſchen un 
gewerkſchaftlichen Arbeiterbewegung in Sſterreich. a 
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8 4 
Der fünfte Konfumgenoffenfchaftstag. 


Von Herm. Fleißner. 


Im Juni wurde in Eiſenach, der alten parteihiſtoriſchen Stadt in Thüringe 
der fünfte Genoſſenſchaftstag des Zentralverbandes deutſcher Kon 
ſumvereine abgehalten. Über 500 Delegierte aus allen Gegenden Deutſe 
lands haben ihm beigewohnt. Der ſchriftliche und mündliche Jahresberie 
des Vorſtandes und Sekretärs konſtatiert ein weiteres Fortſchreiten in d 
inneren und äußeren Entwicklung der modernen Konſumvereinsbewegun 
Deutſchlands. Der Bericht gibt folgende Zahlen: | 

Von 1903 bis 1907 ftieg die Zahl der eingetragenen Genoſſenſchaften in Deutsc 
land von 22131 auf 26851, ihre Mitgliederzahl von 3208324 auf 4105594. © 
Konſumvereine, ſoweit ſie eingetragen ſind, vermehrten ſich von 1741 im Jahre 190 
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2110 im Jahre 1907, dazu kommen noch etwa 200 nicht eingetragene Genoſſen⸗ 
liften. 1903 hatten dieſe Konſumgenoſſenſchaften 818915, 1907 ſchon 1131453 Mit- 
der, ohne Berückſichtigung der Mitgliederzahl der nicht eingetragenen Genoſſen⸗ 
iften. Der Zentralverband deutſcher Konſumvereine umfaßte im Jahre 1902 
„Konſumvereine, im Jahre 1907 959. Die Mitgliederzahl dieſer Vereine ſtieg 
derſelben Periode von 468916 auf 979221. Allein im letzten Jahre vermehrte 
die Mitgliederzahl um über 120000, die ſtärkſte Vermehrung ſeit Beſtehen des 
bandes. Der Anteil des Zentralverbandes an der geſamten deutſchen Konſum⸗ 
oſſenſchaftsbewegung wächſt immer mehr. 1902 befanden ſich 70 Prozent, 1907 
m 77 Prozent aller organiſierten Konſumenten im Zentralverband. 

Das letzte Berichtsjahr diente vornehmlich dem inneren Ausbau des Zentral⸗ 
bandes und der Unterverbände. In dieſem Zeichen ſtanden auch die Ver⸗ 
dlungen des Eiſenacher Kongreſſes. Vor kurzem iſt das eigene Heim in 
mburg, ein neues, unmittelbar neben dem Gewerkſchaftshaus gelegenes Ge⸗ 
ſenſchaftsgebäude, bezogen worden, in dem der Geſchäftsbetrieb des Zentral 
bandes und der Großeinkaufsgeſellſchaft untergebracht ſind. Dort wurde 
ch die eigene Druckerei errichtet, die man im Laufe des Jahres in Betrieb 
ihm. Die meiſten Unterverbände der einzelnen Bezirke des Reiches haben 
. Sekretäre angeſtellt, eine Einrichtung, zu der die Entwicklung der 
wegung drängte. Das frühere Frauengenoſſenſchaftsblatt wandelte man 
ein „Konſumgenoſſenſchaftliches Volksblatt“ um, das in ſehr großer 
lage herausgegeben wird und in größerem Maßſtab der Agitation dienen 
fl. Wöchentlich bekommt ein großer Teil Zeitungen Deutſchlands aus gleichem 
(unde eine als Manuſkript gedruckte Korreſpondenz von Hamburg aus zu⸗ 
(andt, die jedoch, wie es ſcheint, ſehr wenig benutzt wird. Am meiſten be⸗ 
nen ſich ihrer ſozialdemokratiſche Blätter. Hoffentlich gerät dadurch der 
55 Charakter der Konſumvereine nicht ins Wanken. Ferner gab die 
rbandsleitung einen Taſchenkalender heraus, der viele wichtige Angaben 
er die Konſumvereinsbewegung enthält. Das wöchentlich erſcheinende Ver⸗ 
ndsorgan, die „Konſumgenoſſenſchaftliche Rundſchau“, das bisher vom 
kretär Kaufmann redigiert wurde, erhielt einen neuen Redakteur; Genoſſe 
Auguſt Müller, bis dahin an der ſozialdemokratiſchen „Magdeburger Volks⸗ 
mme“, iſt auf dieſen Poſten geſtellt worden. In nächſter Zeit ſoll ein Hand⸗ 
Ih für Genoſſenſchaftsrecht und genoſſenſchaftliche Praxis herausgegeben 
rden, das ſpeziell für die Konſumvereine beſtimmt iſt. In der ſozialen Be⸗ 
tigung des Zentralverbandes nehmen die Erörterungen über das Lohn⸗ 
id Arbeits verhältnis der in Genoſſenſchaften Angeſtellten immer mehr 
erſte Stelle ein. Mit den Bäckern und Transportarbeitern wurden Tarife, 
2 ſich über das ganze Reich erſtrecken, abgeſchloſſen. Mit der General— 
immiffion der Gewerkſchaften Deutſchlands ſchweben angeblich Verhandlungen 
ser allgemeine gewerkſchaftliche Fragen, die einem befriedigenden Abſchluß 
he ſtehen ſollen. Ein ſtändiges paritätiſches Tarifamt hat die Aufgabe, 
ktreitigkeiten im Arbeitsverhältnis zu ſchlichten. Leider iſt es noch nicht ge⸗ 
ungen, auch mit dem Lagerhalter⸗ und mit dem Handlungsgehilfenverband 
arife zuſtande zu bringen. 

Wenn man ein ſicher ſehr wünſchenswertes gutes Verhältnis zwiſchen Kon⸗ 
mvereinen und Gewerkſchaften ſchaffen will, darf man jedoch nicht ſo ver⸗ 
hren, wie es in Eiſenach geſchehen iſt. Wie noch erinnerlich ſein wird, be⸗ 
oß der vorjährige Genoſſenſchaftstag in Düſſeldorf eine Reſolution, die 
wiſſermaßen eine Richtſchnur für die Regelung des Lohn⸗ und Arbeits⸗ 
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verhältniſſes in Konſumvereinen fein follte. In umferer Beiprechung \ 
Düſſeldorfer Genoſſenſchaftstags haben wir den Vorgang ausführlicher ö 
ſprochen und ausgeführt, daß die Faſſung und Tendenz dieſer Reſolution { 
nicht ſehr paſſend angeſehen werden könne und geeignet fei, Mißſtimmu 
und Differenzen in Gewerkſchaftskreiſen hervorzurufen. Letzteres iſt tatſächl 
ſehr bald eingetreten. Um nun den ſchlechten Eindruck der Düſſeldorfer Pr 
zipienerklärung zu verwiſchen und die Dinge wieder ins rechte Geleiſe 
bringen, hatte der Vorſtand des Zentralverbandes der Konſumvereine in € 
meinſchaft mit der Generalkommiſſion eine neue Reſolution vereinbart, | 
der von Düſſeldorf eine Erläuterung gibt. Alſo eine Erklärung der Erklärum 
Das war ganz gut und geſchickt. Der Ausſchuß des Zentralverbandes al 
hing, ohne die Generalkommiſſion zu verſtändigen, der Vereinbarung ein 
Nachſatz an, der zu neuen Mißverſtändniſſen führen kann. Die eigenmäch 
veränderte Erklärung wurde dem Genoſſenſchaftstag vorgelegt und beſchloſſ 
Dieſe nicht gerade loyale Behandlung der heiklen Angelegenheit hat auf di 
Gewerkſchaftskongreß, der faſt zu gleicher Zeit in Hamburg tagte, große V 
ſtimmung hervorgerufen, und es fehlte nicht an Meinungen, die deswegen d 
Konſumvereinen den Krieg erklären wollten. Doch die friedliche und v 
ſöhnliche Stimmung ſiegte. Die Sachwalter der Konſumvereine müſſen al 
aus dem ganzen Vorgang die Lehre ziehen, daß in Zukunft in gleichen Fäll 
nicht wieder derartig gehandelt werden darf, denn das muß Treu und Glaub 
erſchüttern und ein Hand in Hand arbeiten erſchweren. | 

Kritiſiert wurde nach dem mündlich ergänzten Bericht des Vorftandes u 
Sekretärs, daß der gedruckte Jahresbericht fo außerordentlich umfangre 
und infolgedeſſen ſchwer lesbar ſei. Es ſei verfehlt, bei der Gelegenheit gro 
Theorien entwickeln zu wollen und dabei obendrein die Genoſſenſchaf! 
bewegung zu verfolgen bis zur Erſchaffung des erſten Menſchen. Dieſe Kri 
iſt durchaus berechtigt, und wir haben die in dieſer Beziehung falſche ala, 
des Berichtes bereits bei der Beſprechung des letzten Jahrbuchs bemänge 
Der Herausgeber berief ſich darauf, daß der Bericht beziehungsweise d 
Jahrbuch an eine große Anzahl Behörden und an Vertreter der Wiſſenſche 
gehe, woher er viele Anerkennungsſchreiben habe; ein ſolches verlas er ſoge 
es war von Herrn Dr. Hans Müller geſchrieben, dem ehemaligen Sozie 
demokraten, der ſich zurzeit die Aufgabe geſtellt hat, die Genoſſenſchaft 
bewegung zur Überwindung des Marxismus in der Sozialdemokratie zu mi 
brauchen. Die Berufung auf alle dieſe lobenden Gutachten iſt ganz deplazie 
und kann das kritiſche Urteil in keiner Weiſe erſchüttern. Ein Jahresberit 
über den Zentralverband deutſcher Konſumvereine ſoll doch wohl in erſt 
Linie für die in der Bewegung ſtehenden Genoſſenſchaften und nicht ſpezis 
für Profeſſoren, Miniſter und Herrn Dr. Hans Müller geſchrieben ſein. D 
liebe Eitelkeit ſoll dabei ganz aus dem Spiele bleiben. Der Abfaſſung b 
ſonderer theoretiſcher Werke ſteht gewiß nichts im Wege. | S 

Auf Vorſchlag des Vorſtandes und Ausſchuſſes nahm der Genoſſenſchaft 
tag eine Reſolution an, die zum ſoundſovielſten Male feſtlegt, was alle ve 
nünftigen und urteilsfähigen Leute längſt wiſſen, nämlich: daß der Zentre 
vorſtand völlig neutral „gegenüber allen politiſchen Überzeugungen und re 
giöſen Bekenntniſſen“ iſt. Daß das allmählich ein bißchen viel und all; 
ängſtliche Betonung der ſelbſtverſtändlichen Neutralität iſt, kam auf de 
Kongreß ſelbſt zum Ausdruck. Man ſolle es nun endlich damit genug ſe 
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en, meinte ganz ernſt ein Debatteredner. Der Anlaß zu dieſer Aktion, die 
her ſchon auf den Unterverbandstagen vor ſich gegangen war, hier und 
ſogar „feierlich“, iſt recht unbedeutend. Auf dem letzten Genoſſenſchaftstag 
Verbandes Crügerſcher Richtung hatte ein von Konſumvereinskoller be⸗ 
ener Delegierter nach echter deutſcher Mittelſtandsretterart die moderne 
uſumvereinsbewegung als ſozialdemokratiſch hingeſtellt. Der Angriff war 
albern, ſo offenbar überſpannt, daß Herr Dr. Crüger ſelbſt ſofort den 
dner in ſeine Schranken wies, deſſen Behauptungen ablehnte, bevor dafür 
ht Beweiſe erbracht ſeien. Das war durchaus loyal gehandelt, und auch 
Zentralverband hätte man ſich damit begnügen dürfen. Denn es kommt 
der Beurteilung der Konſumvereine ſchließlich nicht auf das Gerede eines 
tatifchen Gegners, ſondern auf die praktiſche Betätigung an. Wenn wegen 
es ſolchen Einzelnen eine derartige Aktion inſzeniert wird, dann kann das 
r als Schwäche ausgelegt werden. Denn daß man die bewußten und ab⸗ 
ſtlichen Hetzereien gegen die Konſumvereine damit aus der Welt ſchafft, 
bt doch wohl niemand! Die Neutralitätsbeſtrebungen im Zentralverband 
uſcher Konſumvereine ſcheinen mehr als nötig durch ſolche Vorgänge be⸗ 
flußt zu fein. Von nun an ſoll die unbedingte Neutralität auch auf den 
Iſchluß von Tarifen mit den Gewerkſchaften übertragen werden. Deshalb 
ude im Anſchluß an die eben beſprochene noch folgende Reſolution an⸗ 
nommen: 

„Der Genoſſenſchaftstag des Zentralverbandes deutſcher Konſumvereine erklärt, 
5 unter der ſelbſtverſtändlichen Vorausſetzung der beiderſeitigen Neutralität bei 
e Aufnahme von Mitgliedern der Zentralverband deutſcher Konſumvereine bereit 
‚ mit Gewerkſchaften und Gewerkvereinen aller Richtungen Tarif⸗ 
teinbarungen über die Lohn- und Arbeitsverhältniſſe der in den genoſſenſchaft⸗ 
hen Betrieben des Zentralverbandes beſchäftigten Angeſtellten und Arbeiter ab⸗ 
ſchließen beziehungsweiſe zurzeit geltende Lohn⸗ und Arbeitstarife, die mit einer 
werkſchaft vereinbart ſind, auf die übrigen Gewerkſchaften desſelben Berufes 
szudehnen. Ablehnen muß es dagegen der Zentralverband deutſcher Konſum⸗ 
reine, in den zwiſchen den Gewerkſchaften der verſchiedenen Richtungen etwa be⸗ 
henden Differenzen Partei zu ergreifen, da ſolches mit der grundſätzlichen Neu- 
alität des Zentralverbandes unvereinbar ſein würde.“ 

Man kann es den Gewerkſchaften überlaſſen, zu prüfen, welche Konſequenzen 
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x praktiſche Fall in der Beſtätigung dieſer Reſolution zeitigt; vielleicht wird 
ſo bald nicht eintreten, und wahrſcheinlich iſt dieſe Erklärung auch mehr 
x die Stimmung nach außen hin berechnet. Sie iſt aber von ſymptomatiſcher 
deutung dafür, daß ein ziemliches Maß von Nervoſität in bezug auf die 
eutralität in den oberen Regionen des Zentralverbandes Platz gegriffen hat. 
Ein ſehr ausführliches und inſtruktives Referat wurde über „die zu⸗ 
ehmende Belaſtung der Konſumvereine durch Steuern aller Art“ 
halten. Angeſichts der Tatſache, daß zurzeit in Deutſchland geradezu eine 
Ranie ſich bemerkbar macht, die Konſumvereine durch Umſatz⸗ oder andere 
ſonderſteuern in unerhört ungerechter Weiſe zu belaſten, ſollen und wollen 
ie Konſumvereine größere Aktionen gegen dieſe Beſtrebungen in die Wege 
iten. Während das früher Sache der einzelnen Unterverbände war, macht 
e jetzt der Zentralverband zu der ſeinigen, um ihr mehr Nachdruck zu geben. 
in einer langen Reſolution ſind die Grundſätze für dieſes Vorgehen näher 
räziſiert. 
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774 Die Neue Zei 
Ferner ſoll das Verſicherungsweſen ausgebaut werden. Auch da 

iſt in einer umfänglichen Reſolution beſchloſſen worden. Während der Zentra 
verband jetzt nur Verſicherungen von den Vereinen übernimmt und durch 
führt, ſoll ſpäter auch den einzelnen Mitgliedern die Möglichkeit geſchaffe 
werden, ſich durch den Zentralverband gegen Feuer, aufs Leben uſw. vortei 
haft verſichern zu können. | BR 
Größere Zentraliſation foll im Bank- und Kaſſenweſen eintreter 
Die Großeinkaufsgeſellſchaft wird zu dieſem Zwecke eine beſondere Bank 
abteilung gründen, die zur Vermittlung und direkten Nutzbarmachung vol 
Genoſſenſchaftsgeldern für Genoſſenſchaftszwecke dient. 
Der Sekretär des Zentralverbandes hat von Vorſtand und Ausſchuß 
wegen ſeiner Verdienſte um die Sache und zum Unterſchied von den Ver 
bandsſekretären den Titel „Generalſekretär“ erhalten. Es wurde mit Rech 
ſtark gloſſiert, daß man ſo viel Wert auf Außerlichkeiten legt, und ein Redne 
nahm die Mitteilung zum Anlaß, einige ſehr nötige Worte gegen das Kopieren 
bürgerlichen Formelkrams zu ſagen. Wir ſagen, mit Recht, weil dies 
Methode der glänzenden Außerlichkeiten auch der Sache gefährlich werder 
kann. Man ſoll nie vergeſſen, daß die Konſumvereinsentwicklung eine Be 
wegung der Maſſen iſt und immer mehr wird. Darauf muß auch äußerlick 
Rückſicht genommen werden. Darüber wäre noch manches zu ſagen, was 
Warnungen nach dieſer Richtung erklärlich und notwendig erſcheinen läßt. 
Im allgemeinen hat der Genoſſenſchaftstag in Eiſenach gute Arbeit ge⸗ 
leiſtet. Wenn ſeine Anregungen und Beſchlüſſe befolgt werden, wird die 
Konſumvereinsbewegung Nutzen haben. 5 
Dem Genoſſenſchaftstag folgte wie üblich die Generalverſammlung 
der Großeinkaufsgeſellſchaft deutſcher Konſumvereine in Hamburg. 
Der Bericht auf das 14. Geſchäftsjahr verzeichnet eine Entwicklung des Unter⸗ 
nehmens, die „unter den gegebenen Verhältniſſen eine durchaus gute zu nennen 
iſt“. Die Zahl der der Großeinkaufsgeſellſchaft angeſchloſſenen Genoſſen⸗ 
ſchaften ſtieg von 448 auf 499, die der kaufenden Vereine auf 1419. Der 
Warenumſatz erreichte die Höhe von 59866220 Mark, 13362983 — 28,7 Pro⸗ 
zent mehr als im Vorjahr. Der zur Verfügung ſtehende Reingewinn beträgt 
504909 Mark. Als ſehr wertvoll bezeichnet der Bericht das Beſtehen der 
Einkaufsvereinigungen, deren es in den verſchiedenſten Bezirken des Reiches 
42 gibt. In dieſen Einkaufsvereinigungen beſtellen viele Vereine eines be⸗ 
ſtimmten Bezirkes gemeinſam Waren, ſo daß auf dieſe Weiſe auch dem kleinſten 
Verein die Vorteile des Großeinkaufs nutzbar gemacht werden können. Der 
Geſellſchaft aber vereinfacht es das Geſchäft, indem ſie große Aufträge ohne 
viel Speſen bekommt. Den mit ihr in Geſchäftsverbindung ſtehenden Vereinen 
wird wöchentlich einmal ein Warenbericht vertraulich übermittelt, der über 
den Stand der Warenpreiſe orientiert. Eine Anzahl im Reiche beſtehender 
Zentrallager erleichtert der Hauptzentrale in Hamburg den geſchäftlichen Ver⸗ 
kehr. So ſind im weſentlichen die Grundlagen einer guten Organiſation des 
Großeinkaufs der deutſchen Konſumvereine gegeben. Durch Beſchluß der 
Generalverſammlung wurden die Reſerven weſentlich erhöht. Über die Debatten 
iſt nichts zu ſagen, da der offizielle Bericht — andere Berichterſtattung war 
unterſagt! — noch viel dürftiger iſt als der vorjährige. 8 
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„The Socialdemocrat‘ (England) vom Juli bringt einen Aufſatz von 
Nelſon über „Krankenhäuſer als öffentliches Eigentum“ (The public owner- 
p of medical charities). England rühmt ſich immer der großen Anzahl ſeiner 
bet Anſtalten, die aus privaten Mitteln erhalten werden. Aber in 
irklichkeit hat die private Wohltätigkeit ihre Unzulänglichkeit hinreichend gezeigt. 
igleich iſt infolge der ſozialiſtiſchen Agitation das Bewußtſein erwacht, daß die 
„hilfe ſozialer Übel eine ſoziale Pflicht ſei. Die Sorge für die öffentliche Geſund⸗ 
it ſoll eine öffentliche Angelegenheit ſein; zwar wird erſt unter dem Sozialismus 
e Medizin als vorbeugende Geſundheitspflege ſich voll entwickeln können, aber 
rläufig kann man ſchon viel tun, indem man die Krankenhäuſer verſtaatlicht. 
wie jetzt der Zuſtand iſt, wird zu wenig Geld in richtiger Weiſe verwendet und 
el Geld verſchleudert. Dabei verlangt man von vielen Arzten, daß ſie umſonſt für das 
ankenhaus arbeiten, alle Dienſte entlohnt man ſchlecht unter dem Vorwand, daß 
eine Pflicht der Wohltätigkeit bildeten. Die Verwaltung eines ſolchen Kranken⸗ 
ufjes liegt in den Händen eines ſich ſelbſt immer aufs neue wählenden Klubs 
m Bourgeois, die nicht ſachverſtändig ſind und nicht als öffentliche Vertrauens⸗ 
änner, ſondern als Amateurbureaukraten auftreten. Die Gelder werden nur dem 
amen nach freiwillig, in Wirklichkeit durch Sammelliſten zuſammengeſcharrt, die 
r Bourgeois geradeſo als eine Laſt betrachtet wie den Steuerzettel, und zu 
men er murrend ſeinen Beitrag zahlt. Nur die öffentliche Verwaltung und Auf⸗ 
ingung der Koſten ſowie gute Entlohnung feſt angeſtellter Arzte und Pflegerinnen 
nnen eine Beſſerung bringen. 

Sidney Herbert bringt in einem Aufſatz „Thomas Paine und die Alters- 
mfionen“ die Verdienſte dieſes Demokraten aus der Zeit der franzöſiſchen Revo⸗ 
‚tion in Erinnerung. Paine betrachtete das Privateigentum als die Haupturſache 
2s ſozialen Elends, die das Leben der Maſſe in unſerer ziviliſierten Geſellſchaft 
hlimmer geſtaltet als das Leben der Wilden, das er aus eigener Anſchauung 
mnte. Die Erde iſt nicht von Menſchen gemacht und ſollte deshalb auch nicht 
on einzelnen in Beſitz genommen werden; nur die Bodenverbeſſerungen können als 
rivateigentum des Verbeſſerers gelten. Aber auch alles andere perſönliche Eigen⸗ 
im verdankt der Beſitzer nicht ſich ſelbſt; es iſt eine Wirkung der Geſell— 
Haft; ohne die Geſellſchaft könnte keiner Eigentum erwerben; deshalb iſt es 
erecht, daß ein Teil ſeines Eigentums an die Geſellſchaft zurückfällt. 

Paines Werkchen „Agrariſche Gerechtigkeit gegenüber Agrargeſetzen und Agrar: 
zonopol“ wurde 1797 zuerſt franzöſiſch und dann engliſch herausgegeben als Ant- 
vort auf die Predigt eines Biſchofs: „Gottes Weisheit und Güte in der Hervor⸗ 
ringung ſowohl von Armen als von Reichen“. Es enthält den Vorſchlag, durch 
ine Erbſchaftſteuer von 10 Prozent (in der Seitenlinie zu 15 bis 22 Prozent 
eigend) einen Fonds zuſammenzubringen, aus dem jede Perſon im Alter von 
mundzwanzig Jahren eine Summe von 15 Pfund Sterling (300 Mark) zum 
Jeginn ihrer Laufbahn und jede Perſon über fünfzig Jahre eine jährliche Penſion 
on 200 Mark erhalten ſollte. Er fügte eine Berechnung hinzu, nach der die Steuer 
uf 860 Millionen Mark, die jährlich vererbt werden, 113 Millionen Mark ergeben 
gerdez bei einer Bevölkerung von 7¼ Millionen, die England damals hatte, würden 
edes Jahr 400000 Perſonen im Alter von mehr als fünfzig Jahren 80 Millionen Mark 
rauchen und 90000 Perſonen beim Erreichen des einundzwanzigſten Lebensjahrs 
uſammen 27 Millionen erhalten. Seine Vorſchläge fanden damals nicht viel Be⸗ 
hung. Was uns daran im Vergleich mit heutigen Reformvorſchlägen auffällt, 
ſt das Stipendium, das jeder Einundzwanzigjährige mitbekommt, um ſeine Lauf⸗ 
zahn im Leben anzufangen. Dies gehört ganz zu der Vorſtellungsweiſe der alten 
leinbürgerlichen Welt, daß jeder ſeines Glückes Schmied iſt, wenn er nur erſt 
twas hat, um ein Geſchäft anzufangen. 
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In „The international Socialist Review“ (Amerika) bringt R 
Rives la Monte einen Aufſatz über „Nietzſche als Silderffürmer und P 
(Nietzſche: Iconoclast and Prophet) namentlich um die Beſchäftigung n 
ſtarken und gewaltigen Gedanken zu empfehlen, die jetzt durch Überſetzu 
Amerikanern zugänglich gemacht worden ſind. Denn, meint der Verfaſſer, 
großen Gegenſatzes, der ihn von uns trennt, namentlich in ſeiner Verachtun 


geraten die Schulen in moraliſche Abhängigkeit von den Spendern, und dies it o 
auch ein beabſichtigtes Ziel. Da Nationalökonomie und Soziologie durch „ver 
kehrte“ Lehren leicht die Gemüter der Bevölkerung dem Kapitalismus abe 
machen könnten, ſieht man, daß die Ausbeuterklaſſe beſonders eifrig in der Stiftun 
von Lehrſtühlen der Nationalökonomie iſt. Dieſe Profeſſoren haben dann ſelbſt 
verſtändlich die Pflicht, kapitaliſtiſche Okonomie zu lehren. So gründete Joſep 
Wharton, ein durch den Schutzzoll reich gewordener Fabrikant, eine zu der Penn 
ſylvaniauniverſität gehörende Schule für Okonomie und Finanzwiſſenſchaft. In den 
Gründungsſtatut verordnete er als Programm für die vorzutragenden Lehren unte 
anderem, daß der Profeſſor lehren müſſe „Die Notwendigkeit für jedes Volk, fü 
ſich ſelbſt zu ſorgen und mit allen Mitteln ſeine induſtrielle und finanzielle Un 
abhängigkeit zu wahren; in dieſem Punkte darf ſich der Unterrichtende nicht au 
bloße Abwehr beſchränken, ſondern er muß das Recht und die Pflicht des nationaler 
Selbſtſchutzes kräftig darlegen. Ferner muß er lehren die Notwendigkeit für a 
moderne Induſtrie, unter einzelnen Führern große Kapital⸗ und Arbeitermaſſen 51 
vereinigen und Disziplin unter den letzteren zu halten; endlich die richtige n 
teilung der Früchte der organiſierten Arbeit unter Kapitaliſten, Unternehmern und 
Arbeitern.“ Ahnlich wie hier dem Dozenten die Verteidigung der Ausbeutung und 
des Schußzolls, fo wird ihm auch die Bekämpfung des Bimetallismus zur Pflich. 
gemacht; bei Verletzung dieſer Pflichten kann er ſtatutengemäß entlaſſen werden 
Das komiſche iſt dabei, daß ſolche Perſonen dann über „Freiheit der Wiſſenſchaft“ 
reden. Wiederholt ſind in Amerika Profeſſoren entlaſſen worden, weil ſie nicht 
ganz in dem Sinne der Stifter oder Vorſteher der Univerſitäten lehrten, zum Bei 
ſpiel den Bimetallismus vertraten. In ähnlicher Weiſe ſteht es mit den wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Revuen, die durch die Annoncen von den Kapitaliſten abhängig ſind 
und rückſichtslos deren Intereſſen vertreten. So legt die Revue für chemiſche 
Technologie (The Chemical Engineer) ſich ins Zeug, die Klagen der Bevölkerung 
über die Vergiftung der Waſſerläufe und der Atmoſphäre durch chemiſche Abfall⸗ 
produkte und Dämpfe möglichſt zu entkräften oder lächerlich zu machen, damit die 


Fabrikanten ungeſtört mit ihren verderblichen Prozeduren fortfahren können. | 
1 
Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. ; | 
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Die Budgetabſtimmung in Baden. 
Don Suffag Lehmann (Mannheim). 


Die Abſtimmungen unſerer Genoſſen in den Landtagen von Baden und 
ayern für das Staatsbudget haben in weiten Parteikreiſen überraſcht und 
der Parteipreſſe heftigen Widerſpruch hervorgerufen. Eine Parteiverſamm⸗ 
ng in Kaſſel hat bereits den Antrag geſtellt, die Frage der Budgetbewilli⸗ 
mg als einen beſonderen Punkt auf die Tagesordnung des nächſten Partei⸗ 
gs zu ſetzen. Auch wenn das nicht geſchieht, iſt eine Erörterung beim Punkte 
Barlamentarijcher Bericht“ beſtimmt zu erwarten. Die Mehrheit der 
zialdemokratiſchen Landtagsfraktion Badens hat durch ihren Sprecher, den 
enoſſen Dr. Frank, in der Sitzung der Zweiten badiſchen Kammer vom 
2. Auguſt folgende Erklärung abgeben laſſen: 


„Mit Rückſicht darauf, daß für die kommende Budgetperiode verhältnismäßig 
hebliche Beträge zur Erhöhung der Beamtengehälter und Arbeiterlöhne angefordert 
erden, ſtimmt die ſozialdemokratiſche Fraktion für das Finanzgeſetz. Dieſe Ab⸗ 
mmung ſoll kein Vertrauensvotum für die Regierung ſein. Die Politik des 
üniſteriums wird vielmehr, wie bisher, von der Fraktion energiſch bekämpft 
erden, da die Regierung wiederholt in Wort und Tat, wie zum Beiſpiel im Falle 
»3 Eiſenbahnarbeiters Schäufele, den Grundſatz der ſtaatsbürgerlichen Gleichheit 
genüber Angehörigen der ſozialdemokratiſchen Partei verletzte und durch ihre 
altung im Bundesrat, namentlich auch bei Beratung der Reichsfinanzreform, 
ichtige Volksintereſſen ſchädigte. Nachdem die ſozialdemokratiſche Fraktion am 
uſtandekommen der Beamtengeſetze nach beſten Kräften mitgearbeitet hat, hält ſie 
ch für verpflichtet, mitzuwirken bei der Beſchaffung derjenigen Mittel, die zur 
usführung dieſer Geſetze notwendig find. Nur aus dieſem Grunde hat die Fraktion 
unterlaſſen, ihr Mißtrauen gegen die Regierung durch Ablehnung des Gejamt- 
ats zum Ausdruck zu bringen.“ 


Als einziger Grund für die Zuſtimmung zum Staatsbudget werden die 
cheblichen Beträge genannt, die für die Erhöhung der Beamtengehälter und 
krbeiterlöhne angeblich im Budget gefordert werden. Prüfen wir in aller 
kuhe, wie es ſich hiermit verhält. 
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Läßt man den Grund gelten, daß man irgend einer im Etat enthalter; 
Poſition wegen nicht gegen den ganzen Etat ſtimmen dürfe, jo follte die) 
Grund nicht gelegentlich angeführt werden, ſondern er müßte eine ſtänd 
Maxime bilden und unſere Zuſtimmung zu jedem Etat herbeiführen, denn? 
werden in jedem Staatsetat Kulturausgaben enthalten ſein, die wir nicht 0 
lehnen wollen. Erhöhte Anforderungen für die Beamten werden jell: 
verſtändlich auch im nächſten Budget enthalten fein, und die badiſche Landta 
fraktion würde in Konſequenz ihrer diesjährigen Stellungnahme auch dann 
das Budget ſtimmen müſſen, denn der durch die Gehaltserhöhung geſchaffſe 
Zuſtand iſt kein vorübergehender, ſondern ein dauernder. Ein Zurück BB 
nicht mehr, wie man ſieht, wenn man nicht den Vorwurf der Inkonſeguf 
und Wankelmütigkeit auf ſich laden will. Man kann ſich doch unmöglich he 
ſtellen und erklären: unſer Mißtrauen gegen die Regierung, das wir zwar je, 
voriges Jahr gegen ſie gehabt haben, hat ſich ſo verſtärkt, daß es uns wichtig 
iſt, dieſem Mißtrauen durch Ablehnung des Geſamtbudgets Ausdruck zu geb 
als uns um das Schickſal der Forderungen für Beamtengehälter und Arbeit: 
löhne zu ſorgen. | 

Zu dieſer allgemeinen Erwägung geſellt fich aber folgende Tatſache. Es ſtim! 
nicht, wenn unſere Genoſſen annehmen, daß die Anforderungen für die . 
beiterlöhne neu find. Dieſe Anforderung erfolgte bereits in der vorhe 
gehenden Seſſion und betrug rund eine und eine halbe Million, die unf 
Fraktion in den einzelnen Poſitionen natürlich bewilligte, was ſie denn ı' 
Schluſſe der Budgetberatung vernünftigerweiſe nicht abgehalten hat, bis a 
den letzten Mann gegen das Geſamtbudget zu ſtimmen. Die jetzig 
Neuanforderungen für Arbeiterlöhne find mit geringen Ausnahmen nur e 
Folge der bereits mit dem 1. Januar 1906 und dem 1. Juli 1907 e 
geführten Lohnerhöhungen. Auch für einzelne Gruppen der nichtetatmä 
angeſtellten Beamten waren damals ſchon höhere Beträge, jo allein beim T 
Waſſer⸗ und Straßenbau 22 500 Mark, zur Aufbeſſerung der Gehälter eingejte: 

Mit dieſer Anforderung gelangte gleichzeitig eine zweite für Aufbeſſerut 
der Lehrergehälter, durch welche die Staatskaſſe mit dem auf ihr entfallen 
Betrag von 1117000 Mark belaſtet wurde, an den Landtag. Obgleich n. 
ſeit einer Reihe von Jahren gerade die ſozialdemokratiſchen Abgeordneten 
die materielle Beſſerſtellung der Lehrer rückſichtslos eingetreten waren, ſtimm 
ſie damals, wo ſie einen, wenn auch beſcheidenen Erfolg zu verzeichnen hatt! 
trotzdem gegen das Budget. Es ift nicht bekannt geworden, daß die ‘ 
beiter, die Beamten oder die Lehrer daraus den Schluß gezogen hätten, 
ſozialdemokratiſchen Fraktion ſei es mit ihrer Arbeiter⸗, Beamten⸗ und Lehn 
freundlichkeit nicht ernſt geweſen. Von allen Vorwürfen der Gegner wird de 
daß wir arbeiterfeindlich ſeien, ſeine Wirkung auf die Maſſe, für welche 
berechnet iſt, immer verfehlen. Auch wir in Baden können wie überall 
obachten, daß wir das volle Zutrauen der hier in Betracht kommenden 
beiter und Beamten beſitzen, daß dieſe Schichten in allererſter Linie ſich 
ihren Beſchwerden an uns wenden. Alſo auch der Grund, unſer Verhali 
werde von der Maſſe nicht verſtanden, weshalb wir unſere Taktik And! 
müßten, iſt, wie man ſieht, nicht ſtichhaltig. Wohl aber wird es von 
Maſſe nicht verſtanden, wenn man ſich auf den Standpunkt ſtellen wirt 
daß die Stellung der Regierung zu unſerer Partei nicht unſere Stellung 
ihr ſelber alterieren dürfe, daß wir gewiſſermaßen jeden uns erteilten Fal 
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Ei mit einer Verbeugung zu beantworten hätten. Man erwartet vielmehr 
n uns, daß wir rückſichtslos den Grundſatz vertreten: „Auf einen Schelmen 
(derthalben“. Wenn wir beiſpielsweiſe bei einer Wahl in einem Kreiſe einen 
eiſinnigen gegen einen Konſervativen unterſtützten und wir wüßten, daß in 
nem Nachbarkreis, wo wir mit den Konſervativen im Kampfe ſtänden, der 
ber der im erſten Kreiſe unſere Hilfe begehrte, im zweiten Kreiſe für 
njelben Konſervativen gegen uns einträte, jo würde es die politiſche Ehren⸗ 
tigkeit erfordern, ſich der Abſtimmung zu enthalten. Aber einmal an⸗ 
nommen, man ſtellte ſich auf den unmöglichen Standpunkt und erklärte, 
mn der Freiſinn feine politiſche Pflicht uns gegenüber nicht erfüllt, fo iſt 
3 für uns kein Grund, nun eine Politik der Verärgerung zu treiben und 
fere Pflicht, die wir ihm gegenüber zu haben glauben, gleichfalls unerfüllt 
laſſen, ſo würden wir bald ſehen, daß uns unſere Wähler nicht folgen 
rden. Wenn der Grundſatz, Auge um Auge, Zahn um Zahn im Leben 
eltung hat, ſo auf politiſchem Gebiet. Wäre dem nicht ſo, ſo müßte der 
eiſinn im preußiſchen Abgeordnetenhaus erheblich ſtärker vertreten ſein. Man 
ird alſo bei aller nüchterner Erwägung der jeweiligen politiſchen Situation 
eſe Imponderabilien immer mit in Rechnung zu ſtellen haben. 

| Und gerade in Baden liegen die Dinge jo, daß auch von den Gegnern 
emand zu hoffen gewagt hat, unſere Fraktion würde dem Budget zuſtimmen. 
kan vergegenwärtige ſich doch die Vorgänge, die ſich ſeit dem Zuſammen⸗ 
itt des Landtags abgeſpielt haben. Gleich zu Beginn kam es zu den 
kannten Differenzen wegen der Präſidentenwahl. Der bisherige zweite Vize⸗ 
zäſident, der Genoſſe Geck, hatte ſich geweigert, anläßlich des Todes des 
roßherzogs dem Hofe zu kondolieren, weil der Landtag geſchloſſen, ein 
ammervorſtand nicht mehr vorhanden ſei. Er hatte ſich hierbei auf einen 
um einige Monate zurückliegenden Vorfall berufen, wo man ihm dasſelbe 
rgument entgegengehalten hatte. Damals hatte es ſich allerdings nur um 
n ehemaliges ſimples Kammermitglied gehandelt, an deſſen Grabe Genoſſe 
sed einen Kranz im Namen des Kammervorſtandes niederlegen zu dürfen 
wünſcht hatte. | 

Die Nationalliberalen verzichteten lieber auf den Poſten des Präſidenten, 
in fie innegehabt hatten, ſolange es eine nationalliberale Partei gibt, 
ge fie noch einmal den Genoſſen Geck mit in das Präſidium hineinnahmen. 
nd hinter der nationalliberalen Partei ſtand die Regierung und ſtärkte deren 
Ziderſtand. In der Kammerſitzung vom 25. Januar verteidigte ſich der 
Rinifter des Innern, Freiherr von und zu Bodmann, gegen den ihm von 
nſerer Seite gemachten Vorwurf der unbefugten Einmiſchung in die Geſchäfte 
er Kammer, mit den Worten: daß ihm vor allem die Ausſchaltung der 
zozialdemokratie aus dem Präſidium erwünſcht erſchienen ſei, und 
aß er ſich der Sache wegen ihrer großen politiſchen Bedeutung angenommen habe. 
Vie feindſelig der Miniſter übrigens der Sozialdemokratie — von ſeinem Stand⸗ 
unkt aus mit vollem Rechte — gegenüberſteht, bewies er in derſelben Sitzung, 
ls er ausrief: „Aber in einer Beziehung muß ſeitens der Regierung zwiſchen 
ihnen und den übrigen, den bürgerlichen Parteien, ein Unterſchied gemacht 
derden. Ich bin der Überzeugung, daß ein Sozialdemokrat nicht 
ztaatsbeamter fein kann, und ich finde es auch tief bedauerlich, 
denn ſich bürgerliche Parteien zur Wahl eines Sozialdemokraten 
n den Landtag entſchließen, ſei es auch nur aus taktiſchen Er: 
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wägungen und zur Erreichung eines höheren Zieles. Denn,“ ſo fuhr er 110 
fort, „erſtens iſt die Sozialdemokratie eine republikaniſche Partei, ſie hat da 
ſelbſt bei jeder paſſenden und unpaſſenden Gelegenheit erklärt. Selbſt damals, u 
das badiſche Volk in tiefem Schmerze an der Bahre ſeines unvergeßlichen un 
hochverdienten Fürſten ſtand, iſt denjenigen Mitgliedern der ſozialdemokratiſche 
Partei, die einen Akt der Pietät gegen dieſen großen Toten erfüllten, von ihre 
Preſſe gejagt worden, daß fie damit die Gefühle Tauſender verletzt hätten 
Als weitere Todſünden führte der Miniſter noch an, daß die Sozialdemokrate 
durch Abweſenheit glänzen, wenn das Hoch auf den Großherzog ausgebrad 
wird, und daß in der Mannheimer „Volksſtimme“ ſogar eine Einſendun 
geſtanden habe, in der ſich jemand darüber beſchwert, daß die Ausſchußſitzun 
der Landesverſicherungsanſtalt alljährlich ein Telegramm an den Großherzo 
ſende, obgleich dieſer mit den Verhandlungen nicht das allermindeſte zu tu 
habe. Und das, ſo rief der freiherrliche Miniſter mit Emphaſe aus, geſchieh 
in einem Staat, der von der Monarchie, der vom Herrſcherhau 
geſchaffen worden iſt, und der ſich unter dieſem Herrſcherhaus 
und zumal unter der langjährigen, geſegneten Regierung des letzte 
Großherzogs, zu großer und hoher Blüte entfaltet hat. Es ge 
hört die ganze Langmut unſerer Werden dazu, um ſich der 
artige Ergüſſe gefallen zu laſſen. In ſeiner weiteren Rede hat e 
dann alle die von den ſchlimmſten Scharfmachern gegen uns gemachten Ar 
griffe, ſchiefen Darſtellungen und Verleumdungen wiederholt. 

Ganz dieſer Auffaſſung entſprechend war das Verhalten der Regierun 
in dem Falle Schäufele. Der jeit einer langen Reihe von Jahren i 
der ſtaatlichen Eiſenbahnbetriebswerkſtatt beſchäftigte Dreher Schäufele wurd 
von unſeren Parteigenoſſen als Kandidat zum Karlsruher Stadtverordneten 
kollegium aufgeſtellt. Flugs wurde er von der Verwaltung vor die Alternativ 
geſtellt, entweder ſeine Kandidatur zurückzuziehen oder die Kündigung aus der 
Arbeitsverhältnis zu gewärtigen. Bei Beratung der hierüber von der ſozial 
demokratiſchen Fraktion eingebrachten Interpellation erklärte der Miniſter Freiher 
v. Marſchall, daß die Regierung auf die Sozialdemokratie keine Rückſicht nehme: 
könne, weil dieſe den Ausſtand der Eiſenbahnarbeiter anſtrebe, wodurch leich 
der ganze Betrieb lahmgelegt werden könne. Selbſtverſtändlich wird durch di 
Zugehörigkeit von Eiſenbahnarbeitern zu den kommunalen Körperſchaften Bi 
Frage eines Eiſenbahnerſtreiks nicht im geringſten berührt. Dieſer Vorfall wa 
eine offenkundige Verletzung der badiſchen Verfaſſung, was von unſerer Seit 
im Parlament ſowie in der Preſſe mit aller Deutlichkeit feſtgeſtellt wurde. 

Fügen wir noch hinzu, daß auch die übrigen Miniſter, namentlich de 
Staatsminiſter v. Duſch, die Sozialdemokraten in derſelben Weiſe bekämpf 
haben, wie die beiden oben genannten, ſo erſieht man daraus leicht, daß wi 
in Baden von der Regierung nicht anders behandelt werden als unſere Ge 
noſſen in den übrigen Bundesſtaaten, und daß auch aus dieſem Grunde füt 
die Mehrheit unſerer badiſchen Landtagsfraktion kein Anlaß vorgelegen Be 
ihre Stellung gegen früher zu ändern. | 

Da man natürlich annehmen muß, daß die Fraktionsmehrheit dieſe hier ge 
ſchilderten Zuſtände in Betracht gezogen hat und auch weiß, daß ſich die Ver 
hältniſſe ſeit der letzten Budgetverweigerung vor zwei Jahren gegen das Budge 
nur zu unſeren Ungunſten geändert haben, ſo müſſen noch andere Gründe für 
ihre Schwenkung vorhanden ſein, die ſich wahrſcheinlich nicht alle Mitglieder 


| 
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r Fraktion eingeſtehen mögen. Es haben nämlich ſchon früher in 
aden unſere Genoſſen für das Budget geſtimmt, und ſie ſind nur 
urch den Beſchluß des Lübecker Parteitags von ihrer Übung ab— 
kommen. Ja, die Abſtimmung der Badener und die hierzu in dem Bericht 
r Landtagsfraktion und in einem Artikel der Sozialiſtiſchen Monatshefte vom 
maligen Abgeordneten Fendrich gegebene Begründung hat in erſter Linie 
s Faß zum Überlaufen gebracht und die Erörterung der Frage auf dem 
übecker Parteitag veranlaßt. 

Die Budgetabſtimmung unſerer badiſchen Landtagsfraktion entwickelte ſich 
folgender Weiſe: Im Jahre 1891 wurde als erſter ſozialdemokratiſcher 
bgeordneter Genoſſe Dreesbach gewählt; er ſtimmte 1892 für das Budget. 
n der folgenden Seſſion 1894 ſtimmten die ſozialdemokratiſchen Abgeordneten 
r. Rüdt und Stegmüller, die inzwiſchen auch in die Kammer eingetreten 
aren, gleichfalls für das Budget, während Dreesbach fehlte. 1896 ſtimmte 
ur Stegmüller dafür, während Dreesbach und Geis (letzterer war an 
telle Rüdts getreten) fehlten. In der folgenden Seſſion aber ſtimmten 
nſere Genoſſen geſchloſſen gegen das Budget. Dreesbach begründete 
13 damit, der Miniſter habe erklärt, „daß es zu den Aufgaben der 
tegierung gehöre, die ſozialdemokratiſche Partei zu bekämpfen“. 
ger nationalliberale Führer Fieſer erblickte in dieſer Erklärung inſofern eine 
unkonſequenz, als ſich das in ihr ausgeſprochene Mißtrauen nicht gegen das 
eſamte Miniſterium, ſondern gegen einen einzelnen Miniſter richte. In der 
Agenden Seſſion ſtimmte dann die Fraktion nach einer kurzen Erklärung 
ſendrichs wieder für das Budget. Im Jahre 1901 fand der Lübecker 
zarteitag ſtatt und von da ab ſtimmten unſere Genoſſen 1902, 1904 und 
906 gegen das Budget. Dreesbach erklärte: Unſummen von Gelder ſind 
usgegeben worden, zum Beiſpiel für das Kirchenweſen, für die Renovation 
lter Schlöſſer, während für die dringendſten Bedürfniſſe keine Mittel vor⸗ 


5 


anden waren. Alles das zuſammengenommen, kann uns nicht in den Stand 
etzen, der Regierung das Vertrauen entgegenzubringen, das durch 
ie Annahme des Finanzgeſetzes ausgedrückt würde. Dreesbach faßte, 
vie man ſieht, die Zuſtimmung als ein Vertrauensvotum für die Regierung 
uf. In derſelben Sitzung nahm auch noch Genoſſe Eichhorn das Wort und 
herwies auf die Krondotation und auf die Vorenthaltung eines vernünftigen 
Bemeindewahlrechtes und erklärte, daß die Ablehnung als ein Zwangsmittel 
u betrachten ſei. 

Im Jahre 1904 gab Eichhorn namens der Fraktion eine Erklärung ab, 
vonach die Sozialdemokratie den Klaſſenſtaat mit ſeiner Klaſſenregierung be⸗ 
ämpfe und ihr daher nicht die Mittel zur Fortführung der gegenwärtigen 
politik an die Hand geben könne. Und im Jahre 1906 gab der Genoſſe 
Beck eine inhaltlich gleiche Erklärung ab. Beide Erklärungen wurden von 
den Gegnern als etwas Selbſtverſtändliches hingenommen, während ſie 1902 
och ſpottend darauf verwieſen, daß unſere Schwenkung nur eine Folge der 
Beichlüffe des Lübecker Parteitags ſei. 

Wie man ſieht, haben unſere Genoſſen in Baden mit einer einzigen Aus⸗ 
nahme bis zum Lübecker Parteitag für das Budget geſtimmt. Die Neigung, 
dafür zu ſtimmen beſtand bei einzelnen Abgeordneten allerdings auch ſpäter 
noch; dieſe Richtung bekam Oberwaſſer, als im vorigen Jahre die Genoſſen 
n Württemberg trotz des Lübecker Beſchluſſes für das Budget ſtimmten, ohne daß 
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ihnen ſonderliche Vorhaltungen gemacht worden wären. Man folgerte nicht m 
Unrecht, daß, was den Württembergern recht ſei, den Badenern billig ſei 
müſſe. Wer allerdings auf dem Boden ſteht, daß die Budgetbewilligung ei 
Vertrauensvotum für die Regierung enthält, wie das ſelbſt Genoſſe Dreesbat 
ausgeſprochen hat, der wird nicht leicht auf den Gedanken kommen, für da 
Budget zu ſtimmen. 9 

Daß die Regierungen der deutſchen Einzelſtaaten ebenſo wie die des Reiche 
ihre Aufgabe darin ſehen, die Sozialdemokratie energiſch zu bekämpfen, brauch 
Genoſſen, die über das Weſen des Staates als Mittel der Klaſſenherrſchaf 
klar ſind, nicht erſt auseinandergeſetzt zu werden. In Baden aber haben es 
wie wir geſehen, verſchiedene Miniſter noch ausdrücklich hervorgehoben. 

Es wäre zu wünſchen, daß das proletariſche Klaſſenbewußtſein bei aller 
unſeren Abgeordneten ebenſo entwickelt wäre, wie das bürgerliche Klaſſen 
bewußtſein bei unſeren Regierungen. „ 


Das Proletariat und die ruſſiſche Revolution. 
Von N. Trotzky. | 


Für jeden guten Europäer und nicht zuletzt für den europäiſchen Sozia 
liſten gilt Rußland als das Land der Überraſchungen — aus dem einfacher 
Grunde, aus dem jedes Reſultat unverhofft erſcheint, wenn man mit jeiner 
Urſachen nicht vertraut ift. Die franzöſiſchen Reiſenden des achtzehnten Jahr 
hunderts berichteten, daß in Rußland die Straßen durch brennende Holzſtöß 
geheizt würden. Die europäiſchen Sozialiſten des zwanzigſten Jahrhunderte 
ſind natürlich über dieſen Glauben hinaus; immerhin aber däuchte ſie daz 
Klima Rußlands lange Zeit hindurch viel zu rauh, um dort die Möglichkei 
einer Entwicklung der Sozialdemokratie zulaſſen zu können. Und umgekehrt 
Einer der franzöſiſchen Romaniſten — Eugene Sue oder der ältere Dumas — 
läßt ſeinen Helden in Rußland sous Pombre d'une kljukwa (unter den 
Schatten einer Moosbeere) Tee trinken. Heutzutage weiß ſelbſtverſtändlick 
jeder gebildete Europäer, daß mit dem Samowar unter einer Moosbeert 
Platz zu finden ebenſo umſtändlich iſt, wie für das Kamel, durch ein Nadel: 
öhr zu gehen. Aber die gewaltigen Ereigniſſe der ruſſiſchen Revolution ließen 
vermöge ihrer völligen Unverhofftheit viele Sozialiſten des Weſtens im Hand⸗ 
umdrehen die Meinung faſſen, daß das Klima Rußlands, das noch vor kurzem 
der Straßenbeheizung bedurft hatte, die Fähigkeit bekommen habe, die kümmer⸗ 
lichen Polarpflänzlein in gigantiſche Baobabs zu verwandeln. Und fo kam 


es, daß, als der erſte mächtige Anſturm der Revolution an der Kriegs macht 
des Zarismus zerſchellte, viele ſich beeilten, aus dem Schatten der Kljukwa in 
den Schatten der Enttäuſchung zu flüchten. 1 

Zum Glücke rief die ruſſiſche Revolution in dem ſozialiſtiſchen Weſten außer 
der Enttäuſchung den aufrichtigen Wunſch hervor, ſich über die ruſſiſchen Ver⸗ 
hältniſſe einmal gründlich aufzuklären. Und wir würden in Verlegenheit ſein, 
zu entſcheiden, was von größerem Werte ſei: dieſes ideelle Intereſſe oder die 
dritte Reichsduma, welche doch auch als Geſchenk der Revolution zu betrachten 


1 A. Tſcherewanin, Das Proletariat und die ruſſiſche Revolution. Stuttgart 1908, 
Verlag von J. H. W. Dietz Nachf. XVI und 170 Seiten. Broſchiert 2 Mark. | 
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„wenigſtens in dem Sinne, in dem ein Hundekadaver, der von der Ebbe 
if einer Sandbank zurückgelaſſen wurde, als „Geſchenk“ des Ozeans gelten 


nn. 
Unzweifelhaft muß dem Verlag von Dietz volle Anerkennung gezollt werden, 
r durch ſeine letzten drei Ausgaben! bemüht geweſen iſt, den durch die Re⸗ 
Aution angeregten Bedürfniſſen entgegenzukommen. Es muß indes geſagt 
erden, daß dieſe drei Werke durchaus nicht gleichwertig ſind. Das Buch 
Rasloms bildet eine grundlegende Unterſuchung über die ruſſiſchen Agrar⸗ 
erhältniſſe. Und der wiſſenſchaftliche Wert dieſer Arbeit iſt ſo groß, daß man 
arüber dem Verfaſſer nicht nur ihre äußerſt unvollkommene Form, ſondern 
uch ihre ganz unhaltbare Umarbeitung der Marxſchen Grundrententheorie 
erzeihen kann. Das Büchlein Paſhitnows, das in keinerlei Beziehung auf 
ine ſelbſtändige Unterſuchung Anſpruch machen kann, liefert ziemlich viel 
Naterial zur Charakteriſtik der Lage des ruſſiſchen Arbeiters — in der Fabrik, 
m Bergwerk, in ſeinem Heim, im Krankenhaus, teilweiſe auch im gewerkſchaft⸗ 
ichen Verband —, jedoch nicht zur Charakteriſtik ſeiner Stellung im ſozialen 
Irganismus des Landes. Dieſen letzteren Punkt ſtellt ſich der Verfaſſer 
auch gar nicht zur Aufgabe. Seine Arbeit vermag daher ſehr wenig zum 
gerſtändnis der revolutionären Rolle des ruſſiſchen Proletariats beizutragen. 
Dieſe große Frage zu beleuchten, iſt der Zweck der unlängſt in deutſcher 
lberſetzung erſchienenen Broſchüre von A. Tſcherewanin, deren Inhalt den 
Begenſtand unſerer heutigen Ausführungen bilden ſoll. 
J. 


Tſcherewanin geht aus von der Darſtellung der allgemeinen Urſachen der 
Revolution. Er erblickt in ihr das Produkt des Zuſammenſtoßes zwiſchen den 
unabweisbaren Bedürfniſſen der kapitaliſtiſchen Entwicklung des Landes und 
den feudalen Formen des Staates und des Rechtes. „Die unerbittliche Logik 
der ökonomiſchen Entwicklung“, ſchreibt er, „brachte es dahin, daß ſchließlich 
alle Bevölkerungsſchichten mit Ausnahme des Feudaladels ſich feindlich gegen 
die Regierung ſtellen mußten“ (S. 10). In dieſer Gruppierung der oppoſitio⸗ 
nellen und revolutionären Kräfte „fiel dem Proletariat unzweifelhaft die 
Hauptrolle zu“ (ibid.). Aber es hatte nur als Teil eines oppoſitionellen 
Ganzen Bedeutung. In dem hiſtoriſchen Rahmen des allgemeinen Kampfes 
um die Emanzipierung der neuen bürgerlichen Geſellſchaft konnte das Prole⸗ 
tariat nur inſofern Erfolg haben, inwiefern es von der bürgerlichen Oppo⸗ 
ſition unterſtützt wurde, oder richtiger, inwiefern es ſelbſt dieſe letztere durch 
ſeine revolutionären Aktionen unterſtützte. Und umgekehrt: ſo oft ſich das 
Proletariat durch ſeine übertriebenen (reſpektive hiſtoriſch verfrühten) Aktionen 
von der bürgerlichen Demokratie iſolierte, erlitt es Niederlagen und hemmte 
die Entwicklung der Revolution. 

Dies iſt in den Hauptzügen die hiſtoriſche Auffaſſung Tſcherewanins.“ 
Vom Anfang bis zum Schluſſe ſeiner Broſchüre eifert er unermüdlich gegen 
er ee en .. 


| 1 Peter Maslow, Die Agrarfrage in Rußland. — Paſhitnow, Lage der arbeitenden 

Klaſſe in Rußland. — A. Tſcherewanin, Das Proletariat und die ruſſiſche Revolution. 

2 Denſelben Standpunkt vertritt Th. Dahn in ſeinem Artikel in Nr. 27 und 28 der 

„Neuen Zeit“: „Die Bedingungen des erneuten Aufſchwunges der ruſſiſchen Revolution.“ 

Nur daß Dahn von Tſcherewanin an Kühnheit der Schlüſſe, wenigſtens mit Bezug auf die 
Vergangenheit, weit übertroffen wird. 
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die Übertreibung der revolutionären Macht und die überſchätzung der pol 
tiſchen Rolle des ruſſiſchen Proletariats. Er analyſiert das große Drama vor 
9. Januar 1905, um zu der Schlußfolgerung zu gelangen: „Mit Unrech 
ſchreibt Trotzky, die Arbeiter kamen am 22. Januar zum Winterpalais, nich 
um zu bitten, ſondern um zu fordern“ (S. 27). Er beſchuldigt die Partei 
organiſation der Überſchätzung der Reife, welche das Petersburger Proletaria 
im Februar 1905 bei der Affäre mit der Kommiſſion des Senators Sidlowski 
an den Tag legte, als die gewählten Vertreter der Maſſe für ſich öffentlich 
rechtliche Garantien forderten und nach der abſchlägigen Antwort ſich ent 
fernten, und als die Arbeiter die Verhaftung ihrer Bevollmächtigten mit den 
Streik beantworteten. Er gibt eine flüchtige Skizze des großen Oktoberſtreik 
und formuliert dabei ſeine Schlüſſe in folgender Weiſe: „Wir haben Elargelegt, 
aus welchen Elementen der Oktoberſtreik fich zuſammenſetzte; welche Rolle 
dabei die Bourgeoiſie und die Intelligenz ſpielten; wir ſtellten mit vollſtändiger 
Sicherheit feſt, daß nicht allein das Arbeiterproletariat aus eigenen Kräften 
dem alten abſolutiſtiſchen Regime dieſen ernſten, vielleicht tödlichen Schlag 
verſetzt hat“ (S. 56). Nach dem Erſcheinen des Manifeſtes vom 17. Oktober 
ſehnte ſich die ganze bürgerliche Geſellſchaft nach Beruhigung. Daher war es 
Wahnſinn ſeitens des Proletariats, den Weg des revolutionären Aufſtandes 
zu beſchreiten, anſtatt ſeine ganze Energie auf die Dumawahlen zu richten. 
Tſcherewanin wendet ſich gegen diejenigen, welche damals darauf hinwieſen, 
daß die Duma nur verſprochen und es unbekannt war, wie und wann die 
Wahlen vollzogen werden ſollten und ob es überhaupt zu ſolchen kommen 
werde. Indem er den von uns am Tage des Manifeſtes geſchriebenen Artikel 
zitiert, ſagt er: „Durchaus mit Unrecht wurde der eben errungene Sieg in den 
‚Nachrichten des Arbeiter-Delegiertenratz‘ geſchmälert, indem fie gleich nach 
Erſcheinen des Manifeſtes ausführten: Eine Konſtitution iſt gegeben, und der 
Abſolutismus iſt beſtehen geblieben. Alles iſt gegeben — und nichts iſt ge⸗ 
geben“ (S. 67). | 

Je weiter, deſto mehr Mißgriffe. Anſtatt die Semſtwokonferenz zu unter⸗ 
ſtützen, welche für die Dumawahlen die Forderung des allgemeinen Wahl⸗ 
rechtes aufſtellte, brach das Proletariat ſchroff mit dem Liberalismus und der 
bürgerlichen Demokratie, um „den neuen Bundesgenoſſen von zweifelhafter 
Zuverläſſigkeit“ (S. 73), der Bauernſchaft und der Armee, die Hand zu reichen. 
Die revolutionäre Einführung des achtſtündigen Arbeitstags, der November⸗ 
ſtreik als Antwort auf die Verhängung des Kriegszuſtandes in Polen — ein 
Fehler überſtürzt den anderen, und das Ergebnis iſt die verhängnisvolle 
Dezemberniederlage. Und dieſe Niederlage im Verein mit den weiteren Fehlern 
der Sozialdemokratie ebnet den Weg zur Sprengung der erſten Duma und 
dem darauffolgenden Triumph der Konterrevolution. | | 

Das iſt die hiſtoriſche Auffaſſung Tſcherewanins. Der deutſche Überſetzer | 
hat alles getan, was er konnte, um die Energie der Anſchuldigungen und der 
Vorwürfe des Verfaſſers abzuſchwächen. Aber ſelbſt in dieſer gemilderten 
Form noch gleicht das Werk Tſcherewanins viel eher einer Anklageſchrift wegen 
revolutionärer Vergehungen des Proletariats gegen die „wahre realiſtiſche 
Taktik“, als einer der Wirklichkeit entſprechenden Darſtellung der revolutionären 
Rolle des Proletariats in Rußland. 1 

Die materialiſtiſche Analyſe der ſozialen Verhältniſſe erſetzt Tſcherewanin 
durch folgende formaliſtiſche Deduktion: Unſere Revolution iſt eine bürgerliche 
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kevolution; die ſiegreiche bürgerliche Revolution muß die Macht dem Bürger⸗ 
um in die Hände geben; das Proletariat iſt verpflichtet, die bürgerliche Re⸗ 
olution zu fördern; alſo muß es auch den Übergang der Macht auf das 
jürgertum fördern; die Idee der Machteroberung durch das Proletariat iſt 
aher in Epochen bürgerlicher Revolution mit der Taktik des Proletariats un⸗ 
ereinbar; die tatſächliche Taktik des Proletariats führte es naturgemäß zu 
em Kampfe um die Staatsgewalt, und war daher ein Irrtum. 

Dieſe ſchöne logiſche Konſtruktion, die bei den Scholaſtikern Sorites (Ketten⸗ 
hluß) hieß, läßt indeſſen die Hauptfrage von den inneren Kräften der Revolu⸗ 
on, von ihrer Klaſſenmechanik, vollſtändig beiſeite. Wir kennen das klaſſiſche 
Jeifpiel einer Revolution, bei der die Bedingungen für die Herrſchaft der kapita⸗ 
ſtiſchen Bourgeoiſie durch die terroriſtiſche Diktatur der ſiegreichen Sanskulotten 
orbereitet wurden. Das war in einer Epoche, da die Hauptmaſſe der Bevölke⸗ 
ung aus dem Kleinbürgertum der Handwerker und Kleinhändler beſtand. 
die Jakobiner hatten dieſe hinter ſich. Die Hauptmaſſe der Bevölkerung der 


uſſiſchen Städte bildet in der gegenwärtigen Zeit das induſtrielle Proletariat. 
Schon dieſe Analogie allein läßt Raum für die Annahme der Möglichkeit 
iner ſolchen hiſtoriſchen Situation, wo der Sieg der „bürgerlichen Revolution“ 
me dann erreichbar wird, wenn das Proletariat die revolutionäre Macht an 
ich reißt. Hört denn die Revolution deshalb auf, bürgerlich zu ſein? Ja 
md nein. Das hängt nicht von der formalen Definition, ſondern von der 
heiteren Entwicklung der Ereigniſſe ab. Wenn das Proletariat durch die 
koalition der bürgerlichen Klaſſen, darunter auch der von ihm freigemachten 
Zauernſchaft, geſtürzt wird, dann wird die Revolution ihren beſchränkt bürger⸗ 
ichen Charakter bewahren. Wenn aber das Proletariat können und verſtehen 
bird, alle Mittel ſeiner politiſchen Herrſchaft wirken zu laſſen, um die Be⸗ 
chränkung der Revolution auf Rußland zu ſprengen, ſo kann dieſe letztere 
ver Prolog einer ſozialiſtiſchen Weltkataſtrophe werden. Die Frage, bis zu 
velcher Etappe die ruſſiſche Revolution gelangen werde, läßt natürlich nur 
ine bedingte Löſung zu. Aber eines ſteht unzweifelhaft und unbedingt feſt: 
zie nackte Definition der ruſſiſchen Revolution als einer bürgerlichen beſagt 
licht das geringſte über den Typus ihrer inneren Entwicklung und bedeutet 
licht im entfernteſten, daß das Proletariat verpflichtet iſt, ſeine Taktik dem 
Zerhalten der bürgerlichen Demokratie als des einzigen geſetzlichen Prätendenten 
zuf die Staatsgewalt anzupaſſen. 


II. 


Vor allem: Was für ein politiſcher Körper iſt denn das eigentlich, dieſe 
bürgerliche Demokratie“? Wenn man dieſen Namen ausſpricht, ſo aſſimiliert 
nan dabei in Gedanken die Liberalen in dem Revolutionsprozeß mit den Volks⸗ 
naſſen, das heißt alſo in erſter Linie mit der Bauernſchaft. In Wirklichkeit 
iber — und das iſt der Kernpunkt der Sache — fand dieſe Aſſimilierung 
eineswegs ſtatt und konnte auch nicht ſtattfinden. 

Die Partei, die im Laufe der letzten zwei Jahren in den liberalen Sphären 
den Ton angab, die Kadetten, bildete ſich aus der im Jahre 1905 erfolgten 
Verſchmelzung des Verbandes der Semſtwo⸗Konſtitutionaliſten mit dem „Ver⸗ 
band der Befreiung“. In der liberalen Fronde der Semſtwos, der Provinzial⸗ 
andtage, in denen der Grundbeſitz überwiegt, fanden ihren Ausdruck einerſeits 
der neidiſche Unwille der Agrarier über den ungeheuerlichen induſtriellen Pro⸗ 
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tektionismus der Regierung, andererſeits die Oppoſition 0 fariſchritliche 
geſinnten Grundbeſitzer, die durch die Barbarei der ruſſiſchen Agrarverhältniſſe 
gehindert wurden, ihren Wirtſchaftsbetrieb auf kapitaliſtiſchem Fuße einzurichten 
Der „Verband der Befreiung“ vereinte unter ſeiner Fahne jene Elemente der 
Intelligenz, die wegen ihrer „anſtändigen“ geſellſchaftlichen Poſition und der 
damit verbundenen Sattheit den revolutionären Weg nicht gut beſchreiten 
konnten. Viele dieſer Herren waren durch die Vorſchule des Marxismus ge 
gangen. Die Semſtwooppoſition trug von jeher den Stempel der Impotenz 
der Feigheit, und das allerhöchſte Herrlein ſprach nur die bittere Wahrheit 
aus, wenn es im Jahre 1894 ihre politiſchen Forderungen als „ſinnloſe Schwärme⸗ 
reien“ bezeichnete. Auf der anderen Seite war auch die privilegierte Intelligenz 
die eines eigenen ſozialen Schwergewichtes entbehrte und außerdem direkt oder 
indirekt von dem Staate, dem von ihm protegierten Großkapital oder dem 
zenſusliberalen Grundbeſitz abhing, durchaus dazu unfähig, eine auch nur 
einigermaßen gewichtige Oppoſition zu entwickeln. Die Kadettenpartei bildete 
demnach eine Vereinigung aus der oppoſitionellen Impotenz der Semtzi mit 
der allgemeinen Impotenz der diplomierten Intelligenz. Wie ſehr der Semſtwo⸗ 
liberalismus nur an der Oberfläche haftete, zeigte mit voller Anſchaulichkeit 
ſchon das Jahr 1905, als die Gutsbeſitzer unter dem Einfluß der Agrar⸗ 
revolten ganz entſchieden nach rechts, zu dem alten Regime, abſchwenkten. 
Tränenden Auges mußte der Liberalismus den Gutshof verlaſſen, wo er 
eigentlich nur ein Stiefkind geweſen war, um auf ſeinem hiſtoriſchen Heimat⸗ 
boden, in den Städten, Unterkunft zu ſuchen. Petersburg und Moskau mit 
ihren den Zenſus beſitzenden Schichten werden, wenn man nach dem Ergebnis 
der drei Wahlkampagnen urteilt, die Hochburgen der Kadetten. Und nichts⸗ 
deſtoweniger gelang es dem ruſſiſchen Liberalismus, wie das durch ſeine arm⸗ 
ſeligen Taten erhärtet wird, nicht, aus dem Zuſtand der Bedeutungsloſigkeit 
herauszukommen. Warum? Dies findet ſeine Erklärung nicht in den revolu⸗ 
tionären Exzeſſen des Proletariats, ſondern in viel tiefer liegenden hiſtoriſchen 
Urſachen. 

Die ſoziale Grundlage der bürgerlichen Demokratie und die treibende raf, 
der Revolution in Europa war der dritte Stand geweſen, deſſen Kern von 
dem ſtädtiſchen Kleinbürgertum — Handwerkern, Kaufleuten und Intelligenten — 
gebildet wurde. Die zweite Hälfte des neunzehnten Jahrhunderts ſah feinen 
Niedergang. Die kapitaliſtiſche Entwicklung erdrückte nicht nur die Hand: 
werkerdemokratie im Weiten, ſondern verhinderte auch die Bildung einer * 
im Oſten. 

Das europäiſche Kapital fand in Rußland die Hausinduſtrie des Dorfes 
vor und machte ihr ſofort durch die Fabrik den Garaus, ehe fie Zeit gehab! 
hatte, ſich von dem Ackerbau loszutrennen und in das ſtädtiſche Handmerl 
überzugehen. Dabei ſchuf es unſere alten archaiſchen Städte, darunter das 
„große Dorf“ Moskau, zu Mittelpunkten der allermodernſten Induſtrie um 
Das Proletariat — ohne Handwerkervergangenheit, ohne zünftleriſche Tradi 
tionen und Vorurteile — ſah ſich mit einem Male in gewaltigen Maſſen kon, 
zentriert. In allen Hauptzweigen der Induſtrie zogen das große und da: 
ganz große Kapital dem kleinen und dem mittleren ohne jeden Kampf der 
Boden unter den Füßen fort. Man braucht nicht Petersburg oder Moskar 
mit Berlin oder Wien von 1848 oder gar mit Paris von 1789 zu vergleichen 
das ſich weder von Eiſenbahnen noch von Telegraphen träumen ließ und ein 
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kanufaktur mit 300 Arbeitern als ein gewaltiges Unternehmen anſah. Es 
t aber im höchſten Grade bemerkenswert, daß die ruſſiſche Induſtrie nach 
em Stande ihrer Konzentration nicht nur nicht den Vergleich mit den 
wopäiſchen Ländern aushält, ſondern ſogar ſie alle weit hinter ſich läßt. 
Is Illuſtration zu dieſer Tatſache möge die hier folgende kleine ſtatiſtiſche 
abelle dienen: N 
— —U— — TT—.—. K ͤ ͤ ——ͤ—ͤ——b. — 
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Deutſches Reich! 


Öfterreid? Rußlands 
(Zählung 1895) (Zählung 1902) (Enquete 1902) 
Anzahl Anzahl Anzahl Anzahl Anzahl Anzahl 
der Unter⸗ der der Unter⸗ der der Unter⸗ der 
nehmungen Arbeiter nehmungen Arbeiter nehmungen Arbeiter 
nternehmungen (51-1000 Arb.) 18698 2595536 6334 993000 | 6334 11202800 
nternehmungen (über 1000 Arb.) 255 448731 115 179876 | 458 1155000 


Wir haben in dieſem Vergleich die Betriebe fortgelaſſen, die weniger als 
0 Arbeiter beſchäftigen, da die Zählung derſelben in Rußland höchſt un⸗ 
ollkommen iſt. Aber auch dieſe beiden Ziffernreihen zeigen zur Genüge das 
Aoſſale Übergewicht der ruſſiſchen Induſtrie über die öſterreichiſche im Punkte 
er Produktionskonzentrierung. Während die Anzahl der mittleren und großen 
nternehmungen (51 bis 1000 Arbeiter) übereinſtimmt, und zwar bis auf die 
zer, iſt die der Rieſenunternehmungen (über 1000 Arbeiter) in Rußland 
iermal jo groß wie in Oſterreich. Ein ähnliches Reſultat erhalten wir, wenn 
air zum Vergleich ein jo hoch entwickeltes Land wie Deutſchland heran⸗ 
ehen. In Deutſchland 255 Rieſenbetriebe mit weniger als einer halben 
Rillion Arbeiter, in Rußland 458 mit mehr als einer Million Arbeiter. Die⸗ 
Abe Frage wird auch ſehr grell durch den Vergleich der Gewinne beleuchtet, 
yelche die verſchiedenen Kategorien der Handels- und Induſtrieunternehmungen 
zußlands abwerfen: | 


Anzahl Gewinnſumme 
der Unternehmungen in Millionen Rubel 
Mit einem Gewinn von 1000 bis 2000 Rubel 37000 — 44,5 % 56 876 % 


Mit einem Gewinn von über 50000 Rubel . 


| Mit anderen Worten: etwa die Hälfte aller Unternehmungen erlangt weniger 
ls ein Zehntel des Geſamtprofits, während auf ein Sechzigſtel der Unter⸗ 
ehmungen faſt die Hälfte des geſamten Mehrwerts entfällt. 

Dieſe wenigen Ziffern zeugen beredt genug dafür, daß der verſpätete 
harakter des ruſſiſchen Kapitalismus den Gegenſatz zwiſchen den beiden Polen 
er bürgerlichen Geſellſchaft, den Kapitaliſten und den Arbeitern, aufs äußerſte 
erſchärft hat. Dieſe letzteren nehmen nicht nur in der ſozialen Okonomik, das 
eißt in der Zuſammenſetzung der ſtädtiſchen Bevölkerung, ſondern auch in 
er Okonomik des revolutionären Kampfes diejenige Stelle ein, welche in Weſt⸗ 
uropa die aus den Zünften und Gilden ausgeſchiedene Demokratie der Hand⸗ 
berker und Händler einnahm. Bei uns fehlt auch die geringſte Spur von 
enem aufrechten Kleinbürgertum, welches Schulter an Schulter mit dem jungen, 
ſoch nicht zu einer Klaſſe formierten Proletariat die Baftillen der Feudal⸗ 


1400 = 1,7% 291 — 45,0% 


Gewerbe und Handel im Deutſchen Reiche, S. 42. Oſterreichiſches ſtatiſtiſches Hand— 
uch, Wien 1907, S. 229. 3 A. W. Poleſchajew, Zahl und Zuſammenſetzung der Arbeiter 
n Rußland, Petersburg 1906, ©. 46 ff. 
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herrſchaft ſtürmte. Wohl war das Kleinbürgertum politiſch ſtets und überg 
nur ein ziemlich formloſer Körper; aber in feinen beſten hiſtoriſchen Tage 
beſaß es dennoch die Kraft, eine gewaltige politiſche Aktivität zu entfalte 
Wenn aber, wie dies in Rußland der Fall iſt, die hoffnungslos verſpäte 
bürgerlich⸗demokratiſche Intelligenz über dem Abgrund der Klaſſengegenſät 
ſchwebt; wenn ſie, unter dem Schalle der ſozialiſtiſchen Flüche geboren un 
durch gutsherrliche Traditionen und Profeſſorenvorurteile beengt, nicht einm 
daran denken darf, auf die Arbeiter Einfluß zu gewinnen, und ohnmächt 
auf die Hoffnung verzichten muß, über den Kopf des Proletariats hinweg un 
im Kampfe mit den Gutsbeſitzerintereſſen die Bauernſchaft an ihre Fahne z 
feſſeln — dann verwandelt ſich eine ſolche rückgratloſe Demokratie in d 
Kadettenpartei. Ohne ſich von dem Gefühl nationalen Stolzes hinreißen z 
laſſen, darf man behaupten, daß der ruſſiſche Liberalismus während ſeine 
kurzen Laufbahn an innerer Wurmſtichigkeit und konzentrierter Stupidität i 
der Geſchichte der bürgerlichen Länder beiſpiellos daſteht! Andererſeits ſtel 
es unzweifelhaft feſt, daß keine einzige von den alten Revolutionen fo viı 
Volksenergie verſchlungen und dabei ſo dürftige objektive Reſultate ergeben ha 
Unter welchem Geſichtswinkel auch immer wir die Ereigniſſe betrachten mögen 
der innere Zuſammenhang zwiſchen der vollkommenen Nichtigkeit der bürgen 
lichen Demokratie und der „Reſultatloſigkeit“ der Revolution tritt von ſelb 
hervor. Dieſer Zuſammenhang iſt da, vermag uns aber keineswegs zu peſf 
miſtiſchen Schlüſſen geneigt zu machen. 755 | 

Die „Reſultatloſigkeit“ der ruſſiſchen Revolution ift nur die Kehrſeite ihre 
tiefen ſozialen Charakters. Bürgerlich nach den unmittelbaren Aufgaben, di 
ſie erzeugt haben, kennt unſere Revolution infolge der äußerſt weit getriebene 
Klaſſendifferenzierung der induſtriellen Bevölkerung keine bürgerliche Klaſſ 
die ſich an die Spitze der Volksmaſſen ſtellen könnte, indem ſie ihr ſoziale 
Schwergewicht und ihre politiſche Erfahrung mit der revolutionären Energi 
jener vereinte. Sich ſelbſt überlaſſen, müſſen die unterdrückten Arbeiter⸗ un 
Bauernmaſſen Rußlands in der rauhen Schule der rauhen Zuſammenſtöß 
und ſchweren Niederlagen die für ihren Sieg notwendigen politiſchen un 
organiſationellen Vorausſetzungen hervorbringen. Einen anderen Weg gib 
es für ſie nicht. ö 
III. | 


Zugleich mit den gewerblichen Funktionen der Handwerkerdemokratie über 
nahm das ruſſiſche Proletariat ihre Aufgaben, darunter auch die politiſch 
Hegemonie über die Bauernſchaft. Ihre Aufgaben, doch nicht ihre Methode 
und Mittel. Im Dienſte der bürgerlichen Demokratie ſtand das ganze Rüſt 
zeug der offiziellen geſellſchaftlichen Organiſationen: die Schule, die Univerfitäi 
die Bibliothek, die Munizipalität, die Preſſe, das Theater. Einen wie große 
Vorzug dies bedeutet, zeigte die Tatſache, daß ſelbſt unſer rachitiſcher Libera 
lismus ſich als automatiſch organiſiert herausſtellte und einen fertigen Appara 
zur Verfügung hatte, als die Zeit jener Aktionen herankam, zu denen er fähi 
war: der Reſolution, der Petition und des Wahlkampfes. Das Proletaria 
hatte keine kulturell-politiſche Erbſchaft bekommen. Seine Organiſation um! 
ſeine Preſſe mußte es ſich im Pulverdampf der revolutionären Schlachten 
ſchaffen. Dieſe Schwierigkeit wurde von ihm glänzend überwunden: die Period 
der höchſten Anſpannung ſeiner revolutionären Energie, der Schluß des Jahre 
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905, war zugleich die Epoche der Schaffung einer reichen Preſſe und einer 
Irzüglichen Klaſſenorganiſation in Geſtalt des Arbeiterdelegiertenrats. Das 
ar indes nur der kleinere Teil der Aufgabe: die Arbeiter hatten nicht nur 
3 Hindernis ihrer eigenen Desorganiſation, ſondern auch die organiſierte 
acht ihres Feindes zu überwinden. 

Als die dem Proletariat eigentümliche Methode des revolutionären Kampfes 
wies ſich der Generalſtreik. Trotz ſeiner relativ geringen Anzahl zwang 
3 ruſſiſche Proletariat die zentraliſierte Maſchine der Staatsgewalt und die 
ngeheure Maſſe der konzentrierten Produktivkräfte des Landes zur Abhängig⸗ 
it von ſeinem Willen. Dieſer Umſtand verlieh ſeinem Streik jene Macht, 
zr der der Abſolutismus im Oktober 1905 die Mütze ziehen mußte. Es ſtellte 
ch aber bald heraus, daß der Streik das Problem der Revolution nur ſtellt, 
icht aber löſt. 

Die Revolution iſt vor allem der Kampf um die Staatsgewalt. Der Streik 
ber iſt, wie es die Analyſe beweiſt und die Ereigniſſe gezeigt haben, das 
ꝛvolutionäre Mittel des Druckes auf die beſtehende Gewalt. Eben 
ur deshalb auch ſanktionierte der kadettiſche Liberalismus, der niemals über 
je oktroyierte Konſtitution hinausging, den Generalſtreik als Kampfmittel 
- freilich nur für einen Moment, und zwar poſtnumerando — gerade in dem 
ugenblick, als das Proletariat die Beſchränktheit dieſes Mittels erkannte und 
ch ſagte, daß es unvermeidlich und nötig ſei, ſeine Grenzen zu überſchreiten. 
Die Hegemonie der Stadt über das Dorf, der Induſtrie über den Acker⸗ 
au, und zugleich der ganz moderne Typus der ruſſiſchen Induſtrie: das 
ehlen jenes ſtarken und feſten Kleinbürgertums, ein Verhältnis, zu dem die 
Ixbeiter in den Revolutionen Weſteuropas nur eine Hilfskolonne gebildet 
atten, verwandelten das Proletariat in die Hauptmacht der Revolution und 
ellten es direkt vor das Problem der Eroberung der Staatsgewalt. Die 
ſchrlaſtiker. die ſich nur deswegen für Marxiſten halten, weil ſie die Welt 
urch das Papier betrachten, auf dem Marx gedruckt ſteht, konnten ſo viel 
Texte“, wie ſie wollten, zum Beweiſe der „Unzeitgemäßheit“ der politiſchen 
herrſchaft des Proletariats heranziehen — die reale Arbeiterklaſſe Rußlands, 
ieſelbe, die Ende 1905 unter Leitung der unverfälſcht reinen Klaſſenorgani⸗ 
ion dem Abſolutismus im Einzelkampf gegenübertrat, wobei das Groß⸗ 
ital und die Intelligenz die Rolle der Sekundanten von der einen und der 
nderen Seite ſpielten —, dieſes Proletariat wurde durch ſeine revolutionäre 
zeſamtlage auf das Problem der Eroberung der Staatsgewalt mit aller Macht 
ingedrängt. Die Konfrontation des Proletariats mit der Armee wurde un⸗ 
ermeidlich. Der Ausgang dieſer Konfrontation hing von der Haltung der 
lemee, die Haltung der Armee aber von ihrer Zuſammenſetzung ab. 

Die politiſche Rolle der Arbeiter Rußlands iſt ungleich höher als ihre 
umeriſche Stärke. Dies zeigten die Ereigniſſe, darunter auch die Wahlen 
ur zweiten Duma. Ihre Klaſſenvorzüge — die techniſche Schulung, die In⸗ 
Aligenz, die Fähigkeit zu geſchloſſenen Aktionen — übertragen die Arbeiter 
uch in die Kaſerne. In allen revolutionären Bewegungen der Armee ſpielte 
ie Hauptrolle der qualifizierte Soldat der Genietruppen oder der Artilleriſt, 
er aus der Stadt, dem Fabrikviertel ſtammt. In den Flottenrevolten war 
s das Maſchinenkommando: die Proletarier, wenn fie auch die Minderheit 
er Beſatzung bildeten, hatten dieſelbe doch in ihren Händen, indem ſie die 
Naſchine, das Herz des Panzerſchiffs, in Händen hatten. Aber in der auf 
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dem Grundſatz der allgemeinen Dienſtpflicht aufgebauten Armee findet ehe 
natürlichen Ausdruck das koloſſale numeriſche Übergewicht der Bauernſchaf 
unſeres Landes. Die Armee überwindet mechaniſch die aus ſeiner Produktions 
weiſe ſtammende Iſoliertheit des Bauern; und ſeine Hauptfehler, die politiſch 
Paſſivität, macht ſie zu ſeinem Hauptvorzug. 

Bei allen ſeinen Aktionen im Jahre 1905 verfuhr das Proletariat ſo, da 
es bald die Paſſivität des Dorfes ignorierte, bald ſich auf ſeine elementar 
Unzufriedenheit ſtützte. Als aber der Kampf um die Staatsgewalt in ſeine 
ganzen Realität an die Reihe kam, da zeigte es ſich, daß die Entſcheidun 
der Frage in der Fauſt des bewaffneten Bauern ruhte, jenes Bauern, de 
den Kern der ruſſiſchen Infanterie bildete. Im Dezember 1905 zerſchellt 
das ruſſiſche Proletariat nicht an ſeinen Fehlern, ſondern an einer realere: 
Größe: an den Bajonetten der Bauernarmee. 


IV. 


Dieſe kurze Analyſe überhebt uns in bedeutendem Maße der Notwendig 
keit, bei den einzelnen Punkten der Anklageſchrift Tſcherewanins länger zi 
verweilen. Über der Kritik der einzelnen Schritte, Erklärungen und taftifcher 
„Fehler“ überſieht Tſcherewanin das Proletariat ſelbſt in feinen jozialeı 
Zuſammenhängen und feinem revolutionären Wachstum. Wenn er die un 
ſtreitbar richtige Anſicht verwirft, daß die Arbeiter am 22. Januar auf di 
Straße getreten ſeien, nicht um zu bitten, ſondern um zu fordern, U 
geſchieht das deshalb, weil die äußere Form des Ereigniſſes ihn das wahr 
Weſen desſelben verkennen läßt. Wenn er ſo ſorgfältig die hervorragend 
Rolle der Intelligenz in dem Oktoberſtreik unterſtreicht, ſo verringert er da 
durch keineswegs die Bedeutung der Tatſache, daß nur das revolutionär 
Auftreten des Proletariats die linken Demokraten aus einem Anhängſel de 
Semtzi in eine temporäre Hilfskolonne der Revolution verwandelte, ihnen di 
rein proletariſche Kampfmethode des Generalſtreiks aufzwang und ſie von de 
rein proletariſchen Organiſation des Arbeiterdelegiertenrats in Abhängiglei 
brachte. 

Das Proletariat hätte, ſo behauptet Tſcherewanin, nach dem Manifeſt all 
ſeine Kräfte auf die Dumawahlen konzentrieren müſſen. Aber damals ga 
es ja gar keine Wahlen. Weder war ihr Termin, noch ihr Charakter irgen 
jemandem bekannt. Und ebenſowenig war eine Garantie dafür geboten, da 
die Wahlen überhaupt ſtattfinden würden. Gleichzeitig mit dem Oktober 
manifeſt hatten wir die Oktoberpogrome. Woher hätte man da die Gewiß 
heit nehmen können, daß nicht anſtatt der Duma ein zweiter Pogrom in 
ſzeniert werden würde? Allerdings hält Tſcherewanin dieſe Anſicht für ein 
Übertreibung. Demgegenüber verweiſen wir auf ein Urteil, deſſen Autoritä 
er ſchwerlich leugnen dürfte. „Die Stimme des Volkes und die Preſſe,“ ſag 
das auf Anordnung des Grafen Witte verfaßte Memorandum, „behaupteter 
daß die Pogrome das Reſultat der Provokation der Regierung waren, di 
den Zweck hatte, die Verheißungen des Manifeſts nicht Wirklichkeit werde 
zu laſſen. Leider hatte die Bevölkerung ernſte Gründe für dieſ 
Annahme.“ | 

Und was anderes blieb unter folchen Umſtänden dem Proletariat, das di 
alten Polizeidämme durchbrochen hatte, zu tun übrig, als eben das, was e 


in Wirklichkeit tat? Es okkupierte naturgemäß die neuen Poſitionen und hust 
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ch darin zu verſchanzen: es hob die Zenſur auf, ſchuf eine revolutionäre 
ſreſſe, übte die Verſammlungsfreiheit aus, verteidigte die Bevölkerung vor 
en Hooligans in Waffenrock und Lumpen, errichtete kampffähige Gewerk⸗ 
haften, vereinigte fie um ſeine Klaſſenvertretung, knüpfte Verbindungen mit 
er revolutionären Bauernſchaft und der Armee an. Während die liberale 
zeſellſchaft murmelte, daß die Armee „außerhalb der Politik“ bleiben müſſe, 
ührte die Sozialdemokratie eine unermüdliche Agitation in der Kaſerne. Tat 
e recht oder nicht? Während die Semſtwokonferenz im November, deren 
mterftügung Tſcherewanin hinterdrein jo angelegentlich empfiehlt, bei der 
eſten Kunde von dem Flottenaufſtand in Sewaſtopol ängſtlich nach rechts 
bſchwenkte und erſt dann ihr ſeeliſches Gleichgewicht wiedergewann, als der 
lufſtand bereits unterdrückt war, begrüßte im Gegenteil der Arbeiterdelegierten- 
at begeiſtert die Aufſtändiſchen. Tat er recht oder nicht? Wo und worin 
ätte man die Garantien für den Sieg ſuchen ſollen: in der ſeeliſchen Ruhe 
er Semſtwoliberalen oder in der Verbrüderung des revolutionären Prole⸗ 
ariats mit der Armee? 
Selbſtverſtändlich mußte das von den Arbeitern entfaltete Programm der 
godenkonfiskation die Gutsbeſitzer nach rechts drängen. Dafür aber drängte es 
ie Bauernſchaft nach links. Selbſtverſtändlich trieb der energiſche ökonomiſche 
kampf die Kapitaliſten in das Lager der Ordnung. Dafür aber erweckte er 
die rückſtändigſten und verſchüchterſten Arbeiter zu politiſchem Daſein. Selbſt⸗ 
herſtändlich beſchleunigte die Agitation in der Armee den Konflikt mit der 
Regierung. Was ſollte man aber tun: etwa die Soldaten, die bereits in den 
Flitterwochen der Freiheit die Pogromiſten bei ihrem Werke förderten und 
die Arbeitermiliz durch Salven zu Boden ſtreckten, der unbeſchränkten Ver⸗ 
ügung Trepows überlaſſen? Tſcherewanin fühlt ſelbſt, daß nichts anderes zu 
zun blieb, als eben das, was getan wurde. 
„Die Taktik war grundfalſch,“ jagt er zum Schluſſe ſeiner Analyſe und 
fügt gleich hinterdrein hinzu: „Es mag ſein, daß ſie vielleicht unvermeidlich 
war, vielleicht wäre jede andere Taktik ... in dieſem Moment unmöglich 
geweſen. Aber es tut nichts zur Sache () und ändert nicht das Mindeſte 
an dem objektiven Schluſſe,“ daß die Taktik der Sozialdemokratie grundfalſch 
war (S. 92). Tſcherewanin baut ſeine Taktik, wie Spinoza ſeine Ethik, auf 
die geometriſche Methode auf. Dabei gibt er ſelbſt zu, daß unter den gegebenen 
Bedingungen für die Anwendung ſeiner Taktik kein Raum blieb, und dadurch 
iſt naturgemäß auch die Tatſache erklärt, daß Leute von ſeiner Denkungsart 
in der Revolution nicht die geringſte Rolle geſpielt haben. 
Was ſollen wir aber von jener „realiſtiſchen“ Taktik ſagen, deren einziger 
Mangel nur darin beſteht, daß ſie nicht angewandt werden kann? Von ihr 
wollen wir mit den Worten Luthers ſcheiden: 

„Die Theologia ſtehet im Brauch und Übung, nicht im Spekulieren und 
Gottes Sachen nachdenken nach der Vernunft. 
„Ein jegliche Kunſt, beide im Haus⸗ und Weltregiment, ſo nur mit Speku⸗ 
lieren umgehet und nicht ins Werk gebracht wird, iſt verloren und taugt 
nichts.“ 
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Der Parteikongreß 


und die Präfidentenwapl in den vereinigten Staaten. | 
Von Klgernon Zee. | 


Der vom 10. bis 18. Mai in Chicago abgehaltene Nationalkongreß eröffnet, 
eine Wahlkampagne, die wohl die denkwürdigſte in der Geſchichte der ameri: 
kaniſchen ſozialiſtiſchen Partei zu werden verſpricht. Die Kandidaten für di 
Präſidentſchaft und Vizepräſidentſchaft blieben dieſelben wie 1904 — Eugene 
V. Debs und Benjamin Hanford. Wir enthalten uns vorſichtig jeder 
Prophezeiung über den Ausgang der Wahlen, doch unſere Gegner ſprechen 
ganz offen davon, daß wir im November eine Million Stimmen bekommen 
werden. Vor vier Jahren hatten wir, wie erinnerlich, 408 000. 

Der Kongreß war nicht ſo dramatiſch intereſſant als mancher vorher⸗ 
gegangene, da keine Lebensfragen der Parteipolitik zur Diskuſſion ſtanden, die 
die Parteimitglieder trennten; dafür war er ein harmoniſches und eifriges 
Zuſammenwirken von Männern, die getreulich und mühevoll acht Tag lang 
in der Hitze, dem Schmutze und dem Lärme Chicagos ihre Arbeit verrichteten — 
iſt doch dieſe Stadt die denkbar ungünſtigſte zur Abhaltung eines Kongreſſes. 
Die Erfolge dieſer Arbeit werden ſich in der Organiſation und in der Pro⸗ 
paganda der nächſten Zukunft zeigen. 

Der vom Nationalſekretär vorgelegte Bericht zeigte einen ſehr erfreulichen 
Fortſchritt während der letzten vier Jahre. Die Zahl der Mitglieder, die 
Beiträge zahlen, hat ſich in dieſer Zeit etwa verdoppelt; ſie zählen jetzt über 
40000. Während die in den letzten Monaten herrſchende Arbeitsloſigkeit 
ſicherlich viele mit uns Sympathiſierende vom Beitritt zur Partei ae 
und viele Mitglieder hinderte, ihre Beiträge pünktlich zu bezahlen, hat doch 
gerade in dieſen letzten Monaten das rapideſte Wachstum der Organiſation 
ſtattgefunden, woraus man erſieht, daß die Kriſis ihre erzieheriſche e 
auf die Arbeiterklaſſe nicht verfehlte. 

Doch iſt das Wachstum der Partei nicht auf das induſtrielle Proletariat 
beſchränkt geblieben. Ihre jüngſte Geſchichte zeigt die bemerkenswerte Er⸗ 
ſcheinung, daß die Mitgliederzahl beſonders ſtark in den Agrarſtaaten, wie 
Texas und Oklahoma, zunahm. Doch braucht man nicht zu fürchten, daß 
dadurch der proletariſche Charakter der Partei als Ganzes beeinträchtigt würde. 
Die Sozialiſten der großen Induſtrieſtaaten Maſſachuſetts, New Pork, New 
Jerſey, Pennſylvania, Ohio, Indiana, Illinois, Wisconſin, Miſſouri und 
Kalifornien beherrſchen nach wie vor die Partei, ebenſo wie die kapitaliſtiſchen 
Intereſſen dieſer Staaten das Reich im ganzen beherrſchen; und das wird 
wohl unzweifelhaft ſo bleiben. Indes iſt es angeſichts der relativen Stärke, 
welche die Landbevölkerung in den Vereinigten Staaten hat und noch lange 
haben wird, ſehr wichtig, zu ſehen, daß die Farmer den ſozialiſtiſchen Ideen 
gegenüber durchaus nicht fo unzugänglich find, wie wir früher vermuteten. 

Es wäre verfrüht, aus den bisher bekannten Tatſachen allgemeine Schlüſſe 
zu ziehen. Man muß ſich ſogar hüten, jetzt ſchon eine Erklärung der kürzlichen 


Genoſſe Lee ſah ſich durch Berufsarbeiten verhindert, ſofort nach dem Chicagoer 
Parteitag darüber zu berichten, wie er beabſichtigte. Unmittelbar nach dem Kongreß wurde 
das neue tägliche Parteiorgan New Yorks gegründet, „The Evening Call“, in deſſen Re⸗ 
daktion Lee eintrat. So kam er erſt jetzt dazu, uns den in Ausſicht geſtellten Bericht zu 
liefern. Indeſſen hat dieſer durch die Verſpätung nicht an Intereſſe verloren. Die Redaktion. 
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piden Zunahme unſerer Partei in den neueren Agrikulturgebieten des Weſtens 

id Südweſtens zu geben. Genoſſe Branſtetter, unſer tüchtiger und energiſcher 

taatsſekretär in Oklahoma, gab mir eine Erklärung, die, wenn auch nicht 

ſchöpfend, ſo doch teilweiſe richtig ſein mag. Er meinte, Oklahoma ſei nicht 

ir der jüngſte Staat der Union, dem man die vollen Staatsrechte verliehen 

be, ſondern auch der zuletzt beſiedelte. Die Mehrzahl der Einwohner wohne 

ſelbſt weniger als zehn Jahre lang. Hier waren die letzten Reſerven von 

taatsland, die erſt in den wenigen letzten Jahren der allgemeinen Beſied⸗ 

ng auf Grundlage des Heimſtättengeſetzes freigegeben wurden.“ Aus allen 
teren Staaten drängten nun die Beſitzloſen oder jene, deren Grundbeſitz zu 
mlich und klein war, um ſie zu erhalten, nach Oklahoma in der Hoffnung, 
at gute Farmen zu bekommen. Es war nicht genug Land für alle da; und 
e vielen Enttäuſchten mußten entweder zu ihren alten Heimſtätten zurück⸗ 
hren oder ſie blieben in Oklahoma, um als Landarbeiter in den Dienſt ihrer 
lücklicheren Konkurrenten zu treten. Die Tatſache, daß mit dieſem aufregenden 
ampfe um eine Heimſtätte (einem Kampfe, in dem nebenbei Gewalt und 
getrug eine ſcheußliche Rolle ſpielten) die jahrhundertelange Ausdehnung des 
zebiets der amerikaniſchen Landwirtſchaft ihr dramatiſches Ende fand, und 
je Überzeugung, die ſich den Leuten dabei aufdrängte, daß nun die Zeit für 
umer vorüber ſei, wo es hieß: „Geh' nach dem Weſten und wachſe mit dem 
Zaterland“, hat nach Genoſſen Branſtetters Anſicht einen tiefen Eindruck auch 
uf jene gemacht, die ſo glücklich waren, Land zu bekommen. Sie begreifen, 
aß eine hiſtoriſche Epoche zu Ende gegangen iſt und eine neue Zeitrechnung 
eginnt. 

Wie weit immer dieſe Erklärung gelten mag, neben ihr iſt noch zu be⸗ 
achten, daß viele der Farmer von Oklahoma und den anderen kürzlich be⸗ 
jedelten Staaten Männer find, die früher induſtrielle Lohnarbeiter waren und 
gie den proletariſchen Geiſt in ihre neue Lebensweiſe mit herüberbringen. Eine 
nit ſolchen Elementen durchſetzte Landbevölkerung iſt natürlich ſozialiſtiſcher 
Propaganda zugänglicher als Leute, die als Farmer aufwuchſen und deren Väter 
imd Vorfahren ſchon vor ihnen Farmer geweſen waren, wie dies im Süden 
md in den landwirtſchaftlichen Gebieten des Oſtens der Fall iſt. 


Dieſes Geſetz geſtattet jedem Bürger, in dem eröffneten Gebiet eine „Heimſtätte“ aus 
gem Staatsland gegen Zahlung einer nominellen Gebühr in Beſitz zu nehmen. Die Redaktion. 
2 „Geh' nach dem Weſten, junger Mann, und wachſe mit dem Vaterland“, war der 
Ratſchlag, den Horace Greeley, der berühmteſte und populärſte der amerikaniſchen politiſchen 
Schriftſteller und Redakteure aus der Mitte des neunzehnten Jahrhunderts, immer auf der 
Zunge und in der Feder hatte. Zwanzig Jahre lang und bis zu ſeinem Tode (1872) war 
Greeleys Zeitung, die New Yorker „Tribune“, für große Volksmaſſen und ſpeziell für die 
Bauern eine Art heilige Schrift geweſen, und der oben zitierte Satz war nur einer von den 
vielen, die zu geflügelten Worten wurden, weil ſie bündig und packend die Tendenzen des 
Tages zuſammenzufaſſen wußten. Einer der wichtigſten ökonomiſchen Faktoren in der poli⸗ 
tiſchen Geſchichte Amerikas, der bis zur Zeit der Populiſtenbewegung (zirka 1890) wirkte, 
und der ſogar jetzt noch die ſoziale Psychologie des amerikaniſchen Volkes beeinflußt, war 
dieſe Tatſache eines großen Gebiets unbebauten öffentlichen Landes, das zu billigem Preiſe 
erworben werden konnte, und in das die wachſende Bevölkerung der älteren und Induſtrie⸗ 
regionen ſtändig hinüberſtrömte. Wie ſehr das Gemüt des Volkes davon beeinflußt wurde, 
zeigt der Refrain eines Liedes, das zehn und zwanzig Jahre vor dem Bürgerkrieg ſehr populär 
war: „Uncle Sam iſt reich genug, jedem von uns eine Farm zu geben.“ Unele Sams Ver⸗ 
ſchenken von Farmen hat nun mit der Beſiedlung von Oklahoma ſein Ende gefunden. 
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Aber vielleicht der Hauptfaktor des Wachstums des Sozialismus in ſolche 
Staaten iſt der Umſtand, daß die Eiſenbahnen und die verſchiedenen Truſtt 
die den Verkauf der landwirtſchaftlichen Produkte beherrſchen, und die anderer 
ſeits Monopolpreiſe für die den Farmern verkauften Fabrikwaren erpreſſen 
von Jahr zu Jahr einen härteren Druck auf die Farmer ausüben, ſie tat 
ſächlich auf das Niveau von Proletariern herabdrücken und ihnen nur dei 
leeren Begriff des Landeigentümers belaſſen; auch iſt die Bewegung de 
Populismus leiner kleinbürgerlich⸗demokratiſchen Reformpartei) verſiegt un 
die Demokratiſche Partei hat den Scheinradikalismus aufgegeben, den fie 189 
und 1900 heuchelte. Die Farmer wollen etwas Radikales, und die Sozialiſtiſch 
Partei erſcheint ihnen ſchon deshalb anziehend, weil ſie in ſcharfer und angriff 
luſtiger Oppoſition zu allen beſtehenden Mächten ſteht. 5 

Ich bin noch nicht davon überzeugt, daß die Maſſe der Farmer ſelbſt in 
Weſten für den Sozialismus reif ſind. Ich bin nicht ſicher, ob nicht ein neue, 
Populismus erſtehen wird, der das Staatseigentum an den Eiſenbahnen, der 
Kohlenbergwerken und noch anderen Produktions⸗ und Transportmitteln pro 
pagiert und dabei die ausgeſprocheneren proletariſchen Ziele der Sozialiſtiſcher 
Partei ignoriert oder ſich ihnen ſogar widerſetzt. Auch weiß ich nicht gewiß 
ob das zu beklagen wäre. Doch muß dies die Zukunft erſt erweiſen. | 

Die Frage der Farmer wurde auf dem Kongreß lebhaft diskutiert. Einig 
Delegierten, an deren Spitze Karl D. Thompſon von Wisconſin, ein Mitglied 
des Staatsſenats, ſtand (der ſelbſt weder Farmer noch Proletarier, ſonderr 
ein ehemaliger Geiſtlicher iſt), meinten, es ſei nötig, daß die Partei ein fpezielles 
Programm für die Farmer formuliere, um an die Landbevölkerung zu appel: 

lieren und ihre Unterſtützung zu gewinnen. Der Punkt, um den ſich die Dis: 
kuſſion drehte, war eine vorgeſchlagene Erklärung, daß „es nicht notwendig 
ein Teil des ſozialiſtiſchen Programms ſei, jemand des Grund und Bodens 
zu enteignen, den er eben beſitzt und tatſächlich bebaut“. Intereſſant war es 
daß die ſchärfſte Oppoſition dagegen Delegierte machten, die ſelbſt Farmer 
ſind und Agrarſtaaten vertraten. Unter ihrer Führung wurde der Satz ver⸗ 
worfen und dafür eine Erklärung angenommen, daß das Land wie die in⸗ 
duſtriellen Produktionsmittel aus Privateigentum in Gemeineigentum zu ver⸗ 
wandeln ſei. Es wurde ein Verſuch gemacht, beide Anträge zu vertagen, da 
ſie eine vorzeitige Entſcheidung über eine akademiſche Frage in ſich ſchlöſſen 
und zur Erörterung eines wirklichen Agrarprogramms zu ſchreiten, das heißt 
eines Programms mit Forderungen von Verbeſſerungen für die Hebung der 
Lage der Farmer unter den jetzigen Verhältniſſen, das mit den proletariſchen 
Forderungen der Partei vereinbar wäre und dazu dienen ſollte, das Proletariat 
und die ſelbſtarbeitenden Farmer in nähere Beziehungen zu bringen. Doch 
dieſer Verſuch mißlang. Nachdem die Thompſonſche Reſolution abgelehnt war, 
wählte der Kongreß eine Kommiſſion von ſieben Mitgliedern, die für den 
nächſten Nationalkongreß ein Agrarprogramm ausarbeiten ſoll. Genoſſe 
Thompſon iſt ein Mitglied, dann A. M. Simons und ich; die anderen ſind die 
Genoſſen Rigg von Idaho und Barzee von Oregon, beide Farmer; Frank 
Wheat aus Kalifornien, Rechtsanwalt, und Genoſſin Payne aus Texas. 

Die Wahl von Kommiſſionen, die einzelne Fragen ſtudieren und 195 
kommenden Kongreß darüber Bericht erſtatten ſollen, iſt in allen europäiſchen 
Ländern bei unſeren Parteien längſt üblich. Hier iſt es etwas ganz Neues. 
Unſere amerikaniſchen Sozialiſten waren zu demokratiſch, wie ſie es nannten, 
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n einer ſolchen Kommiſſion zu trauen. Ein Genoſſe iſt ſo gut wie der 
dere, kalkulierten fie, und der einzig richtige Weg iſt der, auf dem Kongreß 
bit die Sache ins reine zu bringen und ſie durch eine richtige Abſtimmung 
beſchließen. Die Annahme der Methode der Kommiſſionen iſt eine der 
ichtigſten Fortſchritte des Kongreſſes von 1908. Außer der ſchon erwähnten 
urde eine zweite gewählt, die die Haltung der Partei zur Frage der Ein⸗ 
anderung ſtudieren ſoll. Sie beſteht aus Ernſt Unterman, Viktor L. Berger, 
oſhua Wanhope, John Spargo und Guy E. Miller, von denen einige den 
eſern der „Neuen Zeit“ durch Beiträge bekannt ſind. 

Die Reſolution in der Einwanderungsfrage, die der Kongreß annahm, er⸗ 
ärt, es ſei notwendig für die Arbeiterklaſſe, ſich gegen die Bemühungen der 
apitaliſten zu ſchützen, die die Arbeiterbewegung durch einen Maſſenimport 
on ſchlechtbezahlten Arbeitern ſchädigen wollen. Die Frage des Verbots der 
zinwanderung gewiſſer Nationen wurde lange debattiert, jedoch nicht end⸗ 
ültig entſchieden. Die Kommiſſion wird darüber dem nächſten Kongreß be⸗ 
ichten. Man kann indes ſagen, die Majorität der Delegierten ſcheine einem 
erartigen Verbot abgeneigt zu ſein. 

Nachdem ſich der Kongreß, wie ſchon immer vorher, zugunſten des gleichen 
Wahlrechtes für Männer und Frauen ausgeſprochen hatte, wurde für eine 
nergiſchere und ſyſtematiſchere Propaganda unter den Frauen Vorſorge ges 
roffen, als ſie bisher unſere Partei in dieſem Lande getrieben hatte. Es wurde 
diejer Beſchluß gefaßt als Antwort auf eine energiſche Forderung der Frauen, 
die ſchon in der Partei ſind, die fühlen, daß von den Sozialiſten zu wenig 
ür die politiſche Erziehung ihres Geſchlechts geſchieht, und die glauben, daß 
ſowohl die Bewegung für die Gleichberechtigung der Geſchlechter wie auch die 
ſozialiſtiſche Bewegung ſelbſt numeriſch und moraliſch durch eine derartige 
Agitation der Parteiorganiſation geſtärkt würden. Über die Zunahme der 
Tätigkeit unter den ſozialiſtiſchen Frauen, die bloß ein Teil der allgemeinen 
Wiederbelebung der Bewegung für die Frauenrechte iſt, werde ich bei einer 
anderen Gelegenheit berichten. 

Die Frage der Haltung der Partei zu den Gewerkſchaften war in unſerer 
amerikaniſchen Bewegung ſeit Jahren eine brennende. Auf dem Kongreß von 
1904 erregte ſie leidenſchaftliche Diskuſſionen, die von einer gewiſſen Bitterkeit 
nicht frei waren, und zwei oder drei Jahre darauf drohte dieſe Frage zeit⸗ 
weilig eine Spaltung der Partei herbeizuführen. Die große Majorität der 
Mitglieder ſtimmte wahrſcheinlich allezeit der Haltung der Partei zu, die ſie 
vor neun Jahren einnahm und ſeitdem wiederholt von neuem bekräftigte, daß 
nämlich die Partei ſich weigern muß, in die inneren Angelegenheiten der Ge⸗ 
werkſchaftsbewegung einzugreifen oder ſich in die Streitigkeiten der verſchiedenen 
Fraktionen dieſer Bewegung über organiſatoriſche und taktiſche Fragen auf 
ökonomiſchem Gebiet verwickeln zu laſſen, daß ſie aber jeder wahren Arbeiter⸗ 
vereinigung in ihren Kämpfen gegen die Ausbeuterklaſſe ihre Unterſtützung zu 
leihen hat. Eine Anzahl von Genoſſen jedoch, eine kleine aber rührige Minder⸗ 
heit, verlangte hartnäckig, die Partei ſolle eine Stellung einnehmen, die ſie 
tatſächlich in Gegenſatz zur American Federation of Labor (Amerikaniſche 
Arbeiterföderation), die die meiſten und größten Gewerkſchaften des Landes 


umfaßt, brächte, dafür aber ſich mit der American Labor Union (Amerikaniſche 


Arbeitsunion) eins erkläre, die nachmals in der Industrial Workers of the 


World (Induſtriearbeiter der Welt) aufging. Sicher von den beſten Abſichten 
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beſeelt, aber wie es ſich ſpäter durch die Ereigniſſe herausſtellte von irrigen 
Vorausſetzungen ausgehend, führten ſie einen erbitterten Feldzug innerhalb der 
Partei wie der Gewerkſchaften und erklärten es für ein Kennzeichen des revolutio⸗ 
nären Sozialismus, daß man die amerikaniſche Federation of Labor bekämpfe. 
Wer dies nicht tat, ſollte in den Ruf eines Opportuniſten oder noch ſchlimmeren 
kommen. Nach 1904 jedoch machten dieſe Genoſſen ihre Erfahrungen und 
lernten daraus. Einerſeits hatten die Industrial Workers of the World (J. W. W.) 
keinen Erfolg. Sie zeichnete ſich mehr durch innere Differenzen als durch ihre 
Kämpfe mit der Ausbeuterklaſſe aus; ſie ſpalteten ſich in zwei große Lager, 
die ſich gegenſeitig ebenſo heiß bekämpften, wie fie gemeinſam gegen die Ame- 
rican Federation of Labor (A. F. of L.) auftraten und ſchließlich zog ſich 
ihre Kerntruppe, die weſtliche Federation of miners (Bergarbeiterunion), die 
ihre ſtärkſte Stütze war, angeekelt zurück. Andererſeits unterſtützten eine Reihe 
von Gewerkſchaften, die der American Federation of Labor zugehörten, in 
loyaler und energiſcher Weiſe den Verteidigungsfeldzug für Moyer, Haywood 
und Pettibone. Gleichzeitig hatte dieſe Organiſation immer heftigere Angriffe 
von den verſchiedenen Unternehmerorganiſationen auszuhalten. Alles das wirkte 
dahin, ihre Kritiker davon zu überzeugen, daß ſelbſt die konſervativſten Ge⸗ 
werkſchaften einen Keim von Klaſſenbewußtſein in ſich tragen und daß man 
von ihnen erwarten kann, ſie würden durch die Erfahrung klug werden und 
ſich zu revolutionären Körperſchaften entwickeln. | 
Hier tritt eine merkwürdige aber nicht unerklärliche Erſcheinung zutage. Jene 
Genoſſen, die die Anhängerſchaft an eine beſtimmte Form der Gewerkſchafts⸗ 
bewegung zum erſten Glaubensſatz des revolutionären Credo machten und 
von denen einige erklären, die politiſche Aktion ſei von nur ſekundärer Be⸗ 
deutung: ſie fanden immer Unterſtützung bei einer anderen Minorität, die ſich 
für die bloße politiſche Aktion erklärte und zu keiner Form der Gewerkſchaften | 
das geringſte Zutrauen hatte. Was fie verband, war ihre Feindſeligkeit 
gegen die American Federation of Labor, die, was auch ihre Fehler ſein mögen, 
und ſie hat deren ganz unbeſtreitbar, gegenwärtig den bedeutendſten Teil der 
organiſierten Arbeiterbewegung dieſes Landes in ſich begreift, die gegen das 


Unternehmertum kämpft und von ihm bekämpft wird, und voll Lebenskraft 


und Entwicklungsfähigkeit iſt. Unſere Anhänger der direkten Aktion und 
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unjere Nurparlamentarier ftimmten von ihren verſchiedenen Standpunkten aus 


darin überein, fich als die einzigen wahren Revolutionäre vorzuſtellen und die 
Partei den Gewerkſchaften gegenüber zu kompromittieren, die mindeſtens neun 
Zehntel der organiſierten Arbeiter des Landes umfaſſen. as 

Dieje beiden Elemente waren auch auf dem Kongreß von 1908 vertreten, 
aber in viel geringerer Zahl und in viel weniger aggreſſiver Stimmung als 
vor vier Jahren. Ein beſonderes Komitee wurde eingeſetzt, um eine Reſo⸗ 
lution über den Gegenſtand zu faſſen. Statt jedoch wie auf früheren Kongreſſen 
nur eine Reſolution zu entwerfen, in der die Stellung der Partei in dieſer 
Sache dargelegt wurde, legte das Komitee den Entwurf einer „Adreſſe an 
die organiſierte Arbeit“ vor, in der die bisherige Politik der Partei (Neu⸗ 
tralität in Fragen der gewerkſchaftlichen Organiſation und Aktion kurz und 
klar konſtatiert, der Hauptnachdruck aber auf die poſitive Tatſache gelegt 
wurde, daß die Partei den Gewerkſchaften in allen ihren Kämpfen mit den Kapi⸗ 
taliſten zur Seite ſteht und ihre Macht auf politiſchem Gebiet benützen will, 


um die Gewerkſchaften zu ſtützen und zu ſtärken. Die Gewerkſchafter werden 
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ifgefordert, die Gefahr anzuerkennen, die ihren Organiſationen durch die 
indlichen, gerichtlichen Entſcheidungen droht, und ſich zur Verteidigung ihrer 
rganiſationsrechte um die ſozialiſtiſche Partei zu ſcharen. Das Komitee 
rmied ſorgfältig den in der Reſolution von 1904 enthaltenen unglückſeligen 
usdruck, daß „weder politiſche noch andere Meinungsverſchiedenheiten die 
rennung der Arbeiterſcharen im ökonomiſchen Kampfe rechtfertigten“; dieſer 
saß iſt unvereinbar mit der Politik der Neutralität, denn er ſchließt eine 
enſur derjenigen in ſich, die ſich von der A. F. of L. losgeſagt haben, und 
ußerdem iſt er unrichtig, denn es gibt manchmal Meinungsdifferenzen, die 
ne zeitweilige Trennung der Kräfte nicht nur entſchuldigen, ſondern ſogar 
fordern. Gemäß einem Amendement zur Reſolution des Komitees wurde 
uch der Ausdruck „Trade Unions“ vermieden und an ſeiner Statt der Ausdruck 
organiſierte Arbeit“ geſetzt, der die ſogenannten „Induſtrieverbände“ ebenſo 
mfaßt wie die reinen Fachvereine. 
Der Bericht des Komitees wurde ausgiebig auf dem Kongreß diskutiert. 
zin Vorſchlag, ein Amendement zugunſten der Induſtrieverbände hinzuzufügen, 
gurde mit 129 gegen 77 Stimmen abgelehnt und die Adreſſe von einer über⸗ 
vältigenden Mehrheit angenommen. 
Man darf erwarten, daß durch dieſe Reſolution die Kontroverſe über die 
stellung der Partei zu den Gewerkſchaften wenigſtens für die kommenden 
Jahre abgeſchloſſen iſt. Einige der extremen Vorkämpfer der „direkten Aktion“ 
ind zur Socialist Labor Party (ſozialiſtiſchen Arbeiterpartei) übergegangen; 
vieder einige andere haben die politiſche Arena überhaupt verlaſſen und ſind 
offene oder geheime Anarchiſten geworden, die große Mehrheit der Partei⸗ 
genoſſen jedoch ſcheint mit den Ergebniſſen der Verhandlungen des Kongreſſes 
über dieſe Frage ſehr zufrieden zu ſein. 
EC'benſo wie durch die Annahme der Methode, ſtrittige Fragen ſtändigen 
Rommijjionen zur Unterſuchung zuzuweiſen, führte der Kongreß auch in 
Sachen des Programms in die amerikaniſche Praxis eine Neuerung ein, 
die auf dem Beiſpiel unſerer europäiſchen Genoſſen fußt. War das Pro⸗ 
gramm bisher ein einzelnes Dokument geweſen, das bei jeder Präſidenten⸗ 
wahl wechſelte, ſo nahm diesmal der Kongreß drei Kundgebungen an: 
1. Eine Prinzipienerklärung, die eine feſtſtehende Darlegung der fun⸗ 
damentalen Grundzüge der ſozialiſtiſchen Theorie und Politik bilden ſoll, 
die jahraus jahrein dieſelbe bleibt, ſo wie ſie unſere Partei in Deutſchland 
an dem Erfurter Programm beſitzt; 2. eine ſogenannte „Platform“, ein Wahl⸗ 
manifeſt, das der politiſchen Situation im jetzigen Wahlkampf entſpricht und 
alle vier Jahre wechſeln ſoll, wie es die Situation verlangt und 3. ein Ar⸗ 
beitsprogramm, oder eine Aufftellung der „nächſten Forderungen“, wie 
wir ſie hierzulande nennen, das je nach den Umſtänden beibehalten oder revi⸗ 
diert werden kann. | 
Wir müſſen offen zugeben, daß keine dieſer drei Urkunden, wie ſie in 
Chicago angenommen wurden, ſehr befriedigend ausfiel. Als engliſche Sprach⸗ 
dokumente laſſen ſowohl die Prinzipienerklärung wie die Platform viel zu 
wünſchen übrig und beide enthalten Ungenauigkeiten und Widerſprüche, die 
nach Verbeſſerung verlangen. Das Arbeitsprogramm endlich enthält einige 
„nächſte“ Forderungen, die alles eher als nächſtliegend ſind und wieder andere, 
die überhaupt keine Forderungen ſind, ſondern überflüſſige Prinzipienerklä⸗ 
rungen. Dies iſt zum Teil dem Umſtand zuzuſchreiben, daß die ganze Sache 


* 
* 


F 


798 Die Neue Ze 
zu haſtig gemacht werden mußte (einmal in vier Jahren reichen eben ach 
Tage zur Leiſtung tadelloſer Arbeit nicht aus); zum Teil aber iſt auch da 
amerikaniſche Mißtrauen gegen Komitees daran ſchuld, das Beſtehen auf de 
Abſtimmung über jeden einzelnen Paragraphen und jede Klauſel, was be 
einem großen, ermüdeten und überarbeiteten Kongreß zu großer Verwirrung 
führt. Doch iſt ein Anfang gemacht zur Erlangung einer befriedigenden Dar 
legung der ſozialiſtiſchen Prinzipien im allgemeinen, ferner ihrer Anwendung 
in beſonderen politiſchen Verhältniſſen und dann der unmittelbaren praktiſcher 
Maßnahmen, die die ſozialiſtiſche Partei auszuführen beſtrebt ſein wird. 

Auch auf dieſem Kongreß, wie auf allen früheren, gab es eine Anzah 
von Delegierten, die alles bekämpften, was einem Arbeitsprogramm ähnlich 
ſah und die Annahme von unmittelbaren Forderungen als ein Kompromif 
mit dem Kapitalismus betrachteten und im Namen der Revolution darau 
beſtanden, daß die ſozialiſtiſche Partei jede Reform verwirft und ſich nur fin 
den ganzen Sozialismus auf einen Schlag einſetzt. Doch war dieſe Minoritäi 
jetzt geringer als 1904 oder auf anderen Kongreſſen und umfaßte kaum ein 
Fünftel der Delegierten. Es iſt bemerkenswert, daß dieſe ultrarevolutionäre 
oder, wie wir ſie oft zu nennen pflegen, „impoſſibiliſtiſche“ Haltung haupt⸗ 
ſächlich, ja faſt ausſchließlich von Vertretern der Agrarſtaaten eingenommen 
wurde, und daß die wirklichen Proletarier auf dem Kongreß und die Ver⸗ 
treter von Staaten mit überwiegend proletariſchen Elementen überwältigend 
zugunſten einer Politik ſtimmten, die zwar die ſoziale Republik ſich als klares 
Ziel ſetzt und jede Vermiſchung mit Bourgeoisreformern und Radikalen ablehnt, 
aber dennoch die Verbeſſerung der Arbeiterverhältniſſe unter der Herrſchaft des 
Kapitalismus anſtrebt und um alle Maßnahmen kämpft, die das Proletariat 
in ſeinen gewerkſchaftlichen und politiſchen Kämpfen zu ſtärken imſtande ſind. 

Ehe ich dieſen Bericht ſchließe, muß ich noch eine Neuerung erwähnen. 
Bisher hat unſere Partei, ebenſo wie die Bourgeoisparteien ihre nationalen, 
das heißt die ganze Union umfaſſenden Kongreſſe nur einmal in vier Jahren 
abgehalten, und zwar wenn Kandidaten für die Präſidentſchaft und Vize⸗ 
präſidentſchaft zu ernennen waren und eine nationale Wahlkampagne vor⸗ 
bereitet werden mußte. Wir ahmten darin zum Teil die alten Parteien nach, 
zum Teil ließen wir uns durch die enormen Koſten beſtimmen, die es ver⸗ 
urſacht, Delegierte von allen Teilen eines Landes zuſammenzubringen, das 
tauſend Meilen breit und dreitauſend Meilen lang iſt. Doch machte ſich das 
Bedürfnis nach häufigeren Zuſammenkünften gebieteriſch geltend, und es wurde 
nach langen Verhandlungen und unter Vorbehalt der Zuſtimmung eines 
Parteireferendums entſchieden, daß von nun an die Kongreſſe alle zwei Jahre 
abgehalten werden ſollten. Die Kongreſſe in den Jahren, die zwiſchen die 
Präſidentenwahlen fallen, ſollen ſich mehr mit Prinzipien⸗ und Parteiorgani⸗ 
ſationsfragen beſchäftigen und die anderen ſollen ſich wieder beſonders den 
politiſchen Kämpfen zuwenden. | | 


Die internationale Jugendbewegung. ' 
Von H. d. K. 


= 

Auf dem Hamburger Gewerkſchaftskongreß iſt verſucht worden, da es an 
Material gegen die deutſchen Jugendorganiſationen offenbar fehlte, die angeblichen 
Nachteile der ſelbſtändigen Jugendorganiſation an den Erfahrungen des Auslandes 
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demonſtrieren. Auf das Wenige einzugehen, was der Referent Genoſſe Schmidt 
ichliches gegen die internationale Jugendbewegung vorbrachte, lohnt ſich nicht 
geringſten, da es auf einer vollſtändigen Unkenntnis der von ihm behandelten 
erhältniſſe beruht. Unter ſolchen Umſtänden iſt eine direkte Diskuſſion unmöglich — 
s einzige, was man da tun kann, iſt, dasjenige ſchildern, was iſt, wonach 
nn ein jeder den Vergleich mit den Behauptungen des Genoſſen Schmidt am 
ſten ſelber ziehen mag. Wir wollen uns alſo damit begnügen, um der Bildung jedes 
laubens an Legenden bei den zahlreichen Genoſſen vorzubeugen, die von der 
igendbewegung des Auslandes nur wenig mehr wiſſen als etwa Genoſſe Schmidt, 
nen kurzen Überblick über ſie und über ihr Verhältnis zur Partei und Gewerkſchaft 
geben. Wir tun das auf Grund der Kenntniſſe, die wir im Laufe unſerer Tätig⸗ 
it im internationalen Sekretariat der ſozialiſtiſchen Jugendorganiſationen bis zum 
kärz dieſes Jahres, und der Erfahrungen, die wir in den wichtigſten der in Be⸗ 
acht kommenden Länder an Ort und Stelle geſammelt haben. 

Die große Verſchiedenheit der ſozialiſtiſchen Jugendorganiſationen von einem 
ande zum anderen macht es ziemlich ſchwierig, ſich in der internationalen Jugend- 
wegung gleich zurechtzufinden. Von den dreizehn Jugendverbänden, die auf der 
tuttgarter internationalen Konferenz vertreten waren, dürfte es kaum zwei geben, 
ie einander ihrer Zuſammenſetzung, Organiſationsform und ihren Kampfmethoden 
ach vollkommen ähnlich ſind. Das Durchſchnittsalter der Mitglieder iſt von einem 
ande zum anderen ſehr verſchieden. Die britiſchen und auſtraliſchen Sonntags⸗ 
hulen umfaſſen neben jugendlichen Arbeitern und Arbeiterinnen auch Kinder von 
Jahren an, die belgiſche Junge Garde beſteht zum größten Teile aus jugendlichen 
lrbeitern im Alter zwiſchen 17 und 20 Jahren, der öſterreichiſche Verband aus⸗ 
hließlich aus Lehrlingen, von denen die meiſten 15 bis 18 Jahre alt ſind. Der 
chwediſche Verband zählt ſehr viele weibliche Mitglieder, der öſterreichiſche nimmt 
olche nicht auf. Hier hat die Organiſation die Form eines ſtraffen Zentral⸗ 
erbandes, dort iſt ſie nur eine lockere Föderation. Nun gibt es ja ähnliche Unter⸗ 
chiede unter den Arbeiterorganiſationen gewerkſchaftlichen und politiſchen Charakters 
ver verſchiedenen Länder, die in der Verſchiedenheit der ſtaatlichen Verhältniſſe be⸗ 
kündet find. Bei den Jugendorganiſationen fällt aber außerdem die große Ver⸗ 
chiedenheit der Zwecke auf. Die Tabelle, die wir auf S. 3 des von uns heraus⸗ 
gegebenen Berichtes über die internationale Organiſation der ſozia⸗ 
iſtiſchen Jugend! aufgeſtellt haben, zeigt dies in anſchaulicher Weiſe. Einige 
Organiſationen verfolgen nur den einzigen Zweck der Bildung ihrer Mitglieder, 
mdere beſchäftigen ſich daneben mit Lehrlingsſchutz, wiederum andere treiben neben 
der Bildungsarbeit antimilitariſtiſche Agitation, noch andere widmen ſich der Bil⸗ 
dung, dem Antimilitarismus und dem Lehrlingsſchutz zugleich. 

Gerade die Stuttgarter Konferenz? zeigte aber, daß trotz aller tatſächlichen 
nationalen Verſchiedenheiten eine durchaus einheitliche Auffaſſung des Zweckes der 
ſozialiſtiſchen Jugendorganiſation überhaupt vorhanden war. Die Theſen der Ge— 
noſſin Roland⸗Holſt über die ſozialiſtiſche Jugenderziehung, die Reſolution 
Alpäri⸗Ungarn über den Jugendſchutz, die Refolution Möller⸗Schweden über 
den Alkoholismus, die Reſolution Liebknecht über den Militarismus, die in ihrer 


e ,  r rEBR FTIR 
| 1 Die internationale Organiſation der ſozialiſtiſchen Jugend. Bericht des Sekretariats 
der internationalen Verbindung der ſozaaliſtiſchen Jugendorganiſationen. Leipzig 1907. 
83 Seiten. Preis 50 Pfennig. Wir erlauben uns, zur ausführlicheren Orientierung auf 
dieſe Materialſammlung hinzuweiſen, deren Ergänzung das Protokoll über die Stuttgarter 
internationale Jugendkonferenz und die allmonatlich vom internationalen Jugendſekretariat 
herausgegebenen Bulletins bilden, die zum größten Teile in der „Jungen Garde“ ab- 
gedruckt worden ſind. 

2 Siehe den Bericht über die erſte internationale Konferenz der jozia- 
liſtiſchen Jugendorganiſationen. Stuttgart 1907. 56 Seiten. Preis 20 Pfennig. 
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Geſamtheit dieſen Zweck mit der größten Vollſtändigkeit und Präziſion umſchreibe 
fanden alle einſtimmige Annahme. Dadurch bekundeten die Delegierten, d 
ſie in allen Ländern die Erziehung der arbeitenden Jugend zum Klaffeı 
bewußtſein als das Hauptziel ihrer Tätigkeit auffaſſen, während die Wirkſamk 
auf den Gebieten der eigentlichen Bildungsarbeit, des Lehrlingsſchutzes, des An 
militarismus, des Kampfes gegen den ſchlechten Unterricht, gegen den Alkoholi 
mus uſw. nur als Mittel zu dieſem Zwecke aufgefaßt werden ſollen. Auch der J 
halt und die allgemeinen Richtungslinien aller dieſer verſchiedenen Aktionsforme 
wurden durch dieſe Reſolutionen ſehr deutlich umſchrieben. Die Verſchiedenheit d 
Zuſammenſetzung, Form und Taktik der Jugendorganiſationen aller Länder beruf 
alſo nicht etwa auf auseinandergehenden Anſichten über ihre Zwecke, ſonder 
lediglich auf der Verſchiedenheit der jedem Lande eigentümlichen Verhältniſſe, u 
derentwillen man überall denſelben Zweck auf eine andere Art zu erreichen ſuche 
muß, und zwar vor allem in der Weiſe, daß man ſich in dieſem Lande auf dieſen 
in jenem Lande auf jenem der allgemeinen Aktionsgebiete ſp ezialiſiert - al 
nicht auf Konfuſion, ſondern auf Anpaſſung durch Spezialiſation. | 

Eine ſolche in ihrem Bewußtſein des gemeinſamen Endziels einheitliche, ſell 
ſtändige Jugendbewegung haben wir von nun an in allen Ländern mit einer en 
wickelten modernen Arbeiterbewegung. ! Faſt überall iſt dieſe Bewegung ſponta 
durch die Jugendlichen ſelbſt ins Leben gerufen worden. Schon dieſe Tatſache zeig 
daß die Jugendorganiſation einem allgemein empfundenen Bedürfnis entſpricht, da 

es daher töricht wäre, ihr die Exiſtenzberechtigung abſprechen zu wollen. f 

Aber — führt ſie denn nicht zur Zerſplitterung der Arbeiterbewegung? Sin 
die ausländiſchen Jugendorganiſationen denn etwas anderes als Konkurrenzorgan 
ſationen gegen die Partei und Gewerkſchaft, Tummelplätze für allerlei Mißvergnügt 
und Rekrutenſchulen des Anarchismus? — Sehen wir ſie uns doch etwas näher ar 

Diejenige, die die älteſten und reichſten Erfahrungen hinter ſich hat, iſt di 
bereits 1886 entſtandene Junge Garde Belgiens. Wenn man annimmt, daß de 
ſelbſtändigen Jugendorganiſation eine natürliche Neigung innewohnt, ſich de 

Sozialdemokratie zu entfremden und eine ſelbſtändige politiſche Bedeutung zu er 
ſtreben, jo ſollte doch dieſe Entwicklung gerade bei den älteſten Jugendorgani 
ſationen am meiſten fortgeſchritten ſein. Das Beiſpiel Belgiens und aller anderen 
Länder zeigt jedoch, daß gerade das Gegenteil richtig iſt. Wo ſich in der Tat ſolch 
verkehrte Neigungen gezeigt haben, die zumeiſt die Form eines Ablenkens in anar 
chiſtiſches Fahrwaſſer annehmen, da waren fie nur vorübergehende Jugendkrank 
heiten der Bewegung, wie ſie übrigens die Arbeiterbewegung überhaupt hat durch 
machen müſſen, und in der Regel waren ſie nur verſchuldet durch die indifferent 
oder feindſelige Haltung der älteren Genoſſen gegenüber den Beſtrebungen den 

Jugendlichen. Gerade in Belgien jedoch ſind ſolche Erſcheinungen faſt nicht zutage 
getreten — anarchiſtelnde Tendenzen haben ſich in den Organiſationen der Cr. 

wachſenen ſogar häufiger gezeigt als bei den Jugendlichen! —, weil Partei und 

Gewerkſchaft es immer verſtanden haben, die Jugendlichen nicht abzuſtoßen oder, 

was auf dasſelbe hinausläuft, diktatoriſch zu bevormunden, ſondern ihnen eine 

möglichſt große Autonomie zu gewähren. Die Nationalföderation der Jungen Garde 
gehört dem Verband der Arbeiterpartei an, ſie iſt gleich den großen Gewerkſchafts⸗ 

verbänden, der ſozialiſtiſchen Frauenliga, dem Genoſſenſchaftsverband uſw. im 

Nationalrat der Partei vertreten, ihre Mitglieder ſind gleichberechtigte Partei⸗ 

mitglieder, nur bei der Aufſtellung von Kandidaten für die Wahlen dürfen zumeiſt 


Ende 1907 hatten dem Internationalen Sekretariat der ſozialiſtiſchen Jugendorgani⸗ 
ſationen ihre Beiträge bezahlt: Belgien 7075 Mitglieder, Oſterreich 4200, Ungarn 800, 
Böhmen 5000, Deutſchland 7303, Niederlande 450, Italien 4880, Spanien 1166, Bul⸗ 
garien 1000, Schweden 17000, Norwegen 1000, Dänemark 1400, Schweiz 500, Auſtralien 
1000 Mitglieder. Insgeſamt 14 Nationen mit über 50 000 Mitgliedern! f 
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» unter 18 Jahre alten nicht mitſtimmen. Solange der Vertreter der Jungen 
arde im Nationalrat der Arbeiterpartei am Sitze des Exekutivkomitees derſelben 
Brüſſel) wohnte, wurde er regelmäßig vom Parteitag in letzteres gewählt. Der 
nionalrat der Arbeiterpartei unterſtützt die Organiſation finanziell. Eine be- 
adere Inſtanz zur Kontrolle der Jungen Garde gibt es nicht, ſie unterſteht lediglich 
e die anderen Organiſationen der Erwachſenen unmittelbar der Disziplin der 
irtei, die vom Parteitag und vom Nationalrat gehütet wird. Den örtlichen Ver— 
nden (Arbeiterföderationen), die alle Arbeiterorganiſationen (Gewerkſchaften, 
enoſſenſchaften, Wahlvereine uſw.) umfaſſen, ſind die Ortsgruppen der Jungen 
arde ebenfalls angeſchloſſen. Formell iſt die Junge Garde in Belgien alſo ein 
llſtändig gleichberechtigtes und autonomes Glied der Arbeiterbewegung. 

Unſere belgiſchen Genoſſen haben ſich bei dieſer Einrichtung immer fo gut be⸗ 
aden, daß bei ihnen der Gedanke an die Möglichkeit einer anderen gar nicht auf⸗ 
mmt. Der Kommentar der belgiſchen Parteipreſſe zu dem Beſchluß des Hamburger 
| ER hat denn auch gezeigt, daß die Anſchauungen mancher 
utſchen Gewerkſchaftsführer über die Jugendorganiſationen ihnen durch— 
E unverſtändlich vorkommen. Die Junge Garde iſt dort mit der Arbeiter— 
wegung ſo innig verwachſen, daß man die eine ohne die andere einfach nicht be= 
eifen kann. In der Tat leiſtet ſie auch der Partei und den Gewerkſchaften un⸗ 
jätzbare Dienſte. Vor allem ſeit der Zeit, wo der Zufluß von Kräften aus der 
wgerlichen Intelligenz zur Arbeiterbewegung aufgehört hat, haben die jungen 
ute die Notwendigkeit eingeſehen, neben ihrer antimilitariſtiſchen und ſonſtigen 
kopaganda ein immer größeres Gewicht auf ihre ſozialiſtiſche Bildung zu legen, 
e leider von den älteren belgiſchen Genoſſen von jeher gar zu ſehr vernachläſſigt 
orden iſt. So iſt beſonders im Laufe der letzten Jahre die Junge Garde für die 
(giſche Arbeiterbewegung immer mehr zu einem großen Reſervoir neuer und 
ſcher Kräfte geworden. Die jüngeren Gewerkſchafts⸗ und Parteifunktionäre ſind 
ft ausnahmslos aus der Jungen Garde hervorgegangen. Und gerade fie find es, 
e in die Arbeiterbewegung den friſchen Zug, den ſie ſo ſehr braucht, hinein— 
bracht haben und immer mehr hineinbringen: die Zentraliſationsbeſtrebungen in 
e organiſatoriſch noch ſehr rückſtändige Gewerkſchaftsbewegung, die marxiſtiſche 
enkart in die ſozialiſtiſche Bewegung, in welcher bekanntlich noch immer ſehr viel 
eoretiſche Konfuſion herumſpukt. Die Dienſte, die die Junge Garde der Arbeiter⸗ 
wegung durch ihre antimilitariſtiſche Agitation dadurch leiſtet, daß ſie die Armee 
3 Waffe für die herrſchenden Klaſſen faſt ganz unbrauchbar gemacht hat, ſeien 
er nur nebenbei erwähnt, weil eine ſolche Agitation in dieſer Form wohl kaum 
einem anderen Lande möglich ſein dürfte. So ſieht in dem klaſſiſchen Lande der 
zialiſtiſchen Jugendorganiſation dieſer „Tummelplatz Mißvergnügter“ aus. 
Einen ganz anderen Typus der Jugendorganiſation weiſt das Land mit der 
beitälteſten Jugendbewegung, Oſterreich, auf. Die Verhältniſſe, die in Belgien 
e antimilitariſtiſche Agitation durch die Jugendlichen notwendig und möglich 
achten, beſtehen hier nicht, dagegen bringt die gewerbliche Rückſtändigkeit des 
indes, wo das Kleingewerbe ſich noch in einem verzweifelten Konkurrenzkampf 
gen den Großbetrieb zu behaupten ſucht, ein beſonders ſcheußliches Lehrlings- 
end mit, das in dieſer ſpezifiſchen Geſtalt in Belgien und den anderen Ländern 
it hochentwickelter Induſtrie fehlt. Während alſo Belgien typiſch iſt für die all⸗ 
meine, überwiegend antimilitariſtiſche Organiſation der jugendlichen Arbeiter, 
rtritt Oſterreich den entgegengeſetzten Jugendorganiſationstypus, den der wirt⸗ 
haftlichen Lehrlingsorganiſation. Antimilitarismus wird nur in der Form der Auf 
rung der Mitglieder durch Vorträge, durch die Verbandszeitung (die eine ſtändige 
klitarismusrubrik führt) uſw. betrieben, dagegen wird das Hauptgewicht gelegt 
f die Beſſerung der wirtſchaftlichen Lage der Lehrlinge durch Lehrlingsſchutz⸗ 
mmiſſionen und politiſche Aktion im Verein mit den ſozialdemokratiſchen Vertretern 
den öffentlichen Körperſchaften. Hier ſcheint alſo die Gefahr einer Kolliſion mit 
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den Gewerkſchaften am nächſten zu liegen. Aber keine Spur: die Stellung d. 
politiſchen wie der gewerkſchaftlichen Arbeiterorganiſation zu dem Verband d. 
jugendlichen Arbeiter iſt die denkbar freundlichſte. Näher darauf einzugehen, i 
hier nicht notwendig nach den Darlegungen, die Genoſſe Winarsky in der vorige 
Nummer gegeben. Es ſei nur noch als bezeichnend erwähnt, daß die öſterreichiſch 
Gewerkſchaftspreſſe ſich über den Hamburger Beſchluß durchweg abfällig geäußert hat 
auch die öſterreichiſche Erfahrung hat bewieſen, daß die ſelbſtändige Jugendorgan 
ſation das geeignete Mittel zur Jugenderziehung iſt! 

Dem Typus des öſterreichiſchen Lehrlingsverbandes nähern ſich die Jugend 
organiſationen in Ungarn, der deutſchen Schweiz und in Böhmen, wenn au 
beſonders in den beiden letzten Ländern belgiſche Charakterzüge zu erkennen fin 
Der Charakter der jungen ungariſchen Organiſation iſt ungefähr derſelbe wie b 
der öſterreichiſchen, fie hat aber mit großen polizeilichen Schwierigkeiten zu kämpfe 
Sie iſt autonom, unterſteht aber der Kontrolle der Parteileitung und des Gewer 
ſchaftsrats. 

Auch die ſchweizeriſche Organiſation iſt noch ſehr jung und ſchwach, a 
ihrer Geſchichte laſſen ſich noch keine Schlüſſe der Erfahrung ziehen. Ihre Autonom 
iſt vollſtändig, mit der Partei⸗ und Gewerkſchaftsorganiſation ſteht fie nur i 
geiſtiger Verbindung. Sobald ihre Mitglieder 20 bis 22 Jahre alt ſind, treten | 
in die Organiſationen der Erwachſenen über. Daß auch hier die Gewerkſchafte 
mit ihrer Tätigkeit einverſtanden ſind, zeigt das Urteil der ſchweizeriſchen Gewer 
ſchaftspreſſe über den Hamburger Beſchluß, das in demſelben Sinne ausfiel wie i 
Diterreich. 

In Böhmen beſteht die Jugendorganiſation, die zugleich Bildung, Lehrling 
ſchutz und antimilitariſtiſche Agitation zum Zwecke hat, nur in der Form von loſe 
Verbindungen, die um Agitationskomitees gruppiert ſind. Ein Zentralagitation 
komitee, das ſeinen Sitz in Prag hat, leitet die Agitation. Es beſteht aus Del 
gierten der Parteileitung, der Gewerkſchaftskommiſſion, des Arbeiterturnverbandı 
und des örtlichen Jugendagitationskomitees. Die tſchechoſlawiſchen Genoſſen habt 
dieſe loſe Form der Organiſation gewählt, weil ſie allein imſtande iſt, die ant 
militariſtiſche Agitation zu führen, die namentlich bei Gelegenheit der Rekrutei 
muſterungen, wie in Belgien, ſehr eifrig betrieben wird, und auf die ſie ein groß 
Gewicht legen. Selbſtredend wird die Bewegung von Partei und Gewerkſchaft 
jeder Weiſe unterſtützt, die Parteileitung zahlt ſogar direkt den Beitrag für 5000 Mi 
glieder an die internationale Jugendverbindung. | 

Ganz eigentümlich iſt die Lage der Jugendorganiſation in Holland. Do 
hat die Parteileitung ſchon mehrmals mehr oder weniger offen verſucht, ihr d 
Selbſtändigkeit zu nehmen. Sie hat zwar ſachlich nichts gegen ſie einzuwenden 
Kompetenzübergriffe können ihr am allermindeſten vorgeworfen werden, denn | 
iſt faſt ausſchließlich eine reine Bildungsorganiſation ohne Kampfcharakter.? S 

konſtatiert aber mit Verdruß, daß die marxiſtiſche Parteiminderheit ſich viel eifrig 
um ſie kümmert, als die reviſioniſtiſchen Freunde des Parteivorſtandes — das Ve 
bandsorgan wurde bis vor kurzem, und zwar in ausgezeichneter Weiſe von d 
Genoſſin Roland⸗Holſt redigiert, jetzt hat ein anderer Genoſſe, der 85 ar bolländifd 
reviſioniſtiſche Orthodoxie ebenfalls ein marxiſtiſcher Ketzer iſt, D J. Wijnkoof 


a er 


1 Vergleiche die von mehreren deutſchen Parteiblättern abgedruckte Notiz im öſterreichi ſch 
„Metallarbeiter“. 

2 Wo Genoſſe Schmidt erfahren haben mag, daß die holländiſche fozialdemofratif 
Jugendorganiſation antimilitariſtiſche Agitation treibt, iſt uns ein Rätſel. Er weiß ſog 
hinzuzufügen, daß dort Verſammlungen in der Kaſerne abgehalten werden. Es braucht wo 
nicht beſonders betont zu werden, daß hiervon, übrigens ebenſo in Belgien und Frankrei⸗ 
nicht die Rede ſein kann. Wer hätte beim Genoſſen Schmidt eine ſolch „romantiſche Phantaſi 
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e Redaktion übernommen. Der Grund, weshalb die Parteileitung — die dabei 

ineswegs alle Parteigenoſſen auf ihrer Seite hat — der Jugendorganiſation ohne 

ympathie gegenüberſteht, iſt dabei vor allem ihre Furcht, daß ſie die marxiſtiſche 

endenz in der Partei verſtärken könne. Es ſoll aber hierbei ausdrücklich betont 

erden, daß der Jugendverband ſelbſt nie daran gedacht hat, ſich in die Tendenz⸗ 

mpfe der Partei hineinzumiſchen, ſondern daß er ſich darauf beſchränkt, mit ſach⸗ 

chen Gründen ſeine gefährdete Selbſtändigkeit zu verteidigen. 

| In den romanif chen Ländern trägt die ſozialiſtiſche Jugendorganiſation 

urchweg denſelben Charakter wie die belgiſche Junge Garde. 

In Italien entſtand die ſozialiſtiſche Jugendföderation 1903. Die Partei 

heint ſich nie ſonderlich um ſie gekümmert zu haben. Im März 1907 ſpaltete ſie 

ch in eine ſyndikaliſtiſche und eine integraliſtiſch⸗reformiſtiſche Fraktion. Dieſe 

paltung ging weniger von den Jugendlichen aus als von älteren Genoſſen, die 

mit mit der Jugendorganiſation nichts zu tun hatten, die aber ihren Fraktions⸗ 

aber, der kurz zuvor ſchon die Partei- und Gewerkſchaftsorganiſation zerriſſen hatte, 

1 die Jugendorganiſation hineintrugen. Seit jener Zeit hat die Partei die Not⸗ 

dendigkeit eingeſehen, ſich mehr mit der Jugendorganiſation zu beſchäftigen. Die 

öderation integraliſtiſch⸗reformiſtiſcher Tendenz hat ſich der Partei angeſchloſſen. 

ihre Autonomie bleibt gewährt, ſie wird aber von der Partei unterſtützt. Im 

Närz dieſes Jahres forderte der Parteivorſtand alle Parteiorganiſationen auf, 

rtsgruppen der Jugendföderation zu gründen und die Jugendbewegung mit allen 

Mitteln zu fördern. Das wöchentliche Organ der Föderation wird mit Unterſtützung 

er Partei herausgegeben. Die Bewegung gedeiht und verſpricht für die italieniſche 

zozialdemokratie einmal dieſelbe Bedeutung zu erlangen, wie die belgiſche Junge 
zarde für die Arbeiterpartei. 

Auch die junge ſpaniſche Organiſation hat trotz ungeheurer Schwierigkeiten 
chon recht bedeutende Erfolge erzielt. Sie iſt als autonomer Verband der Partei 
ingegliedert und leiſtet ihr ſehr wertvolle Dienſte. 

In Frankreich iſt die innere Zerfahrenheit und der fortgeſetzte Kampf der 
Tendenzen in der Partei der Grund, weshalb es mit der Jugendorganiſation nicht 
echt vorwärts will. Vor der Einigung waren den verſchiedenen revolutionär⸗ 
ozialiſtiſchen Fraktionen, namentlich aber der guesdiſtiſchen, ſelbſtändige Jugend⸗ 
örganiſationen nach belgiſchem Muſter angegliedert. Nach der Einigung aber ging 
in großer Teil von ihnen zugrunde. Man fürchtete ſich in der Partei davor, ſie 
ju fördern, weil man meinte, ſie würden den Kampf der Tendenzen verſchärfen 
und das mit großer Mühe hergeſtellte Gleichgewicht innerhalb der geeinigten Partei 
jerſtören. In letzter Zeit aber ſcheint dieſe Furcht allmählich zu verſchwinden. Die 
Seineföderation der Partei hat die Notwendigkeit einer ſelbſtändigen Jugend⸗ 
organiſation unter der Kontrolle der Parteiinſtanzen anerkannt und Schritte ein⸗ 
geleitet, um die Pariſer „Jeunesses“ zu reorganiſieren. 

Senhr charakteriſtiſch iſt die Entwicklung der Jugendbewegung in den ſkandi⸗ 
naviſchen Ländern. Sie läuft parallel in Schweden und Dänemark und 
ſcheint auch in Norwegen ähnlich verlaufen zu wollen, und zwar etwa folgender⸗ 
maßen: Eine Jugendorganiſation wird gegründet nach belgiſchem Muſter. In der 
Partei ſieht man der Neugründung, wie gewöhnlich, mit gemiſchten Gefühlen ent⸗ 
gegen. Die jungen Leute werden ſchließlich ſich ſelbſt überlaſſen. Ihr Groll gegen 
die älteren Genoſſen nimmt allmählich, zumal da die gemäßigten Elemente in der 
Partei die Oberhand haben, die Form einer Oppoſition gegen die Parteipolitik an. 
Einige Anarchiſten oder Anarchoſozialiſten ſchüren dieſe Oppoſition und lenken die 
Organiſation in anarchiſtelnde Bahnen. Ein Teil der jungen Leute aber hat nicht 
aufgehört, Sozialdemokraten zu ſein, die neue Richtung gefällt ihnen nicht. Es 
kommt zum Krach, eine neue ſozialdemokratiſche Organiſation ſteht der alten, der 
„jungſozialiſtiſchen“ gegenüber. Diesmal begreift die Partei die Situation beſſer, 
ſie greift der jungen ſozialdemokratiſchen Organiſation unter die Arme. Mit Hilfe 
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von Partei und Gewerkſchaft wächſt dieſe der anarchoſozialiſtiſchen über den Kop 
ſie wird zu einer kraftvollen, für die Arbeiterbewegung außerordentlich wertvolle 
und von ihr geſchätzten Jungen Garde wie in Belgien und in Oſterreich. 

Das iſt in kurzen Zügen die Entwicklung der Jugendbewegung, wie fie zuer 
in Schweden, dann in Dänemark vor ſich gegangen iſt. In dem rückſtändigſte 
der drei ſkandinaviſchen Staaten, Norwegen, geht erſt ihre erſte Phaſe zu Ende 
der Sozialiſtiſche Jugendverband zeigt ſtarke Neigungen, ſich der Partei zu ent 
fremden, während gleichzeitig die ſozialdemokratiſche Oppoſition gegen die anarcho 
ſozialiſtiſchen Tendenzen in ihm immer deutlicher zutage tritt. Ob es mit Hilfe de 
Erfahrungen, die in den anderen Ländern gemacht worden ſind, gelingen wird 
den Bruch zu verhindern, oder ob es notwendig ſein wird, wie es der ſchwediſch 
Delegierte Guſtav Möller auf der Stuttgarter Konferenz meinte, daß die jetzig 
Organiſation in die Brüche geht und eine ganz neue ſozialdemokratiſche Gegen 
organiſation gegründet wird, wie in Schweden und Dänemark, darüber möchte id 
mir kein Urteil erlauben. Dieſe norwegiſche Organiſation, die übrigens in Stutt 
gart nicht vertreten war, iſt nun die einzige, die in Hamburg vorgeführt werde 
konnte, um zu beweiſen, daß die ausländiſchen Jugendorganiſationen teilweiſe nicht 
anderes ſeien, als Tummelplätze Mißvergnügter. Genoſſe Joſephſohn⸗Hamburg er 
zählte, in Chriſtiania hätten die „Jugendlichen“ bei den Stadtverordnetenwahlen 
ſechs Sitze für ſich verlangt. Ob dies zutrifft, habe ich nicht erfahren können 
Hätte aber Genoſſe Joſephſohn ſich die Mühe gegeben, im Protokoll der Stuttgarter 
Konferenz nachzulefen, was dort über die Entwicklung des norwegischen Jugend 
verbandes zum Anarchoſozialismus geſagt wurde, jo würde er wohl eingefeher 
haben, daß dasjenige, was er gegen dieſen Verband anführte, keineswegs auf di 
internationale Jugendbewegung zutrifft, ſondern nur auf eine lokale und momentan 
Entartungserſcheinung außerhalb derſelben. 5 

Schweden aber lehrt uns, was eine ſelbſtändige ſozialdemokratiſche Jugend 
bewegung, die in der richtigen Weiſe von der Partei gefördert wird, zu leiſten ver 
mag. Der Sozialdemokratiſche Jugendverband hat in einigen Jahren eine außer 
ordentliche Stärke erreicht, mit feinen jetzt 20000 Mitgliedern, ſeiner mufterhafter 
Zentralorganiſation mit vier Angeſtellten, feiner prächtigen Monatsſchrift „Fram“ 
die in einer Auflage von 50000 Exemplaren erſcheint, ſeinem eigenen Verlag, den 
ſchon Hunderttauſende von Büchern und Broſchüren vertrieben hat. Die Organi⸗ 
ſationsform entſpricht durchaus der belgiſchen, nur daß ſie ſtraffer zentraliſiert iſt 
Solche Erfolge können eben nur durch eine ſelbſtändige Jugendorganiſation er 
zielt werden, weil dieſe allein genug Anziehungskraft auf die Maſſen auszuüben 
vermag. Die älteren ſchwediſchen Genoſſen find mit Recht ſtolz auf fie — wenn 
auch etwas Eiferſucht ſich manchmal in dieſen Stolz miſchen dürfte, denn der 
Jugendverband kommt an Bedeutung der politiſchen Parteiorganiſation beinahe 
gleich und er iſt an manchen Orten durchgedrungen, wo noch keine politiſche oder 
gewerkſchaftliche Organiſation beſtand. Dafür hat er aber der Arbeiterbewegung 
friſches Blut zugeführt. Die ſchwediſchen Gewerkſchaften insbeſondere betrachten 
ihn als ein unentbehrliches Mittel zur agitatoriſchen Vorarbeit, und ſie geſtehen 
gerne ein, daß die Fortſchritte der Gewerkſchaftsbewegung in Schweden in den 
letzten Jahren zu einem nicht geringen Teile dieſer Vorarbeit des Sozialdemo⸗ 
kratiſchen Jugendverbandes zu verdanken ſind. . 

Ganz ähnlich ſcheint die Entwicklung in Dänemark verlaufen zu wollen 
Zwar hat der Sozialdemokratiſche Jugendverband, der vor noch nicht ganz zwei 
Jahren gegen den ins anarchiſtiſche Fahrwaſſer geratenen früheren „Sozialiſtiſchen“ 
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Verband gegründet wurde, noch lange nicht die Bedeutung erlangt, wie die ſchwe⸗ 
diſche Organiſation. Er zählt aber bereits mehr als anderthalb tauſend Mitglieder 
und macht gute Fortſchritte. Bei den gewerkſchaftlichen wie bei den politiſchen 
Organiſationen begegnet er großer Sympathie. Die materielle Unterſtützung wird 
ihm ebenſowenig verſagt wie die moraliſche. Der jüngſte Parteitag nahm folgende 
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eſolution an: „Die Partei erſucht die Gewerkſchaften im ganzen Reiche, für die 
ildung von ſozialdemokratiſchen Jugendvereinen zu ſorgen, und dieſen im weiteſten 


mfange ihre moraliſche und finanzielle Unterſtützung zu gewähren.“ Dieſer Be⸗ 


lub hatte zur Folge, daß ſowohl die Hauptleitung der Gewerkſchaften, wie 
ele Verbände und Ortsgruppen in erhöhtem Maße den Jugendverband unter⸗ 
ützten. 


Von den Jugendorganiſationen in den anderen Ländern bleibt uns wenig zu 


gen übrig. In Großbritannien, Bulgarien, den Vereinigten Staaten, Auſtralien 
und Argentinien beſtehen fie in einer Form, die für unſere Unterſuchung kein un⸗ 


ittelbares Intereſſe bietet. Überall aber ſind ſie ſelbſtändig und werden ſie von 


er Partei gefördert. 


Ein bejonderes Kapitel des Schmidtſchen Referats war der internationalen 


onferenz der ſozialiſtiſchen Jugendorganiſationen in Stuttgart 1907 gewidmet, 
er er vorgeworfen hat, daß ſie „mit außerordentlichem Tamtam über politiſche 


ragen abgeſtimmt“ habe. Die ſachliche Widerlegung der Schmidtſchen Angriffe 


t ſchon zur Genüge durch die bekannte Erklärung des internationalen Jugend⸗ 
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ureaus und andere Zufchriften in der Parteipreſſe beſorgt worden. Um aber zu 


J 


eigen, in welch unzutreffender Weiſe Genoſſe Schmidt ſeine Beſchuldigung der Un⸗ 
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eife und Selbſtüberhebung erhoben hat, wollen wir nur noch abdrucken, was die 
zenoſſin Roland⸗Holſt, die auf der Konferenz den holländiſchen Jugendverband 
ertrat, über ihren Verlauf in deſſen Organ „De Zaaier* ſchrieb: 


„Von den etwa zwei Dutzend Genoſſen, die der Stuttgarter Konferenz bei⸗ 


wohnten, gehörten faſt alle zur Arbeiterjugend ſelber. Die übrigen waren er⸗ 
wachſene Genoſſen, die von der Jugendorganiſation ihres Landes mit der Re⸗ 
daktion ihres Organs oder mit irgend einem anderen Vertrauenspoſten betraut 
worden waren. Die meiſten von uns hatten bereits eben zuvor dem Sozialiſten⸗ 
kongreß beigewohnt, und man hätte fürchten können, daß dieſe nach den An⸗ 
ſtrengungen des Kongreſſes und ſofort nach deſſem Schluſſe nicht mehr die 
Nervenfriſche haben würden, die zu neuen Kongreßarbeiten erforderlich war. 


„Wer aber ſoll unermüdlich ſein, wenn es nicht die arbeitende Jugend iſt? 
Sie war es! Keine Spur von Ermüdung zeigte ſich auf unſerer Konferenz. Alle 
waren friſch, voller Eifer, Begeiſterung und Leben, voller Freude zuſammen zu 
beraten, voll guten Willens, zuſammen ein Werk zu ſchaffen, das der Sache der 
arbeitenden Jugend nützen würde, von der erſten Stunde bis zur letzten. 

„Die Sitzungen waren geſchloſſene. Nur einige perſönlich geladene Gäſte 


zumeiſt Ruſſen — wohnten ihnen bei. Ich finde es ſehr gut, daß man dieſe 
Konferenz ſo einigermaßen im Verborgenen gehalten hat, mit der Beſcheiden⸗ 


heit, die der Jugend ziemt. Dadurch fühlten ſich alle freier, alle Meinungen 
konnten ungehindert zutage treten. Übrigens hatte man auch politiſche Gründe 
dazu. Aber auch wenn die Sitzungen öffentlich geweſen wären, hätten wir uns 
ihrer nicht zu ſchämen brauchen, denn ſie haben gezeigt, daß das internationale 
Proletariat ſtolz ſein durfte auf ſeine „Junge Garde“, ſtolz auf ihren Eifer, ihren 
Ernſt, ihr Talent und ihre Arbeitskraft. 

„Man hat energiſch gearbeitet, und zwiſchen den zahlreichen Arbeitsſtunden 
hat man noch Zeit gefunden, einander näher kennen zu lernen im Laufe der ge⸗ 
meinſamen Mahlzeiten und der ſchönen Abendausflüge in der Umgebung der 


Stadt. Der Geiſt, der die Beratungen beherrſchte, war vorzüglich, im höchſten 


Grade brüderlich und lebhaft, wie es der Jugend ziemt. Die Meinungsverſchieden⸗ 


heiten wurden in vollkommen ruhiger und ſachlicher Weiſe vorgetragen; im 
übrigen erzeugte das Bewußtſein der Einigkeit in allen wichtigen Fragen bei 


allen ein erhebendes Gefühl der Einheit.“ 
So lautet das Urteil der Genoſſin Roland-Holit. Alle übrigen Teilnehmer, 


unter denen ſich mehrere befanden, die ſchon zahlreiche Kongreſſe mitgemacht hatten, 
äußerten ſich über den Verlauf der Stuttgarter Tagung in derſelben, geradezu be⸗ 


| 


2 
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geiſterten Weiſe. Und wenn man den Hamburger Gewerkſchaftskongreß hätte vor 
ausſehen können, ſo würde gewiß mancher den Wunſch ausgeſprochen haben, daf 
immer auf allen Arbeiterkongreſſen alle Fragen eine ſo gründliche, ernſthafte und 
der Wichtigkeit des Gegenſtandes entſprechende Behandlung finden möchten, wil 
auf der Stuttgarter Jugendkonferenz. 1 


I 
In 


Literariſche Rundſchau. 


Dr. Joh. Unold, Der Ronismus und feine Ideale. Leipzig 1908, Th. Thomas. 2 Mark 
Der Monismus iſt bekanntlich eine dem religiöſen Glauben entgegengeſetzte 

auf Naturwiſſenſchaft und vor allem auf dem Darwinismus aufgebaute Welt 
anſchauung für die moderne gebildete Bourgeoiſie. Da ihm von ſeinen theolo⸗ 
giſchen und reaktionären Gegnern eine materialiſtiſche, jedes Idealismus bare 
Geſinnung vorgeworfen wird, bemüht ſich der Verfaſſer, der Vorſitzende des 
Moniſtenbundes, nachzuweiſen, daß der Monismus auch voll von ſchönen Idealen 
iſt. Wie immer, wenn ein Bourgeois Ideale und eine ideale Geſinnung breittritt, 
wird dieſer Nachweis zu einem langen, oberflächlichen Geſchwafel über Wiſſenſchaft, 
Fortſchritt, Entwicklung, Sittlichkeit, Menſchheitskultur, deren Hauptgebot alſo 
ſkizziert wird: „Vor allem unausgeſetzt an ſeiner eigenen geiſtigen und ſittlichen 
Höherbildung zu arbeiten, durch ſorgfältige Gattenwahl für eine leiblich und ſeeliſch 
geſunde Nachkommenſchaft zu ſorgen und dieſe dann ſo zu erziehen, daß ſie immer 
beſſer in den Stand geſetzt werde, an jenen großen Aufgaben der Menſchheit mit⸗ 
zuwirken: durch Geſundheit, Tüchtigkeit und Edelſinn ihr eigenes und das Los 
ihrer Mitmenſchen immer beſſer zu geſtalten und immer wertvollere Kulturleiſtungen 
hervorzubringen; das iſt die Ethik des Monismus ...“ (S. 140). Derjenige, dem 
dies etwas verſchwommen iſt, findet noch beſſere Aufklärung dort, wo der Verfaſſer 
aus dem bei der Entwicklung der tieriſchen Organismen herrſchenden Geſetz der 
zunehmenden Differenzierung und aus dem Kampfe ums Daſein ſchließt, daß nicht 
das höchſte Glück, ſondern der Fortſchritt das Ziel der Menſchheitsentwicklung iſt; 
dieſer Fortſchritt wird nicht durch eine kommuniſtiſche Gleichheit, ſondern durch 
eine zunehmende Ungleichheit, durch immer weitergehende Arbeitsteilung und durch 
möglichſte Förderung der Tüchtigeren herbeigeführt werden. Nicht gleiche Bildung 
und gleicher Wohlſtand für alle, wie die Zeit der „Aufklärung“ wünſchte, denn 
dieſe würden bald zu gleicher Unbildung und gleicher Armut aller führen; ſondern 
„Bahn frei für die Tüchtigſten!“ „Steigerung des Wettbewerbes zur Erhöhung der 
Leiſtungsfähigkeit“ — die ſeit Haeckel allgemein bekannte quaſidarwiniſtiſche Vertei⸗ 
digung des Kapitalismus. | Se 
Wie ſich der Verfaſſer zu den nächſten praktiſch⸗politiſchen Bedingungen, wie er 
ſich zum preußiſchen „Fortſchritt“ ſtellt, zeigt ſein Entwurf zu einem preußiſchen 
Wahlgeſetz, der die praktiſche Anwendung des moniſtiſchen Idealismus darſtellt: 
kein allgemeines Wahlrecht, das nur einem Parteikampf um die Mehrheit Tür und 
Tor öffnen würde; ſondern ein „organiſches“ Wahlrecht, das auf ein Zuſammen⸗ 
arbeiten aller Berufsgruppen zum Wohle des gemeinſamen Vaterlandes hinwirkt. 
Für Großgrundbeſitz, Großhandel, Großinduſtrie, Univerſitäten und Kirche das 
Herrenhaus; für das Abgeordnetenhaus wählen die anderen Grundbeſitzer 85, die 
Landarbeiter 30, die Induſtriearbeiter 65, die Handwerker 70, die Kaufleute 26, die 


0 


kaufmänniſchen Angeſtellten 24, die Beamten und freien Berufe 60 Mitglieder. 
Hierbei paſſiert dem Verfechter des „Fortſchritts“ leider das Unglück, daß ſein 
Vorſchlag mit feſten Abgeordnetenzahlen für jede Berufsgruppe genau auf die 
ewige Erhaltung der beſtehenden geſellſchaftlichen Gliederung zugeſchnitten iſt. 
Wunder kann dies allerdings nicht nehmen; denn wie in einer Weltanſchauung für 
moderne Bourgeois nicht anders zu erwarten iſt, iſt der Fortſchritt nur eine ſchöne 


Phraſe, der politiſche Konſervatismus aber praktiſches Programm. A. P. 
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Die „Revue Socialiste“ vom Juli bringt einen Aufſatz von Bouhey-Allex 

er „Das Anterſtützungsgeſetz des 14. Juli 1905“ als Antwort auf den Artikel 

m Jean Neybour im Märzheft (vergl. „Neue Zeit“, 24. April, S. 143). Der Autor, 

r ſelbſt an dem Zuſtandekommen des Geſetzes mitgearbeitet hat, nimmt es gegen 

e Angriffe in Schutz. Das Geſetz ſchreibt eine Unterſtützung der Greiſe und In⸗ 

ıliden vor, die von den Kommunen, den Departements und dem Staate zuſammen 

zahlen iſt. Das Exiſtenzminimum ſollte für jede Kommune vom Gemeinderat 

ſtimmt werden; es ſollte nach dem Beſchluß der Kammer zwiſchen den Grenzen 

n 8 und 30 Franken monatlich liegen, aber der Senat ſtellte dieſe Grenzen auf 
und 20 Franken feſt. Das Miniſterium Combes erließ ein Zirkular, worin ver⸗ 
ünftige Ratſchläge zur Feſtſtellung dieſes Minimums angegeben wurden; aber dann 
urde es geſtürzt. Das ihm folgende Miniſterium Rouvier ſchickte dann den Präfekten 
n Zirkular, daß nur die auf 5 Franken feſtgeſetzten Minima von der Regierung 
enehmigt würden. Man braucht eben zu viel Geld für die Subventionierung von 
apitaliſtengruppen, für Heer und Marine. Zwar mußte infolge von Inter⸗ 
ellationen die Regierung dieſes Zirkular zurücknehmen, aber ſie ließ die Kommunen 
bſichtlich in Unſicherheit und Verwirrung, ſetzte als Geſamtheit der Unterſtützung 
sit, was die Kommunen als ihren eigenen Beitrag vorſchlugen, und wußte dadurch 
ie loyale Ausführung des Geſetzes zu hintertreiben. In denſelben Spuren wandelten 
eitdem Sarrien und Clemenceau. Daß die Rente nicht an Perſonen kommt, die 
le nicht brauchen, dafür ſorgt der Anteil, den die Kommunen ſelbſt zu zahlen 
jaben; und auf dem Lande kennen die Leute einander alle. Hier iſt eher eine zu 
woße Härte in der Ausführung zu befürchten als eine Verſchleuderung der Gelder 
m Leute, die es nicht brauchen. Von einer Plünderung der Staatskaſſe wird man 
ioch nicht reden können, ſolange für Altersunterſtützung jährlich 70 Millionen, für 
Militär⸗ und Beamtenpenſionen dagegen 250 Millionen und für Krieg und Marine 
ährlich 1200 Millionen Franken ausgegeben werden. 

„Le Mouvement Socialiste“ vom Juli beginnt eine Reihe von Studien über 
die Unternehmerorganiſationen und über die Arbeiterorganiſationen Frankreichs. Dazu 
gehört ein Aufſatz von V. Griffuelhes über „Die Föderation der Lederarbeiter“ 
(La federation des cuirs et peaux). Während der Gebrauch des Leders für Hand⸗ 
ſchuhe und Pferdezeug abnimmt, für Schuhe dagegen in größerem Maße zunimmt, 
verſchlechtert ſich die Lage der Lederarbeiter durch die Erhöhung der Arbeits⸗ 
intenſität und die Einführung der Maſchinen. Die Einführung der Maſchinen in 
die Schuhfabrikation ging der Bildung der Arbeiterorganiſationen voran; dieſe 
waren nicht imſtande, die Wirkungen der maſchinellen Produktion auf die Arbeiter 
zu regeln, aber ſie wuchſen gerade infolge des dadurch verurſachten Elends empor. 
Dieſem Umſtand iſt es zugleich zuzuſchreiben, daß in den Organiſationen nie der 
reaktionäre Gedanke auftauchte, die Maſchine zu bekämpfen. Von Anfang an haben 
ſie in ihren Reſolutionen darauf hingewieſen, daß die Maſchine zur Wohltäterin 
wird, wenn erſt die Arbeiter über ſie verfügen. Nach der Gründung 1893 wuchs 
die Föderation zuerſt nur äußerſt langſam; es gelang ihr aber, einer weiteren Ver⸗ 
ſchlechterung der Lebenslage entgegenzuwirken. Der Artikel teilt die Reſolutionen 
über den Generalſtreik und den Antimilitarismus mit, die die Auffaſſungen der 
Gewerkſchaft darüber zeigen; dagegen fehlt eine ausführliche Überficht über das 
Wachstum der Mitgliederzahl, ihr Verhältnis zur Geſamtzahl der Arbeiter und die 
Finanzverhältniſſe. Darüber wird nur mitgeteilt, daß die Zahl der Mitglieder 
jetzt 9000 iſt, die über 63 Abteilungen verteilt ſind, und daß der Beitrag, der auf 
jedem Kongreß erhöht wurde und wohl noch weiter erhöht werden wird, jetzt 
25 Centimes (20 Pfennig) monatlich pro Mitglied beträgt. 

A. Picart behandelt „Die Kusſperrung der Pariſer Maurer“. Am 12. Juni 
1906 mußten die Pariſer Maurer reſultatlos ihren Streik beendigen. Sie begannen 
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dann eine neue Taktik, die der paſſiven Reſiſtenz: die Arbeiter regelten i 
duktion nach den Leiſtungen der Schwächſten unter ihnen und hielten 0 
handenen Vorſchriften bei der Arbeit peinlich ein. Die Gehilfen forderten zu! 
der Arbeit höheren Lohn, und wenn ſie abgewieſen und andere angenommen m 
machten dieſe es ähnlich, ſo lange, bis der Unternehmer nachgab. Dur 
Kleinkrieg von Bauſtelle zu Bauſtelle wußte man die Meiſter mürbe zu ma 
die Forderungen durchzuſetzen, die früher abgewieſen wurden. Die Unterr 
ſannen jetzt auf Mittel, die Gewerkſchaft zu unterdrücken. Anfangs 1907 
ein Unternehmerverband gegründet, der ſofort durch Annoncen in den Pr 
blättern gefügige Arbeitskräfte nach Paris zu locken verſuchte. Sie bereiteten 
Ausſperrung vor, ſchoben die Inangriffnahme neuer Bauten auf, und bei den! 
handlungen mit der Gewerkſchaft wollten ſie dieſer einen Kontrakt aufzwinge 
alle Errungenſchaften der letzten Jahre rückgängig machte. Am 4. April 1907 fin 
dann die Ausſperrung an. Aber ſchon am 11. April wurde ſie wieder aufgehoben 
Eine Anzahl kleinerer Meiſter wollte nicht nach der Flöte der großen tanzen; ein 
Anzahl Architekten und Grundbeſitzer wendeten ſich gegen die Ausſperrung un 
überlegten, ob die großen Unternehmer nicht auszufchalten wären. So ſchlug de 
Verſuch der Unternehmer fehl; aber es war auch kein Sieg der Arbeiter. Die alt 
Taktik, die Gewerkſchaftsmitglieder durch Provinzler zu erfegen, dauert fort. Di 
Konſolidation des Unternehmerverbandes geht zugleich weiter; und da die Maurer 
meiſter immer mehr kapitaliſtiſchen Unternehmern Platz machen, wächſt den Ar 
beitern ein immer ſtärkerer, beſſer organiſierter Feind empor, mit dem ſie noch vie 
ſchwerere Kämpfe zu führen haben werden. | I 

Gabriel Beaubois behandelt „Den achten Kongreß der Boftbeamten“. Di 
Poſtbeamten ſind der Gewerkſchaftszentrale angeſchloſſen. Dadurch kamen ſie in 
Streit mit der Regierung Clemenceau⸗Briand⸗Viviani, die die Arbeiterorganiſationei 
überall verfolgte, und den Poſtbeamten, weil ſie Staatsbeamte ſeien, das Recht ab 
ſprach, einer „ſtaatsfeindlichen“ Organiſation anzugehören. Das Merkwürdige dabe 
war, daß Briand und Viviani ſelbſt, vor ihrer Miniſterſchaft, die Koalitionsfreihei 
der Beamten verteidigt hatten. Jetzt werden die Führer vor ein Disziplinargerich 
geſtellt, ganz nach preußiſchem Muſter, und gemaßregelt. Das hat jedoch die Ge 
werkſchaft der Poſtbeamten nicht gebrochen. Sie können zwar aktiv nicht viel tun 
aber ſie halten feſt an ihrer Zuſammengehörigkeit mit den anderen Arbeitern 
bringen Gelder für die Gemaßregelten zuſammen und fahren fort, ſchonungslos die 
Mißbräuche der Poſtverwaltung aufzudecken und Vorſchläge zur Verbeſſerung zi 
machen. 5 

In der holländiſchen Zeitſchrift „De Nieuwe Tijd* bringt die Genoſſir 
M. Wibaut einen Aufſatz über „den internationalen Amſterdamer Kongreß des 
Weltbundes für Frauenwahlrecht“. Auf dieſem Kongreß wurde klar ausgeſprochen 
daß dieſer Weltbund ſich trotz der Neutralitätsbezeu ungen, ganz auf den Stan: 
punkt der Bourgeoiſie ſtellt und dem proletariſchen ampfe für allgemeines Frauen: 
wahlrecht feindlich gegenüberſteht. Schon durch monarchiſche Kundgebungen bei 
der Eröffnung wurden die proletariſchen Wortführer zurückgewieſen. Der Theori 
nach wollte der Bund überall das beſtehende Männerwahlrecht auf die Frauen 
ausdehnen; in der Praxis begeiſterte der Kongreß ſich für „das Land der Befreiung 
der Frauen“, Norwegen, wo ein beſchränktes Damenwahlrecht neben dem allgemeinen 
Männerwahlrecht eingeführt wurde. Und die Präſidentin, Frau Chapman Gati 
aus Amerika, ſagte, daß das allgemeine Wahlrecht mit ſeinen Millionen Neger⸗ 
und Auswandererſtimmen durch das Frauenwahlrecht gereinigt werden ſollte. 0 
Bourgeoiſie nimmt zu dieſem Streben nach Frauenwahlrecht eine immer ſym⸗ 
pathiſchere Haltung ein, während das Proletariat in dem Kampf für das allgemeine 
Frauenwahlrecht jetzt allein ſteht. * 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. 
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dic Budgetbewilligung. 
Von K. Kautsky. 


n 1. der Disziplinbruch. | 

Den Mittelpunkt der Beratungen des Nürnberger Parteitags wird wohl 
er Zankapfel bilden, den einige unſerer ſüddeutſchen Landtagsabgeordneten 
uz vor deſſen Zuſammentritt in unſere Reihen geworfen haben. Der Partei⸗ 
ig wird damit vor eine Alternative höchſt unerfreulicher Art geſtellt. Er muß, 
atweder die Aktion der drei größten ſüddeutſchen Landtagsfraktionen energiſch 
üßbilligen oder einen Parteibeſchluß und die Parteivertretung desavouieren. 
Freilich, manche ſüddeutſchen Genoſſen erwarten, es werde keines von 
eidem geſchehen, man werde eine „vermittelnde“ Reſolution annehmen, die 
) dag iſt, daß fie jeder in ſeinem Sinne auslegen kann, oder von jedem Be⸗ 
hluß abſehen. Anders iſt kaum die Bemerkung der Stuttgarter „Tagwacht“ 
u verſtehen: | | 
„Bir haben nun richtig wieder vor dem Parteitag einen „Fall“, der zum Er⸗ 
ötzen der Gegner uns wochenlang beſchäftigen und ſchließlich mit einem Kom— 
romiß endigen wird“ (13. Auguſt). 


| Für unſere ſüddeutſchen Parteiorgane beſteht das Verwerfliche des Falles 
onderbarerweiſe nicht in dem „Fall“ ſelbſt, ſondern in ſeiner Kommentierung. 
Venn man ſie hört, fühlt man ſich an die Maxime ſo mancher Regierungen 
rinnert, die von ihren Untertanen verlangen: „Zahlen und Maulhalten“. 
30 fordern jetzt die Verfechter der Budgetbewilligung von den Genoſſen gegen- 
ber den Abgeordneten: „Wählen und Maulhalten“. Natürlich iſt man zu 
thiſch⸗äſthetiſch, um ſich eines jo ſchlechten Tones zu bedienen. Die Regie⸗ 
ungen geben ihrer Forderung an die Untertanen den ſchönen Namen „Patrio⸗ 
ismus“, und die Forderung an die Genoſſen tritt auf als das Verlangen 
ach „Parteifrieden“. | | | 

Das Wort hat einen beftechenden Klang. Diesmal aber dürfte ſeine Wir⸗ 
ung verſagen. Und auch die Erwartung der „Tagwacht“ dürfte nicht in Er⸗ 
üllung gehen, daß die Nürnberger Verhandlungen über die Budgetbewilligung 
vie das Hornberger Schießen ausgehen. Die Maſſe der Genoſſen allenthalben 
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fühlt denn doch, daß die Situation zu ernſt iſt. Gelingt es dem Nürn 
Parteitag nicht, eine entſchiedene und klare Entſcheidung zu fällen, dan 
ſtattet er ſtillſchweigend, daß Parteitagsbeſchlüſſe für Süddeutſchland 
ſeiner „Eigenart“ nicht gelten, er macht die Bahn frei für eine Entwick 
die ſicher noch keinem unſerer ſüddeutſchen Genoſſen als bewußte Abſicht 
ſchwebt, die aber durch die Logik der Tatſachen auf eine Trennung der deu 
Sozialdemokratie in zwei Parteien hinausliefe, ähnlich der der deutſchen b 
lichen Demokratie, die neben der Fortſchrittspartei und ihren Nachfolgern 
die ſüddeutſche Volkspartei aufweiſt. Ginge der Parteitag einer klaren 
ſcheidung durch eine „vermittelnde“, einſtimmig angenommene Reſolution aus 
dem Wege, ſo ſtellte er damit aber auch einen Freibrief für alle Abgeordneten 
aus, Parteitagsbeſchlüſſe zu mißachten und ſich über und außerhalb Vent 5 
disziplin zu ſtellen. 

Es wäre die Anbahnung von Zuſtänden, wie ſie in Frankreich a Ital 
Parlamentarier herbeiführten, denen die hier in Frage kommenden ſüddeutſe 
Abgeordneten und deren Freunde ſtets große Sympathien entgegengebra 
haben; die Anbahnung von Zuftänden, die in den genannten Ländern die 
ſchlimmſte Desorganiſation der Partei nach ſich zogen. 5 

Das deutſche Proletariat legt zu großen Wert auf ſeine Disziplin En 
Geſchloſſenheit, als daß es dieſe Beiſpiele nachahmen wollte. Es wird die An 
ſätze dazu im Keime erſticken. | 

Die „Tagwacht“ wird wohl an die württembergiſche Fraktion denken, die 
im vorigen Jahre das Budget bewilligte und doch einem mißbilligenden Votum 
entging. Dieſer „Fall“ wird es auch geweſen ſein, der Badenſern und Bayern 
den Mut gab, ihn nachzuahmen. 

Der Fall beweiſt aber bloß, daß wir wegen unſerer „Kehereecpereit he 
geſchmähten „Großinquiſitoren“ immer noch viel zu gutmütig find. 0 

Wenn der württembergiſche Fall im vorigen Jahre keinen ſtrengen Lade 
fand, ſo offenbar deshalb, weil man in ihm eine vereinzelte Entgleiſung ſah, 
deren Korrigierung man ohne große Staatsaktion dem Landesparteitag über⸗ 
laſſen könne. Dieſe Korrektur unterblieb, aber die württembergiſche Fraktion 
braucht auf ihren Erfolg dabei nicht beſonders ſtolz zu ſein. Sie fand es 
nötig, in höchſt wenig parteigenöſſiſcher Weiſe auf den Parteitag den ſtärkſten 
Druck auszuüben, indem ſie erklärte, eine Mißbilligung der Budgetbewilligung 
ſei für ſie unannehmbar, das heißt mit anderen Worten, würde IM fie e ein 
Grund, ihre Mandate niederzulegen. 

Diesmal liegt die Situation aber doch anders. 

Wollten die ſüddeutſchen Abgeordneten dem Parteitag für den Fall ur 
Desavouierung mit der Mandatsniederlegung drohen, würden fie ſich nur 
lächerlich machen. Sind ſie es doch oder ihre Freunde, die an den Parteitag 
appellieren! Wollten ſie gleichzeitig dem Parteitag die Piſtole auf die Bruſt 
ſetzen, ſo erinnerten ſie zu lebhaft an jenen heißblütigen Maler, der einen 
eben gekommenen Freund mit den Worten empfing: „Nun, wie findeſt du 
mein neueſtes Bild? Sage mir ganz ohne Rückhalt deine Meinung. Eben 
war der Müller da, er meinte, diesmal hätte ich mich verhauen. Der Set! 
Ich habe das Rindvieh ſofort hinausgeſchmiſſen!“ ö 

Andererſeits kann man diesmal nicht mehr von einem vereinzelten Falle 
reden, einem übereilten Beſchluß, der ſich nicht ſo leicht wiederholen werde. 
Jetzt haben wir es mit einem wohlerwogenen Vorgehen zu tun und einem 
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[chen, das unter recht wenig kameradſchaftlichen Formen vor ſich ging, die 
wle ſeparatiſtiſche Gelüſte verraten. Die ſüddeutſchen Abgeordneten be⸗ 
rachen ſich darüber in geheimer, nicht bloß geſchloſſener Sitzung. Sicher hat 
de Körperſchaft das Recht, Interna in geſchloſſener Sitzung zu beraten, aber 
it wann bilden die Landtagsabgeordneten der vier ſüddeutſchen Fraktionen 
ſammen eine geſchloſſene Körperſchaft? Haben die Landtagsabgeordneten 
meinſame Angelegenheiten zu beſprechen, jo find das ſolche, die die nord: 
zutſchen ebenſo angehen wie die ſüddeutſchen. Seit wann aber gehört die 
udgetbewilligung zu den gemeinſamen Angelegenheiten, die die ſüddeutſchen 
bgeordneten in corpore intereſſieren, die übrige Partei aber nichts angehen? 
Zenn jede Landtagsfraktion ſelbſtändig iſt und das Recht hat, dem Partei⸗ 
orſtand die Tür vor der Naſe zuzuwerfen, warum das Bedürfnis der Badenſer, 
ch mit den Bayern und Heſſen über ihre Fraktionsſache auseinanderzuſetzen? 
nd warum ſollen die Heſſen von der bayeriſchen Eigenart mehr verſtehen 
B etwa die Thüringer oder Sachſen? Endlich dann gar noch das Gerede 
on der „Berliner Zentralinſtanz“, die ſich in ſüddeutſche Angelegenheiten 
icht einzumengen habe! | 

Und das alles, um ein Vorgehen anzubahnen und zu decken, das von der 
Raffe der Genoſſen als eine Verhöhnung eines Parteitagsbeſchluſſes be⸗ 
‚achtet wird. 

Die Budgetbewilliger und ihre Freunde berufen ſich auf das Organiſations⸗ 

atut, in dem von einer Überwachung der Fraktionen durch den Vorſtand 
ichts ſtehe, ſowie auf den Wortlaut der Lübecker Reſolution, der Ausnahmen 
alafje. Jede Fraktion habe das Recht, dieſen Satz ſo auszulegen, wie es ihr 
ut dünke. 
Parteitagsbeſchlüſſe ſind jedoch keine Staatsgeſetze. Der Staat iſt eine 
zwangsinſtitution, ſeine Geſetze haben den Zweck, einzelnen Individuen und 
laſſen ſeinen Willen aufzuzwingen. Angeſichts der großen ſozialen und per⸗ 
Inlichen Intereſſengegenſätze in der beſtehenden Geſellſchaft gibt es ſtets Inter⸗ 
ſſen, die durch ein Geſetz verletzt werden und die daher alles aufbieten, jede 
lücke, jede ungenaue Wendung im Geſetz herauszufinden, um ihm zu entſchlüpfen. 
Die Partei iſt keine Zwangsinſtitution, ſondern eine Vereinigung Gleich⸗ 
eſinnter zur Erringung gleicher Ziele. Ihre Beſchlüſſe haben nur den Zweck, 
a zweifelhaften Fällen den Genoſſen zu zeigen, wie die Mehrheit denkt, um 
me Einheitlichkeit und Geſchloſſenheit des Handelns zu ermöglichen, ohne die 
ie Kräfte der Kämpfenden ſich zerſplittern und ihre Beſtrebungen zuſchanden 
berden. Da genügt es, daß die Beſchlüſſe klar genug ſind, um den Willen 
er Mehrheit erkennen zu laſſen. | 

Was die Mehrheit des Lübecker Parteitags wollte, daran kann kein Zweifel 
ein, namentlich nach der Begründung, die der Verfaſſer des angenommenen 
Antrags, Bebel, dieſem gegeben, und angeſichts der Vorgänge, die den Antrag. 
geranlaßt hatten. Er wurde auch allſeitig richtig verſtanden, da die ſüd⸗ 
deutſchen Genoſſen hinfort bis vor kurzem von jeder Budgetbewilligung ab⸗ 
ahen. Sollten ſie aber jetzt plötzlich wirklich in Zweifel darüber geraten ſein, 
vie der Lübecker Beſchluß aufzufaſſen ſei, hätten fie erſt recht die Pflicht ge⸗ 
habt, ſich darüber mit dem Parteivorſtand auseinanderzuſetzen. Wenn ſie da⸗ 
gegen den Lübecker Beſchluß einer rabuliſtiſchen Auslegung unterziehen und 
nit ihrem Vorgehen, das ſie auf dieſe Auslegung ſtützen, Partei und Partei⸗ 


orſtand überrumpeln, weil das Organiſationsſtatut derartiges nicht aus⸗ 
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drücklich verbietet, ſo handeln ſie der Mehrheit der Partei und ihrer 
tretung gegenüber nicht wie Genoſſen, ſondern wie Prozeßgegner. 

Und wozu das? Lag der geringſte Anlaß zu der Befürchtung vor, 
Intereſſen des Proletariats könnten geſchädigt werden, wenn die betreffen 
Fraktionen wieder das Budget ablehnten, wie ſie es bisher ſchon ſo oft get 
wobei ſie und unſere Sache gleich gut gediehen waren? Was war plötz 
eingetreten, das eine ſolche unerwartete Schwenkung ohne ee Befr 
der Partei rechtfertigen konnte? 

Die Argumente, die von ſeiten der Budgetbewilliger vorgebracht werden 
ſind nur Ausflüchte oder Entſchuldigungen; irgend einen zwingenden Grund 
gerade diesmal für das Budget ſtimmen zu müſſen, enthält keines. 


2. Staat und Proletariat. 


Die Lübecker Reſolution erklärt, daß eine Zuſtimmung zu dem Budo mn 
ausnahmsweiſe, aus zwingenden Gründen gejchehen dürfe. Daraus 
ſchließen die Verteidiger der Budgetbewilligung, daß ſie keine Frage det 
Prinzips, ſondern bloß eine ſolche der Taktik ſei, denn ein Prinzip laſſe keine 
Ausnahmen zu. 

Wir brauchen uns hier nicht in die etwas ſcholaſtiſche Frage zu vertie 
wo das Prinzip aufhört und die Taktik anfängt. Sicher iſt es, daß unſere 
Taktik nichts anderes iſt als die Anwendung beſtimmter, bleibender Grundſätze 
auf wechſelnde Situationen. Mit einer Veränderung der Situation muß aud 
eine Veränderung der Taktik eintreten, bei allem Wechſel muß ſie aber ein 
einheitliche, ſtets von den gleichen Grundſätzen getragene ſein. 3 

Der Grundſatz, von dem wir in der Frage der Budgetbewilligung aus 
zugehen haben, iſt unſere Auffaſſung vom Staate. Wir betrachten ihn als ein 
Organ der Klaſſenherrſchaft, die Regierungen als die Kommis der herrſchender 
Klaſſen. Darin unterſcheiden wir uns von den Staatsſozialiſten, die im Staat 
eine über den Klaſſen ſchwebende unparteiiſche Macht erblicken, dagegen be 
rühren wir uns in unſerer Auffaſſung des Staates mit den Anarchiſten. Aber 
während dieſe ſchließen, wir hätten uns abſeits vom Staate zu halten, jede 
Berührung mit ihm zu vermeiden, erklären wir das für unmöglich. Und 
ebenſowenig halten wir es für möglich, ihn einfach durch ein unpolitiſche⸗ 
Wirken aufzuheben. Unſere Aufgabe ſehen wir vielmehr darin, die Staats 
gewalt zu erobern, ſie aus einem Organ der beſitzenden Klaſſen in eines da 
beſitzloſen, aus einem Organ der Unterdrückung in eines der Befreiung 51 
verwandeln. 

Von dieſen Grundſätzen aus haben wir unſere Stellung zum Staatsbudge 
zu betrachten. Da der Staat eine Feſtung iſt, die wir erobern wollen, dürfen 
wir ihr während der Belagerung nicht ſelbſt Proviant zuführen, und da win 
möglichſt große Maſſen der Bevölkerung zum Sturme auf dieſe Feſtung mobi 
machen wollen, müſſen wir alles vermeiden, was ihr den Glauben beibringer 
könnte, ſie hätte von der jetzigen Beſatzung Gutes zu erwarten. 0 

Aus beiden Gründen müſſen wir den beſtehenden Regierungen aus 
nahmslos das Budget verweigern. | 

Wie verhält es ſich dann aber mit den Ausnahmen, von denen die Bebelſch⸗ 
Reſolution ſpricht? Wenn man ſie genau betrachtet, wird man finden, daf 
ſie tatſächlich gar keine Ausnahmen von dem 1 auseinandergeſetzten Grund 
ſatz darſtellen. | | | 

| 
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Bebel wies in Lübeck darauf hin, daß er zwei Fälle im Auge hatte, als 
den Satz vorſchlug, ausnahmsweiſe ſolle eine Zuſtimmung zum Budget 
lläſſig fein. Der eine Fall iſt folgender: 

„Im Gothaer Landtag ſitzen neun Genoſſen von uns und zehn Gegner. Nehmen 
ir an, nach der nächſten Wahl iſt es umgekehrt! Dann verlangen wir ſelbſt⸗ 
erſtändlich, daß unſere Genoſſen in Anbetracht ihrer Majorität das Budget nach 
ver Auffaſſung geſtalten, und dann müſſen fie doch auch dem Budget zuſtimmen.“ 
. Das iſt ſicher unbeſtreitbar, nur glaube ich, braucht man dieſen Fall nicht 
ls Ausnahme von der Regel hinzuſtellen. Die Regel bezieht ſich ſelbſt⸗ 
erſtändlich nur auf Budgets, die von gegneriſchen Majoritäten gemacht, 
egneriſchen Regierungen bewilligt werden. Sitzen wir einmal in der Feſtung 
rin, müſſen wir ſie auch verproviantieren. Was hier als Ausnahme er⸗ 
heint, iſt tatſächlich unſer politiſches Ziel. Wir verweigern nicht das 
aatlihe Budget, weil es ein Budget, ſondern weil es ein Budget unſerer 
zegner iſt. Aber wir ſtreben überall nach der politiſchen Macht, nach einem 
zuſtand, in dem wir das Budget nicht nur bewilligen dürfen, ſondern ſogar 
züſſen; nach einem Zuſtand, in dem die Budgetbewilligung durch uns feſte 
tegel wird. 

N Eine Ausnahme von dem Grundſatz, daß wir der Staatsgewalt die Mittel 
erweigern müſſen, ſolange ſie in den Händen der Ausbeuter des Proletariats 
! 

| 

\ 


egt, iſt damit nicht gegeben. 

Und nun der andere Fall. Er wird durch die eigentümliche Steuertechnik 
kancher deutſchen Vaterländer veranlaßt. Dieſer Fall, der zum Beiſpiel in 
heſſen ſchon eintrat, „iſt der, daß ein für die Steuerzahler günſtigeres Budget 
allen kann und ihnen ein ungünſtigeres aufgehalſt wird, wenn unſere Ge⸗ 
‚offen nicht für das erſtere ſtimmen“. 

Das iſt wohl ſo zu verſtehen, daß das alte Budget von ſelbſt in Kraft 
ritt, wenn ein neuvorgeſchlagenes keine Annahme findet. Auch dieſer Fall 
ildet keine Ausnahme von der Regel, denn hier handelt es ſich tatſächlich 
icht um eine Budgetbewilligung. Dieſe ſetzt doch das Recht der Budget⸗ 
Verweigerung voraus. Das beſteht aber in dem gegebenen Falle nicht. Hier 
andelt es ſich nicht darum, ob man das Budget bewilligen oder ablehnen 
oll, ſondern darum, welches von zwei Budgets man vorziehen ſoll. Selbſt⸗ 
erſtändlich das kleinere Übel. 

Eine beſondere Ausnahme für dieſe eigenartige Situation zu ſtatuieren, iſt 
ganz überflüſſig. Niemand unter uns iſt ſo verbohrt, eine Zwangslage, wie 
te angegebene, nicht zu begreifen. 


| 


So verwirft unſere Partei zum Beiſpiel auch prinzipiell jeden Lebens⸗ 
nittelzoll. Trotzdem ſtimmte unſere Reichstagsfraktion den Capriviſchen Handels⸗ 
verträgen zu, die einen Getreidezoll von 3,50 Mark feſtſetzten. Kein ernſthafter 
Bolititer warf ihr deshalb einen Verrat an ihren Grundſätzen vor. Bei jenen 
lbſtimmungen ſtand eben nicht die Beſeitigung jeglichen Getreidezolls in Frage, 
ondern nur die feiner Herabſetzung von 5 Mark auf 3,50 Mark. Stimmten 
imfere Vertreter 1893 bei der Entſcheidung über, den rumäniſchen Handels⸗ 
vertrag gegen den Satz von 3,50 Mark, ſo verhalfen ſie damit dem alten 
Satze von 5 Mark zu weiterem Beſtehen. 

Der Schlußſatz der Lübecker Reſolution kann daher ganz ruhig geſtrichen 
verden, ohne daß die Genoſſen, die mit einem der beiden erwähnten Fälle zu 
un bekommen ſollten, dadurch in Verlegenheit gebracht würden. Weder der 
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eine noch der andere bedingt ein Abweichen von unſerem Grundſatz, daß wi 
dem Staate, ſolange er ein Kommis der beſitzenden Klaſſe iſt, das Budge 
verweigern, wo wir die Möglichkeit dazu haben. Der eine Fall ſetzt ein 
völlige Wandlung des Staates voraus, der a ein Fehlen ie bi} 
jedes Budget abzulehnen. 


3. Die füddeutſche Eigenart. 


Nun meinen freilich manche Genoſſen, die deutſchen Einzelstaaten maß 
doch eine Ausnahme, ſeien ganz eigenartige Gebilde, wie man ſie in der übriger 
Welt nicht wiederfinde. Es ſei richtig, der heutige Staat ſtelle eine Organi 
ſation zur Niederhaltung der arbeitenden Klaſſen dar, aber er ſei das dock 
nicht ausſchließlich. Der Staat habe ſeine ſchlechten und ſeine guten Seiten 
er ſei nicht bloß Unterdrücker, ſondern auch Kulturträger, der Schulen, Spitäler 
Muſeen erhalte, Eiſenbahnen, Landſtraßen, Kanäle, Häfen baue uſw. Im 
Deutſchen Reiche aber ſeien die Verhältniſſe ſo eigenartig, daß die ſchlechten 
Seiten des Staates vom Reichstag kontrolliert würden, feine guten von den 
Einzellandtagen. Sei alſo das Reichsbudget abzulehnen, ſo eee das 
Landtagsbudget. 

Es gibt ſicher keine Einrichtung, bei der man nicht eine gute Seite heit 
finden könnte. Aber Marx hat ſchon hohnvoll darauf hingewieſen, zu welchen 
Unſinnigkeiten man kommt, wenn man vermeint, willkürlich die guten von den 
ſchlechten Seiten trennen zu können. Er zeigte, daß man, wenn man wollte 
auch der Sklaverei eine gute Seite abgewinnen könne, worauf Schippel be 
kanntlich ja aus Marx einen Verfechter der Sklaverei machte. 

Es iſt eine der ſonderbarſten Illuſionen, zu glauben, daß die Einzelſtaater 
Deutſchlands durch die Reichsgründung ihren Charakter als Herrſchafts 
einrichtungen, als Mittel der Klaſſenherrſchaft verloren hätten. Sie hätten 
vollſtändig aufhören müſſen, Staaten zu ſein, hätten vollſtändig bloße Pro: 
vinzen des einen Staates werden müſſen, ohne jede beſondere Regierung, wenn 
ſie einigermaßen dieſen Charakter verlieren ſollten. 

Gewiß iſt eine Arbeitsteilung zwiſchen dem Reiche und den Singelftnne 
eingetreten, aber dabei find die Aufgaben der Niederhaltung des arbeitender 
Volkes viel mehr den letzteren zugefallen als dem Reiche. Ein Republikanen 
und Freidenker könnte weit eher dem Reichsbudget zuſtimmen, das keine Zivil 
liſte und kaum Kultusausgaben kennt (außer etwa für Militärgeiſtliche), al 
den Etats der Einzelſtaaten, die ſehr ſchwer damit belaſtet ſind. Dem Reich 
fällt hauptſächlich die äußere Politik zu, die Vertretung des Reiches nach 
außen ſowie ſeine Verteidigung gegen den äußeren Feind, Aufgaben, von dener 
viele Leute glauben, daß fie allen Klaſſen einer Nation gemeinſam find. 

Dagegen a ee N, ufm., 1 gehören zum Melon 
der Einzelſtaaten: g 
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Endlich ziehen die Einzelſtaaten weit größere Summen aus der Ausbeutung 
von Arbeitern wie das Reich, das nur die Reichspoſt und die paar Reichs 
eiſenbahnen dazu benutzen kann. Wie viel ausgedehnter ſind dagegen die Eiſen 
bahnnetze der größeren Einzelſtaaten, und wie bedeutend fallen für manch 
von ihnen noch Bergwerke, Wälder und anderer Domänenbeſitz finanziell ir 
die Wagſchale! In Bayern bilden die Einnahmen aus den Staatsbetrieben, aljı 
aus der Ausbeültung der Staatsarbeiter, faſt die Hälfte der Staatseinnahmen 


Hf Gute G N be 


. Kautsky: Die Budgetbewilligung. 815 


Wir machen uns anheiſchig, auf jeden Grund, der für die Bewilligung der 
zandesbudgets ins Feld geführt wird, zwei ebenſo triftige für die Bewilligung 
es Reichsbudgets vorzubringen. 

5 Natürlich beweiſen die einen ebenſowenig wie die anderen; das Reich kann 
benſowenig wie die Einzelſtaaten den ſtaatlichen Charakter verleugnen; ſie 
ienen alle den gleichen Zwecken, wenn auch mit verſchiedenen Mitteln und 
uf beſonderen Gebieten. Und um dieſer gleichen Zwecke willen muß man ihre 
Zudgets, ihre Kraftquellen, in gleicher Weiſe behandeln. 

Andere Verfechter der ſüddeutſchen Budgetbewilligung legen auch auf dieſen 
gunkt kein Gewicht. Sie ſehen die Eigenart ihrer Landtage nicht im Unter⸗ 
chied der Einzelſtaaten vom Reiche, ſondern in dem Unterſchied zwiſchen Süd 
ind Nord. Der Süden ſei weiter fortgeſchritten, in ihm herrſche mehr Frei⸗ 
heit, und darum müſſe die Taktik dort eine andere ſein. Was im preußiſchen 
der ſächſiſchen Landtag ſelbſtverſtändlich, ſei völlig unangebracht in einem 
üddeutſchen. 

In dieſer Behauptung ſteckt ein Körnchen Wahrheit, aber ein ſehr kleines. 
daß das Proletariat in Süddeutſchland mehr Bewegungsfreiheit und ſtaats⸗ 
hürgerliche Rechte beſitzt und die Sozialdemokratie in den Landtagen an⸗ 
tändiger behandelt wird, kann man wohl zugeben. Wenn das bewirkt, daß 
auch auf unſerer Seite ein weniger ſchroffer Ton angeſchlagen wird, ſo wird 
ich dagegen kaum etwas einwenden laſſen. Aber von einem höflichen Tone 
dis zur Budgetbewilligung iſt ein weiter Schritt, den zu gehen das bißchen 
nehr Freiheit in keiner Weiſe zwingt. 

Die Freiheit iſt ein ſehr relativer Begriff. Wenn man überall, wo man 
mehr Freiheit“ hat als in einem anderen Lande, das Budget bewilligen 
müßte, dürfte es nirgends verweigert werden; denn das reaktionärſte Land 
nit einem Parlament, das Budgets bewilligen und ablehnen darf, beſitzt 
mmer noch „mehr Freiheit“ als ein ganz abſolutiſtiſch regiertes Land. Dann 
müßten auch die preußiſchen Sozialdemokraten das Budget bewilligen, weil 
ie „mehr Freiheit“ haben als die Ruſſen. Am Ende könnte man auch noch 
die Erwartung, welche die „Fränkiſche Tagespoſt“ der bayeriſchen Budget⸗ 
bewilligung entgegenbringt, auf eine preußiſche ausdehnen, ſie werde „auf⸗ 
ſtachelnd“ auf den Zaren wirken, feinem Volke ebenſoviel Freiheit zu geben, 
wie ſie Preußen hat, und eine „äußerſt wirkſame politiſche Demonſtration 
gegen jene Staaten bilden, die noch nicht die beſcheidenſten Anſätze zu einer 
beſſeren Entwicklung zeigen“. 

Sucht man einen Maßſtab dafür, ob die Sozialdemokratie eines Landes 
mit ſeiner Staatsgewalt zufrieden ſein darf oder nicht, ſo iſt er nicht in dem 
Vergleich mit anderen Staaten zu ſuchen, die das Proletariat noch ärger 
kujonieren, ſondern nur in den Bedürfniſſen des Proletariats ſelbſt. Jede 
Staatsgewalt iſt zu bekämpfen, welche dieſen Bedürfniſſen nicht entspricht. 
Und eine Staatsgewalt braucht dem Proletariat deswegen nicht weniger ge⸗ 
fährlich zu ſein, weil ſie ihr Herrſchaftsgeſchäft in urbanere Formen kleidet. 
Die franzöſiſche Republik iſt ſicher noch ein freieres Land als die bayeriſche 
Monarchie, und der regierende franzöſiſche Radikalismus ſicher kein ſchlimmeres 
Regime als die bayeriſche Pfaffenherrſchaft. Trotzdem lehnen unſere franzöſiſchen 
Genoſſen das Budget ab, und mit Recht. 

In der Erklärung, durch welche die bis dahin feindlichen Fraktionen des 
franzöſiſchen Sozialismus ihre Einigung bekräftigten (Dezember 1904), heißt es: 
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„Die ſozialiſtiſche Fraktion im Parlament hat der Regierung alle Mittel zu 
verweigern, die die Herrſchaft der Bourgeoiſie ſichern und ſie am Ruder erhalten; 
fie muß daher alle Forderungen für den Militarismus, für koloniale Eroberungs⸗ 
politik und für Geheimfonds verweigern und das Geſamtbudget ablehnen. 
Sollten außergewöhnliche Umſtände ein Abgehen von dieſer Regel erheiſchen, darf 


die Fraktion nicht ohne Zuſtimmung der Partei vorgehen.“ I 


Regelmäßig ſtimmen in Frankreich die geeinigten Sozialiſten gegen 
das Budget. Dafür ſtimmen von den als Sozialiſten gewählten Abgeordneten 
nur Renegaten und Deſerteure, denen die Freiheit der Meinungsäußerung, 
des Kuhhandels und des Prinzipienverrats höher ſteht als die Parteidisziplin 


und der Wille des organiſierten Proletariats. 


Der politiſche Unterſchied zwiſchen Süd und Nord, das bißchen mehr 
politiſche Gemütlichkeit im Süden, rechtfertigt daher keineswegs die Budget⸗ 
bewilligung im Süden. Aber freilich, wenn auch keine Rechtfertigung, ſo bietet 


er doch die pſychologiſche Erklärung für fie. 


Die Mehrheit unſerer ſüddeutſchen Parlamentarier und ihrer Freunde lebt 


in dem Wahne, Süddeutſchland ſei höher entwickelt als Norddeutſchland. Die 
Norddeutſchen ſeien Barbaren mit barbariſchen Kampfmethoden. Dieſe mögen 
einem rückſtändigen Lande wie Preußen angepaßt ſein, für Kulturländer wie 


die ſüddeutſchen Staaten paßten ſie nicht. Es ſei aber verkehrt, daß das rück⸗ 


ſtändige Land, weil es die Mehrheit beſitze, dem höher entwickelten ſeine ver⸗ 


alteten Kampfesmethoden aufzwingen wolle. Schlimm genug, daß die Nord- 
deutſchen von den Süddeutſchen nicht lernen wollen, wie man fruchtbringende, 
poſitive Arbeit leiſtet, aber zum wenigſten dürften dieſe doch verlangen, daß 


ſie dabei nicht geſtört werden. Und ihr Beiſpiel komme der Geſamtpartei zu⸗ 


gute, denn ſtets iſt es das höher entwickelte Land, von dem das rückſtändige 


lernt und ſeine Methoden des Arbeitens und Kämpfens nimmt. 


Dieſer Gedankengang iſt ſehr ſchön, aber er ſteht und fällt mit der Be⸗ | 
hauptung, daß der Süden Deutſchlands höher entwickelt ſei als der Norden. 
Worauf ſtützt ſich dieſe? Offenbar auf die größere politiſche Gemütlichkeit oder 


„Freiheit“ in Süddeutſchland. Aber nichts irriger als der Glaube, das höher N 


entwickelte Land ſei auch ſtets das freiere. Die alte bürgerliche Geſchichts⸗ 
ſchablone ſetzt wohl an den Anfang der hiſtoriſchen Entwicklung den Deſpotis⸗ 
mus und meint, von da an marſchiere die Menſchheit geradlinig der Demo⸗ 
kratie entgegen, aber ſo einfach iſt der Geſchichtsverlauf nicht. 


Am Anfang der Entwicklung ſteht vielmehr die Demokratie. Das Auf⸗ 


kommen der Klaſſengegenſätze führt zum Aufkommen der Staatsgewalt, die je 
nach dem Charakter der herrſchenden Klaſſen die mannigfachſten Formen an⸗ 
nehmen kann. Wo ein Gleichgewichtszuſtand zwiſchen den verſchiedenen Klaſſen 
eintritt oder wo die herrſchenden Klaſſen zu unfähig oder zu faul werden, um 


die Arbeit des Regierens ſelbſt zu leiſten, aber keine der beherrſchten Klaſſen 


die Kraft hat, die Staatsgewalt zu erobern, da nimmt dieſe leicht den Charakter 
des Abſolutismus eines Herrſchers an, der ſich auf Berufsſoldaten und Bureau⸗ 
kraten ſtützt. | 

So finden wir im Römerreich auf dem Höhepunkt feiner Entwicklung nicht 


den Fortſchritt von Abſolutismus zu Demokratie, ſondern umgekehrt deren 


Überwindung durch den Cäſarismus. Und ſpäter ging in Weſteuropa das 
Aufkommen des Abſolutismus Hand in Hand mit dem Aufkommen der Bour⸗ 


geoiſie. Erſt als der induſtrielle Kapitalismus eine beſtimmte Höhe erreicht 
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hatte, wurden manche Schichten der Bourgeoiſie gegen den Abſolutismus 
rebelliſch, der den Feudaladel ſtützte und dadurch die kapitaliſtiſche Entwick⸗ 
lung hemmte. Wer dieſes Stadium der Geſchichte als die Geſamtgeſchichte 
betrachtet, der kann allerdings ſagen, daß ihr Gang vom Deſpotismus zur 
politiſchen Freiheit geht. Aber die höchſtentwickelten Staaten unſerer Zeit ſind 
bereits in ein neues Stadium eingetreten, infolge des Erſtarkens des Prole— 
tariats und der Abſchwächung des Gegenſatzes zwiſchen induſtrieller Bourgeoiſie, 
Finanzkapital und Großgrundbeſitz, die immer mehr identiſche Intereſſen be⸗ 
kommen. In den höchſtentwickelten Stadien wird der Bourgeoiſie die Demo⸗ 
kratie immer unbequemer; ſie braucht dieſe nicht, um die Staatsgewalt zu be⸗ 
herrſchen, die ihr ohnedies untertan iſt. Die Demokratie kann da nur noch 
Mittel ſein, und wird es immer mehr, die politiſche Organiſation und Macht⸗ 
entfaltung des Proletariats zu fördern — des Todfeindes der kapitaliſtiſchen 
| Ausbeutung. 
Sn den höchitentwidelten Staaten ſehen wir daher ein Stocken der demo: 
kratiſchen Entwicklung, vielmehr eine Vermehrung des Anſehens und der Macht 
der Regierungen. Man ſucht, wo das Proletariat ſchon zu ſtark iſt, es mit⸗ 
unter noch zu beſchwichtigen durch materielle Konzeſſionen, etwa Alterspenſionen, 
aber man hütet ſich wohl, ſeine politiſchen Rechte zu erweitern. England 
und Frankreich denken nicht daran, obwohl ſie zurzeit radikale Regierungen 
haben; die engliſchen Arbeiter warten noch immer aufs allgemeine Wahlrecht, 
die franzöſiſchen Gemeinden noch immer auf die Befreiung von der bureau— 
kratiſchen Bevormundung der Zentralregierung. Hier wie dort wachſen die 
Funktionen und die Machtmittel der Regierungen. Die gleiche Erſcheinung 
finden wir in den Vereinigten Staaten. 

Wollen wir raſche Fortſchritte der Demokratie beobachten, müſſen wir von 
Weſteuropa nach dem Oſten gehen. 
Sicher iſt der reine Abſolutismus unvereinbar mit den Lebensbedingungen 
einer entwickelten kapitaliſtiſchen Geſellſchaft. Wo er ſich behauptet, hindert 
er deren Entwicklung. Wo dieſe ſich entwickelt, verliert er den Boden unter 
den Füßen. Damit iſt aber keineswegs geſagt, daß die kapitaliſtiſche Ent⸗ 
wicklung innerhalb des konſtitutionellen oder parlamentariſchen Staates, den 
ſie braucht, ſtetig die Rechte und Freiheiten der großen Volksmaſſen erweitert. 
Im Gegenteil, von einem gewiſſen Punkt an entwickelt ſie die entgegen⸗ 
geſetzte Tendenz. Wie weit es dieſer gelingt, ſich durchzuſetzen, hängt dann 
ſelbſt wieder von mannigfachen Faktoren ab, vor allem von der Kraft der 
Staatsgewalt, der Kraft des Proletariats, der allgemeinen hiſtoriſchen Situa⸗ 
tion. Der Grad der politiſchen Freiheit, deſſen ſich ein Land erfreut, iſt alſo 
ö ein Produkt ſehr wechſelnder Verhältniſſe; er kann für ſich allein durchaus 
nicht als Maßſtab der höheren oder geringen Entwicklung eines Landes gelten. 
| Wenn die ſüddeutſchen Staaten beſſere Wahlbeſtimmungen zum Landtag 
und mehr Bewegungsfreiheit der Volksmaſſen haben, ſo beweiſt das noch lange 
nicht, daß dieſe Staaten höher entwickelt ſind als der Norden. 
Die entſcheidende Grundlage alles geſellſchaftlichen Lebens iſt die Okonomie. 
Sie gibt auch den entſcheidenden Maßſtab für die Entwicklungshöhe eines 
Landes an. Die Daten der Wirtſchaftsſtatiſtik ſprechen aber eine andere Sprache 
als die der bloßen politiſchen Geſchichte. 
Wir können leider nur die Ziffern von 1895 benützen, da die der jüngſten 
Zählung noch nicht jo weit publiziert find, um eine allſeitige Vergleichung 


| 


| 
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zu ermöglichen. Aber daß ſich der Süden ſeit 1895 wirtſchaftlich weit raſcher 
entwickelt hätte als der Norden, wird wohl niemand behaupten. Die Distanz 
zwiſchen beiden dürfte ſich nicht erheblich geändert haben. 2 
Vor allem finden wir in Süddeutſchland eine bedeutend ftärtere land 
wirtſchaftliche Bevölkerung wie im Norden. 
Von je 10000 Erwerbstätigen gehörten 1895 zur Landwirtſchaft in 


Sachſen 18670 Bayern A 
Preußen. 3611 | Württemberg . . 44433 
Reich 36 Baden 


Die agrariſchſte der preußiſchen Provinzen, Poſen, zählte pro Zehntauſend 
Erwerbstätigen 5771 in der Landwirtſchaft; dagegen Niederbayern 6235. 
Auch der Kleinbetrieb iſt im Süden noch ſtärker als im Norden. Man 
zählte Selbſtändige pro 10000 Erwerbstätigen in: * | 


Landwirtſchaft Induſtrie a 
Sachſen san B26BA 2389 „ ee 
Preußen p; 2370 3 
Reich;; ne 249 0% 
Baerns 2946 „ 
Württembeer sz 3022 e 
Baden 3833 2451 


Dasſelbe Bild zeigt die Gewerbeſtatiſtil Von je 1000 e ber 
ſonen arbeiteten in Betrieben mit 7 
bis 5 Perſ. 6 bis 50 Berl. 51 bis 200 Perf. über 200 0 Perſ. 3 | 


Saale. nr. All 264 180 142 0 
Preußen 404 | 237 136 173 1 
Reiß, 239 140 146 ö 
Dany u Do 220 110 109° ( 
Württemberg. . 537 209 186 iss 
Baden 448 "= 245 178 129 a 


Dieſe Zahlen genügen Ion. zu zeigen, daß der Süden erheblich hinter de | 
Norden ökonomiſch zurück iſt. Wohl beſitzt er die ältere Kultur. Aber als der 
ökonomiſche Schwerpunkt im Zeitalter der Entdeckungen vom Becken des Mittel⸗ 
meeres in das des Atlantiſchen Ozeans verlegt wurde, da traf dies den 
Süden Deutſchlands härter als den Norden, und dieſer ſah ſeine Entwicklung 
vollends begünſtigt ſeit dem Aufkommen der Großinduſtrie durch ſeinen Beſitz | 
an Kohle und Eiſen, die dem Süden fait gänzlich fehlen. Am wenigſten 
blieb dabei induſtriell Baden zurück, dank dem Rhein; am meiſten Bayern, 
abgeſehen von der ebenfalls am Rhein gelegenen Pfalz und dem Sach ſen be⸗ 
nachbarten Franken. | 

Dieje induſtrielle Rückſtändigkeit hemmt auch die Entwicklung der Klaſſen⸗ 
gegenſätze im Süden. Mehr als anderswo beherrſcht dort im allgemeinen 
noch das Fühlen und Denken des Kleinbürgertums die geſamte Bevölkerung. 
Sind doch auch die Proletarier wie die Kapitaliſten dem Kleinbürgertum und 
dem Kleinbauerntum entſproſſen und bewahren noch lange deſſen Denkweisen. 
Das Denken folgt ja nur langſam der ökonomiſchen Entwicklung. Im öko⸗ 
nomiſchen Leben können ſich die Klaſſengegenſätze zwiſchen Proletariern und 
Unternehmern ſehr ſcharf zugeſpitzt haben, und doch können ſich beide, wenn 
ſie derſelben Schicht, dem Kleinbürgertum entſtammen, in Lebensgewohnheiten 
und Neigungen, in Geſelligkeit und Politik immer noch nahe ſtehen. Je 
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mehr dies der Fall, deſto ſchwieriger die ſozialiſtiſche Agitation, deſto mehr 
verdienen ihre Erfolge Anerkennung, deſto näher aber auch die Gefahr, die Be⸗ 
deutung der Klaſſengegenſätze zu unterſchätzen und eine Politik des Zuſammen⸗ 
wirkens der Klaſſen einzuſchlagen, die bei kleinen Fragen eine Zeitlang Erfolg 
haben kann, aber um ſo gründlicher bei jeder ernſten Frage Bankrott machen muß. 
Nicht minder als die ökonomiſche Rückſtändigkeit wirkte aber auch die 
Schwäche der Staatsgewalt im Süden bisher darauf hin, die politiſchen 
Kämpfe der Klaſſen zu mildern. Dieſe Schwäche iſt nicht etwa die Folge 
einer beſonders ſchlauen, ſtaatsmänniſchen Politik der Sozialdemokratie, die 
ihre Gegner entwaffnet, ſondern viel älteren Datums. Sie entſtammt der 
Zeit der franzöſiſchen Revolution und Napoleons. Die drei großen ſüddeutſchen 
Dynaſtien koalierten ſich damals mit dem „korſiſchen Eroberer“, halfen ihm, 
die Fremdherrſchaft in Deutſchland zu begründen, wofür ſie mit konfiszierten 
Gebieten von Reichsſtädten, Bistümern, Abteien, Reichsfürſten und Reichs⸗ 
grafen reich beſchenkt wurden. Als aber die napoleoniſche Macht zuſammen⸗ 
brach, verloren ſie jeden Halt. Von den deutſchen Patrioten wurden ſie gehaßt 
als Landesverräter, von den mediatiſierten Adeligen als Räuber. Sie fanden 
nicht, wie die Könige Preußens, im Adel eine kraftvolle Stütze gegen die unteren 
Klaſſen, ſondern vielmehr erbitterte Gegner. Da blieb ihnen nichts übrig, als im 
Volk eine Stütze zu ſuchen, bei Kleinbauern und Kleinbürgern, denen aber die 
Bureaukratie auch nicht volle Freiheit geben wollte. So wurde im Süden an 
Stelle der brutalen Niedertretungspolitik des Nordens die des Lavierens, Ver⸗ 
mittelns und Beſchwichtigens traditionell. Ein wirklich parlamentariſches 
Regime entwickelte ſich im Süden ebenſowenig wie im Norden, hier wie dort 
blieben die Miniſter die Diener der Könige, aber ſie zogen es vor, durch ſüß⸗ 
liches Lächeln ſtatt durch barſches Einſchüchtern die Parlamente nach ihrem 
Willen zu gängeln. 
Sie ſcheuten ſich um ſo weniger vor der „Demokratie“, vor dem allgemeinen 
Wahlrecht und anderen Volksrechten, je beſſer ſie die Maſſe ihres Volkes 
kannten, die Kleinbürger und Kleinbauern. Die waren für ſie nicht zu fürchten, 
| viel eher die oberen Klaſſen, zuerſt der Adel, dem die Regierungen in der napo⸗ 
leoniſchen Zeit zu viel genommen hatten, ſpäter die Bourgeoiſie, die der Klein⸗ 
ſtaaterei widerſtrebte, nach einem einigen Deutſchland verlangte. Gegen dies 
Streben bot gerade der kleinbürgerliche und kleinbäuerliche Partikularismus 
ein willkommenes Gegengewicht. In dieſem Punkte waren es direkt reaktionäre 
| Tendenzen, denen die ſüddeutſche „Volksfreiheit“ diente. 
Wie wenig ſie wirklich demokratiſchem Fühlen und Denken entſprach, er⸗ 
ſieht man daraus, daß dieſelben ſüddeutſchen Regierungen, die bei ſich zu 
Hauſe etwas in Demokratie machten, gleichzeitig für Geſamtdeutſchland die 
| Reaktion begünftigten, immer Anlehnung bei einer reaktionären Großmacht 
ſuchten, ehedem vornehmlich bei Oſterreich, ſeit 1866 natürlich bei Preußen, 
deren volksfeindliche Tendenzen ſie unterſtützten. Ja, ſie wagen es nur des⸗ 
halb, jo „freiheitlich“ zu ſein, weil ſie eine ſtarke und brutale Staatsgewalt 
hinter ſich fühlen, die im Notfall eine gefährliche Volksbewegung gewaltſam 
niederwerfen kann, wie es 1849 die Preußen mit dem badiſchen Aufſtand 
machten. Trotz aller gelegentlichen Friktionen findet die preußiſche Reaktion 
bei den „demokratiſchen“ ſüddeutſchen Regierungen die wärmſte Unterſtützung. 
Es iſt alſo nur einesteils die ökonomiſche Rückſtändigkeit und andernteils 
eine in beſonderen hiſtoriſchen Verhältniſſen begründete Schwäche der Staats⸗ 
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gewalt und deren Traditionen, worin die ſüddeutſche Freiheit beruht. Damit 
iſt ſchon ausgeſchloſſen, daß die ſüddeutſchen Methoden jemals vorbildlich 
für den Norden werden könnten, daß der Süden dem Norden den Weg weiſt. 
Im Gegenteil, je weiter die Entwicklung vor ſich geht, deſto mehr werden 
auch die herrſchenden Klaſſen Süddeutſchlands die nordiſche Ungemütlichkeit 
annehmen. Der induſtrielle Fortſchritt geht ja auch dort weiter, ja es ift ſehr 
wahrſcheinlich, daß die Elektriſierung der Waſſerkräfte gerade das ſo agrariſche 
Südbayern recht raſch induſtrialiſiert. Das bedeutet aber nicht nur eine Ver⸗ 
mehrung des Proletariats, ſondern auch ſeine zunehmende Loslöſung von 
kleinbäuerlichen und kleinbürgerlichen Denkformen, gleichzeitig aber auch eine 
Vermehrung der Zahl großer Kapitaliſten und eine Verſtärkung des ſcharf⸗ 
macheriſchen Geiſtes unter ihnen, endlich ein Wachſen ihres Einfluſſes auf 
die Staatsgewalt. Da wird dieſer bald die traditionelle Gemütlichkeit aus⸗ 
getrieben werden. Die Regierung kann ja nicht immer, wie ſie will. Bülow 
möchte ſeinem Temperament nach auch am liebſten in ſüddeutſcher Manier 
regieren, aber jene Schichten erlauben es ihm nicht, die tatſächlich das Heft 
in der Hand haben, die Junker und Scharfmacher. | N 

Hat Bayern freilich keine Junker zu erwarten, jo wird doch auch dort die 
Zahl und der Einfluß der Scharfmacher im Staate mit dem fortſchreitenden 
Kapitalismus raſch zunehmen. Nicht Süddeutſchland, ſondern Norddeutſch⸗ 
land zeigt den Weg, den die Entwicklung im Deutſchen Reiche geht, wie auch 
deſſen Geſchicke im Norden, nicht im Süden entſchieden werden. \ | 

Es gibt kaum eine ſchlimmere Illuſion als die, zu glauben, daß die augen⸗ 
blickliche politiſche Gemütlichkeit Süddeutſchlands den Beginn einer neuen Ara 
darſtelle, die auch neue Kampfesmethoden der Sozialdemokratie und ein Auf⸗ 
geben ihrer bisherigen Haltung erheiſche. Wer ſolche Illuſionen hat, wird 
nur zu bald bittere Enttäuſchungen erleben. 1 


1 


4. Pofitive Politik. 

Aber nicht nur für die Zukunft bedeutet die Politik des Entgegenkommens 

zu den herrſchenden Gewalten, die ihren Ausdruck in der Budgetbewilligung 
findet, eine Irreführung des Proletariats, das mit trügeriſchen Erwartungen 
erfüllt und auf falſche Bahnen geleitet wird, ſie iſt auch ein Fehler ſchon vom 
Standpunkt bloßer Gegenwartspolitik gemeſſen. 7 
Es gibt keine Staatsgewalt, die nicht von Zeit zu Zeit in die Lage käme, 
Maßregeln vorſchlagen oder unterſtützen zu müſſen, die für das Proletariat 
oder einzelne ſeiner Schichten Vorteile bringen. Die Gründe dafür können 
der verſchiedenſten Art ſein. Es kommt vor, daß eine Klaſſe oder Partei 
politiſche oder ſoziale Vorteile für ſich nicht erlangen kann, ohne daß ſie gleich⸗ 
zeitig dem Proletariat zugute kommen. Oder ſie ſucht das Proletariat für ſich zu 
gewinnen, ihren Zwecken dienſtbar zu machen, es dem Einfluß der ſozialiſtiſchen 
Parteien zu entreißen, was ebenfalls am beſten durch einzelne Konzeſſionen 
geſchieht. Namentlich kleinbürgerliche reaktionäre Parteien, die dem Großkapital 
feindlich gegenüberſtehen, tragen wenig Bedenken, auf dieſe Weiſe proletariſchen 
Stimmenfang zu treiben. Am eheſten findet man ſolche Politik bei einem neuen 
Regime, das ſich noch nicht ſicher im Sattel fühlt, ſowie dort, wo das Prole⸗ 
tariat wie die Sozialdemokratie ſchon ſtark genug geworden ſind, daß die bürger⸗ | 
lichen Parteien und Regierungen mit ihnen rechnen müſſen, aber noch nicht ſo 
ſtark, um als eine unmittelbare Gefahr für die bürgerliche Welt zu erſcheinen. 
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Konzeſſionen dieſer Art bilden wichtige Etappen für den Fortſchritt des 
Proletariats, wo es nicht weit genug iſt, der geſamten Staatsgewalt aus 
eigener Kraft ſeinen Willen aufzuzwingen. Es wäre unſinnig, wollte die 
Sozialdemokratie ſolche Konzeſſionen deshalb zurückweiſen, weil ſie vom Feinde 
ſtammen und nur deshalb gegeben werden, um das Proletariat einzuſchläfern, 
in Sicherheit zu wiegen oder zu ſpalten und dadurch ſeinen Klaſſenkampf zu 
lähmen. Das Beſtehen und die Agitation der Sozialdemokratie ſelbſt iſt 
ein mächtiger Antrieb zu derartigen Konzeſſionen; ſie leiſtet in dieſer Art 
„poſitive“ Arbeit, auch in jenen Fällen, in denen ſie nicht direkt den Anſtoß 
dazu gibt. 


N 


loſigkeit vorausſetzt. Man hat nicht dem Proletariat die Meinung beizu⸗ 
bringen, mit dem Gegebenen ſei nun ungeheuer viel erreicht, ſondern zu zeigen, 
| inter dem zurückbleibt, was im Intereſſe des Proletariats zu 


Und man muß die Motive aufdecken, denen die Konzeſſion ent⸗ 
ſprin ſo das Proletariat davor hüten, in den Regierungen und den 


der att geſcheht, da werden fabſt vi 

Wo das nicht geſchieht, da werden ſelbſt die ſchönſten und beſten Re⸗ 
formen nur zu leicht zu Feſſeln, die das Proletariat an die bürgerlichen Par⸗ 
teien ketten, es mit Zutrauen zu ihnen erfüllen und damit ſeinen Fortſchritt 
lähmen. Das Beiſpiel Englands ſpricht laut genug. 

Die ſozialiſtiſche Budgetbewilligung als Anerkennung der Verdienſte der 
Regierung und der Parlamentsmajorität um das Proletariat muß in gleicher 
Richtung wirken. 

Sehen wir uns zum Beiſpiel Bayern an. Die Partei, die dort tatſächlich 
regiert, iſt das Zentrum. Sie hat eine Anderung des Wahlrechtes durch⸗ 
geſetzt, mit Hilfe der Sozialdemokratie. Wie wenig ſie dabei von Arbeiter⸗ 
freundlichkeit und demokratiſchen Anſchauungen geleitet war, zeigen die Ver⸗ 
ſchlechterungen, die ſie an die Gewährung der direkten Wahl knüpfte: die 
Hinaufſchiebung der Altersgrenze der Wahlberechtigung und andere Be⸗ 
ſtimmungen, die das induſtrielle Proletariat ſchädigen und den agrariſchen 
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Elementen ins Unabſehbare die Mehrheit im Landtag ſichern. Wenn trotzden 
unſere bayeriſchen Genoſſen für dieſe Wahlreform ſtimmten, ſo durfte mar 
annehmen, daß fie es nur mit ſchwerem Herzen taten, weil fie glaubten, daf 
die Verbeſſerungen doch überwogen. Aber ſoweit von Verbeſſerungen zu 
reden war, durfte man ſie ſicher nur dem Umſtand zuſchreiben, daß auf andere 
Weiſe das Zentrum eine Majorität nicht zu ergattern wußte, keineswegs aber 
einem Entgegenkommen an die Bedürfniſſe des Proletariats. 1 
Jetzt aber haben unſere bayeriſchen Abgeordneten das Budget bewilligt, aus: 
drücklich mit dem Hinweis auf die große „Errungenſchaft“ des direkten Wahl⸗ 
rechtes zum Landtag. 5 
Daneben werden rühmend erwähnt „erhebliche Beiträge für die Auf 
beſſerung der Arbeiter in Staatsbetrieben, der Lehrer und Beamten“. * 
Ja, iſt das etwas ſo Außerordentliches? Solche „Aufbeſſerungen“ gehen 

in der ganzen Welt vor ſich angeſichts der allgemeinen Teuerung. Die kom⸗ 
mende Seſſion wird ſie wohl auch im Reiche und in Preußen bringen. Sie 
ſind unerläßlich, ſoll nicht der Notſtand der vom Staat Bedienſteten allzu 
ſkandalös werden. | | A 4 
In Bayern kommt aber noch ein Umſtand dazu. Die Partei, die dort die 
abſolute Mehrheit beſitzt, das Zentrum, iſt die einzige deutſche bürgerliche 
Partei, die ſich auf größere Arbeitermaſſen ſtützt. Die Arbeiterdemagogie 
ſpielt bei ihr eine große Rolle. Da kann ſie nicht umhin, dort, wo ſie zur 
Mehrheit kommt, wenigſtens etwas für die Arbeiter zu tun. Sie muß ihre 
proletariſche Demagogie um ſo eifriger betreiben, da ſie augenblicklich im Reiche 
in die Oppoſition gedrängt iſt, nicht die Unterſtützung der Reichsbureaukratie 
für ſich hat und auch in Bayern daher in höheren Regionen, ſowie bei libe⸗ 
ralen Bureaukraten und Bourgeois auf manche Widerſtände ſtößt. Da gilt 
es, ſich um ſo mehr eine Stütze in den breiten Volksmaſſen zu ſchaffen. | 
Was jetzt das Zentrum und die von ihm gegängelte Regierung in Bayern 
tun, taten ehedem in den achtziger Jahren des vorigen Jahrhunderts in 
Oſterreich Taaffe und ſpäter in Wien der chriſtlichſoziale Lueger. Aber es iſt 
den öſterreichiſchen Sozialdemokraten noch nie eingefallen, Taaffe und Lueger 
dafür ihre Anerkennung auszuſprechen. Sie bekämpften den einen wie den 
anderen vielmehr auf das lebhafteſte, weil beide eifrig an der Verpfaffung 
Oſterreichs arbeiteten. Die Sozialdemokratie will eben nicht bloß ein paar 
Arbeiterkategorien ein paar Pfennige Lohn mehr verſchaffen, ſie will das ge⸗ 
ſamte Proletariat von jeglichem Drucke befreien, von geiſtiger Knechtung wie 
von ökonomiſcher, und wer jene vermehrt, muß ihren heftigſten Widerſtand 
finden, auch wenn er die Verdummung der Proletarier mit etwas erhöhten 
Löhnen einiger von ihnen bezahlt. i . 5 
An Verdummungs⸗ und Verpfaffungstendenzen kann es aber die augen⸗ 
blickliche Mehrheit des bayeriſchen Landtags mit dem reaktionärſten Regime 
aufnehmen, jene Mehrheit, die dem Budget ſeinen Charakter gibt und die 
vom Budget lebende Regierung beherrſcht. Namentlich die Schulpolitik dieſes 
Regimes iſt ſkandalös. 5 | 3 
| 


Kein friſch aus Preußen verſchriebener Urbayer, ſondern ein echter Bayer, 
Ludwig Thoma, brandmarkt dieſe Politik aufs kräftigſte in einem Artikel 
es „März“ (Juli dieſes Jahres) über den Fall des Lehrers Beyhl, den der 
bayeriſche Kultusminiſter wegen einiger Artikel in der „Freien Schulzeitung“ 
; 4 — 


gemaßregelt hatte. 
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Thoma ſchreibt: 


| „Während ſich unſere Beamtenſchaft im Umlauf von zwanzig Jahren zur will- 
ährigen Dienerin der klerikalen Herrſchaft entwickelte, hat die Lehrerſchaft ſich von 
hren Einflüſſen völlig . Sie führt einen Kampf, den jeder einzelne 
ke eigenen Leibe verjpürt. . 

„Das Zentrum gründete einen Gegenverein. 

„Wieder ſcheiterte ihm die Mühe. Man kann ſich denken, daß es eine Gelegen⸗ 
geit zur Rache ſuchte. 
„Die bot ſich, als man jetzt zur allgemeinen Aufbeſſerung der Beamten ſchritt. 
F „Es iſt bezeichnend für den Geiſt der Partei, daß fie pekuniäre Mittel an- 
vendet, wo ihr alle anderen verſagt haben. Und ebenſo bezeichnend, daß ſie die 
Macht des Geldgebers mit einer Plumpheit herauskehrt, deren ſich der gewiſſen⸗ 
oſeſte Unternehmer ſchämen würde. Seit Monaten ſpielt das Zentrum mit den 
Hoffnungen der Lehrer, benützt ihre materiellen Sorgen zu widerlichen Vorſtößen 
= politiſche Freiheiten und bietet mit ſchamloſer Offenheit Geld gegen Ge— 


innungen. 

„Und wieder erhielt es eine Abſage. 

„Die Wut der Partei bringt der Herr v. Wehner (der Kultusminiſter) zum 
bea, wie es ſein Dienſtverhältnis (zum Zentrum) verlangt. 
| „Dabei ſpielt er die beleidigte Autorität und erzählt dem Lande, daß er die 
Würde der Staatsregierung zu wahren habe, während er der Rachſucht der 
Landtagsmehrheit das gehorſame Werkzeug abgibt.“ 


Dias beſtätigte der bayeriſche Abgeordnete Genoſſe Timm in einer Münchener 
Verſammlung. Er rühmte ſich, die Fraktion habe ber der Regierung 
mit ihrer Kritik nicht zurückgehalten: 

„Dies trifft beſonders zu auf den Etat Anton v. Wehners, genannt der Unter 
hachinger , mit dem wir manch ernſten Kampf auszufechten hatten, weil er als ge⸗ 
treuer Schildknappe des gegenwärtig übermächtigen Zentrums handelte. 
Wir haben ſein Verhalten gegen den Volksſchullehrer Beyhl als unverſchämt be⸗ 
zeichnet und ihn als ärgſten Reaktionär rückſichtslos bekämpft.“ 


Rückſichtslos bekämpft dadurch, daß fie ihm ohne Rückſicht auf den 
Lübecker Beſchluß den Etat bewilligten. So rückſichtslos haben bisher ſtets 
die Liberalen die Regierung bekämpft, gegen die ſie ſprachen, um für ſie zu 
en. 

Der Weg, den unſere ſüddeutſchen Parlamentarier jetzt einſchlagen wollen, 
um „poſitiv“ zu wirken, ihn ſind die Liberalen vor ihnen gegangen, mit genau 
den gleichen Argumenten. Der „poſitive“ Erfolg ihrer „Realpolitik“ war der, 


daß ſie gründlich auf den Hund gekommen ſind und die Macht ihrer Gegner 


ſteigerten. Und der ſozialdemokratiſchen „Realpolitik“ droht der gleiche „Erfolg“. 

Es gibt keine Partei in Deutſchland, deren Demagogie dem Proletariat 
gefährlicher wird als das Zentrum, keine, der man ſchärfer auf die Finger 
ſehen, deren Heuchelei man mehr brandmarken muß! 

Tut nichts, unſere Abgeordneten bewilligen das Budget. Ohne Not, denn 
die Gehaltsaufbeſſerungen waren ſchon bewilligt und hingen nicht von der 
Budgetabſtinmung ab. 

Sie bewilligen es gerade jetzt, wo das Zentrum die abſolute Mehrheit im 
Landtag hat; gerade jetzt ſehen ſich die ſozialdemokratiſchen Abgeordneten dazu 
gedrängt, der Landtagsmehrheit ihre Anerkennung auszuſprechen, dieſe ſcharfen, 
unerbittlichen Kritiker, die bisher das Budget ſyſtematiſch ablehnten! Sie 

bewilligen es in der demonſtrativſten Weiſe, im Gegenſatz zu ihrer bisherigen 
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Haltung, unter Mißachtung eines Parteitagsbeſchluſſes. Sie bemonftrieren 
gegen die eigene Partei, um für das Zentrum zu demonſtrieren. 

Das Zentrum darf mit unſeren bayeriſchen Abgeordneten zufrieden jein 
Es wird nicht verfehlen, den katholiſchen Arbeitern jene Abſtimmung als eir 
glänzendes Zeugnis dafür vorzuführen, was es für die Arbeiter dort leiſtet 
wo es an der Macht iſt. 

Mögen unſere Abgeordneten noch ſo ſcharfe Reden gegen das Zentrun 
halten, die Wirkung dieſer Abſtimmung wird damit nicht wettgemacht. Dig 
Maſſe der katholiſchen Arbeiter lieſt dieſe Reden nicht, und Taten ſind 15 
eindrucksvoller als Worte. 

Selbſt wenn man eine Prinzipienpolitik verlacht und die Politik als eir 
Geſchäft betrachtet, muß man die Budgetbewilligung für einen Akt großen 
Kurzſichtigkeit erklären. Welcher kluge Geſchäftsmann wird Reklame mac 
für die Konkurrenz! 

So unbegreiflich die ſüddeutſchen Budgetbewilligungen vom Standpunk 
der Prinzipienpolitik ſind, ſie ſind nicht minder unbegreiflich vom Stand 
punkt bloßer Erfolgs politik, wenn dieſe ein bißchen weitſichtig ſein ſong 


5. Wahlkreispolitik. 


So bleibt nur ein Geſichtspunkt zu ihrer Betrachtung übrig: der de 
MWahlfreis- oder Mandatspolitik — der niedrigſte von allen. 

Von dieſem Standpunkt aus haben die ſüddeutſchen Abgeordneten freiltß 
vielfach einen ſchwierigeren Stand als die meiſten norddeutſchen. Sie haben 
in der Regel mehr als dieſe mit kleinbürgerlichen Wählern und kleinbürger 
lichen Auffaſſungen unter einem Teile der proletariſchen Wähler zu rechnen 

Der Kleinbürger iſt bekanntlich der Mann des Einerſeits und Andererſeits 
Von Haus aus iſt er demokratiſch und oppoſitionell, dort, wo er mit den 
Kleinbauern die große Volksmaſſe bildet, aus der die Regierungen und herr: 
ſchenden Klaſſen jo viel wie möglich herauspreſſen. Wo er ſich ſtark fühl! 
und die Staatsgewalt ſchwach, da erhebt er trotzig gegen dieſe ſein Haupt 
und ſucht ſie ſich dienſtbar zu machen. Daher finden wir in Süddeutſchland 
im neunzehnten Jahrhundert eine ſtarke demokratiſche, ja republikaniſche Be⸗ 
wegung, die den Regierungen nicht bloß Budgets verweigert, ſondern ſie unter 
Umſtänden ſogar gewaltſam zu ſtürzen ſucht. Namentlich gilt das von Baden 
das ja, wie wir geſehen, von den ſüddeutſchen Staaten der induſtriellſte iſt 
und überdies bis 1871 an das ſo rebellionenreiche Frankreich grenzte. Auch 
die bayeriſche Pfalz hat eine anſehnliche demokratiſche Geſchichte. 

Aber neben der demokratiſchen und oppoſitionellen Seele lebt im Klein; 
bürgertum auch eine ſervile — nicht immer im gleichen Individuum, aber 
innerhalb der gleichen Klaſſe. Das gilt namentlich von Deutſchland mit ſeiner 
Kleinſtaaterei und Kleinſtädterei, die nirgends ein Kleinbürgertum von einer 
Kraft erſtehen ließ, wie ſie das von Rieſenſtädten wie London und Paris zeit 
weiſe erlangen konnte. Auf kleine Verhältniſſe beſchränkt, iſt der politiſche 
Horizont des Kleinbürgers ebenſo niedrig wie ſein Kraftgefühl gering, und 
erſcheint ihm nur zu leicht die Regierung als eine übermächtige Einrichtung, 
erſcheinen ihm aber auch vom Kirchturmſtandpunkt aus Erleichterungen, die 
er von der Regierung auf Koſten der Nachbarn gewinnen kann, ebenſo wert⸗ 
voll wie ſolche, die er im Verein mit dieſen den herrſchenden Mächten ab⸗ 
zutrotzen vermag; jene Erleichterungen aber ſind ihm meiſt lieber, da ſie keine 
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Zefahr und Mühe in ſich ſchließen. Endlich, je kleiner er ſich ſelbſt fühlt, 
yefto mehr überſchätzt er die Regierung, deſto bedeutender erſcheint ihm alles, 
vas dieſe für ihn tun könnte, wenn fie nur wollte. 

Diieſelben Kleinbürger, die ſich heute gegen den Militarismus ereifern, weil 
x ihnen unerſchwingliche Steuern auferlegt, petitionieren morgen um eine 
Barniſon, die in ihr Städtchen verlegt werden ſoll. Sie brandmarken die 
Allmacht der Regierungen, gegen die das Volk ſich zuſammenſcharen müſſe, 
ind betteln beim Miniſter darum, er möge ihrem Städtchen und nicht den 
Nachbarn eine Brücke oder Landſtraße bewilligen. 

Die politiſche Unzuverläſſigkeit und Wankelmütigkeit des Kleinbürgertums, 
her jo mancher unvermittelte Umſchlag von Revolution zu Reaktion, von er⸗ 
hitterter Oppoſition zu überſchwenglichſter Hurraſtimmung zuzuſchreiben iſt, 
hört indes in den letzten Jahrzehnten inſofern immer mehr auf, als die An⸗ 
‚Alle von oppoſitionellem Radikalismus im Kleinbürgertum ſich immer ſeltener 
einſtellen und die Servilität immer mehr ſeine dauernde Gemütsſtimmung 
vird. Je mehr das Kleinbürgertum ökonomiſch verkommt, deſto mehr fühlt 
3 ſich kampfesunfähig, deſto mehr wächſt aber auch ſeine Abneigung, ja ſein 
Widerwille gegen das Proletariat und deſſen Klaſſenkampf. Dieſes war jedoch 
bisher ſein einziger Verbündeter und ſeine beſte Rückenſteifung in ſeiner poli⸗ 
tiſchen Oppoſition geweſen. Mehr als je bedarf das Kleinbürgertum der Hilfe 
des Staates, aber weniger als je fühlt es ſich ſtark genug, ſie zu erkämpfen. 
Es ſucht ſie immer mehr zu erſchmeicheln, durch Gefälligkeiten und Gegen⸗ 
dienſte zu erdienern. 

Oppoſitionelle Politik wird ihm immer unverſtändlicher; ſie iſt „negierende“, 
„unfruchtbare“ Politik. „Fruchtbar“, „poſitiv“ ſchaffen kann nach ſeiner 
jetzigen Anſchauung in der Politik nur, wer ſich mit der Regierung zu ver⸗ 
ſtändigen weiß nach der Maxime des Kuhhandels. Dieſe Maxime iſt die des 
Zentrums, ihr hat ſich jetzt auch die freifinnige Demokratie unterworfen. Die 
Blockpolitik, lächerlich und unbegreiflich vom Standpunkt nicht nur der Prin⸗ 
zipien⸗, ſondern auch der Erfolgspolitik, wird bloß begreiflich von dem der 
Mandatspolitik. Die kleinbürgerlichen bisher demokratiſchen Wähler ſind der 
Oppoſition müde. Sie wollen „Erfolge“ ſehen, wollen, daß ihre Vertreter 
„politiſchen Einfluß“ in den Miniſterien gewinnen, und das, glauben ſie, iſt 
nur möglich für Leute, die den Miniſtern auch etwas zu bieten gewillt ſind. 
„Mann mit zugeknöpften Taſchen, 

| Dir tut niemand was zulieb. 

Ko Hand wird nur von Hand gewaſchen, 

N Wenn du nehmen willſt, jo gib.“ 

Den Miniftern etwas geben, ihnen das Budget bewilligen, das erſcheint 
in den Augen der kleinbürgerlichen und der kleinbürgerlich denkenden Wähler 
als eine unentbehrliche Vorbedingung des Nehmens. Sie „verſtehen“ die Be⸗ 
deutung einer Budgetverweigerung nicht mehr. 

Als eine Wirkung dieſer gerade in den letzten Jahren ſtark zutage tretenden 
Schwenkung des Kleinbürgertums nach rechts müſſen wir auch die jetzige ſüd⸗ 
deutſche Budgetbewilligung auffaſſen. Eine ſo ſtarke Tendenz überträgt ſich 
bei großem geiſtigen Einfluß des Kleinbürgertums ganz unwillkürlich aus 
den Reihen der Wähler auch in die der Gewählten. Die jetzige ſüddeutſche 
Budgetbewilligung iſt eine Parallelerſcheinung zur Blockpolitik. Die „Hotten⸗ 
tottenwahlen“ mögen nicht ohne Einfluß auf fig geweſen ſein. 
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Auf jeden Fall hat fie diesmal eine weit größere Bedeutung als ihre Vor 
gänger. Wenn früher in den Landtagen hier und da von ſozialiſtiſchen Frak 
tionen ein Budget bewilligt wurde, ſo geſchah es wohl zum Teil unter ähn 
lichen Stimmungen wie denen, die jetzt zur Budgetbewilligung führten, zun 
Teil aber aus Geringſchätzung des Landtags. In den erſten Jahrzehnten des 
Reiches bildete der Reichstag namentlich für uns Sozialdemokraten der 
Mittelpunkt des politiſchen Intereſſes. Die Landtage erregten daneben nich 
viel mehr Aufmerkſamkeit als etwa die Stadtverordnetenverſammlungen 
größerer Städte. Erſt ſeitdem Bismarck in den letzten Jahren ſeiner Regie 
rung, als er ſah, er könne gegen das allgemeine Wahlrecht nicht aufkommen 
die Landtage wieder in den Vordergrund ſchob, ſind ſie von Jahr zu Jahr 
an politiſcher Bedeutung gewachſen und werden ihre Abſtimmungen immer 
mehr zu hervorragenden politiſchen Akten oder mindeſtens Demonſtrationen 

Wenn heute, namentlich nach den Beſchlüſſen von Frankfurt und Lübeck, 
eine ſozialdemokratiſche Landtagsfraktion einer gegneriſchen Regierung das 
Budget bewilligt, kann das nicht mehr als eine geringfügige oder gleichgültige 
Sache angeſehen werden, wie das vor zwanzig Jahren ſicher noch der Fall 
war. Heute bedeutet das eine Demonſtration, eine Demonſtration gegen die 
Politik der geſamten deutſchen Sozialdemokratie, eine Demonſtration, deren 
moraliſcher Erfolg nur unſeren Gegnern zugute kommt. In die Partei wirft 
dieſe Demonſtration den Keim zu Zwiſt und Desorganiſation. \ 

Damit gefährdet fie ſchließlich ſelbſt den einzigen Erfolg, den ſie haben 
könnte, den der Mandatspolitik. | ö 

Nicht im Kleinbürgertum, auch nicht im kleinbürgerlich fühlenden Prole⸗ 
tariat ruht die Wurzel unſerer Kraft und auch unſerer Wahlerfolge, ſondern 
im klaſſenbewußten, kämpfenden Proletariat, ſeiner Begeiſterung, ſeiner Hin⸗ 
gabe für unſere Sache. Das Klaſſenbewußtſein aber ebenſo wie die Begeiſte⸗ 
rung werden nicht geweckt, ſondern gelähmt durch eine Politik des Anerkennens 
der Arbeiterfreundlichkeit unſerer Gegner, die im Anerkennen gegneriſcher 
Budgets ausgedrückt wird. 4 

Und darum weg mit jeder Bewilligung eines Budgets, das nicht das 
Budget einer ſozialdemokratiſchen Mehrheit iſt! 8 a 


\ 


Wir und das Zentrum. | 
Von Jean Meerfeld. 


„Nicht der Liberalismus, ſondern die Sozialdemokratie iſt der größte 110 
gefährlichſte Feind des Zentrums.“ So oder ſo ähnlich ſprach am Abend der 
Landtagswahlſchlacht der Abgeordnete Trimborn in einer großen Zentrums⸗ 
verſammlung in Köln. In Zentrumsgefilden klingt das, was Herr Trimbe 
am 3. Juni pathetiſch verſicherte, ſchon gemeinplätzlich, und doch kann, 1 
gerade unter der jetzigen parteipolitiſchen Konſtellation, unſer Verhältnis zum 
Zentrum nicht oft und eindringlich genug erörtert werden. Die Nr. 41 dieſer 
Zeitſchrift enthält einen Artikel von Wilhelm Gewehr: „Die Landtagswahlen 
im Ruhrrevier und unſere Stellung zum Zentrum“. Der Verfaſſer beſpricht 
darin die Unterſtützung, die die Sozialdemokratie in zwei Wahlkreiſen des 
Ruhrgebiets dem Zentrum gewährt hat, und deren Erfolg war, daß dem 
Zentrum im Kampfe mit den Nationalliberalen zwei weitere Mandate zu⸗ 
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ſielen. Genoſſe Gewehr verwirft dieſe Unterſtützung aus prinzipiellen und aus 
taftiichen Gründen. Er will namentlich in Anbetracht der Parteiverhältniſſe 
m rheiniſch⸗weſtfäliſchen Induſtriegebiet von unſerer „grundſätzlichen Klaſſen⸗ 
politik“, die die Ausſpielung der einen bürgerlichen Partei gegen die andere 
berbiete, nicht abweichen; und er macht außerdem rein taktiſche Gründe geltend, 
die uns von einer Unterſtützung gerade des Zentrums abhalten ſollten. 

In der Beurteilung des Zentrums beſtehen zwiſchen dem Genoſſen Gewehr 
und mir keine Meinungsverſchiedenheiten. Die ſozialdemokratiſchen Partei⸗ 
blätter Rheinland⸗Weſtfalens und auch die führenden Genoſſen außerhalb der 
Redaktionen ſind ſich über den reaktionären Charakter des Zentrums, ſeine 
Verſchlagenheit, ſeine politiſche Unehrlichkeit völlig eins, und auch wohl darüber, 
daß das Zentrum in Weſtdeutſchland unſer bei weitem gefährlichſter Gegner 
iſt. Als bei den jüngſten Reichstagswahlen der ſozialdemokratiſche Partei⸗ 
vorſtand eine dem Zentrum günſtige Stichwahlparole ausgab, und die Zeitung, 
an der ich als politiſcher Redakteur tätig bin, jene Parole als verfehlt an⸗ 
griff, fand dieſe Stellungnahme die grundſätzliche Billigung der ſämtlichen mit 
dem Zentrum im Kampfe liegenden weſtdeutſchen Parteiblätter. Ebenſo all⸗ 
gemein iſt in Rheinland⸗Weſtfalen in unſeren Reihen das Gefühl der Un⸗ 
behaglichkeit über die jetzige Parteikonſtellation im Reichstag, die das Zentrum 
in die Oppoſition und damit an die Seite der Sozialdemokratie gedrängt hat. 
Nicht wegen der Oppoſitionsrolle an ſich, zu der das Zentrum ſich verurteilt 
ſieht, ſondern weil unſere Fraktion am Zentrum einen Bundesbruder bekommen 
hat, deſſen Geſellſchaft der Partei praktiſch nichts nützt und ſie nach außen 
hin lediglich kompromittiert. Wir in Rheinland⸗Weſtfalen haben das ſchon 
während des Reichstagswahlkampfes auskoſten müſſen und empfinden es je 
länger je mehr. Aber nicht allein wir: auch unſere mitteldeutſchen Genoſſen 
wiſſen ein Lied davon zu ſingen, wie verhetzend das Schlagwort von der 
ſchwarzroten Verbrüderung im Wahlkampf gewirkt und das Urteil der Wähler 
getrübt hat. Ich bin nicht der erſte, der feſtſtellt, daß in den rein proteſtan⸗ 
tiſchen Gebieten Mitteldeutſchlands die Sozialdemokratie ſehr darunter gelitten 
hat, daß mit ihr zugleich das Zentrum in der Oppoſition ſtand und von un⸗ 
ehrlichen Gegnern beharrlich als eine mit der Sozialdemokratie verbündete 
reichsfeindliche Partei ausgeſchrien wurde. Das Zentrum war nicht erreichbar 
und nicht zu treffen; getroffen wurde die Sozialdemokratie, die mit Mandaten 
die Zeche bezahlen mußte. Das war für Mitteldeutſchland eine empfindliche 
Fernwirkung einer unglücklichen Parteikonſtellation. 


Was iſt das Zentrum? — Die Sozialdemokratie kann freilich darauf ver⸗ 
zichten, ſich immerfort an dem kindlichen liberalen Sport zu beteiligen, unter 
allen Umſtänden und je nachdem mit Gründen knifflichſter Art den kon⸗ 
feſſionellen Charakter des Zentrums beweiſen zu wollen. Dieſe Dauerarbeit 
kann ſie getroſt der „Kölniſchen Zeitung“ und ihrem nationalliberalen Troß 
überlaſſen, die ſolche Schnüffelei um jo eifriger betreiben, je mehr ſie an 
reaktionärer Geſinnung zunehmen und alſo unfähig werden, den klerikalen 
ö Feind mit den blanken Waffen des wirklichen Liberalismus zu bekämpfen. 
Dieſe Kampfesmethode nicht in den Vordergrund ſtellen, iſt nun allerdings 
durchaus nicht gleichbedeutend mit einem Verzicht auf die Kennzeichnung und 
Bekämpfung der Kulturfeindlichkeit des Zentrums, wie ſie am klarſten 
0 zutage tritt in den kirchen⸗ und ſchulpolitiſchen Beſtrebungen dieſer Partei. 


ö 
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Die Sozialdemokratie fußt in ihrer Weltanſchauung auf der Wiſſenſchaft 
vertritt moderne Erziehungsgrundſätze und iſt in dieſen Fragen vom Zentrum 
durch eine unüberbrückbare Kluft getrennt. Von dieſen Weltanſchauungsfragen 
und den Kämpfen um die Jugend hört der Reichstag nicht allzuviel. Die 
Praktizierung kirchen⸗ und ſchulpolitiſcher Grundſätze iſt ſeiner Kompetenz zum 
allergrößten Teile entrückt, aber um ſo heftiger tobt der Streit in den Einzel⸗ 
landtagen, vereinzelt auch in den Kommunen. Auch die preußiſchen Genoſſen 
werden ja — dank der Wahl der Sieben — in Zukunft mehr als bisher den 
Fragen dieſer Art ihre Aufmerkſamkeit zuwenden können. Es wäre eine jeht 
erfreuliche Nebenwirkung unſeres Landtagswahlſiegs, wenn dadurch zugleich 
das Verſtändnis für die ungemein große Bedeutung dieſer Gebiete des Kultur⸗ 
lebens in unſeren Reihen eine Förderung erführe. 

Beim Zentrum ſtehen die Weltanſchauungsfragen ſtets und überall im 
Vordergrund. Eine kleine Exkurſion in ſeine Geſchichte mag zur Stütze dieſer 
Behauptung dienen. Als im Juli 1870 Peter Reichenſperger i in der „Kölniſchen 
Volkszeitung“ ſeine Vorſchläge zur Bildung einer neuen Partei (des ſpäteren 
Zentrums) formulierte, ſtanden an der Spitze kirchen⸗ und ſchulpolitiſche Forde⸗ 
rungen. Als Programmſatz 1 ſchlug Reichenſperger vor: „Aufrechterhaltung 
der durch die preußiſche Verfaſſungsurkunde gewährleiſteten Selbſtändigkeit 
der Kirche in Ordnung und Verwaltung ihrer Angelegenheiten, insbeſondere 
auch hinſichtlich Bildung und Entwicklung kirchlicher Geſellſchaften“; und als 
Programmpunkt 2: „Abwehr aller gegen den konfeſſionellen Charakter 
des Volksunterrichtes gerichteten Beſtrebungen und Angriffe zur Sicherung 
der heiligſten Rechte der chriſtlichen Familie, ſowie endlich Verwirklichung der 
verfaſſungsmäßig verheißenen Unterrichtsfreiheit.“ An dritter Stelle wurde 
dann Aufrechterhaltung des föderativen Charakters des Norddeutſchen Bundes 
gefordert, an vierter Stelle forderte Reichenſperger Dezentraliſation der Ver⸗ 
waltung und Verwirklichung der Selbſtverwaltung in Gemeinde, Kreis 
und Provinz, an fünfter und letzter Stelle Verminderung der Ausgaben 
für das Militärweſen, ſowie Beſchränkung der aktiven Dienſtzeit in der 
Armee. Die fürſorglich an die Spitze geſtellten kirchen⸗ und ſchulpolitiſchen 
Forderungen entſprachen dem klerikalen Geſellſchaftsideal, deſſen letzte Kon⸗ 
ſequenzen ſie freilich noch nicht zu ziehen wagten; die zwei letzten Forderungen 
waren, wie Profeſſor Martin Spahn, der Sohn des bekannten Zentrums⸗ 
führers, in ſeiner leſenswerten Schrift über das deutſche Zentrum ausdrücklich 
bemerkt, politiſch⸗liberaler Art, ſie waren dem Klerikalismus weſensfremd und 
wurden dem damaligen liberalen Arſenal als volkstümliche Agitationsmittel 
entlehnt. Für ſolche Dinge hat man im Zentrum von jeher eine gute Witte⸗ 
rung gehabt. Eine im ſelben Monat des Jahres 1870 in Eſſen abgehaltene 
Verſammlung der katholiſchen Vereine Rheinland⸗Weſtfalens nahm das 
Reichenſpergerſche Programm grundſätzlich an, ergänzte es aber inſofern, als 
ſie der erſten Gruppe noch den „unbedingt feſtzuhaltenden chriſtlichen Charakter 
der Ehe“ (ſoll heißen der Schließung der Ehe) einfügte, die Forderung der 
Verkürzung der Dienſtzeit als angeblich zu doktrinär ſtrich und dann erſt dem 
Programm als Schwänzchen ein paar ebenſo zahme wie unklar formulierte 
ſozialpolitiſche Forderungen anfügte. Man verlangte in Eſſen eine neue, 
gerechte Verteilung der Steuern, „namentlich in Hinſicht auf die Über⸗ 
bürdung des Arbeiters“, und die „Beſeitigung der ſozialen Mißſtände 
und Förderung aller Intereſſen des Arbeiterſtandes durch eine geſunde chriſt⸗ 
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he Geſetzgebung“. Dieſe beiden Forderungen, ſo ſchreibt Martin Spahn, 
deuteten „eine entſchiedene Abſage an den populären Liberalismus, durch 
elche die Vereine in der emporblühenden Induſtrieſtadt der Parteibildung 
m ferneren Weg freimachten”. 

Es waren alſo, wie auch Spahn ziemlich unverblümt zugibt, lediglich 
arteitaktiſche Gründe, die die katholiſchen Vereine zu der Aufnahme 
zialpolitiſcher Forderungen beſtimmten; die neue Parteibildung ſuchte ſich 
egen den Liberalismus ſcharf abzugrenzen und verfiel darum auf die Me⸗ 
hode, ihn bei ſeinem Mancheſtertum zu faſſen und ihre Plattform auf das 
en liberalen Anſchauungen ſtracks zuwiderlaufende ſozialpolitiſche Gebiet aus⸗ 
dehnen. Man ärgerte damit den Liberalismus, gewann ein namentlich in 
en Induſtriebezirken vortrefflich wirkendes Agitationsmittel gegen ihn und 
rauchte vorderhand nicht zu befürchten, daß Regierung und Parlaments⸗ 
nehrheit zur Verwirklichung ſolcher Forderungen die Hand bieten würden. 
die gleiche Methode wandte 1873 Windthorſt an, als er, lediglich um den 
überalen Verlegenheiten zu bereiten, die Übertragung des Reichstagswahlrechts 
uf den preußiſchen Landtag beantragte. Der Eſſener Verſammlung folgte 
im 28. Oktober eine Verſammlung in Soeſt, auf der unter hervorragender 
Mitwirkung des jetzigen Prälaten Dr. Hülskamp das ſogenannte Soeſter Wahl⸗ 
programm zuſtande kam, das ſich die Eſſener Formulierung im weſentlichen 
meignete und nur noch eine mittelſtändleriſche Extrawurſt einfügte. Auf 
hieſes Soeſter ſowie das von Reichenſperger aufgeſtellte ſogenannte Kölner 
Programm wurden im November für den preußiſchen Landtag mehr als 
fünfzig Abgeordnete gewählt; dieſe traten zu einer ausgeſprochen katholiſchen 
Fraktion zuſammen und gaben ſich auf Savignys und Auguſt Reichenſpergers 
Borſchlag den Namen Zentrumsp artei. Dieſer Name ging auch auf den 
Reichstag über. Erſt ſpäter, als der feine Kopf Windthorſt die Führung des 
Zentrums übernommen hatte und als kluger Stratege die Baſis der Partei 
zu erweitern trachtete, erſetzte man die konfeſſionelle Flagge durch das Aus⸗ 
hängeſchild der „rein politiſchen Partei“. Dieſe äußere Wandlung iſt gar 
manchen, auch Hermann v. Mallinckrodt, ſehr wider den Strich gegangen. An 
der Zuſammenſetzung der Fraktionen änderte der Firmentauſch nur inſofern 
etwas, als ein Vierteldutzend orthodoxe Proteſtanten naiv genug waren, ihnen 
als Hoſpitanten beizutreten; draußen im Lande blieb das Zentrum die katholiſch⸗ 
konfeſſionelle Partei, und wie wenig ſich ſogar die Parteiorganiſationen irritieren 
ließen, zeigt der Umſtand, daß die badiſchen und die bayeriſchen Zentrums⸗ 
organiſationen ſich erſt Ende der achtziger Jahre entſchließen konnten, die 
Komödie mitzufpielen und ſich hinfort politiſch⸗interkonfeſſionell zu nennen. In 
Köln iſt noch heute das Zentrum nach Pfarrbezirken organiſiert. Hinzugefügt 
muß werden, daß der Partikularismus der mußpreußiſchen katholiſchen Rhein⸗ 
länder und der Süddeutſchen zu der konfeſſionellen Geſtaltung mitwirkte, und 
ebenſo, daß ſich hinter der ideologiſchen religiöſen Hülle die materiellen Be⸗ 
ſtrebungen agrariſcher und kleinbürgerlicher Schichten verbargen, die denn 


N auch vom Zentrum je länger je mehr gefördert wurden. Die Führer waren 


geſcheit genug, um einzuſehen, daß das Himmelsmanna allein nicht als Partei⸗ 
kitt genügte, daher konſtituierten fie ſich als wirtſchaftliche Intereſſenvertretung 
ö er heute naturgemäß reaktionär gerichteten Agrarier und Kleinbürger. Bei 
dieſer Verquickung klerikal⸗muckeriſcher und wirtſchaftspolitiſch⸗reaktionärer Be⸗ 
ſtrebungen iſt es bis heute geblieben; ſehr vieles am Zentrum hat ſich im 
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Laufe der Jahre geändert, nicht geändert aber hat ſich ſein durchaus reaktic 
närer Charakter. a 

Auf die Entſtehungsgeſchichte des Zentrums bin ich etwas näher eir 
gegangen, weil ſie gleichſam der Schlüſſel zum Verſtändnis dieſer merkwürdige 
Partei iſt. Wir haben alſo geſehen: an der Spitze des Programm 
ſtanden die ſchul⸗ und kirchenpolitiſchen Forderungen. Und dabe 
iſt es in der parlamentariſchen Praxis bis heute geblieben. Volksrechte, un 
mögen ſie noch ſo wichtig ſein, ſind dem Zentrum allemal feil gegen Kon 
zeſſionen auf dem Gebiete des Kultus und des Unterrichts. Es war durchau 
konſequent und der Ausfluß ſeiner kirchen⸗ und ſchulpolitiſchen Beſtrebungen 
daß das Zentrum im jüngſten Landtagswahlkampf die Bündniſſe mit den Kon 

ſervativen zu rechtfertigen ſuchte mit der Begründung: viel näher als di, 
Wahlrechtsfrage gehe ihm die Sorge, den Einzug eines Liberalen 
ins Kultusminiſterium zu verhindern. Ganz folgerichtig rangieren auch 
im Zentrumsprogramm die ſteuerpolitiſchen und ſozialpolitiſchen Forderunger 
hinter den konfeſſionellen, und die einen hat das Zentrum ebenſo zähe ver 
folgt wie auf die anderen gleichmütig gepfiffen. Seit der Schaffung jenes Pro: 
gramms iſt die Steuerbelaſtung des Arbeiters anſtatt vermindert ſo ziemlick 
verzehnfacht worden, wohlgemerkt unter Mitwirkung, teilweiſe ſogar unter 
Führung des Zentrums; — dem Moloch Militarismus hat es von dem Tage 
an, da es zur Regierungspartei aufſtieg und ſogar den Präſidentenſtuhl be⸗ 
ſetzen durfte, jedes verlangte Opfer gehorſam in den Rachen geworfen und 
auf dieſe Weiſe gezeigt, wie ernſt ihm ſeine Forderung der Verminderung der 
Militärlaſten war; und jeder politiſche Abeſchütze weiß, daß das zur Hauptſache 
den reaktionärſten Volksſchichten entſtammende Zentrum in Arbeiterfragen 
keinen Finger gerührt haben würde, wenn es nicht heilloſe Furcht bekommen 
hätte vor dem wachſenden Einfluß, den die Sozialdemokratie auch auf die 
Arbeiter katholiſchen Bekenntniſſes erlangte. Das läßt ſich an geradezu un⸗ 
zähligen Beiſpielen nachweiſen, und auch ich habe ſeinerzeit in dieſer Zeitſchrift 
(1905, Heft 17 und 18) unter dem Titel: „Beiträge zur klerikalen Arbeiter 

politik“ etliches Material zur Beurteilung der ſozialpolitiſchen Triebkräfte des 

Zentrums beigebracht. Auf die untergeordnete Bedeutung, die der Sozial⸗ 

politik in der Tätigkeit des Zentrums zukommt, weiſt Martin Spahn in dem 

bereits erwähnten Buche ausdrücklich hin. Er ſchildert kurz die a | 
des Volksvereins für das katholiſche Deutſchland im Jahre 1890 und ſagt 
da unter anderem: „Das politiſche Verſtändnis, das die Leitung des Volks⸗ 
vereins zeigte, einerſeits, die Energie der Zentrumsleitung in dieſen wie in 
den folgenden Jahren andererſeits beugte auch der Gefahr vor, daß die 
Partei nun unter Vernachläſſigung der Verfaſſungsfrage doch 
noch ſoziale Volkspartei wurde.“ | 9 
Wir vergeſſen zu ſchnell. Seit dem 13. Dezember 1906 iſt das Zentrum | 

Oppoſitionspartei. Was es vor dieſem Tage faſt ein Dutzend Jahre lang 

geweſen iſt: ein unterwürfiger Regierungslakai, der gegen gute Be⸗ 

lohnung für die ſchuftigſten Taten zu haben war, daran erinnert ſich ſchon bald 
niemand mehr. Und jedermann weiß, daß das Zentrum den Konflikt mit der 

Regierung beileibe nicht gewollt hat, im Gegenteil — Erzberger hat es öffent⸗ 

lich eingeſtanden — wegen der geringfügigen Differenz recht gerne mit ſich 

hätte reden laſſen. Der Wille zum Bruch war nur auf Seite der Regierung 
vorhanden. Das Zentrum hat zwar die Zwangsoppoſition dazu benützt, bei 
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m demokratiſch gerichteten Teil ſeiner Anhänger, das ſind vor allem die 
rbeiter, ſein ſtark verblichenes Renommee als „einzig wahre Volkspartei“ 
jeder aufzuſriſchen, es hat aber umgekehrt der unbezwingbaren Sehnſucht 
ich den Regierungsfleiſchtöpfen immerfort heftigen und verächtlichen Ausdruck 
geben. Siehe die jüngſten Angebote anläßlich der Reichsfinanznöte! An eine 
mernde Oppoſitionsſtellung glaubt ja auch kein einziger ſeiner Führer. Spahn 
gt in ſeiner Schilderung der Entſtehung der Partei: „Daran aber dachte man 
z der Gründung nicht oder nicht ernſtlich, daß man eine dauernde Oppoſitions⸗ 
ellung mit der Front gegen die Regierung beziehen werde. Die Aufgaben, 
ie das Programm bezeichnete, waren von einer Oppoſitionspartei nicht in 
Angriff zu nehmen.“ Das gilt heute, wo der Kulturkampf längſt begraben 
t und die Exiſtenzgrundlagen des Zentrums ſich ſtark verſchoben haben, in 
och weit höherem Maße als damals. 

Auch die Stellung des Zentrums zu einer Reform des preußiſchen 
gandtagswahlrechts ſollte uns davor bewahren, in dieſer Partei eine ernſt⸗ 
‚afte Vorkämpferin der Volksrechte zu erblicken. Tatſächlich iſt nichts ſo wider⸗ 
bärtig wie das Spiel, das vom Zentrum mit dieſer zurzeit wichtigſten inner⸗ 
olitiſchen Forderung getrieben wird. Ein kleiner Teil der Abgeordneten mag 
ven Fraktionsantrag ernſt nehmen und ſeine Annahme wünſchen; der weitaus 
wößere, reaktionäre Teil aber ſähe viel lieber die Konſervierung der Drei⸗ 
laſſenſchande, als eine wirkliche Demokratiſierung des Wahlrechts und der 
Volksvertretung. Darum befolgt man denn lediglich die alte Zentrums⸗ 
nethode, den drängenden proletariſchen Wählern — die übrigen rühren ſich 
nicht oder ſind mit dem jetzigen Wahlrecht zufrieden — durch ein geſchicktes 
Manöver Sand in die frommen Augen zu ſtreuen, und erhofft im übrigen 
von der Vorſehung und der preußiſchen Regierung mitſamt ihrem Landtag, 
daß ſie die Gefahr eines wirklich demokratiſchen Landtagswahlrechts glücklich 
abwenden werden. In dieſer ſtillen Wahlrechtsfeindſchaft iſt auch der Grund 
zu ſuchen, warum das Zentrum die Entfachung einer mächtigen Wahl— 
rechtsbewegung unter ſeinem Anhang ſo beharrlich ablehnt, trotzdem auch 
die katholiſchen Arbeiterblätter dieſe Volksbewegung gefordert und als das 
einzige Mittel bezeichnet haben, das im Wahlrechtskampf zum Ziele führen 
könne. Wenn freilich die „Germania“ (19. Januar 1908) in einer Polemik 
gegen die Sozialdemokratie ſchreibt: „Das Zentrum kann zur Not mit jedem 
Wahlrecht auskommen“ — ſo iſt das allerdings nur mit einem Körnchen Salz 
als richtig hinzunehmen. Denn ein allzu plutokratiſches Wahlrecht iſt auch 
dem Zentrum nicht mehr förderlich, und es hat beiſpielsweiſe im preußiſchen 
Landtag erſt eine „Reform“ des Gemeindewahlrechts in dem Sinne der Stärkung 
der zweiten Wählerklaſſe durchſetzen müſſen, bevor ihm die Eroberung der 
| Rathausmehrheit in Köln gelingen konnte. Aber noch ſchärfer grenzt ſich das 
Wahlrechtsintereſſe des Zentrums nach unten hin ab. Völlige politiſche Rechts⸗ 
gleichheit kann das Zentrum nicht gebrauchen; es weiß, daß ſeine reaktionären 
Beſtrebungen im freien Wettbewerb der Geiſter den kürzeren ziehen werden, 
und es kann ſeinen Beſitzſtand nur behaupten durch die Fälſchung des 
Volkswillens. Das geſchieht bei den Reichstagswahlen — trotz des all⸗ 
gemeinen und geheimen Wahlrechts — durch die Beibehaltung der längſt zum 
ſchreienden Unrecht gereiften Wahlkreiseinteilung, die bekanntermaßen am 
Zentrum einen warmen Verteidiger hat. Und auf genau die gleiche Weiſe 
0 hofft das Zentrum auch in der preußiſchen Landespolitik für alle Zeit ſeinen 
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Einfluß zu wahren. Selbſt wenn das Unerwartete und dem Zentrum in ſein 
Mehrheit Unerwünſchte einträte und ſein Wahlrechtsantrag angenommen würd 
ſo würde doch die verrottete Wahlkreiseinteilung, noch um etliches älter un 
ungerechter als die zum Reichstag, für ewige Zeit den Fortbeſtand de 
konſervativ⸗klerikalen Mehrheit ſichern. Die Zentrumspolitik hat i 
ſolchen und ähnlichen Fragen immer einen doppelten Boden gehabt. Sow 
das Zentrum die paar Arbeiter, denen es aus Rückſicht auf die Sozialdem 
kratie ein Parlamentsmandat zugeſteht, durch den übermächtigen agrariſche 
Flügel unſchädlich machen läßt, ſo betreibt es auch eine von politiſcher Ur 
ehrlichkeit und Furcht vor dem Volkswillen diktierte Wahlrechtspolitik. Di 
gute Abſicht einiger Zentrumsleute ändert daran ebenſowenig etwas, wie di 
durch ſozialdemokratiſchen Druck erpreßten Zuſagen einiger Zentrumskandidaten 
entgegen der Taktik ihrer Fraktion für eine Neueinteilung der Wahlkreiſe ein 


zutreten. 5 4 

Welche Gründe konnten bei alledem beſtimmend ſein, in Bochum uni 
Dortmund⸗Land das Zentrum zu unterſtützen? Irgendwelche Gegenleiſtungen 
hatte das Zentrum in Rheinland⸗Weſtfalen nicht zu bieten, zumal es fid 
gerade dort ſchlauerweiſe der Wahlbeteiligung enthalten hatte, wo es zwiſcher 
uns und den Nationalliberalen vorausſichtlich ausſchlaggebend geworden wäre 
Alſo konnte wohl lediglich die bekannte Erwägung vom „kleineren Übel“ fün 
uns maßgebend ſein, oder etwa noch die Erwartung, daß uns die Unterſtützung 
der Zentrumskandidaten von Nutzen ſein werde bei den nächſten Reichstags 
wahlen. Als das kleinere Übel im Vergleich zu den nationalliberalen Kan⸗ 
didaten wurden die des Zentrums hauptſächlich ſchon aus dem Grunde an⸗ 
geſehen, weil ſich beide für die Übertragung des Reichstagswahlrechtes auf 
Preußen, ſowie für eine Neueinteilung der Wahlkreiſe erklärt hatten. Ich 
ſtimme dem Genoſſen Gewehr völlig darin bei, daß dadurch die Nachteile der 
Unterſtützung nicht aufgewogen würden; und wenn wir den Freiſinn in ähn⸗ 
lichen Situationen ſich ſelbſt überließen, ſo lag ſicher kein genügender Grund 
vor, dem Zentrum gegenüber eine mildere Taktik zu befolgen. Rechtfertigen 
läßt ſich höchſtens die Unterſtützung Gronowskis in Dortmund⸗Land, und auch 
dieſe nur von beſtimmten Geſichtspunkten aus. Zunächſt: Gronowski iſt Ar⸗ 
beiter, alſo Fleiſch von unſerem Fleiſche. Das würde nun freilich an ſich 
noch nicht genügen, ihm zu einem Mandat zu verhelfen — denn es laſſen 
ſich Arbeiter mitunter zu ſehr reaktionären Zwecken mißbrauchen —, wenn 
der Kandidat nicht zugleich die Bedingungen unſerer Stichwahlparole erfüllt, 
und wenn wir nicht durch ſeine Unterſtützung einen wichtigen Trumpf gegen 
die katholiſchen Arbeiterführer Rheinland⸗Weſtfalens in die Hände be⸗ 
kommen hätten! Dieſer letzte Punkt iſt von erheblicher taktiſcher Bedeutung, 
und nur er konnte zugunſten Gronowskis ausſchlaggebend ſein. Man weiß es, 
und Genoſſe Gewehr vergißt nicht in ſeinem Artikel daran zu erinnern: bei 
der jüngſten Reichstagswahl war den katholiſchen Arbeiterführern ein national- 
liberaler Scharfmacher lieber als ein Sozialdemokrat. Und welcher unbändige 
Jubel erhob ſich bei dieſen ſchlechten Muſikanten über unſeren Mandat⸗ 
verluſt! „Die Sozialdemokratie hat eine zerſchmetternde Niederlage erlitten, 
die Bahn iſt frei geworden für eine chriſtlich⸗nationale Sozialpolitik!“ froh⸗ 
lockten die Leutchen und überſahen in ihrem ſozialiſtentöteriſchen Eifer ſogar, 
daß die Niederlage der Sozialdemokratie auch die Niederlage ihrer eigenen 
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artei war, da erſt der ſozialdemokratiſche Mandatverluſt die Ausſchaltung 
s Zentrums und die Blockmehrheit möglich machte. Wir haben damals 
nnd auch in der ſpäteren Zeit nicht verſäumt, das arbeiterſchädigende Treiben 
er klerikalen Arbeiterführer nach Kräften zu brandmarken, und haben immer 
nd immer wieder auf die politiſche Verlotterung hingewieſen, die ſich aus 
lindwütigem Haſſe gegen die Sozialdemokratie des letzten Reſtes von Klaſſen⸗ 
efühl und politiſcher Klugheit entäußere. Die Stichwahl Gronowskis bot 
uns nun Gelegenheit, zu zeigen, daß wir nicht mit gleicher Münze heim⸗ 
zahlen geneigt waren; ſondern wir konnten auf die Köpfe unſerer katholiſch⸗ 
roletariſchen Gegner glühende Kohlen ſammeln, indem wir ungeachtet aller Fehler 
nd Streiche jener Leute dem klerikalen Arbeiter gegen den liberalen Scharfmacher⸗ 
ünſtling zum Siege verhalfen. Und wohlgemerkt: nur dem Arb eiter, nicht 
em Zentrumsmann durften unſere Stimmen zufallen. Der katholiſche Ar⸗ 
eiter wurde gewählt, nicht weil, ſondern trotzdem er Zentrumsmann war. 
imſere Partei gab damit einen Beweis ihres proletariſchen Solidaritätsgefühls 
ind bekam zugleich eine wuchtige Waffe für die nächſte Reichstags⸗ 
vahl in die Hand. 

Nur von dieſen Geſichtspunkten aus und mit dieſer Begründung hätten 
ie ſozialdemokratiſchen Wahlmänner in Dortmund⸗Land für den Kandidaten 
Hronowski eintreten dürfen. In Bochum war der Zentrumskandidat bürger⸗ 
icher Herkunft; damit fielen jene Vorausſetzungen weg, und eine Unterſtützung 
hes Zentrums durfte nicht erfolgen. Das Zentrum muß für die Sozial⸗ 
demokratie Rheinland⸗Weſtfalens unter allen Umſtänden bündnisunfähig 
ein. Ich weiß, daß es zu kuhhandeln verſucht oder ſich wenigſtens den An⸗ 
Hein gegeben hat, als ob es einem Mandatsaustauſch nicht abgeneigt ſei. 
An dieſen Verhandlungen hat ſogar einer der einflußreichſten Zentrumsführer 
teilgenommen. Wer aber mit dem Zentrum Geſchäfte machen will, möge nach 
dem Pferdefuß unter der Kutte ausſchauen und des Goetheſchen Ausrufs ein⸗ 
zedenk ſein: „Welcher Kluge fänd' im Vatikan nicht ſeinen Meiſter!“ Und 
wie Herr Trimborn, um ihn auch am Schluſſe wieder zu nennen, in der 
Sozialdemokratie den größten und gefährlichſten Feind des Zentrums erblickt, 
ſo mögen auch unſere Genoſſen bei all ihren Handlungen niemals vergeſſen, 
daß wir mit dem Zentrum das letzte große Ringen zu beſtehen haben werden. 
Den Elan unſerer Sturmangriffe ſoll niemand durch nutzloſes Entgegen⸗ 


kommen abſchwächen. 


werkwohlfahrtseinrichtungen. 
von Wilhelm Düwell. 


Unter Werkwohlfahrtseinrichtungen verſteht man die von induſtriellen Unter⸗ 
nehmern geſchaffenen, mit dem Arbeitsvertrag verkoppelten Einrichtungen, die 
dem Arbeiter die Beſchaffung einer Wohnung, Verſorgung mit Lebensmitteln, 
N Haushaltungsgegenſtänden uſw. vermeintlich oder auch wirklich erleichtern und 
ihm für die Fälle von Krankheit und Invalidität Zuſchüſſe zum Krankengeld 
und eventuell Penſionen gewähren: Werkwohnungen, Konſumanſtalten, Unter⸗ 
ſtützungs⸗ und Penſionskaſſen! Alle ſolche Einrichtungen ſind dergeſtalt mit dem 
Arbeitsverhältnis verbunden, daß deſſen Löſung für den Arbeiter den Verluſt 
von Vorteilen oder der Ausſicht auf ſolche aus den genannten Einrichtungen, 
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ſehr oft jedoch auch noch beſondere Schädigungen im Gefolge hat. Der Arbei 
muß nicht nur Verzicht leiſten auf ſtatutariſch erworbene Anrechte an Unt! 
ſtützungen, an den Rabatten auf die aus Werkkonſumanſtalten bezogenen Ware 
ihm gehen meiſtens auch die eingezahlten Beiträge zu den diverſen Kaſſen ve 
loren, und als Werkwohnungsinhaber iſt er in die unter Umſtänden ſehr u 
angenehme Lage verſetzt, plötzlich das alte Heim verlaſſen zu müſſen, ohne e 
neues zu haben. | 

Solche Einrichtungen erhöhen die Abhängigkeit des Arbeiters; ſie mach. 
die Opfer, die der einzelne zum Beiſpiel für die Penſionskaſſen bringen muſ 
zu einer Feſſel, die ſeine Bewegungsfreiheit einengt. Die Furcht, plötzlich ar 
der Werkwohnung hinausgeſetzt zu werden, läßt den Arbeiter Ungerechtigkeite 
der Vorgeſetzten, Lohnabzüge uſw. geduldig ertragen. Die Sucht, Schäden vo 
ſich abzuhalten, mögliche Vorteile zu erlangen, erzieht zu bedingungsloſer Wil 
fährigkeit. ö 5 8 

Im allgemeinen find die Werkwohlfahrtseinrichtungen nicht humanitäre 
Eingebungen, ſondern entweder Notzuſtänden oder geſchäftlichen Kalkulatione 
entſprungen. So mußte man ſich zu Einrichtungen von Werkwohnunge 


vorhandenen Privatwohnungen nicht genügten, einer größeren Belegſchaf 
Unterkunft zu gewähren. Entweder der Unternehmer mußte darauf ver 


Wohnungen zu erbauen. Andererſeits wirkte auf den Bau von Werkwohnungei 
die Erwägung fördernd ein, durch Beſchaffung relativ billiger Wohnungs 
gelegenheit das Lohnniveau zu beeinfluffen. Der königliche Berginſpekto 


der Fabrik und der damit raſch wachſenden Einwohnerzahl ein empfindlicher 


tungen ſchuf. Denſelben Krupp, von dem ſein Intimus, Geheimrat Imke, 
ſagte, er ſei der Verteidiger der Induſtrie geweſen, der ſie gegen die Eingriffe 
durch eine falſche Humanität geſchützt habe. Imke bemerkte in einer Ver⸗ 
ſammlung des Zentralverbandes der Induſtriellen (17. März 1903)? unter 
anderem: „Und in dieſer Beziehung war der Verſtorbene — Friedrich Alfred 
Krupp — ich ſage Gott ſei Dank, wie ſein Vater, der mir einmal ſagte, daß 


Bergarbeiterwohnungen im Ruhrrevier, S. 4. 
„Stahl und Eiſen“, 23. Jahrgang, Nr. 7, S. 473/474. 
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1 5 Werkſtatt, in der ein Streik ausbrechen ſollte, lieber in die Luft 
rengen würde als nachzugeben, unerbittlich... Wäre der Verſtorbene 
. ſchwacher Charakter geweſen, hätte er manchen, namentlich Ende der 
htziger und Anfang der neunziger Jahre (), auf ihn wirkenden ſtarken Ein⸗ 
iſſen gefolgt, wäre er ſich weniger der auf ihm als dem erſten Arbeitgeber 
eutſchlands ruhenden Pflicht bewußt geweſen, in ſeiner Fabrik ein Bollwerk 
gen das Eindringen ſozialrevolutionärer Ideen zu ſchaffen und damit den 
giderſtand der ganzen deutſchen Induſtrie zu ſtärken, ſo lag kein Grund für 
e Sozialdemokratie vor, ihn dermaßen zu haſſen und zu verfolgen, wie ſie 
getan hat und noch tut...“ Dieſe Bekundung aus dem Munde eines 
ziſſenden läßt über das Motiv der Wohlfahrtsbeſtrebungen bei beiden Krupps 
w keinen Zweifel. 5 ö 

Die nachfolgenden Beſtimmungen aus den diverſen Miet, verträgen“ mar⸗ 
eren den Grad der Abhängigkeit, in dem Werkwohnungsinhaber ſich befinden: 


je „Kündigung und Einſtellung der Arbeit.. ſeitens des Mieters verpflichtet 
eſen zum ſofortigen Räumen der Wohnung, ohne daß es einer Kündigung bedarf.“ 
1 Vereinigungsgeſellſchaft zu Kohlſcheid. 
„. . wenn Mieter aus irgend einem Grunde nicht mehr bei der Vermieterin 
Arbeit ſteht, hebt den Vertrag dergeſtalt auf, daß der Mieter, wenn Vermieterin 
3 verlangt, die Wohnung ſofort räumen muß. ... „Außerdem... wenn derſelbe 
Mieter) ſich bei einer Arbeitseinſtellung beteiligen ſollte, in welchem Falle die 
dortige Räumung der Wohnung verlangt werden kann.“ 

| Steinkohlenbergwerk „Luiſe Tiefbau“. 
„. . . Verläßt der Mieter jedoch die Arbeit des Bochumer Vereins freiwillig 
der infolge der Kündigung ſeitens des letzteren, ſo hat der Bochumer Verein das 
echt, zu verlangen, daß Mieter mit dem Tage der Abkehr die Wohnung räumen 
ap.“ Bochumer Verein Gußſtahlfabrik. 


„. . . Mit dem Tage, an welchem Mieter aus dem Dienſt⸗ beziehungsweiſe Ar⸗ 


eitsverhältnis austritt, hat die Räumung der Wohnung ſtattzufinden.“ 
N Matthias Stinnes. 


benfalls an.“ Zeche Hannover, Firma Krupp. 


bei ſofortiger Löſung des Arbeitsverhältniſſes Recht der ſofortigen Ex⸗ 
nittierung.“ Krupp, Eſſen (Ruhr). 


„. .. Die Firma Gebrüder Stumm behält ſich vor, falls der Mieter aus ihrem 


dienſte ausſcheiden ſollte, daß ihr, nach Auflöſung des Dienſtverhältniſſes, auf 


Berlangen die Wohnung ſofort zur Verfügung geſtellt beziehungsweiſe geräumt 
vird.“ Gebrüder Stumm, Neunkirchen. 
„. . . Der Vertrag erliſcht ſofort, wenn der Mieter ſeine Arbeit auf der Zeche 
reiwillig verläßt oder unfreiwillig aufgeben muß.“ 

15 Harpener Bergbauaktiengeſellſchaft. 
. . . wie überhaupt behält ſich die Fabrik das Recht einer früheren Löſung der 
Miete jederzeit vor. Zwirnerei und Nähfadenfabrik Göppingen. 
Es gibt faſt keinen Werkwohnungsmietvertrag, der nicht ähnliche Be⸗ 
ſtimmungen enthält, die alle mehr oder minder darauf berechnet ſind, den 
Arbeiter in ſeiner Bewegungsfreiheit zu hemmen, ihn ſogar in der Ausnutzung 


ſeiner Staatsbürgerrechte zu behindern. 


Günther, Wohlfahrtseinrichtungen der Arbeitgeber in Deutſchland. 


ö 


„. . . Die Bedingung, obige Wohnung mit dem Tage zu räumen, an welchem | 
ch aus der Arbeit oder dem Dienſte der Zeche Hannover ausſcheide, nehme ich 
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Zwar können die Aufſichtsbehörden bei Streiks uſw. Maſſenexmittierung 
aus Gründen der öffentlichen Wohlfahrt und Sicherheit verhindern, aber die 
Möglichkeit iſt kein ausreichender Grund, auf eine geſetzliche Regelung di 
Materie, durch welche die Willkür der Werkwohnungsbeſitzer beſchnitten wir 
zu verzichten. 10 A 

Kraſſer noch und allgemeiner als die Benachteiligungen der Arbeiter dun 
Verquickung des Arbeitsverhältniſſes mit dem Wohnungsverhältnis wirkt al 
Schadenquelle die Verbindung des erſteren mit den Penſionskaſſen. In der 
Meinungsſtreit über den Wert oder Unwert dieſer Art Kaſſen gibt ſowohl i 
der Preſſe als auch im Parlament die Kruppſche Arbeiterpenſionskaſſe in de 
Regel das Demonſtrationsobjekt ab. Da es die bedeutendſte Kaſſe dieſer Al 
iſt, iſt es auch wohl berechtigt, ſich bei der Kritik in der Hauptſache an diej 
zu halten. Und da ſei gleich bemerkt: das Kruppſche Syſtem iſt da 
reaktionärſte, das am meiſten antiſoziale, Arbeiter knechtende und benach 
teiligende, das Syſtem, das nach einem ſchützenden Eingriff der Geſetzgebun 
geradezu ſchreit. > 

Nach Ankündigungen von verſchiedenen Seiten ſoll die Debatte übe 
Penſionskaſſen, die Anfang Mai dieſes Jahres bei Gelegenheit der zweiten 
Beratung des Entwurfes eines Geſetzes betreffend den Verſicherungsvertraf 
gepflogen worden iſt, im Herbſt fortgeſetzt werden. Die ſchiefen Urteil 
und falſchen Darſtellungen, die damals über manchen Punkt zutage getreter 
ſind, laſſen es angezeigt erſcheinen, die Tendenz der Wohlfahrtskaſſe an der 
hauptſächlich in Betracht kommenden Beſtimmungen zu kennzeichnen. | 

Das Statut der Penſionskaſſe der Firma Krupp verpflichtet jeden Arbeiter, 
der bei Krupp beſchäftigt werden will, Mitglied der Kaſſe zu werden. Die Mit: 
gliedſchaft gilt aber nur für die Dauer des Arbeitsverhältniſſes. Ob dieſes 
freiwillig oder unfreiwillig gelöſt wird, iſt ganz gleichgültig; wer nicht mehr 
Arbeiter bei Krupp iſt, hat auch die Mitgliedſchaft zur Kaſſe verloren. Im 
Statut heißt es: 1 

„Alle in der Gußſtahlfabrik gegen Lohn oder Gehalt! beſchäftigten Berfonen... 
ſind berechtigt und verpflichtet, der Penſionskaſſe beizutreten. Die Mitgliedſchaft 
beginnt mit dem Eintritt in die Beſchäftigung auf der Gußſtahlfabrik . Die 
Mitgliedſchaft erliſcht mit dem Ausſcheiden aus dem Dienſte der Firma.“ | 


Den möglichen Vorteilen, die die Kaffe bietet, ſtehen Pflichten des 
Mitglieds gegenüber: es muß Einſchreibegebühr und laufende Bei⸗ 
träge entrichten! Die einmalige Gebühr beträgt das Anderthalbfache 
eines Tagesverdienſtes, die laufende Beitragsleiſtung 2¼ Prozent des 
Arbeitsverdienſtes, ſoweit dieſer 6 Mark pro Tag nicht überſteigt. Die 
Pflichtleiſtungen werden vom Lohne in Abzug gebracht. Die Leiſtungspflicht 
wird mit dem Arbeitsverhältnis derart verquickt, daß ohne Zuſtimmung zu 
der Leiſtung die Einſtellung bei Krupp ausgeſchloſſen iſt. Aber es wird kein 
Rechtsgeſchäft abgeſchloſſen, bei dem der Leiſtungspflicht auch Rechtsanſprüche 
gegenüberſtehen. Die Firma kann ganz willkürlich über die Fortdauer der 
Mitgliedſchaft beſtimmen; wenn ſie einem Arbeiter ordnungsgemäß kündigt 
oder ihn ſofort entläßt, dann hat dieſer mit der Kaſſenmitgliedſchaft alle An⸗ | 
ſprüche, die er als folcher ſpäter hätte geltend machen können, verloren, 


Seit 1892 beſteht für die Beamten mit einem 2000 Mark überſteigenden Gehalt eine 
beſondere Zwangskaſſe, die in ihren Grundbeſtimmungen der Arbeiterpenſionskaſſe gleich if. 


| 
i 
0 1 


V 
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d er bekommt auch nichts von den unfreiwillig für die Kaffe geleiſteten Bei⸗ 
gen zurück. Der § 15 des Statuts beſtimmt: 


„Mit dem Ausſcheiden eines Mitglieds aus dem Dienſte der Firma erlöſchen 
» Anfprüche desſelben und feiner Hinterbliebenen an die Penſionskaſſe. ...“ 


Anſuchen von Entlaſſenen, ihnen die Beiträge zurückzuzahlen, beantwortete 
Firma mit Schreiben folgenden Inhaltes: 

Mitteilung 

von Friedrich Krupp für Herrn 

| Gußftahlfabtite 0 eereserenmnentserirrennnnneentsererenmns enter 

| Eſſen, Rheinpreußen. 

itwort auf Ihr Geſuch vom me 

Die Penſionskaſſe iſt gemäß § 15 ihres Statuts zur völligen oder teil⸗ 
ziſen Rückzahlung geleiſteter Beiträge nicht berechtigt. Von einer Zuwendung 
3 anderweitigen Mitteln muß gleichfalls abgeſehen werden. Friedrich Krupp. 


Vor einigen Jahren, als die Firma wieder einmal einen großen Schub 
rgenommen hatte, der ſich ganz offenkundig, als politiſche Maßregelung 
wakterifierte, und deshalb die Oppoſition gegen die Kruppwohlfahrt lebhaftere 
hrmen annahm, zahlte man berechnenderweiſe einigen Leuten die Beiträge 
m Teil aus einem beſonderen Fonds zurück. Solche „Geſchenke“ hat man 
ich in der Folge hin und wieder gemacht, damit die Firma bei Gelegenheit 
klären laſſen kann: unverſchuldet Entlaſſene werden aus einem beſonderen 
onds entſchädigt! Solche Darſtellungen ſind Schwindel! Unter hundert Ent⸗ 
ſſenen bekommt vielleicht einer das Gnadengeſchenk; alle anderen, und wenn 
mig Jahre der Firma ihre Arbeitskraft geopfert und Hunderte von Mark 
eiträge gezahlt haben, bekommen nichts. Und die Zahl der Abgekehrten 
nicht gering. Nach Berechnungen, denen die Geſchäftsberichte der Penſions⸗ 
fie zugrunde liegen, wurden bei Krupp entlaſſen von 1898 bis in⸗ 
uſive 1907 rund 25000 Perſonen. Wieviel Dienſt⸗ und Beitragsjahre die 
zute hinter ſich haben, kann ohne Einſicht in die Belegſchaftsliſten und 
chichtenbücher der Firma natürlich nicht angegeben werden. Aus zahlreichen 
inzelfällen weiß man, daß manche der Entlaſſenen zehn bis zwanzig Jahre 
x Kaſſe angehört haben. Im Reichstag hat der Herr v. Dirkſen bei der 
hon erwähnten Gelegenheit eine Verteidigung der Firma Krupp unternommen, 
urch welche der Anſchein erweckt wurde, alle Entlaſſenen, die keine Gnaden⸗ 
ickzahlung der Beiträge erlangen, ſeien Spitzbuben oder dergleichen Subjekte. 
nachher hat der edle Junker ſich zu der Erklärung bequemt, er habe nur ein 
gar ganz beſtimmte Fälle im Auge gehabt. Um die Rigoroſität der Wohl⸗ 
ährtsfirma, aber auch die Ohnmacht der Arbeiter gegenüber der Kaſſe zu 
hen, ſollen die beiden in Betracht kommenden Fälle hier kurz geſchildert 
erden. 

Der Arbeiter von der Grinlen wurde zehn Tage vor Beendigung einer 
vanzigjährigen Dienſtzeit bei Krupp plötzlich ohne Kündigung entlaſſen. Der 
ann hatte ſeit Jahren im Einverſtändnis mit den betreffenden Arbeitern 
90 von dieſen nicht verzehrten Butterbrote als Viehfutter mit nach Hauſe ges 
ommen. Eines Tages wurde er beſchuldigt, Butterbrote, die noch genoſſen 
erden ſollten, ſich angeeignet und für ſich verwendet zu haben. Mit der 
zeſchuldigung erhielt er auch ſofort die Entlaſſung. Ob der Mann ſich nun 


1 Wohlfahrtsplage. Dortmund 1903, Verlag „Arbeiter⸗Zeitung“. S. 22. 


— 


| 


Arzte, ob vollſtändige, Penſionsanſpruch begründende Arbeitsunfähigkeit vor⸗ 


ST Die Reue 
vergriffen hat, wie er behauptete, oder wirkli 


ch ein paar Butterbrote wide 

rechtlich bewußt ſich aneignete, mag dahingeſtellt bleiben. Er glaubte auf jede 
Fall Anſpruch auf ordnungsmäßige Kündigung zu haben. Wäre dieſe erfolg 
dann hätte er vor dem Entlaſſungstermin die zwanzigjährige Dienſtzeit b 
endet und damit ſeiner Meinung nach Anſpruch auf Penſionierung erworber 
In der Rechtsverfolgung nach dieſer Richtung ließ das entſcheidende Gerich 
die Frage, ob der Entlaſſene eines Diebſtahls überführt ſei, offen, ebenſo du 
ob ein ſolcher Diebſtahl, wie der angebliche, zu ſofortiger Entlaſſung berechtige 
Das Gericht entſchied: der Rechtsanſpruch auf Penſion müſſe abgewieſe 
werden, auch dann, wenn die ſofortige Entlaſſung nicht gerechtfertigt ſei, den 
eine zwanzigjährige Dienſtzeit ſei nicht die allein beſtimmend 
Vorausſetzung für den Anſpruch auf Rente. Das Gericht berief ſic 
dabei auf folgende Statutenbeſtimmungen: 9 e RN 
„Die Kaſſe gewährt: Penſionen an Mitglieder, welche. ununterbrochen 
zwanzig Jahre und länger im Dienſte der Firma geſtanden oder während mindeſten 
fünfzehn Jahren beſonders ſchwere Arbeit auf der Gußſtahlfabrik verrichtet haben 
wenn dieſelben nach Maßgabe dieſes Statuts für arbeitsunfähig erklärt find, . 
Die Penſionierung eines Mitglieds erfolgt auf Antrag des Mitglieds ſelbſt ode 
der Firma durch Beſchluß des Kaſſenvorſtandes, wenn derſelbe auf Grund der von 
ihm eingeholten Gutachten von mindeſtens zwei Arzten vollſtändige Arbeitsunfühig 
keit als vorhanden anerkennt.... Nach Zurücklegung des fünfundſechzigſten Lebens 
jahres bei penſionsberechtigtem Dienſtalter, ſowie nach vierzigjähriger ... Dienſtzei 
kann ſowohl das Mitglied als die Firma die Penſionierung verlangen, wenn aud 
keine Arbeitsunfähigkeit vorliegt. eee e 
„Wo Streitigkeiten .., mit Ausnahme der vom Vorſtand endgültig zu ent 
ſcheidenden Frage über das Vorhandenſein vollſtändiger Arbeits 
unfähigkeit, entſtehen, werden ſie von der Aufſichtsbehörde entfchieden.“ 


In dem am 19. Oktober 1902 vom Landgericht Eſſen in der Sache vor 


der Grinlen gefällten Urteil heißt es wörtlich in den. Entſcheidungsgründen 

„s 27 des Statuts beſtimmt, daß Streitigkeiten zwiſchen den Mitgliedern und 
der Kaſſe über Penſionsanſprüche von der Aufſichtsbehörde entſchieden werden und 
erſt gegen deren Entſcheidung binnen zwei Wochen nach Zuſtellung die Berufung 
auf dem Rechtsweg mittels Klageerhebung ſtattfindet. Kläger hätte daher zunächf 
die Aufſichtsbehörde angehen müſſen. Abgeſehen davon iſt aber nach 8 12 des 
Statuts vollſtändige Arbeitsunfähigkeit Vorausſetzung der Penſionierung, und dieſe 
Arbeitsunfähigkeit kann nach SS 12, 27 des Statuts nur vom Vorſtand feſtgeſtell 
werden. Die Frage, ob Kläger arbeitsunfähig iſt, entzieht ſich alſo der Nach⸗ 
prüfung durch das Gericht, da der Kläger durch Eintritt in die Kaſſe den Beſtim 
mungen des Statuts ſich unterworfen hat. i 

„Die Klage war demnach abzuweiſen, ohne daß die Frage nach der wirklichen 
Arbeitsunfähigkeit und der Berechtigung der ſofortigen Entlaſſung zu prüfen war.“ 


Alſo erſt eine vierzigjährige Dienſtzeit berechtigt ohne Voraus 
ſetzung der Arbeitsunfähigkeit zum Anſpruch auf Penſion! Die 
Firma hat aber die Macht, es niemals zu einer vierzigjährigen Dienſtzeit 
kommen zu laſſen. Nach zwanzigjähriger Dienſtzeit entſcheidet in letzter Linie 
nicht etwa der Arzt, ſondern der Kaſſenvorſtand nach den Gutachten der 


liegt. Kurzum: der Willkür der Firma iſt gar keine Schranke geſetzt; ſie kann 
jeden, der ſich unbeliebt macht, von dem Genuß einer Rente ausſchließen. 
Und die Leute mit ſteifem Rückgrat werden ſicher nicht bevorzugt. 
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Der andere Fall, der die Humanität der Firma erweiſen ſoll, betrifft den 
ee Finke. Die Firma Krupp hat es für nützlich gehalten, die Dar⸗ 
lung, die der Genannte in einer öffentlichen Verſammlung in Eſſen am 
| März 1903 gegeben hat, ſich vor Gericht nicht atteſtieren zu laſſen. Und 
ake erzählte folgendes: 

„Ich war 19½ Jahre bei der Firma Krupp beſchäftigt und habe mir nichts 
em kommen laſſen, was meine Entlaſſung rechtfertigt. Mein Hinauswurf 
olgte nur deshalb, weil ich der Firma Krupp im Penſionskaſſenvorſtand unbequem 
rde mit meinen Reformanträgen. Für dieſe Behauptung liefere ich jederzeit 
ngen. Von Meiſtern und Beamten iſt mir gejagt worden, ich möge mich vor- 
en, meine Maßregelung werde beabſichtigt. Den äußeren Grund zu meiner Ent⸗ 
ſung mußte eine gebrochene Schraube an der Drehbank abgeben; der Wert des 
durch verurſachten Materialſchadens beläuft ſich auf etwa 50 Pfennig. Gerade 
ch rechtzeitig vor der Generalverſammlung (der Delegierten) wurde ich mundtot, 
folge der Entlaſſung. Die übrigen Vorſtandsmitglieder, mit denen ich die Be⸗ 
tungen auf Statutänderung vorher gepflogen hatte, ſchwiegen ſich ſpäter aus; 
befürchteten das gleiche Schickſal. Anderen Perſonen iſt es ähnlich ergangen.“ 


So ſieht es mit der Wohlfahrtskaſſe aus! Dem Schreiber dieſes iſt es 
rigens ähnlich ergangen wie Finke. Dabei darf man nicht annehmen, die 
aſſenmitglieder oder deren Delegierten hätten irgendwelche beſchlußfaſſende 
efugnis. Die Vertretung iſt nur Dekoration. Ebenſo wie die immer reklamen⸗ 
ft genannten hohen Leiſtungen der Firma für die Kaſſe. Die gezahlten 
enſionen ſind bisher noch faſt vollſtändig aus den direkten Leiſtungen der 
rbeiter und aus Zinſen gedeckt worden. Was die Befugniſſe der Arbeiter⸗ 
treter anlangt, jo gibt darüber die folgende Beſtimmung des Statuts ge- 
igend Aufſchluß: 

„Der Vorſtand der Kaſſe beſteht aus acht Mitgliedern, wovon vier von der 
irma ernannt, vier von den Kaſſenmitgliedern in der Generalverſammlung aus 
r Mitte der ſtimmberechtigten Mitglieder gewählt werden. 

„Eines der von der Firma ernannten Vorſtandsmitglieder wird von der Firma 


m Vorſitzenden beſtellt .. 
„Die Beſchlüſſe werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefaßt, bei Stimmen⸗ 


eichheit entſcheidet der Vorſitzende.“ 

N Mit dieſer Vorſichtsbeſtimmung, die auf alle Fälle die Entſcheidung in die 
and der Firmenvertreter legte, war man aber noch nicht einmal zufrieden. 
m auch vor eventuellen Zufälligkeiten geſichert zu ſein, hat man dem obigen 
garagraphen ($ 24) folgenden Schlußpaſſus gegeben: 

„Beſchlüſſe über Statutänderungen ... bedürfen der Zuſtimmung der Firma. 


Es kann gar keine Rede davon ſein, daß die Arbeiter irgendwelchen Ein⸗ 
uß ausüben können. Die im Reichstag hervorgehobene Arbeitervertretung iſt 
ben nichts anderes als Dekoration. Es gilt bei den Arbeitern ſchon als eine 
icht ſtraflos bleibende Anmaßung, wenn ein Vertreter es auch nur riskiert, 
Jünſche zu äußern. 

Veerſchiedene Gewerbegerichte haben ſich in letzter Zeit zwar auf den Stand⸗ 
unkt geſtellt, die Nichtrückzahlung der einbehaltenen Beiträge bei unverſchuldeter 
intlaſſung verſtoße wider die guten Sitten. Dieſer Grundſatz iſt ſogar zur 
Inwendung gekommen gegenüber Kaſſen, die in beſchränktem Maße Beiträge 
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verhältniſſes ſtatutariſch geſtatten. Das Eſſener Landgericht hat aber in ein 
Berufungsſache der Kruppkaſſe atteſtiert, daß die vollſtändige Rechtloſigkeit d 
Zwangskaſſenmitglieder, das unbeſchränkte Willkürrecht der Firma, die abſolu 
Verweigerung von Rückzahlungen ſelbſt in Fällen böswilliger Aufhebung di 
Arbeitsverhältniſſes und der Kaſſenmitgliedſchaft noch nicht gegen die gute 
Sitten verſtoße. Das Gericht hat übrigens auch gar nicht gewürdigt, daß d 
Firma mit den ſtatutariſchen Beſtimmungen der Penſionskaſſen auf die Kaſſer 
mitglieder zu ihren Gunſten als Unternehmerin Preſſion ausüben will. Der 
des Statuts, der die Berechnung der für die Penſion maßgebenden Dienſtze 
behandelt, beſagt, daß die Militärdienſtzeit zwar nicht als Dienſtzeit bei Krup 
angerechnet wird, aber auch nicht als Unterbrechung dieſer gilt. Dann heif 
es jedoch weiter: 1 


„ . . Die Anrechnung der früher abgeleiſteten Dienſtzeit findet übrigens aut 
in dieſen Fällen nicht ſtatt, wenn ein zum Militärdienſt eingezogenes Mitglie 
nach Beendigung der Militärdienftzeit nicht innerhalb vierzehn Tagen zur Arbei 
auf der Gußſtahlfabrik zurückkehrt oder ein beurlaubtes Mitglied den Urlaub über 
ſchreitet und die verſpätete Rückkehr zur Arbeit nicht vom Vorſtand als genügen 
begründet oder doch entſchuldbar anerkannt wird.“ — 


Und noch deutlicher kommt der Wille und das Bewußtſein, die „Wohlfahrts 
einrichtung“ zum Vorteil der Unternehmerin mit dem Arbeitsverhältnis zu ver 
koppeln, in § 15 des Kaſſenſtatuts zum Ausdruck. Der Paragraph iſt ein ſprechen 
der Beweis für die „Selbſtloſigkeit“ der Firma als Wohltäterin. Hier der Wortlaut 


„Mit dem Ausſcheiden eines Mitglieds aus dem Dienſte der Firma erlöfcher 
alle Anſprüche desſelben und ſeiner Hinterbliebenen an die Penſionskaſſe. 

„Denjenigen Mitgliedern jedoch, welche gegen ihren Willen und ohne anderen 
Grund als Mangel an Arbeit entlaſſen werden, wird im Falle eines Wiedereintritt 
in den Dienſt der Firma die früher bei der Firma zugebrachte Dienſtzeit angerechnet 
wenn fie innerhalb vier Wochen nach ihrem Eintritt beim Vorſtand der Penſions 
kaſſe darauf antragen. Von ſolchen Mitgliedern wird bei ihrem Wiedereintritt kein 
Eintrittsgeld erhoben. Das Recht auf Anrechnung der früheren Dienftzeii 
im Falle des Wiedereintritts geht verloren, wenn der wegen Arbeits: 
mangel Entlaſſene von der Firma zur Rückkehr in den Dienſt der Firma 
aufgefordert wird und dieſer Aufford erung nicht innerhalb zw ei Monaten 
nach Empfang derſelben nachkommt.“ | | 

Ob der Staatsſekretär wohl an die beiden Paragraphen dachte, als er im 
Reichstag — am 1. Mai 1908 — alfo ſprach: 


„Die Tatſache, daß die Werksunternehmer ohne irgend eine ſpekulative Abſicht 


erhebliche Summen aus ihrem Vermögen dieſen Kaſſen zuführen, zeigt von vorn⸗ 
herein, daß es ſich wenigſtens zum Teil um Wohlfahrtseinrichtungen handelt“ — 2 


Daß bei den Wohlfahrtseinrichtungen allgemein das ſpekulative Moment 
nicht fehlt, hätte der Herr Staatsſekretär übrigens auch aus der „Arbeit⸗ 
geber⸗Zeitung“ erfahren können. Das Blatt, das für die Unternehmerpſycho⸗ 
logie ein feines Gefühl hat, brachte in ſeiner Nummer vom 9. Oktober 1904 
einen „Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen“ überſchriebenen Artikel, in dem unter 
anderem ausgeführt wurde: . 

„ Im allgemeinen liegen die Verhältniſſe ſo, daß die Errichtung von 
Wohlfahrtseinrichtungen gerade durch das Intereſſe der Arbeitgeber ſelbſt 
bedingt wird. Man kann demnach ſagen, daß überall da, wo für die 
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beitgeber ein Vorteil aus ſolchen Wohlfahrtseinrichtungen nicht er⸗ 
‚Hit, deren Schaffung auch unterbleibt.. .. Die Arbeiter iſoliert liegender 
riebe müſſen, ſobald ſie die Arbeit verlaſſen, zumeiſt innerhalb einer kurz be⸗ 
ſenen Friſt ihre von der Betriebsleitung getrennten Wohnung räumen und ſind 
igemäß zur Abwanderung gezwungen, weil es eben am Ort ſelbſt für ſie keine 
ähnungsgelegenheit gibt. Das iſt zweifelsohne eine gute Schutzmaßregel 
zen die Ausſtandsbewegung. ... Ahnlich liegen ja auch die Dinge hinſicht⸗ 
der von den großſtädtiſchen Arbeitgebern eingerichteten Penſionskaſſen.. . 
Leute fühlen, daß die ihnen zugedachte Wohltat zugleich auch eine Schmälerung 
es Sebſtbeſtimmungsrechts bedeutet, und darum lehnen ſie ſich dagegen 
. Die Arbeitgeber müſſen einſehen lernen, daß Arbeitsnachweiſe, Penſions⸗ 
en und Arbeiterwohnungen, ſobald ſie von den Arbeitgebern eingerichtet und 
rwaltet werden, Inſtitutionen darſtellen, die zwar den Arbeitern zum Vorteil 
ichen, zugleich aber auch in nachhaltiger Weiſe den Intereſſen der 
beitgeber dienen.... 


Hier iſt ausgeſprochen, was iſt! Die Unternehmer wollen durch ſogenannte 
ohlfahrtseinrichtungen ihren Arbeitern die kümmerlichen Überbleibſel, die der 
ternehmer Übermacht von des Arbeitsvertrags Freiheit noch übrig läßt, 
tlos nehmen. Und wer nicht bedingungslos ſich fügt, wird beſtraft, ſeiner 
ch langjährige Beitragszahlung erworbenen Penſionsanſprüche beraubt. 
, auch die artigſten Arbeiter werden entlaſſen, ohne Erſatz für die von 
nen gebrachten Opfer zu erlangen. Bei Krupp zum Beiſpiel werden oft 
wenigen Monaten viele Hunderte Arbeiter neu eingeſtellt, die 
ich Erledigung irgend eines beſtimmten Auftrags in ebenſolchen Maſſen 
eder entlaſſen werden. Und bei der Annahme weiß die Firma, daß die 
ute nach etlichen Monaten wieder abgekehrt werden, trotzdem: Einſchreib⸗ 
bühren und Beiträge für die Wohlfahrtskaſſe werden vom Lohne abgezogen. 
uch das iſt doloſe Handlung. Daß auch bei anderen Wohlfahrtsunternehmen 
gewollter Weiſe Unterbrechungen des Arbeitsverhältniſſes herbeigeführt 
erden, um Anſprüchen der Wohlfahrtskaſſenmitglieder die erforderlichen Vor⸗ 
tBfegungen zu nehmen, dafür ſind in „Wohlfahrtsplage“ eine Reihe dem 
erfaſſer im Original vorliegender Dokumente abgedruckt. Einer der Humani⸗ 
tsbeweiſe mag auch hier Raum finden; er ſieht ſo aus: Zuerſt ein Namens⸗ 
zeichnis der Arbeiter, die zu einem beſtimmten Termin zehn Jahre in der 
abrik tätig ſind — die Namen ſpielen hier keine Rolle. Das Verzeichnis 
ägt unten folgenden eigenhändig vom Unternehmer gezeichneten Vermerk: 
„Erſuche O. W., von den obenſtehenden Arbeitern diejenigen zu bezeichnen, 
elche durch Brauchbarkeit und gute Führung ſich wert gemacht haben, der Be⸗ 
inftigung der Berechtigung für die Invalidenkaſſe teilhaftig zu werden. 

| Bei den übrigen müßte, ſofern ſie nicht entlaſſen. werden ſollen, 
uf kurze Zeit die Beſchäftigung durch Entlaſſung unterbrochen 
erden.“ H. Paukſch. 9. 1. 1885. 
Es mag hierzu bemerkt werden, daß die Arbeiter zu der hier in Frage 
ehenden Kaſſe Beiträge nicht zu leiſten hatten, während bei Krupp jeder 
lrbeiter im Durchſchnitt pro Jahr 35 bis 36 Mark zu der Wohlfahrt bei⸗ 
euern muß. Das macht ganz enorme Summen bei den Tauſenden aus, die 
jährlich angenommen werden und wieder abkehren, und von denen jeder 
uch noch zirka 6 Mark Einſchreibgebühr entrichten muß. 

Wenn gegenüber den Forderungen, prinzipiell die Rückzahlungspflicht ge⸗ 
etlich vorzuſchreiben, der Einwand verſicherungstechniſcher Schwierigkeiten er⸗ 
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4 
hoben wird, dann kann man mit dem antworten, was Profeſſor Blume⸗Hal 

in der „Sozialen Praxis“ (Nr. 32) ſagt. Er bemerkt: 1 1 
„Soll der Arbeiter mit dem Ausſcheiden aus dem Arbeitsverhältnis ſeine 
Penſionsanſpruch verlieren, ſo kann dies gerechterweiſe nur geſchehen bei Wieder 
herſtellung des vor Eingehen des Arbeitsverhältniſſes vorhandenen Rechtszuſtande 
das heißt unter Rückgewährung der gezahlten Beiträge. Iſt dies verficherungs 
techniſch nicht möglich, fo iſt damit nicht etwa, wie das Gericht gemeint hat, de 
Verfall der Beiträge gerechtfertigt, ſondern es iſt das Urteil geſprochen über di 
Verquickung von Arbeitsverhältnis und Verſicherung.“ En we 
Die Geſetzgeber können fich auch nicht darauf berufen, daß weite Volls 
kreiſe mit den Penſionszwangskaſſen zufrieden ſeien. Im Gegenteil! Überall 
wo die Arbeiter zu der Angelegenheit Stellung genommen haben, forderte 
ſie Befreiung von den Wohlfahrtsknebeln oder proteſtierten gegen deren Ein 
führung. Und nicht nur die Arbeiter! Auch die Beamten, die in ſteigenden 
Maße die Werkswohlfahrt zu koſten bekommen, haben deren Tücke und 
Nücke auch ſchon genügend kennen gelernt, um ſich der Notwendigkeit eine 
geſetzlichen Regelung der Materie nicht zu verſchließen. So ſchreibt das Orgar 
des Bundes der techniſch⸗induſtriellen Beamten, die „Deutſche Induſtriebeamten 
Zeitung“ (Nr. 13, 4. Jahrgang): } , 
„Verbitterung beſteht nicht nur in Arbeiterkreiſen, ſondern auch in den 
Kreiſen der Privatangeſtellten über dieſe ſogenannten Wohlfahrtseinrichtungen 
in der Induſtrie.“ | „ 
Die Arbeiter wie die Beamten müſſen energiſch dafür eintreten, daß dieſe 
Ausbeutungs⸗ und Knebelungseinrichtungen, welche ſich als Wohlfahrts⸗ 
einrichtungen ausgeben, beſeitigt werden. Die Zuſtände, die jetzt herrſchen, find 
i RN 


geradezu ſkandalös. 


Aus der Praxis der proletariſchen Jugendbewegung. 
Von Hermann Wolf (Deuben⸗Dresden). e I 
Der Gewerkſchaftskongreß in Hamburg würde ganz anders über die proleta⸗ 


riſche Jugendbewegung geurteilt haben, wenn ſeine Wortführer Erfahrung in ihr 
gehabt hätten. i TER 


. 
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Mir und vielen Parteigenoſſen, welche gezwungen waren, über die Jugend⸗ 
bewegung zu theoretiſieren, ohne Erfahrung zu haben, iſt es anfänglich wie den 
Hamburger Wortführern gegangen. Als ich mit einigen Genoſſen von der Leitung 
der Sozialdemokratiſchen Vereine des vierten, fünften und ſechſten ſächſiſchen 
Reichstagswahlkreiſes beauftragt wurde, die Jugendbewegung in genannten Kreiſen 
in die Wege zu leiten, waren wir zunächſt ratlos. Trotzdem wir die zahlreichen 
Artikel in der „Gleichheit“ und ſonſtigen Publikationen über die proletariſche 
Jugendbewegung geleſen, ſtudiert hatten, wußten wir nicht, wie wir praktiſch zu⸗ 
greifen ſollten. Wir alle waren der Meinung, daß die Jugend für politiſche 
Fragen noch nicht reif ſei. Daß die Arbeiterjugend imſtande ſei, eine eigene, ſelb⸗ 
ſtändige Organiſation aus ſich ſelbſt heraus zu entwickeln, hielten wir für voll⸗ 
ſtändig ausgeſchloſſen. Das iſt uns nicht im Traume eingefallen. Durch die Praxis 
wurden wir gründlich eines anderen belehrt. | | 1% Pre | 

Ich ſelbſt wurde von der Leitung des Sozialdemokratiſchen Vereins des ſechſten 
ſächſiſchen Reichstagswahlkreiſes beauftragt, im Plauenſchen Grunde, in einer 
Gegend mit klaſſenbewußter Arbeiterbevölkerung, eine proletariſche Jugendbewegung 
ins Leben zu rufen. Man warf mich ins Waſſer, und ich mußte nun ſchwimmen. | 
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‚ndte mich an die Arbeiterturnvereine des Plauenſchen Grundes und bat ſie, mir. 
Jugendlichen zuzuweiſen. Klein war das Häuflein (zehn bis zwölf Mann), 
meinem Rufe gefolgt war, meiſtens Söhne von alten, erprobten Parteigenoſſen. 
eſichtig ſuchte ich mich ihnen zu nähern. Streng vermied ich es, ſie mit „anti⸗ 
itariſtiſcher und antikapitaliſtiſcher Propaganda“ und anderen „politiſchen Ge⸗ 
uſtern“ zu ſchrecken. Verbot mir doch auch das Geſetz, in den Verſammlungen 

ö Jugendlichen über politiſche und öffentliche Dinge zu ſprechen. ö 
Ich machte mit den Jugendlichen einige Sonntagsausflüge. Die jungen Leute 
rden zutraulich. Sie begannen mir ihre Seelen zu öffnen. Da kam ich zu der 
erzeugung, daß ich mich gründlich getäuſcht hatte. Nicht Abneigung gegen poli⸗ 
he Aufklärung und Verſtändnisloſigkeit für politiſche Fragen war bei ihnen zu 
den, ſondern im Gegenteil, ſie wußten viel mehr von politiſchen Dingen — als 
cher alte Parteigenoſſe. 

Und wahrlich, wenn man ſich die Verhältniſſe genau betrachtet, kann es nicht 
ders ſein. Die jungen Leute wachſen von Jugend an im ſozialiſtiſchen Gedanken⸗ 
is der Eltern auf, ſie leſen täglich die Arbeiterpreſſe und ſonſtige Arbeiterliteratur. 
der Werkſtatt werden die Arbeiterfragen lebhaft erörtert, und unſere ſozialen 
genſätze find jo ſchroff, daß ſie ſelbſt von einem Kinde erkannt werden. Dazu 
mt, daß die Jugendlichen viel empfänglicher ſind als die Erwachſenen. Die 
gend iſt die Zeit des Lernens. Es kommt ganz darauf an, was man der Jugend 
m Lernen bietet. Mit welch ſchwierigen Problemen beſchäftigt man die Jugend 
den höheren Lehranſtalten! Als achtzehnjähriger Seminariſt mußte ich Logik und 
ychologie ſtudieren und die wichtigſten philoſophiſchen Syſteme zu begreifen 
chen. Und werden unſere Schulkinder nicht gründlich mit der bürgerlichen Welt⸗ 
iſchauung bekannt gemacht? Lehrt man nicht ſchon ſechsjährigen Kindern die 
oſaiſche Weltſchöpfung? Und unſere proletariſche Jugend ſollte nicht die proletariſche 
zeltanſchauung begreifen? Die proletariſche Weltanſchauung, die mit Händen zu 
eifen iſt und deren Lehren die jungen Leute täglich am eigenen Leibe ſpüren? 
Alle vierzehn Tage verſammelte ich die jungen Leute abends um mich. Der 
nterricht wurde mit Geſang begonnen. Als Geſangbuch diente das Liederbuch: 
der freie Turner“. Erſtaunt war ich über die Menge Freiheitslieder, welche 
reits den jungen Leuten in Fleiſch und Blut übergegangen waren. Die Arbeiter⸗ 
ienvereine haben der proletariſchen Jugendbewegung tüchtig vorgearbeitet. 

Als Einleitung wurde meiſt geſungen das Weihelied von Ernſt Klaar: „Laßt 
‚men laut mit hellem Klang der Arbeit ſtolze Lieder, der Unterdrückten Freiheits⸗ 
mg hall' echoweckend wieder!“ uſw. Hierauf folgte der Unterricht. Zunächſt be⸗ 
‚amdelte ich in groben Umriſſen die Weltentwicklung, die Entſtehung der Erde, 
m mich dann ausführlich mit der „Urgeſellſchaft“ zu befaſſen. Der Unterricht er⸗ 
gte in der Form der Unterredung; Fragen, Antworten und längere Ausführungen 
on ſeiten des Lehrenden und der Lernenden wechſelten miteinander ab. Ich halte 
as für die paſſendſte Unterrichtsform für die erwachſene Jugend. Sie iſt ein 
zwiſchending zwiſchen Schulunterricht und Vortrag. Der Inhalt des Unterrichtes 
hurde in einigen Sätzen zuſammengefaßt und von den jungen Leuten nieder⸗ 
eſchrieben. Gab es ein Lied, das die in der Unterredung erzeugte Stimmung zum 
lusdruck brachte, ſo wurde es geſungen. So wurde zum Beiſpiel jede Unterredung 
ber die Urgeſellſchaft mit dem „Lied der Arbeit“ von J. H. Zapf, welches die 
kulturentwicklung der Menſchheit in markigen Worten ſchildert, geſchloſſen. Ab 
ind zu ließ ich von den einzelnen Jugendlichen über ein Kapitel ein Referat halten. 
die Reſultate waren ſehr erfreulich. Ein zuſammenfaſſendes Referat über die Ur⸗ 
zeſellſchaft bewies, daß der junge Mann den Stoff richtig erfaßt und ſelbſtändig 
burchdacht wiederzugeben verſtand. 

WR Nach dem Unterricht wurden meiſt einige Freiheits⸗ und Volkslieder geſungen, 
zum Beiſpiel „Wer ſchafft das Gold zutage“, „Sah ein Knab ein Röslein ſtehn“ uſw. 


a galt es, Anknüpfungspunkte mit der Arbeiterjugend zu ſuchen. Ich 
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Beſondere Freude machte es mir, wenn die jungen Leute ihre Volkslied 
ſangen, deren Dichter und Komponiſten man nicht kennt und die noch in keine 
Liederbuch ſtehen. Ru 
Die Jugendabende begannen ½9 Uhr und endigten gewöhnlich um ¼11 Uh 
Viele von den Jugendlichen hatten einen Weg von einer halben bis drei Vierte 
ſtunden zurückzulegen. Das Häuflein der Teilnehmer ſchwoll bald zu 70 bis 80 Pei 
ſonen an. Jetzt werden die Jugendabende im Plauenſchen Grunde von 200 bi 
300 Jugendlichen beſucht! Urſprünglich war nur das männliche Geſchlecht ver 
treten, monatelang zierten nur zwei oder drei Mädchen die Unterrichtsabende, jet 
ſind die Teilnehmer der Jugendabende zu einem Drittel weiblichen Geſchlechte; 
Die Zahl der Abonnenten der „Jungen Garde“ iſt im Plauenſchen Grund 
auf 800 angewachſen. 5 
Außer den Unterrichtsabenden veranſtalteten wir eine Weihnachtsfeier und an 
Palmſonntag eine Feier für die konfirmierte Jugend. Im Mittelpunkt beide 
Feiern ſtand eine kleine Feſtrede von einem älteren Parteigenoſſen gehalten, di 
von Deklamationen und Geſängen der Jugendlichen eingerahmt war. Beide Ver 
anſtaltungen waren gut beſucht und ſichtlich vom Intereſſe der Anweſenden begleitet 
Aber das alles genügte den Jugendlichen noch nicht! In meiner 
Unterrichtsabenden mußten ſie ſich zu paſſiv verhalten. Sie wollten mehr aktiv 
mehr ſelbſtändig ſein, aus eigener Initiative ſchaffen. Und ſo richteten die Jugend 
lichen neben unſeren Unterrichtsabenden noch Privatzirkel von 10 bis 15 Teil: 
nehmern ein, um dort nach Herzensluſt debattieren zu können. Ich habe ſolchen 
Zirkeln wiederholt beigewohnt. Die Ordnung war ſtreng parlamentariſch. Mancher 
Parteigenoſſe hätte ſich hier ein Beiſpiel nehmen können. Der Vorſitz ging reihum 
Zunächſt wurde ein Kapitel aus einem wiſſenſchaftlichen Werke vorgeleſen. 
Dann referierte ein Teilnehmer über den Inhalt der „Dresdener Volkszeitung“ in 
der vergangenen Woche. Ein dritter berichtete über die Beilage der genannten Zei⸗ 
tung: „Leben, Wiſſen, Kunſt“. Nach jedem Referat folgte eine lebhafte Debatte. 
Den Schluß bildeten geſchäftliche Angelegenheiten. | A 
Die Unterrichtsabende habe ich jetzt aufgegeben, weil die ganze Bewegung über 
den Rahmen derſelben hinauswuchs und eine Organiſation forderte, die den 
Jugendlichen mehr Freiheit und Selbſtbeſtimmungsrecht wie bisher gewährte. 
Damit komme ich zu den Lehren, die ſich mir aus dem praktiſchen 
Jahre in der proletariſchen Jugendbewegung ergeben haben: . 
1. Die proletariſche Jugend iſt vollſtändig reif für die Lehren des 
Sozialismus. Die jetzige Generation der Jugend ſteht auf einer viel höheren 
Stufe als die vorhergehenden Generationen. In ihr herrſcht ein Wiſſensdrang, 
ein Streben nach Freiheit, das das Herz eines jeden Parteigenoſſen mit großer 
Freude erfüllen muß. Unter der proletariſchen Jugend wird man ſelbſt wieder 
jung und von neuem Kampfesmut für unſere Ideale beſeelt. 0 
2. Die in der proletariſchen Jugend ſchlummernden Kräfte und 
Anlagen können aber nur dadurch zur vollen Entwicklung kommen, 


daß wir der Jugend möglichſt viel Freiheit und Selbſtbeſtimmungs⸗ 
recht gewähren. Hier gilt auch der Dieſterwegſche Erziehungsgrundſatz: Durch 
Selbſttätigkeit zur Selbſtändigkeit. Durch einſeitige Bevormundung würden wir 
die Jugendbewegung nur in ihrer Entwicklung hemmen. Durch die Selbſttätigkeit 
wird die Schaffensluſt angeregt und das Verantwortlichkeitsgefühl erhöht. Die 
jungen Leute ſehen in den Erfolgen ihr eigenes Werk, und das erfüllt ſie mit 
Freude und regt ſie zum Weiterſtreben an. Be en 
3. Nur eine ſelbſtändige Organiſation verbürgt eine planmäßige, 
intenſive Agitation. Auch hier macht ſich das Prinzip der Arbeitsteilung 
geltend. Wer politiſch oder gewerkſchaftlich hervorragend tätig iſt, kann ſich nicht 
noch der proletariſchen Jugendbewegung widmen. Dieſe bedarf ihrer eigenen 
Perſonen und ihrer eigenen Organiſation. 1 
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Die Befürchtung, daß eine ſelbſtändige Jugendbewegung ſich von der großen 
erſtraße der Arbeiterbewegung verlieren könne, iſt vollſtändig grundlos. Die 
zendbewegung muß ſchon deshalb mit den übrigen Arbeiterorganiſationen in 
bindung bleiben, weil ſie auf die materielle und geiſtige Unterſtützung derſelben 
jewieſen iſt und. fie dasſelbe Ziel verbindet. 


Uterariſche Rundschau. 


ſtizrat Wagner und Generalſekretär Vosberg, Polenſpiegel. Die Um- 
riebe der Polen nach ihrer eigenen Preſſe. Berlin 1908, Puttkammer & Mühl⸗ 
recht. | er, 
Juſtizrat Wagner ift jener gemütvolle Hakatiſtenhäuptling, der eine gewiſſe 
rühmtheit erlangt hat, weil er auf dem letzten Hakatiſtentag das große Wort 
aſſen ausſprach: „Die „Frankfurter Zeitung‘ hat kürzlich ironiſch geſagt, ob den 
len recht oder unrecht geſchehe, ſei wohl Nebenſache. Ja, das iſt auch Nebenſache.“ 
muß es denn doppelt wundernehmen, daß er ſich in dem „Polenſpiegel“, 
ausgegeben im Auftrag des Deutſchen Oſtmarkenvereins, mit ſeinem Famulus 
sberg ſtrapaziert, darzutun, daß mit der brutalſten hakatiſtiſchen Politik den 
len nur ihr Recht geſchehe. Zu dieſem Ende werden aus Artikeln von 56 pol⸗ 
chen Zeitungen und Zeitſchriften und aus ſonſtigen polniſchen Veröffentlichungen 
ht weniger als 530 mehr oder minder lange, ſorgfältig ausgewählte Stellen zu⸗ 
umengetragen, ins Deutſche überſetzt und mit Einleitung und Nachſchlageregiſter 
ausgegeben, um zu beweiſen, wie die polniſche Bevölkerung Preußens nichts 
deres ſinnt als Hochverrat und nichts anderes ſpricht als Tod und Peſt über 
» Deutſchen. Daß dieſe Art, unterſtützt durch einige kleine Fälſchungen, alles 
beweiſen erlaubt, hat das Handbuch des Reichslügenverbandes, das zu den 
ahlen 1907 herausgekommen iſt und zu dem der „Polenſpiegel“ ein würdiges 
egenſtück bildet, zur Genüge erhellt. Fälſchungen find in dieſem Falle noch 
ſchter, da den meiſten Deutſ chen eine Nachprüfung des Urtextes wegen Unkenntnis 
r polniſchen Sprache und anderer Schwierigkeiten nicht möglich iſt. Und gerade 
er kommt auf ein einziges Wort oft ſehr viel an, wie zum Beiſpiel die bekannte 
mberger Rede Koscielskis, mit der er 1894 den Schlußſtrich unter die Ver⸗ 
hnungsära zog, einen anderen Sinn bekommt, ſobald man an einer beſtimmten 
telle das Wort „Nation“, einen anderen, ſobald man das Wort „Volk“ an dieſer 
telle als geſprochen annimmt. Wenn ſchließlich im Vorwort als Zweck des 
uches angegeben wird: „Politiker, Journaliſten und alle, die ſich mit den pol⸗ 
ſchen Angelegenheiten beſchäftigen, ſchnell zu orientieren und die Gedanken und 
ußerungen der Polen über ihre nationalen Beſtrebungen weiteren Kreiſen zur 
enntnis zu bringen“, kann man ſich ein Bild machen nicht nur von der Vergif⸗ 
ing des politiſchen Kampfes, die dieſes Gericht hakatiſtiſcher Sudelköche bewirkt, 
dern auch von der überwältigenden Sachkenntnis, mit der die hakatiſtiſchen 
etzer, „Politiker, Journaliſten“ zu Werke gehen. 
Hier liegt denn auch der Nutzen des Buches: wertlos für die Beurteilung der 


olen, iſt es außerordentlich wertvoll für die Beurteilung der eingeſchworenen 
olenfreſſer. Hermann Wendel. 
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„Der Kampf“, die öſterreichiſche ſozialiſtiſche Monatsſchrift, eröffnet ihre 
luguſtnummer mit einem Aufſatz von Otto Bauer über „Parlamentarismus und 
krbeiterſchaft“. Er knüpft an die Enttäuſchung an, die da und dort über die 
eiſtungen des öſterreichiſchen Reichsrats eintrat, um die Frage der Leiſtungsfähig⸗ 
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keit der Parlamente zu unterfuchen. Der Parlamentarismus iſt mittelbare 
regierung durch frei gewählte Vertreter. Jedes Gemeinweſen mit einigermaßen ur 
faſſenden Aufgaben, ſei es ein Verein oder ein Volk, braucht einen Ausſchuß, d 
ſeine Geſchäfte führt. Ehedem war das bürgerliche Parlament der Sachwalter di 
Volkes gegen die auf Bureaukratie und Militarismus geſtützte fürſtliche Gewaf 
der Sachwalter der bürgerlichen Geſellſchaft gegen die Mächte der Vergangenhe 
Heute jedoch ſteht der Staat nicht einer einzigen Bourgeoisklaſſe, ſondern den ve 
ſchiedenſten Intereſſenverbänden der verſchiedenen Klaſſen gegenüber, die al 
Sondervorteile für ſich beanſpruchen. Die großen Kapitaliſten und Grundbeſitz 
aber können ſolche durch direkte Einwirkung auf die Bureaukratie eher erlange 
als durch das Parlament. Daher der Niedergang des Parlamentarismus. D 
Arbeiterklaſſe kann das Parlament nur dann beherrſchen, wenn ſie die Mehrhe 
des Volkes bildet und zum Klaſſenbewußtſein gereift iſt. Für die a 


Klaſſenbewußtſein iſt uns die parlamentariſche Tätigkeit ein unentbehrliches Mitte 
zuerſt bei den Wahlen, dann durch die Reden und die Taten im Parlament. Di 
Aufklärung iſt immer der Erfolg, poſitive Verbeſſerungen jedoch ſind es nur dan 
wenn die Sozialdemokratie ſchon zu ſtark iſt, als daß man ſie noch mißachte 
könnte, doch noch nicht ſtark genug, um die anderen Klaſſen zu einem Block zu 
ſammenzuſchweißen. Wieviel in dieſer Zeit errungen wird, hängt in hohem Maß 
von der Taktik der Parlamentarier ab; die Kunſt des ſozialiſtiſchen Politikers be 
ſteht darin, mit Regierung und Parteien zu verhandeln, ohne einen Augenblick di 
ſcharfe Kampfesſtellung aufzugeben. In Oſterreich liegt nun die Sache ſo, daß jed 
Partei zur Obſtruktion greifen kann, wenn ihre Forderungen abgelehnt werden 
auch die ſozialdemokratiſche; dieſe Methode iſt dort neben der überall ſonſt an 
gewandten Methode der einfachen Oppoſition durch Reden und Abſtimmungen 
möglich. Indem nun unſere Partei durch ihre prinzipielle Oppoſition erzieheriſc 
wirkt wie in jedem anderen Lande, macht ſie der Regierung durch die Nicht 
anwendung der Obſtruktion ein Zugeſtändnis, wofür fie ihrerſeits Zugeſtändniſf 
beanſpruchen darf. Im allgemeinen braucht der Parlamentarismus . % 
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direkte Aktion des Proletariats als Ergänzung. Wo zu der Demokratie in dei 
Geſetzgebung die demokratiſche Organiſation der Verwaltung und der Armee hinzu 
kommt, iſt das Schickſal des Kapitalismus entſchieden, ſobald das Proletariat daß 
Parlament erobert. Sonſt aber bedarf die parlamentariſche Aktion ſtets dei 
Schutzes durch die direkte Aktion, durch das Eingreifen der proletariſchen Maſſe 
ſelbſt. e 
„Der Munizipalſozialismus und die Straßenbahnen“ iſt eine Studie von 
Paul Stiaßny über Verkehrspolitik überſchrieben, in der die Einwände gegen 
Kommunalbetriebe im allgemeinen behandelt und widerlegt werden. Sollen die 
Straßenbahnen dazu mithelfen, einen weiten Ausbau der Städte und die Errich⸗ 
tung von Arbeitervierteln an den Grenzen zu ermöglichen, ſo iſt ein billiger Ein 
heitstarif nötig. Wo die Gemeinden bei der Errichtung und Verwaltung kommu 
naler Betriebe den ſozialen Geiſt vermiſſen laſſen oder, wie in Deutſchland, dabei 


durch die Staatsverwaltung behindert werden, ſollen wir nicht immer bedingungs⸗ 
los dem „Munizipalſozialismus“ zuſtimmen. „„ 

Über „Die öſterreichiſche Jugendorganiſation“ gibt Robert Danneberg 
Ausführungen, die ſich der Hauptſache nach mit dem Aufſatz von Leopold Winarsky 
in Nr. 47 der „Neuen Zeit“ decken und deshalb nicht vollſtändig wiederzugeben 
ſind. Wir entnehmen ihnen nur einige Einzelheiten. Die Anzahl Ortsgruppen iſt 
in Oſterreich von 1903 bis 1908 von 19 bis auf 93 geſtiegen. Wie ſie die Bildung 


Sozialismus 138, Geſchichte 123, ſchöne Literatur 94, Geſundheitslehre 87, gewerb⸗ 
liche Fragen 95 Vorträge gehalten; dazu kamen 199 Diskuſſionen über Vorträge, 
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enſchaftliche Verein „Zukunft“, der von den Gewerkſchaften hierfür entſchädigt 
d, Lokale und Bibliotheken ſtellen die Gewerkſchaften den Jugendvereinen zur 
fügung; auch bekommen ſie Freiplätze in der Arbeiterſchule. So unterſtützen 
tei und Gewerkſchaften fie überall. In welcher Weiſe die Gewerkſchaften ſie 
chätzen, tritt in einem Satze des Metallarbeiterblatts hervor: „Der Lehrling, 
einer Ortsgruppe der Jugendlichen beitritt, lernt ſchon in früher Zeit Kämpfe 
sen, den Wert einer Organiſation ſchätzen und ſich in ihr als diszipliniertes 
glied bewegen. ... Es iſt für jede Gewerkſchaft ſehr vorteilhaft, wenn 
en den Tauſenden, die ſie ſelbſt wirbt, Hunderte oder auch nur Dutzende 
men, die gleich mithelfen können, um die Tauſende zu erhalten. Wir 
nen mit Freude konſtatieren, daß heute, namentlich in Wien, eine ganze Reihe 
Funktionären tätig iſt, die alle aus der Schule der Jugendlichen hervor⸗ 
angen ſind.“ | 

Adolf Braun behandelt „Die gelben Gewerkſchaften“. Das erſte Beiſpiel 
Deutſchland war Augsburg, wo in den Anfängen der Arbeiterbewegung ein 
tilarbeiterſtreik durch Maſſenimport von Oſterreichern niedergeſchlagen wurde; 
e füllten die Fabriken, wurden in Fabrikwohnungen untergebracht und in gelben 
‚einen organiſiert. Das lähmte auf Jahrzehnte die Arbeiterbewegung in Augs⸗ 
g. Man hat dieſen Fall meiſt vergeſſen; die neueren gelben Vereine werden 
| das franzöſiſche Beiſpiel zurückgeführt. Die gelbe Bewegung wird von den 
er ins Leben gerufen, deren Agenten dabei gekaufte Individuen, am 
ſten Renegaten der Sozialdemokratie ſind. Sie umfaßt die verſchiedenſten, un⸗ 
ſängig voneinander entſtandenen Vereine, die ſich nur ausnahmsweiſe gelbe Ge⸗ 
ſekſchaften nennen, meiſt unter harmloſen Namen wie Werkverein, Berufsverein, 
arverein auftreten. Wo der politiſche Gegenſatz zur Sozialdemokratie in dem 
rdergrund ſteht, nennen ſie ſich „vaterländiſche“ Vereine oder ähnlich. Sie ſind 
ner von Unternehmern abhängig; bisweilen laſſen die Unternehmer ſich die 
che Erhebliches koſten, aber meiſt werden ihre Zuwendungen nur der Form nach 
nacht und figurieren ſie im Statut als ſchöne Summen, die der gelbe Verein 
ht berühren, nur von weitem anſtaunen darf. Die Gründung gelber Gewerk⸗ 
aften fällt oft mit Ausſperrungen und Streiks zuſammen; bisweilen dient die 
sſperrung nur dazu, die Arbeiter einzuſchüchtern, mürbe und reif zum gelben 
rein zu machen. Das Ziel iſt immer, die Solidarität unter den Arbeitern zu 
ſtören; von den Werkmeiſtern werden die Gelben in jeder Hinſicht bevorzugt 
d die Roten zurückgeſetzt; dadurch wird Haß und Zwietracht unter die Arbeiter 
bracht. Ein Zurückdrängen der roten Gewerkſchaften iſt damit jedoch nur aus⸗ 
hmsweiſe erzielt worden. Die Mitglieder der gelben Vereine rekrutieren ſich aus 
adenten Elementen, die ſich durch Streikbruch unmöglich machten, aus Strebern, 
zen Ehrgeiz in der ſozialdemokratiſchen Bewegung nicht befriedigt wurde, oder 
ausgeſchloſſen wurden; aber zumeiſt doch aus den ſchwächeren, in Geiſt und 
ſchausbildung minderwertigen Arbeitern, die ſchwer eine neue Stellung finden, 
nen daher der Stolz und das Selbſtvertrauen vollwertiger Arbeiter fehlen. Sie 
czichten gern auf jeden Kampf, laſſen ſich Demütigungen gefallen und nehmen, 
1 nur ihre Arbeitsſtelle zu behalten, ſogar den Haß und die Verachtung ihrer 
meraden auf ſich. In Deutſchland ſtehen die gelben Vereine unter der Leitung 
3 Reichslügenverbandes und der Unternehmerverbände, die ihnen ihr geiſtiges 
iſtzeug verſchaffen. Kurioſe Programme finden ſich dabei; ſo die folgende 
heorie: Die Entwicklung der Geſellſchaft hat von dem primitiven, barbariſchen 
Yialismus allmählich zum Privateigentum geführt; die Sozialdemokratie als reak⸗ 
märe Partei will dieſe Entwicklung umkehren und die Menſchheit auf die Stufe 
r Barbarei zurückführen; die Gelben wollen dagegen Privateigentum für alle 
ſaffen. Das beſte Rüſtzeug zur Widerlegung dieſer Kindereien bilden noch immer 
e Laſſalleſchen Schriften, die jetzt leider viel zu wenig geleſen werden. Die gelben 
ereine werden eine Gefahr für die Arbeiterbewegung, weil fie eine Prätorianer- 
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garde für die Unternehmer find und dieſe Züchtung von Verrätern den | 
kampf vergiftet. Die Unternehmer werden ſelbſt bemerken, daß ſie Schaden g 
tragen; nicht nur weil Zwieſpalt in der Werkſtatt der Arbeit nicht förderlich 
ſondern vor allem, weil die organiſierten Arbeiter, die hinausgeekelt od 
geſperrt werden, die tüchtigſten und beſten Arbeiter ſind und die Produktic 
den minderwertigen Gelben nicht auf der Höhe erhalten werden kann. Der! f 
iſt überzeugt, daß die Unternehmer auf die Dauer ſelbſt einſehen werden, daß 
von den gelben Gewerkſchaften mehr Schaden hat als ſie ſelbſt. e 
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| Der Nürnberger vereinstag. 
„ Berlin, 5. September 1908. 


In der Mitte des September tritt für dieſes Jahr der ſozialdemokratiſche 
Parteitag in demſelben Nürnberg zuſammen, wo vor vierzig Jahren, und 
war in den erſten Tagen desſelben Monats, der fünfte Vereinstag der deutſchen 
Arbeitervereine tagte, um der deutſchen Arbeiterbewegung einen entſcheidenden 
Anſtoß zu geben. 

Der Verband der deutſchen Arbeitervereine war feiner urſprünglichen Ab⸗ 
icht nach eine bürgerliche Gründung, geſtiftet zu dem Zwecke, die ſelbſtändige 
Entwicklung des Proletariats zu hindern. Die Idee, ihn zu ſchaffen, tauchte 
wit auf, als die Arbeiter in Berlin und Leipzig, nach vergeblichen Verſuchen, 
die Fortſchrittspartei zur Anerkennung des allgemeinen Wahlrechtes zu ver⸗ 
mlaſſen, ſich mit dem Plane trugen, einen deutſchen Arbeiterkongreß zu be⸗ 
cufen, auf dem die Arbeiter ſich über ihre Klaſſenintereſſen klar werden ſollten. 
Um dieſen Arbeiterkongreß zu vereiteln, entſchloſſen ſich die fortſchrittlichen 
Führer, verſteht ſich unter ihrer höheren Patronage, die Arbeiterbildungsvereine, 
in denen ſie noch immer das große Wort führten, enger zuſammenzufaſſen. 

Ganz wohl mag ihnen dabei doch nicht zumute geweſen ſein, denn erſt 
als ſich das Leipziger Zentralkomitee zur Einberufung eines allgemeinen 
Arbeiterkongreſſes an Ferdinand Laſſalle gewandt, dieſer ſein „Offenes Ant⸗ 
wortſchreiben“ erlaſſen und in Frankfurt einen entſcheidenden Sieg erfochten 
hatte, ihnen alſo das Feuer ſchon auf den Nägeln brannte, machten ſie prak⸗ 
tiſchen Ernſt mit ſeiner Ausführung. An demſelben 19. Mai 1863, wo ſich 
vierhundert Frankfurter Arbeiter für Laſſalle erklärten, erſchien der Aufruf 
„An die Arbeitervereine Deutſchlands“, der ſie aufforderte, ſich zuſammen⸗ 
zuſchließen, um im „eigenſten Intereſſe der Arbeiter ein gebieteriſches Halt 
auf der irrigen Bahn zu rufen, in welche man ohne klares Verſtändnis der 
gemeinſamen Aufgaben dieſe ganze Bewegung zu leiten geſucht hat“. Das 
Ende eines durch das Verſchulden einzelner verfehlten Verſuchs dürfe nicht 
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für die ganze Bewegung der Anfang einer unheilvollen Spaltung und ger 
ſplitterung werden. 

MI e den desſelben Jahres traten dann Delegierte von | 
aus allen Teilen Deutſchlands zum erſten Vereinstag in Frankfurt g. M. zur 
ſammen. Es waren ihrer 110, darunter Bebel und Roßmäßler (für Leipzig), 

m der „Kraft⸗ und all Mann (für Darmſtadt), Eugen Richter 
(für Düſſeldorf), Sonnemann und die beiden Wirth, damals viel genannte, 
wenn auch heute längſt vergeſſene „Freihandelshauſierburſchen“ (für Frank⸗ 
furt a. M.), Dittmann (für Berlin), Eichelsdörfer (für Mannheim). Von Bebel 
und anderen Arbeitern ganz zu ſchweigen, fo läßt ſich auch manchen dieſer 
bürgerlichen Männer, wie Büchner und namentlich Roßmäßler, ein aufrichtiges 
und lebhaftes Intereſſe für die Arbeiterſache nicht abſtreiten, aber die eigentlichen 
Macher waren doch Sonnemann und die beiden Wirths, denen nur darum 
zu tun war, die Arbeiterbewegung im Schlepptau des Kapitalismus zu er⸗ 
halten. In der Tat wurden ſie auch in den Ständigen Ausſchuß gewählt, der 
ſeinerſeits Sonnemann zu ſeinem Vorſitzenden erkor, was inſofern ganz logiſch 
war, als dieſer Frankfurter Bankier und Zeitungsbeſitzer das ganze Unter⸗ 
nehmen am geriebenſten betrieben hatte. Immerhin bekam er ſchon auf dieſem 
erſten Vereinstage eine leiſe Mahnung, daß es gefährlich iſt, mit dem Feuer 
zu ſpielen; ſein Antrag, in den Statuten zu beſtimmen, daß ſich die Arbeiter: 
vereine weder mit Politik noch mit Religion zu befaſſen hätten, wurde mit 
höflicher Entſchiedenheit abgelehnt. 

Willen Bedeutend lebhafter ging es auf dem zweiten Vereinstag her, der am 23 
und 24. Oktober in Leipzig tagte. In ſeiner Begrüßungsrede gab der Bürger⸗ 
meiſter Koch als den Zweck des Verbandes an, eine „neue Ariſtokratie“ der 
Arbeiterklaſſe zu ſchaffen, die das Proletariat in holdem Einvernehmen mit der 
Kapitaliſtenklaſſe zu halten habe; er traf damit den Nagel der Sonnemannſchen 
Sozialpolitik auf den Kopf, erhielt aber von F. A. Lange, der damals Handels⸗ 
kammerſekretär in Duisburg war, die erſchöpfende Antwort: „Dies iſt genau 
das, was unter allen Umſtänden vermieden werden muß.“ Ebenſo ſtieß Lange 
mit Eugen Richter zuſammen, nach deſſen Anſicht „die höheren Stände und 
die Konſumvereine die Oberhand haben ſollten“, während Lange den Haupt⸗ 
vorzug der Konſumvereine darin erblickte, daß die Arbeiter ſelbſt die Ver⸗ 
waltung in die Hand bekämen, ohne von Angehörigen der beſitzenden Klaſfen 
bevormundet zu werden. 

Außer Lange erſchienen in Leipzig an neuen Männern Max Hirſch 0 
V. A. Huber. Max Hirſch entwarf ein „Bildungsprogramm“ der Arbeiter, 
wonach in ihren Vereinen nicht nur Unterricht in den Elementarfächern, ſondern 
auch im Singen und Zeichnen, in gewerblicher Buchführung, in engliſcher und 
franzöſiſcher Sprache, in Volkswirtſchaft, Geſetzeskunde, Geſchichte, Naturwiſſen⸗ 
ſchaft uſw. erteilt werden ſollte. Dieſer Humbug entlockte dem konſervativen, 
aber ſachkundigen Huber den „Schmerzensſchrei“, „wo denn die freie Zeit für 
alle dieſe Gegenſtände den Arbeitern herkommen ſolle“. Am heftigſten ließ 
dann das Auftreten des Laſſalleaners F. W. Fritzſche die Geiſter auf⸗ ö 
einanderſtoßen, fo daß es in erſter Reihe nur dem Anſehen und dem Takte 
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anges zu verdanken war, daß ſchließlich eine notdürftige Harmonie hergeſtellt 
mide. Um nicht in den Verdacht der Zweideutigkeit zu kommen, ſchrieb 
ange ein Büchlein über die Arbeiterfrage, den wertvollſten Beitrag, der je 
on bürgerlicher Seite zu dieſer Frage geleiſtet worden iſt, aber der eben 
sshalb weit näher an Laſſalle heranrückte, als an deſſen kapitaliſtiſche 
jegner. 

In den Ständigen Ausſchuß waren in Leipzig zwar wieder Sonnemann 
nd Max Wirth, dazu noch Max Hirſch, aber neben ihnen doch ſchon Bebel 
nd Lange gewählt worden. Sonnemann wurde wieder zum Vorſitzenden 
es Ausſchuſſes erkoren und nahm auch an, aber ein Jahr darauf hatte er 
ie Sache ſatt und lehnte die leitende Stellung ab. In der Tat drängte das 
intlein immer kräftiger aufs Waſſer. Auf dem dritten Vereinstag, der am 
en deb zuſammentrat, war es ſchon im weſentlichen 
ſorbei mit den harmloſen Debatten über Freizügigkeit, Gewinnbeteiligung, 
ſewerbliche Buchführung uſw.; vielmehr ſtanden jo robuſte Forderungen des 
broletariats wie Koalitionsfreiheit und allgemeines Wahlrecht auf der Tages⸗ 
rdnung. Freilich machten die kapitaliſtiſchen Drahtzieher möglichſt gute Mienen 
um böſen Spiel; ihrer ſchiefen Stellung zum allgemeinen Wahlrecht gab Max 
dirſch die ſchiefe Form, „es ſei ein Glaubensſatz, der in unſeren Herzen 
he“, und ſie überließen die ausdrückliche Bekämpfung dieſes Rechtes einem 
gelahrten Profeſſor, dem berühmten Pſychologen Wundt. Allein die gewitzteren 
Köpfe unter ihnen mochten einſehen, daß dies Spiel die Kerze nicht mehr 
ohne. War doch auch der Einfluß des Verbandes auf die Arbeitermaſſen 
diel zu gering, als daß er der rührigen Agitation der Laſſalleaner ein Paroli 
gieten konnte. Zwar hatten nach dem Jahresbericht, den Sonnemann in Stutt⸗ 

Zart erſtattete, 106 Arbeitervereine ſich dem Verband angeſchloſſen mit ins⸗ 
geſamt 23000 Mitgliedern, jedoch dieſem an ſich immerhin — für die da⸗ 
maligen Verhältniſſe — ganz ſtattlichen Heere fehlte der eigentliche Nerv der 
Rriegführung. Die Jahreseinnahme des Ausſchuſſes belief ſich nur auf 

1230 Gulden, wovon der Nationalverein 874 Gulden aufgebracht hatte, und 

auch von dem Reſte kam ein weſentlicher Teil nicht aus der Kaſſe der Vereine, 
ſondern aus der Taſche „wohlgeſinnter“ Kapitaliſten. 

Dazu warf nun der Krieg des Jahres 1866 einen Zankapfel zwiſchen die 
bürgerlichen Führer. „Entgegengeſetzte Pole derſelben Borniertheit“, gerieten 
ſich norddeutſcher Nationalliberalismus und ſüddeutſche Volkspartei heftig in 

die Haare; in dieſem Jahre kam es überhaupt zu keinem Vereinstag. Im 
nächſten Jahre fand dann der vierte in Gera ſtatt. Er war nur noch von 6] 
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vierzig Vereinen beſchickt, aber das proletariſche Element hatte endlich die 
Oberhand und griff die Sache mit praktiſchem Geſchick an. Statt des viel⸗ 
köpfigen, über ganz Deutſchland zerſtreuten Ausſchuſſes, der ſeinen Vorſitzen⸗ 
den ſelbſt wählte, wurde die Leitung des Vereins einem von dem Vereinstag 
unmittelbar erwählten Präſidenten unterjtellt, deſſen Wohnort der Vorort des 
Vereinstags ſein ſollte, während der Verein, dem er angehörte, die übrigen 
Mitglieder des Vorſtandes zu wählen hatte. Bei der f 
unterlag Max Hirſch- mit dreizehn gegen Bebel mit neunzehn Stimmen. 
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Bebel, den ſeine rege Tätigkeit innerhalb der Arbeiterklaſſe mehr und meh 
den ſozialdemokratiſchen Anſchauungen genähert hatte, ging nun mit unermüd 
lichem Eifer daran, aus dem Verband der deutſchen Arbeitervereine eine prole 
tariſche Organiſation von wirklicher Einſicht und wirklicher Schlagkraft zi 
machen. Vor allem galt es ein klares Programm zu ſchaffen, das allen bürger 
lichen Hintergedanken die Tür ſperrte; Bebel ſchätzte dies Ziel hoch ge ug 
um dafür auch eine Spaltung des Verbandes in den Kauf zu nehmen. Au 
die Tagesordnung des fünften Vereinstages, der am 5., 6. und 7. Septem el 
in Nürnberg tagte, ſetzte er in erſter Reihe die Programmfrage, und vor 
Dresden wie von Leipzig ging gleichermaßen der Antrag aus, als dies Pro 
gramm die grundlegenden Sätze des Programms zu nehmen, das Marx fin 
die Internationale Arbeiteraſſoziation entworfen hatte. | 
Die Zahl der Vereine hatte fich, dank Bebels unermüdlicher Agitation 
wieder gehoben; der Verband zählte 99 Vereine mit 13000 Mitgliedern 
89 davon waren in Nürnberg vertreten. Der Vereinstag beriet unter dem 
Vorſitz Bebels und Löwenſteins; beide ſowie die Genoſſen Greulich in Zürich 
und Vahlteich in New Pork ſind wohl die letzten Überlebenden; den Refe⸗ 
renten Schweichel, der in einem ſchönen Bericht die Annahme des Pro: 
gramms empfahl, haben wir im vorigen Jahre begraben. Führer der Oppo⸗ 
ſition war der alte Jakob Venedey, der ſchon vor einem Menſchenalter von 
dem Bunde der Geächteten wegen ſeiner konfuſen Anſichten über die Arbeiter⸗ 
bewegung beiſeite geſchoben worden war und nun ſeinen letzten Verſuch machte, 
fie im „Unrat der Konfuſion“ zu erhalten, nicht aus böſem Willen, ſondern 
weil er ſo recht der klaſſiſche Typus des deutſchen Spießbürgers war, der es 
immer „wohl meint“, aber niemals weiß, was er will. Daneben warnte ein 
Bankier Thorade vor dem „dämoniſchen Zauber der Phraſe“, machte aber 
natürlich noch geringeren Eindruck als Venedey. Das neue Programm wurde 
mit 69 gegen 46 Stimmen angenommen; nach Vereinen gerechnet hatten 61 
mit Ja, 32 mit Nein geſtimmt. Die unterlegene Minderheit verließ ſofort 
das Beratungslokal, den alten berühmten Rathausſaal, den die ſtädtiſchen 
Behörden dem Vereinstag eingeräumt hatten. 26 Vereine erließen noch einen 
ſchriftlichen Proteſt, der dem neuen Programm vorwarf, „an die Stelle rüſtiger 
Arbeit ein Spiel mit leeren Worten und unklaren Phantaſien zu ſetzen“; fie 
ſtifteten einen „Deutſchen Arbeiterbund“, der einen Aufruf an die deutſchen 
Arbeiter erließ, aber mit dieſem erſten Lebenszeichen auch ſein letztes von ſich 
gab. Er war ein totgeborenes Kind. iR 
Die Mehrheit aber ſchritt auf dem Wege fort, den fie mit der Nürnber er 
Abſtimmung entſchieden und klar betreten hatte, und ſie bildete den Kern der 
Sozialdemokratiſchen Arbeiterpartei, die ſich ein Jahr ſpäter in Eiſenach auf⸗ 
tat, um nach ſechsjährigem Ringen mit dem Allgemeinen Deutſchen Arbeiter⸗ 
verein, den Laſſalle geſtiftet hatte, zu der deutſchen Sozialdemokratie zu 
werden, die mit ihrem diesjährigen Parteitag zugleich die Erinnerung an einen 
ihrer ehrenvollſten Tage verbindet. e 
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Zum Parteitag. 
Von K. Kautsky. 


Vor wenigen Wochen noch ſchien es, als ſollte der Nürnberger Parteitag 
friedlich werden, als ein Parteitag nur ſein kann. Völlig friedlich kann ja 
iner ſein, denn ſeine Aufgabe iſt von vornherein die, beſtehende Meinungs⸗ 
erſchiedenheiten in der Partei aus der Welt zu ſchaffen und feſtzuſtellen, 
elchen Weg die Mehrheit der Partei gehen will und daher die Geſamtpartei 
gehen hat. Wären wir in allen Punkten einig, brauchte man keinen Parteitag. 
Aber diesmal ſtand nichts auf der Tagesordnung, was die Leidenſchaften 
eſonders erregen könnte, trotz der Bedeutung der einzelnen Fragen. 

Weſentliche Meinungsverſchiedenheiten waren nur zu erwarten in der Frage 
er Maifeier und der Jugendorganiſationen. 

Die Maifeier iſt ein alljährliches Schmerzenskind der Parteitage geworden, 
offentlich gelingt es diesmal, eine endgültige Klärung der Frage herbeizuführen. 
s unterliegt keinem Zweifel mehr, daß das Feiern des 1. Mai durch Arbeits⸗ 
ie in den Kreiſen leitender Gewerkſchafter großer Abneigung begegnet. Diejer 
uſtand latenter Feindſeligkeit iſt ſchlimmer als offener Verzicht auf die Arbeits⸗ 
ſhe. Er beeinträchtigt die Wirkſamkeit der Demonſtration, ohne ihre Opfer 
1 vermindern. 

Die Maifeier durch Arbeitsruhe iſt eine Poſition, die wir erobert haben. 
ein Zweifel, ihre Behauptung koſtet Opfer. Die Frage iſt die, ob das Auf⸗ 
eben der Poſition nicht noch größere Nachteile mit ſich bringt. Es würde 
gemein aufgefaßt werden als ein Zurückweichen vor dem Feinde, und es 
Here auch ein ſolches. Es würde die gewerkſchaftlich organiſierten Arbeiter 
‚mutigen und den Übermut der Unternehmerverbände ſteigern. Es fragt 
ch, ob die Opfer der Arbeitsruhe demgegenüber nicht das kleinere Übel ſind. 
Bollen aber die Gewerkſchafter erklären, die Unternehmerorganiſationen ſeien 
übermächtig geworden, daß die Arbeiter dieſen gegenüber heute Arbeits⸗ 
arne zu demonſtrativen Zwecken an einem einzigen Tage ohne Schädi⸗ 
ung ihrer Organiſation auch dort nicht mehr wagen können, wo ſie ſie bisher 
och durchzuſetzen vermochten, daß die Gewerkſchaften, trotz ihrem abſoluten 
Nachtzuwachs, relativ gegenüber den Unternehmerorganiſationen zurück⸗ 
eblieben ſind, daß ſich die Lage der Arbeiter in dieſer Hinſicht alſo ver- 
Hlechtert und daher die Arbeitsruhe am 1. Mai aufgehört hat, ein 
weckmäßiges Demonſtrationsmittel zu ſein, dann werden die Parteigenoſſen 
arauf Rückſicht nehmen müſſen. Sind indes die Gewerkſchafter anderer 
Neinung, halten ſie dafür, daß ihre Kraft nicht bloß abſolut, ſondern auch 
elativ gewachſen iſt, dann beſteht nicht der mindeſte Grund, der Arbeitsruhe 
u entſagen, um jo mehr, da dieſe bisher ſchon nicht unbedingtes Gebot war; 
ann kann es ſich nur darum handeln, ihre zweckmäßigſte und ausgedehnteſte 
Mechführung zu ſichern. 

Das ſchlimmſte in jedem Kampfe iſt die Unentſchloſſenheit, wenn man wegen 
er moraliſchen Rückwirkung eine gewonnene Poſition nicht offen aufzugeben 
dagt, fie aber doch für unhaltbar hält und daher an allem Aufwand von 
Renſchen und Mitteln knauſert, den ihre Behauptung erfordert. 

Iſt die Maifeier ein altes Schmerzenskind der Parteitage, ſo hat die Frage 
er Jugendorganiſation für das Parteiparlament den Reiz größerer Jugendlich⸗ 
eit. Sie ſteht in engem Zuſammenhang mit den Bildungsfragen, die den 


854 | Die Neu 


Kongreß beſchäftigen werden. Es handelt fich darum, der Partei friſches 
Blut zuzuführen, die Bildung des Nachwuchſes nicht, wie bisher, dem Zufall 
zu überlaſſen. Wenn vor einem Jahrzehnt der Ruf ertönte: weg mit der 
grauen Theorie, alle höheren Geſichtspunkte können uns nichts helfen, auf 
die Kleinarbeit kommt alles an, ſo erkennt man jetzt allenthalben, daß die 
Kleinarbeit dem modernen Proletarier ſo ſehr auf Schritt und Tritt auf⸗ 
gezwungen wird, daß er ſich ihrer gar nicht erwehren kann. Es gilt, Mittel 
und Wege zu finden, die es ihm ermöglichen, inmitten des Wuſtes von Klein⸗ 
arbeit nicht zu erſticken und den Kopf frei zur Erkenntnis großer Zuſammen⸗ 
hänge und ferner Ziele zu behalten. 8 1 

Der Exiſtenzkampf des modernen Proletariers wird immer wilder; iin 
wird vielfach die Arbeitszeit verkürzt, aber dabei wächſt die Intenſität der 
Arbeit. Der Arbeiter fühlt ſich, wenn er die Werkſtelle verläßt, oft erſchöpfter 
als ehedem. Und konnten früher in der Werkſtatt bei der Arbeit die Arbeiter 
ihre Gedanken austauſchen, jo hört dies in der modernen Fabrik völlig auf. 
Damit geht ihnen ein großes Bildungsmittel verloren. Dabei wachſen die 
Unternehmerorganiſationen, denen der Arbeiter völlig wehrlos preisgegeben iſt, 
wenn er ſich nicht einer Organiſation anſchließt. Die Arbeit in den prole⸗ 
tariſchen Organiſationen wird immer mehr ein Teil des notwendigen Exiſtenz⸗ 
kampfes des Arbeiters, ſie bildet ebenſo wie die ſtets wachſenden Wege zu 
und von der Arbeitsſtätte eine Verkürzung jener freien Zeit, die er ſeiner 
Fortbildung widmen könnte. Dieſe Zeit nimmt ab, trotz der gleichzeitigen Ver⸗ 
kürzung der eigentlichen Arbeitszeit. „ 

Dabei aber wächſt das Proletariat immer mehr, es wird ein immer wich⸗ 
tigerer Teil der Bevölkerung. Alle Elemente, die darauf angewieſen ſind, die 
Maſſe zu gewinnen, Parteien ebenſo wie Fabrikanten von Maſſenkonſumartikeln 
ſtürzen ſich immer mehr auf den Proletarier, natürlich nicht, um ihn zu heben, 
wie es Sozialdemokratie und Gewerkſchaften wollen, ſondern um ihn profitabel 
auszubeuten, politiſch und ökonomiſch. Ihnen gilt es nicht, ſeine Intelligenz 
und ſeine Kraft zu entwickeln, ſondern aus ſeiner Naivität Kapital zu ſchlagen, 
Roheit, Sinnlichkeit und Senſationsluſt in ihm zu entwickeln, ihn zu degradieren 
ſoviel wie möglich. Die Herausgeber der Senſationspreſſe, die Direktoren der 
Tingeltangel, der Kinematographen und ſonſtiger „Rummel“ vergnügungen ver⸗ 
folgen ebenſo wie Arrangeure chriſtlicher Jünglingsvereine dieſes edle Ziel der 9 
Degradierung, wenn auch mit ſehr verſchiedenen Mitteln. 5 h 

Vor allem die Arbeiterjugend iſt dieſen verderblichen Einflüſſen ausgeſetzt. 
Vater und Mutter ſind in der Arbeit, können nicht nach den Kindern ſehen; 
dieſe werden frühzeitig ökonomiſch ſelbſtändig, da werden ſie nur zu ſehr 
aller Korrumpierung durch gewiſſenloſe Spekulanten der verſchiedenſten At 
preisgegeben. 1 

Hier einzugreifen iſt eine der wichtigſten Aufgaben der proletariſchen Or⸗ 
ganiſationen. Sie konnten es nicht früher, ſolange ſie zu ſchwach waren, ſo⸗ 
lange ihre Kräfte kaum ausreichten, die nächſtliegenden politiſchen und ökono⸗ 
miſchen Kämpfe auszufechten. Aber ihre finanziellen und intellektuellen Kräfte 
wachſen und damit auch der Kreis ihrer Funktionen und Aufgaben. Die 
Bildung der heranwachſenden Arbeiterjugend wird heute allenthalben eine der 
wichtigſten darunter. Dieſe Aufgabe kann aber ausreichend nur gelöſt werden 
unter Mitwirkung ſelbſtändiger Organiſationen jugendlicher Arbeiter. 
Das lehren alle bisherigen Erfahrungen. Will man Maſſenorganiſationen, 
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nüſſen es ſelbſtändige Organiſationen fein, andere würden auf die jugendlichen 
Arbeiter keine Anziehungskraft üben; das ſelbſtändige Wirken, die Verant⸗ 
wortung für das eigene Tun iſt aber auch eine Schule des Charakters, die 
für proletariſche Kampfesorganiſationen unentbehrlich iſt. 

Die Forderung der Selbſtändigkeit bedeutet keineswegs, daß die Er⸗ 
wachſenen ſich um die Jugendorganiſationen nicht kümmern ſollen. Das wäre 
verhängnispoll. Das wünſchen die jugendlichen Arbeiter ſelbſt nicht. So eifer⸗ 
ſüchtig auf ſeine Selbſtändigkeit und ſo empfindlich in dieſer Beziehung das 
jugendliche Alter iſt, ſo ſehr hat es das Bedürfnis nach Anlehnung an einen 
älteren Freund, dem es enthuſiaſtiſche Verehrung entgegenbringt, wenn es in 
ihm ein Vorbild ſowie einen Bringer höheren Wiſſens erkennt und Verſtändnis 
für das eigene Sehnen und Verlangen, für die eigenen Schmerzen und Freuden 
bei ihm findet. 

Nicht jeder taugt zum Berater der Jugend. Aber alle Genoſſen, die das 
Zeug dazu in ſich fühlen, werden gerade jetzt, wo unſere Jugendorganiſationen 
noch im Stadium des Suchens und Taſtens ſind, unſerer Sache am wirk⸗ 
ſamſten dadurch dienen, daß ſie dieſen Organiſationen mit Rat und Tat bei⸗ 
ſtehen. Die Verhandlungen und Beſchlüſſe des Parteitags werden ſicher das 
Intereſſe für die Organiſierung und Aufklärung der Arbeiterjugend mächtig 
ſteigern. Unſere Bewegung wird ſich damit ein neues, gewaltiges Gebiet er⸗ 
ſchließen, ohne deſſen Gewinnung und Behauptung unſer Sieg unmöglich iſt. 
Die Frage der Bildung und Organiſierung der Arbeiterjugend iſt eine, 
die ſo viele ſchöne Ausblicke eröffnet, ſo reiche Früchte in ihrem Schoße trägt, 
daß ſie verſprach, den Parteitag zu einem der erhebendſten und erfreulichſten 
zu geſtalten, wenn ſie den Mittelpunkt ſeiner Beratungen gebildet hätte. Aber 
das wird keineswegs der Fall ſein. Die ganze Tagesordnung des Parteitags 
wird in den Hintergrund gedrängt durch eine Frage, die unverſehens einige 
Parlamentarier Badens und Bayerns aufgebracht haben, die der Budget: 
bewilligung — oder vielmehr die der Parteidisziplin. Die Budget⸗ 
bewilligung wird immer mehr, je länger die Diskuſſion vor ſich geht, zum 
bloßen Ausgangspunkt, zum bloßen Symptom einer Bewegung, die die Dis⸗ 
ziplin der Partei in Frage ſtellt. 

Als die „Münchener Poſt“ den ſüddeutſchen Parteigenoſſen zu erwägen 
gab, ob ſie die „unwürdige Polizeikomödie“ mitmachen wollten, die den Partei⸗ 
tag zu ſchänden drohe, konnte man noch an einen vereinzelten Ausbruch der 
Nervoſität glauben. Aber die Redaktion des Blattes erklärt einmütig, nach 
ruhiger Überlegung ihre Aufforderung abgefaßt zu haben, und die Mehrheit 
der ſüddeutſchen Parteiorgane entwickelt mit ihr den gleichen Gedankengang. 
Die Begründung der Obſtruktion durch den Hinweis auf Schiebungen bei 
norddeutſchen Delegierten tt dabei nichts als ein Vorwand und ein recht 
durchſichtiger dazu. Will man jetzt ſchon behaupten, der Parteitag werde un⸗ 
gültige Mandate anerkennen? Oder will man auch gültige Mandate als 
„unwürdige Polizeikomödie“ diskreditieren, wenn ſie ſüddeutſchen Genoſſen 
unbequem ſind? 

g Aber ſchon vor der Drohung der „Münchener Poſt“ hatte die „Frän⸗ 
kiſche Tagespoſt“ erklärt, in der Sache der Budgetbewilligung ſei kein Zurück⸗ 
weichen möglich. Und ebenfalls vor dieſer Drohung erſchien im Karlsruher 
Parteiorgan ein Artikel vom Genoſſen Engler, Parteiſekretär in Freiburg, 
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„Unterwerfen können wir uns nicht, wenn wir uns nicht ſelbſt 
aufgeben wollen.“ N „ 
Überall derſelbe Gedankengang: Wir fügen uns dem Parteitag nicht, wenn 
wir in der Minorität bleiben. Solche Drohungen wurden laut, ehe noch die 
„Münchener Poſt“ ſich über die „Polizeikomödie“ ſittlich entrüſtete. Dieſe iſt 
alſo bloß ein Vorwand, um der unverhüllten Drohung des Disziplinbruchs 
ein Mäntelchen umzuhängen, das ſie in den Augen wenigſtens der ſüddeutſchen 
Genoſſen etwas anſtändiger erſcheinen laſſen ſoll. b 5 
Die Aufrechterhaltung der Parteidisziplin, das iſt es, worum in 
Nürnberg in erſter Linie gekämpft werden wird. 1 
Auch wenn die Drohung nicht ernſt gemeint, wenn ſie als bloßer Schreck⸗ 
ſchuß gedacht iſt, der ſchwachmütige Geiſter einſchüchtern und zur Nachſicht 
geneigt machen ſoll, auch dann bildet ſie eine Auflehnung ſchlimmſter Art 
gegen die Parteidisziplin, bietet ſie ein Beiſpiel, das beſtändig ſkrupelloſe 
Leute zur Nachahmung reizen, die Geſchloſſenheit unſerer Partei lockern und 
ihr Gefüge ewigen Erſchütterungen ausſetzen müßte, wenn es dem Parteitag 
nicht gelingt, in einer Weiſe Ordnung zu machen, die eine Wiederkehr ſolcher 
ſkandalöſen Kampfesmethoden auch dem Gewiſſenloſeſten verleidet. 
Geradezu verheerend aber müßte es auf die Einheit der Partei wirken, 
wenn die Drohung des Disziplinbruchs ihren Zweck erreichte und die Genoſſen 
einſchüchterte, wenn man, um dem Disziplinbruch vorzubeugen, die Disziplin⸗ 
loſigkeit ſanktionierte, wenn man zugäbe, was unſere Budgetbewilliger wollen, 
daß die Beſchlüſſe der Mehrheit die Minderheit nicht binden, ſobald die 
Mehrheit aus Preußen und Sachſen und die Minderheit aus Süddeutſchen 
beſteht; daß jede Landesorganiſation ihre politiſche Taktik nach ihrem Belieben 
einrichten darf; daß wir der Welt das Schauſpiel bieten dürfen, wie in dem 
einen Landtag unſere Genoſſen energiſchſte grundſätzliche Oppoſition machen, 
indes in einem anderen die Genoſſen mit den Liberalen gegen das Zentrum 
und in einem dritten mit dem Zentrum zuſammen gegen die Liberalen Regie⸗ 
rungspartei werden. | 1 
Das wäre der Anfang vom Ende der deutſchen Sozialdemokratie. Sie 
verkäme in ebenſo ſchmachvoller Lächerlichkeit wie der deutſche Liberalismus. 
Die Disziplin iſt es neben der theoretiſchen Klarheit, was die deutſche 
Sozialdemokratie ſo groß gemacht hat. Die Sozialdemokratie eines jeden Landes 
entwickelt, entſprechend der Eigenart der Bedingungen, unter denen fie er 
wächſt und kämpft, eigentümliche Charakterzüge und Waffen. Die franzöſiſchen 
Genoſſen ſind uns voraus an revolutionärem Elan in großen Momenten, die 
Engländer an Zähigkeit, die Amerikaner an rückſichtsloſer und raſtloſer Energie, 
die Ruſſen an Verachtung von Schmerzen, Gefahren und Tod. “a 
Und der Vorzug unſerer theoretiſchen Klarheit iſt uns im letzten Jahrzehnt 
ziemlich abhanden gekommen. Er entſprang teils dem beſſeren Volksſchulweſen 
Deutſchlands, teils der Tiefe ſeiner Wiſſenſchaft, die das Genie von Marx und 
Engels gleichzeitig vom Standpunkt des Proletariats aus weiter entwickelte 
und dem Proletariat zugänglich machte. 1 
Aber ſeit den ſiebziger Jahren des neunzehnten Jahrhunderts haben die Volks⸗ 
ſchulen des Auslandes vielfach die deutſchen überholt und iſt dort eine reiche, teils 
auf Originalen, teils auf Überſetzungen beruhende marxiſtiſche Literatur entſtanden. 
Eines jedoch blieb, worauf die deutſche Sozialdemokratie ſtets ſtolz ſein 
durfte, was ſie in der Internationale glänzend hervorragen ließ: ihre 
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Geſchloſſenheit, ihre freudige und hingebungsvolle Disziplin, die alle Reihen 
der Parteigenoſſen erfüllte, vom Parteivorſtand an. Man erinnere ſich des 
Breslauer Kongreſſes, auf dem Bebel und Liebknecht unterlagen: nie wäre 
ihnen auch nur für einen Moment der Gedanke gekommen, zu erklären: wenn 
wir in der Minorität bleiben, tun wir nicht mehr mit, ſucht euch andere 
Mitglieder des Parteivorſtandes. 

Dieſer Disziplin verdankt die deutſche Sozialdemokratie ihre ſtolzeſten Siege, 
durch ſie iſt ſie vorbildlich geworden für alle Welt, und nun wird verſucht, 
durch Aufſtachelung des rückſtändigſten Partikularismus dieſen Grundpfeiler 
unſeres Parteigebäudes aufs tiefſte zu erſchüttern, zu keinem anderen Zweck, 
als um diverſen Parlamentariern mehr Anſehen vor den Regierungen und 
bürgerlichen Parteien zu verleihen und ihnen die Möglichkeit zu erleichtern, 
parlamentariſche Geſchäfte mit dieſen abzuſchließen. 

Die Parlamentarier gewinnen dabei, ihre Poſition wird gehoben, aber auf 
Koſten der Geſamtpartei, deren Wirken gelähmt, deren Wachstum verlangſamt, 
ja oft in einen Rückgang verwandelt wird. Frankreich und Italien ſind war⸗ 
nende Beiſpiele. 

Und gerade jetzt wird uns dieſe Auflöſung der Parteidisziplin zugemutet, 
wo unſere Gegner in Süd und Nord ſich eifriger zuſammenſcharen als je, 
wo die Reichsregierung ihre Politik der Aushungerung und Niederdrückung 
der Volksmaſſen, die ſie durch Agrarzölle, durch das Vereinsgeſetz und ähnlich 
ſchöne Einrichtungen ſchon bezeichnete, unter einmütiger Zuſtimmung der ſüd⸗ 
deutſchen Regierungen energiſch fortzuſetzen gedenkt. 

Noch nie ſtand die Partei vor einer ernſteren Situation als jetzt, auf keinem 
Parteitag laſtete noch eine größere Verantwortung. Er wird entſcheiden, ob 
wir eine Armee bleiben, die geſchloſſen und einmütig nach gemeinſamem Plane 
dem Feinde entgegenmarſchiert, oder ob wir es dulden, daß ſie ſich auflöſt in 
einen Haufen von Regimentern, von denen jedes ſelbſt nach eigenem Gut⸗ 
dünken ſeine Marſchroute beſtimmt, da es ſelbſt das Terrain, auf dem es ſich 
bewegt, beſſer kennen muß als andere, die an anderer Stelle marſchieren. 

Aber wir leben in der frohen Zuverſicht, daß das proletariſche Bewußtſein, 
das ſtets die feſteſte Stütze der Disziplin war, auch diesmal wieder, wie ſo 
oft, den Sieg erringen wird über kleinbürgerlichen Partikularismus und parla- 
mentariſches Sonderweſen und daß nach den Nürnberger Tagen die Partei 
ſo gefeſtigt daſtehen wird wie nur je. 
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Die Budgetbewilligung in Baden und Bayern hat die gegenſätzlichen 
Meinungen über taktiſche und prinzipielle Fragen in unſerer Partei wieder 
gewaltig aufgerührt. Eine Reihe von norddeutſchen Wahlkreiſen hat nun auch 
bereits verſchiedene Anträge dazu an den Nürnberger Parteitag geſtellt, und 
dort wird die Frage ausgiebig erörtert werden. 

In den bisher ſtattgefundenen Verſammlungen, welche zu dieſer Frage 
Stellung nahmen, ſowie in der Tagespreſſe der Partei wurde die Angelegenheit 
von einem Teile als taktiſche Frage, von dem anderen Teile als prinzipielle 
Frage betrachtet. 
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werden zur Verteidigung ihrer Bewilligung der Subſiſtenzmittel der betreffenden 
kapitaliſtiſchen Einzelſtaaten eine Reihe von Beweggründen angeführt: In 
Baden die Gehaltserhöhung der Beamten und die Lohnerhöhung der Staats 
arbeiter, in Bayern die Gehaltserhöhung der Beamten, die Lohnerhöhung und 
Verbeſſerung der Verhältniſſe der Arbeiter in den Staatsbetrieben, die volle 
Anerkennung des Koalitionsrechtes durch die Regierung, das Proportional 
wahlverfahren bei den Gemeindewahlen, die Anerkennung der ſtaatsbürger⸗ 
lichen Gleichheit und anderes mehr. | Me 

Das Geſamtmehr an Ausgaben für Lohnerhöhungen, Wohlfahrtseinrich⸗ 
tungen und Verbeſſerung der Wohnungsverhältniſſe der bayeriſchen Staats: 
arbeiter beträgt zirka acht Millionen. | N 

Dieſe und andere Erfolge hebt man hervor und wirft dann die Frage auf: 
Sollen nun die Vertreter der Sozialdemokratie das Geſamtbudget, in dem 
dieſe Einzelpoſitionen enthalten, denen ſie zugeſtimmt haben und die zum großen 
Teile nur dem Drängen und der tatkräftigen Initiative der Arbeitervertreter 
zu danken ſind, ablehnen? Oder iſt nicht die einfache Konſequenz hiervon, den 
einzelnen durchgedrückten Forderungen auch durch Zuſtimmung zum Geſamt⸗ 
etat des Staates Geltung zu verſchaffen? 3 

Vom Standpunkt des Opportuniſten, des Politikers, der durch diploma⸗ 
tiſches Gebärdenſpiel die Welt aus den Angeln heben zu können glaubt, iſt dieſe 
Schlußfolgerung eine naturgemäße. Anders vom Standpunkt der Arbeiterklaſſe. 

In den Augen der Arbeiterklaſſe iſt der Staat nur die organi⸗ 
ſierte Zuſammenfaſſung der ſie im einzelnen ausbeutenden An⸗ 
wender ihrer Arbeitskraft, er iſt die durch das Weſen des Kapitalismus 
bedingte, zum Teil hiſtoriſch überlieferte Verwaltungs⸗ und Beaufſich⸗ 
tigungsmaſchinerie dieſer auf Exploitation beruhenden Geſell⸗ 
ſchaftsordnung. Und das Parlament innerhalb gewiſſer Grenzen iſt der 
Aufſichtsrat über dieſelbe. Doch kommt dies rein nur zur Geltung bei dem Ein 
kammerſyſtem; beim Zweikammerſyſtem verſchiebt ſich die Sache ganz bedeutend. 

Wenn nun die Arbeiterklaſſe in den Repräſentationskammern durch ihre 
Vertreter ihre Forderungen aufſtellt und kraft ihrer realen, unabhängig von 
parlamentariſchen Konſtellationen durch die Entwicklung der Arbeiterklaſſe 
ſelbſt bedingten Macht auch eine ihrer Forderungen durchſetzt, ſo iſt es auch 
ſelbſtverſtändlich, daß ſie dieſe entſprechend zu realiſieren ſucht, ſeien ſie nun 
wirtſchaftlicher Natur, wie oben erwähnte Lohnerhöhungen, Koalitionsfreiheit 
uſw., oder politiſcher Natur, wie der Gemeindeproporz, Gleichberechtigung der 
Staatsbürger und ähnliches. Übrigens: Forderungen, die ſich auch vom 
Standpunkt des kapitaliſtiſchen Staates von ſelbſt verftehen! 

Ebenſo ſelbſtverſtändlich iſt, daß die Vertreter des Proletariats diejenigen 
Maßnahmen unterſtützen, die geeignet ſind, die Produktion auf eine höhere 
Stufe zu heben, die Naturſchätze und Naturkräfte der Allgemeinheit dienſtbar 
zu machen; hierher gehören: die Einführung des elektriſchen Betriebs, die Neu⸗ 
anlagen in den ſtaatlichen Bergwerken, Bohrungen und Schürfungen, Ver⸗ 
beſſerung der Umſchlagseinrichtungen am Rhein und die Weiterführung der 
Mainkette, wofür im ganzen 13 / Millionen ausgeworfen wurden, ferner 
Eiſenbahn⸗ und Poſtetat 350000 Mark. Jedoch iſt klar, daß dieſe unter dem 
Titel Kulturzwecke ſegelnden Etatseinſtellungen bedingt ſind durch die er⸗ 
weiterten Verkehrsbedürfniſſe und daß es in erſter Linie die Intereſſen des 
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kapitals ſind, die die Springquellen des Naturreichtums zum Fließen bringen, 
ber auch ſogleich abſorbieren. 

Wenn der Staat nun Klaſſenſtaat iſt, und ſolcher muß er ſein, da er ja 
auf dem Klaſſenorganismus beruht, jo iſt die entſprechende Beiſteuer zu ſeinen 
kriſtenz» und Verwaltungskoſten eine — Klaſſenſteuer! Der noch übrig 
leibende Reſt von Mehrarbeit wird dem Proletariat in Form von in⸗ 
zirekten Steuern für die „faux frais“ der kapitaliſtiſchen Produktionsweiſe ab⸗ 
gepreßt. Schon dieſe Tatſache würde genügen, die Subſiſtenzmittel für dieſen 
staat abzulehnen. 

Aber vom Standpunkt der Arbeiterklaſſe handelt es ſich bei der Geſamt⸗ 
ibſtimmung auch gar nicht mehr darum, daß die einzelnen Forderungen des 
broletariats realiſiert werden, es ſind überhaupt nicht Subſiſtenzmittel für 
gas Proletariat, die dabei bewilligt werden, ſondern für den Klaſſenſtaat, der 
ins nun als bunt zuſammengewürfeltes und geleimtes Moſaik im Geſamtetat 
utgegentritt. 

Zu dieſem Ergebnis muß man unbedingt kommen, wenn man den Par⸗ 
barismus nicht als Selbſtzweck, ſondern nur als Mittel zum 
zweck betrachtet. Von dieſem Arbeiterſtandpunkt aus iſt das Kopf⸗ 
erbrechen und Rechnen, ob die Vorteile die Nachteile überwiegen, vollkommen 
iberflüſſig, ja es kann ſogar in einen Nachteil für das Proletariat als vevo- 
utionäre Klaſſe umſchlagen, wenn man dieſen Opportunismus ſeiner parla⸗ 
nentariſchen Vertreter als notwendige Folgen des parlamentariſchen Kampfes 
u verteidigen ſucht. 

Dann kommt in Betracht, daß vieles nur verſprochen und beſchloſſen, 
loch lange nicht ausgeführt iſt; daß auch noch die Reichsratskammer vor⸗ 
handen ift, die alle wichtigen Beſchlüſſe vernichtet, über die ſich unſere ſüd⸗ 
heutſche Parteipreſſe wie folgt äußert: 

„Die Überkammer hat die Reviſion des Berggeſetzes, die Anſchlußmutung 
des Staates an Schürfungen Privater verhindert, das Gehaltsregulativ und 
das Beamtengeſetz verſchlechtert, die Durchführung wichtiger Kammerbeſchlüſſe 
ur Verbeſſerung der Arbeiterfürſorge dem Ermeſſen der Regierung überlaſſen. 
Diefes Schleifzeug am bayeriſchen Staatskarren zu beſeitigen, iſt eine der 
vichtigſten Aufgaben des bayeriſchen Volkes, iſt die notwendige Vorbedingung 
iner fruchtbaren Arbeit der Volksvertretung.“ 

Des weiteren iſt auf dem für die aufſtrebende Arbeiterklaſſe ungeheuer 
vichtigen Gebiet des Volksſchulweſens trotz der energiſchen Mahnungen 
her Arbeitervertreter nichts geſchehen; geiſtliche Schulaufſicht, Kirchendienſt, 
Naturalleiſtungen uſw. ſind in Bayern nach wie vor vorhanden; auch die 
Erhöhung der Gehälter der Volksſchullehrer wurde nicht erreicht. Wie die 
Regierung die Verfaſſung beiſeite ſchiebt, wenn ſie ihr nicht in den Kram 
paßt, dafür iſt der Fall Beyhl ein beredtes Beiſpiel. Auch die Interpellation 
unſerer Genoſſen im Landtag betreffend den Ausſpruch des Reichskanzlers 
Bülow über das allgemeine Wahlrecht iſt vollkommen verpufft. Der einzige 
beachtenswerte Erfolg auf politiſchem Gebiet iſt die Einführung der Ver⸗ 
hältniswahl in den Gemeinden mit über 4000 Einwohnern, obwohl auch 
hier wieder rückſtändige Gemeindeordnungen ein gut Teil des 
Fortſchritts aufheben. 

Betrachtet man ferner die praktiſche Tätigkeit der Regierung, ſo kommt 
auch hier das bürgerliche Klaſſenbewußtſein derſelben unverhüllt zum Aus⸗ 


| 
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druck. Beweis: das Zeugniszwangsverfahren (Schlegel⸗Nürnberg), Be | 
rung von Militär in den Kaſernen bei Streiks und nicht zuletzt die unzähligen 
Streikprozeſſe, die für zahlreiche Arbeiter Geld⸗ und Freiheitsſtrafen brachten, 

Wenn man nun den finanziellen und moraliſchen Effekt, der für die Arbeiter⸗ 
klaſſe in Betracht kommt, vergleicht mit dem nicht Erreichten und ferner be⸗ 
rückſichtigt, wer die Mittel aufbringen muß, dann muß man ſelbſt vom oppor⸗ 
tuniſtiſchen Standpunkt aus zur Ablehnung des Finanzgeſetzes gelangen. Die 
Vorausſetzungen der Lübecker Reſolution, die die Partei ſich als Grundlage 
und Richtlinie in dieſer Frage gegeben hat, waren in keiner Weiſe gegeben. 

Es wird nun von verſchiedenen Parteiſchriftſtellern der Verſuch gemacht, 
die Zuſtimmung zum Etat in Bayern und Baden zu rechtfertigen, indem ſie 
die Abſtimmungen der ſozialdemokratiſchen Vertreter in Sachſen und anderen 
Staaten hervorhoben. Aber dieſe Abſtimmungen erfolgten zum Teil zu einer 
Zeit, als noch kein bindender Beſchluß der Geſamtpartei vorlag, wie er ſeit 
dem Lübecker Parteitag nunmehr gegeben iſt. Dann iſt dieſe Argumentation 
inſofern ſchief, daß man einen neuen Fehler durch einen alten zu verteidigen 
ſucht. Das auffallendſte iſt aber dabei, daß gerade jene Leute hier am Alten 
feſthalten wollen, die ſonſt das Alte in Grund und Boden verdammen. 

Daß die Frage auf dem Parteitag zu Nürnberg zu einer gründlichen Er⸗ 
örterung gelangt, iſt vorauszuſehen und im Intereſſe der Klarſtellung der 
Sache auch zu wünſchen, und das Ergebnis kann nur ſein, daß es ſich bi 
um feine taktiſche Frage, ſondern um eine eminent prinzipielle Frage handelt, 
und der Parteitag würde wirklich praktiſche Arbeit leiſten, wenn er eine 
Reſolution annähme, die alle Ausnahmen ausſchließt, und die klar und un⸗ 
verhüllt die Stellung der Arbeiterklaſſe im Klaſſenparlament aufzeigt. N 


Zur Reidsfinanzreform. 4 
von Heinrich Ströbel. | | 


Der Blockfreiſinn hat einen neuen Trick entdeckt, um nicht rechtzeitig zur 
Reichsfinanzreform unzweideutige Stellung nehmen und rundheraus ſagen zu 
müſſen, wie denn er ſich eigentlich die Aufbringung der verlangten 400 Mil⸗ 
lionen neuer Reichsſteuern denkt. Er faſelt ruhmredig davon, daß er keine 
neuen Steuern bewilligen werde, bevor ihm nicht von der Regierung be⸗ 
wieſen worden ſei, daß auch neue Steuern in ſo gewaltigem Umfang not⸗ 
wendig ſeien. Dabei tut der Blockfreiſinn gar ſo, als glaube er ſelbſt dae; 
daß ſich bei größerer „Sparſamkeit“ — und die habe doch Fürſt Bülow 
feierlichſt verſprochen! — auch mit einem geringeren Betrag neuer Steuern 
wirtſchaften ließe, ohne ins Uferloſe neue Schulden zu machen. Als ob nicht 
der Blockfreiſinn ſelbſt die Möglichkeit und die verdammte Pflicht hätte, 1 
die Nachweiſe des Reichsſchatzamtes abzuwarten, ſelbſt Berechnungen über die 
Größe des zu deckenden Reichsdefizits anzuſtellen! Wenn der Freiſinn dieſe 
Berechnungen anſtellte, würde er freilich ein Defizit herausrechnen müſſen, das 
ihm die Haare zu Berge ſtehen und das fade Geſchwätz von „Erſparniſſen“ 8 
vergehen ließe. Denn geſpart könnte ja nur beim Militarismus, M 1 
und der Kolonialpolitik werden, die allei 

als das Reich a n Nettoeinnahmen Überhaupt aufmeift! Und A hier 
nicht geſpart 1919 dafür ſorgt ja der blockfreiſinnige Wewilich e 
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Abſt — iſt doch der Block nur deshalb geſchaffen worden, weil das Zentrum 
n einer, wie ſich ſpäter herausgeſtellt hat, wirklich unnötig hohen Kolonial⸗ 
orderung ein paar armſelige Millionen abſtreichen wollte! 

Wir fagten, daß Heer, Marine, Kolonien, und was damit zuſammenhängt, 
llein mehr verſchlingen, als was das Reich an wirklichen Einnahmen auf⸗ 
uweiſen hat. Hier nach dem Etat von 1908 der zahlenmäßige Beweis dafür: 


A. Ausgaben für militariſtiſche Zwecke. 


Verwaltung des Reichsheeres (darunter aus der 
Anleihe 56 Millionen) . » z 


843 Millionen Mark 


Reichsmilitärgerichkct e 2 5 
Marine (darunter aus der Anleihe 90 Mill.) . 339 - E 
BI CHE 8 10 = z 
Reichskoloniala et.. 47 5 
Reichsſchuldenverzinunn- eee 145 s 2 
Allgemeiner Penſionsfonds u. Reichsinvaliden⸗ 

fonds N n 143 : ⸗ 


Zuſammen 1529 Millionen Mark 


B. Wirkliche Geſamteinnahmen des Reiches. 


Zölle und Steueern . 1003 Millionen Mark 
Maiſchbottichſteuer und Branntweinverbrauchs⸗ 

abgabe nebſt Zuſch lass 116 E 
Reichsſtempelabgaben (Überweiſungsſteuer ) 79 . 
Überſchuß aus der Reichspoſt und Reichstele⸗ 

graphenverwaltung 84 E E 
überſchuß aus der Reichsdruckerem 3 : = 
überfhuß aus der Reichseiſenbahnverwaltung 24 = 5 
Verſchiedene Einnahmen n s s 
Aus dem Reichsinvalidenfondg . .» . 36 : : 
Wirklich geleiſtete Matrikularbeiträge. - - 24 . £ 


Zuſammen 1449 Millionen Mark 


30 Millionen Mark! Wenn der Freiſinn alſo ans Sparen denkt, muß er bei 
den Ausgaben für das Heer, die Marine und die Kolonien ſparen! Daß er 
bei dem ſchüchternſten Verſuch dazu aus dem Block fliegt, darf die Mannen 


Nettoergebniſſen. Ausgaben und Einnahmen bilanzieren mit 1492 Mil⸗ 
lionen Mark. Die Ausgaben erreichen nur dieſen Betrag, der um 37 Mil⸗ 
lionen hinter den oben zuſammengeſtellten Ausgaben allein für militariſtiſche 
Zwecke zurückbleibt, trotzdem auch die nichtmilitariſtiſchen Ausgaben in der 
Aufmachung figurieren, weil in dieſer Aufmachung ſowohl die 146 Millionen 
Ausgaben für das Landheer und die Marine fehlen, die durch Anleihen 
aufzubringen ſind, als auch die 36 Millionen für den Reichsinvalidenfonds. 
Auf der anderen Seite erreichen die Einnahmen deshalb nur die Höhe von 
1492 Millionen, weil die 260 Millionen Anleihe nicht mit in Anſchlag 


Alſo bereits im Jahre 1908 überſtiegen die Ausgaben für den Milita⸗ | 
rismus in feinen verſchiedenen Formen die geſamten Reichseinnahmen um 
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gebracht worden ſind. Die Bilanz beweiſt aber jedenfalls das eine, daß 1908 
eine Anleihe von 260 Millionen zur Deckung des Defizits notwendig war! 
Freilich erſchöpften dieſe 260 Millionen keineswegs das Defizit! Denn um 
den 1492 Millionen Ausgaben ebenfalls 1492 Millionen Einnahmen gegen⸗ 
überſtellen zu können, hat man den Überſchuß der Matrikularbeiträge 
über die Überweiſungen hinaus mit 124 Millionen gebucht, während nur eine 
wirkliche Einnahme an Matrikularbeiträgen von 24 Millionen in Frage 
kommt, die Erhebung von 100 Millionen dagegen „auszuſetzen“ war. Was 
es aber mit der „Stundung“ dieſer 100 Millionen auf ſich hat, beweiſt die 
Anmerkung auf Seite 48 des erſten Bandes des Etats: | 

„Wie bereits in der vorjährigen Denkſchrift Seite 55 ausgeführt ift, haben 
die verbündeten Regierungen mit der Feſtſtellung des Etats nicht zum 
Ausdruck bringen wollen, daß ſie zur Übernahme der ungedeckten, über die b 
Summe von 24256511 Mark (das iſt 40 Pfennig auf den Kopf der Be⸗ 
völkerung) hinausgehenden Matrikularbeiträge imſtande ſeien. Eine 
entſprechende Entlaſtung durch eine weitere Erſchließung erhöhter 
eigener Einnahmen des Reiches muß daher vorbehalten bleiben.“ 3 

Das Defizit im Reichsetat für 1908 beträgt alſo nicht 260 Millionen, 
ſondern 360 Millionen Mark! 5 

Was ergibt ſich nun daraus für die nächſten Jahre? Von dem Anleihe⸗ 
bedarf von 260 Millionen entfielen rund 170 Millionen auf Heer, Marine | 
und Kolonien, auf Ausgaben alſo, die ſich ſicherlich auch — trotz darin ent⸗ 
haltener Ausgaben für Feſtungsbauten — in abſehbarer Zeit nicht ver⸗ 
mindern werden. Und auch unter den übrigen 90 Millionen, die in der 
Hauptſache für Poſt⸗ und Eiſenbahnzwecke gebraucht werden, befinden ſich 
beträchtliche Poſten — wie 20 Millionen für Erweiterungsbauten des Nord⸗ 
Oſtſeekanals —, die in den nächſten Jahren wiederkehren, ja ſich noch er⸗ 
höhen werden! Trotzdem wollen wir von den 260 Millionen nur 160 Mil 
lionen als dauerndes künftiges Defizit anſetzen. Addieren wir dazu die 
100 Millionen ungedeckter Matrikularbeiträge, ſo ergibt ſich bereits auf 


Grund des Etats für 1908 ein ſtändiges Jahresdefizit von 260 Mil 
lignen Mark! 1 


x Das Defizit erhöht ſich nun zunächſt durch die Ausgaben für die Be⸗ 
ſoldungsreform für die Reichsbeamten um zirka 100 Millionen, alſo f 
auf 360 Millionen! Nehmen wir dazu den Ausfall durch die Ermäßigung 
der Zuckerſteuer in Höhe von 35 Millionen, ſo haben wir bereits ein N 


Da von rund 400 Millionen! 1 
er damit iſt die Rechnung noch lange nicht zu Ende! Da find in erſter 
Linie zu berückſichtigen die Mehrausgaben für unſere herrliche Flotte. i 
Sie erforderte 1908 an Ausgaben insgefamt 339 Millionen Mark m 
Jahre 1909 aber wird ſie bereits 405 Millionen beanſpruchen. Das ſind 
66 Millionen mehr! Und damit iſt der Aufſtieg noch lange nicht beendet. 
Gibt doch der Etat für 1908, Band II, Seite 169 folgende Überſicht über 
den Geldbedarf unſerer Marine: „ 


1 


1999. 405,5 Millionen Mark 
1910.24 h 108 = 2 
Hi!!; ae - 


Dann ſoll wieder eine kleine Verminderung bis auf 417,7 Millionen im 
Jahre 1917 eintreten. 
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Es iſt ungeheuerlich, wie ſich die Ausgaben für die Marine vermehrt 
aben. Nach dem Flottengeſetz vom Jahre 1900 ſollten die Geſamtausgaben 
ür die Flotte 1909 257,8, 1910 265,2, 1911 263,2 Millionen betragen. Nach 
en Berechnungen vom Jahre 1908 ſoll die Marine 1911 alſo 200 Millionen 
zehr ſchlucken, als in dem Viereinhalbmilliardengeſetz vom Jahre 1900 vor⸗ 
eſehen war! Und ſowohl Zentrum wie Freiſinn haben alle Marineforde⸗ 
ungen, ſo noch in dieſem Jahre die famoſe Verjüngungsvorlage, be⸗ 
ie Und das ſchwatzt dann von der Notwendigkeit „ſparſamer“ 
Da die Flottenausgaben 1911 123 Millionen mehr betragen als 1908, 
pürde ſich dann das bisher ermittelte Reichsdefizit auf rund 520 Millionen 
delaufen! 
| Obendrein werden wir im Jahre 1911 keineswegs den Gipfelpunkt unferer 
Narineausgaben erreicht haben. Denn die Bedarfsberechnung im Etat für 
908 rechnet natürlich noch nicht mit dem neuen Flottengeſetz, das uns 
päteſtens 1911 beſchert werden wird. Daß dies Geſetz kommen und uns 
nindeſtens 100 Millionen weiterer Jahresausgaben verurſachen wird, iſt 
odſicher. Denn das ſchöne Geſetz vom Jahre 1908, das das Lebensalter der 
Schlachtſchiffe von 25 auf 20 Jahre herabſetzte, hat die ohnehin raffiniert 
päufung aller Erſatz⸗ und Neubauten derartig zuſammengedrängt, daß in den 
fünf Jahren 1908 bis 1912 nicht weniger als 18 große Schiffe auf Stapel 
‚gelegt werden, während von 1913 ab jährlich nur noch ein Linienſchiff und 
in großer Kreuzer fällig wären. Daß wir da mit einer Bewilligung von 
jährlich mindeſtens zwei großen Neubauten zu rechnen haben, verſteht ſich 
von ſelbſt. Obendrein haben ja Zentrum und Freiſinn bereits im voraus 
ihre Bereitwilligkeit beteuert, dann das „Notwendige“ zu bewilligen! 
Zugleich mit der neuen Flottenvorlage wird aber auch eine neue Militär⸗ 
vorlage fällig, die die Friedenspräſenzſtärke neu regelt. Ganz abgeſehen 
davon, was an kleineren militäriſchen Ausgaben für neue Gewehre, neue 
Geſchütze, Vermehrung der Maſchinengewehrabteilungen, für unſere neue 
Luftflotte uſw. gefordert werden wird. Zieht man das alles in Betracht, 
ſo darf man nach durchaus nüchterner Schätzung behaupten, daß in drei 
bis vier Jahren der Mehrbedarf des Reiches ſich auf 600 bis 700 Millionen 
belaufen wird! Daß da die Regierung mindeſtens 400 Millionen neuer 
Steuern fordern wird, liegt auf der Hand. Und trotz dieſer enormen Steuer⸗ 
ſchröpfung wird die Pumpwirtſ chaft ihren Fortgang nehmen müſſen, werden 
Anleihen von jährlich 200 bis 300 Millionen nach wie vor notwendig ſein! 
Die „Weltpolitik“ bringt das ſo mit ſich. Denn wenn die Ausgaben für die 
Marine allein von 51 Millionen im Jahre 1888 und 131 Millionen im 
Jahre 1898 auf 339 Millionen im Jahre 1908 angewachſen ſind und 1911 
bereits 461 Millionen betragen werden, ſo müſſen die Reichsfinanzen natürlich 
aufs ärgſte zerrüttet werden, namentlich wenn noch Kolonialkriege dazu kommen, 
von denen ein einziger, wie der ſüdweſtafrikaniſche, eine halbe Milliarde ver⸗ 
ſchlingt! Erleben wir noch mehr ſolcher kolonialen Abenteuer — Landeskundige 
ſtellen bereits für Kamerun einen bösartigen Kriegsbrand in Ausſicht —, 
ſo wird das Defizit natürlich noch ganz beträchtlich anſchwellen, liegt doch 
unſerer Berechnung der Etat für 1908 zugrunde, der eine koloniale Ausgabe 


von nur 47 Millionen vorſieht! 
* 


+ 
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Haben wir hiermit nachgewieſen, daß vom Standpunkt der herrſchender 
Politik aus neue Steuern in Höhe von mindeſtens 400 Millioner 
geſchaffen werden müſſen, ſo wollen wir nunmehr nachweiſen, daß dit 
Summe von 400 Millionen ſehr leicht von den Beſitzenden in Geſtalt direkter 
Steuern, Einkommens⸗, Vermögens⸗ und Erbſchaftsſteuern, aufgebracht 
werden könnten, wenn ſich nicht die beſitzende Klaſſe mit Händen und 
Füßen gegen jede gerechte Verteilung der Staatslaſten ſträubte. 

Betrachten wir uns einmal die Einkommensverhältniſſe innerhalb des 
preußiſchen Staates. Das veranlagte Einkommen ſämtlicher phyſiſcher Zen⸗ 
ſiten betrug 1907 11747 Millionen Mark. Davon entfielen auf die 


Jahreseinkommen F 
Zenſiten mit 900 bis 3000 Mark Einkommen . 6591 Millionen Mark | 
z - mehr als 3000 E 5156 - „ 
Es betrug das Durchſchnittseinkommen bei den 
Zenſiten mit 900 bis 3000 Mark Einkommen 1370 Mark 
z = mehr als 3000 = a ff.. 


Für das Jahr 1907 liegen noch keine näheren Zahlen über den Anteil 
der einzelnen Einkommensgruppen an dem Einkommen vor, doch läßt ſich 
das auf Grund des mitgeteilten Einkommenſteuerbetrags ziemlich genau be⸗ 
rechnen. Es zahlten 3561 Zenſiten mit mehr als 100000 Mark Einkommen 
34456000 Mark Einkommenſteuer. Da die Steuer 4 Prozent beträgt, ergibt 
ſich alſo ein Einkommen von 862 Millionen, pro Kopf alſo von zirka 
240000 Mark! Weiter zahlten 17109 Zenſiten mit einem Einkommen von 
30500 bis 100000 Mark 29613000 Mark Steuern, beſaßen alſo (bei einem 
Steuerſatz von 3'/ Prozent) 830 Millionen Mark Einkommen, pro Kopf 
48000 Mark. Würden dieſe beiden Gruppen, die 20670 Zenſiten umfaſſen, 
mit der doch wahrhaftig zu ertragenden Reichs einkommenſteuer von 4 Pro 
zent belajtet, jo ergäbe das den Betrag von 68 Millionen. | 

Aber auch die Gruppe mit einem Einkommen von 9500 bis 30500 Mark 
könnte mit etwa 3 Prozent zur Steuer herangezogen werden. Beläuft ſich 
doch — bei einem dreiprozentigen Steuerbetrag von 37 Millionen, alſo einem 
Geſamteinkommen von 1230 Millionen Mark — das Durchſchnittseinkommen 
dieſer Gruppe von 79630 Zenſiten auf 15500 Mark. Wir hätten dann ſchon 
68 + 37 105 Millionen Reichseinkommenſteuer. Eine Summe, die man ö 
auch dergeſtalt aufbringen könnte, daß man die höchſten Einkommen höher, 
die niedrigeren Einkommen dagegen mit nur 2 Prozent belaſten könnte. 

Dieſe Reichseinkommenſteuer könnte ohne die geringſte Ungebühr durch 
eine Reichs vermögenſteuer ergänzt werden. Im Jahre 1905 zahlten 85781 
preußiſche Zenſiten mit mehr als 9500 Mark Einkommen 20457000 Mark 
Vermögenſteuer. Da der Steuerſatz / Promille beträgt, beſaßen dieſe 85000 
Zenſiten ein Vermögen von 40914000000 Mark. Wenn man die Reichs⸗ 
vermögenſteuer auf 1 Promille feſtſetzen würde, ergäbe das für die Zenſiten 
mit einem Einkommen von mehr als 9500 Mark 41 Millionen. Dergeſtalt 
wären in Preußen allein 68 ＋ 387 ＋ 41 = 146, alſo rund 150 Millionen, | 
durch nur die Leiſtungsfähigen treffende direkte Reichsſteuern aufzubringen. 
Für das Reich würde ſich der Ertrag alſo auf 230 bis 240 Millionen be⸗ 
laufen. Der fehlende Reſt an den 400 Millionen könnte leicht durch eine N 
entſprechende Erhöhung der Erbſchaftſteuer gedeckt werden. Bringt doch die 
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Erbſchaftſteuer in Preußen heute nur 37 Millionen, während fie in dem an 
Einwohnerzahl kaum weſentlich größeren England mehr als das Zehnfache, 
383 Millionen, abwirft! 

Die 400 Millionen neuer Steuern könnten jedenfalls von der beſitzenden 
Alafe — trotz des erbarmenden Mitgefühls, das die „Freiſinnige Zeitung“ 
ürzlich für den „Mittelſtand“ mit mehr als 9500 Mark Einkommen be— 
undete — unendlich viel leichter aufgebracht werden, als von der großen 
Maſſe der Nicht⸗ oder wenig Beſitzenden, alſo zum Beiſpiel von den 
20297 000 Preußen, die 1907 nur ein Einkommen von weniger als 900 Mark 
heſaßen, und den weiteren 14836000 Preußen, auf die nur ein Durchſchnitts⸗ 
einkommen von 1370 Mark entfällt. 

Aber haben denn nicht unſere Reviſioniſten, die Calwer, Bernſtein und 
Konſorten, ſelbſt den herrſchenden Klaſſen Veranlaſſung gegeben, von dem 
wachſenden Wohlſtand des Proletariats zu ſprechen, das alſo ganz 
gut noch neue indirekte Steuern aufgepackt erhalten könnte?! Haben beſagte 
Reviſioniſten nicht immer wieder unter gewaltigem Aufwand von moraliſcher 
Entrüſtung die „Verelendungstheorie“ „widerlegt“, jenen Popanz, den ſie ſich 
ſelbſt zurechtgemacht hatten? Kein Menſch beſtreitet demgegenüber, daß das 
Geldeinkommen des Proletariats wächſt. Aber dies Wachstum des Nominal⸗ 
einkommens iſt bei den breiten Maſſen ein ſo langſames, daß es in gar 
keinem Verhältnis ſteht zu dem Einkommenswachstum und der 
Reichtumsvermehrung der beſitzenden Klaſſen! Vor allem iſt es un⸗ 
richtig, daß die Maſſe des Volkes ſich einen größeren prozentualen Anteil 
am „Nationalreichtum“ erringe. 

Der Anteil der Zenſiten mit 900 bis 3000 Mark Einkommen am ver 
ſteuerten Geſamteinkommen betrug in Preußen: 


1897. . 3318 Millionen von 6371 Millionen = 52,0 Prozent 
1996 5551 a - 10330 r ET: z 
565591 z -.11747 asp 


Danach könnte es ſcheinen, als nehme das Einkommen der Zenſiten der 
niedrigſten Steuerſtufen raſcher zu als das der höheren Steuerſtufen. Aber 
das iſt nur Schein. Speziell die Zunahme des Einkommensanteils der Steuer⸗ 
ſtufe von 900 bis 3000 Mark von 1906 auf 1907 iſt zur Hauptſache auf die 
ſchärfere Steuerheranziehung der Arbeiter und Angeſtellten zurück⸗ 
ren, der keine entſprechende Heranziehung der Einkommen über 3000 Mark 
gegenüberſteht! Das Einkommen des Proletariats hat ſich alſo nicht in dem 
Maße vermehrt, wie es die Prozentzahlen zum Ausdruck bringen, ſondern es 
iſt ſtatiſtiſch zum guten Teile nur ſchärfer erfaßt worden! 

Außerdem iſt aber auch zu berückſichtigen, daß die Zenſiten der Steuer⸗ 
ſtufe von 900 bis 3000 Mark ihrer Kopfzahl nach der Geſamtzahl der Zen⸗ 
ſiten gegenüber ebenfalls prozentual zugenommen haben. Sie bildeten: 


| 1897 . . 2418000 von 2762000 = 87,5 Prozent 
= ee , 88,7. # 
1907. . 4825000. =: 5884000 = 90,0 


Daß ſich im letzten Jahrzehnt der Anteil der unterſten Steuerſtufe am 

ſteuerpflichtigen Einkommen um ein geringes erhöht hat, beweiſt alſo nur: 

1. daß eine größere Zahl Proletarier die Steuergrenze von 900 Mark über⸗ 

ſchritten haben (was noch gar nichts dafür beweiſt, daß ſich auch ihre Lebens— 
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haltung gebeſſert hat); 2. daß die Arbeiter und Angeſtellten mit wenige 
als 3000 Mark Einkommen ſchärfer zur Steuer herangezogen werden; 3. daf 
die Selbſteinſchätzung den Reichen Gelegenheit gibt, Steuern zu hinterziehen 

Trotzdem beweiſt die amtliche Steuerſtatiſtik, daß das Einkommen de 
oberſten Steuerſtufen erheblich ſtärker wächſt als das der unteren und 
namentlich auch der mittleren Steuerſtufen. Der Anteil der Zenſiten mit einen 
Einkommen von mehr als 30500 Mark an dem Einkommen aller Zenſiten mi: 
über 3000 Mark Einkommen betrug: | 


1897... . 986 Millionen von 3053 Millionen = 30,6 Prozent 
98900 ¾ ð 4878 = 2 = 
1907. 2 00 - 5156 E 339,0 - 


Dabei verminderte fich der prozentuale Anteil der Zenſiten mit 1. 
als 30500 Mark an der Kopfzahl der Zenſiten überhaupt. Die Zenſiten Ei 
mehr als 30500 Mark Einkommen zählten nämlich: 


1897. . 11762 von insgeſamt 2762000 = 0,42 Prozent ö 
00% O8 = 4670000 = 0,40 - N 
190 Enz : 5384000 —= 0,38 2 | 


Vollends die Zahlen der preußifchen Vermögenſteuerſtatiſtik ber 
weiſen das koloſſale Anwachſen des Reichtums in wenigen Händen. 
Es waren zur Ergänzungsſteuer veranlagt: 


| 1895 1902 1905 

uam Zahl Prozent Zahl Prozent Zahl Prozent 
der veranlagten der der veranlagten der der veranlagten der 

Zenſiten Steuer Sener | Zenſiten © Steuer Steuer | Zenſiten | Steuer Steuer 

—————— 

900 bis 3 000 || 869908 9080 2810 29,2 930998 9480881 25,7 977108 9 967498 248 
3000 6 000 161657 4891938 15,8 203091 5487799 14,9 221 992 |5924086 || 14,7 
6000 = 9500] 52166 |2905124 9,4 69055 3369 171 9,1 76073 3 688 890 9, 
9500 = 30 500 44741 6 045748 19,5 62768 7365329 20,0 68649 8123709 20,2 
30 500 = 100000 8740 4382222 14,1 13141 5 493 757 14,9 14284 6 217702 15,4 
über 100 000 1579 36023061156 2756 5542019 15,0 2848 6117352 16,2 ö 


Nach der Steuerſumme, die ¼ Promille beträgt, läßt ſich das verſteuerte 
Vermögen leicht berechnen. Von 1895 bis 1905 ie danach das Vermögen: 


Einkommensgruppe Geſamtvermögenszuwachs Zuwachs pro Kopf ' N 
900 bis 3000 Mark .. zirka 1800 Mill. Mark rund 1800 Mark 
3000 = GN ee, 2080 = 2 9000 0 5 
6000 ⸗ 9500 „ 1570 8 5 E 20000 = 
9500 30500 ala 60000 
30500 = 100000 - „ 3670 02 = - 260000 - 
über 100000 = 5030 - s 1700000 = 


Das Vermögen der 17 132 2 Benfiten mit mehr als 30500 Mark Einkommen | 
vermehrte ſich alſo in einem Jahrzehnt um 8700 Millionen Mark, wä ährend 
ſich das Vermögen von faſt einer Million Zenſiten mit 900 bis 3000 Mark 
Einkommen nur um 1800 Millionen vermehrte! 

Eine Handvoll Millionäre erfuhr eine jährliche Wermögenszunahme 
von 870 Millionen Mark! Und da ſollten dieſe Herren nicht einen hü ibſchen 
Poſten neuer Steuern tragen können?! 

Die bürgerlichen Parteien freilich werden wiederum die Reichen mö st 
ſchonen und die Armen und Notleidenden abermals belaſten! 


| 


h 
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“m Beitrag zur Beurteilung unferer Wahltaktik gegenüber dem zentrum. 
| | Don Max König (Dortmund). 


Die Landtagswahlſtatiſtik des Jahres 1903 ſtellte der ſozialdemokratiſchen 
Bartei in den hochinduſtriellen Provinzen Rheinland und Weſtfalen eine recht 
chlechte Zenſur aus, wenn wir die Wahlbeteiligung der Sozialdemokratie bei 
en Wahlen zum Reichs⸗ und Landtag im Jahre 1903 in Vergleich ziehen. 
uf 1000 ſozialdemokratiſche Reichstagswählerſtimmen 1903 entfielen bei der 
n demſelben Jahre ſtattgefundenen Landtagswahl in Rheinland 99, in Weſt⸗ 
alen gar nur 63 Stimmen. 

Schlechter als in dieſen beiden Provinzen ſtand es nur noch in Heſſen⸗ 
Naſſau mit 95, Schlefien mit 84 und Weſtpreußen mit 5 Stimmen. Hingegen 
eigt die Landtagswahlſtatiſtik für das Jahr 1908 für die Provinzen 
Rheinland und Weſtfalen ein weſentlich günſtigeres Reſultat, insbeſondere 
aber für die Wahlkreiſe des Ruhrbezirkes. Das Wahlreſultat ſagt uns, daß 
inſere Partei auch in dem größten Bezirk Deutſchlands der Eiſen⸗, Stahl⸗ 
md Montaninduſtrie auf dem Vormarſch ift. Iſt doch dieſes Jahr bei 
der Landtagswahl faſt genau die gleiche Stimmenzahl unter der 
öffentlichen Stimmabgabe für die ſozialdemokratiſche Partei ab— 
gegeben worden, als vor zehn Jahren bei der Reichstagswahl 
unter dem geheimen Wahlrecht. 

Wenn bei der Landtagswahl 1903 die ſozialdemokratiſche Partei im nieder⸗ 
eheiniſch⸗weſtfäliſchen Induſtriegebiet ſo ſchlecht abſchnitt, ſo lag das neben 
dem wirtſchaftlichen Drucke des übermächtigen Kapitals, welcher übertriebene 
Furcht vor dem Arbeitgeber in den Arbeiterkreiſen als Begleiterſcheinung zeitigte, 


im weſentlichen an der völligen Gleichgültigkeit gegenüber der preußiſchen 


Politik. Dazu kam noch die allgemeine Unluſt, ſich überhaupt an der Wahl 
zu beteiligen, und obendrein, daß unſere Genoſſen das Wahlgeſetz ſowie die 
Technik des Wahlreglements und deren Ausführungsbeſtimmungen gar nicht 


oder doch nur ſehr mangelhaft kannten. 


Die ſich daraus ergebende Intereſſeloſigkeit am Wahlkampf wurde noch ver⸗ 


mehrt durch die vielen Tauſende Arbeiter, welche Nichtpreußen und daher 


nicht wahlberechtigt waren. Von den über 600000 ausländiſchen Arbeitern, 
welche 1906 in Deutſchland beſchäftigt waren, arbeiteten in der Induſtrie 
mehr als 360000. Rheinland und Weſtfalen beſchäftigen wohl die meiſten 
fremdländiſchen Arbeiter, allein im Ruhrbergbau waren 1906 über 26000. 
Nach dem letzten Knappſchaftsjahresbericht waren 1906 118000 — 40 Prozent 
fremdſprachige in⸗ und ausländiſche Arbeiter in den Kohlengruben des Ober⸗ 
bergamtsbezirkes Dortmund beſchäftigt. 

Erfreulicherweiſe ſuchten dieſe Rechtloſen immer eifriger die Naturaliſation 
nach — aber die Regierung zu Arnsberg gibt ſeit Jahren Naturaliſations⸗ 


anträgen von Arbeitern jo gut wie gar nicht ſtatt. 

Dieſes Jahr hat fie bis kurz vor der Landtagswahl von den Tauſenden 
geſtellten Anträgen ganz beſonders wenigen ſtattgegeben und durch über⸗ 
flüſſiges, oftmals geſetzlich gänzlich haltloſes Nach⸗ und Umfragen die Ent⸗ 
ſcheidung jo in die Länge gezogen, daß die Arbeiter bis vor der Landtags⸗ 
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loren das Wahlrecht und die ſozialdemokratiſche Partei die Stimmen. Wi 
kennen Orte, wo infolgedeſſen faſt die geſamte Mitgliedſchaft unſerer Partei 
nicht wahlberechtigt war. Durch den permanenten Zuſtrom Tauſender 
fremder Arbeiter iſt hier die Zahl der Wahlberechtigten zur Landtagswahl 
bedeutend niedriger als zur Reichstagswahl. Das hemmt unſer Fortſchreiten 
gar ſehr. Gewiß haben die fortgeſetzten wirtſchaftlichen und politiſchen Kämpfe 
im Ruhrgebiet neben der energiſchen und raſtloſen Aufklärungsarbeit der 
Partei und Gewerkſchaft viele Tauſende Arbeiter zum Klaſſenbewußtſein 
gebracht und die im allgemeinen in völliger Lethargie dahinlebenden Arbeiter⸗ 
maſſen aufgeweckt, aber hauptſächlich allein unter der Berg arbeiterſchaft, 
begünſtigt durch den Maſſenſtreik im Jahre 1905, die Kämpfe um die Berg⸗ 
geſetznovelle und die Knappſchaftsreform, das terroriſtiſche Treiben des Zechen 
ſchutzverbandes und die ablehnende Stellung der Regierung und der bürger⸗ 
lichen Parteien gegenüber den Bergarbeiterforderungen. Hingegen ſind hier⸗ 
orts die Maſſen der Metall-, Fabrik⸗, Walz⸗ und Hüttenarbeiter 
weder für die gewerkſchaftliche noch politiſche Bewegung zu haben — aber 
auch nicht für ernſtere Beſtrebungen unſerer Gegner in gewerkſchaftlicher und 
politiſcher Beziehung. In Sport⸗, Vergnügungs⸗ und Kriegervereinen fühlen 
ſie ſich wohl. Bei Wahlen, beſonders öffentlichen, üben ſie ihr Stimmrecht 
aus, wenn ſie vom Vorgeſetzten oder Geiſtlichen dazu angetrieben werden, 
und bilden einen Wall gegen die fortgeſchrittenen Arbeiterwähler. 1 

Dieſe Maſſen Gleichgültiger einzeln, Mann um Mann aufzuklären, ſie 
zur ſozialiſtiſchen Idee zu erziehen, erfordert intenſive agitatoriſche Tätigkeit. 
In ausgedehnteſtem Maße iſt ſie im letzten Jahrzehnt geſchehen. Und der 
geſtreute Same iſt herrlich aufgegangen. Die Erfolge der letzten Jahre 
beweiſen es uns; insbeſondere auch die Gemeindevertreterwahlen zeigen, 
daß die Furcht vor der öffentlichen Stimmabgabe immer mehr im Schwinden ift. 

Die Parteiorganiſation, die 1903 erſt einige tauſend, jetzt aber 
über 20000 Mitglieder zählt, führte, geſtützt von den Gewerkſchaften, den 
Rieſenkampf bei der Landtagswahl gegen die faſt gleich ſtarken und ſehr \ 
mächtigen Parteien der Nationalliberalen und des Zentrums, und zwar prin⸗ | 
zipiell. Sehr viel Aufklärung über Staat, Verfaſſung, Monarchie, Kirchen 
Erziehungs⸗ und Steuerfragen und Wiſſenſchaft und anderes mehr wurde in 
die Maſſen getragen. 1 

Obwohl die neueren Geſetzesbeſtimmungen für Gemeinden mit über 
50000 Einwohnern Friſtwahlen vorſahen und kleine Gemeinden ſie ebenfalls 
auf Antrag einführen konnten, wurden ſie doch nur vereinzelt in Großſtädten 
gewährt. Für Dortmund mit ſeinen 200000 Einwohnern hatte der national⸗ | 


B 


5 


| 


liberale Magiſtrat die Einführung der Terminwahl beim Minifter beantragt. 
Natürlich wurde dem Antrag ſtattgegeben. Darüber waren nicht nur die 
Sozialdemokraten erzürnt, ſondern insbeſondere die Zentrumsleute, ja ſelbſt 
bei Liberalen brachte die „Ungerechtigkeit“ das Blut ins Wallen. N 

Da die Sozialdemokratie den Wahlkampf im Zeichen des Wahlrechts⸗ 
kampfes führte und erklärte, daß die Einführung der Terminwahl nur den | 
Zweck haben könnte, die Arbeiter vom Wahlrecht auszuſchließen, damit fie nicht 
imſtande wär, dem Dreiklaſſenwahlrechtsfeind ihre Stimme abzugeben, erklärten 
ſich ſehr viele Organiſationen für völlige Arbeitsruhe am 3. Juni, dem Wahltag. 

Die Parole: „Wahltag iſt Feiertag“ ſchlug in den arbeitenden Kreiſen 
ſo mächtig ein, daß das hieſige Zentrumsorgan, die „Tremonia“, aus 
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furcht, ihre Partei könne von der Sozialdemokratie am Wahltag überrannt 
erben, ebenfalls die Barole auf Arbeitsruhe ausgab. 

In ihrer Verzweiflung ſchloſſen ſich ſchließlich auch noch zum Gaudium 
‚Her Politiker die Nationalliberalen unſerer Parole an. 

Sie gingen auch die öffentlichen Behörden an, bis zum Juſtizminiſter, 
m Arbeitsruhe für die Beamten und Angeſtellten, die auch gewährt wurde. 
zine Reihe von Zechen ließen die Morgenſchicht überhaupt aus— 
allen, weil die Zahl der Abgemeldeten faſt die ganze Belegſchaft umfaßte. 
Die Arbeitsruhe am Morgen des Wahltags war mit Ausnahme 
er großen Maſchinenfabriken, Eiſen⸗ und Stahlwalzwerke faſt allgemein. 
znfolgedeſſen gingen große Maſſen Urwähler zur Wahl! Während 1898 die 
Vahlbeteiligung in den Wahlkreiſen des Ruhrbeckens zwiſchen 1 bis 5 Prozent 
etrug und 1903 durch Beteiligung der Sozialdemokratie 8 bis 15 Prozent, 
eg fie in dieſem Jahre durch den energiſchen Wahlkampf der Sozialdemo⸗ 
ratie und durch die Beteiligung der Zentrumspartei auf 50 bis 70 Prozent! 
Die Sozialdemokratie brachte 1903 bei der Landtagswahl in dem alten 
zandtagswahlkreis Bochum⸗Dortmund nur 4 Prozent von den im gleichen 
Jahre abgegebenen Reichstagswahlſtimmen auf, während fie dieſes Jahr in 
en daraus gebildeten ſechs neuen Wahlkreiſen im Durchſchnitt 40 Prozent 
ufbrachten. 

In dem dazu gehörenden Wahlkreis Hörde ſogar 57½ Prozent und 
dortmund⸗Land 52 Prozent. 

Einzelne Orte haben faktiſch 90 Prozent und mehr aufgebracht. Dem 
ehen jedoch Orte gegenüber, wo die Partei ſich überhaupt nicht an der Wahl 
eteiligte, weil die Maſſen den nationalliberalen Terrorismus fürchteten, jo 
um Beiſpiel in Schwerte. Ja ſelbſt in den Großſtädten wie Bochum und 
dortmund war eine Beteiligung in allen Urwahlbezirken nicht möglich, teils 
ehlte es an Wahlmännerkandidaten, teils an Wählern. Ahnlich liegen die 
zerhältniſſe in anderen Ortſchaften und Nachbarwahlkreiſen des Ruhrbeckens. 
Soweit es möglich war, durch eigene Ermittlungen das Geſamtwahlreſultat 
us den zum Ruhrbecken gehörigen Landtagswahlkreiſen zuſammenzuſtellen, 
eranſchaulicht dies folgende Tabelle. Es erhielten Stimmen: 


Freiſinnige und Sozialdemokratie 
Wahlkreis Nationalliberale Zentrum Sozialdemokratie bei der 
(Block) Reichstagswahl 
1898 
Dortmund⸗ Stade 4798 6600 3862 
Dortmund⸗ Land 4280 4927 7304 19864 
g r 3900 — 6348 
im 11027 13438 6724 
[Gelſenkirches 9786 13804 5370 22879 
o 4215 = 3200 
&jen-Stadtt . . . - 8181 15974 4845 5400 
ſſen⸗Kanzʒzd - - 7080 14010 5502 
Samm-Soeit . . - 7195 5838 4017 2068 
Medlinghaufen . - - | 3760 13500 4750 2100 
oo 6750 — 5200 9080 
berhauſen 2 2 4300 | 7804 
ib urg 2 2 2100 
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Da aus jedem Wahlkreis das Reſultat aus einigen Urwahlbezirken fehll 
und nicht zu ermitteln war, ſind die Zahlen alle zu niedrig, ſchwankend 
zwiſchen 2 bis 10 Prozent, ſo daß man im allgemeinen um 5 Prozent an: 
nehmen kann. 1 

Die Sozialdemokratie hat im Ruhrbecken rund 70000 Stimmen erhalten 
gegen 5400 1903 und zirka 70000 Reichstagswahlſtimmen im Jahre 1898 
und 158000 1903 und 185000 1907. 8 

Der Wahlausfall hat lehrreiche Überrafchungen gebracht. Zunächſt daf 
die Nationalliberalen trotz ihres bekannten Terrorismus, welcher ins 
beſondere in der Zeit der wirtſchaftlichen Depreſſion recht fühlbar war, 
völlig geſchlagen, ihnen mehrere ihrer Hochburgen abgenommen und einige 
andere nur mit einer verſchwindenden Majorität gehalten wurden. Beamte, 
Händler und Geſchäftsleute beteiligten ſich an vielen Orten ſchwach an 
der Wahl; die „gekränkten“ evangeliſchen Arbeitervereinler ſtimmten jedoch, 
trotz des Abwimmelns der Handvoll „Chriſtlichſozialer“, geſchloſſen für die 
Nationalliberalen. Die Arbeiterkolonien, lediglich geſchaffen, um die Ar⸗ 
beiter unter der Fuchtel zu halten, insbeſondere bei wirtſchaftlichen und 
politiſchen Kämpfen, verſagten für die Großinduſtrie fo ziemlich. So 
wählten die großen Arbeiterkolonien „Stahlhauſen“ in Bochum, dem „Bochumer 
Verein“ gehörig, ganz ſchwarz; die im Dortmunder Wahlkreis gelegenen 
Kolonien bei Lütgendortmund, Eving, Lünen uſw. faſt ausſchließlich rot. Da 
die Kolonien in ſehr vielen Fällen infolge der großen Bevölkerungszahl eigene 
Urwahlbezirke bildeten und die Bewohner mit Ausnahme einiger Beamten 
Arbeiter ſind, war das Geſamtſteuerſoll ein ſehr niedriges und Arbeiter mit 
über 40 bis 60 Mark Steuerleiſtung öfters ſchon Wähler der erſten Abteilung 
Daher eroberten dort die Sozialdemokraten auch alle Klaſſen. a 

Die Nationalliberalen haben dennoch eine verhältnismäßig große Stimmen 
zahl aufgebracht. Dieſe ſtammt zunächſt aus dem rieſigen Heere von Beamten 
und Angeſtellten der Privatinduſtrie, des Kommunal, Staats⸗ und Reiche 
dienſtes und der abhängigen Geſchäftsleute, Händler und Lieferanten, welche 
geſchäftlich mit der Induſtrie oder den Behörden in Verbindung ſtehen. Ferner 
den Vertretern der ſogenannten liberalen Berufe: Arzten, Rechtsanwälten, 
Privatgelehrten, die alle zur Wahl eilten, um die Liberalen zu retten, damit 
„dieſe den Kampf gegen Rom entſchieden fortſetzten“ und dem Volke die „lang: 
erwartete Geiſterfreiheit“ bringen möchten. Dazu kommen noch Arbeiter, die 
nach oben ſchielen, um „noch etwas werden zu wollen“, die Angſtlichen, die 
ſich einſchüchtern laſſen, und die politiſch Indifferenten, welche nationalliberal 
wählten, weil ſie evangeliſch ſind. * 

Wie ſtark manche Orte noch unter dem Banne des Terrorismus der 
Nationalliberalen bei der öffentlichen Stimmabgabe ſtanden, zeigt recht 
lehrreich das Wahlreſultat der Landtagswahl im Vergleich zu der letzten 
Reichstagswahl in den nachſtehenden Orten. Es erhielten Stimmen: 64 


Reichstagswahl Landtagswahl Reichstagswahl Landtagswahl 
1907 1908 1907 1908 0 


Sozialdemokratie Nationalliberale 
Dorſt feld 260 517 484 
Hörde 00 450 1367 1401 
Schwere 54 804 922 
Witten 2094 619 3076 1799 


Hattingen 2.084 60 1039 619 
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| Die Stärkung der Sozialdemokratie iſt hier bisher meiſt auf Koſten der 
Liberalen geſchehen; nun iſt aber geholt, was zu holen war. Die National⸗ 
liberalen werden hier infolge der eigenartigen Verhältniſſe noch recht viele 

Jahre in ihrer ungefähr jetzigen relativen Stärke bleiben. Die Sozialdemokratie 
muß daher wie in den letzten Jahren aus den Reihen der Zentrums⸗ 
arbeiter und dem hier unverſieglichen Zuſtrom ein wandernder Ar: 
beitermaſſen ihren Zuwachs holen. 

War der Wahlausfall in ganz Preußen für die Nationalliberalen 
eine Niederlage, ſo kann man hier von einem Zuſammenbruch der 
nationalliberalen Partei reden. 

Di.ieſes Volksgericht kam den Herren Nationalliberalen um ſo überraſchender, 
ei ſie ja bei der Reichstagswahl 1907 auch hier noch leidlich abgeſchnitten hatten. 

Zudem gehörten bisher die alten Ruhrwahlkreiſe bei Wahlen zum preußiſchen 
Abgeordnetenhaus zum unbeſtrittenen und unangetaſteten Beſitz der Liberalen. 
Der Wahlausfall gab der Großkapitaliſtenpartei alle Veranlaſſung, nach 
den Gründen ihrer Niederlage zu forſchen. 

Die „Kölniſche Zeitung“ und die „Rheiniſch⸗Weſtfäliſche Zeitung“ eröffneten 
den Reigen, dem ſich die kleine Amtsblattpreſſe, die großen Parteiführer des 
Weſtens und die kleinen nationalliberalen Parteiſekretäre der „verloren ge— 
gangenen“ Wahlkreiſe eifrig anſchloſſen. 
Sn diefer bedrängten Stunde wurden ſelbſt wirkliche Gründe mit angegeben. 
Da wurde erörtert, warum die nationalliberale Partei die Fühlung mit den 
Arbeitermaſſen verloren habe und wie dieſe wieder zu gewinnen ſeien. Da 
mußte der berüchtigte § 23 des Einkommenſteuergeſetzes, desgleichen das von 
der Regierung aufoktroyierte Knappſchaftszwangſtatut herhalten. Die „un⸗ 
glückſelige Blockpolitik“, das unentſchiedene Auftreten der nationalliberalen 
Partei bei den verſchiedenen Geſetzesvorlagen im Parlament und vieles andere 
wurde als Urſache der Niederlage bezeichnet. Man ſprach ſogar von „nun⸗ 
mehriger Revidierung der liberalen Grundſätze“! 
Nachdem aber der erſte Schreck vorüber war, ſuchte man Ausflüchte: die 
öffentliche Stimmabgabe bei der Landtagswahl geſtatte es wohl den Reichen 
und Armen — alſo auch den Arbeitern — von ihrem Stimmrecht Gebrauch 
zu machen, jedoch nicht dem Mittelſtand, der zu ſehr wirtſchaftlich abhängig ſei. 
Als aber bei Beginn des Wahlkampfes der „liberale“ Abgeordnete Schmieding 
in Dortmund ſeine Kandidatenrede hielt, ſprach er ſich in ſeiner, na, ſagen 
wir „weſtfäliſchen Ehrlichkeit“ für die „öffentliche Stimmabgabe“ aus. 
Darüber gerieten die Herren Wahlkomiteemitglieder in ſichtbare Verlegen⸗ 
heit und murmelten etwas von den „Magdeburger Parteitagsbeſchlüſſen“, 
wonach das geheime Wahlrecht zu fordern ſei. Schmieding bilde erfreulicher⸗ 
weiſe innerhalb der nationalliberalen Partei mit ſeinen Anſchauungen nur 
eine Ausnahme. Die „Rheiniſch⸗Weſtfäliſche Zeitung“ antwortete aber lakoniſch 
darauf: „Soweit wir die Stimmung der rheiniſch-weſtfäliſchen 
Nationalliberalen kennen, gibt es noch ſehr viele, die auf dem 
Standpunkt Schmiedings ſtehen.“ 

Jetzt erklären die Nationalliberalen, daß nur die Drittelung in den Ur⸗ 
wahlbezirken an ihrer Niederlage ſchuld ſei, und ſie fordern ungeniert: Dritte⸗ 
lung der ganzen Gemeinde wie bei den Gemeindewahlen. 

Die Freiſinnigen ſind hier ohne Bedeutung; der wirtſchaftliche 
Entwicklungsprozeß hat die Mannigfaltigkeit der Klaſſen hier mehr denn 


== * 


872 Die Neue Zeit, 


ſonſtwo auf bloß zwei Klaſſen reduziert! Hie Kapital, hie Arbeit! Die Frei⸗ 
ſinnigen brachten daher ſchon bei der Reichstagswahl 1903 in den Rieſen⸗ 
wahlkreiſen nur 1000 Stimmen auf. 1907 jind fie bis auf ein Häufchen 
„Unentwegter“ ganz verſchwunden. Nur in Hamm⸗Soeſt gab es 1903 
noch über 3000 freiſinnige Stimmen, 1907 ſind aber auch dieſe in der freiſinnig⸗ 
nationalliberal⸗konſervativen Paarung aufgegangen. 5 
Jetzt bei der Landtagswahl ſchwuren ſich die Blockbrüder gegen⸗ 
ſeitig Treue und Unterſtützung. Die Mandate wurden gemäß dem bis⸗ 
herigen Beſitzſtand verteilt: Hagen⸗Schwelm erhielten zum Danke die Frei⸗ 
ſinnigen; alle anderen Wahlkreiſe die nationalliberalen⸗konſervativen Blockbrüder. 
In Hamm⸗Soeſt kandidierte wieder der bekannte Scharfmacher und Wahl⸗ 
rechtsfeind Landrat Schulze⸗Pelkum und ein Profeſſor ähnlicher Gattung. 
Dieſe hätten mit Leichtigkeit geſtürzt werden können, wenn die Freiſinnigen 
gegen die Wahlrechtsfeinde ſtimmten. Aber fie ſtimmten für fie — die „eine 
reaktionäre Maſſe“ hielt zuſammen. 0 
Die Zentrumspartei hat recht günſtig abgeſchnitten. Im Durchſchnitt 
brachte ſie im Ruhrbezirk rund 70 Prozent ihrer vorjährigen Reichstags⸗ 
wählerſtimmen auf. In den Wahlkreiſen Gelſenkirchen, Eſſen⸗Stadt und Land 
zirka 75 Prozent, im Wahlkreis Bochum ſogar 79 Prozent. Wie kam das 
Zentrum zu dem Erfolg? Unſer Parteiorgan, die „Rheiniſche Zeitung“ in 
Köln, hat es einen Tag nach der Wahl ſchon richtig gekennzeichnet, ſie ſchrieb: 
„Im demokratiſchen Ruhrgebiet hat die Blockpolitik, die das Zentrum oppo⸗ \ 
ſitionelle Grimaſſen zu ſchneiden treibt, der Zentrumspartei gute Dienſte ge⸗ 
leiſtet.“ Daher ſtimmten die hier zahlreich wohnenden Polen geſchloſſen ; 
für das Zentrum. Die Polen hatten ſchon 1907 bei der Reichstagswahl | 
im Ruhrgebiet zirka 25000 Stimmen auf ihren Kandidaten vereinigt. Es ift | 
alſo eine nicht zu unterſchätzende Kraft, und dieſe hatte ſich das Zentrum 
geſichert. 
Dazu kommt noch, daß hier die Zentrumspartei eine ganz vorzügliche 
Organiſation beſitzt und einen großen Stab von Agitatoren hat; vom Kanzel⸗ 
redner bis herab zum gewerkſchaftlichen Vertrauensmann ſtellten ſie ſich alle 
dienſteifrg im Intereſſe ihrer Sache. Daß unter jo günſtigen Verhältniſſen 
die Zentrumspartei Erfolg haben mußte, war für jeden Kenner der hieſigen 
Verhältniſſe von vornherein klar. Zudem haben auch viel „alte“ und „neue“ 
Mittelſtändler aus Haß gegen die Liberalen, die die öffentliche Stimmabgabe 
beizubehalten wünſchten, für das Zentrum geſtimmt, weil deſſen Kandidaten 
das ſichere Verſprechen abgegeben hatten, für das geheime Wahlrecht eintreten 
zu wollen. | 
Ja, an einzelnen Orten wählten ſogar eine größere Anzahl Ge 
werkſchaftler Zentrum! Sie hatten noch nicht Mut genug, öffentlich für 
die Sozialdemokratie zu ſtimmen. Alle wollten aber beitragen, zunächſt wenigſtens 
das herrſchende brutale, die Maſſen durch wirtſchaftlichen Druck knebelnde 
nationalliberale Herrenmenſchentum zu ſtürzen. | 
Durch Schuld des Zentrums iſt dies aber nur teilweiſe geſchehen! Die 
Wahlkreiſe Hörde und Witten ſind nur durch die Wahlenthaltung des Zentrums 
der nationalliberalen Partei verblieben. Im Hörder Wahlkreis hatte das 
Zentrum mit den Polen 4500, in Witten⸗Hattingen über 6000 Reichstags⸗ | 
| 
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wählerſtimmen in die Wagſchale zu werfen. Das hätte wahrſcheinlich genügt, 
um den Liberalen die Mehrzahl der Wahlmänner abzunehmen. Als Grund 
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her Nichtbeteiligung in dieſen Wahlkreiſen gibt das Zentrum an: Furcht vor 
‚em Terrorismus der wenigen induſtriellen Werke jenes Reviers angeſichts der 
chlechten Konjunktur. Nun — es wäre ſchon gegangen, aber das Zentrum 
vollte nicht, weil es keine Ausſicht hatte, in die Stichwahl zu kommen. Die 
Sozialdemokratie kann mit dem Ausfall der Wahlen recht zufrieden ſein; 
s iſt im allgemeinen ſehr gut, ja an einigen Orten geradezu glänzend ge— 
vählt worden. 
Während 1903 bei der Landtagswahl in ganz Preußen nur 782 in der 
erſten Abteilung und 12383 ſozialdemokratiſche Stimmen in der zweiten Ab⸗ 
eilung abgegeben worden find, wurden diesmal erfreulicherweiſe allein im 
Ruhrbecken über 2000 in der erſten und zirka 20000 ſozialdemo— 
kratiſche Stimmen in der zweiten Abteilung abgegeben. Ein über- 
caſchendes Reſultat! 
Allerdings bleibt die dritte Abteilung mit rund 55000 Stimmen weſentlich 
gegen die Geſamtzahl zurück. 
Das iſt aber gerade das Charakteriſtiſche an dieſem Wahlausfall; 
das Wahlreſultat beweiſt, daß die Sozialdemokratie im niederrheiniſch— 
weſtfäliſchen Induſtriebezirk die Wählermaſſen der dritten Ab— 
teilung noch lange nicht beherrſcht, und daß ſie ihren Schwerpunkt, 
wenn auch nicht ausſchließlich, ſo doch zum guten Teile, in den Wählern 
der zweiten Abteilung hat. Das ſind hier die feſtanſäſſigen, beſſer⸗ 
ſituierten Arbeiter, die im rüſtigſten Mannesalter ſtehen, denn nur dieſe 
verdienen hier als Vollarbeiter die höheren Löhne, welche ſie für die zweite 
Wahlabteilung qualifiziert machen. 
Hingegen rekrutieren ſich die Arbeiter der bürgerlichen Parteien, 
insbeſondere des Zentrums, zum allergrößten Teile aus Wählern der 
dritten Abteilung, weil der ganze Zuzug fremder Arbeiter, die als minder⸗ 
entlohnte Anfänger in der Induſtrie Aufnahme finden, zunächſt nur als An⸗ 
hänger dieſer Partei in Betracht kommen. Erſt nach Jahren, wenn ſie bereits 
höhere Löhne beziehen, erlangen ſie in der Regel Fühlung mit den Sozial⸗ 
demokraten, kommen zur Erkenntnis ihrer Klaſſenlage und zum Klaſſen⸗ 
bewußtſein. N 
Einige Einzeldarſtellungen — aus einer Unmaſſe — legen Zeugnis davon 
ab, daß die Sozialdemokratie mehr die zweite als die dritte Abteilung beherrſcht. 
So erhielten Stimmen in den folgenden Urwahlbezirken: 

Dritte Abt. Zweite Abt. Erſte Abt. 


e ee el hei 83 69 28: 
o 150 60 ar 
Niemke Sog un ne 94 74 — 
z Zenn 148 66 — 
Eſſen (59) Soz. 9 20 = 
. te 8 21 — 
Rotthauſen (12) So. 62 102 an 
- e 56 ai 
Ben Olga ve 131 72 6 
z Zett! 110 35 — 
e 6 46 33 
Zentr.... 60 24 10 
Holzwickede Soz. 31 55 — 
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Bei der Landtagswahl 1903 waren in ganz Preußen von allen abgegeber 
ſozialdemokratiſchen Stimmen rund 6 Prozent auf die erſte Abteilung u 
% Prozent auf die zweite Abteilung gefallen. Soweit bereits Einzelreſult 
für 1908 vorliegen, ergibt ſich eine nicht zu verkennende Verſchiebung. 0 
in Elberfeld-Barmen. Dort entfielen von allen abgegebenen ſozialdem 


teilung 7½ Prozent, in die dritte Abteilung 92 Prozent. Im Soling | 
Wahlkreis: erfte Abteilung 1 Prozent, zweite Abteilung 10 Pr | 


| 
eine weit ſtärkere Beteiligung namentlich der zweiten Abteilung. So zum 
Beiſpiel der ehemalige, jetzt in ſechs Wahlkreiſe zerlegte Wahlkreis Bochum⸗ 


Dagegen zeigen die Reſultate aus den Wahlkreiſen des Ruhrbeckens 


— 
EEE 


Erſte Abt. Zweite Abt. Dritte Abt. 
Dormund e rd Proz. 18 Proz. 81 Proz. 
Dortmund⸗Land W 27 = 69 8 
DOrDe e: 32 63 = 
Bochum 3½ = 28½ = 68 - = 
Seljenfirchen una 29 E BI 2 
Witten i 3 289 99 


Gleich oder ähnlich iſt das Reſultat im ganzen Bezirk. 1 

Die abſolute Mehrheit erreichte unſere Partei nur im Hörder Wahl⸗ 
kreis mit 6348 gegen 3900 Blockſtimmen. Die relative Mehrheit im 
Wahlkreis Dortmund⸗Land. In allen anderen Wahlkreiſen blieben wir in 
der Minderheit, wenn auch öfters in einer recht anſehnlichen. . 

Will man die plutokratiſche Wirkung des Dreiklaſſenwahlrechtes richtig em 
kennen, dann muß man die geringe Zahl Wahlmänner, welche die Sozial⸗ 
demokratie durchgedrückt hat, mit den abgegebenen Stimmen in Vergleich 
ſtellen. In den obengenannten Wahlkreiſen entfielen Wahlmänner: 


Sozialdemokratie Block Zentrum 
Dortmund-Stadt. . 76=11'/ Proz. 394 51 Proz. 256 — 37 ½ 
Dortmund⸗Land . . 206 = 31½ - 239 — a0. 214 = 32½ 
Hörd 9 4 303 —b3 — 
Böchm en 12% - 439 = 45 =: 427 — 43½ 
Gelſen kirchen z 434 = 49 507 51 
Witten 26% = 335 73½ = — 5 

Zuſammen 18 Proz. 49 Proz. 33 Proz. 


Die Maſſenmaßregelung von Arbeitern, die ſozialdemokratiſch gewählt 
hatten, fördert die Bewegung mächtig, löſt Wut und Kampfesluſt aus. Auf 
die Männer des Ruhrbeckens iſt in den kommenden Wahlrechts⸗ 
kämpfen mit Verlaß zu rechnen. Aber nicht nur vom Arbeitgeber, ſondern © 
auch von Krieger⸗, evangelifchen und katholiſchen Arbeitervereinen uſw. iſt ein 
großes Gericht eingebrochen über die Mannen, welche Mitglieder dieſer | 
Vereine find und ſozialdemokratiſch gewählt haben. Charakteriſtiſch iſt die 
Antwort der Beſchuldigten. Sie ſcharen ſich, ſoweit ſie einem ſolchen Verein 
angehörten, zuſammen und erklären — gemeinſam ihren Austritt. 1 

Noch vor zehn Jahren verteidigten ſich die Leute in ähnlichen Fällen, und 
wenn ſie dennoch aus dem Verein ausgeſchloſſen wurden, kämpften ſie im 7 
ordentlichen Gerichtsverfahren dagegen an. Heute opfern die „Anrüchigen? 
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um eine ſolche Mitgliedſchaft weder Geld noch Zeit! Auch das iſt für hieſige 
Verhältniſſe ſchon ein Fortſchritt! 

Die ſozialdemokratiſche Partei hatte bekannte Partei- und Gewerk⸗ 
ſchaftsführer aus dem Ruhrbecken als Kandidaten aufgeſtellt. Das Zentrum 
neben einigen Arbeiterſekretären, Giesberts (Eſſen⸗Land), Gronowski (Dortmund⸗ 
Land), Sauerbrum (Mülheim), nur unbekannte Lokalgrößen. 

Während das Zentrum mit den Arbeiterkandidaturen bereits bei 
der Reichstagswahl 1907 vorging und damit die Arbeiter umſchmeichelte, 
lehnten die Nationalliberalen eine ſolche Konzeſſion an die evan⸗ 
geliſchen Arbeitervereine entſchieden ab, obwohl ſie mit dieſem Ver⸗ 
ſprechen ſchon ſeit Jahr und Tag die evangeliſchen Arbeiter zu ködern ſuchen. 
Die Herren behaupten: In den evangeliſchen Arbeitervereinen be— 
fänden ſich keine Arbeiter, die qualifiziert genug ſeien, ſolche 
hochwichtige Wahlkreiſe, wie ſie das Ruhrgebiet ſtelle, im Parla⸗ 
ment zu vertreten. Die in Frage kommenden Arbeiter müßten zudem auch 
ſichere Kantoniſten für die nationalliberale Partei ſein, und ſolche 
gäbe es bis jetzt auch nicht. 

Darob große Revolution in den Reihen der evangeliſchen 
Arbeitervereinler. Die geiſtlichen Vorſitzenden polemiſierten durch große 
Erklärungen in den Zeitungen dagegen. Die chriſtlichſozialen „Gernegroße“ 
inſzenierten mit Tamtam eine „große“ Proteſtbewegung gegen die National⸗ 
liberalen. Aber dieſe ließen ſich bei der Auswahl ihrer Kandidaten nicht 
ſtören, und die Geiſtlichen als Leiter der evangeliſchen Arbeitervereine blieſen 
die Friedensſchalmeien. Bis zur Wahl wieder Ruhe. 
| 


Der freiſinnig-liberal⸗konſervative Block ſtellte nur Männer auf, 
welche für die Großinduſtrie einen Namen mit „gutem Klange“ hatten. 
Hirſch, Beumer, Schmieding, Weſtermann, die Landräte Gerſtein und 
Schulze⸗Pelkum und andere mehr. Die im Kohlengebiet ſchon etwas ſehr an⸗ 
rüchigen Unternehmerabgeordneten Hilbk und Haarmann wurden in Iſerlohn 
aufgeſtellt. Alle waren ausgeſprochene Scharfmacher und Wahlrechtsfeinde, 
die das Pluralwahlrecht mit öffentlicher Stimmabgabe wollen. 

Die Nationalliberalen des Induſtriebezirkes ſind heute alle mehr oder 
weniger konſervativ. In den ſechziger Jahren ſchickten ſie liberale Männer 

ins Parlament, wie Löwe⸗Calle, Louis Berger, Fritz Harkort, Rechtsanwalt 
Lenzmann, der „anrüchige Achtundvierziger“ Becker, der ſpätere „rote“ Bürger⸗ 
meiſter von Dortmund, welcher ſieben Jahre Feſtung wegen „revolutionärer 
Umtriebe“ abgeſeſſen hatte, und andere mehr. 

Aber die großen wirtſchaftlichen Umwälzungen der letzten Jahr⸗ 
zehnte, welche durch ihre Begleiterſcheinungen ein ungeheures Heer von Prole⸗ 
tariern und damit das Schreckgeſpenſt „Soziale Frage“ erzeugt haben, 
machten dieſe Großkapitaliſten zu entſchiedenen Feinden der politiſchen 
Rechte der Arbeiter. 

Deshalb richtet ſich im Ruhrbecken der Kampf der Arbeiterklaſſe in erſter 
Linie gegen die Gewaltherrſchaft des liberal⸗konſervativen Unternehmertums. 
Und dieſe eigenartigen Verhältniſſe im hieſigen Bezirk ſind auch die Urſache 

unſerer fo vielfach angegriffenen Wahltaktik. 

überall, wo ſich unſere Genoſſen im Ruhrbecken an der Abgeordnetenwahl 
beteiligten, haben ſie im zweiten Wahlgang für das Zentrum geſtimmt und 
ſo die nationalliberalen Kandidaten niederzuringen verſucht. In drei Fällen, 
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Dortmund⸗Land, Bochum und Mülheim a. d. R., iſt es gelungen; das 
Zentrum hat die Mandate erhalten. 

In der Kritik, welche einige außerhalb der beteiligten Wahlkreiſe domizi- 
lierende Genoſſen an der hierorts eingeſchlagenen Taktik üben, werden den 
Genoſſen des Ruhrbeckens die Vorwürfe gemacht, daß ſie taktiſch unklug 
handelten, indem ſie das Zentrum unterſtützten. Das Zentrum hätten wir 
verkannt, es ſei äußerſt reaktionär und unehrlich als Wahlrechtsfreund. Auch 
wäre es vertrauensſelig geweſen, das Zentrum ohne Gegenleiſtung zu 
unterſtützen. f 
Nun, die Unterſtützung ward nicht leichtfertig gegeben, ſondern nach langer 
Beratung aller in Frage kommenden Parteiinſtanzen und nur ſchweren Herzens. 9 
Die „Rheiniſch⸗Weſtfäliſche Zeitung“ hat es richtig gekennzeichnet: „Zähne⸗ 
knirſchend ſtimmten die Sozialdemokraten für das Zentrum“, ſagt ſie. 
Durch unſere Propaganda hatten wir eine Wahlrechtsbewegung ge⸗ 
ſchaffen, die, wie ſchon geſagt, den Wahlkampf zum Wahlrechtskampf 
ſtempelte. Die Antipathie der Maſſen richtete ſich ausſchließlich gegen die 
liberalen Wahlrechts feinde, wie ja das Zahlenmaterial zeigt. 4 
Ein Kompromiß ift mit dem Zentrum ja gewiß nicht geſchloſſen worden. ; 
Eine direkte Gegenleiftung konnte vom Zentrum nicht gefordert werden, daß 
unſere Kraft nirgends ausreichte, um in die Stichwahl zu gelangen. Schade a 
genug, ſonſt hätte das Zentrum Farbe bekennen müſſen — oder 
N 


es wäre dann allerdings unterlegen! In Dortmund⸗Land hing es 
allerdings an einem Faden, wer in die Stichwahl kam, das Zentrum oder 
die Sozialdemokraten gegenüber den Nationalliberalen. Das Zentrum erhielt 
211, die Sozialdemokraten 206 Stimmen. 1 

Wir konnten alſo vom Zentrum nur die Erfüllung der Bedingungen 
verlangen, die in der „Wahltaktik“ niedergelegt ſind. Und dieſem iſt „ 
unaufgefordert in vollem Maße entſprochen worden. Wo die Zentrums⸗ 
kandidaten die Bedingungen nicht erfüllt haben, wie in Hamm⸗Soeſt, iſt auch 
nicht eine ſozialdemokratiſche Stimme für dieſe Herren gefallen. 5 

Und die katholiſchen Arbeiterſekretäre, die durch unſere Hilfe gewählt a 
worden find, werden uns agitatoriſchen Stoff in Hülle und Fülle 
bieten, wenn ſie mit der Geſamtfraktion der Zentrumspartei durch ihre Maß⸗ 
nahmen in Kolliſion geraten. Iſt denn der Landtagsabgeordnete Bruſt nicht 
für unſere Sache geradezu ein unb ezahlbarer Agitator geworden? Gerade 
im Wirkungskreis Bruſts, den ſchwarzen Buer, Gladbeck uſw., bat unſere 
Partei, die dort jahrelang vergeblich verſuchte, Fuß zu faſſen, bei der letzten 
Landtagswahl glänzende Reſultate für die Sozialdemokratie erzielt. „ 

Übrigens entſprach unſere eingeſchlagene Taktik der von der preußiſchen 
Parteileitung und dem Parteivorſtand aufgeſtellten „Wahltaktik“. Wird — 
un ſere Taktik verurteilt, fo verurteilt man die Geſamttaktik unſeren | 
Partei. Mithin müßten fich auch die Kritiker zunächſt ausſchließlich gegen | 
die Barole des Parteivorſtandes wenden. Wir haben nur ausgeführt 5 
— unter Berückſichtigung der hieſigen Verhältniſſe —, was die Parole zuließ 
oder verlangte. “| 

Wenn der Parteitag in Nürnberg zu der im Ruhrgebiet eingeſchlagenen | 
Wahltaktik Stellung nimmt, ſo hoffen wir, daß dieſe Darlegungen den Fern⸗ 1 
ſtehenden als Materialſammlung dienen, mit deren Hilfe fie die hieſigen Ver⸗ 
hältniſſe kennen und richtig beurteilen lernen. | 
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Gerechtigkeit für Solingen. 
Eine Erwiderung von E. Eckardt (Solingen). 


Z3iu einer Zeit, in der wieder einmal alles gedankenlos über die „wilden“ 
Solinger herfällt, ſteht Dittmann auf und will mit ſeinem Artikel in Nr. 44 
ihre Ehre retten. Er meint es gut. Daß er die Sache verkehrt anfängt, auf 
den Kern nicht eingeht und den Pelz möglichſt trocken waſchen will, ſei ihm 
verziehen. 

Noch gehört der Solinger Wahlkreis zum eiſernen Beſtand der ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Partei, noch iſt der Solinger Boden fruchtbar für alle Gebiete der 
Arbeiterbewegung, noch wollen die Solinger nicht nur Gewerkſchaftler, ſondern 
auch Sozialdemokraten ſein, noch! 

Wer hier ſitzt und es ehrlich mit der Arbeiterbewegung meint, der möchte 
dieſes „Noch!“ hinausſchreien, daß es in ganz Deutſchland gehört werden 
müßte, und gleich die Frage hinterherrufen: „Aber wie lange wohl noch?“ 

Dittmann ſchreibt richtig, daß der Induſtriearbeiterverband (Vereinigte 
Fachvereine) mit Berliner und anderen Lokalorganiſationen nicht in Parallele 
geſtellt werden darf. Die gleiche Anſicht haben Molkenbuhr und Ebert auf 
den letzten beiden Parteitagen vertreten. Und doch iſt dem Induſtriearbeiter⸗ 
verband nahezu die geſamte Parteipreſſe geſperrt. 

Ehe Berliner Lokalvereinen der „Vorwärts“ geſperrt wurde, hielt man es 
wenigſtens für nötig, einen Beſchluß herbeizuführen — Solingen gegenüber 
war die Sperre etwas ſo Selbſtverſtändliches, daß es nicht erſt eines Be⸗ 
ſchluſſes bedurfte. 

Fort und fort iſt die deutſche Arbeiterſchaft falſch über Solingen informiert 
worden, wahre Orgien hat die Suggeſtion gefeiert, und ſo weit iſt es ge⸗ 
kommen, daß ſelbſt Männer wie Dittmann, der früher in Solingen war, ein 
Opfer der Sinnestäuſchungen werden. Selbſt Dittmann glaubt jetzt daran, 
daß die Solinger Konflikte einen wirtſchaftlichen Untergrund haben. Ich 
finde dieſen Glauben begreiflich. Iſt doch ſeit 1905 ununterbrochen von 
Stellen, die ein Intereſſe daran hatten, dieſes Märchen verbreitet worden. 
Hundertfach auf einmal und immer von neuem. Wer ſollte denn da nicht 
erliegen, wenn er immer dasſelbe leſen und hören muß? 

Der „Schumacher“-Streit hat jo viel wirtſchaftlichen Untergrund gehabt 
wie die ſpäteren Streitigkeiten in Deutſchland zwiſchen Radikalen und Revi⸗ 
ſioniſten, mehr nicht. Mit der Solinger Induſtrie und ihren Produktions⸗ 
formen hat dieſer Streit nichts zu tun. Das ganze Geheimnis des alten 
Partei⸗ und des neuen Gewerkſchaftsſtreits liegt darin, daß Solingen von 
jeher anderen Gegenden um einige Naſenlängen voraus war. Als die Frage 
der Tarifverträge in den übrigen deutſchen Zentralverbänden lich behaupte 
nach wie vor, daß es in Solingen niemals Lokalvereine gegeben hat) erſt 
entdeckt wurde, da hatten die Solinger die Sache längſt erledigt. Als der 
Streit zwiſchen den beiden Richtungen in der Partei anderwärts anfing, war 
er hier vergeſſen. Und der Streit, nicht etwa mit dem Deutſchen Metallarbeiter⸗ 
verband, wie Dittmann meint, ſondern nur mit den Vertretern desſelben, 
iſt auch nichts weiter als ein Vorbote von der Solinger Wetter— 
ſtation aus. 

Wie liegen denn die Dinge in Wirklichkeit? Kann man die Allgemeinheit 
der Solinger Schleifer als Schumacherianer bezeichnen, wie Dittmann das 
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tut? Er behauptet wörtlich: „Der Reichstagsabgeordnete Schumacher war der 
Hauptvertreter der durch die alten Lokalorganiſationen repräſentierten Rich⸗ 
tung.“ Das iſt ganz falſch. | 

Welcher Fachverein war ſtets und ift heute an Mitgliederzahl der größte? 
Der der Scherenſchleifer. Die Tafelmeſſerſchleifer mögen 99 Prozent ihrer 
Berufskollegen organiſiert haben, die Scherenſchleifer einige Prozent weniger, 
aber es gibt weit mehr Scheren- als Tafelmeſſerſchleifer. | 

Dittmann ſchreibt: „Die Richtung der modernen Lohnarbeiter ſuchte natur⸗ 
gemäß durch die politiſche Organiſation einzuwirken auf die alten Lokalgewerk⸗ 
ſchaften, um ſie zu modernen Gewerkſchaften umzugeſtalten. Umgekehrt ſuchten 
die alten Lokalgewerkſchaften ihren bisherigen Charakter zu erhalten und be⸗ 
ſtimmenden Einfluß auf die politiſche Bewegung auszuüben.“ | 

Das iſt das alte Lied, wonach die „modernen Lohnarbeiter“ (Metall- 


arbeiter) die Pioniere waren, die das Evangelium der Arbeiterbewegung, be⸗ 
ſonders der politiſchen, den rückſtändigen Solingern brachten. Hier Fort- 
ſchritt, dort konſervatives Feſthalten an alten, zünftleriſchen Einrichtungen. 


Schumacher der Vertreter der Zünftler, ſeine Gegner die Vertreter des Fortſchritts. 


Nun haben aber die Scherenſchleifer zu allen Zeiten ebenſo feſt an den⸗ f 
ſelben gewerkſchaftlichen Einrichtungen gehalten wie die Tafelmeſſerſchleifer 


I 


und die kleineren Fachvereine. Niemals haben ſich die Scherenſchleifer auf 
gewerkſchaftlichem Gebiet mit den Tafelmeſſerſchleifern in den Haaren 


gelegen. Wohl aber waren die Scherenſchleifer faſt ebenſo geſchloſſen gegen 


Schumacher, wie die Tafelmeſſerſchleifer für ihn waren. Das beweiſt, daß 
nur rein politiſche Meinungsverſchiedenheiten den „Schumacher“-Streit ver: f 


urſacht haben können. 


Von der „verderbenbringenden Konkurrenz“, die nach Dittmann den Schleif⸗ 
kotten durch die großen Dampfſchleifereien gebracht wurde, ſchreibt ſchon 
Alphons Thun in ſeinem 1879 durch Schmoller herausgegebenen Werke über 
„Die Induſtrie am Niederrhein und ihre Arbeiter“. Und doch ſind heute noch 
ſämtliche Wupperkotten im Betrieb. Brennt einer ab, ſo entſteht er moderner 
aus der Aſche wieder. Wo überhaupt Kotten eingegangen, beziehungsweiſe 
nicht mehr neu aufgebaut worden ſind, da waren andere Umſtände 


(geographiſche Lage uſw.), aber gewiß nicht Überfluß an Kotten ſchuld. 
Übrigens iſt es für das Syſtem ganz gleichgültig, ob der Schleifer im Kotten 
oder in der Dampfſchleiferei (nicht zu verwechfeln mit Lohnſchleiferei oder 
Bärenſtall) ſitzt. Er iſt hier wie dort ſein eigener Herr. 

Mit den „Polypenarmen“ der Fabrik als neuer Produktionswerkſtätte iſt 


es auch nicht weit her. Eine Trennung von Arbeits und Wohnſtätte konnte 


die Fabrik für die Schleifer nicht bringen, weil für dieſe die Trennung von 
jeher beſtand. Im Gegenteil: die Neuzeit hat mit der Elektrizität vielfach die 
Vereinigung von Arbeits- und Wohnſtätte auf einem Grundſtück ermöglicht. 
Bei den Kotten war und iſt dieſe Vereinigung ausgeſchloſſen. 

Richtig iſt, was Dittmann über die Erweiterung des Kreiſes der Pro⸗ 
duktionsgegenſtände ſchreibt. Auch die Beiſpiele, die er hier anführt, ſind 
richtig. Für den jetzigen Streit kommt aber nicht die Fabrikation von Fahr⸗ 
radteilen, Küchengeräten uſw. in Frage, ſondern die der eigentlichen Solinger 
Stahlwaren. Und hier trifft es nur in ſehr beſchränktem Maße zu, daß „die 


Geübtheit und Kunſtfertigkeit des Arbeiters im Kleinbetrieb erſetzt und über⸗ 


troffen wurde durch Maſchinen“. 
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Wo es aber zutrifft, da iſt wiederum die für den Solinger ehrenvolle 
Tatſache zu verzeichnen, daß er niemals verſucht hat, die Entwicklung auf⸗ 
zuhalten. Augenzeugen berichten, daß es einen erſchütternden Eindruck bereitet 
habe, als die Meſſerſchmiede (vielfach Künſtler in ihrem Beruf) zum erſten 
Male in die Fabrik einzogen. Sie haben ihr jahrhundertealtes Handwerk be⸗ 
graben, wohl mit demſelben Schmerze, mit dem man einen lieben Toten 
begräbt, aber geſträubt hat ſich keiner. Sie ſahen ein, daß ihr Handwerk 
i überwunden war, und lieferten ſich willig der Siegerin Maſchine aus. 
Aber nicht auf allen Gebieten konnte die Maſchine bis jetzt ſiegen. Den 
Hauptberufen, den Schleifern, konnte ſie bis jetzt keine nennenswerte Konkur⸗ 
renz bereiten. 

Die Schleifer waren von jeher die Unzufriedenſten und gingen bei Lohn⸗ 
kämpfen immer voran. Dadurch bekamen oft die anderen Branchen Mut, oft 
auch nicht. War letzteres der Fall, dann mußten gewöhnlich die Schleifer ſich 
vorwerfen laſſen, ſie hätten die anderen nicht genügend unterſtützt. 

Schon vor mehr als hundert Jahren hatte Solingen Lohnkämpfe ähnlich 
den heutigen, und immer waren es die Schleifer, die am meiſten forderten 
und ſich zuletzt fügten. 

Thun, dem die Regierung das Archiv zur Verfügung geſtellt hatte, ſchildert 
an der Hand desſelben in ſeinem vorerwähnten Werke einen der Lohnkämpfe 
wie folgt: 

| „Am 22. Oktober 1774 wandten ſich die Schleifer an die Regierung mit der 
Klage, daß keiner von ſeinem Lohne leben könne. Sie verlangten eine neue Satz⸗ 
ordnung (Lohntarif). 

| „Das gab den anderen Handwerkern Mut. Sie ſchrien aut und hart‘, Vögte 
und Ratleute erwachten aus ihrem Schlafe“ und wandten ſich mit wiederholten 
Geſuchen um eine Satzordnung an die Regierung. 

| „Dieſes Andrängen war ein fo gewaltiges, daß die Kaufleute, um nicht eine 
unbequeme Satzordnung oktroyiert zu erhalten, im Jahre 1775 ſich bereit erklärten, 
in Verhandlungen zu treten.“ 

Nun waren die Übrigen bald zufriedengeſtellt. Nicht ſo die Schleifer. 
Denen „erſchienen die Sätze zu gering. Sie zogen ſich zurück, um die Ord⸗ 
nung einſeitig herzuſtellen“. Schließlich gruben ſie ein altes Preisverzeichnis 
aus, das beſſer war als das ihnen jetzt angebotene. 

| „Im März 1776 rotteten fie ſich zuſammen, verweigerten die Arbeit allen den⸗ 
jenigen, welche die Löhne nicht nach der Satzordnung vom 17. Auguſt 1759 bezahlten, 
und unterſtützten die Feiernden mit Geldern, die ſie in einer Kollekte geſammelt 
hatten.“ 

| Nun wurde um der Schleifer willen ausgeführt, was 1908 um der 
Stettiner Nieter willen geſchehen ſollte. Die Kaufleute ſperrten auch jene 
Branchen aus, die ſich mit der Satzordnung einverſtanden erklärt hatten. 
Trotzdem gaben die Schleifer nicht nach. Allerdings hatten ſie Streikbrecher 
zu verzeichnen, ſcheinen denen aber das Leben ſauer gemacht zu haben, denn 
die Kaufleute verlangten jetzt unſeren modernen § 153 gegen die Schleifer: 
1 „damit diejenigen Schleifer, welche ſich dem niedrigeren Preiſe fügten, von den 
Genoſſen nicht abgehalten werden dürften“. 

Mutet uns das alles nicht ganz modern an? Und trotzdem ſollen die 
Schleifer rückſtändig ſein? 

ö Klingt es nicht auch ganz modern, wenn wir weiter leſen: 


Bar 
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„Die Bemühungen der Kaufmannſchaft waren erfolgreich, die Regierung ſtan 
zu ihr. Der Obervogtsverwalter verbot unter dem 15. März 1776 den ganzen Strei 
bei 25 Taler Strafe.“ | 

Das war nun das allerungeeignetſte Mittel, um die Schleifer zum Nach 
geben zu bringen. Aber auch die anderen Branchen ſcheint das offenſichtlich 
Unrecht rabiat gemacht zu haben. Vier Wochen nach Erlaß des Streikverbot 
waren die Löhne um 25 Prozent, einige ſogar um 47 Prozent erhöht. 


So waren die Schleifer, und ſo ſind ſie geblieben. Sie ſtreiken jetzt ſei 
1905 ununterbrochen bei Gottli mesfahr. Sie werden auch 1915 uni 
Darier hinge ere e ſiegen. Sie haben Zeit 
1907 haben die Scherenſchleifer einen Streik beendet, der 1872 proklamier 
worden und ſeitdem niemals aufgehoben war. Er würde auch 1907 nich 
aufgehoben worden ſein, wenn nicht bewilligt worden wäre. 9 
Dieſe trotzigen Schleifer ſind aber viel zu intelligent, um ſich techniſchen 
Fortſchritten hemmend in den Weg zu werfen. Der dümmſte Solinger 
Schleifer iſt klug genug, um einzufehen, daß er weichen muß, wenn die 
Maſchine ihn einmal erſetzt — wenn! Noch iſt es nicht ſo weit, und noch 
deuten keine Anzeichen darauf hin, daß es demnächſt kommen wird. Noch 
können Scheren überhaupt nicht, und von Meſſern nur ſchlechte Qualitäten 
mit Maſchinen geſchliffen werden. Eine ausführliche Auseinanderſetzung u | 
„Bärenſtälle“ (Lohnſchleifereien mit Maſchinen) würde zu weit führen. Nur 
ſo viel: Wer einen „Bärenſtall“ errichtet, der will die Schleifer, die Fabri⸗ 
kanten und die Induſtrie verraten, um im trüben zu fiſchen, will billigen 
Schund als echte Ware auf den Markt werfen. Und das iſt es, was die 
Schleifer nicht mitmachen. Sie wiſſen, daß ihre Induſtrie mit den Qualitäten 
ſteht und fällt. Allerdings nimmt die Schundware zu, aber nicht in dem 
Maße, in dem ſich die ganze Induſtrie entwickelt hat. Je mehr gute Ware 
von Solingen aus in die Welt geht, deſto mehr läßt ſich auch Schund da⸗ 
zwiſchen ſchmuggeln. Würde aber einmal die Schundware überwiegen, dann 
wäre es mit der Solinger Induſtrie zu Ende. | 
Dittmann ſchreibt: „Selbſt die berühmten engliſchen Stahlwaren ver⸗ 
mochten die Solinger nicht aus dem Felde zu ſchlagen.“ i 
Das trifft zwar zu, iſt aber unvollſtändig. 
Allerdings konnte Sheffield Solingen nicht beſiegen, trotzdem es eine ur⸗ 
alte Stahlwareninduſtrie hat. Aber umgekehrt hat Solingen längſt Sheffield 
überflügelt, derart, daß Sheffield kaum noch als Konkurrent in Betracht 
kommt. Dabei hat Sheffield Stahl und Kohlen, Solingen keines von beiden. 
Aber ſtets war es das Produkt der Handarbeit, das die Konkurrenz über⸗ 
winden konnte. Ware aus „Bärenſtällen“ war es nie. Immer konnten die 
„Bärenſtälle“ erſt etabliert werden, nachdem die Handarbeit ſo viel Abſatz 
geſchaffen hatte, daß der Schund dazwiſchen verſchwand. 
Betrachten wir einmal das jüngſte Kind der Solinger Induſtrie, die Raſier⸗ 
meſſerſchleiferei. | 
Bis zum I ab es in Solingen keinen Raſiermeſſe 
Einer fing damals an. Ihm folgten andere. Bald waren es Hunderte. Ein 
neuer Erwerbszweig war der Konkurrenz abgerungen, und nun erſt konnte 
der erſte „Bärenſtall“ ſich auftun, um im trüben zu fiſchen. Müßten heute 
einmal kurze Zeit die „Bärenſtälle“ den Bedarf an Solinger Ware allein 
decken, ſofort wäre es mit dem guten Rufe derſelben vorbei. | 
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Dittmann meint, die „Bären“ würden von den Fachvereinen nicht auf- 
genommen. Wo Generalbären in Frage kommen, trifft das zu. Es gibt aber 

„Bärenſtälle“, um deren Inſaſſen ſich der Induſtriearbeiter⸗ wie der Metall⸗ 

arbeiterverband ſchon die größte Mühe gegeben haben. Beide Organiſationen 

würden ſie aufnehmen, um ſie zum Nutzen der Allgemeinheit etwas zu ver⸗ 

edeln, aber keine bekommt ſie. 

Die organiſierten Metallarbeiter bekämpfen ebenſo wie die Induſtrie⸗ 

verbändler Bärenſtälle und Bären. Ihre Leitung aber zwang fie in den 

größten aller Bärenſtälle hinein. Bei Nachtarbeit und Prämienſyſtem mußten 

ſie ſchuften und durften den Bärenſtall nicht verlaſſen, weil der Inhaber des⸗ 

ſelben und die Leitung des Deutſchen Metallarbeiterverbandes ſich zur Ver⸗ 

nichtung der Solinger Fachvereine, letzten Endes zur Vernichtung der Solinger 

Induſtrie miteinander verbündet hatten. 

Alles Murren der organiſierten Metallarbeiter war vergeblich. Endlich, 

als ſie die Zuſtände nicht mehr ertragen konnten, ſtellten ſie gegen den Willen 

ihrer Leitung die Arbeit ein. Der Fabrikant wurde wütend, weil ſein Bundes⸗ 

genoſſe die Arbeiter ſo wenig am Gängelband hatte. Er warf nunmehr auch 

fie organiſierten Metallarbeiter hinaus, die nicht freiwillig gegangen waren. 

Die Solinger Stahlwarenarbeiter haben ſich unter der Führung der 
Schleifer die Welt für ihre Induſtrie erobert, und ſo, wie eben geſchildert, 
ſollen ſie jetzt moderniſiert werden. 

Eine Induſtrie konnten die Schleifer ſchaffen, die den Fabrikanten trotz 
Mangel an Stahl und Kohlen geſtattet, billiger als die ausländiſche Konkur⸗ 
renz zu produzieren und gleichzeitig erheblich höhere Arbeitslöhne zu zahlen 
als jene. Aber das iſt rückſtändig, weil man es im altmodiſchen Deutſchland 
ſonſt kaum mehr findet, weil man über den Ozean fahren muß, um ſo „ver⸗ 
rückte Zuſtände noch einmal wiederzufinden. 

Profeſſoren, ausländiſche und deutſche, kommen nach Solingen und finden 
des Rühmens kein Ende über die Höhe, auf der die Solinger Induſtrie ſteht. 
0 Profeſſor Schumacher unternahm eine Studienreiſe in das Gebiet der 
| Solinger Induſtrie. Er kam zu dieſer Überzeugung: 

| „Die Lohn: und Arbeitsverhältniſſe der Solinger Induſtrie erſcheinen mir als 
f vorbildlich für die geſamte deutſche Induſtrie. Daher das große Intereſſe, das ich 
ihnen entgegenbringe.“ 

rofeſſoren. ſogar deutſche, können manchmal recht haben. Viele 
Sozialdemokraten wünſchen mit Schumacher, daß die Solinger Induſtrie vor⸗ 
bildlich ſein könnte für das übrige exportierende Deutſchland. Leider ſind ſie 
ſich aber bewußt, daß der Wunſch kaum in Erfüllung gehen kann. 

Was kümmert aber die Leitung des Deutſchen Metallarbeiterverbandes 
das Schickſal der Solinger Induſtrie? „Der Fabrikant muß in ſeinem Betrieb 
herſtellen und machen können, was er will.“ 

Nur dadurch kann der Frieden geſichert werden, und der Frieden iſt ja ſo ſüß. 
Inm Frühjahr 1905 ſtand die Arbeiterbewegung Solingens in ſchönſter 
Blüte. Der alte Parteiſtreit war längſt begraben. Niemand wünſchte eine 
Neuauflage desſelben. Selbſt der Grenzſtreitigkeiten auf gewerkſchaftlichem 
Gebiet war man ſo müde, daß die meiſten Fachvereine ſich mit der Frage 
des Anſchluſſes an den Metallarbeiterverband beſchäftigten. Sie wollten 
Einigkeit auf der ganzen Linie. Da kam plötzlich das Ereignis, das den neuen 
Streit mit allen ſeinen häßlichen Folgen hervorrief. 


{ 


Die Meſſerſchleifer gerieten mit Hammesfahr in Differenzen wegen einer 
Sorte Meſſer, die ſie überhaupt nicht, für kein Geld, herſtellen wollten. Sie 
fragten bei der Leitung des Metallarbeiterverbandes an, ob dieſer eventuell 
in einen Sympathieſtreik für ſie eintreten wolle, um die Herſtellung der 
ordinär⸗blauen Meſſer zu verhindern. Die Dinge lagen ſo, daß durch das 
Eintreten des Metallarbeiterverbandes der Streit im Handumdrehen beendet 
werden konnte, während ohne ſein Mitgehen den Meſſerſchleifern ein jahre⸗ 
langer Kampf bevorſtand. Das iſt auf beſondere Umſtände zurückzuführen, 
darf aber ja nicht als Beweis für die von Dittmann geprieſene Stärke des 
Metallarbeiterverbandes angeſehen werden. Er konnte wirklich nichts dazu, 
daß in dieſem Ausnahmefall ihm der Zufall Macht verliehen hatte. | 

Die Frage der Meſſerſchleifer wurde klar und deutlich bejaht. 

Was dann kam, iſt heute ziemlich allgemein bekannt. Und was wird nun 
noch kommen? Ich möchte mit Hartleben ſagen: „Es wird ſich ſchon alles 

iſtoriſch entwickeln.“ Was 1905 paſſiert war, mußte die Frage des Über⸗ 
tritts der größeren Fachvereine zum Metallarbeiterverband vorläufig un⸗ 
diskutierbar machen. Das Arbeiterſekretariat Solingen widmete einen Teil 
ſeines im Frühjahr 1907 erſchienenen Jahresberichtes dem Verſuch, die Wege 
zu zeigen, auf denen noch alles zum guten Ende geführt werden konnte. Die 
Bemühungen blieben aber unbeachtet. Heute würde man ihnen wohl etwas 
mehr Aufmerkſamkeit ſchenken heute. | = 

Einſt ging der Induſtriearbeiterverband zur Generalkommiſſion. Vielleicht 
iſt die Zeit nicht mehr ferne, in der dieſe zu ihm geht. „ 

Trotz allem Krakeel war die gewerkſchaftliche Bewegung in Solingen nie 
ſo geſund als heute. | N 

Und die politiſche? Die hat wenigſtens den einen Troſt, daß ein neuer 
Parteiſtreit in Solingen nur über die Leiche des Induſtriearbeiterverbandes 
ſich entwickeln könnte. | 

Heute find Schumacherianer und andere in einer Gewerkſchaft vereint. 
Dieſer wenigſtens, wenn nicht der Partei zuliebe müſſen ſie ſich den Luxus 
des Bruderkampfes verſagen. Das wiſſen ſie gut. „ 

Wenn nun einmal falſche Urteile über Solingen gefällt werden müſſen, 
dann laſſe man es wenigſtens bei denen auf gewerkſchaftlichem Gebiet be⸗ 
wenden. Die können Solingen nicht ſchaden. Es ſpottet ihrer. = 

Auf politiſchem Gebiet aber braucht Solingen Gerechtigkeit! 


882 Die Neue Zeit. 


Zwei Jahre Arbeiterbildung. 
Von Heinrich Schulz. 


Es war im Jahre 1894, als Genoſſe Kautsky aus Anlaß der Debatten 
über das Agrarprogramm die Klage erhob, daß die Partei wohl ſtark an Mit⸗ 
gliedern und Mitläufern gewonnen habe, daß es ihr aber an klaren, durch⸗ 


gebildeten Parteigenoſſen fehle. Die alten Parteigenoſſen reichten nicht mehr 
aus, um den maſſenhaften Zuſtrom neuer Elemente zu bilden und aufzuklären, N 
zumal durch die zunehmende praktiſche Arbeit immer mehr Kräfte abſorbiert 
würden. Obwohl das Wachstum der Partei in dem folgenden Jahrzehnt nicht 
etwa geringer wurde, ſondern zeitweiſe in geradezu ſprunghafter Weiſe fort⸗ 
ſchritt, und obwohl beſonders durch die gewaltige Zunahme der gewerkſchaft⸗ 
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ichen Organiſationen alle irgendwie brauchbaren Kräfte für ein beſoldetes 
der unbeſoldetes, in jedem Falle mit Arbeit reich bedachtes Amt mit Beſchlag 
belegt wurden, iſt in dieſen zehn Jahren blutwenig getan worden, um dem 
Mangel an durchgebildeten Parteigenoſſen abzuhelfen. Erſt als die Vorgänge 
zor, in und nach Dresden die Maſſen aufrüttelten und die Notwendigkeit 
bermeſche Vertiefung laut, wenn auch nicht immer wohlklingend predigten, 
raten die Genoſſen langſam dem Problem ſyſtematiſcher Bildungsarbeit näher. 
Inm Juli 1904 erörterte ich in der „Neuen Zeit“ zum erſtenmal in groben 
Umriſſen den Plan der Errichtung einer Parteiſchule in Berlin, „auf der eine 
Anzahl beſonders gut veranlagter, zumeiſt jüngerer Genoſſen aus den ver⸗ 
eaten Gegenden Deutſchlands eine je nachdem längere oder kürzere Zeit 
in den wichtigſten Zweigen der ſozialiſtiſchen Theorie und Praxis unterwieſen 
Beben ſowie den Plan der Schaffung von Wanderrednern, die „Einzel⸗ 
oder Zyklusvorträge über die Kernfragen des Sozialismus und ſeiner Hilfs⸗ 
acchafen' halten ſollten. Aber noch verhallte die Anregung ungehört. Erſt 
als durch die ruſſiſche Revolution eine Flutwelle revolutionärer Beweglichkeit 
und Friſche über das deutſche Proletariat hinwegging und dadurch auch die 
be an grundſätzlichen Debatten in den Maſſen angeregt wurde, mehrten ſich 


N 


die Anträge an den Parteitag, in denen planmäßige Maßnahmen für die 

theoretiſche Schulung der Genoſſen verlangt wurden. Beſonders auf dem Jenaer 

Parteitag wurden ſolche Wünſche laut, ſo daß der Parteivorſtand erfreulicher⸗ 

weiſe ebenfalls Veranlaſſung nahm, in ſeinem alljährlichen Aufruf nach dem 

Parteitag die Organiſationen aufzufordern, mehr als bisher für die grundſätz⸗ 

liche Aufklärung ihrer Mitglieder zu tun. 

Nun ging es raſch vorwärts. In der „Neuen Zeit“ erſchien damals eine 

Reihe von Artikeln, die die Frage der Arbeiterbildung theoretiſch erörterten; 

in einzelnen Städten, beſonders in Bremen, ging man rüſtig von der Theorie 

zur Praxis über, indem man neue Mittel und Wege der Arbeiterbildung 
praktiſch erprobte; der Parteivorſtand aber kündigte an, daß er im Herbſt 1906 

eine Parteiſchule in Berlin zu eröffnen beabſichtige. Zugleich ſetzte er auf die 

Tagesordnung des bevorſtehenden Parteitags das Thema „Volkserziehung 

und Sozialdemokratie“. Leider gelangte das Thema nicht zur ausführlichen 

Erörterung auf dem Parteitag. Aber der Parteitag billigte nicht nur ſtill⸗ 

ſchweigend den Plan des Parteivorſtandes, eine Schule für einen kleinen Kreis 

ausgewählter Genoſſen zu errichten, ſondern er ſetzte daneben als Zentralſtelle 
für die Pflege ſyſtematiſcher Arbeiterbildung innerhalb der Geſamtpartei den 
Bildungsausſchuß ein. Seitdem iſt die Bildungsfrage von der Tagesordnung 
der Parteitage nicht wieder verſchwunden. 

Inm vorigen Jahre in Eſſen hatten die beiden zentralen Bildungsinſtitute 
der Partei über das erſte Jahr ihrer praktiſchen Tätigkeit zu berichten. Beide 
Inſtitute waren augenſcheinlich noch zu neu, als daß ſich über ſie eine nennens⸗ 
werte Debatte entſpinnen konnte. Weder vor noch auf dem Parteitag iſt viel 
über die Parteiſchule und den Bildungsausſchuß geredet worden. Der Bildungs⸗ 
ausſchuß zumal konnte hauptſächlich nur über Vorarbeiten berichten, ſo daß ſich 
kein geeigneter Anknüpfungspunkt für die Debatte bot. 

Ign dieſem Jahre ſieht es anders aus. Wir ſtehen ſchon ſeit Wochen mitten 
in einer friſchen, fröhlichen Bildungsdebatte, die vorausſichtlich noch größeren 
Umfang vor und auf dem Parteitag angenommen hätte, wenn die Budget⸗ 
frage nicht unerwartet dazwiſchen gekommen wäre. 
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Ich geſtehe, daß mir die Debatte über die Parteiſchule ſehr lieb ift, 
und daß ich aus dieſem Grunde den Genoſſen, die die Parteiſchule angegriffen 
haben, dankbar bin. Durch eine öffentliche Diskuſſion, wie wir ſie jetzt haben 
und wie ſie auf dem Parteitag vorausſichtlich ihre Fortſetzung finden wird, 
kann am beſten die wünſchenswerte Klarheit über das neue Inſtitut herbei⸗ 
geführt werden. Es wollte uns Lehrern an der Parteiſchule und auch den 
Schülern der beiden bisherigen Kurſe oft ſo bedünken, als ob es an dieſer 
Klarheit in weiten Kreiſen der Partei noch mangelt. Das zeigte ſich in ge⸗ 
legentlichen ſchiefen Urteilen, die man über die Parteiſchule hören konnte; und 
es ſchien uns auch in der Tatſache zum Ausdruck zu kommen, daß bei An⸗ 
ſtellungen von Redakteuren, Arbeiterſekretären und anderen Beamten Partei⸗ 
ſchüler, die ſich mit bewarben, oft keinen Erfolg hatten, obwohl ſie neben 
den anderen Bewerbern wohl beſtehen konnten. | 

Die maßgebenden Parteigenoſſen ſcheinen ſich in ſolchen Fällen mit einer 
ſtarken Doſis Mißtrauen gegen die Parteiſchule vorgeſehen zu haben. Das 
Mißtrauen iſt gewiß eine demokratiſche Tugend, von der ich nebenbei wünſchte, 
daß ſie auch ſtets in genügendem Maße gegenüber bürgerlichen Akademikern 
auf der Wacht ſtände, die eines ſchönen Tages den Beruf eines Arbeiterführers 
in ſich verſpüren. Aber es iſt gut, daß die jetzige Debatte den Genoſſen, die 
bisher in einer Falte ihres Herzens noch einen Vorbehalt gegen die Partei⸗ 
ſchule bargen, eine gute Gelegenheit bietet, ihre Bedenken oder Wünſche zu 
äußern, damit entweder ihren Wünſchen, wenn ſie berechtigt und ausführbar 
ſind, Rechnung getragen werden kann, oder aber ihre Bedenken und miß⸗ 
trauiſchen Vorbehalte beſeitigt werden können. | „ 

Die von den Genoſſen Eisner-Nürnberg und Wegener⸗Kaſſel erhobenen 
Einwendungen gegen die Parteiſchule, die bisher die einzigen geblieben ſind, 


kommen für die weitere Diskuſſion kaum noch ernſthaft in Betracht. Die 


Nürnberger Genoſſen wollen nach dem Eisnerſchen Plane eine Lehrkraft für 
Nürnberg und die weitere bayeriſche Umgebung anſtellen. Es iſt den Nürn⸗ 
bergern geglückt, hierfür eine der wenigen für ſolchen Zweck vorhandenen 


Kräfte in der Partei zu gewinnen. Aber gerade Genoſſe Maurenbrecher, der 


bei der Vorbereitung der Parteiſchule ſeinerzeit weſentlich mitbeteiligt war, 


wird dem Genoſſen Eisner auseinanderſetzen können, daß durch das Nürn⸗ 
berger Vorgehen, ſelbſt wenn es in nächſter Zeit noch hier und da Nachfolge 
finden ſollte, die Notwendigkeit der Parteiſchule nicht nur nicht in Frage ge⸗ | 
ſtellt, ſondern im Gegenteil recht kräftig unterſtützt wird. Denn gerade die | 
Parteiſchule kann am erſten und erfolgreichſten den Mangel an Lehrkräften 
in der Provinz beſeitigen helfen. | 


Vielleicht wird der Koſtenpunkt hier und da Bedenken hervorrufen. Aber | 


wer über die Vorgeſchichte der Parteiſchule orientiert iſt, weiß auch, daß von 


vornherein mit erheblichen Koſten gerechnet worden iſt. Wenn man das eine 


will, muß man das andere wollen. Das eine iſt in dieſem Falle: eine gute 
Schule mit tüchtigen Lehrkräften und mit Schülern, die während der Zeit 
ihres Studiums von Nahrungsſorgen befreit ſind. Nach der Berufsarbeit, in 


den Abendſtunden und in der niederdrückenden Enge der täglichen Sorgen 


kann eine ſo intenſive und in die Tiefe gehende Bildungsarbeit nicht geleiſtet 


werden. Durch den Unterhalt der Schüler und ihrer Familien, durch die Lehrer⸗ 
gehälter und durch die ſächlichen Ausgaben entſtehen natürlich ziemlich erheb⸗ 


liche Koſten. Aber dieſe jährliche Summe braucht fürwahr keinem noch ſo 
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ſparſam veranlagten Genoſſen leid zu tun, wenn anders er der Meinung iſt, 
daß die Einnahmen der Partei den Zweck haben, die Agitation zu befruchten 
und das parteigenöſſiſche Leben anzuregen. Nichts anderes als ein planmäßig 
und gut zinsbringend im Intereſſe der Agitation angelegtes Kapital aber iſt 
die Summe, die die Parteiſchule erfordert. Wer das bisher noch nicht einzu⸗ 
ſehen vermochte, der beobachte die weitere Entwicklung der Dinge ohne Vor⸗ 
eingenommenheit. Ich bin feſt davon überzeugt, daß die ſchon jetzt für 
viele Genoſſen deutlich erkennbaren Vorteile der Parteiſchule im Laufe der 
nächſten Jahre auch für die breiteren Kreiſe der Genoſſen unverkennbar zutage 
treten werden. 

Der Bildungsausſchuß hat im zweiten Jahre ſeiner Exiſtenz von den 
Vorarbeiten mehr theoretiſcher Natur zur unmittelbaren Praxis übergehen 
können. Die Ausgaben, die er der Zentralkaſſe der Geſamtpartei verurſacht 
hat, ſind verhältnismäßig gering, da er mehr den Charakter einer beratenden, 
vermittelnden und anregenden Inſtanz hat. Die Exekutive überläßt er den 
provinziellen Organiſationen, die deshalb auch ſelbſt die Koſten für die von 
ihnen übernommenen bildenden Veranſtaltungen zu tragen haben. Wenn man 
alle dieſe im einzelnen ausgegebenen Summen zuſammenſtellen könnte, ſo 
käme eine ſtattliche Geſamtſumme zuſtande. In einzelnen Orten mit regem 
und gut organiſiertem Bildungsweſen haben die für Bildungszwecke aus⸗ 
geworfenen Etats eine erſtaunliche Höhe erreicht. Wenn ich im folgenden 
ö einige Zahlen mitteile, ſo bemerke ich im voraus, daß die Zahlen ſich nicht 
ohne weiteres miteinander vergleichen laſſen, weil die Etats nicht nach den⸗ 


ſelben Grundſätzen aufgeſtellt ſind. Beſonders weichen ſie dadurch voneinander 
ab, daß einige Städte, zum Beiſpiel Leipzig, ihre Einnahmen und Ausgaben 
für die zahlreichen Theatervorſtellungen nicht mit in den Etat aufnehmen, 
während zum Beiſpiel Bremen die verhältnismäßig wenigen Theatervorſtel⸗ 
lungen (im Laufe eines Winters fünf bis ſieben) mit im Etat verrechnet. 
Soweit mir Bildungsetats in der deutſchen Arbeiterbewegung zu Geſicht ge⸗ 
kommen ſind, weiſt der Bildungsausſchuß in Bremen den höchſten Etat auf. 
Er verzeichnet in Einnahme und Ausgabe 11920,67 Mark; der ſozialdemo⸗ 
kratiſche Verein hat einen Zuſchuß von 433 Mark, das Gewerkſchaftskartell 
einen ſolchen von 866,65 Mark, beide zuſammen alſo rund 1300 Mark, 
geleiſtet. Nach Bremen kommt Leipzig mit 10810,83 Mark; hier leiſtet das 
Agitationskomitee einen Zuſchuß von 6000 Mark. Kiel hat im letzten Jahre 
über einen Etat von 5921,15 Mark für Bildungszwecke verfügt; die ſozial⸗ 
demokratiſchen Vereine von Kiel und Gaarden haben 786,85 Mark beziehungs⸗ 
weiſe 241,60 Mark, das Gewerkſchaftskartell hat 777,35 Mark beigeſteuert, 
alle drei zuſammen alſo ungefähr 1800 Mark. In Halle bilanziert der Etat 
des Bildungsausſchuſſes mit 4793,50 Mark; der ſozialdemokratiſche Verein 
und das Gewerkſchaftskartell haben je 200, zuſammen alſo 400 Mark Zuſchuß 
geleiſtet. In Magdeburg ſind 2316,82 Mark für Bildungszwecke ver⸗ 
einnahmt und 1989,35 Mark verausgabt worden; mit feſten Beiträgen waren 
die Partei⸗ und Gewerkſchaftsorganiſationen hier nicht beteiligt. Von mitt⸗ 
leren und kleineren Städten verfügt Forſt i. L. über einen Bildungsetat von 
2018,89 Mark, worunter ſich 297,65 Mark Zuſchuß vom ſozialdemokratiſchen 
Verein und 205 Mark vom Gewerkſchaftskartell befanden. Brandenburg 
verzeichnet 1587,65 Mark mit je 120 Mark Zuſchuß von der lokalen poli⸗ 
tiſchen und gewerkſchaftlichen Organiſation; und Greiz brachte es auf 
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966,69 Mark, von denen das Gewerkſchaftskartell 150 Mark und der ſozia 
demokratiſche Verein 145 Mark beigeſteuert hatten. Aus anderen Städten, i 
denen gleichfalls viel für die Bildungsarbeit aufgewendet worden iſt, jo aut 
Hamburg, Berlin, München, ſteht mir leider kein Zahlenmaterial zur Ver 
fügung. Man darf getroſt ſagen, daß es keine zweite Partei gibt, die auch 
nur annähernd ſo viel Geld für die planmäßige und grundſätzliche Aufklärung 
ihrer Angehörigen aufwendet wie die deutſche Sozialdemokratie. 

Der Bildungsausſchuß hat ſeine Haupttätigkeit auf die Einrichtung 
wiſſenſchaftlicher Wanderkurſe gelegt. Dieſes neue Mittel zur Schaffung 


regungen gegeben und neue Hilfsmittel beſchafft. Bei allen dieſen Unter⸗ 
nehmungen handelt es ſich freilich nur um Anfänge; es wird ſich erſt im 
Laufe der Zeit herausſtellen, ob und in welchem Maße der Bildungsausſchuß 
ſich damit auf dem richtigen Wege bewegt. In jedem Falle aber zeigen 
dieſe Unternehmungen, mit welchem Ernſte die deutſche Sozialdemokratie die 
Löſung des Bildungsproblems in die Hand genommen hat. ii 

Freilich nicht die Löſung der Bildungsfrage in ihrem ganzen Umfang. Für 


Don parteiſekretär Heinrich Knauf (Straßburg). 


Als ehemaliger Schüler glaube ich mir ein Urteil über die Parteiſchule ger 
ſtatten zu können, das auf Erfahrung geſtützt iſt. Es wird unter meinen ehemaligen 
Mitſchülern allgemein die Überzeugung zu finden ſein, daß die Parteiſchule inſofern 
umgeſtaltet werden muß, als der Lehrplan zu vielſeitig iſt; es haben diejenigen 
recht, die für eine Arbeitsteilung im Bildungsweſen eintreten. Der juriſtiſche Teil 
des Lehrplans iſt zu umfangreich. Meines Erachtens reicht das durch den Mangel 
an Zeit notwendig werdende, allzu raſche Durcharbeiten des Strafgeſetzbuchs und 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs trotz der großen Mühe, die ſich die beiden Lehrer | 

| 


| 

. 

Die Parteifchule. ı 
| 

| 

) 

| 


Roſenfeld und Heinemann gegeben haben, für die Praxis von Arbeiterſekretären 
nicht aus. Hier wäre eine Arb eitsteilung ſehr am Platze durch Einführung von 
Sonderkurſen für Arbeiterſekretäre. Die Parteiſchule ſoll in erſter Linie die 
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ziſſenſchaftliche Ausrüſtung für die Agitation liefern. Agitator kann nur werden, 

zer ſich mit der Geſellſchaftswiſſenſchaft bekannt gemacht hat. Je 

ehr es dem einigermaßen redneriſch befähigten Genoſſen gelingt, die Lehren des 

zozialismus in ſich aufzunehmen, um ſo beſſer wird er als Agitator für die Partei 

ürken können. Die Parteiſchüler ſollen aus den indifferenten Klaſſengenoſſen 

laſſenbewußte Mitkämpfer machen. Dazu bedarf es mehr als der Fähigkeit, ſeinem 

zefühl Ausdruck geben zu können. Der beredteſte Mund wird nichts erreichen, 

genn er nicht an Stelle des Vorurteils das klare Urteil zu ſetzen vermag. Dann 

ollen und müſſen die Werber aber auch die Klinge mit dem Gegner zu kreuzen 

erftehen. Das alles erfordert Kriegstüchtigkeit. Jeder aber führt die Waffe am 

geſten, von deren Überlegenheit er überzeugt iſt. Argumente ſollen und müſſen wir 

ſen bürgerlichen Phraſeuren und Demagogen entgegenſetzen. Je mehr wir alſo 

Biffen beſitzen, mit um fo mehr Macht und Kraft werden wir unſere Gegner be⸗ 

vältigen. Die Parteiſchule ſoll uns Proletariern dazu helfen, dieſe 

Argumente zu finden und uns deren Unwiderſtehlichkeit dem Gegner 

gegenüber anzueignen. Sie kann dieſer Aufgabe entſprechen, wenn 

ie ihre ganze Kraft darauf verwendet, und zu dieſem Zwecke muß ſie 

yon allem entlaſtet werden, was fie heute noch dabei hemmt. Dazu 

sechne ich auch die Kommunalpolitik. Dieſer Teil des Lehrplans hat meines 

Wiſſens bei den Schülern der zwei Kurſe, die bisher abgehalten wurden, nicht 
giel Sympathien gefunden. Und mit Recht. Wer ſich etwas mit der Geſell⸗ 

ſchaftslehre vertraut gemacht hat, wird ſich wohl auch, wenn er dazu berufen 
wird, als Gemeindepolitiker zurechtfinden. Durch die Beſeitigung der rein juriſti⸗ 
ſchen Fächer und der Gemeindepolitik wird Zeit gewonnen für den übrigen 
Lehrplan, der meines Erachtens noch mehr ausgebaut werden muß. Für die 
Nationalökonomie, im letzten Kurſus von der Genoſſin Luxemburg gelehrt, ſtand 
ausreichend Zeit zu Gebote, um die Genoſſen in die Werke unſerer Meiſter Marx 
und Engels und in die Wirtſchaftsgeſchichte einzuführen. Erleichtert könnte dieſer 
Unterricht noch werden, wenn den Schülern die Eigenart der Forſchungsmethode 
von Marx und Engels mehr erläutert würde. Ich werde weiter unten näher auf 
dieſen Punkt eingehen. Unbedingt muß aber der Genoſſe Heinrich Cunow weit 
mehr Zeit bekommen für ſeinen Unterricht in der Soziologie. In den wenigen 
Stunden, die uns Genoſſe Cunow im letzten Kurſus geben konnte, hat er uns doch 
ſchon ein gutes Stück der alten Gef ellſchaftsauffaſſungen dargeſtellt und uns auf dieſe 
Weiſe mit Männern bekannt gemacht, aus deren Werken die Vertreter der alten 
Weltordnung ihre Kraft heute noch ziehen. Indem wir die Grundanſchauungen dieſer 
alten Denker an der Hand der materialiſtiſchen Geſchichtsauffaſſung kennen lernen, 
werden wir in den Stand geſetzt, unſere Gegner, die uns jene Doktrinen entgegen⸗ 
ſetzen, zu widerlegen. Die Stundenzahl für den Lehrplan des Genoſſen 
Cunow muß verdoppelt werden. Auch der Geſchichtsunterricht bedarf 
dringend der Ergänzung. Genoſſe Mehring hat uns in vortrefflicher Weiſe 
in die Literaturgeſchichte und in die Geſchichte der Sozialdemokratie eingeführt. 
Aber der erſte Teil ſeines Unterrichtes müßte ergänzt werden, indem er mit all⸗ 
gemeiner Geſchichte verbunden wird. Leider fehlt es noch an einer vom ſozia⸗ 
liſtiſchen Standpunkt geſchriebenen Weltgeſchichte. Hoffentlich gelingt es bald, dieſem 
dringenden Bedürfnis abzuhelfen. Aber gerade weil ein ſolches Werk fehlt, iſt es 
um ſo notwendiger, daß in der Parteiſchule Unterricht in der Weltgeſchichte erteilt 
wird. Die Geſchichte der Sozialdemokratie ſollte jedem Genoſſen, der 
ſich um die Zulaſſung zur Parteiſchule bewirbt, bekannt ſein. Mehrings 
Geſchichte der deutſchen Sozialdemokratie iſt ſo leicht verſtändlich geſchrieben wie 
kaum noch ein Werk unſerer Parteiliteratur, ſo daß es jedem gelingt, daraus den 
Entwicklungsgang unſerer Partei gründlich kennen zu lernen. Ich meine alſo, dieſer 
Teil des Unterrichtes könnte weſentlich beſchränkt werden zugunſten des erſteren, 
alſo der allgemeinen Geſchichte. 
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bemeſſen. Nur durch Zufall kam Genoſſe Wurm noch dazu, uns einige Stunde 
zu geben. Ja, iſt denn die Weltanſchauung für uns fo unwichtig? Je 
behaupte, das Gegenteil iſt der Fall. Hand in Hand mit der Geſchichts 
auffaſſung muß Weltanſchauung gelehrt werden. Nur wenn dies ge 
ſchieht, wird es gelingen, dem Proletariat die Werke von Mar 
und Engels näher zu bringen, als es bisher erreicht worden tit; da 
iſt die beſte Art der Populariſierung unſerer Meiſter. Ich faſſe di 
„Revolution der Köpfe“ ſo auf, daß mit ihr das „Denken“ revolutioniert werden 
ſoll. Gründlich wird dieſe Revolution nur ſein, wenn ſie die ganze Kopfarbeit um 
faßt. Es iſt das Weſen der Kopfarbeit, das erklärt werden muß. Darum forder 
ich: mehr Dialektik. Laſſe man in der Parteiſchule neben Marx und Engel 
auch den Arbeiterphiloſophen Dietzgen zum Worte kommen. Es iſt mein 
feſte Überzeugung, daß gegenwärtig der Arbeiterbewegung kein beſſerer Dienſt er 
wieſen werden kann, als die Arbeiter mit der Forſchungsmethode bekannt a 
machen, wie fie von Marx, Engels und Dietzgen zur Kritik der politifchen Okonomit 
und zur Erkenntnis der Welt angewandt wurde. Dieſe Dialektik, angewandt auf 
die Arbeiterbewegung ſelbſt, wird uns die Erklärung ihrer inneren Gegenſätze 
finden laſſen, wie ſie unſeren Meiſtern der Wegweiſer war durch das Labyrinth 
der politiſchen und ökonomiſchen Entwicklung. | 3 

Nach dieſer Richtung die Parteiſchule ausbauen zu helfen, iſt für die Partei 
beſſer, als ihr ein oberflächliches Aburteilen und vorgefaßte Meinung entgegen⸗ 
zuſetzen. 


Sozialdemokratie und Konfumvereine. “| 
Von Hermann Steiner. ol 


Auf dem vorjährigen Parteitag in Eſſen war ein Antrag von Hamburg 
und Frankfurt a. M. geſtellt, der den Parteivorſtand „erſucht, die Stellung 
der Partei zur Genoſſenſchaftsbewegung auf die Tagesordnung des 
nächſtjährigen Parteitags zu ſetzen, falls es die Umſtände geftatten“. Der 
Parteitag beſchloß, „den Antrag dem Parteivorſtand zur Erwägung zu über⸗ 
weiſen“. Der Parteivorſtand iſt nicht dazu gekommen, dem Wunſche der 
Frankfurter und Hamburger Genoſſen (Hamburg III) zu entſprechen. Der 
Bericht an den diesjährigen Parteitag in Nürnberg ſagt darüber: = | 

„Die Genoſſenſchaftsfrage wurde bereits auf dem Berliner Parteitag 1892 ver⸗ 
handelt. In Hannover hat die Partei 1899 bei Beratung der parteitaktiſchen Fragen ’ 
im vierten Abſatz der Reſolution Bebel die prinzipielle Stellung der Partei zu den 
Wirtſchaftsgenoſſenſchaften erneut präziſiert. Den Antragſtellern war es um eine 
prinzipielle Erörterung nach der Begründung, die ſie ihrem Antrag in Eſſen gaben, 
nicht zu tun, ſondern ſie wollten ſpeziell die Frage der Lohn⸗ und Arbeits⸗ 
verhältniſſe in den Genoſſenſchaften einmal auf einem Parteitag erörtert 
haben. In dieſer Frage verhandeln ſeit Jahren Gewerkſchaften und Genoſſen⸗ 
ſchaften. Sowohl der Gewerkſchaftskongreß in Hamburg als der Genoſſenſchaftstag 
in Eiſenach haben ſich in dieſem Jahre bereits mit dieſer Angelegenheit befaßt. 
Der Parteivorſtand ſah davon ab, dieſe Frage auf die Tagesordnung des Partei⸗ 
tags zu ſetzen, weil in dieſem Jahre andere Referate wichtiger ſind.“ a 


In der Tat ift, wie das Protokoll über den Eſſener Parteitag erkennen 
läßt, jener Antrag ſo begründet worden, wie der Parteivorſtand ſagt. Und 


es iſt ihm völlig zuzuſtimmen, daß es nicht Aufgabe eines Parteitags ſein \ 
kann, die Lohn⸗ und Arbeitsverhältniſſe in Genoſſenſchaften zu erörtern. Es 
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eint aber aus anderen Gründen doch ein dringendes Bedürfnis vorzuliegen, 
2 Genoſſenſchaftsfrage wieder einmal auf einem Parteitag zu beſprechen. 
afür ſpricht, daß abermals derartige Wünſche in verſtärktem Maße durch 
ahrere Anträge an den Parteitag in Nürnberg kommen. 

Auf dem Parteitag 1892 in Berlin wurde die Genoſſenſchaftsfrage in Ver⸗ 
dung mit dem Boykott und der Kontrollmarke, die damals eine Rolle im 
etſchaftlichen Kampfe ſpielte, behandelt. Aus dem Referat Auers und den 
ebatten ging hervor, daß man in erſter Linie Produktivgenoſſenſchaften, als 
r die Arbeiter beſonders in Betracht kommend, im Auge hatte. Es wurde 
ter Ablehnung aller Anderungsanträge die Reſolution des Referenten an⸗ 
nommen, die über unſere Stellung zu den Genoſſenſchaften ſagt: 

„In der Frage des Genoſſenſchaftsweſens ſteht die Partei nach wie vor auf 
m Standpunkt: ſie kann die Gründung von Genoſſenſchaften nur da gutheißen, 
) fie die ſoziale Exiſtenzermöglichung von im politiſchen oder im gewerkſchaftlichen 
Impfe gemaßregelten Genoſſen bezwecken, oder wo fie dazu dienen ſollen, die 
Zitation zu erleichtern, ſie von allen äußeren Einflüſſen der Gegner zu befreien. 
„Aber in dieſen Fällen müſſen die Parteigenoſſen die Frage der Unterſtützung 
von abhängig machen, daß genügend Mittel für eine geſunde, finanzielle Grund⸗ 
ge zur Verfügung ſtehen und Garantien für geſchäftskundige Leitung und Ver⸗ 
altung gegeben jind, ehe Genoſſenſchaften ins Leben gerufen werden. 

„Im übrigen haben die Parteigenoſſen der Gründung von Genoſſenſchaften 
tgegenzutreten und namentlich den Glauben zu bekämpfen, daß Genoſſenſchaften 
iſtande ſeien, die kapitaliſtiſchen Produktionsverhältniſſe zu beeinfluſſen, die Klaſſen⸗ 
ge der Arbeiter zu heben, den politiſchen und gewerkſchaftlichen Kampf der Ar⸗ 
iter zu beſeitigen oder auch nur zu mildern.“ 


Eine große Konſumvereins bewegung, die das öffentliche Intereſſe erregt 
itte, gab es damals in Deutſchland noch nicht; ſoweit organiſierte Arbeiter 
bei in Betracht kommen, erſt recht nicht. Heute haben wir ſie. Die Berliner 
eſolution iſt im erſten Abſatz nicht mehr aufrechtzuerhalten, und auch der 
ste Abſchnitt ift nicht mehr allenthalben zutreffend. Schon fünf Jahre ſpäter 
urde das eingeſehen. Auf dem Parteitag in Hannover (1899) kam es be⸗ 
untlich zu der großen Taktikdebatte, die mit Annahme einer Reſolution Bebel 
dete, in der es in bezug auf die Genoſſenſchaften heißt: 

„Die Partei ſteht der Gründung von Wirtſchaftsgenoſſenſchaften neutral gegen⸗ 
der; fie erachtet die Gründung von Genoſſenſchaften, vorausgeſetzt, daß die dazu 
tigen Vorbedingungen vorhanden ſind, als geeignet, in der wirtſchaftlichen Lage 
rer Mitglieder Verbeſſerungen herbeizuführen, ſie ſieht auch in der Gründung 
lcher Genoſſenſchaften, wie in jeder Organiſation der Arbeiter zur Wahrung und 
örderung ihrer Intereſſen, ein geeignetes Mittel zur Erziehung der Arbeiterklaſſe 
r ſelbſtändigen Leitung ihrer Angelegenheiten, aber ſie mißt dieſen Wirtſchafts⸗ 
noſſenſchaften keine entſcheidende Bedeutung bei für die Befreiung der Arbeiter: 
le aus den Feſſeln der Lohnſklaverei.“ 


Der Unterſchied beider Reſolutionen iſt augenfällig; er erklärt ſich nur 
im Teil daraus, daß man in Berlin hauptſächlich Produktivgenoſſenſchaften, 
Hannover vornehmlich Konſumvereine meinte. Das zeigen die Debatten 
f beiden Parteitagen. 

Die Grundſätze der Bebelſchen Reſolution ſind zweifellos auch heute noch 
urchaus richtig. Darüber braucht man alſo nicht von neuem zu reden. In⸗ 
viſchen haben aber die Arbeitergenoſſenſchaften in Deutſchland, eben die 
onſumvereine, eine Bedeutung im öffentlichen Leben erlangt, Verhältniſſe ſind 
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eingetreten, die trotz alledem Verhandlungen über die Genoſſenſchaften 0 
einem Parteitag vollauf rechtfertigen. (Auch der vorletzte Gewerkſchaftskongr 
in Köln beſchäftigte ſich damit.) Sind die Konſumvereine in Deutjchla 
— ſchon aus geſetzlichen Rückſichten — politiſch völlig neutral, ſo werden * 
doch immer mehr zu Klaſſenorganiſationen der Beſitzloſen. Je mehr die Konſm 
vereine ſich zu Maſſenorganiſationen entwickeln, deſto mehr müſſen fie dies 
Charakter bekommen. Deſto mehr rückt aber auch die bürgerliche Gefelliche 
von ihnen ab, die Konſumvereine werden mehr und mehr in eine Kamp 
ſtellung gegen Staat und Behörden, gegen andere bürgerliche Inſtitution 
gedrängt, die ſich von den Konſumvereinen benachteiligt fühlen, ſie m 
wachſendem Mißtrauen und Unbehagen betrachten. Es ſei nur auf die Steue 
politik verwieſen, die in neuerer Zeit in faſt allen deutſchen Bundesſtaat 
und vielen Gemeinden gegen die Konſumvereine anzuwenden verſucht wir 
Gewerkſchaften, Parteipreſſe, Parteifraktionen nehmen ſich ſelbſtverſtändli 
ſchon aus Gründen der einfachſten Gerechtigkeit der bedrängten Arbeite 
genoſſenſchaften an, die Hilfe aus anderen Kreiſen wird immer lauer un 
zaghafter. Und es iſt kein Zweifel, daß in abſehbarer Zeit die Frage di 
Arbeitergenoſſenſchaften in den deutſchen Parlamenten aktueller wird den 
jemals. 7 

Aus allen dieſen und noch vielen anderen Gründen erſcheint es dringen 
erwünſcht, daß ein Parteitag mit den gegen vor zehn Jahren wejentlic 
veränderten Verhältniſſen ſich beſchäftigt. Möge daher der Nürnberge 
Parteitag in dieſem Sinne beſchließen! | u: 


Die Entwicklung von Partei und bewerkſchaften. 
Von Eugen Prager. ; 


Die politiſche Aufklärung des arbeitenden Volkes iſt in Deutſchland im al 
gemeinen ſchneller vor ſich gegangen als ſeine Zuſammenfaſſung in gewerkf haft 
lichen Organiſationen. So wurden vor einem Jahrzehnt, bei der Reichstagswal 
des Jahres 1898, für die Sozialdemokratie 2107076 Stimmen abgegeben, die Za 
der Gewerkſchafter betrug damals aber erſt 373018 oder 17,7 Prozent der ſozia 
demokratiſchen Wähler. In einem kürzlich erſchienenen umfangreichen Werke de 
Nationalökonomen Hirschfeld! finden wir ein ſehr reichhaltiges Material über Hi 
Verbreitung und Entwicklung der Gewerkſchaften. Sie haben ihre Mitgliederzahl 
bis zum Jahre 1903 verhältnismäßig langſam ſteigern können; von da an er 
kommt ein mächtiger gewerkſchaftlicher Aufſchwung, dem die Partei zahlenmäßi 
nicht im gleichen Umfang gefolgt iſt. Bei der Reichstagswahl 1903 wurden fü 
die Sozialdemokratie 3010771 Stimmen abgegeben, die Gewerkſchaften zählte 
766416 Mitglieder oder 25,4 Prozent. Von da an verſchiebt ſich das Verhältni 
zuungunſten der Partei. Die Wahl zu Anfang des Jahres 1907 brachte 3259029 ſozial 
demokratiſche Wählerſtimmen, die Zahl der Gewerkſchafter war aber im Jahre 190€ 
nur bis hierher reicht Hirſchfelds Zahlenmaterial, auf 1446529 oder 44,4 Prozen 
der ſozialdemokratiſchen Reichstagswähler geſtiegen. . 

Die Vorbereitung und Entwicklung beider Teile der Arbeiterbewegung iſt abe 
in den einzelnen Landesteilen und Wahlkreiſen ſehr ungleich. Wir finden Bezirk 
in denen die Partei ſchon frühzeitig hohe Wählerzahlen hatte, wo aber die Gewerl 
ſchaftsbewegung lange Zeit ſchwach blieb. Einige Beiſpiele: Königsberg i. Pi 

Dr. Paul Hirſchfeld, Die freien Gewerkſchaften in Deutſchland, ihre Verbreitun 
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Stadt und Land) hatte 1898 20138 ſozialdemokratiſche Stimmen und 1118 Ge⸗ 
berkſchafter (5 Prozent), 1903 21641 Stimmen, 3196 Gewerkſchafter (14,8), 1906/07 
2637 Stimmen, 6703 Gewerkſchafter (29,69); Bochum-Gelſenkirchen 1898 
2379 Stimmen, 852 Gewerkſchafter (3,8), 1903 39135 Stimmen, 17445 Gewerk⸗ 
hafter (44,6), 1906/07 42430 Stimmen, 29067 Gewerkſchafter (68,5); Mül⸗ 
auſen i. E. 1898 13610 Stimmen, 244 Gewerkſchafter (1,8), 1903 12665 Stimmen, 
31 Gewerkſchafter (5,8), 1906/07 17251 Stimmen, 1799 Gewerkſchafter (10,4). 

Wir finden beim Vergleich aber wieder Gebiete, in denen die Gewerkſchafts⸗ 
ewegung ſchon vor einem Jahrzehnt einen bedeutenden Anteil an der Partei⸗ 


‚ählerzahl hatte. Das iſt beſonders Mitteldeutſchland mit Berlin und Magdeburg, 
as Nordoſtſeegebiet mit Hamburg, Bremen und Lübeck und das Königreich Sachſen, 
er vor allem Dresden, Leipzig und Chemnitz. Einige Beiſpiele mögen das illu⸗ 
trieren. Berlin (ſechs Wahlkreiſe, Niederbarnim und Teltow⸗Beeskow⸗Charlotten⸗ 
urg) zählte 1898 221127 Stimmen, 46283 Gewerkſchafter (20,9), 1903 330456 
stimmen, 115426 Gewerkſchafter (34,9), 1906/07 413 181 Stimmen, 231871 Gewerk⸗ 
Matter (56,1); Magdeburg 1898 20125 Stimmen, 5901 Gewerkſchafter (29,3), 
‚905 20871 Stimmen, 8709 Gewerkſchafter (41,7), 1906/07 24258 Stimmen, 20275 Ge⸗ 
verkſchafter (83,6); Dresden (drei Wahlkreiſe) 1898 57542 Stimmen, 12665 Ge⸗ 
N 1903 83729 Stimmen, 19817 Gewerkſchafter (23,7), 1906/07 
| 58131 Gewerkſchafter (72,9); Leipzig (Stadt und Land) 1898 
50672 Stimmen, 14251 Gewerkſchafter (28,1), 1903 70959 Stimmen, 25882 Gewerk⸗ 
chafter (36,5), 1906/07 71078 Stimmen, 49997 Gewerkſchafter (70,3); Hamburg 
mit Altona und Ottenſen⸗Pinneberg) 1898 120612 Stimmen, 37221 Gewerkſchafter, 
30,9), 1903 144821 Stimmen, 58052 Gewerkſchafter (40,9), 1906/07 159982 Stimmen, 
7761 Gewerkſchafter (48,6). 

Itn einigen Kreiſen ſtehen die Gewerkſchaften faſt auf gleicher Höhe mit der 
Wählerzahl. Sie ſtellten ſich 1906/07 in Magdeburg auf 83,6, in Stadt Berlin auf 
34,4, in Borken⸗Recklinghauſen auf 88,7, in Bielefeld⸗Wiedenbrück auf 90,6, in 
Bremen auf 94,3 Prozent. 

Zum Schluſſe ſei noch bemerkt, daß im rheiniſch-weſtfäliſchen Induſtrie⸗ 
gebiet ſich ſowohl die politiſche als auch die gewerkſchaftliche Bewegung ſehr 
günſtig entwickelte. Es muß das beſonders feſtgeſtellt werden, weil hier die zentrüm⸗ 
liche und die gewerkſchaft⸗chriſtliche Agitation gerade im letzten Jahrzehnt mit 
außerordentlicher Kraft einſetzte. Es zeigt ſich aber an den Zahlen, daß auch die 
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an die moderne Arbeiterbewegung zu behüten. Es ſtiegen nämlich von 1898 bis 
1906/07 im Wahlkreis Borken⸗Recklinghauſen die Stimmen von 2060 auf 11415, 
die Gewerkſchafter von 34 auf 10125; in Dortmund von 19864 auf 38849 und 
von 1326 auf 23035; in Bochum⸗Gelſenkirchen von 22379 auf 42430 und von 852 
auf 29067; in Düſſeldorf von 10712 auf 25389 und von 1870 auf 9742; in Eſſen 
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Geſundheits -Kalender I909. Redigiert von Dr. Müller, Dr. Körner und 
Dr. Schmidt. Würzburg, Ettlingerſcher Verlag (Wilhelm Ott). 

Auf dem vorjährigen Kongreß des Vereins für öffentliche Geſundheitspflege 
äußerte ein Redner, er habe die Beobachtung gemacht, daß unter der Arbeiter⸗ 
bevölkerung ein wahrer Heißhunger nach Belehrung über Fragen der Geſundheits⸗ 
pflege beſtehe. Die Beobachtung iſt richtig und die Urſachen dieſer Erſcheinung 
liegen ſo klar zutage, daß ſie hier nicht näher erörtert zu werden brauchen. Wenn 
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aber der Redner hinzufügte, daß die Arzte das Bedürfnis der Arbeiter nach populär 
mediziniſchen Schriften wenig beachtet und nicht genügend zu befriedigen geſuch 
haben, ſo iſt dieſe Behauptung für die letzten Jahre wenigſtens nicht mehr zu 
treffend. Der gewaltige buchhändleriſche Erfolg einiger von Kurpfuſchern verfaßten 
Bücher und die ungeheure Reklame, die auf dieſem Wege für die illegitime Heil: 
kunde gemacht wurde, haben ſeit einiger Zeit die Arzte aus ihrer Zurückhaltung 
aufgerüttelt, und man iſt jetzt nicht mehr berechtigt, von einem Mangel an populär⸗ 
mediziniſcher Literatur, die auf dem Boden der wiſſenſchaftlichen Heilkunde jteht, 
zu ſprechen. Eine andere Frage iſt es, ob die Fülle der von den Arzten heraus- 
gegebenen Bücher, Broſchüren uſw., die das Gebiet der Heilkunde in populärer 
Form behandeln, auch wirklich den Arbeitern eine wertvolle Erweiterung ihrer Er⸗ 
kenntnis vom Weſen und den Urſachen der Krankheiten gebracht haben. Zugegeben 
kann ohne weiteres werden, daß in dieſen Arbeiten die einſchlägigen biologiſchen 
Tatſachen meiſtens ziemlich richtig wiedergegeben werden, oder daß ſie doch wenig⸗ 
ſtens frei von allzu groben Schnitzern ſind. Einzelne ſind auch recht geſchickt ge⸗ 
ſchrieben und halten die richtige Mitte zwiſchen gelehrter Selbſtverſtändlichkeit und 
banaler Plattheit. Inſofern ſtehen dieſe Arbeiten hoch über den berüchtigten Mad 
werken der Bilz und Platen, die man leider in ſo vielen Arbeiterhäuſern antrifft. 
Aber die Heilkunde iſt nicht bloß eine biologiſche, ſondern ebenſoſehr eine f oziale 
Wiſſenſchaft. Und erſt durch die Belehrung über die ſozialen Wurzeln der Krank 
heiten wird die populär⸗mediziniſche Literatur zu einer wertvollen Erkenntnisquelle 
für den Arbeiter. Ein wirklich eindringendes Verſtändnis für die pathologiſchen 
Vorgänge in den kranken Organismen ſcheitert zudem bei ihm oft genug an dem 
Mangel naturwiſſenſchaftlicher Vorkenntniſſe. Für die ſozialen Urſachen der meiſten 
Krankheiten hat er hingegen ein viel klareres Verſtändnis und ein um ſo dringen⸗ 
deres Intereſſe, als er unter ihnen ja beſtändig zu leiden hat. Aber gerade an der 
klaren Kennzeichnung der geſellſchaftlichen Urſachen der meiſten Krankheiten mangelt 
es in den meiſten populär⸗mediziniſchen Schriften. 7 
Auch der obengenannte Kalender, deſſen Anzeige uns zu dieſen allgemein n 
Bemerkungen Veranlaſſung gibt, weiſt dieſe Mängel in vollſtem Maße auf. 
Greifen wir, um das zu demonſtrieren, aus ſeinem Inhalt nur einen Aufſatz, den 
über die Rachitis oder engliſche Krankheit heraus. Da werden wenigſtens die 
augenfälligſten pathologiſchen Veränderungen, die dieſe Krankheit an den Organen 
jest, richtig geſchildert und ihre biologiſchen Urſachen zutreffend, wenn auch etwas 
knapp, angegeben. Aber daß es ſich hier um ein Leiden von ausgeſprochenem 
Klaſſencharakter handelt, das als Maſſenkrankheit zuerſt mit der Entſtehung der 
Großinduſtrie und des Maſſenelends in den engliſchen Städten aufgetreten 
iſt, davon finden wir kein Wort der Erwähnung. „ 
Dementſprechend werden auch bei der Beſprechung der Behandlungsmethoden 

die verſchiedenen chemiſchen und phyſikaliſchen Heilfaktoren, die von den Arzten 
verordnet werden, gewiſſenhaft aufgezählt. Daß aber für die Bekämpfung der 
Krankheit die Erhöhung der Arbeitslöhne, die Verkürzung der Arbeits⸗ 
zeit, Schutzgeſetze für jugendliche Arbeiter, Fürſorge für ſchwangere 
und ſtillende Frauen, kurzum die Hebung der ganzen Klaſſenlage der | 
Arbeiter unendlich wichtiger und wertvoller find, alles dies übergeht 
der Verfaſſer mit Stillſchweigen. Das iſt gewiß nicht abſichtlich geſchehen, 
ſondern die Darſtellung entſpricht nur dem Bewußtſein des bürgerlichen Autors. 
Für den Arbeiter ſchrumpft dadurch aber der Wert des Aufſatzes auf ein ſehr be⸗ 
ſcheidenes Maß zuſammen. Für den Arbeiter wird eben populär⸗mediziniſche Be⸗ 
lehrung erſt dann fruchtbringend, wenn auf die durch den Klaſſencharakter unſerer 
Geſellſchaft bedingten ſozialen Urſachen der weitaus meiſten Krankheiten, die ihn 
heimſuchen, mit vollem Nachdruck hingewieſen wird. Dieſer Hinweis fehlt aber in 
den Aufſätzen des obengenannten Kalenders, und deswegen iſt dieſer Kalender 
für den Arbeiter nicht zu empfehlen. Dr. med. G. Wagner, Hanau a. M. 
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ferdinand Tönnies, die Entwicklung der ſozialen Frage. Sammlung 
Göſchen. Leipzig 1907. 151 Seiten klein Oktav. Preis 80 Pfennig. 


Alles in allem genommen iſt das Büchlein ein Kabinettſtück populärer Dar⸗ 
N lung. Wie Tönnies hier in knapper Form das Weſen der ſozialen Frage dar⸗ 
egt und die ſozialen Kämpfe in ihrer hiſtoriſchen Entwicklung in England, Frank⸗ 
eich und Deutſchland ſchildert, das macht ihm ſo leicht keiner nach. 

Im einzelnen wird man freilich mit dem Verfaſſer ſtreiten können. Er ſchreibt 
um Beiſpiel: „übrigens iſt auf die kurze, durch perſönliche Regierungskundgebungen 
röffnete ſozialpolitiſche Ara im Deutſchen Reiche eine zähe und langwierige Reaktion 
jefolgt, wenn auch durch die edle Perſönlichkeit eines leitenden Mannes, der ſich 
licht dazu hergibt, Miniſter gegen Sozialpolitik zu ſein, gemildert.“ Mit dieſer 
edlen Perſönlichkeit“ iſt offenbar Graf Poſadowsky gemeint. Mag dieſer ſich auch 
nanchem reaktionären Anſchlag widerſetzt haben, ſolange er konnte, aber daß er 
chließlich doch die Zuchthausvorlage und die 12000 Mark-Affäre mit ſeinem Namen 
echte, wäſcht ihm kein Wäſſerchen ab. Damals war er „Miniſter gegen Sozial⸗ 
eform“ — ob freiwillig oder gezwungen, das iſt herzlich gleichgültig. Auch die Be⸗ 
yeutung des „Vereins für Sozialpolitik“ und der „Deutſchen Geſellſchaft für ſoziale 
ſteform“ wird von Tönnies zweifellos überſchätzt; ähnliches paſſiert ihm mit den 
ngliſchen „Fabiern“. 

Auf der anderen Seite iſt die Kritik, die am Marxismus geübt wird, leider 
yerart unklar ausgefallen, daß ſchlechterdings nichts damit anzufangen iſt. Tönnies 
behauptet, es beſtehe ein Zwieſpalt bei Marx und Engels: auf der einen Seite iſt 
dei ihnen die Rede von der „Negation der Negation des individuellen Eigentums, 
has auf eigene Arbeit begründet war“; das Ergebnis iſt dann: „das indivi⸗ 
juelle Eigentum auf Grundlage der Errungenſchaft der kapitaliſtiſchen Ara: 
her Kooperation und des Gemeinbeſitzes der Erde und der durch die Arbeit ſelbſt 
produzierten Produktionsmittel wird wiederhergeſtellt“. Andererſeits aber, 
neint Tönnies, verkünden Marx und Engels „die Negation der Negation“ nicht 
‚xgendwelches Privateigentums, ſondern des Gemeineigentums, und das Re⸗ 
ultat ſoll ſein „eben die Wiederherſtellung des alten Kommunismus auf 
mendlich erhöhter Stufenleiter, mit den ungeheuren Mitteln, die ſich die Menjch- 
heit durch ihre Antagonismen und Leiden errungen hat“. Hierin will Tönnies 
einen Widerſpruch ſehen. Die beiden Gedanken, meint er, ſind nicht unvereinbar, 
„aber ein Verſuch, fie gegeneinander auszugleichen und die Philoſophie der Ge— 
ſchichte auf dieſer Baſis durchzuführen, iſt weder von den beiden Autoren ſelber 
gemacht worden, noch bisher aus ihrer Schule hervorgegangen“. Wo iſt denn der 
‚Hefe Widerſpruch? Wenn man zu der Überzeugung kommt, die Entwicklung führe 
unabwendbar zur Aufhebung individuellen Eigentums an den Produktionsmitteln, 
ſo muß man ſchließen, daß die Zukunft eine neue Form des Gemeineigentums 
bringen muß; inwiefern dieſe neue Form irgend etwas mit dem alten Kommu⸗ 
nismus gemeinſam haben wird, iſt eine recht nebenſächliche Frage. Wir wüßten 
wirklich nicht, was da in der Marxſchen Geſchichtsphiloſophie auszugleichen wäre. 
Sieht man von dieſen Einzelheiten ab, ſo kann man das Büchlein von Tönnies 
nur aufs wärmſte als eine Anleitung zum Studium der ſozialen Frage empfehlen. 
| | J. Karski. 


notizen. 


Paarteiſchule und Krbeiterſekretäre. Der Artikel des Genoſſen Schiller in Nr. 43 
der „Neuen Zeit“ „Noch ein Wort zur Ausbildung der Arbeiterſekretäre“ ſtellt die 
Behauptung auf, die Parteiſchule ſei nicht imſtande, tüchtige, allen ihren Aufgaben 
gewachſene Arbeiterſekretäre auszubilden. Das ſei auch nicht ihre Aufgabe, der 
ureigenſte Zweck dieſes Bild ungsinſtituts ſei vielmehr, „ſchlichte“, aber wiſſende 
Agitatoren hervorzubringen. 
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wiſſen, daß ein Arbeiter in der Miſere der Werkſtatt und der Fabrik nichts Auße 


| 


und ein Lehrer des Proletariats, das ſich meiſt doch nur aus inſtinktivem Klaſſe 
bewußtſein zu ſeinen Kämpfen vereinigt. | 

Darum iſt der Lehrplan der Parteiſchule fo zuſammengeſetzt, daß die Schül 
nach Beendigung der Schule fähig ſein müſſen, nicht nur den Nervenbau de 
kapitaliſtiſchen Geſellſchaftskörpers bis in die feinſten Details zu erkennen, ſonder 
auch als Partei- oder Gewerkſchaftsbeamte ihren Mann zu ſtellen. Gewiß, Theor 
iſt nicht Praxis, ein als Arbeiterſekretär angeſtellter Parteiſchüler wird anfängli 
wohl noch oft zu den Büchern greifen müſſen, wenn er Auskunft erteilen ſoll, abı 
ihre richtige Interpretation hat er doch in der Parteiſchule lernen können. Un 
darauf, auf die richtige Auslegung der Beſtimmungen kommt es an, und wen 
bei der Fülle der juriſtiſchen Materie manches von den Lehrern nur geſtreift wurd 


der ſozialpolitiſchen Geſetze den Schülern genügend klargelegt. Genoſſe Schille 
verlangt die Streichung zweier Juriſten vom Lehrplan und ſtatt deſſen eine g 
eignete Kraft für Dozierung des hiſtoriſchen Werdens der Geſetzgebung. Ich hall 
es für überflüſſig, dazu eine beſondere Lehrkraft in den Lehrplan der Parteiſchul 
aufzunehmen. Der Werdegang der Geſetzgebung wird ſchon genügend bei der 


Andererſeits wäre es ein ſchwerer Fehler, die juriſtiſchen Lehrſtunden auch nu 
zu kürzen. So wichtig den Schülern die Kenntnis alter, längſt verſchwundene 
Anſchauungen und Geſetze iſt, die Kenntnis der heute geltenden Geſetze iſt ungleid 
wichtiger für ſie. Sollen ſie ſich durch die Fährniſſe und Schlingen der Geſetzes 
paragraphen hindurchwinden können, ſollen ſie zum eigenen und zum Nutzei 


in ihrem Kreiſe anzuſtellen. 7 

Dem zur Parteiſchule Gehenden darf kein Zweifel gelaſſen werden, ob und wie 
er ſpäter Verwendung finden ſoll. Weiß er, daß er nach Beendigung der Schule 
in ſeinem Kreiſe als Arbeiterſekretär fungieren ſoll, ſo wird er auch als richtiger 
Arbeiterſekretär zurückkehren, der ſeiner Aufgabe nach allen Seiten hin gerecht wird. 
Andreas Stroinski. 
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Zeitſchriftenſchau. 


Mit den „Kufgaben des nächſten italieniſchen Parteitags“ beſchäftigt ſich Ge⸗ 
ſſin Dr. Anna Kuliſchoff in der „Critica Sociale“ vom 16. Auguſt. 

| Die italieniſche Partei, meint der Artikel, hat bis jetzt drei Perioden durch⸗ 
macht, deren jede etwa fünf Jahre dauerte: die erſte, vom Parteitag von Reggio 
nilia (1893) bis zu den Maiunruhen (1898), iſt die Periode der ſtrengen In⸗ 
mſigenz, an die ſich, nach der ſiegreichen Obſtruktionskampagne gegen die Pelloux⸗ 
en Ausnahmegeſetze, die Periode des Miniſterialismus der Partei anſchließt; 


e ſtärkſte Arbeitskammer Italiens und durch das in ihre Hände gefallene Wohl⸗ 
tigkeitsinſtitut der Umanitaria ſchufen ſie Berufsſchule, Arbeitsamt, Bibliotheken 
w. In allen Teilen Italiens erſtarkt die Gewerkſchaftsbewegung bedeutend. Da⸗ 
gen bleibt die politiſche und parlamentariſche Aktion der Partei ſchwach und kraftlos. 
Man darf ſich nun nicht der Illuſion hingeben, daß die neue Kammer für das 
roletariat beſſer fein werde als die heutige. Einer ſolchen Kammer gegenüber it 
3 aber ganz akademiſch, ein Reformprogramm aufzuſtellen. Man muß darauf 
ringen, die Grundlage der Volksvertretung zu verändern durch Einführung des 
gemeinen, auch die Frauen einſchließenden Wahlrechtes mit Liſtenwahl nach 
zrovinz oder Region, um die lokalen Einflüſſe auszuſchalten, Proportionalvertretung. 
nd Abgeordnetendiäten. Eine Agitation mit dieſen Forderungen ſollte der Kongreß 
eſchließen und als Wahlprogramm die Leitſätze aufſtellen: abſolute Verweigerung 
euer Militärausgaben, umfaſſende Reform des Elementarunterrichtes, Mutter⸗ 
chafts⸗, Krankheits-, Invaliden⸗ und Altersverſicherung, Abgabenreform. 
Sobald man ein ſolches Wahlprogramm feſtgeſetzt hat, wird der angeregte 
roße Wahlblock von ſelbſt hinfällig, da die Radikalen für neue Militärausgaben 
intreten und die Republikaner auch Sympathien in dieſer Richtung zeigen. Be⸗ 
zer Stichwahl kann die Partei für die Abgeordneten ſtimmen, die ſich für all⸗ 
jemeines Wahlrecht und gegen neue Militärlaſten erklären. 

Dadurch, daß die Sozialiſten die Radikalen von einer kompromittierenden 


zuf die Klerikal⸗Konſervativen zu ſtützen. Es iſt dies jedoch eine opportuniſtiſche 
Erwägung von untergeordneter Bedeutung gegenüber den ideellen Motiven, die 
die Partei leiten müſſen, daß ſie ihre heutige Apathie überwinde. 

In der „Pagine Libere“ vom 15. Auguſt gibt Arturo Labriola die Grund: 
nien eines von ihm an dem Neapolitaner Inſtitut für kommerzielle Studien ge⸗ 
eſenen Kollegs über „Moral und Reichtum“ wieder. Zunächſt lehnt Labriola die 
euchleriſche Betrachtung des Reichtums als etwas Unedlen ab. Wir kennen keinen 
Kulturfortſchritt, der nicht an Vermehrung des Reichtums gebunden wäre. Aber 
gerade die unbedingte Hochſchätzung des Reichtums ſchließt eine Gefahr ein. Es 
iſt daher nötig, einen Grund und Boden zu ſuchen, auf dem wirtſchaftliche Tätig⸗ 
keit und Moral ſich vereinigen können. Gibt es einen ſolchen? Moral und Wirt⸗ 
ſchaft rechnen beide mit Werten, aber moraliſche und wirtſchaftliche Werte bewegen 
ſich auf einer verſchiedenen Ebene. Was in der Moral ſich als Obliegenheit und 
Pflicht darſtellt, erſcheint in der Wirtſchaft als Vorteil und Wahl; die eine hat es 
mit den Zielen, die andere mit den Mitteln des Daſeins zu tun. Der Autor will 
nicht Moralregeln aufſtellen, ſondern in der geſchichtlichen Erfahrung nach den 
Grundformen ſuchen, in denen eine Handlung ſowohl wirtſchaftlich als ethiſch iſt. 
Wirtſchaft und Moral ſind getrennte Gebiete, aber haben Berührungspunkte, bei 
denen es zu vermeiden gilt, daß die Okonomie der Ethik geopfert werde oder umgekehrt. 


0 
. 
4 


=} 


896 


Labriola gibt dann einen kurzen überblick über die Entwicklung der N 
von der primitiven Ethik der Gentilverbände, in der noch kein Widerſtreit zwi 
Individuum und Geſellſchaft beſtand, durch die individualiſtiſchen Anſchauu 
des religiöſen oder philoſophiſchen Myſtizismus und des Utilitarismus bis 


ge 

Die Ethik gipfelt in der Betrachtung des Menſchen als Selbſtzweck. Es ſchein 
daher ein unheilbarer Gegenſatz zwiſchen ihr und der Wirtſchaft zu beſtehen, di 
den Menſchen als Mittel anſieht. Dieſer Gegenſatz iſt nicht notwendig. Wo ein 
Gegenſeitigkeit der Leiſtungen ſtattfindet, iſt der Menſch nicht Mittel ſeines Mit 
menſchen; ohne dieſe Gegenſeitigkeit iſt das ethiſche Prinzip verletzt. In dieſen 
Sinne unterſcheiden wir zwei Grundtypen: Geſellſchaften, die die Wahl freiſtellen 
ob das Individuum einen Dienſt leiſten will oder nicht, und Geſellſchaften ohn 
Wahl. Der erſte Typus, der ſeit der franzöſiſchen Revolution die Oberhand hat 
iſt auch wirtſchaftlich der überlegene. Was die höchſte Gewähr der Sittlichkeit iſt 
die Freiheit des Individuums, iſt auch die beſte Bedingung für die Vermehrun 
des Reichtums. a 

Das Moralgeſetz entſpringt einem Naturinſtinkt, wie die Zuſammenſchließung 
der Menſchen in ſoziale Gruppen die Grundlage der Moral iſt. Urſprünglich war 
die Moral nur für beſchränkte Gruppen verbindlich; allmählich dehnt ſie ſich auf 
die Menſchheit aus. Wir müſſen die automatiſche wirtſchaftliche Tendenz nach 
größerer Freiheit des Individuums unterſtützen. Die Wahl des Individuums wird 


Moral als unerlaubt anſieht: eine Spekulation auf die unwürdigen Seiten 
menſchlichen Natur iſt an ſich unmoraliſch, auch abgeſehen von den Erwägun 


Verſicherung, Unterricht uſw.) In dieſer Tendenz fallen wirtſchaftliche und ſittli 
Forderungen zuſammen. Oda Lerda, Ron 


Kn unſere Seſer. Die Fülle des Stoffes, der in unſerer Parteitagsnummer 
Aufnahme ſuchte, zwingt uns, einen Artikel zu Tolſtois 80. Geburtstag (10. Sep⸗ 


tember) für das nächſte Heft zurückzuſtellen. Die Redaktion. 


Für die Redaktion verantwortlich: Em. Wurm, Berlin W. N 
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Eine friedenskundgebung. 
Berlin, 12. September 1908, 


Der nächſte Sonntag wird in der deutſchen Hauptſtadt eine Kundgebung 
don internationaler Bedeutung ſehen: die engliſche Arbeiterklaſſe ſendet ihre 
gerufenen Vertreter nach Berlin, um die deutſchen Arbeiter zu begrüßen und 
nit ihnen gemeinſam für die friedliche Geſinnung der Volksmaſſen in den 
heiden großen Kulturvölkern, gegenüber den intereſſierten Kriegshetzereien der 
gerrſchenden Klaſſen, lautes Zeugnis abzulegen. Dieſe Tatſache bedeutet für 
den Weltfrieden ungleich mehr als ſämtliche Friedensreden, die ſämtliche 
Fürſten und Staatsmänner der Welt je gehalten haben oder halten werden. 
Es verſteht ſich, daß die bürgerliche Preſſe bemüht iſt, die Kundgebung 
des nächſten Sonntags von vornherein herabzudrücken, ſie als einen gleich⸗ 
gültigen Sport darzuſtellen, etwa wie es die gegenſeitigen Beſuche bürgerlicher 
Journaliſten in London und in Berlin geweſen find. Die bürgerliche Preſſe 
päre nicht fie ſelbſt, wenn fie anders handelte, und die beabſichtigte Kund⸗ 
gebung des engliſchen und deutſchen Proletariats wäre nicht das, was fie ſein 
zoll und glücklicherweiſe auch ſein wird, wenn ſie in der bürgerlichen Preſſe 
reudig begrüßt würde. Dieſer Preſſe und den herrſchenden Klaſſen, deren 
Intereſſen ſie vertritt, iſt es ein Dorn im Auge, daß die beiden mächtigſten 
Arbeiterheere der Welt verkünden: Wir wollen den Frieden aus unſerem 
ouveränen Rechte der Selbſtbeſtimmung, und um ihre Angſt zu bannen, 
ingen ſie das lärmende Lied von der angeblichen Bedeutungsloſigkeit der 
ziwviliſatoriſchen Kundgebung, deren Schauplatz am nächſten Sonntag die 
Metropole des Militarismus ſein wird. 

Kein einſichtiger Proletarier, weder diesſeits noch auch jenſeits des Kanals, 
it fo töricht, ſich einzubilden, daß der Militarismus vor einer friedlichen Arbeiter⸗ 
kundgebung kapitulieren wird, und ſei ſie noch ſo impoſant. Wäre das mög⸗ 
lich, ſo wäre er längſt zuſammengepurzelt wie ein Kartenhaus. Auf der 
anderen Seite weiß aber jeder noch ſo hartgeſottene Reaktionär, daß ſich kein 
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Heer die fürchterlichſten Prügel bekam und die Fremdherrſchaft nicht anden 
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großer Krieg — und heutzutage weniger denn je — führen läßt gegen den 
ausdrücklichen Willen der großen Volksmaſſe. Freilich ſucht jeder Reaktionär 
dies holde Geheimnis in ſeines Buſens tiefſten Tiefen zu verbergen, aber dort 
iſt es nur um ſo lebendiger, und explodiert dann auch manches Mal in der 
Verwirrung des böſen Gewiſſens nach außen; namentlich die Geſchichte des 


preußiſchen Militarismus iſt reich an ſolchen Zeugniſſen, die um ſo beweis⸗ 


kräftiger ſind, je mehr ſie ſozuſagen wider Willen und Wiſſen der Zeugen 
abgegeben werden. 
Was ſich dem preußiſchen Militarismus als idealer Zuſtand darſtellt, hat 


der alte Fritz in dem bekannten Worte zuſammengefaßt: „Die Nation ſoll es 


gar nicht merken, wenn das Heer ſich ſchlägt.“ Damit meinte der biedere 
Landesvater natürlich nicht, daß die Nation von den Laſten des Krieges ver⸗ 
ſchont bleiben ſollte; im Gegenteil ſollte ſie dieſe Laſten bis zur gänzlichen 
Erſchöpfung tragen, und er ſelbſt hat ja durch ſeine Raubkriege die „preußiſche 
Nation“ ausgemergelt bis auf den letzten Tropfen ihres Blutes und das letzte | 
Mark ihrer Knochen. Der Sinn feines geflügelten Wortes war vielmehr, daß 
die Nation, das heißt die bürgerliche Bevölkerung, keinen aktiven Anteil irgend 

einer Art an dem Kriege nehmen ſollte, ſelbſt dann nicht, wenn ſie ſich für 
ihren „Heldenkönig“ opfern oder ihre Dächer vor dem roten Hahn oder ihre N 
Töchter vor gewaltſamer Schändung ſichern wollte. Wo immer franzöſiſche 
oder öſterreichiſche oder ruſſiſche Truppen ins Land brachen, verbot der König 
der Bevölkerung jeden gewaltſamen Widerſtand, und wenn ſie ihn dennoch 
einmal wagte und dabei ſchlecht fuhr, ſo ließ er ihr mit hämiſcher Schaden⸗ 

freude ſagen, ihr ſei ganz recht geſchehen, und er würde im gleichen ale 
ebenſo gehandelt haben wie die Feinde. 

Dieſer fürtreffliche Selbſtherrſcher konnte ſich noch den Luxus geſtatten, 
ſein böſes Gewiſſen in naiver Form kundzutun; er wußte ſehr gut, was ſeine 
Nachfahren heute ebenſo gut wiſſen, daß wenn die große Volksmaſſe den Krieg g 
führen ſoll, ſich auf die Dauer ihr Anſpruch nicht unterdrücken läßt, über den 5 
Krieg zu beſtimmen. Deshalb hat ſich der preußiſche Militarismus auch mit 
Händen und Füßen gegen die allgemeine Wehrpflicht geſträubt und ſie erſt 
verſchluckt, als ihm das Waſſer bis an die Kehle geſtiegen war. Denn ſein 
famoſes Rezept, daß die Nation es gar nicht merken ſolle, wenn das Heer 
ſich ſchlage, hatte bei Jena dahin geführt, daß die Nation aufjubelte, als das 


ö 
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abgeſchüttelt werden konnte als durch die Nation. 

Dennoch war die Einführung der allgemeinen Wehrpflicht eine äußerſt lang⸗ | 
wierige Zangengeburt, und wenn man die Verhandlungen darüber, wie ſie g 
gerade jetzt vor hundert Jahren gepflogen wurden, einigermaßen kennt, ſo 
wird man bei den Vorkämpfern des preußiſchen Militarismus immer wieder | 
den Einwand hören, ſobald die allgemeine Wehrpflicht eingeführt ſei, laſſe 
ſich kein Krieg mehr gegen den Willen der Nation führen. Und dieſer Ein⸗ 
wand ſchlug immer wieder durch, bis die bitterſte Not dennoch zwang, in den | 
jauren Apfel zu beißen. Nach dem Siege begannen dann ſofort die Verſuche, 
wenigſtens die Landwehr aus der Welt zu ſchaffen, unter der Bete kee | 
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daß ſich, ſolange fie den Schwerpunkt des Heerweſens bilde, nur Defenfiv-, 
aber keine Offenſivkriege führen ließen, und in der preußiſchen Militärreorgani⸗ 
ſation vorigen Jahrhunderts haben dieſe Verſuche ja auch ihr Ziel erreicht. 
So hat ſich der preußiſche Militarismus der allgemeinen Wehrpflicht anzu⸗ 
paſſen gewußt, aber die Probe darauf, wider den Willen der breiten Volks- 
maſſen, alſo in erſter Reihe der Arbeiterklaſſe, einen großen Krieg zu führen, 
hat er noch nicht gemacht, und wenn er fie je verſuchen ſollte, was wir einjt- 
weilen nicht befürchten wollen, ſo könnte er dabei Erfahrungen machen, die 
ihn ſchwerlich befriedigen würden. 

Man wendet vielleicht ein, daß der Deutſch⸗Franzöſiſche Krieg geführt worden 
ſei, obgleich ſowohl die deutſche wie die franzöſiſche Arbeiterpartei ſcharf da⸗ 
gegen proteſtiert habe, ſobald ſich die Kriegswolken zu ſammeln begannen. 
Allein weder die deutſche noch die franzöſiſche Arbeiterpartei konnte damals 
entfernt mit der großen Volksmaſſe ihrer Nationen identifiziert werden, und die 
deutſche Arbeiterpartei war zudem auch nur einig in dem Proteſt gegen den 
Eroberungskrieg; bis zur Schlacht von Sedan ſah ein Teil von ihr, und ſelbſt 
der Generalrat der Internationalen Arbeiteraſſoziation, in dem Kriege auf 
deutſcher Seite einen berechtigten Verteidigungskrieg. Wir wiſſen heute, daß, jo- 
weit ein einzelner den Krieg hervorgerufen hat, nicht Bonaparte, ſondern Bismarck 
der Schuldige geweſen iſt, aber ſelbſt wenn die Intrigen, durch die Bismarck 
den Krieg angezettelt hat, damals ſo bekannt geweſen wären, wie ſie heute 
find, jo würde das ſchwerlich viel an der Tatſache geändert haben, daß Bis⸗ 
marck den Krieg mit der Zuſtimmung der großen Volksmaſſe führen konnte, 
ſpeziell auch der Arbeiterklaſſe, ſoweit ſie noch nicht in der verhältnismäßig 
kleinen Arbeiterpartei organiſiert war. Die nationale Einheit Deutſchlands 
war eine hiſtoriſche Notwendigkeit gerade auch im Intereſſe des Prole⸗ 
tariats, und nachdem ſich die deutſche Bourgeoiſie wieder und wieder unfähig 
gezeigt hatte, ſie zu ſchaffen, obgleich ſie für dieſen Zweck über Blut und 
Knochen der Arbeiterklaſſe verfügen konnte, jo beſchied ſich die große Volks⸗ 
maſſe mit dem dürftigen Surrogat, das Bismarck ihr bot. Gleichwohl ob ſie 
recht daran tat oder nicht, ſo iſt an der Tatſache, daß Bismarck auch noch 
nach Sedan bei dem Kriege gegen Frankreich die überwältigende Mehrheit 
der Nation hinter ſich gehabt hat, nicht zu zweifeln. 

Aru der franzöſiſchen Seite aber zeigte dieſer Krieg, wie gut der alte Fritz 
das Geheimnis des Militarismus kannte, indem er meinte, die Nation dürfe 
nicht merken, wenn das Heer ſich ſchlüge. Die franzöſiſche Arbeiterpartei war 
nicht ſtark genug geweſen, um die herrſchenden Klaſſen vom Kriege abzuhalten, 
jedoch als die Sache ſchief zu gehen begann, waren die herrſchenden Klaſſen 
nicht ſtark genug, um auf die Hilfe der Arbeiterklaſſe zu verzichten. Mit 
ihrem gemütlichen Anſpruch aber, daß der Mohr ſich trollen ſolle, nachdem 
er ſeine Arbeit getan habe, kamen ſie an den Unrechten; die franzöſiſchen 
Arbeiter beſaßen im März 1871 nicht die Schafsgeduld, die die Berliner 
Bürgerwehr im November 1848 bewieſen hatte, indem ſie ſich ohne jeden 
Widerſtand die Waffen abnehmen ließ, die ihr in der Stunde der Not ge— 
geben worden waren. Es folgte die Pariſer Kommune, der in erſter Reihe 
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haltung des Friedens zugeſchrieben. Wir achten dieſe Anſicht als die auf 
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das Verdienſt gebührt, den europäiſchen Frieden nahezu vierzig Jahre h 
durch geſichert zu haben, eine längere Zeit hindurch, als ihn jemals früher 
die Weisheit der europäiſchen Staatsmänner zu ſichern vermocht hatte. 
Allerdings hat der Kaiſer vor vierzehn Tagen in ſeiner Straßburger Red 
in erſter Reihe eben der Weisheit der europäiſchen Staatsmänner die E 


richtige Überzeugung des Kaiſers, aber ſie zu teilen vermögen wir nicht, und 
wir glauben auch nicht, daß ſie von den deutſchen Arbeitern geteilt wird. 
Vielmehr ſind wir der Anſicht, daß wir, wenn der europäiſche Frieden in 


erſter Reihe von der europäiſchen Diplomatie abhinge, ſeit 1871 ſchon mehr 


* 


als einen großen Krieg gehabt haben würden. Namentlich die deutſche 
Diplomatie, über deren Unfähigkeit ja ſelbſt in bürgerlichen Kreiſen bitter 
geklagt wird, bietet unſeres Erachtens nicht die geringſte Bürgſchaft einer 
Friedenspolitik, die ſich durch große Kulturintereſſen beſtimmen läßt. Was 
wir ihr aber zutrauen und beſonders auch dem Reichskanzler Bülow, das 
it — um uns eines derb⸗ volkstümlichen Ausdrucks zu bedienen e 
Friedenspolitik, wenn der Knüppel beim Hunde liegt, und wir glauben, zur 
Ehre des Fürſten Bülow, daß er die geplante Friedenskundgebung der eng⸗ 
liſchen und der deutſchen Arbeiter mit ganz anderen Augen anſieht als mit 
der mühſam erkünſtelten Nichtachtung ſeiner Soldſchreiber. 3 

Indeſſen das iſt ſchließlich ſeine Sache, und wenn er es nicht tun ſollte, 
um ſo ſchlimmer für ihn! Dann wird die für den nächſten Sonntag geplante 
Kundgebung eben nach der anderen Seite ihre Konſequenzen ziehen, und die 
Arbeiterklaſſe wird dann noch ſchneller an ihr Ziel gelangen, wenn auch juſt 
nicht auf gebahnteren Wegen. In keinem Falle und in keinem europäiſch 
Lande wird ſie mehr Futter für das Pulver des Militarismus oder des 
Marinismus ſein, und je nachdrücklicher die kommende Friedenskundgebun 
dieſe Tatſache beſiegelt, um ſo größer und um ſo verdienſtvoller wird ihr We 
wirken, zu dem wir ſie aus freudigem Herzen beglückwünſchen. 


= 


Leo Tolftoi. 


Von N. Trotzky. 

Tolſtoi hat das achtzigſte Lebensjahr erreicht und ſteht jetzt vor uns gleich 
einem alten, moosbedeckten Felsſtück aus einer anderen geſchichtlichen Welt. 
.. Es iſt etwas Sonderbares darum: nicht nur ein Karl Marx, ſondern 
— um einen Namen aus einem Tolſtoi näheren Gebiet zu nennen — auch 
ein Heinrich Heine ſcheinen noch heute unter uns zu weilen. Von unſerem 
großen Zeitgenoſſen aus Jasnaja Poljana aber trennt uns ſchon jetzt den 
unüberbrückbare Strom der alles ſcheidenden Zeit. Tolſtoi war dreiunddreißig 
Jahre alt, als die Leibeigenſchaft in Rußland fiel. Er war aufgewachſen und 
hatte ſich gebildet als Sproß der „zehn durch die Arbeit nicht muͤrbe gemachten 
Generationen“, in der Atmoſphäre des alten ruſſiſchen Landadels mit feinem 


ganzen Grandſeigneurgepräge, inmitten der angeſtammten Felder, in dem ge⸗ 
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räumigen Herrenhaus, im friedlichen Schatten der adeligen Lindenalleen. Die 
Traditionen des Landadels, ſeine Romantik, ſeine Poeſie, den ganzen Stil 
ſeines Lebens hatte Tolſtoi für immer unauslöſchlich in ſich aufgeſogen, daß 
ſie zum organiſchen Beſtandteil ſeines Geiſtes wurden. Er war ſeit den erſten 
Jahren ſeines Bewußtſeins und iſt auch noch heute Ariſtokrat im letzten tiefſten 
Urquell ſeines Schaffens — trotz allen ſpäteren Wandlungen ſeines Geiſtes. 

In dem Stammſchloß der Fürſten Wolkonsky, das auf das Geſchlecht der 
Tolſtois überging, bewohnt der Dichter von „Krieg und Frieden“ ein ſchlicht 
ausgeſtattetes Zimmer, wo an der Wand eine Säge hängt und in der Ecke 
eine Senſe und eine Zimmermannsaxt lehnen. Aber in dem oberen Stockwerk 
desſelben Hauſes blicken von den Wänden gleich erſtarrten Wächtern ſeiner 
Traditionen die ſtolzen Ahnenbilder einer Reihe von Generationen. Das iſt ein 
Symbol! In der Seele des Hausherrn finden wir beide Etagen — nur in 
umgekehrter Ordnung: während in den oberen Regionen des Bewußtſeins die 
Philoſophie des Schlichtwerdens und des Aufgehens im Volke ſich ein Neſt 
gebaut hat, grüßt uns von unten, von dort, wo die Gefühle, die Leiden— 
ſchaften und der Wille wurzeln, eine lange Galerie adeliger Ahnherren. 

Im Zorne der Reue ſagte ſich Tolſtoi von der lügneriſchen und eitlen 

Kunſt los, die mit den künſtlich großgezogenen Sympathien der herrſchenden 
Klaſſen Götzendienſt treibt und deren Kaſtenvorurteile durch die Lüge der 
falſchen Schönheit kultiviert. Was aber ſehen wir ſpäter? In ſeinem letzten 
großen Werke, der „Auferſtehung“, macht er zum Mittelpunkt ſeiner künſtle⸗ 
riſchen Aufmerkſamkeit gerade den an Geld und Ahnen reichen ruſſiſchen 
Gutsbeſitzer und umgibt ihn ſo ſorgſam mit dem goldenen Spinngewebe der 
ariſtokratiſchen Verbindungen, Gewohnheiten und Erinnerungen, als ob es 
außerhalb dieſer „eitlen“ und „lügneriſchen“ Welt auf dem Erdenrund nichts 
Bedeutendes und Schönes gäbe. ... 
Von dem Gutshof führt ein gerader und kurzer Steg zu dem Bauernhaus. 
Tolſtoi der Dichter hat oft und mit Liebe dieſen Weg zurückgelegt, noch bevor 
Tolſtoi der Moraliſt aus ihm den Rettungsweg machte. Der Bauer gilt ihm 
auch nach der Abſchaffung der Leibeigenſchaft als ſein „eigen“ — als ein un⸗ 
trennbarer Teil ſeiner äußeren Umgebung und ſeines inneren Weſens. Hinter 
ſeiner unzweifelhaften „phyſiſchen Liebe zu dem wahren Arbeitervolk“ guckt 
ebenſo unzweifelhaft ſein ariſtokratiſcher Kollektivahne hervor — nur durch 
einen Künſtlergenius verklärt. 

Gutsbeſitzer und Bauer — das ſind ſchließlich die einzigen Perſonen, die 
Tolſtoi in das Allerheiligſte ſeines Schaffens aufnahm. Aber niemals — weder 
vor noch nach ſeiner Kriſe — befreite er ſich oder ſtrebte er ſich zu befreien 
von der echt herrenmäßigen Verachtung für alle jene Figuren, die zwiſchen 
dem Gutsbeſitzer und dem Bauern ſtehen oder ihren Platz außerhalb dieſer 
geheiligten Pole der alten Ordnung innehaben, als da ſind der deutſche Guts⸗ 
verwalter, der Kaufmann, der franzöſiſche Erzieher, der Arzt, der „Intelli⸗ 
genzler“ und endlich der Fabrikarbeiter mit Uhr und Kette. Er empfindet 
niemals das Bedürfnis, dieſe Typen zu erfaſſen, ihnen tiefer in die Seele zu 
ſchauen, ſie nach ihrem Glauben zu befragen, und an ſeinem Künſtlerauge 
ziehen ſie als unbedeutende und meiſtenteils komiſche Silhouetten vorüber. 
Dort, wo er uns zum Beiſpiel Revolutionäre der ſiebziger oder achtziger Jahre 
vorführt („Auferſtehung“), variiert er einfach in dem neuen Milieu ſeine 
alten Adeligen⸗ oder Bauerntypen oder gibt er uns rein äußerliche humoriſtiſch 


En 


902. Die Neue Zei 
Be Skizzen. Sein Nowodworoff kann mit ebenſowenig Berechtigung 
auf den Typus eines ruſſiſchen Revolutionärs Anſpruch machen, als Leſſing 
Riccaut de la Marliniére auf den eines franzöſiſchen Offiziers. | 
Zu Beginn der ſechziger Jahre, als Rußland von der Flut der neuer 
Ideen und, was noch weſentlicher iſt, der neuen ſozialen Verhältniſſe über 
ſchwemmt wurde, hatte Tolſtoi, wie erwähnt, ein Dritteljahrhundert hinten 
ſich: in pſychologiſchem Sinne war er ein vollkommen abgeſchloſſener Menſch 
Es iſt wohl kaum notwendig, hervorzuheben, daß Tolſtoi nicht zum Apolo⸗ 
geten des Leibeigenſchaftsrechtes wurde wie ſein intimer Freund Fet (Schenſchin) 
der Gutsbeſitzer und feine Lyriker, in deſſen Seele neben den zarteſten Erleb, 
niſſen der Natur und der Liebe die Verehrung für die Hetzpeitſche Raum 
hatte. Aber Tolſtoi faßte einen tiefen Groll gegen die neuen Verhältniſſe, die 
die alten abzul¾öſen im Begriff waren. „Ich perſönlich ſehe keine Milderung 
der Sitten“, ſchrieb er 1861, „und halte es nicht für nötig, aufs Wort zu 
glauben. Ich kann zum Beiſpiel nicht finden, daß das Verhältnis des Fabri⸗ 
kanten zu dem Arbeiter menſchlicher geworden iſt als das des Gutsbeſitzers 
zu den Leibeigenen.“ | 
Der Wirrwarr und die Regelloſigkeit überall und in allem, der Nieder⸗ 
gang des alten Adels, der Zerfall des Bauerntums, das allgemeine Chaos, 
der Schutt und der Staub der Zerſtörung, der Trubel und das Getöſe des 
Stadtlebens, das Wirtshaus und die Zigarette auf dem Dorfe, der Gaſſen⸗ 
hauer des Fabrikarbeiters anſtatt des erhabenen Volkslieds — das alles 
widerte ihn als Ariſtokraten und Künſtler an. Er kehrte ſich pſychologiſch von 
dieſem gewaltigen Prozeß ab und verſagte ihm ein für allemal jede künſt⸗ 
leriſche Anerkennung. Er brauchte nicht der Sklaverei der Leibeigenſchaft das 
Wort zu reden, um mit ganzer Seele bei jenen Verbindungen zu bleiben, in 
denen er weiſe Einfachheit ſah und in denen er künſtleriſche Formvollkommen⸗ 
heit zu entdecken wußte. Dort reproduziert ſich das Leben von Geſchlecht zu 
Geſchlecht, von Jahrhundert zu Jahrhundert in völliger Unwandelbarkeit. Dort 
herrſcht allmächtig die heilige Notwendigkeit. Jeder Schritt hängt ab von der g 
Sonne, dem Regen, dem Winde, dem Wachſen des Graſes. Dort iſt nichts 
von der eigenen Vernunft oder dem rebelliſchen perſönlichen Wollen zu finden. 
Alſo exiſtiert dort auch keine perſönliche Verantwortlichkeit. Alles iſt im 
voraus geregelt, gerechtfertigt und geheiligt. Für nichts verantwortlich, jeder 
eigenen Erfindung bar, lebt der Menſch nur gehorchend — ſagt der hervor⸗ 
ragende Dichter der „Macht der Erde“, Gleb Uſpensky —, und dieſes un⸗ 
ausgeſetzte Gehorchen, in unausgeſetztes Abmühen verwandelt, bildet eben das 
Leben, das ſcheinbar zu keinem Reſultat führt, aber in ſich ſelbſt ſchon das 
Reſultat einſchließ t. Und o Wunder! Dieſe ſklaviſche Abhängigkeit, ohne 
Reflexion und ohne Wahl, ohne Fehltritte und ohne Reuequalen, iſt es, die 
die große ſittliche „Leichtigkeit“ des Daſeins unter der harten Vormund⸗ 
ſchaft der „Roggenähre“ ſchafft. Mikula Seljaninowitſch, der bäuerliche Held 
des alten Volksepos, ſagt von ſich: „Mich liebt die Mutter Erde.“ 2 
Das iſt der religiöfe Mythus des ruſſiſchen Narodnitſcheſtwo, des „Volks⸗ 
tümlers“, der jahrzehntelang die Seele der ruſſiſchen Intelligenz beherrſchte. Voll 
kommen unnahbar für deren radikalen Tendenzen, blieb Tolſtoi ſtets er ſelbſt, 
und in dem Narodnitſcheſtwo bildete er deſſen ariſtokratiſch⸗konſervativen Flügel. 
Um das ruſſiſche Leben künſtleriſch ſo wiederzugeben, wie er es kannte, 
verſtand und liebte, mußte Tolſtoi ſich in die Vergangenheit zurückziehen, ganz 
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in den Anfang des neunzehnten Jahrhunderts. „Krieg und Frieden“ (1867 
bis 1869) iſt ſein höchſtes und unübertroffenes Werk. 

er. Die unperſönliche Maſſenhaftigkeit des Lebens und ſeine heilige Verantwor⸗ 
tungsloſigkeit verkörperte Tolſtoi in feinem Karatajew, dem für den euro⸗ 
päiſchen Leſer am wenigſten verſtändlichen, jedenfalls ihn am fremdartigſten 
anmutenden Typus. „Das Leben Karatajews, wie er es ſelbſt ſah, hatte 
keinen Sinn als einzelnes Leben. Es hatte Sinn nur als Teil eines Ganzen, 
welches er ſtets empfand. Zuneigungen, Freundſchaften, Liebe, wie Pierre ſie 
verſtand, kannte Karatajew nicht, aber er liebte und lebte in Liebe zu allem, 
was er im Leben traf, insbeſondere aber zu dem Menſchen. . .. Pierre (Graf 
Beſuchoj) fühlte, daß Karatajew, trotz ſeiner freundſchaftlichen Zärtlichkeit für 
ihn, keine Minute lang betrübt würde, wenn er ſich von ihm trennen müßte.“ 
| ift das Stadium, wo der Geiſt, um mit Hegel zu ſprechen, die Inner⸗ 
lichkeit noch nicht erlangt hat und wo er ſich daher nur als natürliche Geiſtig⸗ 
keit zeigt. Ungeachtet der Epiſodenhaftigkeit ſeines Auftretens bildet Karatajew 
die philoſophiſche, wenn nicht künſtleriſche Achſe des ganzen Romans. Kutuſow, 
aus dem Tolſtoi einen Nationalhelden macht, das iſt derſelbe Karatajew — 
nur in der Stellung eines Oberkommandierenden. Im Gegenſatz zu Napoleon 
beſitzt er weder eigene Pläne noch eigenen Ehrgeiz. In ſeiner halbbewußten 
und daher rettenden Taktik läßt er ſich nicht von der Vernunft leiten, ſondern 
von dem, was über der Vernunft ſteht: dem ahnenden Inſtinkt der phyſiſchen 
Bedingungen und den Eingebungen des Volksgeiſtes. Der Zar Alexander in 
ſeinen beſten Minuten ebenſo wie der letzte ſeiner Soldaten — alle ſtehen in 
gleicher Weiſe unter demſelben Banne der Erde. In dieſer ſittlichen Einheit 
liegt das Pathos des Werkes. 

Wie armſelig iſt doch im Grunde dieſes alte Rußland mit ſeinem von der 
Geſchichte ſo ſtiefmütterlich behandelten Adel — ohne ſtolze Standesvergangen— 
heit, ohne Kreuzzüge, ohne Ritterminne und Ritterturniere, ſelbſt ohne roman⸗ 
tiſche Raubzüge auf der großen Straße! Wie arm an innerer Schönheit, wie 
ſchonungslos degradiert iſt doch das herdenartige, halbtieriſche Daſein ſeiner 
Bauernmaſſen! 

| Aber welches Wunder der Umgeſtaltung ſchafft der Genius! Aus dem 
rohen Material dieſes grauen und farbloſen Lebens zieht er ſeine verborgene 
Schönheit ans Tageslicht. Mit homeriſcher Ruhe, mit homeriſcher Liebe zu 
den Kindern ſeines Geiſtes beſchenkt er alle und alles mit ſeiner Aufmerkſam⸗ 
keit: den Oberkommandierenden, das Hofgeſinde des Gutsbeſitzers, das Pferd 
des Kavalleriſten, das halbwüchſige Grafentöchterchen, den Muſchik, den 
Zaren, die Laus im Hemde des Soldaten, den alten Freimaurer — er gibt 
keinem den Vorzug, läßt keinen zu kurz kommen. Schritt um Schritt, Zug 
um Zug malt er ein unendliches Panorama, in dem alle Teile durch ein un⸗ 
zerreißbares inneres Band aneinander geſchmiedet ſind. Tolſtoi ſchafft, ohne 
ſich zu überhaſten, wie das Leben ſich nicht überhaſtet, das er vor uns auf⸗ 
rollt: ſiebenmal ſchreibt er ſein koloſſales Werk um! Das Erſtaunlichſte an 
dieſem titaniſchen Schaffen iſt vielleicht der Umſtand, daß der Künſtler weder 
ſich ſelbſt noch dem Leſer die Freiheit geſtattet, ſeine Sympathien an einzelne 
Perſonen zu hängen. Niemals zeigt er uns ſeine Helden, wie das der ihm 
mißliebige Turgenjew tut, bei bengaliſcher Beleuchtung oder im Blitzlicht des 
Magneſiums, niemals ſucht er für ſie günſtige Poſen, er verbirgt nichts und 
verſchweigt nichts. Den unruhigen Wahrheitſucher Pierre zeigt er uns am 
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Schluſſe als ſtillvergnügten Familienvater; die in ihrer halbkindlichen ge n 
fühligkeit rührende Nataſcha Roſtow verwandelt er mit göttlicher Mitleids⸗ 
loſigkeit in ein beſchränktes Weibchen mit ſchmutzigen Kinderwindeln in den 
Händen. Zu gleicher Zeit aber wächſt aus dieſer gleichſam leidenſchaftsloſ 5 


iſt. Es wäre vielleicht richtig, von dieſem Schaffen zu ſagen, daß es v 
äſthetiſchem Pantheismus durchdrungen iſt, für den es nichts Schönes, 


nach, die die Epopöe Tolſtois dem Pentateuch und der Ilias verwandt macht. 
Zwei ſpätere Verſuche Tolſtois, für die ihm liebſten pſychologiſchen Ger 
ſtalten im Rahmen der hiſtoriſchen Vergangenheit Platz zu finden, und zw 
in der Epoche Peters I. und der der Dekabriſten, ſcheiterten an der Fein 
ſeligkeit des Dichters gegen die fremdländiſchen Einflüſſe, die dieſen beid 
Epochen ein ſo grelles Gepräge verleihen. Aber auch dort, wo Tolſtoi unſer 
Zeitläufen näher kommt, wie in „Anna Karenina“ (1873), bleibt er dem in 
der Geſellſchaft eingetretenen Wirrwarr innerlich fremd, und unbeugſam⸗hart⸗ 
näckig in ſeinem Künſtlerkonſervativismus verringert er die Weite ſeines Flüge 
ſchwungs und ſondert aus der Maſſe des ruſſiſchen Lebens nur die unverſeh 
gebliebenen Adelsoafen heraus, mit dem alten Stammſchloß, den Ahnenbilder 
und den üppigen Lindenalleen, in deren Schatten ſich von Geſchlecht zu G 
ſchlecht der Kreislauf der Geburt, des Lebens und des Todes vollzieht. 
Das ſeeliſche Leben ſeiner Helden ſchildert Tolſtoi ebenſo wie die Leben 
weiſe in ihrer Heimat: ruhig, ohne Haſt, ohne Überſtürzung des inneren Gange 
der Gefühle, der Gedanken und des Dialogs. Er eilt nirgends und komm 
niemals zu ſpät. In ſeinen Händen laufen die Fäden vieler Schickſale zuſamme 
keinen einzigen verliert er aus dem Auge. Gleich einem unermüdlich wachſame 
Hausherrn führt er im Kopfe lückenloſe Rechnung über alle Teile ſeines g 
waltigen Beſitzſtandes. Es ſcheint, als beobachte er nur, und die Natur ſelbſt 


Fremd und tief verhaßt iſt ihm jene Aſthetik der großſtädtiſchen Kultur, di 
in ſelbſtverzehrender Gier die Natur vergewaltigt und martert, indem ſie vo 


Die Sprache Tolſtois iſt ebenſo wie ſein ganzer Genius: ruhig, gemächlich 
wirtſchaftlich⸗ſparſam jedoch nicht asketiſch; muskulös, teilweiſe ſchwerfäll 
rauh, — immer einfach und in ihren Reſultaten unvergleichlich! Sie ſticht i 
gleicher Weiſe wie von dem lyriſchen, kokett angehauchten, glänzenden und 
ſeiner Schönheit bewußten Stil Turgenjews, ſo auch von dem ſchneidenden 


In einem ſeiner Romane ſtellt der Städter Doſtojewsky, dieſes Genie mit 
unheilbar verwundetem Herzen, der wollüſtige Dichter der Graufamkeit und 
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es Mitleids, in tiefſinniger und treffender Weiſe ſich ſelbſt als den Künſtler 
er neuen „zufälligen ruſſiſchen Familien“ dem Grafen Tolſtoi gegenüber, dem 
Sänger der abgeſchloſſenen Formen der adeligen Vergangenheit. „Wenn ich 
uſſiſcher Romanſchriftſteller wäre und Talent hätte,“ jagt er in der Geſtalt 
ines anderen, „ſo würde ich meine Helden gewiß unter dem ruſſiſchen Ge— 
chlechtsadel wählen, denn nur in jener Sphäre gebildeter Ruſſen iſt wenigſtens 
er äußere Schein ſchöner Zucht und Ordnung, edler Motive noch zu finden. 
. Ich meine das in allem Ernſte, wiewohl ich ſelbſt, wie Sie ja wiſſen, kein 
Sdelmann bin. . .. Glauben Sie mir, es iſt darin wirklich alles enthalten, was 
vir bisher Schönes aufzuweiſen haben, wenigſtens alles einigermaßen Fertige, 
gollendete. Ich ſage das nicht, weil ich unbedingt von der Vollkommenheit 
ind Berechtigung jener Schönheit überzeugt wäre; aber ſie gab uns doch ſchon 
um Beiſpiel feſte Formen der Ehre und der Pflicht, welche außer unter dem 
[del nirgends in ganz Rußland, nicht einmal in den erſten Anfängen, ges 
chweige denn in vollendeter Geſtalt, anzutreffen ſind.. .. Der Weg, den 
der von uns vorausgeſetzte Romanſchreiber einzuſchlagen hätte,“ fährt Doſto⸗ 
ewsky fort, unzweifelhaft von Tolſtoi ſprechend, ohne ihn dabei zu nennen, 
wäre ein ganz beſtimmter: er könnte nur das hiſtoriſche Genre wählen, 
denn ſchöne edle Geſtalten gibt es in unſerer Zeit nicht mehr, und der von 
rüher noch verbliebene Reſt hat, der jetzigen Meinung zufolge, die wahre 
Schönheit ſchon eingebüßt.“ 

Zugleich mit den „ſchönen Geſtalten“ ſchwand nicht nur das unmittelbare 
Objekt des künſtleriſchen Schaffens, ſondern kamen auch die Grundpfeiler des 
ittlichen Fatalismus Tolſtois und ſeines äſthetiſchen Pantheismus ins Wanken: 
das heilige Karatajewtum der tolſtoiſchen Seele ging zugrunde. Alles, was 
rüher ſelbſtverſtändlicher Teil eines unbezweifelten Ganzen geweſen war, 
berwandelte ſich in ein Bruchſtück und daher in eine Frage. Vernunft wird 
Infinn. Und — wie immer — eben in dem Moment, wo das Leben ſeinen 
alten Sinn verlor, fragte ſich Tolſtoi nach dem Sinne des Lebens überhaupt. 
Es beginnt (in der zweiten Hälfte der ſiebziger Jahre) die große ſeeliſche Kriſe 
nicht im Leben des Jünglings, ſondern im Leben des Mannes von 50 Jahren! 
Tolſtoi kehrt zu Gott zurück, nimmt die Lehre Chriſti an, verwirft die Teilung 
der Arbeit, der Kultur, den Staat und wird der Prediger der landwirtſchaft⸗ | 
ichen Arbeit, der Einfachheit und des Verzichts auf Abwehr des Böſen durch [| | 
Gewalt. 5 
Je tiefer der innere Bruch war — der fünfzigjährige Künſtler trug ſich 
nach dem eigenen Geſtändnis lange Zeit mit dem Gedanken an Selbſtmord! —, 
um fo erſtaunlicher muß es ſcheinen, daß Tolſtoi ſchließlich im Grunde ge- 
kommen zu feinem Ausgangspunkt zurückkehrte. Die land wirtſchaftliche 
Arbeit — iſt das nicht die Grundlage, auf der ſich das Epos von „Krieg 
md Frieden“ abrollt? Die Rückkehr zu Einfachheit, das Sichverſenken in die 
Volksſeele, wenigſtens in geiſtigem Sinne — liegt darin nicht die ganze Stärke 
Autufows? Die Verwerfung der Abwehr des Böſen durch Gewalt — 
durchdringt denn nicht die fataliſtiſche Reſignation den ganzen Karatajew? 
Iſt dem aber ſo, worin beſteht denn die Kriſe Tolſtois? Darin, daß das 
Geheime, unter dem Boden Wurzelnde die Rinde ſprengt und in die Sphäre 
des Bewußtſeins übergeht: weil die natürliche Geiſtigkeit zugleich mit der 
„Natur“, in der ſie ſich verkörperte, geſchwunden iſt, ſtrebt der Geiſt, die 
Innerlichkeit zu erlangen. Jene automatiſche Harmonie, gegen die der Auto- 
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matismus des Lebens ſelbſt fich auflehnte, muß von nun an durch die 60 
wußte Kraft der Idee geſchützt und erhalten werden. In dem konſervative 
Kampfe um ſeine ſittliche und äſthetiſche Selbſterhaltung ruft der Künſtle 
den moraliſierenden Philoſophen zu Hilfe. N | | 


II. 


Wer von dieſen beiden Tolſtois — der Dichter oder der Moraliſt — ſit 
eine größere Popularität in Europa errang, wäre nicht leicht zu entſcheider 
Unzweifelhaft iſt jedenfalls, daß hinter dem wohlwollend⸗herablaſſenden Lächel 
des bürgerlichen Publikums über die heilige Einfalt des Greiſes von Jasnaj 
Poljana ſich das Gefühl einer eigenartigen ſittlichen Befriedigung verbirgt 
ein berühmter Dichter, ein Millionär, einer „unſerer Leute“, noch mehr: ei 
Ariſtokrat — trägt aus ſittlichen Motiven eine Bluſe und Baſtſchuhe un 
ſpaltet Holz! Man ſieht darin gewiſſermaßen das Auf⸗ſich⸗nehmen der Sünde 
einer ganzen Klaſſe, einer ganzen Kultur. Natürlich läßt ſich's trotzdem de 
Spießbürger nicht nehmen, auf Tolſtoi von oben herabzuſehen und ſogar leicht 
Zweifel in ſeine volle Zurechnungsfähigkeit zu ſetzen. So hat zum Beiſpie 
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äber ſeine bürgerlichen Verehrer auf ihn argwöhniſch oder ironiſch ode 
wohlwollend blicken, er bleibt jo oder fo für fie — ein pfychologifches Rätſel 
Wenn man ſeine wenigen unbedeutenden Jünger und Propagandiſten aus 
nimmt — einer von ihnen, Menſchikow, ſpielt jetzt die Rolle eines ruſſiſcher 
Hammerſtein! —, ſo muß konſtatiert werden, daß Tolſtoi der Moraliſt ſei 
den letzten dreißig Jahren ſeines Lebens ſtets völlig einſam daſtand. Wahr 
haft die tragiſche Lage eines Rufenden in der Wüſte! ... Ganz unter den 
Banne ſeiner landwirtſchaftlich-konſervativen Sympathien, verteidigt Tolſto 
unaufhörlich, unermüdlich und ſiegreich ſeine geiſtige Welt gegen die ihr vor 
überallher drohenden Gefahren. Ein für allemal zieht er eine tiefe Zur 
zwiſchen ſich und allen Sorten des bürgerlichen Liberalismus — und ſchleuder 
in erſter Linie den in unſerer Zeit allgemeinen Aberglauben des Fortſchritts 
weit beiſeite. „Herrlich“, ruft er aus, „find die elektriſche Beleuchtung, da⸗ 
Telephon, die Ausſtellungen, die Hallen mit ihren Konzerten und Vorſtellungen 
die Zigarren⸗ und Streichholzbüchſen, die Hoſenträger und die Motoren; in 
alle Ewigkeit verdammt aber ſeien nicht nur ſie, ſondern auch alle Eiſenbahnen 
und alle Fabrikkattune und -tuche in der ganzen Welt, wenn es zu ihrer Er 
zeugung nötig iſt, daß neunundneunzig Hundertſtel der Menſchheit in Sklaverei 
leben und zu Tauſenden in den Fabriken zugrunde gehen.“ 1 

Die Teilung der Arbeit bereichert uns und verſchönt unſer Leben? Aber 
ſie verſtümmelt ja die lebendige Seele des Menſchen. Nieder mit der Teilung 
der Arbeit! | | | 

Die Kunſt? Aber die wahre Kunſt muß alle Menſchen in der Gottesidee 
vereinigen und nicht trennen. Unſere Kunſt dient dagegen nur wenigen Aus⸗ 
erwählten. Sie ſcheidet die Menſchen, und daher iſt Lüge in ihr. Und Tolſtoi 
verwirft mannhaft die „lügneriſche“ Kunſt — Shakeſpeare, Goethe, ſich ſelbſt, 
Wagner, Böcklin. | e 
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Er wirft von ſich die Sorge um die Wirtſchaft, um Bereicherung und 
kleidet ſich in Bauerngewänder, womit er gleichſam die ſymboliſche Handlung 
für ſeine Losſagung von der Kultur vollzieht. Was verbirgt ſich aber hinter 
dieſem Symbol? Was wird in ihm der „Lüge“, das heißt dem hiſtoriſchen 
Prozeß gegenübergeſtellt? 

Die ſoziale Philoſophie Tolſtois könnten wir an der Hand ſeiner Werke 
— indem wir uns einige Gewalt antun — in Form folgender „Programm⸗ 
theſen“ darſtellen: 
1.᷑. „Nicht irgendwelche ehernen ſoziologiſchen Geſetze find es, die die Sklaverei 
der Menſchen herbeiführen, ſondern die Rechtsbeſtimmungen.“ 

2. „Die Sklaverei unſerer Zeit iſt eine Folge der drei Rechtsbeſtimmungen, 
die den Boden, die Steuern und das Eigentum betreffen.“ 

3. „Nicht nur die ruſſiſche, ſondern jede Regierung bildet eine Inſtitution 
zur ſtrafloſen Begehung der ſchrecklichſten Verbrechen mit Hilfe der Gewalt.“ 
4. „Die wahre ſoziale Beſſerung wird nur durch die religiös— 
ſfittliche Vervollkommnung der einzelnen Individuen erreicht.“ 
5. „Um ſich der Regierungen zu entledigen, braucht man ſie nicht durch 
äußere Mittel zu bekämpfen, ſondern nur an ihnen nicht teilzunehmen und fie 
nicht zu unterſtützen. Und zwar braucht man: a. die Pflichten eines Soldaten, 
eines Generals, eines Miniſters, eines Dorfälteſten, eines Deputierten nicht 
auf ſich zu nehmen; b. der Regierung freiwillig keine Steuern, weder direkte 
noch indirekte, zu geben; c. die Regierungsinſtitutionen nicht zu benutzen und 
die Gelder der Regierung in keiner Form in Anſpruch zu nehmen; d. ſeinen 
Privatbeſitz durch keinerlei Maßnahmen der ſtaatlichen Gewalt zu ſchützen.“ 
| Entfernen wir aus dieſem Schema den allem Anſchein nach ganz für ſich 
allein ſtehenden Punkt 4 von der religiös⸗ſittlichen Vervollkommnung, ſo er⸗ 
halten wir ein ziemlich abgeſchloſſenes anarchiſtiſches Programm: in erſter 
Linie haben wir den rein mechaniſchen Begriff von der Geſellſchaft als dem 
Produkt böſer Rechtsbeſtimmungen; ferner die formale Verneinung des Staates 
und der Politik überhaupt, und endlich, als Methode des Kampfes, den 
Generalſtreik und den allgemeinen Boykott, die Rebellion der gekreuzten Arme. 
Wenn wir aber die religiös⸗ſittliche Theſe ausſchalten, ſo beſeitigen wir damit 
eigentlich den einzigen Nerv, der dieſes ganze rationaliſtiſche Gebäude mit 
ſeinem Schöpfer — der Seele Tolſtois — verbindet. Für ihn — gemäß allen 
Bedingungen ſeiner Entwicklung und ſeiner Lage — beſteht die Aufgabe nicht 
darin, an Stelle der kapitaliſtiſchen Ordnung die „kommuniſtiſche“ Anarchie 
aufzurichten, ſondern darin, die Ordnung der ländlichen Dorfgemeinde vor 
den „äußeren“ zerſtörenden Einflüſſen zu „bewahren“. Wie in dem Narod⸗ 
nitſcheſtwo, jo auch in feinem „Anarchismus“ ſtellt Tolſtoi das agrar⸗ 
konſervative Prinzip dar. Gleich der urſprünglichen Freimaurerei, die ſich 
zum Ziele ſetzte, auf ideologiſchem Wege in der Geſellſchaft die unter den 
Schlägen der ökonomiſchen Entwicklung in Trümmer gegangene kaſten⸗zünft⸗ 
leriſche Moral der gegenſeitigen Hilfe wiederherzuſtellen und zu feſtigen, will 
Tolſtoi durch die Macht der religiös⸗ſittlichen Idee die primitive natural⸗ 
wirtſchaftliche Lebensweiſe wiederauferſtehen laſſen. Auf dieſem Wege wird 
er zum konſervativen Anarchiſten, denn ihm iſt es vor allem darum zu tun, 
daß der Staat die rettende Karatajewſche Gemeinde mit den Geißeln ſeines 
Militarismus und den Skorpionen ſeines Fiskus verſchone. Der die Erde 
füllende Kampf zweier Welten: der bürgerlichen und der ſozialiſtiſchen, von 
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deren Ausgang das Schickſal der Menſchen abhängt, exiſtiert für Tolſtoi über⸗ 
haupt nicht. Der Sozialismus blieb für ihn immer eine ihn wenig intereſſierende 
Unterart des Liberalismus. In feinen Augen erſchienen Marx und Baſtigt f 
als Vertreter eines und desſelben „lügneriſchen Prinzips“: der kapitaliſtiſchen u 
Kultur, des landloſen Arbeiters, des Staatszwanges. Wenn einmal die Menſch⸗ 
heit überhaupt auf einen falſchen Weg geraten ſei, bleibe es faſt gleichgültig, 
ob ſie eine Strecke mehr oder weniger zurücklegen werde. Rettung könne nur 
die völlige Umkehr bringen! ee 
Tolſtoi kann nie genug Worte der Verachtung für die Wiſſenſchaft finden, 
welche der Anſicht ſei, daß, wenn wir noch ſehr lange nach den Geſetzen des 
hiſtoriſchen, ſoziologiſchen und ſonſtigen Fortſchritts ſündhaft leben werden, 
unſer Leben ſchließlich ſelbſt ſehr gut werden müſſe. Das Böſe, jagt Tolfto, 
muß ſofort ausgerottet werden, und dazu genügt es, zu begreifen, daß das 
Böſe bös iſt. Alle ſittlichen Gefühle, die die Menſchen hiſtoriſch miteinander 
verbinden, und alle religiös-moraliſchen Fiktionen, die aus dieſen Verbindungen 
entſtanden ſind, verwandeln ſich bei Tolſtoi in die allerabſtrakteſten Gebote 
der Liebe, der Askeſe und der Nichtvergeltung des Böſen, und da dieſe Gebote 
jedes hiſtoriſchen und folglich jedes Inhaltes überhaupt beraubt ſind, ſcheinen 
ſie ihm für alle Zeiten und alle Völker geeignet. e 
Tolſtoi erkennt die Geſchichte nicht an. Das iſt die Grundlage ſeines ganzen 
Denkens. Darauf beruht die metaphyſiſche Freiheit ſeiner Verneinung, wie 
auch die praktiſche Wirkungsloſigkeit ſeiner Predigt. Jenes menſchliche Leben, 
welches er akzeptiert — das ehemalige Leben der ackerbautreibenden Ural⸗ 
koſaken in den freien Uralſteppen —, verlief außerhalb jeder Geſchichte; es 
reproduzierte ſich ohne Formwandel, wie das Leben im Bienenſtock oder im 
Ameiſenhaufen. Das aber, was die Menſchen Geſchichte nennen, iſt ihm das 
Produkt des Unſinns, der Irrtümer, der Grauſamkeiten, die die wahre Seele 
der Menſchheit entſtellten. Furchtlos⸗konſequent wirft er zugleich mit der Ge⸗ 
ſchichte auch deren Ergebniſſe zum Fenſter hinaus. Zeitungen ſind ihm ver⸗ 
haßt als Dokumente der heutigen Zeit. Alle Wellen des Weltozeans will er 
mit ſeiner alten Bruſt zurückdämmen. 1 | 
Die hiſtoriſche Blindheit Tolſtois macht ihn kindlich hilflos im Reiche der 
ſozialen Fragen. Seine Philoſophie iſt eine chineſiſche Malerei. Die Ideen 
der verſchiedenſten Epochen find nicht perſpektiviſch angeordnet, ſondern er⸗ 
ſcheinen alle in gleicher Entfernung vom Beſchauer. Gegen den Krieg operiert 
er mit Argumenten der reinen Logik, und um ihnen größeren Nachdruck zu 
verleihen, zitert er Epiktet und Molinari, Laotſe und Friedrich II., den 
Propheten Jeſaja und den Feuilletoniſten Hardouin, das Orakel der Pariſern 
Boutiquiers. Die Schriftſteller, Philoſop;gen und Propheten repräſentieren 
in ſeinen Augen nicht ihre Epochen, ſondern die ewigen Kategorien der Moral. 
Konfutſe ſchreitet bei ihm in einer Reihe mit Harnack, und Schopenhauer 
ſieht ſich in einer Geſellſchaft nicht nur mit Chriſtus, ſondern auch mit 
Moſes. | 233 
In dieſem tragischen Einzelkampf gegen die Dialektik der Geſchichte, der er 
ſein „Ja — Ja“, „Nein — Nein“ entgegenſetzt, verfällt Tolftoi auf Schritt und 
Tritt in auswegloſe Widerſprüche. Und er zieht aus ihnen einen Schluß, der 
ſeines genialen Starrſinns durchaus würdig ift: „Die Vernunftwidrigkeit“, 
ſagt er, „die in dem Verhältnis zwiſchen der Lage des Menſchen und ſeiner 
ſittlichen Tätigkeit liegt, iſt das ſicherſte Anzeichen der Wahrheit.“ 
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J. Sachſe: Zur Frage des Frauenwahlrechts in England. 0 


Aber dieſer idealiſtiſche Hochmut trägt in ſich ſelbſt die Vergeltung: es 
dürfte ſchwer fallen, einen anderen Schriftſteller zu nennen, der von der Ge— 
465 gegen ſeinen Willen jo grauſam ausgebeutet worden wäre wie gerade. 
Tolſtoi. | : 
Er, der myſtiſche Moraliſt, der Feind der Politik und der Revolution, 
nährt im Laufe einer Reihe von Jahren das dämmernde revolutionäre Be— 
wußtſein zahlreicher Gruppen des Volksſektierertums. Er, der die ganze kapita— 
liſtiſche Kultur verneint, findet eine wohlwollende Aufnahme bei der europäiſchen 
und amerikaniſchen Bourgeoiſie, die in ſeiner Predigt ſowohl Ausdruck für 
ihren gegenſtandsloſen Humanismus findet, als auch pſychologiſche Deckung 
vor der Philoſophie des revolutionären Umſturzes. 

Er, der konſervative Anarchiſt, der Todfeind des Liberalismus, ſieht ſich 
zu ſeinem achtzigſten Geburtstag als Banner und Waffe einer lärmenden und 
tendenziöſen politiſchen Manifeſtation des ruſſiſchen Liberalismus. 

Die Geſchichte hat über ihn den Sieg davongetragen, ihn aber nicht ge— 
brochen. Auch jetzt noch, am Abend ſeines Lebens, hat er ſich ſeine köſtliche 
Kraft der ſittlichen Entrüſtung in voller Friſche erhalten. 

In der Nacht der elendſten und verbrecheriſchſten Konterrevolution, die 
mit dem Netze ihrer Galgenſchlingen für immer die Sonne unſerer Heimat 
verdunkeln will, in der ſtickigen Atmoſphäre der kriecheriſchen Feigheit der 
offiziellen öffentlichen Meinung ſchleudert dieſer letzte Apoſtel der chriſtlichen 
Allvergebung, in dem der altteſtamentariſche Prophet des Zornes nicht ge— 
ſtorben iſt, ſein „Ich kann nicht ſchweigen“ als Fluch ins Antlitz denen, die 
hängen, und als Verdammungsurteil denen, die ſchweigen. 

Und mag er uns ſeine mitfühlende Aufmerkſamkeit für unſere revolutionären 
Ziele verweigert haben — wir wiſſen, daß die Geſchichte ihm das Verſtändnis 
für ihre Wege vorenthalten hat. Wir werden ihn deshalb nicht verurteilen. 
Und wir werden ſtets in ihm nicht nur den großen Genius ſchätzen, der nicht 
ſterben wird, ſolange die menſchliche Kunſt lebendig iſt, ſondern auch den un⸗ 
beugſamen ſittlichen Mut, der ihm nicht geſtattete, in den Reihen ſeiner 
heuchleriſchen Kirche, ſeiner Geſellſchaft und ſeines Staates zu bleiben, und 
der ihn zur Einſamkeit unter zahlloſen Verehrern verdammte. 


Zur frage des frauenwahlrechts in England. 
Von J. Zachſe (London). 


Der Kampf um das Frauenſtimmrecht kann aus zweierlei Geſichtspunkten 
verſtanden werden: einmal als die Revolte des weiblichen Geſchlechtes gegen 
die Herrſchaft der Männer, zum anderen aber als eine Teilerſcheinung des 
großen Kampfes, welchen die geknechteten Volksmaſſen gegen ihre Unterdrücker 
führen. Der erſtgenannte Geſichtspunkt überwiegt bei den engliſchen Frauen, 
welche mit der gegenwärtigen Stimmrechtsagitation vornehmlich identifiziert 
werden, alſo bei den ſogenannten Suffragettes; der letztere hingegen iſt für 
die organiſierte Arbeiterſchaft entſcheidend. 

1 Uns find über dieſen Gegenſtand gleichzeitig zwei Artikel zugegangen, die ſich in vielen 
Punkten berühren, aber auch ergänzen. Einer ſtammt von einem deutſchen Genoſſen, der in 


London lebt, der andere von unſerem alten Freunde Quelch. Wir geben beiden das Wort. 
f Die Redaktion. 
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Die Suffragettes wollen gegenüber ihren männlichen Klaſſengenoſſen und | 
Konkurrenten nicht politiſch benachteiligt fein. Ihre Agitation trägt in jeder 
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Hinſicht — Klaſſenlage der Anhänger, Ziele und häufig auch Argumente 
einen ausgeſprochen bürgerlichen Charakter. Wie die Männer der Bourgeoiſie 
vor einem Jahrhundert, ſo ſtützen auch ſie ihre Forderungen auf ihren ge⸗ 
füllten Geldbeutel. Der Schlachtruf iſt derſelbe geblieben: No Taxation without | 
representation — keine (direkte) Beſteuerung ohne Stimmrecht. Sie fordern 
dieſelben politiſchen Rechte, wie ſie die Männer ihrer eigenen Klaſſe beſitzen. 


Sie wollen das Wahlrecht für die Frauen „unter denſelben Bedingungen“ 


wie die Männer; was dieſe Bedingungen in Wirklichkeit ſind, welchen Um⸗ 
fang ein ſolches Frauenwahlrecht annehmen würde, welche Schichten von | 
Frauen es emanzipieren würde und welche nicht — darum kümmern ſich die 
Suffragettes zunächſt nicht. Sie wollen das Prinzip der politiſchen Entrechtung 
der Frau als ſolcher, als geſchlechtlichem Weſen, zu Falle bringen; dies aber 
iſt erreicht in dem Augenblick, wo die erſte Frau zur Urne geht. Ihnen iſt 
es in erſter Linie um die — wie wir noch ſehen werden, allerdings nur 


theoretiſche — Gleichſtellung der Geſchlechter zu tun. 


Die arbeitenden Frauen und Männer dagegen nähern ſich der Frage von 


einer ganz anderen Seite. Ihnen iſt mit der Proklamierung der politiſchen 


Gleichheit der Geſchlechter an ſich nicht geholfen. Auch in Indien und in N 
Kamerun gibt es eine politiſche „Gleichberechtigung“ der Geſchlechter; es 
kommt eben alles auf die tatſächliche Natur dieſer Berechtigung an. Die ar⸗ 
beitenden Frauen fordern das Wahlrecht, nicht weil die Männer es beſitzen, 
ſondern weil ſie erwachſene Perſonen ſind, die geſellſchaftliche Pflichten zu \ 
erfüllen und geſellſchaftliche Intereſſen zu verfechten haben. Die Arbeiter 
klaſſe braucht die politiſchen Rechte, um ihre Emanzipation aus der Lohn⸗ 
ſklaverei zu erkämpfen, die ſoziale Demokratie kann nur auf dem Wege über 
die politiſche Demokratie errungen werden; und weil von einer politiſchen 


Demokratie keine Rede ſein kann, ſolange die Hälfte der erwachſenen Bevöl⸗ 


kerung politiſch rechtlos iſt, deshalb fordern die Arbeiter das Frauenwahlrecht. 


Und das Frauenwahlrecht hat für ſie nur einen Wert in genau dem Maße, 


in dem es zur Erringung der politiſchen Demokratie beiträgt. 


Die Suffragettes ſtimmen mit Vorliebe die geſchlechtliche Note an: ſie be⸗ 
ſchuldigen die Männer der geſetzlichen Unterdrückung des weiblichen Geſchlechtes; 
ſie verſpotten die Geſetze als „men-made laws“, Männergeſetze, und weigern 
ſich mitunter, ſich denſelben zu unterwerfen; die im Kapitalismus begründeten 
ſozialen Übel ſchreiben ſie gern der Stümperhaftigkeit der Männer in der 
Leitung öffentlicher Angelegenheiten zu; kurz, ſie proklamieren den Kampf des 
weiblichen Geſchlechtes gegen das männliche. Auch dies findet, wie mir ſcheint, 
in der geſellſchaftlichen Lage der bürgerlichen Frauen ſeine Erklärung. Die 
Frau, Tochter oder Schweſter des beſitzenden Mannes empfindet in der Regel 
ihre Intereſſengemeinſchaft mit ihm kaum. Für ihren „ſtandesgemäßen“ Unter⸗ 
halt iſt reichlich geſorgt, ob der Mann mehr oder weniger Profit einheimſt, 
das kann ihr verhältnismäßig gleichgültig ſein. Meiſtens intereſſiert fie ſich 


gar nicht für die Geſchäfte des Mannes, ſondern iſt mit ihren eigenen „ger 


ſellſchaftlichen“ Angelegenheiten vollauf in Anſpruch genommen. Ihr einziger 
Wunſch iſt oft nur der, ein ſeparates, vom Manne unabhängiges Einkommen 
zu genießen, um ihre beſonderen perſönlichen Wünſche oder extravaganten 
Launen befriedigen zu können. Statt einer Intereſſengemeinſamkeit erzeugt 
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dies nicht ſelten ein Element des Intereſſengegenſatzes zwiſchen Mann und 
Frau der beſitzenden Klaſſen. Die auf eigenen Erwerb angewieſene Frau der 
zebildeten Stände hat ſogar beſtändig einen direkten ökonomiſchen Kampf 
gegen ihre männlichen Klaſſen⸗ und Berufsgenoſſen zu führen. Infolge des 
hon niedrigem Konkurrenzneid diktierten reaktionären Widerſtandes der Männer 
ällt es dieſen Frauen immer ſchwerer, eine ihren Fähigkeiten angemeſſene 
Beſchäftigung zu finden. Die juriſtiſche und theologiſche Laufbahn iſt den eng⸗ 
iſchen Frauen gänzlich verſchloſſen, das Studium der Medizin iſt ihnen un⸗ 
zemein erſchwert; in Cambridge und Oxford können fie überhaupt keine aka⸗ 
demiſchen Grade erwerben. Es iſt deshalb nicht zu verwundern, daß die 
Frauen der beſitzenden und gebildeten Klaſſen der Doktrin von dem Kampfe 
der Geſchlechter leicht zugänglich ſind. 

Nicht ſo die Frauen der Arbeiterklaſſe. Die Arbeit ſuchenden Frauen 
werden von ihren männlichen Genoſſen nicht zurückgeſtoßen; im Gegenteil, 
jehr häufig ſind es die Frauen, deren Arbeitsangebot von den Kapitaliſten 
dazu benutzt wird, um die Löhne der männlichen Arbeiter hinabzudrücken. 
Früher allerdings betrachteten manche engliſchen Gewerkſchaften die Frauen 
als läſtige, minderwertige Eindringlinge, die von den Organiſationen um jeden 
Preis ferngehalten werden müßten. Gar bald ſahen jedoch dieſe Gewerk— 
ſchaften ſelbſt die Kurzſichtigkeit dieſer Taktik ein, und heute kämpfen männ⸗ 
liche und weibliche Arbeiter Schulter an Schulter gegen denſelben Feind und 
dieſelbe Ausbeutung. Die Frauen der Arbeiter haben vollends genau dieſelben 
wirtſchaftlichen Intereſſen wie ihre Männer. Jeder Schilling Mehrverdienſt 
des Mannes bedeutet etwas mehr Ruhe und Lebensfreude für die Frau und 
etwas beſſere Nahrung und Geſundheit für ihre Kinder. Den Arbeiterinnen 
wird man vergebens einen Kampf der Geſchlechter predigen; ſie ſpüren es nur 
zu ſehr am eigenen Leibe, daß ihr Heil nur in dem mit ihren männlichen 
Genoſſen gemeinſam geführten Klaſſenkampf zu ſuchen iſt. 

Wie ſtellt ſich nun die Forderung der engliſchen Frauenrechtlerinnen dar, 
mit dem Maßſtab der Demokratie und der politiſchen Intereſſen der Arbeiter⸗ 
klaſſe gemeſſen? Die Suffragettes fordern das Wahlrecht „unter denſelben 
Bedingungen“, wie die Männer es heute beſitzen. Was ſind dieſe Bedin⸗ 
gungen? Das in England geltende Männerwahlrecht iſt weit entfernt davon, 
ein allgemeines zu ſein, ſondern es iſt an etwa 17 verſchiedene Beſitz⸗ oder 
Eigentumsqualifikationen gebunden, von denen die demokratiſchſte vom Wähler 
verlangt, daß ſeine Wohnung oder Stube unmöbliert einen Mietwert von 
200 Mark jährlich repräſentiert. Dieſe Wahlrechtseinſchränkung hat zur 
Folge, daß von den rund 12 ¼ Millionen erwachſener Männer des Ver⸗ 
einigten Königreichs bloß 7⅛ Millionen das Wahlrecht beſitzen, während 
rund 5 Millionen oder 40 Prozent der erwachſenen männlichen Bevölkerung 
politiſch rechtlos ſind. Würden nun 60 Prozent auch der erwachſenen weib⸗ 
lichen Bevölkerung das Stimmrecht erhalten, ſo wäre das vom Standpunkt 
der arbeitenden Klaſſen immer noch ein recht zweifelhafter Gewinn. Ihre 
politiſche Macht im Verhältnis zu der der beſitzenden Klaſſen würde dadurch 
jedenfalls nicht zunehmen. Aber die Forderungen der Suffragettes, welche in 
der ſogenannten Limited Bill — beſchränkter Geſetzentwurf — zuſammengefaßt 
ſind, würden nicht einmal dieſes magere Reſultat ergeben. Zunächſt würden 
die verheirateten Frauen der arbeitenden Klaſſe faſt ausnahmslos rechtlos 
bleiben, auch da, wo ihre Ehemänner das Stimmrecht beſitzen, denn ver⸗ 
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heiratete Frauen halten in der Regel keine ſeparate Wohnung außer der ihrer 
Männer. Dagegen hätten die verheirateten Frauen der beſitzenden Klaſſen 
doch die Möglichkeit, das Wahlrecht auf Grund anderer Qualifikationen zu 
erwerben. Nicht viel beſſer ſtände es um die unverehelichten Frauen. Jene 5 
der beſitzenden Klaſſen könnten allerdings ohne weiteres das Stimmrecht er⸗ 
halten, aber die unverehelichten Arbeiterinnen würden infolge ihrer ſchlechteren 
wirtſchaftlichen Lage die erforderliche Qualifikation nur in ſeltenen Fällen er⸗ 
reichen, viel ſeltener als ſelbſt ihre männlichen Klaſſengenoſſen. Die Limited 
Bill würde — wie in dem Organ der Suffragettes faſt jede Woche klipp und 
klar zu leſen iſt — anderthalb Millionen Frauen das Stimmrecht geben, das 
heißt noch nicht 12 Prozent der erwachſenen weiblichen Bevölkerung Groß⸗ 
britanniens und Irlands! Die Stimmen der Frauen würden gerade ein 
Fünftel der Männerſtimmen ausmachen! An dieſen Zahlen iſt auch der F 
wahre Gehalt und die Aufrichtigkeit des frauenrechtleriſchen Geredes von der 
„Gleichberechtigung der Geſchlechter“ zu meſſen. Und aus welchen Geſell⸗ 
ſchaftsſchichten würden ſich die anderthalb Millionen ſtimmberechtigter Frauen 
rekrutieren? Offenbar faſt ausſchließlich aus den beſitzenden Klaſſen, während 
die arbeitenden Frauen mit wenigen Ausnahmen das Nachſehen hätten. Von 
den über 25 Millionen erwachſener Perſonen beiderlei Geſchlechtes würden ins⸗ 
geſamt etwa 9 Millionen ſtimmberechtigt ſein, das heißt beinahe zwei Drittel 
der geſamten erwachſenen Bevölkerung würden noch immer politiſch rechtlos 
bleiben. Sollte die Limited Bill wirklich zum Geſetz werden, dann könnte 
dieſes Wahlrecht mitunter recht ſonderbare Blüten zeitigen. Stellen wir zwei 
Familien von gleichem Umfang in demſelben Wahlkreis einander gegenüber, 
von denen die eine wohlhabend, die andere arm ſei. Jede der beiden Familien 
beſtehe aus Mann und Frau und, ſagen wir, drei erwachſenen Töchtern. Die 
Frau des wohlhabenden Mannes könnte das Wahlrecht beiſpielsweiſe auf 
Grund eines entſprechenden Grundbeſitzes erwerben, während die drei Töchter 
etwa dadurch qualifiziert werden könnten, daß ihnen dem Geſetz entſprechende 
ſeparate Wohnräumlichkeiten im elterlichen Hauſe eingeräumt werden. Der 
arme Mann könnte weder das eine noch das andere tun und müßte froh 
ſein, ſelber die Qualifikation zu erreichen. Das Reſultat in dieſem extremen 
Falle wäre alſo dies, daß die reiche Familie über fünf Stimmen verfügen 
würde, während die an Zahl gleiche Arbeiterfamilie mit einer einzigen Stimme 
vorlieb nehmen müßte. Von welcher Seite man auch die Sache betrachtet, 
man kommt immer zu dem Reſultat, daß die Limited Bill nichts anderes be⸗ 
deutet als ein Pluralvotum für die beſitzenden Klaſſen zum Schaden 
der arbeitenden Klaſſen. Sie iſt keine demokratiſche, ſondern eine durch 
und durch reaktionäre Maßregel. Und die Damen ſcheuen ſich nicht, zur 
Verwirklichung dieſer „Reform“ die Hilfe der arbeitenden Frauen anzurufen! 
Sonderbarerweiſe hat ſich auch ein Teil der engliſchen Sozialiſten, unter 
ihnen auch der Genoſſe Keir Hardie, der ſonſt von ſeinem geſunden prole⸗ . 
tariſchen Klaſſeninſtinkt beſſer geleitet zu werden pflegt, zugunſten dieſer Limited 
Bill erklärt. | | = 
Die Auguſtnummer des „Social-Democrat* reproduziert einen ſonderbaren Artikel 
Keir Hardies über dieſe Frage, welcher in den „Sozialiſtiſchen Monatsheften“ erſchienen iſt. 
Die engliſche Arbeiterbewegung hat keiner einzelnen Perſon mehr zu verdanken, als Keir 
Hardie, aber der betreffende Artikel ift fo grotesk irreführend, daß er nicht unwiderſprochen 
bleiben darf. Keir Hardie beſtreitet darin, daß die Limited Bill faſt ausſchließlich den bes 
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Sie verkennen nicht die beſchränkte Natur dieſer Maßregel, aber ſie argu⸗ 
mentieren in der Hauptſache damit, daß, da das allgemeine Wahlrecht für beide 
Geſchlechter nun einmal zurzeit nicht zu haben ſei, ſo müſſe man die Limited Bill 
als eine vorläufige Abſchlagszahlung hinnehmen. Beiläufig ſei bemerkt, daß erſt 
zu beweiſen wäre, daß ein Kampf für das allgemeine Wahlrecht zurzeit ausſichtslos 
ſei; das ohne weiteres als evident anzuſehen, haben jene Sozialiſten am wenigſten 
ein Recht, die bisher für ſeine Erringung keinen Finger gerührt haben. Aber 

das Argument zeigt, daß jene, die es gebrauchen, ſich nicht im klaren ſind 


ſitzenden Klaſſen zugute käme. Nun iſt es für eine Privatperſon faſt unmöglich, mit einiger 
Genauigkeit feſtzuſtellen, wie ſich die Stimmen nach der Limited Bill auf die Frauen der ver⸗ 
ſchiedenen Geſellſchaftsklaſſen verteilen würden. Ich ſtütze mich jedoch auf eine im offiziellen 
Organ der Suffragettes „Votes for Women“ ſehr häufig an hervorragender Stelle wieder- 
holte Behauptung, daß die Limited Bill anderthalb Millionen Frauen das Wahl⸗ 
recht geben würde. Da die Suffragettes ſicherlich kein Intereſſe daran haben, den demo⸗ 
kratiſchen Charakter ihrer Forderung als geringer hinzuſtellen, als er in Wirklichkeit iſt, ſo 
darf zuverſichtlich angenommen werden, daß die obige Ziffer nicht zu niedrig gegriffen 
iſt. Von den 13 Millionen erwachſener Frauen würden alſo 11½ Millionen das 
Stimmrecht nicht erhalten. Würden dieſe 11½ Millionen auch weiterhin rechtlos 
bleibender Frauen zu den beſitzenden Klaſſen gehören? Das glaubt wohl Keir Hardie 
ſelber nicht. Die Frauen der beſitzenden Klaſſen würden offenbar faſt ausnahmslos das 
Stimmrecht erwerben, während die 11½ Millionen rechtloſer Frauen ſich faſt ausnahmslos 
aus den beſitzloſen Klaſſen rekrutieren würden. 5 

In demſelben Artikel erklärt Keir Hardie, daß nach ſeiner Schätzung für jede beſitzende 
Frau, welche durch die Limited Bill das Stimmrecht erhalten würde, 20 Arbeiterinnen 
dasſelbe Recht gewännen. Gegenüber einer ſolchen Behauptung muß jede Argumentation 
beinahe verſtummen. Alſo auf hundert wahlberechtigte Arbeiterinnen würden bloß fünf wahl- 
berechtigte beſitzende Frauen kommen! Das hat noch keine Suffragette den Arbeiterinnen vor⸗ 
zumachen gewagt, und die ſind doch wahrlich nicht ſpröde. Wenn dieſe Behauptung richtig 
wäre, dann wäre ja die Limited Bill vom Standpunkt der Intereſſen der arbeitenden Klaſſen 
ſogar dem allgemeinen Wahlrecht unbedingt vorzuziehen. Denn in keinem Lande, wo es ein 
ganz allgemeines Männerwahlrecht gibt, machen die Stimmen der beſitzenden Klaſſen bloß 
fünf Prozent der Arbeiterſtimmen aus. 

Dieſe Behauptung Keir Hardies iſt eben gänzlich abſurd. In Großbritannien ſind 
alle Einkommen ſteuerfrei, welche jährlich 160 Pfund Sterling, das heißt 3200 Mark nicht 
überſteigen. Wir können alſo getroſt ſagen, daß die Arbeiterklaſſe dort aufhört, wo die Ein— 
kommenſteuer anfängt. Nun gibt es im Vereinigten Königreich — nach den Berechnungen 
Chiozza Moneys — über eine Million Einkommenſteuerzahler, welche mit ihren Familien 
ungefähr 5 ½ Millionen Perſonen, Männer, Frauen und Kinder repräſentieren, das heißt 
gerade ein Achtel der 44 Millionen Einwohner des Reiches. Wendet man dasſelbe Verhältnis 
auf die Frauen an, ſo würde ſich ergeben, daß von den 13 Millionen erwachſener Frauen 
des Reiches 1625000 zu Familien gehören, deren Einkommen 3200 Mark im Jahre über— 
ſteigt, oder 125000 mehr, als nach der Schätzung der Suffragettes durch die Limited Bill das 
Wahlrecht erhielten! Danach würden alſo nicht einmal alle Frauen, deren Familien ein Ein⸗ 
kommen von mehr als 3200 Mark genießen, das Stimmrecht erwerben können, von den 
über 11 Millionen arbeitenden Frauen ganz zu ſchweigen. 

Hält indeſſen Keir Hardie die von den Suffragettes ſelbſt angegebenen anderthalb Mil⸗ 
lionen für zu niedrig, und hat er eine andere, erheblich größere Zahl berechnet, dann heraus 
mit der Zahl! Denn einzig und allein darauf kann es ankommen. Kann Keir Hardie wirk⸗ 
lich beweiſen, daß die Limited Bill den arbeitenden Klaſſen vorteilhaft und die politiſche Macht 
der beſitzenden Klaſſen wenn auch nur relativ einſchränkt, dann werden die Arbeiterpartei 
und jene Sozialiſten, welche die Limited Bill heute bekämpfen, ihre Haltung ſchleunigſt 
revidieren müſſen. Ich vermute jedoch, daß Keir Hardie den Verſuch dieſes Beweiſes bleiben 
laſſen wird. 


914 | | Die Neue Zeit. 


über die wirkliche Bedeutung von Wahlreformen überhaupt. Eine Wahlreform | 
bedeutet nur dann einen Fortſchritt, hat heutzutage überhaupt nur einen Sinn, 


wenn ſie einen Teil der politiſchen Macht von den beſitzenden Klaſſen auf die 


beſitzloſen Klaſſen überwälzt. Eine Wahlreform, welche in dieſer Beziehung 


alles beim alten läßt oder gar die politiſche Macht der beſitzenden Klaſſen 
ſteigert, iſt nutzlos und ſchlimmer als nutzlos, auch wenn ſie nach einer Wahl⸗ 


rechts⸗„Erweiterung“ ausſieht. Dies iſt aber der Fall bei der Limited Bill, und 
es iſt deshalb verfehlt, ſie von dem Standpunkt der arbeitenden Klaſſen aus, 
denen ſie gar nichts bringt, für eine „Abſchlagszahlung“ anzuſehen. Sie iſt 
auch keine „Abſchlagszahlung“ in dem Sinne, daß ſie etwa die ſpätere Er⸗ 


ringung des allgemeinen Wahlrechtes für beide Geſchlechter erleichtern könnte. 


Eben dadurch, daß ſie die Macht der beſitzenden Klaſſen ſtärkt und damit die \ 
relative politiſche Macht der Arbeiterklaſſe ſchwächt, würde die Verwirklichung 
der Limited Bill die Erkämpfung des allgemeinen Wahlrechtes nicht erleichtern, 9 
ſondern erſchweren, ſie vielleicht auf viele Jahre hinaus unmöglich machen. N 
Viele gerade der einflußreichſten Suffragettes ſagen es geradezu heraus, daß 
ſie in der Limited Bill ein Mittel ſehen, um den Sieg des allge⸗ 
meinen Wahlrechtes zu verhindern, und die meiſten von ihnen würden 
das allgemeine Wahlrecht für beide Geſchlechter ſicherlich nicht gern ſehen. 
Welchen Reiz ſollte denn auch das Wahlrecht für die Damen noch haben, 
wenn ihre Dienſtmädchen und Waſchfrauen es gleicherweiſe ausüben könnten! 
Aus dieſen Gründen verdient die Limited Bill von den Sozialiſten und der 


Arbeiterſchaft nicht unterſtützt, ſondern offen bekämpft zu werden. 


Eine unzweideutige Stellungnahme der engliſchen Arbeiterbewegung zu | 
diefer Frage ift um fo mehr geboten, als fie heute aufgehört hat, eine akade⸗ 


miſche Erörterung zu ſein, und in den Mittelpunkt der aktuellen Tagespolitik 


gerückt iſt. Daß wir bei dieſem Punkte angelangt ſind, das iſt unleugbar der 


bewundernswerten Energie und der wirkſamen Taktik der Frauenrechtlerinnen 
zu danken. Aber die tieferen Urſachen der Bewegung und die Wurzeln ihrer 


Kraft ſind in den Tatſachen der wirtſchaftlichen und ſozialen Entwicklung 
Englands in den letzten Jahrzehnten begründet. Die Frau hat aufgehört, die 


Hüterin und die Zierde des Heims zu ſein, aus der Küche und der Kinder⸗ 


ſtube iſt ſie in die Fabriken und Kontore, auf das wirtſchaftliche Schlachtfeld 


gedrängt worden. Die Zahl der erwerbstätigen Frauen in Großbritannien 


hat ſich in den letzten Jahrzehnten um rund eine halbe Million pro Jahrzehnt 


vermehrt. Heute gibt es rund 5500000 in Gewerben tätige Frauen in Eng⸗ 
land. Es gibt 200000 Dienſtmädchen, 867000 Textilarbeiterinnen, 903000 
Schneiderinnen, 80000 ſind im Handel und 100000 in der Landwirtſchaft 
beſchäftigt, 55784 Frauen ſind Kontorſchreiberinnen, 200000 Lehrerinnen, 


44000 Muſikantinnen und Schauſpielerinnen, 79000 Krankenpflegerinnen und | 


300 Ärztinnen. In dieſen Zahlen findet die Tatſache, daß die Forderung der 


engliſchen Frauen nach den politiſchen Rechten immer lauter und mächtiger 


ertönt, bis ſie zuletzt unwiderſtehlich geworden iſt, ihre deutlichſte Erklärung. 


Welches ſind nun die Organiſationen und Kräfte, welche hinter der Limited . 
Bill einerſeits und dem allgemeinen Wahlrecht für beide Geſchlechter andererſeits 
ſtehen? Die Limited Bill hat in erſter Linie die Unterſtützung der drei Organi⸗ 1 


ſationen der eigentlichen Frauenrechtlerinnen. Ihre Macht iſt nicht zu unterſchätzen; 


ſie erfreuen ſich der Gönnerſchaft einer großen Anzahl reicher und freigebiger Per⸗ 
ſonen, und die Leiter der Organiſationen verſtehen es, den wirkſamſten Gebrauch 


. 


* 
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yon den ihnen zur Verfügung ſtehenden Geldern zu machen. Ihrer energiſchen 
Ngitation ſowie dem Mute und der Opferfreudigkeit vieler ihrer tätigen Anhänger 
ſt es gelungen, die Einbildungskraft weiter Kreiſe zu erwecken und feſtzuhalten, 
ind da ſie genau wiſſen, was ſie wollen, ſo muß ihre bedeutende Macht und 
hr großer Einfluß der Limited Bill im Gegenſatz zum allgemeinen Wahlrecht 
zutgeſchrieben werden. Die Limited Bill unterſtützt außerdem noch die Unab- 
hängige Arbeiterpartei (I. L. P.), eine ſozialiſtiſche Organiſation unter der 
Führerſchaft Keir Hardies, welche ſehr freundſchaftliche Beziehungen zu den 
Suffragettes unterhält. Ihre direkte Macht iſt zwar keine große, aber die 
Suffragettes und die Limited Bill gewinnen in manchen Arbeiterkreiſen ſtark 
m Preſtige durch die Tatſache, daß die letztere von einer ſozialiſtiſchen Organi⸗ 
ſation befürwortet wird, und außerdem darf der Einfluß der I. L. P. innerhalb 
der Arbeiterpartei nicht außer acht gelaſſen werden. | 

Die ſofortige Einführung des allgemeinen Wahlrechtes für beide Geſchlechter 
wird dagegen in erſter Linie von der großen Arbeiterpartei (Labour Party) 
gefordert, ferner von der Sozialdemokratiſchen Partei (S. D. P.) und der Adult 
Suffrage Society (Allgemeine Wahlrechts⸗Vereinigung) unter der Leitung der 
Genoſſin Margaret Bondfield. Die Labour Party, als eigentliche Vertreterin 
des engliſchen Proletariats, wäre mit einiger Energie ohne Zweifel imſtande, 
die Forderung nach dem allgemeinen Wahlrecht für beide Geſchlechter in den 
Vordergrund zu ſchieben und ſie auch ſehr bald bei der Regierung und im 
Parlament durchzuſetzen. Die tonangebenden Führer der Partei ſind aber 
gerade die Vertreter der I. L. P., und dieſe wollen leider von dem allgemeinen 
Wahlrecht augenblicklich nichts wiſſen. Die 8. D. P. hat zwar den Willen, ihr 
fehlt jedoch die Macht. Sie hat es ihren eigenen, in anderen Fragen begangenen 
groben Fehlern und insbeſondere ihrer freiwilligen Iſolierung von der eng⸗ 
liſchen Arbeiterbewegung zu danken, daß Keir Hardie nicht ganz unrecht hat, 
wenn er ſie eine „negligible quantity“ nennt. Auch die „Adult Suffrage Society“ 


f 1 Wie Keir Hardie in dem bereits angezogenen Artikel behaupten kann, daß „eine große 
Mehrheit der Labour Party“ zugunſten der Limited Bill ſei, iſt mir ganz und gar unverſtänd— 
lich. Dieſer erſtaunlichen Behauptung Keir Hardies ſtelle ich den Wortlaut der von der 
letzten Jahreskonferenz der Labour Party in Hull in dieſer Frage angenommenen 
Reſolution gegenüber: 


Frauen) ausgedehnt werde, ein retrograder Schritt und zu bekämpfen iſt.“ 
Di.ieſe Reſolution wurde nach dem offiziellen Protokoll mit 784000 gegen 257000 Stimmen 
angenommen. Reſolutionen des gleichen Sinnes wurden auch an den zwei vorhergehenden 
Jahreskonferenzen mit ähnlich entſcheidenden Mehrheiten angenommen. Die angeführte Be— 
hauptung Keir Hardies entſpricht alſo nicht den Tatſachen, die Labour Party iſt vielmehr in 
ihrer überwältigenden Mehrheit für die ſofortige Einführung des allgemeinen Wahlrechts für 
beide Geſchlechter und ausdrücklich gegen die Limited Bill. 

Die parlamentariſche Fraktion der Labour Party hat allerdings unter abſoluter 
Mißachtung des imperativen Mandats der Jahreskonferenz — und vermutlich gerade unter 
dem Einfluß ihrer Mitglieder von der I. L. P. — im Unterhaus für die zweite Leſung der 
Limited Bill geſprochen und geſtimmt. Aber hoffentlich ſieht Keir Hardie die parlamentariſche 
Fraktion nicht für die „Labour Party“ an und hält die Jahreskonferenz mit der an ihr 
| vertretenen Million von organifierten Arbeitern nicht für Luft. 
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iſt wenigſtens heute noch ſchwach, und es fehlt ihr insbeſondere an den nötigen 
pekuniären Mitteln zur Entfaltung einer machtvollen Agitation. | 
Das Parlament wieder ſteht augenblicklich auf der Seite der Suffragettes 
inſofern, als das Unterhaus die Limited Bill mit großer Mehrheit in zweiter j 
Leſung angenommen hat. In diefem Stadium wird die Bill aber auch ſtecken 
bleiben, denn die Regierung ſteht ihr in offener Feindſchaft gegenüber und 
wird ihre Geſetzwerdung verhindern. Wahrſcheinlich hat ein erheblicher Teil 
der Abgeordneten, welche für die Bill ſtimmten, das nur eben deshalb getan, 
weil ſie im voraus wußten, daß ihre Stimme keine praktiſchen Konſequenzen 
nach ſich ziehen würde. Dagegen hat der Miniſterpräſident Asquith ſo etwas 
wie ein allgemeines Wahlrecht für beide Geſchlechter in Ausſicht geſtellt. Einer 
Deputation von Unterhausmitgliedern, welche ihn für die Limited Bill ge⸗ 
winnen wollte, gab er nämlich am 20. Mai dieſes Jahres zur Antwort, daß 
er dieſer Bill zur Geſetzwerdung nicht verhelfen könne, aber gleichzeitig erklärte 
er, daß die Regierung das Prinzip des Frauenwahlrechtes keineswegs zurück⸗ 
weiſe. Die Regierung werde es für ihre Pflicht anſehen, noch vor Abſchluß | 
dieſes Parlaments, alſo noch vor den nächſten allgemeinen Wahlen, eine 
umfaſſende Reform des geltenden Wahlrechtsſyſtems einzureichen, 
um dem konfuſen Zuſtand und den vielfachen Anomalien des geltenden Wahl⸗ 
rechtes ein Ende zu machen. Wenn dieſe Regierungsmaßregel dem Parlament 
vorgelegt werden wird, dann wird die Regierung nichts dagegen einwenden, 
wenn durch einen Zuſatzantrag die Wahlberechtigung auch auf die Frauen 
ausgedehnt wird, vorausgeſetzt, daß dieſe Anderung ſich auf einer demokra⸗ 
tiſchen Grundlage vollzieht. Re | 
Wird dieſes Verſprechen ehrlich und ohne Hintergedanken eingelöſt, dann 
haben wir eben das allgemeine Wahlrecht für beide Geſchlechter. Freilich iſt 
auf das bloße Wort des Miniſterpräſidenten kein unbedingter Verlaß, aber 
wir haben hier einen Anhaltspunkt, an dem eine mächtige Agitation für das 
allgemeine Wahlrecht einſetzen kann. Angeſichts dieſer Sachlage iſt es, von 
den übrigen Erwägungen ganz abgeſehen, durchaus deplaziert, für die Limited | 
Bill mit der Begründung einzutreten, daß ein Kampf für das allgemeine 
Wahlrecht ausſichtslos ſei. Meines Erachtens hängt die Zukunft dieſer Frage, | 
und mit ihr das Schickſal der politiſchen Demokratie Englands in der nächſten 
Zukunft überhaupt, ausſchließlich davon ab, ob die Arbeiterpartei und die 
ſozialiſtiſchen Organiſationen es verſtehen werden, das Intereſſe des Volkes 
auf das allgemeine Wahlrecht für beide Geſchlechter zu konzentrieren. Wenn 
keine mächtige Volksbewegung für das allgemeine Wahlrecht exiſtiert, dann wird 
ſeine Gewinnung allerdings ausſichtslos ſein, trotz des etwaigen Wohlwollens 
der Regierung. Solange man den Schein beſtehen läßt, als ob die Suffragettes 
die Frauen Englands verträten und als ob die engliſchen Frauen in ihrer 
Geſamtheit ſich mit einem Damenwahlrecht zufrieden gäben, ſo lange iſt auf 
ein allgemeines Wahlrecht für beide Geſchlechter keine Hoffnung vorhanden. 
Erſt muß dieſer Schein zerſtört werden, es muß gezeigt werden, daß die un⸗ 
überſehbare Maſſe der engliſchen Arbeiterinnen in einer Reihe ſtehen nicht mit 
den ſelbſtiſch Klaſſenintereſſen verfolgenden Damen „höherer“ Stände, ſondern 
mit ihren männlichen Klaſſen⸗ und Leidensgenoſſen. Vor einiger Zeit wurde 
in London eine von der S. D. P. einberufene allgemeine Arbeiterkonferenz über 
politiſche Reformen abgehalten, welche ſich ſolche Aufgaben ſtellte. Anfangs 
durfte man auf dieſes Beginnen große Hoffnungen ſetzen, es ſcheint aber, daß 


ik 
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die bejammernswerte Zerriſſenheit des engliſchen Sozialismus ihn auch in 
dieſem Falle zur Ohnmacht verurteilen wird. Will man zum Ziele gelangen, 
dann muß die Arbeiterpartei ſelbſt die Sache herzhaft in ihre beiden Hände 
nehmen und ſich auf die loyale Mithilfe aller ſozialiſtiſchen Organiſationen 
verlaſſen können. | | 
Man könnte die Frage aufwerfen, wie es denn komme, daß eine kapita⸗ 
liſtiſche Regierung einer Maßregel, welche ſo offenkundig die politiſche Macht 
der beſitzenden Klaſſen ſtärken würde, wie die Limited Bill, Widerſtand leiſtet. 
Die Antwort iſt die, daß die engliſche Bourgeoiſie ſich durch das Proletariat 
in ihrer Herrſchaft noch in keiner Weiſe bedroht fühlt. Wo dies aber nicht 
der Fall iſt, da werden bei der Ergreifung von politiſchen Maßregeln ſtets 
die Intereſſengegenſätze der verſchiedenen Schichten innerhalb der Bourgeoiſie 
den Ausſchlag geben. Die Regierung fürchtet, daß die Limited Bill mehr den 
Konſervativen als den Liberalen zugute kommen würde, und deshalb wäre ſie 
bereit, im Notfall eine weit demokratiſchere Wahlreform durchzuführen, von 
der ſie mehr für den Liberalismus hoffen zu dürfen glaubt. Aber den weiter⸗ 
gehenden Schritt kann ſie nur tun, wenn ſie ihre furchtſameren Anhänger, 
deren bürgerliches Klaſſenbewußtſein weniger von Parteirückſichten getrübt iſt, 
auf eine mächtige Volksbewegung, der man Rechnung tragen müſſe, ver⸗ 
weiſen kann. 

| Die engliſche Bourgeoiſie hat es beſſer verſtanden als die Bourgeoiſien 
anderer Länder, ihre eigenen Klaſſenkämpfe ſo hinzuſtellen, als ob ſie im 
Intereſſe des geſamten Volkes geführt worden wären. Die Reformbill wurde 
von ſchwieligen Proletarierfäuſten für die Herren Bourgeois erfochten; die 
Freihandelsära ſollte den Arbeitern das tauſendjährige Reich bringen, und 
der Imperialismus und die Kolonialpolitik ſollten die Lohnſklaven ſelig machen. 
Es wäre tief zu beklagen, wenn es heute, im zwanzigſten Jahrhundert, im 
Zeitalter der ſelbſtändigen Arbeiterpartei, der engliſchen Bourgeoiſie abermals 
gelingen ſollte, ihre politiſchen Zwecke unter der Maske der Revolution zu 


erreichen. 
die engliſche Sozialdemokratie 1 , 
und die frauenwahlrechtsbewegung. = 


Don H. Quelch (London). 


| In einer der letzten Nummern der „Sozialiſtiſchen Monatshefte“ erſchien 
ein Artikel von Keir Hardie über dieſen Gegenſtand, der die Tatſachen ſo 
falſch darſtellt, daß er zu keiner Antwort herausgefordert hätte, wenn er in 
einer engliſchen Zeitſchrift erſchienen wäre. Da er aber in Kreiſe kommt, denen 
die Tatſachen völlig fremd ſind, ſo kann er leicht irre führen, und daher 
nehme ich mir die Freiheit, ihn hier zu beantworten. | 
Hardie behauptet, daß wir, die Mitglieder der ſozialdemokratiſchen Partei, 
ihn verleumden, indem wir ſagen, diejenigen ſeien Gegner des allgemeinen 
Wahlrechtes, die den Antrag unterſtützen, daß das Wahlrecht, wie es jetzt 
von den Männern ausgeübt wird, unter denſelben Bedingungen auf die 
Frauen übertragen werde. | 
| Das iſt nicht richtig. Wir glauben wohl, daß Hardie und ſeine Freunde 
aufrichtig ein allgemeines Wahlrecht für Erwachſene wünſchen, aber wir 


IR | 5 Die Neue Zeit. 


meinen, ſie ſollten nicht die „Limited Bill“, das heißt ein Geſetz unterſtützen, 
das dieſes Wahlrecht nur auf jene Frauen ausgedehnt wiſſen will, die einen 
beſtimmten Beſitz nachweiſen können; wir glauben, daß dadurch nicht nur die 
Macht der beſitzenden Klaſſe geſtärkt wird, ſondern daraus auch ein Hindernis | 
für die weitere Ausdehnung des Wahlrechtes erwächſt. | 

Das letztere iſt nicht bloß unfere Meinung. Die hervorragendſten Befür⸗ 
worter der Einſchränkungsmaßregel teilen ſie, und nicht einmal alle jene 
Sozialiſten ſind davon ausgenommen, die es für nötig finden, ſie zu unter⸗ 
ſtützen. 4 

Mrs. M. G. Faweett, eine Liberale, jagt in einem Briefe vom 23. No⸗ 
vember 1907 an die „Times“: „In Ihrem Leitartikel führen Sie an, Lloyd 
George habe erklärt, das Frauenſtimmrecht müſſe zugleich mit dem allgemeinen 
Wahlrecht für Erwachſene kommen. Dieſe Erklärung paßt den Geſellſchaften 
für das Frauenſtimmrecht durchaus nicht. Einige von uns wünſchen das 
allgemeine Wahlrecht gar nicht.“ | | ı 

Lady Frances Balfour von der Torypartei, die Schwägerin des früheren 
Tory⸗Premierminiſters, ſoll ſich nach „World's Work“ (Januar 1907) fol⸗ 
gendermaßen geäußert haben: „Das Frauenſtimmrecht würde ſicherlich den 
übertriebenen Forderungen Schranken ſetzen, deren Durchſetzung die Ultra⸗ 
radikalen erſtreben, zum Beiſpiel der des allgemeinen Wahlrechtes. Von uns 
ſind viele ſehr gegen das allgemeine Wahlrecht.“ 

Hardie behauptet, die Führerinnen der „Kampfabteilung“ in der Frauen⸗ 
ſtimmrechtsbewegung ſeien alle Sozialiſtinnen. Dies iſt nicht ganz richtig. 
Aber ſogar diejenigen, die ſich Sozialiſtinnen nennen, ſtellen das Beſchränkungs⸗ 
geſetz, die Limited Bill, über ihren Sozialismus und arbeiteten ſogar bei der 
Wahl in Haggerston gegen unſeren Genoſſen Herbert Burrows, der ſtets einer 
der glühendſten Verteidiger der Frauenbewegung in unſerem Lande war; und 
das nur, weil er für das allgemeine Wahlrecht eintritt und das Beſchränkungs⸗ 
geſetz nicht unterſtützen will. Miß Pankhurſt, die eine der ſozialiſtiſchen 
Führerinnen der Kampfabteilung iſt, äußerte ſich in der „Daily Mail“ am 
13. Juni 1908 wie folgt: „Viele Leute glauben, daß wir das Wahlrecht für 
alle Frauen fordern; das iſt aber nicht der Fall. Im Gegenteil, unſere 
höchſt gemäßigte Forderung geht nur dahin, daß die Frauen, die eine ge⸗ | 
ſicherte Stellung haben und dieſelbe Verantwortlichkeit wie ein männlicher 
Wähler, auf die Wählerliſte geſetzt werden ſollen.“ | | 

So viel über die Wünſche der Kampfabteilung nach einem allgemeinen 
Wahlrecht. Aber Hardie behauptet, daß das beſchränkende Geſetz im Ver⸗ 
hältnis ſogar viel mehr Arbeiterfrauen zu ihrem Bürgerrecht verhelfen würde | 
als beſitzenden. Er jagt, auf jede beſitzende kämen zwanzig arbeitende Frauen. 
Es wäre intereſſant, zu erfahren, wen alles er in die Kategorie der „arbei⸗ | 
tenden Frauen“ rechnet und auf welche Berechnung er dieſen hinfälligen 
Schluß aufbaut. Wenige arbeitende Frauen ſind Hausbeſitzer und verheiratete 
ſind es gar nicht. | ee | 

Um als Mieter oder Bedienfteter das Wahlrecht zu erlangen, muß man | 
einen Mietzins von 200 Mark jährlich, das iſt 4 Mark wöchentlich bezahlen. 
Selbſt unter Männern iſt das Wahlrecht der Mieter ſehr beſchränkt. So 
wurden zum Beiſpiel in vier Wahlbezirken von Lancaſhire nur 7, 5, 7 und 
0 Stimmen von Mietern abgegeben. Bedenkt man, daß der Durchſchnittslohn 
der Frauen etwa 7¼ Mark wöchentlich beträgt, ſo wird es klar, wie wenige 
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von ihnen 4 Mark Miete für ein Zimmer ohne Möbel bezahlen können, und 
man kann ſagen, keine Proletarierin wird jemals ſo viel für ſich allein bezahlen. 

Der Ausdruck „arbeitende Frauen“ iſt eben ſehr elaſtiſch, und wahrſcheinlich 
dehnt ihn Hardie auch auf verſchiedene Berufe aus, in denen Töchter aus 
der Bourgeoiſie tätig ſind, deren Eltern ihnen leicht das Wahlrecht verſchaffen 
können, indem ſie ihnen ſeparierte Zimmer zu dem für die Wahlberechtigung 
erforderlichen Preiſe vermieten. Anders kann er nicht zu dem von ihm ge⸗ 
gebenen Verhältnis von 1 zu 20 kommen. Herr Artur Henderſon, der Vor⸗ 
ſitzende der Arbeiterpartei im Hauſe der Gemeinen, der die genaueſte Kenntnis 
des Wahlſyſtems beſitzt, ſagt, dieſes Geſetz ſei unzweifelhaft eine „Klaſſen“⸗ 


maßregel, denn es werde die Stimmen der Beſitzenden verdoppeln und der 


Stimmfähigkeit der Arbeiter höchſtens ein Zehntel hinzufügen. 

A. G. Eſſery, der liberale Wahlbevollmächtigte für Epſom, ſagt: „Es gibt 
Tauſende von Frauen, die eigenen Grundbeſitz, Pachtgüter oder Erbpachten 
haben, die ſie zum Stimmen berechtigen. Jeder Liberale, der in Wahlangelegen⸗ 


heiten Erfahrung hat, weiß, daß die jetzigen beſitzenden Klaſſen überwiegend 


für die Tories ſtimmen, und ich ſehe nicht ein, warum die Frauen dieſes 
Übergewicht verringern ſollen. Die arbeitenden Frauen werden dabei nichts 


gewinnen. .. . Alle Vorteile, die die liberale Partei von der Abſchaffung des 
Pluralwahlſyſtems erhofft, würden vereitelt.. .. Der Pluraliſt braucht bloß 


ſein Haus auf ſeine Frau überſchreiben zu laſſen und ſeine Stimme für ſi 


| zu behalten, die fein Grundbeſitz ihm verſchafft ... | 


„Diejenigen, deren Häuſer weniger als 400 Mark jährlicher Miete repräſen⸗ 


tieren, das heißt die Frauen der kleinen Handwerker in Städten mit niedrigen 


Steuerſätzen würden nach Hunderten ausgeſchloſſen werden; nicht eine Land— 
arbeitersfrau bekäme eine Stimme, da die Arbeiterhütten einen zu geringen 
Wert haben; endlich bekäme keine Frau eines Bedienſteten eine Stimme, da die 
Segnungen des gemeinſamen Mietverhältniſſes ſich nicht auf derartige Wähler 
erſtrecken. . .. Mieter, die nur eine Summe von 200 Mark jährlich bezahlen, 


. 


zur Miete wohnende jugendliche Arbeiterinnen und Witwen könnten die er⸗ 


forderliche Summe nicht ausweiſen, beſonders da ſie meiſt zu zweit wohnen, 


oder mit den Töchtern der Vermieterinnen ſchlafen und ihre Mahlzeiten mit 
deren Familien einnehmen. Auch die Frauen der verheirateten Arbeiter könnten 
aus demſelben Grunde in der Regel nicht in Betracht kommen. 

„Andererſeits die Töchter von begüterten Leuten, die zu Hauſe wohnen. 
Sie bekämen zu Tauſenden das Stimmrecht. Dieſe Frauen machen den 
Liberalen ſchon Mühe genug, denn aus ihnen rekrutiert ſich zum größten Teil 
die „Primrose League“ (eine toryſtiſche politiſche Frauenorganiſation), und ſie 
tragen bei den Wahlen viel zur Beeinfluſſung der Wähler bei.“ 

Erſcheint dieſes beſchränkende Geſetz ſchon einem bloßen Liberalen als ſo 
reaktionär, was ſoll erſt ein Sozialiſt dazu ſagen? 

Hardie macht ſich über die ſozialdemokratiſche Partei wegen ihrer Oppo⸗ 
ſition gegen dieſe Maßregel luſtig und ſpricht von uns als von einer Quantite 
négligeable. Er vergißt hinzuzufügen, daß wir immerhin in dieſer Hinſicht 
die Meinung der überwältigenden Mehrheit der organiſierten Arbeiter ver⸗ 


1 Heute hat der Beſitzende das Wahlrecht in jedem Wahlkreis, in dem er ein Haus 


oder Grundbeſitz in ausreichendem Maße beſitzt oder gemietet hat. Beſitzt er in 20 Wahl⸗ 


freifen 20 Häufer, fo hat er 20 Stimmen, die er um ſo leichter wirklich abgeben kann, da 


in England die Wahlen nicht alle am gleichen Tage ſtattfinden. Die Redaktion. 
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treten. Der Gewerkſchaftskongreß, der größte Vertretungskörper der Gewerk⸗ | 
ſchaften Englands, hat ſich für das allgemeine Wahlrecht und gegen das Ber 
ſchränkungsgeſetz, die Limited Bill, feſtgelegt, und die Arbeiterpartei, von der 
Hardie und die parlamentariſche Gruppe, zu der er gehört, Mandate und 

i 
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Gehalt beziehen, hat fich auf ihren jährlichen Kongreſſen entſchieden dagegen 
ausgeſprochen. Auf dem letzten Parteikongreß in Hull im Januar dieſes | 
Jahres wurde eine Reſolution zugunſten der Limited Bill zurückgewieſen und 
durch eine Gegenreſolution erſetzt, die ich ſelbſt einbrachte und die erklärte: 
„Jeder Vorſchlag, der das Wahlrecht auf Grund eines Vermögensnachweiſes 
nur auf einen Teil der Bevölkerung ausdehnen will, iſt ein Rückſchritt, und 
man muß ihm entgegentreten.“ Dieſer Antrag wurde trotz der Oppoſition von 

Hardies Anhängern mit 784000 gegen 257000 Stimmen angenommen. Mehr 
braucht es nicht, um zu beweiſen, wie wenig begründet Hardies Behauptung 
iſt, daß die jetzige Bewegung, die nur das Stimmrecht der beſitzenden Klaſſen 
zu verſtärken verſpricht, von der Arbeiterklaſſe unterſtützt wird. as 


wirtſchaftliche Rundſchau. 


Von J. Karski. 


Die Welternte. — Mängel der Ernteſchätzungen. — Der Landwirtſchaftsrat und N 


feine neue Berichterſtattung. — Die Getreidepreiſe. — Gehen wir einer Periode 
ſteigender Getreidepreiſe entgegen? — Die derzeitigen Preiſe und die Getreide⸗ 
zölle. — Ernte und Kriſe. | 


Die Ernte ift in den Hauptländern Europas und in den Vereinigten g 


Staaten unter Dach, und es bietet ſich die Möglichkeit einer Schätzung der 


vorausſichtlichen Verſorgung der Welt mit Brotgetreide. Allerdings muß man 
dabei ein wichtiges Produktionsgebiet aus der Berechnung laſſen, nämlich 
Argentinien, weil dort die Ernte erſt im November ſtattfindet und die Monate 
September und Oktober für das Gedeihen des Weizens entſcheidend ſind. | 
Schon oft find in dieſen Monaten infolge der Dürre oder der Heuſchrecken⸗ 


plage alle Erwartungen vernichtet worden. Vorläufig weiß man nur, daß die 
bebaute Bodenfläche vergrößert wurde und daß die Saaten günſtig ſtehen. 


In den Vereinigten Staaten ſcheint eine Mittelernte vorzuliegen. Das Acker⸗ 


bauamt ſchätzt das Ergebnis für Winterweizen auf 425940000 Buſhel gegen 1 


490500000 im Vorjahr und für Sommerweizen auf 249398000 gegen 
228850000 im Vorjahr. Dagegen ſoll die Maisernte, die im Vorjahr glänzend 
war, geringer ſein: 2176792000 Buſhel gegen 2648673000 im Vorjahr. 
In Kanada ſcheint eine über dem Durchſchnitt ſtehende Ernte vorzuliegen. 
Eine Mißernte hat abermals Rußland zu verzeichnen. In den offiziellen Be⸗ 


richten wird zugegeben, daß die Weizenernte „unter dem Durchſchnitt“ bleibt, 
private Meldungen dagegen berichten über eine volle Mißernte im ganzen 
Südoſten des Reiches und zum Teil im Süden. Etwas günſtiger lauten die 


Berichte aus Mittelrußland. Eine befriedigende Ernte ſcheint nur im Weſten, 


in Polen und den Oſtſeeprovinzen vorzuliegen. Es wird denn auch engliſcher⸗ 
ſeits die Ausfuhr in den erſten neun Wochen des neuen Erntejahrs auf nur 


583000 Quarter Weizen angegeben, während in der gleichen Zeit des Vor⸗ 
jahrs 1588000 Quarter ausgeführt wurden und im Jahre 1906 2333 700. 
Mit ſpekulativem Zurückhalten der Verkäufer kann man das unmöglich er⸗ 
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klären, da ja der Weltmarktspreis zurzeit ein hoher iſt und die Exporteure 
Rußlands in der Regel nicht die Moglichkeit haben, zu warten. Vielmehr 
liegt die Erklärung darin, daß der Inlandspreis auf den ruſſiſchen Märkten 
über dem Weltmarktspreis ſteht. Der Preis in Rybinsk würde einem Weizen⸗ 
preis von 174 Mark in Hamburg entſprechen, was mit Zoll und Fracht für 
Berlin 234 Mark ausmachen würde, während am 1. September in Berlin 
197,50 Mark notiert wurden. Dem entſpricht auch, daß das polniſche Ge— 
treide nicht nach Danzig und Berlin verladen wird, ſondern oſtwärts, nach 
Rußland, während in normalen Jahren Polen ruſſiſches Getreide importiert. 
Ja, man rechnet in Kreiſen der Getreidehändler damit, daß Rußland, das 
ſchon im letzten Jahre Getreide importieren mußte, im laufenden Jahre noch 
ſtärker als Käufer auf dem Weltmarkt auftreten wird. 

| In Ungarn wurde im Juni eine Mißernte erwartet. Dieſe Befürchtungen 
haben ſich zum Glücke als falſch erwieſen, und die amtliche Schätzung lautet 
auf 39,4 Millionen Doppelzentner gegen 32,8 Millionen im Vorjahr. Auch 
Rumänien ſcheint eine gute Mittelernte aufzuweiſen. | 
| Gehen wir nun zu den Importländern über, jo haben wir es vor allem 
in Deutſchland mit einer überaus mangelhaften Berichterſtattung zu tun. Die 
| amtlichen „Saatenſtandsberichte“ mit ihrer Skala von 1 „ſehr gut“ bis 5 „jehr 
gering“ ſind nahezu unbrauchbar, zumal man Angaben über das bebaute 
Areal immer erſt post festum erfährt. Die Schätzung für Auguſt lautet (in 
Doppelzentnern pro Hektar): 


1908 1907 1906 1905 
Sommerweizen . 23,6 2,3 23 2,6 
Bainteriuelzeit ne 24 2,9 22 2,5 
Sommerroggen . 238 2,6 23 2,6 
Miteroggenn 2,4 2,6 2,6 Pi 
NAT A LER 3 ae SE, 2,3 2,3 27 
T2. 2,3 2,1 2,9 
Kartoffeln. 2,5 2,6 2,6 23 


| Wenn nur dieſe Zahlen wenigſtens mit den Endreſultaten harmonieren 
würden, die nachträglich feſtgeſtellt werden. Aber dem iſt nicht ſo. Nehmen wir 
Gerſte. Der Ausfall der Ernte läßt ſich im Auguſt zweifellos ſchon gut überſehen; 
die Zahlen lauten nun nach dem „Saatenſtandsbericht“ im Auguſt und nach 
den amtlichen Berichten über den Ernteertrag (in Doppelzentnern pro Hektar): 


1907 1906 1905 
eee, en 2, 2,3 2,7 
arten en. RT ERROR 18,9 129 


| Alſo 1907 und 1906 die gleiche Schätzung im Saatenſtandsbericht bei ſehr 
großer Differenz im Ergebnis, 1905 ein im Vergleich zu 1907 ganz gewaltiger 
AUnterſchied im Ergebnis, dagegen im Saatenſtandsbericht nur eine Differenz 
von vier Punkten. Mit derartigen Berichten iſt wirklich nichts anzufangen. 
In dieſem Jahre hat nun der Landwirtſchaftsrat begonnen, Saatenſtands⸗ 
berichte zu veröffentlichen. Er wählt die prozentuelle Skala, wobei 100 einer 
Mittelernte entſpricht, und ſein Auguſtbericht lautet: Sommerweizen 94,5, 
Winterweizen 99,7, Sommerroggen 87,5, Winterroggen 97,9, Sommergerſte 91,7, 
Hafer 88,1. Zwiſchen dieſen und den ſtaatlichen Angaben beſteht alſo ein 
ſtarker Gegenſatz. Nach den amtlichen Angaben waren alle Getreidearten 
beſſer als mittel, nach den Angaben des Landwirtſchaftsrats blieben alle unter 
mittel. Ein Berliner Blatt, die „Bank- und Handelszeitung“, zeiht denn auch 


ee 
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den Landwirtſchaftsrat der tendenziöſen Entſtellung. Der Landwirtſchaftsrat 
meint in ſeiner Erläuterung zu den genannten Zahlen: „Die Körner (Roggen) 
haben ſich infolge der Hitze nicht ſo entwickelt, wie man nach dem Stande 
hätte annehmen dürfen, und ſo wird denn mit wenigen Ausnahmen berichtet, 
daß die Qualität im allgemeinen gut, das Naturalgewicht jedoch meiſt ein 
niedriges ſei.“ Das genannte Blatt erklärt, der letzte Satz „iſt eine ſo er⸗ 
ſichtliche Unwahrheit, daß es geradezu ſchwierig iſt, an die bona fides zu 
glauben“, und führt zum Beweis an, die amtlichen Naturalgewichte, die an der 
Danziger Börſe notiert werden; dieſe lauten: 4. Auguſt 738 bis 768 Gramm, 
3. Auguſt 744 bis 779 Gramm, 1. Auguſt 735 bis 768 Gramm, 31. Juli 
697 bis 768 Gramm, während die Börſe Roggen im Gewicht von 712 Gramm 
pro Liter als lieferbare Ware anſieht. In Berlin ſei das Gewicht von Roggen 
neuer Ernte bei großen Poſten mit 744 bis 780, ja mit 808 Gramm pro Liter 
ermittelt worden. | 

Der Landwirtſchaftsrat iſt die offizielle Vertretung der landwirtſchaftlichen 
Zentralvereine. Dieſe Korporation wird von der Reichsregierung oft als be⸗ 
rufene Vertretung der Landwirtſchaft behandelt, was ihr gewiſſermaßen halb⸗ 
amtlichen Charakter verleiht, und es iſt ein ſtarkes Stück, wenn eine ſolche 
Korporation ſich ähnliche Dinge ſagen laſſen muß. Wie haben das angeführt 
als Beiſpiel dafür, mit wie wenig zuverläſſigen Angaben man es bei dieſen 
Dingen zu tun hat. Faßt man nun dieſe amtlichen und halbamtlichen Berichte 
und auch das, was an privaten Berichten in der Preſſe erſchien, zuſammen, 
ſo lautet das Urteil dahin, daß Deutſchland wahrſcheinlich eine über dem j 
Durchſchnitt ſtehende Ernte zu verzeichnen haben wird, jedenfalls — bis auf 
den Hafer — eine Ernte, die die des Vorjahres übertrifft. . 

Ahnlich lautet das Urteil in bezug auf Frankreich, Belgien, Holland und N 
England. Eine Mißernte hat dagegen Italien zu verzeichnen. | eu 

Zum Schluſſe teilen wir die Schätzung des bekannten Fachorgans j 
J. C. Beerbohms „Evening Corne Trade List“ mit. In Tonnen ſoll 
danach die Weizenernte betragen: | ji 


| 


1 
h 


| 1908 1907 1906 1905 I 

Oſterreich. 1523 900 1371510 1567 440 1469475 
Ungarn 4027 450 3537625 5638430 4680550 
Belgien 380 975 402 745 380 975 326 550 
Bulgarien. 979650 761 950 1121155 816375 
Dänemark. 108 850 108 850 108850 108850 
Frankreich 9034550 10014200 8925 700 9143400 
Deutſchland . 3918600 3469050 3918600 3700900 
Griechenland. 163275 163 275 163275 163275 | } 
Holland 130620 141505 130620 12843 
Italien. 3700900 4571700 4354000 4354000 
Portugal . 87080 87080 108850 108850 | 
Rumänien 1741600 1164695 2960720 2775675 
Rußland 14150500 13 862047 13780410 17198300 | | 
Serbien 380 975 304780 402745 304780 | | 
Spanien 2612400 2612400 3809750 2394700 
Schweden . 163275 157832 163 275 134974 \ 
Schweiz 108850 108 850 108850 108850 
Türkei 5 1088500 761950 1088500 1088500 
Großbritannien . 1415050 1523900 1650166 1643635 

In Europa 45717000 50382311 50650082 
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6 1908 1907 1906 1905 

Algier 761950 846 853 925225 587790 
Tunis 217700 272 125 272125 163275 
Argentinien . 5442500 5507810 4158070 3809 750 
Auſtralien 2177000 1306200 2177000 2068 150 
Kleinaſien. 979650 761950 1088500 1088500 
Kanada 3700900 2285 850 3352580 2938 950 
Kapkolonien 108850 108 850 108850 108850 
Chile 544250 391 860 380975 337435 
Agypten 272125 326 550 326 550 326550 
Indien. 5853475 8642 690 8708000 7619500 
Perſien. 761950 870 800 761950 761950 
Syrien 655 100 653 100 653 100 544 250 
Vereinigte Staa 18722200 17198300 19810700 18504500 
Uruguay 326550 326550 174160 125177 
Mexiko. 217700 326550 217700 163275 
Japan : 655100 609560 538807 489825 
Außer⸗Europa 41363000 40435598 43654292 39637727 
Zuſammen 87080000 85561542 94036603 90287809 


| Beerbohm ſchätzt alſo die geſamte diesjährige Ernte nur um ein geringes 
höher ein als die letzte, deren geringer Ausfall zu einem Preisſtand führte, 
wie er ſeit 1891 nicht mehr beobachtet wurde; die Schätzung bleibt nicht nur 
hinter der für 1906, ſondern auch hinter der für 1905 ſtark zurück. 

Z3au einer niedrigeren Schätzung gelangt das ungariſche Ackerbauminiſterium, 
das die Weltweizenernte auf 84575000 Tonnen ſchätzt gegen 85986000 im 
Vorjahr. Dieſe Schätzung ſtößt indeſſen allgemein auf Widerſpruch, da es 
ſicher ſcheint, daß das Ergebnis günſtiger als im Vorjahr iſt. Beſondere Zu⸗ 
verläſſigkeit zeichnet im allgemeinen dieſe ungariſchen Schätzungen ſchon von 
jeher nicht aus. 

Frägt man nach den verfügbaren Mengen, ſo iſt zu beachten, daß im ver⸗ 
gangenen Erntejahr immerhin anſehnliche Vorräte vorhanden waren, weil 1906 
eine glänzende Ernte ergab, während jetzt die Vorräte ſtark gelichtet ſind. 
Das Fachblatt „Bradstreets“ ſchätzt zum Beiſpiel Anfang Auguſt die greif— 
baren Vorräte (visible supplies) von Weizen in den Vereinigten Staaten auf 
23992000 Buſhel gegen 62492000 im Vorjahr und 41211000 im Jahre 1906. 
Wenn ſomit auch zu hoffen iſt, daß die außergewöhnlich hohen Getreidepreiſe 
des letzten Jahres nicht beſtehen bleiben werden, ſo iſt doch auf ein ſtarkes 
Sinken dieſer Preiſe kaum zu rechnen. Gilt das für den Weltmarkt, dann 
um ſo mehr für Deutſchland, da hier mit dem Ausbleiben der Roggenzufuhr 
von Rußland, ja mit einem Export dorthin zu rechnen iſt. 

Zur Beurteilung der Preisbewegung in Deutſchland diene folgende Zu— 
ſammenſtellung der amtlich ermittelten Durchſchnittspreiſe für Berlin (in Mark 
pro 1000 Kilogramm): 


Roggen Weizen Roggen Weizen 
1895 119,8 142,5 1902 144,2 163,1 
1896 118,8 156,2 1903 132,3 161,1 
1897 130,1 173,7 1904 135,1 174,4 
1898 146,5 185,5 1905 151,9 174,8 
1899 146,0 155,3 1906 160,6 179,6 
1900 142,6 151,8 1907 193,2 206,3 
1901 140,7 163,6 
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Der hohe Durchſchnittspreis für 1907 charakteriſiert indeſſen die Situation 
nicht genügend. Bis Mai 1907 blieb der Preis niedrig, erſt im Juli, alt 
die Befürchtungen in bezug auf die kommende Welternte ſich geltend machten 
ſchnellte er auf 205 Mark für die Tonne Weizen empor, und die weiterer 
monatlichen Durchſchnittspreiſe für Berlin lauten: Auguſt 1907 213,50, Sep⸗ 
tember 224,70, Oktober 228,40, November 226,10, Dezember 218,40. Im 
Oktober herrſchten vorübergehend wahre Angſtpreiſe, und die höchſte Notie⸗ 
rung war 242 Mark. Erſt als im Dezember der argentiniſche Weizen neuer 


Ernte zur Verſchiffung kam, ging der Preis zurück. Im Januar und 
Februar 1908 notierte dann Berlin ſtark ſchwankende Preiſe, die jedoch nicht 
unter 210 herabgingen. Im Juli und Auguſt ſchwankte die Berliner 
Notierung für Septemberlieferung zwiſchen 198 und 205 Mark, am 1. Sep⸗ 
tember war die Notierung 197,50 Mark. 1 0 

Es iſt hin und wieder die Frage aufgeworfen worden, ob wir einer 
Periode ſteigender Getreidepreiſe entgegengehen. Natürlich können bei Ber 
urteilung dieſer Frage anormale Jahre wie das vergangene, das ſich als ein 
Jahr der Mißernte in wichtigen Produktionsländern darſtellt, nicht etwa als 
entſcheidend betrachtet werden, auch kommen die Getreidepreiſe in | 
allein hier nicht als maßgebend in Betracht, ſondern es handelt ſich um den 
Weltmarktspreis in längeren Zeiträumen. Als Maßſtab dieſer Preiſe kann 
der Weizenpreis in England gelten. en 
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Diefer nun war in Mark pro Tonne im Durchſchnitt der Jahre: ; . 
TS5L#1B60. 2 2). 5 oe 1891185. .. 1282 u 
1861-1870. .,.7.02.,,2,2.2480 18961900 2825 eG 
18711875. 246,4 1901195. 1402 EN 
1876—1880 . . . . 206,8 1900 3% 
1881 1885 180,4 1907 , ei 
1886 1890 5.1498 * 

Aus dieſen Zahlen ergibt ſich alſo, daß ſich ſeit dem Tiefſtand zu Beginn 


der neunziger Jahre eine ſtete Erhöhung des Weltmarktpreiſes bemerkbar 
macht. . 
Als Momente der Preisbildung kommen in Betracht: 1. die ſteigenden 
Produktionskoſten in Nordamerika, wo der bisher betriebene Raubbau auf⸗ 
gegeben werden muß und zu koſtſpieligeren Bebauungsmethoden — Düngung, 
Anbau von Hackfrüchten uſw. — übergegangen wird; 2. die endgültige Er⸗ 


ſchöpfung der Bauernwirtſchaften in Rußland, die bewirkt, daß dieſes Land 


| 
ſeit einigen Jahren nicht mehr im früheren Maße für den Getreidehandel in 


1 


Betracht kommt; 3. die ſtarke Steigerung des Getreidekonſums in Amerika, 
die auf Verminderung des Exportes hinwirken muß. Auf der anderen Seite 
indeſſen iſt zu erwarten, daß 4. neue Gebiete für den Getreidebau in Angriff 0 
genommen werden können. Sehen wir doch eine reſpektable Ausdehnung des 
Ackerbaus in Kanada, und vor allem iſt Südamerika noch lange nicht an der N 
Grenze ſeiner Leiſtungsfähigkeit angelangt. Die Entwicklung der Produktion 
in Südamerika wird entſcheidend für die Geſtaltung der Getreidepreiſe auf dem 
Weltmarkt ſein. Es fehlt indeſſen den ſüdamerikaniſchen Staaten vorläufig \ 
an zwei Hauptbedingungen der Entwicklung — an Menſchen und Kapital. N 
Daß in der nächſten Zeit dieſe Staaten die Millionen von Menſchen und die 
Milliarden an Kapital, die ſie brauchen, erhalten, iſt nicht gerade ſehr wahr⸗ 
ſcheinlich. Aus dieſen Gründen iſt der Gedanke nicht abzuweiſen, daß in der 
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at im nächſten Dezennium ſehr wohl mit ſteigenden Preiſen für Getreide 
mf dem Weltmarkt zu rechnen ſein wird. 

Indeſſen ganz abgeſehen von dieſen Perſpektiven für die Zukunft, beweiſt 
ie Geſtaltung des Getreidemarktes ſchlagend den Wahnſinn, der in der Er— 
öhung der deutſchen Getreidezölle liegt. Als 1894 Graf Kanitz das Getreide— 
ſandelsmonopol forderte, um den Agrariern einen Weizenpreis von 215 und 
inen Roggenpreis von 165 Mark pro Tonne zu fichern, wurde das als Brot— 
gucher gebrandmarkt. Jetzt haben wir ſeit einem Jahre einen Weizenpreis, der 
eſer Norm entſpricht, und einen Roggenpreis, der weit darüber hinausgeht, 
ind dieſe Preiſe ſind offenbar künſtlich in die Höhe getrieben, denn trotz der 
elativ günſtigen Ernten in Deutſchland ſteht der Getreidepreis in Deutſchland 
m den vollen Getreidezoll über der Weltmarktsparität. Und das geſchieht in 


virtſchaft abhängt, während die Staaten, in denen die Landwirtſchaft den 
lusſchlag gibt — Rußland, Ungarn, die Balkanſtaaten, Nordamerika —, relativ 
chlecht abſchneiden. In den Vereinigten Staaten rechnete man im Juni mit 
iner ſehr guten Ernte. Hätten ſich dieſe Erwartungen erfüllt, dann hätte 


zie Berechnungen Beerbohms annähernd der Wirklichkeit, verzeichnet die Union 
zur eine mittelmäßige Ernte, dann hat es mit der Überwindung der Kriſe 


toch gute Wege. 
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werden. Vorläufig müſſen wir uns mit den Berichten der Fabrikinſpektoren aus 
dem Jahre 1904 begnügen. Dieſe Berichte enthalten einige intereſſante Angaben 
über die Lage der ruſſiſchen Arbeiter am Vorabend der Revolution, die vom Ge. 
noſſen K. Paſhitnow in ſeiner Schrift! nicht berückſichtigt werden konnten. a 

Der ruſſiſchen Fabrikinſpektion unterſtehen Fabrikbetriebe mit gewöhnlich über 
20 Arbeitern oder mit mechaniſchen Motoren. Ende 1902 gab es 16713 ſolche Be⸗ 
triebe mit 1711755 Arbeitern, Ende 1903 gab es 15682 mit 1690478 Arbeitern 
und Ende 1904 nur 14701 mit 1663080 Arbeitern. Es fand alſo eine ganz er⸗ 
hebliche Verminderung der Zahl der Fabrikbetriebe wie der Arbeiter ſtatt. Wir 
erinnern uns, daß 1903 ein Kriſenjahr und 1904 ein Kriegsjahr waren. Doch haben 
beide Urſachen, die Handelskriſe und der Krieg, hauptſächlich die kleineren Be⸗ 
triebe ruiniert. Die Durchſchnittszahl der Arbeiter pro Betrieb erhöhte ſich von 
96,2 (1901) und 102,4 (1902) auf 108 (1903) und 113 (1904). Ebenſo ging die 
Konzentration des Kapitals trotz der Kriſis und des Krieges oder richtiger 
infolge dieſer Urſachen raſch vor ſich. Anfang 1903 machten die Betriebe mit über 
500 Arbeitern nur 4,1 Prozent aller Betriebe aus und beſchäftigten 48,7 Prozent der | 
Arbeiter; Ende 1904 4,4 Prozent aller Betriebe und ſchon 50,3 Prozent der Arbeier. 

Die großen Unternehmungen litten alſo durch den Krieg viel weniger als die 
kleinen. Der Arbeitslohn in den größeren Betrieben ſank jedoch von 217,03 Rubel 
(1903) auf 213,92 Rubel (1904). Die Unternehmer haben es alſo verſtanden, ihren 
„Patriotismus“ auszunutzen, indem ſie den Arbeitslohn herabdrückten, und noch 
dazu einen ſo kläglichen Arbeitslohn, wie 468 Mark! Den höchſten durchſchnittlichen | 
Jahreslohn finden wir im Gouvernement Petersburg, wo er 366,17 Rubel beträgt, 
den niedrigſten im Gouvernement Mohilew — 70 Rubel oder zirka 150 Mark! 

Von 1902 bis 1903 war der Arbeitslohn geſtiegen von durchſchnittlich 202 auf 
217 Rubel. Die Streikbewegung von 1903 ging alſo nicht erfolglos vorbei. a 

Die Tätigkeit der Fabrikinſpektion blieb 1904 die gleiche wie in den vorher⸗ 
gehenden Jahren. Die Zahl der beſichtigten Betriebe vermindert ſich mit jedem 
Jahre. Sie betrug 1901 12813, 1902 12782, 1903 12526 und 1904 gar nur 113401 | 
Dafür ſteigt die Verhältniszahl der von der Inſpektion konſtatierten Geſetzesüber⸗ 
ſchreitungen durch die Betriebsleiter von 2,4 pro beſichtigten Betrieb (1901) auf 
2,6 im Jahre 1904. Häufiger wurden auch darüber Protokolle aufgenommen. Der 
Prozentſatz der gegen die Betriebsleiter eingeleiteten gerichtlichen Verfahren blieb 
jedoch der gleiche: nur 2,9. So geringſchätzig beurteilen die Gewerbeinſpektoren 
die Verletzung der Geſetze. Nur in 2,9 Prozent aller Geſetzes verletzungen wurden die | 
Betriebsleiter angeklagt! 0 

Dafür bewieſen die Beamten beſonderen Eifer in der Verfolgung der Arbeiter, 
wenn ihnen Beſchwerden der Unternehmer zugingen. Sie klagten die Arbeiter in 
25,6 Prozent der Fälle entweder ſelber an (23,2 Prozent) oder ſchlugen es den Ber 
triebsleitern vor, dies zu tun (2,4 Prozent). Dagegen leiteten die Fabrikinſpektoren 
Gerichtsprozeſſe ein oder überließen dieſe den Arbeitern nur in 8,5 Prozent aller 
von den Arbeitern vorgebrachten Beſchwerden. a 


Lage der arbeitenden Klaſſe in Rußland; deutſch von M. Nachimſon. Stutiga 
Verlag J. H. W. Dietz. 
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Der ganze Bericht macht den Eindruck, alles ſei in beſter Ordnung. Die Zahl 
er Streiks verminderte ſich von 379 (1903) auf 100 [?] (1904). Von den Beſchwerden 
ſer Arbeiter gingen die einzelnen von 11000 im Jahre 1903 auf 10800 im Jahre 1904 
urück und die Kollektivbeſchwerden in der gleichen Zeit von 1900 auf 1800! All 
dies wies auf eine Beruhigung der Arbeitermaſſen hin — und doch folgte auf das 
ruhige“ Jahr 1904 das ſtürmiſche Revolutionsjahr 1905. Man ſieht, wie unfähig 
die Fabrikinſpektoren waren — obwohl fie ſich häufig mit Spionierereien aller Art 
heſchäftigen —, die wirkliche Stimmung der Arbeitermaſſen zu begreifen. N. N. 


Zeitſchriftenſchau. 


ö „The Social-Demoerat“ vom Auguſt bringt einen intereſſanten Aufſatz von 
Th. Rothſtein über „Koloniale Ziviliſation“. In England wird eine lebhafte 
Agitation gegen die Kongogreuel entfaltet; über die Zuſtände in den eigenen 
Rolonien wird möglichſt geſchwiegen, und es iſt oft ſchwer, die Wahrheit zu ent⸗ 
züllen, da fie in den Regierungsberichten ſorgfältig vertuſcht wird. Dennoch kann 
nan ſie in einigen Fällen herausſchälen, wie hier für Britiſch⸗Oſtafrika geſchieht, 
ein Land, wo vier Millionen Eingeborene noch unter den primitivſten Verhält⸗ 
niſſen leben. Man ſoll nun nicht denken, daß dieſe Eingeborenen verſklavt und 
zur Zwangsarbeit genötigt werden. Solche rohe, kulturwidrige Methoden mögen 
im Kongoſtaat und in den deutſchen Kolonien angewandt werden; die Engländer 
ſind, aus praktiſchen Gründen des wohlverſtandenen Intereſſes, von jeher Freunde 
der Freiheit und der freien Arbeit geweſen. Sie zwingen die Eingeborenen nicht 
direkt zur Arbeit, ſondern ſie bewirken durch ihre Maßnahme, daß dieſe „freiwillig“ 
Arbeit bei den weißen Pflanzern ſuchen. Dazu haben ſie zuerſt die alte Stammes⸗ 
verfaſſung vernichtet, die den Stammesgenoſſen Schutz und Stütze bot, und dafür 
ein modernes europäiſches Recht mit perſönlicher Verantwortlichkeit eingeführt, das 
die Neger nicht verſtehen; die Folge iſt eine gewaltige Zunahme der Verbrechen, 
eine Untergrabung des ſittlichen Empfindens. Das Stammesland iſt den Ein⸗ 
geborenen genommen unter dem Vorwand, daß es herrenloſes Land ſei, und an 
weiße Koloniſten gegeben, ähnlich wie es im Kongoſtaat ſtattfand. Da jedoch die 
Bedürfniſſe gering ſind und das Land reich an Lebensunterhalt, genügen dieſe Mittel 
noch nicht, die Neger zur Arbeit zu treiben. Deshalb wurde eine Hüttenſteuer ein⸗ 
geführt; das einzige Mittel für die Wilden, das dazu nötige Geld zu bekommen, 
beſteht darin, daß ſie bei den Pflanzern Arbeit ſuchen. Daneben werden moraliſche 
Mittel angewandt; eine große Zahl Miſſionäre bemüht ſich, den Wilden klar zu 
machen, daß ſie ihren ſündigen Körper mit engliſchen Baumwollwaren bekleiden 
ſollen. Und der Gouverneur ſagt darüber in ſeinem Bericht, daß die Wilden ihre 
„merkwürdigen“ Ideen allmählich aufgeben und immer mehr Kleider zu kaufen 
anfangen. Je mehr das Bedürfnis nach Kleidern und anderen europäiſchen Waren 
ſteigt, um ſo mehr ſteigt auch das Geldbedürfnis und damit die Notwendigkeit, den 
Weißen ihre Arbeitskraft zu verkaufen. Durch dieſe Mittel wird den Negern der 
Segen der Arbeit beigebracht; aber den weißen Pflanzern geht das doch nicht raſch 
genug. Sie hielten eine lärmende Verſammlung in Mombaſſa ab, wo auch der 
Gouverneur zugegen war; die Koſtſpieligkeit der Arbeit in einem Lande, wo die 
Lebensmittel ſo billig ſind, die Faulheit der Neger, die das Evangelium der Arbeit 
verſchmähten, der ſittliche Wert der Arbeit, die Notwendigkeit, die Neger dies ein⸗ 
ſehen zu laſſen, zum Beiſpiel durch eine ſehr hohe Kopfſteuer, waren die Leitſätze 
der Diskuſſion. Solche Ereigniſſe ſind lehrreich für diejenigen, die von einer ſozia⸗ 
liſtiſchen Kolonialpolitik reden, weil ſie nicht ſehen, daß Koloniſten nur nach Afrika 
gehen, um aus der Arbeit der Neger Geld zu machen. 

| In der Auguſtnummer von „The Socialist Review“, dem Organ der Arbeiter⸗ 
partei, gibt der Herausgeber Mac Donald in ſeinem monatlichen „Kusblick“ zu⸗ 
erſt eine Betrachtung über das Frauenwahlrecht. Theoretiſch erkennt er an, daß 
das allgemeine Wahlrecht die einzige Grundlage der Demokratie iſt; und könnten. 
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wir es 1910 erzielen, keiner würde ſich mehr darüber freuen. Aber dies it ni 
wahrſcheinlich, während das beſchränkte Frauenwahlrecht ſeiner Verwirklichung nahe 
iſt. Die praktiſche Frage iſt alſo: ſind wir dafür oder dagegen? Es wird geſagt, 


daß das beſchränkte Frauenwahlrecht uns ſchädigen wird; wir betrachten es jedoch 


% 


„als eine einfache Tat der Gerechtigkeit, ohne auf die Folgen zu achten.. Ge⸗ 
rechtigkeit iſt unſer eigenſter Lebensatem.“ Wir wollen den Frauen zu ihrem Rechte | 
verhelfen und rechnen auf ihre Einſicht, davon den richtigen Gebrauch zu machen. 
Die meiſten Argumente, die für das Frauenwahlrecht ins Feld geführt werden, 
ſind zwar nicht viel wert. Nicht weil die Frauen ausgebeutet werden, oder gute 
Gehirne haben, oder Steuer zahlen, oder weil ihre Intereſſen von den Männern 
nicht ausreichend berückſichtigt werden, ſollen ſie das Wahlrecht erhalten, „ 
weil ſie als Frauen am öffentlichen Leben immer mehr teilnehmen, und „weil wir \ 
fühlen, daß wir fie durch ihre politiſche Unmündigkeit beleidigen und den Staat | 
ſchwächen“. Gegen die ſchlagenden Argumente, die wir zum Beiſpiel in Klara Zetkins f 
Broſchüre finden, wird hier nichts vorgebracht, als einige verſchwommene Phraſen; N 
\ 

. 


anſtatt vom klaren Standpunkt des Arbeiterintereſſes wird die Frage hier vom Stand⸗ | 
punkt einer abſtrakten, über den Klaſſen ſchwebenden Gerechtigkeit behandelt. Merk⸗ 
würdig iſt dieſe Verteidigung des beſchränkten Frauenwahlrechts vor allem, weil der 
letzte Kongreß der Arbeiterpartei es mit 784000 gegen 257000 Stimmen ablehnte. 
Bei der Beſprechung einer Erſatzwahl wird in dieſem Ausblick der Satz auf 
geſtellt, daß die Arbeiterpartei ſich nicht überall beteiligen ſoll, ſondern nur, wo 
Ausſicht auf Eroberung des Wahlkreiſes beſteht oder andere Vorteile winken. Die 
Teilnahme an ausſichtsloſen Wahlen „macht auf die liberale und die konſervative 
Partei nicht den Eindruck, daß der Sozialismus wächſt; ſie erbittert (irritate) dieſe 
Parteien bloß“ und bewirkt, daß ſie ſich durch Verſchlechterung des Wahlrechts da⸗ 
gegen verteidigen. Anläßlich des Ausſchluſſes Keir Hardies von einem vom König 
gegebenen Feſt wird darauf hingewieſen, wie auch in England die königliche Macht 
ſteigt und die Miniſter ſich vor unverantwortlichen Hofeliquen beugen. Auch Urbeiter 
vertreter ſind ſchuld daran, indem ſie den Fürſten prieſen. Ein konſtitutioneller Fürſt 
darf nie perſönlich handeln und kann deshalb nicht der Gegenſtand des Lobes ſein | 
Als Verſuch einer Beeinfluſſung der Abgeordneten, die der konſtitutionellen Tradition | 
zuwider iſt, mußte dieſe Handlung gegen Keir Hardie, wie unbedeutend ſie an ſich war, 
doch von der Arbeiterpartei zum Gegenſtand einer Interpellation gemacht werden. 
Über „Richael Davitt“, den gewaltigen iriſchen Volksmann, ſchreiben aus 
Anlaß einer eben erſchienenen, von F. Sheehy Skeffington verfaßten Biographie 
J. Keir Hardie und F. M. Kettle. Davitt war unter den iriſchen Agitatoren | 
am meiſten der Volksmann; ſelbſt ein armer keltiſcher Bauernſohn, kannte er das 
Elend ſeiner Landsleute aus eigener Erfahrung. Er war der Urheber der Land⸗ 
League, des Land⸗Bundes, und wurde von engliſchen Richtern auf lange Jahre 
ins Gefängnis geſchickt. Er wäre nachher der politiſche Führer der iriſchen Partei 
geworden, wenn ſeine Rebellennatur, ſein glühender Haß gegen die Engländer 
ſich zu Formen eines freundlichen parlamentariſchen Umgangs mit denen hätte | 
bequemen können, die er als die Todfeinde ſeines Landes betrachtete. Er war kein | 
Sozialiſt. Aber feine Auffaſſung der Loſung „Das Land für das Volk“ enthielt 
die Auffaſſung eines ſtaatlichen Eigentums an allem Boden, während die Maſſe 
ſeiner Partei darunter „Das Land den Bauern als Privateigentum“ verſtand. 
Intereſſant war ſein Verhältnis zum engliſchen Proletariat. Er wollte damals, als 
noch keine Arbeiterpartei da war, die iriſche Partei zum Sachwalter der prole⸗ 
tariſchen Intereſſen machen, um ihr dadurch einen ſtarken Rückhalt im engliſchen 
Volk zu geben. So machte er mehrere demokratiſche und ſozialreformeriſche Vor⸗ 
ſchläge; auch gab er ein Blatt „The Labour World“ heraus, das zuerſt großen 
Erfolg hatte, aber zugrunde ging, als es mit Davitts leidenſchaftlichen Kämpfen 
gegen Parnell gefüllt wurde, die den engliſchen Arbeitern kein Intereſſe einflößten. 
Bo ne a ae 
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der fall Schücking. 
Berlin, 19. September 1908. 


Seit einigen Monaten war der Fall Schücking ein Hauptgegenſtand der 
Erörterungen in der freiſinnigen Preſſe. Es handelt ſich dabei um die Maß⸗ 
regelung eines freiſinnigen Bürgermeiſters, der ſich erdreiſtet hat, ein Büch⸗ 
lein und einige Zeitungsartikel gegen die reaktionäre Bureaukratie zu ver⸗ 
öffentlichen. 

An ſich bietet der Fall geringes Intereſſe, wenigſtens für den, der mit 
dem Weſen der preußiſchen Bureaukratie bekannt iſt. Treffender als ſonſt 
jemand hat fie der alte Ziegler geſchildert, indem er an Ruge ſchrieb: „Man 
muß ein eingeſchulter Bureaukrat ſein wie ich ſelbſt, um genau zu wiſſen, 
welch ein grandioſer Wunderbau der preußiſche Staat iſt, an den das bas 
empire bei weitem nicht heranreicht. Es gibt nichts Raffinierteres als die 
Methode, mit der er ſeine Beamten heranbildet und ihnen, bevor ſie reif ſind, 
in einer bewundernswürdigen Dreſſur alle geiſtigen und moraliſchen Rippen 

bricht. Und dies hat die Reaktion begriffen, die ſeit 1849 ein ſo künſtliches 
Netz um uns gezogen hat, daß es ſchwer iſt, dasſelbe zu zerreißen.“ Ungefähr 
dasſelbe hat Herr Schücking geſagt, und dafür ſoll er büßen, wie der alte 
Ziegler dafür gebüßt hat, daß er ſich nicht alle moraliſchen und geiſtigen 
Rippen hatte brechen laſſen. 

Nicht als ob wir Herrn Schücking ſonſt mit Ziegler auf dieſelbe Stufe 
stellen wollten! Er iſt ein landläufiger Freiſinniger des heutigen Schlages 
und hat das Mögliche getan, ſich alle Sympathien zu verſcherzen, indem er 
ſich ſelbſt als echter Bureaukrat dadurch entpuppte, daß er die Kritiker ſeiner 
literariſchen Wirkſamkeit mit Bagatellinjurienprozeſſen bedrohte, ganz nach dem 
Muſter ſeiner freiſinnigen Bundesbrüder Kopſch und Mugdan, die gegen die 
Kritiker ihrer parlamentariſchen Tätigkeit Bagatellinjurienprozeſſe anſtrengen. 
Wenn ſolchen Leuten mit dem Maße, womit ſie meſſen, auch von der reak— 


tionären Bureaukratie gemeſſen wird, ſo braucht man ſich deshalb nicht groß 
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feinen Zuſammenhang mit der Blockpolitik, mit dem entſchiedenen Quod non, 
das die reaktionäre Bureaukratie dagegen einlegt, daß der Freiſinn auch nur 
ein Atom Anteil an der Regierungsgewalt erlangt, oder noch genauer — da 
tatſächlich ein ſolcher Anteil ja von vornherein ausgeſchloſſen iſt — daß auch 
nicht einmal der Schein entſteht, als ob ein Ziel dieſer Art für den Ehrgeiz 
der Kopſch, Mugdan und Genoſſen erreichbar wäre. | | 


Der Fall Schücking ift im Grunde ein Fall Bülow. Die Haltung der 


offiziöſen Preſſe zeigt zur Genüge, daß dem Reichskanzler das Disziplinar⸗ 


verfahren gegen Schücking ſehr ungelegen gekommen iſt. Nichts iſt auch be⸗ 
greiflicher. Die „Reichsfinanzreform“ ſteht vor der Tür, die dem Freiſinn 


Demütigungen zumutet, wie ſie noch niemals eine politiſche Partei hinunter⸗ 


zuſchlucken gehabt hat. Will der Freiſinn nicht die paar Mandate aufs Spiel 
ſetzen, über die er noch mit Ach und Krach verfügt, ſo muß er wenigſtens 


einige Schaumklöße in die Suppe tun, muß er wenigſtens ſo tun, als ob er 


nunmehr in Regierung und Verwaltung ein bißchen mitzureden habe. Daran, 
den Freiſinnigen dies Mitreden ſelbſt nur im beſcheidenſten Maße zu geſtatten, 


denkt auch Fürſt Bülow nicht, aber ein paar wohlwollende Redensarten iſt 


ihm die halbe Milliarde neuer Steuern ſchon wert. Auf keinen Fall kann 
ihm damit gedient ſein, daß der Freiſinn in dem Augenblick, wo er der 
Regierung die Dienſte eines Heloten leiſten ſoll, von derſelben Regierung vor 
aller Welt geohrfeigt wird wie ein Helot. Selbſt die „Deutſche Tageszeitung“ 


war im erſten Augenblick etwas perplex über das bureaukratiſche Vorgehen 


gegen Schücking; ſie meinte in ihrer Weiſe, man hätte die Stilübungen des 


Mannes, die am nächſten Tage ja doch vergeſſen worden wären, nicht weiter 
beachten ſollen. Die Brotwucherer wollen bei der Steuermogelei lieber mit 
dem windelweichen Freiſinn als mit dem ſtachligen Zentrum zu ſchaffen haben, 


und ſie ſcheinen zu fürchten, daß der getretene Wurm doch vielleicht anfangen 


könnte, ſich zu krümmen. 


Auf die Bureaukratie macht alles das aber gar keinen Eindruck; es ſei 5 
denn, daß es ſie dazu reizt, den Bogen immer ſtraffer zu ſpannen. Statt 


das Unbehagen des Reichskanzlers wenigſtens ſo weit zu reſpektieren, daß ſie 


die Anklage gegen Schücking in den mildeſten Formen hält, die noch mög⸗ 
lich waren, nachdem die Sache einmal eingefädelt worden war, ſchlägt ſie in 
der Anklage vielmehr die denkbar ſchärfſten Töne an. Schücking ſoll ſeines Amtes 
entſetzt werden, weil er durch die Unehrerbietigkeit gegen den Landesherrn, die 
Herabſetzung beſtehender Geſetze und Anordnungen der Behörden unter wiſſent⸗ 
lichen oder leichtfertigen Fälſchungen und Entſtellungen, durch die Verdäch⸗ 
tigung der Staatsregierung und durch die perſönlichen Beleidigungen der vor⸗ 
geſetzten Dienſtbehörden und der Inhaber anderer öffentlicher Amter ſeine 
Pflicht als Beamter verletzt und ſich der Achtung, des Anſehens und des 
Vertrauens, das ſein Beruf erfordert, unwürdig gezeigt habe. Eine beſſer ge 
zielte Ohrfeige hat das ehrbare Antlitz des Freiſinns, der öffentlich erklärt EN 


hat, „ganz und voll“ — nie ohne dieſes! E hinter Schücking zu ſtehen, noch 


nicht getroffen. 
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aufzuregen. Ein allgemeines Intereſſe gewinnt der Fall Schücking erſt durch 0 
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Ob der Freiſinn ſie ruhig hinnehmen wird, iſt das Beiläufigſte an der 
ganzen Sache. Selbſt wenn er es nicht täte, wäre wenig daran gelegen, denn 
| Leute, die ſich politiſch in dem Maße proftituiert haben, wie dieſe edle Partei, 
können nicht dadurch politiſch reſtituiert werden, daß ſie ſich unter den fürchter⸗ 
lichſten Peitſchenhieben aufbäumen. Eben deshalb iſt es wahrſcheinlicher, daß ſie 
ſich auch noch dieſer Demütigung fügen und ihren Wählern gegenüber darauf 
hinausſchwindeln werden, es handle ſich um „einen einzelnen Fall“, um das 
Ungeſchick „untergeordneter Inſtanzen“, und in der Tat kann ſich der Freiſinn 
auch darauf berufen, daß Fürſt Bülow mit dem ganzen Abenteuer nichts zu 
ſchaffen gehabt hat, daß es ihm ſogar ſehr wider den Strich gegangen iſt. 
Die richtige Schlußfolgerung aus dieſer an ſich gewiß nicht zu beſtreitenden 
Tatſache iſt aber die, daß es zugleich ein politiſches Verbrechen und ein poli⸗ 
tiſcher Wahnſinn iſt, wenn eine Partei auf die freundliche Miene eines „leiten⸗ 
den“ Staatsmannes hin ihre politiſchen Prinzipien preisgibt. Wir ſetzen dabei 
den günſtigſten Fall, daß es dieſer „Staatsmann“ wirklich ehrlich meint; Fürſt 
Bülow iſt an der Fortwurſtelei der Blockpolitik auf lebhafteſte intereſſiert 
und wird ſie gewiß nicht um einer Laune willen aufs Spiel ſetzen. Aber 
es liegt vollſtändig außerhalb ſeiner Macht, auch nur ein kleinſtes Bruchteil 
der Regierungsgewalt einer ihm gefügigen Partei zuzuſchanzen, wenn die 
herrſchende Klaſſe, deren Kommis er iſt, dies Bruchteil nicht opfern will. Das 
hat ſelbſt Bismarck nicht fertig gebracht, der innerhalb der bureaukratiſchen 
Welt über eine ganz andere Autorität verfügte als Bülow. Auch für ihn 
gab es eine Zeit, wo er die Liberalen für ſich zu gewinnen ſuchte, indem er 
ihnen ſogar dieſen oder jenen Miniſterpoſten anbot, woran Fürſt Bülow nicht 
einmal im Traume denken darf. Aber der „Herkules des Jahrhunderts“ mußte 
ſich von einem kleinen Landrat a. D. ſagen laſſen, wenn er ſich auf ſolchen 
„rollenwidrigen Seitenſprüngen“ ertappen laſſe, würde er ſo klein gemacht 
werden, daß er jedem hinterpommeriſchen Junker aus der Hand freſſen müſſe, 
und es dauerte nicht ein Jahr, bis Bismarck von all ſolchen Velleitäten gründ⸗ 
lich geheilt war. 

Die preußiſche Bureaukratie bildet eine enggeſchloſſene Klaſſe, die ſeit Jahr⸗ 
hunderten ans Herrſchen gewöhnt iſt und nicht daran denkt, ſich depoſſedieren 
zu laſſen, weil irgend ein Bismarck oder Bülow in irgendwelche mini— 
ſteriellen Verlegenheiten gerät. Man mag ſie borniert ſchelten — und wir 
am wenigſten haben etwas dagegen einzuwenden — aber man ſoll nicht ver— 
kennen, daß ſie einen Willen und ein Ziel hat, daß ſie wenn nicht genug 
Verſtand, ſo doch genug Inſtinkt beſitzt, um ſich kein X für ein U machen zu 
laſſen. Sie läßt niemanden in ihren geweihten Kreis, der nicht bis auf Herz 
und Nieren geprüft iſt, und wenn dennoch ein räudiges Schaf unter ſie ge— 
rät, ſo expediert ſie es ohne alles Federleſen hinaus. | 

Charakteriſtiſch iſt, was Herr v. Gerlach, der es bis zum Regierungs- 
aſſeſſor gebracht hat, darüber zu erzählen weiß. Er ſchreibt: „Wer als 
Regierungsreferendar angenommen werden ſoll, darüber entſcheidet der Re— 
gierungspräſident. Nach Willkür. Iſt der Bewerber adelig, Korpsſtudent und 
Reſerveoffizier, jo paſſiert er faſt immer. Je mehr von dieſen Vorbedingungen 


— 
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fehlen, um jo ſchwieriger wird die Annahme. Ich war zum Beifpiel weder 
Reſerveoffizier noch Korpsſtudent und hatte deshalb die größte Mühe, an⸗ 
zukommen, obgleich meine politiſche Geſinnung damals noch durchaus un⸗ 
anſtößig war. Sechs Regierungspräſidenten wieſen mich ab. Erſt als ich 
alle meine verwandtſchaftlichen und ſonſtigen Konnexionen in hohen Ver⸗ 
waltungskreiſen in Bewegung ſetzte, wurde ich endlich vom ſiebenten akzep⸗ 
tiert.“ Noch beweiskräftiger iſt ein anderes Zeugnis. Die „Berliner Frei⸗ 


. 


ſtudentiſchen Blätter“ hatten gewagt, die Schrift Schückings anerkennend zu 
beſprechen, ein keckes Unterfangen, das von der Univerſitätsbehörde ſofort durch 
das Verbot beſtraft wurde, das Blatt im Univerſitätsgebäude auszulegen. Zu⸗ 
gleich aber erhielt das Blatt von einem Referendar, der, glücklicher als Herr 


g 
| 
v. Gerlach, nicht nur adelig, ſondern auch Korpsſtudent und Reſerveoffizier 
| 


iſt, eine „Berichtigung“, noch dazu auf „Grund des Preßgeſetzes“, worin es 
heißt: „Wenn wir (das heißt die Korps) auf Nachwuchs aus anſtändigen 
Kreiſen Wert legen, ſo iſt das unſere Sache, denn wir ſind legitime Herren 
im Staate. Wir werden es jedenfalls zu verhindern wiſſen,. .. daß Menſchen, 
die gegen die herrlichen Burgen Sr. Majeſtät des Kaiſers ſaure Kritik wagen, 
auf verantwortungsvolle Poſten in der preußiſchen Verwaltung geſtellt werden.“ 9 
Das klingt wie eine Satire aus dem „Simpliziſſimus“, iſt aber Geiſt vom ö 
Geiſte der preußiſchen Bureaukratie. 

Schelte man ſie borniert, ſo viel man will, aber vergeſſe man nicht, hinzu⸗ 
zufügen, daß wer mit dieſer bornierten Klaſſe in freundſchaftlicher und fried⸗ 
licher Weiſe paktieren will, noch zehnmal ſo borniert iſt. Von ihrem Stand⸗ 
punkt aus, mag er ſo rückſtändig und überlebt ſein, wie er will, hat ſie voll⸗ | 
kommen recht; ſie wehrt ſich ihres Lebens, was man ihr fo lange nicht vers 
denken kann, als niemand zum Selbſtmord verpflichtet iſt, und ſie ſiegt mit 
demſelben Rechte, womit der Bornierte es über den zehnmal jo Bornierten 
davonträgt. Statt über den Fall Schücking zu lamentieren, täte der Freiſinn 0 
gut daran, die Lehren zu beherzigen, die dieſer Fall enthält, aber dazu iſt es 
freilich zu ſpät, wie gerade der Fall Schücking zeigt. 
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Der Parteitag über die Budgetbewilligung. 
Don K. Kautsky. | | | . 
Nürnberg, 18. September. 
Noch ſind die Verhandlungen des Parteitags zur Stunde, da wir dies 
ſchreiben, nicht abgeſchloſſen. Aber nachdem er in den Verhandlungen über 
die Maifeier und die Parteiſchule bereits den Weg bezeichnet, den er zu 
gehen gedachte, ſind ſein Charakter und ſeine Bedeutung gegeben durch die 5 
Abſtimmung über die Frage der Budgetbewilligung. Mit überwältigender 
Mehrheit hat er die Reſolutionen von Lübeck und Dresden von neuem be⸗ N 
ſtätigt, hat er bezeugt, daß die deutſche Sozialdemokratie bleibt, was fie bi 
her war, der unverſöhnlichſte Todfeind der herrſchenden Ordnung, und daß h 
ſie ſich durch nichts von dieſem Standpunkt abdrängen läßt. 5 
Dieſe Entſcheidung wurde in einer Weiſe vollzogen, die in gleicher Weiſe 
jene enttäuſchen wird, die erwarteten, auch diesmal werde der Gegenſaß 
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| wieder verkleiftert werden, wie jene, die annahmen, die Verhandlungen würden 
in einer wüſten Katzbalgerei endigen. Wir haben der Welt nicht das komiſche 
Schauſpiel gegeben, in unſeren Reden die größte Gegenſätzlichkeit über die 
diskutierte Frage zu bekunden, um dann in einer Reſolution zu erklären, wir 
ſeien darüber alle einig. Andererſeits aber hat die Mehrheit alles vermieden, 
was geeignet geweſen wäre, der Minderheit das weitere Zuſammenarbeiten 
mit der Majorität unmöglich zu machen, oder ihr auch nur einen halbwegs 
plauſiblen Vorwand für das Behaupten einer ſolchen Unmöglichkeit zu liefern. 
ö In der Tat dürfen wir erwarten, daß die Verhandlungen des Parteitags 
weiten Kreiſen ſüddeutſcher Parteigenoſſen die Augen öffnen werden über die 


„Radikalen“, über die ihnen eine irreführende Berichterſtattung ſo haar⸗ 
ſträubende Dinge erzählt hatte. In Nürnberg trat unzweifelhaft zutage, daß 
die „Radikalen“ nicht ein Häuflein Berliner, Leipziger und „verantwortungs— 
loſer Ausländer“ ſind, die den Parteivorſtand gefangen genommen haben, 
ſondern daß ſie die große Maſſe der Parteigenoſſen darſtellen. Daß es gerade 
ein in Bayern tagender Parteitag war, auf dem dieſe Tatſache in Erſcheinung 
trat, ein Parteitag, auf dem der geographiſchen Lage halber Süddeutſchland 
relativ eine ſtärkere Vertretung fand als der Norden, läßt das Überwiegen 
der „radikalen“ Richtung in der Partei noch bedeutender erſcheinen. 
Aber auch das Märchen von der Skandalſucht der „Radikalen“ darf nach 
den Nürnberger Tagen wohl bei jedem nicht ganz böswilligen Beobachter für 
abgetan gelten. Wären wir wirklich ſo ſkandallüſtern, wie uns von manchen 
Seiten immer wieder unterſchoben wird, das Vorgehen einiger Budgetbewilliger 
in Nürnberg hätte uns nicht bloß Vorwände, ſondern höchſt ausreichende Gründe 
zu perſönlichem Zanken und Lärmen gegeben. Wenn es dazu nicht kam, ſo iſt es 
einzig der Zurückhaltung und der völlig unperſönlichen, rein ſachlichen Art der 
Diskuſſion der „Radikalen“ zuzuſchreiben, die auf keinerlei Provokation reagierten. 
| Die Reſolution des Parteivorſtandes war entſchieden, aber ruhig. Sie ent⸗ 
hielt kein Wort des Tadels, kein Wort der Mißbilligung. Und von Seite der 
„Radikalen“ wurde nicht der mindeſte Verſuch gemacht, ihr ein ſolches Wort 
einzufügen. Alle jene Vorgänge, die ſelbſt von Freunden der Budgetbewilligung 
als unentſchuldbar anerkannt worden waren, angefangen von dem Ausſchluß 
des Parteivorſtandes aus der Stuttgarter Konferenz, vom badiſchen Schweige- 
gebot bis zur Bedrohung des Parteitags mit der Parteiſpaltung und dem 
famoſen Fall Segitz, der die ſchwerſten Beſchuldigungen gegen den Partei⸗ 
vorſtand auf Grund erlauſchter Brocken aus einem Treppengeſpräch erhob — 
alle jene Vorgänge hätten reichlichen Stoff zu Tadelsreſolutionen gegeben, 
wenn wir den Unfrieden wollten. Aber von keiner Seite wurde eine ſolche 
Reſolution über irgend eines dieſer Vorkommniſſe auch nur angeregt. Eine 
einzige Verſchärfung der Vorſtandsreſolution wurde von Leipziger Genoſſen 
beantragt, ſie war rein ſachlicher Natur, ſtrebte eine ſchärfere Faſſung der 
Lübecker Reſolution an, während der Parteivorſtand ſich damit begnügte, ſie 
genauer zu interpretieren. N 
Aber je mehr von unſerer Seite auf alles verzichtet wurde, was perſön⸗ 
lichem Zwiſt Nahrung geben konnte, um ſo ſtärker trat der ſachliche Gegenſatz 
hervor, der zwiſchen den beiden Richtungen beſteht, die in der Frage der 
Budgetbewilligung zutage traten. 
Der Gegenſatz iſt nicht einfach der zwiſchen Süd und Nord. Ein erheblicher 
Teil der Gegner der Parteivorſtandsreſolution kam aus dem Norden. Anderer- 


934 Die Neue Zeit. | 
ſeits ſtimmten ihr Genoſſen aus Bayern zu, und wenn auch nicht bei den 
Delegierten, ſo doch bei den Genoſſen Württembergs darf ſie vielleicht ſogar auf 
die Mehrheit rechnen. Der Gegenſatz iſt natürlich auch nicht der zwiſchen un⸗ 
praktiſcher Revolutionsromantik und praktiſcher poſitiver Arbeit, ebenſowenig 
der zwiſchen Parlamentarismus und Anarchismus, wie er verwunderlicherweiſe | 
von manchen Rednern in Nürnberg aufgefaßt wurde. Er fällt aber auch nicht 
einfach zuſammen mit dem zwiſchen Reviſionismus und „orthodoxem Marxis- 
mus“. Es iſt ein Gegenſatz zwiſchen den zwei möglichen Arten parlamen⸗ 
tariſcher Tätigkeit, der einer Partei grundſätzlicher Oppoſition und der einer 
Partei, die von einer Regierung nach dem Prinzip des do ut des, ich gebe, 
um zu erhalten, Konzeſſionen zu gewinnen ſucht. Die erſtere Art findet ihren ö 
ſchärfſten Ausdruck in der prinzipiellen Budgetverweigerung. Die andere wird 
unmöglich, wenn die mit der Regierung verhandelnde Partei nicht erwarten 
laſſen kann, ſie werde jener das Budget bewilligen. | 
Ich behalte mir vor, dieſe beiden Arten des Parlamentarismus noch aus⸗ | 
führlicher zu beleuchten. Hier ſei nur kurz darauf hingewieſen, daß mit dem j 
Weſen einer proletariſchen Partei in einem kapitaliſtiſchen Staate nur die erſtere 
Art der Politik vereinbar iſt, weil das Proletariat in jedem kapitaliſtiſchen 
Staate grundſätzlich von der Staatsgewalt — außer zu dekorativen und dema⸗ 
gogiſchen Zwecken, wie Millerand und John Burns — ausgeſchloſſen iſt und 
ausgeſchloſſen bleiben muß. Die Bourgeoiſie würde eine Regierung einfach 
nicht dulden, die die Staatsgewalt in den Dienſt des Proletariats ſtellte. So: 
lange der Klaſſengegenſatz zwiſchen Bourgeoiſie und Proletariat ein unüber⸗ 
brückbarer iſt, kann es keine Staatsgewalt geben, der beide Klaſſen gleichzeitig 
das Vertrauen und die Mittel zur Exiſtenz votieren. f | ö 
Genoſſe Stolten hat freilich gegen dieſe meine Auffaſſung eingewendet, daß 
auch die Proletarier am Staate ein Intereſſe hätten. Meinem Bilde, wir 
dürften eine Feſtung nicht verproviantieren, die wir aushungern wollten, hielt 
er die Tatſache entgegen, daß die Proletarier auch in der Feſtung wohnten 
und durch deren Aushungerung mit betroffen würden. Genoſſe Stolten hat 
da zu viel bewieſen. Hätte er recht, dann wäre überhaupt jede Budgetver⸗ 
weigerung unſtatthaft. In Wirklichkeit ſteht aber die Sache ſo, daß die Prole⸗ 
tarier in der von uns belagerten Feſtung nicht drin wohnen. „ 
Man muß ſich hüten, den Staat als geographiſchen Begriff zu ver⸗ | 
wechjeln mit dem Staat als Herrſchaftsmittel, das heißt dem Inbegriff 
der Bureaukraten, Poliziſten, Soldaten uſw. Die Proletarier wohnen aller⸗ 0 
dings im Staatsgebiet; ſie ſind aber keineswegs Inſaſſen der Staatsgewalt. ö 
Einen Grund, das Budget zu bewilligen, hat eine Partei nicht deswegen, 
| 


En TE Rn 


Tr 


. 


D- 


. 


wenn ſie im Lande, ſondern nur dann, wenn fie in den Minifterhotels 
zu Hauſe iſt. a 
Aber hat das Proletariat allenthalben den gleichen Grund, das ſtaatliche 
Budget einer gegneriſchen Regierung abzulehnen, in der Republik wie in der 
Monarchie, in Frankreich wie in Rußland, in Württemberg wie in Preußen, 
ſo beſteht doch inſofern ein bedeutender Unterſchied zwiſchen dem Süden und 
dem Norden Deutſchlands, als die Notwendigkeit einer ſolchen Politik grund⸗ 
ſätzlicher, unverſöhnlicher Oppoſition im Süden nicht fo ſchroff zutage tritt 
wie im Norden. Müßte ein Sozialdemokrat in Preußen mit heilloſer politiſcher 
Blindheit geſchlagen ſein, wollte er dort das Staatsbudget bewilligen, ſo hat 
gerade in letzter Zeit in Süddeutſchland die Sozialdemokratie einige Erleichte⸗ 
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rungen und Konzeſſionen erlangt, die in manchem Genoſſen übertriebene Er⸗ 
wartungen wachrufen konnten. Dieſe Erleichterungen und Konzeſſionen ſind 
höchſt unbedeutender Natur, ſie bekommen einiges Anſehen nur, wenn man 
ſie mit der preußiſchen Troſtloſigkeit vergleicht. Es gehört die ganze Nacht 
der preußiſchen Reaktion dazu, um die ſüddeutſchen Talglichter als helle 
Sterne erſtrahlen zu laſſen, aber für verſchiedene Genoſſen find fie zu Hoff- 
nungsſternen geworden, die die Geburt eines neuen Heilands, einer neuen 
Methode proletariſchen Emanzipationskampfes anzeigen. 

Die ſüddeutſche Eigenart erklärt dieſe Erwartungen, ſie rechtfertigt ſie 
aber nicht. Der Parteitag hat mit Recht in Anbetracht dieſer eigenartigen 
ſüddeutſchen Verhältniſſe von jedem Tadel der ſüddeutſchen Budgetbewilliger 
abgeſehen und ihnen den guten Glauben und die beſten Abſichten zugebilligt. 
Aber wenn er ihre Abſtimmungen nicht als Verbrechen auffaßte, ſo durfte 
er nicht davon abſehen, ſie als einen Fehler zu kennzeichnen. Und in der 
Politik ſind Fehler bekanntlich noch verhängnisvoller in ihren Wirkungen wie 
Verbrechen. 2 
| So ſehr die Parteigenoſſen Norddeutſchlands geneigt find, der Eigenart 
Süddeutſchlands jede Rückſicht angedeihen zu laſſen, ſo darf dies nicht ſo 
weit gehen, daß man ruhig zuſieht, wenn ſie im Begriffe ſind, Schritte zu 
begehen, die verderbliche Konſequenzen nach ſich ziehen. Der Parteitag durfte 
um fo weniger davon abſehen, als das Stillſchweigen in dieſem Falle geheißen 
hätte, daß er jene ſüddeutſchen Genoſſen desavouiert, die den Standpunkt der 
großen Mehrheit der Geſamtpartei teilen. Er mußte für Einheitlichkeit der 
Taktik endlich auch deshalb ſorgen, weil die ſüddeutſchen Regierungen mit 
den norddeutſchen ſolidariſch ſind. Der geſchloſſenen Front drüben müſſen 
wir eine geſchloſſene Front herüben entgegenſetzen, und je gefährlicher und 
ſtärker der Feind, deſto notwendiger iſt die unbedingte Geſchloſſenheit auf 
unſerer Seite. 

Dieſe Geſchloſſenheit wird durch die Reſolution des Parteitags erheblich 
gefördert, die allen Schwankungen, Unſicherheiten und Mißdeutungen ein 
Ende macht. 

Noch wiſſen wir nicht, wie jene ſüddeutſchen Genoſſen ſie aufnehmen, die 
eine von der Geſamtpartei abweichende Taktik vertreten. Aber auch ihnen 
gegenüber kann die machtvolle Bekundung des Willens der übergroßen Mehr⸗ 
heit des kämpfenden Proletariats Deutſchlands ihre Wirkung nicht verfehlen. 
Und ſo dürfen wir wohl erwarten, daß die Hoffnungen unſerer Gegner wieder 
einmal zuſchanden werden und daß die deutſche Sozialdemokratie aus der 
ſchweren Kriſe, in die ſie geraten iſt, neugeſtärkt hervorgeht, geſchloſſener und 
einmütiger als je. 


Dic Türkei als konftitutionelles Reich. 
Von R. Beer. 


| Ungefähr vier Wochen nach der gewaltſamen Zerſtörung des perſiſchen 
Parlamentes durch den Schah Mahommed Ali erließ der Padiſchah Abdul 
Hamid ein Irade, in dem er die bis dahin deſpotiſch regierte Türkei in ein 
konſtitutionelles Reich verwandelte. Der Staatsſtreich des Schah hat uns nicht 
entmutigt, und der Verzicht des Padiſchah auf die Alleinherrſchaft ſoll unſere 
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Hoffnungen nicht übermäßig ſchwellen. Es ift ein exgreifendes Ereignis, den 
Verlauf der Wiedergeburt des älteften und größten Erdteils von Stunde z 


Stunde zu erleben — ein Schauſpiel, würdig der poetiſchen Schaffenskraft 
eines Goethe oder der beflügelten Phantaſie eines Shelley, aber als nüchterne, 


zergliedernde Beobachter haben wir eine minder glänzende Aufgabe zu erfüllen: | 
Urſachen zu finden, Beweggründe aufzudecken und Einzelheiten zuſammen⸗ 


zufaſſen. In viel höherem Maße als je zuvor bildet die Türkei im gegen⸗ 


wärtigen Weltverkehr das Bindeglied zwiſchen dem Weſten und Oſten. Einſt 
als der Orient bekannt, wurde das ottomaniſche Reich in den letzten Jahr⸗ 


zehnten zum nahen Orient. Mit dem Wachſen der europäiſch⸗aſiatiſchen Be⸗ 


ziehungen wurde es zu einem Zwiſchenlande, zur Brücke, an deren Sicherheit 
und Feſtigkeit alle Handelsvölker intereſſiert ſind. Die geographiſch⸗wirtſchaftliche 


n 


Rolle dieſes Landes kommt in der Lage Konſtantinopels in konzentrierter Form 


zum Ausdruck. Aus der Lage der Türkei ergibt ſich ihre Politik. Sie muß 
ſtark genug ſein, um eine ſo wichtige Handelsſtraße der Völker in Ordnung 
halten und bewachen zu können. Man kann ſie aber nicht übermäßig ſtark 
werden laſſen, da ſie ſonſt überragend werden und einen allzu ſtarken Einfluß 
auf die europäiſche Politik ausüben könnte. Als die Türkei im neunzehnten 


Jahrhundert ſich dieſer Aufgabe nicht gewachſen zeigte und Rußland auf der 
Höhe ſeiner Macht ſich ihrer bemächtigen wollte, traten ihm die weſteuropäiſchen 
Mächte entgegen, vereitelten ſeinen Plan und empfahlen der Türkei, Reformen 


einzuführen und ſtark zu werden. Das war im weſentlichen die Geſchichte des 
Krimkriegs (1854 bis 1856) und des Hattihumajums (Reformerlaſſes) Abdul 


Medſchids vom 18. Februar 1856. Die Reformpläne zerſchlugen ſich teils an i 
der Unreife der Bevölkerung, teils an den ruſſiſchen Intrigen und den Ber 


wegungen der Balkanſlawen zur nationalen Selbſtändigkeit. Der Krimkrieg 
und der Hattihumajum hatten indes eine liberale Strömung in den Beamten⸗ 


ſchichten des ottomaniſchen Reiches wachgerufen, die im Jahre 1876 in der A 


Proklamierung der Verfaſſung Midhat Paſchas ihren erſten, wenn auch vorüber⸗ 
gehenden Erfolg feierte. Die Türkei erhielt ein Parlament, das aber nur 
kurzen Beſtand hatte. Wenige Monate nach der Einführung der Konſtitution 
brach der ruſſiſch⸗türkiſche Krieg aus, der mit einer Niederlage der Türkei 
endigte. Nach dem Kriege hörte jeder freiheitliche Reformverſuch im otto⸗ 


maniſchen Reiche auf; Midhat Paſcha wurde nach Südarabien verbannt und 


im Jahre 1883 ermordet; ſeine Anhänger, die ſich Jungtürken nannten, ent⸗ 
zogen ſich den Verfolgungen durch die Flucht nach Weſteuropa, wo ſie nach 
und nach ihre Propaganda organiſierten. Ihr Hauptſitz war Paris, wo ſie 
ſeit 1895 unter Redaktion Achmed Riſas den „Mechveret“, ein vierzehntägiges 


Organ, in türkiſcher und franzöſiſcher Sprache herausgaben. Die Jahrgänge 3 


des „Mechveret“, ſowie die im Jahre 1903 in engliſcher Sprache erfchienene 
Lebensbeſchreibung Midhat Paſchas zeigen den Charakter der jungtürkiſchen 


Bewegung. Die Jungtürken ſind nationalliberal. Da ſie ſich aber noch im 
Kampfe befinden und keine unmittelbar kapitaliſtiſchen Intereſſen zu vertreten 
haben, hat ihre Propaganda einen idealiſtiſchen Schwung, der alle am Wohl⸗ 5 
ergehen des ottomaniſchen Reiches intereſſierten Elemente mitreißen muß. Trotz | 
des ſie auszeichnenden Idealismus ſind fie indes ſehr nüchterne Politiker, da 


ſie naheliegende Ziele zu erreichen und greifbare, praktiſch⸗politiſche Aufgaben zu 


löſen ſuchen. Nach ihrer ganzen Klaſſenlage und Schulung — die Jungtürken ent⸗ 
ſtammen meiſtens Soldaten- und Beamtenfamilien Kleinaſiens und Albaniens — 
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mußten ſie, trotz ihres weſteuropäiſchen Exillebens, alle radikalen Ideen und 
ſozialreformeriſchen Pläne vermeiden. Auch im Exil blieben ſie Türken; ſie 
haben die Fühlung mit der Ziviliſation und den Bedürfniſſen ihrer Heimat 
nie verloren. Das ottomaniſche Reich iſt keine kulturell hochſtehende Geſell— 
ſchaft mit ſcharfen Klaſſengegenſätzen, ſondern ein im Übergang vom Feu⸗ 
dalismus zum Nationalſtaat ſteckengebliebenes Land. Die Jungtürken ſtellten 
ſich deshalb zur Aufgabe, den unterbrochenen Lebensprozeß ihres Vaterlandes 
wieder aufzunehmen und ihn eine Etappe weiterzuführen. Sie ſind national: 
‚fie wollen die Einigkeit und Unlösbarkeit ihres Reiches; ſie ſind liberal: ſie 
wollen die Sicherſtellung der perſönlichen Freiheit und des Eigentums durch 
die Herrſchaft des Geſetzes, um auf dieſe Weiſe den Fortſchritt der Reichs⸗ 
entwicklung zu ermöglichen. Ihr Schlachtruf war vorerſt: „Ordnung und 
Fortſchritt“; als ſpäter infolge der äußerpolitiſchen Verhältniſſe, die weiter 
unten geſchildert werden, die Bewegung die in Makedonien garniſonierende 
Armee ergriff und ſich in Saloniki ein jungtürkiſches Komitee bildete, wurde 
ihr Schlachtruf: Einigkeit und Fortſchritt. 
Ungeachtet ihrer gemäßigt liberalen und monarchiſchen Haltung wurden 
die Jungtürken lange Jahre hindurch ſcharf verfolgt. Abdul Hamid empfand 
wohl, daß ſein Reich zugrunde gehe, aber er glaubte es mit den Mitteln des 
Deſpotismus und des religiöſen Fanatismus retten zu können. Verbannung 
und Ausſpionierung der Jungtürken, Niedermetzelung der Armenier, Förde⸗ 
rung des Panislamismus und Erteilung von Konzeſſionen an die deutſche 
Regierung erſchienen ihm als die beſten Methoden, ſeinem Reiche den alten 
Glanz wiederzugeben. Allein abgeſehen vom ſiegreichen Kriege gegen die 
Griechen (1897) hat die Politik des Ildiz nur Niederlagen zu verzeichnen ge⸗ 
habt. Die türkiſche Bevölkerung wurde ärmer, die alten Heiminduſtrien er⸗ 
lagen im Kampfe gegen die europäiſche Einfuhr, die Staatsſchulden wuchſen, 
die Finanzen gerieten immer mehr unter die Herrſchaft der europäiſchen Kapi⸗ 
taliſten, die Einmiſchung der fremden Mächte in türkiſche Angelegenheiten 
wurden häufiger. In den letzten zehn Jahren haben in türkiſchen Gewäſſern 
Kriegsſchiffe Frankreichs, Englands, Oſterreich⸗Ungarns und Italiens in feind⸗ 
licher Weiſe demonſtriert und den Willen Abdul Hamids gebeugt, ohne daß 
ihm die deutſchen Götter zu helfen vermochten. Das Anſehen des Padiſchah 
büßte ſo weit an Glanz ein, daß zuweilen ganze Gemeinden Kleinaſiens ſich 
ſeinen Anordnungen mit Erfolg widerſetzen konnten. Schließlich kamen zwei 
Ereigniſſe, die einen großen Teil der türkiſchen Armee den Gedanken der Jung⸗ 
türken zugänglich machten: 1. das Mürzſteger Programm und die engliſch⸗ 
ruſſiſchen Reformpläne in Makedonien; 2. der Sieg Japans über Rußland. 
Das Eingreifen der europäiſchen Mächte in die makedoniſchen Wirren, das die 
Entſendung europäiſcher Offiziere und Beamten nach Makedonien zur Folge 
hatte, fiel zuſammen mit einer ſtarken Konzentration türkiſcher Truppen in 
Makedonien gegen Bulgarien. Die türkiſchen Offiziere hatten auf dieſe Weiſe 
die Gelegenheit, die Folgen der Hamidſchen Regierung zu ſehen: die Stellung 
Makedoniens unter europäiſche Aufſicht. Gleichzeitig kamen die Nachrichten 
über die Siege Japans, eines aſiatiſchen Staates, über Rußland, die die 
türkiſchen Offiziere wie die ganze Intelligenz Aſiens mit neuen Hoffnungen 
belebten und in ihnen den Wunſch weckten, einen türkiſchen Mikado zum 
Monarchen zu haben. Die jungtürkiſche Bewegung, wie ſie im „Mechveret“ 
zum Ausdruck kam, hatte ein ähnliches Programm. Die Pariſer Leitung 
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gründete deshalb im Jahre 1905 ein Komitee für Einigkeit und Fortſchritt in 1 
Saloniki, das, jo erfolgreich wirkte, daß es trotz aller Spione und der An⸗ 
weſenheit von europäiſchen Offizieren und Beamten die tüchtigſten Elemente der 
türkiſchen Armee Makedoniens für ſich gewinnen und organiſieren konnte, ohne daß 


der Ildiz oder Europa von den geheimen Vorgängen eine Ahnung hatte. Die 
tüchtigſten und entſchloſſenſten Elemente des Komitees waren Albanier, die, 


unter primitiv⸗demokratiſchen Verhältniſſen erzogen, ihren Freiheitsſinn und | 
ihre Tatkraft noch am beiten bewahrt haben. Am 3. Juli begann der Auf⸗ 3 
ſtand, als Major Niaſi Efendi, ein Albanier, die Garniſon von Resna bei 


Ochrida verließ und ein Manifeſt des Komitees an die Bevölkerung richtete. 


Die Garniſon ſchloß ſich ihm an. Als General Schemſi Paſcha im Namen 


des Sultans die Auslieferung Niaſis verlangte, wurde er von einem noch 


unbekannten Jungtürken erſchoſſen. Es folgten ſodann mehrere erfolgreiche 1 
Attentate auf Spione und unzuverläffige Offiziere. Am 21. und 22. Juli N 


proklamierte das Komitee in Makedonien die Wiederherſtellung der Verfaſſung 


vom Jahre 1876. Im Ildiz wollte man urſprünglich Gewalt gebrauchen, als 4 
man aber den Umfang des Aufftandes erfuhr, klappte Abdul Hamid zufammen 


und unterwarf ſich ohne Schwertſtreich dem Komitee. Am Morgen des 
24. Juli war die Türkei ein Verfaſſungsſtaat. 


Die erſten Freiheitstage der Türkei werden in der Geſchichte unauslöſchlich 


ſein. Der Hader und Haß der Nationalitäten verſchwanden wie böſe Träume; 


die bulgariſchen, ſerbiſchen und griechiſchen Banden, die ſeit Jahren in Make⸗ a 


donien ein grauſames, bluttriefendes Regiment führten, löſten ſich auf; 


Mullahs und Prieſter und Rabbiner fielen ſich in die Arme; Räuberhaupt⸗ 
leute und jungtürkiſche Offiziere hielten von derſelben Tribüne begeiſternde 


Anſprachen im Namen der Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit; türkiſche 


Frauen erſchienen ohne Schleier in den Straßen Konſtantinopels und betei⸗ 


ligten ſich an den patriotiſchen Demonſtrationen. Im allgemeinen Prinzip der 
Freiheit verſchwanden die Raſſen⸗ und Religionsunterſchiede, und die ver⸗ 


ſchiedenartigen, ſich befehdenden Untertanen von geſtern ſtanden als gleich⸗ 5 
berechtigte Ottomanen zuſammen — ein einig Volk von Brüdern. Die Auto⸗ 


rität des Komitees wurde überall anerkannt. Der Scheich⸗ul⸗Islam nahm 


dem Sultan den Treueid auf die Verfaſſung ab. Die alte Pforte: der Groß⸗ . 
weſir und die Miniſter wurden entlaſſen und die vom Komitee deſignierten 


Männer ins Miniſterium berufen, worunter ſich auch ein Grieche und ein 


Armenier befinden. Einige der korrupteſten Exminiſter retteten ſich vor dem . 
Volksgericht durch die Flucht nach dem Ausland oder durch die Zurück⸗ 
erſtattung der durch unlautere Mittel aufgehäuften Vermögen. Im November 
tritt das neue, aus folgendem Wahlrecht hervorgehende Parlament zuſammen. 
Die Wahlen ſind indirekt. 500 oder wenigſtens 250 Urwähler entſenden einen 
Wahlmann. Die Wahlkreiſe decken ſich mit den Sandſchaks (Verwaltungs⸗ 


bezirken). Auf 50000 männliche Einwohner entfällt ein Abgeordneter. 


Sandſchaks, in denen dieſe Zahl der männlichen Einwohner nicht erreicht 
wird, entſenden einen Abgeordneten, wenn ſie wenigſtens 25000 beträgt. 
Sandſchaks mit 75000 bis 125000 erhalten zwei, bis 175000 drei, bis 220000 1 
vier Abgeordnete. Das aktive Wahlrecht erlangt jeder ſelbſtändige, im Beſitz 
der bürgerlichen Rechte ſtehende Ottomane mit zurückgelegtem fünfunde 
zwanzigſten Lebensjahr, falls er irgend eine Steuer zahlt. Auch aktive Militär- 
perſonen ſind wahlberechtigt. Das paſſive Wahlrecht iſt durch ein Mindeſt⸗ 
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alter von dreißig Jahren bedingt. Staatsämter und Miniſterpoſten ſind mit 
der Ausübung des Abgeordnetenmandats unvereinbar. Die Wahlen werden 
durch Wahlkommiſſionen ohne Mitwirkung der politiſchen Behörden geleitet. 
Die türkiſche Verfaſſung iſt eine gemäßigt liberale; ſie iſt nicht mit der ur⸗ 
ſprünglich von Midhat Paſcha entworfenen Verfaſſung identiſch, denn letztere 
war demokratiſcher und wurde ſchon vor ihrer Proklamierung im Jahre 1876 
von Abdul Hamid und ſeinen Beratern verſchlechtert und mehr dem preußiſch⸗ 
deutſchen Muſter genähert. 
| Der raſche und unblutige Verlauf des türkiſchen Umſchwunges, die ein- 
heitlichen und begeiſterten Kundgebungen der Ottomanen haben auf Europa 
einen tiefen Eindruck gemacht. Auch die europäiſchen Mächte kamen überein, 
der neuen Lage gegenüber eine abwartende Haltung einzunehmen. Zu dieſem 
lobenswerten Entſchluß haben mehrere Umſtände beigetragen: die diploma⸗ 
tiſchen Schwierigkeiten, die die makedoniſchen Wirren erzeugten, wurden nach 
und nach kriegsdrohend, während das Auftreten der Jungtürken wie ein be⸗ 
freiender und löſender Zauber auf Makedonien wirkte; dann übte die 
gemäßigt liberale Haltung der ottomaniſchen Reformer eine beruhigende 
Wirkung auf die revolutionsſcheuen Kabinette Europas aus; ſchließlich griff 
die Anſicht Platz, daß Deutſchlands überragende Rolle in der Türkei nun⸗ 
mehr ausgeſpielt ſei — eine Rolle, die, wie in dieſen Blättern hervorgehoben 
wurde, die Slawen, Lateiner und Engländer mit Unruhe füllte. Das ſicht⸗ 
bare Zeichen des Eintritts einer Ruhepauſe in der orientaliſchen Frage iſt der 
Aufſchub des engliſch⸗ruſſiſchen Reformplans für Makedonien. Die Zirkular⸗ 
note, in der der ruſſiſche Miniſter des Außern dieſe Tatſache den europäiſchen 
Großmächten anzeigte, gibt eine gute, leſenswerte Überſicht der früheren und 
gegenwärtigen Lage im nahen Oſten. Die Zirkularnote zeigt gleichzeitig den 
Umſchwung, den die Gruppierung der europäiſchen Mächte in der letzten Zeit 
durchgemacht hat. Sie beginnt mit der Geſchichte des ruſſiſch⸗öſterreichiſchen 
Zuſammenwirkens auf der Balkanhalbinſel, das zum Mürzſteger Programm 
für Makedonien führte: zur Einſetzung eines Generalinſpektors, zur Reorgani⸗ 
ſation der Gendarmerie durch europäiſche Offiziere, zur Anſtellung von zwei 
Zivilagenten (einem ruſſiſchen und einem öſterreichiſchen), zur Schaffung einer 
internationalen Finanzkommiſſion. Die Beſſerung der Lage war leider keine 
befriedigende, da der vierte Punkt des Mürzſteger Programms, der eine 
Reform des Gerichtsweſens vorſah, infolge der Uneinigkeit der Mächte nicht 
ausgeführt wurde und da der Nationalitätenkampf einen immer ſchärferen 
Charakter annahm. Angeſichts dieſer Sachlage griff die britiſche Regierung 
ein und ſchlug den Großmächten einen Reformplan vor, der die Anſtellung 
eines Generalgouverneurs und eine neue Organiſation Makedoniens vorjah. 
Es war aber zu befürchten, der britiſche Reformplan würde die Zuſtimmung 
der Mächte nicht finden. Unter dieſen Umſtänden glaubte die ruſſiſche Regie⸗ 
rung den britiſchen Vorſchlägen eine praktiſchere Form zu geben. Die britiſche 
Regierung nahm die ruſſiſche Faſſung an, aber im Augenblick, als ſie den 
übrigen Mächten mitgeteilt werden ſollte, traten Ereigniſſe ein, die eine voll⸗ 
ſtändig neue Lage ſchufen. Das Eingreifen der Mächte in türkiſche Angelegen⸗ 
heiten beruht auf Verträgen, die nur deshalb notwendig wurden, weil die 
nichtmohammedaniſchen Völkerſchaften in der Türkei bislang als minderwertig 


1 Siehe in Nr. 43: Die weltpolitiſche Lage. 
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behandelt wurden. Jetzt aber befindet ſich Europa im Angeſicht einer tür⸗ 


kiſchen Verfaſſung, die die Gleichberechtigung aller Ottomanen, die Reform 


des öffentlichen Lebens und eine gute und ehrliche Verwaltung gewährleiſtet. 


Eine Ausführung dieſer Grundſätze würde die Lage der makedoniſchen Völker⸗ 


ſchaften verbeſſern. Die ruſſiſche Regierung iſt deshalb bereit, den Reformplan 


zu verſchieben und überhaupt alles zu vermeiden, was als Mißtrauen gegen die 
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neue Lage in der Türkei ausgelegt werden könnte. „Indem wir dem Beiſpiel | 


der britiſchen Regierung folgen, verzichten wir vorläufig auf die Überreichung 
des Reformplans an die Pforte. ... Rußland wird die Bemühungen der 
Türkei, die neue Ordnung zu verwirklichen, mit der ſympathiſchſten Aufmerk⸗ 
ſamkeit beobachten und wird nichts unternehmen, was dieſe Aufgabe erſchweren 
könnte. Es wird auch ſeinen Einfluß in den Balkanſtaaten dahin geltend 
machen und ſie hindern, ſtörend in den Gang der türkiſchen Ereigniſſe ein⸗ 


zugreifen. Treu ſeinen Überlieferungen wird Rußland jedoch ſeine Reformrolle 


nicht als beendigt betrachten, es ſei denn, daß die neue türkiſche Politik eine 


wirkliche Beſſerung in der Lage Makedoniens hervorbringt. Mit einem 


Worte: Rußland kann ſich nicht des Rechtes begeben, über die Wirkſamkeit 


der türkiſchen Reformen ein Urteil zu fällen, und im Falle der Nichtbeſſerung | 


der Lage in Makedonien wird es feine Pflicht fein, den Mächten über die Not⸗ 
wendigkeit der Wiederaufnahme der makedoniſchen Reformtätigkeit zu berichten.“ 


Dieſe Haltung der wohlwollenden Neutralität gegenüber der türkiſchen 


Konſtitution iſt auch die aller Großmächte. Kein Staat will es vorläufig mit 
den erfolgreichen Jungtürken verderben. Unzufrieden ſcheint nur Bulgarien 
zu ſein, das ſich für den nächſten Erben Makedoniens hielt. Die Gewährung 


der Konſtitution und die Auflöſung der Banden haben Makedonien beruhigt | 


und es vorläufig wieder zu einem feſten Beſtandteil des ottomaniſchen Reiches 
gemacht. Die äußere und innere Lage der Türkei iſt jetzt unvergleichlich 
günſtiger, als ſie in den letzten fünfzig Jahren war. Wie lange dieſe Idylle 


dauern wird, hängt von der politiſchen Einſicht und der reichsbauenden Be⸗ 


gabung der Jungtürken ab. In den äußeren Beziehungen zu den Mächten 


muß die neue ottomaniſche Regierung vorläufig jede umſtürzende Politik ver⸗ 
meiden. Sie muß ſich allen diplomatiſchen Intrigen fernhalten und mit allen 


Großmächten auf freundſchaftlichem Fuße leben, ſo ſehr ſie auch geneigt ſein 


mag, ſich enger an das liberale Weſteuropa anzuſchließen. Sie darf nicht 


voreilig ihre Karten aufdecken. Sie hat die Freundſchaft Rußlands nötig, da 
dieſes einen zügelnden Einfluß auf Bulgarien ausüben kann. Ebenſo muß 
ſie die wirtſchaftlichen Intereſſen Deutſchlands in Kleinaſien nicht ſchädigen, 
um ſich das Wohlwollen der deutſchen und öſterreichiſchen Diplomatie zu er⸗ 


halten. Die Sympathien Englands und Frankreichs wird eine ſtarke und 


liberale Türkei ohnehin haben. Dafür ſorgen ſchon die engliſch⸗deutſchen und 
franzöſiſch⸗deutſchen Gegenſätze. Die größten Schwierigkeiten werden ihr die 
Verwaltung Makedoniens und die Sanierung der Staatsfinanzen bereiten. 


Der wichtigſte Faktor Makedoniens iſt die „innere Organiſation“ der Bul⸗ 


garen. Mit dieſer traten die Jungtürken ſofort in Verbindung und ſuchten 


ſie für eine regenerierte, konſtitutionelle Türkei zu gewinnen. Die bulgariſchen 
Bandenführer ließen ſich von den neuen Ereigniſſen mitreißen und reichten den | 
Jungtürken die Hand der Freundſchaft. Zuerft verlangten ſie die Autonomie 


Makedoniens. Die Jungtürken ſind aber ihrem nationalen Charakter nach 
Zentraliſatoren. | 
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Die makedoniſchen Bulgaren gaben nach und begnügten ſich mit einer 
ſelbſtändigen Lokalverwaltung. Jedoch wird die Sprachenfrage noch zu 
Schwierigkeiten den Anlaß geben. Die Jungtürken ſind wieder ihrem natio— 


nalen Charakter nach für das Türkiſche als die alleinige Sprache in den 


Mittelſchulen, der Zentralverwaltung und im Reichsparlament. Jedoch wird 


dieſe Frage vom ottomaniſchen Parlament geregelt werden. Die Nachrichten, 
die über das Verhältnis der makedoniſchen Bulgaren zu den Jungtürken in 


die Welt geſchickt werden, lauten verſchieden: die aus Sofia kommenden klingen 


peſſimiſtiſch, dagegen find die aus Saloniki kommenden recht hoffnungsvoll. 


Auch die Eingliederung des bis jetzt faſt ſelbſtändigen Albaniens, beſonders 
Nordalbaniens, in das ottomaniſche Reich dürfte nicht ohne Schwierigkeiten 


abgehen. Die Sanierung der Staatsfinanzen hängt ab von der Reform der 


Verwaltung, von der Hebung der Landwirtſchaft und von einer wiſſenſchaft— 
lichen Ausbeute der Mineralſchätze des Reiches. Alle dieſe Aufgaben ver: 
langen Organiſationstalente erſten Ranges, Charakterſtärke und Klugheit in 
ungewöhnlichem Maße. Erſt wenn dieſe geradezu herkuliſchen Aufgaben gelöſt 
ſind, kann die ottomaniſche Regierung daran denken, die Kapitulationen zu 
beſeitigen und überhaupt die europäiſche Vormundſchaft abzuſchütteln. 

Wir haben das ganze Gebiet der Sozialpolitik außer acht gelaſſen, da 
erſtens die Türkei ein Ackerbauſtaat und die jungtürkiſche Reformbewegung 
rein bürgerlich iſt. Von einer proletariſchen Bewegung wird im ottomaniſchen 
Reiche erſt nach Jahren die Rede ſein können. Ja, der raſche Erfolg der 
Jungtürken iſt zum Teil dem Umſtand zuzuſchreiben, daß die oberen und 
mittleren Klaſſen der Türkei die „Gefahr“ des Sozialismus noch nicht kennen. 

Eine Nebenwirkung des Sieges der Jungtürken wird wahrſcheinlich ein 
Wiederaufleben der zioniſtiſchen Bewegung ſein, da eine konſtitutionelle Türkei 
dem Gedanken einer jüdiſchen Koloniſation Paläſtinas günſtiger geſtimmt ſein 
wird. Die Jungtürken werden ohne Zweifel den finanziellen und journa⸗ 
liſtiſchen Einfluß der Juden für ſich zu gewinnen ſuchen. 


Der italieniſche Gewerkſchaftskongreß. 
Von Oda Olberg (Rom). 


Nachdem die Rechte und die Linke der italieniſchen Partei mit abwechſelndem 


Glücke jahrelang um den Einfluß auf die Gewerkſchaftsbewegung des Landes 


gerungen haben, hat das Auftreten des Syndikalismus und ſein Aufſaugen 
eines Teiles der revolutionären Elemente der Partei die Gewerkſchaften in 
ſyndikaliſtiſche und reformiſtiſche geſchieden. Je mehr die ſyndikaliſtiſchen Or⸗ 
ganiſationen, die in einem Anfall von Größenwahn ihre Anhänger nach 
Hunderttauſenden zu zählen beliebten, zuſammenſchrumpften, teils an der Un⸗ 
tätigkeit, teils an der Betätigung ihrer Grundſätze zugrunde gehend, um ſo 


mehr erſtarkte die nichtſyndikaliſtiſche Organiſation, die in der „Konföderation 


der Arbeit“ ſich ganz der Leitung der Ultrareformiſten anvertraut hatte. 
Unter dieſer Leitung iſt die Konföderation in den 21 Monaten ihrer Exiſtenz 
groß und ſtark geworden. Sie zählt heute 306 957 Organiſierte, 56 Prozent 
der geſamten gewerkſchaftlich organiſierten Arbeiter des Landes, und hat im 
letzten Jahre 116535 neue Mitglieder erworben. Gerade die Organiſationen, 
die ſich zu beruflichen Zentralverbänden zuſammenſchließen, ſtellen den größten 
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Teil des Zuwachſes, indem ihre konföderierten Mitglieder von 65395 auf 
139670 anwuchſen; einen minder ſtarken Zuwachs zeigen die nur den Arbeit 
kammern angeſchloſſenen Gewerkſchaften, deren Mitgliederzahl bei der Kon⸗ ; 
föderation von 97429 auf 147249 ftieg, während die keinem Zentralverband 
und keiner Arbeitskammer angehörigen Gewerkſchaften die Zahl ihrer kon⸗ 
föderierten Mitglieder von 27598 auf 20038 zurückgehen ſahen. Die Kon⸗ 
föderation der Arbeit iſt alſo nicht nur gewachſen und erſtarkt, ſondern fie 


repräſentiert auch in der italieniſchen Arbeiterbewegung den modernen Grundſatz 
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der Zentraliſierung gegenüber dem Lokalismus der ſyndikaliſtiſchen Uberreſte. 


Auf ihrem zweiten Kongreß, der vom 6. bis 10. September in Modena 


ſtattfand, hat nun die Konföderation der Arbeit nicht nur Heerſchau gehalten 


über ihre in der Tat ſtattliche Mitgliederzahl, ſondern ihre Leiter haben ſich 
auch — bewußt oder unbewußt — darüber Gewißheit verſchaffen wollen, wie 


weit ſich dieſe Organiſationen auf der Richtlinie des Reformismus befanden. | 


Die Reaktion gegen den Syndikalismus hatte gewaltige Arbeitermaſſen um 5 
die reformiſtiſche Fahne der Konföderation geſchart. Konnte man auf dieſe 


Maſſen als auf reformiſtiſche Gefolgſchaft rechnen? 


Von ſozialiſtiſcher wie von bürgerlicher Seite war wiederholt behauptet 1 


worden, daß der Kongreß von Modena an praktiſcher Bedeutung bei weitem 
unſeren Parteitag, der in der dritten Septemberwoche in Florenz tagen 


wird, übertreffen würde. Ja, man pflegte zu ſagen, daß er den Parteitags⸗ 
beratungen vorgreifen und einen Teil von ihnen gegenſtandlos machen würde. 5 
Dieſe Prophezeiung gründete ſich auf die Annahme, daß die Organiſationen 


in Modena die Unterſtützung eines großen demokratiſchen Wahlblocks für die 
nächſten parlamentariſchen Wahlen beſchließen und ſomit die vom ſozialiſtiſchen 


Parteitag erwartete Entſcheidung über die Wahltaktik vorwegnehmen würden. 


Wie weit Abſichten in dieſem Sinne beſtanden, vermögen wir nicht zu ent⸗ 


ſcheiden: ſicher iſt nur, daß die Wahlblocktaktik in Modena hinter dem Berge ii 
gehalten wurde. Günſtige Aufnahme hätte ſie wohl kaum gefunden, da der 4 
Kongreß ſelbſt in der Frage des bloßen Einvernehmens mit den demokratiſchen 


Parteien den Vorſchlägen der Leiter der Konföderation nicht beitrat. 


So waren die Verhandlungen des Gewerkſchaftskongreſſes in ganz anderem a 


Sinne intereſſant, als feine Einberufer erwartet haben mögen. Hat doch die 


Diskuſſion über die Beziehungen der Konföderation der Arbeit zu den politiſchen . | 
Parteien gezeigt, daß die Mehrheit der Vertreter für einen der weſentlichen 


taktiſchen Leitſätze des Reformismus nicht zu haben war. Das Exekutivkomitee 


hatte eine Tagesordnung Quaglino⸗Ciotti vorgelegt, die zunächſt den 


Grundſatz des unpolitiſchen Charakters der Gewerkſchaftsbewegung als 
überwunden ablehnt. Gewerkſchaftlicher und politifcher Kampf müßten 
einander wechſelſeitig ergänzen. Wenn auch wirtſchaftliche und politiſche Or⸗ 
ganiſation verſchiedene Betätigungsgebiete hätten, ſo daß beide unabhängig 
und ſelbſtändig bleiben müßten, ſo ſei doch ein Einvernehmen zwiſchen beiden 
geboten. Unter „politiſchen Parteien“, von denen die wirtſchaftliche Arbeiter⸗ 
bewegung Unterſtützung erwarten könne, verſtand die Tagesordnung „die ſozia⸗ 


liſtiſche Partei und die anderen Parteien, die den proletariſchen Klaſſenkampf 
nicht hindern und das Programm und die Methoden der Konföderation dern 
Arbeit annehmen“. Nachdem die Tagesordnung noch den Verbandsegoismus, 
den Lokalismus und die Theorie der Intereſſenharmonie zwiſchen Kapital und 
Arbeit als dem Proletariat verderblich verworfen hat, ſetzt ſie die folgende 
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Arbeitsteilung zwiſchen der Konföderation und den politiſchen 
Parteien feſt: 

Sache der Konföderation ſei die Leitung der wirtſchaftlichen Streiks 

und die Organiſation der Streikunterſtützung, ferner kommt ihr die Proklamie⸗ 
rung des Generalſtreiks zu. 
Sache der Parteien ſei, die Konföderation in ihrer Organiſationsarbeit 
zu unterſtützen, die wirtſchaftliche und politiſche Erziehung der Maſſen zu 
fördern und bei den rein politiſchen Kundgebungen nach Möglichkeit im Ein⸗ 
klang mit der Konföderation vorzugehen. 

In vielen Worten ſagte die Tagesordnung ziemlich wenig, und dies Wenige 
ſchien einem Teile des Kongreſſes zu unklar und dehnbar. Was waren das 
für „Parteien“, die den Klaſſenkampf des Proletariats nicht hindern? 

Bei dieſem Punkte ſetzte die Kritik der Oppoſition ein. Ein Teil dieſer 
Oppoſition, namentlich die Vertreter der Landarbeiter der Provinz Mantua, 
neigte dazu, überhaupt nur ein Einvernehmen mit der | ozialiſtiſchen Partei 
zugeſtehen zu wollen. Eine derartige Entſcheidung wäre nun gewiß in der 
Provinz Mantua wie in den meiſten anderen Provinzen Italiens die richtigſte 
geweſen, nicht aber für die Romagna und einige Teile Umbriens, des 
Marken und Toskanas, wo alte und ſtarke Arbeiterorganiſationen beſtehen, 
die republikaniſche Tradition haben und in republikaniſchem Geiſte geleitet 
werden. In dieſen Gegenden würde die Erklärung der Konföderation der 
Arbeit, als politiſche Vertretung der Arbeiterintereſſen nur die ſozialiſtiſche 
Partei gelten zu laſſen, unfehlbar zu einer Spaltung der Landarbeiterorgani⸗ 
ſationen geführt haben und zu ernſten Konflikten, wie ſie ſich nach dem Jahre 
1901 ereigneten, als der italieniſche Landarbeiterverband ſich zum ſozialiſtiſchen 
Programm bekannte. Es galt ſomit eine Formel zu finden, die wohl die 
radikale Partei, die parlamentariſch ſtärkſte der äußerſten Linken, ausſchloß, 
aber nicht die republikaniſche, ſoweit ſie proletariſche Traditionen hat und 
an dem Kampfe der Arbeiterklaſſe teilnimmt. Die vom Genoſſen Zirardini 
eingebrachte Tagesordnung ließ das Einvernehmen nur für die Parteien zu, 
„die die Methoden des Klaſſenkampfes und die Methoden und das Programm 
der Konföderation der Arbeit anerkennen“. Weiter brachte ſie die auf die 
Pflichten der politiſchen Parteien bezüglichen Sätze in Wegfall, da mit Recht 
bemerkt wurde, daß die Konföderation den Parteien nicht ihre Aufgaben vor⸗ 
ſchreiben könne. Im übrigen blieb die Tagesordnung des Exekutivkomitees 
in ihrer weitſchweifigen und nicht gerade glücklichen Faſſung unverändert 
beſtehen. 

Für die Freunde der Oppoſition wurde geltend gemacht, daß das „Nicht: 
verhindern des proletariſchen Klaſſenkampfes“ nichts beſage. Das ſei im 
Grunde das Verhalten aller Parteien, da der Klaſſenkampf eine geſchichtliche 
Tatſache und als ſolche ebenſowenig zu verhindern ſei wie das Schwergeſetz. 
Zuſammenwirken ſei nur mit Parteien möglich, die die Methoden des Klaſſen⸗ 
kampfes annehmen, was nur die ſozialiſtiſche und ein kleiner Teil der repu⸗ 
blikaniſchen tun. 

Die Tagesordnung des Referenten ſtieß natürlich auch auf den Widerſpruch 
der Syndikaliſten, von denen nur ſieben Delegierte an den Verhandlungen 
teilnahmen. Dieſe wollten, hierin dem Reformismus aus früherer Zeit ver⸗ 
wandt, keinerlei Beziehung der Gewerkſchaften mit anderen Parteien: die Ge⸗ 
werkſchaften ſollten ihre eigene Intereſſenpolitik treiben. 
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Die Redner der Konföderation, namentlich Rigola, Cabrini und die 
beiden Referenten Quaglino und Ciotti, vertreten den alten Gedanken: 


man müſſe von den Parteien nehmen, was ſie bieten. Ohne die Mitarbeit 


der Klerikalen, meinte Cabrini, hätte man das Geſetz für die Sonntagsruhe⸗ f | 
nie durchgebracht. Es ift das gewiß richtig, aber ebenfo richtig iſt es, das 
dieſer Mitarbeit keinerlei Einvernehmen und noch weniger ein Kompromiß 


voraufging, ſondern einfach ein Fall vorlag, wo Beſtrebungen der Sozialiſten 


und der Klerikalen objektiv zuſammenfielen. Solche Fälle ergeben ſich aus den 


Logik der Dinge, und das Vorhandenſein oder Fehlen von Einvernehmen 
könne ſie weder herbeiführen noch verhindern. Weiter meinte Cabrini, daß 
auch Bündniſſe mit Parteien außerhalb der äußerſten Linken möglich wären, 
ſo zum Beiſpiel bei einer Agitation gegen den Kornzoll. Aber die Diskuſſion 
deutete auch ſchon die Richtung an, in der ſich der Reformismus der Gewerk⸗ 


ſchaften mit Notwendigkeit zu bewegen ſcheint. Wenn die Unterſtützung dern 
einen oder anderen Partei je nach der momentanen Opportunität erfolgt, ſo 


liegt die Möglichkeit nahe, daß auch ein Tag kommen kann, an dem ein 


Intereſſenwiderſtreit zwiſchen Gewerkſchaft und ſozialiſtiſcher Partei entſteht. 
Das wurde von den Genoſſen Tonelli und Cabrini ganz offen aus⸗ 


geſprochen. Und jene theoretiſch von der Hand in den Mund lebende Ge⸗ 


werkſchaftsbewegung, die einen Konflikt vorausſieht, den die Definition der 8 


beiden Bewegungen ausſchließen ſollte, ſieht für dieſen Fall nur die eine 
Löſung vor Augen: Aufſtellung von Gewerkſchaftskandidaten, Gründung einer 
außerhalb der beſtehenden Parteien ſtehenden Arbeiterpartei. In dieſer 
würde ſich der „dialektiſche Prozeß“ eines Stückes reformiſtiſcher Taktik voll⸗ 
enden und die Bündnispolitik in ihr Gegenteil, in ein intranſigentes Nur⸗ 
gewerkſchaftlertum umſchlagen. 

Auch die theoretiſche Unterlage dieſes Umſchlags wurde auf dem Kongreß 
ſchon angedeutet, indem Genoſſe Ciotti ſagte, daß der Klaſſenkampf von der 


ſozialiſtiſchen Partei wohl erkannt, nie aber von ihr gekämpft werde. Als 


Begriff wäre der Klaſſenkampf wohl in der Partei, als Tatſache aber nur in 
den gewerkſchaftlichen Organiſationen. Im Sinne der Tendenz zur Umwand⸗ 


lung in eine Arbeiterpartei ſind wohl auch die Worte Cabrinis zu deuten, 1 


der meinte, daß man die ſozialiſtiſche Propaganda in den Gewerkſchaften bei⸗ 
behalten müſſe als Korrektiv ler ſagte: „Gegengift“, aber da mag die 
Zunge ausgerutſcht ſein) in Fällen von Niederlagen, da dann allein die Idea⸗ 
lität des Sozialismus die Niederlage überwinden helfen und die Opferfähig⸗ 
keit erhalten könne. Der Sozialismus hätte demnach etwa dieſelbe Funktion 
wie die Religion, leiſtete wie dieſe den Dienſt des Narkotikums, deſſen man 
um ſo weniger bedarf, je beſſer es einem geht. 

Zu einem Meſſen der Kräfte der Oppoſition kam es auf dem Kongreß 
nicht. Die Konföderation nahm die Tagesordnung Zirardini einfach an mit 
der Erklärung, daß ihr an der Definition der „Parteien“ nicht gelegen fei. 
Mit Recht fand das Exekutivkomitee, daß auch die amendierte Tagesordnung 
ihre Zuſtimmung verdiente. Stellt ſie doch einen weſentlichen Vorſtoß der 
Gewerkſchaft in das Gebiet der ſozialiſtiſchen Partei dar, indem ſie die Pro⸗ 
klamierung des Generalſtreiks von der Konföderation der Arbeit abhängig 
macht. Merkwürdigerweiſe hat es über dieſen Punkt gar keinen Kampf ge⸗ 
geben, ja der Kongreß hat noch nicht einmal von den Zugeſtändniſſen Ge⸗ 
brauch gemacht, die der Referent Quaglino in Ausſicht geſtellt hatte, als er 
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von der Möglichkeit ſprach, ſich mit den politiſchen Parteien vor der Prokla⸗ 
mierung eines Generalſtreiks zu beraten. 

Gehen wir zu den die gewerkſchaftliche Taktik im engeren Sinne 
betreffenden Beſchlüſſen des Kongreſſes über, ſo verdient vor allem die Or⸗ 
ganiſierung der Streikunterſtützung Beachtung. Die über dieſen 
Punkt aufgeſtellten Normen bilden gleichſam das Fazit der Erfahrungen, die 
der Landarbeiterſtreik von Parma gezeitigt hat. 

Dieſer Streik, deſſen Teilnehmer von den Syndikaliſten von Anfang an 
in einem Rauſche von Siegesſicherheit gehalten wurden und über deſſen nume⸗ 
riſche Bedeutung und deſſen Ausſichten das ganze proletariſche Italien Monate 
hindurch falſch unterrichtet war, hat trotz der ungeheuren Opfer der aus⸗ 
ſtändigen Landarbeiter mit einer völligen Niederlage geendet. Ja, ſchlimmer 
noch, er iſt langſam abgeflaut, ohne Dazwiſchenkunft der Organiſation, 
und zerrt einen Schweif von Arbeitsloſigkeit nach ſich, deren traurige Folgen 
gar nicht zu ermeſſen ſind. Da die Leitung des Streiks ganz in Händen der 

Syndikaliſten gelegen war, die natürlich nicht der Konföderation der Arbeit 
angehören, hätte dieſe Organiſation die Bewegung ſich ſelbſt überlaſſen können. 
Angeſichts der großen zeitlichen und räumlichen Ausdehnung des Streiks 
hatte ſie aber die Verpflichtung gefühlt, obwohl es ſich um eine diſſidente Or⸗ 
ganiſation handelte, Sammlungen für die Streikenden zu veranſtalten. Und 
aus dieſer Inanſpruchnahme der Opferwilligkeit des organiſierten Proletariats, 
das in drei Monaten gegen 200000 Lire aufbrachte, erwuchs der Konföde⸗ 
ration dann die weitere Verpflichtung, dem Proletariat authentiſche Nach⸗ 
richten über die Streiklage zu verſchaffen. Dieſe durch eine Erhebungs⸗ 
kommiſſion gewonnenen Nachrichten ergaben, daß der Streik in den letzten 
Zügen war, daß ſeine Fortführung keinerlei Siegesausſichten bot und daß die 
Rechenſchaftsablage über die Verteilung der Unterſtützungsgelder ungenügend 
war oder völlig fehlte. Daher forderte die Konföderation das organiſierte 
Proletariat auf, die Sammlungen für den Streik von Parma einzuſtellen. Aus 
dieſem Verhalten haben ihr die Syndikaliſten einen Strick drehen wollen und 
haben von Verrat, von Dolchſtichen in den Rücken und Dienſtleiſtungen für das 
Unternehmertum geſprochen. Vorurteilsloſe Prüfung muß aber zu dem Schluſſe 
führen, daß das Eingreifen der Konföderation völlig berechtigt war und ſie 
geradezu die Pflicht hatte, zu verhindern, daß die Gaben der proletariſchen 
Solidarität weiter in ein brennendes Haus geworfen würden. 

Die Referenten Calda und Rieciardi zogen in rückſichtsloſer und mutiger 
Weiſe die Anwendungen der Erfahrungen von Parma. Wer nicht mit ſenti⸗ 
mentalen Bomben aufzuwarten verſtehe, könne in Italien nicht auf Unter⸗ 
ſtützung durch das Proletariat rechnen. Die Folge wäre eine unrationelle 
Verwendung der Geldmittel des Proletariats. Für Streiks, die ſich mit einem 
gewiſſen Nimbus zu umgeben wiſſen, werden die größten Opfer gebracht, 
gleichgültig, ob es ſich um Arbeiter handelt, die ihre Pflicht gegen die Or⸗ 
ganiſation erfüllt haben oder nicht, ohne Rückſicht darauf, ob irgendwelche 
Ausſichten auf Erfolg beſtehen. Ein nachfolgender Streik, der vielleicht ebenſo 
viele Arbeiter umfaßt, ebenſo wichtige oder wichtigere Forderungen vertritt, 
bleibt ganz ohne Unterſtützung. Man hat eben die Kaſſen für die Bewegung, 
die zuerſt die Sympathie zu gewinnen verſtand, geleert. Als eine durchaus 
unzweckmäßige Form der Streikunterſtützung hat Genoſſe Ricciardi die ſeit 
dem Streik von Argenta eingeführte Verſchickung der Kinder aus dem 
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Streikgebiet gekennzeichnet. Nur die Sentimentalität und die Eitelkeit könne 
dieſe Form erhalten. Mit der Hälfte des Geldaufwandes, den man für die 
Reiſe der Kinder und ihrer Begleitung ſowie für die Verpflegung der kleinen 
Gäſte machen müßte, könnte man der Streikbewegung viel beſſere Dienſte 
leiſten. Aber zu dem unſcheinbaren Geldopfer wären eben die Genoſſen nich 1 
zu bringen: ſie ließen es ſich lieber das Doppelte koſten, um nur ihre Soli⸗ 
darität in dekorativer Weiſe betätigen und zur Schau tragen zu können. Auch 
bezeichnete Ricciardi den pſychiſchen Einfluß des Milieuwechſels auf die Kinder 
als ungünſtig: es wäre grauſam, die Kleinen auf kurze Zeit einem Wohlleben 
zuzuführen, das — jo relativ es auch ſein möge — doch ſehr von dem ärm⸗ 
lichen Heim abſticht, dem man ſie nach kurzer Zeit wieder überliefert. 

Für die Streikunterſtützung nahm der Kongreß nach eingehender und 
ſachlicher Diskuſſion die folgenden Normen an: 


„Sammlungen unter dem organiſierten Proletariat zugunſten eines Streiks 
dürfen nur von der Konföderation der Arbeit eröffnet werden, die ſich das Recht 
vorbehält, an der Leitung des unterſtützten Streiks teilzunehmen, einen wöchent⸗ 
lichen Bericht über die Streiklage zu empfangen, die Verteilung der durch fie au 
gebrachten Unterſtützungen ſelbſt vorzunehmen und im Falle eines Wechſels der 
Streikleitung auf das Einſpruchsrecht Anſpruch erhebt. Jedes Anſuchen um Eröffnung 
einer Sammlung für einen Streik muß der Konföderation durch den in Frage 
kommenden Zentralverband übermittelt werden, und wo ein ſolcher fehlt durch die 
territorial zuſtändige Arbeitskammer. Zur Eröffnung der Sammlung iſt die Kon⸗ 
föderation nur verpflichtet, wenn die Streikenden Konföderierte ſind; auch dann 
muß ſie ſich zu vergewiſſern ſuchen, ob die Unterſtützung des Streiks im Intereſſe 
der betreffenden Arbeiterkategorie und im allgemeinen im Intereſſe des Proletariats 
liegt. Bei Streiks unter Unorganiſierten kann ſie ihr Verhalten von Fall zu Fall 
regeln, auch ohne den Zentralverband des Berufs, in dem der Streik ſtattfindet, 
oder die zuſtändige Arbeitskammer zu befragen, ſoweit dieſe der Konföderation an⸗ 
gehören. Für Streiks im Beruf kann der betreffende Zentralvorſtand ſelbſt unter 
ſeinen Mitgliedern eine Sammlung eröffnen und die Solidarität des internationalen 
Berufsverbandes, dem er angehört, anrufen. Auf keinen Fall gewährt die Kon⸗ 
föderation Unterſtützung vor Ablauf des fünfzehnten Streiktages (die Referenten 
hatten den dreißigſten Streiktag vorgeſchlagen); erſcheint ein Streik ausſichtslos, ſo 
kann der Generalrat der Konföderation, nach Umfrage unter ſeinen Mitgliedern, 
das Streikkomitee zur Aufgabe des Kampfes auffordern und eventuell die Unter⸗ 
ſtützung einſtellen. Ein nach Beilegung eines Streiks ſich ergebender Reſt wird der 
Landesſtreikkaſſe zugewieſen. Vor jedem größeren Streik müſſen die konföderierten 
Organiſationen die Billigung der Konföderation einholen bei Strafe, ihr Recht auf 
Unterſtützung einzubüßen. Nur bei Abwehrſtreiks iſt dieſe Zuſtimmung nicht er⸗ 
forderlich.“ ü 1 

Dieſe Normen, deren Einzelheiten wir hier nicht diskutieren und die wohl 
am beſten von der praktiſchen Erfahrung geſiebt werden, haben in Italien 
beſonders große Bedeutung, weil die wenigſten Gewerkſchaften einen Kaſſen⸗ 
beſtand haben, der ihnen die Durchführung eines Streiks ohne Anrufung der 
Solidarität der anderen Organiſationen geſtattet. Daß die Konföderation da⸗ 
nach ſtrebt, dieſen primitiven Zuſtand der Gewerkſchaftsbewegung zu über⸗ 
winden, geht aus den folgenden Sätzen hervor, die die Tagesordnung über 
die Streikunterſtützung einleiten: 1 

„Der Gewerkſchaftskongreß erachtet den Streik, in dem er nicht einen Akt der 


Sentimentalität oder ein revolutionäres Experiment ſieht, ſondern einen auf die 
Erlangung eines Vorteils gerichteten Kraftaufwand, als eines der wichtigſten Mittel, 
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um die Arbeitsverhältniſſe und Lebensbedingungen der Arbeiterklaſſe zu heben; er 
hält es aber gleichzeitig für ſeine Pflicht, die Organiſationen aufzufordern, ſich mit 
der größten Bedachtſamkeit dieſer Waffe zu bedienen. Der Kongreß erklärt es für 
eine unabweisbare Pflicht der Gewerkſchaften, danach zu ſtreben, mit eigenen 
Kräften den eigenen Bedürfniſſen zu genügen und die Mitglieder zu veranlaſſen, 
durch beſtändige Erhöhung der Beiträge jedem Zentralverband finanzielle Selbſtändig⸗ 
keit zu ſichern durch einen Kaſſenbeſtand, der allen Ereigniſſen Front machen kann.“ 


Von den weiteren Beſchlußfaſſungen heben wir zwei Anderungen des Or- 
ganiſationsſtatuts hervor, deren erſte mit einem italieniſchen Vorurteil bricht 
und dem Sekretär der Konföderation das Stimmrecht im Exekutivkomitee und 
Ausſchuß ſichert, während die andere den als Werkzeug im gewerkſchaftlichen 
Kampf entſtandenen Genoſſenſchaften das Recht verleiht, der Konföderation der 
Arbeit anzugehören. Die Genoſſenſchaften haben im italieniſchen Genoſſen⸗ 
fchaftsverband eine das ganze Land umfaſſende Zentralorganiſation. Aber 
mit Recht hob Genoſſe Vergnanini hervor, daß gewiſſe Arbeits- und Pro⸗ 

duktivgenoſſenſchaften Angriffswaffen im Kampfe des Proletariats darſtellen, 
die noch wirkſamer ſind als ſelbſt die Gewerkſchaften. In dieſen Genofjen- 
ſchaften ergreift das Proletariat Beſitz von der lebendigen Kraft der Bour⸗ 
geoiſie, von dem Grund und Boden, von den Maſchinen. „Nur in ihrem 
Beſitz werdet ihr freie Arbeiter“, rief Vergnanini den Delegierten zu, „ohne 
ſie könnt ihr wohl höhere Löhne erzielen und kürzere Arbeitszeit, bleibt aber 
immer Lohnarbeiter.“ 

Über die Frage des Verhaltens der Arbeiter der öffentlichen Dienſte 
bei Generalſtreiks referierte Genoſſe Dell' Avalle von der Mailänder 
Arbeitskammer. Seine Tagesordnung ſprach ſich für den Grundſatz aus, daß 
bei den auf einzelne Ortſchaften beſchränkten Generalſtreiks die öffentlichen 
Dienſte nicht einzuſtellen ſeien, wohl aber bei Proklamierung des General⸗ 
ſtreiks im ganzen Lande. Da dieſe Frage erſt in den letzten Stunden des 
Kongreſſes zu Worte kam und ſich ziemlich weitgehende Meinungsverſchieden— 
heiten zeigten, beſchloß man, ſie auf die Tagesordnung des nächſten Kongreſſes 
zu ſetzen. 
| überblicken wir die Arbeiten des Kongreſſes als Ganzes, jo müſſen wir 
unbedingt anerkennen, daß die Konföderation in allem, was die Taktik der 
Gewerkſchaftsbewegung angeht, den modernen Geiſt vertritt: die Zentraliſie— 
rung, das Prinzip der höheren Beiträge, der Verantwortlichkeit, die Ver— 
drängung der Sentimentalität und Impulſivität durch ein ruhiges Abwägen 
der Mittel und Zwecke. Sie trägt alle Kennzeichen einer ſtarken Bewegung, 
die immer größere proletariſche Einheiten in ihren Bannkreis zieht. Sollen 
wir daraus ſchließen, daß der Reformismus im Leben der italieniſchen Ge- 
werkſchaften endgültig den Sieg über die intranſigente Richtung davongetragen 
hat? Wir glauben nicht. Wo iſt denn der ſiegreiche Reformismus? Die Ab- 

lehnung des Lokalismus, der niedrigen Beiträge und des verantwortungsfreien 
Gefühlsduſels hat mit Reformismus nichts zu tun, ſondern kennzeichnet jede 
geſunde Gewerkſchaftspolitik. Wer ſpeziell reformiſtiſch iſt, hat ſich teils — wie 
die obligatoriſchen Schiedsgerichte und Einigungsämter — gar nicht auf dem 
Kongreß hervorgewagt oder hat — wie die Beziehungen zu den Parteien der 
äußerſten Linken — eine Niederlage erlitten. Der Kongreß hat gezeigt, daß 

die Konſöderation der Arbeit, trotz ihrer reformiſtiſchen Leitung und trotz deren 
Beſtätigung im Amte, nicht mehr vorwiegend reformiſtiſch iſt. 
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Unzweifelhaft birgt ſie eine dem reformiſtiſchen wie dem „revolutionären“ 
Syndikalismus entſpringende Tendenz in ſich, der ſozialiſtiſchen Partei ihren 


Einflußbereich ſtreitig zu machen. Hierbei wirft ſie zunächſt die Augen auf 


Gebiete, die die Partei ihr nicht wirkſam ſtreitig macht, die die Partei nicht | 
prinzipiell befeſtigt und ſchützt. Wenn aber die Reformiſten der Konföderation 


der Arbeit mehr wollen und jene außerhalb der ſozialiſtiſchen Partei ſtehende 


Partei der Arbeit anſtreben, mit eigenen Arbeiterkandidaten, eine Partei der 
Trade Unions, ſo darf uns das nicht befremden. Dieſe Tendenz iſt ſo alt wie | 


der Reformismus ſelbſt. Sie entſpricht feiner Logik und feiner empirischen 
Taktik. In dem reformiſtiſchen Hin⸗ und Herlavieren zwiſchen den Parteien, 


dem vom Tage nehmen, was der Tag gibt, unbeſchwert durch theoretiſche 
Voreingenommenheit, ſkeptiſch gegen zukünftige Lockbilder, würde ſich der Re⸗ 


formismus verlieren, jeden Zuſammenhalt, jede Parteiindividualität einbüßen, 
wenn er ſich nicht auf die Realität der Gegenwartsintereſſen des Proletariats 
ſtellte. Soweit er im Proletariat Anhang hat, iſt er ja nichts als das Spiegel⸗ 
bild dieſer Gegenwartsintereſſen. Ihr normales Organ iſt nicht die ſozia⸗ 


liſtiſche Partei, ſondern jene Partei der Arbeiter, die der Kongreß als Zu⸗ 
kunftsbild andeutete und die in die von Turati erſtrebte „Regierungspartei 
der Arbeiter“ einmünden muß. 


Wenn die Konföderation der Arbeit dieſe Partei im Keime in ſich birgt, 1 


ſo birgt ſie doch auch gewaltige und ſtets wachſende Arbeitermaſſen in ſich, 


die in und über den Gegenwartsintereſſen allgemeine Menſchheitsintereſſen 


des Sozialismus anſtreben. In erſter Linie wird es von der Rampftüchtig 
keit und erziehenden Kraft unſerer Partei abhängen, ob dieſe Maſſen dem 


Sozialismus oder einer künftigen Partei der proletariſchen Gegenwarts⸗ 


intereſſen Gefolgſchaft leiſten werden. Vieles, was uns als Sieg des refor⸗ 
miſtiſchen Nurgewerkſchaftlertums erſcheint, iſt zurzeit noch nichts anderes als 


die Folge von Unterlaſſungsſünden unſerer Partei. 


Das Kriegsluftſchiff. 


Von Rudolf Krafft. 


Näher und näher rückt die Zeit, in der das Problem des lenkbaren Luft 
ſchiffs gelöſt ſein wird. Die ſogenannten ziviliſierten Völker, voran die 
Deutſchen, benehmen ſich fo, als ob ihnen hier das größte Glück erſtünde; 
‚aber ich fürchte, daß der große Katzenjammer nicht ausbleiben wird. Auch in 
dieſem Falle gilt die Beobachtung, die man auf Schritt und Tritt machen | 


kann, nämlich daß der militariſtiſch⸗kapitaliſtiſche Klaſſenſtaat für gewiſſe an 


ſich imponierende Erfindungen nicht reif iſt, weil er ſie, ſeiner Natur ent⸗ 


ſprechend, ſofort in den Dienſt des organiſierten Maſſenmordes und der 


Volksunterdrückung ſtellt. Der Sozialdemokratie iſt es vorbehalten, dieſen 


grauenvollen Zuſtand, in dem auch „Wohltat zur Plage wird“, zu befeitigen, 


In den nachſtehenden Zeilen wollen wir verſuchen, ein ungefähres Bild 


der Folgen, die das lenkbare Luftſchiff für die Kriegsvorbereitungen und 


im Kriege ſelbſt haben wird, zu entwerfen. Vorher müſſen wir freilich noch 5 
eine kurze Definition eines nach unſerer Anſchauung für den Krieg brauch⸗ 
baren lenkbaren Luftſchiffs, das wir der Kürze halber Kriegsluftſchiff 
nennen wollen, geben. Unter einem Kriegsluftſchiff verſtehen wir ein lenkbares 


| 


| 
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Luftſchiff, das folgende Eigenſchaften aufweiſt: Es muß wenigſtens gegen 
ſtarken Wind erfolgreich ankämpfen, ſich mindeſtens 3000 Meter über die 
| Erdoberfläche erheben und wenigſtens 600 Kilometer, ohne den Erdboden be— 
rühren zu müſſen, zurücklegen können. Ferner muß es imſtande ſein, eine 
größere Anzahl von Exploſivgeſchoſſen mitzuführen und ſie mit Sicherheit 
herabzuſchleudern. 
An die Verwirklichung des alldeutſchen Phantaſieſtücks, wonach das Deutſche 
Reich einſt eine ganze Armee durch die Luft wird befördern können, glauben 
wir allerdings nicht. Und zwar aus dem einfachen Grunde nicht, weil ſchon eine 
Armee von nur 30000 Mann auch Geſchütze, Protzen, Pferde und Munitions⸗ 
wagen mit ſich durch die Luft führen müßte. Als ſeinerzeit der Regierungs⸗ 
rat Rudolf Martin den Gedanken produzierte, das Deutſche Reich könne 
einmal von Calais in einer halben Stunde 350000 Mann durch die Luft 
nach England befördern, machte ich mir das Vergnügen, auf Grund der 
deutſchen Felddienſtordnung nur die ungefähre Zahl der Wagen auszurechnen, 
die eine ſolche Armee mindeſtens mitführen müßte. Sie betrug 6000, in 
Worten ſechstauſend Wagen. Dazu kämen, ebenfalls ſehr gering angeſchlagen, 
die Pferde für zehn Feldartillerieregimenter und zehn Kavallerieregimenter. 
Mit dem Glauben, daß größere Truppenmaſſen jemals durch die Luft 
transportiert werden können, wollen wir uns nicht länger befaſſen. Anders 
verhält es ſich mit dem Kriegsluftſchiff als Waffe und als Rekognos— 
zierungsmittel. 
| Zur Waffe kann es bekanntlich dadurch werden, daß es Exploſivgeſchoſſe 
herabſchleudert. Dies iſt ſeine gefährlichſte Seite. Es wird hier viel gefähr⸗ 
licher werden als die größte Schnellfeuerkanone, weil es keine Terrainhinder⸗ 
niſſe zu berückſichtigen hat und weil von ihm aus die Geſchoßwirkung ſehr 
ſchnell beobachtet werden kann. Dabei ſieht man von ihm aus in das Objekt, 
das bombardiert werden ſoll, an den Stellen, an denen es keine Bedachung 
aufweiſt, vollkommen hinein. 
| Unterſuchen wir nun zunächſt, ob das Kriegsluftſchiff auch ſchon während 
der Mobilmachung ernſthaft in Betracht kommen kann. Nehmen wir daher 
eine Mobilmachung in einer Zeit an, in der das Problem des Kriegsluftſchiffs 
gelöſt iſt und die Militärſtaaten über große Kriegsluftſchiffflotten verfügen 
werden. Daß ſie ſolche Luftflotten beſitzen werden, iſt bei der relativen Billig⸗ 
keit der lenkbaren Luftſchiffe gewiß. 6 
Zu Beginn eines Krieges iſt es für jede der beiden Parteien ſehr vorteil⸗ 
haft, wenn ſie die andere in ihrer Mobilmachung ſtören kann. Selbſt fertig 
zu ſein, ehe der andere fertig, iſt hier „ein Ziel, aufs innigſte zu wünſchen“. 
Das Kriegsluftſchiff aber wäre zur Verhinderung einer glatt verlaufenden 
Mobilmachung hervorragend geeignet. Vor allem könnte man es zur Bom⸗ 
bardierung der Bahnhöfe, in denen große Truppenmaſſen verladen werden, 
benutzen. Wo ſolche Truppenmaſſen einparkiert werden, iſt ſelbſtverſtändlich 
auch im Ausland bekannt, denn es kommen hier nur die Bahnhöfe großer 
Städte und von Feſtungen in Betracht, weil ſie zum Verladen großer Trans⸗ 
porte, mag es ſich nun um Menſchen, Tiere oder totes Material handeln, 
am beſten eingerichtet ſind. Die Folgen auszumalen, die die Bombardierung 
wichtiger Bahnhöfe durch feindliche Kriegsluftſchiffe für die Mobilmachung 
hätte, iſt gewiß nicht nötig. Ein ſehr verlockendes Ziel für unternehmungs⸗ 
luſtige Kriegsluftſchiffer würden auch die Eiſenbahnbrücken über die großen 
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Flüſſe bilden. Allerdings könnten die aus den Luftſchiffen geworfenen Bomben 
nicht die Fundamente der Brücken zerſtören, aber für den Mobilmachungsfall, 
wo ſchon eine Verzögerung von einem Tage eine große Rolle ſpielen kann, 
würde auch die Zerſtörung des Oberbaus für die davon betroffene Partei ſehr 
unangenehm ſein. Man denke ſich zum Beiſpiel in die Situation des Deutſchen 
Reiches, wenn zu Beginn eines Krieges mit Frankreich die Eiſenbahnbrücken 
über den Rhein durch franzöſiſche Luftſchiffe derartige Beſchädigungen erlitten, 
daß die Reparaturen zwei bis drei Tage dauern würden. Hier käme auch 
noch die weitere Frage hinzu, ob die Luftſchiffe die Wiederherſtellungsarbeiten 
nicht durch herabgeſchleuderte Bomben unmöglich machen könnten. 

Was wird nun die nur zu wahrſcheinliche Konſequenz der Gefahren ſein, 
die die Kriegsluftſchiffe in den eben skizzierten Richtungen bringen werden? Die 
Antwort iſt ſehr einfach: Die Militärverwaltungen werden von den Völkern 
Hunderte von Millionen für die bombenſichere Eindeckung wichtiger Bahnhöfe 
und Brücken fordern. Da das Deutſche Reich nicht nur auf einer, ſondern 
auf zwei Seiten an mächtige Nachbarn grenzt, ſo wird es für dieſe Zwecke 
auch am meiſten aufbringen müſſen. 

Eine von kriegeriſchen Geſichtspunkten aus vortreffliche Eigenſchaft des 
Kriegsluftſchiffs beſtünde darin, daß es den ſtrategiſchen Ausmarſch wenigſtens 
bei günſtiger Witterung auskundſchaften und ihm auch bei weniger günſtiger | 
Witterung allerlei Unannehmlichkeiten dadurch bereiten könnte, daß eine Luft⸗ 
ſchiffflotte gewiſſe Teile des Aufmarſchgebiets dann zu bombardieren begänne, 
wenn die Truppen ſich in Ortſchaften und Biwacks häuslich eingerichtet haben. 

Auch anderwärts hat man eingeſehen, daß das Kriegsluftſchiff ſchon vor 
Beginn des eigentlichen Kampfes eine große Rolle ſpielen wird, und daher 
wurde zum Beiſpiel im „Schwäbiſchen Merkur“ die Errichtung von Beobach⸗ 


tungsſtationen an allen Grenzen des Reiches vorgeſchlagen. Wenn aber die 


feindlichen Kriegsluftſchiffe ſo perfid ſind, die Stationen während der Nacht 
zu überfliegen, oder wenn nebelige Witterung oder Wolkenbildung ſie den 
Stationen verbergen? Dann würden dieſe ſehr wenig helfen. 1 5 
Nun zum Kriege ſelbſt. In ihm wird das Kriegsluftſchiff vor allem den . 
Feſtungen ſehr gefährlich werden. Es wirft die ganze moderne Feſtungs⸗ 
baukunſt größtenteils über den Haufen. Da wurden die Feſtungsſtädte unter 
enormen Koſten mit weit hinausgeſchobenen Forts umgeben, damit der Be⸗ 
lagerer die Stadt ſelbſt mit ſeinen Granaten ſo lange nicht erreichen kann, 
ehe er nicht eine große Lücke in den Fortgürtel gebrochen hat. Wie lange 
aber wird es dauern, bis Kriegsluftſchiffe über die Forts wegfliegen und die 
Stadt ſelbſt ſamt Bahnhofsanlagen und Magazinen bombardieren können? 
Es iſt nicht ausgeſchloſſen, daß das Kriegsluftſchiff die jetzigen Feſtungen 
wertlos machen und die Staaten dazu zwingen wird, wichtige Eiſenbahn⸗ 
linien, Etabliſſements uſw. durch einzelſtehende Forts nach Art der franzöſiſchen 
Sperrforts zu decken. Natürlich müßten die Forts derart bombenſicher ein⸗ 
gedeckt werden, daß ihnen die Kriegsluftſchiffe wenigſtens längere Zeit nicht 
ſchaden könnten. Der Bau dieſer neuen Forts würde Rieſenſummen ver⸗ 
ſchlingen. Und ſelbſt wenn es gelänge, eine internationale Vereinbarung zu 
treffen, wonach wenigſtens die Feſtungsſtädte, alſo die der Zivilbevölkerung 
zur Unterkunft dienenden Teile der Feſtungen, aus Luftſchiffen nicht bombardiert 
werden dürften, ſo daß die bisherigen Feſtungen noch zu gebrauchen wären, 
ſo müßten dennoch viele Millionen aufgewendet werden, um die Forts dieſer 
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Feſtungen ſo umzubauen, daß ihr Inneres den Geſchoſſen der Luftſchiffe 
möglichſt wenig ausgeſetzt wäre. Es würden, ſoweit ſie noch nicht vorhanden 
ſind, bombenſichere Alarmplätze, Verbindungswege uſw. nötig werden. 
| Was nun die Rolle anbelangt, die das Kriegsluftſchiff als Waffe im Feld⸗ 
krieg, das heißt in dem Teile des Krieges, der ſich nicht mit der Belagerung 
und Zernierung von Feſtungen beſchäftigt, vorausſichtlich ſpielen wird, ſo wird 
es Abteilungen, die ſich bewegen, kaum ſehr ſchaden können. Die Zeiten, in 
denen große Maſſen geſchloſſen auf dem Gefechtsfeld marſchierten, ſind ja 
vorüber. Hingegen iſt es nicht ausgeſchloſſen, daß die Kriegsluftſchiffe den 
gewöhnlichen Marſchkolonnen das Paſſieren von Defileen, vor allem von Hohl⸗ 
wegen und Päſſen, wenigſtens bei Tage und in mondhellen Nächten ſehr er⸗ 
ſchweren, ſelbſt unmöglich machen können. N 
Da das Kriegsluftſchiff ſelbſtverſtändlich in den Fällen, in denen große, 
unbewegliche Ziele in Betracht kommen, am wirkſamſten bombardieren kann, 
ſo kann es im Kriege ruhende Truppen, mögen ſie ſich nun in Ortsunterkunft 
oder im Biwak befinden, ſchwer gefährden. 
Während der Schlacht werden vor allem die feindlichen Stützpunkte 
zur Verteidigung eingerichtete Ortſchaften und Schanzen) von den Kriegsluft⸗ 
ſchiffen auf das Korn genommen werden. Der Ruſſiſch⸗Japaniſche Krieg hat 
zwar den Spaten zu hohen Ehren gebracht, er ließ den Bau von mächtigen 
Erdwerken als ſehr wichtig erſcheinen; nun aber wird das Kriegsluftſchiff der 
Herrlichkeit vielleicht ein Ende bereiten. Hätten die Japaner Kriegsluftſchiffe 
gehabt, ſo wären die Ruſſen wahrſcheinlich gar nicht zum Bau ihrer großen 
Befeſtigungen von Liaujaung und bei Mukden gekommen. Und ſelbſt wenn 
es ihnen gelungen wäre, ſo hätten ſie ſich darin nicht lange aufhalten können. 
Wenden wir uns nun dem Kriegsluftſchiff als Rekognoszierungsmittel zu. 
In der Auskundſchaftung von Truppenbewegungen wird es bei trübem 
Wetter, bei Nebel, bei Nacht, ſofern die Nächte nicht ſehr hell ſind, kaum viel 
leiſten, weil es ſich wegen der Gefahr des Heruntergeſchoſſenwerdens nicht zu 
ſehr der Erde nähern darf. Bei gutem Wetter aber wird es ſelbſtverſtändlich 
vortreffliche Dienſte leiſten. Das gleiche wird auf Truppenanſammlungen zutreffen. 
Weſentlich günſtiger iſt die Situation der Kriegsluftſchiffe im Feſtungs⸗ 
krieg, denn hier handelt es ſich um große, unbewegliche Objekte, die auch bei 
unklarem Wetter leichter zu beobachten find. Ferner dauert die Belagerung 
einer Feſtung im allgemeinen ſo lange, daß eine günſtige Witterung nicht 
ausbleiben kann. Dann ſind die Kriegsluftſchiffe imſtande, in Stadt und 
Feſtungswerke genau hineinzuſehen. 
Daß endlich die lenkbaren Luftſchiffe — es brauchen in dieſem Falle keine 
Kriegsluftſchiffe zu ſein — ſchon im Frieden die Feſtungen ſehr leicht aus⸗ 
ſpionieren können, ift ſelbſtverſtändlich. Vielleicht wird dies ein weiterer Grund 
für die Unhaltbarkeit der Feſtungen ſein, deren militäriſcher Wert ſowieſo ſehr 
problematiſch iſt. 
Man kann alſo getroſt ſagen, daß das Kriegsluftſchiff ein furchtbares Kriegs⸗ 
mittel vorſtellen wird. Es wird daher nichts übrig bleiben, als auf Mittel zu 
ſinnen, mit denen man ſie vernichten kann. Mit Geſchützen und Gewehren wird 
gegen ſie nur dann etwas zu erreichen ſein, wenn ſie tief fliegen. Die Haupt⸗ 


1 Die bewußte internationale Vereinbarung dürfte übrigens praktiſch unmöglich ſein, 
weil ſie zu der Liſt, die Häuſer der Zivilbevölkerung zur Unterbringung von Truppen zu 
verwenden, geradezu verleiten würde. 
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waffe gegen ſie wird nur das Kriegsluftſchiff ſelbſt ſein können. Iſt einmal 
der erſte Kriegsluftſchifftyp da, jo wird man ſofort daran gehen, einen neuen 
Typ zu erfinden, der ſich nach allen Richtungen ſchneller bewegen kann und 
daher imſtande iſt, Kriegsluftſchiffe des erſten Typs einzuholen. Wir wollen 
dieſe Art Kriegsluftſchiffjäger nennen. Auf dieſen Typ wird ein dritter 
folgen, auf ihn ein vierter uſw., bis der Staatsbankrott da iſt. 4 
Da das Einholen nicht genügt und der Eingeholte ſich wehren will, ſo iſt 
es klar, daß die Kriegsluftſchiffe mit Schußwaffen werden verſehen werden, 
die leicht und weittragend ſein müſſen. Können ſie Exploſivgeſchoſſe nach der 
Art der Schrapnells oder der Sprenggranaten verſenden, jo wird ihre Treff- 
wahrſcheinlichkeit größer ſein. Damit eröffnet ſich den Waffentechnikern ein 
neues Feld. Es iſt ſogar nicht ausgeſchloſſen, daß auch bei den Kriegsluft⸗ 
ſchiffen der uralte Kampf zwiſchen Angriffsmittel und Deckungsmittel zur 
Geltung kommt, das heißt, daß ſie an den exponierteſten Stellen eine Panze⸗ 
rung erhalten, die freilich ſehr leicht ſein müßte. Die Erfinder der Panzerplatten 
ſtünden dann vor der neuen Aufgabe, einen Panzer herzuſtellen, der kleineren 
Geſchoſſen und Sprengſtücken Widerſtand leiſtet, dabei aber von ſehr geringem 
Gewicht iſt. N 
Kurz, man muß ſich darauf gefaßt machen, daß bei den Kriegsluftſchiffen 
ähnliche Verhältniſſe eintreten werden wie bei der Kriegsmarine, wo eine Kon⸗ 
ſtruktion die andere verdrängt. 8 
Natürlich wird die Konſtruktion von Luftſchiffjägern über die Notwendigkeit 4 
der im Verlauf unſerer Erörterungen erwähnten Befeſtigungen nicht hinweg⸗ 1 
helfen, weil kein Teil ſicher iſt, wer die Oberhand behält, und die Auftichif- 
jäger feindliche Luftſchiffe bei Nacht oder nebeliger Witterung leicht überſehen 
können. „ 
Wer das Vorſtehende überdenkt, wird mir recht geben, wenn ich ſage, 
daß das Kriegsluftſchiff eine neue „Gottesgeißel“ für die ſich ziviliſiert 
nennenden Völker werden wird. Es wird für neue Befeſtigungen und für ſich 
ſelbſt Unſummen koſten, die der Ziviliſation und der Kultur verloren gehen. 
Aber nicht genug damit: Es wird die Verrohung der Kriegführung, 
die jetzt ſchon infolge der modernen Waffenwirkung einen furchtbaren Grad er⸗ | 
reicht hat, weſentlich erhöhen. So ift es zum Beiſpiel ſehr wohl möglich, daß 
von zwei Kriegsparteien die eine auf der Erde ſiegreich ſein kann, die andere 
aber in der Luft. Nun kann die in der Luft dominierende ſagen: „Wenn ihr 4 
in meinem Lande noch einen Schritt vorwärts macht, jo laſſe ich einige eurer | 
Städte von meinen Luftſchiffen bombardieren und niederbrennen,“ worauf die 
andere Partei ähnliche Repreſſalien in Ausſicht ftellen wird. Man ftelle ih 
ferner einen Zukunftskrieg vor: In der Luft wird gekämpft, auf der Erde 
wird gekämpft, auf dem Waſſer und unter dem Waſſer (Unterſeeboote) wird 
gekämpft! Wahrlich, die militariſtiſch⸗kapitaliſtiſche Geſellſchaft hat es weit 
gebracht! a 8 
Der einzige Troſt, den das Kriegsluftſchiff vielleicht bietet, beſteht darin, 
daß es im Kriege ein äußerſt unberechenbarer Faktor ſein und daher die herr⸗ 
ſchenden Klaſſen erneut an das große Wagnis erinnern wird, das ein Krieg 
bedeuten würde. Inſofern kann es der Erhaltung des Friedens nützlich ſein. 
Aber trotzdem wird es Milliarden verſchlingen, für die die Völker eine beſſere 
Verwendung hätten, wenn die herrſchenden Klaſſen es zuließen. 
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die Arbeitslofigkeit in den deutſchen fachverbänden 
im Jahre 1907. 
Don Otto Härle (Hal). 
Das Jahr 1907 kann, in feiner Geſamtheit betrachtet, überwiegend als ein 


| günſtiges bezeichnet werden. Allerdings hat die internationale Hochkonjunktur, die 
wenige Jahre hindurch herrſchte und im Jahre 1906 ihren Höhepunkt erreichte, 
nicht während des ganzen Jahres 1907 angehalten. 


Die Berichte der Arbeitsnachweiſe, nicht minder auch die Mitgliederbewegung 


der Krankenkaſſen und beſonders die Arbeitsloſenziffern der Fachverbände 
zeigen in der Beſchäftigungslage einen allgemeinen Rückgang in mäßigen Grenzen 


im Oktober und November, der ſich im Dezember weſentlich verſtärkte. Die nieder⸗ 


gehende Konjunktur trifft die Arbeiter diesmal beſonders hart, weil die Preiſe 
fämtlicher und beſonders ſtark die der notwendigſten Lebensmittel und Bedarfs⸗ 


artikel während der letzten Jahre eine Höhe angenommen haben, wie ſie früher 
nie beobachtet wurde. Dadurch war es den Arbeitern noch mehr als früher er⸗ 


ſchwert, Erſparniſſe für den Eintritt der ungünſtigen Geſchäftszeit zu machen. Die 


mäßigen Lohnerhöhungen, die ſie da und dort im Laufe der letzten Jahre in der 


Induſtrie häufig durch langwierige Kämpfe errungen hatten — vielfach wurden, wie 
zum Beiſpiel auch im Bergbau, alle auf Verbeſſerung der Arbeitsverhältniſſe ge⸗ 


richteten Beſtrebungen ſchroff zurückgewieſen —, geſtatteten nicht etwa der Arbeiter⸗ 
ſchaft eine beſſere Lebenshaltung, ſondern ſie glichen noch nicht einmal den Mehr⸗ 
aufwand aus, den die Arbeiterſchaft für erhöhte Lebensmittelpreiſe und Wohnungs⸗ 
mieten zu leiſten hatte. 

Die folgenden ſtatiſtiſchen Daten veranſchaulichen die Arbeitsloſigkeit in 


den Fachverbänden im Jahre 1907: 


Berichtende Mitglieder⸗ Arbeitslos waren In Im Jahre 
Quartal Verbände zahl am Ort auf der Reiſe Prozent 1906 
51 1313 623 15 136 1880 1,3 153 
2 1338 148 15110 3298 1,4 1,2 
Z 3 BO ErN LO2DATS 15427 2822 1,4 1,0 
580 1440627 32282 2736 2,6 1,6 


Die Zahlen beziehen ſich auf den Schluß des jeweiligen Quartals, in einzelnen 
Verbänden und Induſtriezweigen ſind aber auch innerhalb der Quartale mehr oder 


weniger umfangreiche Verſchiebungen in der Zahl der Arbeitsloſen eingetreten. Das 


vierte Quartal zeigt ein bedeutend ungünſtigeres Bild als die drei voraufgegangenen, 
was teilweiſe in den Saiſonverhältniſſen liegt, größtenteils aber, wie ein Vergleich 
mit dem Vorjahr zeigt, auf die weichende Konjunktur zurückzuführen iſt, die be⸗ 


ſonders im Dezember ſehr ſtark eingeſetzt hat. Am Quartalſchluß betrug die Arbeits⸗ 


loſigkeit bei den Bildhauern 18,8 Prozent, die Handſchuhmacher hatten 14,4 Prozent 
Arbeitsloſe, Friſeure 13,4, Tapezierer 9,8, Glaſer 9,4, Hutmacher 7,2, Bäcker 6,7, 
Gärtner 6,2, Sattler 6 Prozent. Die meiſten dieſer Berufe hatten auch während 
der drei erſten Quartale ſchon hohe Arbeitsloſenziffern, beſonders die Bildhauer, 
Friſeure, Glaſer und Bäcker. Die Holzarbeiter, die am Jahresſchluß 1906 3,9 Pro⸗ 
zent, am Schluſſe des erſten Quartals 2,5 Prozent, des zweiten Quartals nur noch 
1,7 Prozent und des dritten Quartals 1,9 Prozent Arbeitsloſe hatten, verzeichneten 
am Anfang des vierten Quartals 2,7 Prozent und am Schluſſe 7,2 Prozent Arbeits⸗ 
loſe; eine bedeutende Verſchlechterung alſo innerhalb des Quartals, die ſich in 
annähernd gleichem Maße auch bei den Tapezierern, Hut⸗ und Filzwarenarbeitern, 
Handſchuhmachern und Bildhauern zeigte. Beim Metallarbeiterverband, bei dem 


1 Bearbeitet nach ſtatiſtiſchen Veröffentlichungen im „Reichsarbeitsblatt“. 
2 Durch Verſchmelzung geringer. 
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die Arbeitsloſenverhältniſſe in den drei erſten Quartalen mit 1,1, und 1,0 Prozent 
ſehr günſtig lagen, verſchlechterten ſie ſich im vierten Quartal mit 2,4 Prozent | 
Arbeitsloſen ganz bedeutend. 1 

Die Prozentziffer der Arbeitsloſigkeit, welche die Häufigkeit der Arbeitsloſig⸗ 
keit im Laufe der vier Quartale zeigt, ſtellt ſich folgendermaßen dar. Es kamen 
auf 100 Mitglieder: „ 


Im 1. Quartal 68 Fälle (1906: 6,4) 


e „ „ 6,1 (i 
i ren. e, ee | 
a 7,172. dee a7 . 


Hier zeigt ſich ſchon im dritten Quartal eine weſentliche Zunahme gegenüber 
dem gleichen Zeitraum des Vorjahres, die ſich im vierten Quartal noch fortſetzt. 

Die höchſte Zahl der Fälle von Arbeitsloſigkeit hatten in allen vier Quar- 
talen die Bildhauer, Friſeure, Tapezierer und — mit Ausnahme des dritten | 
Quartals — auch die Gärtner. Bei den Bildhauern ſind die ungünſtigen Verhält⸗ 
niſſe einerſeits der Vereinfachung der Stilrichtung, durch die viele Hände über⸗ | 
flüſſig geworden find, andererſeits wohl aber auch dem Umſtand zuzuſchreiben, daß 
bei einer Kriſe in erſter Linie die Kunſthandwerker in Mitleidenſchaft gezogen 
werden. 


Die Geſamtzahl der Arbeitsloſentage betrug bei allen berichtenden Ber 
bänden: | 


Im 1. Quartal am Ort 1088390, auf der Reiſe 59281, zuſammen 1147 671 


2. ⸗ alte 913205, - 182436, E 1095641 
. : e 892370, = = - 212909, z 1105270 | 
04 + 4153883, - 106963, - 1260246 


Fälle von Arbeitsloſigkeit am Ort wurden gemeldet (im Geſamtdurchſchnitt 
aller berichtenden Verbände): 


. re Er 


Im 1. Quartal. . 83691 mit durchſchnittlicher Dauer von 13,0 Tagen 
, 80253 - a. | 
7 3. 7 88670 7 z = 2 13,0 2 i | 
4. = %542 - # = - .14,7 2 | 


Die durchſchnittliche Dauer jedes Falles von Arbeitsloſigkeit war gegenüber 
dem gleichen Zeitraum des Vorjahres im vierten Quartal ſehr erheblich geſtiegen, 
nämlich um 3,7 Tage. | 

Stellt man die einzelnen Verbände nach Berufsgruppen zufammen, jo ergibt | 
ſich, daß hinſichtlich der Dauer der Arbeitsloſigkeit, wenn man vom Bergbau 
abſieht, wo die Arbeitsloſigkeit ſeltener iſt, an der Spitze ſtehen im erſten Quartal 
das Baugewerbe mit einer durchſchnittlichen Dauer von 23,7 Tagen im einzelnen 
Falle, die Induſtrie der Holz⸗ und Schnitzſtoffe mit 21,1 und die künſtleriſchen Be 
triebe mit 21,1, im zweiten Quartal neben den zwei erſtgenannten die Papier- 
induſtrie mit 17,8 Tagen und die photographiſchen Gewerbe mit 16,3; im dritten 
Quartal die letzteren mit 19,1, die Bekleidungs⸗ und Reinigungsgewerbe mit 17,7 
die Induſtrie der Holz⸗ und Schnitzſtoffe mit 15,2 und die Induſtrie der Steine 
und Erden mit 15,1 Tagen; im vierten Quartal die Induſtrie der Holz⸗ und Schnitz⸗ 
ſtoffe mit 19,6, die Textilinduſtrie mit 18,0, die polygraphiſchen Gewerbe mit 16,1, 
die künſtleriſchen Betriebe mit 16,2 und in Maſchinenbau und Materialverarbeitung 
mit 15,8 Tagen. g 


Die durchſchnittliche Unter ſtützungsdauer in allen Verbänden zuſammen⸗ 
genommen betrug: 


Im 1. Quartal 17,0 Tage gegen 16,4 Tage im 1. Quartal 1906 
. Ba 


, „%% e 1906 
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Auffallend iſt, daß die durchſchnittliche Unterſtützungsdauer im vierten Quartal 
gegenüber den vorhergegangenen geſunken iſt, während die Arbeitsloſigkeit ſelbſt 
zugenommen hat. Ganz verſchieden iſt der Unterſtützungsbezug bei den ver⸗ 
ſchiedenen Verbänden. Es wurden zum Beiſpiel im vierten Quartal bei den 
Gärtnern nur 12,3 Prozent, bei den Friſeuren nur 10,9 Prozent, bei den Photo⸗ 
graphen nur 11,7 Prozent aller Arbeitsloſen in dieſen Verbänden unterſtützt. Auch 
im Bäcker⸗, Glaſer⸗ und Tapeziererverband iſt die Zahl der zur Unterſtützung be⸗ 
rechtigten Arbeitsloſen ſehr gering. Dagegen decken ſich Unterſtützungsbezug und 
Arbeitsloſigkeit faſt völlig bei den Verbänden der Bergarbeiter, Glasarbeiter, 
Schiffszimmerer, Zigarren⸗ und Tabakarbeiter, Handſchuhmacher, Rylographen, Kauf⸗ 

leute, Buchdrucker, Lederarbeiter. 

| Sehr beachtenswert find die Summen, welche die Verbände als Unter⸗ 
ſtützung an ihre arbeitsloſen Mitglieder zahlten. Es wurden an männliche und 
weibliche Mitglieder als Unterſtützungen am Ort und auf der Reiſe gewährt: 


Im 1. Quartal an 842 560 Mitglieder 1135395 Mark, im Durchſchnitt 23,28 Mark 
- - 2 - 


2. z - 771608 2 1061141 = z ; z 
A) 2 - 796079 - 1042418 = = = 22 
: 4. 2 - 905816 E 1149319° > a ⸗ 20,38 * 


Im ganzen Jahre 1907 betrugen die Unterſtützungen der Fachverbände an 
arbeitsloſe Mitglieder am Ort 3727752 Mark, auf der Reiſe 660521 Mark, ins⸗ 
geſamt 4388273 Mark. 


* * 
* 


Zum Vergleich mit den Arbeitsverhältniſſen des Vorjahres ſei hier noch an⸗ 
geführt, daß am Schluſſe des erſten Quartals 1908 bei 52 Verbänden mit 
1297953 Mitgliedern, auf die ſich die Statiſtik erſtreckte, als arbeitslos am Ort 
gemeldet waren 28928 Mitglieder, auf der Reiſe 2808 — insgeſamt 2,5 Prozent 
Arbeitsloſe. Die Prozentziffer der Fälle betrug 9,2 gegenüber 6,5 im erſten 
Quartal des Vorjahres. Die Geſamtzahl der Arbeitsloſentage im erſten Quartal 
belief ſich auf 1968 130, und die durchſchnittliche Dauer der Arbeitsloſigkeit betrug 
bei 119088 gemeldeten Fällen im Geſamtdurchſchnitt aller Verbände 18,0 Tage. 
Die Verbände hatten für Arbeitsloſenunterſtützung 1831 580 Mark aufzuwenden. 

Dieſe Zahlen beweiſen mit großer Deutlichkeit, daß die Kriſe im Fortſchreiten 
begriffen iſt. 


Zur kätholiſchen Jugendorganifation. 


Innerhalb der letzten Auseinanderſetzungen über die künftige Form der ſozia⸗ 
liſtiſchen Jugendorganiſation iſt mit Recht von verſchiedenen Seiten auf die gut 
organiſierte und das Schwergewicht ihrer Propaganda durchaus in das Welt⸗ 
anſchauliche verlegende Jugendorganiſation der Katholiken hingewieſen worden. 
Dabei iſt die Organiſierung der katholiſchen jungen Studenten nie erwähnt. 
Und doch zeigt ſich bei ihnen gerade in den letzten Jahren eine Rührigkeit, auf die 
einmal hinzuweiſen notwendig erſcheint. | 

| Mit der ihm eigenen Kunſt hat der Katholizismus ſich der ſozialen Welle an⸗ 
geſchmiegt und verſucht, unter dem Deckmantel ſozialer Aufklärung ſeine Welt⸗ 
anſchauungspropaganda auch unter den akademiſchen Jugendlichen zu entfalten. 
Leichter naturgemäß und ſchneller als den Proletarier vermag den akademiſchen 
Bürgerlichen das ſoziale Reformertum der München⸗Gladbacher einzufangen. Aber 
niemand hat es auch verſtanden, die Studenten ſo geſchickt und nachhaltig zu 
organiſieren, als gerade der Katholizismus. Vor uns liegt eine Nummer der in 
2000 Exemplaren erſcheinenden „Mitteilungen des Sekretariats ſozialer 
Studentenzirkel“. Der Bericht zeigt, daß man die akademiſchen Vinzenzvereine 
für die ſoziale Arbeit mobil gemacht hat. Während es bisher nur zwei gab (in 


‘ N u. | 
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Freiburg⸗Schweiz und Straßburg), gründete man nun — ausgeſprochen für Ge⸗ | 


winnung der Studenten — neue Vereine in Bonn, Göttingen, Marburg, Berlin, 


Münſter, Breslau, Halle und München. Soziale Studienvereinigungen exiſtierten 


bisher 6. In Kürze werden es 13 ſein. Drei „fachmänniſch vorgebildete“ Redner 


werden die Vereinigungen bearbeiten. Soziale Freundeskreiſe Zwiſchen 5 und 
10 Mann ſtark) zählt man momentan 40. Sie erhalten von der Zentralſtelle aus 
das „Soziale Material für Akademiker“. Soziale Ferienvereinigungen beſtehen 21. 


Sie hielten 27 Veranſtaltungen (18 Beſichtigungen, 9 Vortragsabende) ab. Dieſen 


Herbſt endlich wird nach engliſchem Vorbild ein „Settlement“ eröffnet. Ein vier⸗ 
wöchiger Kurs dient zur Einführung. Während dieſer Zeit werden ſeminariſtiſche 
Übungen und Vorträge von Piychiatern, Soziologen, Juriſten und Gewerkſchafts⸗ 
führern abgehalten. Alle dieſe Zirkel ſind völlig unabhängig. Kein „alter 
Herr“ hat den Jugendlichen dazwiſchen zu reden. Dasſelbe Sekretariat gibt ſoziale 


Studentenflugblätter in teilweiſer Auflage von 15000 Exemplaren heraus. Die⸗ 


ſelben ſind aus einem Geiſte geſchrieben, der ſich zwar zu der modernen Einſicht 


in den Klaſſencharakter der ſozialen Probleme nur teilweiſe aufſchwingt, der aber 
den kulturkampflüſternen übrigen deutſchen Studenten in vielem ein Vorbild ſein 
kann. Aber nicht das Sachliche, das Fachliche, nein erſt das drängende Motiv da⸗ 
hinter, das Weltanſchauliche, das Katholiſche gibt dieſer Jugend⸗ 
bewegung ihren Schwung. Das zeigt am deutlichſten die einſchlägige Broſchüre 


des Dr. Son nenſchein, der die Seele dieſer ganzen ſtudentiſchen Jugendorgani⸗ 
ſation darſtellt: „Fann der moderne Student ſozial arbeiten?“ Die Ge⸗ 


danken und das ſoziale Ethos ſind Naumannſcher Art. Was aber dem Schriftchen 


ſein eigenes Leben gibt, das iſt eben wieder das allgemein katholiſche Kulturideal, 
„Der faszinierenden Kraft des ſozialiſtiſchen Kulturideals“ will es den „jugend 
friſchen, chriſtlichen Standpunkt entgegenſetzen, der in keiner geſchichtlichen Epoche 4 


verſagen kann“. 


Die deutſche Sozialdemokratie hat keine ſtudentiſchen Jugendlichen zu organi⸗ 
ſieren. Aber eines lehrt ſie meines Erachtens auch dieſe Studentenorganiſation. 4 
Wenn die Jugend organiſiert werden ſoll, dann muß ſie unabhängig organiſiert 
werden, dann muß ſie ausgerüſtet werden mit einem Kulturideal. Möge uns 
Männern ſich der Glaube in ein nüchternes Wiſſen wandeln. Jugend braucht nicht | 

A | 


nur Freiheit. Jugend braucht hohe Ziele. 


Literarifhe Rundſchau. 


J. Bonomi, Le vie nuove del socialismo. Mailand, Palermo, Neapel, Remo 


Sandron. 315 Seiten. 3,50 Lire. 


Das vorliegende, der Genoſſin Anna Kulif choff zugeeignete Buch, iſt die „ 


erſte größere Veröffentlichung theoretiſchen Charakters, die aus dem Lager der 


italieniſchen Reformiſten kommt. Der Autor teilt ſeine Arbeit in drei Abſchnitte: 
Die marxiſtiſche Taktik und die Demokratie — Die revolutionäre Funktion des 


Reformismus — Die heutigen Tendenzen des Sozialismus. Mit großer Klarheit, 
der vielleicht eine größere Kürze nicht geſchadet hätte, baut Bonomi nach dem 
durch dieſe Einteilung gegebenen Plane die Theorie des Reformismus auf. 
Zunächſt behandelt er die marxiſtiſche Auffaſſung der Revolution, deren Weſent⸗ 
liches er darin ſieht, daß die von Marx erwartete politiſche Diktatur des Prole⸗ 
tariats erſt die Bedingungen ſchaffen ſoll für die allmähliche wirtſchaftliche Um⸗ 
ſchaffung der Geſellſchaft im Sinne des Sozialismus. Deshalb kann Marx auch 


nach Bonomi — annehmen, daß mit der Schwere des kapitaliſtiſchen Druckes 
die revolutionäre Kraft der Arbeiterſchaft wächſt, denn zu der Revolution, wie er 


| 


fie verſteht, gehört für das Proletariat nur die Fähigkeit, das bürgerliche Regime 


zu ſtürzen; der Aufbau der ſozialiſtiſchen Ordnung erfolgt allmählich, nach der Er⸗ | 
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oberung der politiſchen Macht, und die Fähigkeit des Proletariats, die Produktion 
zu ſozialiſieren, iſt nicht eine Vorausſetzung der Revolution, ſondern kann ſich im 
Anſchluß an die durch die Revolution geſchaffene Machtverſchiebung entwickeln. 
Was Marx zu dieſer Auffaſſung brachte, war nicht nur ſeine dialektiſche Methode, 
ſondern auch die Geſchichte ſeiner Zeit, die die Hebung der Lage des Proletariats 
durch die Gewerkſchaftsbewegung ebenſowenig vorausſehen ließ, wie die allmähliche 
Eroberung der politiſchen Macht durch das allgemeine Stimmrecht. Die Fortſchritte 
der Arbeiterbewegung und die Demokratiſierung des Staates haben nun der marxi⸗ 
| TB Auffaſſung von der Revolution unrecht gegeben. Das Proletariat wartet 
| icht den Handſtreich ab, der ihm die Diktatur ſichern ſoll, ſondern dringt heute 
ſchon in alle Einrichtungen des Staates und der Gemeinde ein, ſich der demokra⸗ 
tiſchen Inſtitutionen bedienend, um ſie allmählich immer mehr im proletariſchen 
Sinne umzugeſtalten. Der Staat iſt nicht, was er Marx ſcheinen mußte, das 
Exekutivkomitee der Bourgeoiſie, ſondern iſt der ſchrittweiſen Eroberung durch das 
Proletariat zugänglich. Mit dem Eintritt neuer ſozialer Schichten in das politiſche 
Leben mehrt ſich die Zahl der politiſchen Parteien. Die Regierung fällt nicht mehr 
einer der beiden geſchichtlichen Parteien, der Rechten oder der Linken, zu, ſondern 
einer Vereinigung der verſchiedenſten Gruppen. Hieraus ergibt ſich, daß eine Partei, 
auch ohne die Mehrheit im Parlament zu haben, eine ausſchlaggebende Rolle 

ſpielen kann. Daher wurde die intranſigente Haltung von der ſozialiſtiſchen Partei 
der meiſten Länder aufgegeben. In Frankreich und Italien haben die Sozialiſten 
liberalen Miniſterien ihre Unterſtützung geliehen. „Noch einen Schritt weiter, und 
der Sozialismus wird ſich überzeugen, daß er, um einen Teil ſeines Programms zu 
verwirklichen, dieſen Teil in das Regierungsprogramm einſchließen, das heißt, daß er 
nötigenfalls ein aktives (costitutivo) Element der Mehrheit werden muß“ (S. 9394). 
15 Im zweiten Teile ſchildert Bonomi den Ausbau der ſozialen Geſetzgebung, 
vom Schutze des Arbeiters gegen die übermäßige Ausbeutung zur Sicherſtellung 
ſeiner Exiſtenz in Krankheitsfällen und im Alter und zur geſetzlichen Regelung des 
kollektiven Arbeitsvertrags. Wenn der Kapitalismus den Verbeſſerungen in der Lage 
der Arbeiterſchaft zunächſt durch techniſche Vervollkommnung der Produktion Front 
machen kann, ſo muß doch der Moment kommen, wo die Geſellſchaft vor der Alter⸗ 
native ſteht: entweder den Aufſtieg des Proletariats aufhalten oder die Produktions⸗ 
form ändern. Den Ausſchlag in dieſem Dilemma kann nur der Wille der Mehr⸗ 
heit geben, indem er den zu engen Rahmen der kapitaliſtiſchen Produktion zerſprengt. 
Dieſe neue Ordnung, ze ſich im kapitaliſtiſchen Regime vorbereitet, entwickelt ſich 
nicht ſeitab von der heutigen Ordnung, ſondern geſtaltet allmählich das ganze poli⸗ 
tiſche und Wirtſchaftsleben um. Das Eigentum einiger Produktionszweige geht auf 
die Arbeiterklaſſe über, ſei es durch Verſtaatlichung und Munizipaliſierung (weil 
in Staat und in Gemeinde die Arbeiterklaſſe die Mehrheit bildet), ſei es durch 
übernahme durch Arbeitergenoſſenſchaften. Die wachſenden Anforderungen der Ar⸗ 
beiterſchaft, denen der Privatkapitaliſt nicht gerecht werden kann, ſowie die ſoziale 
Geſetzgebung zugunſten der Genoſſenſchaften gehören zu den treibenden Kräften 
dieſes Prozeſſes. 

Es folgen drei Kapitel über die wirtſchaftliche Entwicklung auf dem Lande, in 
denen Bonomi zu folgenden Schlußfolgerungen kommt: Es iſt wahrſcheinlich, daß 
der landwirtſchaftliche Grundbeſitzer eher verſchwindet als der landwirtſchaftliche 
Unternehmer und daß die Produktion durch Arbeitergenoſſenſchaften noch auf viele 
Jahre neben der kapitaliſtiſchen beſtehen wird; weiter ſpricht alles dafür, daß der 
kleine Grundbeſitzer bis zur Schwelle der neuen Geſellſchaft weiterleben wird, in 
weitgehender Abhängigkeit vom Staate, und daß die Vergeſellſchaftung des Aus⸗ 
tauſches ſich eher vollzieht als die der Produktion. Bonomi ſchließt dieſen zweiten 
Teil ſeiner Arbeit mit dem Hinweis auf die Bedeutung des ſubjektiven, des bewußt 
menſchlichen Elementes in der Geſchichte der Geſellſchaftsentwicklung. „Friedrich 
Engels hat geſagt, daß die Verwirklichung des Sozialismus den übergang der 
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Wir, die wir glauben, daß der Übergang zum Sozialismus ſchon lange begonnen 
habe, wir glauben auch, daß die Tore des Reiches der Freiheit ſchon offen ſtehen 
daß die Menſchen nicht nur die Werkzeuge der Geſchichte ſind, ſondern auch ihre 
Baumeiſter“ (Seite 235). 
Im dritten Teile, der von den heutigen Tendenzen des Sozialismus handelt, 
iſt die Erklärung bemerkenswert, daß der Reformismus nicht der Partei, ſondern 
der wirtſchaftlichen Arbeiterbewegung die Führung im Kampfe für die neue Ge⸗ 
ſellſchaftsordnung zuſpricht. Von dieſer ausdrücklichen Erklärung muß man Kenntnis 
nehmen, obwohl die Tatſache nicht neu iſt: nachdem die Reformiſten erſt gegen jede 
ſozialiſtiſche Propaganda in den Gewerkſchaften aufgetreten ſind, ordnen ſie jetzt 
der ohne dieſe Propaganda genährten Gewerkſchaftsbewegung die Partei unter. | 
Die Arbeiterbewegung der Zukunft wird nach Bonomi vielleicht in verſchiedenen 
Parteien ihren politiſchen Vertreter ſehen. „Heute müſſen die zur Partei Gehörigen | 
noch an gewiſſe Prophezeiungen und theoretiſche Grundſätze glauben, die den Wert 
undiskutierbarer Wahrheiten haben, aber für die künftigen Parteien wird es ge⸗ 
nügen, ſich auf den praktiſchen und idealen Boden der Arbeiterklaſſe zu ſtellen, um 
würdig zu werden, ihre Hoffnungen und Bedürfniſſe in den politiſchen Körper, 
ſchaften zu vertreten. Kurz, das Proletariat wird ſeine politiſchen Organe nach 
dem Muſter derer der bürgerlichen Klaſſen bilden, die mit ihrer Biegſamkeit, Ge⸗ 
lenkigkeit und intellektuellen Freiheit trefflich an das demokratiſche Regime angepaßt 
ſind“ (Seite 299). Zum Schluſſe gibt Bonomi der Anſicht Ausdruck, daß der Wider⸗ 
ſtreit zwiſchen Revolutionären und Reformiſten durch den revolutionären Prozeß 
ſelbſt bedingt ſei. Die neuangeworbenen unerfahrenen Elemente müßten zu einem 
periodiſchen Aufflackern der revolutionären Utopie führen (S. 303). Für Bonomi 
repräſentiert die revolutionäre Tendenz die Überlieferung, „die Vergangenheit, die ſich 
in die Zukunft fortſetzen will“ (Seite 304). Die reformiſtiſche Tendenz iſt ſchöpferiſch, 
während die revolutionäre unfruchtbar iſt. 1 
Das Buch iſt in einer von Gehäſſigkeiten und Selbſtüberhebung freien Form 
geſchrieben — nur zweimal iſt die Feder ausgerutſcht, und Bonomi ſpricht ganz 
harmlos von den Reformiſten als der geiſtigen Elite der Partei (Seite 292, 293), 
Bei der Beurteilung des Inhaltes iſt die Verſuchung groß, ihn mit einem Schlag 
wort zu kennzeichnen: das Sozialiſtiſche daran iſt nicht neu und das Neue nich! 
ſozialiſtiſch. Aber wir wollen die ernſte und aufrichtig gemeinte Arbeit nicht mit 
einem Schlagwort abtun, wenn auch der Raum eine eingehende Kritik verbietet. 
Daß das Proletariat im Rahmen der heutigen Geſellſchaft die Bedingungen 
ſchaffen muß, die es in den Stand ſetzen, die Produktion zu organiſieren, bezweifelt 
wohl heute kein Sozialiſt. Die Frage iſt nur, ob das Proletariat in die Organe 
des heutigen Staates, die für die Herrſchaft der Bourgeoiſie geſchaffen ſind, ein⸗ 5 
dringen und eben durch dieſe Organe die Beſeitigung jeder Klaſſenherrſchaft ver⸗ 
wirklichen kann. Ja, jagt Bonomi, dank des allgemeinen Stimmrechtes, und er 
führt weiter die Fortſchritte der ſozialen Geſetzgebung an als Beweis dafür, daß 
eine Schmälerung der Klaſſenherrſchaft der Bourgeoiſie auf geſetzlichem Wege 
bereits eingeleitet iſt. Nun haben gewiß einzelne Unternehmer Schaden durch die 
Arbeiterſchutzgeſetzgebung erlitten, aber die Bourgeoiſie als Klaſſe hat durch ſie 
bis jetzt weder Macht noch Profit eingebüßt: ein Überblick über die Macht der 
Bourgeoiſie und die induſtrielle Blüte in den verſchiedenen Ländern beſtätigt das. Ne 
Sobald es wirklich um Macht geht, zerreißt die Bourgeoiſie heute jedes Geſetz. Hat 
doch ein Gericht von Bolo gna jüngſt 49 Jahre Gefängnis über zwanzig Genoſſen 
verhängt wegen konſequenter und legaler Durchführung des Boykotts! Und was 
die italieniſche Regierung an Geſetzen über den Arbeitsvertrag vorbereitet, ſind 
Maulkorbgeſetze, und bei einem vielgeprieſenen kollektiven Arbeitsvertrag, der auch | 
Bonomi als Ideal vorſchwebt, kam am Ende heraus, daß der Gewerkſchafts⸗ 
vertreter im Solde der Unternehmer ſtand. Alſo auch eine jo ſchwache Bourgeoiſie 


Menſchheit vom Reiche der Notwendigkeit zu dem der Freiheit bedeuten werde 
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wie die italieniſche, in einem eminent demokratiſchen Lande, läßt das proletariſche 
Recht nicht bis zur Machtverkürzung der herrſchenden Klaſſe ausreifen, ſondern 
ſtellt ihm entgegen die geſetzwidrige Handhabung des Strafrechtes, neue Geſetze, 
die die Bewegungsfreiheit der Arbeiter hindern und, last not least, die brutale 
Macht des Geldes. Die Staatseinrichtungen ſind durchläſſig für alle möglichen 
ſchönen und liberalen Dinge, aber gegen die Intereſſen der herrſchenden Klaſſen 
haben wir ſie noch nie wirken ſehen. Und was den übergang der Produktions⸗ 
oder Verkehrsmittel in den Beſitz der Arbeiterklaſſe betrifft, ſo haben wir in den 
verſtaatlichten italieniſchen Eiſenbahnen ein leuchtendes Beiſpiel der Privilegien⸗ 
wirtſchaft; der Arbeiter fährt dritter Klaſſe und bezahlt den vollen Tarif, die Herren 
in der zweiten Klaſſe bezahlen die Hälfte (Beamtenbillett, Journaliſtenbillett, Ver⸗ 
günſtigungen), wer in der erſten Klaſſe reiſt, hat Gratisbillett. Gewiß, die Eiſen⸗ 
bahner haben in dem Staat einen beſſeren Arbeitgeber gefunden, aber dieſe Ver⸗ 
beſſerung, die ſehr wohl eine „ſtaatserhaltende“ Wirkung haben könnte, iſt auf alle 
Fälle keine Beſitzberänderung. Was die Arbeitsgenoſſenſchaften angeht, ſo haben 
ſie eine Exiſtenzmöglichkeit in der bürgerlichen Geſellſchaft nur in der Weiſe, wie 
ſie zum Beiſpiel die proletariſche Intelligenz hat. Wo der Staat ſie fördert, tut 
er es, weil er von dem Ausbau des Genoſſenſchaftsweſens eine Verſöhnung der 
Klaſſengegenſätze erhofft. Die Genoſſenſchaften ſind mehr oder weniger kraftvolle 
Machtmittel des Proletariats: ſobald ſie der Bourgeoiſie als ſolche läſtig werden, 
wie die Gewerkſchaften, wie die Arbeitskammern, ſo ſind es nicht die demokra⸗ 
tiſchen Inſtitutionen, die ſie ſchützen, nicht die Furcht vor der legalen Aktion des 
Proletariats, ſondern die Furcht vor der illegalen. Was die Arbeiterorgani⸗ 
ſationen gefürchtet macht, das iſt vor allem die in ihnen der Möglichkeit nach ges 
gebene Gewalt. Gerade die jüngſte Geſchichte des italieniſchen Proletariats ſcheint 
uns das zu lehren. Nicht im Staat und durch den Staat, ſondern neben ihm und 
trotz ſeiner ſcheint ſich uns der Aufſtieg des Proletariats zu vollziehen, und nicht 
die legalen Mittel halten ihm die Straße offen, ſondern die der Möglichkeit nach 
gegebenen Gewaltmittel. 

Von der „Biegſamkeit, Gelenkigkeit und intellektuellen Freiheit“ der Arbeiter⸗ 
parteien der Zukunft brauchen wir wohl nichts zu ſagen. Biegſame und Gelenkige 
ſehen wir alle Tage, und wir glauben nicht, daß den Arbeitern der Zukunft je nach 
ſolchen Vertretern gelüſten wird. Die Reformiſten halten die Anpaſſungsfähigkeit 
für das Haupterfordernis der Arbeiterbewegung. Man ſchafft aber eine Welt nur 
um, ſoweit man ſich nicht an ſie anpaßt. We 


F. Lifſchitz, Privatdozent an der Univerſität Bern, Zur Kritik der Böh m-Bawerfjchen 
Werttheorie. Leipzig 1908, Verlag von Wilhelm Engelmann. 


In der Einleitung wirft der Verfaſſer die Frage auf, woher es wohl komme, 
daß die ſogenannte „Grenznutzwerttheorie“ ſo viele Anhänger bekam? Die Antwort 
findet er darin, daß die Ideologen des Bürgertums ſich nach einer neuen Wert⸗ 

theorie umſehen mußten, weil die klaſſiſche Arbeitstheorie in ihrer ſozialiſtiſchen 
Weiterentwicklung durch Marx den kapitaliſtiſchen Intereſſen gefährlich erſchien. 
Das aufſtrebende Bürgertum — meint Lifſchitz — approbierte die Smith ⸗Ricardoſche 
Werttheorie, weil dieſe ſich gegen das Privileg wandte, weil ſie „die Arbeit adelte“, 
und das Bürgertum betrachte ſich als Repräſentant der Arbeit. Sobald aber dieſe 
„Arbeitstheorie“ bis zu ihren letzten Konſequenzen durchgearbeitet wurde, ward ſie 
der Bourgeoiſie verhaßt; „das Intereſſe der Bourgeoiſie erforderte eine neue ent⸗ 
ſprechende Theorie“. 

Der Verfaſſer unternimmt es nun, den wiſſenſchaftlichen Wert dieſer neuen 
Theorie zu prüfen und da Böhm⸗Bawerk ihr konſequenteſter Vertreter iſt, beſchäftigt 
er ſich vornehmlich mit ſeiner Lehre. Er gibt eine eingehende Darſtellung dieſer 
Theorie und dann ſchildert er, was bisher an Kritik geleiſtet worden iſt. Hierbei 
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unterſcheidet er zwiſchen der bürgerlich-afademifchen Kritik (Dietzel, Lexis, Schar 


ling, Schor, Diehl) und der ſozialiſtiſchen. In bezug auf die letztere meint er: 
„Zwar wird fie ſehr polemiſch und leidenſchaftlich geführt und der akademiſch⸗ 
ruhige‘ Ton geht ihr manchmal verloren, dafür bietet fie aber auch viel Geiſt.“ Es 

wird dann die Widerlegung der „Grenznutzwerttheorie“ von Konrad Schmidt ein⸗ 
gehend im zuſtimmenden Sinne beſprochen, ſowie die Arbeiten von Guſtav Eckſtein 


und Rudolf Hilferding. 


Aus dieſer Kritik ergibt ſich die volle Sterilität der Nutzwerttheorie vom Stand? 
punkt der nationalökonomiſchen Forſchung. Lifſchitz fühlt nun noch den Schöpfern 
dieſer Theorie auf den Zahn mit der Zange der Pſychologie. Das iſt ſehr an⸗ 
gebracht, denn bekanntlich erheben Böhm-Bawerk und feine Anhänger den An⸗ 
ſpruch, eine „pſychologiſche Werttheorie“ geſchaffen zu haben, eine „ſubjektive“ Theorie, 
Dabei ſcheint ſich die alte Geſchichte wiederholt zu haben: Bei den National- 
ökonomen galten ſie als große Lichter der Pſychologie, bei den Pſychologen als 
große Nationalökonomen. Sonderbarerweiſe wurde aber bisher, wie Lifſchitz ber 
merkt, von niemandem nachgeprüft: „Ob die Pſychologie wirklich die Grenznutz⸗ 
theorie beſtätige, was doch von eminenter Wichtigkeit ſein dürfte.“ Lifſchitz weiſt 
nun noch, daß „weder Böhm-Bawerk, noch die übrigen Grenznutzler irgend 
welche Kenntnis der Pſychologie in ihren Schriften bekunden“... „Zwar haben 
die Grenznutzler ſehr viel mit dem Worte Pſychologie um ſich geworfen, aber von 
der Psychologie im wiſſenſchaftlichen Sinne des Wortes haben fie jo gut wie gar 
keinen Gebrauch gemacht. Weder ſelbſtändige pſychologiſche Studien noch Be 
rufung auf Anlehnung an Forſchungen von Fachpſychologen find in Schriften der 
Grenznutzler anzutreffen.“ ... „Die Grenznutztheorie iſt eine ‚pfychologifche‘ Wert⸗ 8 
theorie ohne eine pſychologiſch-wiſſenſchaftliche Grundlage.“ Zur Begründung ihrer 
Theorie hätten die Grenznutzler eine pſychologiſche Analyſe des Bedarfs geben 
müſſen, das haben ſie nicht getan. Lifſchitz verſucht es zu tun und kommt dabei 
zu dem Reſultat, daß mit der „ſubjektiven Wertſchätzung“ gar nichts auszurichten 
ſei, weil es ſoziale, alſo in erſter Linie objektive Motive find, die den Bedarf be 
ſtimmen. Man kann zwiſchen „Exiſtenzbedürfniſſen“ und „Konventionsbedürfniſſen“ 
unterſcheiden, aber die Grenze iſt ſchwer zu ziehen. Kleidung iſt gewiß in unferem 


Klima ein Exiſtenzbedürfnis, aber wie wir uns kleiden, das iſt nicht durch das 


Individuum beſtimmt, da ſpielen Mode, Sitte, Konvention, kurz ſoziale Faktoren 
die entſcheidende Rolle. „Nur durch die Geſellſchaft kommt das Subjekt zur An 
ſicht, daß der Ausfall von noch einem Anzug eine Einbuße an ſeiner Wohlfahrt 
bedeuten würde.. .. Ohne die geſellſchaftlichen Zuſammenhänge find die Kon⸗ 
ventionsbedürfniſſe durchaus unerklärlich und damit auch unbegreiflich. Werden 
ſie aber erklärt, ſo bedeutet das die Aufhebung der Theorie des Gebrauchswertes, 
welche die Grenznutzler bieten, Verzicht auf die Schlüſſe, welche ſie daraus für die 


Werttheorie ziehen.“ 


Zuſammenfaſſend ſagt Lifſchitz: „Die Grenznutzler unterließen die Frage nach 
den Beziehungen zwiſchen Individual- und Sozialpſychologie, was das Allerwichtigſte 
für das Wertproblem iſt. Fragt man nach dieſen Beziehungen vom Standpunkt 
der Pſychologie, ſo iſt die Grenznutztheorie erſt recht irrtümlich. Auch in logiſcher 
Beziehung iſt die Beweisführung der Berechtigung der Theorie des Gebrauchs⸗ 


wertes durchaus unzuläſſig. Die ‚pfychologifche Werttheorie‘ von Böhm⸗Bawerk iſt 


gerade am allerwenigſten vom Standpunkt der Pſychologie ſtichhaltig; denn die 


ſcheinbar ſubjektive Schätzung iſt faſt durch und durch objektiv; ſie, das heißt die 


Grenznutztheorie, beruht auf einer Verwechſlung von Subjektivismus und Pſycho⸗ 


logismus.“ 


Das Buch von Lifſchitz bedeutet, wie man ſieht, eine Vernichtung der Grenz 
nutztheorie und wird allen willkommen fein, die fich mit Problemen der Werttheorie 
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Naturalismus und Neuromantik. 
Don F. Mehring. 


Im „Literariſchen Echo“ orakelt ein Herr Kurt Walter Goldſchmidt aus 
Charlottenburg über Naturalismus und Neuromantik. Die einigermaßen ſprung⸗ 
hafte Ablöſung des radikalſten Naturalismus durch eine ebenſo einſeitige und 
diktatoriſch auftretende Neuromantik tut ihm ſchlagend dar, wie raſch in unſeren 
Zeitläufen die literariſchen Moden wechſeln, wie bedenklich nahe wir ſelbſt 
jenem kulturellen und äſthetiſchen Vandalismus “gerückt find, der heute die 
Götterbilder verbrennt, die er geſtern noch angebetet hat. 

So weit ſo gut, aber dann geht Herr Kurt Walter Goldſchmidt dazu über, 
„nicht in dem plumpen Sinne geiſt⸗ und kunſtverlaſſener Nationalökonomen 
(die von Marxens Denkergenialität nur den öden wirtſchaftstheoretiſchen 
Fanatismus geerbt haben), ſondern in einem feineren und überökonomiſchen 
Sinne die Zuſammenhänge zwiſchen literariſchem Angebot und Nachfrage zu 
erörtern“. Dabei kommt nichts heraus als ein Wirrwarr von ſechs eng 
gedruckten Spalten, aus dem vielleicht der Verfaſſer ſelbſt klug geworden iſt, 
aber ſchwerlich einer ſeiner Leſer klug werden wird. Schließlich „wittert“ er 
im Wege zu einer „Neuklaſſik“ einen tatſächlichen Zug der neueſten Entwicklung, 
aber „dieſer Weg führt nicht an der Romantik vorüber, ſondern durch ſie 
hindurch — und die erträumte Neuklaſſik der Zukunft wird um ſo herrlicher 
ſein, je mehr Verfeinerungen, Verwicklungen und Bereicherungen der Romantik 
ſie in ſich aufgenommen, verarbeitet und zu heute erſt zu ahnenden vollkräftigen 
Eigenformen geftaltet hat“. Wozu man dann nur mit Laſſalle zu ſagen 
braucht: Bam, bim! Bim, bam! (w „ D K 

Was uns an dieſem Artikel bemerkenswert genug erſcheint, um ihn zu 
beachten, das iſt die ehrliche Verzweiflung des Verfaſſers über den äſthetiſch⸗ 
literariſchen Bankrott ſowohl des Naturalismus wie der Neuromantik. Er tut 
immerhin einen Schritt hinaus über das landesübliche Gerede der bürgerlichen 
Literaturzeitungen, die jeden kritiſchen Kompaß verloren haben und ſich mit 
dem Naturalismus wie mit der Neuromantik abfinden, juſt nach Gelegenheit 
und Laune des einzelnen Kritikers. Herr Goldſchmidt ſieht wenigſtens, daß 
die literariſche Produktion der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft verfällt, und ſoweit 
er die Mache und Mode geißelt, die in dieſe Produktion eingeriſſen iſt, ſo weit 
findet er ganz treffende Worte. Aber er verſagt völlig, ſobald er die Urſachen 
dieſer Entwicklung zu ergründen ſucht. 

Gegenüber dem „plumpen Sinne geiſt⸗ und kunſtverlaſſener National- 
ökonomen“ findet er die „feine und überökonomiſche“ Erklärung: „Das 
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Publikum will vor allem Neues, den Kitzel nie dageweſener und unerhörter 
Reizmittel, und ſo ſehen wir die Dichtergehirne auf der ganzen Linie eifervoll 
bemüht, dieſes Neue zu erſinnen, alles Bisherige zu überbieten, den ganzen 
Umkreis und ſelbſt die wenigſt appetitlichen Winkel der Menſchheit zu durch⸗ 
forſchen und die raffinierteſten Mahlzeiten für verwöhnte Gaumen zu be⸗ 
reiten.“ Wiederum ganz gut gebrüllt, aber weshalb „will“ das „Publikum“ 
ſo? Weshalb „will“ es nicht anders? Und wenn ſein „Wille“ entſcheidet, wie 
ſoll dann die „Neuklaſſik“ entſtehen, die das „Publikum“ augenſcheinlich 
nach Herrn Goldſchmidts eigener und durchaus glaubwürdiger Behauptung 
nicht „will“? ER 


Worten denunziert. 13 

Können ſich nun die Dichter dieſem „Willen“ widerſetzen? Sicherlich, wenn 
ſie ſich von den Lebensbedingungen der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft zu eman⸗ 
zipieren vermögen. Der Naturalismus war der Verſuch einer ſolchen Eman⸗ 
zipation. An und für ſich beſagt der Name, mit dem er ſich taufte, ſehr 
wenig oder gar nichts; überall, wo in der Literaturgeſchichte die Gedankenwelt 
einer aufſteigenden mit der Gedankenwelt einer abſterbenden Klaſſe zuſammen⸗ 
ſtößt, pflegt jene gegen dieſe mit dem Schlachtruf der Natur und Wahrheit 
anzuſtürmen. Das iſt ja auch begreiflich genug. Denn eine abſterbende Klaſſe 
klammert ſich um ſo ängſtlicher an ſtarre Formeln, je mehr das innere Leben 
daraus entweicht, und eine aufſteigende Klaſſe rüttelt um ſo ungeſtümer an 
allen Schranken, je mehr der Drang und die Kraft des Lebens in ihr über⸗ 
quillt. Was ſie leben kann und will, das iſt für ſie Natur und Wahrheit; 
einen anderen Maßſtab für dieſe Begriffe gibt es auf künſtleriſch⸗literariſchem 
Gebiete nicht, hat es nie gegeben und wird es auch nicht geben. 5 

Mißt man nun den Naturalismus, wie er ſich in der deutſchen Literatur 
vor einigen zwanzig Jahren auftat, an dieſem Maßſtab, ſo war es ſein Ruhm, 
daß er ſich von den Lebensbedingungen der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft zu 
emanzipieren ſuchte, aber es wurde ſein Verhängnis, daß er auf halbem Wege 
ſtehen blieb. Er ſah in der herrſchenden Miſere nur das Elend von heute, 
aber nicht die Hoffnung auf morgen. Niemand verlangte von ihm, daß er 
nach der Pfeife „geiſt⸗ und kunſtverlaſſener Nationalökonomen“ tanzen ſolle, 
aber gerade wenn er nicht auf den Zinnen der Partei ſtehen wollte, mußte 
er nicht nur die vergehende, ſondern auch die entſtehende Welt ſchildern können. 
Dem entzog er ſich durch die in der Tat „geift- und kunſtverlaſſene“ Forderung, 
daß die Kunſt nichts anderes als ein ſklaviſches Abſchreiben der zufälligen Wirk⸗ 
lichkeit, daß jede eigene Zutat aus der Phantaſie des Künſtlers, jede künſt⸗ 
leriſche Erfindung und Kompoſition zu verwerfen ſei. Damit ſprach er ſich 
ſelbſt ſein künſtleriſches Todesurteil, und ſeine Blüte welkte in wenigen Jahren, 
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Seine legitime Tochter aber war die Neuromantik. Konnte und wollte der 
Naturalismus die kapitaliſtiſche Wirklichkeit nicht mehr ertragen, aber auch 
nicht den entſcheidenden Schritt über ihre Grenzen tun, ſo blieb ihm nur die 
Flucht in ein Traumland übrig, das ihm das Gefühl einer illuſionären 
Freiheit gab und ihm zugleich geſtattete, allen nervöſen Launen eines über⸗ 
ſättigten Publikums genug zu tun. Es iſt freilich richtig — und darin hat 
Herr Kurt Walter Goldſchmidt eine ganz richtige „Witterung“ —, daß dieſe 
neue Romantik tief unter der alten Romantik ſteht, in der ſich immerhin eine 
große, hiſtoriſche Weltwende widerſpiegelte. Hiſtoriſch iſt die Neuromantik nichts 
anderes als ein ohnmächtiges Abzappeln von Kunſt und Literatur in den er⸗ 
ſtickenden Armen des Kapitalismus, und es iſt am letzten Ende allerdings der 
„Wille“ des kapitaliſtiſchen Publikums, der ihr das Geſetz diktiert. 
Emanzipieren kann ſie ſich von dieſem „Willen“ nur, indem ſie ſich von der 
kapitaliſtiſchen Geſellſchaft emanzipiert, die nun einmal, ſei es auch zum tiefſten 
Kummer aller Aſtheten, eine „nationalökonomiſche“ Tatſache iſt, und es iſt die 
reine Illuſion ins Blaue hinein, anzunehmen, daß ſie jemals auf anderem Wege 
ein neues klaſſiſches Zeitalter erleben könnte. 


die öeſchichte eines verfalls. 


Von Hermann Wendel. 


Briefe von Otto Erich Hartleben an feine Frau. Herausgegeben und eingeleitet X 


don Franz Ferdinand Heitmüller Mit 19 Abbildungen. 1908, Verlag 
©. Fiſcher. 

Von verſchiedenen Seiten bereits hat die Herausgabe dieſer Briefe herben 
Tadel erfahren, und es gibt einen Standpunkt, von dem aus ſolche Rüge ver⸗ 
ſtändlich wird, denn auf das Charakterbild Otto Erich Hartlebens, das uns 
liebenswürdig aus ſeinen Werken entgegenblickt, wirft dieſes Buch tiefe Schatten. 
An vielen Stellen wirkt es peinlich wie ein intimer Ehekonflikt, den man hinter 
der Schlafzimmergardine hervor belauſcht, und an anderen Stellen ſtecken die 
Briefe ſo voller Nichtigkeiten, daß man ebenſo darüber ſtaunen muß, wie ein 
Dichter von Geſchmack ſie hat niederſchreiben können, als darüber, wie der 
Herausgeber ſie des Abdrucks für wert gehalten hat. Aber im letzten Grunde 
dient das Peinliche wie das Nichtige nur dazu, die charakteriſtiſchen Züge 
eines Bildes herauszuarbeiten, das für ſeinen Teil das Bild einer ganzen 
Generation vervollſtändigen hilft. Und aus dieſem Geſichtswinkel geſehen, hat 
die Briefſammlung ohne Zweifel ihren kulturhiſtoriſchen Wert. 

Über einen Zeitraum von achtzehn Jahren, von 1887 bis 1905, erſtrecken 
ſich die Briefe an die Frau, die als junges Mädchen Hartlebens Geliebte in 
holden Studententagen iſt, die der Dichter ſpäter nach den Formen und 
Formeln der bürgerlichen Geſellſchaft zu ſeiner Gattin macht und die ſeine 
beſte Tröſterin auch in dem Abſchnitt ſeines Lebens bleibt, den er, ruhelos 
umherſtürmend und wie vor ſeinem beſſeren Ich fliehend, fern von ihr ver⸗ 
bringt, ohne deshalb je die briefliche Verbindung abzubrechen. Aber nicht 
erſt die Briefe aus den letzten Jahren hinterlaſſen einen quälenden Eindruck, 
ſondern ſchon diejenigen, die der dichtende Student und Referendar an ſein 
Mädchen ſchreibt, zeigen, wie ſo wenig echte Größe und wie ſo viel vom 
Spießbürger, den er vielleicht gerade deshalb zeitlebens verulkt hat, Hartleben 
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in ſich trug. Die Geliebte ſtammt aus kleinbürgerlichen Kreiſen und ſieht aus 
kleinbürgerlichen Augen in die Welt, aber Hartleben hält fie für entwicklungs- 
fähig, will ſie für ſich erziehen und hat ſich, wie er ſchreibt, feſt in den Kopf 
geſetzt, aus ihr „ein gebildetes und vornehm empfindendes Weib zu machen“. 


Aber ſeine „Erziehung“ beſchränkt ſich in der Hauptſache auf rein äußerliche 


Dinge: er ermahnt ſie, kein Korſett, ſondern ein Geſundheitskorſett zu tragen, 
rät ihr, ſich geſchmackvoll und nicht geſchmacklos auffallend zu kleiden, nicht 
zu viel zu tanzen, da es ihrer Geſundheit ſchädlich ſei, ſtreicht in ihren Briefen 


die orthographiſchen Fehler an und ſchickt ſie ihr zurück — kurz, es ſteckt viel 
von einem Schulmeiſter, von einem liebevollen zwar, aber immerhin von einem 
Schulmeiſter in ſeinem Verhältnis zu ihr. Nicht einmal, daß er mit einem 


Satze, einem Gedanken eine Welt vor ihr weitete, daß er ihr neue Perſpek⸗ 
tiven zum Leben wieſe, daß er neue Lichter an ihrem Wege aufſteckte! So 
erhält man die Empfindung, daß ſie alles, was ſie an geiſtigen Werten von 


ihm empfangen, ohne ſein Zutun in ſich aufgenommen hat, wie man von 
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einem Baume kühlenden Schatten empfängt, ohne daß der Baum ſich ſeiner 


ſchattenſpendenden Tätigkeit bewußt iſt. 


Daß Moppchen, wie er ſie zu nennen pflegt, von ihm empfangen hat und 


ſchließlich an Zielſicherheit des Strebens nicht nur, ſondern auch an feinem 


Herzenstakt über ihn hinausgewachſen iſt, wird ſinnfällig, als der latente 4 
Konfliktſtoff in ihrem Zuſammenleben zu Exploſionen führt. Die erſten künſt⸗ | 


leriſchen Erfolge und damit eine gewiſſe finanzielle Sorgloſigkeit haben ſich 


eingeſtellt, aber Ruhe und Seßhaftigkeit ſind dem Dichter nicht gekommen. 
München, Bozen, Florenz, Venedig, Rom, Berlin, Breslau, Weimar, Han⸗ 1 
nover, Nürnberg, Würzburg, Zürich — ſo geht es allein, ohne die Frau, alle 


die Jahre die Kreuz und die Quer, und ſelten bilden andere als rein äußere 


Bekenntniſſe den Inhalt der niemals langen Briefe, die den Verkehr mit 
Moppchen vermitteln; meiſt ſind es Bierkarten oder Briefe mit dem Inhalt 
einer Bierkarte, denn mehr und mehr haben die fröhlichen Stunden Hartlebens 


jetzt das Zeichen des Salvatorbräus oder des Lichtenhainer Bieres, des italie⸗ 


niſchen oder des Tiroler Weines gehißt. Dazwiſchen freilich kommen die 
Stunden ſentimentaler Schwäche und Verzagtheit, in denen er fleht: „O, habe 
Du doch Mut, Du biſt die Stärkere von uns beiden: ich gehe ja einfach in 


Scherben, wenn Du mich nicht halten willſt.“ 


Neben anderen Weibern iſt eine Jugendgeliebte, Ellen B., in ſein Leben 
getreten, er lebt zeitweiſe mit ihr, wird durch ſie Vater eines Mädchens und 


überläßt es in aller Gemütsruhe ſeinem Moppchen, ſich mit ſo ſchmerzhaften 


Wirklichkeiten abzufinden. Nicht darin liegt ſein Verſchulden, daß ihm die 


bürgerliche Ehe zu eng iſt, ſondern darin, daß er nicht den Mut hat, rein⸗ 


liche Scheidung zu machen. Moppchen iſt die Stärkere: ſie will ein Ende, ſo 


oder ſo. „Ich zwinge Dich nicht“, ſchreibt ſie, „Liebe zu heucheln, aber ich N 


bitte Dich bei dem Andenken an Deine Mutter, nur einmal ſei ehrlich! 


Der Du einem Menſchen, den Du liebſt, lächelnd das Herz herausreißen ; 


kannſt und dabei wie ein Kind erſtaunt biſt, wenn das Herz zuckt und blutet!“ 


Auf dieſe und ähnliche Herzensſchreie eines nicht gewöhnlichen Weibes ante 


wortet er im beſten Falle ausweichend, ſonſt mit Bierkarten oder mit der 
brutalen Zumutung, ſie ſolle ihm die Ellen ruhig gönnen, er ſei doch kein 


Schuſter, „der froh ſein darf, wenn ihm einmal ein Weib im Ehebett geworden 
iſt“. Dabei immer die Verſicherung, daß ſie, Moppchen, die einzige ſei, die 
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er als ſein Weib lieb habe — die anderen, das ſind die „dummen Weibſen“, 
die etwa noch auf ihn hereinfallen! 

Als Moppchen die Selbſtüberwindung beſitzt, das Kind aus dem Ver⸗ 
hältnis Hartlebens mit der anderen zu ſich zu nehmen und ihm eine gute 
Mutter zu ſein, ſcheint es vorübergehend, als ſollte ſich ſolch Opfer belohnt 
machen: es kommen Monate ungetrübten, hellen Glückes. Aber eines Tages 
brechen die ſchwarzen Stunden, die nur im Hintergrund gelauert haben, 
wieder hervor: das iſt in der Zeit, als der „Roſenmontag“ dem Dichter viele 
Zehntauſende in den Schoß wirft und ihm den Bau der Villa Halkyone am 
Gardaſee ermöglicht. Da erfährt Moppchen von Dritten, daß er dort mit der 
anderen wohnen will, und jetzt drängt ſie, deren Liebe ſich zum äußerſten 
gedemütigt hat, auf endgültige Trennung. Innig und ernſt ſchreibt ſie ihm: 
„Wir wollen uns als anſtändige, vornehme Menſchen trennen, ohne Schmutz 
aufzuwühlen, als zwei Menſchen, die gleich gut find, aber nicht weiter zu⸗ 
ſammenleben können“, ſie ſchreibt zweimal, ehe er auch nur mit einem 
Worte auf den Vorſchlag einzugehen für nötig hält. Endlich wird auf ihr 
ſtetes energiſches Drängen der Eheſcheidungsprozeß eingeleitet, aber überaus 
kennzeichnend: während er ſchwebt, und Hartleben an Ellens Seite in Halkyone 
weilt, flüchtet er doch brieflich mit all ſeinen Sorgen und Kümmerniſſen wieder 
zu Moppchen, bis ſie ſich zu dem ſchwerſten Opfer entſchließt, das ihr zu 
bringen noch übrig: den Scheidungsantrag zurückzunehmen. Bis zu ſeinem 
Tode ſorgt ſie aus der Ferne mit rührender Freundſchaft für ihn, der immer 
zerfahrener und zerfaſerter wird, das Gefühl des Alterns und Alleinſeins 
ſchmerzlich empfindet, von ſeinen Stimmungen umhergetrieben wird wie ein 
Kork von den Wellen und innerlich längſt zugrunde gegangen iſt, als am 
11. Februar 1905 ein lakoniſches Telegramm an Moppchen meldet: „Erich tot.“ 

Dem Moraliſten mögen ſich harte Worte gegen den Schreiber dieſer Briefe 
auf die Lippen drängen, denn ein ſchrankenloſer Egoismus wirkt am wider⸗ 
wärtigſten, wenn er mit ſentimentaler Schwäche verzuckert iſt, aber den Toten⸗ 
richter ſpielen an einem verfehlten Leben, das gleichwohl ſeine reifen Früchte 
getragen hat, heißt noch nicht das Verfehlen dieſes Lebens erklären. Erſt aus 
der Stellung Hartlebens zum Sozialismus ergibt ſich dieſe Erklärung. Nicht 
als ob der Sozialismus die Panazee für alles ſeeliſche Leiden ſei und die 
Kompliziertheiten eines Charakters ohne weiteres in Einheiten auflöſte, aber 
die Stellung eines Menſchen zum Sozialismus gibt über ſeine Klaſſenſtellung 
Auskunft, und die entſcheidet über ſeine Erdfeſtigkeit oder Wurzelloſigkeit. Das 
Geſchlecht, dem mit ſeinem Denken und Fühlen, ſeinem Wollen und Voll⸗ 
bringen Hartleben angehört, das Jüngſtdeutſchland der achtziger Jahre, die 
Generation, deren typiſchſter Repräſentant Hermann Conradi iſt, ſtand ſozialen 
Problemen und dem Sozialismus ſehr nahe. Aber da ſie im Weſen einer 
kleinbürgerlichen Auflehnung literariſchen Ausdruck verlieh und all ihr Sturm 
und Drang ſie über kleinbürgerliche Geſichtspunkte nicht hinaushob, konnten 
ſie alle nicht entſchloſſen mit beiden Füßen auf den Boden der Arbeiterklaſſe 
treten, ſondern ſchlugen ſich früher oder ſpäter ſeitwärts in die Büſche oder 
irrten im beſten Falle ziellos zwiſchen den Schützenlinien der kämpfenden 
Klaſſen hin und her und gingen ſo zugrunde. 

Auch in dieſen Briefen nennt ſich der junge Hartleben einen Sozialdemo⸗ 
kraten und dediziert Moppchen einmal ein Abonnement auf den Leipziger 
„Vorwärts“, ein andermal ſchickt er ihr zum Leſen ein Heft der Berliner 
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Arbeiterbibliothek, damit ſie verſtehen lerne, weshalb er eigentlich Soziali 
ſei. Aber auch er hat wohl die Elemente des Sozialismus nie anders als 
rein gefühlsmäßig erfaßt, denn als ſich 1890/91 die Oppoſition der „Un⸗ 
abhängigen“ und „Jungen“ in der Partei erhebt, iſt er Feuer und Flamme 
für ſie und ſchreibt über den Eindruck der Feenpalaſtverſammlung: „Wild⸗ 
berger hat geſprochen, und zwar ſo imponierend und großartig, daß ich ganz 
ſtarr vor Staunen und Bewunderung war. Ich hatte das beſtimmte Gefühl: 
der und kein anderer iſt der Führer der Zukunft! Wie ſchwächlich und über⸗ 
lebt nahm ſich neben ihm Bebel, der gleich nach ihm ſprach, aus. Ein ‚Held, | 
ein moderner Held ift dieſer Wildberger, genial, leidenſchaftlich und ſchlichts 
naiv“ — und es find typifche kleinbürgerliche Züge, dieſe Bewunderung für 
einen „Helden“ ſowohl wie die Begeiſterung für den revolutionären Putſchis⸗ 
mus. Später wird auch Hartleben der Fahne untreu, die er in ſeinen beſten 
Tagen beſungen: br 

Es iſt ein Ziel geftedt, die Flagge weht — 

Rot iſt ihr Tuch und golden ihre Sterne. 


Sein eigenes aufgebauſchtes Ich entdeckt er ſchließlich als das Maß aller 
Dinge und ſchreibt 1896 mit Stirnerſcher Inbrunſt in ſein Tagebuch: „Ich 
glaubte zeitweiſe Sozialdemokrat ſein zu müſſen, ich glaubte heilig werden zu f 
müſſen und erachtete es für meine Pflicht, meine Kräfte in den Dienſt einer 
guten Sache zu ſtellen. Das iſt jetzt vorbei. Ich habe gelernt, daß man 
dieſe gute Sache ſelber iſt, und ſeitdem bemühe ich mich, meine 
Kräfte in meinen Dienſt zu ſtellen.“ Seine Kräfte in den Dienſt ſeines 
eigenen Ich ſtellen aber konnte nichts anderes heißen, als ſeine Kräfte ſinn⸗ 
los verſchwenden, und ſo liegt hier die Erklärung für ſeine Unſtetheit und i 
Haltloſigkeit, die ſein Schaffen lähmte, ſeine Gefühle zerſplitterte, ihn von 
Kneiptiſch zu Kneiptiſch hetzte und, unſicheren Blickes und unſicheren Herzens, 
zwiſchen den Weibern hin und her taumeln ließ. ; 

Das durchſchnittliche Schickſal der ganzen Generation war ſein Schickſal: 
ihm war kein Ziel mehr geſteckt, und darum zerbrach ihn das Leben. 
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Die Entwicklung des weltalls. 


Von Knton Pannekoek. 


4. Die Quelle der Sonnenwärme. j 
Die Fortſchritte der Wiſſenſchaft im neunzehnten Jahrhundert hatten das 
Schwergewicht der Frage nach der Zukunft des Menſchengeſchlechtes, der 1 
Frage, wie lange die uns notwendigen Lebensbedingungen geſichert ſind, von 
der Erde nach der Sonne verſchoben. Die Dauerhaftigkeit des Erdkörpers, R 
den wir als Wohnſitz gebrauchen, erſchien für abſehbare Zeit geſichert, und 
die Aſtronomie rechnet die Zeit, die ſie abſehen kann, nach Hunderttauſenden 
und Millionen von Jahren. Aber wir brauchen mehr als einen feſten Boden 
unter unſeren Füßen; wir brauchen Licht und Wärme zum Leben, und dieſe 
muß uns die Sonnenſtrahlung bringen. Ihre Erhaltung ift eine Leben ⸗ 


bedingung für das Menſchengeſchlecht; mit der Sonnenwärme hört alles © 
Erdenleben auf. ’ 
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Sobald ſich um die Mitte des neunzehnten Jahrhunderts die Wiſſenſchaft⸗ 
über die Energie und ihre Unzerftörbarfeit?tlar geworden war, wandte ſich 
ein großes Intereſſe der Frage nach der Erhaltung der Sonnenwärme zu. 
Man hatte die erſtaunliche Energiemenge gemeſſen, die die Erde durch die 
Sonnenſtrahlung erhält, und ſie iſt doch nur ein Zweitauſendmillionſtel der 
ganzen, von der Sonne ausgeſtrahlten Menge. Um eine Vorſtellung der 
Quantitäten zu geben, um die es ſich hier handelt, ſei erwähnt, daß die 
Sonne, wenn ihre ungeheure Maſſe ganz aus Kohle beſtände und ihre 
Strahlung aus der Verbrennung dieſer Kohle entſtände, in 8000 Jahren 
vollſtändig verbrannt wäre. Woher kommt dieſe Energie? Wäre die Sonne 
einfach ein ſehr heißer Körper, ſo müßte ſie durch ihren Wärmeverluſt 
ſicherlich ein paar Grade kühler werden, und dann wäre mit etwa 10000 Jahren 
die Geſchichte zu Ende. Allein dann müßte auch im hiſtoriſchen Leben die 
Temperatur der Sonne ſchon jo bedeutend abgenommen haben, daß ihr all- 
mähliches Kälterwerden nicht hätte unbemerkt bleiben können. Soweit nach⸗ 
weisbar, hat ſich im Laufe der Geſchichte die Sonnenſtrahlung nicht ver⸗ 
mindert, und dieſe Tatſache, mag ſie auch nicht erklärt werden können, be⸗ 
ruhigt ſchon für die Zukunft. Sie drängt uns aber zugleich die Überzeugung 
auf, daß irgendwelche Energiequellen beſtehen müſſen, die den Energieverluſt 
erſetzen, die verurſachen, daß die Sonne trotz ihrer gewaltigen Strahlung nicht 
kälter wird. x 
Es galt nun, die Quellen aufzufinden, aus denen die Sonne immer neue 
Wärme ſchöpft. Die neue Lehre von der Umwandlung der Energie zeigte 
ſofort, wo die Antwort zu ſuchen ſei, nämlich in der Verwandlung mecha⸗ 
niſcher Energie in Wärme. Robert Mayer, der den Satz von der Erhaltung 
der Energie entdeckte, glaubte in dem unaufhörlichen Sturze kleiner, im 
Weltenraum herumfliegender Körperchen (Meteore) in die Sonne eine Quelle 
der Energie zu finden. Ein Körper, der weit von der Sonne entfernt iſt, hat 
— weil die Sonne ihn mit großer Kraft anzieht — eine große Energie der 
Lage, die man hier am beſten Diſtanzenergie nennt. Gibt er dieſer Anziehung 
nach, ſo fällt er immer raſcher nach der Sonne hin, und wird ſeine Diſtanz 
zur Sonne kleiner, ſo wandelt ſich ſeine Diſtanzenergie in eine mit der Ge⸗ 
ſchwindigkeit wachſende Bewegungsenergie um; wird dieſe Geſchwindigkeit. 
durch den Sturz auf die Sonne plötzlich gehemmt, ſo verwandelt ſich die Be⸗ 
wegungsenergie in Wärme; das Aufleuchten von Sternſchnuppen am Himmel 
iſt auch eine Folge davon, daß die raſche Bewegung der auf die Erde zu⸗ 
fliegenden Meteore durch das Eindringen in die Atmoſphäre gehemmt wird. 
Der Sturz eines Meteors auf die Sonne würde ſo viel Wärme hervorbringen, 
daß eine tauſendmal größere Maſſe als der Körper ſelbſt um eine Million 
Grade erhitzt würde. Dennoch konnte ſich dieſe Erklärung nicht halten; der 
Zuwachs an Materie, den die Sonne durch die herabſtürzenden Meteore er⸗ 
fahren würde, hätte ihre Anziehungskraft allmählich vergrößert und dadurch 
die Bewegungen der Planeten ſo ſtark geändert, daß es den Aſtronomen ſchon 
längſt hätte auffallen müſſen. 

Eine beſſere Erklärung wurde vom Phyſiker Helmholtz gegeben. Nicht 
aus der Energie, die entfernte Fremdkörper durch die Anziehungskraft der 
Sonne beſitzen, entſteht die Sonnenwärme, ſondern aus der Energie, die den 
Teilchen der Sonne ſelbſt wegen ihrer gegenſeitigen Anziehung innewohnt und 
die um ſo größer iſt, je größer die gegenſeitige Diſtanz dieſer Körper iſt. 
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Geben die Teilchen dieſer Anziehung nach, nähern ſie ſich, das heißt ſchrump 
die Sonne zuſammen, ſo muß die frühere Diſtanzenergie in der Geſtalt vo 5 
Wärme wieder erſcheinen. Helmholtz berechnete, daß ſchon eine Zuſammen⸗ 
ſchrumpfung, die in einem Jahrtauſend den Durchmeſſer der Sonne nur u 
den achtzehntauſendſten Teil verringerte, alſo eine ganz geringfügige 3 
ſammenſchrumpfung, die Energiemenge erſetzen würde, die die Sonne dur 
ihre Strahlung fortwährend verliert. Wenn wir auch noch nicht wiſſen, wes 
halb dieſe Zuſammenſchrumpfung erfolgen muß, ſo darf man doch annehme 
daß ſie tatſächlich ſtattfindet, da die hiſtoriſche Erfahrung keine Spur vo 
einem Kälterwerden der Sonne nachzuweiſen vermag. 

Dieſe Erklärung ergibt nun auch, wenn man ſie mit der Kant⸗Laplaceſche 
Nebeltheorie verbindet, wie die ganze Sonnenwärme entſtanden iſt. Als d 
Teilchen, die jetzt die Sonne bilden, in dem Zuſtand einer dünnen Gaswolke 
weit voneinander entfernt waren, bewirkte ihre gegenſeitige Anziehung, daß 
ſie eben durch dieſe Entfernung eine große mechaniſche Energie beſaßen. Die 
Energie war ebenſowenig ſichtbar, wie die Energie ſichtbar iſt, die ein ſeh 
hoch über der Erdoberfläche feſtgehaltener Körper bloß durch feine Lage beſitz 
Wie dieſe aber als Bewegungsenergie einer ſteigenden Geſchwindigkeit ſichtba 
wird, ſobald der Körper herunterfällt, ſo muß die Energie jener weit von 
einander entfernten Teilchen in ihrer wachſenden Geſchwindigkeit ſichtba 
werden, ſobald ſie ſich zu nähern beginnen. Eine ſteigende Geſchwindigke 
der kleinſten Teilchen bedeutet aber eine höhere Temperatur; die Bewegungs 
energie dieſer Teilchen nehmen wir als Wärme der ganzen Maſſe wahr. 

Wir brauchen alſo für die urſprüngliche Nebelmaſſe, aus der das Sonnen 
ſyſtem entſtanden iſt, keine hohe Temperalur anzunehmen. Sie kann ſehr kal 
geweſen ſein, ſo daß die Wärme des heißen Sonnenkörpers ganz aus der Zu 
ſammenſchrumpfung entſtanden iſt. Helmholtz hat berechnet, daß das Zu 
ſammenpacken der Teilchen in das Volumen der heutigen Sonne eine Wärme 
menge hervorbringen mußte, um die gegenwärtige Strahlung der Sonne 1 
18 Millionen Jahre aufrechtzuerhalten; wahrſcheinlich iſt dieſe Rechnung noch 
zu niedrig, weil der größte Teil der Sonnenmaſſe ſchon tief im Innern zu 
ſammengepreßt iſt und die Teilchen ſich alſo ſchon viel mehr genähert haben, 
als es uns nach der äußeren Begrenzung des Sonnenkörpers erſcheint. Da 
in früheſter Zeit, als die Nebelmaſſe noch ziemlich ausgedehnt und noch 3 
ziemlich kalt war, die Sonne viel weniger ſtark ſtrahlte als heute, jo über⸗ 
ſteigt ihr Alter noch bedeutend 18 Millionen Jahre. Als der Sonnennebe 
ſich noch bis zur heutigen Erdbahn ausdehnte, zur Zeit alſo, wo ſich die Erde 
von ihm abtrennte, war erſt ein unbedeutender Teil dieſer großen Wärme⸗ 
maſſe von ihm erzeugt worden; die Erde iſt alſo auch als ein dünner kalter 
Nebelklumpen entſtanden. Man darf ihr deshalb ein Alter von wenigſtens 
30 Millionen Jahren, wahrſcheinlich aber ein noch höheres zuſchreiben. 5 

Wie lange die Sonne noch ihre heutige Strahlung behalten wird, hängt 
offenbar davon ab, in welchem Maße ſie noch fähig iſt, ſich weiter zuſammen⸗ 
zuziehen. Darüber kann man Genaues nicht ſagen. Helmholtz nahm an, fie 
könne noch bis zur Hälfte des heutigen Umfanges ſchrumpfen, und dann wäre ar 
ihre heutige Strahlung nochmals für 18 Millionen Jahre geſichert. Da aber . 
die Kondenſation im Innern der Sonne ſchon weiter vorgeſchritten fein wird, = 
als es nach dem äußeren Umfang erſcheint, jo bleibt für die Zukunft nicht = 
mehr jo viel Energie übrig, und der Amerikaner See berechnet, mit Berück⸗ 4 
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ſichtigung dieſes Umſtandes, daß uns nur noch 4 Millionen Jahre übrig 
bleiben. Mögen hier nun auch nicht genaue Zahlen gegeben werden können, 
ſo wirkt doch die Maßeinheit der Jahrmillion, die bei dieſen Rechnungen benutzt 
werden muß, beruhigend für die Zukunft des Erdenlebens. 

Berichtigung zu Kap. 2: S. 424, Z. 18 v. o. ſtatt Kohlenſäure lies: Wärme. 
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ba a blue,, medizin und Überkultur. 
Von K. Victoror. 
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Profeſſor W. His, Medizin und Aberkultur. Leipzig, Georg Thieme. Preis 1 Mark. 


In dieſer kleinen Schrift verſucht der Verfaſſer, die Urſachen der Nervoſität zu 
erkennen. Er ſcheint allerdings nur die Nervoſität der beſitzenden Klaſſen zu kennen, 
die er mit ſolcher Sachkenntnis erfaßt, daß man ſeine Freude daran hat. Und 
zudem kommt die Betrachtung ja aus dem Munde eines preußiſchen Geheimrats, 
der mit ſeinem Vortrag ganz andere Zwecke verfolgt, als die herrſchenden Klaſſen 
zu verunglimpfen. Und dann: die Mittel, die der Verfaſſer im Kampfe gegen die 
Hpſychiſche Epidemie“, die Nervoſität, empfiehlt, ſtehen ſo im Einklang mit dem 
Geſamtbild, das er vom geiſtigen Verfall der herrſchenden Klaſſen zeichnet, daß ſie 
nun ſelber den ganzen Verfall der kapitaliſtiſchen Kultur illuſtrieren helfen. 

„Jene pfychifche Epidemie, die ſeit wenigen Jahrzehnten die geſamte ziviliſierte 
Welt immer mehr durchſeucht, die Nervoſität in allen ihren Formen, zeigt ſo offen⸗ 
kundige Abhängigkeit von kulturellen und ſozialen Bedingungen, daß ihre Entſtehung, 
ihr Weſen ohne das Studium des Kulturzuſtandes gar nicht verſtanden werden 
kann.“ Was iſt nun das Kennzeichnende unſerer modernen Kultur, aus der heraus 
die Nervoſität als Maſſenerſcheinung begriffen werden ſoll? Kein anderes, als daß 
fie zur „Uberkultur“ geworden iſt. „Die Richtung des verfloſſenen Jahrhunderts 
war die intellektualiſtiſch⸗materialiſtiſche; ſie fängt nun an zu bröckeln; ein neues 
Kulturideal iſt im Werden; ſeine Form iſt aber noch unbeſtimmt, die einen ſuchen 
es vor, die anderen hinter ſich, und ſo ſind Staat, Religion, Sittlichkeit, Kunſt auf 
allen Gebieten der Gegenwart im Kampfe. Nur die extremſten Parteien haben ein 
feſtes Ziel; zwiſchen ihnen bewegt ſich eine breite Maſſe, die ihren Leitſtern ver⸗ 
loren hat. In ſolchen Zeiten, wo der einzelne inmitten der widerſtrebenden Ten⸗ 
denzen auf ſich geſtellt iſt, greift ausnahmslos ein ſchrankenloſer Egoismus Platz. 
Im Kampfe aller gegen alle für ſich eine Stellung zu erringen, Macht, Erwerb 
und Sicherheit für die Zukunft, iſt das Beſtreben eines jeden, und . . . heftiger und 
raſtloſer wird der Kampf um die materiellen Güter, unterbrochen nur durch heftige, 
raſch und ſtark wirkende Genüſſe. Dieſe erwerbende Bevölkerungsſchicht iſt es, die 
das weiteſte Feld, den gedeihlichſten Nährboden für die Erreger der Nervoſität 
ſtellt.“ Als Ausdruck dieſer „Richtung“ unſerer Kultur gilt der Subjektivismus, der 
Individualismus eines Nietzſche; in der Kunſt der Impreſſionismus. Untrennbar 
von ſolcher Überkultur iſt ein Raffinement der ſinnloſen Genüſſe, ein Gefühl des 
berdruſſes, eine Kulturflucht; „eine zerriſſene Stimmung, in der das Gemüt von 
Ekel an einer Gegenwart ergriffen iſt, an der es doch mit allen Fibern ſeiner ver⸗ 
wöhnten Nerven hängt.“ — Goethes Wort: „Alle im Rückſchreiten und in der Auf⸗ 
löſung begriffenen Epochen ſind ſubjektiv“, iſt dem Verfaſſer „irreviſionabel“, gilt 
ihm auch für heute, die moderne Epoche der „überkultur“. 

His bringt die neue Kulturepoche in Parallele zur alexandriniſchen Zeit nach dem 
Tode Alexanders des Großen, zur Zeit der erſten römiſchen Kaiſer, und ſchließlich 
zum feudalen Frankreich unmittelbar vor der großen Revolution. Allen iſt gemeinſam 
die mächtige Proſperität, der „aufs Reale“ gerichtete Sinn, eine Unraſt des Lebens, 
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eine Verweichlichung, „ein Raffinement, das jeden Genuß in eine Noxe (Schädlich⸗ 


keit) verwandelt“. 


Aus der Zuſammenſtellung dieſer Kulturepochen zieht His den Schluß: „Nicht 
der Kampf um das tägliche Brot, nicht die Unſicherheit der Exiſtenz, nicht die Ein⸗ | 
ſeitigkeit und das Übermaß intellektueller Arbeit zeugen die Nervoſität, ſondern dep | 
Mangel an idealen Gütern, die ausſchließliche Richtung aufs Reale, der Subjektivis⸗ 
mus, der alles und jedes nur auf die eigene Perſon, ihr Wohlergehen und ihren 
Sinnengenuß bezieht, die Verfeinerung der Genüſſe, das Raffinement der Umgebung, 
kurz alles, was der Menſch an künſtlichen, das natürliche Bedürfnis vergeſſenden 
Kulturgütern ſich zur Gewohnheit macht; das iſt das Gemeinſame dieſer Epochen.“ 

Soweit His die Nervoſität der jeweils herrſchenden, in Auflöſung be⸗ 
griffenen und dem Untergang geweihten Geſellſchaftsklaſſe im Auge hat, wird 


man ſein Urteil anerkennen. 


Wie ſchon erwähnt, kennt His nur die Nervoſität der „erwerbenden Bevölke⸗ 


— — 


rungsſchicht“, und er ſchließt ſich der Anſchauung von Hilty an, daß die Neu⸗ 15 
raſthenie in den Klaſſen am häufigſten ſei, deren Lebens verhältniſſe am geſundeſten 


ſind. Es hieße aber blind ſein, wollten wir uns über die Tatſache hinwegſetzen, 
daß die ökonomiſch und ſozial unterdrückten Klaſſen des Volkes, für die die „Pros 
ſperität“ nichts abwirft, nicht minder — ja noch viel mehr — unter dem Einfluß 
der „pſychiſchen Epidemie“ ſeufzen, als die herrſchende Klaſſe. Hier ſind die be⸗ 2 
dingenden Urſachen anderer Natur: dauernde geiſtige und körperliche Überanftrengung 


über die individuelle Leiſtungsfähigkeit hinaus, Unſicherheit der Exiſtenz, Schädlich⸗ 


keiten der Wohnung und der Umgebung. Auch das ganze ideelle Milieu, in dem I 
fih die Klaſſengenoſſen einer unterdrückten, um ihre Rechte kämpfenden und auf: 
ſteigenden Klaſſe, zumal der modernen Arbeiterklaſſe, befinden, iſt ein ganz anderes 
als dasjenige einer in Auflöſung begriffenen Klaſſe wie der kapitaliſtiſchen Bour⸗ 
geoiſie. Das alles bedingt, daß die Ausdrucksform der Nervoſität in der herr⸗ 
ſchenden und in der unterdrückten Klaſſe verſchieden iſt: auf der einen Seite 
Schlappheit, Gleichgültigkeit, Abſtumpfung für Reize höherer Qualitäten; auf der 5 
anderen Seite — erhöhte Reizbarkeit, ein Drängen und Stürmen. Das iſt der 
ſpringende Punkt und müßte vielleicht der rote Faden einer zeitgemäßen Syſtematik 


der Neuraſthenie ſein. 


Als ob nun His dieſe Einwände vorausſähe, und um ſie zu entkräften, entdeckt 
er weiterhin noch ein neues, die Nervoſität bedingendes Moment, das den genannten 
drei Perioden und unſerer modernen Geſellſchaft gemeinſam iſt und ihren Verfall 
erklären ſoll: die Sekurität, die geſicherten öffentlichen Verhältniſſe, der Mangel 
kriegeriſcher Verwicklungen. Dieſen Perioden der Proſperität und gleichzeitigen 
Sekurität ſetzt His das perikleiſche Athen und die italieniſchen Städte der Renaif- 
ſance gegenüber, wo Proſperität ſich mit Mangel jeglicher Sekurität paarte 


und der Gipfel geiſtiger Blüte und Geſundheit erreicht ward. Aber im perikleiſchen 


Athen waren nicht Mangel von Sekurität, nicht die ſtändigen kriegeriſchen Verwick⸗ 
lungen bei gleichzeitiger Proſperität daran ſchuld, daß Athen in jener Epoche den 
Gipfel ſeiner Blüte erreichte, ſondern der ſozialökonomiſche Charakter 5 
ſeiner Proſperität! Darüber urteilt treffend Kautsky: „Die Reichtümer, die 
nach Athen floſſen, blieben auch nicht, wie anderswo, auf den kleinen Kreis einer 
herrſchenden Ariſtokratie beſchränkt. Athen war ein demokratiſches Gemeinweſen, 


ä 


die geſamte Bürgerſchaft nahm teil an dem ökonomiſchen Aufſchwung, aber auch ne 
an dem geijtigen. Nirgends fanden Denker ein ſolches Publikum wie zu Athen.“ 


(Und genau dasſelbe gilt für die italieniſchen Städte der Renaiſſance.) Seit den Ss 
Perſerkriegen aber „förderten die Reichtümer, die nach Griechenland floſſen, die 
Entwicklung der Geldwirtſchaft und untergruben die alte bäuerliche Naturalwirt 9 
ſchaft. Auf dem Lande verſchuldete und verkam der Bauer, an die Stelle der 
Bauerngüter traten Latifundien, von Sklaven bearbeitet. Das flache Land ent⸗ 
völkerte. Das Volk drängte ſich in den Handelsſtädten zuſammen. Neben den a 
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immer reicher werdenden Reichen — Kaufleuten, Spekulanten, Wucherern, Lati⸗ 
fundienbeſitzern, glücklichen Heerführern, die mit Beute beladen heimkehrten — 
häufte ſich eine ſtets wachſende Maſſe von Lumpenproletariern an. Die alten 
Tugenden ſchwanden dahin, die Eigenſchaften der neuen Schichten machten ſich 
geltend. An Stelle des Gemeinſinns traten Käuflichkeit und Habgier, an Stelle 
der Wehrhaftigkeit Feigheit und Weichlichkeit. ...“ Da liegt der Hund begraben: 
nicht die Proſperität als ſolche, ſondern ihr Klaſſencharakter, die Proſperität 
als Privileg einer Klaſſe zeitigt Erſcheinungen, wie es die moderne „pſychiſche 
Epidemie“ iſt. Und weil der ſozialökonomiſche Charakter der Proſperität von 
heute einen in ſeiner Schärfe unvergleichlichen Klaſſengegenſatz bedeutet, wie ihn 
die Geſchichte noch nicht gekannt hat, ſo iſt auch die Nervoſität von heute eine 
pſychiſche Epidemie von noch nie dageweſener Intenſität. Iſt die Geſchichte einmal 
mit dem Klaſſencharakter der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft fertig geworden, ſo wird 
die Proſperität zum Ausgangspunkt einer geiſtigen Blüte, der Quell ſprudelnder 
geiſtiger Kraft und Geſundheit. d 
Das ſind nun Gedankengänge, die ein preußiſcher Geheimer Rat allerdings 
nicht zu wandeln pflegt. % 
Und nun die Mittel im Kampfe gegen die Nervoſität der „erwerbenden Be— 
völkerungsſchicht?? Der religiöſe Glaube! Und dabei kommt es „weder auf 
Form, noch Inhalt, noch den Wahrheitsgehalt der Religion an“! Die „gemüts⸗ 
erhebende therapeutiſche Wirkung“ dieſes Heilmittels kennt His aus ſeiner Praxis: 
„Ich habe öfters nach ſolcher Wandlung der Sinnesart langjährige Beſchwerden 
ſich mindern ſehen.“ 8 
Das iſt nun aber nur „Individualtherapie“, His will jedoch „das Übel mit 
der Wurzel ausrotten“, die „ſozialen und kulturellen Bedingungen unſchädlich 
machen“. Seiner Auffaſſung nach waren die ſchädlichen Wirkungen der Proſpe⸗ 
rität in der Blütezeit von Athen und während der Renaiſſance durch den Mangel 
von Sekurität, durch die ſtändigen Kriege paralyſiert. Doch für heute liegt es His 
ferne, „Krieg und Elend als Heilmittel herbeizuwünſchen.“ Er will „die erſchlaf⸗ 
fenden Wirkungen allzu geſicherter Exiſtenz, den Mangel ſtarker Empfindungen“ 
ausgleichen durch „Krieg im Frieden“, durch „Drill und Disziplin“ (wörtlich!) des 
Militarismus! Und das heißt „das Übel mit der Wurzel ausrotten“! Aber wie 
wäre es, wenn wir His entgegenhalten wollten, daß der militäriſche Drill als 
Heilfaktor ja nur den nicht „erwerbenden Bevölkerungsſchichten“ zugute kommt, 
die keine bedauernswerten Opfer einer „allzu geſicherten Exiſtenz“ und ſo nach der 
Auffaſſung von His gar nicht nervös ſind? Und für „ſtarke Empfindungen“ 
in der Arbeiterklaſſe ſorgt der Ideengehalt der modernen Arbeiterbewegung. 


— 
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Clara Müller⸗Jahnke, Geſammelte Gedichte. Herausgegeben von Oskar 
Jahnke. Winterſaat. Letzte Gedichte. 100 Seiten. Bach’ auf! Letzte Gedichte. 
142 Seiten. Erſchienen im Jahre 1907 bei F. A. Bettmann, Goslar. 

„Am Abhang eines Hügels, einer alten Sanddüne, gegen die in Vorzeiten 
einſt die See ſpülte, liegt das Grab der Dichterin, bewacht von einem mächtigen 
Granitblock, umfriedet von einem heiligen Hain von Kiefern, Wacholder und jungen 
Birken, und wie an einem uralt⸗grauen Hünenſtein kann die Seele hier ruhen und 
träumen, ſtill hinwegſchauen über das märkiſche Land, über Heide und Forſt, hin⸗ 
über zu den Kalkbergen von Rüdersdorf und den Wieſen und Sümpfen der Spree 
und des Müggelſees.“ 5 


1 K. Kautsky, Was will und kann die materialiſtiſche Geſchichtsauffaſſung leiſten? 
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So leitet Julius Hart die Nachleſe der Gedichte ein, die der Gatte Cl 
Müllers aus der Ernte ihres Lebens veranſtaltet hat und in zwei Bänden ! 
Ein Bild veranſchaulicht ihr Grab, und we 
fie gekannt hat, wird gern anerkennen, daß fie fo zur ewigen Ruhe gebettet worden 
iſt, wie es ſicherlich ihr Wunſch geweſen wäre, zur ewigen Ruhe gebettet zu werden 
So ſehr ſie die Sonne Italiens liebte, ſo verhaßt war ihr die gleißende Pracht d 


Verehrern der Dichterin darbietet. 


italieniſchen Friedhöfe. 


Raſchelnde Roſen an Perlendraht, 
Badepüppchen im Heiligenſtaat, 
Gruftkapellchen mit Polſterſitzen, 

Leinene Deckchen mit Häkelſpitzen, 
Kreuzchen und Bildwerk, Flitter und Spiel, 
Gläſerne Ampeln im Jugendſtil, 

Steinerne Engel im Modekleid, 

Platte an Platte dicht gereiht — 

Und um des marmornen Schweigens Schauer 
Die himmelverſperrende neidiſche Mauer: 
Das iſt, von Orangen und Roſen umblüht, 
Die Heimat der Toten im ſonnigen Süd. 
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Und die Träne, die mir fo raſch den Blie 
Verdunkelt, kriecht ſcheu ins Herz zurück. 
Ein Windſtoß kommt aus dem Pinienhain 
Und die Kränze klappern wie Totenbein. 
O du Ewige, Weltenbeſchattende du, 
Mutter des Lebens, zeugende Ruh, 

Wie haben ſie dich ſo klein gemacht, 
Mit ihrer Plunder- und Flickenpracht! 
Sie ſpielten ein gellendes Jahrmarktsſtück 
Auf deiner heitern, himmliſchen Harfe 
Und hängen die grinſende Faſchingslarve 
Vor deinen gütigen Mutterblick. 


Nein, meine Heilige, hier wohnſt du nicht! 
Aufatmend grüß' ich das Frühlingslicht! 


In der eiſigen Ode bin ich allein. 
Hart klingt mein Schritt auf dem harten Stein 


Nicht Andacht war der Grundzug von Clara Müllers Gedichten, wie Julius 
Hart meint, ſondern ehrliche und geſunde Kraft, die ein hartes Leben niemals ge⸗ 
brochen, wenn es auch nicht ſpurlos an ihr gerüttelt hat. Das furchtbare Jahr⸗ 
zehnt, das Clara Müller als „Taglöhnerin mit dem Geiſt“ in der Blüte ihrer Jahre 
erlebt hat, um durch die Redaktion eines kleinen hinterpommerſchen Blättchens 
einen kärglichen Biſſen Brot für ihre Mutter und ſich zu erwerben, hat tiefere 
Furchen in ihr Leben gezogen, als ihre Abſtammung aus einem evangeliſchen Pfarr⸗ 
hauſe. Sobald der glückliche Zufall einer Erbſchaft ſie endlich befreite, entſprach 
es ihrer grundehrlichen und grundtüchtigen Natur, ſich in die Wogen der Arbeiter⸗ 
bewegung zu ſtürzen, aber eine durch und durch Freie iſt ſie nicht mehr geworden; 
ſie ſchleppte die zerbrochene Kette nach, die man gerade in der faſt grauſamen 
Wahrhaftigkeit ihres Bekenntnisbuches vielleicht am lauteſten klirren hört. In dem 
letzten Briefe, den wir von der Freundin und Landsmännin erhielten, klagte ſie 
bitter über das mangelnde Verſtändnis, das ihre Lebensbeichte gefunden habe; ſie 
ſelbſt aber war nicht ohne Schuld daran, wenn auch nur in dem Sinne, daß die 
Kämpferin der Dichterin den Lorbeer entriſſen hatte. N 

Das Beſte und Reifſte, was Clara Müller geſchaffen hat, waren ihre „Sturm: 
lieder vom Meere“. Sie ſind in einen der beiden Nachlaßbände aufgenommen, 
doch werden fie hier etwas erdvückt durch andere Gedichte, die nicht in gleichem 
Maße die Eigenart der Dichterin bekunden. Wir achten die Pietät des Gatten, die 
möglichſt alles ſammeln wollte, was die Dichterin geſchaffen hat, aber weniger 
wäre mehr geweſen, und es käme ſchon eine ſtattliche Zahl heraus, wenn das all⸗ 
zufrühe Grab Clara Müllers nur mit denjenigen ihrer Gedichte geſchmückt worden 
wäre, die dauern werden. 


Otto Ernſt, Bemper der Jüngling. Ein Bildungsroman. Leipzig 1908, Verlag 
von L. Staackmann. 452 Seiten. Preis broſch. 4 Mark, geb. 5 Mark. 
Dieſer Roman, der einen großen Erfolg gehabt hat und ſchon in mehreren 
zehntauſend Exemplaren abgeſetzt worden iſt, wurde kürzlich in einem reaktionären 
Blatte arg heruntergeriſſen, und wir nahmen ihn zur Hand in der Abſicht, ihn 


— 
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gegen eine, wie uns ſcheinen wollte, tendenziöſe Kritik zu verteidigen. Nun war 

die Kritik, wie uns die eingehende Prüfung des Buches zeigte, freilich tendenziös 
genug, aber immerhin nicht ganz unerklärlich gegenüber den unmäßigen Lobes⸗ 
erhebungen, die dieſer „Bildungsroman“ in anderen bürgerlichen Blättern gefunden 
hat. Was der Verfaſſer uns gibt, verrät im Grunde ſo wenig von „Bildung“ wie 
von einem „Roman“; es iſt die etwa in gleichem Maße flach und flott geſchriebene 
Biographie eines Hamburger Volksſchullehrers, der es an der Stirn geſchrieben 
ſteht, daß ſie die Autobiographie des Verfaſſers ſein ſoll. 

Nun muß der Dichter gewiß aus dem eigenen Buſen ſchöpfen, jedoch Otto Ernſt 
hat ſich die Sache allzu bequem gemacht. Alle dieſe zufälligen Begegnungen und 
Erlebniſſe, die er uns mehr oder weniger weitläufig ſchildert, würden den Leſer 
erſt intereſſieren, wenn ſie in inneren kauſalen Zuſammenhang mit der „Bildung“, 
das heißt mit der inneren Entwicklung des Helden geſetzt würden, aber daran fehlt 
es wenn nicht ganz und gar, ſo doch in hohem Maße, und auch die unzähligen 
Zitate aus allen möglichen Dichtern, von Goethe bis auf Storm und Fontane, tun 
nichts zur Sache. Hat man die 452 Seiten hinter ſich, ſo legt man das Buch froh 
aus der Hand, aber befriedigt freilich in keiner Weiſe. 

Dennoch begreifen wir vollkommen den buchhändleriſchen Erfolg des Romans. 
Für ein künſtleriſch anſpruchsloſes Publikum lieſt er ſich ganz munter fort, und 
über Schulfragen, von denen der Verfaſſer etwas verſteht, findet ſich manches 
geſcheite Wort. Schade bei alledem, daß Otto Ernſt ſein Talent, das nicht groß, 
aber echt war, in maſſenhafter Scheidemünze, die nicht einmal immer echt iſt, zu 
verzetteln begonnen hat. 


Karl Ewald, Mein großes Mädel. München 1908, Albert Langen. 


Wenn das liebenswürdige Büchlein mit ſeinen paar originellen Einfällen nichts 
weiter beanſpruchen würde, als den Leſer zu unterhalten, indem es die bürgerliche 
Philiſterei in harmloſer Weiſe verſpottet, ſo könnte man es mit dankbarem Lächeln 
einfach hinnehmen. Da es aber zugleich beanſprucht, darüber zu belehren, wie das 
ſchwierigſte Problem der modernen Erziehung, das ſexuelle, ſpielend leicht zu löſen 
ſei, ſo iſt es wohl nicht überflüſſig, zu betonen, daß ſich der Autor die Sache doch 
gar zu leicht gemacht hat, indem er die Perſonen ſeiner Erzählung nicht nur von 
jeder wirtſchaftlichen und geſellſchaftlichen Abhängigkeit, ſondern auch von jedem 
gemütlichen Zuſammenhang mit ſolchen Leuten frei ſein läßt, die ihre kühne und 


regelwidrige Handlungsweiſe mißbilligen würden. 


In Wirklichkeit lebt faſt niemand in ſolcher splendid isolation, und darum hat 
die in dem Buch verſuchte Löſung des Problems nicht einmal für die ſehr reichen 
Leute allgemeine Bedeutung. Thereſe Schleſinger. 


Hellmut v. Gerlach, Das Parlament. Frankfurt a. M., Literariſche Anſtalt 
Rütten & Loening. 100 Seiten. Preis 1,50 Mark. 


Merkwürdiger Wandel der Schickſale! Dieſelbe Verlagsanſtalt, die vor ſechzig 
Jahren die „Heilige Familie“ von Marx und Engels veröffentlichte, gibt heute 
unter dem Geſamttitel der „Geſellſchaft“ eine Reihe von kleinen Schriften heraus, 
die den „gebildeten“ Leſer im Fluge über das Proletariat, die Religion, die Politik, 
den Streik, die Zeitung, den Weltverkehr, die Sprache, die geiſtigen Epidemien, 
das Warenhaus, den Staat, die Revolution, die Schule und der Himmel weiß was 
ſonſt noch unterrichten ſollen. Es iſt natürlich durchweg leichte, mitunter auch ſchlechte 
Ware; manches wieder läßt ſich ganz gut leſen, wie die Schrift Gerlachs über das 
Parlament, die als 17. Band der Sammlung erſchienen iſt. 

In die Tiefe gräbt ſie gewiß nicht, was ſich ebenſowenig mit der Art ihres 
Verfaſſers wie dem ganzen Zwecke dieſes buchhändleriſchen Unternehmens verträgt. 
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Aber das Drum und Dran des bürgerlichen, namentlich des deutſchen Parlamen⸗ 
tariers ſchildert ſie in recht gefälliger Weiſe und unter Geſichtspunkten, die vom 
bürgerlichen Standpunkt aus ziemlich vorurteilsfrei ſind. Man braucht die Illuſionen 
des Verfaſſers nicht zu teilen und im Parlament nicht den Ausdruck der organi⸗ 
ſierten Maſſenherrſchaft zu erblicken, aber man kann es ihm danken, daß er die 
demagogiſchen Redensarten derjenigen Reaktionäre, die noch weit hinter dem bürger⸗ 
lichen Parlamentarismus ſtehen, vom „Redenhalten zum Fenſter hinaus“ und der⸗ 5 
gleichen Faſeleien mehr, womit der brave Philiſter gekirrt werden ſoll und ſich 
leider auch kirren läßt, mit munterem Witze abtut. > 

Helfen wird es freilich nicht viel. 


Lofe Blätter. 


Kantianer mit Metaphyſik, ein utilitariſtiſcher Theologe, ein Bismarckverehrer, der 15 
gegen das Sozialiſtengeſetz agitierte. Er hat eine zweibändige „Ethik“ geſchrieben, N 
von der ſich ein Achtel mit dem Sozialismus beſchäftigt — in eben derſelben Halb⸗ 


undhalbmanier, die ſich aus einer gewiſſen intellektuellen Fähigkeit und einer pr 


ſönlichen Klaſſenborniertheit ergibt. Als typiſch für des Mannes unmögliche Poſition 
mögen die Worte aufbewahrt bleiben, die er im erſten Schrecken über Bismarcks 
bekannte Anſprache an die Abordnung des Bundes der Landwirte 1895 ſchrieb: 
„Schroffer als hier iſt wohl niemals das Weſen des Staates als der außer 
und über den Parteien ſtehenden Organiſation des ganzen Volkes für die Löſung 
ſeiner Lebensaufgaben, die Durchſetzung ſeiner Intereſſen nach außen und die Durch⸗ 4 
führung der Idee der Gerechtigkeit nach innen, verneint, unverhohlener niemals 
die Staatsgewalt für eine Intereſſengruppe in Anſpruch genommen worden. Dem . 
Fürſten erſcheinen, erſchienen wenigſtens in jenem Augenblick die Staatsbeamten 
als Drohnen, die aus dem Arbeitsertrag der Produzenten leben, ohne etwas dafür 
zu leiſten, als daß ſie eine Unmenge mit Paragraphen bedruckten Papiers in die 
Welt ſetzen; er gibt den Rat, dies unnütze Volk abzuſchaffen. „ 
„Man könnte es verſtehen, wie jemand, der gewöhnt iſt, die Junker als die 
geborenen Herren des Landes und des Volkes zu betrachten, zu ſolchem Ber 
werfungsurteil über den Staat kommt. Natürlich, er iſt ihnen unbequem, der Ne 
gierungsrat und der Richter, der nicht von ihnen, ſondern von der Staatsregierung 
und dem Geſetz allein abhängig iſt. So fanden ſchon die preußiſchen Junker das 
Regiment Friedrich Wilhelms I. unbequem: das ganze Land werde ruiniert! worauf 
jener König ihnen eine bekannte, ſehr deutliche Antwort gab. So fanden die mar 
kiſchen Junker die Stein⸗Hardenbergſche Geſetzgebung unerträglich: das ganze Land 
geht zugrunde, wenn man unſere Bauern zu freien Staatsbürgern macht! | 
„Daß der Mann, der achtundzwanzig Jahre lang der erſte Beamte erſt des 0 
preußiſchen Staates, dann des Deutſchen Reiches geweſen iſt, dies Verwerfungs⸗ „ 
urteil ſpricht, iſt doch etwas überraſchend. Und merkte er denn nicht, was für ein 
vernichtendes Urteil damit über die Dynaſtie geſprochen iſt, die dann alſo ihre 1 
Aufgabe, einen Beamtenſtand zum Dienſte des Rechtes und des Landes zu erziehen, 
abſolut unerfüllt gelaſſen hätte? Eine Aufgabe, an der mitzuwirken der erſte Be⸗ 
amte in ihrem Namen denn ja wohl auch den Auftrag gehabt hätte. = 
„Daß übrigens die Überlaſſung der Staatsgewalt an die Intereſſentengruppen 
oder alſo an die Junker — denn ſie kämen ja wohl allein in Betracht, an die 
Krämer und Schuhmacher wird auch Bismarck dabei nicht gedacht haben — ihre 
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Gefahren hat, darüber wären doch der Geſchichte des preußiſchen Staates einige 
der Beherzigung werte Lehren zu entnehmen. Es erſcheint kaum glaublich, daß 
Bismarck, der geſchichtskundige Staatsmann, dieſe Lehre ſollte vergeſſen haben. Es 
erſcheint nicht glaublich, daß er wirklich die Entwicklung des preußiſchen Staates 
von den Tagen des Großen Kurfürſten an ſollte rückgängig und den König wieder 
zum erſten Grundbeſitzer des Landes, zum primus inter pares, nämlich unter den 
Junkern, machen wollen. Und ſo wird man denn ſeine Worte doch wohl 
am beſten deuten, wenn man darin die erſtaunliche Anpaſſungsfähig⸗ 
keit () an die Gedanken derer bewundert, zu denen er eben ſpricht, 
eine Eigenſchaft, von der allerdings erſt die letzten Monate die großen 
öffentlichen Proben gebracht haben. Daß in dieſem Falle alte Jugend⸗ 
liebe () ihm die Anpaſſung beſonders leicht gemacht habe, wird man dann aller⸗ 
dings hinzufügen dürfen.“ 

Beſſer als alles andere zeugt ſolch eine Probe von der geiſtigen Verkrüpplung 
der bürgerlichen Geſchichtswiſſenſchaft ſelbſt in ihren nüchternſten Vertretern. A. K. 


Zur Frage der Arbeiterbibliotheken ſchreibt uns Genoſſe Felix Ilgner in 
Leipzig: Viel iſt ſchon von literariſch tätigen Genoſſen darüber geſchrieben worden, 
was man leſen ſolle, um den Sozialismus begreifen zu lernen und ſich mit dem 
Denkvermögen auszurüſten, das zu einem guten Klaſſenkämpfer gehört. Praktiſch 
iſt daraus aber leider wenig gewonnen. Ich weiß beſtimmt, daß es ſehr viele, 
namentlich jüngere Genoſſen gibt, die ſich gern in den Beſitz von grundlegenden 
Büchern ſetzen würden, wenn nicht der zwar nicht an ſich, aber für die verfügbaren 
Barmittel der Genoſſen hohe Preis wäre. Einem Teile der Genoſſen fehlt die 
Energie, ſich jede Woche etwas „wegzulegen“, um die gewünſchten Bücher zu er⸗ 
werben. Andere Genoſſen hindert ein gewiſſer Fatalismus, ſich überhaupt mit der 
Frage zu beſchäftigen, ob ſie ſich ein Buch anſchaffen können, da es für ſie doch 
ſchon feſtſteht, daß es „zu teuer“ iſt. Dieſer Fatalismus ſonſt lernbegieriger 
und opferfreudiger Genoſſen hat ſeinen Grund in der prekären Lage der ein- 
zelnen. 
Ich meine, allen dieſen Erſcheinungen würde abgeholfen werden, wenn man 
gute Arbeiter⸗Hausbibliotheken zum Preiſe von etwa 50 bis 60 Mark zuſammen⸗ 
ſtellen und zu günſtigen Teilzahlungsbedingungen an die Genoſſen abgeben würde. 
Man wird vielleicht einwenden: ja wenn ſich ſtrebſame Genoſſen „emporleſen“ 
wollen, ſo ſtehen ihnen unſere Vereinsbibliotheken zur Verfügung. Wenn man nun 
auch annehmen wollte, daß die Vereinsbibliotheken überall über die geeigneten 
Bücher verfügen, ſo muß doch geſagt werden, daß ſie nicht allen Anforderungen 
entſprechen können. Es gibt aber Bücher, namentlich in der ſozialiſtiſchen Literatur, 
die man wieder und wieder leſen muß, um den Inhalt zu verſtehen. Dann kommt 
noch eins hinzu. Der Genoſſe hat ſeine „eigene“ Bibliothek, und ſei ſie noch ſo 
klein. Mit einem gewiſſen Stolze wird er dem befreundeten Genoſſen „ſeine“ 
Bibliothek zeigen. Dies Gefühl des Stolzes wird bei dem anderen ein Gefühl der 
Beſchämung auslöſen. Was hundert gute Lehren, die in den Verſammlungen ge⸗ 
geben werden, nicht auszurichten vermögen, das richtet vielleicht das nieder⸗ 
drückende Gefühl dem Freunde gegenüber aus. Der Beſchämte wird verſuchen, 
dem Kollegen nachzuahmen; ſein Intereſſe wird geweckt; er wird ein denkender 
Menſch, ein vollgültiger Streiter in unſeren kämpfenden Reihen werden. 

Viele bürgerliche Verlagsfirmen, zum Beiſpiel F. A. Brockhaus, Bibliographiſches 
Inſtitut, Bong & Co., erzielen ihren Hauptumſatz durch den Verkauf ihrer Verlag: 
werke zu Teilzahlungsbedingungen. Sollten unſere Parteiverlage das nicht auch 
können? Nach meiner Überzeugung würde es nur von Vorteil für die Partei und 
auch für unſere Buchhandlungen ſein. Man brauchte deshalb nicht ein Heer von 
Reiſenden loszulaſſen, wie ſich manche Genoſſen vorſtellen, um die Bibliotheken 
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„anzudrängeln“. All das ließe ſich in würdiger, der Bedeutung und dem Er 
der Sache angemeſſener Form machen. | in 
Soweit Genoſſe Ilgner. Wir veröffentlichen gern ſeine Anregung, möch 
aber dahingeſtellt ſein laſſen, ob ſie ſich praktiſch durchführen läßt. Was Gen 
Ilgner wünſcht, war ja früher, wenn auch in anderer Form, die Regel in de 
Partei: um den Arbeitern die Anſchaffung der Parteiliteratur zu ermöglich 
wurde ſie gewöhnlich in Lieferungen, alſo zu „Teilzahlungsbedingungen“ und z 
Preiſen abgegeben, die auf ihre maſſenhafte Verbreitung berechnet waren. Wen 
unſere Parteiverlage davon mehr oder weniger zurückgekommen ſind, ſo haben ſi 
vermutlich ihre Erfahrungen gemacht, und wir fürchten, daß die Parteigenoſſen 
die über die „teuren“ Bücher klagen, daran ſelbſt nicht ohne große Schuld find. 
Auch ſonſt liegt auf der Hand, daß die Verwirklichung des Vorſchlags, den Genoſſ i 
Ilgner macht, ihre Schwierigkeiten hat; ſeine Berufung auf das Vorbild bürger⸗ 
licher Verlagsfirmen trifft nicht ganz zu. 


Aus Shamforts Marimen. Wenn ein Fürſt von ſeiner erbärmlichen Etikette 
ſich frei macht, 15 geſchieht es faſt niemals zugunſten eines Mannes von Verdienſt, 
ſondern eines Mädchens oder eines Hanswurſtes. 5 
Die Prinzenerzieher, die ihren Zöglingen eine gute Bildung geben wollen, nach 
dem ſie ſich ihrer Etikette und ihren demütigenden Förmlichkeiten unterworfen haben 
gleichen Rechenmeiſtern, die große Rechner bilden wollen, nachdem ſie ihren Schülern 
zugegeben haben, daß drei plus drei gleich ſieben iſt. 8 | 
Sollte man es glauben, daß der Deſpotismus Anhänger findet, weil es not 
wendig ſei, die ſchönen Künſte aufzumuntern? Es iſt unglaublich, um wieviel das 
Zeitalter Ludwigs XIV. die Zahl derer gemehrt hat, die ſo denken. Nach ihnen iſt 
es das Ziel jeder menſchlichen Geſellſchaft, ſchöne Tragödien, ſchöne Komödien ufw. 
zu haben. Das ſind Leute, die alles von den Prieſtern angerichtete Unheil ver⸗ 
zeihen, weil wir ohne die Prieſter Molieres „Tartüffe“ nicht haben würden. 
Eine Weisheit ohne Mißtrauen iſt mir unverſtändlich. Die Bibel ſagt, der 
Weisheit Anfang ſei die Furcht Gottes; ich glaube, es iſt die Furcht der Menſchen 
Ich habe in irgend einer Reiſebeſchreibung geleſen, daß gewiſſe wilde Völker 
an die Unſterblichkeit der Seele glauben. Ohne erklären zu wollen, was aus der 
Seele wird, glauben ſie, daß ſie nach dem Tode um die Gebüſche in ihren Flecken 
herumirren, und ſuchen ſie mehrere Morgen hintereinander. Wenn ſie ſie nicht 
finden, geben ſie das Suchen auf und denken nicht mehr daran: das Beſte, was 0 
auch unſere Philoſophen tun könnten. f 0 
Das Gefühl, das man für die meiſten Wohltäter hegt, gleicht der Erkenntlich⸗ 
keit gegen Zahnärzte. Man ſagt ſich, daß ſie uns wohl getan, uns von einem Übel 
erlöſt haben, aber man erinnert ſich auch an den Schmerz, der uns zu ihnen führte, 
und liebt ſie nicht gerade zärtlich. i | 
Wer alles nur für die Eitelkeit tut, hat der ein Recht, den Höfling zu ver⸗ 
achten, der alles des Vorteils wegen tut? Es ſcheint nur, daß dieſer die Goldſtücke 
fortträgt und jener zufrieden iſt, wenn er ſie klimpern hört. | 5 
In den ziviliſierten Staaten läßt man die in Ruhe, die das Feuer anlegen, 
und verfolgt die, welche die Sturmglocke läuten. f 5 
Die Geſellſchaft iſt aus zwei großen Klaſſen zuſammengeſetzt: die mehr zu eſſen 
als Appetit, und die mehr Appetit als zu eſſen haben. N | 
Es gibt eine höhere Klugheit als die, die man gewöhnlich mit dieſem Namen 


Maulwurfs. Die Klugheit des Adlers beſteht darin, kühn ſeinem Charakter zu 
folgen und mutig die Nachteile auf ſich zu nehmen, die damit verbunden ſind. 


Für die Redaktion des Feuilletons verantwortlich: Franz Mehring, Steglitz. 
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